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1. Ueber den gegenwärtigen Zuſtand der Rechtswilenfhaft und das 
Bedürfniß einer rechtsphilofophifhen Grundlegung. 


Es iſt eine auffallende Thatjache, daß eine Wiffenfchaft wie die von Recht und Staat, 
welche jo tief und alljeitig in die menschlichen Lebensverhältniffe eingreift und bei verſchie— 
denen Gulturvölfern Iahrhunderte hindurch fo viele tüchtige Kräfte für ihre Pflege und 
Weiterbildung in Anſpruch genommen bat, in ihren Grundbegriffen und in ihren weſent— 
hen Beziehungen zu verwandten practifchen Willenichaften, noch feineswegs feftgeftellt tft. 
Zwar bieten die Naturwiſſenſchaften, die doch einen jo erfreulicden und für die vollswirth— 
ſchaftlichen Fortſchritte fo fegensreihen Aufſchwung genommen haben, einen ähnlichen Zuftand 
dar, indem auch in ihnen über wichtige Grundprincipien, wie über die Materie jelbit, ob 
fie atomiftiich oder dynamiſch aufzufaſſen fer, über die Einheit oder Verſchiedenheit ver 
Naturkräfte u. ſ. w. jehr entgegengefette Anfichten beftehen, und e8 könnte daher fcheinen, 
als wenn die Pfleger einer Wiſſenſchaft, ohne Ängftlihe Sorge um die Feitftellung der 
Grundprineipien, nur räftig nad) allen Seiten fortzufchreiten, in Bertheilung ver Arbeit 
den Ausbau der einzelnen Gebiete zu vollführen brauchten und dann rubig von der mög: 
lichſt vollſtäudigen Ausbildung der einzelnen Theile die fpätere Zufammenfafjung und 
Ausgleihung der verfchiedenen Grundbegriffe in einem höchiten Princip abwarten dürften. 
Allein die Geſchichte der Wiſſenſchaften bezeugt, daß ein organtiches Gefeg der Wechſel— 
wirkung zwifchen dem Ganzen und den Theilen, den Grundprincipien und den befonderen 
Begriffen befteht und daß eine richtige Stellung und Ausbildung dev verfchiedenen Zmeige 
nur in ftetiger Ovientirung nad) den Grundbegriffen möglich if. Wird eine ſolche Ovien- 
tirung nicht gewonnen, fo tritt auf einer gewilfen Stufe der Forſchung leicht Die Gefahr 
ein, daß der Theil fih als das Ganze geltend macht, von feinem Princip aus alle 
anderen Gebiete zu beftunmen und zu beberrfchen ftrebt. Iſt doch auch unverkennbar in 
den Naturwiſſenſchaften, in Folge der Unflarheit, in welder man über die Grundbegriffe 
der Materie, der Kraft und über das höhere Princip des Lebens geblieben ift, die ein- 
jeitige ichtung eingetreten, daß man, wie ſchon einmal im achtzehnten Yahrhundert, nicht 
blos alle Kräfte auf die Bewegungskraft zurüdzuführen, ſondern ſelbſt das Yeben durch 
mechaniſche und chemifche Procefle erflären zu können glaubt. Aber in noch größerem 
Maße tritt in der Rechtswiſſenſchaft die Iſolirung nad) einzelnen Gebieten, römiſchem und 
deutſchem Rechte, Handelsrechte, Strafrechte recht fihtbar hervor und der Zufammens 
bang, den das Rechtsprincip zwiſchen den verfchiedenen Theilen des Privatrechts jo mie 
zwilchen dem Privatrechte und dem öffentlichen Nechte herzuftellen hat, ift wenig oder gar 
nicht unterfucht und erfannt worden. Der gegenwärtige Zuftand der Rechtswiſſenſchaft, 
zeigt nur ein, zum Theil großartiges, Bild einer fortgejetsten Ausbreitung nach den ein- 
zelnen Seiten und Richtungen, in Anhäufung und Sichtung des hiſtoriſchen Stoffes, in 
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unermüdlichem Streben, einzelne Begriffe ſchärfer zu beſtimmen. Aber der Mangel ge 
meinfamer Ausgangs: und Anhaltspunkte in den grundlegenden Principten tritt doch im— 
mer fichtbarer hervor und wedt mehr und mehr das Bedürfniß, nicht blos für die einzelnen 
Disciplinen des Privatrechts zur Gonftruction des gegebenen Nechtsftoffes, ſondern auch 
für die großen Theile des Rechts, für das Privats und öffentliche Recht gemeinfame lei— 
tende Grundprincipien zu gewinnen. Mag aucd diefes Bedürfniß bloßen Fachgelehrten, 
deren Fleiß auf Sammlung, Sichtung und Verarbeitung des Materials in den gegebenen 
oder angenommenen Grenzen einer Disciplin gerichtet ift, wenig fühlbar werden, jo iſt 
doch die Forderung einer tieferen Grundlegung der Wiſſenſchaft um jo weniger abzumeis 
jen, als in fat allen Theilen der Rechtswiſſenſchaft die Erkenntniß ſich aufdrängt, daß 
die bisher angenommenen Grundſätze nicht mehr zur vollen Erfaſſung und richtigen Con— 
ſtruction des gegebenen Stoffes ausreichend ſind und eine ſchärfere Beſtimmung, Um— 
bildung und Erweiterung der Grundbegriffe ſelbſt als die nothwendige Vorausſetzung 
erſcheint. 

Der Mangel einer genügenden Begrifföbeſtimmung tritt uns in allen Hauptmate— 
rien des Privat- und öffentlichen Rechts entgegen. Wenn wir zunächſt abſehen von der 
noch keineswegs genügend feſtgeſtellten Unterſcheidung des Privat- und öffentlichen Rechts, 
ſo muß es beſonders befremden, daß ſelbſt das Privatrecht, welches im Unterſchiede von 
den noch vielfach ſchwankenden und tm Fluſſe begriffenen öffentlichen Verhältniſſen, auf 
den feiteren Grundlagen der, in der Hauptſache ſich gleichbleibenden, Bedürfniſſe und Ver— 
hältniſſe des Sonderlebens ſich entwidelt und ſich in den Eimrichtungen des Beſitzes, Des 
Eigenthums, der befonderen Nechte an fremden Sachen, in dem, verfchtedenen Arten der 
obligatoriſchen Verhältniſſe, der Verträge u. |. w. ausprägt, in allen dieſen wichtigen Be— 
griffen noch dev wiſſenſchaftlichen Feittellung entbehrt. Daraus erflärt jich denn das fortwäh- 
rende Schwanfen in den widhtigften, tief in das Leben eingretfenden Begriffen. Belonders 
lehrreich iſt in diefer Hinficht die Entwidelung der Yehre vom Beſitze. Kaum begimt die 
Theorie Savigny's, welche jo ſchroff Factum und Recht auseinanderhält, jedes Necht 
fi) nur ganz äußerlich an die Ihatjache anfegen läßt und dem früheren aus germa= 
niſcher Rechtsanſchauung ſtammenden Beſitzbegriff entgegentritt, nadı einem Menſchenalter 
in den herangereiften Schülern in die Praxis einzudringen, als dieſelbe durch Bruns (in 
dem Werke, das Necht des Beſitzes im Mittelalter und in der Gegenwart 1848) in 
wichtigen Punkten wiederum eine ftarfe Erichütterung erleidet, und Ihering den Beſitz— 
begriff noch in inmigere Beziehung zum Rechte fett, wenn er erklärt, „daß der Beſitz ſei— 
ner urſprünglichen Idee nach nichts anderes ald das Eigentbum in der Defenfive ſei“ 
und den Belig zu den Nechtöverhältniffen an Sachen ſtellt. Bei allen diefen Auffaſſungen 
des Beſitzbegriffes waltet aber noch der große Uebelftand ob, daß alle nur vom Stand» 
punkte des Privatrechts aus aufgeltellt find, feine auf die Befitwerhältniffe in Bezug auf 
die Staatögemwalt, im Staats- und Völkerrechte, paßt, während die höhere Einheit des Rechts— 
princips auch einen gemeinfamen Grundbegriff für beide Gebiete des Beſitzes fordert, (©. 
meine juriſtiſche Enchklopädie 1857. ©. 638 fi.) 

In ähnlicher Weiſe wie mit dein Befigbegriffe verhält es fi mit dem Eigenthums— 
begriffe. Das Eigentbum wird als die rechtliche Herrfchaft einer Perſon über eine Sache 
beſtimmt. Aber felbft wenn man zugeben wollte, daß es die volle vechtliche Herrſchaft bes 
zeichnete, was in Nückjicht auf jo manche Beſchränkungen durch Niesbrauch, Pfandrecht, 
Yitigiofität nicht ſtatthaft ift, To berricht Doch nody Streit über die möglichen Arten Des 
Eigenthums, über Geſammteigenthum, getheiltes Eigenthum, jo wie über die Ausdehnung 
des Eigenthumsbegrifis, ſei es auf blos körperliche, oder aud auf unförperlice Sachen, und 
das Autorrebt an Geifteswerfen oder Das 1. g. literariſche Eigenthum, der Sprößling 
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einer neuen Durch die Erfindung der mechaniſchen Vervielfältigung der Geifteswerte her— 
vorgerufenen Culturperiode, erwartet noch immer von der Rechtswiſſenſchaft, Durch richtige 
Einreihung unter die entiprechende Gattung der Rechtsverhältniſſe, feinen ehrlichen bürger— 
lichen Namen. Selbſt der Begriff der befonderen dinglichen Rechte an fremden Sachen, 
wie Sernituten u. dgl, muß eine Rückwirkung von dem Mangel einer ficheren Beſtim— 
mung des Eigenthumsbegriffs erfahren. Was die Obligationen betrifft, jo wollen wir 
bier abjehen von der fo ftreitigen Yehre von der Ausdehnung des Obligationsverhältniſſes 
auf dritte Perfonen und hier nur die Meinungsverjchiedenheit über die Frage heworheben, 
auf welche Yebensverhältniffe der fo wichtige mit dem Wejen der Freiheitsbethätigung 
innig zuſammenhängende Vertragsbegriff eine Anwendung finden kann, ob blos auf pris 
vatrechtliche, insbeſondere vermögensrechtliche oder auch auf öffentliche und ſittlich vechtliche 
Verhältniſſe. Iſt es doch die Unklarheit über diefe Fragen, welche Regierungen dahin 
geführt bat, in einer ganz misbräuchlihen Anwendung des VBertragskegriffs, durch Con— 
cordate mit der römiſchen Curie, nicht nur für die Regelung rein öffentlicher Verhältniſſe 
der Kirchengemeinfchaft zum Staate fich Feſſeln anzulegen, welche die Souveränetät des 
Staated und der ftaatlichen Gejeggebung in einem wejentlichen Theile verlegen, ſondern 
aud in rechtlich=fittlicher Beziehung die Gewiflensfreiheit der Bürger einem verwerflichen 
Geſetzeszwange zu unterftellen. Schon die Römer hatten richtig beftimmt, daß Berträge 
(oder teftamentarifche Verfügungen), welche die guten Sitten verlegen oder die rechtlich = fitt- 
liche Freiheit aufheben, das Geſchäft nichtig machen oder, wie bei den Teftamenten, als nicht 
beigeſetzt betrachtet werben follen. Aber fo mie der Einzelne, fo ift auch der Etaat eine 
die Volksgemeinſchaft vepräfentivende Gefammtperfönlichteit, welche ihr Handeln nach 
dem rechtlich = fittlichen Geſammtbewußtſein, im Cinflange mit der Gewiflensfreiheit 
dev Bürger, beftimmen und fich nicht eimer, das Yebensprincip des Staates, die 
Vortbildungsfähigkeit der Verhältniſſe nicht amerfennenden kirchlichen Macht unter- 
werfen darf. Daher find aber auch die Concordate überhaupt nicht unter das Ber— 
tragäprincip zu bringen und ift nicht etwa blos eine Aufhebung oder Abänderung derſel— 
ben aus dem immerhin etwas bevenflichen Grunde der veränderten Berhältniffe (d. i. nad) 
der ſ. g. Glaufel: rebus sie stantibus) zu fordern, fondern fie find grundfäglich als un- 
vereinbar mit den Forderungen des "fittlihen Gewiffens der Bürger und der fortfchreiten- 
den Gefammtbildung zu verwerfen. Hätte die Wiſſenſchaft den Vertragsbegriff felbit 
nach feinem Gebiete oder Umfange jhärfer beftimmt oder abgegrenzt, jo würden angeſehene 
Rechtsgelehrte ſchon aus Achtung vor den Principien ihrer Wiſſenſchaft nicht zu einer 
misbräuchlicien Anwendung des Vertragsbegriffs Die Hand geboten haben. 

Richten wir unfern Blick auf das öffentliche Hecht, fo zeigt fich, abgejehen von ver 
jo auffallenden Thatfache, daß der Unterſchied (auf den wir ſpäter Nr. III. zurüdtommen) 
zwifchen Privat: und öffentlichem Recht noch gar nicht feftgeftellt ıft, ein großes Schwan- 
ten bei den wichtigften Begriffen des öffentlichen Rechts. Nicht nur in der verichiedenen 
Auffafjung des Staates im Allgemeinen, des Staatszwecks, des Verhältniſſes des 
Staates zur Gejellihaft oder zu den gefellichaftlichen Gulturgebieten, zur Kirche, Schule, 
zu den wirtbichaftlichen Kreifen u. ſ. w, fondern auch auf dem ganzen Bermaltungs- 
gebiete herrſcht noch große Meinungsverſchiedenheit über wichtige, tief in das öffentliche 
Leben eingreifende Fragen, über Abgrenzung der Juſtiz und Verwaltung, über Verwal⸗ 
tungöjuftiz, über Polizei u. |. w. Das Unfertige in den wifjenfchaftlichen Begriffen erflärt 
ſich bier zum Theil aus der Unfertigfeit unfered ganzen öffentlichen Nechtözuftandes, aus 
der Schwierigkeit, in einer unverlennbaren kritiſchen Uebergangszeit aus den gewohnten 
Anſchauungen zu neuen Berhältnifien und Principien von noch unberechenbaren Folgen 
überzugehen. Aber es bleibt doch für die Wiſſenſchaft des öffentlichen Rechts die unerläß- 
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liche Aufgabe beftehen, Hinfihtlih der Grundverhältniffe und Grundgebiete des ftaatlichen 
Lebens die Begriffe jchärfer zu beſtimmen und eine richtige Abgrenzung zu ſuchen. 

Co ergibt ſich aus dem Zuftande der Wiſſenſchaft des Privat= und öffentlichen 
Rechts für den weiter ſtrebenden Geift, der nicht über dem Einzelnen den Zuſammenhang 
des Ganzen verlieren will, die höhere Forderung, nad) den Grundprincipien zu forihen, 
welche für die befonderen Begriffe und Gebiete maßgebend find und den Zufammenbang 
unter ihnen vermitteln. Im Griminalrechte ift zweimal eine Reviſion der Grundbegriffe (von 
Feuerbach und von Köftlin) mit erheblichem Nugen für die Willenichaft vorgenommen 
worden, Sicherlich könnte eine in gründlicher Kenntniß des Stoffes und mit philofo- 
phiſchem Geifte durchgeführte Revifion der Grundbegriffe zunächſt des ganzen Privatrechts 
eine ebenfo läuternde und fichtende, als den Gang in allen Unterfudungen erleichternde 
und ſichernde Arbeit werden. Ein ſolches Unternehmen müßte freilich in der höheren 
Ueberzeugung unternommen und durchgeführt werben, daß die ganze rechtlich = fittliche Le— 
bensordnung ebenfo von gewiſſen einfachen Principien beherricht wird, wie die Naturord— 
nung, und daß gerade durd die Einfachheit der oberften Grundſätze wahre Eleganz in 
der Gonftruction eines Rechtsverhältniſſes und auch die Teichtefte Löſung verwidelter Fra— 
gen gefunden wird, Schon Yeibnig hatte bemerkt, daß die Wiffenichaften fortjchreiten, in= 
dem fie fich vereinfachen (les sciences progressent en se simplifiant)., In der Na— 
turwiſſenſchaft bat diefer Sat ſchon durch die Kopernikus, Kepler und Newton ferne volle 
Beitätigung gefunden. Vor Kopemifus hatte man ſich ja fo ziemlich mit der irrthüm— 
lichen Ptolemäiſchen Hypotheſe vermittelſt neuer Hülfshypotheſen und Fictionen, der Epi— 
chelen u. ſ. w., in unſerem Sonnenſyſteme zurecht zu finden gewußt, aber gerade die Fictionen, 
die bei alledem die wirklichen Ericheinungen nicht hinlänglich erklärten, wurden fir den 
höheren Genius des Kopernitus der Anſtoß, durch Aenderung des Standpunktes, der 
Grundanſicht ein, der großartigen Einfachheit der Himmelsordnung entfprechendes wiſſen— 
ſchaftliches, zunächft als Hypotheſe aufgeftelltes Brincip zu gewinnen, welches in feiner 
Einfachheit alle Erſcheinungen volftändig erklärte, durch Galiläi die erfahrungsmäßige 
Beftätigung, durd) die von Kepler entdeckten Geſetze der Planetenbahnen die weitere Aus- 
führung umd durch die Newton'ſche Entdeckung des, Gravitationsgeſetzes feinen Abſchluß 
erhielt. 

Die Wiſſenſchaft der ſittlich-rechtlichen Lebensordnung kann ſich ſolcher feſter Grund— 
lagen noch nicht rühmen; das große Drei- oder Vier-Geſtirn iſt für fie noch nicht auf— 
gegangen. Es ift auch anzuerfennen, daß, während in der Aſtronomie nur uneigentlich 
von Störungen die Rede ift (da fie nur den, gleichfalls der Berechnung unterliegenden, 
mwechielfeitigen Einfluß der Geftirne bezeichnen), in der rechtlich fittlichen Ordnung eine 
in vielfacher Hinficht wirflich ftörende Kraft in der freiheit des Willens hervortritt, durch 
welche Die rechtlich =fittlihen Principien und Gelege in der wirflichen Geftaltung der 
menſchlichen Lebens und Rechtsverhältniſſe eine mannigfache Ablenkung und Schmälerung 
erfahren. Während in der Natur die Gefege ſich unmittelbar mit —— voll⸗ 
ziehen, müſſen fie in der rechtlich = fittlichen Welt durch die mannigfach brechenden Medien 
der Erkenntniß und des Willens bindurchgeben. Aber ohngeachtet mancher Miägeftaltung, 
mancher einfeitigen umb mangelhaften Durchführung der Principien in den Berhältnifien 
des Privat- und öffentlichen Rechts, laſſen ſich die großen reinen Grundzüge des Rechts 
in allen Materien nachweifen und es ift die Pflicht ver Wiſſenſchaft diefen Brincipien nadı= 
zuforjchen und dabei ſich von der Heberzeugung leiten zu laſſen, daß auch im der Geftals 
tung der vechtlich = fittlichen Pebensorbnung eine höhere Vernunft und Logik waltet, die ſich 
meiſt unbewußt in inftinetiwem Vernunft- und Nechtötriebe fund gibt, aber die oberfte 
Lebensmacht ift, die in ihrer ganzen grumbfäglichen Bedeutung begriffen fein will. Setzt 
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ſich aber die Rechtswiſſenſchaft die Aufgabe, die objective Vernunft im Rechtöleben zum 
Bewußtſein zu bringen, jo muß fie zur Yöfung derſelben vor Allem die Grundbedingung 
erfüllen, daß fie Das Yeben ſelbſt als eine Wahrheit anerfennt, daß fie feine Annahmen, Sätze 
aufftellt, die mit der Lebenswahrheit im Widerſpruch ftehen, daß fie ohne Ausnahme alle 
Fictionen verbannt, die fie ja jelbft jehr richtig bezeichnet al8 Annahmen von Etwas, mas 
an fich nicht eriftirt, um rechtliche Folgen daran zu fnüpfen, und daß fie überhaupt nicht 
einjeitige Begriffe aufftellt, beigdenen fie alöbald wieder Gorrecturen und Ausnahmen ans 
bringen muß. Möchten hier auch jo ſcharfſinnige Combinationen und Conftructionen gemacht 
werben, daß fie denen Tycho de Brahe's an die Seite geftellt werben fünnten, jo find doch 
alle Fictionen vom nasciturus, der hereditas jacens bis zu ber, alle natürliche Ordnung 
um Rechte umfehrenden, Fiction, welche am die Stelle der Perfonen Sachen zu Subjecten 
von Rechtsverhältniſſen macht, Durch Das einfache Urtheil gerichtet, daß fie mit der Yebens- 
wahrheit im Widerſpruche jtehen, und ſelbſt unwahr find. Kant (metaphyſiſche Anfangsgründe 
der Naturwiſſenſchaft) hatte die Fictionen in der Naturwiſſenſchaft als Ruhekiſſen für bie 
Denfträgheit bezeichnet und auch in der Rechtswiſſenſchaft find fie als ein Hemmſchuh des 
Weiterjchreitend der Wilfenichaft zu betrachten, indem fie, fo unbedeutend fie an fich fein 
mögen, in dem Gewiſſen Die Nöthigung nicht auffommen laſſen, nad jolhen Begriffen zu 
forjchen, von denen das Rechtsverhältniß unmittelbar getroffen wird. In äbnlidyer und 
faft noch jchlimmerer Weiſe verhält e8 fih mit den analogen Beftunmmmgen, ven Quaſi— 
Begriffen, an denen befonderd das römische Recht To reich if. So richtig im Allgemei- 
nen die römiſche Jurisprudenz ein Nechtöverhältnig auffaßte und näher beftimmte, jo un— 
glüdlic war fie Häufig im der Beftimmung der Begriffe (worüber fie wohl jelbft in dem 
Tate: omnis definitio in jure periculosa est, dad Geſtändniß ablegte) und der Un— 
terbringung bejtimmter oder erft neu eingeführter Rechtsverhältniſſe (4. B. der negotio- 
rum gestio) unter richtige höhere Principien und Inftitute. So verhält es ſich mit dem 
Quaſi-Beſitz, mit den Quafis@ontracten und Duafi-Delicten ; aber gerade dieſe fehiefe, Die 
Sache gar nicht direct treffende Auffaffung bat bis auf den heutigen Tag den Meinungs- 
verfehtedenheiten jeden Vorſchub geleifte. Wer von der Weberzeugung ausgeht, daß «8 
auch im der Rechtswiſſenſchaft in allen Materien Grundprincipien gibt, durch welche alle 
wefentlichen Verhältniffe direct getroffen werden und daß das ganze Nechtöleben, wenn 
auch mehr unbewußt, von einer Vernunft, einer Logik beherricht wird, die oft „mit einem 
Schlage taufend Verbindungen ſchlägt,“ der muß aud der Wiſſenſchaft die Aufgabe ftellen, 
dieſen Principien nachzuforſchen und ſich aud hier die Naturwiffenichaft zum Vorbilde 
nehmen. Treten auch in der Rechtswiſſenſchaft, als einer ethiſchen ſich allmählich fortbil- 
denden Wiſſenſchaft, feine Kopernifus, Kepler u. |. w. auf, die fofort mit zwingender 
Kothwendigfeit eine Umgeftaltung in den Grundlagen hervorrufen, jo bedarf fie doch nad} 
dem vorhin bezeichneten Zuftande, des Kopernikaniſchen Geiftes, um in der Einheit eines 
höheren Princips die Harmonie aller Grundnormen des Rechts zu erkennen und den 
Ihönen harmoniſchen Grundbau der fittlich = rechtlichen Lebensordnung zum Bewußtſein zu 
bringen. 

Diefer höhere, auf die Erkenntniß der Principien gerichtete, Forichungsgeift ift aber 
von jeher auf allen wiljenfchaftlichen Gebieten durd die Philoſophie gewahrt worden, 
weldye den idealen Zug des Yebens ftets lebendig erhalten bat, die bedeutendſte fort= 
treibende und umbildende Culturmacht geweſen ift, im Alterthum als die evelfte Blüthe der 
Bildung erfchten, fi mit dem Chriftenthume verband und zur Zeit der Wiederbelebung 
des Alterthums die hervorragendfte Macht murde, um den Geift aus den dogmatiſchen 
und kirchlichen Feſſeln zu befreien und in einer höheren Gott-, Welt- und Yebensanjchauung 
den Geift allgemeiner Humanität zu verbreiten. Dieſen höheren Forſchungsgeiſt hat die 
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Philoſophie feit dem griechiſchen Alterthum aud im der Auffuchung der höchſten Prin— 
cipien des Rechts- und Staatölebens bewährt; fie ift zwar, wie alles Menſchliche, Das 
dem allgemeinen Entwidelungsprocefie unterliegt, in ihren allgemeinen und in ihren rechts— 
philoſophiſchen Forihungen, durch Verfolgung einfeitiger Methoden und Gefichtöpunfte, 
auf mande Abwege gerathen, aber man wird doch einen gefegmäßigen Gang der Ent- 
widelung in ber tieferen Begründung und allfeitigen Erfaſſung der Wahrheit erfennen, 
und mag es auch immer befchränfte Geifter geben, die pen Wald vor lauter Bäumen, 
vor der Maffe. der philofophifchen und rechtsphiloſophiſchen Syſteme den Entwidelungs- 
gang der im ihnen ſich immer vollftändiger ausbildenden Wahrheit nicht erkennen, jo läßt 
ſich doch nachweiſen, daß jeder Standpunft, von dem ein bebeulendered Syſtem in ber 
Betrachtung des Rechts- und Staatslebens ausgegangen ift, eine neue mehr oder minder 
wichtige Seite des Nechtöprincipd zum befjeren Verftändnig gebracht hat. Ein kurzer ges 
ſchichtlicher Weberblid über die Hauptepochen und die vornehmften Syſteme der Nechtö- 
philojopbie wird diefe Behauptung beftätigen und, bei einer angemefjenen Ovientirung über 
die Hauptprobleme der Rechts- und Staatäwifenihaft, auch den gegenwärtigen Stand- 
punkt klarer bezeichnen, von welchem aus wir hier die Grundzüge der Rechts- und Staats— 
wiſſenſchaft philoſophiſch zu entwideln haben. 


2. Geſchichtlicher Ueberblick über die philoſophiſche Entwickelung der 
Rechts- und Staatsidee im Zuſammenhange mit der allgemeinen 
Culturentwickelung. 


Eine der fruchtbarſten Errungenſchaften der neueren Zeit iſt unſtreitig die in alle 
praktiſchen Wiſſenſchaften mehr und mehr eindringende Erkenntniß, daß alle menſchlichen 
Lebensgebiete im organiſchen Zuſammenhange ſtehen, ein großes Culturganzes bilden, in 
welchem alle Theile ſich wechſelbeſtimmen, ein Gebiet zwar nach ſeiner Natur oder 
nach dem Geſetze der fortſchreitenden Entwickelung während einer beſtimmten Zeit eine 
hervorragende Stellung einnehmen und eine größere Herrſchaft ausüben, ſich aber nie den 
mitbeſtimmenden Einflüffen der übrigen Gebiete entziehen fan. Es ift der Begriff des 
Drganismus, melder, wenn aud oft noch zu unbeftimmt aufgefaßt, zu einer tieferen 
und weiteren Anfchauung der praftifchen Yebenögebiete geführt hat. Im der Naturwiſſenſchaft 
hatte gegen Ende des 18. Yahrhunderts G. Forfter zuerft den ebenfo einfachen als wah— 
ren Sat ausgeiprochen, daß die Natur ein Ganzes, nicht wie die zu feiner Zeit (und 
jegt wiederum) berrfchende, mechaniſche Naturauffalfung annahm, eine bloße Summe 
äußerlich an einander gelegter Beftandtheile und Gebiete ſei; es bleibt aber Das vor- 
nehmſte Verdienft Schellings, in feiner hier nicht näher zu mürdigenden Naturphilofophie, 
den Begriff des Organismus tiefer entwidelt und ihm, in Folge der Erfaffung der gei- 
ftig = fittlichen Welt als Gegenbildes zur Natur, den Eingang in alle prattiſchen Wiljen- 
ichaften verfchafft zu haben. Es full dabei nicht verfannt werden, daß die längere Zeit 
weit verbreitete, naturphiloſophiſche Schule Schellings in den Irrthum verfiel, den von 
der Freiheit getragenen Organismus der fittlichen Welt zu ſehr mit dem von ber. 
Notwendigkeit beherrichten Naturorganismus, ohne genauere Hervorhebung der Unter: 
Ichiede, zu parallelifiven und fogar zu identificren und eine ungerechte Reaction gegen alle 
von der Kantifchen und Fichtefchen Schule mächtig angeregten Freiheitäbeftrebungen her: 
vorzurufen ; die Zeit liegt ja noch nicht fen, wo man bie organiſche Entwidelung des 
Rechts- und Staatölebens als eine „naturwüchfige” binzuftellen beliebte und den edlen, in 
bewußter Arbeit und unter manden harten Kämpfen fich wollziebenden, freien Geiſteswuchs 
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und Fortſchritt verfannte und verdammte. Aber jo wie Männer, wie W. von Humboldt, 
den Begriff des Organismus in der Lehre vom Urfprunge und Bau der Sprade richtig 
zu verwerthen mußten, jo bat diefer Begriff auch in anderen Willenfchaften immer mehr 
eine geläuterte Anwendung erhalten, und e8 lag ın der Natur der Sache, daß die Wiſſen— 
Ichaften des Rechts-, Staats- und Geſellſchaftslebens dieſem Begriffe am frübeften zu— 
gänglich werden mußten. So war es ja die hiſtoriſche Schule, welche in ihrem vornehm⸗ 
ſten Vertreter, Savigny, vorzugsweiſe nach Analogie der Sprache, den Urſprung und die 
Fortbildung des Rechts auffaßte und darauf hinwies, daß das Recht nur eine Seite des 
Volkslebens bilde und mit allen anderen Seiten in inniger Wechſelwirkung bleibe, und in 
ähnlicher Weiſe hat neuerdings Roſcher, der den großen Strom ſeines hiſtoriſchen Wiſſens 
in bie Nationalökonomie leitete, um dieſelbe in ihren Wechſelbeziehungen mit der geſamm— 
ten Eulturentwidelung zu begreifen, daran erimert, daß man „bei der geringften einzelnen 
Handlung der Volkswirthſchaftspflege immer das Ganze, nicht blos der Volkswirthſchaft, 
foudern des Volkslebens vor Augen haben möge.” Kein Denker ver neueren Zeit hat 
aber mohl, in fcharfer Beftimmung des Bearifjs des Organismus, eine jo durchgebildete 
Anwendung von demfelben gemacht, wie Kraufe, deſſen ganzes Syſtem ſich nach dieſer 
wichtigen Seite als das organiſche Syſtem der Philoſophie bezeichnen läßt und deſſen 
Grundprincipien aud und hier als Richtſchnur dienen werden. 

Das organtiche Verhältniß des Rechts- und Staatslebens zum gefammten Eultur- 
leben wird zunächſt durch die Wahrnehmung beftimunt, daR, im Allgemeinen, Necht 
und Staat nicht die Ichöpfertichen, caufalen Mächte des Volfslebens, Tondern vorzugsweiſe 
ein Product aller religiöfen, fittlichen und wirthichaftlichen Elemente und Kräfte, ein Nie 
verichlag aus dieſer höheren Atmoſphäre find, daß fie nicht die Seele, ſondern die Norm 
und Geftalt, den Körper des Volfölebens bilden, und daß demnach aud die Rechts- und 
Staatsentwidelung, jo wie die Gejchichte der philofophifchen Ideen von Recht und Staat nur 
im Zufammenhange mit der gefammten Culturentwidelung das richtige Verſtändniß erhalten 
fünnen. Jede tiefere gejchichtliche Forſchung läßt auch in voller Klarheit erkennen, daß 
e3 Ein Geift ift, welcher in einer beftimmten Epoche alle Yebensgebiete eines Volkes von 
den höchſten Regionen oft bis ins Eleinfte Gebilde in ähnlicher Art durchdringt, wie in der 
Natur an dem geringften Theile eines organiichen Weſens noch der Typus Des Ganzen, 
der Gattung, der Art, dem e8 angehört, erfannt werben kann. Aber der philojophifche 
Blick, der fi über die einzelnen Völfer und ihre Entwidelungsftufen zur Menichheit er: 
bebt und in die inmerften Triebfevern, in die geftaltenden und umbildenden Kräfte einzus 
dringen ftrebt, wird auch die höhere Wahrnehmung machen, daß die großen Zeitalter 
und Perioden durch gewiffe Grumbprincipien, durch vorherrſchende Gott, Welt: und 
Lebensanfchauungen charakterifirt find, welche der Gejchichtsforfcher im innerften Kern zu 
erfaflen Juchen muß. 

Betrachten wir den Culturproceß der Menjchheit an und für fich ſelbſt und in 
der Art und Weife, wie er fih im der befonveren Ehtwidelung des Rechts und des 
Staates wiederfpiegelt, jo lann berjelbe nur nad dem Ziele richtig gewürdigt werben, 
dem die Menfchheit in allen ihren Gliedern und mit allen ihren theil® unbewußt, theils 
bewußt wirkenden Kräften zuftvebt. So wie alles Leben die Darbildung und Ausgeftaltung 
eines Weſens nach allen in ihm liegenden Kräften, nach allen Seiten und.Berhältniffen ift, 
fo ftrebt auch das Leben der Menjchheit, welche, in den Mittelpunkt der Schöpfung ge- 
ftellt, alle wefentlichen Kräfte ver natürlichen und geiftigen Ordnung in fich vereinigt, in 
fortfchreitender Entwidelung ihrer Anlagen und Kräfte, in der allmählichen Ausbildung 
aller geiftigen, fittlihen, religiöſen und wirthſchaftlichen Güter, in fteter Erweiterung ber 
Herrſchaft über die Natur, jo wie in einer mehr und mehr nad den Grundſätzen der 
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Humanität und der Gerechtigkeit geregelten Staats- und Geſellſchaftsordnung, das Menſch— 
heitsideal zu immer vollftändigerer Verwirklichung zu bringen. Dieſer ganze Culturproceß 
der Menjchheit in allen ihren Gliedern, Kaffen, Stämmen, Völkern vollzieht ſich nach gewiſſen, 
bier nicht näher zu erörternden Gefegen (S. unfere Rechtsphilofophte von 1869 ©. 18 ff.) in 
drei großen Weltaltern und untergeordneten Perioden und Epochen, famı aber im Allges 
meinen dahin charakterifirt werben, daß ein erftes Zeitalter, Das orientalifche, durch 
die Gebundenheit des Lebens und aller Yebensverhältniffe, durch die Herrichaft der in der 
Idee des Unendlichen und Abjoluten wurzelnden religiöfen und theofratiichen Mächte gefenn- 
zeichnet ift, welche die Gefellfchaftsordnung auf unverrüdbaren, geoffenbarten und Natur— 
grundlagen zu firiven ftreben ; in einem zweiten Zeitalter, im claffifchen Alterthume, wird 
Dagegen das Natur= und Menfcenleben in feiner Fichten Schönheit, feinem eigenen Rechte 
und feiner jelbftftändigen Kraft begriffen; an die Stelle des Gefühls der feften, durch eine 
höhere Macht auferlegten, Ordnung tritt das Bewußtſein einer in Freiheit jelbft zu ges 
ftaltenden menſchlichen Ordnung und, während im Oriente alles Endliche nur als Sym— 
bol in Beziehung zum Unendlichen ericheint, wird hier das Endliche auf fich ſelbſt geftellt ; 
allein das Staatsweſen verfällt bei fortjchreitender Schwächung der idealen, veligiöjen und 
fittlichen Lebenskraft, und geht in Rom, bei größter Ausbreitung der äußeren Herrſchaft, in 
geiftiger Ohnmacht zu Grunde. In einem Dritten Zeitalter wird durch das Ghriftenthum, 
von der freien Perjönlichkett aus, das menjchliche Yeben, durch das Band des Glaubens 
und der Liebe wieder in innige Beziehung zu Gott und dem Göttlichen geſetzt, Geift und 
Freiheit aus eimer göttlichen Quelle abgeleitet („von dem der Geift kommt, von dem 
fommt die Freiheit‘) und die Freiheit erhält in der Geftaltung und Bewegung der 
menschlichen Ordnung eine Richtſchnur und Grenze in den ewigen fittlichen Gefegen. Das 
Chriſtenthum unterliegt aber, wie Alles, was menſchlich tft oder eine menſchliche Seite 
hat, den allgemeinen Entwidelungsgefegen, jpiegelt die großen Zeiträume in verſchiedenen 
Perioden wieder, läßt im Mittelalter eine Dem Oriente vermändte theofratiich = hierarchiiche 
Richtung herwortreten, welche Die Kirche ald den Kernpunft und die herrichende Macht 
aufftellt, dem ganzen Leben eine Richtung auf das Jenſeits gibt, wogegen in 
der neuen Zeit feit der Wiederbelebung des claffiichen Alterthums und der Refor— 
mation, nach dem Bruce der Firchlichen Ordnung, der Staat, ähnlih wie im Alter- 
thume, als die einheitliche Macht der ganzen Geſellſchaftsordnung in den Vordergrund ber 
Bewegung tritt und ſich alle anderen Yebensgebiete zu unterwerfen ftrebt; in eimer dritten 
Periode aber, in welche die Entwidelung jegt eintritt, wird, in beginnender, wenn auch 
noch mannigfach unflaver, Unterjcheidung von Staat und Gejellihaft, eine größere 
Freiheit und Selbftverwaltung für alle geiellichaftlichen Lebens = und Culturkreiſe verlangt, 
und die Aufgabe überhaupt muß dahin gehen, unter der ſchützenden, regelnben und fördern— 
den Rechtsmacht des Staates eine für alle göttlich = menfchlicen Zwecke, für alle Arten ber 
Gulturarbeit gegliederte und organtfirte, geſellſchaftliche Culturordnung zu Ichaffen, welche 
jedes Volt nach feinem Charaft&t zu einer eigenartigen Gulturharmonie zu geftalten hat. 
Noch von eimem anderen allgememen wichtigen Gefichtöpunfte fann die ganze 
geichichtlihe Staats- und Gulturentwidelung aufgefaßt werden. Sie beginnt im 
Drient mit großen Reichen, zieht fi im elaſſiſchen Alterthume, in intenfiverer 
Kraft, zu Stadt» Staaten zufammen, gewinnt in Griechenland eine reiche, ſchöne, hu— 
mane Geftaltung, jucht in Rom ſich wieder von der Stadt aus zu einem Weltreiche aus— 
zubehnen ; mit dem Chriftenthume beginnt jedod die fittliche Wiedergeburt und die Um— 
bildung aller gefellichaftlihen Ordnung duch die, in ihrer göttlichen Kraft und Beftun- 
mung ſich erfaſſende, Perfönlichfeit und durch die Verfittlihung des Familien-— 
lebens, erhält ihre vornehmften Träger in den, dad römische Reich zerſetzenden und 
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umbilvenden Germanen, welche durch ihre tiefere Auffaſſung der Perfünlichkeit und der 
reineren Geftaltung des Familienlebens, dem chriftlichen Geifte näher verwandt find und der 
antifen Bildung von Stadt-Staaten und ihrer fittlichen Verpeftung größere, von der 
fräftigenden Landluft und friſcher Arbeitätraft getragene, Agricultur= Staaten entgegen- 
ftellen ; jeit dem Chriſtenthume jtellt, fich aber für alle Völfer die Aufgabe, jelbft wenn fie 
nie vollftändig erreicht werben follte, in ihrem Innern ein Reich voll= menfchlicher, alle 
Lebens- und Gejellichaftstreife hebender Cultur auszubilden und in einer, wenn auch 
jehr Iangjamen, föderativen Einigung, immer höhere Stufen der VBölferverbindung zu 
einem Gulturreiche der Menſchheit auf Erden zu gründen. 

Nedit und Staat in der praftiichen Geftaltung, jo wie die Rechts- und Staatsideen 
in der philoſophiſchen Wiffenichaft, haben ſich unter dem Einfluffe der allgemeinen Eultur- 
entwidelnng gebilvet. Unfere Aufgabe geht hier nur dahin, die rechtsphiloſophiſche Ent- 
widelung in ihren Grundzügen und zwar nur für den wichtigften Zeitraum fett dem 
Ausgange des Mittelalterd darzulegen. Aber wir müſſen doch Darauf hinweiſen, daß vie 
praftifche Geftaltung des Rechts- und Staatslebens und die philoſophiſchen Ideen, welche 
darüber aufgeftellt werden, aus Einer Quelle, aus dem Geifte eines Volkes oder aus Dem, 
das geiftige Leben vieler Völker zuoberft beherrichenden, Geifte eined ganzen Zeitraumes 
hervorgehen, und daß die philoſophiſchen Theorien vielfach nur die zum Bewußtſein ges 
langende Wiederfpiegelung diefes allgemeinen Volls- und Zeitgeiftes find. Obwohl man 
in neuerer Zeit das Volksbewußtſein öfter als die Grundquelle des Rechts bezeichnet hat, 
jo ift mit dieſem Satze doch wenig Ernft gemacht worden und das Bewußtſein jelbft nicht 
auf den tieferen Grund des auch oft unbewußt fich bethätigenden VBoltsgeiftes und Volks— 
harakters zurüdgeführt worden. Die Rechtsphiloſophie muß aber auf dieſe tieferen 
Quellen hinweifen, und da wir bier nur die rechtöphilofophiiche Entwidelung der neueren 
Zeit darzulegen haben, jo mag es und geftattet fein, wenigſtens bie wichtigften aus dem 
Volksgeiſte hervorgegangenen praktiſchen Geftaltungen der Rechts- und Staatsidee kurz 
anzubeuten. 

Bier Grundanſchauungen des Rechts find bis jegt von den vornehmften Culturvöl— 
fern in ihrem Rechts- und Staatöleben ausgeprägt worden, die Auffaffung des Rechts 
als eines Bandes oder Bundes im Orient bei den aryichen Indern und den femitifchen 
Iraeliten, ald eines harmonifirenden Ordnungsprincips bei den Griechen, 
als eines Macht- und Herrihaftprincips bei den Römern, als einer Norm, 
welche für alle, auf dem Grundftamme der Perſönlichkeit in der gegliederten 
Gemeinſchaft fich bildenden, Lebenstreife den Schuß regelt, bei den Germanen. In 
allen vier Auffaffungen, denen eine, noch nicht Hinlänglic ausgebildete, ſlaviſche 
Auffaffung, mit einer gewiffen Vorherrſchaft des Principe der Gemeinichaft über 
dem des Individuums und der Perfönlichkeit Hinzugefügt werben könnte, tft eine weient- 
liche Seite des Nechtöprincips zur Geltung gefommen, und fie müflen auch in einem hö— 
beren menfchlichen Culturleben zu einem vollen, von jedem Volke eigenartig in dem Vor— 
walten des einen oder anderen Charakterzuges durchgeführten, Culturbegriffe des Rechts 
vereinigt werben. | 

Der Charakter des orientalischen Zeitalters, in welchem alle Lebensverhältniſſe und 
Einrichtungen auf göttliche Satzung zurüdgeführt werben, ift, nad) der rechtlichen Seite, 
am einfachften und prägnanteften von dem vornehmften Gulturvolfe der Inder in der Auf: 
faſſung des Rechts ald eines Bandes ausgebrüdt, und vom Kaſtenſyſtem an bis zu 
einer ins Einzelnfte gehenden Regelung ift auch bei dieſem Volke eine ſolche Gebundenheit 
aller Berhälmiffe eingetreten, daß fait bis auf den heutigen Tag Die ganze Lebensbewegung 
in allen Nerven unterbunden geblieben it. Bemerkenswerth ft, daß das lateiniſche jus 
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über deſſen Ableitung man fo lange im Unflaren geblieben, durch die vergleichende Spradh- 
forfhung (Pott) auf die altindiſche (Sanſerit-) Wurzel ju, verbinden, Band, zurüdgeführt 
worden ift und daraus ſich auch leicht (wie Ihering, Geift des röm. Rechts, — vgl. unfere 
juriftiiche Enchklopädie S. 33, — zuerft bemerkt) die lateiniſchen Wörter conjungere jugum, 
conjugium erklären. — Ein ſehr abgeſchwächtes Seitenſtück zu dem indifchen Geſetzbuche 
Manus, aber auch nod tief in alle Lebensverhältniffe eingreifend, bildet die Gefeßgebung 
Moſe's, in welcher der mehr in einem Fräftigeren Bewußtſein der Perſönlichkeit auf- 
gefaßte Bund mit Gott zu einer, auch in den Eigenthumsverhältniſſen ausgedrückten, 
großen Feftigung aller Berhältniffe führte. 

In Griehenland (S. unfern Art.: Hellenifche Staatsidee im „Staatswörterbuche“ 
wurde der Staat als eine, der ſchönen Weltordnung (Kosmos) nadyzubildende, von der 
Freiheit getragene Pebensorbnung aufgefaft. Wenn Ariftoteles Die Kunft als eine (freie, 
Nachahmung der Natur beftimmte, jo gilt das im noch höherer Art vom griechiichen 
Lebens -Runftwerfe des Staats; und fo wie der Künftler vom Ganzen in die Theile gebt 
und diefe nach dem Grundcharakter des Ganzen beftimmt, jo ift auch in der griechiſchen 
Staatsordnung der Charakter des Ganzen, das die Gemeinichaft ordnende öffentliche Recht 
vorherrichend, trifft auch zum Wohl des Ganzen viele tief in die perfönlichen Verhältniſſe 
eingreifende Beſtimmungen (die Soloniſche Schuldabichüttelung und Abfchaffung der Schuld: 
haft u. dgl.) und Hält überhaupt innigere Beziehungen des Einzelnen zum Gemeinwejen 
aufrecht. Während aber die, bald nach Solon beginnende ftärkere, demokvatiiche Bewegung 
die fittlich = rechtliche Orbnung mehr und mehr in demofratiiche Willfürherrichaft verfehrte, 
erhob ſich in berechtigter Gegenwirtung die Philofophte, um auf die höheren fittlichen 
Dronungsprincipien hinzumeifen. Schon Pythagoras ftrebte Durch mehr formell mathe 
matiſche Principien eine neue Ordnung zu Schaffen und in feinem Bunde eine Pflanzftätte 
und Bildungsfcule für" den fittlichen Wiederaufbau des verfallenen Staatslebens im 
Großgriecdenland zu gründen. Am tiefiten fahte aber Platon das Recht ſelbſt als ein - 
harmonifirendes Orbnungsprincip auf, ſowohl für das innere Individualleben als das 
Gefammtleben. Der Einzelmenjch ſelbſt ift nach ibm ein Fleiner Staat, der Urſtaat, 
und der große Staat der Menſch im Großen. Die Gerechtigteit hat ihre Wurzel und 
ihr erſtes Gebiet im Leben der Einzelperfönlichkeit ; fie ift die Tugend, welche alle See— 
Ienfräfte und alle anderen Tugenden in das rechte Verhältnig zu einander fett, jedem Theile 
den ihm zufommenden Wirkungskreis anweiſt, und von allen anderen ihm zutommen läßt, 
was ihm gebührt, kurz alle Kraft, Thätigfeit und Tugend im Ganzen harmoniſch ordnet; 
in gleicher Weile hat die Gerechtigkeit im Staate, in welchem fich das befeelte Bildungs: 
leben nad) den Vorbilde der Tugenden der Einzelfeele in Berufftänden gliedert, Alles 
in der richtigen Stellung und Wirkſamkeit zu erhalten und eine, für die Ausbildung alles 
Göttlich-Menſchlichen wohlgeordnete, Vernunftherrſchaft zu begründen. — Nach einer mehr 
der Realität zugewandten Seite wird von Ariftoteles für den Staat die erite orga— 
nifche Auffaffung gewonnen. Ariftoteles, ein gleidy großer Kemer des Naturlebens wie 
des Menfchenlebens, hatte den Begriff Des Organifchen der Natur abgelaufcht, indem er 
erfannte, daß alle Entwidelung von einem, durch eine immanente Idee beſtimmten, Gans 
zen ausgeht, welches fich dann in Theile gliedert und fie verknüpft, aber vor und über 
den Theilen ift (26 OAor sroozepn» Tv weg). Im Anwendung diefes Begriffs auf den 
Staat faßte er dieſen als ein durch eine Idee beftimmtes Ganzes auf, welches nicht Durch eine 
Aggregirung der Theile, durch Vertrag (wie der Sopbift Lykophron gefagt hatte) gebilvet, ſon— 
dern über ihnen befteht, alle Generationen verfnüpft, von der Familie aus durch Geſchlechter 
und Ortfchaften gegründet und durch das Recht für das Wohl (edL7v) Aller gevegelt 
wird. — Der Stoicis mus durchbrach in feinem aus einem naturaliſtiſchen Pantheismus 
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abgeleiteten Gleichheitsprincip, durch welches die Sklaverei verdammt wurde und auch kos— 
mopolitiſch alle Völker als gleiche Glieder des menſchlichen Geſchlechts erſchienen, das an⸗ 
tile Staatsweſen und wurde ſeinerſeits von dieſer Richtung aus eine Hinüberleitung in den 
höheren Humanismus des Chriſtenthums. 

Das römiſche Bolk hat Recht und Staat auf die tiefſte Grundkraft der menſchlichen 
Perſönlichkeit, auf ven Willen geſtellt, als Macht- und Herrſchaftsprincip in der 
Herrſchaftsordnung begriffen (S. unjeren Art. „Römiſche Staatsidee“ im „Staatsmörter: 
buche”). Nach der meifterhaften Entwidelung, welche Ihering (Geift des römiſchen Rechts), 
im Anſchluß an eine einfache, aber das innerjte Moment des römiſchen Geiftes treffende, Auf: 
faffung Hegels (Philoſophie der Geſchichte S. 340) von diefem Grundcharakter und den inner= 
jten Motiven der römijchen Rechts und Staatsordnung gegeben Hat, brauchen wir binfichtlich 
des Princips in feine andere Erörterung einzugehen, glauben aber von rechtsphiloſophiſchem 
Standpunkte aus (S, aud den Art. a. a. DO.) auch bier einige Bemerkungen über bie 
praftifch = rechtliche Bedeutung defjelben machen zu follen. — Der Wille, welcher bei dem 
Römer gewilfermaßen die Wiederfpiegelung feines geiftigen Antlitzes wird /vultus, velle), 
it Das praftifche Caufalitätsvermögen, in welchen jich die ganze Perfon, das Ich, in der 
beftinmmenden Einheit ihres Wefens, hineinlegt. Im Subjecte ift der Wille einheitliche 
Willensmacht, ift ganz, untheilbar. Tritt num im Rechtsgebiete das Subject mit feinem 
Willen in Beziehung zu einem Object, jo wird der erſte Gedanfe fein, dieſes Object gleich— 
falls in feiner ZTotalität ungetheilt der Willensherrichaft zu unterwerfen. Und dieſe Auf: 
faſſung muß um fo entichtedener Hervortreten, als die Selbitfucht das Subject ergriffen 
bat, mie Died im römiſchen Voltsgeifte lag, den Ihering auch nach dieſer Seite jo vor— 
trefflich geſchildert hat. Eine andere Behandlung war nur möglich, wenn, im Zurücktre— 
ten des ſubjectiven Geſichtspunktes, das Object am fich jelbft, nach der Möglichkeit vers 
ſchiedener Zwecke aufgefaßt und darnach, wie z. B. im germaniſchen getheilten Eigenthume 
eine Theilung nicht nad) ibeellen Quoten, jondern iveell qualitativ nach den verſchiedenen 
Functionen und Sweden gemacht, oder wenn die Einheit überhaupt, wie bei politiſchen 
Functionen, in den objectiven Zwef und nicht in den bloßen Willen gejegt wurde. - Das 
römische Recht it aber im Privat- und öffentlichen Rechte gleichmäßig in einem Guſſe 
von dem Princip der, in der ganzen Willensmacht fich wiederipiegelnden, Subjectivität durch— 
drangen, und daraus erflärt jich im öffentlichen echte Die merkwürdige Erſcheinung, daß 
die ald Einheit gedachte Herrichaftsgewalt auch bei den Confuln nicht getheilt war, ein 
jeder fie ganz ausübte und nur in der Ausübung derjelben durch das veto jeines Kolle— 
gen gehemmt wurde. Im Privatrechte werden dadurch der ungetheilte Bejig (obwohl man 
doch durch die Verhältniffe gemöthigt war, an einem und demſelben Gegenjtand, für 
verſchiedene Zmede, einer Perfon den Interbictenbefig, einer anderen den Uſucapions— 
befig einzuräumen), und ebenjo das ungetheilte Eigenthum, ſowie die römiſch-rechtliche 
Gejellichaft, societas, begreiflich, welche als eine Bereinigung mehrerer, durdy fein tm 
Zwede gelegenes feſtes Band verfnüpfter, individueller Willensträfte ſtets mit dem Aus— 
einanderfallen bedroht war. Ohne weiter in Einzelnes einzugehen, wollen wir nur darauf 
hinweiſen, daß diefe Einheitsrichtung in der Willensherrſchaft im öffentlichen Nechte noth— 
wendig zur Goncentration der Macht im imperatoriihen Abjolutismus, und im Privat- 
recht zu einer immer größeren Concentration des Vermögens führen mußte. Aber, bei der 
gleichmäßigen Steigerung der Vermögensgier und der äußeren Herrichaftögewalt und bei 
der Zerrüttung alles fittlichen Yebens, verfiel diefer römiſche Herrſchaftsſtaat zuletzt in ſolche 
geiftige und fittliche Ohnmacht, daß der Heilsproceß, den das Chriſtenthum einleitete, gar 
nicht mehr die nothwendige Aneignungskraft vorfand und die Vorſehung durch ſittlich uns 
geihwächte, wenn auch ungebilvete Völker die Auflöfung des römischen Neiches vollziehen 
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und eine neue veligiöfe und fittlich= rechtliche Lebensoronung herbeiführen laſſen mußte, 
Das Nömerthum hatte nur den Herricaftsrahmen geihaffen, in welchem das Chriften: 
thum, bei geficherterem Verkehr, eine leichtere Ausbreitung finden und zugleih den Be: 
weis liefern follte, daß eine ideale, in den höchſten göttlichen Yebenswahrbeiten wurzelnde 
Macht, jo ärmlich fie äußerlich erfcheinen möge, über alle blos menjchlice Macht und 
He rrſchaft den Sieg davonträgt. 
Eine weſentlich unterſchiedene Rechts- und Staatsanſchauung iſt von den Germa— 
nen in ihrer, wenn auch zum Theil durch das Eindringen des römiſchen Rechts geſtörten, 
völferichaftlichen Entwickelung begründet worden. Es iſt hier nicht der Ort, in den Streit 
über den Unterfchied des römischen und germaniichen Rechts einzugehen. Wir haben anderwärts 
verfucht (juriftiiche Enchklopädie S. 518—545) deu Grundcharalter des germaniſchen 
Rechts an ſich umd im feinem Unterfchieve vom römiſchen Nechte hervorzuheben. Wer aber 
nicht das römische Volk ald das Offenbarungsvolt des Rechts betrachtet und nicht den 
fo beliebten Sat, daß das Necht feine Quelle im Volksbewußtſein oder beifer im Volks— 
geifte habe, als ſchön klingende Phraſe, ſondern ernftich nimmt, wird ſchon aus 
dieſem Grunde einen ähnlichen Unterjchted zwifchen dem germanifchen und römiſchen 
Rechte wie zwiſchen dem Genius des germantichen und römiſchen Volkes annehmen müſſen. 
Der charakteriſtiſche Unterſchied Liegt aber darin, Daß Das germaniſche Rechts- und 
Staatsleben auf der Grundlage der freien Berfönlichfeit durch das Princip des 
Schutzes (Mundium) in der untergeordneten und abgeftuften Gliederung aller Ye- 
bensverhältniffe geregelt if. Man bat vielfach griechiſches und römiſches Yeben wie Or- 
ganismus und Mechanismus unterichieden. Man kann daſſelbe von germanifcher und 
römischer Rechts und Staatsverfaffung jagen. Zwiſchen griechiſcher und germantfcher 
Anſchauung befleht jedoch der Unterſchied, daß während in Griechenland der Schwerpunft 
mehr im Ganzen über den Gliedern liegt, bei den Germanen der Schwerpunft im bie 
lieder und die Gliederung füllt und Das Ganze, Das Gemeinfame, die gemeinfame Staats- 
gewalt, zu ſchwach gehalten wird. Schon im Schutzprincip (mag auch das mundium 
iprachlich mit manus verwandt fein) liegt die Hinweifung auf das Selbſt („Selbit it 
der Mann‘), auf die Perfänlichkeit, das Selbftbandeln als das prius, zu dem ber 
Schutz durch ein höheres Ganzes nur im den Fällen, wo die Selbithülfe nicht ausreicht 
oder nicht ftattfinden fol, ergänzend hinzutritt. Das Recht ergreift daher nicht, wie bei 
dem Römer, die Perfönlichfeit in ihrer innerften Willenskraft, und tritt nicht herrſchend 
den Perfönlichkeiten gegenüber auf, fondern es zeigt fih nur als eine ſchützende Function, 
und der Staat ift die große ſchützende und fchirmende Ordnung in der jelbititändigen 
Bewegung aller Yebensgebiete, wie fie befonders in Karls d. Gr. Reichsordnung aufgefaßt 
und durchgeführt wurde. Diefer Schutbegriff realifirt fich aber in einer reichen Glie— 
derung der verſchiedenen Lebens- und Berufötreife, in einer abgeftuften Gliederung ber 
Familien, Gemeinden, Provinzen, Länder bis zum Reiche, ſowie in einer, der kirchlichen 
Hierarchie Ähnlichen, abgejtuften Lehnsordnung und nicht minder in den Ständen, Corpo— 
rationen, Innungen und Zünften. Die einzelnen Glieder ſtreben fich als Heine Staaten 
zu organifiven, das Ganze möglichft in den Theil aufgehen zu laſſen, jo daß aud der 
mittelalterliche Deenich faft in dem Stande untergeht, wie der Indier in der Kaſte, Grieche 
und Römer im Staat. So allgemein dieſes gerinanifche Brincip der Gliederung für die 
verſchiedenen Lebenskreiſe anerkannt ift, jo hat man doch noch nicht bemerkt, daß das 
Princip der Gliederung auch für Die Rechtsverhältniſſe felbft nach Berfonen und Sachen 
in Bezug auf verfchiedene Functionen und Zwede zur Anwendung gelangt tft. 
Während das römiſche Recht die Rechtsverhältniſſe in der Einheit des fubjectiven Willens 
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einer phyſiſchen oder juriftiichen Perſon nach der Totalität eines Gegenftandes concentrirt 
zufammenhält, hat ber, die Yebensverhältnifie mehr objectiv nad ihrem inneren Zwecke 
auffaſſende, deutſche Rechtsſinn obenfo verſchiedenartige Nechtöverbältnifie an einem und dem— 
jelben Objecte zugelaffen, als verfchiedenartige Functionen und’ Zwede an demfelben bleibend 
ausgeübt werden können, Daraus allein erklärt fih das f. g. getheilte Eigenthum in ven 
verfehiedenen Formen. Wir haben daſſelbe (juriftiiche Encyflopädie S. 680) ein ideell 
qualitativ getheiltes Eigenthum genannt und auch Heydemann (Einleitung in das Br. 
Civil-R. Bo. 1. ©. 40) Bezeichnet es als eine qualitative Theilung. Man darf jedoch 
an feine Theilung der Befugniffe denken (wie Walter meint, Dentfches Pr. R. $. 132), 
da die den Inhalt des Eigenthums bildenden Befugniffe nicht getheilt werben können, ohne 
den Begriff felbft zu zerftören, Die weientlichen Eigenthumsbefugnifie vielmehr dem Ober: 
wie Untereigenthiüimer, in Bezug auf die Totalität des Objectd zuftehen, an dem jedoch, 
jedesmal nach feiner Gangbeit, zu verfchievenen bleibenden Zweden, dem Ginen mehr 
fir die öfonomifche Benugung, dem Anderen mehr zur Wahrung des foctal = polittichen 
Abhängigkeits= und Herrfhaftsverbältniifes, ein bleibendes Recht eingeräumt 
wird. In ähnlicher, aber in höherer organifcher Weile verhält e8 fi) mit dem Gefammt- 
eigenthume, wo, in verjchiedenen Formen, jowohl die Gefammtheit als ideelles Ganzes 
berechtigt ift, al8 auch die einzelnen Glieder ein wirkliches Eigenthumsredht an dem Ob- 
jecte befigen. Es wiirde faum ber Mühe werth fein, über das getheilte Eigentbum viel 
zu ftreiten, da die moderne öfonomifche Geftaltung daſſelbe hat verſchwinden laſſen und 
auch nach unferer Anficht kein Bedürfniß vorliegt, es, etwa für Erbpacht, wieder entftehen 
zu laffen. Aber e8 handelt fich um ein wichtige Princip, das in der höheren Geftal- 
tung des Sefammteigenthums noch eine großartige und ſegensvolle Ausführung auf dem 
öfonomifchen Gebiete finden kann, wo wichtige Formen der Handels- und Gewerbögefell- 
Ichaften weder nach dem römiſch- rechtlichen Begriffe der juriftiichen Perfon (wo denn z. B. 
die Actionäre als bloße Gläubiger erichienen) noch nach dem der societas zu conftruiren find, 
jondern nur nach dem, in der Ausführung mannigfacher Modalitäten fähigen, Gefammt- 
eigenthum in einer, gleichfalls mander Modificatton fähigen, Genoſſenſchaft richtig begriffen 
und behandelt werden können. Ueberhaupt müfjen wir hier mit aller Entſchiedenheit un— 
fere, auf den Unterſchied des germaniſchen und römifchen Volksgeiſtes geftügte, Ueberzeu— 
gung ausfprechen, daß die römifchen Nechtöfategorien der Willensmacht, der Einheit, der 
atomiſtiſch aggregirten Mehrheit gänzlich unzureichend find, um die germantfchen Nechtö- 
verhältniffe und Rechtsinftitute zu erfaflen, daß der germanifche Rechtsgeiſt in viel veicheren 
und tieferen Lebenskategorien Das Recht gejtaltet hat, daß, abgejehen von der größeren Beach- 
tung mehr formeller Momente wie der eventuellen Möglichkeit und Wirklichkeit (wie 
bei mehreren Arten des Gefammteigenthums), die Kategorie der Gliederung, noch mehr 
die des Organismus als eines alle Glieder, bei Wahrung ihrer Eigenberehtigung, zur 
Vollführung eines Geſammtzwecks, verfnüpfenden Ganzen, ein viel wichtigerer Yebens= und 
Rechts begriff ift, als die Begriffe der Einheit, der Willensmacht u. |. w. und daß dadurch allein 
die wichtigften germaniſchen Nechtöverhälmiffe und Inſtitute in ihren tieferen Motiven und in 
ihrer inneren, nach den Zwecken und Functionen beftimmten, Gliederung begriffen werden. 
Welchen Scharfjinn man auch anmenden möge, um deutich=rechtliche Verhältniſſe unter 
römische Formeln zu bringen, jo wird man doch bei unbefangener Prüfung wahrnehmen, 
daß ſtets ein Neft, ein Incommenfurabeles oder Irrationales übrig bleibt, das durch jene 
Formeln nicht gededt wird, weil man den rechten Maßſtab, Die rechte ratio nicht zur 
Anwendung gebracht hat, fo daß man fich immer genöthigt fieht, Correcturen anzubrin- 
gen, Imconfequenzen da anzunehmen, wo nur da® einfeitige, theilmeiß wahre, Princip fich 
wicht confequent Durchführen läßt. Hierbei haben wir ein anderes Moment von höchſter 
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Wichtigkeit noch gar nicht in Anſchlag gebracht, daß nämlich das römiſche Volk fein Ar- 
beitövolt war, deswegen auch fein Necht im Welentlichen gar fein Arbeitsrecht, ſondern 
nur ein Vermögens- und VBermögensverfehröreht war, daß dagegen Die Germanen als 
Agricultuwolk auftreten, es vormwaltend blieben, die, aud durch das Chriftenthum geweihte, 
Arbeit in Ehren hielten, und ein Durch die Yage ver Verhältniſſe bedingtes Agriculturredht, 
Lehnrecht, Gewerberecht ausbildeten, weldye8 eben jo wenig wie das, nicht als ein Eigen— 
thum, ſondern als ein Arbeitsrecht aufzufallende, Autorrecht, nach einer römiſch- rechtlichen 
Schablone in jeinem wahren Welen begriffen werben kann. Wir bebürfen aber für unfer 
geſammtes Gulturleben und insbejondere für die wirthichaftliche Arbeit, nicht nur im Ge: 
werbe, jondern auch im Aderbau, eines Ar beitsrechtes, Das nicht nad) einigen formaliftt- 
ſchen Sätzen zu conftrutven ift, fondern welches, in genauer Kenntniß des wirthichaftlichen 
Lebens, für die mehr und mehr nach Bereinigung und Ausgleichung drängenden humanen, 
fittlichen und wirthichaftlichen Ziele in den Grumdzügen ein Recht aufitellt, welches die Ver— 
hältniſſe aller Theile unter einander und die ganze wirtbichaftliche Ordnung wohl berüd- 
fichtigt und in der freien Bewegung die weitere Ausfüllung und Fortbildung erhält. Das 
wirtbichaftliche Leben bat fich, won der Jurisprudenz verlaffen, bei Aufitellung neuer Geſell— 
ihaftöformen, zum Theil ſelbſt helfen müſſen; aber es geziemt der Rechtswiſſenſchaft, auch 
dieſem Gulturgebiete die Wege zu bereiten und ihm eine angemefjene rechtliche Stüge und 
Förderung zu gewähren. Das römiſche Recht hat cine wichtige Aufgabe vollführt ; es 
bat, über den Sonderrechten der Stände und Corporationen, ein erftes gemeinfames Recht 
geſchaffen, es hat auch wejentlic zur Kräftigung der Stantsgewalt beigetragen, freilidy zu— 
gleich den Staat von der Volksgeſammtheit abgehoben und in der Staatögewalt concen= 
trivt; aber, obwohl gerade in der gegenwärtigen Zeit für nationale Ziele ein Streben 
nach einheitlicher Concentration und Macht in erhöhtem Grade eingetreten ift, jo wird 
dafjelbe doch nach einer anderen Richtung weſentlich beichränft durch das wachſende Be- 
dürfniß, fir die Organiſation unferes jtaatlichen Yebens die germaniſchen Grundlagen in 
der Feſtſtellung der Rechte der freien Perſönlichkeit, der Selbftverwaltung der Gemeinden, 
Kreife und Provinzen und in der Anwendung des füverativen Princips auf ein größeres 
Staatsganzes wieder zu gewinnen. Diefem Zuge bat aber auch die Rechtswiſſenſchaft zu 
folgen. Das römiſche Recht wird immer eine wichtige Bildungsſchule bleiben, aber wenn 
die Rechtswiſſenſchaft wirflih „Durch das römische Recht über das römiſche Necht 
hinaus“ fol (Ihering, Bedeutung des römiſchen Rechts 1865 S. 18), jo muß fie auch 
Principien gewinnen, die über das römiſche Necht hinausgehen, umd zu dieſem Zwecke 
wird fie durch tieferes Eindringen in die treibenden Kräfte und die Ziele der ganzen Cultur— 
entwidelung, in innigerem Anſchluß an die Rechtsphilofophte, auch zu erforſchen juchen, wo 
das Leben ſelbſt binaus will, und als „vergleichende Jurisprudenz“ bei genauerer 
Prüfung des Unterfchiedes zwifchen römiſchem und deutſchem Rechte auch die tieferen ger— 
manchen Grundbegriffe beſſer für die Wiffenfchaft umd für die Praxis verwerthen lernen, 

Nach diefer kurzen rechtsphilofophiichen Betrachtung der vornehmften Rechtsanſchauun— 
gen, welche in dem Leben der bedeutendſten Culturvölker eine praktiſche Geftaltung erlangt 
haben, wenden wir uns jegt zu einer überfichtlichen Darftellung der theeretiichen Ent— 
widelung, welche die Kechtsivee in den hauptſächlichſten Schulen nnd Syftemen ver Rechts— 
philoſophie oder Des Naturrechts jeit dem Wiederbeginn der freien philofophiichen For— 
ihung, nach dem Ausgange des Mittelalters (S. ausführlicher unfere, in Kurzem ericheis 
nende, neuefte Auflage der Rechtöphilofophie, S. 71— 185.) erhalten hat. 

Die Aufgabe, welche die neue Epoche in der Umgeftaltung des Nechts- und Staats- 
lebens zu erfüllen hatte, wird durch einen kurzen Hinblid auf das Mittelalter noch klarer 
erkannt. 
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Das Chriftenthum, welches den entjcheivenden Wendepunkt in der Gefchichte der 
Menſchheit bilvet, hatte in der Lehre von der Einheit Gottes, und der höchiten, 
im Symbol des Gottmenſchen ausgedrüdten, Yebenseinigung des Menfchen mit Gott, 
allem Yeben eine Höhere Richtung zu Gott und dem Göttlichen gegeben, und bie 
daraus fich ergebenden fruchtbaren Wahrheiten von der Einheit der Menſchheit, von 
ber fittlichen Gleichheit und Freiheit, der Erhebung des Menfchen über alles zeit 
liche Leben wie über die ftaatliche Ordnung, wurden die Grundlagen für die weitere Ent— 
widelung. Aber Alles, mas eine menſchliche Seite hat, tritt in einen Entwidelungs- 
proceß, der fich, nach den allgemeinen Geſetzen (S. 10), von einer urfprünglicen Einheit 
aus in Gegenfäge entfaltet und zulegt nach einer höheren Harmonie firebt. So 
jehen wir auch in der erften Epoche, wie Göttliches und Menfchliches im innigen neuen 
Bunde, in der Einheit der Yiebe und des gemeinfamen Glaubens verknüpft und, in dem 
erwarteten Reiche Gottes, das Dieſſeits und Jenſeits gleichfalls in Einheit erfaßt wird. 
Nach Erhebung der chriftlichen Religion zur Staatsreligion unter Conftantin und unter 
dem Einfluffe des römiſchen Herricaftsgeiftes ftrebt Dagegen die hriftliche Kirche fich mehr und 
mehr ald Staat zu geftalten, verlegt das Reich Gottes, bei VBerzichtung auf deffen Durchführung 
im Dieffeits, in das Jenſeits, und im Mittelalter wird ein fchroffer Gegenfag ausgebilvet 
zwilchen Göttlichem und Menſchlichem oder Weltlichem, dem Ewigen und Zeitlichen, zwifchen 
der Kirche und dem Staate, in der Art, daß, bei dem Bedürfniſſe einer gewiſſen Einheit fir 
jede Gejellichaftsorbnung, die Kirche ſich als die höchſte Macht und Spige, als eine un— 
mittelbare göttliche Ordnung geltend machen, den Staat dagegen nur als eine mittel= 
bare, durch die Kirche geheiligte, göttliche Ordnung behandeln will. Es beginnt nun eine 
Vebensrichtung und Bewegung, die, aus demjelben Geifte hervorgehend, den gleichen Grund- 
darafter in der Kirdye und im Staate trägt und dadurch fi fund giebt, daß das Ur— 
Iprüngliche verloren geht und überall Mittelbarfeitsverhältniffe geichaffen werden. Das 
Mittelalter führt daher feinen Namen mit Recht auch im geiftiger und rechtlich =fittlicher 
Beziehung, indem es überall Mittelglieder, vermittelnde Autoritäten zwiſchen die menjch- 
liche Perfünlichfeit, al8 Subject und Träger aller Ordnung, und ihre höchſten Objecte und 
Ziele, in der Wiffenfchaft und im Yeben, eingefchoben hatte. So ftellte ſich die hierarchiſche 
Kirche als Vermittlerin zwiſchen die göttliche Offenbarung und den Paten; der Staat zeigte 
feinerjeit8 eine der Hierarchte ähnliche Abftufung im Lehnsweſen und war faft überall von 
Mittelbarkeitöverhältnifien durchzogen; die Hierarchie hatte fich gegen den Paten, mie die 
Feudalbaronie gegen den gemeinen Dann, abgeichloffen. Die urfprünglichen Schriftquellen 
waren von der Kirche unter Verſchluß gelegt und felbit in der Philofophie wurde Ari— 
ftotele8 die herrichende Autorität. Zu den geiftigen Banden gejellten fich die mannigfachen 
Bande im Staate und im der Gefellfchaft. Bei der Schwäche und dem mangelnden 
Schutze der Staatögewalt hatte ſich der germaniſche genoffenicaftlihe Trieb in der Bil 
dung einer ‚großen Fülle von Corporationen, Innungen, Zünften bethätigt, die ſich gegen 
einander abfchlofien und wie fleine Staaten Selbſtſchutz und Selbftregierung übten. Die 
Kraft der mittelalterlichen Gliederung lag in diefen mittleren Gliedern; dagegen waren 
die beiden Endpunkte, die Sentralgemwalt und die Einzelperſönlichkeit, in hohem 
Grade geſchwächt, in ihrer Bewegung nad) allen Seiten unterbunden. Eine Reform konnte 
nur durch Principien angebahnt werben, welde die Gebundenheitsverhältnifie durchbrachen, 
die Freiheit der Perfünlichkeit nad allen Richtungen zur Geltung brachten und die— 
jelbe in ein unmmittelbares Verhältniß zu den höchiten Lebensquellen und Lebensordnungen 
fegten, in ver Religion alſo den Geift zu der Schriftquelle und auf die jelbitprüfende Ver— 
nunft Hinmiejen, Das allgemeine Priefterthum begründeten, die Kirche auf den Lebensgrund 
der Gemeinde ftellten, und ebenfo, in ber ftaatlichen Ordnung, die Beleitigung der Gebun⸗ 
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denheits⸗ und Mittelbarfeitöverhältnijie und Das allgemeine Staatsbürgertbum  berbeis 
führten. j 

Es war der dritten Epoche, der neueren Zeit ſeit der Wiederbelebung des clafjiichen 
Alterthums und feit der Reformation, vorbehalten, diefe Principien allmählich zur Geltung 
zu bringen, umd die Rechtsphiloſophie war es, welche vorzüglich in praktiſcher Hinficht Die 
Ausbildung derfelben unternommen bat. Dabei tft jedoch nicht zu verfennen, daß auch dieſe 
Epoche vielfach nur ein anderes Extrem herausgebilvet bat, das Dieffeitige über das Jen— 
feitige, dad Menjchliche und Weltlicye über das Göttliche, den Staat über die Kirche ftellte, 
und daß daher in einer, wie wir glauben, ſich jest anbahnenden, neuen Periode eine höhere har— 
moniſche Ausgleichung erftrebt und Die Erkenntniß gewonnen werden mu, daß alle menfchlichen 
Yebensrichtungen an die höchiten göttlichen Lebensideen wieder anzufmüpfen find, daß Die 
ganze Geſellſchaftsordnung nicht im Dualismus von Staat und Kirche wurzelt, ſondern 
ein organifches Ganzes von Culturkreiſen bilvet, Die Durch die göttlichen Ideen der Religion, 
Sittlichkeit, Wiſſenſchaft, Hunt, echt belebt find und vom Staate, ald der Rechtsordnung, 
rechtlich geordnet, gejhügt und gefördert werden. Wir haben nun die neuere Epoche und 
die Aufgabe, welche die Nechtsphilofopbie nach ihrer gefchichtlichen Entwidelung vollführt 
hat, näher zu betrachten. 

Die auf Das Mittelalter folgende neue Epoche kündigte ſich in der Grofartigfeit 
ihres Charakterd und im ihrer weltgeichichtlihen Bedeutung dadurch au, daß der Um— 
ſchwung des ganzen geiftigen und fittlichen Yebens zuſammentraf mit den großen, in ber 
Himmelsordnung und auf Der Erde gemachten Entdeckungen, welche, in Berbindung mit 
der Reformation und der, jet zu einer geiftigen Macht fich geitaltenden, Philoſophie eine 
neue Gott=, Welt- und Lebensanſchauung herbeiführten. Wie der Geiſt einer neuen Zeit 
oft unbewußt felbit diejenigen Yebensfreife ergreift, die fich ihm am meisten entgegen ſetzen 
möchten, Davon jollte Die vömijche Kirche jelbft Zeugniß ablegen, indem gerade in Nom, 
gewiflermaßen vorbildlich für den neuen Bau der Geſellſchafts- und Staatsordnung, ber 
Dom von St. Peter nicht mehr wie die gothiſchen in den Himmel ftvebenden Kirchen, 
fondern, in Erinnerung der Antike, als ein Bau aufgeführt wurde, „der nicht durch Den 
Zug von der Erde zum Himmel beberricht wird, fondern vielmehr das Gefühl erwedt, 
ald wäre der Himmel auf Erden” (Yuthardt, über kirchliche Kunſt ©. 12, 1864). Das 
wurde ja auch der Grundzug der neuen Bewegung, nad Dlöglichkett den Himmel auf 
Erden zu verjegen, Das Dieſſeits wenigftens in den Vordergrund zu ftellen, die Forſchung 
auf die Welt und die Natur, auf den Menſchen und die Verbeſſerung der gefellfchaftlichen 
Zuftände zu richten. Den eigentlichen Mittelpunkt in dieſer nach verfchiedenen Nichtungen 
ſich organtfirenden Bewegung bildet jedoch der Menfch, ven das Mittelalter nach Stän= 
den, Zünften u. 1. w. zevglievert hatte und der jetzt als das Ganze über den Gliedern, als 
die höhere Einheit und das Ziel aller Beftrebungen begriffen wird. Die Humanität, 
dad Streben nad voller und allgemeiner menſchlicher Bildung und nad Gejtaltung eines 
menjchbeitwürdigen Dajeins für alle reife der Gefellichaft, wird die edelſte forttreibende 
Kraft diefer Epoche, wenngleich auch hier die Abtrennung von den göttlichen Yebensprin= 
cipien öfter die Gefahr ver Verflachung und des Verſinkens in eine materialiftiiche Auf— 
fafjung des menfchlihen Weſens berbeiführtt. 

Den geſellſchaftlichen Rückhalt mußten aber alle neuen Yebenselemente und Kräfte 
im Staate ſuchen. Die Kirche, welche durch die Yeitftellungen des Tridentiniſchen Con— 
cils unüberichreitbare Dümme gegen die Fluthen der neuen Geiftesftrömung hatte auf: 
führen wollen, trat nody entjchiedener jeder neuen Lehre entgegen. Der Staat ſelbſt lag 
zwar tief in den mittelalterlichen Banden verftridt, ſchloß jedoch nicht grundfäglich die 
Berbejferung aus. Auf den Staat mußten fih aber vor Allem die Keformbeftrebungen 


2. Geſchichtlicher Ueberblick über die philofophiihe Entwidelung zc. 19 


richten. Die confelftonelle Spaltung hatte der Prätention der römiſchen Kirche, die höhere 
geſellſchaftliche Einheit und Einheitsgewalt zu vepräfentiven, ein Ende gemacht; mit ver 
Sprengung der Feſſeln der Zmangseinheit Hatte ſich Die Freiheit nach allen Richtungen 
ergoffen. Das geſellſchaftliche Peben bedarf jedoch einer einheitlichen Macht. Nach dem 
Aufbören des Dualismus, konnte dieſe Macht, vor Allem für die proteftantifchen Staaten, 
welche vorzugsmeile die Träger der neuen Culturbewegung wurden, nur noch im Staate 
gelucht werden, und der Staat, dem nothwendigerweiſe die Aufgabe zufiel, die Püde aus- 
zufüllen, Die durch den Ausfall der Firchlichen Leitung eingetreten war, mußte nun ſelbſt 
der vornehmfte praftiiche Gegenftand der Unterfuhungen und Beitrebungen werden. Nach 
dem Geifte der neuen Zeit, der überall auf die Erforichung der Urſachen, Geſetze, ſowie 
anf die Erfchliefung der urfprünglihen Quellen der Erkenntniß und des Yebens gerichtet 
it, mußte auch der Staat nad) feiner Entftehung, feinem Weſen, feinem Zwecke näher 
unterfucht und das Recht, jedenfall der wornehmfte Zwed des Staates, auf feine innerfte 
Quelle, die Natur des Menfchen, zurücgeführt und ald Naturrecht ausgebildet werben. Dieje 
rechtsphiloſophiſche Forſchung hatte jedoch noch eine tiefere Bebentung. Das gemeinfame 
lirchliche Zwangsband war zerriffen. Ein neues gemeinſames Band follte durch die 
Freiheit und für die Freiheit durch das Recht gefchaffen und die Rechtsgemeinſchaft das 
verfnüpfende Gefammtband für alle Sonderrichtungen und Sonderfreife werden ; ein ges 
meinfames Recht Tollte über allen Standes= und anderen Sonderredhten in dem Staate 
eriteben, und ein gemeinfames humanes Völterrecht alle Staaten und Bölfer umfchlingen. 
Die Reception des römiſchen Rechts erfüllte zunächſt den Zweck, für das Privatrecht 
ein gemeinfames Bürgerliches Necht aufzuftellen; der wefentlichfte Theil der Geſammt— 
anfgabe wurde jedoch von der Rechtsphiloſophie vollführt, deren umbilvende Kraft über: 
haupt weniger in der Richtung des Privatrechts als der ftaatsrechtlichen und wölferrechtlichen 
Verhältniſſe und in der Fortbildung der Grundprincipien des Rechts zu fuchen ift. Viele 
wichtige Fragen enthielt das neue rechtliche und ftaatliche Problem, an defien Löſung die 
Rechtsphiloſophie herantrat. Welches ift der Urfprung des Staates, melde Stellung 
nimmt ev in der Gefellfchaft ein, ift er iventifch mit derjelben (wie Tange Zeit faft all» 
gemein angenommen wurde) ober bildet er nur eine befondere Ordnung; welches ift bie 
Stellung der Staatsgewalt zur Volksgeſammtheit; worin befteht der Zweck des Staates, 
iſt er durch Die Rechtsidee ausgefüllt oder hat der Staat noch andere Zwecke, wie den 
Wohlfahrtszweck, zu verfolgen ; welches ıft, in Folge feines Zwecks, die Stellung des Staates 
zur Kirche und zu anderen Gulturgebieten ; welches ift der Urſprung umd das Welen des 
Rechts jelbft, it es, ald ein Princtp und eine Norm fir Willenshandlungen, ſelbſt Durch 
den Willen geſetzt, ein blos conventionelles oder pofitiwes, oder ift e8 in dem, vom Willen 
unabhängigen, Weſen des Menfchen und der menſchlichen Verhältniſſe gegründet; in welcher 
Beziehung ſteht das Recht zu anderen Principien, die Forderungen an den Willen ent- 
“ halten, zu dem Guten, zu der Sittlichkett, zu allen Lebensideen und Pebenszweden, welche 
Eine Aufgabe für die individuelle oder geſellſchaftliche Thätigfeit werden ; worin liegt 
der unmittelbare Zweck des Rechts, hat es bloß die Freiheit zu fchligen, oder bat es 
auch Das ganze Eulturleben zu fördern u. f. wm. Alle diefe und ähnliche Fragen find 
unausgefegt von der Rechtsphiloſophie behandelt, und wenn auch noch mancher Streit 
Darüber befteht, in der Wiflenfchaft und für pas gebilvete Bewußtſein mehr und mehr 
aufgeklärt worden. 

Die Entwickelung des Rechts- und Staatslebens ſeit dem Ausgange des Mittelalters wird 
jedoch von zwei Strömungen beberrfcht, won denen die eine auf die römiſche Macht und Herr: 
ſchaftsidee als ihre Duelle zurücdweift, und von Machiavelli (1496 —1527), im Abfehen 
von allen rechtlichen umd fittlihen Schranken, in den äuferften Conſequenzen durchgeführt 
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wird, und vielfach Die praftiiche Politit der Gabinete in ihren Herrſchafts? und Vergröße— 
rungsgelüften geleitet hat, und von denen die andere, in der eigentlich wiſſenſchaftlichen Be— 
wegung, vorzüglich Durch Die Rechtsphiloſophie fortgeführt wird. 

Die Entwidelung der Rechtsphilofophie oder des Naturrechts hat nad) den vornehm— 
ften Richtungen in verfhiedenen Schulen einen Verlauf genommen, der als ein natür— 
licher gefchhichtlicher Fortgang betrachtet werben kann. Die gefchichtliche Ducchbildung eines 
Princips oder einer umfafjenden Lebensidee vollzieht ſich überhaupt in der Art, daß lange 
Zeit hindurch die mwefentlichen Seiten nicht zugleih, jondern eine nach der anderen und 
oft in ſchroffer Gegenfegung, aufgefaßt und dargeftellt werden, bis erſt fchlieflich das Priu— 
eip in feiner Totalität erlannt und alle geichichtlih ausgebildeten Seiten als bejondere 
Momente darin aufgenommen werben. ine ſolche Fortbildung zeigt ſich auch in der 
Entwidelung der Rechts⸗ und Staatöidee , der wahre VBollbegriff des Rechts und Des 
Staat, der alle früheren theilweiſen Wahrheiten in ſich aufnimmt, kann erſt in einem 
höheren Stadium der wiſſenſchaftlichen Forſchung gewonnen werben. 

Für die Gruppirung der vornehmften naturrechtlichen Schulen laſſen fich, im Abſehen 
von einer hier nicht weiter zu berührenden Uebergangszeit, melde die ſ. g. Vor— 
Läufer von Hugo Grotins befaft, drei Zeitabjchnitte aufftellen : 1) von Hugo Grotius 
bis Thomaſius und Yeibnig, 2) bis Kant, 3) von Kant bis auf unfere Zeit. 

Der erfte Zeitraum begreift die Yehren von Grotius, Hobbes und Pufen— 
dorf, welde, von der Annahme eines Naturftandes ausgehend, die Entftehung der Rechts— 
und Staatsordnung auf gewiſſe Triebe der menichlichen Natur, fer es auf den uninterej- 
firten Gefelligteitötrieb oder auf den Egoismus, oder auf den interefjirten Gefelligteitstrieb 
zurüdführen. Der Naturftand wird zwar auch als eine geichichtliche Thatſache, . jedoch 
vornehmlich als eine Hülfshnpothefe zu den Zwecke angenommen, um die Natur des 
Menſchen vein an und für fich felbit, abgejehen won allen äußeren Verhältniſſen, zu bes 
trachten, weshalb auch jeder Schriftfteller die Anficht, die er ſich über die Natur des 
Menſchen gebilvet, in dieſen Naturftand hineinträgt. 

Hugo Grotius (1583 — 1645) ward der Begründer des meueren Naturrechts als 
einer jelbftftändigen Wiflenichaft. Das Geſetz der Entwidelung überhaupt gebt aber 
vom Ganzen in die Theile. Vom großen Ganzen der Völkerordnung fommt er in feinem 
berühmten Werte (de jure belli ae pacis, 1625) zu den Unterfuchungen über die Grund— 
lagen des Rechts. ‚Dem Bölferrechte will er eine neue humane Grundlage geben ; der 
Geiſt der Humanität war in ihm erwacht, um dem Yeichtfinn und der Roheit, welche 
in der Unternehmung und Führung der Kriege die Oberhand gewonnen hatten, Schranken 
zu ziehen und um die VBölferordnung auf fefte, humane, auch im Kriege noch zu achtende, 
rechtliche Grundlagen zu ftügen. Aus der Natur des Menſchen ſoll das Recht gejchöpft 
werben, jedoch nicht aus der thierifchen Natur, wie die römiſchen Jurtiten wollten (jus est 
quod natura omnia animalia docuit), jondern aus der, durch die Vernunft und Die 
Sprache harakterifirten und in dem Geſelligkeitstriebe ich bekundenden, menjchlichen 
Natur. Das Welen und der Zwed des Rechts farm daher nur in der Gefelligkeit Liegen, 
und Recht ijt alfo, was durd die Vernunft als übereinftimmend mit 
der gejelligen Natur des Menſchen erfannt wird (l. i. lib. I. cap. 1, 10. 
©. 12). Diejes Recht ift unabhängig von der Religion, „ja es würde beftchen, jelbft 
wenn angenommen würde, was ohne Frevel nicht angenommen werben darf, daß es kei— 
nen Gott gäbe oder die menſchlichen Dinge feiner Leitung nicht unterftänden.” Co groß 
war die Macht ded neuen Geiftes, der ein von der Religion unterſchiedenes jelbftitändiges, 
allgemeines, humanes Recht verlangte, daß jelbft ein fo religiös gefinnter Schriftiteller die— 
ſem Bedürfniſſe den fchärfiten Ausdrud geben konnte. Der Staat ift nach Grotius, wie 
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nach allen Naturſtandélehrern, durch Vertrag gebildet. Der Staat ſchafft jedoch nicht bie 
Rechte, er hat die im menjchlichen Weſen urfprünglich gegründeten, angeborenen Rechte, als 
Veben, Freiheit, Integrität u. |. w. zu ſchützen; aber nicht minder hat er das Wohl zu be 
forgen, und Grotius definirt den Staat (faft gleich mit Cicero) als die vollfommene 
Rechts- und Wohls-Gemeinſchaft freier Menfchen (coetus perfectus libero- 
rum hominum juris fruendi et communis utilitatis causa sociatus), Das Völ— 
terrecht beruht auf den natürlichen gefelligen Beziehungen der Völker, es verlangt insbe— 
jondere den friedlichen gefelligen Bertehr ; der Krieg ift aus den gleichen Gründen, wie die 
Selbithülfe der Einzelnen, erlaubt ; aber in der Führung des Krieges find auch gewiſſe 
Grundfäge der Humanttät und Mioralität zu beobachten (wovon das ganze zweite Buch 
bandelt). Ueberhaupt joll die Menfchenliebe die höhere Richtichnur bleiben, auch in dem 
Feinde, ja im Tyrannen und Räuber, noch den Menſchen ertennen laſſen und auch bie 
Fürften beftimmen, nicht blos auf das ihrer Leitung anvertraute Bolt, fondern auf das 
ganze menfchliche Geſchlecht Nüdficht zu nehmen (non unius sibi creditae gentis ha- 
bere rationem, sed totius humani generis). Auf diefe Weife war der humane Geift 
der neuen Epoche von Grotius in die Rechtöphilofophie eingeleitet worden. 

Der Gegenfag zu diefer Lehre ward gebildet durch die Theorie des Engländers 
Thomas Hobbes (1588— 1679), welcher, im tiefften Wivermwillen gegen die demokratiſche 
Bewegung ſeines Vaterlandes und von einer rein materialiftifchen Auffaſſung des Men: 
ſchen ausgehend, die confequente Rechts- und Staatölehre des Materialismus entwidelt 
und den Abſolutismus der Staatsgewalt als die nothwendige Folge Davon nachgewiefen hat. 
Der Menfch ift, nach Hobbes, ein rein finnlich-materielles Weſen. Durch) feine finnlide Na— 
tur iſt der Menſch nur von der Selbftjucht geleitet. Die Selbftfucht des Einen kommt 
notwendig in Conflict und in Kampf mit der Selbitfucht aller Anderen. Der Naturftand 
der felbftfüchtigen Dienfchen, mit dem urfprünglichen Rechte eines Jeden auf Selbfterhaltung, 
üt daher ein Krieg Aller gegen Alle (bellum omnium contra omnes). Der berechnende 
Verftand muß aber den Menſchen jagen, daß es beffer ift, diefem Zuftande des Krieges 
und der Unficherheit zu entfagen, auf Das Recht auf Alles zu verzichten umd durch Ver— 
trag eine, Allen überlegene, Staatögewalt zu fchaffen, die nur als eine abfolute ihren 
Zweck erfüllen kann. Zur weiteren Gonftruction diefer Staatsgewalt greift dann Hobbes 
zu dem Begriffe der juriftiichen Perjon (persona civilis). Dieſer bier nur im Grund- 
princip gezeichneten Lehre von Hobbes gebührt das Verdienſt, in der Willenfchaft und tm 
Yeben die Logik des Materialismus (auch zu Nus und Frommen unferer modernen Ma— 
terialifien, wenn fie fi) des logiſchen Denkens, als eines blos nüglichen „Surrogats” fir 
die finnliche Anſchauung, noch nicht entfchlagen haben) gezeichnet zu buben. Wer in dem 
Menſchen kein höheres Geiftprincip erkennt, welches, um mit Kant zu reden, einen 
Selbftzwang gegen die finmlichen Yeidenichaften übt, muß nothwendig in der Staatögemalt 
eine um fo mächtigere äußere Zwangsgewalt ſchaffen, und die Gefchichte Liefert den Beweis, 
daß überall, wenn der Materialismus um fich greift, die Selbftfucht vorherrſchend wird, 
oder die Leidenſchaften fich in einer Revolution entflammen, der Abfolutismus, auch wenn 
er den äußeren Schein der Mitwirfung von Bolfselementen bewahrt, immer den Abſchluß 
einer ſolchen Bewegung bildet. 

Abgejehen von Spinoza (1632—1677), welcher von feiner pantheiſtiſchen 
Lehre aus zu ähnlichen Reſultaten gelangt, das Recht, wie alles Sein, auf Selbfterhal- 
tung zurüdführt, in der Macht vie Quelle des Rechts erblidt, nach welchen „vie Fiſche 
das Recht Haben, zu ſchwimmen, die großen Fiſche Das Recht, die Fleineren zu verzehren“ 
(mad denn befammtlicd auch vielfach im Staats- und Völferleben zur Anwendung gekom— 
men ift), jedoch durch den Staatövertrag für die Staatsgewalt gewiſſe Echranten und 
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Garantien für das geiftig=fittliche und religiöfe Leben gezogen wiſſen will, wird die natur— 
rechtliche Entwidelung zunächft durch Pufendorf weiter geführt. 

Samuel Pufendorf (1632—1694) vereinigt in eigenthümlicher Weiſe die An— 
fihten von Grotius und Hobbes, indem er den Menſchen als ein aus Egoismus gefel- 
Tiges Weſen betrachtet und aus den Pflichten diefer Gefelligfeit die Rechte ableiten will. 
Das hauptfächlichfte Verdienſt Pufendorfs befteht aber darin, das Naturrecht nach allen 
Theilen ſyſtematiſch behandelt und das Privat = und öffentliche Recht ſcharf gefondert zu 
haben. Es ift zubem bevoorzubeben, daß Pufendorf der erfte ift, ver feine naturrechtliche 
Staatsanſicht zur Flävenden Prüfung des verwidelteften Staatögebäudes der neueren Zeit, 
des heiligen römiſchen Reichs deuticher Nation, in feiner pfeudonymen Schrift (Severinus 
de Monzambano, de statu imperii Germanici, 1667) verwerthete. Pufendorf ſah in dieſem 
Reiche ein monftröfes Zwittergebilde von Monarchie und Bund, welches die Nachtheile Beider 
an ſich trage, fich immer mehr dem Staatenbunde nähere, beſonders von Oeſterreich aus— 
gebeutet werde und nur durch eine Kräftigung der einheitlichen Spige veformirt werben 
fünne. Er wiünjcht zwar, daß Defterreich auf die Beherrſchung der deutichen Länder ver- 
zichten möge, warnt aber, dem Rathe eines anderen Schriftftellers (Philipp Chenmitz) zu 
folgen, Defterreich zu zerträmmern, da dies nur mit Hülfe des Auslandes (Frankreichs 
und Schwedens) geichehen fünne, das fich feine Hülfe fiherlihd auf Koften des Reichs 
werbe bezahlen laſſen, und verlangt daher nur einen bleibenden Bundesrath “perpetuum 
consilium) mit einem jchnellen Geſchäftsgange, ferner volle Gleichftellung der Confeſſio— 
nen, Berbefierung des Schulweſens, Säcularifirung der Klöfter und Vertreibung der 
Jeſuiten. 

Gegen die ganze Richtung des neuen Naturrechts traten verſchiedene Widerſacher auf 
(Selven, die beiden Cocceji, Alberti, Seckendorf u. A.), welche Das Recht in ſtrengerer 
oder gemäßigterer Weiſe wieder vom Willen Gottes und von der Religion abhängig 
machen wollten; allein die neue Richtung blieb vorherrſchend. 

Der zweite Zeitraum wird gewöhnlich mit Thomaſius begonnen; er iſt jedoch 
durch einen Gegenſatz charalteriſirt, der ſich in den Lehren von Thomaſius und 
Leibniz ausſpricht, indem der erſtere eine ſchärfere Unterſcheidung von Recht und 
Moral einleitet, der andere das Recht in innige Beziehung zu dem höchſten fittlichen 
Ziele, die Vervollkommnung des Menichen und der menſchlichen Gejellichaft, zu jegen unters 
nimmt, Dieſer Zeitraum begreift auch die Yehre Rouſſeau's, welcher aus der Natur: 
ftandötheorie, in Berwerthung der verjchiedenen Anfichten von Grotius, Hobbes, Pufen— 
dorf, jo wie von Lode und Wolf, die praftiichen Nefultate für die Staatölehre zieht. 

Thomafius (1655—1728) hat bekanntlich zuerft Recht und Moral nad der 
Erzwingbarteit der |. g. volllommenen Rechtspflichten und der Unzuläffigfeit des Zwangs 
bei den ſ. g. unvolllommenen moraliichen Pflichten zu unterfcheiden begonnen. Gundling 
und Gerhard bilveten dieſe Unterſcheidung faft bis zum Gegenfage aus, die begierig von 
der Jurisprudenz als ein bequemes Schlagwort aufgegriffen und faft bis auf den heu— 
tigen Tag beibehalten wurde, obwohl ſchon von Leibniz und befonders in neuerer Zeit 
nachgewieſen ift, daß der Charakter dev Erzwingbarkeit gar nicht durchgreifend umd zudem 
das Recht nicht aus der Erzwingbarfeit abzuleiten und zu erfennen ift, ſondern erft be- 
ftimmt werden muß, was Recht ift und dann, nicht in allen, aber in vielen, hauptſächlich 
Bermögensverkältnifien, der Zwang als zuläffig ericheint. Thomaſius verfolgte aber bei 
diefer Unterſcheidung hauptſächlich den edlen Zwed, das fittlich = religiöjfe Gebiet von der 
Staatögewalt unabhängig zu machen und diefe, nad dem von ihm aufgeftellten Territo- 
rialſyſteme (im Gegenfage zu dem von Carpzow in Yeipzig verfochtenen Gonfiftorialiyftene) 
auf die Bewahrung des äußeren Friedens im ftaatlihen Territorium und auf das jus 
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eirca sacra zu bejchränten. Als ein muthiger Kämpfer für Alles, was er ald Wahr, 
Gut und Recht erfannt hatte, hat er ſich insbeſondere durch feine Belämpfung „des Ver- 
brechens der Ketzerei,“ „des Hexenglaubens“ und der Herenrichterei (Carpzom) fowie der 
Tortur“ ein bleibendes Denkmal in der Eulturentwidelung Deutſchlands gefekt. 

Yeibniz (1646 — 1716), welcher, gleich beim Beginne der jeldftftändigen philo— 
jophiichen Forſchung in Deutichlend, als ein Geſtirn erfter Größe am geiftigen Himmel 
ericheint, und gewiſſermaßen die Aufgabe des deutichen Genius vorbedeutungsvoll in ſei— 
nem Syſteme des univerjellen Harmonismus anzeigt, fucht auch in der Rechtophiloſophie 
die Hauptfäden des nach verſchiedenen Seiten auseinander gegangenen Gewebes zu einer 
höheren Einheit zuſammen zu faſſen, ohne es jedoch auch hier zu einem ſyſtematiſchen Ab- 
ſchluß zu bringen. Das Recht will er, wie das Wahre und Gute, auf Gott zurückführen, 
nicht auf den Willen, ſondern auf das Weſen Gottes, das Recht überhaupt nicht als einen 
Willens» und Machtbegriff, ſondern als ein weiſe ordnendes Princip auffaſſen, welches 
nach dem Endzwecke des menſchlichen Lebens, der Vervolllommnung, als dem wahren 
Wohl, alle äußeren oder inneren Handlungen {nicht Geſinnungen) regelt, von ber 
moraliichen Berpflichtung fich Dadurch unterjcheivet, vaß während dieſe eine moralische 
Nothwendigfeit ift, Das Recht eine moraliſche Möglichkeit, ein Dürfen, enthält. ALS 
Recht will er jedoch überhaupt bezeichnen, was die Gefellfchaft der wernünftigen Weſen 
verpollfommmnet (Sed tamen putem, justum esse quod societatem ratione utentium 
perfieit). Leibnitz hat fich ebenfalls, wie Pufendorf, eingehend mit dem veutjchen Staate- 
weien beichäftigt, aber, wie jchon der Name Caesarinus Furstenerius anzeigt, den er für 
eine Schrift (de jure suprematus ete.) angenommen hatte, will er eine DVermittelung 
zwiſchen der zu ſtärkenden kaiſerlichen Macht und den Fürſten erzielen, 

Wolf (1679—1759), welcher Leibnizens philofophifche Yehre überhaupt methodiſch 
zu einem Syſteme abzujchließen unternimmt, dabei aber wichtigen Principten die Spitze 
abbricht, Hat auch das Leibniziſche Vervolltommmungsprincip, in mehr eudämoniſtiſcher 
Umbildung, als Wohls- und Glüdjeligkeitsprincip, in breitefter Ausführung für alle Ver: 
haͤltniſſe des Rechts- und Staatslebens, zur Ausbildung gebracht. Sein Grundgedanfe 
ft, daß das Recht nur als Mittel zur Erfüllung fittlicher Bflichten beiteht, das 
Recht nur ein Dürfen, eine Befugnig ausprüdt, ein Erlaubnißgeſetz it, während 
die ſittlichen Pflihten ein Sollen, ein Gebot enthalten. Der Staat hat das Wohl 
aller Glieder nady ihrem Stande und Berufe zu fürbern; salus publica suprema lex 
esto; aber nicht durch die Staatögewalt allein, ſondern durch Mitberathung aller Bürger 
ſoll beftimmt werden, worin dies Wohl zu fegen fe. Mit dem Bervolltommmungs= und 
Wohlöprincip geht dann Wolf in feinem jus naturale (9 Be. in 4.) und in feinen 
‚Bernänftigen” Gedanken (er bat über Alles vernünftige Sedanten, „über Gott 
und die Welt, über die menfchliche Seele”, „von dem Thun und Laflen der Menſchen“ und 
„on dem gefellichaftlichen Leben”) an die Betrachtung der ganzen Rechts- und Stante- 
orbnung, um mit dem Yichte der Vernunft aufzuflären und die Wege der Verbefjerung 
und Bervollkommnung zu weiſen. Es ift Ton geworben, über die naiven und trivialen, 
oft ins Kleinlichfte eingehenden, Verbeſſerungsvorſchläge zu lächeln, allein man mag wohl 
beventen, daß es dem, oft mur zu ſehr bei abftracten Brincipien verweilenden, deutſchen 
Seifte ſehr zuträglich war, einmal ein Princip für alle Vebensverhältniffe durchgeführt zu 
ſehen. Die Leibniz-Wolfſche Rechtsphilsfophte hat, wie feine frühere, die weitefte Verbrei— 
tung in allen cwilifirten Yändern Europas gefunden ; fie gab dem im 18. Jahrhundert 
überall mehr oder weniger angefachten Streben nad) Bervolltommnung der menjchlichen 
Zuftände einen mächtigen Impuls, begünftigte überall die Aufflärungstendenz und wurde 
jelbft eine wichtige Stüge und Handhabe für ven ſ. g. aufgeflärten Abjolutismus (Fried: 


24 I, Recht und Rechtswiſſenſchaft im Allgemeinen. 


rich IL. und Joſeph IL), ver das Wohlfahrtöprincip auf fein Barmer ſchrieb, aber die 
von Wolf geftellte Bedingung, daß das Wohl durch Mitberathung der Bürger beftimmt 
werden folle, zur Seite ſchob. 

Frankreich war e8 vorbehalten, durch die Lehre Rouffeau’s, aus den vornehmiten 
Grundprincipien des Naturrechtd in einfeitigfter Richtung die praktifchen Reſultate zu zie— 
ben. Diefe Lehre muß jedoch auch aus der ganzen Lage der gejellichaftlihen Verhältiſſe 
Frankreichs, als ein wahrer Schmerzensichrei eines nach allen Seiten geknechteten Volkes, 
begriffen werden, welches, nachdem der Abſolutismus, nach dem Frevelworte: ’Etat c’est moi, 
den Staat in fich abjorbirt und von oben aus völlig zerrüttet hatte, mum den Staat von fich 
aus wiederaufzubauen unternahm. Der ſtaatliche Bau felbft ift in der Richtung der politifchen 
Freiheit mißlungen, aber gewiffe große Grundprincipien der freien individuellen Bewegung, 
im Gegenfate zu dem geſammten Gorporationd= oder Zunftweſen, find auf den wichtig: 
ften, beſonders wirthichaftlicyen, Gebieten in Frankreich zuerft, zum Segen dieſes Landes, 
zur praftifchen Durchführung gefommen. Im Gegenfage zu feinem großen Zeitgenoſſen 
Montesquieu (1689— 1755), der in feinem berühmten Werke: Esprit des lois (1754) 
die Relativität aller vechtlichen und ftantlichen Verhältniſſe und Einrichtungen, ihr 
Bedingtjein von dem hiftorifchen Entwidelungsgange, von den Einflüffen der Natur und ver 
ganzen fittlichen Cultur nachzumweifen gejucht Hatte, ftellte Rouſſeau (1712—1778) in 
feinem: Contrat social (1762) einfache, rückſichtslos durchſchlagende, abfolute Principien auf, 
wie fie die große Menge in den Schlagwörtern am leichteften begreift, fette Freilich nur an 
die Stelle des fürſtlichen Abſolutismus den Abjolutismus der Demokratie, wobei die 
Anfichten Hobbes ihm dazu dienten, den Charakter der Abjolutheit der Staatögewalt zu 
Gunſten der ſouveränen Volksgewalt zu verwertben. Die Theorie Rouſſeau's wurzelt in 
dem Grundgedanken, daß beim Heraustreten aus den Naturftande, von den Gin: 
zelnen, die alle gleich frei geboren würden, ein Gejellfchaftsvertrag geſchloſſen fei, in wel- 
dem ein Jeder alle feine Nechte ohne Vorbehalt an die Gemeinſchaft abgetreten habe, 
um ebenfo viel, mit dem Schuge der Gemeinſchaft, zurückzuerhalten. Durch diefen Vertrag 
jet ein politifcher Körper mit einem Allgemein=Willen (volonte generale) geſchaffen, 
der von dem Willen Aller (volonte de tous) unterſchieden werden müſſe. Diefe Lehre vom 
Allgemein: Willen bildet den Gentralpunft in Rouſſeau's Theorie (und ift ein Grundgedanke 
in der ganzen jpäteren gejchichtlichen Entwidelung), ift jedoch zugleich der ſchwächſte Punkt 
geblieben, indem es, wie überhaupt, jo aud fir Rouſſeau unmöglich war, durch irgend 
ein Nechenerempel (wie er es werfuchte) aus einer Summe von individuellen Willen einen 
Algemein= Willen zu finden. Bon großen praltifchen Folgen war es dagegen, daß bei 
Diefer Lehre Rouſſeau vor Allem darauf drang, daß im Staate feine Sonderfreife, feine 
Stände, Corporationen beftehen follten, weil dadurch der Einzelmille von der rechten Bahn 
zum Allgemein Willen abgelenkt würde. Der Allgemein Wille findet nach Rouſſeau ſei— 
nen Ausdrud in der Volksſouveränetät; dieſe ift unveräußerlid, untheil- 
bar (daher feine Theilung der Gewalt, wie Lore und Montesquieu wollten), unver 
tretbar (daher die Boltsabgeorbneten nicht Nepräfentanten, ſondern Mandatare find, 
deren Beichlüffe vom Volke wenigſtens ratificirt werden müffen), unbejhränft, weil 
der Allgemein Wille nicht Unvecht thun fann, zwar die Freiheit nicht antaften ſoll, aber 
doch Dpfer verlangen darf, über deren Größe er allein zu enticheiden bat; ſein Zweck als 
Staatözwed ift das Wohl (bien); nach diefem Zwede hat er Alles zu ordnen und feft- 
zuftellen, auch den veligiöjen Glauben, wenn auch nur in Hinficht auf Die geſellſchaftlichen 
Grundlagen und PBrincipten, indem er in Bezug auf idie Dogmen den Glauben frei läßt 
und nur ſolche Confeſſionen nicht duldet, die felber unduldſam find. So murde von Rouſ— 
jean eine Theorie aufgeftellt, die im Weſentlichen feine Garantie für die Freiheitsrechte giebt, 
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eine Staatsallmacht ſchafft, die in der Beſorgung des Wohles, bei der rechtlichen Gleichheit 
Aller, auch Allen die gleiche Wohlfahrt hätte zuſichern müſſen; eine Conſequenz, die auch 
ſpäter in der Revolution durch den verſuchten Aufſtand von Babeuf (1796) gezogen wurde. 
Es iſt ein Geſetz aller geichichtlihen Entwidelung, daß jedes einfeitige Princip bei der Ueber: 
treibung den Rückſchlag ins entgegengefegte hervorruft. Seit Ludwig XIV. ift in Franf- 
reich die Bewegung zwiſchen ven Ertremen des fürftlichen = und Volksabſolutismus vorherr- 
ſchend geblieben ; der Zauberfreis ver Rouſſeau'ſchen Principien iſt nicht Durchbrochen worden 
und fanıı nur gelöft werben durch eine Yehre, welche über aller Souveränetät umantaft- 
bare, fittlich= rechtliche Principien anerfennt, und der Staatögewalt nicht den Atomismus 
der, in ihrer Iſolirung ſchwachen, Individuen gegenüberftellt, jondern die wahrhafte Glie— 
derung der Gemeinden und Provinzen für eine geordnete Selbftvermaltung zur Geltung bringt. 

Der dritte Zeitraum erftredt fih von Kant bis auf unjere Zeit; 
er begreift die Lehre Kants, in welcher zwar das Recht weientlich als Freiheitsrecht auf- 
gefaßt, jedoch die Freiheit auf eine fittlihe Grundlage zurüdgeführt wird; diefer Zeitraum 
weift aber auch die Gegenftrömungen auf, melde in den großen Culturländern, England, 
Frantreich, Deutſchland hervortraten, zunächſt in der politifch = Hiftorifchen Schule (Burke) 
und in der theologifchen Schule (de Maiftre) gegen die abftracten Freiheits- und Gleich— 
beitöprincipien und gegen die Abtrennung des Rechts von der Sitte und der Religion; 
in Deutichland, zuerft in mehr privatrechtlicher Hinficht, in der eigentlichen hiſtoriſchen 
Schule (Hugo, Savigny), weldye die abftracte, formell logiſche Naturrechtswiſſenſchaft ver 
wirft, und fpäter, in fpeculativer Richtung, in den Syſtemen von Schelling und be= 
ſonders von Hegel, welde ven a überhaupt in der ganzen Rechts- und 
Staatsanſchauung befümpften. 

Kant (1724 — 1804) ift, in der Philoſophie überhaupt, wie in der Rechtsphilo— 
ſophie, der Begründer einer neuen Epoche, welcher das Grundprincip einer faft Dreihundert- 
jährigen Bewegung, die ſubjective Perfönlichkeit und Freiheit, die für alle Erkenntniß und 
Lebenögeftaltung die nächfte Quelle im fich ſelbſt Jucht, zum Ausgangspuntte und zum 
Endziele feiner Speculation machte, zugleid; aber auch der Humanitäts- und Freiheits- 
richtung, jo weit dies vom fubjectiwen Standpunkte aus möglich war, den geläutertiten Aus— 
drud gab. Belannilidy vergleicht Kant die Aufgabe, Die er ſich ftellte, mit der bes 
Kopemitus; auch er will durch die Beränderung des Standpunftes eine neue Anſchauung 
des Seins und Lebens herbeiführen; aber das Subject wird in den Mittelpunkt geftellt ; 
nicht nach der objectiven Welt des Seins ſoll ſich Das Denken und Wollen richten, fondern 
umgetehrt, ‚aus dem Denfen und aus feinen urfprünglichen Formen, Begriffen und 
Ideen ſoll das Subject die Richtſchnur für die Erkenntniß und Behandlung der Dinge und 
Berbältniffe entnehmen. Was aber die Kant’jhe Lehre weſentlich von jeder anderen Sub: 
jeetivitätstheorie unterſcheidet, liegt darin, daß Kant in dem Subjecte felbft ein Zwiefaches, 
die finnliche Seite, und ein Höheres, Unbedingtes, unterfcheidet, in dem äußeren Sinnen= 
menjchen (homo phaenomenon) einen inneren Ideal- oder Vernunftmenſchen (homo nou- 
menon) nachzuweiſen unternimmt, der durch die Bernunftiveen und Vernunftgeſetze Alles 
regeln und zu einer höheren Einheit verfnüpfen jol. In der Vernunft eröffnet ſich nach 
Kant eine Welt des Unendlichen und Unbedingten, die in der Idee Gottes, als des alle 
Realität in fich befaffenden Weſens (ens realissimum) die abſchließende Einheit findet; 
aber, obwohl dieſes Weſen Das Ideal der Vernunft ift, ift es mur eme Idee ohne 
objective Gewißheit und jeder Beweisform unzugänglic, weil nad Kant alle Begriffe und 
Yoeen, wenn fie auch nicht aus der Erfahrung ftammen, doc, um eine Erfenntniß zu 
gewähren, ihren Gehalt in der Erfahrung nachweiſen müſſen, Gott aber fein Gegenftand 
der Erfahrung it. Die tbeoretifche Vernunft vermag daher feine Gewißheit von ber 
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Realität einer höheren Idealwelt zugeben. Aber zu diefer Idealwelt gelangt Kant von einer 
anderen Seite; die Freiheit wird ſich von ihrer Realität überzeugen, die Schwungkraft, 
wodurch der Geift fich in die iveale Welt verfegen und Beſitz davon ergreifen fol, Die Ber: 
nunft, ſagt nämlich Kant, ift nicht blos theoretiſches Denk- und Ertenntnikvermögen, fie ift 
auch praftifch vernünftiges Wollen und Handeln; dieſes als Urfachlichfeitsvermögen erzeugt 
Wirkungen und Wirklichkeit; das vernünftige Wollen und Handeln unterſcheidet ſich 
jedoch von dem blos nach finnlichen Motiven und Trieben beftimmenden Handeln dadurch, daft 
das Gewebe oder die Reihe der finnlicen Handlungen durch einen Einſchlag aus Der 
idealen Bernunftwelt, durch VBernunftiveen, unterbrechen und nach den Ideen und Geboten 
der Bernunft eine neue Reihe von Handlungen begonnen werben kann. In dieſer Macht 
der Eimwirfung der Vernunftideen auf das im der Sinnenwelt ſich wollziehende Handeln 
liegt die Freiheit, durch welche die Ideen in ihrer Verwirklichung und Wirklichkeit er 
Icheinen ; die Freiheit ift daher der reale Berbindungspunft der überſinnlichen und finnlichen 
Welt, fie verfnüpft das durch die Vernunftprincipien geboteue Sollen mit dem Wollen; 
fie ift aber auch der reale Anhaltspımft, um von allen Ideen, von Gott, von der Uns 
fterblichfeit praftiiche Gewißheit zu gewinnen, welche die theoretiiche Vernunft nicht erlangen 
fonnte, und Sant ımternimmt e8 daher auch, den ſ. g. moraliichen Beweis für Das 
Dafein Gottes aufzuftellen. Diefe höhere Freiheit bildet die Grundlage für die Erhif 
wie für Das Recht und ift daher noch etwas näher zu erörtern. 

In der Freiheit gibt ſich zunächſt als oberftes Bernunftgebot fund, das Gute vein 
um des Guten jelbjt willen zu thun; es iſt überall nichts zu denken möglich, jagt Kant, 
was ohne Einichränfung für gut fünnte gehalten werden, ald allein ein guter Wille; 
dies Vernunftgebot tft unbedingt, ein fategoriiher Imperativ. Durch diefe Lehre 
bat Kant wieder die. Reinheit des Sittengeſetzes begründet und alle die unreinen Gebilde 
verſcheucht, durch welche der Eudämonismus in verichiedenen Formen dem Wollen Falfche 
Zielpunkte gegeben hatte. Das Bernunftgebot it jedoch auch mur ein allgemein formales, 
es muß ebenfalls einen Inhalt aus der Erfahrung ſchöpfen; dieſer wird für das Wollen 
durch die individuellen Marimen gegeben, wornady ein Jeder fein Handeln bes 
ſtimmt. Diefe Maximen müflen mit dem allgemeinen formalen Brincip in Einflang ges 
bradyt werden, was im der Art geichieht, daß fich ein Jeder bei einer Handlung fragt, 
ob die Maxime, die er dabei befolgt, geeignet fei, zum Princip einer allgemeinen Gefeg- 
gebung erhoben zu werden. Demnach lautet das oberfte Geſetz der Moral: „Handle fo, 
daß die Maxime deines Willens zugleich als Brincip einer allgemeinen Geſetzgebung gelten 
könne“, So joll, nad Kant, das Subject, durch blos logiſche Prüfung hinſichtlich der 
Verallgemeinerungsfähigfeit ſeiner Maxime, das Geſetz für fein praktiſches Handeln in allen 
Lebensverhältniſſen finden, ohne in eine fachliche Unterſuchung über das Gute und die Güter 
einzugehen. Die praktiſche Philofophie wird dann von Kant eingetheilt: in Moral (heute 
Erhit genannt), als Yehre von dem Guten, dev freiheit und den Pflichten überhaupt ; 
diefe Moral oder Eittenlehre ift die gemeinfame Grundlage der Ethik (heute 
Moral genannt) oder Tugendlehre und der Rechtslehre, meil die Freiheit der 
gemeinjame Ausgangspunkt und auch das Endziel für beide iſt. Die Freiheit ift nämlich) 
in doppelter Beziehung zu betrachten, nach der inneren Triebfeder oder den Motiven 
und mac ihrer äußeren Berhätigung ald Handlung. Allgemeine fittliche Vernunft— 
forderung ift, daß die Freiheit überhaupt herrfche in der Selbftbeftimmung des Menſchen; 
diefe wird aber gefährdet ſowohl von innen durch das niedere finnliche Begehrungsver— 
mögen, ald von außen durch ftörende Eingriffe in unjeren Freiheitsgebrauch. Beides ift 
mit dem Vernunftgefetge im Widerfpruche, der durch die Entfernung der ftörenden Hinder— 
niffe gehoben werden muß. Im Inneren werben diefelben überwunden durch Selbſt— 


2. Geſchichtlicher Ueberblick über Die philoſophiſche Entwickelung ır. 27 


zwang, indem der Menich im Kampfe der fittlichen Pflicht mit den finnlicyen Trieben 
diefe beherrfcht; in der äußeren Sinnenwelt dagegen, wo die Freiheit überhaupt als Will- 
für äußerlic erkennbar wird, müſſen die ftörenden Eingriffe, wenn nöthig, dur einen 
äußeren Zwang entfernt werben. Auf dieſe Art des Freiheitsgebrauchs bezieht ſich 
vas Hecht, welches daher „ver Inbegriff ver Bedingungen ift, unter denen die Will— 
für des Einen mis ber Willkür aller Anderen nad) einem allgemeinen Geſetze ver 
Freiheit zufammenbeftehen (coeriftiven) fann“. Während die Tugenblehre Geſetze 
für die Triebfevern der Handlungen gibt, bezieht fi das Necht nur auf die Handlungen 
ſelbſt. Das Tugenpgefeß richtet die Gefinnung, das Nechtögejfeg die That. Das Necht 
verlangt nur Uebereinftimmung mit dem Rechtsgeſetz, Yegalität, während die Moralttät 
darin liegt, daß die Idee der Pflicht die Triebfeder iſt, die Pflicht um der Pflicht willen 
geübt wird. Tugendlehre und Nechtölehre ftehen jedoch in inniger Beziehung; die Tugend- 
lehre gebt überhaupt auf Alles, was Pflicht ift, nimmt Daher die NRechtöpflichten in fich 
auf, inſofern fie gebietet, daß diefelben auch in freier Selbſtbeſtimmung, aus Pflicht gethan 
werden; ihrerjeitd muß die Nechtölehre als oberftes leitendes Princip anerkennen, daR 
der Menſch, welcher durch Die Vernunftfreibeit eine Perſon iſt, ſtets ald Selbftzwed 
geachtet, nie als ein bloßes Mittel gebraucht werde. Hierauf bezieht fi) das angeborene 
Recht der Freiheit, welde, als die gleiche für Alle, auch die formelle Gleich— 
heit enthält. 

Das Recht fordert zu feiner Verwirklichung den Staat, und bilvet für denfelben den 
Vernunftzwed und die Schranfe feiner Wirkfamtett. Der Staat, ift eine Idee und For: 
derung der Vernunft; nicht das Wolfen, fondern das Sollen beftimmt die Entftehung 
des Staates; es gibt daher auch einen rechtlichen Zwang der Einzelnen gegen die Ein— 
jelnen, um den Staat zu gründen, ebenfo wie e8 ein Awangsrecht der gebildeten gegen 
die umgebilveten VBölfer gibt, um fie zu einem rechtlichen Völferverfehr zu nöthigen. Im 
der Idee wirb ein Urvertrag zur Entftehung des Staated gefordert, welcher, wenn auch 
nicht geichichtlich nachweisbar, doch ein Poſtulat der Bernunft iſt, zur Erklärung der wide 
tigiten öffentlichen Verhältniſſe. Nach dem ausichlieglichen Zwecke des Rechts iſt der Staat 
Recht sſtaat. In der Organtlation des Staates ift zu unterfcheiden die Beherr— 
Ihungsform, nach ven Perfonen, in Autofvatie, Ariftofratie und Demokratie; nach der 
Regierungsart, wie die Staatsgewalt gebraucht wird, in vepublifanijche und des— 
potiſche Regierung. Unter vepublitanifcer Regierung verfteht jedoch Kant diejenige, 
welde auf einer Theilung der Gewalt in Gefeßgebung, Nechtiprehung und Bollziehung 
berußt; wo diefe Gewalten vermengt find, befteht Despotie. Der Staat hat ein Recht 
zu trafen, welches Kant, gemäß jeiner ganzen formalen Rechtslehre, nach dem Princip 
der Gleichheit (daß Jeder nach der Marime feines Handelns auch beftraft werde), als 
tormelles, nicht materielles, Wiedervergeltungsrecht bejtimmt. — Auch die 
Völker ftehen in rechtlichen Verhältniſſen. So wie Das Heraustreten aus dem Zuftande 
roher Gewaltthätigkeit zur ftantsbürgerlihen Berfaſſung geführt hat, jo wird ein 
weiterer Fortichritt die Völfer aus dem nur proviforifchen, fortwährend durch Kriege ges 
förten, Zuftande zu eimer weltbürgerlichen Verfafjung, wicht unter einem Ober: 
baupte, jondern in einer $öderation, nad) einem gemeinjchaftlich verabredeten Bölker— 
rechte, führen. Um zu dem Ziele des ewigen Friedens (ſ. Kant's Schrift: Zum ewigen 
Frieden, 1795) zu gelangen, ftellt Kant mehrere Präliminar- und Definitivartifel auf, 
unter denen bier nur einige hervorzuheben jind, als: die ftehenden Heere follen mit der 
Zet ganz aufhören; es ſoll fih fein Staat in die Verfaffung und Regierung eines 
anderen Staates einmifchen; die bürgerlice Berfaffung in jedem Staate ſoll vepräfentativ 
(oder republifaniich in dem angegebenen Sinne) fein. Bei der Erläuterung des legten 
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Satzes zeigt Kant, wie ſchwer eine Volksrepräſentation ihre Zuftimmung zu einem nicht 
nothwendig gebotenen Kriege geben würde, und es dürfte auch wohl in der Zufunft die 
befte Garantie des Friedens darin zu fuchen fein, daß ein auf wirffamen Rechten des Re— 
präjentattoförper8 berubendes Repräſentativſyſtem zur Wahrheit werde. 

Sp ift von Kant, aus dem Grunde der fittlihen Berfönlichteit, die freiheit 
zum Brincip des Rechts und des Staates erhoben und Dadurch, tm wejentlichen Unter- 
jchiede von der Rouſſeau'ſchen Theorie, der Freiheit ſelbſt eine fittlice Grundlage gegeben 
worden. Der Contrat social hatte auf Kant einen großen Eindrud gemacht; Das von 
Rouſſeau aufgeftellte Problem des Allgemein Willend wird aber von Kant in viel tieferer 
Weiſe dadurch zu löfen unternommen, daß er in dem empirifchen Menſchen und Willen, 
bei dem Rouſſeau allein ftehen bleibt, „einen höheren Ideal-Menſchen und ein Ber: 
nunftgebot erkennt, das gefeggebend für die empiriſchen Willensbeftimmungen fein fol. 
Freilih wird auch dieſer zur Vernunft erhobene Allgemein Wille von Kant blos formell 
logiich, das Gute nur ſubjectiv als guter Wille aufgefaßt und es mangelt dem Kant’chen 
Spfteme eine objective Güterlehre, ohne welde jede Rechts-— und Staatslehre ſich in 
Formalismus verlieren muß. Die Freiheitslehre Kant's kann jedoch als ein nothwendiges 
Stadium in der rechtöphilofophiichen Entwidelung betrachtet werben; fie läßt das Necht 
aus der immerften Grundkraft der Perjünlichkeit entftehen, ftellte der, olme den Pulsſchlag 
der Freiheit erichlaffenden und der Staatsallmacht großen Vorſchub Leiftenden, Wohlfahrts— 
lehre Wolf das Princip der Selbftbeftimmung- entgegen, verlangte vor Allem Freiheit, 
durch welche dann ein Jeder felbft nach eigenem Ermeſſen fich fein Wohl bereiten und, 
um mit Friedrich II. zu veden, nad) feiner Façon felig werden könne. Der Polizeiftaat, 
welcher Wolf's Ideal geweſen war, follte durch den Rechtöftaat erlegt werben, der nur 
das Recht zu verwirklichen, d. i. das Goeriftenzialverhältnig der Freiheit aufrecht zu ers 
halten habe. Aber gerade dieſe Staatölehre Kant's erlitt den eriten Schiffbruch in der 
Wiffenichaft. Es mußte ſich bald die Unmöglichkeit herausftellen, ven Zweck des Staates 
auf das (fo eng aufgefaßte) Recht zu beſchränken; aber, anftatt den Irrthum im dem zu ' 
eng und zu eimjeitig aufgefaßten Mechtöbegriff zu ſuchen, griff man zu der leichten und 
unwiſſenſchaftlichen Aushilfe, den Rechts: und Wohlfahrtszwed äußerlich zu verbinden und 
dem Staate einen doppelten Zweck beizulegen. 

Die eigentliche Nechtslehre Kant's ift Dagegen bis auf den heutigen Tag, namentlich 
für das Privatrecht, vorherrſchend geblieben. Und doch leidet diefelbe an großen Mängeln. 
Das Grundgebrechen Tiegt in dem abftracten Formalismus, der ganz abfehen läßt von 
den fachlichen Lebensverhältniffen und Güterzweden, für welche die Freiheit, die doch über- 
haupt nur ein Werkzeug für vernünftige Zwecke ift, ſich zu bethätigen hat. Gin anderer 
weientlicher Mangel Liegt in dem blos beſchränkenden und negativen Charakter des 
Nechtöprincips, nach welchem Das Mecht der Freiheit eines Jeden nur die, zum Zweck der 
Goertftenz der Freiheit Aller nothwendigen, Grenzen ziehen joll; allein die Rechtswiſſen— 
ſchaft bedarf, wie ſchon Feuerbach (Kritif des natürlichen Nechts, 1506) hervorgehoben, 
eined Mechtöbegriffes, der eine poſitive Berechtigung gewährt; denn, mag dies auch von 
mandyen Yehrern des pofitiven Rechts wicht ſcharf genug erfannt werden, das pofitive 
Moment it das prius und das negative nur eine nothmwendige Folge, indem z. B. in 
dem Eigenthumsrechte dem Eigenthümer eine pofitive Macht und nursfolgemeife auch Das 
Recht auf Nichtgeftörtwerden oder auf Ausichliefung Anderer gegeben if. Dennoch ift 
diefe beſchränkte Rechtsauffaffung Kant's die vorherrſchende geblieben, und am meiften in 
der pofitiven Rechtswiſſenſchaft verbreitet worden, meil fie mit den Principien des römiſchen 
Rechts den nächlten Zufammenbang hatte. So kommt 3. B. ſelbſt Savignv, obwohl 
er Die Quelle „des Rechts, über das individuelle Subject hinaus, in dem gemeinfamen 


Pan 1 1 0 


2. Geihichtliher Ueberblid über die philoſophiſche Entwidelung ıc. 29 


Loltögeifte, in dem Geſammtwillen, der 'infofern (?) auch der Wille des Einzelnen: ift,‘ 
ſucht (Syftem des. h. röm. Rechts, Bd. L ©. 114), da, wo ed ſich um eine wiſſen— 
Ihaftlihe Beſtimmung des Begrifjs handelt, der nun einmal nicht aus der Geſchichte zu 
entnehmen ift, über die Kant'ſche Auffafjung nicht hinaus, wenn er das Recht als „vie 
Kegel bezeichnet, wodurch die unfichtbare Grenze beftimmt wird, innerhalb welder das 
Dafein und die Wirkſamkeit jedes Einzelnen einen ficheren freien Spielraum gewinnt” 
(a.a. O. ©. 331). Selbft Stahl, der jedenfalls den Fortjchritt gemacht hat, den 
inneren Zwed oder die Beſtimmung (rE}og) der Lebensverhältniffe als das, oberfte Princip 
ober vielmehr als die Richtſchnur für das Recht zu erkennen, ftellt diefem doch auch nur 
die Aufgabe, dieſen inneren Zweck als die fittliche Idee eines jeden Iuftituts „in ihrer 
äußerften Grenze zu wahren”, jo daß aud bier das Recht nur als grenzregulirendes 
Princip aufgefaßt ift. Aber es liegt darin nur eine Seite der Aufgabe des Rechts, 
welches nicht nur die Grenzen und Coeriftenzialverhältnifje zu vegeln, fondern auch bie 
Normen für die öffentliche und private Förderung der Lebenszwecke aufzuftellen hat. 

Kant’ Rechtslehre erhielt durch Fichte, (1762 — 1813) (f. meine Feftrede: Fichte's 
politiſche Lehre u. f. w., 1862), im der erften Periode infofern eine nicht glüdliche Um— 
bildung, als das Necht wieder jchroff von der Moral abgefondert wurde. Später erhob 
ſich jedoch Fichte, über das Princip des Subjectivisnnus hinausgehend, zu der Grund— 
anſchauung der Gejellichaft als einer göttlichen Yebensoronung, die nach dem in allen 
Beiftern waltenden Vernunftgeſetze durch menſchliche Freiheit verwirklicht werben fol. Sein 
Ideal war num eine göttliche vernunftfreie Ordnung als die wahre Theofratie, 

In Dppojition und bewußter Reaction gegen die Grundprincipien der ganzen 
bisherigen naturrechtlichen Entwidelung und gegen ihre praftifchen Confequenzen in der Rechts— 
und Staatsordnung, wie fie hauptſächlich ig der franzöfiichen Revolution hervorgetreten 
waren, bilven fich faft zu gleicher Zeit die hiftorifche und die theologiſche Schule, 
letztere zuerft in der fatholifchen Richtung, durch ihre erften Repräfentanten, den ſardi— 
nifhen Grafen Joſef de Maiftre (1754— 1821) und den Abbe de Bonald (1754— 
1840), fpäter durd Adam Müller u. U; in der proteftantifhen Richtung unter= 
nahm es im neuefter Zeit hauptſächlich I. Stahl, die gefammte Rechts- und Staats: 
ordnung, ſei e8 auf die pojitive Religion, oder doch auf das höchfte religiöſe Princip, bie 
göttliche Perjönlichkeit zurüdzuführen. Endlich trat der Kant'ſchen und Fichte ſchen Yehre, 
in rein philoſophiſcher Entwidelung, die jpeculative Rechts- und Stantslehre Schels 
ling's, hauptſächlich aber Hegel's entgegen. 

Die hiſtoriſche Schule erhielt ihre Begründung von zwei Seiten, in gewaltigem 
Kampfe gegen die Grundprincipien der franzöſiſchen Revolution durch Edmund Burke im 
englifchen Parlamente, und von mehr privatlichem Gefichtspunfte aus durd Hugo und 
Savigny, 

Burke (1730 — 1797), der ebenfo wie Schiller mit politifchem Seherblide den 
Endausgang der Revolution vorausfagte, jegte (Reflections on the revolution in France 
1790) der aprioriichen Conſtruction des Staates das Princip einer ftetigen organiſchen 
Entwidelung entgegen, welche feine Reformen ausichliege, aber nur in Beachtung aller ge= 
gebenen hiſtoriſchen Verhältniſſe vor ſich gehen ſolle. 

In Deutſchland wurde die privatrechtlich-hiſtoriſche Schule durch Hugo (1768— 1844) 
(m der Beurtheilung von Schloſſer's Briefen über das allg. preuß. Yandrecht in den Göttinger 
Anz. Nr. 110, 1789) mehr polemiſch angebahnt, und erſt ſpäter Durch Savigny (1779— 
1861) auf allgemeine Brincipien zurüdgeführt. Die Verdienſte diefer Schule find hinlänglich 
befannt. Es möge hier nur die Grundrichtung derfelben hervorgehoben werben, bie dahin geht, 
die Quelle des Rechts⸗ und Staatslebens nicht im einzelnen Subjecte und in ber indi— 
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viduellen Bernunft, fondern ım Geſammtbewußtſein des Volkes zu fuchen und 
mit dem Volksleben in den Fluß der geſchicht lichen Entwidelung zu ftellen, zugleich aber Die 
ganze Geftaltung des Rechts und Staates in ihrem Zufammenhange mit dem gefammten Eul: 
turleben, in ihrem organischen Charakter aufzufaſſen. Es ift hier nicht der Ort, den Ein— 
fluß nachzuweiſen, den die Schelling'ſche Philofophie, welche den Begriff des Drganifchen wieder 
zuerjt jcharf beftimmte und zum Bewußtjein brachte, auf Die Bildung diefer Anſchauung 
ausgeübt hat; es war jedoch das große Verdienft diefer Schule, fie in hervorragenden 
Werfen auf vielen Gebieten der Rechtswiſſenſchaft durchgeführt zu haben. Aber auch diefe 
Grundanſchauung bildet nur eine, früher umbeachtete, Seite, keineswegs aber den vollen 
Begriff des Nechtd und des Staates, Das Volksbewußtſein ift ebenfowenig die Quelle 
des Nechts als das Einzelbewußtfein. Bewußtſein ift ſtets mer die geiftige Wiederſpie— 
gelung der Yebenszuftände; um zu erkennen, ob diefe gut und recht oder ſchlecht und 
materiell unrecht und zu reforıniren find, muß man eine Richtſchnur oder Norm der Prü— 
fung befigen, die in dem Spiegel ſelbſt nicht Tiegt. Es verhält fich mit dem Gefammt- 
bemußtjein des Volles wie mit dem Rouſſeau'ſchen Allgemein-Willen (auch Savigny redet 
öfter vom Geſammtwillen); wie diefer fid) praftiich in den Willen Aller und des Einzelnen 
auflöfte, fo feste fih an bie Stelle des Geſammtbewußtſeins des Volkes das Bemuftfein der 
einzelnen Yuriften, bei denen man ficherlich öfter jagen fonnte: Was ihr das Boltsbemuft- 
fein heißt, das ift im Grunde des Herrn eigener Geift, der mar im Volksgeiſt fich be— 
fpiegelt. Daß aus dieſer Duelle fein Brincip des Rechts geichöpft werben kann, bat 
Savigny felbit Dadurch anerfannt, daß er zu der Kant'ſchen Rechtsauffaſſung zurüchgriff. 
Auch die nationale oder volksthümliche Seite des Rechts ift nur ein einzelnes wichtiges 
Moment. Sp wie Das Bolt nur ein Glied der Menfchheit ift umd in ſeinem phyſiſchen 
Typus und Untlige die Grundzüge eines menfchlichen Antliges wieberfpiegelt, fo iſt auch 
jedes Volksrecht nur eim eigenartiger Typus des allgemeinen menfchlichen Nechts, das aus 
dem menschlichen Weſen überhaupt zu Ichöpfen if. Im melden Widerſpruch fich zu— 
dem die hiſtoriſche Schule mit diefer Auffaffung der Volfsthümlichteit Des Rechts da— 
durch geiett Hat, daß fie, in unpaffender Bergleihung mit der Verbreitung Des 
Chriſtenthums (weldes als Religion an ſich ſchon eine allgemeine menfchlicge Tendenz 
hat), die Reception des römiſchen Rechts begründen und daſſelbe als eine Art Offen- 
barungs=, ja als „Weltrecht” varftellen wollte, ift ſchon öfter, neuerdings wieder von 
Ihering hervorgehoben worden. Das Hauptverbienft der Schule bleibt, den Stum für die 
gefchichtlihe Betrachtung und Behandlung des Rechts überhaupt geweckt und Iebendig er— 
halten zu haben. Das gefchichtlihe Moment bildet jedoch nur eine Seite des Rechts; fo 
wenig daſſelbe blos in ftarre logiſche Formen gebannt werden darf, fo wenig darf man 
dafjelbe in das ftete Werben, in den Fluß der Geſchichte ftellen; die Bewegung muß auf 
einer bleibenden feften Grundlage vor ſich gehen. Die theologiihe Schule ertannte hier 
richtiger, daß alle Yebens= und Rechtögeftaltung einen feften Ruhepunkt haben müſſe. 
Wie Platon die Zeit das bewegliche Bild der Ewigkeit nannte, fo ift auch alle Rechts— 
und Staatsentwidelung im Fluffe der Zeit auf ewige Grundlagen des Rechts zurückzu— 
führen. Endlich ift der organiſche Charakter des Rechts- und Staatslebens von der 
hiſtoriſchen Schule nur nach einzelnen Momenten, in dem wichtigiten Punkte gar nicht, 
begriffen worden. Abgeſehen davon, daß fie, wie Scelling, das Ethiſch-Organiſche in 
feinem vorwaltenden Charakter der Freiheit nicht gehörig vom Natürlich - Organifchen und 
feinem Gejege der Nothwendigfeit unterichted, fo wurde einerfeits zwar das Recht als eine 
organiſche Function im geſammten Gulturleben und der Staat als eine organiſche Geftalt 
des Bolfölebend bezeichnet, aber es wurden weder das Weſen dieſer Function, noch bie 
Grundzüge diefer Geftalt dargelegt; audererſeits ift die Schule bei der Betrachtung ber 
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organiſchen Entwidelung des Kechtö= und Staatölebens auf halbem Wege fteben geblieben. 
Sie hat richtig erfannt, daß Das Recht wie alle Gulturgebiete, bejonders wie die Sprache, 
zuerit eine mehr unbewußte Schöpfung eines Bolfögeiftes ift, daß in einer erften Periode 
das Volks⸗Gauze jelbjt als der rechtöbildende Factor und Träger Des Rechts in der Bil 
dung des Gewohnheitörechtes wie in Der Gejeßgebung und in der Urtheilsſprechung er— 
ſcheint, daß in einer zweiten Periode fich befondere Organe bilden, die vornehmlich in 
dem Juriſtenſtande als Neprälentanten des Rechtsbewußtſeins fich fund geben und nun 
diefer Yuriftenftand der eigentliche Träger der NRechtsbildung wird. Bei dieſer Periode, 
deren Character auch für unſere Zeit in Anſpruch genommen wurde, ift die Schule ftehen 
geblieben und die dritte höhere, den eigentlichen organiichen Abſchluß bildende Periode iſt 
gar nicht begriffen worden. Gerade im wahren und vollen Begriffe des Organismus 
legt aber, daß nicht nur in eimem Ganzen allmählich ſich für Die verſchiedenen Lebens— 
functionen bejondere Organe bilden, fondern daß dieſe Organe, wenn fie fich auch längere Zeit 
in einer einfeitigen gejchichtlichen Entwidelung vom Ganzen abheben, doch mit dem Ganzen 
wieder in innige Beziehung zu fegen find. Daraus folgt dann, daß die Stantögewalt, welche, 
ald Gentralorgan, fich oft mit dem Staate identificirte, und daß ber Yuriften= oder Beamten- 
fand, welcher ſich ald den vollgenügenden Repräjentanten des Rechtö- und Staatsbewußtſeins 
betrachtete, Doch in einer Dritten Periode, ohne ihre jelbftitändige Stellung zu verlieren und 
in der Boltögefammtheit unterzugehen, durch alle Nerven in allen wejentlichen Functionen, 
in der Geſetzgebung, in der Verwaltung und Nechtöpftege, Civil- und Criminalvechtöpflege, 
durch geordnete Mitwirkung einer Volksrepräſentation oder volfsthümlicher Elemente zur 
richtigen Lebendigen Bermittelung mit dem Vollsbewußtſein verfnüpft werden müſſen. Diefe 
VBermittelung in richtiger und volltommener Weile zu erzielen, iſt jetzt Die vornehmſte' 
praftiiche Aufgabe im Rechts- und Staatöleben, und der Standpunkt der biftortichen 
Schule, Die in jo jonderbarer Weile ein Organ für den ganzen Organismus, den Theil 
für das Ganze jegen wollte, überwunden. Das Gefchichtliche bleibt ſtets eine weſentliche 
Seite alles Rechts, muß aber mit der philofophiichen Auffaffung zu einer philofophiich- 
geſchichtlichen Grundanſchauung von Recht und Staat verknüpft werden. 

Etwas früher als Die eigentliche hiſtoriſche Schule war, in ſpeculativer Richtung, 
eine Oppofition gegen den Subjectwismus der vorhergehenden Naturrechtölehre von Schel= 
ling (1775—1854) angebahnt worden, der ſchon in den Borlefungen über das atademifche 
Studium (1802) den Formalismus der Kant’schen Yurtiten, „das Schnappen nach einzelnen 
Begriffen“, anftatt einer höheren Totalauffafiung ſcharf rügte und vor Allem auf die Noth- 
wendigfeit einer organischen Auffaffung Des Rechts und Staates hinwies, wenn gleich die— 
jelbe in den Hauptpunften jehr unklar blieb. Dagegen wurde von Hegel (1770— 1831) 
eine durchgebilvete Lehre von Recht und Staat aufgeftellt, welche einen tief eingreifenden Ein— 
flug auf die Entwidelung der Rechts- und Staatsanfichten ausgelibt hat. So wie Das 
Syſtem Hegelö eine eigenthünliche Verbindung des Schelling'ſchen und Fichte'ſchen Syſtems 
ft, indem das Abſolute nicht als ruhende Subftanz, jondern als ein dialektijcher Proceß 
der Selbftentwidelung vom höchſten Sein an ſich, Durch die äußere Erfcheinung der Natur und 
durch die Berinnerlichung im Geifte, im der höchften menichlichen Vernunft bis zum Selbftbe= 
wußtjein aufgefaßt wird, jo werden auch Recht und Staat ald Stadien m dieſem Entwicke— 
lungsproceffe begriffen, und Hegels Lehre hat mit der hiſtoriſchen Schule den Grundcharakter 
gemein, Recht und Staat in den Fluß der Entwidelung zu ftellen, allerdings mit dem 
großen Unterſchiede, daR an die Stelle des Volksgeiſtes und Volksbewußtſeins der abjolute 
Weltgeift und Das abjolute Bewußtfein tritt, und daß, was befonders hervorzuheben ift, 
Hegel fich nicht mit dem allgemeinen Bewußtjeinsbegriffe begnügt, fondern die verfchiedenen 
Stadien der Lebens- und Bewußtjeindentwidelung auch im Rechte und Staate nad 
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grumdbeftunmenden Momenten oder Kategorien darzulegen unternimmt. Ohne hier näher 
in biefe Yehre einzugeben, müffen wir doch den Grundgedanken hervorheben, durch welchen 
der Subjectivismus überwunden werben joll, daf nämlich wie in der Welt überhaupt, jo 
auch in der Entwidelung des Rechts- und Staatölebens das Walten einer allgemeinen 
göttlichen Vernunft in einer objectiwen, den Dingen und Berbältniffen ſelbſt inwohnenden, 
Logik begriffen werden ſoll, die ſich auch unbewußt als die herrichende Macht Fund gebe 
und den wahren Allgemem=Willen bilde, den Rouſſeau (ſ. Hegels Philofophie des Rechts 
S. 314) vergeblich geſucht Habe. Eine jo große Bedeutung wir auch dieſem Gedanken 
beilegen müfjen, jo ıft doch Darauf hinzuweiſen, daß ın dem Hegel'ſchen Syſteme, bei ſei— 
nem im Weſentlichen pantheiftiichen Charakter, im Menſchen die Perſönlichkeit als ein, 
vom göttlichen Weſen unterjchievenes, ewiges und, über den Tod hinaus, bewußt 
fortdauerndes, Princip feine Anerkennung findet und dadurch in der Nechtö= und Staats— 
lehre eine, der früheren jubjectiven Richtung, entgegengejette Einfeitigfeit, in der die ganze 
Entwidelung der menjchlichen Gefellichaft beherrichenden objectiven und abfoluten Vernunft 
zur Geltung gebracht wird. Daraus ergaben fich denn auch mit ftrenger Confequenz die 
betannten Sätze: daß Alles, was vernünftig, wirklich, und Alles, was wirklich, vernünftig 
ft, indem der menjchlichen Freiheit gar fein Spielraum für etwaige Abirrungen gelaffen 
wurde. Das Recht, weldes der Sphäre des objectio gewordenen Geiftes angehört, wird 
von Hegel als die „Idee der Freiheit, ala Verwirklichung der Freiheit über: 
haupt” gefaßt, Darin gejegt, daß eim Dafein überhaupt, Daſein des freien Willens ift. 
Abgeſehen davon, daß dieſe Freiheit mit Nothwendigfeit von der göttlichen Vernunft vers 
wirflicht wird, bat die Kant'ſche Auffaffung eine wejentliche Aenderung dadurch erfahren, 
daß das Necht nicht mehr eine Schranke für die Freiheit, jondern die Freiheit jelbft in 
der Idee fein ſoll; allein wenn der Begriff des Rechts bei Kant zu eng, To ift ev von 
Hegel zu weit gefaßt und dabei überjehen worden, daß das echt nicht die Freiheit jelbft 
als das fittlihe Vermögen, ſondern ſtets eine Regelung der Freiheit, im negativer oder 
pofitiwer Hinficht oder in beiden Momenten zugleich ift, Die Richtſchuur und der Modus der 
Regelung aber gar nicht angegeben ift. In der Staatslehre Hegeld kann man, wie ın 
deſſen Yehre überhaupt, den Abſchluß einer großen philofophiichen = und Culturepoche er— 
biiden. Die neuere Epoche beginnt in der Philoſophie mit dem Selbftbewußtiein (cogito, 
ergo sum) des Carteſius, bekundet in ihrem ganzen Berlaufe das Streben der Men— 
ſchen und Bölter, zu einem flareren Bewußtſein ihres Weſens, ihrer Freiheit und aller 
der Freiheit gelegten Ziele zu gelangen, und im Syſteme Hegeld erhält die Philoſophie 
die Aufgabe, den Bildungsgang des durch die Natur und die geiftige Welt ſich entfalten- 
den, in der menjchlichen Vernunft fich für fich jelbft zufammenfafienden, Selbftbewußtjeing 
Gottes darzulegen ; ebenjo beginnt auch die neuere Gefellfchaftsentwidelung damit (ſ. ©. 18), 
daß der Staat, ald der dynamiſche Mittelpunkt der ganzen gefellichaftlichen Bewegung be— 
trachtet, mit dev Gefellichaft ſelbſt meiftens identificirt wird, auch im Fortgauge der ges 
Ichichtlichen Entwidelung das vornehmſte Ziel aller Betrebungen und Reformen bilvet, 
im Hegelichen Syſteme aber gleichfalls eine Apotheoſe erhält, indem der Staat als die 
einheitliche, Alles, auch Neligien und Kirche, in ſich abſchließende und überragende Spige 
der ganzen Geſellſchaft, „als göttlicher Wille, als gegemwärtiger, fich zur wirklichen Geftalt 
md Organifation einer Welt entfaltender Geiſt“ aufgefaßt und ausdrüdlidy verlangt 
wird, daß man über der Idee Des Staates nicht bejondere Staaten, jondern vielmehr die 
Idee, dieſen wirklichen Gott, für fich betrachte. Die Forderung des germantichen 
Geiftes, die zuerft der Kurverein zu Reuſe (1338), dann beftimmter Luther (ſ. unſere 
Rechtsphiloſophie, 1869, S. 91) formulirt hatten, daß der Staat als eine unmittel— 
bare göttliche Ordnung erkannt werben ſolle, wurde durch Hegel in einer das Göttliche 
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und Menichliche überhaupt iventificirenden, pantheiftiichen Were erfüllt. Diefe Orundauf: 
faffung Hegels konnte nur zu einer, die Selbftftändigfeit und Freiheit der bejonderen 
Lebens⸗- und Gulturgebiete im hoben Grade gefährdenden, Staatsallmacht führen, und 
ebenfo mußte die Lehre von dem dialectifchen, auch Das ganze Rechts- und Staatöleben 
ergreifenden, Entwidelungsproceffe des abjoluten Geiftes alle feften Principien, alle urfprüng- 
lichen, natürlichen Rechte preisgeben und gleichfalls in den Fluß der Entwidelung ftellen. 
Hegel hat zwar den Staat und die im ihm thätige bürgerliche Geſellſchaft unterſchie— 
den, aber nirgends find fefte Grundläge zur Regelung des Verhältniſſes des Staates zu 
allen anderen geſellſchaftlichen Lebens⸗ und Gulturgebieten aufgeftellt. Socialismus lag 
ficherfich dem Gedanfen Hegelö fern; aber in feinem Syſteme ift demjelben grundſätzlich 
fein Riegel vorgeichoben. Daraus erflärt e8*fih, daß Laſſalle (in feinem jedenfalls 
ſehr beachtenswertben Werte: Syſtem der erworbenen Rechte u. ſ. w., 2 Bde 1861) von 
der Grundanſchauung Hegeld ausgehen und, Alles dem Entwidelungsproceß unterwerfen, 
das Dafein wohlerworbener Rechte läugnen konnte, und daß er fpäter im anderen, auf 
das vollswirthſchaftliche Gebiet fich beziehenden Schriften, die aus der Staatdomnipotenz 
abgeleiteten Principien aufftellte, welche Zwed, Macht und Wirkungskreis des Staates 
gänzlich werfennen, dem Wrbeiterftande ungebührliche Anſprüche an den Staat verleihen 
und die jeßige, noch immer fich ausbreitende bedenkliche, Bewegung in einem Theile des 
Arbeiterftandes hervorgerufen haben. Auch Die Unbeftunmtheit, weldye ein großes Syſtem 
binfichtlich wichtiger Fragen beftehen läßt, ift ſchädlich, und es kommt gewöhnlich eine 
Zeit, wo fie in ihren üblen Folgen hervortritt. 

Das Hegeliche Syftem kann, wie bemerkt, als der Hochpunkt in Der ganzen geiftigen 
Entwidelung der neueren Zeit ſeit Carteſius betrachtet werden. Die Auflöfung des 
Syſtems ift ſeit längerer Zeit eingetreten und das Bedürfniß einer neuen Grundlegung 
der Philoſophie von vielen Seiten erfannt. Schon in der Blüthezeit der Schelling'ſchen 
und Hegel’ichen Speculation wies Krauſe (1781— 1832) auf die Nothwendigkeit hin, 
die Kant'ſche Arbeit durch eine ftrenge analytiſche Durchforihung des gelammten, in dem 
Bewußtſein fich wieberipiegelnden, Erfahrungsgebietes als nothwendige Unterlage für ven 
mit dem höchften Princip, Gott, begimmenden ſynthetiſchen oder metaphyſiſchen Theil wies 
der aufzunehmen. Es ift bier nicht der Ort, dieſes Syſtem näher zu charakterifiven (ſ. 
unfern Art.: Kranfe im „Staatöwörterbuche” und im „Staatsleriton‘). Da aber die 
folgende Darftellung ver philoſophiſchen Rechts- und Staatslehre ſich auf dieſes Syſtem 
ſtützt, dieſe Entwidelung jedoch von den metaphyſiſchen Principien abzuſehen und in rein 
analytiſch⸗ pſychologiſcher und ethiſcher Betrachtung des menſchlichen Weſens die Erkenntniß 
der Rechtsidee zu gewinnen bat, jo muß wenigſtens als ein Grundcharakter dieſes Syſtemis 
hervorgehoben werden, daß in der menjchlichen Perfönlichkeit ein ewiges und unfterbliches, 
von Gott unterſchiedenes, geiftiges Princip bewußten Lebens begriffen, aber in innige Bes 
ziehung zu Gott und zu der ganzen objectiven Welt und Lebensorbnung gefett, daß ferner 
die Gefchichte mit dem gefammten Erfahrungsgebiete wieder als · ein felbftftändiges Wiffens- 
gebiet aufgefaft, jedoch mit den in VBernunftforfchung gewonnenen ideellen Principien 
zu einer ideal-realen Wiſſenſchaft verknüpft wird. Auch das Recht wird metaphyſiſch 
als ein in Gott gegründetes Princip, die Rechtsordnung als ein Beſtandtheil der gött- 
fihen Welt: und Lebensorbnung begriffen, und diefe höhere ethiſch-organiſche 
Auffafjung ſcheint uns den Charafter der oben bezeichneten neuen geſchichtlichen Periode, 
zu bilden, in welcher die Rechts- und Staatdordnung als eine göttliche und zugleich 
menfchlich= frete, im geichichtlicher Entwidelung und unter dem Einfluffe der geſammten 
menschlichen Cultur fortichreitende, Ordnung begriffen wird, in welcher das * die Auf⸗ 
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gabe hat, in dem großen Geſammtorganismus des in Neligion, Sittlichteit, Wiſſenſchaft, 
Kunst und Wirthſchaft fich geltaltenden Güterlebens Die Beringungen der Verwirklichung 
der Vebenszwede der Einzelnen und der Gemeinſchaft zu normiren. 


3. Rechtsphiloſophiſche Entwickelung des Princips des Rechts und des 
Syftems der Redhts- und Staatswiſſenſchaft. 


Der Ausſpruch Cicero's, daß aus dem innerſten Weſen des Menichen die Yehre vom 
Recht geichöpft werben müfle, it, wie Die Meberficht über die Geſchichte der Rechtsphilo— 
ſophie gezeigt bat, von den verſchiedenen Syſtemen bis jegt nur nach einzelnen Richtungen 
befolgt worden. Nicht aus dem vollen und ganzen Weſen und den darin begründeten 
Lebensverhäftniffen, ſondern aus einzelnen Trieben und Kräften, nach einzelnen Seiten und 
Zweden hat man das Recht zu begreifen und zu beftimmen gejucht. Ein höherer Staud— 
punkt ift im Allgemeinen tm neuerer Zeit dadurch gewonnen worden, daß man Die Grundlage 
des Rechts in der Ethik erfannt und das echt demnach in innige Verbindung mit dem 
ganzen Güterleben, mit dem Endziele des menſchlichen Dafeins und mit allen dadurch 
gegebenen praftiihen Zweden und Beſtrebungen gejegt hat‘ Aber jo erfreulicd es üt, in 
dieſer ethiſchen Nichtung den höheren Zug wahrzunehmen, der wenigitens die Philojophie 
des Rechts ergriffen hat, To bleibt doch noch immer die wichtigfte Aufgabe beftehen, ſich 
über Die Ethik jelbit und die ganze ethiſche Auffaffung Des Lebens zu verftändigen und 
dem Nechte Die richtige Stellung im Ganzen der ethiichen Ideen anzuweiſen. Zu diefem 
Zwede muß aber jede philoſophiſche Unterſuchung auf die Betrachtung Des menfchlichen 
Weſens zurückgehen, da alle praftifchen Yebensiveen ihren Grund in der Natur und der 
Beltimmung des Menſchen und der menfchlicen VLebensverhältnifie haben. Dieſe Ber 
trachtung, Der auch der Nechtögelehrte, wenn er irgend etwas tiefer in das Weſen des 
Rechts! eindringen will, fich nicht entichlagen kann, wollen wir bier in den Grundzügen 
andenten (ſ. ausführlicher Die neue deutſche Ausgabe unferer Rechtsphilojophte von 1869, 
Wien, Gerold). 

Es ift eine alte Anſchauung, daß der Menich ſich vom Thiere durch Die Vernunft 
umtericheidet, aber immer von neuen jucht fih der Irrthum in der Behauptung geltend 
zu machen, daß der Get des Menichen überhaupt nur eine Steigerung der Ihierfeele, 
die Vernunft mar Die zur höchſten Ausbildung gebrachte ſinnlich empfindende Kraft jet. 
Aber die Vernunft it durchaus als eine neue Kraft höherer Art zu begreifen, welde Das 
ganze Yeben des Menjchen durchdringt und ibn zu einer qualitativ verichtedenen Stufe ver 
Erkenntniß und des Wirkens erhebt. Dieſe Vernunftkraft bethätigt ſich zunächſt in Drei 
Richtungen: in dem inneren, das ganze Denken, Fühlen und Wollen einheitlich zuſammen— 
fafjenden, Selbſtbewußtſein des Ich, wodurch derGeiſt fih vom ganzen Unwerjum abhebt 
und ſich für ſich jelbit als einen abſoluten feften Bunft, als Perſönlichkeit, erfaßt: in 
der Erkenntniß der alle Erſcheinungen und Thatſachen in der phyſiſchen und geiſtigen Welt 
zur Harmonie und Einheit zuſammenfaſſenden unveränderlichen Geſetze: und in der 
Zurückführung alles Seins und Lebens auf einen höchſten Grund im Abſoluten, Gott. 
Schon das Ich-Bewußtſein, das innere Selbſtvernehmen, die Fähigkeit des menſchlichen 
Geiſtes, wicht einfach zu empfinden, Vorſtellungen und Begierden zu haben, wie die blos 
thierifche Seele, ſondern alle Diele Acte wiederum zum Gegenftande einer höheren Bes 
trachtung und Beurtheilung machen zu können, bezeugt das Dafein der zweiten höheren 
Kraft, der Vernunft, Die, ſchon nach ftreng naturwiſſenſchaftlicher Methode, von jeden 
unbefangenen , Piuchologen angenommen werden muß. Denn fo wie der Naturforscher 
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erkennt, daß feine einfache Kraft auf ſich ſelbſt zurüchwirfen, jondern nur durch eine zweite 
Kraft eine Einwirkung erfahren fann, ebenfo wenig kann der Pſychologe annehmen, daR 
eine einfache Empfindung, Borftellung auf fich ſelbſt zurüdgehen, jich zum Gegenftande 
ihrer eigenen Beurtheilung machen kann, und ift genöthigt, auch hier eine zweite Kraft 
anzuerfennen. Die Bernunft gibt fich ſodann fund in der Erkenntniß der Gejege, 
zu der fein Thier fih erheben fan, und in der Zurüdführung alles Seins auf ein Ab— 
ſolutes. Nun wird zwar vielfad, behauptet, daß der menfchliche Geift gar nichts Abſolutes, 
Unendfiches, Ewiges zu erfaſſen oder zu denken vermöge; aber dieſe Ideen bilden fo fehr 
einen Grundbeſtandtheil alles menſchlichen Denkens, daß fie überall, wo das Nachdenken 
ſich entwidelt, hervortreten und jelbit der Materialiſt jich ihrer nicht entichlagen kann. 
Ein Abſolutes, Ewiges muß jeder Geift annehmen iſt es nicht dev abſolute ewige Gott, 
fo iſt es Die ewige Materie, it es nicht ein abjolutes Höchites, To iſt es ein abſolut 
Legtes, Das Atom, und ed kommt daher nur darauf an, die Idee Des Abjoluten in der 
vollen Wahrheit zu erfaſſen. Sp zeigt fich die Vernunftkrafi als das höhere Vermögen, 
wodurch der Geift jich ſelbſt in ſeiner Einheit, Die Welt in ihrer geieglichen, harmoniſchen 
Ordnung und in ihrem einheitlichen Grunde in Gott begreift und zugleich als die Har: 
momelvaft, durch welche Der Menſch ſich in Harmonte mit Gott, mit den Gefegen und 
Kräften ver Welt und mit feines Gleichen in der geſellſchaftlichen Lebensordnung zu er— 
kennen vermag. 

Als höhere Vernunftideen, Die ſich auf Die ganze Lebensbethätigung beziehen, offen- 
baren fich in unferem Bewußtlein die Ideen des Wahren, Schönen, Guten, Sittlichen 
und Rechten, Dieje Ideen find alle Harmoniebegriffe, indem eine jede derjelben, 
in bejonderer Art und Richtung, eine Harınonie des menjchlichen Geiſtes mit dem Weſen 
der Dinge ımd Verhältniſſe ausdrüdt, die Wahrheit die Uebereinftimmung oder die Har— 
monte des fubjectiwen Denkens mit dem objectiwen Sein, das Schöne eine Formenhar— 
monie, Das Gute eine Harmonie unferes Wollens und Handelns mit dem Weſen des 
Gegenftandes oder des Verhältniſſes, auf welches es ſich bezieht, das Sittlihe eine Ueber— 
einftimmung der jubjectwen Motive mit dem objectwen Guten, Das Necht endlich eine 
objectwe Regelung aller Lebensverhältniſſe in Uebereinſtimmung mit den Bedingungen Des 
Mit- und Füreinanderſeins in der Gemeinichaft. Unter diefen Ideen zeigt fich aber 
jofort der wichtige Unterichied, daß Das Wahre jich auf Das Denfen und Erkennen bes 
zieht und Denfgejegen folgt, das Schöne Phantafie und Gefühl ergreift und äfthetiichen 
Geſetzen unterliegt; Dagegen Das Gute, Sittlihe und Rechte unmittelbar Forderungen an 
das Wollen und Handeln ftellen, und daher ſchon pſychologiſch Durch Die Einheit deifelben » 
Vermögens , ſowie durch die Gemeinſamkeit des ethiichen oder Sittengefeges verknüpft 
werden. Ohne hier jchon auf den Unterichied dev drei legten Ideen einzugeben, ift nur 
die wichtige Thatiache hervorzuheben, dag überhaupt alle Vernunftideen in Harmonie fein 
jellen und ſich ebenfo gegenfeitig, wie die entſprechenden geiftigen Vermögen, auf einander 
beziehen, Daß ‚Demnach das Gute auch wahr und jchön ift, und alle anderen Ideen Güter 
jind, infofern fie ald ein Gegenftand für das Wollen und Handeln als Willenszweck ge— 
legt werden, Das Gute bildet daher den etbiichen Gentralbegriff, ver Alles be 
fat, was und infofern es nach irgend einer Seite für den Willen erftrebenswerth it. 

Das Princip des Guten und der Güter it Daher dev gemeinfame Grundbegriff, 
das Band und der Ausgangspunkt für alle Wifienichaften Des practiichen Yebend. Man 
iſt neuerdings bejtrebt, die Beziehung des Rechts zur Nationalökonomie und zum ganzen 
wirthichaftlichen Leben näher zu erforichen, Ein ficheres Reſultat wird aber nur erzielt 
werden, wenn ein gemeinfames verfnüpfendes Princip in dem Begriff Des Guten erkannt 
wird. Gut iſt nach der Nationalökonomie Alles, was zur Befriedigung eines menichlichen 
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Bedürfniſſes anerkannt brauchbar iſt. Roſcher verlangt, daß e8 ein „wahres“ Bedürfniß 
jei und unterwirft Dadurch die Frage, ob ein Bedürfniß wahr, d. i. im Einflange mit 
der vernünftigen Natur und Beftimmung des Menfchen fer, einer höheren ethiſchen Be— 
trachtung. Schon nach diefer Definition ift das Recht ein Gut, weil die Regelung ber 
Lebensverhältniffe ein weſentliches Bedürfniß iſt. Der Menſch ift überhaupt nach allen 
Seiten das bedürftigfte Weien, weil er Sum, Gefühl, Trieb für Alles, für das 
Höchſte und auch für das Niedrigfte hat; jein Leben ift ein fortgefegtes Streben, die 
Schranken feines Dafeins ſtets zu erweitern, in dem vollen unendlichen Sein und Leben 
fich ftetS zu ergänzen und zu vervolllommnen. Das menihliche Leben ift daher ein un= 
ausgefetstes Güterleben und Güterftreben, welches aber durch die Vernunft eine harmo— 
miche Geftaltung und Oromung erhalten joll. 

Das Recht bildet einen weſentlichen Beſtandtheil in diefer Güterordnung. Um aber 
die Natur, Stellung und Ayfgabe diefes befonderen Theiles im Ganzen des Güterlebens 
richtig zu ertenmen, muß dieſes Gebiet jelbft in feiner Totalität erfaßt und im Ganzen 
des Güterorganismus diejenige ethiſche Function nachgewiefen werden, welche das Princip 
und die Aufgabe des Rechts bildet. Nur durch eine ſolche willenichaftliche Methode, 
welche vom Ganzen in die Theile geht, kann der ganze und volle Begriff des Rechts 
gewonnen werden, Dabei ift aber auch die Nothwendigkeit hervorzuheben, daß ber Bes 
guiff des Guten aus dem vollen Weſen des Menjchen geihöpft und daß Die Güterord— 
nung in ihren Haupttheilen nicht blos ſubjectiv nach den geiftigen Verinögen, nad) Willens: 
verhältniffen oder gar nad ſolchen einzelnen Seiten, wie wirthichaftliches Leben, Bildungs: 
feben, geiellicyaftliches Leben u. |. w., die ſich gar nicht ausichließen, ſondern nach den wide 
tigften ſubjectiben und objectiven Momenten zugleich beftimmt und eingetheilt werben muß. 

Betrachten wir dieſe Güterordnung, jo erfennen wir an der Spige Ein allgemeines, 
alle befonderen Güter in ſich enthaltendes und zu höherer Einheit und Ausgleihung vers 
fuüpfendes Gut, welches in der vollen harmoniſchen Darbildung des göttlich = menichlichen 
Weſens, des Menichheitiveald, der Humanität im vollen Sinne des Wortes beftcht. 
Diefes oberfte Gut bildet den gemeinfamen Menſchheitszweck, ift Mafftab, 
Richtſchnur und ausgleichender Mittelpimft für alle befonderen Zwecke, ift der höhere 
Geiſt, der alle anderen Kreife der menfchlichen Thätigkeit durchdringen fol. Daher darf 
aber auch fein bejonvderer Zweck, wie hoch er fein möge, z. B die Religion, in der ges 
ſellſchaftlichen Ordnung an die Spige geftellt werden. Auch die Religion ift nur ein 
Theilzwed und muß ſich mit allen anderen Lebensgütern, Wiſſenſchaft, Kunft u. ſ. w., 
in der wollen Idee des Einen Menſchheitszweds ausgleichen. Dieſes Eine und allge— 
meine Gut gliedert ſich nach zwei Nichtungen, einerfeits in Die Güter, welche durch 
die urfprünglich in der menichlichen Berfönlichkeit wurzelnden Eigenfchaften, Vermögen oder 
Kräfte und perfönlichen Berhältniffe gegeben find, wie Die Güter des Lebens, der geiftigen und 
leiblichen Gejundheit md Integrität, der Würde und Ehre, ver Freiheit, 
der Treue u. ſ. w., welde infofern fie Gegenftand der Willnsrhätigfeit, auch Güter 
find; andererfeits gliedert ſich das Eine Gute nad) den Gütern, die durch die Grund- 
verhältniſſe beſtimmt find, im welche der Menſch vermittelft feiner jubjectiven Ver— 
mögen mit allem objectiven Sein und Leben tritt. Dieje Güter, die wir hier nur furz 
andeuten können, find: die Religion als die in das ganze Gemüth aufgenommene 
Yebensverbindung des Menſchen mit Gott, die ſich in der Liebe Gottes und alles Gött— 
lichen wiederjpiegelt; die Wiſſenſchaft als die geiftige Befigergreifung alles Seins und 
Yebens, als die Aneignung defielben nach, der allgemeinen Seite durch entjprechende 
allgemeine Begriffe und Ideen; die Kunft, welche im relativen Gegenfage zur 
generalifivenden Wiffenichaft die Ideen und Begriffe zu concreten Geftaltungen individuns 
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liſirt umd ſelbſt zwiefacher Art ift, die ſchöne Kunft, melde das Schöne als Formen- 
harmonie, zugleich in Harmonie der Form mit dem darin ausgedrüdten Gehalte und in 
böchfter Hinficht in Harmonie mit allem Wahren und Guten, ald Selbftzwed bildet, 
und die nüßliche Kunft, welche diejenigen Güter erzeugt, die höheren Gütern zu dienen 
beitimmt find und hauptſächlich den durch Urproduction umd die Gewerbe geichaffenen 
Güterreichthum begreift; endlich die im verſchiedener Art zu vollzichende Bereinigung 
von Willenfchaft und Kunft, von welcher Unterricht und Erziehung das wichtigite 
Gebiet bilden. Im diefen Gütern und Güterzweden würde ſachlich der Inhalt Des 
Guten erichöpft fein, da die drei Grimdbeziehungen des Menſchen zu allem Sein und Leben, 
nach der höchften göttlichen, nach der allgemeinen und nach der individuellen Seite, Darin 
ihren Ausprud gefunden haben. Aber es gibt in formeller Hinficht noch zwei Grunde 
verhältniffe, in welchen alles Gute an ſich und in feinen verfchtedenen Zweigen nach der 
Form oder der Modalttät ericheint, im welcher es verwirklicht wird. Dieſe formellen 
Güter und Zwecke find die Sittlichkeit und das Recht. Beide Begriffe können nur 
in Icharfer Herworhebung und Feſthaltung der charakterifivenden Momente feitgeftellt und 
umterfchieden werden. Der wejentlihe und Durchgreifende Unterſchied Tiegt aber darın, 
daß die Sittlichfeit alles Gute nah den fubjectiven Triebfedern, Motiven ers 
greift, während das Recht alles Gute nad feiner objectiven Erſcheinung und Ge— 
ftaltung in den ſich gegenfeitig bedingenden Wechfelverhältnifien des Lebens erfaßt, 
die Sittlichkeit alfo verlangt, dak das Gute umd alles Gute, welches feinen legten Grund 
in Gott, dem Abfoluten hat, auch unbedingt um des Guten willen, die Pflicht um der 
Pflicht willen gethan, alfo der höchſte Seinsgrund Des Guten zum Beitunmgrunde des 
Willens werde. Ber dem Begriffe der Sittlichkeit ift aber vor Allem darauf zu dringen, 
daß man nicht biefen Begriff, wie es jo häufig in der Rechtswiſſenſchaft geichieht, wit 
dem des Guten überhaupt verwechjele, ſondern daran fefthalte, daß das Gute der ob= 
jective und fachliche Gefammtbegriff für alle Arten der Befriedigung wahrer menfd- 
licher Bedürfniſſe ift, die Sitelichleit aber ſtets nur die Triebfedern witrdigt. Schon im 
gewöhnlichen Bewußtſein tritt Diefer Unterſchied hervor. Eine Handlung kann au fich 
gut fein, wenn z. B. eine Unterftügung gereicht wird, da mo das Bedürfniß vorliegt, 
fie kann aber unfittlih fein, wenn fie wicht zum Zwecke des Wohlthuns, Tondern aus 
irgend einer jelbftfüchtigen Abficht, aus Oftentation n. |. w. erfolgt. Andererfeits kann die 
Abſicht veinzfittlich fein, aber fich in dem Guten am fich irren. Im ähnlicher Weiſe 
ſtellt ſich das Gute und auch das Sittlihe zum Rechte. Eine Handlung kann an fich 
gut und auch fittlich, aber nicht in rechtlicher Form gebt fein. Die volle ethiſche For— 
derung gebt dahin, daß alles Gute auch in fittlicher und rechtlicher Weife geübt werde ; 
dieſe Drei Momente können jedoch auch aus eimander fallen. Ihering bezeichnet die Be— 
flimmung des Verhältniffes von Recht und Sittlichfeit al$ das, mur mit großen Schwie— 
rigfeiten und mit der Gefahr Des Scheiternd zu umjegelnde, Cap Hom der Rechtswiſſen— 
ſchaft; aber die erfte Bedingung ift, daß man für eimen guten Compaß Sorge trägt, 
fih nicht von unflaren, ſchwankenden Begriffen Hin und ber treiben läßt, fondern auf der 
wiffenichaftlichen Fahrt unverrüdt die Richtung verfolgt, Die Durch einen genau beftunmten 
Begriff vorgezeichnet iſt (j. über das Verhältniß von Recht und Moral unfere Nechts- 
philoſophie von 1869). Was nun aber das Recht felbft betrifft, To jtellt fich daſſelbe 
zunächſt, in velativem Gegenſatze zur Sittlichkeit, ald Die zmeite Form oder Modalität 
der Vewirklichung des Guten und aller Güter dar. Während in der Sittlichkeit das 
Gute in feiner höchſten Beziehung zum Abſoluten ericheint und feine entiprechende Ver— 
wirklichung in, der Unbedingt heit des ſubjectiven Motivs findet, faßt das Recht alles 
Gute nach feiner bedingten Seite auf, nad einer objectiven Verwirklichung in allen 
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Verhältniſſen Des menſchlichen Yebens, die aber, weil feines abſolut iſt und ſich ſelbſt ge— 


nügt, alle in ihrer Wechſelbeſtimmung ſich gegenſeitig bedingen, ſowohl beſchränken als 
fördern, einer Regelung durch ein Prineip bedürfen, welches die Bedingungen der 
objectiven Verwirklichung des Guten und aller Güter in allen menſchlichen Lebensverhaͤlt⸗ 
niſſen normirt. Dieſe Lebensverhältniſſe, welche ſelbſt ein zuſammenhängendes, in einander 
eingreifendes Ganzes, ein Syſtem, eine Ordnung bilden, erhalten aber ihre praktiſche Ge— 
ſtaltung in zwei Arten von Kreiſen, 1) in den, Die natürliche und geiſtig-ſittliche Seite 
zugleich wereinigenden, natürlich =fittlihen Perſönlichkeits-Kreiſen, in der Abftufung 
der Einzelnen, der Ehe und Familie, der Gemeinde, des Stammes, Bol: 
fe8 und Völkervereins, 2) im den verſchiedenen Güter: oder Gultur = -Rreifen, 
in denen ſich das Güterleben in Religion, Wiſſenſchaft, Kunft u. ſ. w. 
geftaltet. Dieſe in der ethiſchen Lebensordnung und ihren beiden Dauptfächlichften Kreiſen 
gegebenen und ſich allfertig bedingenden Perſönlichkeits- und Güterverhältniſſe erheiſchen 
ein Princip der Regelung und Ordnung, welches durch das Recht gegeben iſt, in ſei— 
ner Vollſtändigkeit zwar erſt noch in der Zukunft durchzuführen iſt, aber in weſent— 
lichen Richtungen mit ver geſchichtlichen und erfahrungsmäßigen Geſtaltung der Rechts—- 
idee im Einklange iſt. Wird dieſes, nicht nach einigen äußerlichen Betrachtungen 
aufgegriffene, ſondern aus dem Ganzen der Lebens- und Güterverhältniſſe, wenn auch 
hier nur in gedrängter Kürze, abgeleitete Rechtsprincip in ſeiner Totalität erfaßt und 
feſtgehalten, ſo wird man dadurch Einheit und Klarheit in das ganze Syſtem bringen 
und nicht blos die bisherigen beſonderen Begriffe für die verſchiedenen Materien darnach 
beftimmen, ſondern auch wichtige Fragen und Aufgaben dadurch löſen fünnen. DasPrincip 
des Nechts iſt alfo eine Norm oder Regelung der Bedingungen aller durd 
Freiheit beftimmten Willensbandlungen für Die geordnete Verwirk— 
lihung des Guten und aller Öüterzwede des Einzelnen und der Ge: 
meinichaft, und ericheint überall, wo durch die Ordnung der Yebensbeztehungen der Mens 
ſchen unter einander eine Forderung der negativen oder pofitiven Willensthätigfeit als 
eine objectiv erfennbare Bedingung zur Erhaltung, Bewahrung, Förderung, Fortbildung, 
oder Mittheilung und Uebertragung eines Gutes geftellt wird. Dieſes Princip haben wir 
nad den wichtigften Seiten in der Kürze noch etwas näher zu betrachten, um darnach 
die Aufgabe des Rechts und des Staates, das Syſtem Der Nechtöverbältniffe und der 
Staatöverwaltung in den mafgebenden Momenten zu beſtimmen. 

Auf den erften Blick zeigt fich der große Unterſchied zwiſchen dieſer und der Kant’ 
ſchen Auffaffung des Rechts als „Inbegriff der Bedingungen, unter denen die Willkür 
der Einen mit der MWilltür aller Anderen nad) einem allgemeinen Geſetze der Freiheit 
zufammen beſtehen kann,“ indem die Kant'ſche Theorie, wie wir hervorgehoben haben (S. 28), 
eine abſtracte Freiheitslehre iſt, in der die weſentliche Beziehung der Freiheit zum Güterleben 
des Einzelnen und der Gemeinjchaft, welches Die eigentliche Aufgabe, Richtſchunur und mög— 
liche Begrenzung für Die Freiheit bildet, gar nicht zur Geltung gelangt tft. Weber vieles 
Kant'ſche Nechtöprincip find die meiften neueren Rechtöpbilefophen (auch Stahl) und ins— 
bejondere die poſitive Privatrechtswiffenichaft nicht hinausgekommen. Für das öffentliche 
Recht bat man längft die Nothwendigkeit erfannt, den Zweck des Staates nicht auf Die 
Sicherung der Freiheit zu befchränfen, fondern eine (im ihrer Art näher zu beftimmente) 
Fürſorge für das Wohl, d. i. für das gelammte Güterleben darin aufzunehmen. Das 
Privatrecht faßt nun allerdings vorwaltend die perfönliche Freiheit ind Ange, geftattet 
einem Jeden, um mit Friedrich d. Gr. zu reden, nad feiner Façon felg und auch 
glücklich zu werden, und läßt ihn daher vor Allem für fein Wohl ſelbſt Sorge tragen; 
aber die Freiheit tritt Doch immer in Beziehung zu Objecten, Die, näher betrachtet, ſich 
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ſofort als Güter oder Güterverhältniſſe erweiſen und nad) der Art und Weiſe, wie fie 
einen erlaubten Zweck für die Freiheit bilden, einer vechtlihen Regelung bedürfen. Alle 
Auffaffungen, melde das Recht vom Güterleben abtremnen und es zudem oft noch, mit 
Kant, ganz negativ und limitativ als ein Princip der Beichränfung oder Begrenzung bes 
ſtimmen, müſſen ald ungenügend bezeichnet werden. Wenn Stahl in einer ganz unzu— 
treffenden, ſchiefen Weile die Moral auf das Einzelleben (Einzeletbos), das Recht auf 
das Gemeinfeben (Gemeinethos) beziehen will, da doch Das Recht fich ebenfalls auf das 
Einzelleben ımd die Moral auch auf das Gemeinleben bezieht, und dann dem Nechte nur 
die Aufgabe ftellt, die fittliche Idee eines jeden Inſtituts „in ihrer äußerſten Grenze“ zu 
wahren, oder wenn Savigny (Syſtem des h. röm. Rechts Bo. I S. 114) das Recht 
als „Die Negel bezeichnet, wodurch die unfichtbare Grenze beftimmt wird, innerhalb welcher 
das Dafein und die Wirkſamkeit jedes Einzelnen (?) einen ficheren freien Raum gewinnt“, 
jo iſt einerſeits gar fein höherer Maßſtab angegeben, nach welchen die unvermeidlich 
überall auftretenden Grenzftreitigfeiten geichlichtet werden könnten, und andererſeits ift Das 
Recht ganz abgetrennt von dem, den Stoff und das Ziel aller vechtlichen Verhältniſſe 
bildenden, Gütergehalte aufgefaßt worden. Daraus ergibt ſich auch, daß Die Savigny'- 
ſche Definition eines Nechtöverhältnifies (a. a. DO. Bd. IT ©. 333) als „der Bezichung 
zwiſchen Berfon und Perſon durch eine Rechtsregel beſtimmt“, Durch die vollftindigere und 
genauere: „Das Nechtsverhältmiß iſt eine Beziehung zwiſchen Perſon und Perfon in Bezug 
auf ein Gut (als Object, Sache oder Handlung) für einen erlaubten Zwed, erzeugt durch 
eine (vom menschlichen Willen entweder abhängige oder unabhängige) Ihatfache, geregelt 
nad allen beitinnnenden (bedingenden) Momenten Durch eine Rechtsnorm,“ erſetzt werden 
muß. Es muß daher nothmwendig in die volle Beſtimmung dieſes Begriffes das Mo— 
ment des Gut und des darauf fich beziehenden guten, erlaubten Zwedes aufgenommen 
werben. 

Richtig iſt Dagegen fett längerer Zeit won den angefehenften Nechtögelehrten (Sa= 
vigny, Stahl, Beieler, Thöl u. A., ſ. meine juriftiiche Enchelopädie ©. 45) erfannt wor: 
ven, daß das Recht nicht ein materiales, ſondern ein formales Princip it, zur Regelung 
von Berhältniſſen zwifchen Perſon und Perſon in Bezug auf ein Gutsobject u. ſ. w. 
dient, d. i. von Lebensverhältnifjen überhaupt befteht, die den Inhalt oder den Stoff bil- 
den, melcher durch das Recht formell geregelt wird. Man hat erkannt, daß bem „ges 
ſammten Rechte ein unermeßlicher, Durch die Yebensverbältmiffe gegebener Thatbeſtand und 
jedem einzelnen Rechte ein einzelner Thatbeſtand“ (Thöl) zu Grunde Liegt. Aber man 
it bei dieſem zu abftracten Begriffe des Lebeusverhältniſſes ſtehen geblieben, ohme Die 
genauere Einficht zu gewiinen, daß dieſe Lebensverhältniſſe, inſofern fie Gegenftand des 
Rechts werden, nad) der einen oder anderen Seite fubjectiwe oder objectiwe Güter und Gü— 
terverhältniſſe find. Auch Die Frage, welche entftehen mußte, 06 alle Lebensverhält— 
niſſe oder nur eine beſtimmte Art derjelben einen Stoff zu Rechtsverhältniſſen abzugeben 
vermöchten, bat Bis jett, in Folge der abftracten Auffaſſung und der viel zu wagen Uns 
tericheidung Des Sittlichen und Rechtlichen, feine and nur annähernde Löſung gefunden. 
Man hat das Gewicht auf den Unterſchied zwiſchen Innerem und Aeußerem gelegt, dar— 
auf hingewieſen, daß Verhältniſſe, welche in der innern Sittlichkeit begründet und be= 
ichloffen find, 3. B Dankbarkeit, nicht ein Gegenftand rechtlicher Regelung werden können. 
Hätte man bei der Eittlichkeit das charatteriſtiſche Moment der Triebfeder feftgehalten 
jo würde man das untericheidende Moment gefunden haben; der Begriff des Innern 
iſt dazu nicht ausreichend, weil das Innere fich auch vielfach durch äußere Handlungen 
befundet, und bei der Beurtheilung diefer Handlungen, die ein Rechtsobjeet werden können, 
vielfach auf Das Innere zurüdgegangen werden muß, wie ſich das bejonders im Strafrecht 
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zeigt, und weil jelbft an fich fittliche Verhältniffe, wie Dankbarkeit, wenn fie fich in Hand- 
lungen äußern, wenigftens in negativer Hinficht ein Gegenftand vechtlicher Regelung ſein 
fönnen, wie Died z. B. die rechtlichen Beitunmungen über den Wiverruf einer Schenkung 
wegen Undanfbarkett beweifen. Jede objectiv erlennbare, oder durch bündige Schluffolgerung 
zu ermittelnde, Handlung fällt daher in Das Rechtsgebiet, und nur die in der Endabjicht 
liegende Triebfeder ift an ſich demfelben fremd und kann nur in gewiflen Fällen, wenn 
fie an ſich gut war, aber durd die objective Handlung das formelle Recht verletzt wurde, 
ein Milderungsgrund bei dem Ausmaße der Strafe werben. Unter das Rechtsprincip 
fällt daher Alles, was eine, durch eine Sache oder objectiv erfennbare Handlung gegebene, 
Bedingung für einen Lebens- und Güterzwed ift, inſofern diefe Bedingungen jelbitver: 
ſtändlich für den Willen geftellt werden, wenn fie auch nad) ihrer Urſache unabhängig von 
demfelben find. Das eigentlich ſpecifiſche Moment im Redtöbegriff ift daher die Be— 
dingung im weiteften rechtlichen Sinne des Worts. Die Pehre von den Bedingungen 
ift befanntlich eine der ſchwierigſten in der Rechtswiſſenſchaft, der Begriff jelbft und die 
Ausdehnung deſſelben noch ftreitig, das Bedürfniß jedoch, denfelben zu erweitern und ihn 
nicht mehr auf die |. g. eigentlichen, ſondern auch direct auf die j. g. umeigentlicen Be— 
dingungen auszudehnen, im neuerer Zeit (Fitting) immer fichtbarer herworgetveten. Wir 
müſſen für das Nechtögebiet, als einen allgemein gültigen, nur nad den verichiedenen 
Arten dev Verhältniffe zu gliedernden, Begriff, die Definition in Anſpruch nehmen, daß 
„Bedingung im allgemeinften Sinne jede Abhängigmachung (oder Beſtimmung) eines 
Willens von einem objectiv erkennbaren Umftande für einen erlaubten Zweck“ ift, und dann 
nach der Art der Abhängigmachung oder der Beftimmung eines Willens, je nachdem dieſe Be: 
ſtimmung durch die Wefenheit eines Berhältniffes, oder dur die gewöhnlichen Bor- 
fommmiffe oder duch Privatwillkür gejett ift, die oberfte Eintheilung der Bedingungen 
aufftellen, die bei den Rechtsgeſchäften in der befannten Eintheilung in essentialia, na- 
turalia und aceidentalia negotii wieder hervortritt. Ohne hier weiter in die Er— 
örterung der formellen Momente des Nechtöbegriffes einzugeben, fünnen wir jedoch nicht 
umbin, aus der durch die Wiſſenſchaft gewonnenen Unterſcheidung der objectiwen Lebens: 
oder Giterwerhältniffe als dem fachlichen Beftandtheile, der dann formell durch das 
Recht zu regeln ift, die für das Studium des Rechts wichtige Nutzanwendung ein— 
dringlich hervorzuheben, daß die Rechtswiſſenſchaft, wenn fie nicht ein von den treibenden 
Kräften und den mafgebenden Zielen der ganzen Lebens⸗ und Güterbewegung abgetrenntes, 
wenn auc fein durchbildbares Formenwerk betreiben will, ſich auf die entiprechenden, die 
Kenntniß der Jahlihen Yebens- und Güterverhältniſſe gewährenden, ethiſchen und 
ökonomiſchen Hülfswiſſenſchaften ftügen muß. Die Bedeutung der Nattonalöfonomie 
für die juriftifche Behandlung der jo jehr in den Vordergrumd tretenden wirtbichaftlichen 
Güterverhältniſſe wird jest mehr und mehr erfannt; aber das Güterleben befaßt auch 
die höheren Güter der geiftigen Bildung überhaupt, die Religion, die Wiſſenſchaften und 
Künfte, und wenn diefelben auch zumächit für das Privatrecht ohne beftimmenden Einfluß 
zu fern ſcheinen, jo find fie doch im öffentlichen Nechte ein wichtiger Gegenftand der ſtaat— 
lichen Gultinverwaltung und verlangen ein eingehendes Studium. ?) 


) Wie ſteht e8 aber auf den beutfchen Univerfitäten mit dem Stubium ber die Quellen 
der höheren Bildung im Geifte erichließenden Philoſophie, der Rechtsphiloſophie, der Geſchichte, 
des öffentlichen Rechts, der eigentlichen Krönung des ganzen Rechtsbaues in der Wiſſenſchaft und 
im Leben? Jeder Kenner der Zuftände an ben — Nechtsfacultäten wird gewiß das Ur— 
theil gerechtfertigt finden, daß dieſe Zuftände einen großen Mangel in der Bildung des jugend- 
lichen Geiftes verrathen, von dem zwar, in Bezug auf Biftorifhe Kenntniß befeitigter oder bei 
ung nie praktifh geweſener Berbäftnifie und Einrichtungen, wohl weniger verlangt werden könnte, 
dem aber oft felbit die einfachſte Orientirung über fein eigenes geiftiges Teben, über politifche und 
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Nachdem wir das Rechtsprincip an umd fir fich im Ganzen der Lebens- und Gü— 
terverhältniffe nachgewielen haben, erübrigt und noch, die Aufgabe des Rechts nach den 
wejentlihen Functionen oder Richtungen etwas näher zu beftunmen., 

Das Recht hat, wie gezeigt, Die allgemeine Aufgabe, alle objectiv erfennbaren Yebens- 
und Güterwerhältniffe nach den Bedingungen für vernünftige Zwede zu regeln. Diefe 
Regelung muß ſich alfo nad der Wejenheit oder Natur des Gutsobjects, nach dem 
in emem Berhältniſſe oder Inftitute ausgedrüdten oder verfolgten Zwede und nad) allen, 
das Verhältniß näher charakterifivenden bedingenden Momenten richten. Handelt e8 fich 
3. B. um die rechtliche Beftimmung des Kaufvertrags, jo ift die Natur der den Gegen— 
fand im Kaufe bildenden Güter (Sachgüter, nicht Handlungen), ferner der im Kaufe, im 
Unterfchiede von anderen Geſchäftsobligationen (z. B. vom Taufe, vom Darlehn), ver: 
folgte Verkehrszweck zu erkennen und zu bejtimmen, und, außer den allgemeinen Bedingungen 
der rechtlichen Handlungsfähigteit auf Seiten des Berfäufers und Käufers, Die Bedingung, 
daß die Sache überhaupt im Verkehre jei u |. w., feftzuftellen. Für alle weſentlichen Ver— 
tehrözwede gibt es entſprechende, Durch den med jelbft in ihrem Welen charakterijirte 
rechtliche Inftitute, Die durch ein Ganzes von wejentlichen, natürlichen und gewillfürten 
Bedingungen beftimmt oder beftimmumgsfähig find. Aber die Verkehrs-Vermögenszwecke 
bilden nur einen, wenn auch äußerlich am fichtbarften hervortretenden, Theil des ganzen 
Syſtems der menjchlichen Lebensgüterzwede in den perjönlichen und objectiwen Güterkreiſen, 
und das Ganze dieſer Lebenszwede ift gleichfalls nach feinem Beſtande, Schuge, Förderung 
von einem entiprechenden Ganzen von Bedingungen abhängig, Die für pofitive oder negative 
Billenshandlungen geftellt find. Fir das große ethiſche Syftem der Yebens- 
und Güterzwede organifirt ſich daher, längere Zeit hindurch in mehr unbewußtem 
Vernunfttriebe, fpäter im deutlichen Bemußtjein, das Syftem der Redtsinftitute 
und Rechtsverhältniſſe, und nad dem ganzen großen Bau der menfchlichen Lebens— 
und Gitterordnung beſtimmt ſich und jchreitet fort der Bau der Rechtsordnung, Die 

das ganze menschliche Yeben durchzieht und zu eimem in allen feinen Theilen ſich gegen- 
jeitig beftimmenden und bedingenden, ſich ftütenden und fürdemden Ganzen macht. 
Auch das Recht kann von ſich jagen, daß nichts Menjchliches, inſofern es in die Er- 
ſcheinungswelt tritt, ihm fremd iſt; aber Deshalb ſoll ſich auch der Rechtsgelehrte mit 
allem Menſchlichen, mit dem ethiſchen Syſtem der Yebens- und Güterzwede befannt machen. 

Diefe Regelung oder Ordnung der Lebens- und Güterverhältnifie muß aber auch nach 
den Berjonen und Perſonenkreiſen, den Trägern dieſer Verhältniſſe, beſtimmt werden 
und es ergeben jich aus dem Begriffe der Ordnung oder des ethiihen Organismus drei 
wejentliche Functionen des Rechts und der rechtlichen Thätigkeit, die in den Gebieten des 
Privat= und öffentlichen Rechts gleihmärig zur Anwendung kommen. Ordnen über: 
baupt heißt, ein Ganzes in der inneren relativen Selbftftändigfeit der Theile 
nah ihrer theils bejhränfenden, theils Fördernden Wechfelwirfung und in ihrer 


—— und über die öfſentlichen Verhältniſſe abgeht. Möge bald die Zeit kommen, wo 
die deutſchen Rechtsſacultäten in dieſer Hinſicht nicht Si binter ausländifchen, wie in Holland, 
Belgien und in Defterreich, zurückſſtehen und dann aud ihren Namen, wie in diefen Ländern, in 
Facultäten der Rechts- und Staatswiffenfhaften umändern. Bergl. auh Mohl, Staatsrect, 
Bölferrecht und Bolitit, 1569, Bd. IIL, 2. ©. 345 ff. i 

Bon wiſſenſchaftlichem Standpunkte müfjen wir an dem tiefen Wabrheitstern fefthalten, der 
in der römifthen Definition unſerer Wiſſenſchaft ausgebrüdt ift, daß fie divinarum ac huma- 
narum rerum scientia fei; fie erfaßt wenigftens die göttlichen und menſchlichen Dinge von ber 
rechtlichen Seite, und muß auch das Recht im biefen Quellen Tebendig erhalten. Die tiefer 
gehende Rechtsphiloſophie hat auch, was hier nicht gefchehen konnte, den weientlihen Zufanmen- 
bang des Recht mit der ganzen, in Gott en fittlihen Welt- und Lebensordnung nache 
zumeifen (f. unfere Rechtspbilofophie, Allg. Theil. 
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Beziehung zum grundbeſtimmenden Ganzen erkennen und regeln. Das Ganze iſt 
die Staatserdnung, melde ſowohl die Privatrehts= als die öffentliche Rechtsordnung 
in ſich begreift und für alle Theile in Verfaſſung, Gejeggebung und Vollziehung die 
beitimmenden Princivien feftitellt. Aber in vielem Ganzen hat das Recht in allen Ges 
bieten in den angedeuteten Nichtungen drei wichtige Yunctionen auszwüben, welde man 
die Negelung der Beringungen der Selbſtbeſtimmung oder der Autonomie, der Co— 
eriftenz und der gegenfeitigen Förderung oder Aſſiſtenz nennen fann. 

1. Eine jede phyſiſche oder (mie wir in Bezug auf den ethiſchen Zwed und zur 
Vermeidung des oft zu eng gefaßten Begriffs dev juriſtiſchen Perſon lieber Jagen) mo— 
raliſche Perſon hat von Nechtswegen einen jelbitjtändigen Lebens- und Wirkungskreis in 
Anspruch zu nehmen, in welchem fie in freiem Schalten und Walten nad) eigenem Er- 
meſſen ihre Lebens⸗ und Güterverhältniffe für alle durch die Vernunft erlaubten Zwede 
beftimmen fann. Dieſes Recht der Selbſtbeſtimmung oder der Autonomie im weiteften 
Sinne (melde man im Privatrecht gewöhnlich in zu engem Sinne als das Recht gewiſſer 
Perſonen zur Aufſtellung bindender Rechtsnormen auffaßt) gilt allgemein für alle Gebiete 
des Privat = und öffentlichen Rechts; es befteht für die phyſiſche Perſon, welche für die eigene 
Geſtaltung ihres Lebens in ihrem inneren perfönlihen und häuslichen Yeben (Hausrecht) 
wefentfiche Rechte in Anſpruch nimmt, ebenjo für die Familien, die Gemeinden, Kreiſe, 
Provinzen ımd fir den Staat ſelbſt als die höchſte fittlich= rechtliche Perſönlichkeit, und 
eventuell als Glied eines höheren Staatenvereins; und dieſes Necht tft nicht minder für 
die Eufturfreife der Kirche, Schule, der Wirthſchaft u. ſ. w, jomohl durd das Recht der 
Selbftgeießgebung, als insbejondere in dem Rechte der Selbftverwaltung 
geltend zu maden. Der Ruf nad Selbftwerwaltung ertönt jegt in allen vom Bewußt— 
jein der perſönlichen Freiheit ergriffenen Lebenskreiten, und das edit der Autonomte 
oder Selbitverwaltung, als die allgemeinjte Grundfunction des Rechts, muß durch 
die Rechtöphiloſophie in die Wiſſenſchaft des Privat- und öffentlichen Rechts eingeführt 
werben. e 

2. Die zweite Fımction des Rechts liegt in der Regelung der Bedingungen der 
Eoeriftenz, des freien Handelns der Menſchen bei Berfolgung ihrer erlaubten Lebens— 
zwede. Auf dieſe Function tft Das Recht in der Wiſſenſchaft faft ausſchließlich beichräntt 
worden, obwohl fie im öffentlichen Rechte zur Beitimmung des Rechtszwecks des Staates 
längſt als ungenügend erkannt worden ift. Das römiſche Recht, ſowie das Ältere, vom iſo— 
(irten Zuſtande des Menſchen ausgehende Naturrecht und die in Deutichland lange Zeit jo 
weitverbreitete Kant'ſche Nechtötheorie (S. 27) haben ſich die Hand gereicht, um dieſes 
Soeriftenzialprincip als eigentliches Rechtsprincip, wenigſtens im Privatrecht, aufrecht zu ers 
halten. Dieſe Rechtsauffaffung hat ihre Wurzel in einer in weſentlicher Hinficht irrigen 
Grundanſchauung des menſchlich-geſellſchaftlichen Zuftandes, Im Wiverfpruche mit der 
natürlichen und fittlichen Wirflichteit, welche wenigitens ſeit Adam feine unmittelbare Ent— 
jtehung der Einzelnen kennt, ſondern fie aus einer natürlich = fittlihen Gemeinſchaft ber- 
vorgeben läßt, hat die Rechtswiſſenſchaft nur die Einzelnen als ſolche, ald das prius, 
zum Ausgangspunft genommen, die menjchliche Geſellſchaft ganz atomiftiih nur als einen 
Aagregatzuftand an einander gelegter Individuen aufgefaßt und das Princip der Gemein— 
ſchaft und der dadurch gebotenen gegenjeitigen, nothwendigen und freiwilligen, Förderung 
als etwas dem Rechte Fremdartiges betradjtet. Allen, wenngleih vom Gefichtspunfte 
unferer Geſellſchafts- und Nechtsentwidelung, zum Zweck der Bejeitigung der vielen mittels 
alterlihen Bande und Gemeinſchaftsverhältniſſe, die Nothwendigkeit anzuerkennen ift, daß 
einmal in ſcharf ausgeprägter Form das Princip des Selbſt- und Kür= Sich = Seins und 
Handelns allen Anderen gegenüber zur Geltung fan und daß zu Diefem Zwecke Das 
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römische Recht gute Dienfte geleiftet hat, jo iſt dod das Princip der Gemeinschaft und 
der Forderung, dem auch das römiſche Necht vielfach Zugeſtändniſſe, wenn auch oft nur 
aus Nützlichkeitsrückſichten, hat machen müſſen, für alle etbrichen, rechtlich zu normirenden , 
Lebenszwede anzuerkennen und hervorzuheben. 

3) Diele dritte Function des Rechts, die wir einfach als die der gegenfeitigen För— 
derung der Lebenszwecke bezeichnen, ergibt fich jo ſehr mit Nothwendigkeit aus 
der, mit der Bildung des Einzelnen und ver Geſellſchaft fich erhöhenden, gegenfeitigen 
Abhängigkeit und Hülfsbepürftigfeit, daß einer der wichtigſten Beftandtheile des 
Privatrechts, Das Obligationen= und insbejondere Das Vertragsrecht Darin, feine eigentliche 
Duelle hat. Die Bedürfniſſe, ſagte Portalis (Disc. prelim. pour le Code civ.', näs 
bern die Menichen einander, und bie Verträge mehren fich mit den Bedürfniſſen. Die Vers 
träge beftehen, damit jeder mit Sicherheit auf das zählen könne, was er als ein auch 
die Zukunft bedenfendes Vernunftweſen für einen erlaubten Zweck ſich ausbedungen bat, 
und die Verpflichtung zur Treue, über die jo viel im Naturrechte verhandelt worden ift, 
it einfach als die rechtliche Bedingung und Form zur Ermöglichung eines vernünftigen 
menichlichen Lebensplans in Erſtrebung erlaubter Zmede zu betrachten. Doch über dieſe 
Art der einfeitigen oder gegenfeitigen Förderung durch Verträge ift gar kein Streit, werm 
auch Die Verträge zu ſehr nur von der Seite der ſubjectiven Willensbethätigung aufgefaft 
werden. Aber der Streit bewegt fich auf beiden Gebieten Des Rechts, im Privat- und 
öffentlichen Rechte um die Frage, im Privatrechte, ob und im mie weit ein fürberndes 
Eintreten des Einen für emen Anderen, außerhalb von VBertragiverhältniffen, ſei es in 
unberufener freiwilliger oder in gebotener Weife, rechtlich normirt werden joll; im öffent— 
lichen Recht, in welcher Art ver Staat nicht blos vechtlichen Schuß, ſondern auch alle 
Lebenskreiſe in Verfolgung ihrer Zmwede zum Wohl des Ganzen und ihrer jelbft zu für- 
dern bat. Abgeſehen vom öffentlichen Nechte, auf welches wir noch einmal ber der Ein— 
theilung der Rechtswiſſenſchaft zurüdfommen müſſen, haben wir hier als mafgebendes 
Princip aufzuftellen, einerſeits, daß der Staat in allgemeiner Fürforge für alle Berjonen, 
die nach der Natur der Zuftände oder Verhältniſſe micht Telbft mit Vernunft handeln 
fünnen, für phyſiſche Perſonen (wegen Alters, Geiſteskrankheit u. ſ. w., wie für juriſtiſche 
Perfonen) Vertretung durch Vormundſchaft, Curatel, Brocuraführung u. ſ. w. anzuorbnen 
hat, andererjeits aber auch, daß ein Feder berechtigt ift, nicht nun, unter beftimmten Berhältniffen, 
fidy der Geſchäfte eines Anderen anzunehmen, fondern auch zu Gunften dritter Perfonen 
ſich Peiftungen vweriprechen zu laſſen. Bekanntlich hat das römische Recht die Fälle ver 
erften Art banptlächlich durch die Prätoriiche negotiorum gestio normirt; in den Quel— 
len heißt es einfach, fie ſei utilitatis causa eingeführt worden und auch Stahl macht 
vornehmlich dieſen Geſichtspunkt geltend, was ihm von Seiten Laſſalle's (Syſtem der erwors 
benen Rechte, Bd. 1, ©. 119) die herbe Bemerkung zugezogen hat, Daß man, um die 
Gajaniſche Anficht abzwichreiben, keine Nechtöphtlojophte zu ſchreiben brauche. Aber über 
den rechtlichen Verpflichtungsgrund des Geichäftshern gegen den umberufenen Geſchäfts— 
führer herricht noch immer Meummgsverichiedenheit ; der Grund Darf aber in nichts ges 
jucht werden, mas in Bezug auf das wirkliche objectiwe Verhältniß eine innere Unwahrheit in 
fich Ichließt, nicht in Der Fiction eines Mandate, in einer Natihabition, in einer Berei— 
derung des Geſchäftsherrn (die öfter gar nicht eintritt) u. ſ. w., er tft allein in dem 
objectio vernünftigen, guten, auf die Angelegenheiten eines Anderen gerichteten Willen des 
Geſchäftsführers zu ſuchen. Durch die Vernunft find die Menichen gleich; wo daher ein 
Menſch fie nicht zu äußern vermag, kann em anderer in allen ſolchen Fällen, wo ein 
vernünftiges Handeln in einer beftimmten Richtung mit Gewißheit - angenommen 
werden fan, für den anderen handeln. Diele Gewißheit befteht jedoch nur da, wo es 
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darauf ankommt, Schaden abzuwenden, während über ven Nugen und die Art, ihn fich 
zu verfchaffen, die Anfichten ſehr verichieden fein können. Daher können die Principien 
der eigentlichen negotiorum gestio nur für Die Fälle der vernünftig beabfichtigten Schar 
densabwendung zur Geltung fommen, während andere Fälle unter andere Kategorien von 
Rechtöverhältnifien (3. B. Bereicherung) fallen. Wir haben an dieſer wichtigen Streits 
frage nur zeigen wollen, wie die lebenswahre Anficht von der vernünftigen, eimfeitigen wie 
gegenfeitigen, freiwilligen wie nothwendigen, Förderung der Yebenszwede auch Das maf- 
gebende Princip für die vechtliche Beitunmung diefer Verhältniſſe if. Judem wir abſehen 
von anderen Fällen, wie im Strafrecht, wo der Staat Jedem die Verpflichtung auferlegen 
joll, Andere von dem Vorhaben eines jie beprohenden Verbrechens zu benachrichtigen oder 
Anzeige an die Obrigfeit zu machen, inſoweit dies ohne Gefahr für ihn jelbft oder feine 
Angehörigen möglich ift, wollen wir nur noch Darauf hinweiſen, daß überhaupt dieſe Drei 
Funetionen des Rechts, welche Die Drei weientlichen Richtungen in der Regelung der menfch- 
Lich = gejellichaftlichen Yebensordnung ausdrüden, aus dem Begriffe der Ordnung ſelbſt fließen, 
und in der ganzen Rechts- und Staatswiſſenſchaft drei wichtige vrientivende Principien 
bilven. 

Betrachten wir nad) diefer Erörterung des Princips des Rechts Die Eintheilung des 
Rechts und der Rechtswiſſenſchaft nach ihrer Gliederung in die hauptfächlichften Gebiete, 
fo tritt ung die bis jegt obenan geftellte Euntheilung in Brivat= und öffentliches Recht 
entgegen. Wir haben anderwärts Juriſtiſche Encyklopädie 1857, ©. 117 —142 und 
553—564) ausführlich nachzuweiſen unternommen, daß dieſe, wenn gleich bochwichtige, 
Eintheilung mr eine formelle üt, auf eim höheres Princip zurüdgeführt und durch 
eine ſachliche, materielle Eintheilung ergänzt werden muß. Auch von Held (Staat und 
Geſellſchaft 1861, Bo. 1. ©. 581) ift hervorgehoben worden, „Daß in einem organiſchen 
Staate der gefammte Rechtözuftand jo jehr em Ganzes bildet, daß es wenigſtens ebenſo 
wichtig ift, die Einheit des Privatrechts und des öffentlichen Rechts feftzuhalten, wie 
ihre Verſchiedenheit nicht zu überjehen.“ Im Bezug auf dieſen erften wichtigen Punkt 
müſſen wir aber mit Nachruf darauf hinweiſen, daß dieſe Einheit nur in einem Prin— 
cipe des Nechtö gefunden werden fan, weldes für beide Rechtstheile gemeinfam, gleich 
maßgebend und ausgiebig beftimmend ift. Wird dagegen, wie es bisher der Fall gemeien 
it, das Rechtsprincip für das Privatrecht jo eng gefaßt, daß es im öffentlichen echte 
für die Beitunmung des Staatözweds ganz unzureichend iſt umd bier zu anderen Brincipien 
die Zuflucht genommen werden muß, jo kann, ſchon von rein logiſchem Gejichtspunfte aus, 
von einer Einheit der Rechtswiſſenſchaft nicht Die Rede fein. Aber die wirkliche Einheit 
der Rechtsordnung und das höhere willenichaftliche Bedürfniß verlangt, daß Die beiden 
Rechtstheile nicht äußerlich an einander gelegt, Jonderu durch ein gemeinfames Princip 
verfnüpft werden. Das Rechtöprincip, welches wir aufgeftellt haben, ift geeignet, dieſes 
Bedürfniß zu befriedigen, indem durch feine drei wejentlichen, vorher für das Privatrecht 
charakteriſirten, Functionen, ebenmäßig im öffentlichen Rechte die Regelung vollzogen wird. 

Faſſen wir jegt Die formelle Eintheilung in Privat = und öffentliches Recht in's Auge, 
jo haben wir zunächſt die früher (S. 5) gemachte Bemerkung zu wiederholen, daß auf: 
fallender Weile der Eintheilungsgrund wiſſenſchaftlich noch gar nicht feftgeitellt iſt, indem 
die bisher üblichen Untericheidungen den Kernpunft gar nicht treffen. Diele Thatjache 
wird dadurch erflärlich, dag bisher Die Rechtswiſſenſchaft faft ganz abſtract behandelt, das 
Nechtöverhältnig nur nach den abftracten Kategorien von Subject und Object und nach den 
Thatſachen der Entftehung, aber nicht nach dem inliegenden und zufammenfaffenden 
Zwede beſtimmt worden ift. Am Teichteften mußte erfannt werden, daß die Eintheilung 
ſich nicht nacy dem Dbjecte machen läßt, indem mehrfach dieſelben Objecte, Sachen und 
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Handlungen, Gegenſtand des Privat- und öffentlichen Rechts ſein können. Dagegen hat 
man alle möglichen Wendungen verſucht, um die Eintheilung an das Subject und zwar 
an den Gegenſatz der Gefammtperfönlichfeit des Staates zu der Einzelperſönlichkeit und 
an ihre abftract aufgefaßten Berbältniffe anzuknüpfen. Aber einerſeits ift bier öfter der 
Fall eingetreten, daß ausgezeichnete Duriften eine tautologiſche Definition gaben, wie wenn 
gelagt wurde, Daß das Privatrecht „Die Gefammtbeit der Nechtsfäte fe, welche bie 
‚Rechtöverbältnifje der ‘Privatperfonen regeln, d. h. Verhältniſſe normiren, in welchen bie 
Perfonen als Vermögensſubjecte und als Familienglieder ſtehen“ (ſ. unſere juriſtiſche 
Enchklopädie S. 555) und andererſeits kann keine von dieſem Geſichtspunkte aus gemachte 
Eintheilung genügend ſein. Wenn wir z. B. als eine der genaueſten die von Kierulff 
(Theorie des gem. Civilrechts Bo. 1. ©. 6) gegebene Eintheilung näher betrachten, wo— 
nach „Das Privatrecht der Inbegriff der Grundfäge ift, nach welchen die im Staate 
begriffenen Individuen (Privaten) im Verhältniß zu einander ftehen“, fo tritt auch hier 
die gewöhnliche Grundanficht hervor, daß das Privatrecht fi auf die Verhältnifje der 
Einzelnen oder der Individuen als ſolcher beziehen Toll; aber aud der Staat, die Pro- 
vinzen, Gemeinden können in WPrivatrechtöverhältniffen ftehen und müffen dann vor den 
gewöhnlichen Givilgerichten Recht nehmen, und ihrerſeits ftehen auch die Einzelnen, wie 
ionleich näher erhellen wird, in öffentlich =vechtlichen Verhältniffen. Weil man aber den 
Staat und die Einzelnen abitract einander gegenüberftellte, jo wußte man nicht, wenn 
man auch noch die Kamilienverhältnifie, in wenig pafender Weile, unter die Kategorie der 
inzel= Berhältniffe brachte, wohin man das jo wichtige Recht der Gemeinde ftellen jollte 
und man glaubte daher zuletzt (Bluntichli, Kritiiche Ueberichau, 3. Bo. ©. 225, 1855), 
die Gemeinde als ein Meittelglied zwilchen das Privat und öffentliche Recht jchieben, und 
fie als „eines jener Uebergangs- und Vermittlungs-Inſtitute, welde aus 
dem öffentlichen Nechte ins Privatrecht hinüber leiten und den organiichen Zuſammenhang 
beider erhalten”, Ketrachten zu jollen. Allein was bier von der Gemeinde gejagt ift, gilt 
mehr oder minder von allen anderen Öliederungen, an welchen öffentliches und Son- 
der= Intereffe zugleich haften, von Kreiſen und Provinzen, wie von organifirten Berufs: 
klaſſen, 3. B. Handels und Gewerbefammern u. |. w. Die Vermittlung zwiſchen Pri— 
vat= und öffentlichem Rechte iſt nicht Durch ein einzelnes Glied, welches doch nur eine mes 
chaniſche Einfügung bilden würde, jondern durch alle Yebenönerven gegeben, weldye von 
einem Meittelpuntte aus alle Glieder und Gliederungen nad zwei Seiten für die bei— 
den Hauptzwede ergreifen, die in dem Ganzen der rechtlich = fittlichen Yebensorbnung fo= 
wohl nach der Seite des Ganzen in dem Gefammtzwede, als nad der Seite der 
Glieder in den Sonderzweden gegeben find. Nur durch die Unterfcheidung dieſer 
beiden, in jedem Lebensorganismus bervortretenden Zwede fann eine wirkliche 
organtiche Eintheilung des Rechts gemacht und zugleich die Einficht gewonnen werden, daß 
beide Zwecke, ein jeder nur nach einer anderen Seite, alle Perſonen, phyſiſche und juri— 
ſtiſche (im weiteften Sinne) und alle Objecte ergreifen und daß daher Privat- und 
Öffentliches Recht nur zwei Seiten des in dem Grundſtamme der Perfonen und Berfonen- 
freife murzelnpen Rechtslebens find. Dieſe aus dem Begriffe des Organismus des Rechts— 
lebens fliegende Auffafiung ft auch im Wefentlichen im Einklange mit den wirklichen Ver: 
bältniffen, die nur durch die ſchiefe Stellung, welche ihnen bis jet die Wiffenfchaft gegeben 
hat, nicht im vechten Lichte erkannt worden find. 

Wenn wir nad) diefer organiichen Grundanſchauung der Rechtsordnung die Glie— 
derung in Privat= und öffentliches Recht ſcharf zu beftimmen fuchen, fo ift Privatrecht 
das Ganze der Rechtänormen, nach welden alle Glieder der Staats- und Gefellichafts- 
ordnung ihre Sonderzmede als ihr Sonderwohl, in Selbftbeftimmung durd ſich 
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und für fich, eritveben können; das öffentliche Recht Dagegen iſt Das Ganze dev vechtlichen 
Normen, nach welchen der Geſammtzweck des Staates umd jeder Durch einen allgemei— 
nen Hauptzwed (2. 39) vom Staate unterichiedenen und weſentlich ſelbſtſtändig zu 
organifirenden Geſellſchaftsordnung (3. B der Kirche) von einer geordneten Macht, aber in 
organischer, nach Recht und Pflicht beſtimmter Mitwirkung aller Glieder vollführt wird. 

Wichtige Folgerungen ergeben ſich aus diefer Eintheilung. Alle umeren Glieder 
und Gliederungen einer höheren Staats= und Geſellſchaftsordnung haben zunächit einen 
Privatrechtöfreis. Dies iſt auch, wenigſtens grundſätzlich, praftiich anerkannt, wer auch 
die gewöhnliche Definition entgegenftand, indem in Berrnögensverbältniffen bei dem Staate 
nicht minder wie bei der Gemeinde ein Privatrecbtöftandpunft angenommen wird. Aber 
der Privatrechtskreis ift nicht auf Das Bermögen zu beichränten, ev begreift alle Verhältniſſe, 
in welchen ein bejonderer Yebens= und Nechtöfreis im Unterfchteve von dem höheren Gan— 
zen ſelbſtſtändig für feinen eigenen Zweck wirken kann; der Privatrechtöfreis der Gemeinde 
befaßt daher den geſammten Wirfungsfveis, in welchem die Gemeindebebörde für den 
Gemeindezwed und ſelbſtſtändig handelnd auftritt, währenn die Gemeinde in dem (unpaſ— 
jend jogenannten) übertragenen Wirkungskreiſe, als ein mitwirtendes Glied für die öffent— 
liche Rechtsordnung und in öffentlich =vechtlicher Beziehung ericheint. Es muß bier genü— 
gen, dieſe Anficht von Privatrecht nur anzudeuten, Da fie wohl die wenigiten Bedenken 
hervorrufen wird. Bon größerer Tragweite iſt Dagegen Die über das öffentliche Necht 
aufgeftellte Auffaſſung. Oeffentliches Recht beſteht hiernach einerſeits für den Staat in 
Bezug auf ſeinen Geſammtzweck, ver ſich ſelbſt wieder, wie wir ſehen werden (S. 55), 
in einen ſpecifiſchen Rechtszweck für den Staat als Rechtsordnung und in einen allgemei— 
nen, nach Rechtsnormen zu verfolgenden Culturzweck gliedert, fo daß das öffentliche 
Recht des Staates ſich in eigentliches Staatsrecht und in öffentliches Culturrecht (für 
Kirche, Schule, Wirthſchaft u. ſ. w.) eintheilt; andererſeits haben auch alle durch einen der 
wejentlichen Haupt = und Geſammtzwecke vom Staate unterichiedenen, organifirten oder noch 
zu organifivenden, gelellichaftlichen Gulturordnungen wie die Kirche, Die Schule, die Willen: 
ſchaft, Kunft und das wirthichaftliche Yeben, ein öffentliches Rechtsgebiet, indem fie nicht nur 
nad; einer weſentlichen Seite eine Regelung Durch Das öffentliche Culturrecht des Staates 
erhalten, ſondern auc eine jede dieler Ordnungen für ihren Geſammtzweck ein jelbititin- 
diges öffentliches Verwaltungsgebiet in Anſpruch zu nebmen bat. Für die Kirche iſt Dies 
faft allgemein anerkannt, indem das eigentliche Kirchenregiment von der ftaatlichen Kir— 
chenhoheit wohl unterjchieden wird; aber aud Das ganze öffentliche Unterrichtsweſen bes 
darf einer ſelbſtſtändigeren Organiſation mit eigener aus dem Lehrſtande bevvorgebender 
Bertretung, und die wirtbichaftlihe Ordnung ſpitzt ſich nach oben zu in den einen öffent— 
lichen Charakter an fi) tragenden Handels- und Gewerbefammern (zu denen noch Ader- 
baufammern binzufommen jollen), und der Zug nach innerer freier Genoſſenſchaftsbildung 
wird dieſer wirtbichaftlichen Ordnung, Durch Die Freiheit ſelbſt, wiederum eine feitere 
Gliederung, inneren Zulammenhang und engeres Zuſammenſchließen zu einem äffentlichen 
Ganzen geben. . 

Betrachten wir nun etwas näher das öffentliche Necht Des Staates, To it vie bis— 
berige Auffaſſung deſſelben nur das Spiegelbild unterer unerquidlichen ftaatlichen Zuſtände, 
in denen der theils durch geichichtliche Motive, theils durch Das alte Naturrecht und das 
römiſche Recht berbeigeführte abſtracte Staatsbegriff (S. 13) noch keineswegs über: 
wunden und zu einer organtichen Auffaflung umgebildet worden if. Wie der Staat jich 
von der lebendigen Geſammtheit abbob, ſich in Der Staatögewalt mit Dem Dienenden 
Hülfsperional concentrivte und fi dann, nad Auflöfung oder Beſeitigung aller inneren 
organiichen Verbände, den atomiftiichen Einzelnen gegenüber ftellte, fo bat auch die bis— 
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herige Rechts- und Staatswiſſenſchaft in ihrer Definition nur den Staat abſtract als 
Herrſchaftsgewalt den Einzelnen entgegengeſtellt, und dieſen oft gar feine öffentlichen Rechte 
eingeräumt ; aber der Staat tft fein caput mortuum, abgelöſt von dem lebendigen Yeibe 
des Volls; es ift die Volksſeele, die ſich im Staate eine vechtlihe Ordnung Ichafft, erhält 
und fortbildet, und für den ganzen Volfsorganisınus, von dem Einzelnen an in allen 
abgeftuften Gliederungen, zur Vollführung des Staatözweds eine geordnete Mitwirkung 
bet allen wejentlicyen Functionen der Geſetzgebung, Rechtöpflege und Verwaltung verlangt. 
Auch der Einzelne hat daher eim öffentliches Recht, ſteht in öffentlich = rechtlichen Verhält— 
niffen, wie fich dies, der Wahrheit gemäß, in den durch die Verfaſſung für die Mitwir- 
fung bei der Gefeßgebung und Vollziehung (actiwed und paljives Wahlrecht, Geſchwornen— 
Ant, Schöffen Amt, öffentliche Freiheitsrechte u. ſ. w.) feitgeftellten Nechten fund gibt. 
Der Einzelne ift kein bloßer Privatvechtsmenich, ſondern aud ein öffentliches Rechtsweſen; 
er fteht im Lichte und in der fräftigenden Atmoſphäre des öffentlichen Nechts, vie aber 
mm durch ſorgſame Unterhaltung einer regen Strömung zwiſchen dem Ganzen und allen 
Theilen und Gliedern, durch Stärtung des Geſammtbewußtſeins und Gejammtgefühls, in 
lebendiger Friſche erhalten werden fan. Das praftiiche politiiche Yeben erichließt ſich mehr 
und mehr dieſer Wahrheit, welche aber aud die Wiſſenſchaft, durch Aufgeben einer un— 
haltbaren Abftraction, anzuertennen hat. Wie der Einzelne, jo bat auch die Ehe umd 
die Familie eine öffentlich =rechtliche Seite, indem nicht mur der Staat im öffentlichen In: 
tereſſe öffentlich = vechtliche Bedingungen bei der Eingehung wie bet der Auflöfung der Ehe 
ftellt, fondern indem aud die Familie, Durch das längft vermißte Inſtitut des Fa— 
milienraths mit emer fi daran ſchließenden gründlichen Reform des Bormund- 
ſchaftsweſens, als ein auch in diefer Hinficht organifirtes Glied in die öffentliche Rechts: 
ordnung eingereiht werden muß; Die Gemeinde ift ein Organ der öffentlichen Rechts— 
ordnung ſowohl nad den durch die Verfaffung und Gejeggebung geregelten Beziehungen 
zum Staate, als aucd in dem jogenannten übertragenen Wirkungskreiſe, in dem fie als 
eigentliches Glied des Staates für Staatszwede (Milttärmejen, Wahlen, Steuer: 
erhebung u. ſ. w.) mitthätig iſt. Ueber den üffentlich= vechtlihen Charakter der Kreiſe und 
Provinzen beftcht fein Streit. Co baut ſich alſo die öffentliche Staatsordnung von der 
ftets den inmerften firtlichen Lebenskern aller Ordnung bildenden Einzelperſönlichkeit durch die 
Familie, Gemeinde, Kreis, Provinz hindurdy bis zur Gentralgewalt des Staates auf, der ſelbſt 
wieder Glied eines höheren, m verjchtedenen Formen möglichen Staaten Ganzen fein kann. 
In der deutichen Wiſſenſchaft ıft vielfach der größere Staat als ein Staaten= Staat oder 
als ein ſtark centralifirter Bundesftaat aufgefaßt worden; Dahlmann nannte die Familie 
ten „Urſtaat“; Rotteck (Staatörecht der conftit. Monarchie, Bd. 3, S. 26) betrachtete 
jeden größeren Staat als ein Staatenſyſtem, insbejondere als „eine Bereinigung von Ge: 
meinden, der Staaten im Kleinen, mit anderen Gemeinden und mit Einzelnen zum grö— 
heren Staat,” und trat Dadurch energiſch der Anficht entgegen (welche die badiſche Regierung 
1819 in dem Entwurfe über die Gemeindeverfaffung hatte geltend machen wollen), daß Die 
Gemeinden „Staatsanitalten” ſeien. Im Weſentlichen ſteht dieſe Anficht im Einflange 
mit dev Gejchichte, mit der germantich= föderativen und mit Der philolopbiich = organtichen Auf: 
faflung des Staatsweſens, und die Verhältnifie zwiſchen der Gentralgewalt und ven Glie— 
derungen der Prooinzen, Kreiſe und Gemeinden werden fich auch, nach unſerer Anficht, 
am beiten regeln laſſen, wenn man nicht von romaniſchen Herrichafts = und Gentraliations- 
principien, Jondern von germantich = Füderativer Auffallung ausgeht. Nach unferer Ueber: 
zeugung wird fich Der Durch feine ganze Gejchichte bewährte Grundcharakter unſeres Vol— 
les audy in feinem ftaatlichen Gelammtbau immer wieder geltend machen, und wir fün- 
nen Daher von dem Glauben nicht laſſen, daß, welche Uebergangsformen auch eintreten 
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mögen, die deutſche Geſammtverfaſſung einen mohlausgeprägten, das Recht und die Würde der 
großen deutichen Vollsſtämme wahrenden fürerativen Charakter annehmen und darin die 
Garantie ihres Beftandes Juchen muß. Eine ſolche Gelammtverfaffung wird aber am beiten 
vorbereitet, wen die größeren Staaten, die größeren Yandestheile, insbefondere die Provinzen, 
nach dem Princip organischer Sefbftverwaltung conftituirt werden. Aber auch, wern wir ganz 
abjehen von allgemeinen politiichen Gründen und unſer jegiges deutiches Staatsweſen nach den 
vorhin entwidelten Grundſätzen betrachten, jo haben wir die beflagensmwerthe, an üblen Folgen 
reiche Thatfache zu conftativen, daß mit Ausnahme einiger fleinerer Staaten (Baden, 
Weimar) in allen dentichen Staaten der kräftige Mittelbau in den Provinzen und 
Kreifen fehlt, oder auf feudalſtändiſchem Gerüfte fteht, Das nur ein Hemmſchuh für eine 
geſunde politiſche Entwidelung fein kann. Wir befigen im Allgemeinen ein gefundes, nach 
richtigen Principien repräfentativer Selbftwerwaltung organifirtes Gemeindeweſen und man 
ift mit mehr oder minder Glück bemüht, an die Spige ein conftitutionelles Dach tiber 
das Ganze zu Teen, aber das mittlere conftituttonelle Gebäude, welches, der Gentralgewalt 
gegenüber, eine fräftige Schugwehr und die befte Bürgichaft für die geſammte Selbſt— 
verwaltung bilden würde, ift im Grunde gar nicht vorhanden, Wie ganz anders hat ſich 
Belgien, der Heine, von mehreren Seiten jo ſchief angejehene, conftitutionelle Muſterſtaat 
des Continents organifirt, mo ſofort nach dem neuen Gemeindegefege eine worzügliche Pro: 
vinztalverfaffung 1836 für die 9 Provinzen feftgeftellt wurde, welche nicht wenig dazu beigetra- 
gen bat, die friedliche politifche Entwidelung in dieſem, nicht blos Verſchiedenheiten, ſondern 
zum Theil ſcharfe Gegenfäge in den Volksſtämmen aufweiſenden Lande zu erhalten. Diefe 
Provinzialverfaſſung hat der italieniſchen Provinzialverfaſſung von 1865 und ſchon früher den 
1861 in Defterreih erlaffenen Yandtagsordnungen zum Borbilde gedient. Möge man in 
Deutfchland bald, zu größerer innerer Beruhigung, diefem Beiſpiele folgen, aber wohl bedenken, 
daß nicht eine Reorganiſation der niedrigeren Mittelftufe des Kreiſes oder wie fie jonft 
genannt werden möge, jondern vor allen Dingen eine gute Organiſation der oberften 
Mittelftufe, dev Provinz, eine Nothwendigkeit ift, indem bier alle Fäden der Selbftver- 
waltung in dem höheren Mittelpunkte zufammenlaufen, und von bier die verfchiedenen 
Gebiete der Eulturpflege, insbefondere auch das Gebiet des Höheren Unterrichts, welches 
durch eine allgemeine Gentralbehörde nur gelähmt werden könnte, die befte, zum Theil 
in den Provinzen rwalifivende Fürforge erhalten würden. 

Kehren wir nach diefer Betrachtung, welche die Wichtigkeit unferer Grumdanficht wen 
der abgeftuften Gliederung des öffentlichen Nechts auch praftiich in dem jedem Gliede zu 
gewährenden Antheile am öffentlichen Leben nachweiſen follte, zu Tuſerem Gegenftande in 
der Schlußfrage zurüd, wie denn die Grenze zwifchen den Sonderzwecken und dein Ge— 
ſammtzwecke im Staats- und Geſellſchaftsleben, nach denen die Begriffe des Privat: und 
öffentlichen Rechts feftgeftellt werden follen,. zu ermitteln fei, To Könnte die Erflärung, daß 
diefe Grenze nicht nach unverrüdbaren Momenten, ſondern weſentlich in Rückſicht auf 
Charakler und Bildungsftufe eines Volles zu beſtimmen ift, als eine Schwäche unferer 
Theorie angejehen werben ; allein, ebenfo wie unfer Rechtsbegriff, obwohl unwandelbar im 
Princip, doch ein Lebens- und Eulturbegriff ift und fich auch der ganzen Entwidelung 
des Güterlebens anſchmiegen muß, jo ift auch die Grenzlinie zwiſchen den beiden formellen 
Theilen des Rechts eine im Fluſſe des Lebens und der Cultur fich verſchiedentlich beſtim— 
mende Linie. Die Rechtsgefchichte der Culturvölker beweiſt auch, daß nach den ver— 
ſchiedenen Zeitaltern öffentliches- und Privatrecht verſchiedentlich abgegrenzt, im All— 
gemeinen in den älteſten Zeiten beide Kreiſe eng in einander verſchlungen ſind, das Recht 
der Gemeinſchaft jedoch das vorherrſchende iſt, das Privatrecht ſich erſt ſpäter beſtimmter vom 
öffentlichen Rechte abſondert, wenn das Bewußtſein der Einzelperſönlichkeit ſich kräftigt 
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und ein Gebiet des freien Schaltens, befonders im Sachgütergebiete, im Eigenthums= und 
Erbrechte in Anfpruch nimmt. Die Grenzlinie felbft wird alfo formell durch Sitte und 
Geſetzgebung gezogen. Als eine Grundbedingung für eine der Lebensanſchauung, dem Cha= 
rakter, dem ganzen Culturbewußtſein eines Volkes entiprechende Feftftellung der Grenze 
zwifchen öffentlichem und Privatrechte ift aber die Forderung feftzuhalten, daß auch für 
dieſe wichtige Regelung der Grenzverhältniſſe in allen Yebensgebieten die Mitwirtung 
aller Lebenskreiſe bei der Gefetgebung und der Verwaltung organifirt werbe. . 

Es würde uns jest erübrigen, nach der allgemeinen formellen Eintheilung noch etwas 
näher in den ſachlichen Inhalt einzugehen; allein die für diefe Einleitung gezogenen 
Schranten geftatten und nur (indem wir für das Nähere auf unſere Rechtöphilofophie von 
1869 verweiſen) hier einige Andeutungen zu geben. 

In den Fällen, wo in einer Wiffenfchaft eine zwiefache Eintheilung, fowohl vom Ge— 
fichtspunkte des Gehaltes, falls diefer maßgebend ift, als der Form möglich ift, muß, nad, 
eimer allgemeinen vwiffenichaftlichen Forderung, die fachliche Eintheilung vorangeftellt und 
die forınelle als eine Unterart der erfteren betrachtet werben, wenn nicht, was durchaus 
zuläſſig ift, für emen befonderen Zweck die formelle Eintheilung zu Grunde gelegt wird. 
Bir find nun der Anficht, daß auch im der Rechtswiſſenſchaft der ſachlichen Cintheilung 
die erfte Stelle gebührt und glauben zudem, daß im der wirflichen Behandlung des 
pofitiven Nechtöftoffes die fachliche Eintheilung mehr vorherricht, als die formelle, die man 
zwar als einen bequemen Rahmen beibebält, über welchen jedoch der Lebenögehalt immer 
mehr hinausdrängt. Will man eime fachliche Eintheilung zu Grunde legen, und den ganzen 
lebendigen Rechtögehalt ind Auge fallen, jo muß man diefen einerſeits, in die Yebens- Güter 
und andererſeits, in die Perſonen-Kreiſe zerlegen, in welchen die Güter verwirklicht wer- 
den, indem zuvörderſt die Güter im allgemeimen nad den darauf bezüglichen Rechten und 
Rechtöverhältniffen, ſodann aber auch nad) den verfchienenen Perfonenkreifen, denen fie unter 
manmichfachen Meodificationen zukommen, zu betrachten find. Waffen wir won diefen Ge— 
ſichtspunkte aus das allgemeine Privatrecht ind Auge, jo wird man erkennen, daß daſſelbe 
ſich in einer entichieden ausgeprägten Nichtung der obigen Auffaffung nähert, wenn gleich 
der Güterbegriff nicht als ſolcher erkannt und vollftändig zur Geltung gebracht wird. Die 
Privatrechtömiffenichaft wird jeßt faft allgemein als eine Lehre vom Bermögens- Rechte 
behandelt ; Vermögen ift der Inbegriff der wirthichaftlichen, im Berfehr befindlichen, an 
Sachen oder äußeren jchägbaren Handlungen haftenden Güter und Güterverhältniffe ; und 
das Vermögensrecht betrachtet dann diefe Sachen und Handlungen, je nachdem fie der 
unmittelbaren Harthaft einer Perſon unterworfen jind (mie Dies jedoch mur bei 
Sachen möglich ift), oder durch eme an den Willen einer anderen Perſon gerichtete und 
durch denſelben zu vermittelnde Forderung ihr unterftellt werben ſollen. 
Das VBermögensrecht ift Daher wirtbichaftliches Güterrecht, welches auch, mie immer klarer 
erfannt wird, in Rückſicht auf die Grundbegriffe der Volkswirthſchaft behandelt werden 
muß und, in geſchichtlicher Hinficht, die wichtigften Umgeftaltungen durch die großen volks— 
wirthichaftlichen Ummandlungen erfahren hat. Aber das Vermögens = Recht ift nur ein 
Theil des allgemeinen Güterrechts; dieſes begreift nicht nur die an äußeren Sachen 
und Handlungen Haftenden Güter, ſondern nicht minder and die urſprünglich durch 
das Weſen der menichlichen Berfönlichkeiten in ihren weſentlichen Zuftänden, Eigenſchaf— 
ten und Berhältniffen gegebenen Güter und Güterwerhältniffe, wie die Güter des Le— 
bens, der geiftigen und leiblichen Geſundheit, der Ehre, Freiheit u. ſ. w. Auch für 
diefe Güter gibt es weſentliche Rechte, die für den Fall der Berlegung im Griminal- 
vechte erörtert werben ; fie ericheinen dann aber auf eimmal in eimem befonderen 
Theile, wo fie nur nad) einer befonderen Seite betrachtet werden, ohne in einem allge 
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meinen Giüterrechte ihre richtige Stellung und eine allgemeine vechtliche Beſtimmung, mit 
dem Hinweis auf Die befonderen Wiflenfchaften gefunden zu haben, in denen dieſe Rechte 
nur nach befonderen Hinfichten und Zweden (Criminalrecht, Bolizeirecht, Staatsrecht) be 
bandelt werden. Aber jchen eine höhere methodiſche Forderung geht dahin, daß Grumds 
begriffe, welche in mehreren bejonderen Theilen einer Wifjenichaft zur Erörterung kommen, 
vorber eine gemeinſame Behandlung erfahren jollen, damit nicht, beim Fehlen des gei— 
ftigen Bandes, nur die Theile in der Hand bleiben. Die pofitive Rechtswiſſenſchaft bat 
ſich bis jet den Zugang zu der richtigen Anficht werjchloffen, weil fie, obwohl einer 
ethiſchen Auffaſſung fich gern zumeigend, den ethiſchen Grundbegriff des Guts und ver 
Güter nicht an die Spige geftellt und als Die allgemeine Grundlage behandelt hat. Bom 
Theile, dem Vermögen, gelangt man ſchwer zum Ganzen, dem Gute, wohl aber leicht 
vom Ganzen zum Theile. Die richtige Einficht wurde zudem durch die abftracte Gegen— 
fegung von Perfon oder Subject und Objeet oder Sache erſchwert. Schon jeit langer 
Zeit hat man erfanııt (S. unfere juriftiiche Enchklopädie ©. 647), daß eine nach diefen, 
zumächft nur formellslogiichen Begriffen gemachte Eintheilung in Perfonen-Recht und Sachen— 
Recht ſchief und irrig ſein würde, indem ja alles Recht nur-Perfonen zukommt, alſo we— 
jentlich Perſonenrecht ift. Aber auftatt einen gemeinfamen Grundbegriff aufzufuchen, um 
darımter die im Perſonenrechte wirklich abzubandelnden Nechtömaterien zu ftellen, legte man 
ein juriſtiſch- anatomiſches Meſſer an, trennte das edelſte Glied von dem Rechtskörper ab, 
indem man behauptete, Daß es kein Perſonenrecht gebe, daß Die 1. g. Perjonenrechte, 3. B. 
die Freiheit, nur Momente oder Modificationen der Nechtsfähigfeit und daher im allge 
meinen Theile abzubandeln ſeien; dabei wurde dann wohl noch ein Seitenhieb auf Das 
„alte Naturrecht“ geführt, welches die Yehre von angeborenen, ſchon durch Die menſchliche 
Verjönlichkeit gegebenen Rechten verbreitet habe. Nun, die Bölfer können Gott danken, 
daß Das Rechtsbewußtſein noch andere Vertreter gehabt hat, als den creiliftiichen Yuriften- 
ftand; allem es iſt auch eine Aufgabe der Wiffenichaft, das echte unter den richtigen 
Grumdbegriff zu bringen. 

I. Betrachten wir zunächft das allgemeine Güterrecht, um die vichtige Ein- 
tbeilung nach den Hauptarten zu beftimmen. Dieſe Güter find die in dem Weſen der 
menſchlichen Perſönlichkeit uriprünglich gegebenen Güter des Yebens, der geiftigen und 
leiblichen Geſundheit, der Integrität, der Ehre, der (rechtlichen) Gleichheit umd 
Freiheit, Jo wie die höheren, unabhängig von einer äußeren Sadye beftehenden Güter der Re— 
ligion, Wiſſenſchaft, ſowie Kunſt, Sittlichkeit. Diefe Perſönlichkeits-Gü— 
ter bilden den erſten Theil des allgemeinen Güterrechts, fie find die eigentlichen Zweck— 
Güter, für welde die an Sachen und äußeren Handlungen haftenden Güter mır Mittel, 
aljo Mittel- Güter find. Im diefem erften Theile find nun allerdings die auf dieſe Perſön— 
lichkeits- Güter bezüglichen Rechte nur kurz nad der theils privat=, theils öffentlich = recht— 
lichen Seite zu bezeichnen umd ıft für die weitere Entwidelung auf diejenigen Rechtstheile 
(Criminalrecht, Polizeirecht, Kirchenrecht, Staatsrecht u. |. w.) zu verweifen, wo alle oder 
einige dieſer Rechte vorwaltend erörtert werden. Die Einfügung diejes erften Theils in das 
allgemeine Güterrecht iſt jedoch nicht nur eine wiffenfchaftlihe Notwendigkeit, ſondern and) 
durch die höhere Hinficht geboten, daß fowohl dem Yehrer als dem Lernenden der ganze 
volle Nechtsbau im Bewußtfein gegenwärtig ſei und bleibe. Der zweite Theil des 
allgemeinen Güterrechts wird dur das Sachgüterrecht gebilvet, Das ſich auf Güter 
und Zwecke bezieht, Die an Sachen, als Gegenftänden der unfreien Natur, baften und 
begreift Das Eigentbum oder die bejonderen dinglichen Redte Wie ſchon 
bemerkt, werden dieſe Güter Dis jegt nur ontologiſch und naturaliſtiſch, als Objecte 
betrachtet, aber fie ſind ethiſch und wahrhaft rechtlich als Güter und Giterverhältnifie 
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na beftimmten Zweden aufzufaffen. So wie die innere Wahrheiteder Dinge in der 
Kegel einfeitige Auffaffungen durchbricht, To hat ſich auch im dem Sachenrechte der Guts- 
und Zmwedbegriff Geltung verichafft; denn man erfennt an, daß Sachen mir nach ihren 
Gutseigenſchaften oder nach ihrer Nüblichkeit eine rechtliche Bedeutung haben, und man 
ift gleichfalls genöthigt, anzuerkennen, daß bei der Beſtimmung mehrerer Arten von Sachen die 
Abfiht (wie bei den vertretbaren und uwertretbaren Sachen) oder der Zweck (wie bei dem 
Begriffsganzen u. ſ. w.) entfcheidend ift; aber bei weiterer Verfolgung dieſes Gefichtöpunt- 
tes wird man finden, daß der ethifche Guts= und Zwedbegriff (wenn er ſich auch auf 
eine Naturgrundlage, die natürliche Seite der Saucen, ftütt), der eigentlich orientirende 
Grundbegriff bei der Beitimmung der Hauptarten von Sacden und auch geeignet ift, 
mande Schwierigkeiten, Die fich in diefer Hinficht noch im Civilrechte Darftellen, angemeſſen 
zu löſen. UWeberhaupt ift das ganze Rechtsſyſtem mit dem ethiſchen, allen Verhältniſſen 
immanenten Zweckbegriff zu durchdringen. Der dritte Theil, da8 Obligationen Redt, 
it das unmittelbar auf Feiftungen fich beziehende Recht, die aber ſowohl Leiſtungen 
von Sachen, als von äußeren Handlungen fein können; e8 bezieht fich auf Die Güterbemegung, 
auf die geiellichaftliche Geftaltung und den Verkehr der Güter. Die Obligationen entftehen 
entweder aus Zuſtänden, aus Geſchäften, einjeitigen oder-zweifeitigen (Verträgen), oder 
aus Delicten. Vom rechtsphiloſophiſchen Gefichtöpunfte wiirde hier bejonders darauf zu 
dringen fein, Daß der fo wichtige Vertragsbegriff nicht blos in Bezug auf Das Privatrecht, Jondern 
auch in Hinficht auf das öffentliche Recht genau beftummt und daß inöbejondere der Unterichied 
zwilchen et hiſch-rechtlichen und vermögens-rechtlichen Berträgen(S. meinejurifttjche 
Encyflopädie S. 704) nach ihren wichtigen praftiichen Folgen hervorgehoben würde. Das Er b> 
recht bildet gewöhnlich den Schluß des allgemeinen Civilrechts, und obwohl dafjelbe nady 
feinen beiden Hauptformen des teftamentarifchen und gejeglichen Erbrechts mit den Kreifen der 
Einzelperfönlichfeit, und der Familie in näherer Beziehung fteht und rechtsphiloſophiſch von 
diejen beiden Gebieten aus zu begründen ſein würde, jo kann daffelbe, abgejehen von dieſen 
Grundlagen, Doc auch aus dem wichtigen Gefichtöpunfte des Uebergangs der Güter von 
Todeswegen betrachtet und als Tegter Theil zu dem allgemeinen Güterrechte geftellt werben. 
Dies find die Haupttheile des allgemeinen Güterrechts. Aber dieſes Güter: 
recht würde eine in der Luft ſchwebende Abftraction bleiben, wenn e8 nicht feine Stüge in 
den verichtedenen Perfönlichkeitöfveifen erhielte, in denen es eine nach der Natur diefer Kreife 
modifierrte Anwendung findet. Das römiſche Recht, in dem eivis romanus wurzelnd, bat 
fich nur als ein allgemeines Civilrecht ausgebildet, Das deutſche Recht, auf der mittelalterlichen 
geſellſchaftlichen Gliederung berubend, wurde vorwaltend das Recht der befonderen Stände. 
In dieſen beiden Rechtsſyſtemen find zwei gleich wichtige Principien zur Geltung gefommen, 
von denen aber jedes nur eine Seite des lebendigen gejellichaftlichen Rechts-Organismus darſtellt, 
indem das eine Syſtem das Moment des Ganzen über den Theilen oder Gliedern, jedoch ohne 
diefelben, Das andere das Moment der Glieder, ohne das Ganze, bervorhebt. Beide Principien 
find aber im richtiger Auffaffung miteinander zu verknüpfen. Das Ganze ift gegeben Durch 
das allgemeine Güterrecht, in welchem alle befonderen Kreife leben und weben; dieſe find aber 
die Glieder, welche für ihre Sonderzwede das allgemeine Güterrecht eigenthitmlich geftalten. 
II. Dieje Kreife Iaffen fich in zwei Hauptgattungen eintheilen, in eigentlihe Per— 
ſönlichkeitskreiſe, der Einzelnen, Familien, Gemeinden, des Volks u. |. w., welche in 
auffteigenden Stufen ftets alle Lebens- und Güterzwede in einer Einheit der Per: 
ſönlichteit zufammenfaffen, und in bejondere Berufs:, Bildungs= oder Eulturkreife, welche 
ſtets um Schoofe der Verfönlichfeitäfreife das Güterleben nad den Hauptgüterzweden, 
Religion, Wiſſenſchaft, Kunft, in vorwaltender Berufgarbeit intenfiver ausbilden und, 
über den Kreis der Familie binaus, bejondere Güter- oder Culturordnungen bilden, von 
4* 
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denen eine jede fig zu einer relativ ſelbſtſtändigen genoffenichaftlichen Organiſation fort: 
bilden und abichliegen fol. Diele zwei Gattungen von reifen werden gewöhnlich nicht 
genauer unterjchieden, und werden häufig unter den gemeinfamen Begriff der Corporation 
oder auch wohl der juriftiichen Perſon gebracht. Es ift bier nicht der Ort, die rechtliche 
fachliche Wichtigkeit der Untericheidung darzulegen, obwohl es in die Augen fpringt, daß 
ein großer Unterfchied zwiſchen der Gemeinde und der juriftiihen Perfon einer Handels- 
geiellichaft beſteht. Es muß hier nur die Bemerkung wiederholt werden, daß ſowohl bie 
Berfönlichteitötreife, von denen ein jeder die befonderen Culturkreiſe in abgeftuften Mit 
telpuntten ſtets wieder zu einer Totalität zuſammenfaßt, als auch die großen Culturkreiſe 
jelbft zugleich eine private und öffentlich = rechtliche Seite darbieten und daß bei der wif- 
ſenſchaftlichen Behandlung des einen oder anderen vieler Kreife beide Seiten ange- 
meflen zufammengefaßt werden müſſen. (S. die nähere Durchführung in unſerer Rechts— 
philofophie von 1869). 

Die das ganze Nechtöleben nach allen Seiten zu höherer Einheit und Totalität zu- 
fammenfafiende und in der Macht des Ganzen über alle Gliederungen herrihende Oxd= 
nung if der Staat, den wir, zum Abichluß unferer Arbeit, noch im der Kürze zu be 
trachten haben. . 

Der Staat ift die Rechtöorbnung ; nur Eine Seele belebt feinen Organismus, «8 
ift der Geift des Rechts, welches, wenn es in feinem wahren und vollen Weſen erfaßt 
wird, den Zweck des Staates nach allen Richtungen auszufüllen vermag. Wir baben in 
der Ueberficht über die Gefchichte der Rechtsphiloſophie die hauptſächlichſten Theorien über 
den Staatözwerf kennen gelernt. Im neuerer Zeit haben ſich die Anfichten auf die Haupt— 
frage concentrirt, ob der Staat blos das Recht oder aud Die Förderung deö Wohle 
fich „zur Aufgabe zu ſetzen babe, und unter den Staatsrechtölehrern und Publiciſten ift die 
letztere Anficht Die vorberrichende geworden. Gewöhnlich hat man diefelbe einfach in der 
Formel ausgedrüdt, Daß der Zweck ded Staates ein doppelter fei, im Schuß des Rochts 
und in der Förderung des Wohle beftehe. Es begreift ſich auch volllommen, daß das 
Rechtsprincip, nach der gewöhnlichen Auffaffung, von jedem praktiſchen Gefichtspunfte aus 
als unzureichend zur Ausfüllung der Aufgabe des Staates erfannt werden mußte, Dem 
wenn das Necht, wie bisher in der Nechtöwiflenichaft, vorwaltend nur in der von Kant 
formulierten Auffaſſung (S. 27) als ein Princip des Schuges und ber Begrenzung 
der verichiedenen Freiheitskreiſe angeſehen wird, To Liegt auf der Hand, daß man alle 
civiliſirten Staaten des beften Theiles ihrer Thätigkeit berauben müßte, um fie zu blos 
polizeilichen Scutanftalten zu machen. Selbſt die in der Durchführung des Freiheits— 
begriff am meiteften vorgeſchrittenen Vereinigten Staaten find auf eine joldye Rolle nicht 
berabgeiegt worden, indem die Einzel- Staaten eine ſehr ausgiebige Fürforge für den 
Unterricht üben und die Union jelbft eine ſehr eimgveifende Handelspolitif treibt. Aber 
das in der bisherigen Rechtstheorie Tiegende Gebrechen wird nicht Dadurch gebeben, daß 
man dem Staate zugleih den Rechts: und den Wohlszweck zur Aufgabe ftellt. Ein 
ſolch äußerlicher Synkretismus fann wohl eine bequeme Beſchwichtigung Des erften Anz 
flugs eines wiſſenſchaftlichen Bedürfnifies fein, muß aber von jeder tieferen Unterfuchung 
abgemiejen werden. Wird gar fein einheitliches höheres Princip aufgeftellt, nach welchem 
mwenigftens für die beiden Gebiete der Stantöthätigkeit Umfang und Grenze genauer bes 
ſtimmt werden könnte, jo wird der Staat wie Fauft ausrufen müflen: „zwei Seelen 
wohnen, ach, in meiner Bruſt,“ es wird aber beim Staate in der Regel der Fall ein- 
treten, daß Dann die Wohlfahrtöfeele die Rechtsſeele nach ſich zieht, das Recht dem Staats— 
wohle geopfert wird. Dazu fommt, daß das Princip Des Wohls ſelbſt ein Nebelgebilve ift, 
das durch eine geichärftere Forſchung in ſeine einzelnen Gebiete des religiöſen, fittlichen, wiſ— 
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ſenſchaftlichen, wirthſchaftlichen Wohls u. ſ. w. aufgelöft werben- müfte, wo ſich denn wie— 
derum bei dieſen Gebieten die Frage über die Grenzbeſtimmung hinſichtlich der ſtaatlichen 
Thãtigkeit einſtellen würde. Die Unwiſſenſchaftlichkeit, ſo wie die Gefährlichkeit dieſer 
lange Zeit ſehr beliebten äußerlichen Nebeneinanderſtellung zweier Staatszwecke wird jetzt 
mehr und mehr erkannt, und es verbreitet ſich die Ueberzeugung, daß der Staat mit allen 
menſchlichen Lebenszwecken in einer wirkſamen Beziehung ſtehe und es darauf ankomme, 
dieſe Beziehung hervorzuheben und feſtzuſtellen. Abgeſehen von verſchiedenen Theorien, 
die entweder den Staatszweck mit dem Menſchheitszwecke oder der darin enthaltenen To— 
talität der Einzelzwecke identifieiren, ſo kann die von Mohl (Encytlopädie der Staats— 
wiſſenſchaften) gegebene Formel als das, den gegenwärtigen Standpunkt am beſten bezeich 
nende Schlagwort angejehen werben, daß nämlich der Staat die Aufgabe babe, „die 
erlaubten Lebensgwede eines beftimmten und räumlich abgejchloffenen Volks und zwar 
vom Einzelnen bis zur Gefellichaft zu fördern.” Der bauptfächlichite Punkt in diefer 
Theorie hätte nun fein müſſen, diefen jo wichtigen Begriff der Förderung nah Um- 
fang und Inhalt genau zu bejtunmen ; das ift aber in qualitativer Weile gar nicht und 
nur in untergeorbneter quantitativer dahin geichehen, daß der Staat zu übernehmen habe, 
was die Kräfte der Privaten oder Privatgefellichaften überſteige. Wber wie ſchwankend 
find die Anfichten über das, was innerhalb oder außerhalb der Privatkräfte Liegt, wie 
ſchroff treten fie ſich in dem alle Lebensgebiete berührenden Streite über Selbfthülfe und 
Staatshülfe entgegen! Wer ſoll bier enticheiden ? Manche fünnten geneigt fein, die ganze 
Frage in das Bolfsbewußtfein zu ftellen und fie nach dem Charakter und der Cultur— 
ftufe eines Volkes emticheiven zu lafien ; allem obwohl ohne Zweifel über das Mehr oder 
Weniger der Förderung diefe Momente mitbeftimmend find, jo muß doch vorher das 
Princip der Förberumg in feinem qualitativen ſpecifiſchen Charakter feftgeftellt werden und 
es geziemt der Wiſſenſchaft auch für das jo leicht abirrende Volksbewußtſein eine Leuchte 
hinſichtlich einer richtigen Auffaſſung und Behandlung diefer jo wichtigen Yebensfrage zu 
werden. Eine ſolche Feitftellung haben wir anderwärts nad allen Seiten (ſchon früher in 
unſerer organiſchen Staatslehre S. 84— 158 umd noch jchärfer in dem Cours de droit 
naturel. 6”® &d. 1869. tome II. p. 322—350, fo wie in der deutlichen Ausgabe, Deffentt. 
Recht) zu geben ımternommen und erinnern bier nur daran, daß wir die Förderung als 
eine ber drei wichtigen Functionen des Rechts aus dem Nechtöbegriff als einem Orbnungs: 
princip abgeleitet haben. Es würde daher jegt nur darauf ankommen, dieſe Function 
der Förderung nach allen wejentlichen Seiten zu beftimmen ; wir müſſen aber und bier 
darauf beſchränken, den wichtigften Gefichtspunft anzudeuten, von dem aus dieſe Frage 
betrachtet werden muß. Das Rechtsprincip jelbft muß aud hier wieder die Grundlage 
bilden. Faßt man num den darin Tiegenden Grundbeguiff ver Bedingung (S. 40) 
ind Auge und unterſcheidet man bdenfelben won dem Begriffe der Urſachlichkeit, mit 
dem er freilich, ſelbſt in den ſ. g. exacten Naturwiſſenſchaften, fo häufig verwechielt wird, 
jo ergeht an den Staat zumächft in negativer Hinficht Die wichtige Forderung, in keinem 
Pebens= und Gulturgebiete in die caufalen Kräfte und Triebfedern umd in die die 
jelben beftimmenven eigenen Geſetze einzugreifen, nirgends als eigentliche caufale, pro: 
Ductive Macht aufzutreten, alſo nicht ſelbſt Aderbau, Gewerbe, Handel zu treiben, fein 
Dogma, feine Yehre oder Methode in der Wiſſenſchaft aufzuftellen oder durch Zwang auf: 
recht zu erhalten, ſondern in pofitiwer Beziehung nur Sorge zu tragen, daß ſowohl in 
fachlicher Hinficht die allgemeinen, die Möglichkeit aller Culturentwidelung gewähren: 
den Grundbedingungen überhaupt beftehen und viefelben, wenn und in jo weit fie 
in nicht genügendem Maße durd die Privatfräfte bejchafft werden, durch ihn jelbit her— 
geftellt werden, und daß andererſeits in formeller Hinſicht durch Geſetze die Berbältniffe 
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unter allen Lebens- und Gulturfreifen in der Art geregelt werben, daß diefelben nicht nur 
fich nicht hemmen, fondern harmoniſch ineinander eingreifen, ſich gegenfeitig unterftügen und 
fördern. Schon durd das formell vegelnde Geſetz befitt der Staat eine mächtige Handhabe 
der Förderung, ohne daß er genäthigt wäre, in den Staatsſäckel zu greifen ; diefe Wohlthaten 
der Gefetsgebung treten zwar heute am erfennbarften auf dem wirthichaftlichen Gebiete hervor, 
fie können aber ebenfo wirffam auf den anderen Gebieten werden. Die Förderung durch 
gute Gelege neben guter Durdführung in der Verwaltung wird auch Die vomehmfte Aufs 
gabe des Staates bleiben ; fie farm fich jedoch nicht darauf beichränfen, indem auch ſach— 
(ide Staatöhülfe ſowohl durch die Gefeßgebung als, in näherer Ausführung, durch die 
Verwaltung in allen denjenigen Fällen geboten ift, wo die einzelnen Lebenskreiſe ihre 
Zwecke nicht ohne eine geficherte, in die eigenen Productionsträfte und Geſetze nicht jedoch 
eingreifende Unterftügung vollführen können. Aus diefen Grundfage folgt z. B. für Die 
jetst ſo lebhaft erürterte |. g. Arbeiterfrage, daß der Staat weder, etwa als allge: 
meiner Banfıer, Geld zur Gründung von Productivgenoffenichaften vorſchießen, noch fich 
jelbft zum Theilnehmer machen jell, weil dadurch alle, eine gute wirtbichaftliche Produe— 
tion beftimmenden fittlihen Tugenden und wirthichaftlihen Geſetze der VBorficht, Umficht, 
Mäßigung, Sparfamfeit, Benugung Des geringften Vortheils u. ſ. w. gelähmt und al— 
terirt würden. Dagegen fann der Staat jehr mohl eine nad den Berhältniffen mehr 
oder minder beträchtliche Beihülfe zu den Kranken-, Wittwen=, Sterbefaffen und befon- 
ders zu den Invalidenkaffen des wirthichaftlichen Arbeiterftandes gewähren, der offenbar 
nicht in hinreichender Weife für dieſe Zwecke zuriiczulegen vermag. Hierdurch greift der 
Staat gar nicht in die caufalen wirtbichaftlichen Kräfte und Gefege ein. Eine der— 
artige unterftügende Thätigkeit des Staates wird aber ſpäter auf allen Gebieten in 
viel höherem Maße geübt werden, wenn wir einmal aus dem eifernen Zeitalter, in das 
wir durch das gegenwärtige, einen jo enormen Theil des Budgets verzehrende Heerwejen 
geftünzt find, einen Ausgang zu einer friedlicheren Entwidelung gefunden haben. Der ge— 
wöhnliche Gegenfag von Selbthülfe und Staatshülfe ift daher nur von der Oberfläcdye der 
Verhältniſſ e abgeſchöpft und die Frage muß, wie angedeutet, nach tiefer liegenden Prin— 
cipien entſchieden werden. 

In den drei Functionen des Rechts und der Staatsthätigkeit geſellt ſich aber in 
höchſter Hinſicht die einheitlich- organifirende Function, durch welche der Staat alle 
Lebens- und Culturkreiſe mittelft des Bandes des Rechts zu einer höheren Einheit und 
rechtlichen Geſammtperſönlichkeit abichließt, Towohl äußerlich auf einem Terri— 
torium abgrenzt, al8 auch die Gemeinſamkeit der rechtlichen Entwidelung nad dem Ge— 
ſammtbewußtſein zu wahren hat, und auch ſeinerſeits wichtige, 3. B. religiös = firdhliche Ver— 
hältniſſe nach ihrer rechtlichen Seite nicht an eine äußere Macht feſſeln und den allgemei= 
neren ange dev Fortbildung des rechtlich- ſittlichen Geſammtbewußtſeins entziehen 
darf (©. 

Aus vieler Entwidelung ergibt fih, dar der Staat durch die Einheit des Rechts— 
princips beſtimmt wird, alfo Rechtsſtaat ift, daß aber diefer Rechtsſtaat fein formell 
abftracter ift, jondern, in Folge der innigen Beziehung des Rechts zu dem geſammten, 
in der Humanität zufammengefaßten Gulturleben, ein Humanitäts= oder Cultur— 
Rechtsſtaat, und nicht minder, da das Recht der Entwidelung des Lebens ſich au— 
Ihmiegen muß, auch Entwidelungs-Rehtsftaat, der, ohngeachtet der unverrück— 
baren allgemeinen Grundprincipien des Rechts, doch nach der Bildungsſtufe und dem Ge— 
ſammtbewußtſein eines Volkes eine entſprechende Geſtaltung empfängt. 

Der Staat iſt aber auch eine Ordnung, die nicht blos das Recht für alle anderen Kreiſe 
handhabt, ſondern es auch für ſich ſelbſt in Anſpruch nimmt, weil auch ſein Leben, 
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ſeine Entwickelung und ſeine geſammte Thätigkeit von Bedingungen abhängig iſt, die von der 
Geſammtheit ſeiner Glieder nach ihrem geiſtigen und materiellen Vermögen erfüllt werden 
müſſen. Daraus ergibt ſich das eigentliche Staatsrecht, das Recht für den Staat ſelbſt. Das 
geſammte öffentliche Recht des Staates muß daher eingetheilt werden in das eigentliche, die 
Grundnormen der Staatsverfaſſung und Staatsverwaltung, jo wie die Principien der 
Beſteuerung entwickelnde Staatsreht und in das öffentliche Culturrecht, in— 
ſoweit es vom Staate zu pflegen iſt. Dieſe beiden Gebiete haben wir noch, zur ab— 
ſchließenden Ueberſicht über den Staatsorganismus, nach den wichtigſten Theilen zu cha— 
rakteriſiren, indem wir hier davon abſehen müſſen, das ſ. g. Verhältniß von Staat und 
Geſellſchaft und die Grundanſchauung vom Staate als einem wahrhaften Organismus 
im Unterſchiede von den beiden extremen Theorien näher darzulegen, welche den Staat, 
ſei es als eine juriſt iſche Perſon (im Sinne des römiſchen Rechts) oder als eine atomi— 
ſtiſche Vertrags⸗Geſellſchaft auffaſſen, dort die Staatsgewalt von der Bolfsgefammmtheit 
abheben, bier Duelle und Subject derjelben in der Volksmaſſe untergehen laffen, wäh— 
rend die organiſche Grundanſchauung u höherer Weiſe eine richtige Vermittelung vegelt, 
indem fie der Stantögewalt eine relative Selbſtſtändigkeit gibt, fie aber zugleich in allen 
ihren Functionen, Geſetzgebung, Verwaltung und Nechtöpflege auf eine weſentliche Mit 
wirkung vollsthümlicher Elemente ftellt. 

Betrachten wir vor allem den Rechts-Organismus des Staates, To find zwei 
Gebiete zu untericeiden, Verfaſſung und Verwaltung im weiteften Sinne, welche 
fi) beide zu einander verbalten wie feftes Gefüge im Grundbau und in den Grund- 
normen, ımd lebendige Durchführung, Geftaltung in allen rechtlichen Yebensgebieten, alſo 
in ähnlicher Weiſe ſich unterjcheiden und zuſammenhängen wie im leiblichen Organismus 
Anatomie und Phyſiologie, im geiftigen Yeben Charakter und tbätige Yebensführung. 

I. Die Verfaſſung ift Das Gange der allgemeinen andauernden Normen und or— 
gantichen Einrichtungen, durch welche die Verhältniſſe aller Theile und Gliederungen, der 
Staatögewalt wie aller übrigen Glieder, nah gegenfeitigen Rechten und Pflichten, zur 
Bollführung des Staatözweds geregelt werden. Die Berfafjung, die tupiiche Geftaltung 
des Staatslebens, muß den inneren Bau des Rechts und Staatölebens wiederipiegeln, 
alfo zumächft einen formellen Theil enthalten, welcher die Organtlation des Staates jelbit 
(Staatsform u. ſ. w.) beſtimmt, und einen materiellen Theil, welcher ſowohl die allgemei- 
nen Grundrechte und, in den Grundzügen, die öffentlichen Rechtsverhältniſſe der Einzelnen 
(Naturaliſation u. ſ. w.) der Familien, Gemeinden, Kreiſe und Proviuzen, als auch die 
Rechtsverhältniſſe des Staates zu den Culturkreiſen der Religion und GConfeffion, des Un— 
terrichts umd der Schule, zu dem wirthichaftlichen Gebiete u. ſ. w. regelt. 

I. Die Berwaltung dagegen ift die gelammte, auf dev Grundlage und nad) 
der Richtſchnur der Verfaſſung fich bethätigende Staatäwirfjanfeit, welche in drei weſent— 
lichen Grundfunctionen oder Gewalten für den Staatözwed nad feinen beiden Seiten, 
der formell= rechtlichen und der cultur=rechtlichen, geübt wird. Dieje drei Gewalten, 
welche nicht eine Theilung, jondern eine innere, relative Selbftftändigfeit, jo wie Beziehung 
und Wechſelwirkung beftimmende Gliederung der Einen Stantsgewalt bilden, find: 
A) die Regierung; B) die Geſetzgebung für die Aufitellung der allgemeinen Nor— 
men und C) die Bollziehung (oder Berwaltung im engeren Sinn) für Die Anwendung 
der allgemeinen geſetzlichen, und ber in den richtigen Schranfen des Verordnungsrechts 
von der Regierung erlaffenen Normen. Daß die Regierung eine bejondere, die Einheit 
und die organiſche Verknüpfung wahrende, die Leitung und den Impuls ausübende Ge— 
welt ſei, haben wir anderwärts (S. organiſche Staatslehre 1850. ©. 166 ff.) nicht blos 
angenommen, fondern nach allen wejentlicen Seiten zu er gefucht. 
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Die meiften noch ftreitigen Fragen beziehen ſich auf die weitere Eintheilumg ober 
Gliederung der vollziehenden Gewalt. 

1) Ziemlich allgemein wird heute angenommen, dag dieſe Eintheilung nach zwei Rich- 
tungen in zwei Sauptfunctionen und Gebiete fich gliedert, in die Rechtspflege und 
in die Verwaltung im engften Sime (— ohne die genaue Untericeidung der 
verſchiedenen Auffaffungen oder Stellungen dieſes Begriffs ift es gar nicht möglich, Klar: 
beit darüber zu gewinnen —); über die Art der Unterfchetvung diefer beiden Gebiete und 
die fernere Eintheilung derſelben herrſcht jedoch noch vielfache Meinungsverſchiedenheit. Unſere 
ſtreng aus dem Princip ſich ergebende Auffaſſung ſtimmt im weſentlichen mit der prak— 
tiſchen Geſtaltung der verſchiedenen Gebiete überein und dürfte, wenn richtig, Zeug— 
niß dafür, ablegen‘, daß die geſellſchaftliche Lebensgeſtaltung auch von einer unbewußt 
wirkenden Logik oder Vernunft geleitet wird, die oft richtiger die Verhältniſſe gliedert und 
beſtimmt als die Wiſſenſchaft, welche ſich häufig in zu weiten oder zu engen Begriffen ergebt. 
Rechtspflege und Berwaltung (Apminiftration) find zunächſt als die zwei Seiten, Rich— 
tungen und Gebiete der vollziehenden Gewalt zu betrachten ; fie haben eine gemeinſame 
Grundlage und den gleichen Ausgang in vehtliden Normen und Formen, und es ift 
daher ganz imig, Rechtöpflöge und Verwaltung nad Recht und Zweckmäßigkeit Yu unter- 
Icheiden, da in einem Rectöftaate alle Gebiete von rechtlichen Normen durchdrungen fein 
müſſen; fie unterſcheiden ſich aber nach Aufgabe und Richtung und nach der verfchtedenen 
Art ihrer Thätigfeit. In der Rechtspflege kommt die formelle Seite des Rechts, in der 
Berwaltung das vechtlihe Culturleben zur Geltung ; in der erfteren wird das Recht um 
des Rechtes felbft willen, im der anderen um des Wohls willen, d. b. fir 
die verſchiedenen Lebens- und Gulturzwede geübt. Die Verwaltung iſt daher die in den 
vehtlihen Normen, Formen und Schranten geübte Wohls- oder Cultur = Bermaltung, 
wobei alfo jelbftwerftändlich ıft, daß der Staat nicht im die immere, den einzelnen Yebens- 
und Gulturfreiien jelbft zuftehende Culturthätigfeit und Verwaltung eingreifen, ſondern 
nur Das Recht in den drei bezeichneten Functionen zur Anwendung bringen darf. Nach 
der Art der Thätigkeit iſt die richterliche eine weientlih formelle, Logiiche, indem fie in 
ver Subjumtion des einzelnen Falles unter die Nechtönormen Liegt, weshalb auch der 
Richter, wenn es auf bejondere Sachkenntniß ankommt, dieſe fih durch Sachverſtändige 
verſchaffen laſſen kann, während die Berwaltungstbätigkeit wejentlich eine fachliche ift und 
die Berwaltungsbeamten nicht blos formell- rechtliche, ſondern * ſachliche Kenntniß der 
verſchiedenen Culturgebiete beſitzen ſollen. 

2) Was nun aber die fernere Eintheilung der Sentäprläge und der rechtlichen 
Bohls-Berwaltung betrifft, jo befteht eine große Verſchiedenheit der Anfichten, welche 
bauptjächlich darin ihren Grund hat, daß man nicht bemerkte, daß beide Hauptzweige Der 
vollziehenden Gewalt, da fie, bei gleicher rechtlichen Grundlage, nur eine unterichtedene 
Anwendung des Rechts find, in ihrer inneren Gliederung auch gegenfeitig ähnliche, wenn 
auch wohl zu unterjcheivende, Gebiete haben müſſen, daß es z. B. eine polizeiliche Thä— 
tigfeit ‚auf dem Rechts⸗ und auf dem Wohlfahrtögebiete gibt, aber auf jedem Gebiete 
eigen bejonderen Charakter trägt, und befondere Organe verlangt. Geht man. aber 
bet der Einteilung von dem vernünftigen Zwecke aus, den Die von einer Ber: 
nunftivee geleitete Staatsthätigkeit, ebenfo wie der einzelne vernünftige Menſch, in 
allen Wirkungskreiſen verfolgen fol, und erwägt man, daß alle fachliche Thätig- 
fett, zugleih im Rückſicht auf Die Zeit, fih direct oder unmittelbar zum Zweck 
jegen muß, theils in der Zukunft möglidhen Rechts- und Woblö- Berlegungen 
oder Störungen vorzubeugen, tbeils fürforglid die m der Gegenwart fih 
ergebenden Rechts⸗ und Wohle: Angelegenheiten zu vegeln, tbeild die in der Ber— 
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gangenheit eingetretenen Störungen oder Verlegungen in der Rechts— und Wohls- 
ordnung wieder herzuftellen, jo müſſen diefe drei Hauptrichtungen der Thätigfeit ſo— 
wohl in der Nechtöpflege als in der Wohls- oder Eulturpflege hervortreten. In dem wirt: 
lichen Staatsleben find jie auch in der That nach dem praktiſchen Bedürfniſſe für die bezeich- 
neten Zwecke organiſirt, wenn auch nicht mit demjelben Namen belegt worben. 

a) Es gibt eine vorbeugende, eine fürſorglich- vegelnde und eine wiederberftellende 
Rechtspflege 

a) Die vorbeugende Thätigfeit wird ausgeübt durch die Rechts-Polizei, welche 
Mohl auch ganz pafiend die Präventiv- Juftiz nannte. Bor allem muß aber be 
tont werben, daß Vorbeugung der unmittelbare, Directe Zwed fein muß, weil, wenn 
dieſes Moment wicht feftgehalten wird, die gefammte Stantsthätigkeit unter den Begriff 
der Polizei gebracht werden fünnte, da mittelbar, inbirect ebenſowohl durch gute Unter: 
rihtsanftalten u. |. w., als Durch gute Gerichte, den Störungen und Berlegungen auch 
vorgebeugt wird, Die "Polizei faßt aber nur ſolche Fälle ind Auge, aus denen ummittelbar 
eine Störung oder Verlegung fid, ergeben kann; auf die mögliche Verlegung beziehen fich 
Gebote oder Verbote, und wer fie nicht befolgt, wird fchon deswegen polizeilich beftraft ; 
ein Kutſcher, der zu fchnell in den Straßen oder an den Kreuzungen fährt, wird ion 
wegen der Möglichkeit einer Schädigung polizeilich geftraft, auch wenn in Wirklichteit 
gar keine Verlegung eingetreten ift; Liegt eine wirkliche Verlegung vor und wird ein 
Entſchädigungsauſpruch geftellt, jo follte vie Sache grundfäglih vor die eigentlichen Gerichte 
fommen. Durch diefen Zwed ummittelbarer Borbengung ift Aufgabe, Umfang umd Grenze 
der Polizei genau vorgezeichnet. Leider befteht aber über den Begriff und Die Aufgabe 
der Polizei noch eine große Meinungsverſchiedenheit, wobei das Fremdwort, wie fo häufig 
(— man denfe nur an das Wort Somveränetit —) jih hat gefallen laſſen müſſen, als 
Einfleivung für jevartige Anficht zu dienen, während der Gebrauch unſerer, für alle ge— 
nauen Begriffsunterſcheidungen ſo vorzüglichen, deut ſchen Sprache eine Nöthigung zu einer 
ſchärferen Auffaſſung und Beſtimmung der Sache gegeben haben würde. Der Polizei— 
begriff iſt ein rechtes Spiegelbild unſerer ſtaatlichen Zuſtände, in denen die Polizei ja 
noch überall ein in alle Gebiete hinein wucherndes Gebilde, eine wahre Schlingpflanze iſt, 
die aber auch vielfach den Grundſtämmen der ſtaatlichen Ordnung den Lebensboden 
ausſaugt. Dieſer ganzen überwuchernden Richtung wird in der Wiſſenſchaft noch vielfach 
durch den viel zu weit geftedten Begriff der Polizei Vorſchub geleiſtet. Man gerieth 
ſchon früh auf Diefen Irrweg, ald man den Kechtöbegriff im Kant'ſchen negativen Sinne 
faßte, in Folge deſſen dem Staat blos eine Rechtsaufgabe ftellte, und alles in die Polizei 
ſchob, was, wenn aud nur mittelbar, wie Religion, Kirche, Schule, den Redtöftörungen 
vorbeugen konnte; ein Gefichtöpunkt, den leider Mohl noch in feiner Polizeiwiſſenſchaft 
beibehielt, wenn er gleich die Präventivjuſtiz ſehr richtig nach den im widerrechtlichen Willen 
liegenden Urſachen der möglihen Störung beftimmte. Aber auch andere, wie Stahl, 
Bluntſchli, Stein haben einen viel zu weiten Begriff. von der Polizei aufgeftellt ; denn 
wenn die Bolizei „als bie Offenbarung der Weisheit des Staates“ bezeichnet wird, die 
das Gemeinleben nad “allen feinen materiellen und geiftigen Beziehungen zu erhalten und 
nach feinen Zielen zu fördern hat (Stahl, Staatslehre 8. 123) oder als bie „vorzugs- 
weife Regierungsthätigfeit”‘, die, „wo ein öffentliches Bedürfniß fich regt, bei der Hand 
fein und von ſich aus helfen mu“, die in ganz befonderem Sinne Gewalt ift (Bluntjchli, 
Allg. Staatörecht, Kap. 8) u. |. w., fo wird bei ſolchen Definitionen der treuefte Anhän- 
ger des alten Polizeiftante® bei fih ausrufen können: Herz, was verlangft du mehr ? 
Glücklicherweiſe ift Das wirkliche Yeben in richtigerem Tacte nie jo weit gegangen, und ber 
Grundzug in der modernen Staatsentwidelung ift offenbar dahin gerichtet, die Polizei auf 
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die unmittelbar vorbeugende Aufgabe zu beichränfen, und die eigentliche Förderung der 
von der Polizei grundverſchiedenen Wohlöpflege zu überweifen, die auch weſentlich 
in allen Gebieten durch Mitwirkung von Voltselementen geübt werden fol. 

PB) Das zweite Gebiet der Nechtöpflege ift gebildet durch die gewöhnlich, aber nicht 
hinreichend genau Jo genannte freiwillige Rechtspflege, welche eigentlich die privat= und 
obrigkeitlich = fürforgliche Hechtöpflege ift, nicht bLo8 das Notariat und Hypothekenweſen, fon 
dern auch das obrigkeitliche Vormundſchaftsweſen, die Regelung der Berlaffenichaften u. ſ. w. 
betrifft, und überhaupt direct ſich Die Aufgabe ftellt, in der Gegenwart ſich ergebende Rechts— 
verhältniffe zum Zweck formeller Ordnung zu regeln. Aus diefem Grunde können wir 
auch nicht mit Mohl das Notariat unter die Präventivjuſtiz bringen, da der Directe Zweck 
Regelung ift, und erft weiterhin dadurch aud vorgebeugt wird. Auch bier hat das praf- 
tiſche Staatsleben mit vichtigem Tacte die Gebiete gejchieden, und dies Inftitut nicht zur 
Polizei geftellt. 

y) Das dritte und umfangreidfte Gebiet bildet die auf eingetretene Störung 
ſich beziehende, wiederherftellende Rechtöpflege, die wiederum in Givil= und Crimi— 
nalrechtspflege zerfällt, je nachdem eine Störung durch formellen Streit, oder durch 
eine unmittelbar auf Verlegung felbft gerichtete und daher fir die ganze Rechts— 
ordnung gemeingefährlihe Gefinnung und Abſicht entftanden ift, und tm erſten alle die 
Biederherftellung des formellen Rechts durch Entſcheidung des Streites, im zweiten Falle 
die Miederherftellung dev Rechtsordnung nad) allen Seiten und Theilen der Störung oder 
Berlegung geboten ift und ſich in legterer Beziehung nad) drei Eeiten vollzieht, in ber 
Wiederherſtellung der Oberherrſchaft des objectiven Rechtsgeſetzes über den dafjelbe über- 
tretenden fubjectiven widerrechtlichen Willen (mas zugleich durch den dritten Punft erreicht 
wird), Durch Gutmachung des angerichteten Schadens, jo weit. dies möglich it und haupt— 
ſächlich in der eigentlich ftrafenden Function, durch Wiederberftellung Der fittlich = rechtlichen, 
aud die ganze Rechtsordnung am beften figjernden Gefinnung vermittelft der Beſſerung. 
Es ift hier nicht der Ort, diefen Strafzwed gegen die großentheild abweichenden Anfich- 
ten näher zu begründen, wir glauben aber, daß in diefer wichtigen Frage Das Yeben ber 
Wiſſenſchaft vorangeeilt ift und Daraus der Zwielpalt ſich erflärt, welcher heute zwiſchen dem 
bis jegt nur das Strafurtbeil in's Auge faſſenden Strafrehte und dem Strafvoll- 
zuge befteht, indem ber letztere faft überall die Beflerung der Gefangenen ſich zum Zweck 
fett, während das Strafrecht meiftens verfchiedenen anderen Principien huldigt. Aber Die 
Wiffenichaft verlangt in Bezug auf einen und denjelben Gegenjtand ein gemein= 
james Ghrundprincip ; Strafurtheilswiſſenſchaft und Strafvollzugswiſſenſchaft find zwei 
Theile des ganzen und vollen Strafrechts, die, nach unjerer Anficht, mur durch den 
Beſſerungszweck die einfachfte und richtigfte Verbindung finden. Die weitere Eintheilung 
der |. g. Givilrechtöpflege (eigentliche Nechtöpflege in Streitfachen überhaupt) in Die allge 
meinsbürgerliche und die für befondere Beruföverhältniffe (Handel8-Gewerbe-Saden 
u. ſ. w.) angeordneten Gerichte, und die Eintheilung der Strafrechtöpflege in allgemein 
bürgerliche und in befondere Militärftrafrechtöpflege (die auch nur objectiv für militäriſche 
Sachen oder Verhältnifſe, wie Subordination, Defertion u. |. w. beitehen und den 
Soldaten, nicht wie früher die päpftliche Hierarchie den Seiftlichen, in gemeinen Vergeben 
und Verbrechen won der bürgerlichen Srrafonhtöpfiege: erimiren ‚follte) habe ich bier nicht 
näher zu berühren. 

b) Die rechtlich Wohl8- Verwaltung oder Gufturpflege (Apminiftration) gliedert 
fih ganz parallel der Rechtöpflege. Auch fie hat @) den Störungen auf den verfehiedenen 
Gebieten der Cultur oder der Wohlfahrt vorzubeugen, imfofern die Störungen nicht in 
einem formell = widerrehtlichen Willen ihren Grund haben, ſondern aus anderen Natur- 
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oder allgemeinen geſellſchaftlichen Urſachen entipringen und auch für richtige Vorbeugung 
jahliche Kenntniffe vorausjegen. Dies iſt das Gebiet der eigentlichen Wohlfahrtöpolizei, 
wie fie fih in der Sanitätspolizei, Baupolizei u. |. mw. betbätigt, auch ganz andere aus— 
übende Organe als die Rechtspolizei verlangt und in der Praxis angemeffen eine Abthei- 
lung in der Gentralpivection der Verwaltung bildet. 9) Das zweite und hier umfang- 
reichſte Gebiet ift vie fürſorgliche, nah Recht und in vechtlichen Formen alle Cultur— 
de oder Wohlsgebiete pflegende Verwaltung, melde aud die eigentlich fördernde Function 
auf allen Culturgebieten, der Religion und Kirche, Schule, Wiſſenſchaft, Kunſt, Wirth— 
ce Ihaft auszuüben hat. y) Das dritte Gebiet ift gebildet Durch die wiederherftellende 
(7) Berwaltungsrechtäpflege ſowohl in fachlich = ftreitigen, als in Straffahen. Belanntlich herrſcht 
oa über den Begriff und die Organifation der Adminiſtrativ-Juſtiz eine große Meinungver⸗ 
ſchiedenheit. Der gegenwärtige, nur geringe Ausnahmen (Baden) aufweiſende Zuſtand in 
a” Deutichland, wo die Berwaltungsbehörden im wejentlichen zugleich Partei und Nichter in Einer 
er = Berfon find, ift eine permanente Störung alles Rechtsbewußtſeins. Welche Anſichten auch in 
amderen Punkten obwalten mögen, darin vereinigen ſich alle, daß es eine, gleich den Gerichten, 
„mabhängige Behörde geben muß, welche über Berwaltungsfreitfachen (wohl zu unterjcheiden 
von bloßen Verwaltungsſachen, S. unfern Cours de droit naturel, p. 448 und Rechtöphilo- 
ſophie, Defientl. Recht) und Berwaltungöftraffachen zu enticheiden hat. Dean hat „Gerichte des 
as öffentlicher Rechts” in Vorſchlag gebracht (Gneiſt). Da es vor allem darauf ankommt, daß für 
den gegenwärtigen Zuſtand in irgend einer Form Abhülfe geſchaffen werde, ſo würden wir uns 
I; gern auch diefen Borichlag in der Ausführung gefallen laſſen, können aber doch nicht umbin, 
nach den bier entwidelten Grundſätzen unjere Anficht dahin auszuſprechen, daß auch zwi— 
ihen blos formellzöffentlihen Rechtsſachen und ſachlichen Berwaltungsfireit- 
* ſachen unterſchieden werden muß, und daß grundſätzlich über die erſteren die bürgerlichen 
Gerichte zuftändig fein ſollten, wie die in England und auch in Belgien der Fall ift, da 
u Die gewöhnlich ald materiell aufgefahte jchroffe Scheidung in Privat= und öffentliches 
Recht überhaupt nicht zuläffig ıft, daß aber für die eigentlichen, fachliche Kenntniß vor— 
ausjegenden Berwaltungs-Streit= und Straffachen eine unabhängige bejondere Berwal- 
tungsrechtöpflege (ähnlich wie in Baden) organifirt werden follte. 

Wir haben hiermit in einfachen mwejentlichen Zügen die Eintheilung der beiden Haupt- 
gebiete der vollziehenven Gewalt gegeben ; fie gipfeln in der Gentralgemwalt, in dem Ju— 
ftigminifterium und in den verſchiedenen Meinifterien des Cultus und des Unterrichts 
Handel und Gewerbe und Agricultur, jo wie in dem Finanzminiſterium und, für ben 
bejonderen Zwed der Yandesvertheidigung, in dem Kriegsminiſterium; aber jo wie ein 
Miniftertum des Aeußern den gefammten Staat einheitlich nach außen repräfentirt, fo gibt 
es auch für das Innere ein einheitlich = zufanmenfaffendes Mintftertum, das des Innern, 
defien eigentlih-organifcher Charakter nur erfannt wird, wenn man erwägt, daß auch) 
die von uns fogenannten Berfönlichkeitötreife, die Einzelnen, Familien, Kreife, Gemeinden, 
Provinzen, als die vollen organischen Yebensgebiete, in der Verwaltung gleichfalls eine Ver— 
tretung Haben müſſen. Dieſe erhalten fie im fogenannten Dliniftertum des Innern, wel 
ches daher die Yeitung aller auf die Einzelperfönlichteit (Statiftit, Naturalifation u. ſ. w.), 
auf die Familien (Bormundfchaft), die Gemeinden, Provinzen und die Bolksvertretung fid) 
beziehenden Angelegenheiten ausübt. ©. unfere jurift. Enchel. ©. 112. Dies ift der Dr: 
ganismus der öffentlichen Gewalten im eigentlichen Staatsrecht. 

Nach der Entwidelung dieſes Theils beginnt dann im zweiten großen Theile, dem 
öffentlihen Culturrechte, die Erörterung des Berhältnifies des Staates zu Re— 
ligion und Confeſſion, Schule und Unterricht, Wirthichaft u. |. w. in die wir hier nicht weiter 
eingehen. Wir halten es aber für wichtig, daß auch der Civiliſt durch genauere Kenntniß 
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des Organismus des Verfaflungs- und Verwaltungsrechts fih daran gewöhne, wie dies 
im engliſchen Rechts= und Staatöleben der Fall ift, die ganze Privatrechtsordnung von 
der öffentlichen Rechtöorbmung gehalten, geftügt und durchdrungen zu ſehen. 
Wir Haben Hiermit unfere Aufgabe beendet. Bon der Ueberzeugung durchdrungen, 
daß der gejellichaftliche Bau der Rechts⸗ und Stantdorbnung in dem praftifchen Leben 
eines Volles von einfachen Grundprincipien getragen ift und ſich in beftimmten bleibenden 
ältniffen und Grumdforınen ausprägt, haben wir den für die Fortbildung ber 
Biflenichaft gebotenen Berfucy gemacht, aus ver höheren Einheit eines ethiſch⸗ organischen 
Rechtoprincips in dem ganzen Staats- und Rechtsleben, im Privat- umd öffentlichen Rechte 
den inneren Zuſammenhang, die Unterſchiede und bie wohlgeorbnete Gliederung aller 
Theile und Gebiete zu begreifen. Obwohl die Entwicelung, die wir hier von dem Prin- 
cp und dem Syſtem des Privat: und öffentlichen Rechts zu geben hatten, mehr nur an- 
deutende Grundzüge und die einfache Gliederung darzulegen vermochte, jo wird man doch 
nicht verfennen, daß fie den wichtigen wiſſenſchaftlichen VBortheil gewährt, dad ganze Rechts- 
gebiet von Einem Princip aus zu beherrichen, in welden bie verſchiedenen Momente und 
Seiten, nach welchen frühere Theorien das Rechtsprincip auffaßten, zu einer höheren Har⸗ 
monie zuſammengefaßt find. Das Recht erſcheint hier zunächſt als ei Orduungsprincip, 
welches in der geſammten Lebend- und Culturbewegung, die aus dem Begriffe ber Ord⸗ 
nımg ſelbſt fließenden wichtigen Yunctionen ausübt (S. ©. 42); es ift auch ein in der Frei⸗ 
Seit, murzelndes Freiheitsprincip und weiſt auch jedem Pebenstreife das ihm gebührende 
Herrichaftögebiet zum freien Schalten und Walten an; aber es regelt auch den Freiheits— 
gebrauch für die Erftrebung aller menfchlichen Lebens= und Cultur- Zwede und der Staat 
ſtellt fich dar nicht als eme bloße Macht= und Herrſchaftsordnung, ſondern als ein ethi— 
ſcher Organismus, in welchem das oberfte Glied, die Staatögewalt, Die ihr gebührende fefte 
Stellung erhält, aber in ihren weientlichen Functionen oder Gewalten auf die georbnete 
Mitwirting der Voltsgeſammtheit geftellt wird; durchdrungen won der Einen Seele des 
Rechts ift der Staat vor allem Rechtsſtaat, jedoch fein abftracter Rechtöſtaat, ſondern, 
bei der nachgewieſenen innigen Beziehung des Rechts zu der geſammten humanen Eultur, 
Humanitäts= oder Cultur-Rechtsſtaat. 
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Einleitung 8. 1. Die biftoriiche Betrachtung des Rechts muß eine philo- 
ſophiſche Auffaffung zur Grundlage haben. Sie muf davon ausgehen, daß das Recht 
nicht eine zufällige und willtürliche Einrichtung unter den Menſchen ift, ein nothwendiges 
Uebel, eine zweckmäßige Anordnung, ſondern daß es im Wefen des Menſchen ſelbſt feinen 


. eigentlichen inneren Grund hat, daß es einen Beftandtheil feiner fittlihen Natur, ein 


weſentliches Element feiner ſocialen Eriftenz bildet. Die Verwirklichung der Idee der Ge— 
rechtigfeit gehört ebenfo zur Entfaltung des menſchlichen Weſens in der Geſchichte, wie 
die Entwidelung der Idee der Sittlichkeit, Religion u. a. Das Mecht fteht daher im 
Veben der Menfchen in enger Berbindung mit der ganzen Ausbildung ihres geiftigen 
Weſens. Die allgemeine Stufe ihrer geiſtigen Entwidelung ift ftetS auch maßgebend für 
den Standpunkt ihrer rechtlichen Anſchauungen. 

Die eigentliche Bildungsftätte des Nechts iſt aber das Volksleben, das Recht iſt ein 
Theil des Nationallebens der Völker, und iſt eben darum auch ein verſchiedenes bei den 
vecſchiedenen Völkern. Man hat ſchon längſt die Frage aufgeworfen 9), woher die Ver⸗ 
ſchiedenheit des Rechts unter den Menſchen, wenn doch ſein Begriff an ſich ein einiger 
und allgemeiner für die ganze Menſchheit iſt? Man hat den Grund in allerlei äußer— 
lichen Zufälligkeiten geſucht. Er liegt aber einfach darin, daß die ganze Entwickelung der 
Menſchheit überhaupt nicht in abftracter Einheit und Geſammtthätigkeit der Gattung vor 
ſich geht, jondern ſich nad) der anthropologifchen Gliederung der Menfchheit in Raffen, 
Völker und Stämme geftaltet. Danach find die phyſiſchen und geiftigen Anlagen und 
das Temperament der Menjchen verjchieden, Danach trennt ſich ihr factiſches ſociales Zu— 
ſammenleben, und danach ſcheiden fich auch allgemeine Hauptrichtungen ihres geiftigen und 
fittlichen Yebens. Die einzelnen Völter, die danach durch Abftammung, Anlagen, Char: 
after und Sprache zu eigenthümlichen Nationalitäten verbunden find, bilden die fleineren 
Gattungseinheiten, in denen fi) das allgemeine Yeben der Gattung zumächft vollzieht. Jede 
Entwidelung allgemein menfchlicher Ideen in Religion, Sittlichfeit, Kunft, Wiſſenſchaft geht 
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in einzelnen Völkern vor fich, und befommt dadurch überall ihr bejonderes nationales Ges 
präge. Dies kann beim Rechte nicht anders fein. Ber jedem Volle gejtaltet ſich das 
foctale Leben in Sitte und Verkehr feiner befondern Nationalität gemäß, und danach bil 
den ſich auch die Anfchauungen über die rechtliche Ordnung des Yebens bei jedem Volke, 
der nationalen Richtung feines geiftigen und fittlicyen Lebens entſprechend, in verſchiedener 
Weiſe aus. Jedes Volksrecht muß danach feinen befondern nationalen Charakter haben, 
und wird fogar meiftend gerade Das deutlichite Bild von den geiftigen und foctalen Zus 
ftänden des Volkes geben. Die Idee eines abftracten einheitlichen Weltrechtes und Staa— 
tes widerfpricht der anthropologiihen Organtfation der menſchlichen Gattung. Die Ein: 
heit der Rechtsidee geht dabei doch nicht verloren, jo wenig wie die Einheit des menjd- 
lichen Weſens in der Verſchiedenheit der Raſſen. Die Gliederung und Verwandtſchaft der 
Raſſen und Völker, die fi in ihrer Sprade und Nationalität zeigt, wiederholt ſich auch 
in den Rechten. Es gibt engere und weitere Kreiſe verwandter Nechte, in allen aber ift 
die allgemeine Nechtsidee der Ausgangspunkt und die treibende und bewegende Macht. 

Mit diefer nationalen Geftaltung der Rechte ift von felbft auch der Begriff ihrer 
hiſtoriſchen Entwidelung gegeben. Die einzelnen Volksrechte find, wie die Völfer jelber 
und ihre Zuftände, nichts Abfolutes, fondern einzelne bewegliche Erſcheinungen im großen 
Strome der Gefchichte, und wo daher überhaupt eme hiſtoriſche Entwickelung des Natio⸗ 
nallebens ſtattfindet, muß fie auch' Das Rechtsleben als einen weſentlichen Beſtandtheil 
deſſelben mit umfaſſen. Wie jedes Volk, ſo muß auch jede Zeit ihr eigenes und unter— 
ſcheidendes Recht haben. Die Umwandlungen, die in den ſocialen und geiſtigen Zuſtän— 
den eines Volkes eintreten, müſſen ſtets auch eine Aenderung und Fortbildung feines 
Rechts nach ſich ziehen. Nur verſteht ſich, daß das Recht als feſte Lebensordnung mit 
dauernden Einrichtungen nicht jede Schwankung des Voltslebens und der Boltsanfichten 
mit durchmachen faun, daß es vielmehr jelbft bei wirklichen Aenderungen der Zuftände oft 
erft den abjoluten vollendeten Thatſachen nachgibt und ihmen nicht felten einen zähen 
Widerſtand entgegenfegt. Dann können allerdings zeitweife „Geſetz und Recht wie eine 
Krankheit forterben,» Bermunft zu Unfinn, Wohlthat Plage werden.” Schließlich muß 
indeſſen Abgeftorbenes doch ftets zufammmenftürzen. Umgekehrt kann das Necht jedoch auch 
dem Leben voraufgehen, wenn eine Gefeßgebung noch ſchlummernde Richtungen und Benürf- 
niffe der Zeit erfennt und das Recht danach einrichtet. Jedes wirkliche Recht ift danach 
zwar Nefultat feiner Bergangenheit und nur aus ihr zu erfennen und zu würdigen, 
ſchließt aber mehr oder weniger ſtets auch die Keime der Zukunft in fih Die Rechts— 
geichichte der Völler bildet auf dieſe Weiſe ſtets nur einen Theil ihrer allgemeinen Ge- 
ſchichte, namentlich ihrer Culturgeſchichte, und wie ſich Die Geſchichte der einzelnen Völker 
zu einer allgemeinen Weltgeſchichte zuſammenſchließt, jo verbindet ſich auch Die Rechts— 
geichichte der einzelnen Völker zu einer allgemeinen Weltgeſchichte des Rechts. 

8. 2. Aus der bisher befchriebenen ethnologiſch-hiſtoriſchen Auffaſſ ung des Rechts 
ergibt ſich von ſelbſt, daß man die Verjchiedenheiten und Wandlungen im Nechtöleben 
der Bölfer nicht als cin Spiel des Zufall und der Willkür anfehen darf, daß ihnen viel- 
mehr ſtets eine gewiſſe innere Nothwendigfeit zu Grunde liegt. Es ift eine naive find- 
liche Vorſtellung, daß das Recht von den Künigen gemacht werde, und daß fie ed nach Be- 
Tieben fo oder jo wendeten. Der Einzelne, auch der Herrſcher, ift ein Rind feines Volkes 
und feiner Zeit, und kann die Schranken, die ihm dadurch geſetzt ſind, nicht überſteigen. 
Die höhere oder niedere Stufe der Entwickelung, die ein Volk einnimmt, und das Stei— 
gen und Sinken feiner geiſtigen Kraft beruhen auf Verhältniſſen und Umftänden, über 
die der Menſch nicht Herr ift. Die Freiheit der einzelnen Handlung und Gefeßgebung, 
Berbienft und Schuld dabei, ift Damit nicht aufgehoben, und ebenfo wenig darf die Idee 
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der Nothmendigteit mißbraucht werden, um dadurch Das Urtheil über Werth und Unwerth 
beftehender Einrichtungen und das Streben nad ihrer Befeitigung zu beichrünfen. Die 
Grenze freilich zwifchen der Freiheit und Nothwendigfeit, und wie weit der Einzelne treibt 
oder getrteben wird, Ambos oder Hammer ift, iſt bier jo wenig mit dem finger zu zei— 
gen, wie in andern menſchlichen Verhältniſſen. 

Eine andere Frage tft, ob die Nechtentwidelung der einzelnen Völker und die ver- 
ſchiedenen Stufen, die fie dabei erreichen, als eine zulammenhängende weltgeſchichtliche Ent⸗ 
widelung des Rechts felber, oder eigentlich des Geiſtes im Rechte, anzujehen ift, wobei 
jedes Bolt die nothwendige Borftufe für die nächft höhere Stufe bildet, oder ob man 
darin nur die bunte Manmnichfaltigfeit von mehr oder weniger glänzenden Erſcheinungen 
des menjchlichen Wefens,?reiferen oder umreiferen Früchten des menſchlichen Geiſtes ſehen 
darf. Das erftere war befanntlich die Hegeliche Anficht !), und wir verbaufen derielben 
die erfte Anregung zu der Idee einer MWeltgeichichte des Rechts überhaupt und die erjten 
allgemeinen Gefichtöpuntte für die Auffafiung der verſchiedenen Rechte. Wirklich durd- 
führbar ift fie bei unbefangener Würdigung Der comereten hiſtoriſchen Thatſachen nicht. 
Andererſeits Töft fich indeſſen die Mamnichfaltigfeit der Rechte Doch auch nicht blos in ein 
buntes Kartenfpiel auf. Es iſt vielmehr der NRechtsbegriff, der fich im ihnen entfaltet, 
jeine Elemente bieten den Grund zu den verfchtevenen Geftaltungen dar, nur Das ein- 
feitige Ueberwiegen des einen oder anderen Elementes in der Auffaſſung des Rechts iſt es, 
mas die Hauptverjchiedenheiten der Rechte hervorruft. Imfofern liegt Daher den verjchte- 
denen Erſcheinungen ber Geſchichte doch ein beſtimmtes Princip und Syſtem zu Grunde. 
Die einzelnen Vollsrechte, ſo wenig ſie auch hiſtoriſch aus einander herauswachſen, ſtehen 
doch logiſch in beſtimmtem Verhältniſſe zu einander, und die Weltgeſchichte des Rechts iſt 
nicht ein bloßes Regiſtriren und Aufzählen endloſer Varietäten eines Begriffs, ſondern 
wirklich die Entfaltung und Entwickelung des Rechtsbegriffes in der Menſchheit. Im 
Allgemeinen iſt der Zuſammenhang etwa folgender: 

$. 3. Freiheit und Nothmwendigkeit find die Grundelemente des Rechts. Das ſub— 
jective Recht ift Die Freiheit, Das objective die Nothmwendigfeit. Beide find im Begriffe 
unlöslih mit einander verbunden, feines kann aus dem andern abgeleitet werben. Bei 
der biftorifchen Verwirklichung des Rechts aber Tamm Das eine dad andere in der natio- 
nalen Rechtsanichauung überwiegen und eimjeitig den Ausgangspunkt für die Nechtögeftal- 
tung bilden. Damit ift dann eine Grundverſchiedenheit fir Das gefammnte Recht gegeben. 
Aften und Europa find die Gebiete, deren Rechte ſich danach ſcheiden. Aſien ift Das 
Land der Nothwendigleit umd des objectiven Rechts, Europa das der Freiheit und Des 
fubjectiven Rechts. Die übrigen Welttheile fommen nicht felbftftändig in Betracht. Sie 
haben ihr Recht entweder von jenen beiden empfangen, oder find noch auf der Borftufe 
der erften Rechtöbildung ftehen geblieben. 

In Aſien tritt das Recht nur erft ald eine objective Macht und Nothwendigfeit gegen 
das Indivivunm auf. Es ift eine höhere Ordnung des Lebens, der der Einzelne jchlecht- 
Hin nur unterworfen ii. Es gibt ihm zwar eine gewifle Freiheit und fubjectives 
Recht, aber es hat feinen Grund und Ausgang nicht in der Freiheit und dem Rechte des 
Subjects, ſondern Tediglich in der objectiven Anorbnumg von oben ber. Die Unterwerfung, 
nicht die Freiheit, ift Die Grundlage des Rechts. Je nach Der Quelle des objectiven Ge— 
botS geben ſich dann folgende weitere Unterfchiede: In den öftlichen Ländern ift e8 ber 
Wille und Befehl des Herrichers, der das Princip des Rechts bildet, mag er eine patriar- 


ı) Hegel, Philoſophie des Rechts. $. 341360. Gans, Das Erbrecht in weltgeſchicht⸗ 
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chaliſch familtienmäßige Gewalt haben, mie in China, oder eine abjolut veöpotiiche, Die das 
ganze Bolt nur als feine Sflaven erfcheinen läßt, wie in Hinterindien, namentlih Siam. 
In Mittelafien, namentlich Indien, beruht das Recht auf der moraliſch religiöfen Ord— 
mung, die die Priefter, die Brahmanen, dem Lande gegeben haben. In Vorberafien ift 
es das Gebot des Religionsftifters, der mit der Religion auch das echt ordnet, fo 
bei den alten Perſern, den Juden und den Muhamedanern. Erft das Chriftenthum 
trennt Religion und Recht, und macht dadurch eine Vereinigung beider mit der Freiheit 
möglich. 

Die europätfchen Rechte beruhen dagegen ſämmtlich auf dem Principe der individuel- 
len Freiheit. Recht und Geſetz werben nicht won oben her durch Herrſcher oder Priefter 
gegeben, ſondern gehen vom Bolfe felber aus, und find nur Verkörperungen jener Frei— 
heit. Im griechischen Rechte ift Das objective und fubjective Recht noch in unmittelbarer 
Einheit, die Freiheit befteht daher hauptſächlich in der allgemeinen Theilnahme amt öffent 
lichen Leben, das Privatrecht ift ihm völlig untergeordnet und fommt noch zu Feiner Ent 
widelung. Die gleihmäßige Ausbildung des öffentlichen umd des Privatrecht, oder des 
objectiven und jubjectiven Rechts, tritt erft im römiſchen und germanifchen Rechte ein. 
Beide bilden daher neben einander eigentlich die Spigen der Rechtsentwidelung überhaupt, 
in ihrer Vereinigung gewiffermaßen die Vollendung derjelben, und darum auch die Grund» 
lage für das gefammte heutige Recht der gebildeten Welt. Beide beruhen auf der Freiheit 
des Individuums, der Unterjchted ift aber folgender : 

Im römischen Rechte erfcheint die individuelle Freiheit und ihr Necht als ein ab- 
ftracter objectiver Begriff, am dem jeder Einzelne gleichmäßig Theil nimmt. Das Recht 
wird daher objectiv erfaßt und fo gefeglich für Alle gleihmäßig firirt, Alle werden danach 
beurtbeilt, Alle nach gleichem Maße bemeſſen. Dem Römer ericheint es als die höchſte 
Aufgabe der Gefeggebung, die durch die XII Tafeln erfüllt fei, omnibus, summis 
infimisque, iura exaequare, Alles Recht geht daher zwar von den Individuen aus, berubt 
auf ihrem fubjectiven Rechte und hat deſſen Anerkennung und Schug zum Inhalte und 
Zwede; allein zum wirklichen Rechte wird es nur, wenn es in objectiver, Alle beherr- 
ſchender, für Alle geltender Form bingeftellt iſt, ſei es durch Geſetz oder feſte Gewohn— 
beit, ober durch Beamte, Rechtsgelehrte oder Kaiſer. ine feſte und abſolute Staats— 
gewalt als allgemeine Trägerin der Objectivität und Nothwendigkeit des Rechts iſt dem 
römiſchen Rechte daher weſentlich. Sie ruht aber an ſich in den Subjecten ſelber, und wird 
daher in der Republik auch von ihnen ſelbſt durch die eigenthümliche feſte Organiſation der 
Bürgerſchaft und ihre Herrſchaft über die unterworfenen Völker gebildet. Mit der ſub— 
jectiven Corruption der Bürgerſchaft und der weiten Ausdehnung des Bürgerrechts wird 
dieſes Verhältniß unhaltbar und daher die objective Macht des Staates in ihrer Einheit 
von Einem ergriffen und der Maſſe gegenüber erhalten. Der Kaiſer iſt der verkörperte 
objective Volkswille. Er iſt Despot, aber nicht wie im Orient, ſondern eigentlich nur 
als Träger der abſoluten potestas und majestas populi, der darum für die Erhaltung 
des Rechts Aller zu ſorgen hat. Erſt das Chriftenthum legt der Kaiſergewalt ein neues 
Prineip unter, das der göttlichen Einfegung zur Durdführung der Rechtsordnung. Das 
mit iſt aber das eigentliche amtit römiſche Leben aufgehoben, das alte Princip der Frei 
beit und Gleichheit im Rechte verſchwindet auch im echte, die despotiſchen faftenartigen 
Scheidungen des byzantiniſchen Reiches treten ein, das Ganze geht feinem Untergange 
entgegen. 

Im germanischen Rechte ericheint die Freiheit nur als fubjective Freiheit des Indie 
viduums, fie ift ferne eigene That, ein Jeder hat fo viel Freiheit, als er ſich ſelber er- 
ringen oder bewahren kann. Es gibt feinen objectiwen, abitracten und gleichen Maßſtab 
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für die Freiheit und das Necht der Einzelnen, es ift auch keine objective Staatseinheit 
da, wie im römiſchen echte, die das Recht Aller fejtftellt und fchügt. Das objective Recht 
lebt nur im Bewußtfein und Zeugniß der Genoffen und wird von ihnen geſchützt. Die 
Einzelnen ordnen und gliedern ſich nad ihren befonderen Lebensverhältniffen, entweder 
durch Unter und Ueberorpnung im Lehns- und Bauernrechte, oder durch corporative Ber? 
bindung im Gemeinde- und Zunftwefen. Die Staatdordnung jelbft ift nur die Geſammtheit 
diefer jubjectiven Vereinbarungen und Geftaltungen. Danach bat, oder vielmehr ſchafft 
fi, jeder Stand und Lebenskreis fein befonderes Necht durch Satzungen und VBereinbarun- 
gen. Das allgemeine abjtracte Recht behält mur einen Kleinen Kreis für jene Wirkfam- 
keit. Allgemeine Gejege über das Recht find faft gar nicht da, ebenjo wenig allgemeine 
Gerichte; jeder Yebensfreis hat, wie fein eigenes Recht, To auch fein befonderes Gericht. 
Die organifchen Elemente des focialen Lebens, Ständewefen, Gemeinde: und Corporations- 
leben, Verhältniſſe des großen und fleinen Grundbeſitzes, die ganze Scheidung der Religion 
und der Kirche vom Staate u. a. m., famen auf dieſe Weife zu einer Geltung und Aus- 
Bildung, von der im römifchen Rechte faum eine Spur zu finden it. Dagegen ging die 
objective Einheit des Staatsorganismus und die allgemeine freiheit und Berechtigung des 
Individuums, die doch die Grundlage der befonderen Berechtigungen bilden muß, in Dies 
jer jubjectiven Geftaltung der Dinge faft ganz verloren. Diefe Einfeitigfeit des Feudal— 
und Corporationsſtaates trat denn auch am Ende des Mittelalters in einer völlig unbalt 
baren Weife hervor, und führte zu einer Reaction in der Richtung der römifchen objec- 
tiven Staatseinheit. „ Eine Berbindung des objectiven römiſchen Nechtö- und Staatöprin- 
cipes mit dem ſubjectiven germanifchen war zu einer wirklich organifchen Geftaltung bes 
Rechts⸗ und Staatslebend unumgänglich nöthig. Ihre Ballziehung begründet den Ueber— 
gang. aus den Mittelalter in die moderne Welt. Site ging in den einzelnen Yändern im 
verſchiedener Weife vor ſich. Im Deutfchland wurde fie unter directer Reception des 
römischen Rechts vollzogen. Während aber in Frankreich das objective Element vom 
Königthume erfaßt, mit Lift und Gewalt durchgeführt, und damit der franzöſiſch romaniſche 
Abjolutismus und Centralismus begründet wurde, blieben in Deutfchland die jubjectiven 
Elemente der Particularftimme und Staaten überwiegend, die Reichseinheit ging ganz zu 
Grunde, und dad moderne Staatsprincip wurde in der bunten und unbefrievigenden Form 
der Kleinftanten entwidelt. Sie zu vereinigen und eine Geſammtorganiſation zu begrün: 
pen, in der. das objective und das fubjective Element des Rechts die ihm zufonmmende 
Stellung findet, ift die Aufgabe der Gegenwart in Deutichland. 

$. 4. Die welthiftoriiche Bedeutung des römiſchen Rechts beruht hiernach haupt- 
fühlih darauf, daß in ihm der abftracte Begriff des jubjectiven Rechts, alſo namentlich 
die allgemeine gleiche Berechtigung des Individuums im Privatrechte, zur Entwidelung ge- 
fommen ift. Darin liegt Das, was man den univerjalen Charakter des römiſchen Rechts 
nennt. Dies heißt alfo nicht, daß das römiſche Recht einfach Das ewige abfolute Recht 
für alle Völker und Zeiten ift, oder daß auch nur ein einziges der modernen Bölter ſich 
mit ihm begnügen könnte, jondern daß im ihm ein weientliches und allgemeines Element 
des Rechts, was ſich im jedem Rechte finden und gewifjermaßen die Grundlagen darin bil- 
den muß, in einer Weile und Vollendung ausgebildet ift, daß es infofern für alle Völker 
und Zeiten ein theoretiſch und praktiſch verwendbares Vorbild enthält. 

Die Entwidelung diefes uniwerjalen Charakters fteht natürlich mit der Entwickelung 
der ganzen römifchen Gefchichte überhaupt in engfter Verbindung. Sie ift nur dadurch 
möglich geworden, daß auch der xömiſche Staat ſich von einer Fleinen Stadt zu einem 
Weltreiche, Das Die verſchiedenſten Völker in ſich ſchloß, anägenehnt hat. Doc darf man 
ſich diefe univerſale Ausbildung des römiſchen Rechts nicht als eine einfache Bereinigung 
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der verfchiedenen Bollsrechte und ein Aufgehen des nationalen römiſchen Rechts in ihnen 
denken. Vielmehr ift die Einheit und Gentralifation in der Rechtsbildung faft noch mehr 
als in ver politifchen Herrſchaft feitgehalten. Allerdings zog man aus allen Rechten die 
‚brauchbaren Elemente heraus, allein nur um fie mit bem eigenen Rechte zu verarbeiten, 
in deſſen Geift und Form umzugeftalten und fie jo wieder als ſpeeifiſch römiſches Recht 
über die Welt zu werbreiten. Aus diefem eigenthümlichen Afjimilationsprocefie erklärt es 
fi, daß das römifche Necht auch in feiner fpäteften und univerfalften Ausbildung Doch 
in Geift und Form ftets feinen Grundcharakter beibehalten bat, und überall die Spuren 
feiner älteren Zuſtände durchblicken läßt. 

Dem entſprechend muß ſich die Darſtellung der römiſchen Rechtsgeſchichte enge an die 
allgemeine politiſche Geſchichte der Römer anſchließen. Namentlich ſind die allgemeinen 
Entwickelungsperioden derſelben, Königthum, Republik und Kaiſerzeit mit ihren ver— 
ſchiedenen Phaſen, auch hier als maßgebend feſtzuhalten. 

Man pflegt bei der Rechtsgeſchichte in der Regel eine äußere und eine innere, oder 
Geſchichte der Rechtsquellen und der Rechtsſätze zu unterſcheiden. Für Detaildarſtellungen 
iſt dies auch zweckmäßig. An ſich ſtehen aber natürlich beide in enger Verbindung und 
Wechſelwirkung, und können daher bei einer allgemeinen Darſtellung der Rechtsentwickelung 
nicht eigentlich getrennt werden, wenn gleich die Schilderung der rechtsbildenden Organe 
und ihrer Thätigkeit die Hauptſache ausmachen muß. ?) 

Erfter Abſchnitt. Das Königthum 8.5. Es Tiegt nahe, bei einer jo 
großartigen Erſcheinung, wie die römiſche Nechtsbildung, die Tetten Gründe bereit® in den 
erften Anfängen und Elementen des Staates und Volkes zu ſuchen. Unzweifelhaft ift 
darin auch der erfte Kern bereits enthalten. Indeſſen muß man fich hüten, im einzelnen 
äußeren Thatfachen und Ericheinungen ven Grund für Verhältniffe zu jehen, die doch nur 
im dem gefammten Wefen und Charakter eines Boltsitammes, die als ſolche ftet etwas 
Unerflärbares bleiben, ihre Begründung finden fünnen. So hat man namentlich die ver 
ſchiedenen Sagen über die Entftehung Roms zur Erklärung Des römischen Rechtsfinnes 
benugen wollen: bie Bereinigung allerlei heimathloſen Geſindels habe eine neue, ganz 
origmäre Nechtöbtldung nach dem Princtpe der abftracten Perſönlichkeit hervorgerufen, oder Die 
Verbindung von drei Stämmen habe nothwendig Reibungen, und damit eiferfüchtigen Rechts— 
egoismus und abftracte Vereinigung der Rechte nach fich gezogen. Allen mit Recht ift 
gegen alle ſolche Speculationen, abgejehen von anderen Gründen, bejonders von Momm- 
jen die urfprüngliche Einheit der römiſchen Sprache, Religion und Lebens- und Rechtb— 
fitte ſowohl in ſich als mit den übrigen latiniſchen Städten geltend gemacht. Nom er— 
ſcheint danach in feinem Anfange einfach als eine latiniſche Stadt, und zwar feine der 
größeren, die nur durch ihre gümſtige Lage und weitere Umftände allmählig eine größere 
Beventung als die übrigen erlangt und diefe in fih aufgenommen hat. Einzelne fremde 
Bermifchungen mögen bei der Grenzlage ftattgefunden haben, allein der latimifche Stamm 
ift der eigentliche allgemeine Boden, aus dein das römiſche Volk und Recht hervorgewach— 
fen find. Wer aber waren die Yatinev ? Jedenfalls indogermaniſcher Raſſe, Stammver— 
wandte der Griechen, aber nicht Abkömmlinge von ihnen, zu Yande, nicht zu Wafler, in 
Italien eingewandert. Griechiſche Eitelfeit hat den Römern die griechifche Abſtammung 
einzureden geſucht, und die wielen Anklänge beider Sprachen haben der Idee auch bei ung 


D Die neneren Sauptwerfe über die römische Recht ja find: Burchardi, Staats- 
umd Rechtegeihichte ber Römer. 1841. (Erfter Bd. des Lehrb. d. röm. R.). Errleben, Einlei⸗ 
tung in das röm. — 1654. rn Bd. des — d. Wm. R).. Rudorff, röm. 
Rechtsgeſch. 2 Bde. 1857. Walter, Geſch. d. rim. R. 2Bde. 1860. (1. Aufl. 18349. Puchta, 
Geſch. d. Rechts bei dem im. Bolt. I (Erfter Bd. der Imftitutionen,. 1. Aufl. 1841.) 
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vielfach Eingang verſchafft. Allein die tiefgreifenden Unterſchiede beider Stämme in An— 
lagen, Charakter, Religion, Lebensſitte, Recht und der ganzen Richtung des geiſtigen Ye 
bens lafjen nur die Annahme der Seitenverwandtſchaft, nicht der Abftammung, zu. ) 

$. 6. Die älteften Rechtözuftände in Rom muß man fid) jehr einfach denken. Stadt 
und Gebiet waren flein, wenige Duadratmeilen zum Theil unfruchtbaren Bodens, die 
Einwohner, höchſtens 10—20,000, Hirten und Bauern. Ihr Yeben war zwar über die 
Zuftände des Nomaden- und reinen Hirtenlebens hinaus. Uderwirthichaft ift bereits mit 
der Viehwirthichaft verbunden, Doch ſcheint die lettere noch vorwiegend geweſen zu fein. 
Das Bermögen befteht vorzugsweiſe in Vieh, und wird danach bezeichnet (pecunia). Geld 
eriftirt noch nicht, nur wird bereits Kupfer als Taufchmittel gebraucht und in rohen 
Stüden zugemogen. Die Weide ift Gemeinland (ager publieus), worauf jeder Bürger 
jein Vieh nach Belieben treiben fann. Der Stand der Adenwirthichaft ift nicht ganz 
flar. Jeder Bürger foll ein Meines Privatgut (herediam) von zwei Morgen gehabt 
haben; allein e8 iſt wahrſcheinlich, daß dieſes nur für Haus, Hof und Garten war, und 
daß Daneben noch, wie bei andern indogermaniſchen Völkern, in irgend einer Weile eine 
Adergemeinidaft beftand, entweder nach Geichlechtern (gentes), oder nad) Gemeinden 
(euriae), Das Grundergenthum war daun in fo weit gebunden und unveräußerlich, 
wogegen die Heredien freied und veräußerliches Eigenthum bildeten. Die Annahme, daß 
umgefehrt die Heredien unveräußerliche „Erbgüter” geweſen jeien, beruht “auf faljcher 
Teutung ded Worte heredium. Heres bedeutet urſprünglich nicht Erbe, fondern Herr, 
herus. Bei den Herevien liegt daher auch der Anfang der eigenthümlichen Gleichſtellung 
des Grumbeigenthums mit dem Eigentbume an beweglichen Sachen, die das römiſche Recht 
fo vom germaniſchen unterfcheidet. Man hatte für die Veräußerung der Heredien feine 
andere Form, als bei den Hauptgegenftänden der Adenwirthichaft, ven Sklaven und Yaft- 
thieren. Der Erwerber ließ fich die Sade vor Zeugen zur fürmlichen Befigergreifung 
(manu captio) übergeben, indem ex jeinerjeit8 im alle des Kaufes den Kaufpreis in 
Aupferftüden durch einen ſog. libripens zumwägen ließ und übergab (mancipatio). Ge— 
werbe und Induſtrie eriftirte bei ſolchem Gulturzuftande natürlich faſt noch gar nicht, 
doch jollen die nöthigften Handmerfe jchon von NAuma in Zünfte geordnet fein, nämlich 
Zinmerleute, Schmiede, Gerber und Riemer, Töpfer, Färber und auffallenderweife auch 
Goldarbeiter. Das letztere fest einen gewillen Handel und Verkehr voraus. Doc war 
dies nur Landhandel mit den benachbarten Yatinern und Etruöfern, bejonders Eintauſch 
von Metallen gegen die Erzeugniffe der Land- und Viehwirthſchaft. Der Seehandel ent= 
ftand erft fpäter. Das ſpätere Münzzeichen der Nömer ift zwar eine Galeere, das frü— 
here aber Kühe und Schafe. 

Diefen wirthichaftlihen Zuftänden entjprechend war aud der innere Berfehr mur 
gering. Die innere Bewegung des Eigenthums kann noch feine lebhafte gewelen fein. 
Darum eriftirt auch noch fein eigentliches Vertragsſyſtem; Baarzahlung oder Treu und 
Glauben (fides) beherrfchen den Verkehr. Feſte Verpflichtung entfteht nur bei den Ge— 
Ichäften, wo Kupferzumägung vor Zeugen ftattfindet (negotia per aes et libram), das 
ift Kauf und Darlehn (maneipium und nexum). Der erfte verpflichtet zur Gemähr- 
ſchaft des Eigenthums (auctoritas), das leßtere zur Nüdgabe des Darlehns. Außerdem 
dienen Eid und feierliches Gelübde (sponsio) zu religiöfer Beſtärkung von Verträgen. 

$. 7. Im der Benölterung find zwei Beftamdtheile unterfchieden, das eigentliche 
Bolt, die beredtigte Bingerfchaft, und eine abhängige Bevöllerung, die Clienten. Die 
erſtere beiteht aus einer geichloflenen Anzahl von Geichlechtern (gentes), d. h. größern 


) Mommfen, römiſche Geſchichte. B. I. Cap. 2. 
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Familienverbänden, deren Verbindung nicht mehr auf nachweislicher Verwandtſchaft beruht, 
fondern nur auf der gemeinfamen Tradition, Namen, Opfern (sacra), Feſten u. dgl. 
Die rechtliche Kraft des Bandes läßt ſich in ver ſpäteren Zeit der Aufloderung, wo faft 
nur noch Vormundſchafts- und Erbverbindung ald Reſte übrig geblieben find, nicht mehr 
vollftändig erkennen. Unzweifelhaft war jie urfprünglic viel enger, und bat auch eine 
gewiſſe Gemeinichaft wenigftend Des Grundeigenthbums in fich geichlofien. 

Die gentes, angeblih 300 an Zahl, waren in 3 Tribus und 30 Curiae ge 
ſchieden. Die erfteren (Ramnes, Tities, Luceres) waren wohl verfhiedene im Staate 
vereinigte Stämme, doch bat der Unterfchied in der hiftorifchen Zeit feine rechtliche oder 
politijche Bedeutung mehr. Die Curien waren dagegen eine Art Gemeinden, mit befonveren 
BVorftehern (curiones), Gebäuden, Opfern und Feſten, vwielleicht auch Adergebieten. 

In den gentes jtanden die einzelnen Familien mit großer Selbftftändigteit ihres in— 
neren Lebens. Der einzelne Familienvater hat im feinem Haufe über rau und Kinder 
no die abjolute Gewalt des Urzuſtandes. Geſetz und Staat beichränfen ihn ned nicht, 
die natürliche Sittlichfeit des Familienlebens und die Religion find die einzigen, aber 
genügenden Schranken. Er iſt ihr Herr über Yeben und Tod, kann fie verfaufen und 
ihr gejammter Erwerb gehört von felber ihm. Auch ihr zufünftiges Erbrecht bejchränft 
fein Verfügungsrecht nicht. Nur bei ſittewidriger Verſchwendung kann die gens eingrei- 
fen und ihm die Berwaltung nehmen. Die Söhne bleiben im Haufe und in der Gewalt, 
auch wenn ſie erwachlen find, heiratben und Kinder bekommen. Die Töchter treten da— 
gegen mit der Heirath in die Familie und Gewalt ihres Mannes, ihre Kinder gehören in 
deffen Familie. So ſcheiden fich von felbft agnatifche und cognatifche Verwandtſchaft. Mit 
dein Tode des Hausvaters werden feine Kinder, oder verftorbener Söhne Entel, von jelbft 
fret und Herren des Vermögens. Sind feine da, fo fällt das Vermögen an die nächften 
Agnaten, fonft an die gens. Doch kann, wer feine Kinder hat, um das Ausfterben der 
Familien und gentes zu verhindern, unter Zuftunmung der Priefter und des Volkes 
einen Sohn adoptiren, oder auch fonft beim Tode den Herrn für fein Vermögen beftim- 
men. Die Ehe ift monogamtich und wird in religiöfer Form vor Zeugen mit Auſpicien 
und Opfern, namentlich des panis farreus, geichloffen (confarreatio). Sie bringt die 
Frau in die volle Familiengewalt (manus) des Mannes. Scheidung war entweder gar 
nicht erlaubt, oder nur unter Mitwirkung der Priefter (diffarreatio). Die Frauen hatten 
denmach zwar eine würdige Stellung, doch ftanden fie, wenn fie weder Vater noch Mann 
hatten, unter der Bormundicaft der Agnaten oder Gentilen. 

Unter den gentes und an jie vertheilt ftehen die Clienten, eine abhängige Bevöl— 
ferung von unterworfenen Ureinwohnern, fremden Flüchtlingen und freigelafienen Sflaven. 
Sie haben fein ſelbſtſtändiges Recht, fondern müſſen dur einen Bürger der gens als 
Patron geichügt und vertreten werben, können Yand nur von |der gens als precarium 
erhalten, und find dafür zu Dienften und Abgaben verpflichtet. Ihr Schub gegen den 
Patron ift nur ein veligiöfer. 

8.8. Die Staatöverfaffung der eigentlichen Bürgerichaft ift eine eigenthümliche Miſchung 
von monarchiichen, theofrattichen, ariftofratifchen und demokratiſchen Elementen. Ein König 
mit vollem imperium, d. b. abfoluter Negierungsgewalt, zwar factijch vom Volke gewählt, aber 
formell von den Göttern eingefegt, darum Tebenslänglich und unverantwortlich; daneben eine 
Priefterichaft, die mit ihren Opfern und Aufpicien faft in alle öffentlichen und Privatverbilt- 
niffe eingreift, zwar vom Könige abbängig ift, aber Doch mit ihren feften umd zähen Formen 
und Sägen eine jelbtftändige Macht bildet ; ein Senat, der zwar nur felbftgewählter Rath 
des Königs iſt', aber ſtets die mächtigften und einflußreichiten Häupter der gentes in fi 
ſchließt; endlich Volksverſammlungen, die zwar nur vom Könige berufen werden können, 
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in denen dann aber einfach nach den Curien abgeftimmt wird (comitia curiata), jeder 
mündige Bürger alfo gleiches Recht hat. ine genaue Abgrenzung des Verhältniſſes 
diefer vier Elemente, namentlich der Gewalt des Königs und des Volkes, hat man bei 
uns vielfach verfucht; indefjen muß man fich hüten, die ſcharfen rechtlichen Grenzen der 
ſpäteren und heutigen Zeit in dieſe Urzeit hinein zu verlegen. Die Macht der factifchen 
Umftände und namentlich die Perfönlichkeit der einzelnen Könige beftimmten wohl haupt: 
fächlich die Entfcheidungen. ’ 

Dielen Elementen der Verfaſſung entiprechend iſt die Nechtöpflege. Der König ift 
ver einzige Richter, ſowohl in Civil» als Criminalſachen. Eine Mitwirkung des VBoltes 
durch Geſchworene findet nicht ftatt, nur in Criminalſachen kann der König eine Berufung 
an Das Bolt und Comitialentjcheidung, aber mehr wie eine Art Begnadigung, zulajien. 
Dagegen find jacrale Elemente eingemiſcht. Im Givilprocefje muß jede Partei ihr Recht 
beſchwören, und eine Buße an die Götter für den Fall des falfchen Eides einjegen (sa- 
eramentum). Im Strafrechte ift eine Reihe von Sacralverbrecien mit dem Principe der 
Berletung der Götter und mit der Strafe: diis sacer esto. Wie weit freilich in beiden 
Beziehungen das jacrale Element reichte, umd namentlich eine Betheiligung des Prieſter— 
thums ftattfand, ift unflar. — Die Execution im Civilproceffe ift reine Perjonalerecution, 
der Sieger hält fi an die Perfon des verurtheilten (manus injectio), dieſer ift ihm, 
wenn er nicht zahlt, mit Freiheit und Leben verfallen. Im Strafrechte ſcheiden ſich, ab: 
gejehen won den Sacralverbrecyen, die Verbrechen gegen die Perfon und gegen den Staat. 
Bei den erfteren ift das Princip der Privatrache, bei den legteren das dev Selbfterhaltung 
des Staats, 

$. 9. Daß Ddiefer ganze Urzuftand des römischen Rechts nicht durch reflectirte Ge— 
ſetzgebung künſtlich geſchaffen, ſondern der Ausdruck eined urſprünglichen Volkslebens ift, 
und ſeine Entſtehung der Sitte und Gewohnheit des Volkes von ſeinen Urzuſtänden her 
verdankt, bedarf keines Beweiſes. Die Darſtellung der römiſchen Geſchichtſchreiber, als 
ob Romulus und Numa alles Recht durch Geſetze neu geſchaffen hätten, ſogar auch ſolche 
Inſtitute, wie Ehe, väterliche Gewalt, Gentilität, beruht auf der vulgären Vorſtellung, daß 
ohne Geſetz kein Recht ſei. Sie ſchrieben danach einfach jede uralte Einrichtung in Rom 
dem einen oder dem andern zu, je nachdem ſie rein rechtlich oder mehr religiös war. 
Eine andere Frage iſt, ob nicht im weiteren Verlaufe der Königszeit Aenderungen durch 
neue eigentliche Geſetze gemacht ſind. Die Römer ſelber, Juriſten und Nichtjuriſten, neh— 
men dieſes einſtimmig an. Sie nennen dieſe Geſetze leges regiae, ſagen jedoch, daß ſie 
von den Königen nur vorgeſchlagen, aber vom Volke in den comitia curiata beſchloſſen 
feien. Site erzählen ferner, daß nach der Vertreibung der Könige ein Pontifex maximus 
Sertus Papirius eine Sammlung diejer leges regiae gemadt habe, Die Das Jus Papi- 
rianum genannt werde. Sie führen auch mehrfad einzelne ſolche Gejege an, zum Theil 
jelbft dem Wortlaute nad), eines ift ſogar noch in den Pandelten genannt (D. 11, 7, 2). 
Ihr Inhalt indeffen, wie z. B. die Einführung der ehelichen und väterlichen Gewalt, das 
Berbot, Fiſche ohne Schuppen und Wein von unbejchnittenen Neben zu opfern, ſchwangere 
Frauen ohne Verſuch der Rettung des Kindes zu begraben, u. a., zeigt deutlich, daß alle 
dieje angeblichen leges regiae nichts anderes find, als entweder altes Gewohnheitsrecht, 
oder priefterlihe Gebräude und Satungen. 

Abgejehen hiervon wäre es allerdings an ſich gar nicht unwahrſcheinlich, daß im den 
prittehalb Jahrhunderten ver Königszeit, in Denen der Staat ſich doch ſchon bedeutend 
vergrößerte, und ſich namentlich das neue Element der Plebejer bilvete, wirklich mehrfach 
eigentliche Gejege gegeben wären. Bei der Berfaflungsreform des Servius ift dies fogar 
faum anders denfbar, und wenn Dionys jagt, dag Servius fünfzig Geſetze über Verträge 
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und Delicte gegeben habe, jo ift dies am ſich Höchft glaubwürdig. Allein von allen dieſen 
und ähnlichen Gefegen haben wir durchaus gar feine fpeciellere Kenntniß, die Gejege von 
Servius jollen auch von Tarquinius wieder aufgehoben und ihre Tafeln zerftört fein.) 

8. 10. Ein neues Yebenselement erhielt der alte patriciſche Urftaat durch die Bild- 
ung des Plebejerſtandes. Nach der römiſchen Darftellung it der Unterfchien von Pa— 
triciern und Plebejern zwar von Anfang an geweſen. Die Plebejer find die Armen, die 
Maſſe des Volkes, die Patricter die Neichen, der Adel. Indeſſen ſchließt dieſe Darftellung 
eine ſolche Menge innerer und äußerer Widerſprüche im fi, daß die neuere hiſtoriſche 
Kritik ſeit Niebuhr ſich überwiegend (wenn auch nicht einftimmig) für eine andere Auf— 
fallung entjehieden hat. Die Patricier waren urſprünglich die einzige wirkliche und be— 
vechtigte Bürgerſchaft. Die Plebejer find daneben erft allnählia, beſonders durch die Shı= 
corporation der eroberten Nachbarftädte, entftanden. Anfangs unberechtigt, wahrſcheinlich 
Clienten des Kömgs, erlangten fie durch ihre zunehmende Maffe allmählig thatſächlich 
eine ſolche Bedeutung, daß Servius fie in feiner neuen Verfaſſung mit .in das Bürgerrecht 
aufnahm. Indeſſen behielten die Batricier daneben einen großen Theil ihres befonderen 
alten Rechtes und kamen dadurch, zumal da ihre Anzahl bet ihren geichloifenen gentes 
fortwährend abnahm, allmählig von felbft in die Stellung eines bevorrechteten Geſchlechts— 
adels. ES ift ein ähnlicher hiſtoriſcher Proceß, wie er ſich im Mittelalter auch in Deutſch— 
land in vielen Städten vollzogen hat. 

Die Bildung des Vlebejerftandes war für die Nechtöbildung von außerordentlicher 
Wichtigfeit. Die Plebejer waren zwar zum größten Theile auch Tatintfchen Stammes, 
allein durch die Zerftörung ihrer Städte, den Verluft ihres Vermögens, die Aufhebung 
ihres Gemeinweſens, die Verpflanzung nad Nom, die Vermiſchung mit der übrigen ple— 
bejiſchen Bevölkerung, und die Unterwerfung unter die Patricier traten fie doch in eigen= 
thümliche Verhältniſſe. Sie mußten fi der römiſchen Geftaltung des Rechts anſchließen, 
hatten indeſſen an vielen Inſtituten der PBatricier feinen Antheil, jo namentlih an dem 
Gentilrechte der Patricier, am Grundeigenthum und der Feldgemeinfchaft derfelben, am 
ager publicus, an dem gefammten patriciihen Sacralrecbte, aud) der Ehe, und nament- 
lich an den Comitien und allem, was davon abhing, wie aud Teſtament und Adoption. 
Durd die Servianiſche Berfafjung und die Republik ift zwar vieles davon auf fie mit 
übertragen, indeflen entftand bei ihnen doch eine Neubildung des Rechts, die vielfach ganz 
neue Richtungen einjchlug, und damit neue Grundlagen ſchuf, die bei der ſpäteren Ge— 
ftaltung der Verhältniſſe die allgemeine Herrſchaft im Rechte erlangten. Es tritt das 
namentlich in zwei Beziehungen ſcharf hervor, in ver Wenderung der agrariicen Verhält- 
nie und im ber Verweltlihung des Rechts. Bei den Plebejern war fein Boden für 
Feldgemeinichaft und Familiengüter. Ste befamen überhaupt nur Heine Aderlofe, ähnlich 
den alten Heredien, und auf diefe wurde einfach auch das alte Necht der Heredien, die 
freie Beräußerlichkeit und Theilbarfeit, und als Veräuferungsform die Mancipation an— 
gewendet. Dadurch wurde die Idee des freien Grundeigenthums allmählig zur allgemein 
herrſchenden. Auch die Patricier theilten ihre Gemeinfchaften (wohl nicht auf einmal, ſondern 
allmählig in den einzelnen gentes), und jo entftand jene abjtracte Behandlung des Eigen- 
thums, ohne wejentliben Unterfhied von Mobilien und Immobilien, die das römiſche 
Recht To weientlih vom germantichen unterjcheidet, die aber für den alten patrictichen 
Geſchlechterſtaat nahezu unbegreiflich wäre. Näheres über Zeit und Art dieſer Umwand— 
lung wiſſen wir freilich nicht, die jpäteren Römer hatten kein rechtes Bewußtſein mehr Davon. 


", Eine fritiiche Zufammenftellung der Weberbleibfel der Leges regiae gibt Dirffen, 
Berſuche zur Kritif des röm. Rechte, S. 234 — 358. 
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Nicht weniger wichtig mar die Verweltlihung des Rechtes. Die Plebejer hatten 
anfangs gar feinen Antheil an den sacra der Batricier. Sie hatten zmar im wejentlichen 
diefelbe Religion, aber doch je nach ihrem Urfprunge in verichievener Weile. Daher 
bildete die Religion bei ihnen in Rom feine fefte, Das Recht äußerlich beherrichende Macht, 
jondern ging mehr neben her, und das Recht befam feine jelbftftändige, rein juriſtiſche 
Kraft und Form. Co entftanden Die weltliche, d. h. nichtfacrale Ehe, manus, Adoption, 
Teftament, Sponfion, Proceßſacrament u. a. Im äffentlihen Rechte, das noch lange 
ganz in den Händen der Patricier blieb, erhielt fih das facrale Element natürlich länger, 
jo namentlich bei allen Staatsacten und im Völkerrechte, aber aud im Strafrechte bei 
den Sacralverbreden. Doc wurde e8 auch bier von ben Plebejern allmählig beſeitigt 
oder vermindert, oder wenigſtens zur leeren Form herabgeſetzt. 

8. 11. Daß der vorletzte König, Servius Tullius, tiefgreifende Veränderungen im 
Staatsleben eingeführt habe, iſt einſtimmige Ueberlieferung der Römer. Sie ſchreiben 
ihm eine vollſtändige, tief durchdachte, alle Seiten des Staatslebens, die finanzielle, mili- 
tärifche, abminiftrative und politiiche, organic zufammenfchließende neue Staatöverfaffung 
zu. Servius erſcheint danach als einer der bedeutenpften politischen Köpfe des ganzen 
Alterthums. Die moderne Kritit bat dieſes VBerdienft auf das Maf einer neuen Militärs 
organifation zurüdführen wollen, ?) das übrige fer fpätere Zuthat. Indefjen war die 
neue gemeinfame Miktärorgantfation für Patricier und Plebejer nicht möglich ohne Auf— 
nahme der letsteren in die Civität, umd Ddiefe wieder nicht ohme eine neue Ordnung der 
Gomitien, dann aber knüpfte fich die neue Steuer- und Derwaltungsordnung von jelber 
daran. Ueberhaupt aber ift es kaum glaublich, daß die innere Einheit des Ganzen nicht 
einem ſchöpferiſchen Geiſte entſprungen ſei. 

Den nächſten Anſtoß mag allerdings die Militärorganiſation gegeben haben. Sie 


bildet jedenfalls die Grundlage Des Ganzen. Sie ruht nod auf der alten kriegerifchen Bolte- 


anſchauung, daß der Kriegsdienſt Pflicht und Ehrenfache des eigentlichen Bürgers iſt. Da— 
ber ift der eigentliche Kriegspienft auf die wohlhabenden, wie es ſcheint die anſäſſigen 
(assidui), beichränkt, die armen (proletarii) werden höchftens als Erſatzmannſchaft zuges 
zogen. Bei den erfteren wird wieder Reiterei und Fußheer unterichteden. Zu jener find 
nur die reichſten, und namentlich Die Patricier, berechtigt und werden in achtzehn Abthei— 
lungen (eenturiae) getheilt. Die übrigen werben für die üblihen fünf Grade der Bes 
waffnung mit Selbftausrüftung nad dem Vermögen (Grunbbefige) in fünf Klaſſen ge 
ſchieden; ans jeder wird eine beftimmte Zahl von Centurien für das Heer entnommen, 
aus der erften achtzig, aus den drei folgenden je zwanzig, aus ber unterjten dreißig, immer 
zur Hälfte iuniores (bis fünfundvierzig Jahr) zur Offenfive, zur Hälfte seniores zur 
Defenfive. Dazu kommen noch vier Genturien Kriegshandwerfer und Muſikanten und 
eine Genturie Broletarier. 

Der Heeresordnung entſprechend ift die neue Comitialordnung. Jede Klaſſe bilvet 
fo viel Stimm-Centurien, als fie Heerescenturien zu ftellen hat, auch immer halb iuniores, 
halb seniores, Ebenſo ift nach den Klaſſen aud die Beiteuerung georbnet. 

Der eigentbümliche politiiche Gedanke in dem Ganzen ift die Erfindung nes Klaffen- 
foftems für die politische Berechtigung. Dabei liegt aber nicht einfach, wie man meiſtens 
annimmt, die ariftofratiiche oder timokratiſche Idee zu Grunde, daß Die Reichen mehr 
gelten jollen, wie die Armen, fondern das tiefere Princip, daß Die politische Berechtigung 
mit ver politifchen Verpflichtung in einem entſprechenden Verhältniſſe ftehen joll. Wer 
mehr Pflicht hat, fol auch mehr Hecht haben. Die reicheren Klaſſen haben eben darum 
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mehr Centuriatftimmmen, als die ärmeren, weil ihre Kriegs- und Steuerpflicht eine ſchwe— 
rere ift; die Alten haben mit den Jungen darum trog fleinerer Kopfzahl doch gleiche 
Centurienzahl, weil fie die politifchen Pflichten ſchon Länger getragen haben. Erſt fpäter, 
wo die Kriegspflidht anders geordnet war, und die Steuerpflicht ganz aufhörte, ift das 
Klaffeniyitem auf das reine Vermögensprincip zurüdgeführt, doch ift Damm aud das Zah— 
lenverhältniß der Genturien geändert und auf gleicheres Maß gelegt. Die alten Zahlen 
find freilich in ihrer näheren Begründung für uns aud unklar. 

Auf Die übrigen Theile der Servianiſchen Berfafjung kann bier nicht weiter ein= 
gegangen werben. 

Zweiter Abſchnitt. Die Republik. I. Die Anfänge und die XII 
Tafeln $. 12. Die Eimführung der Republit beftand anfangs eigentlich nur im der 
Einfegung von zwei einjährigen Vorſtänden anftatt des einen Iebenslänglihen. Dem In— 
halte nach follte die Gewalt der Conſuln dieſelbe fein, wie die alte königliche. Unmöglich 
konnte died Dauer haben. Es mußte bald eine durchgreifende Veränderung aller Ver: 
hältniffe nach ſich ziehen. Zunächſt fiel der Schwerpunkt der Regierungsgewalt in den 
Senat, aljo die Ariftofratie, aus der die Conſuln hervorgingen und ohne deren Unter: 
ftügung fie nichts Bedeutendes und Dauerndes durchlegen konnten. Dann mußte die 
Macht der Volksverſammlung fteigen, da fie die Wahl der Gonfuln und jonftigen Be— 
amten hatten, und Dazu jegt Die eigentliche Geſetzgebung und bald aud die höhere Crimi— 
naljuftiz befamen. Die Macht der Beamten wurde Dagegen ſehr beſchränkt, zunächſt ſchon 
durch die furze Dauer, die VBerantwortlichfeit und die Möglichkeit der Interceifion, dann 
durch die Entziehung der Criminaljuftiz und die Einführung von Civilgeſchwornen und 
endlich durch die Theilung der Gewalt mittelft Bildung neuer jelbftftändiger Aemter. 
Außerdem mußte das Verhältniß der Patricier und Plebejer jest ein anderes werben. Sie , 
ftanden jet direct, ohne Vermittelung einer über ihnen ftehenden königlichen Gewalt, einander 
gegenüber. Dadurdy wurde einerſeits der Drud der Patricier härter, andererſeits die Wider: 
ſtandskraft der Plebejer größer. Beides trat fofort hervor, und führte zu dem faft zwei 
bundertjährigen Kampfe, der mit der vollftändigen Aufhebung der Vorrechte der Par 
tricter enbete. 

$. 13. Auf die Rectöbildung mußten alle dieſe Umftände einen unmittelbaren und 
tiefgreifenden Einfluß haben. Die Patricier hatten im Gonfulate die Rechtspflege un: 
beichränft in Händen, und benutzten dies vielfach zur Berrüdung ver Plebejer, namentlich 
im Strafrechte. Zwar wurde gleih anfangs Das Recht der Provocation ans Volt für 
Todesftrafe und fürperlide Züchtigung durch eine Lex Valeria von Balerius Poplicola 
eingeführt. Doch wurde auch diefes vielfach mißachtet. Sobald die Plebejer daher im 
3. 260 durch die secessio in montem sacrum die Einführung der Volkstribunen er— 
zwungen hatten, fingen fie an, auf Beſchränkung der confulariihen Juſtiz zu dringen. 
Die erſten Erfolge davon waren die Einführung von Geſchwornen in Civilſachen, und 
die Beichränfung der arbiträren VBermögensitrafen (multae) auf ein Maximum von dreifig 
Schafen und zwei Rindern (Lex Aternia Tarpeja, 303). Bejonders wichtig und fol- 
genreich für die ganze römiſche Rechtsbildung war Das erſtere. Es wurde dadurch zuerit 
eine unmittelbare Theilnahme des Volkes, zunächſt freilihb nur der Senatoren, an der 
Rechtspflege eingeführt. Die näheren Umftände ver Einführung willen wir leider nicht. 
Später finden wir verjchievene Arten von Geſchwornen, bei Eigenthums- und Status: 
fachen Gollegien von zehn und hundert Geſchwornen (decemviri, centumviri litibus 
iudicandis), bei Schuldflagen einen oder drei Geſchworne. Wann und wie Diefe Unter: 
jchiede entftanden find, ift ſehr zweifelhaft. Weſentlich war aber von Anfang an, daß die 
Scheidung zwiſchen den Beamten und Geſchwornen nicht nad Rechts: und Thatfrage ges 
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orbnet wurde, fondern fo, daß der Beamte nur die Einleitung” und Conftituirung des 
Streites hatte, die weitere Unterfuchung und die Entſcheidung Sache der Geſchwornen 
war, und nur die Execution wieder an den Benmten kam. Die Bedeutung der römifchen 
Geſchwornen ift danach eine weſentlich andere, als die des germanifchen Volksgerichtes. 
Der römiſche Geſchworne ift Vertreter des Beamten, er joll die Willkür deſſelben verhin- 
dern, und eine objecttio den Geſetzen entiprechende Entjcheidung herbeiführen. Das Geſetz 
ſteht aber über ihm, wie über dem Beamten. Es iſt nicht wie beim gerinanijchen 
Boltsgerichte, wo die Gemeinde, oder in ihrer Vertretung die Schöffen, unmittelbar als 
ſolche das eigentlich nur in ihrem Bewußtſein lebende Recht jelber finden und weiten follen. 


$. 14. Die Mifbräude der confularifchen Yuftiz waren durch Diefe Einrichtungen 
nicht verhindert. Die Klagen über Härten und Ungerechtigkeit, und namentlich über uns 
gleiche Behandlung der Patricter und Plebejer dauerten fort. Die natürliche Unbeftimmt- 
beit und Biegfamteit des Gewohnheitsrechts, bei vollsthümlicher Rechtöpflege nur förderlich 
für eine billige Rechtsanwendung, ſcheint von den Patriciern zum Dedmantel der Partei: 
lichkeit mißbraucht zu fein. Daher stellt Thon im 3. 292 der Tribun Terentilius Arſa 
den Antrag auf Abfaſſung von feiten Gefegen über Das imperium consulare. Die Pa- 
tricier fegen den beftigften Widerftand entgegen. Acht Jahre lang willen fie ihm zu 
bintertreiben. Endlich vereinigt man fich, das geſammte Recht in feſte Geſetze zu bringen. 
Neuer Aufihub wird durch eine Geſandtſchaft nach Athen zur Herbeiſchaffung der grie— 
chiſchen Gejete erlangt. Dann geht man and Werk (303), aber nicht durch einfache Ein— 
ſetzung einer Gefeggebungs » Commifjion, vielmehr wird die ganze Verfaffung aufgehoben, 
ftatt der Gonfuln und Tribunen werden zehn Männer auf ein Jahr ernannt, die den 
Staat regieren und zugleich Die Gelege machen ſollen. Vielleicht lag der Plan einer 
dauernden Berfaffungsänderung, namentlich Befeitigung des Gegenfages von Conſuln und 
Tribunen, zu Grunde, doch entſprach der Erfolg dem jedenfalls nicht. Die Gelege waren 
auffallend ſchnell fertig. Noch in demſelben Jahre wurden zehn Tafeln den Gomitien 
vorgelegt, von ihnen bejtätigt und in Erztafeln auf dem Forum aufgeftellt. Dennoch 
wurben für das nächſte Jahr neue Decemwirn ernannt, weil Nachträge nöthig feien. Sie 
liefern zwei neue Tafeln, Cicero nennt fie tabulae iniquarum legum. Unter dem Bor- 
wande noch weiterer Nachträge prolongiren fie eigemmächtig ihr Amt auch ins folgende 
Jahr, werden dann aber auf Beranlaffung des berühmten Proceifes der Virginia geftürzt, 
und die alte Verfaffung wird wieder hergeftellt. Die gegebenen Geſetze bleiben. 


Der Inhalt der XII Tafeln mar, fo viel wir wilfen, hauptſächlich nur Privat 
und Strafrecht, und Givil= und Criminalproceß, außerdem noch Beſtimmungen über die 
Leichenbeftattung und ven Kalender. Ob noch Weiteres über Staats= und Sacralrecht 
darin ftand, iſt nicht zu enticheiden, möglich wäre e8, keinenfalls war es viel. Rhetoriſche 
Uebertreibung ift es, wenn Yivius jie fons omnis publiei privatique iuris nennt. 

Die Quelle für den Inhalt war überwiegend nur das längft in der römiſchen Ge— 
wohnheit lebende Recht. Nur wurde dafjelbe in allen Punkten genauer formulirt und 
geftaltet, und dazu famen mannichfache Aenderungen und Zuläge aus Zweckmäßigkeits— 
gründen und politijche Rückſichten. Cs war eigentliche Codification, nicht bloße Incorpo= 
ration. Daß griechiiche Elemente mit berücfichtigt find, iſt außer Zweifel. Wenn aber 
die Römer mitunter die Soloniſchen Geſetze als Hauptquelle bezeichnen, jo iſt Dies ent— 
ſchieden falſch. Nur Weniged und Unbedeutendes läßt fi darauf zurückführen. Wefent- 
fiche Aenvderungen am biöherigen Rechte find überhaupt wohl nur im Proceſſe und 
Strafrechte gemacht, namentlich durch Beichränfung der Beamtenjuſtiz und Ausdehnung 
der Volksjuſtiz. 
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Die Form ift eigentbämlih. Cine Neihe abjoluter Gebote oder Verbote, oder 
kategoriſcher Rechtsſätze, alles im einfachen Imperativ, mit Iapidarifcher Kürze aber 
einer gewiſſen großartigen Rhetorik; die Detaillirung merkwürdig verſchieden: einzelnes, 
was |pecielle Tageöfragen betraf, wie 3. B. Proceß, Execution und Schulphaft, mit minu— 
tiöfer Genauigfeit, anderes, an fich Wichtigeres, z. B. Verträge und Teftamente, nur im 
allgemeinen Sägen. Charalteriſtiſch iſt die ängſtliche Borfiht im ver Wortfaſſung, 
namentlich um bei den Imperativen das Müffen und Dirrfen zu trenmen.t) 

Werth und Bedeutung des ganzen Geſetzwerkes find fehr hoch zu ftellen, theils wegen 
der Vollftändigkeit, mit der es fich über alle Theile des Rechts erftredt, theils wegen Des 
echt juriſtiſchen und praftiihen Charakters feiner Beſtimmungen, theil$ wegen der Schärfe 
und Klarheit der Gedanken und des Ausdrucks. Das juriftiiche Talent der Römer tritt 
ihon bier jehr ſcharf hervor, feine Geſetzgebung ähnlicher Kulturſtufen kann ſich in Diefer 
Beziehung mit den XII Tafeln meſſen. 

Auf und gefommen find die XII Tafeln leider nur ſehr fragmentariſch. Die ur: 
Iprünglichen Tafeln find bei der galliichen Zerftörung der Stadt mit zerftört, und find 
auch ſpäter nicht wieder hergeftell. Der Inhalt wurde zwar, wenigftens im welentlichen, 
erhalten, er bilvete im fechsten Jahrhunderte in dem erften eigentlichen juriftiichen Buche, 
dern f. g. Jus Aelianum oder der Tripertita des Sertus Aelius Catus, den erften Theil, 
dem als zweiter eine Interpretation folgte, auch wurden unter Auguſtus Commentare 
dazu geichrieben, ein juriftiicher von Labeo und ein hiſtoriſch-philologiſcher von Meſſalla, 
und zulegt fogar noch unter Antoninus Pius ein juriftiich = hiftorifcher von Gajus in 
ſechs Büchern; allein der heutigen Zeit iſt von alle dem weiter nichts überliefert, als 
eine Reihe von einzelnen Citaten, Relationen und Anſpielungen bei den juriſtiſchen und 
nichtjuriſtiſchen Schriftſtellern, aus denen ſich immer nur ein ſehr unvollkommenes Bild 
des Ganzen wieder zuſammenſetzen läßt.?) 

I. Das ius eivile und Das ius gentium, $. 15. Die weitere Rechts— 
bildung im Verlaufe ver Nepublit nimmt bei der allmähligen Entwidelung Des ganzen 
römischen Lebens eine mannichfach bunte Geftalt an. Cs ift nicht eine einfürmige Fort: 
bildung durch neue Gefege, fondern im faft dramatiicher Weile tritt jedes neue Clement 
in eigener neuer Form neben oder nach dem andern auf, das nationale in der priefter- 
lichen Interpretation der NII Tafeln, Das univerfale in ver Bildung des ius gentium, 
das politifche in der eigentlichen Volksgeſetzgebung, das rein juriftifche Utilitäts- und Aequi- 
tätselement in den prätorifchen Edicten, das Logische in der auffeiinenden Wiſſenſchaft. 

Zunächſt von der Interpretation der XII Tafeln. Die XII Tafeln blieben in den 
nächſten Jahrhunderten die Grundlage des gefammten Rechts. Die Plebejer fahen fie als 
eine große Errungenſchaft und ein Palladium ihres Nechtes an, und hielten mit eiferner 
Zähigkeit an ihnen feſt. Darauf berubt die eigenthümliche ftriete Wort = und Budhitaben- 
interpretatton der XII Tafeln und anderer Gefege, die uns in den folgenden Jahrhun— 
derten oft in jo befremblicher Weiſe bei den Römern entgegentritt. Man hatte Sicherheit 
und Feftigfeit des Rechts durch das gefchriebene Geſetz erlangen wollen. Kein Wunder, 
daß man fich jet ftreng auf Das geichriebene Wort fteifte und nichts gelten Tief, was 
daraus nicht abgeleitet werben konnte. Die XII Tafeln legten jelber geradezu den Grund 
Dazu, theild durch die ängſtlich ſorgſame Faſſung ihrer Borfchriften, theils durch das 


') 3.8. — vincito compedibus XV pondo, ne maiore, aut si volet minore vin- 
eito. — libras farris endo dies dato, aut si volet plus dato. Am mertwürbigften ift das 
berühmte : in partes secanto, si plus minusve secuerunt, sine fraude esto. 

Dirkſen, Ueberficht ber Berfuhe zur Herftellung der XII Tafel - Fragmente, 1824. 
Scehoell, legis XII tabularum reliquiae, 1866. 
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Princip, das jie für alle Verträge und Teftamente aufitellten: uti lingua nuncupassit, 
- ita ius esto, und uti legassit, ita ius esto. Damit war das Princip des gefprocenen 
Wortes umd der Wortinterpretation aud) für die Rechtsgeſchäfte ſcharf ausgeſprochen. Na— 
türlich hatte man auch jchon vor den XII Tafeln, bei der Unvolltommenheit der Schrift, 
auf das Wort ein großes Gewicht gelegt, allein die eigentliche Zeit ver feſten Formelbil- 
dung find doch erft die Jahrhunderte nad) den XII Tafeln. 

Die Fortbildung des Rechts hat hiernach in der nächftfolgenden Zeit einen gewiſſen 
formaliftifhen und ſcheinbar engherzigen Charakter. Das Wort der Geſetze, der Proceſſe, 
der Verträge, der Teftamente ſcheint alles zu beherrſchen. Man würde aber irren, wollte 
man darin nur eine fleinliche Buchitabenflauberei jehen. Das eigentlich Treibende find 
ftetö die praftiichen Bedürfniſſe, man ſucht diefen nur durch den Anſchluß an das feite 
Wort eine fihhere gejeglihe Grundlage zu geben. Bon diefem Standpunkte aus hat man 
Die * Hauptrichtungen dieſer Rechtsbildung zu beurtheilen, ſo: 

1) zunächſt die Interpretation der XII Tafeln ſelber. Darunter iſt nicht blos die 
FE der einzelnen Worte und Sätze zu veritehen, fondern auch die Feititellung von 
Rechtsregeln nach venjelben und die Bildung neuer Nechtöjäge aus ihmen. So bildete man 
3 B. das Inteſtaterbrecht durch Interpretation der Worte suus heres und proximus 
agnatus aus, die Ufucapion aus den Worten usus auctoritas, die Emancipation und 
Adoption aus der Beſtimmung über den Verkauf der Kinder u. a. 

2) Die Bildung von Formeln für die verſchiedenen Nechtögeichäfte. Es find For— 
" meln, die einerfeits ſcharf und beſtimmt den allgemeinen Hauptinhalt jedes Geſchäfts feſt— 
ftellten, und andererjeits doch biegfam genug waren, um Zufäge nad) den befonderen Inten— 
tionen der einzelnen Fälle zuzulaſſen, jo bei mancipium und nexum, Stipulation, Erb— 
einfegung, Yegat u, |. w. Daß dabet im ganzen das Prineip der Feftigfeit überwie— 
gend war gegen das der Biegfamkeit, kann nach dem Obigen nicht auffallen. 

3) Die Bildung der Klageformeln fin den Proceß, der ſ. g. legis actiones. Dies 
war bejonderd wichtig. Beim Streite um das Recht war es vor allem nöthig, Daß Die 
Anſprüche genau nnd ſcharf den Gejegen entſprechend formulirt wurden. Nur das Wort 
des Geſetzes und feine weitere Interpretation fonnte und follte ein Recht geben, jomit 
mußte auch jeder Klageanſpruch fich Direct auf einen beſtimmten Ausſpruch des Geſetzes 
gründen, und daher auch genau den Worten des Geſetzes entſprechend formulirt werben. 
Die XII Tafeln festen 3. B. eine Strafe auf arbores furtim caesae. Waren mın 
Weinreben heimlich abgejchnitten, jo durfte man die Klage nicht auf vites succisae for- 
muliren, da davon nichts im Gefege ftand, fondem auf arbores caesae, und man mußte 
dann darthun, daß vites zu ben arbores gehören. ine folche penible Formulirung ift 
natürlich ſchwierig und für den Laien gefährlih, auch hätte die Zulaſſung der beliebigen 
freien Formulirung captiös und für die Nichter verwirrend werden können; deshalb wur— 
den die Formeln allgemein und abftract für alle möglichen nach den Geſetzen zuftehenden 
Rechte aufgeftellt, und fo, dag man dann im einzelnen nothwendig eine von ihnen nehmen 
mußte, nicht approbirte Formeln gar nicht zugelaflen wurden. 

Die gefammmte Rechtsbildung in dieſen drei Richtungen war nun eigentlich Sache 
der Rechtöfunde und Theorie. Sie geſchah indeſſen nicht ſchon in Büchern und Schriften, 
ſondern rein praktiſch im Leben bei den einzelnen Rechtsverhältniſſen felber. Die Träger 
davon waren aber nicht etwa ſchon Nichter, Beamte, Advocaten, fondern ausſchließlich die 
Prieſter, die pontifices. Dieſe hatten von Alters ber theild durch den Kalender, theils 
durdy die Sacramente u. a. eine unmittelbare Betheiligung an der Nechtöpflege, und da 
diefe nody im ganzen vierten Jahrhunderte ausichlieglich in den Händen ber Batricter war, 
fo lag e8 bei der ganzen fonftigen Stellung der pontifices nahe, daß fie ſich vor andern 
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mit dev Rechtskunde im ihrer concreten Anwendung beichäftigten, und Das Volk ſich bei 
ihnen rechtlichen Rath holte. Es lag darin natürlich ein bedeutendes Mittel zur Erhal— 
tung des patricifchen und priefterlichen Einfluſſes auf das Volt, und es ift daher erflärlid, 
daß die Priefter dieſe Rechts⸗ und namentlich Formelkunde als eine Art Geheimwiflen- 
ſchaft zu mahren juchten. Uebertreibung ift es natürlich, wenn die fpäteren Römer jagen, 
das ganze Recht ſei won den Prieftern geheim gehalten, indefjen darf man darum nicht 
die ganze Geheimhaltung überhaupt für eine Fabel erflären. Es ift völlig glaubwürdig, 
wenn erzählt wird, um das Jahr 450 habe ein gewiffer Cnejus Flavius, Freigelaſſener 
und Schreiber des Appius Claudius, dur Veröffentlihung eines Verzeichnifies der Ge— 
richtötage und einer Sammlung von legis actiones, die ev dem Appius entwendet, ji 
beim Volke beliebt gemacht, und man habe die Schrift das Jus Flavianum genannt, 
In Verbindung damit fteht, daß es non dem erften plebejtfchen pontifex maximus, dem 
Tiberius Coruncanius (mm 500), beißt, daß er „primus ius civile publice pro- 
fiteri eoepit“, 

Das geſammte auf diefe Were auf den XII Tafeln umd ihrer Entwidglung be- 
ruhende Recht nannte man fpäter, weil e8 das fpecifiich römische war, vorzugäweile das 
ius eivile (Romanorum). 

8. 16. Dem nationalen Rechte, dem ius eivile, tritt jeit dem fünften Jahrhunderte 
die Bildung eines internationalen Rechts, ius gentium, gegenüber. Veranlaſſung dazu 
iſt theils die Vermehrung des internationalen Verkehres, theild die Auspehmung der römi— 
ihen Herrichaft. Beides rief Gerichtsbarfeit über Fremde (perigrini), d. h. Nichtbürger, 
hervor , und Damit zugleich das Bedürfniß von Nechtsfäten für diefelbe. Die Römer 
hatten urſprünglich, wie alle Völker in früheren Zuftänden, Das volle Princip der Per— 
fönlichkeit des Rechts: jedes Recht it Volfsrecht, nicht Landesrecht, es gilt mur fin den 
Bürger des Volles, nicht für den Fremden im Yande. Der Fremde iſt am fich vechtlos, 
und kann nur unter Schus umd Bertretung eines Bürgers Recht haben. Bei der Stei— 
gerung des Berfehrs war dieſes Princip nicht haltbar. Im Berfehre mit den latintichen 
Städten machte ſich dies zwar noch wenig fühlbar. Bei der allgemeinen Stammesverwandt= 
ſchaft, der politifchen Verbindung und der Gleichheit des nationalen Rechts gab man fich 
allgemeines gegenfeitiged commereium, d. h. volles Verkehrsrecht. Bei andern Bölfern 
erfchten dies aber unthunlich. Man balf fi anfangs durch bejondere Staats: und Hans 
delöverträge, z. B. mit Garthago Thon im J. 245. Ber unterworfenen Städten und Völkern 
gab man auch beſondere Beftimmungen, oder überließ es ber Juſtiz der römiſchen Bes 
amten. Auf diefe Weile fam man allmählig dahin, eine Neihe von Rechtsſätzen anzu— 
nehmen, die man im allgemeinen gleihmäßig bei allen Völkern fand, die man daher als 
ein allgemeines natürliches Recht anfah, was im Zweifel gleihmäßig auf den ganzen Ver— 
tehr der Fremden unter ſich und mit den Römern angewendet werden könne. Die pe 
ciellen Bolfsrechte blieben dann Daneben für die Berhältnifie der Bürger eines Volkes 
unter fih. Man nannte dieſes allgemeine internationale Recht Das ius gentium, und 
verband allmählig die Speculation damit, daß es Durch die naturalis ratio bei allen 
Bölfern hervorgerufen würde, und eben darum aud bei allen neben ihrem fpeciellen ius 
eivile von ſelbſt eine Art fubfidiäre Geltung habe. Eine Folge davon war, daß man 
dann auch umgekehrt fagte, was natürliches Recht ſei, müſſe auch bei allen Völkern gelten, 
wenn auch empirisch die allgemeine Geltung nicht gerade nachgewieſen ſei. Man identifi— 
cirte daher im allgemeinen die beiden Begriffe ius naturale und ius gentium, obwohl 
man im einzelnen, 3. 3. bei der Sklaverei, den Unterfchied nicht verfannte. 

Natürlich konnte es nicht ausbleiben, daß dieſes ius gentium allmählig aud auf 
das römiſche Recht felber einen großen Einfluß ausübte. Es hatte von ſelbſt einen 
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freieren, weniger formaliſtiſchen, natürlicheren und billigeren Charakter. Dies mußte auch 
in Die römiſche Rechtsanſchauung eindringen, und ſich danach auch im inneren yömifchen 
Verfehre geltend machen. Zum Theil geſchah dies ſchon einfach in der römiſchen Ge— 
wohnheit, wie z. B. bei den Verträgen des gewöhnlichen Verkehres, Kauf, Miethe u. a., 
zum Theil wurde es erſt in der Rechtspflege Durch die Berfügungen der Beamten, nament— 
(id der Prätoren, vermittelt. Das prätoriſche Recht beruht zu einem nicht Heinen Theile 
gerade darauf. 

Das jus gentium wurde auf dieje Were das erfte Element, wodurch das römische 
Recht über feine enge Nationalität hinausgeführt ift, und die erfte Grundlage für feinen 
univerfalen Charakter erhalten Hat. Es hatte natürlich als ſolches Feine ſcharfe Grenze, 
jondern war mehr oder weniger mit den Einzelrechten verbunden. Es wäre ſchwer ge- 
weſen, einen feften codex iuris gentium aufzuftellen, auch hat fein römischer Juriſt ver— 
ſucht, ein felbftftändiges Buch darüber zu jchreiben. 

III. Die Gejeggebung des Volkes. 8. 17. Die eigentliche geſetzgebende 
Gewalt ift in Rom in der ganzen Zeit der Republik ftets ausfchlieglich beim Wolfe ges 
wejen und von ihm ganz ummittelbar in Volksverſammlungen, comitia, ausgeübt. Von 
einer Repräſentativ-Verfaſſung, ja nur einer Hinneigung dazu, findet ſich nicht die ges 
ringfte Spur. Selbft Cicero bei feinen philoſophiſchen Reflerionen über Staatöverfaffung 
und Gefepgebung kommt nie auf diejen Gedanfen. Doch hätte es bei der Ausdehnung 
des Bürgerrechts auf ganz Italien nahe genug gelegen. Ein Stimmrecht, zu deſſen Aus— 
übung ganze Städte Hunderte von Meilen reifen mußten, war doch in der That eine voll- 
ftändige Ironie des Stimmrechte, eine reine Fiction. Der nächte Grund der auffallenden 
Erſcheinung lag offenbar in der altrömifchen Yoentität von Stadt und Staat. Die Stadt 
war es, die die Welt erobert hatte, die Stadt follte ihre Herrin bleiben. Nur durch die 
Fiction des ſtädtiſchen Bürgerrechts konnten andere Städte an ihrer Herrichaft Theil neh— 
men, und wenn dabei ihr Einfluß factifch um jo geringer wurde, je weiter fie entfernt 
lagen, jo war das den Machthabern in Nom nur um fo lieber. Eine Repräfentation 
bätte die andern Städte Rom gleichgeftellt, und die ganze National= Tradition gebrochen. 
Indeſſen hätte dieſer Grund eigentlich gerade ein Streben nad; Repräfentation bei den 
anderen Städten hervorrufen müſſen, wovon wir aber auch nichts finden, Der tiefere 
Grund lag daher in der ganzen antiken Anſchauung, daß der Staat nicht ein idealer 
Drganismus ijt, jondern Direct in der Geſammtheit der freien Bürger befteht, daß aber 
Freiheit unmittelbare Selbftbethätigung ift, und daher Stellvertretung in rechtlichen Dingen 
unzuläſſig ericheint. 

Abgejehen hiervon erlitt die Comitialverfafjung im Verlaufe der Republik aber be— 
deutende Veränderungen. Die conjervativen Principien der Servianifchen Genturiatcomitien 
verloren, wie oben gezeigt, mit der Beränderung der Kriegs- und Steuerverhältnifie ihren 
eigentlichen Boden und führten zu einer veinen Geldariftofratie. Ihnen gegenüber wurden 
daher im Kampfe ver Plebgger und Patrieier die plebejiſchen Parteiverfammlungen, bie 
rein demotratiſch nur nach Tocalen Bezirken (tribus) ohne Rüdjicht auf das Vermögen 
georbnet waren, allmählig zu einem allgemeinen Organe der demofratifchen Richtung im 
Staate ausgebildet. Anfangs galten diefe VBerfammlungen nicht als comitia, fondern 
nur als coneiones, ihre Beichlüffe nicht als allgemein verbindliche leges, ſondern nur 
als plebiscita, die nur die Plebejer verpflichteten. Es werden dann aber drei Geſetze 
angeführt, durch die den Plebisciten allgemeine Gefegestraft beigelegt ſei, eine Lex Valeria 
von 306, eine Lex Publilia won 416, und eine Lex Hortensia von 468. Das Ver- 
hältniß diefer drei Geſetze iſt ſehr ftreitig, Das Reſultat unzweifelhaft. Die Ausdrücke 
comitia und lex wurden danach auch bei den Plebisciten angewendet. Indeſſen ver: 
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mochten die Tributeomitien doch nicht Die Alleinberrichaft zu gewinnen und Die Genturtats 
comitien ganz zu verdrängen, vielmehr entitand die fonderkare Eriheinung, daß Jahr— 
hunderte lang diefelbe Bürgerſchaft für ihre Geſetzgebung zwei Arten von Comitien batte, 
die fi nur durch ihre mehr ariftofvatiiche oder demokratiſche Ordnung unterſchieden. 
Ihre Competenz war für die Gejeggebung völlig gleib, es hing nur vom Zufall und 
von den Beamten ab, am welche Comitien- ein Geſetz gebracht wurde; die Conſuln und 
Prätoren brachten fie an die Genturiatcomitien, die Tribunen an die Triburcomttien. 
Daß factiſch die Mehrzahl der gegebenen Gefege aus den Tributcomitien ſtammen, bes 
ruht nur darauf, Daß die Tribunen bei ihrer agitatorifchen Thätigfeit natürlich mehr Ber- 
anlaffung zu Gefegesanträgen hatten, als die meiftens im Kriege beichiftigten Conſuln. 
Im übrigen, für Beamtenwahl und Criminaljuſtiz, blieb die Gompetenz verichteden ; die 
höheren Beamten konnten nur in den Genturiatcomitien gewählt und Gapitalverbreihen 
nur in ihnen abgeurtheilt werden. Die alten Curtatcomitien der Königszeit verloren da— 
gegen in der Republik, entmeder gleich oder jedenfalls bald, ihre politiiche Bedeutung ganz, 
und blieben nur fir gewille Verhältniſſe des alten Sacrulredts. 

Uebrigend Darf man fi den Unterſchied der ariftofratiichen und Demofratiichen Vers 
fafjung der Genturiat= und Tributcomitien nicht zu groß denken. Das Princip der ab- 
joluten Demokratie, daß Ichlechtbin die Mehrzahl aller Bürger entjcheivet, wie in Athen 
und heutzutage in der Schweiz umd bei Napoleons ſ. g. Plebisciten, war in den Tribute 
comitien und bei den römiſchen Plebisciten nicht. Die Abftimmung geſchah ftet3 nad 
tribus, und fonnte daher, wie bei jeder Abftimmung nach Abtheilungen, Leicht dahin 
führen, daß die Majorität der Tribusftunmen feineswegs der Mehrzahl ſämmtlicher 
Einzelftimmen entiprad. Die Tribus maren Bezirke, in die Das eigentlich römiſche Gebiet 
eingetheilt war. Ihre Zahl wurde bei der Vergrößerung defielben bis zum 3. 513 all» 
imählig bis auf fünfunddreißig ausgedehnt, vier für die Stadt und einunddreißig fir das 
Land. Später wurden feine neuen Tribus ınchr gemacht, jondern die neuen Bürger in 
die alten Tribus vertheilt, da jonft die entfernten Tribus leicht nur durch wenig an— 
weiende Bürger hätten vertreten werben, umd auch Leicht ein Uebergewicht bitten erlangen 
können. Für möglichſt gleiche Vertheilung der Bürger in die Tribus hatten die Genforen 
zu ſorgen. Nur die freigelaffenen Sflaven wurden, als die Zahl der Sklaven und ver 
Freilaſſungen fi im fünften Jahrhunderte jehr vermehrte, zur Verhinderung der Ochlo— 
kratie ſämmtlich auf die vier ſtädtiſchen Tribus beichräntt. 

Andererſeits wurden and) die Genturiatcomitien etwas in demofratifcher Richtung refor— 
mirt. Die alten Genturienzahlen wurden aufgehoben, und jeber Klaſſe eine gleiche Gen- 
turienzahl gegeben. Man verband nämlich das Klaſſenſyſtem mit den Tribus. In jeder 
Tribus wurden die fünf Klaſſen befonders unterfchieven, jede mit zwei Genturien, senio- 
rum und juniorum. Das Princip war nun einfach, daß Die reicheren und die älteren 
trog ihrer geringeren Kopfzahl doch gleiche Genturienzahl mit den ärmeren und jüngeren 
baben jollten. e f} 

$. 18. Die Iegislative Thätigfeit der Comitien war eine fehr lebendige, Die Tri— 
bunen namentlich ließen nicht Leicht eine Gelegenheit zu Gejetesvorjchlägen worübergeben. 
Dod) hatte die ganze Thätigkeit wefentlih einen politifhen Charakter, und die Gejege be: 
trafen daher vorzugsweie die polttiihen Verhältniſſe und das öffentliche Hecht. Das Bri- 
vatrecht überließ man der Gemohnheit und den Prätoren, und nur wo politische Intereſſen 
mit ind Spiel kamen, griff man auch bier mit Gejegen ein. So find in der ganzen Zeit 
der Republik über Eigenthum und dingliche Rechte, auch Pfandrecht, feine weiteren Geſetze 
gegeben, als ein paar über Ufucapion von geftohlenen und geraubten Sadyen und Servi— 
tuten. Bon den Verträgen find über Darlehn, Zinfen und Bürgfchaften eine ganze Menge 
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Gelege, außerdem nur wenige über Schenkungen, Wetten und Spiel. Ueber Familienrecht 
ift aus der Republif nur Die Lex Maenia de dote, von Anguftus das große Ehegeſetz, die 
Lex Julia et Papia Poppaea. Ueber Vormundfchaft zwei Gejege, Einführung der Dativ- 
Tutel und der cura minorum. Ueber Erbrecht die Lex Voconia zur Beichräntung des 
Erbrechtẽ der Frauen, und drei Gejege über Beichränfungen der Legate, Darunter Die Lex 
Faleidia. Bergleicht man Dies mit der Mafje der prätorifchen Edicte über alle Theile 
des Privatrechts, jo zeigt ſich der Grund der geringen Zahl ver Geſetze von jelbft. 
Häufiger find fie im Civilproceſſe. Hier haben fie neue Procefarten (legis actiones) 
eingeführt, alte ausgedehnt, zulegt die Legis-Actionen ganz aufgehoben, das Geſchwornen— 
wejen geordnet u. a. Noch häufiger find fie im Strafrechte und Strafproceffe, namentlich 
am Ende der Republit, wo durch Sulla, Pompejus, Cäſar, Auguftus die Comttialjuftiz 
aufgehoben und durch Schwurgerichte erjetst wurde, aber nicht allgemein, ſondern durch 
beſondere Gelege für die einzelnen Arten der Verbrechen. 

$. 19. Die äußeren Formen der Geſetzgebung waren folgende. Die Imittative 
zu den Gelesen war rechtlich ausſchließlich bei den Beamten, factifch konnte allerdings 
ftet8 auch der Senat die Beamten, wenigſtens die Confuln und Prätoren, dazu veranlaflen. 
Den Geſetzentwurf mußte ſtets der Beamte ſelbſt abfaſſen oder durch andere abfaſſen laſſen. 
Factiſche Regel war dann, daß der Entwurf im Senate zur Vorberathung eingebracht 
wurde, rechtlich nöthig war es nicht und keinenfalls konnte die Mißbilligung des Senats 
die Volksabſtimmung hindern oder ungültig machen. Der fertige Entwurf mußte drei 
Wochen lang öffentlich ausgehängt werden. In den Comitien felber konnte zunächſt Jeder— 
mann Reden für oder wider das Geſetz halten, die Abſtimmung war dann aber nur ein— 
fahe Annahme oder Berwerfung des ganzen Geſetzes, Amendements waren nicht zuläffig. 
Mit dem Beichluffe trat das Geſetz von ſelbſt in Kraft, nicht erſt mit der Publication. 
Es wurde aber ftets in Erztafeln, eine oder mehrere, gravirt, eine Zeit lang auf dem 
Forum aufgeftellt und dann im Archive (tabularium) deponirt. Die Faſſung war, daf 
zur Einleitung die NRogation des Beamten, der Beſchluß des Volfes mit Zeit und Ort, 
und die Tribus und der Bürger, die zuerft geftinunt hatten, angeführt wurden, dann 
kamen ohne weiteres die einzelnen Beitimmungen in befehlendem Imperativ oder Conjunctiv, 
zum Schluffe fonnte eine sanetio, d. h. Beſtimmungen über Geltung und Ausführung 
des Geſetzes, beigefügt werden. Die Sprade war im der früheren Zeit kurz und ges 
drängt, Tpäter pedantiſch vorfichtig, langſtylig und ſchwerfällig. Benannt wurden, die Ges 
fege nach dem oder den Beamten, die fie beantragt hatten. 

Auf uns gefommen ift von den Geſetzen der Republik meiftens nur der Name und 
längere oder kürzere Angaben des Inhalts bei den Schriftftellern, juriſtiſchen und nicht» 
juriſtiſchen. Den Wortlaut haben wir ganz vollftändig nur von einem einzigen Gefete,!) 
häufiger find Citate einzelner Säge oder Worte. Von den alten Erztafeln find aber nur 
von wenigen aus dem fiebenten und achten Jahrhunderte einzelne Bruchſtücke der allge 
meinen Zerftörung entgangen und wieder aufgefunden. ”)- Die wichtigften find fieben Stücke 
von einer Tafel, auf deren einer Seite eine Lex Acilia repetundarum, auf der andern 
eine Lex agraria ftand, eine Tafel von einer Lex Rubria de civitate Galliae Cis- 
alpinae, und eine Tafel von Cäſars Städteordnung, der Lex Julia muniecipalis, 

IV. Die Edicte der Beamten $. 20. Es iſt ſchon oben bemerkt, daß die 
Volksgeſetzgebung ſich mit dem Privatrechte wenig befaßt habe, deſſen Weiterbildung viel- 





i) Lex Quinctia de aquaeduetibus vom 3.9». Chr. bei Frontinus de aquaeductibus, c. 129. 
”, Die vollftändigfte Zuſammenſtellung ift von Mommſen im Corpus inscriptionum lati- 
narum. Vol. I, p. 43— 127 
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mehr der Gewohnheit und der Fürſorge der Beamten, namentlich der Brätoren, überlafier: 
blieb. Dieſe prätoriſche Rechtsbildung ift etwas höchſt eigenthümliches, ohne alles Seiten- 
ftüd bei andern Völkern, aber einer der Grundpfeiler der Größe des römischen Rechts. 
Zu ihrem Verſtändniß muß man von der allgemeinen Einrichtung der damaligen römischen 
Rechlspflege und der Stellung des Prätors in derjelben ausgehen. 

Die Rechtspflege im eigentlichen römiſchen Bürgerftaate, abgejehen von den unters 
worfenen Völkern, war von der heutigen weſentlich verſchieden. Von einer Mehrheit von 
Richtern oder Gerichten neben und übereinander und einer befondern höchſten Juſtizleitung 
war gar feine Rede. Man hatte, abgefehen von der Polizeijuſtiz der Aedilen, überhaupt 
nur einen einzigen Juſtizbeamten, den Prätor, daneben dann nur die Gefchwornen. Diefer 
Prätor hatte aber eine Stellung, wie fie in unferer Yuftizverfaffung gar keine Analogie 
findet. Er hatte einerjeitS eine Macht, wie bei uns fein Yuftizminifter, denn er war 
collega consulum und hatte wie Diefe das volle imperium, andererfeit8 hatte er weniger 
Gewalt wie ein heutiger Bagatellvichter, denn er mußte zwar jede, aud) die Hleinfte Sache 
annehmen und inftruiven, durfte fie aber nicht ſelber entjcheiven, jondern nur an die Ge— 
ſchwornen überweiſen. 

Auf dieſem Boden erwuchs das prätoriſche Recht. Der Prätor war zwar an ſich 
bei der Rechtopflege auf die Einhaltung und Ausführung der Geſetze verpflichtet und be— 
eidigt. Allein Daneben war er durch fein imperium befugt und befähigt, jede Maßregel 
und Verfügung anzuordnen und nöthigenfals mit Gewalt durchzuſetzen, die ihm paſſend 
erſchien, jofern er nur nicht durch eine Interceffion von einem andern Beamten, naments 
Lich einem Tribunen, daran verhindert wurde. Eine Anklage beim Volke war zwar auch 
möglich, aber dod immer erſt nach Beendigung feines Amtes. Im den erften beiden 
Iahrhunderten nach den XII Tafeln, in der Zeit des Kampfes der beiden Stände, wo 
man eiferfüchtig am Buchftaben des Geſetzes fefthielt, und die firengen Formeln der Legis— 
Actionen jeden Eingriff fait unmöglich machten, konnten die Prätoren zwar nicht Leicht 
‚beveutende Neuerungen einführen. Indeſſen ift der Begriff der Ausführung der Geſetze 
doch immer ein ziemlich dehnbarer, namentlich bei Geſetzen von folder Unvolftändigfeit, 
wie zum Theil die XII Tafeln. Gewiſſe Anfänge der prätorifchen Rechtsbildung mögen 
daher ſchon in dieſe Zeit fallen. Vom fechsten Jahrhunderte an aber gewöhnte man fich 
allmählig am eine freiere Auffaffung der prätorifchen Thätigfeit. Die große Veränderung 
der · Pebensverhältniffe durd die Vermehrung des Verkehres und die Ausdehnung des 
Staateö, jo wie das Eindringen der Ideen des ius gentium, lichen die alten Geſetze alle 
mählig al8 unzureichend, den Rigorismus der Form und des Buchftabens als unerträglich 
ericheinen. Fortwährende Gefeßgebung über alle die zerftventen einzelnen und Fleinen Fra— 
nen der täglichen Nechtöpflege war gar nicht möglich. Biel paflender erſchien es daher, 
alles dieſes der freieren Anordnung der Prätoren zu überlaffen. Gegen Willkür und 
Mißbrauch hatte man in dem ganzen öffentlichen Leben, den Geſchwornen, der Interceſſion, 
der kurzen Amtsdauer und der Anklage nach derjelben eigen ausreichenden Schuß. Das 
her wurden Durch ein Geſetz, Die Lex Aebutia, Die ftrengen Formeln dev Pegis-Actionen 
bei der Orbinirung der Proceffe fir unnöthig erklärt, der Prätor ermächtigt, ſelber jedes— 
mal nach den Verhandlungen der Bartei eine Feftftelung der Hauptftreitpuntte zur Inſtruc— 
tion für den Geſchwornen ſchriftlich aufzufegen (formula), und demgemäß die Nechtöpflege 
zu handhaben. Bon da an entfaltet fidy die vechtöbildende Thätigfeit der Prätoren mit 
größerer Freiheit. Sie geftalten nicht nur den ganzen Proceß dem neuen Principe gemäß 
nm, Sondern greifen num allmählig auch in das materielle Necht jelber ein, und zwar obne 
die Grenze der alten Geſetze genau einzuhalten. Wo das praftiiche Bedürfniß des Yebens, 
die veränderten Verhältniſſe, die freieren Rechtsanſchauungen es fordern oder es als 
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paſſend und volksthümlich erjcheinen laſſen, fchreiten fie mit neuen Anordnungen und 
Verfügungen ein. Sie ftellen neue Klagerechte auf, laſſen Einreden zu, ertheilen Reſti— 
tutionen, ordnen die Erbverhältniffe u. ſ. w. 

Der formelle Rechtsgrund zu diefer ganzen Thätigkeit Tag in ihrem imperium, 
Zugleid lag darin aber aud ihre Schranke. Sie hatten feine Geſetzgebungs- fondern 
nur Amtsgewalt. Site konnten daher feinen Cat der Gefege, und darum auch fein ein= 
zelnes gefetzliche® Recht, eigentlich umd direct aufheben, und ebenfo wenig eine neue Bes 
ſtimmung mit eigentlich geſetzlicher Kraft einführen, beides konnte nur das Boll. Sie 
tonnten nur Berhältniffe factiich Jo behandeln und fehügen, wie wenn fie gejetliche wären, 
oder umgefehrt gefetsliche, wie wenn fie ed nicht wären, 3. B. konnten fie Niemanden 
zum eigentlichen heres oder dominus machen, der es dem Gefege nach nicht war, wohl 
aber konnten fie einem folden den Befig der Erbſchaft oder Sache zufprechen und ihn 
wie einen heres oder dominus darin fügen. Der Unterfchted ſcheint allerdings jehr 
formaliſtiſch, indeſſen ift tm Nechte die Form immer von großer Bedeutung, und auferbem 
fnüpften fich daran won jelbit auch allerlei materielle praktifche Verſchiedenheiten, 3. B. im 
Erwerbe, in den Wirkungen, der Verjährung u. a. So entftand dadurch ein ganz eigen= 
thümlicher Gegenfag von cieilem und prätoriichem Rechte, der ſich durch Das ganze Nechts- 
ſyſtem hindurch zog, und eine Menge von eigenthümlichen Verwicklungen und Schwie— 
rigfeiten mit fi führte. Man unterſchied civiles und prätoriiches Eigenthum, Obligation, 
Klage, Erbrecht u. f. w. Im allgemeinen vertritt dabei das Givilrecht das Princip des 
formellen und ftrengen Rechts (us strietum), Das prätorifche das der Billigfeit (ius 
aeguum), ded natürlichen Rechts und des ius gentium. Die Prätoren mildern den 
formellen Rigorismus des Civilrechts, indem fie Erveptionen gegen unbillige lagen, Res 
ftitutton gegen unbillige Berlufte einführen, durch Fiction der civilen Erforderniffe die 
civilen Klagen in billiger Weiſe ausdehnen und auf formlofere Berhältniffe übertragen 
u. ſ. w. Indeſſen ftehen ihre Beftimmungen keineswegs immer in einem eigentlichen 
Gegenſatze zu den civilen, jondern dienen vielfach nur dazu, fie zu fichern und zu für 
dern oder zu ergänzen und weiterzuführen. Die Römer fagen daher, das prätorifche 

Recht jet juris eivilis adiuvandi, supplendi vel corrigendi gratia eingeführt, es fei 
aber jelber eine viva vox iuris eivilis. Vielfach Hat aber der Unterfchied der civilen 
und prätoriichen Form in den Verhältniffen ſelbſt gar feinen inneren materiellen Grund, 
fondern beruht eben nur auf der Zufälligfeit der prätoriichen Entſtehung. Daher find 
auch eine Menge prätoriſcher Nechtsfäge und Einrichtungen fpäter won der ciwilen Geſetz— 
gebung adoptirt und weitergeführt, und dadurch völlig in das Civilrecht aufgenommen, jo 
namentlich im Erbrechte. Dem heutigen Nechtsbemußtfein ift der ganze Gegenfag als 
folher daher überhaupt fremd, er Hat bei und weder in die Gemohnbeit, noch in die 
Geſetzgebung Eingang gefunden, jondern lebt nur in der gefehrten Behandlung des römi— 
ſchen Rechtes fort. 

$. 21. Die äußere Form, in der die Prätoren ihre neuen Rechtsſätze einführten, 
war die der Edicte. biete hießen überhaupt alle öffentlichen Bekanntmachungen der 
Beamten, ohne Unterſchied, ob ſie ſich auf Verwaltung oder Juſtiz bezogen, und ob ſie 
dauernde allgemeine Verordnungen enthielten oder nur Verfügungen für den einzelnen Fall. 
Sie wurden in der Regel auf Holztafeln auf dem Forum aufgeſtellt. Durch ſolche Edicte 
machten nun auch die Prätoren ihre neuen Anordnungen bekannt. Dem Inhalte nach 
waren Dies eigentlich Geſetze, allein da der Prätor feine Geſetzgebungs- ſondern nur 
Amtsgewalt hatte, jo unterfchteden fie fi) von den Geſetzen wejentlich Dadurch, daß fein 
Prätor feine neuen Beſtimmungen als dauernde Geſetze in der Form des objectiven Im— 
perativs ausſprechen konnte, ſondern daß jeder ſtets nur ſubjectiv erflären konnte, was 
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er während feines Amtes thun werde; er konnte 3. B. nicht Jagen familiam habeto, jon= 
dern nur bonorum possessionem dabo, nidt dupli poena esto, jondern nur in 
duplum iudicium dabo, Daraus folgte von felbit, daß der Nachfolger im Amte nie 
an die Ediete feines Vorgängers gebunden war. Er konnte fie nach Belieben verwerfen, 
oder ändern oder aud) annehmen. Indeſſen verſteht fich von felbit, dar wenn ein Ediet 
Beifall beim Volke gefunden hatte, der Nachfolger es beibehielt, und daß die zweckmäßigen 
Edicte daher allmählig ganz feſt immer von einem Prätor auf den andern übergingen 
(edieta tralatitia). Auf diefe Weife vereinigte die Edietsform die Vortheile der Geſetz— 
gebimg und des Gewohnheitsrechtes, die Feſtigkeit und die Bemeglichteit, in einer ganz 
merkwürdigen Weile. Einerfeits traten die Rechtsſätze gleich in der beitimmten Form der 
feften Vorjchrift hervor, andererſeits hing ihre Dauer ganz davon ab, daß fie dem Bes 
wußtfein und ven Bedürfniſſen des Voltes entſprachen. Sie waren der beftändigen Prüfung 
des Lebens unterworfen, und fonnten jederzeit ohne die geringfte Weitläufigkeit verbeſſert 
oder befeitigt werden. Cicero nennt die Edicte daher einerfeitd leges annuae, während 
er fie andererfeit$ wieder zu dem eonsuetudinis ius rechnet. 


Im einzelnen wiflen wir über die Entftehung der einzelnen Edicte nicht viel, nur 
ſehen wir, daß fich ſchon früh eine gewiſſe Maſſe anſammelte, die einen feften Grundſtock 
bildete, der unverändert won einem Prätor auf den andern überging, daher das edietum 
perpetuum de Prätord genannt wurde, und an den fich dann im Yaufe der Jahrhun— 
derte die neuen Edicte anſchloſſen. Die weitere Gejchichte davon gehört aber erft ver 
folgenden Periode an. 


Aehnlich wie der Bürgerprätor, der praetor urbanus, fonnten auch die übrigen 
Yuftizbeamten in ihrem Kreife Ediete erlaffen, jo der praetor peregrinus, die Aedilen und 
die Provinzialbeamten. Die Edicte der letzteren, die edieta provincialia, erftredten jich 
jedody bei der vollen Verbindung von Juſtiz und Aominiftration im den Provinzen in der 
Hegel über die ganze Provinzialverwaltung, namentlich auch das Finanzweſen. Im Nechte 
nahmen fie die Edicte der beiden Prätoren in Rom möglichit zum Mufter und wurden 
auf dieſe Weife ein Hauptmittel zur allmähligen Romanifirung des Rechts der Pro- , 
vinzialoölfer. 


V. Die Wiffenfhaft. $. 22. Die reichere Entwidelung des Rechts feit dem 
ſechsten Jahrhunderte rief allmählig auch die Anfänge einer wiſſenſchaftlichen Behandlung des 
Rechts hervor. Die Römer fnüpfen ihren Ausgang an den Eintritt der Plebejer in den 
Pontificat. Damit wurde die alte Geheimfunde gebrochen. Gleich von den erften plebe- 
jiichen Pontifex maximus, Tiberius Corumcanius, heißt «8, daß er zuerft öffentlich Rath 
und Belehrung in Rechtsſachen ertheilt habe. Bon da an wurde diejes bald allgemein. 
Wer Neigung und Fähigkeit dazu fühlte, beichäftigte ſich damit; es war ein Mittel, 
Anfehen und Beliebtheit beim Volke zu erlangen. Von einem Scipio Nafica (563 Cons 
Jul) wird erzählt, daß er vom Senate ein Haus an der via sacra bekommen babe, „quo 
facilius consuli posset“; von einem C. Figulus, daß er ſich dadurd für das Confulat 
babe empfehlen wollen, und daher, als er e8 nicht erlangt, die Rath ſuchenden mit ben 
Worten abgewieſen habe: „consulere vellent, consulem facere nollent“. Die Thätig— 
teit war anfangs überwiegend eine praktiſche, Ertheilung von Gutachten in Rechtöfällen 
(respondere), Rathſchläge für vorfihtige Abfaffung von Nechtögeichäften (cavere), Sady- 
waltung in Procefien (agere, postulare), Mit der praftifchen Thätigkeit wurde aber in 
der Regel Belehrung für Yernbegierige (auditores) verbunden, und daneben fing dann 
auch die Abfaſſung von Büchern an. Wir haben von der Entwidelung der Rechtswiſſen— 
Ihaft und Yiteratur der Republik einige genauere Nachrichten Durch die kleine Rechts— 
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geichichte von S. Pompontus aus Hadriand Zeit, die in die Pandekten mit aufgenommen 
ft. Daraus laffen fich folgende Hauptitufen der Entwidelung entnehmen. 

Das ältefte Buch, was Pomponius die cunabula juris eivilis nennt, find die ſ. g. 
Tripertita des ©. Aelius Catus (ius Aelianum) aus der Mitte des VI. Jahrhunderts, 
die die XII Tafeln nebſt Interpretation und Legis-Actionen enthielten. Als die eigent= 
lichen Begründer der Rechtswiſſenſchaft, „qui fundaverunt ius civile,“ d. h. die zuerft 
Nechtöfragen abjtract behandelten, nennt Pomponius erft drei Juristen vom Ende des 
VI. Jahrhunderts, Mucius, Brutus und Manilius Ein eigentlides Syſtem des Civil— 
rechts wurde erft nach der Mitte des VII. Yahrhunderts von Q. Mucius Ecäivola auf: 
geftellt, ius eivile primus constituit generatim redigendo, und die Begründung ber 
eigentlichen juriftiichen Dialektik ſchreibt Cicero erft feinem Freunde Serv. Sulpicius zu. 
Damit war die Entwidelung einer wirklichen Wiſſenſchaft vollendet, ihre eigentliche Blüthe— 
zeit und ihre volle Beherrichung des gefammten Rechtes tritt dann in der Kaiſerzeit ein. 

Bon allen jenen älteren Schriften ift aber auf uns nichts als einzelne Gitate und 
Notizen bet andern Schriftſtellern gekommen.) 

Dritter Abſchnitt. Das republikaniſche Kaiſerthum. Einleitung. 
$. 23. Die Nechtöbildung der Kaiferzeit hat einen weientlid andern Charakter, als die 
der Republik. Der Grund dazu liegt nicht nur in der veränderten Verfaſſung und Ein- 
richtung des ganzen Staats, fondern hauptſächlich in der vollftändigen Veränderung der 
Aufgabe, die der weiteren Rechtsentwidelung jett durch die Verhältniſſe jelber geftellt 
wurde. Bis zum Ende der Nepublit waren die Hauptgrumdlagen des gefammten Rechtes, 
namentlich des Privatrechtes, im ius civile, gentium und praetorium ziemlich vollſtän— 
dig gelegt. Es handelte ſich jegt weniger mehr darum, neue Rechtsbegriffe und Verhält— 
niſſe und eigentlich neue Principien aufzuftellen, als die vorhandenen in der entiprechen- 
den Weife auszubilden und weiter zu geftalten, und zwar in zwei Hauptrichtungen : 

1) Zunächſt mußten die allgemeinen Principien, die in den Gefegen, Edicten und 
Gewohnheiten meiftens nur kurz, abftract und allgemein enthalten waren, für ihre An= 
wendung auf die einzelnen, concreteren und verwidelteren Fälle des Yebend mehr ins ein= 
zelne und feinere Detail entwidelt und zu ihren tieferen Confequenzen weiter geführt were 
den. Dazu mußten die Princtpien felber ſchärfer beftimmt und abgegrenzt, in ihrer Bes 
ziehung und ihrem Gegenfage zu anderen feitgeftelit, und im ihrer organtichen Verbindung 
zu einem Ganzen abgerundet werden. Dies auszuführen war natürlich nicht Sache der 
Geſetzgebung, ſondern eine Aufgabe, die nur in ftetem Kampfe der Meinungen und unter 
den Erfahrungen des täglichen Yebens von der Wiſſenſchaft und Praxis in entiprechender 
Weife gelöft werben konnte. Demgemäß nimmt in der Katjerzeit im Anfange zunächſt die 
Rechtswiſſenſchaft die Hauptftelle in der ganzen Rechtöbildung ein, Daneben dann die Prarig, 
namentlich in den Enticheidungen der kaiſerlichen Juſtiz. 

2) Außerdem mußte das Recht bei der fich jet Bildenden einheitlichen Geftaltung 
des Reiches und der gleichmäßigen Verbindung aller Völker deffelben einer größeren inne— 
ven Einheit und einer gewilien Univerfalität feines Charakters entgegengeführt werben. 
Der alte Gegenſatz von herrfchenden Bürgern und beherrichten Peregrinen verichwand, alle 
wurden gleichmäßig beherricht, aus den freien Bürgern wurden nur mehr oder weniger 
gedrückte Unterthanen. Caracalla gab allen freigeborenen Unterthanen des Reichs gleichmäßig 
das volle römiſche Bürgerrecht, hauptfüchlich zwar nur wegen der gleichen Beſteuerung, doch 
war damit von ſelbſt auch das Princip der Rechtseinheit für das ganze Reich aufgeftellt. 


) Aufammenftellung in: Huschke, iurisprudentiae anteiustinianae quae supersunt, 
p. 1— 50. 
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Zwar ſchloß das Bürgerrecht eigentlich eine Nechtöverfchievenheit nicht aus; indeſſen vers 
loren die Nationalrechte der einzelnen Völker damit ihren alten fpeciellen Boden. Die neuen 
Bürger mußten eine Ehre darin fehen, als Bürger ver Stadt Nom, der „communis 
patria“, nach deren Recht beurtheilt zu werden, Die Beamten ließen fich jedenfalls nicht 
leicht mehr auf etwas anderes als die römiſchen Geſetze, Edicte und juriftiichen Bücher ein, und 
die Kaiſer machten vollends feine Unterfchteve mehr. Dazu kam die Einführung des, Chris 
ſtenthums, durch welches natürlich in allen religiöfen Beziehungen, namentlid Ehe und 
Familienrecht, won felbft alle BVerfchievenheiten aufgehoben wurden. Alles dies machte, 
daß man im Laufe des vierten Jahrhunderts die Durchführung einer faft abjoluten Rechts— 
einheit durch alle Provinzen des Reiches nehmen fann. 

Natürlich war fie nicht ohme bedeutende Veränderungen im römiſchen Rechte jelber 
möglich, tbeils ſchon als VBorausfegung der Vereinigung, theild als Folge des Einfluffes, 
den jegt die fremden Bölfer auf die weitere Gmtwidelung des römiſchen Rechts gewinnen 
mußten. Das fpecififch altrömifche Element des ius civile mußte beichränft, das univers 
jale des ius gentium und praetorium ausgedehnt, beide möglichjt vereinigt werden. Dieje 
Aufgabe auszuführen, war wieder Sade der Gefeßgebung, und zwar einer abjolut über 
allen Völkern ftehenden, durch fein Stammesintereffe gebundenen, alle mit eiſerner Macht 
zufammenzwängenden. Dies ift die Geſetzgebung der fpäteren Kaiferzeit. Den Wende— 
punkt dafür bildet die Vollendung des formellen Abfolutismus durch Dioclettan und Con— 
ftantin, die Ueberführung der Katferrefivenz von Nom nad Conftantinopel und die Er: 
bebung des Chriftenthums zur Staatöreligion. 

1. Gefeßgebung. $. 24. Der Uebergang der Republit in die abjolute Monar- 
hie war in Rom fein plöglicher und ſchroffer Umſturz, fondern eine allmählige Umwand— 
lung. Die Republit war in den Bürgerkriegen zu einer Unmöglichkeit geworden. Schon 
Julius Cäſar wuhte daher den republifaniichen Formen großentheils monarchiſche Prin— 
cipien und Nichtungen unterzulegen. Noch umfaffender that dies Auguftus. Allein voll: 
ftändig die republikaniſchen Formen zu bejeitigen, wagte auch ev nicht. Die kaiſerliche 
Gewalt beftand auch bei ihm formell nur in der Vereinigung der verfchiedenen Hauptännter 
der Republif, ihrer Verlängerung auf Yebenszeit, und einzelnen befonderen Privilegien, 
namentlich dem imperium perpetuum. Die eigentliche höchſte Stantsgemalt, namentlich, 
die Geſetzgebung umd die Beamtenwahl, behielt dem Namen und der Form nad) das Bolt 
und der Senat. Auguſtus gab alle feine Geſetze noch durch das Bolt und die Comitien. 
Selbſt die Verwaltung der Finanzen und der Provinzen z0g er nur zum Theil an 
fich, ev unterſchied aerarium populi mit Senatsverwaltung und fiseus Caesaris, und 
ebenjo Provinzen des Bolfs und des Kaiſers. 

In der Theorie blieb dies auch unter den folgenden Katfern jo. Noch unter Ha— 
drian fprechen die Juriften das Dogma von der Voltsfouveränetät aus, daß die Gelege 
nur gälten, weil fie durch den Willen des Volles angenommen feten, noch unter Severus 
gründet Ulpian die Kraft der kaiſerlichen Conftitutionen darauf, daß das Bolt fein im- 
perium auf den Kaiſer übertragen habe, Praktiſch und der Sache nach ftedte freilich unter 
allen diefen Formen lediglich die reine Monarchie. Senat wie Beamte waren ſchon unter 
Auguftus faſt nur Werkzeuge feines Willens, vollftändig wurden fie es unter feinen Nach— 
folgern. Die ganze Berfaffungsgeichichte der folgenden Zeit befteht daher eigentlich nur 
darin, den faiferlidien Abſolutismus auch in den Staatsformen vollftändig zum Ausdrucke 
zu bringen, und die republifanifchen Formen vollftindig zu befeitigen. Vollendet wird 
dies erſt Durch Divcletian and Gonftantin. Den erften Hauptichritt dazu machte aber 
ſchon Tiberius durch die Befeitigung der Comitien bet den Wahlen und Gefegen. Co- 
mitia e campo ad patres transtulit, jagt Tacitus von ihm. Die Volksverſammlun— 
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gen waren zwar nicht eigentlich mehr gefährlich, konnten aber doch unter Umftänden recht 
unbequem fein, wie Auguftus nod erfahren hatte. Darum wurde angenommen, die alt= 
übliche Borberathung und Empfehlung des Senats genüge, er drüde den Volkswillen aus, 
der formellen Zuftimmung bedürfe es nicht mehr. Der Voltsbefchluß wurde auch nicht 
etwa fingirt, jondern geradezu ganz weggelaffen. So zieht ſich die Gefepgebung vom 
Volke erft in den Senat zurüd, fpäter dann weiter vom Senat in den Kaiſer. Das 
Senatusconfult wird danach von Tiberius an bis zu den Seweren die feite Form der Ge- 
feßgebung. Eigenthümlich daber ift, daß die alte Form, daß der Senat nicht befichlt, 
fondern nur meint, väth und empfiehlt, (censet, videtur, placet) ſtets feitgehalten 
wurde. Der abjelute Imperativ der Volksgeſetze verfchwindet daher vorläufig ganz aus 
ver Geſetzgebung, und wird erſt fpäter durch das iubemus und sancimus des abfoluten 
Kaiſerthums wieder hergeftellt. 

Natürlich war diefe ganze Senatsgefeggebung im Grunde nichts anderes als faifer- 
liche. Der Kaiſer wählte, berief und verftieg die Senatoren, und machte in der Regel 
durch Reden (oratio) die Anträge zu den Geſetzen, und natürlich wagte der Senat 
nie dem feften Willen des Kaiſers entgegenzutveten. Zwar fonnten auch die Conſuln Au— 
träge ftellen, aber natürlich auch nie ohne, oder gar wider den Willen des Kaiſers. Kein 
Wunder, daß man im Bolfe allmählig vom Beſchluſſe des Senates ganz abftrahirte, und 
die oratio des Kaiſers ohne weiteres als das Gefet bezeichnete. Cine Zeit lang wechfeln 
noch beide Ausprüde, ſeit Severus am Ende ded zweiten Jahrhunderts wird nur noch 
die oratio genannt. 

Dem Inhalte nach beichräntte fich Die Geſetzgebung diefer Zeit durdy Leges, Sena- 
tusconsulta und Orationes auf wenige Gebiete des Rechts. Der Schwerpunft der Rechts— 
bildung lag eben in der Wiljenichaft und Praxis. Jene Gebiete find zunächſt die, welche 
Auguftus bei feiner Ueberführung der Nepublit in die Monarchie neu geordnet hatte, näm— 
lih Strafrecht und Strafproceß, das Necht der Freilaſſungen und der Freigelafjenen, und 
namentlich das Eherecht, bei dem Auguftus in der großen Lex Papia Poppaea der ein: 
geriffenen Sitten=, Ehe: und Kinderlofigkeit einen Damm entgegengefegt hatte. Außer 
dem find im Erbrechte, beſonders über Inteſtaterbrecht und Vermächtniffe, mehrere wich- 
tige Senatusconfulte gegeben. Sonft aber finden ſich nur mehr vereinzelte Beſtimmungen, 
wie 5. B. das Se. Velleianum über die Bürgichaften der Weiber, dad Macedonianum 
über die Darlehne der Hausföhne, die Oratio Severi über die Veräußerung der Mindel- 
güter u. a. Auf uns gefommen find alle diefe Gefege faft nur in Gitaten und Relatio- 
nen in den Pandekten und andern Schriften, nur wenige in den alten Erztafeln, wie 
namentlich Stüde von der Lex de imperio Vespasiani !) und von Domitians Stadt- 
rechten fir die Städte Malaga und Salpenja in Spanien. ?) 

8. 25. Aud nur noch ald eine indirecte Form der kaiſerlichen Gefeßgebung find 
in dieſer Zeit die Edicte der Prätoren anzuſehen. Die Yuftiz der Prätoren dauerte zwar 
an fich in der alten Weife fort, und ebenjo auch ihr Necht, neue Evicte zu erlaflen, auch 
ftamımen unzweifelhaft manche Evictöfäge gerade aus diefer Zeit, namentlich find manche 
correctoriſche Edicte mit directeren Eingriff im die Gefete, befonders im Erbrechte, wohl 
gerade erſt durch die Faiferliche Auctorität möglich geworden. Indeſſen war eben dieſe 
kaiſerliche Auctorität, die alles beherrſchte und nichts Selbftftändiges neben fich duldete, 
bald auch in der Nechtöpflege das allein Mafgebende. Die Prätoren wurden wie alle 
Beamte Diener des Kaiſers, und da gerade die Juſtiz ſtets eine beſondere Liebhaberei der 





) Bei Haubold, monumenta legalia, p. 221. 
2, Erſt im 3. 1851 in Malaga aufgefunden, Ausgabe von: Mommſen, Die Stadtrechte 
der latinifhen Gemeinden Salpenja und Dialaga. Die Zweifel ihrer Echtheit find obne Grund. 
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Kaiſer war, jo hörte die lebendige freie und volksthümliche Rechtsbildung der Prätoren 
bald auf. Ihre Zeit war ohnedies eigentlich vorbei. Ihre Hauptaufgabe, die freieren 
Rechtselemente neben den Civilrechte zur Geltung zu bringen, war gelöft. 

Es trat jetzt wielmehr die Zeit des Abſchluſſes ein. Vollzogen wurde er durd Ha— 
- drian. Diefer lie durch Salvius Julianus, einen der bedeutenditen aller römiſchen Ju— 
viften, eine Revifton, Sichtung und Ordnung der gefammten bisher aufgeſammelten Evicte 
vornehmen, und die neue Redaction als ein feftftehendes allgemeines edietum perpetuum 
fr das ganze Reich förmlich durch ein Senatusconfult publiciren. In demfelben wurden 
alle biöherigen Edicte, prätorifche und ädilitiſche, ſtädtiſche und provinziale, vereinigt, 
und damit eine der Hauptarundlagen zur Anbahnung der Rechtseinheit des Reiches 

eleat. 

ee Die Julianiſche Edictöredaction ift es, Die allen ſpäteren Arbeiten und Commentaren 
der Römer über das prätorifche Recht zu Grunde Liegt, und aus der Daher auch unjere 
Kunde deffelben faſt allein ftammt. Nur wenige vorjulianiice Spuren haben fid bei 
nichtjuriſtiſchen Schriftftellern erhalten. Doch ſcheint Julian danach feine jehr bedeutenden 
Aenderungen des Tertes vorgenommen zu haben. Die Julianiſche Redaction ſelber ift 
freilich nichts weniger als vollftändig auf uns gekommen, jondern nur in den zum Theil 
jehr Dürftigen und auch noch corrumpirten Gitationen und Relationen bei den Ban 
deftenfchriftitellen.  Zufammenftellungen davon mit Neftitutionsverjuchen find bei uns 
mehrfach gemacht 19). 

Eigenthünlich ift die Ordnung des Edicts, die ja auch noch Auſtinians Pandetten zu 
Grunde liegt. Sie beruht nicht auf einem Rechtsſyſteme, ſondern auf der praktiſchen 
Thätigkeit des Prätors. Zuerſt kommen die Edicte über die Einleitung des Proceſſes, 
dann die über den Inhalt des Proceſſes, d. h. über die materiellen Klagerechte, dann die 
über den Schluß des Proceſſes, Urtheil und Execution. Darauf folgte ein Anhang über 
bejondere prätorifche Einrichtungen, Interdicte, Exceptionen, Stipulationen. 

$. 26. Neben diefen abiterbenven republikaniſchen Formen der Geſetzgebung erwächſt 
allmählig eine jelbftitändige neue Geſetzgebung der Kaiſer. Sie tritt zumächft in den Formen 
der Verwaltung und Rechtöpflege auf. In der gefammten inneren Verwaltung, nament= 
lid) dem Milttär=, Finanz- und Fiscal-, Polizei = und Municipalweſen, führen die Kaiſer 
bald eine abjolute Gentralifation ein. Ste ordnen und leiten alles jelber, entweder Durch 
allgemeine Verordnungen und Inftructionen an die Beamten (edieta und mandata) oder 
durch ſpecielle Erlaſſe, Referipte und Decrete auf Berichte und Anfragen der Beamten 
über einzelne Fälle (epistolae, rescripta, decreta). Nicht weniger nahmen jie die Ju— 
ſtiz in die Hände. Schon Auguftus führte eine Appellation an den Kaiſer in Griminal- 
und Civilſachen ein. Einzelne Beichränfungen derfelben fielen unter feinen Nachfolgern 
bald weg. Daneben wurde aus dem allgemeinen imperium des Kaiſers abgeleitet, daß 
er ſtets auch in erjter Inſtanz zu Gericht figen, alle Proceſſe annehmen, und jie nad 
Umftänden felber entjcheiden, oder Geſchwornen überlaffen, oder durch Reſeript an Beamte 
verweilen fünne. Dabei war auch zwifchen Juſtiz und Berwaltung und namentlich Ver— 
waltungsjuftiz fein eigentlicher Unterfchiev. Nur war Regel, dag in den Sachen des alten 
Rechts der alte Geſchwornen-Proceß blieb, alle Sachen der Verwaltung und VBerwaltungss 
juftiz dagegen vom Kaifer oder den Beamten extra ordinem felber unterfucht und ent: 
ſchieden wurden (ius extraordinarium), Es lag darin der Anfang vom Ende ber 
Geſchwornen. 


) Wirklich kritiſch und brauchbar aber erft von: Rudorff, edicti perpetui quae reliqua 
sunt. 1869. 
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Ale Entſcheidungen, Verfügungen und Verordnungen der Kaiſer bei Diefer ganzen 
Thätigfeit wurden mit dem allgemeinen Worte constitutio bezeichnet. Diefes umfaßt 
daher gleihmäßig Die allgemeinen Edicte und Mandate und die fpeciellen Reſcripte und 
Decrete, und ohne Unterfchied zwiichen Berwaltungs= und Yuftizfaden. Die rechtliche 
Kraft aller dieſer Verfügungen hätte eigentlich nad, den einzelnen Berhältnifjen verſchieden 
beftiimmt werden jollen, indeſſen wurde ziemlich bald angenommen, daß, da das Volk fein 
ganzes imperium auf den Kaifer übertragen habe, auch alle feine Verfügungen vicem 
legis, d. h. die Kraft "ver Bolfögefege hätten, und zwar bei den Specialenticheidungen 
nicht nur für den einzelmen Fall, fondern allgemein auch für ähnliche Fälle, falls nicht 
die Abficht des Kaiſers nur auf jpecielle Geltung gerichtet wäre... Eigentlih Tag darin 
bereit8 die unbeſchränkte Gefeggebungsgewalt. Dem es gab fein Princip, für melde 
Fälle Senatusconfult nöthig wäre, oder Gonftitution genügte. Im allgemeinen Tag wohl 
die Idee des Gefeges und Der Verordnung zur Ausführung des Geſetzes zu Grunde, aber 
von einer Klarheit darüber und einer bejtummten Grenze war feine Rede. Nur die Rück— 
fichtnahme der Kaiſer entjchted, ob fie eine Frage an- den Senat bringen oder felber durch 
Conſtitution darüber verfügen wollten. Jedenfalls haben die Kaiſer der erften Jahrhun— 
derte ihr Recht zu allgemeinen Verordnungen nur in beſcheidenem Maße ausgeübt, und 
mehr nur in Bermwaltungsfachen, weniger in eigentlichen Rechtsfragen. 


Indeſſen war ihr Einfluß auf die Nechtsbildung durch die Specialverfügungen, bie 
Deerete und Referipte, bedeutend genug. Wenn diejelben aud eigentlich nur Anwendungen 
des beftehenden Rechts auf die einzelnen Fälle enthielten, jo verſteht fih doch, daß Die 
Kaifer dabei in freierer Weiſe verfahren und Nüdfichten der Billigfeit und Zwedmäßigfeit 
in größerem Maße einfließen laſſen konnten, als dies dem gemöhnlichen Richter möglich 
gewefen wäre. Doch muß man anerfeımen, daß fie es mit einem fo echt juriftiichen Tacte 
und Sinne gethan haben, daß dieſe ganze Rechtsbildung mit zu den glänzendſten Seiten 
des römischen Rechtslebens gehört. 

Bejonders eigenthümlich wurde das Neferiptenweien ausgebildet. Die Sitte, Pro— 
ceſſe mit zweifelhaften Rechtsfragen an dem Kaiſer zu bringen, damit er fie entweder fel- 
ber entſchiede, oder wenigftens bei Verweiſung an einen Beamten Die Entſcheidung der 
Rechtsfrage in dem Delegationsreferipte ausfpräche, wide befonders feit Habrian immer 
häufiger, und dahin erweitert, daß man geradezu einfache Anfragen über den Rechtspunkt 
in Procefien an die Kaiſer richtete, und dieſe durch Neferipte Antwort darauf ertheilten. 
Noch mehr konnten natürlich die Beamten folche Nechtsentfcheidungen einholen. Es Liegt 
darin eine Ausdehnung der Cabinetöjuftiz, die nach heutigen Begriffen alle Grenzen über: 
ihreitet. In Rom erichten jie aber ganz natürlich, und fcheint auch im ganzen nicht miß— 
braucht zu fein. Die Neferipte treten nad) dem Untergange der großen Jurtsprudenz ges _ 
wiffermagen an die Stelle dev responsa der Yuriften. Wie die Geſetzgebung, fo con— 
centrirte fih aud der Nechtögeift vom Volke durdy die Juriſten zulegt im Kaiſer. Die 
Zahl der Referipte ging weit in die. Taufende, von Divcletian allein kennen wir gegen 
1300. Auf uns gekommen find fie hauptſächlich durch die ſpäteren Sammlungen 2). 

U. Wiſſenſchaft. $. 27. Das Hauptelement fir die Nechtsentwidelung der 
eriten Jahrhunderte der Kaiferzeit war, wie jchon oben hervorgehoben ift, die Rechtswiſſen— 
ichaft. Sie iſt überhaupt Das, was dem römiſchen echte feine welthiftoriiche Bedeutung 
geſichert oder eigentlich verichafft hat. Die römiſchen Gefege, Edicte, Conftitutionen mit 


) Alle außerdem erwähnten ober überlieferten Conftitutionen f. bei: Haenel, corpus le- 
gum ab imperatoribus romanis latarıum. 1857. 
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ihren vereinzelten Beſtimmungen würden nie im Stande geweſen ſein, eine weit über das 
römiſche Reich hinausgehende Bedeutung zu erlangen. 

Nur dadurch, daß die Wiſſenſchaft den geſammten Rechtsorganismus als ſolchen in 
ſeinen allgemeinen logiſchen und naturalen Elementen erfaßte und darlegte, und damit 
alle Einzelheiten zu einem innerlich zuſammenhängenden Ganzen vereinigte, entſtand eine 
Schöpfung, die jih als eine dauernde geiftige Errungenſchaft der Menjchheit Dartellt, und 
die Darum das römiſche Neich überleben und bei und von neuem die Grundlage des 
Rechts werben konnte. 

Um dieſe Bedeutung der römiſchen Rechtswiſſenſchaft gehörig zu würdigen, muß man 
zunächſt von dem weſentlichen Gegenſatze, in dem ſie zu der heutigen Rechtswiſſenſchaft 
ſteht, ausgehen. Die heutige Wiſſenſchaft hat gerade im römiſchen Rechte einen detaillir— 
ten Rechtsorganismus mit ausgebildeter Technik wor ſich. Ihre Aufgabe iſt, das Detail 
auf die Prineipien zurückzuführen und ſo ein Syſtem zu bilden, was zu neuen Rechts— 
ſchöpfungen weiter geführt werden kann. Ganz anders die römiſche Wiſſenſchaft. Sie 
haite nur einzelne Rechtsbegriffe, Inſtitute und Regeln als ſolche ohne nähere Beſtimmung 
vor ſich, und mußte die eigentliche Rechtstheorie und Technik daraus erſt neu ſchaffen. 
Sie hatte z. B. den Begriff Befis und daß er Interdicte umd Uſucapion begründe, den 
Begriff Kauf, und daß er Obligationen und Klage nach billiger Beurtheilung der Ver: 
abredungen der Parteien begründe u. ſ. w.; was aber Befit eigentlich ei, und was Kauf, 
Bertrag, Bedingung, Obligation, Klage, Necht, Billigkeit u. ſ. w. fei, das ftand weder in 
Geſetzen noch Edieten, fondern war dem allgemeinen Rechtsbewußtſein und Gefühle der Rich— 
ter überlaffen. Die Aufgabe der Wiſſenſchaft war daher, alle diefe Begriffe rechtlich zu 
firtren, ihre Vorausſetzungen, Beſtandtheile, Wirkungen zu betimmen, die Beziehungen zu 
anderen zu orbnen, das Gemeinfame und Berbindende in ihmen, jo wie das Unterfcheidende 
und Trennende feftzuftellen, und auf dieſe Weile den allgemeinen Boden, in dem alle Ein- 
zelheiten wurzeln und verbunden find, Har zu legen und dadurch fr die unendlihe Man: 
nichfaltigkeit der praftiichen ragen und Fülle confequente und reichhaltige Entſcheidungs— 
normen zu bilden. Der ganze innere techniiche Bau des Rechts mußte alſo erft neu ges 
ſchaffen werben, und zwar vom Anfange bis zum Ende des geiammten Syſtems. Bon 
der Bedeutung und dem Weſen diefer Aufgabe, ja von ihrem Dafein überhaupt, hatte 
man natürlich noch feine Idee, da der Begriff einer juriftifhen Technik überhaupt oc 
gar nit im Bewußtſein der Welt eriftirte. Nur das wirkliche Yeben und das praftiiche 
Bedürfniß führte die römiſchen Yuriften von jelber dazu hin. Eben darum befteht ihre 
Wiſſenſchaft auch nicht in einem Suchen nach abjtracten PBrincipien und theoretiſchem Ent 
wideln derjelben, jondern fie tft eine vein praftiiche, unmittelbar durd; Das Yeben und Das 
praktiſche Bedürfniß angeregt, unmittelbar auf deſſen Befriedigung gerichtet. Dabei ent 
falten fie dann aber ein fo wunderbares Talent der unbewußten naiven Production, Daß 
fie einzig und unerreicht darin daftchen. Sie haben gewiffermaßen Die fchöpferifche Kunſt 
des Rechts, der die erflärende Theorie wie ſonſt erſt nachfolgt. Jeder Fall, jedes Ver: 
hältniß ericheint ihnen fofort im Lichte der es beherrichenden Rechtsſätze, und mit faſt 
unfehlbarer Sicherheit treffen fie die Entſcheidung der entftandenen Rechtsfrage. Das 
Princip mit feinen Folgen fteht feſt wor ihrem Auge, aber nur im unmittelbarer In: 
tuitton, es abitract ſcharf auszuiprechen, im Grunde genau darzulegen, halten fie einerjeits 
nicht für nöthig, ſind aber andererſeits auch nicht fähig dazu. Sie geben oft geradezu 
falfche Gründe, und wenn fie Principien und Begriffe abſtract beitimmen und entwideln 
wollen, werden fie rhetoriſch, ſelbſt triwial, und werfallen ſofort wieder in die Einzelfälle. 
Syſtematik hat eben darım für fie feinen Werth, ſteht aber aud noch auf der unteriten 
Stufe bei ihnen. 
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Ihre Wiſſenſchaft iſt darum weſentlich caſuiſtiſch, auch ihre Commentare und Sy— 
ſteme find caſuiſtiſch, aber es iſt wicht jene ſpitzfindige talmudiſche und jeſuitiſche Cafuiftik, 
die ſich darin gefällt, möglichſt ſonderbare und paradoxe Combinationen zu löſen, ſondern 
eine lebendig = praktiſche, die nur den Reichthum und die Mamnichfalligkeit des wirklichen 
Lebens zu reproduciren beftrebt ift. 

Fragt man nach dem inneren Werthe der Reſultate der römiſchen Rechtswiſſenſchaft, 
jo iſt die althergebrachte Anſicht, Daß fie die Entwickelung des reinen Naturrechts ent— 
halte. In gewiſſer Weiſe ift dies richtig, Die Römer legen bei den allgemeinen Redhts- 
begriffen, wie Befig, Eigenthum, Obligation, Vertrag u. ſ. w. in der Negel nicht befon- 
dere Geftaltungen der nationalen Gewohnheit zu Grunde, ſondern conſtruiren fie jelbft- 
ftändig aus den naturalen Elementen der Begriffe jelber, alſo z. B. aus den abftracten 
Begriffen des rechtsfähigen Subjects und Objects, des Willens, der Willensvereinigung, 
der Gebundenheit des Willens u. |. w. Wem man daher in diefer abjtracten Entwide- 
lung der Elemente das reine Naturrecht jehen will, jo tft dieſes allerdings im römischen 
Rechte vielfach enthalten, wenngleich auch jo noch über vieles Streit fein fann. Indeſſen 
darf man jich darüber nicht täufchen, daß jene ganze Auffafjung immer eine einfeitige ift, 
die die volle Natur des Rechts keineswegs erſchöpft, und daß eine reichere Entfaltung 
der ſocialen Verhältniſſe, als das römiſche Leben ſie hatte, vielfach eine andere Auffaſſung 
und Geſtaltung der Rechtsbegriffe begründet. Man denke z. B. nur an Mundeigenthum 
und Hypothekenweſen. Eben darum kann man den Werth der römiſchen Auffaſſungen auch 
nicht in ihrer abſoluten Zweckmäßigkeit für die Lebensverhältniſſe finden. Denn dieſe 
unterliegt bei veränderten Grundlagen des jocialen Lebens, wie fie bei uns eingetreten find, 
vielfach) ganz anderen neuen Anforderungen, denen die römischen Beſtimmungen keineswegs 
immer entſprechen. Daß endlich der Werth der römiſchen Jurisprudenz and nicht in der 
wiljenichaftlichen Form ihrer Theorie Liegt, ift Ichon oben bemerkt. Das, was eigentlich den 
Werth ihrer Wiſſenſchaft ausmacht, ift vielmehr die Begründung und Ausbildung der 
juriftiichen Technik, d. h. der ſcharfen Erfaſſung, Sonderung und entjprechenden Durchs 
“führung der einzelnen Elemente der Nechtöbegriffe und Rechtsverhältniſſe. Ihre Cajuiſtit 
beruht nie auf einem bloßen allgemeinen Nechtsgefühle, welches nur nad) dem Totalein- 
drude eine Tegte billige und zweckmäßige Entſcheidung jucht, ſondern fie operiven ftetS nur 
mit genauer Scheidung der verſchiedenen rechtlichen Elemente, Nücdfichten und Standpuntte, 
die ın einem Verhältniffe liegen, und erreichen das Reſultat nur durch confequente Verfol— 
gung und entiprechende Verbindung derſelben. Die Billigfeit und Zweckmäßigkeit des 
Reſultats ift erſt eine jecumdäre Frage, die wieder ihre bejondere Beurtheilung bat. 
Nicht unpaflend nennt Yeibnig dies ein Rechnen mit Begriffen. Es führt allerdings nicht 
felten zu einem etwas ftarren Begriffsformalismus, allein wir verdanfen ihm die Scharfe 
Gliederung des Rechtsſyſtemes bis in feine feinften Elemente hinein, die durch Das römifche 
Recht die Grundlage unferer Wiſſenſchaft geworden ift. In diefer Beherrfchung der 
juriftiichen Technik ftehen ſich im wefentlichen alle römiſchen Juriften gleich, fie find 
in diefer Beziehung bei aller individuellen Verſchiedenheit Dod, wie Savigny einmal jagt, 
gewifjermaßen fungible Perfönlichkeiten, und darauf beruht es, daß wir in dem unend- 
lichen Detail ihrer Caſuiſtik doch ein Syſtem von fo merfwürdiger Conſequenz finden. 

8. 28. Ein weſentliches Element in der Entwidelung der römiſchen Rechtswiſſen— 
ichaft bilvet die große praftiiche Bedeutung, die ihren Ausſprüchen zu Theil wurde. Sie 
beruhte zunächft ſchon auf der natürlichen Macht, die die Wiſſenſchaft als ſolche auf die 
unftudirten Beamten und Geſchwornen ausüben mußte. Dazu fam, daß die beveuten- 
deren Yuriften meiftens eine hohe politische Stellung ald Beamte, Käthe, felbit Freunde 
der Katjer einnähmen, und damit natürlich ihr perfönliches Anſehen auch auf ihre Schrif- 
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ten übertrugen. « Die Hauptſache war indeſſen eine eigenthümlidye polittiche Ginvichtung, 
die ſchon Auguftus eingeführt hat, das f. g. ius respondendi. Pompomus erzählt, Au— 
guftus babe, „ut maior iuris auctoritas haberetur“, conftituirt, „ut ex auctoritate eius 
responderent“, die responsa wären dan mit Schrift und Siegel ausgeſtellt, die folgen— 
den Kaiſer hätten Dies weiter geführt, und immer einzelnen Juriſten das „ius publice 
respondendi* ertheilt. An eine eigentlich geletliche Geltung der responsa darf man da— 
bet nicht denfen, ſchon darum nicht, weil ja immer auch widerfprechende Reſponſen leicht 
möglich waren. Es war mehr nur eine moralifche oder politiſche „maior auctoritas“, 
die fich bei den beftehenden Verhältniſſen, namentlich der kaiſerlichen Appellation, von jelbft 
erklärt. Die Möglichkeit von Widerſprüchen zmifchen den Nefponien ſowohl der Lebenden 
als der verftorbenen Yuriften machte ſich natürlich bald geltend, und wurde um jo wid 
tiger, weil man das größere Anſehen der privilegirten Juriſten bald von ihren Reſponſen 
auch auf ihre fonftigen Schriften und Ausiprüche übertrug. Hadrian beftimmte daher, 
daß, wenn die Anfichten und Ausſprüche aller privilegirten Juriſten übereinftimmten, fie 
legis vicem haben follten, bei Widerfprüchen aber der Richter freie Wahl behalten folle, 
Damit war der Anfang eimer eigentlich geleglichen Kraft der Wiſſenſchaft und ihrer Re— 
fultate gemadt. Es konnte. nicht fehlen, daß dies auch auf fie ſelbſt zurückwirkte, und bie 
Juriſten in der Behandlung Des Rechts und dev Interpretation der Gefege allmählig einen 
bedeutend frifiren Standpunkt einnahmen, als er an fich eigentlich der Theorie zuſteht 
und bei uns zuläflig ift. 

8. 29. Ueberhaupt befam die Nechtswilfenichaft in der Kaiſerzeit durch die Verän— 
derung des Staatölebens eine wefentlih andere Stellung als früher. Die monarchiſche 
Ordnung des Staats wies dem Ehrgeize und Talente eine andere Yaufbahn an, als im 
Leben der Republik. Statt der Politik war jest hauptfächlich die innere Verwaltung und 
namentlich die Yuftiz das Feld, auf dem man zu Anfehen und Ehren gelangen konnte. 
Dabei trat aber jegt mehr und mehr das Bedürfniß eigentliher Fachkenntniſſe zur gehö— 
rigen Verwaltung der Aemter hervor, und die Kaiſer juchten Daher möglichſt Männer 
von anerkannter juriftiiher Bildung für die höheren Nemter und zu ihren Nathgebern zu 
gewinnen. Das ficherfte Mittel, juriftiiche Befähigung zu zeigen, war aber, ſich als Re— 
fpondent, Lehrer und Schriftfteller hervorzuthun. Demgemäß fehen wir, daß 08 die ges 
wöhnliche Laufbahn der bedeutenderen Juriſten war, zuerft als Reſpondenten und Leh— 
rev anzufangen, und dann almählig zu Aemtern und in den Rath der Kaifer auf: 
zufteigen 1). 

In Verbindung damit fteht die Ausbildung des eigentlichen ſchulmäßigen Unterrichts, 
und die Entftehung der beiden berühmten „sectae“ oder „scholae“, der Sabinianer und 
Proculianer. Urſprung und Bedeutung derjelben find nod immer nicht klar, wohl haupt— 
ſächlich darum, weil der Uriprung etwas andered war, als die jpätere Ausbildung. Der 
erfte Anfang lag in einem rein individuellen Gegenſatze zwiſchen zwei bedeutenden Juriſten. 
Antiftius Pabeo ımd Atejus Capito waren anerfannt Die beiden erſten Yuriften unter 
Auguftus, decora paeis, wie Tacitus jagt. Beide waren aber nach Anlage, Charafter 
und geiftiger und politiicher Richtung vollftändige Gegenfäge. An der Grenzicheide der 
Nepublit und Monarchie ſtehend, waren fie gewiſſermaßen die theorettiichen Nepräfentans 
ten beider. 

Yabeo, aus alter plebejticher Familie, war wie feine Vorfahren, die jich als heftige 
Boltstribimen hervorgethan hatten, und wie fein Vater, der mit Brutus bei Philippi ge 
kämpft und fich jelbit den Tod gegeben hatte, ſchroffer Nepublifaner „incorrupta liber- 
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tate“, wie Tacitus jagt. Verſchiedene fleine Anefvoten von ihm beftätigen «8. Sein 
eigener Gegner, Capito fchrieb von ihm: iuris eivilis adprime doctus fuit, sed agi- 
tabat hominem libertas quaedam nimia atque vecors, Capito dagegen, aus einer 
erft durch Sullaniſche Proferiptionen beraufgetommenen Familie, entwidelte ein ſolches 
„obsequium dominantibus“, wie Tacitus jagt, daß er zwar bei Auguftus und Tiberius 
in hohen Ehren ftand, aber durch ſervile Schmeichelei, die felbft dem Tiberius zu arg 
wurde, in allgemeine Verachtung kam, „insignis infamia, qui. iuris scientiam deho- 
nestavit“, jagt Tacıtus von ihm. Beide waren Schriftfteller und Lehrer, Yabeo aber 
weit überwiegend an Geift, Gelehriamfeit und allgemeiner Bildung. Pomponius ara: 
terifirt den wiljenichaftlichen Unterichted beider jo: „Labeo ingenii qualitate et fiducia 
doctrinae plurima innovare instituit, Capito in his quae ei tradita fuerant, per- 
severabat.“ Offenbar war der ganze Gegenſatz danach ein höchſt individueller, und vor— 
zugsweile auf dem eigenthümlich hervorragenden Geifte und Charakter des Labeo beru- 
bender. Indeſſen führte er zu einer Reihe einzelner praftiicher Nechtscontroverien, in de— 
nen er auch in Schülern ohne die Individualität der Lehrer fortleben konnte. Unzweifel— 
haft ftand jedoch Die fürmliche Scheidung von zwei eigentlichen „sectae“ oder „scholne“ 
mit der ſchulmäßigen Ausbildung Des Unterrichts, der ſchon unter den erften Kaiſern ein- 
trat, und den verſchiedenen feften „stationes ius publice docentium“ in Berbindung. 
Die scholae waren nicht blos ideelle Richtungen der Wiſſenſchaft, ſondern beruhten auf 
verſchiedenen Unterrichtöeinrichtungen und Anftalten, stationes, in denen beftimmte Anſich— 
ten traditionell fortgepflanzt und von beftimmten Yehrern vertreten wurden. Die alten 
individuellen Gegenfäte von Yabeo und Capito verfchwanden dabei vollftändig, nicht nur 
der pofitiiche, Jondern auch der willenjchaftliche von Ipeculativer und pofitiver Nichtung, 
Der Unterichied der Schulen löſte ſich in eine Reihe einzelner, zum Theil jehr unbeveu- 
tender, Controverjen ohne alle tendenziöfen Unterichiede auf. Dod war der Streit von 
großem Einfluß auf die Wiſſenſchaft, zunächſt ſchon durch die allgemeine Steigerung des 
Intereſſes für juriftiiche Fragen und dann namentlich durch die Schäirfung der Dialektik 
und Polemit. 


Den Anfang der eigentlichen Schulen Hat man ziemlich bald nad Yabeo und Ca— 
pito ſelbſt zu ſetzen; Darauf deutet wenigſtens, daß die Schule des Gapito nad) feinem 
unmittelbaren Schüler Sabinus benannt wurde, und Die des Yabeo nach einem zweitfol— 
genden Schüler, Broculus. Fortgedauert haben die Schulen bis nach Hadrian; bei Ga— 
jus tritt der Streit noch ſehr hervor, nad ihm und unter 'dven Severen findet jich feine 
Spur mehr davon, Wie und warum fie aufgehört haben, it unflar. Wahrſcheinlich 
hängt e8 mit Aenderungen des äußeren Unterrichtsweſens zujammen, namentlich mit dem 
Entftehen und Aufblühen von Rechtsſchulen in den Provinzen, befonders in Bert, Cä— 
area und Alerandrien. 


$. 30. Bon der Gefchichte der einzelnen römiſchen Juriſten wiſſen wir nicht viel. 
Die römiſche Gefchichtichreibung der Kaiſerzeit löſt fich ja fait ganz in eine Geſchichte der 


Kaiſer auf. Was mit diefen nicht in Berührung tritt, wird der Vergeſſenheit überlaffen. 


Daher erfahren wir von den Inriſten immer nur einzelne gelegentliche Notizen, wenn jie 
höhere Aemter hatten, oder ſonſt im die Katfergefchichte verwidelt wurden. Bon vielen 
wifjen wir geradezu gar nichts als ihre Namen und ihre Bücher. Man darf ſich aber 
auch die Zahl dieſer Ichriftftellernden Juriſten nicht zu groß denken, und nicht etwa heu— 
tige Maßſtäbe anlegen. In den Pandekten find 39 Schriftjteller excerpirt, Davon find 34 
aus der Zeit von Auguftus bis in die Mitte des dritten Jahrhunderts. Ste waren zwar 
nicht Die einzigen, aber doch mit wenigen älteren Ausnahmen die einzigen bedeutenden. 


96 I. Die geihichtlihen Grundlagen der deutſchen Redtsentwidelung ıc. 


Außerdem fennen wir nod etwa 30—40 Namen. Darüber hinaus fan es nichts Nen— 
nenswertbes mehr gegeben haben. 

Von den Einzelnen können hier nur wenige hervorgehoben werden. Nach den ſchon 
oben genannten Augufteiichen Juriſten zunächſt Maſſurius Sabinus unter Tiberius, der 
ein Syſtem des Civilrechtö, tres libri iuris eivilis, jchrieb, welches ſpäter die allgemeine 
Grundlage für die Darftellungen des Civilrechts wurde. Dann Salvius Julianus unter 
Hadrian und Antoninus Pius, der als „ordinator edieti praetorii et summae auctori- 
tatis homo“ durch feine Schriften einen außerordentlich meitgreifenden Einfluß gewann, 
und ald Begründer der freieren Richtung der Wiſſenſchaft nach Hadrian bezeichnet werden 
darf. Keiner ift von den fpäteren Schriftftellern jo viel benutt und citirt, wie er, in ben 
Vandelten an mehr als 500 Stellen (abgejehen von feinen eigenen Excerpten); ferner 
Gajus unter Antoninus Pins und Marc Aurel, der zwar bei Lebzeiten als praftifcher 
Juriſt fein befonderes Anfehen gehabt zu haben ſcheint, (vielleicht nur „Provinztaljurift“ und 
ohne ius respondendi war,) der aber durd feine Inftitutionen, feine Syſtematiſirung 
und feine Hiftorifche Nichtung für den ſpäteren Unterricht und die heutige Theorie eine 
ganz bejondere Wichtigkeit erlangt hat. Zuletzt die drei Yuriften unter den Severen, 
Aemilius Papinianus, Domitius Ulptanus und Julius Paulus, die berühmteſten von 
allen. Papinian galt bei den Römern jelbft als der Gipfel der römiſchen Jurisprudenz, 
obgleich ex nicht jehr viel geſchrieben hat, faft nur Responsa und Quaestiones. Er war 
praefectus praetorio unter Septimius Severus und als folder mit auf deſſen Feldzuge 
in England. Bon ihm mit dem Echuge feiner Söhne, Garacalla und Geta, betraut, 
wurde er von dem erfteren, dem älteren, ermordet, weil er die Ermordung des letzteren ver- 
hindern und nicht rechtfertigen wollte. Ulpian war praefeetus praetorio unter Aleranz 
der Severus, und wurde von den Prätorianern, deren Zügellofigfeit er bändigen wollte, 
ermordet. Seine vielen Schriften gewannen durch ihre Klarheit und Vollſtändigkeit eine 
ſolche Bedeutung, daß ein ganzes Drittheil der Pandekten aus ihnen entnommen ift. 
Paulus war mit oder nach Ulpian praefectus praetorio und war der fruchtbarfte unter 
allen römifchen Juriſten, er ſchrieb über 90 verichiedene, zum Theil ſehr große, Werte. 

Nach diefen, etwa mit der Mitte des dritten Jahrhunderts, hört die productive Ju— 
risprudenz raſch und vollſtändig auf. Es trat die Zeit des vollſtändigen Zerfallens des 
Reiches ein, wo in 50 Jahren 17 Kaiſer aufeinanderfolgten, und nur zulett Dioeletians 
eiſerne Hand ven Staat vom Untergange rettete. 

8. 31. Auch die Schriften der römischen Yuriften darf man fich der äußeren Maſſe 
nad nicht zu groß denfen und nicht mit heutigem Maße meſſen. Yuftinian fagt, in 
den Pandekten ſeien die Schriften ſämmtlicher benuster Juriſten auf Y,, reducirt; danach 
würde die ganze juriftiiche Literatur der Kaiferzeit nur etwa 20—30mal jo viel wie die 
Pandeften ausgemacht haben, alfo, da diefe 5 mäßige Octavbände füllen, nur 100— 150 
Oetavbände. Dabei muß man natürlich die Kürze der lateiniichen Sprache überhaupt, 
die conciſe umd gedrängte Schreibart der Yuriften, und endlich die eigenthümliche katego— 
riſche Art ihrer Methode, die faft immer nur die Nejultate, nie lange Begründungen gibt, 
in Betracht ziehen. 

Dem Inhalte nach bezieht fich die ganze Yiteratur überwiegend nur auf Privat: 
und Strafrecht und die beiden Proceſſe. Ein Staatsrecht gab es ja eigentlich gar nicht. 
Die Rechte und Pflichten der Beamten, Steuer- und Fiscalreht und Municipalrecht it 
Das einzige, worüber auch wohl noch geichrieben wurde, aber wenig. Naturrecht und 
Rechtsphiloſophie gab es gar nicht, Das ius naturale hatte im ius gentium eine unmit= 
telbar praftifche Geftalt, man ſah im Rechte jelber die Philofophie, und zwar „veram 
non simulatam“, wie Ulpian jagt. 
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Der Form nad hatte man ähnliche Unterfchteve wie beit ung, eregetiiche, ſyſtema— 
tilche, monographiiche, cafuiftiiche Schriften, unter den verichiedenartigften Titeln. In der 
Ausführung waren freilich alle mehr oder weniger caſuiſtiſch. Im Privatrechte unter- 
ſchied man bei den größeren Werfen namentlich Givilreht und prätoriiches Recht. Bei 
dem erfteren wurde das Syſtem des Sabinus, das wieder auf dem des alten D. Mucius 
beruhte, die allgemeine Grundlage. Die größeren Werte darüber wurden daher libri ad 
Sabinum betitelt, jo von Pomponius, Ulpian und Paulus, Die Werte über das prä: 
toriſche Recht waren einfach in Form von großen Commentaren „ad edietum“, fo von 
Pomponius, Gajus, Ulpian und Paulus. Ein gemeinfames Syſtem ftellte zuerft Gajus 
in feinen Inftitutionen auf, welches nachher von anderen mehrfach nachgeahmt wurde, auch 
unter Zuziehung des Strafrechtd. Digesta ſcheint man die gefammelten und geordneten 
Werte eines Schriftfteller genannt zu haben. 

Die heutige Ueberlieferung diefer ganzen Yiteratur ift leider äußerſt mangelhaft. 
Auch nicht ein einziges, von allen jenen Werfen ift vollftändig auf und gelommen. Zwar 
ift gewilfermaßen die praftiiche Duintefjenz der ganzen Yiteratur in den Excerpten, die 
Juſtinians Pandetten bilden, erhalten, aber in wie zerftüdelter und corrumpirter Form! 
Außerdem find nur wenige Bruchftüde auf und gekommen. Das widtigfte find die In— 
ftitutionen des Gajus, die im 9. 1816 im der Bibliothek des Domcapiteld zu Verona in 
einem ſ. g. codex reseriptus von Niebuhr aufgefunden find, jedoch mit Lücken won we— 
nigftens des Ganzen, weil mehrere Blätter fehlten und andere nicht mehr vollftändig 
entziffert werden konnten. ) Daneben find bier nur nod zu nennen ein Bruchjtüd von 
40—50 Seiten von einem Auszuge aus Ulpians liber singularis regularum, im IV. 
oder V. Yahrhunderte gemacht, un XVI. Yahrhunderte aufgefunden und bei und in ber 
Regel Ulpiani fragmenta genannt, ?) und dann ein Auszug aus den sententiae re- 
ceptae von Paulus, der in das Weſtgothiſche Gelegbuch vom 3. 506 aufgenommen war, 
etwa 69—70 Seiten. ?) Dazu kommen noch eime Reihe von Ereerpten in den Sam— 
melwerfen des IV. und V. Jahrhunderts ($. 37) und einzelne Heinere Bruchftüce. *) 

Bierter Abſchnitt. Das abjolute Kaiferthum I. Geſetzgebung. 
- 8. 32. Die vollftändige Zerfplitterung, die dem Reiche in der zweiten Hälfte des britten 
Jahrhunderts drohte, wurde endlich durch die ftarfe und eiferne Hand zweier Kaiſer 
von iliyrifcher, Abſtammung abgewendet, Divcletian und Conftantin. Die Erhaltung war 
aber nur noch möglic durch eine vollftändige Umgeftaltung der ganzen Staatsorbnung, 
Die neue Bahn, in die das Staatöleben himeingeleitet werden mußte, war Durd den bis— 
berigen Gang der Dinge ſchon vorbezeichnet, es war der vollendete Abjolutismus im 
orientalifchen Style. Der Katfer ift nicht mehr ver Vertreter des Volks, jondern der un— 
mittelbare Stellvertreter Gottes. Die heidniſche Adoration, die Diveletian einführte, hob 
der chriſtliche Conftantin zwar wieder auf, allein tm fibrigen werden bie coelestis und 
imperialis majestas oder sanetitas ziemlich auf eine Stufe geftellt, und alle, was den 
Kaiſer betrifft, vom Palafte bis zum Gelobeutel als sacrum bezeichnet. Dem ent|prechend 
wird die ganze Staatöverwaltung neu georbnet, die alte Macht der Beamten wird auf- 


) Gai institutiones, codieis — ed. Boecking. 1866. Bon den vielen Aus⸗ 
pre find nur anzuführen bie große von Göſchen und fpäter fahmann, 1842, und bie von 
öding, 1866. Eine neue nad Revifion der Hanbfchrift wird von Mommfen vorbereitet. 

2) Ulpiani fragmenta, ed. Boecking. 1855. Ulpiani e libro regularum excerpta, ed. 
Vahlen. 1856. . 

») Pauli receptarum sententiarum libri V, ed, Arndts. 1833. : 
P 2 Bollftändige Sammlung: Huschke, iurisprudentiae anteiustinianae quae supersunt, 
ed. II. 1867. 
9% BHolgendorff, Enchelepüdie ber Rechtswiſſenſchaft. I. 7 
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gehoben, Civil- und Milttärgewalt werden getrennt, ebenjo Hof=, Staats- und Gemeinde— 
ämter. Die Provinzen werden verkleinert, neue Eintheilungen eingeführt, Die alten republi= 
kaniſchen Aemter zu Gemeinde und Geremontalämtern beruntergefegt, namentlih aber 
wird der geſammte Beamten» und Verwaltungsmechanismus mit möglichſt breiten und 
feften Formen, Stufen und Inftanzen genau geordnet, alles natürlich mit abjoluter Cen— 
tralifation im Kaiſer. 

Daß hiernach auch die Geſetzgebung ſich vollftändig im Kaiſer concentrirt, verſteht 
ſich von ſelbſt. Der Kaiſer iſt der alleinige Geſetzgeber, aber ſein Wille iſt unbedingt 
Geſetz. Die Geſetze werben daher nun einfach vom Kaiſer als leges edicetales oder 
generales erlafjen, und zwar jegt, wie früher vom Volke, mit dem fatferlichen iubemus 
oder sancimus. Die Katjer Theodor und Balentinian erflärten zwar einmal, fie wollten 
fein Gefeg ohne Anhörung und Zuftunmung des Senats erlaffen, und fogar Yuftinian 
bat dies noch wiederholt, indeſſen war das in feiner Weiſe bindend und bildete nicht ein= 
mal eine nothwendige Form. Ueberhaupt gab es gar feine beftimmte Ferm für die 
Geſetze. Meiftend wurden fie in Form eines Schreibens vom Kaifer an einen Beamten 
erlafien, der für ihre weitere Publikation zu forgen hatte. Erklärlich ift, daß die Kailer 
jett bei dieſer abjoluten Freiheit der Gefeßgebung felber wünſchen mußten, daß nicht ohne 
weiteres jeder Ausſpruch von ihnen ſofort als allgemeines Geſetz behandelt würde, daher 
hoben fie nun die allgemeine Gejegesfraft der Specialreferipte und Decrete auf, natürlich 
jofern fie nicht allgemeine Geltung befonderö vorfchrieben. 

Der innere Geift diefer neuen Gefeggebung ift natürlich vom bisherigen Nechte jehr 
abweichend. Die alte Schärfe des Gedankens, die, legislative Umſicht und namentlich Die 
fefte Technik des Rechtes verſchwinden. Die Geſetze werden meiftens Durch einen concreten 
Fall veranlaßt, und man vermag dann nicht die allgemeine Beitimmung von deſſen Ge— 
präge loszureißen und felbftitändig zu bilden, ebenfowenig neben dem bezwedten factifchen 
Erfolge auch die technische Form ind Auge zu fallen Die Gefege find daher breit und 
ſchwülſtig in den factifhen Elementen, ungenau unflar und beſchränkt in den juriftiichen 
Gedanken. Doch haben jie die Entwidelung des römischen Rechtes zu feiner weiteren 
Univerfalifirung fortgeführt, werm auch nicht in befriedigender, doch in erträglicher Weife. - 
Die Macht der Verhältniffe trieb mit einer gewiffen Nothwendigkeit dazu, das Bedürfniß 
und die Aufgabe der Geſetzgebung wurde in der Regel, wern nicht erkannt, doch gefühlt, 
mon hatte nur nicht mehr die Kraft, fie in entfprechender Weife zu erfüllen. 

Ein ganz neues Element in diefen Gefegen ift das Chriſtenthum. Man darf fich 
aber deſſen Einfluß nicht zu groß Denken, Allerdings in der Umwandlung des gejammten 
eigentlichen Religionsweſens, alſo der äußeren Aufhebung und Befeitigung des Heidenthums 
mit allem, was damit zufammmenbing, und der Begründung und Ordnung der chriftlichen 
Kirchenverhältuiffe mit Einſchluß namentlich ver Keberverfolgungen, ift die kaiſerliche 
Geſetzgebung außerordentlih reich und ergiebig. Die Kirche hatte felber noch feine 
äußere Macht, der kaiſerliche Abſolutismus duldete auch eine ſolche Macht nicht neben fich, 
dagegen wußte fie ſich des inneren Einfluſſes auf die Kaiſer bald zu bemächtigen umd 
namentlih Privilegien für die Nechtgläubigen und Verfolgung für die Andersgläubigen 
zu erwirken. Im übrigen aber find es eigentlich nur zwei Ideen des Chriftenthumes, 
die einen bedeutenderen Einfluß erlangten, die Keufchheit und die Wohlthätigfeit. Die 
naive Sinnlichfeit des Alterthums war allmählig in eine bodenloſe Kederlichkeit ohne 
Scham und Sitte umgeſchlagen. Auguſtus Hatte zwar durch feine Lex Papia etwas 
entgegenzumirfen und die Ehe zu heben gefucht, aber Doch in den Strafen der Ehe- umd 
Kinderlofigkeit und den Belohnungen für die Verheiratheten und mit Kindern Gefegneten 
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auf eine rohe und beſchränkte Weiſe. Die ascetifche Richtung des Chriſtenthums rief bier 
weſentliche Aenderungen hervor. Zwar vermochten auch die chriftlihen Kaiſer die Er— 
Laubtbeit des Concubinats und die Freiheit der Ehefcheidung nicht zu befeitigen, Doch 
wurden fie bejchräntt, und auch fonft die Ehe würdiger behandelt. Die Wohlthätigfeit 
als Tugend war eigentlich dem Heidenthume ein fremder Begriff, weder Cicero de officiis 
noch Seneca de beneficiis ſprechen davon, das Chriftenthum rief fie aber in der mans 
Se zichfachften Weile hervor, und die Kaiſer haben fie in ihrer Weife mit Gefegen und Pri— 
Be vilegien geſchützt und gefördert. 
Sonft und auf dem Gebiete ded eigentlichen Rechts ift vom Einfluffe des Chriften- 
Ta thums nicht viel zu fpitren, weder wird die Sflaveret abgeichafft oder auch nur viel über 
un Die Milderungen der Antonine hinausgeführt, noch wird die Graufamfeit des Strafrechts, 
wurd Die Habfucht der Kaiſer, die Bedrückung des Volkes gemilvert. Andererſeits hält man fich 
aber auch von jener verehrten Bermiihung von Recht und Religion fern, die fpäter im 
=> canonifchen Rechte hervortritt. 
=. - Die Teilung des Reiches in das oeidentalifhe und orientaliſche hatte auf die Ge- 
Tesgebung feinen großen Einfluß. Beide Reiche waren ftetd in Frieden, ſahen ſich eigent 
* lich als zwei Theile eines Reiches an, und erließen daher auch faſt alle Geſetze gemein⸗ 
> Ichaftlich. Die verwifchte Verfchiedenheit der Nationalitäten konnte noch Feine Bedeutung 
m yoieder gewinnen. Selbſt die Sprache der Geſetzgebung blieb im Driente die Inteinifche, 
— obgleich im vierten Jahrhunderte und namentlich in Provinzialerlaſſen die griechiſche Sprache 
almahlig ſich auszudehnen anfängt. 
= OH. Wiſſenſchaft. $. 33. Die erftorbene productive Wifjenichaft der großen 
Juriſten wieder ind Leben zu rufen, war natürlich kein Katfer im Stande. Ihre 
„Zeit war überhaupt dahin, fie hatte ihre Aufgabe erfüllt. Die Epigonen zehrten ent 
— weder einfach von den Schäten, die jene gefammelt, oder fingen an, fie zu bearbeiten 
— zu commentiren. Das erſtere war der allgemeine Standpunkt der Praxis. Man 
*2 benutzte die juriſtiſchen Bücher allmählig wie Geſetze, die alten Gelege, Edicte, Senatus— 
confulte brauchte man gar nicht mehr, in den Commentaren ftand ja alles bequemer, 
befier und deutlicher. Mit der Einftimmigfeit, die Hadrian verlangt hatte, nahm man 
es natürlich nicht genau, wer hätte fie aud; genau unterjuchen können. Schwierigkeiten 
und Streit waren doch genug da. Geſetzlich war der Zuſtand nicht; da die Kaifer ihn aber 
nicht hindern konnten, ordneten fie ihn wenigftens durch |. g. Citirgefege, namentlich das 
große vom 3. 426 von Theodos IL und Balentinian IIL Darin wurde nicht mehr 
Einftimmigfeit verlangt, jondern ſchon der Majorität die Geſetzeskraft beigelegt, bei Stim— 
mengleichheit ſoll Papinian enticheiden. Zugleich wurde beftunmt, welche Schriftiteller 
<itirt werben durften, was vielfad, zweifelhaft war. Fünf werben genannt, Gajus, Papinian, 
Ulpien, Paulus und Modeftinus, der letzte, ein umbedeutender Schüler Ulpians, offenbar 
nur weil er zu den letzten der großen Zeit gehörte. Alles, was fie gefchrieben haben, 
Darf citirt werben, mit Ausnahme der tadelnden Noten von Ulpian und Paulus zu Par 
piman, außerdem aber auch die Schriften aller der Juriften, die von jenen fünfen irgendwo 
citirt find, d. h. die das ius respondendi gehabt hatten, denn andere waren won der 
Ariftofratie der Yuriften nicht citirt, 

Das Gefe war gut gemeint, aber unausführbar. Welcher Richter war reich genug, 
um fich alle jene Bücher anzufchaffen? und wer von den Reichen hatte Yuft und Gefchid 
genug, um die Majoritätäbeftimmung herauszulefen? In den großen Städten, in ben 
Rechtöfchulen, bei den höchſten Beamten mochte man die Bücher wohl finden, d. h. mehr 
oder weniger, aber der gewöhnliche Provinzialpräfes, ver Advocat, der niedere Richter bes 
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gnügte fich jedenfalld mit fehr wenig Büchern, Gajus Imftitutionen und Paulus sententiae 
reichten in der Regel aus. In der Reihe non Gutachten eines Juriſten des fünften Jahr— 
hunderts, die zufällig auf uns gefommen ift, und bei uns consultatio juris consulti 
euiusdam genannt wird, find neben den Katfergefegen einfach immer nur Paulus senten- 
tiae citirt. In den römifchen Gejegbüchern der Gothen und Burgunder find auch nur diefe 
sententiae und Gajus Inftitutionen benust. 

Die ganze Arbeit und Weisheit der großen Juriſten würde allmählig vollſtändig 
verloren gegangen fein, wenn ihre Nefultate der Praxis nicht näher gelegt und zum täg— 
lihen Gebrauche bequemer gemacht wurden. Die Arbeit des Sammelns, Vergleidhens, 
Abwägens und Entjcheidend mußte ein für allemal von oben her von Staats wegen ges 
ichehen, und Danach ein feſtes geſetzliches Reſultat der Praxis in die Hände gegeben wer— 
den. Das erkannte Yuftintan, führte e8 in feinen Pandeften aus, und ift Damit der Er— 
halter der römifchen Jurisprudenz für die Nachwelt geworben. 

II. Sammlungen des Rechts. A. Bor Juftinian. $. 34. Das Be— 
dürfniß von Sammlungen der Refultate der biäherigen Nechtöbildung wurde ſchon lange 
vor Yuftinian dringend fühlbar und rief auch ſchon vor ihm allerlei Vorläufer feiner 
Were herwor. Am dringendften war es bei den kaiſerlichen Gonftitutionen, namentlich 
den Referipten und Decreten, weil biefe, einzeln am und nad) verfchiedenen Orten erlaffen, 
eigentlich won gar Niemand recht überfehen werben konnten, und ihre Verbreitung zum 
Theil ganz vom Zufall abhing. Schen unter den Schriften der großen Yuriften finden 
fich daher Zufammenftellungen von kaiſerlichen Reſeripten und Entſcheidungen. Nach 
ihrer großen Vermehrung unter Diocletian entfteht aber nun eine Reihe von eigentlichen 
reinen Sammlungen. Den Anfang machen zwei Privatfammlıngen, der Codex Grego- 
rianus und Hermogenianus. Der erftere enthielt die Gonftitutionen von Hadrian bis 
Diocletian, nad den Materien in Bücher und Titel geordnet, Er iſt wahrſcheinlich noch 
unter Diocletian ſelbſt und auf feine Beranlafjung angelegt, aber von einem fonft nicht 
weiter bekannten Verfaſſer. Der Codex Hermogenianus war jedenfalls ein Nachtrag 
dazu , doc ift zweifelhaft, ob vom Anfange over Ende des vierten Jahrhunderts. Wir 
haben von beiden nur wenige Bruchftüde durch andere Sammlungen.) Im Anichluffe 
an beide und nach ihrem Mufter ließ dann officiell zuerft Theodos II. eine Sammlung 
der Gonftitutionen von Conftantin bis auf ihn felbft anlegen, ben ſ. g. Codex Theodo- 
sianus. Das Wert wurde mit großem Pompe dur eine Commiffion von fechzehn Bes 
amten abgefaßt, die, weniger gewandt als fpiter Yuftintansg Gompilatoren, Dazu nicht 
weniger als nem Zehre brauchten, 429 — 438, enthält aber allerdings über zweitauſend 
Geſetze, mit vielfachen Aenderungen, Abkürzungen und Zerlegungen. Es iſt faft vollitän- 
dig auf uns gefommen.?) Bon PValentinian III. wurde es aud im weltlichen Reiche 
publicrt und verorinet, daf alle „novellae leges“ beider Reiche ihm angeſchloſſen werben 
follten. Bis zum 9. 468 ift dies auch von beiden Katfern und ihren Nachfolgern ge 
ſchehen. Man nennt diefe Geſetze bei und ungenau die Theodofifchen Novellen. ®) 

Neben diefen Sammlungen der Kaiſergeſetze finden ſich im vierten oder fünften Jahrhun— 
derte auch zwei Verſuche, das ältere Recht aus den Schriften der Juriften mit dem Con— 
ſtitutionenrechte zu verbinden. Man umterjchied beides als ius und leges. In ber 


') Ausgabe von Hänel, 1837. 

) Aeltere Ausgabe von Sac, RSIEISERRE mit großartigem Commentar, 1655 (1735), 
neuere kritifhe von Hänel, 18 

) Novellae Br — Theod. ete. ed. Haenel, 1844. 
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Vaticaniſchen Bibliothel in Rom find im I. 1823 in einer größeren Handſchrift drei- 
unddreißig reſeribirte Blätter gefunden, die zu einer ziemlich umfangreichen Sammlung 
von ius und leges gehört haben müſſen. Sie enthalten die Titel über Kauf, Nießbrauch, 
dos, Vormundſchaft, Schentung und Procuratoren, called mit großen Lüden durch den 
Zuftand der Handichrift. Das ius befteht nur in Excerpten aus Papinians, Ulpians und 
Paulus Schriften. Die leges find faft nur Reſcripte bis zum 3. 318, offenbar aus 
dem Codex Gregorianus nnd Hermogenianus entnommen, außerdem nur drei unver: 
Kürzte® weitſchweifige Gefege von Conftantin, und eines von Balentinian vom 3. 372. 
Ueber den Urfprung der Sammlung, namentlih ob fie reine Privatarbeit oder Berfuch 
einer offidellen Sammlung war, wiſſen wir gar nichts. Angefertigt ift fie tm Occident, 
entweder im dem erften oder den legten Jahrzehnten des vierten Jahrhunderts, je nach— 
dem die erwähnten vier Geſetze urfprünglicher Beftandtheil oder fpäterer Zufag find, 
Man nennt fie bei und Fragmenta Vaticana.') 

Die andere Sammlung, in den Handſchriften Lex dei, bei uns Collatio legum 
mosaicarum et romanarum, genannt, tft ein höchſt eigenthirmliches Werk: fünfzehn Titel 
Strafrecht und ein Titel Imteftaterbrecht, in jedem eine Stelle des moſaiſchen Rechts 
voran und dann eine Reihe römtfcher Dahinter, als ius Excerpte aus den Schriften ber 
fünf Juriſten des Gitirgefeges, als leges Gonftitutionen aus dem Codex Gregorianus 
und Hermogenianus und ein Theodofiiches Geleg vom 9. 390. Ob die Zufammen- 
ftellung des moſaiſchen und römiſchen Rechts nur tbeoretiich zum Beweiſe der Ueberein— 
ftimmung beider dienen follte, oder für die praftiiche Anwendung bet einem bijchöflichen 
Gerichte gemacht ift (nach Rudorffs Annahme vom H.Ambrofius in Mailand), ift ſchwer 
zu entjcheiden.?) 

B. Yuftinian. 8.35. Das abendländtiche Kaiferreich war untergegangen, Italien 
von den Oftgotben erobert, ein neues Reich durch Theoderich gegründet, da beftieg in 
Conftantinopel im I. 527 em Mann den Thron‘, der, weder an Geift noch Charalter 
groß, doch durch geichidte Benutzung ver Verhältniſſe und Perſonen noch einmal eine Art 
Keftauration des altrömischen Reiches und Glanzes durch Verbindung von Italien, Ajien 
und Afrika mit Griechenland herzuftellen vermochte, und für das römiſche Necht in Kurzer 
Zeit die Arbeiten auszuführen wußte, die noch zum eigentlichen hiſtoriſchen Abſchluß des— 
jelben und fir feinen Uebergang auf die Nachwelt nothwendig waren. Dies tft Yuftinian, 
im 3. 482 in Taurefium, einer fleinen Stabt des heutigen Serbiens, von armen ſlavi— 
ſchen Hirten geboren. Sein Ontel Yuftinus, der fid) vom gemeinen Soldaten allmählig 
zum Kaiſer emporgeſchwungen hatte, Tieß ihn ftudiven und in den Staatsdienft eintreten, 
nahm ihn 527 zum Mitlaifer an, ftarb aber bald darauf und hinterließ ihm den Thron, 
den er bis zu feinem Tode 565 behielt. Yuftinians Perfönlichteit ift bei feiner politischen 
Thätigfeit weder imponirend noch anziehend. Er war feig, treulos, hinterliftig, graufam, 
babjüchtig, eitel, fröimmelnd, nie fette er feine Perfon ein, weder bei immeren Aufftänden, 
noch äußeren Kriegen, feine Erfolge verdankte er lediglich feinen Feldherren Beliſar und 
Naried, gegen die er dann doch wieder argmöhntich und undankbar war. Größere per- 
ſönliche Bedeutung wird man ihm bei feiner gejetgeberifchen Thätigleit zufprechen können, 
da er dazu durch Studium und Staatsdienſt vorbereitet war, und offenbar feine Haupt: 
pläne ſchon von daher mit auf den Thron brachte. Das Hauptverdienft in der weiteren 
Durdführung hat zwar auch bier wohl fein Juſtizminiſter Tribonianus, ein Pamphylier, 


*) Ausgabe mit Nachbildung ber De von Mommſen, 1860. 
2) Ausgabe: Lex dei, ed. Blume, 1833. 
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der ein bedeutendes Talent geweſen jein muß, und dabei von feinen Zeitgenoffen als ein 
menfchenfreundlicher, freidenfender, Liebenswürdiger und migiger Mann geſchildert wird, 
freilich zugleich auch als Habfüchtig und gewiſſenlos. 

Die Bedeutung der [egislativen Thätigfeit beider befteht num keineswegs bios in ber 
Bewerkſtelligung der großen Sammlungen, fondern eben jo ſehr auch in den mehr als 
fünfhundert neuen Geſetzen, wodurd die lange vernadläffigte römiſche Rechtsentwidelung 
jet in kurzer Zeit in einer Menge der wichtigften Punkte erft zu Dem nöthigen oder 
wenigftens möglichen Abſchluſſe gebracht wurde. Zwar hätte eigentlich noch viel®mehr 
geichehen ſollen, und auch alle jene Gefege leiden an den oben beiprochenen Mängeln der 
ſpäteren Katfergefeggebung , unflarer Erkenntniß der Aufgabe und mangelhafter Löſung 
namentlich in technifcher Beziehung, allein im ganzen und weſentlichen haben fie doch 
meiftend Die rechte Richtung, und übertreffen jedenfalls weit die ganze woraufgehende Ge— 
ſetzgebung feit Conftantin. 
$. 36. Der Berlauf der Juſtinianiſchen Geſetzgebung ift im einzelnen folgender: 

1) Der alte Eoder. Die eigenen Erfahrungen, die Juſtinian in feinem Staats— 
dienfte über den troftlofen Zuftand der Rechtsquellen gemacht hatte, hatten offenbar den 
Plan in ihm erwedt, als Kaifer durchgreifende Reformen darin vorzunehmen. Schon 
wenige Monate nach Yuftinus Tode fing er damit an. Das erfte war eine neue Samm= 
lung der Conftitutionen, unter Bereinigung der Drei biherigen Codices zu einem, Bes 
feitigung des Antiquirten, Hinzunahme der neuen Geſetze, befierer Anordnung des Ganzen, 
Am 15. Februar 528 wurde eine Commiffion von fieben Beamten, Advocaten und Pro- 
fefloren, worunter Tribonian noch als Advocat war, eingefegt. Im einem Jahre war das 
Werk fertig und wurde am 7. April 529 publicirt. Durd die Revifion vom 9. 534 
ift es wieder aufgehoben und daher auch nicht auf uns gefommen. Nur die beiden Ge— 
jege, wodurch es anbefohlen und publicirt wurbe, find auch dem neuen oder vorne beigefügt. 

2) Die fünfzig Decifionen. Die zweite Aufgabe, die Sammlung und Side 
tung des ius, mar ungleich jchwieriger. Juſtinian ſah ein, daß zur Beſeitigung ber 
Differenzen der alten Yuriften das Abzählungsprincip des Citirgefees nicht ausreichte, 
jondern jelbftftändige Entfcheidungen nöthig waren, und daß auch eine Menge alter Refte 
von abgeftorbenen Inftituten zuwer vollftändig befeitigt werden mußte, jo z. B. die 
Unterfchiede von res mancipi und nec mancipi, quiritariichem und bonitarifchem Eigen- 
thum, Yegaten und Fideicommiſſen u. a. Er erledigte dieſes zunächſt durd eine Menge 
einzelner Geſetze. Wir kennen aus dem I. 529 gegen achtzig, vom 9. 530 gegen ein= 
bundertunddreißig, vom I. 531 gegen einhundert. Er ſoll davon fünfzig Entſcheidungen 
alter Gontroverfen in einer befonderen Sammlung vereinigt und au die Rechtöfchulen 
geſchickt haben. 

3) Die Pandekten. Nachdem das Werk fo vorbereitet war, erließ Juſtinian 
am 15. December 530 eine Inftruction an Tribonian, der ingwifchen zum quaestor 
palatii erhoben war, worin er ihn beauftragte, eine Commiffion zufammenzufegen, und 
mit dieſer aus den Schriften der alten Juriſten, aber nur der mit ius respondendi, 
alles noch praktiſch Brauchbare wörtlich zu exrcerpiren, alles Beraltete und Ueberflüſſige 
auszuſcheiden, alle Widerſprüche zu Befeitigen, und danach auch jo viel als nöthig am 
Texte zu ändern; die gefammten Excerpte jollten dann nad) ihren Inhalte in der Ord— 
nung des prätorifchen Edicts in fünfzig Büchern mit Titeln zufammengeftellt werden, und 
jo unter dem Namen zavdfrraı oder digesta alö codex iuris (enucleati) neben dem 
codex legum ftehen, und mit biefem zufammen ein vollſtändiges Geſetzbuch in zwei 
Theilen bilven. 
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Tribontan förderte das Wert jo, daß es bereit8 in drei Jahren fertig war, am 
16. December 533 wurde es publicirt, am 30. December trat e3 in Kraft. Ueber die 
Art der Ausführung läßt ſich aus den Berorbnungen und dem Werte Folgendes entnehmen: 
Die Commiffion beftand aus vier Profefforen, elf Adoocaten und einem Beamten. Sie 
nahmen die Werke von neununddreißig Schriftftellern, etwa zweihundertundfünfzig Schriften 
mit drei Millionen Reihen (versus), und reducirten diefe auf einhundertfünfzig taufend 
Raben, alfo eiwa ein Zwanzigſtel. Unter den Schriftftellern find drei noch aus der 
Republif, vierunddreifig aus der großen Zeit, zwei Nachzügler aus dem vierten Jahrhunderte. 
Für die Exeerpirung ſchied man die gefammten Bücher nach dem Inhalte und der bis— 
berigen Studienordnung in vier Klaſſen, Civilrecht, prätorifhes Recht, Reſponſen und 
ähnliche praftiiche Schriften, und Werte gemischten und unbeftimmten Charakters. Ent— 
fprechend wurde dann auch die Commiſſion in vier Abtbeilungen getheilt, jede excerpirte 
zunächſt eine Klaſſe für fi), worauf dann in Generalfigungen die vier Excerpt-Maſſen 
in Uebereinftimmung: und Ordnung gebracht wurden. Die Wahl der Excerpte aus den 
einzelnen Schriften war ehr ungleich. Im ciwilen und prätorifchen Rechte bilden bie 
beiden Werte von Ulpian ad Sabinum und ad edietum die Grundlage, bei den Re— 
ſponſen die von Papintan. Man nennt die Maſſen danach bei uns Sabinus-, Edicts-, 
Papinians⸗ und Poſtpapiniansmaſſe (8. E. P. pP.). Die Excerpte aus den beiven Werfen 
von Ulptan bilden aber bei weitem das Meifte, faft ein Drittel des Ganzen. 


Die Ordnung der Materien ift im ganzen die des prätorifchen Edicts, jedoch mit 
manden Abweihungen, und in den legten vier Büchern ift ein Zufag von Strafrecht und 
Staatöreht, d. 5. Appellation an den Kaifer, und Fiscal-, Militär, Municipal- und 
Steuerrecht gemacht. Die Bücher find in Titel mit Ueberfchriften (rabricae) getheilt. 
In den Titeln find die einzelnen Excerpte in der Negel nicht weiter ſyſtematiſch geordnet, 
jondern einfach nach den vier durch die Excerpivung entftandenen Maſſen hinter einander 
geftellt, meiftens die Maſſe voran, die gerade das Meifte enthielt, natürlich mit mancherlei 
einzelnen Abweihungen. Ber mehreren Excerpten über denjelben Gegenftand legte man 
eined zu Grunde, und jchaltete aus den andern nur einzelne Säte over ſelbſt nur Worte 
ein. Ber jedem, aud; dem fleinften, Excerpte wurde aber der Name des Verfaſſers und 
Titel und Buchzahl der Schrift darüber geſetzt. Die Ercerpte find zwar im ganzen 
buchftäblich aufgenommen, jedoch mit vielen Auslaffungen und Aenderungen einzelner Worte 
oder Säge (ſ. g. interpolationes oder emblemata Triboniani), Man wollte nur 
praktiſches Recht, dieſes war aber in den alten Schriften vielfach mit dem antiquirten 
verbunden, man mußte daher die antiquirten Begriffe und Säge weglaffen oder durch 
neue erjeten, 3. B. mancipatio durch traditio, fiducia durch hypotheca u. a. Bei 
allen ſolchen Stellen tritt Danach eine }. g. duplex interpretatio, d. h. ein alter und 
ein neuer Sinn, ein. Eigentliche Zuſätze find jelten gemacht. 


Der Werth des Ganzen muß, wenn man einen billigen Mafftab nach den dama— 
ligen Verhältniſſen anlegt, ziemlich hoch geftellt werden. Die Aufgabe war außerordentlich 
ſchwierig, äußerlich wegen der Maſſe und Unbequemlichteit der Bücher, innerlich wegen der 
vielen und großen Veränderungen, die im ganzen Rechte eingetreten waren. Die erfte 
Schwierigkeit haben die Compilatoren gut überwunden, namentlich bei der kurzen Zeit, 
die fie braudten, Lüden, Wiederholungen und Widerſprüche find verhältnißmäßig wenige 
vorhanden. Weniger gewachſen waren fie der zweiten Schwierigkeit, die Interpolationen 
find oft recht oberflächlich und ungeſchickt, doch war allerdings eine vollftändige Löſung 
diefer Aufgabe kaum ohne eigentliche neue Codification des Rechts möglich. 
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Ueber die gefeliche Kraft der Sammlung beſtimmte Yuftinian, daß alles Aufgenom- 
mene vollftändig gelten folle, wie wenn es fein eigenes Geſetz wäre, alles nicht Aufgenomz 
mene dagegen gar nicht mehr. Im thörichter, aber nicht beijpiellofer, Tegislativer Berbien- 
dung verband er damit das Verbot, die alten Bücher mit feinen Pandeften noch zu 
vergleichen und wieder neue darüber zu fchreiben. Das Ietstere wurde ſchon bei feinen 
Lebzeiten und von den Berfaflen der Pandekten felbft überfchritten, das erftere ſcheint 
man gründlicher befolgt und einfach durch Vertilgung der alten Bücher gefichert zu haben. 
Wenigſtens läßt ſich der abjolute Mangel alle und jeden. Weberreftes derjelben faum 
anders erklären. 

4) Die Inftitutionen. Das neue Geſetzbuch des codex juris und legum 
machte eine neue Ordnung des ganzen Rechtsſtudiums nöthig. Juſtinian bat darüber 
ein eigened Geſetz erlaflen. Dabei ftellte jich heraus, daß für Die Einleitung in Das 
Studium ein anderes Bud, ald die alten Imftitutionen von Gajus, Ulpian u. ſ. w. noth— 
wendig ſei. Der Wiſſenſchaft dieſes zu überlaffen, entſprach dem Geifte ver Zeit nicht. 
Es mußte ein gefegliches Inftitutionen = Compendium angefertigt werden. Tribontan bes 
fam den Auftrag dazu fchon während der Abfaſſung der Pandekten, und e8 war ſchon 
früher als dieſe fertig, Ichon am 21. November 533 wurde es publicirt. Zwei Pro— 
fefloren von Eonftantinopel und Beryt, Theophilus und Dorotheus, hatten es verfaßt. 
Sie hatten fih die Sache leicht gemacht. Sie Iegten den Gajus wörtlich zu Grunde, 
ließen aber das Beraltete und die biftorifchen Ausführungen weg, oder machten kurze 
hiſtoriſche Einleitungen daraus, ſchalteten dagegen, Damit es nicht gar zu kurz würde, 
Ereerpte aus andern Schriften ein, und fügten auf Yuftinians befondern Befehl Zufäge 
über das neuere Gonftitutionenrecht hinzu. Das Ganze wurde in vier Bücher und viele 
in Titel getheilt, in dieſen aber nicht, wie in den Pandekten, die urfprüngliche Quelle ge— 
nannt, fondern alles zu einem einfachen Texte verbunden, wobei Zuftinian felber al$ vedend 
fingirt wird. Das Wert befam darum auch natürlich volle Gefegesfraft, ven Pan— 
deften gleich. 

5) Der neue Coder. Die Abfaffung der Pandekten machte eine Reviſion des 
Eoder nöthig. Die vielen durch die Pandelten veranlaßten Gefege mußten ihm einver— 
leibt, die alten in Inhalt und Ordnung den Pandelten angepaßt werden. Schon im 
Januar 534 befam Tribontan den Auftrag, eine „repetita praelectio“ des Coder zum 
Zwecke diefer Veränderungen zu veranftalten, am 11. November wurbe er in der neuen 
Geftalt publicht. Er enthält über 4600 Gonftitutionen, doch find darunter 80 doppelt, 
und 500 find durch Zerlegung von 200 größeren entjtanden. Die größere Hälfte, über 
2600, iſt aus der Zeit vor Conftantin, alfo aus der Neferiptszeit. Die ältefte ift von 
Hadrian, aber nur eine, die übrigen vertheilen ſich ſehr ungleich, von den beiden Severen 
und Caracalla find 880, Gorbian 272, Diocletian 1222, von allen übrigen bis Con— 
ftantin nur 280; aus der fpätern Zeit find von Conftantin 208, den beiden Theodofen 
567, Yultinian 403. Die älteren bi8 Conftantin find wenig verändert, die fpätern find 
meistens jehr abgekürzt, in mehrere zerlegt, oft im Wortlaute ganz verändert, nur Juſti— 
nians Gefege find meiſtens in ihrer ganzen Breite amfgenommen. Die ganze Mafle ift 
in zwölf Bücher getheilt und dieſe in jehr viele kleine Titel mit Ueberjchriften. Im den 
Titeln ftehen die einzelnen Gonftitutionen rein der Zeit nach, immer mit den alten In— 
und Subferiptionen. Die Ordnung ift im wefentlichen wie in den Pandekten, jedoch mit 
Abweichungen. Außerdem ift im erften Buche das Kirchenrecht worangeftellt, in den beiden 
legten das kaiſerliche Finanz= umd Berwaltungsrecht angefügt. Ueber 150 Conjtitutionen 
find griechiſch, die frühefte von Septimius Severus. Diefe find ſpäter in Italien in den 
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Handichriften fämmtlich weggelaffen, daher meiſtens ganz verloren, und erft feit dem ſech— 
zehnten Jahrhunderte aus den Bafiliten und andern griechifchen Quellen wieder zum Theil 
reſtituirt. Man nennt fie danach bei und leges restitutae, 

6) Die Novellen. Zwei jo rührige Gefeggeber wie Juſtinian und Tribonian 
blieben natürlich auch nach Vollendung der Sammlungen nicht unthätig, namentlich da 
alle ſchwierigen und zweifelhaften Nechtöfragen,, die in der Praris auftauchten, an den 
Karfer zur Entſcheidung berichtet werden mußten. Schon am 1. Januar 535 erſchien die 
erſte novella constitutio, verg« dıarafıs, ein wichtiges Gefeg über Teftamente, das, 
worin die Ausſchließung der Faleidia erlaubt wurde. Ihr folgten in demfelben Jahre 
noch gegen 30 andere, und fo in den nächſten zehn Jahren bis zu Triboniand Tode 
(545) noch über 100, in den dann folgenden zwanzig Jahren bis zu Yuftiniand Tode 
(565) kaum noh 20. Wie viel im ganzen, willen wir nicht, wir kennen 166. 
Ihr Umfang tft jehr verfchieden, mande haben nur Ein kurzes Gapitel, andere 40 bis 
50, Site beziehen fich meiſtens auf Staatöverwaltung und Kirchenweſen, manche ent= 
halten aber auch tief eingreifende privatrechtliche Beſtimmungen, namentlih über Familien— 
und Erbrecht. Ihre Sprache ift meiftens die griechiihe, nur 15 find lateiniſch, 3 in 
beiven Sprachen. 

Gejammelt find fie von Juſtinian ſelber nicht mehr. Auf uns getommen find drei 
Privatſammlungen: 

a) Die epitome Juliani, ein lateiniſcher Auszug aus 125 Novellen, von einem 
Profeffor in Eonftantinopel vom 3. 556; 

b) das authenticum oder der liber authenticarum, eme Sammlung von 134 
Novellen, die lateiniſchen im Urterte, die griechiichen in Lateimifcher Ueberjegung‘, un— 
befannten Ursprungs, im zwölften Jahrhundert in Italien verbreitet; 

e) die Sammlung der 168 Novellen, Die aber mehrere doppelt, mehrere von Juſti— 
nians Nachfolgern, und nur 153 wirklich Juſtinianiſche enthält, die griechiſchen im Ur- 
texte, Die Lateinischen in griechiſchem Auszuge. Sie ift unter Yuftinians Nachfolgern angelegt, 
im byzantiniſchen Reiche allgemein benutzt, im Mittelalter nach Italien gebracht, und i. J. 
1531 in Deutſchland von Haloander zuerſt herausgegeben. 

d) Dazu kommen noch mehrere vereinzelt aufgefundene Novellen, mamencuch die ſ. g. 
dreizehn edieta Justiniani. 

Fünfter Abſchnitt. Das byzantiniſche Kaiſerthum. $. 37. Mit 
Juſtinian ift.die eigentliche römiſche Nechtsgeichichte zu Ende. Das römiſche Recht hat in 
feinen Gejegen und Gejegbüchern eine Art Abſchluß gefunden und die Form erhalten, in 
der ed auf die Nachwelt übergegangen ift. Das byzantiniſche Reich dauerte zwar noch 
beinahe neunhundert Jahre fort, allein es iſt fein römiſches Reich mehr, fondern ein gries 
chiſches, wenn auch einzelne Theile von Italien und namentlih die Stadt Rom noch 
längere Zeit Damit verbunden blieben. Das Recht!) wurde zwar noch weiter gebilbet, 
. aber nicht mehr in der römtjchen univerfalen Richtung, vielmehr ſchrumpft das univerſale 
römiſche Recht jegt allmählig wieder zu einem nationalen zufammen, und zwar einem von 
jo Häglicher Nationalität, wie die byzantiniſch-griechiſche. Die ſpätere Gejepgebung ?) hat 
daber für das römiſche Recht ald Weltrecht feine Bedeutung mehr, das ganze Interefie 


) Zachariae, historia iuris graeco-romani, 1839. Montreuil, histoire du droit 
byzantin. 3 vol. 1843. 

2) Gefammelt in: Zachariae, novellae constitutiones imperatorum post Justinianum., 
1857. (3. Bb. des ius graeco- -romanum), 
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der byzantiniſchen Nechtögefchichte knüpft fich für Das römiſche Recht nur noch am die 
weiteren Schickſale der. Yuftinianifchen Geſetzbücher. 

Das Wictigfte dabei find die willenichaftlichen Arbeiten des ſechsten Jahrhunderte. 
Jedes neue Geſetzbuch reizt zu wiſſenſchaftlichen Arbeiten darüber. So den oberften 
Schaum abzuſchöpfen, ift nicht mühevoll und doch belohnend. Hier fam dazu, daß ſchon 
die Mebertragung ind Griechiſche ein Verdienſt war und ein Bedürfniß für den Unterricht 
und die Praxis, Wir jehen daher, dag ſchon von den vier Profeſſoren, die bei ver Abs 
faffung der Geſetzbücher mitgewirkt hatten, wenigſtens drei ſofort griechiſche Arbeiten dar— 
über ſchrieben. Theophilus ſchrieb eine Paraphrafe der Inftitutionen, d. h. eine genau 
dem Texte folgende Umſchreibung mit Beifpielen und hiſtoriſchen Erklärungen, die aber 
trog des reihen Materials, das ihm zu Gebote ftand, von geringem Werthe und nicht 
einmal zuverläffig find.!) Dorotheus ſchrieb eine Parapbrafe zu den Pandekten, die fid) 
aber noch enger an den Tert anſchloß, meiftens faft wörtliche Ueberfegung war. Anato— 
lius machte einen Auszug aus dem Coder, vollftändig und genau für jeve Stelle. Neben 
und nad ihmen jchrieben auch andere Profeſſoren von Conftantinopel und Beryt Ueber- 
ſetzungen, Umfchreibungen, Auszüge, Ueberfihten, auch wohl Anmerkungen und Exflärungen 
und jelbft Monographien. Die wichtigften Werfe darunter find die von Stephanos und 
Yulianus zu den Pandelten, von Thalelius zum Coder. Auf uns gefommen ift von 
allen diefen Werfen, außer Theophilus, feines volftändig, jondern nur Excerpte daraus 
in den fpäteren Schriften, namentlih den Bafilifen und ihren Scholien. Für die Kritik 
des Terted der Pandekten und des Coder find fie ſehr wichtig, für die Interpretation 
weniger. Ihre Wifjenfchaft ift ſehr äußerlih. Auch bei den Berfaffern der Pandekten 
und des Goder fucht man nad Andeutungen über die Motive der Aufnahme oder Inter- 
polation der einzelnen Stellen oder über die damalige Praxis vergebens, ebenſo ift von 
Benutzung der älteren Bücher feine Spur, man jcheint Yuftinians Verbot nur gar zu 
gern befolgt zu haben. Ä . 

Die ganze Thätigfeit hörte auch bald wieder auf. Vom fiebenten bis neunten Jahr— 
hundert wiffen wir faft gar nicht mehr, die geſetzliche ErAoyn ro» vouwv von Leo aus 
rind (740) ift nur wegen ihrer Aenderungen des alten Rechts zu erwähnen.) Erſt am 
Ende des neunten Jahrhunderts wurde durch den Kaiſer Bafilius Macedo und feinen Sohn 
Leo Philofophus eine neue Thätigkeit angeregt. Juſtinians Geſetzbücher fonnten jelbft in 
ihren griechifchen Bearbeitungen nicht mehr von der Praris bewältigt werben. Baſilius 
unternahm daher eine Vereinigung zu einem Ganzen unter Weglaffung des Veralteten und 
Abkürzung des noch Geltenden. Erſt Leo vollendete das Werk und publicirte e8 unter dem 
Namen ra Bavıkına (vouıua). Es ift einfach aus den griechifchen Werfen der Yuftinia- 
nifchen Juriſten zuſammengeſetzt, ſechzig Bücher, in Titel geteilt, in jedem Titel die auf- 
genommenen Stellen der Geſetzbücher und Novellen hintereinander, in der alten Reihen- 
folge, aber ohne In= und Subferiptionen. Das Syſtem ift im ganzen das des Cober, 
aber mit Abänderungen. Das Werk ift größtentheild, aber doch nicht vollſtändig, auf 
und gefommen.3) Cine Art gefeglicher Imftitutionen dazu iſt das rooxeıoov von Bafi- 
fius,t) vevidirt von Leo unter dem Titel Erarayoyı) zoü vauor.’) 

) Befte Ausgabe von Rei, 1751. 

?) Ausgabe in: Zachariae, collectio librorum iuris graeco-romani, 1852. 

PER, — Ausgabe von Fabrot in 7 Bänden, 1647, neuere von Heimbach im5 Bänden, 
*) Ausgabe: Zachariae, or öy&ıpog vouog, 1837. 
) Ausgabe in: Zachariae, collectio Iibrorum iuris graeco-romani, 1852. 
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Das neue Geſetzbuch rief auch wieder eine neue Wiſſenſchaft hervor. Schon Leo's 
Sohn, Conftantinus Porphyrogenetus, ließ einen officiellen Commentar zu den Bafilifen 
aus den ſämmtlichen Schriften der Juftintantichen Juriſten zufammenfchreiben. Nach ihm kommt 
dann tm zehnten bi dreizehnten Jahrhundert eine ganze Reihe von Auszügen, Weberfichten, 
Regiftern und auch neuen Anmerkungen (oyoAıa) zu den Bafilifen, unter verfchiedenen 
Namen, arwadtıg, Errirouos, Exhoyn, 7rg0XE1En», rreige u. a.,!) eine ovvordug ſo- 
gar in Berfen, von Pfellus für den Kaifer Michael Ducas (1071 — 78). Wiſſenſchaft- 
lichen Werth hat feines diefer Werke, fie haben für uns nur als Weberlieferungen ver Ba— 
fliten und der Schriften der Yuftinianifchen Juriſten eine Bedeutung. 

Den Schluß macht ver ſ. g. ESaßıdlne, d. h. ein rrodyeıpov vouum in ſechs 
Büchern, von Conft. Harmenopulos, einem Richter in Theflalonidh, vom 3. 1345,?) ein 
Häglicher Auszug aus den Auszügen der Auszüge, der aber in der türfifchen Zeit der 
einzige Weberreft des großen römiſchen Nechts blieb, und im Königreiche Griechenland im 
3. 1835 eigentliche Geſetzeskraft erhalten hat.) 

Schöter Abſchnitt. Das römifhe Recht im Mittelalter‘) IL Das 
römifhe Recht beiden Germanen’) 8. 38. Dem fenilen Marasmus gegen- 
über, in den das römiſche Recht im Driente verfant, fteht im Deeident die eigenthümliche 
Ericheinung einer Wiederverfüngung und vollftändigen Neubelebung deſſelben. Der Um— 
ſturz des römiſchen Reichs durch die germantichen Völker hätte hier Teicht die vollftändige 
Verdrängung des römischen Rechts nach fich ziehen können. In England und Deutkh- 
land wurde auch mit der römiſchen Herrichaft zugleich Die römiſche Bevölkerung und Eultur 
und damit auch das römische Recht vollftändig weggefegt. In Italien, Frankreich und 
Spanien dagegen, mo die gefammte vorhandene Bevölkerung römiſch war, war eine volle 
fändige Vertreibung, Vernichtung oder auch nur Unterbrüdung den Umftänden nach nicht 
wohl möglich. Die Eroberer begnügten fich mit der Oberherrſchaft und der Abtretung 
eines Theiles vom Grund und Boden, ließen aber übrigens, namentlich in den Städten, 
die römiſche Benölferung in ihren alten Zuftänden und mit ihrem alten Rechte fort- 
beftehen. Der Gedanke, ihr germanifches Necht den Römern aufzuzwingen , fonnte ihnen 
nicht Teicht kommen, theils weil es jo verfeinerten Zuftänden nicht gewachlen war, theils 
weil fie, wie früher auch die Römer, das Princip der Perfönlichkeit des Rechts hatten, ihr 
Recht alfo nur für ihre Stammesgenofien galt. So beftanden daher römiſches und ger= 
maniſches Recht als perfünliche echte neben einander, bi8 beide fich. vermiichten. Das 
römiſche galt als perjünliches Hecht auch für die gefammte Kirche, Da diefe bald begann, 
fich als abftracte Einheit über allen Nationalitäten zu concentriren, und in Rom ihren 
Mittelpuntt zu fehen, 

In einzelnen geitaltete fid die Fortdauer des römiſchen Rechts bei den einzelnen 
Völkern natürlich werichteden : 

1) bei ven Weftgotben, die ſchon im Anfange des fünften Jahrhunderts ihr Reich 
in Südfranfreih und Spanien gegründet hatten, wurde noch nach hundert Jahren ein eigenes 


) Sammlungen: Ius graeco-romanum, ed. Leunelavius, 1596. Ius graeeo-romanum, 
ed. Zachariae, 4 Bbe. 1856—1865. Ar&dora, ed. Heimbach. 2 Be. 1838—1840. 

*, Const. Harmenopuli manurle legum ed. Heimbach, 1851. 

2) Geib, Darftellung des Nechtözuftandes in Griechenland, 1835. 

+ Savigny, Geſchichte des römifchen Rechts im Mittelalter, 7 Bbe., 2. Aufl, 1834—51. 

) Bol. Stobbe, Gedichte der deutſchen Rechtsquellen, Bd. 1. v. Betbmann-Holl-. 
weg, der germaniſch-romaniſche Civilproceß im Mittelalter, Br. 1: die Staaten der Bölter- 
wanberung. 
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römiſches Gejeßbuch für die Römer gemacht. Schon 466 ſoll König Eurich über das 
gothiſche Recht jchriftliche Geſetze erlafien haben. Sein Sohn Marich IL Tief im 9. 506, 
alfo noch vor Yuftinian, auch für die Römer in feinem Reiche ein Gefegbuch aus römiſchen 
Rechtsquellen anfertigen, das ſ. g. breviarium Alarieianum. 68 befteht der damaligen 
Unterfcheidung gemäß aus ins und leges. Das ius find die Inftitutiongn des Gajus, 
aber umgenrbeitet und auf zwei Bücher reducirt, die sententiae receptae von Paulus, 
dieſe wörtlich, aber mit vielen Auslaffungen, und eine Stelle von Papinian. Die leges 
find die drei codices Gregorianus, Hermogenianus, Theodosianus und bie Theodofiichen 
Novellen, alles wörtlich, aber mit großen Auslaffungen. Dem Ganzen, mit Aus- 
nahme des Gajus, wurde eine offictelle, aber ziemlich werthloſe, „interpretatio“ beige 
fügt.) Das Wert ift allerdings eine dürftige und rohe Zufanmenftellung, ohne Einficht 
in die nothmwendigen Tegislativen Vorarbeiten. Allein es entfprach den damaligen Bebürf- 
niffen und Kräften, gewann daher weite Verbreitung und hat nicht wenig zur Erhaltung 
des römischen Rechts im Mittelalter beigetragen. In Spanien wurde es zwar im fiebenten 
Yahrhundert durch die neue lex Visigothorum, die das römiſche und gothiſche Hecht 
vereinigte, aufgehoben, in Südfrankreich blieb e8 aber unter der fränfifchen Herrſchaft, 
wurde auch im Norden verbreitet, und ift erft im zwölften Jahrhunderte durch die Juſti— 
nianifchen Gefepbücer verdrängt. Noch im achten und neunten Jahrhunderte wurden in 
Frankreich eine Menge Auszüge Daraus gemacht, auch im nördlichen Frankreich, von denen 
noch fieben Handicriftlih auf und gekommen find. Bon Frankreich) kam es auch nach 
Deutihland und felbft nach England, und ift bis zum elften Jahrhunderte faft bei allen 
Benugungen des römischen Rechts, die ſich in Frankreich, Deutfchland und England in 
Gefegen, Sammlungen und Schriften finden, die allgemeine Quelle. Cine eigenthümliche 
freie Bearbeitung und Vermifhung mit germaniſchem echte wurde im Anfange des 
neunten Jahrhunderts in Graubündten, (welches früher völlig romanifirt war, aber fpäter 
viele gerinantiche, namentlich alemannifche, Einwanderer erhalten Hatte), in Chur gemacht. 
Man nennt die die lex romana Curiensis oder auch Utinensis, weil bie erfte Hands 
fchrift davon in Udine gefunden ift.?) 

2) Auch bei den Burgundern, die ihr Neih an der Rhone erft in der Mitte 
ded fünften Jahrhunderts gegründet hatten, find in den Beiden erſten Jahrzehnten des 
ſechsten Jahrhunderts zwei Gejegbücher gemacht, ein burgundiiches und ein römtjches, 
Das erfte war eigentlicd eine Sammlung früherer Gefete und galt für Burgunder und 
Römer, enthält auch ſchon einiges römische Recht, das zweite war nur für die Römer 
untereinander. Es it aus denjelben Duellen entnommen, wie dad Breviarium, bat 
jedoch diefe felbft neben dem Breviar vor fich gehabt. Die Quellen find nicht wörtlich 
aufgenommen, fondern in einen felbitftändigen neuen Text verarbeitet, in leidlich guter 
Sprache. Es umfaßt Private und Strafrecht und Proceß, aber dürftig in ſiebenund— 
vierzig kurzen Titeln, etwa breifig Octavſeiten. Die Ordnung ift diejelbe wie im bur— 
gundifchen Geſetzbuche, d. h. ohne alles Princip, weder ſyſtematiſch noch chronologiſch.ꝰ) 
Nach der Eroberung des Reiches durch die Franken (534) wurde dag Geſetzbuch allmählig 
durch das Breviar verdrängt. Doch wurde e8 in den Handichriften nod mehrfach mit 
ihn verbunden. Daraus ift im neunten Jahrhunderte der ſonderbare Irrthum entftanden, 
als ob es nur die Fortfegung der furzen Stelle aus Papiniand Reſponſen wäre, die den 


1) Ausgabe: Lex romana Visigothorum, ed. Haenel, 1847. 
2, Ausgabe in Hänel® Lex Visigothorum. 
) Ausgabe: Lex Romana Burgundionum, ed. Barkow, 1326, 
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Schluß des Breviard bildete. Man nannte e8 daher Papian, als Abkürzung von Pa— 
pintan, ein Name, der ſich trotz feiner Sinnlofigfeit bis in die Gegenwart erhalten bat. 

3) Im fränkiſchen Reiche im nörblichen Frankreich ift zwar fein eigenes Geſetz— 
buch für die Römer gemacht, indeffen blieb das römiſche Recht als perjönliches Recht der 
römifchen Bevölferung auch bier in Geltung. Es trug dazu namentlich das Weſtgothiſche 
Breviar bei, Das vom jechsten bis zehnten Jahrhundert Die allgemeine Duelle war. 
Doch erlangte daſſelbe hier nie eine eigentlich gefegliche Geltung, auch fcheint die römische 
Berölterung Hier geringer als im Süden geblieben. zu fein. Darauf beruht es, daß bie 
germanifchen Gemohnheitsrechte hier das Uebergewicht befamen,, und man den Norben 
und Süden fpäter unterjchied als pays du droit coutumier und du droit &erit. 

4) In Italien konnte natürlich die kurze Herrichaft Odoalers (476 — 493) das 
römische Recht nicht verdrängen. Allen auch Theoderich dachte bei der Gründung feines oft 
gothifchen Reiches (493) nicht daran. Er ſah fich vielmehr al eine ‚Art Bajall des 
oſtrömiſchen Kaiſers Athanaſius an, und fein Reich als eine Wiederherftellung des 
weſtrömiſchen Reiches. Er fuchte daher die römifche Gultur und das rbmiſche Recht 
moͤglichſt auf feine Gothen zu übertragen. Im Jahr 500 erließ er ein Ediet von 
154 Artikeln, ‚worin die Hauptfäge des Privat- und Strafrechts aus Paulus sententiae 
und den drei Codices zuſammengeſtellt waren.!) Es war für Römer und Gothen gleich 
mäßig beſtimmt, ſollte aber nur ein kurzer Anhalt für die Richter ſein, ohne die ſonſtigen 
römiſchen Geſetze aufzuheben. Daß daneben die Gothen ihr altes Recht in manchen 
Dingen behielten, verfteht fit) von ſelbſt. Mit der Eroberung Italien durch Juſtinian 
fiel das Ediet natürlich won felber weg, und die Juſtinianiſchen Geſetzbücher wurden auch 
in Italien eingeführt. 

5) Die Longobarden werden bei ihrem Einbrechen in Ralien (568) als ganz 
befonders wild, graufam und zerftörungsfüctig gefehildert. Sie ſcheinen anfangs alles, 
was Tod und Flucht von römiſcher Bevölkerung itbrig gelaſſen hatten, in einen Zuſtand 
von Unfreiheit gefetst und ſchlechthin dem longobardiſchen Rechte unterworfen zu haben, 
ohne alle Anerkennung des römiſchen Rechts als perjönlichen. Indeſſen beſaßen fie an— 
fangs ja mur den nörblichen Theil von Italien. Bet der jpäteren Auspehnung ihrer 
Herrſchaft trat von jelbft eine Milderung ein, fie ließen das römische Recht wie andere 
als perſönliches gelten und es trat ſogar bald ein Einfluß deſſelben auf die longobardiſchen 
Gejege jelber hervor. Nach der Zerſtörung' ihres Neiches durch Carl den Großen (774) 
wurde die perſönliche Geltung feit und allgemein anerkannt. 

6) Ecclesia vivit lege romana, ift ein Sat, den die Kirche ſchon früh in den 
germantichen Reichen geltend machte, und ben fie vom jiebenten Jahrhunderte an, wo nad) 
der Beſeitigung des Arianismus der weſtlichen Länder die päpſtliche Oberherrſchaft allge— 
mein wurde, immer feſter ausbildete. Er hatte im Principe der Perfönlichteit des Rechts 
feine natürliche Grumdlage, da der Clerus ein abftractes Bolt und die Kirche einen ab- 
ſtracten Staat bilveten, die ſich durch alle wirklichen Völker und Staaten hindurchzogen 
und ihren Uriprung aus dem alten vömijchen Weiche ableiteten, Daher findet ſich das 
römiſche Recht in den Firchenrechtlichen Schriften, Entſcheidungen, Beftimmungen und 
Sammlungen aller Zeiten ſtets als unzweifelhaft geltend vorausgeſetzt. Die Hauptquelle 
wurde anfangs aud hier das Breviarium, doch werben jeit dem neunten Jahrhunderte 
auch Juſtinians Inftitutionen, Coder und Novellen, diefe in Julians Epitome, benutzt, erſt 


') Ausgabe: Rhon, commentatio ad edietum Theodoriei, 1816. 
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im elften jedoch auch die Pandetten. Das Nähere darüber gehört in die Gefchichte des 
Kirchenrechts. 

II. Die Gloſſatoren. 8. 39. Mit der ſ. g. Wiederherſtellung des römiſchen 
Reiches durch Carl den Großen war eine Wiederherſtellung des römiſchen Rechts als all— 
gemeinen Reichsrechtes in feiner Weiſe verbunden, auch nicht für Italien. Das Prineip 
der perfünlichen Rechte blieb unverändert. Aber die Oberherrſchaft des longobardiſchen 
Stammes in Italien war Doch damit für immer gebrochen. Seine Verſchmelzung mit 
der römischen Bevölkerung und die Bildung der allgemeinen italienischen Nationalität 
vollzog ſich nun raſch, und damit war der Boden für eine natürliche Geftaltung des 
Rechtslebens geebnet. Diefe mußte aber bier nothwendig wieder zur Oberherrichaft des 
römischen Rechts führen. Im den Gebieten, die die Yongobarden ſich erft ſpät oder gar 
nicht unterworfen hatten, wie namentlich in Rom und Ravenna, war das römiſche Recht 
überhaupt ftetS das herrſchende geblieben, ebenfo bei der Kirche. Dies wurde jetst ges 
fihert, und dem römiſchen Rechte hier allmählig wieder eine territoriale Geltung beigelegt. 
In den eigentlich longobardiſchen Gegenden blieb das longobardiſche Recht zwar zunächft 
das berrichende, und Fand fogar ſchon im zehnten und elften Jahrhundert eine wiflen- 
ſchaftliche Pflege, in Pavia entitand eine eigentliche Iongobardiiche Rechtsſchule mit Unters 
richt und Schriftftelerei, allein gerade dieſe theoretiiche Behandlung des longobardiſchen 
Rechts führte dahin, dap man das römiſche Recht bald als das abjtractere und reichhal- 
tigere erfannte, es mit dem Iongobarbifchen in Verbindung feste, und unwillfürlich als 
das allgemeinere in subsidium zur Aushülfe brauchte. Schon im elften Jahrhunderte 
bezeichnen es die lombarbiichen Yuriften ſelber ald die generalis lex omnium. Bei der 
Entwidelung des italieniſchen Städtelebens im elften Jahrhunderte dehnte fich dieſes weiter 
aus. Kein Wunder daher, dag, als im Anfange des zwölften Jahrhunderts ein bebeuten- 
der Mann als jelbitftändiger Yehrer des römischen Rechts auftrat und eine eigene Schule 
dafür gründete, dieſes ſofort allgemeinen Anklang fand, das römiſche Recht auf einmal 
als das allgemein geltende ericheint und fein Studium und Unterricht raſch eine weite 
Ausdehnung und tief gehende Bedeutung erlangt. Diefer Mann war Imertus in Bo— 
logna, der Gründer der ſ. g. Gloffatorenichule, ein Mann, von deſſen Yeben wir faft gar 
nichts willen, an deſſen Namen aber die fpätere literariſche Sage die ganze Wiederbelebung 
des römischen Rechts, die Auffindung der Pandelten, die Einführung des römiſchen Rechts 
in bie Praxis und die Begründung des Rechtsunterrichts gefnüpft hat. Alles Dreies ift 
nicht wahr, das römiſche Necht galt ſchon vorher, die Pandekten waren jchon vor Irnerius 
da, und Wechtöunterricht gab es auch ſchon vor ihm in Kom, Ravenna und felbft in 
Bologna, außerdem aud in Südfrankreich. Verſchiedene juriftiiche Arbeiten aus dem 
zehnten und elften Jahrhundert, Die man aufgefunden hat, ) beweifen dies. Allein das 
eigentliche Studium der Pandeften als der Grundlage des römiſchen Rechts, ihre vollftän- 
dige Verbindung mit den übrigen Theilen, und damit die Begründung des tieferen und 
umfaljenderen Studiums des römiſchen Rechts datirt allerdings von Irnerius. 

Bon feinen unmittelbaren Schülern wiſſen wir nichts, von der Mitte des zwölften 
Jahrhunderts an beginnt aber eine micht mehr ımterbrocene Reihe von Nechtölehrern, 
die fich über ganz Italien vertbeilen, eine Dienge Rechtöfchulen gründen und die Grund— 
lage der modernen Wiſſenſchaft des römischen Nechts bilden, die fi von da über ganz 
Europa verbreitet hat. Man nennt dieſe Rechtölehrer bis zur Mitte des dreizehnten Jahr— 


) Ein Verzeichniß derfelben f. in Rudorff's Rechtsgeichichte, Bd. 1, $. 116. 
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hunderts bie Glofjatoren, weil ihre Wiſſenſchaft anfangs hauptfächlich in kurzen Gloſſen, d. h. 
Wort: und Sacerflärungen, zu den römifchen Rechtsbüchern beftand. Ausgezeichnet find 
fie durch ihre frifche und naive praktiſche Auffaffung des römischen Rechts. Hiſtoriſche, 
philologiſche und philoſophiſche Anſchauungen und Kenntniſſe fehlen ihnen vollftündig, aber 
mit gefunden praktiſchem Takte erfaſſen fie Die römiſchen Ausſprüche, vergleihen, combi— 
niren fie, löfen die Widerſprüche, abftrahiren allgemeinere Site und Begriffe daraus, und 
vollziehen fo die erfte Neception des römischen Rechts in das moderne Bemußtjein in 
einer Weiſe, daß ihre Arbeiten noch jegt von Werth find. Als Schluß der Gloffatoren- 
Ihule gilt Fr. Accurſius (1182 — 1260) in Bologna. Diefer fette aus der geſammten 
bisherigen Literatur einen vollftändigen Commentar zu allen vier Juſtinianiſchen Rechts— 
bühern zuſammen, der unter bem Titel glossa ordinaria von da an allgemeine Ver: 
breitung fand, und einen ſolchen Einfluß in der Praxis erlangte, daß alle Stellen, auf 
die er fich nicht erſtreckt, nicht zur Anwendung gebracht wurden (quod non agnoseit 
glossa, non agnoseit curia), Es jind das aber in Pandeften und Cover nur folde 
Stellen, die in den damaligen Handichriften fehlten, namentlich vie leges restitutae 
im oder, von den Novellen dagegen eime ganze Menge (71), aber ohne eigent- 
fies Princip. | 
8. 40. Der Zuftand der Handjchriften des Juſtinianiſchen Rechts, die den Gloſſa— 
toren zu Gebote ftanden, und auf denen im wefentlichen auch noch unſere heutige Kennt— 
nig defjelben beruht, war ein fehr mangelhafter. Bon einer Vereinigung der vier Theile 
zu einem Ganzen, |. g. corpus iuris, war noch feine Rede, ſondern die einzelnen Theile 
waren völlig getrennt überliefert. Bon den Inftitutionen batte man feine einzige 
alte Handjchrift aus der Yuftintanifchen Zeit, ſondern nur verſchiedene Abichriften aus 
der Zwiſchenzeit. Keine derfelben reichte aber über das neunte Jahrhundert zurüd. Bon 
den Pandekten eriftirte in Piſa eine vwollftändige Handichrift aus der byzantiniſchen 
Zeit, fpäteftend dem fiebenten Jahrhundert, die jest in Florenz ift, und danach die 
Florentina genannt wird. Indeſſen leiten die Gloffatoren ihren Tert micht aus biefer 
ab, ſondern ſetzen ihn als littera vulgata in einen Gegenſatz zu der littera Pisana. 
Woher ihr Tert ſtammt, tft zweifelhaft. Daß fie noch eine andere alte Handjchrift ge— 
babt haben, jagen fie nicht und tft auch nicht mahrfcheinlih. Man kann nur ans 
nehmen, Daß ihrem Terte eine andere Handfchrift zu Grunde liegt, die aus der Pifaner 
abgejchrieben, aber allerdings nach einer andern alten corrigirt war. Aus diefen beiden 
Elementen find alle fpäteren Handichriften hervorgegangen, ihre weiteren Verſchiedenheiten 
beruhen daher nur auf Corruptionen oder Gonjecturen. Das Urexemplar des Glofja- 
torenterted jcheint übrigens defeet geweſen und vom finfundoreifigften Buche an erft aus 
der Pilaner Handſchrift ergänzt zu fein. Darauf beruht die finnlofe Eintheilung 
der Pandeften in drei Theile, die fih in allen Vulgat-Handſchriften findet, und 
jelbft in ven Ausgaben bis ins fiehzehnte Jahrhundert beibehalten ift, mit der 
Benennung Digestum vetus, infortiatum und novum. “Der mittlere Theil, der von 
Buch 24 Titel 3 bis zum Schluſſe von Buch 38 ging, wurde infortiatum ge— 
nannt, weil er durch den Zuſatz von Buch 35 bis 38 verftärft war. Die Theis 
lung wie die Vervollſtändigung ift fchon vor Irnerius gefchehen. Vom oder 
batte man wieder feine alte byzantiniſche Handjchrift, fondern nur verſchiedene Ab— 
Igriften aus der Zwifchenzeit, in denen eben darum die griechiſchen Gonftitutionen fehl: 
ten, und meiſtens auch die drei legten Bücher. Eine alte byzantinifche Handichrift des 
Coder ift erft in neuerer Zeit, im 3. 1817, in einem codex rescriptus in Verona, und 
auch nur zu einem Theile, gefunden. Ber den Novellen Lannte jchon Irnerius den 
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Julian und das Authenticum, die Sammlung der 168 fannten dagegen auch die ſpä— 
teren Gloffatoren noch nicht. 

Die MUeberlieferung des Textes der Yuftinianifchen Gefebücher und Novellen war 
alfo bei den Gloffatoren nirgend eine authentifche oder auch nur ganz ſichere. Ebenſo 
wenig iſt fie es fpäter geworden. Die Feftftellung des Textes fann daher auch gegen— 
wärtig nur auf dem Wege der wiljenjchaftlichen Mritit unter Anwendung aller Mittel, 
bie die vor= und nachjuſtinianiſche Zeit liefern, vorgenommen werden. In den biöherigen 
Ausgaben ift diefes noch nicht genügend geichehen, doch ift eine neue kritiſche Ausgabe des 
gefammten corpus iuris angefangen von Mommjen und Krüger!) . 

$. 41. Die weitere Gefchichte des römischen Rechts, namentlich feine Reception in 
Deutichland und die Entwidelung der modernen Wiſſenſchaft des römiſchen Rechts, wird 
unten bei der Gefchichte des deutichen Rechts und der Darftellung des Syſtems gegeben 
werden. 


") Befonders erfohienen find: Justiniani institutiones, rec. P. Krueger, 1867. Di- 
gesta Justiniani augusti, rec. Th. Mommsen. Vol. I, (lib. 1—29.) 1868. : 
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I. Quellen des kanonifhen Rechts im Mittelalter. 


A. Allgemeine Charaktteriftit. Die Gefchichte der Entftehung und Entwidelung 
des fanonijhen Rechts im weiteren Sinne, d.h. der aufdem Boden ber 
Kirche erwachſenen und durch firhlihe Organe geſchaffenen Redts- 
normen weift diefelben Phafen wie die Entwidelung der Verfaſſung der katholiſchen Kirche 
überhaupt auf. Die diefe beftimmenden Momente, namentlich die Ausbildung der gefeg- 
geberifchen Organe und ihrer Befugniſſe darzulegen, ift hier nicht der Ort, wohl aber 
muß hervorgehoben werden, daß die im Yaufe der Zeit auftauchenden Beurkundungen bes 
auf dem Boden der Kirche entftandenen Rechts den allgemeinen Charakter jener Ent: 
widelung abjpiegeln. In den erften Jahrhunderten der hriftlichen Kirche find es bie 
Synoden für beftimmte Gebiete, welche die Rechtönormen firiren, und wenn unter biefen 
auch einzelne Synoden namentlid wegen ihrer hervorragenden dogmatiſchen Wichtigkeit 
(wie die zu Nikäa im I. 325; Conftantinopel von 381; Ephefus von 431 und Chalce- 
don 451) das Anſehen allgemeiner, die ganze Kirche bindender Concilien erlangt haben, 
fo rubte doch der Schwerpunft der Nechtsbildung und der Firtrung der fi) entwidelnden 
Geftaltungen in den einzelnen reifen der Kirche noch nicht in einem nach allen Seiten 
bin die wichtigften Impulſe gebenden Mittelpunkt. Allerdings haben ſchon feit dem Au— 
fang des fünften Jahrhunderts römiſche Bilchöfe, wie Innocenz I. (402— 417) und 
Leo I. (440 — 461), Das Recht für den römischen Stuhl in Anspruch genommen, das 
äußere Yeben der Kirche zu ordnen, aber vorerft hat vieler Anfpruch, wie wiele andere, 
für den größten Theil der damaligen chriftlichen Welt nur den Charakter einer idealen 
Prätenfion gehabt, und ſowohl im römiſchen Kaiſerreiche, wie auch bei den germanifchen 
Nationen, namentlich der fränfiichen, haben die Herricher nicht nur Die Synoden ein- 
berufen und ihre Beſchlüſſe betätigt, jondern auch ſelbſt — wenn freilich unter Mitwir- 
fung der Geiſtlichkeit — geradezu durch ihre Gefege das Recht der Kirche beſtimmt. 
Hieraus erflärt es fi zur Genüge, daß die römiſchen Rechtsbücher (wie z. B. ber 
Codex Theodosianus und Codex Justinianeus), die germantichen leges barbarorum und 
die fränfifchen Gapitularien eine Reihe Eirchenrechtlicher Vorſchriften enthalten, daß aber 
andererſeits weder im römiſchen Reich noch in den erften Zeiten des Mittelalters ein die 
ganze Kirche bindendes Gefegbuch oder auch nur eine officielle Rechtsfammlung für Dies 
jelbe hat entftehen können. Erſt als die päpftlihe Macht ihren Gipfelpunft erreicht und 
jene im fünften Jahrhundert in Anfpruch genommene Gefeßgebungsgewalt eine volle 
Wahrheit geworben war, hat der Gedanke, einen Theil der kirchlichen Normen, namentlich 
die päpftlichen Erlaſſe (Decretalen) in authentijchen Collectionen zufammenzuftellen, fich 
geltend gemacht. Der erften, auf Befehl Innocenz' IIL (1198—1216) von Petrus 
Collivaeinus angefertigten Sammlung find während des breizehnten und vierzehnten 
Jahrhunderts noch mehrere gefolgt, von denen die drei |päter zu erwähnenden Beſtand— 
theile des Corpus iuris canonici geworben find. Alle dieſe berückſichtigen faſt aus— 
ſchließlich das jeweilige Decretalen Material ihrer Urheber oder der unmittelbaren Vor— 
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gänger berfelben. Der frühere, im Yaufe von Jahrhunderten feftgeftellte kirchliche Rechtsſtoff 
ift Dagegen mie offictell gefichtet und nie in einer authentiſchen Collection vereinigt worden, 
theil8 weil jener Zeit der Gedanke an eine einheitliche, umfaflende Codification des gelten- 
den Rechts noch fremd war, theils aber auch weil nady den damaligen Anſchauungen 
eine der vielen inzwiſchen entftandenen Privatſammlungen, das decretum Gratiani, den 
Bevürfniffen des praftifchen Lebens wie der Schule vollkommene Rechnung trug. Sie 
hat durch ihr Anfehen den Gebraud der früheren GCollectionen ähnlichen Charakters 
verdrängt und an fie haben ſich die jüngeren, das Corpus iuris canonici bildenden 
Sammlungen angelchloffen. Daß man fpäter unter der großen Anzahl von Rechts— 
zufammenftellungen nur auf die durch ihr inneres Anfehen oder durch geſetzgeberiſche 
Beſtimmung ausgezeichneten vecurrirte, lag auf der Hand. Weil fie demnach allein für 
die Kunde des kanoniſchen Rechtes von Wichtigkeit blieben, verengerte fich der Begriff 
defielben gegen früher infofern, als man jeitvem unter dem fanonifhen Rechte 
das in einem traditionell beftimmten Kreife von Rechtsbüchern, d. 5. 
dem Corpus iuris canoniei, enthaltene Recht verftand Materiell ift 
damit indeſſen feine erhebliche Verſchiedenheit gegen früher eingetreten, denn über jede auf 
dem Boden der Kirche nur einigermaßen bedeutfam gewordene Geftaltung gibt das in 
jenem engeren Kreife von Sammlungen niedergelegte Material noch genügende Auskunft. 
Auch gegenüber dem Begriff: „Kirchenrecht“ id. 5. der Gefammtheit der das Leben 
der Kirche, als einer äußeren Anftalt, vegelnden Normen) ift dadurch nichts geändert, in 
jofern das kanoniſche Net in jenem früheren ebenfo wie noch in dem neueren Sinne 
eine Reihe von Sagungen umfaßt, welche nicht die Kirche als ſolche betreffen, ſondern 
Verhältniſſe anderer Art, wie z. B. civil-, ſtrafrechtlicher und proceſſualiſcher Natur, 
regeln. Dagegen kann die geſammte ſpätere Rechtsentwickelung ſeit Abſchluß des Corpus 
iuris canoniei nicht mehr unter den in der gedachten Weile fixirten Begriff des kanoniſchen 
Rechts fubjumirt werden. Und in der That iſt auch der materielle Charakter dieſer 
neueren Nechtönormen — 8 gehören hierher vor allem die Reformvorſchriften des 
Trienter Concils (1545 — 1563) — ein anderer; dieſe beziehen fich bet der Zurück— 
drängung der mittelalterlicgen Uebergriffe der geiftlihen Gewalt durd das ſeit dem drei— 
zehnten und vierzehnten Jahrhundert erwachte ftantliche Bewußtfein fait ausſchließlich auf 
rein Kirchliche Angelegenheiten, berühren alfo ſolche Verhältniſſe, welde nur dem Gebiete 
des fanonifchen, nicht dem des Kicchenrechtes angehören, jo gut wie gar nicht. 

Was im einzelmen die älteren Sammlungen betrifft, welche fich den Zweck geſetzt 
haben, das kanoniſche und kirchliche Recht zu überliefern — Quellen, welche nur bei= 
läufig kirchliche Rechtsnormen enthalten, wie die oben erwähnten römiſchen Gefegbücher 
und die germanifchen leges barbarorum, fommen bier nicht in Betracht — jo nehmen 
fie, abgefehen von ihrer Bedeutung als wichtigfte Exfenntnißquellen der kanoniſchen Rechts— 
entwidelung, aud gerade für die Gejchichte der Quellen jelbft das Interefje noch beſon— 
ders in Anfpruch, weil fie die Kanäle geweſen jind, durch welde die für die verſchiedenſten 
firhlichen Kreife und im den verfchtedenften Zeiten entftandenen Rechtsſätze in den erſten 
Theil des Corpus iuris canonici, dad Decret Gratians, geleitet worden find. Zum 
geringften Theile hat der Verfaſſer des legteren aus den Driginalacten der Concilien, den 
Drigmalbriefen der Päpſte u. ſ. w. geichöpft, vielmehr das in den Collectionen feiner 
Vorgänger längſt verarbeitete Material benugt, Jo daß feine Arbeit gewifjermaßen den 
Niederſchlag aus allen früheren, nur einigermaßen bedeutenden Sammlungen enthält. 

B. Die Quellen bis zum Corpus iuris canonici. Die älteften, ficheren 
Quellen des kirchlichen Rechts find die Beichlüffe der im Morgenlande während des vierten 
und fünften Jahrhunderts abgehaltenen allgemeinen und partienlären Synoden. Schon 
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früh (mohl vor 451) find die Beſchlüſſe einzelner derjelben zufammtengeftellt worden und 
die älteſte derartige, im Oriente entftandene, nicht überlieferte Sammlung hat höchft 
wahrfheinlich die Synoden von Nifia (325); Anchra 314); Neocäſarea (314) und 
Gangra (zwiſchen 325 und 370) umfaßt. Durch Hinzufügung der Schlüfje anderer Con— 
cilien derfelben Zeit, wie der von Antiochten (341), von Laodicen (zwifchen 343 und 
381), Conftantinopel (381) und Chalcedon (451) find weitere, aber ebenfall® verlorene 
Collectionen entftanden, Im Wbendlande waren dagegen zunächſt nur die Ganonen ber 
Synode von Nikäa in verfchiedenen lateiniſchen Ueberfegungen und die mit ihnen ſchon 
früh vereinigten Schlüffe der Synode von Sardika (343) (im lateinischen Originaltert) 
im Umlauf. Später fanden aber auch die Beſtimmungen der übrigen orientaliichen Con— 
cilien Aufnahme und unter den verſchiedenen Heberfegungen und Sammlungen, in denen 
dies geſchah, laſſen fich zwei, wohl in Dtalten verfaßte und im fechöten Jahrhunderte in 
Gebrauch befindliche Verfionen, die ſ. g. prisca translatio und die ſ. g. versio Isido- 
riana oder Hispana unterſcheiden. Die letztere, benannt nach der fpäter zu erwähnenden 
eollectio Hispana oder Isidoriana, umfaßte in ihrem vollen, allmählig exit erweiterten 
Umfange die Canonen der Synoden von Nikäa, Ancyra, Neocäſarea, Gangra, Sardika 
(diefe im Tateinifchen Original), von Antiochien, Yaodicen, Conftantinopel und Chalcedon, 
während die erftere die Synoden von Anchra, Neocäſarea, Nifia, Gangra, Conftantinopel 
und Chalcedon in fich begriff. 

Neben viefen planlofen Sammlungen eriftirten zwei weitere Gollectionen, deren Be— 
zeichuungen: „Judaoxalla tov anooroAwv“ (constitutiones apostolorum) und 
„ruvoves rwv arrootökwv“ (canones apostolorum), zwar auf ein hohes Alter und auf 
eine hohe Autorität ſchließen Taffen, die aber beide zweifellos apokryph find. Die constitutiones 
apostolorum, ein umfaſſendes, didaktiſches Merk mit Vorfchriften moraliſchen, Titurgifchen 
und rechtlichen Inhalts in griechiſcher Sprache, deſſen erfte ſechs Bücher in Syrien Ende 
des dritten, deſſen letzte beiden im vierten Jahrhundert verfaßt find, wurden ſchon im 
Drint auf der Trullanifchen Synode von 692 als unecht verworfen und haben im 
Abendlande nie Anertennung gefunden. Die canones apostolorum, eine Zufanmmen: 
ftellung von kurzen Rechtsſätzen, urfprünglich fünfzig, fpäter fünfundachtzig an Zahl, ftammen 
ebenfalls exit aus dem Ende des vierten Jahrhunderts und entlehnen ihren Stoff nament: 
fh aus den eben erwähnten Gonftitutionen und dem Concil von Antiochien. Sie find 
dem achten Buche der Conftitntionen als Schlußcapitel im fechsten Jahrhundert beigefügt 
worden, und wenngleich fie von der abendländifchen Kirche im Gegenfat zur orientaltichen 
anfänglich als apokryph zurückgewieſen find, haben fie doch in ihren erften fünfzig Nummern in 
lateiniſcher Ueberſetzung Aufnahme zuerft in die Dionyfiihe Sammlung (ſ. unten), und 
dadurch in die weiteren abendländiſchen Kollectionen, ja jelbit in das Decret Gratians, erlangt. 

Die erften planmäßtgen und umfafjenden Sammlungen der Firchenrechtlichen Quellen 
im Abendlande veranftaltete. gegen Ende des flnften Jahrhunderts der in Rom lebende 
Mönch Dionyſius mit dem jelbit gegebenen Demuthsnamen: Exiguus, ein Schthe 
von Geburt. Die frühefte feiner Collectionen, in ihrer zweiten und Testen Ueberarbeitung 
dem Bilhof Stephan von Salona gewidmet, enthält außer dem Dedicationsbrief 
die fünfzig erften canones apostolorum, die Schlüffe ver Concilien von Nikäa, Ancyra, 
Neocäſarea, Gangra, Antiochien, Laodicea, Conftanttinopel und Chalcevon, und zwar in 
einer neuen, von Dionys angefertigten, die früheren bei weiten übertreffenden Lateinischen 
Ueberfegung. Diefen Coneilien find die Canonen der Synode von Sardifa und einer 
Reihe afritaniſcher, namentlich farthagifcher Synoden angereiht. 

Seit dem vierten Jahrhundert waren als Rechtsquellen zu den Concilienſchlüſſen die 
Briefe ver Päpſte zunächſt decretale constitutum, decretum, dann epistola decretalis 
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und fpäter ſchlechthin decretalis genannt) hinzugefommen. Dionys erwarb fich ein fer= 
nered Verdienſt dadurch, daß er diefe (zwiſchen 498 und 514) ebenfall® in eine Samm— 
(ung vereinigte; dieſe Tettere enthält Decretalen der Päpfte Siricius (384—398), Innos 
cenz I., Zofimus, Bonifazius I., Coeleſtin T., Gelafius I. und Anaftafius II. (496—498) 
und zwar in der Meile zufammengeftellt, daß die Kapitel in dem einzelnen Briefen jedes 
Papſtes dur dieſe fortlaufend Durdgezählt find. Beide Sammlımgen, welche in der 
damaligen Zeit die vwollftändigfte und am beften geordnete Ueberſicht über das kirchen— 
rechtliche Material und zwar auch bei den entiprechenden Stüden in der vorzüglichften 
Ueberjegung gemährten, find bald zu einer großen Collection vereinigt worden. Geit 
Mitte des fechöten Jahrhunderts ift diefelbe, wenigftens in ihrem erften Theile, von den 
römischen Päpften und in der griechiichen Kirche bemutst, ſowie in Gallien und Britannien 
ihon lange Zeit vor Karl d. Gr. gebraucht worden. Ja das Anfehen dieſer |. g. colleetio 
Dionysiana ift jo bebeutend geweien, daß einige andere nad ihr entſtandene Samm— 
lungen nur geringe Verbreitung gefunden haben, und daß fie felbft eine Anfang des 
fechsten Jahrhunderts in Gallien verfaßte Sammlung, welche planlos mit erſichtlich dog— 
matifcher Tendenz ein ähnliches Material verarbeitet, und die ihr erfter Herausgeber 
Pasquier Quesnel {in den opp. Leonis M. Paris 1675) irrigerweiſe als den ältefien, 
zu Rom officiell gebrauchten Codex canonum ecclesiae Romanae bezeichnet, verdrängt 
hat. Zur autbentiichen Sammlung der gefammten Kirche ift aber auch die Dionyfiana 
nie erklärt worden, wenngleih fie in einer vermehrten, den Bedürfniſſen der fpiteren Zeit 
entfprechenden Geftaltung im Jahre 774 in einem Goder von Papſt Hadrian I. 
König Karl dem Gr. (f. g. collectio Dionyso - Hadriana) zum Geſchenk gemacht murbe 
und demnächſt in der fränftichen Kirche ſogar förmlich als codex canonum derſelben 
recipirt worden zu fein ſcheint. 

In Spanten, mo feit dem älteften, und erhaltenen Goncl von Elvira (dem alten 
Iliberris in der Nähe von Granada) um 305 oder 306 die Thätigkeit der Synoden 
eine ſehr rege war, wurden die Schlüffe derjelben in Verbindung mit denen der wichtigeren 
griechiſchen, ſowie der afrifanifchen und gallifchen Synoden früh in einen codex canonum 
zufammengeftellt, deſſen Eriftenz für das jechste Jahrhundert ficher bezeugt ift. Mehrfach durch 
ſpätere Stücke erweitert und wohl nad dem Uebergang der Weftgothen vom Arianismus 
zum Katholicismus (589) vevidirt, ähnelt diefe im Anfang des achten Jahrhunderts in 
ihrer jetzigen Geftalt firirte Sammlung (die ſ. g. collectio Hispana) der vereinigten 
Dionyiana darin, daf fie wie diefe in zwei Abtheilungen, einen Concilien= und einen 
Derretalen= Theil, zerfällt. Nach einer, ſich auch in den Etymologiae des h. Iſidor, 
Biſchofs von Sevilla, vorfindenden Einleitung, welche die Beranlaffung gegeben bat, diejen 
irriger Weife als Urheber und die Sammlung felbft als colleetio Isidoriana zu be= 
zeichnen, weift der erfte Theil die griechifchen Concilien in der oben beſprochenen versio 
Hispana, dann die afrifaniichen Concilien, ferner ſechzehn gallifche Concilien (vom erften 
von Arles im J. 314 ab bis zum Goncil von Auvergne im I. 549) und endlich ſechs— 
unddreißig ſpaniſche (vom Concil von Elvira bis zum fiebzehnten Goncil von Toledo 
im 3. 694) auf. Wie diefer Theil bei weiten umfangreicher als der erfte Theil der 
Dionyfiana ift, enthält auch der zweite, den päpftlichen Decretalen gewidmete, ein größeres 
Material, indem er nicht nur mehr Briefe der jchon bei Dionys berüdfichtigten Päpſte 
aufgenommen bat, ſondern aud die ganze Neihe ſchon mit dem Vorgänger des Siricius, 
mit Papft Damafus (266— 384) eröffnet und mit den Päpften Symmachus, Hormisdas, 
Vigilius (538 — 555) und Gregor I. (590 — 604) ſchließt. 

Im Frankenreiche curfirten neben der vorhin gedachten Dionyfifchen und Qiuesnel’= 
ſchen Sammlung eigens für einzelne Provinzen und nad) den Beſchlüſſen der bezüglichen 
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particulären Synoden und den an die Bifchöfe derjelben gerichteten Decrelalen angefertigte 
Zufammenftellungen. Daneben verarbeiteten mande Bilchöfe das allgemeine und kirch— 
lie Material für den praftiichen Gebrauch ihrer Didcefen, in der Weife, daß fie aus 
demfelben gemiffermaßen kurze Inftructionen für den ihnen untergebenen Klerus (}. 9. 
capitula episcoporum) anfertigen. Werner hat auch ſchon im achten Jahrhundert 
die ſpaniſche Sammlung und zwar in der ihr im fiebenten Jahrhundert in Spanien 
eigenen Geſtalt Verbreitung gefunden, zweifellos deshalb, weil fie ſowohl Hinfichtlich der 
gleichfalls im Franfenreich intereffirenden gothiſchen Particulär-Synoden, als auch hin- 
fichtlich der päpftlichen Decretalen alle übrigen befannten Collectionen durch ihre Voll: 
ftändigfeit übertraf. 

Bald nad Mitte des neunten Jahrhunderts ericheint aber die Spanische Sammlung 
im Frankenreich und zwar zunächſt im weftlichen Theile deſſelben in einer eigenthümlichen, 
durch falſche Stücke, namentlich falfche Decretalen, vermehrten Form, Charatteriftiich für dieſe, 
die ſ. g pfeudostfidorijche Sammlung, ift eine ebenfalls gefälfchte Vorrede, in ber 
ſich der Verfaſſer ald Isidorus Mercator (lediglich nach dem Vorbilde eines Zeitgenofien, 
des h. Auguſtin Marius Mercator) bezeichnet. Nach dieſer Vorrede und einigen kurzen, 
gleichfalls unechten Documenten, welche allein den Zweck haben, jeden Zweifel an der 
Echtheit der dargebotenen Figmente von vornherein niederzufchlagen, folgen ſechzig ges 
fälſchte Decretalen von Clemens I. (91?— 100?) bis auf Papft Melchiades (311 — 
314) in chronologijcher Ordnung. Den zweiten Theil der Sammlung bilden die Cons 
cilien ver collectio Hispana und zwar in der jet dem achten Jahrhundert in Gallien 
cireulirenden Bormation derjelben. Für den dritten Theil bat die in der Hispana ent= 
baltene Decretalenfammlung als Grundlage gedient, jedoch hat diefer nicht mur durch 
einzelme echte Decretalen, fondern auch durch Bor= und Hineinſchiebung von weiteren fünf- 
unddreißig gefälichten Papftbriefen eine bedeutende Vermehrung erfahren. Eigenthümlich 
ft die Fälſchung dadurch, daß ihr Urheber — ficher ein fränkiſcher Geiftliher —, deſſen 
Perſon aber fonft in räthjelhaftes Duntel gehüllt ift, und als den man bald den Erz- 
biſchosf Otgar von Mainz, bald den Erzbifhof Ebo von Rheims, bald den Erzbiichof 
Wenilo von Send, bald den Biſchof Rothard von Soiffons, bald Benedictus Levita, den 
Verfafſer der falihen Capitularienfammlung, bezeichnet hat, jene Dichtungen — freilich 
in Einflang mit der das neunte Jahrhundert charakterifivenden geiftigen Unjelbftftändig- 
feit — nicht frei gefchaffen, ſondern die einzelnen Briefe mofaitartig aus nur theilmeife 
und mitunter nur in einzelnen Worten veränderten Stellen der echten Decretalen und 
Concilien, der Bibel, einzelner Kicchenwäter, des breviarium Alariecianum, des liber 
pontificalis, der Gapitularienfammlung des Benedictus Yevita u. |. w., compenirt 
bat. Dagegen, daß der Fäljcher, melcher feine Arbeit etwa Mitte des neunten Jahrhun— 
dertö (um 850 oder 851) vollendet haben muß, lediglich den in der Vorrede angege- 
benen Zmed, eine vollftändigere Sammlung als die bisherigen anzufertigen, verfolgt und 
lediglich in unſchuldsvoller Naivetät auf die Namen der älteften Päpfte, won melden feine 
Decretalen erhalten worden, ſolche erdichtet hat, Ipricht der Umftand, daß im feinen Decres 
talen ganz betimmte Themata und zwar mit unendlichen Variationen faft bis zur Er— 
midung abgehandelt werben. Er vindicirt dem geiftlichen Stande die entſchiedene 
Superiorität über die Paten und verpflichtet dieſelben den Geiftlihen gegemüber zur 
demüthigen Unterwerfung. Die Fülle der geiftlihen Gewalt ruht nad feiner weiteren 
Auffaffung in der römischen Kirche; die Zwifchenftufen der geiftlichen Regierung zwifchen 
dem Haupte derſelben, dem Papſt, und den einfachen Biſchöfen, die Primaten oder Pas 
triarchen und die Erzbiſchöfe haben, ebenjo wenig wie die Biſchöfe die volle Macht 
ded Regiments empfangen, fondern find nur zur Theilnahme an der der römiſchen 
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Kirche allgemein obliegenden Fürforge berufen. Dieſe Gedanten find in den Decretalen 
jelbft nicht als abftracte Theoreme hingeſtellt, jondern ihre Entwidelung ſoll nur Dazu 
dienen, die bifchöfliche Macht vom weltlichen Einfluffe und von der Abhängigkeit von den 
Metropofiten zu befreien. Zu diefem Behufe wird namentlich wiederholt ausgeführt, daß 
Laien überhaupt Biſchöfe nicht anflagen dürfen, daß das competente Gericht zwar Die 
Synode des Metropolitanbiſchofs (nicht aljo das nach damaliger fränfiicher Staatspraxis 
ftet8 einfchreitende Königsgericht) bildet, das Endurtheil aber in allen Fällen dem Papit 
zufteben foll, ſowie endlich, daß ein gefangen gehaltener oder ſpoliirter Biſchof vor der 
Neftitution in feinen Bifchofsfig nicht angeklagt werden fan. Gerade diefe Anführungen 
zeigen, daß die Erhöhung des Papſtthums nicht Das Hauptziel des Fälſchers geweſen ift. 
Er bevenkt den Papſt nur da mit freigebiger Hand, wo er den Biſchöfen noch reichlichere 
Spenden zu Theil werden läßt. Ferner hat er überhaupt nur ſolche Ideen ausgeſprochen 
und näher präcifirt, welde Längft von einem Theil der fränfifchen Geiſtlichleit vertreten 
wurden, Die Verſchmelzung kirchlicher und weltliher Verhältntije im fränftichen Reiche 
hatte umter der ſchwachen Negierung Ludwigs des Frommen und während der Kriege des— 
jelben mit feinen Söhnen und diefer untereinander für die Kirche die bitterjten Früchte 
getragen. Schon auf den wichtigen Synoden von 529 und 836 hatte die Reformpartei 
eine größere Unabhängigkeit der geiftlichen Gewalt beanfprucht, indeſſen weder dort noch auf 
der fpäteren Synode zu Meaur- Paris (845 und 846) war es ihr gelungen, ihre For- 
derungen gegen den Wiverftand der weltlichen Großen durchzufegen. Während aber dem- 
nächft der vielfach mit Pſeudo-Iſidor übereinftimmende Benedictus Levita jenes clericale 
- Reformprogramm durch Erdichtung neuer, daſſelbe befräftigender Rechtsſätze auf ben 
Namen des allgefeierten Karls des Gr. wirkfamer zu machen fich bemühte, ſuchte der 
Berfaffer der faljchen Decretalen jenen Neformtendenzen den Nimbus der Heiligung feitens 
der älteften römiſchen Bilchöfe, der Zeugen der Stiftung des Chriſtenthums', und den 
Glanz der frübeften und reinften Berfafjung der cpriftlichen Kirche, zu geben. 

Wenngleich die unmittelbaren Zwede, welche der Berfafier im Auge hatte, in den 
bald nach Publication feiner Sammlung eintretenden Zeiten allgemeiner Verwirrung nicht 
verwirklicht worden find, jo wurden doch Die Ausiprüche jener falichen Decvetalen, deren 
Echtheit nur anfangs nicht eimmal ganz offen und ohne jede nachhaltige Wirkung in 
Frage geftellt worden war, im die fpäteren Sammlungen mit übernommen. So find 
jene Anſchauungen über das Verhältniß der geiftlichen zur weltlichen Gewalt und die 
bevorzugte Stellung des römiſchen Stuhls fort und fort überliefert worden, und fie 
haben mit dem gefchloffenen Syftem und der walten Beglaubigung, in der fie dar— 
geboten wurden, dem hierarchiſchen Bewußtjein in dem gewaltigen Kampfe zwiſchen Bapft 
thum und Kaiſerthum eine energiiche Kräftigung gegeben. Mit dem Glauben an die 
Echtheit jener Säge mußte nothwendiger Weile Das Beftreben auf ihre praftifche Durch— 
führung den Charakter eines heiligen Kampfes für die Wiederberftellung des Glanzes der 
urhriftlichen Zeit annehmen. Die bier in Rede ftehende Sammlung bietet fomit das 
bervorragendfte Intereſſe fiir die Entwidelumg der kirchlichen Berfaffung und namentlich 
des Verhältniſſes zwiſchen geiftlicher und weltliher Gewalt; fie ift daher nicht mit Un- 
recht als die intereffantefte Fälſchung, melde die Geſchichte aufzuweiſen hat, bezeichnet 
worden. Aber auch fonderbarer Weije für das Civilrecht it ein von dem Fälſcher freilich 
ded näheren in durchaus unjuriftiicher Weite bingeftelltes Poftulat, das Verlangen ver 
Reftitution gefangener oder entfegter Bifchöfe wor Erhebung einer Anflage gegen fie, von 
noch im heutigen gemeinen Recht Fortdauernder Wirkung gewelen, da die mittelalterliche 
Theorie an die bezüglicgen, in das Decret Gratiand übergegangenen Stellen die Lehre 
von der actio und exceptio spolii angeknüpft bat. | 
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Mit der Pſeudo-Iſidoriſchen Sammlung ſchließt die Reihe der Collectionen, welche 
den vorhandenen Rechtsſtoff nad dem chronologiſchen Princip zuſammenſtellen. Wenn: 
gleich ſchon in den eben beſprochenen Zeiten einige Sammlungen verfaßt worden ſind, 
welche im Gegenſatz zu den bisher erwähnten das Material nicht mehr nach ſeiner Her— 
funft ordnen, ſondern durch Subſumtion deſſelben unter gewiſſe Rubriken eine freilich 
noch rohe, ſyſtematiſche Anordnung erſtreben, jo haben dieſe doch weder auf die Rechts— 
entwidelung, noch auf die Geſtaltung der weiteren, ſeit Ende des neunten Jahrhunderts 
verfaßten und wichtigeren Collectionen einen Einfluß ausgeübt. Die letsteren find dadurch 
bemworgerufen worden, daß das neue, in den ſpäteren Decretalen, Provinzialſynoden und 
den fränfifchen Königsgeſetzen aufgeſammelte Material in den vorhin erwähnten größeren 
Sammlungen nicht berüdfichtigt war und daß offenbar in der damaligen Zeit und bei 
dem damaligen Stande des Bücher = und Schreibweiens die Zufammenarbeitung des vor— 
bandenen Stoffes noch viel nothwendiger als Heute war. Durch diefelben Verhältniſſe 
war dabei auch die Adoption einer ſyſtematiſchen Ordnung geboten. Unter der nicht un: 
beträchtlicheri Anzahl diefer Collectionen — Walter zählt in feinem Sirchenvecht $. 100 
allein 36 auf, eine. Zahl, welche bei genauen Recherchen in den Bibliotheken ſich ficherlich 
noch vermehren Tiefe — mögen von denjenigen, weldye den Stoff in das Decret Gratians 
binübergeleitet haben, allein die wichtigften genannt werben: 

1) Die noch ungebrudte, im Mittelalter ald Corpus canonum mehrfady citirte, 
einem archipraesul Anselmus (d. b. Anfelm II., Erzbiichof von Mailand 883 — 897) 
gewidmete, heute daher collectio Anselmo dedicata genannt, welde während der Re— 
gierungszeit des gedachten Erzbischofs in Italien verfaßt it und ihr umfangreiches 
Material in 12 Bücher eintheilt. Sie hat die Dionyſo-Hadrianiſche, die Tpanifche 
Sammlung und viele Briefe Gregors J. nach deſſen registrum benugt, ift aber vor 
allem dadurch intereffant, dap außerdem und zwar im fehr ausgebehnter Weile zuerft 
Stellen aus den Pſeudo-Iſidoriſchen Decretalen und aus den römischen Rechtsbüchern 
aufgenommen worden find. 

2) Namentlich fränfifche und deutſche Rechtsquellen hat Dagegen der einftige Abt des 
Kloſters Prüm an der Schnees Eifel Regino in feinen, nicht nur für die deutſche Kir- 
chenrechtsgeſchichte, ſondern auch für Die Eulturgeichichte überhaupt wichtigen, im J. 906 
geichriebenen libri duo de synodalibus causis et disciplinis ecclesiastieis benugt, 
einem Werk, welches eine Anweiſung für den Biſchof bei der Biſitation feiner Didcefe 
und für die Beſorgung der damit verbundenen Geſchäfte, namentlich für die Abhaltung 
der Sendgerichte, zu geben bezweckt. 

3) Ebenfall® von Bedeutung für das deutiche Kirchenrecht ift Das umfangreiche, 
vorzüglich zum Lehrbuch beftimmte, zwiſchen 1012 und 1023 verfaßte Wert des Bifchofs 
Burchard von Worms in 20 Büchern, Colleetarium von ihm jelbft, gewöhnlich aber 
Deeretum genannt. Dafjelbe bat die beiden vorhin genannten Sammlungen in ums 
fangreihem Maße benust. Das Deeret des Burchard tft aber mieder felbft von einer 
Reihe der nachfolgenden Ranonenfammler als Quelle gebraucht worden, ja ſogar faft 
vollftändig in Das Gratian'ſche Decret aufgegangen. 

4) So hat Burdard 5. B. auch zwei dem h. Foo, Biſchof von Chartres 
(F 1117), zugeichriebenen, ebenfall® won Gratian für fein Decret benutzten Gollectionen, 
dem |. g. Deeret und der Pannormia, als Duelle gedient. 

5) Unter Uebergehung der fonftigen Sammlungen des zwölften und dreizehnten 
Jahrhunderts mag bier nur noch auf die Schrift des Scholaftitus Algerus von Lüttich 
( um 1128): liber de misericordia et iustitia hingewiefen werden, ein Wert, Das 
die Lehre von der kirchlichen Disciplin ſyſtematiſch behandelt, und welchem Gratian bie 
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Methode der Verbindung des verſchiedenen Quellenmaterials durch kurze Erörterungen, ja 
mitunter felbft den eigenen Tert der legteren, entnommen bat. 


II. Das Corpus iuris canoniei. 


1. Das deeretum Gratiani. Mitte deö zwölften Jahrhunderts war, wie 
die bisherige Darftellung ergibt, Die Orientirung über das firchliche Recht ſchon Durch die 
vielen verjchiedenen curfirenden Sammlungen erſchwert; abgeſehen davon litten aber alle 
diefe Sammlungen an dem Mangel einer rein mechaniſchen Zufammenbäufung des für 
die verfchtedenften Theile der Kirche und in den verichiedenften Zeiten ‚entftandenen 
Material. Ste boten im Folge deſſen vielfach längft veraltete Beſtimmungen dar, ent— 
hielten an vielen Stellen fich widerjprechende Rechtsſätze und ftellten noch gewöhnlich jeit der 
eollectio Anselmo dedicsta diefem in fich Disparaten Stoff unvermittelt eine Reihe römiſch— 
rechtlicher Borjchriften zur Seite. Das Verdienſt, fich über das eben geichilderte Niveau 
der Sammler = Arbeiten jener Zeiten erhoben zu haben, gebührt dem Mönche des Kloftero 
St. Felir zu Bologna Gratianus, mwelder zuerft das kanoniſche Necht als eine eigene, 
von der Theologie abgefonderte Wiſſenſchaft zu Bologna lehrte und demmach als der 
Bater der fanomiftiichen Jurisprudenz bezeichnet‘ werden darf. In feiner zwifchen 1141 
und 1150 verfaßten Sammlung, am frübften deereta, deeretorum corpus oder noch 
palfender concordantia discordantium canonum, ſpäter allgemein deeretum genannt, 
hat er es verlucht, Die Widerſprüche des zu verarbeitenden Ouellenmaterials zu löfen und 
dadurch ein Die fichere Kenntniß und Anwendung des geltenden und praftifchen Rechtes 
förderndes Werk zu liefern. Dafielbe zerfällt in 3 Theile (partes). Der erjte Theil, 
veffen Eintheilung in 101 Diftinctionen nicht won Gratian, fondern feinem Schüler 
Paucapalea herrührt — Unterabtheilungen der einzelnen Diftinctionen bilden die 
canones, daher die Eitirmeile (ältere): can. Multis in deeretis; (neuere); e. Multis 
Dist. XVII; e. 5. Dist. XVII oder D. XVII — handelt zumäcft von den Quellen 
des Nechtes, Dann aber von den kirchlichen Perfonen und Aemtern. Im dem zweiten 
Theile werden 36 Rechtsfälle — daher die Bezeihnung Causa für die 36 Hauptabfchnitte 
diejes Theils — erörtert, bei denen die behufs der Entſcheidung zu beipredhenden Rechts— 
fragen Die naturgemäßen Unterabtheilungen (quaestiones) ergeben. Da die geſetzlichen 
Belegsftellen für die einzelnen Rechtsſätze die mitgetheilten canones bilden, fo citirt man 
diefen Theil ec. 29. C. XVII. qu. 4. (früher: e. si quis suadente in decretis, dann 
17. q. 4. c. si quis suadente).!) Die pars III. gibt die auf die Eultushandlungen und 
die Sacramente, namentlich Das Mefopfer bezüglichen Regeln in 5, ebenfalls von Pau— 
capalea abgetheilten Diftinetionen, (Gitirart: ec. 1. D. I. de conseer. vder de con- 
secratione.) Abgelehen daven, daß Gratian in feinem eben geichilverten Werte das 
Material vollftändiger als feine Vorgänger zufammengeftellt bat, unterſcheidet ex ſich 
wefentlich von ihnen dadurch, daß er nicht blos ald Sammler, ſondern auch als Schrift: 
fteller aufgetreten ift. Er verbindet einmal die verſchiedenen Quellenſtellen durch einen 
eigenen, von ihm herrührenden, mitunter freilich auch dem Alger von Lüttich entnom= 
menen Text, welder die allgemeinen Rechtsfäge angıbt, ſodann fucht er die einzelnen fich 
wideriprechenpen Kanonen allerdings in durchaus jcholaftiicher Weile durch Untericheidungen, 
Vergleiche, Analogien u. ſ. w. miteinander in Einklang zu bringen, endlich zieht er 

') In C. XXXIII. qu. 3. befindet fi eine Abhandlung über die Buße (f. g. tractatus 


de poenitentia); dieſe ift in distinctiones und dann in eanones getheilt. Man citirt Stellen 
aus dieier quaestio ichlechtbin c. 1. D. I. de poenit. 
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vielfach aus den mitgetheilten Belegen die juriftifchen Gonfequenzen. Man kann dieſe 
Erörterungen (die ſ. g. dieta Gratiani) füglid als den Tert eines gedrängt gehaltenen 
Lehrbuchs oder eines Grundriſſes bezeichnen, für welchen überall die Belegftellen (die ein- 
zelnen canones) in beveutendem Umfange mitgetheilt find. Sowohl diefer Charakter des 
Werkes, wie der Umftand, daß Gratian in Bologna lehrte und hier das Buch von der 
Schule recipirt, ſummirt und gloffirt, won den nach Bologna zufammenftrömenden Stu— 
denten aber auch überall außerhalb Italiens verbreitet worden ift, haben gerade feiner 
Sammlung das allgemeinfte Anfehen verſchafft und die älteren Collectionen aus dem Ge— 
brauch verdrängt. Formale Autorität für Das geltende Recht, d. h. den Charakter 
eines Geſetzbuches, hat es indeffen nie erlangt und den einzelnen in daſſelbe aufgenom= 
menen Rechtsſätzen fommt daher nur diejenige gejetzliche Kraft zu, melche fie auch ohne 
ihre Etellung im deeretum Gratiani haben würden, fofern nicht etwa gerade die Re— 
ception eines Satzes in dafjelbe Veranlaffung zur fortvauernden Uebung und damit zur 
gewohnheitsrechtlichen Sanction deſſelben gegeben hat. 

2) Die Decretalenfammlungen. Gratian hatte in feinem bald als corpus 
juris canonici bezeichneten Buch die neueren Decretalen nur bis zum Jahre 1139, d. h. 
bis zu den Decretalen des Papftes Innocenz' II., benugt, Die zweite Hälfte des zwölften 
und der Anfang des bdreizehnten Jahrhunderts ift aber die Zeit geweſen, wo das Papftthum 
durch feine zahlreichen Decretalen ven größten Einfluß auf die Entwidelung des kirchlichen 
Rechts ausgeübt hat. Zunächſt wurben die neuerlaffenen Decretalen neben dem Decrete — 
daher decretales extravagantes, d. h. quae extra deeretum (Gratiani) vagabantur ge- 
nannt — benugt ; ihre Fülle ließ aber ſchon in den legten 3 Jahrzehnten des zwölften Jahr— 
hunderts das Bedürfniß nach Zufammenftellungen derfelben hervortreten. Unter den mehrfachen 
Sammlungen diefer Art haben 5 wegen ihrer Reception durch die Schule und als Duelle 
der nachher zu beipredjenden neuen Compilation Gregor IX. — die . g. Compilationes 
antiquae — eine beiondeve Bedeutung erlangt. Die ältefte diefer, das breviarium 
extravagantium des Probftes, nachmaligen Biſchofs Bernhard von Pavia, fpäter 
Compilatio prima oder liber primus genannt, um 1191 verfaßt, ift dadurch von 
Intereffe, daß die Bertheilung des Hauptfächlic den früheren Deeretalenfammlungen 
entnommenen Materials in 5 Bücher, deren Inhalt der nachftehende Memorial = Bers: 
index (der firhlihe Beamte und Richter), iudieium (Berfahren in ftreitigen Rechts— 
ſachen), elerus (perjönlihe Verhältniſſe, Pflichten, Vermögensrecht), connubia (Eherecht), 
erimen (Strafrecht, Straf- und Disciplinar= Procek), für alle folgenden Sammlungen 
typiſch geworben tft. Unter diefen Gompilationen haben allein die chen oben (S. 115) 
erwähnte tertia und Die quinta (auf Veranlaffung des Papftes Honorius IIT. aus feinen 
eigenen Decretalen 1226 zufammengeftellt) einen offictellen Charakter. 

a) Die Decretalen Gregors IX. Aehnliche Uebelſtände, wenn auch nicht in 
gleich hohem Mafe, wie vor der Abfaſſung des Gratianiichen Decrets machten ſich bald 
wieder in Folge der Zerftreutheit des Decretalen- Materiald in 5 verfchiedene Samm⸗— 
lungen geltend, und veranlakten Papſt Gregor IX. (1227 — 1241), Seinen Pöniten- 
tiar, den Dominicanermönd Raimund aus Peñaforte (bei Barcelona), welder früher 
3 Jahre in Bologna kanoniſches Necht gelehrt hatte, mit der Abfafjung einer neuen 
* Collection zu beauftragen. Gemäß der ihm erteilten Inftruction ftellte Raimund, welcher 
die hergebrachte Eintheilung in 5 Bücher beibehielt, die in den erwähnten 5 Compilationen 
enthaltenen Decretalen zufammen, ſchied dabei eine Reihe gleiche oder ähnliche Materien 
behandelnder aus, zerriß die verſchiedene Punkte und Fragen berührenden in einzelne 
Stüde behufs Unterordnung unter die entſprechenden Titel, bejeitigte etwaige Widerſprüche 
Durch Interpolationen, und kürzte endlich, die einzelnen Decretalen durch Wegſchneidung der 
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nicht nothwendig zur Enticheidung des Rechtsfalles gehörigen Mittheilungen, namentlich der 
Species Facti (ſ. g. partes decisae, in den Decretalen angedeutet durch ein: „et infra“), 
ein Verfahren, welches dem Vorwurf der Gewaltſamkeit nicht entgehen kann, aber zum 
Theil auch ſchon won feinen Borgängern geübt worden ift. Die von Raimund angefertigte 
Sammlung, in welde die Decretalen Gregors IX. ebenfalls mit aufgenommen worden 
find und welche 1234 von letzterem ſelbſt durch Ueberiendung an die Univerfität Bo— 
logna publicirt wurde, hat im Gegenfat zum Decrete Gratiand — nicht nur in Bezug 
auf den Inhalt, jondern auch auf die rubrieae (die Bücher und Titelüberfchriften) — 
den Charakter eines Geſetzbuches, deſſen einzelne Beſtimmungen, jo verichieden auch in 
Wirklichkeit ihr Hiftorifcher Uriprung und ihr Alter fein mag, ebenfo wie die Paragraphen 
eines modernen Geſetzbuches als gleichzeitig erlaffen angejehen werden müſſen. Außerdem 
bildet die Sammlung eine ausſchließliche Codification des im den päpftlichen Decretalen 
enthaltenen Rechtsſtoffes und daher find alle das gemeine (micht das particnläre) kirchliche 
Recht betreffenden Decretalen, welche weder in diefelbe noch in das Decret aufgenommen 
worden, außer Kraft geſetzt. Da in Folge beffen die Sammlung Gregors IX. die 
Compilationes antiquae befeitigt hat und als der einzige liber neben dem Decret er= 
Ichten, fo nannte man dieſelbe liber extra (sc. decretum), woraus fid, die Citirweiſe 
(ältere: Extra de rescriptis c. ex parte, neuere: c.2. X. de rescript. I. 3.) erflärt. 

b) Der liber sextus. Die feit der Abfaffung der eben beiprochenen Samm— 
lung erlaffenen, theils allein cireulivenvden, theils wieder in Collectionen zufammengeftellten 
Decretalen ließ Bonifacius VIIL (1294 — 1303), um jeden Zweifel über das anwend— 
bare und echte neuere Decretalen- Material zu bejeitigen, mit feinen eigenen Decretalen 
zu einem weiteren Gejegbuch, das als liber sextus den 5 Gregorianiſchen Büchern ans 
gehängt werben follte, verarbeiten und publicirte daſſelbe 1298 durch Heberfendung an 
die Univerfitäten Bologna und Parıd. Der liber sextus zerfällt ebenfalls in 5 Bücher 
(Citirweiſen: c. Licet de const. in VIto; ce. 1. de const. in VIto I. 2; ce. 1. in 
VIto de const. I. 2), unterjcheidet fi) aber dadurch wefentlihb von der Gregorianiſchen 
Sammlung, daß, während in diefer die einzelnen Rechtsſätze in Anſchluß am die in den 
Decretalen entſchiedenen Rechtsfälle dargeboten werben, hier die einzelnen Gapitel die 
Nechtöregeln nur. allgemein in abstracto hinftellen, viele aber geradezu Controverſen 
der fanontftiichen Schule enticheiden. Ausichliefliche, Die nicht aufgenommenen Decretalen 
bejeitigende Geltung kommt auch diefem Geſetzbuch zu, jedoch nicht gegenüber den aus— 
drüdlich darin als ferner geltend veferpirten und allen won Bonifacius VIIL jelbft ber 
rührenden, nicht verarbeiteten Decretalen. 

e) Die f. g. Clementinen. Aus den Beichlüffen des Concils von Bienne (1311) 
und feinen eigenen vor und nach demjelben erlaffenen Decretalen lieg Clemens V. (1305— 
1314) eine neue, das frühere Syſtem befolgende Sammlung anfertigen, welche zwar 
1313 publicirt, deren Verbreitung aber von ihm felbft inhibirt it umd melde erit nadı 
nochmaliger Umarbeitung unter feinem Nachfolger Johann XXII. (1315 —1334) im 
Jahre 1317 von neuem zum allgemeinen Gebrauch veröffentlicht worden tft. Auch Diele 
Sammlung, die ſ. g. Clementinen (Citirweiſe: Clem. Dispendiosam oder Clem. 2. de 
judieiis II. 1; c. 2. de jud. II. 1. in Clement.), hat den Charakter eines Gejetsbuches, 
unterjcheivet fich aber von der Gregorianiſchen Collection und dem liber sextus dadurch, 
daß fie die Geltung der nicht aufgenommenen Decretalen nicht, wie diefe, beſeitigt hat. 

d) Die Ertravaganten., Mit den Glementinen hat die Neihe der offictellen, 
von den Päpften ausgegangenen Rechtsſammlungen, welche ſchon auf dem Concil zu Sons 
ftanz und zu Bafel in Verbindung mit dem Decrete Gratians als Corpus juris canoniei 
bezeichnet werden, ihren Abichluß gefunden. Die fonftigen neben den Glementinen in 
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Betracht kommenden, fowie die neueren Decvetalen wurden in den Handjchriften und 
ſpãter in den Ausgaben in verſchiedener Zahl und Ordnung der Tegtgedachten Sammlung 
angehängt, bis fit Johannes Chappuis in feiner im J. 1500 zu Baris beforgten Aus— 
gabe des Corpus iuris in zwei Reihen ordnete. Er ftellte einmal 20 Decretalen 
Johanns XXII., die f. g. extravagantes Joannis XXI in 14 Titel zufammen (Citir 
art: c, Execrabilis de praeb. III. in Extrav. Joh. XXII; c. un. de praeb. in Ex- 
trav. Joh. XXIL (III), und verfertigte außerdem aus 73 anderen Decretalen, die Zeit 
von Bonifactus VIII. bis Sirtus IV. (1471— 1484) umfaflend, eime zweite, in 5 
Bücher, in Wirklichkeit 4 Bücher, — beim Deangel jeder eherechtlichen Decretale ift das 
vierte durch die Bemerkung liber IV vacat erjegt — abgetheilte Sammlung, die ſ. g. 
Extravagantes communes (Gitirweife: ce. 1. de elect. in Extrav. comm. T. 3.). 
Beide Ertravagantenfammlungen bilden feine Geſetzbücher, es kommt aljo hier jede Des 
cretale einzig und allein als folde in Betracht. Seit jener Zeit find beide Zuſammen— 
jtellungen ſtets in den Ausgaben des Corpus iuris wiederholt und feit viertehalb Yahr- 
hunderten werben fie herkömmlich als Theile des Corpus iuris canoniei angeſehen. 
Ueberdied hat dieſes DVerfahren eine indivecte Sanction daburd erhalten, daß jie beide 
auch in die auf Beranlafjung Gregor XII. 1582 zu Rom herausgegebene, officielle 
Ausgabe der kanoniſchen Rechtsbücher aufgenommen worden find. Letztere enthält einen von 
einer Commilfion von Cardinälen und anderen Gelehrten (ven |. g. correctores Romani) 
bedeutend emendirten Tert des Öratianifchen Decrets, ſowie einen vevidirten Text ber 
übrigen Sammlungen, und mit diefer ift — wenn auch nicht für die Wiffenichaft — 
doch jo weit es auf die gefegliche Gültigkeit ankommt, der Tert des Corpus iuris canoniei 
officiell und für alle Zeiten feftgeftellt worden. Der nmeuefte Herausgeber des Corpus 
juris canonici, Ye. 2. Richter, bat daher vollfommen Recht gethan, wenn er in feiner 
Ausgabe (Lipsiae 1839, 2 Thle.), welche unter Benugung des vorhandenen gebrudten und 
des ihm zugänglich gewejenen, Freilich nicht erheblichen handſchriftlichen Materials das Mög- 
liche und Tüchtigfte geleiftet, den Tert der römischen Edition beibehalten und die Kritif 
in den mitgetheilten Apparat verwielen hat, während gerade der Vorgänger Richters, J. 
9. Böhmer, in der für feine Zeit fchägenswerthen Ausgabe (Halle 1747, 2 Thle.) 
den Fehler begangen hat, den römischen Text ſelbſt zu emendiren. Uebrigens ift eine auf 
Sichtung und Benutzung ded umfangreichen Handichriften = Dlateriald gegründete, den heu— 
tigen Anforderungen entfprechende Fritiiche Ausgabe des Corpus juris canoniei eine von 
der fanoniftischen Wiſſenſchaft noch zu erfüllende Aufgabe. 

e) Verhältniß der einzelnen Sammlungen zu einander. Noch heute 
gilt vom Standpunft der fatholiichen Kirche aud das corpus iuris canonici als die 
Grundlage ihres Rechtes, Ob aber ein in demfelben enthaltener Rechtsſatz von dieſem 
Standpunft aus heute noch als praktifch betrachtet werben kann, das bemißt ſich nicht 
nur allein danach, ob ihm die fpätere kirchliche Geſetzgebung — d. h. die fpäteren, nicht 
mehr in officielle Sammlungen gebrachten püpftlichen Gonftitutionen und die Reform- 
Concilien, vor allem das tief einfchneidende Concil von Trient — bat beitehen laſſen, 
fondern e8 ift für die Enticeidung diefer Frage auch das Verhältniß der verſchiedenen in 
das Corpus iuris canoniei aufgenommenen Sammlungen wichtig. In dieſer Beziehung 
gilt jede jpätere als lex posterior, welche die Kraft ausübt, der früheren zu derogiren, 
jedoch waltet zwilchen dem Gratianiſchen Decret und den Ertravagantenfammlungen einer= 
ſeits und den übrigen drei Decretalenfamimlungen der Unterfchied ob, daß in den beiden 
erſten eine der Zeit nach fpätere Stelle eine temporär frühere Vorſchrift derfelben Samm— 
lungen bejeitigt, während für die drei anderen wegen ihres Charakters als einheitlicher 
Geſetzbücher diefer Grundfag feine Anwendung finden fan. 
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II. Die Herbeiführung der Geltung des kanonifhen Rechts durch die 
Entwikelung der kirchlichen Gerichtsbarkeit. 


Da die katholiſche Kirche innerhalb der einzelnen Staaten in die Erfcheinung getreten ift, 
fo war für die Anwendbarfeit der auf ihrem Gebiete entwidelten Rechtsnormen ſtets das Ver— 
haältniß der weltlichen Gewalt zu ihr entſcheidend. Im römiſchen Neiche ift zwar in ber 
Theorie dem Sacerdotium das Recht zugeftanden worden, die rein geiftlichen Sachen zu ver— 
walten (divinis ministrare), womit von felbft ein Geſetzgebungsrecht für derartige Ver— 
bältniffe gegeben war, und ſchon im fünften Jahrhundert hat Papſt Gelafius I dem 
Kaiſer gegenüber in den Worten: „Duo quippe sunt, imperator auguste, quibus princi- 
paliter hic mundus regitur, auctoritas sacra pontificum et regalis potestas, in quibus 
tanto gravius est pondus sacerdotum, quanto etiam pro ipsis regibus Domino in 
divino reddituri sunt examine rationem;“ die höhere Stellung des Priefterthums 
geltend gemacht, indeſſen alle wichtigen, die kirchlichen Verhältniſſe ordnenden Beſtimmungen 
find von der ftaatlichen Geſetzgebung ausgegangen oder haben erft durch dieſe ihre formell 
das römiſche Reich bindende Kraft erhalten. Wenn hierbei die Kaiſer vielfach von den 
Wirdenträgern der Kirche geleitet und beeinflußt worden jind, jo haben erftere Doch anderer= 
feits, wie 3. B. die Gefchichte Des Arianismus nach feiner Verdammung durch das Concil 
von Nifäa bemeift, auch wiederholt in die eigenfte Sphäre der Kirche, die Feitftellung des 
Dogmas, eingegriffen. Bon einer rein formellen Einwirkung der Kirche und des auf 
ihrem Boden entwidelten Rechts auf andere als ſpecifiſch kirchliche Verhältniſſe konnte in einer 
ſolchen Zeit, wo fie ſelbſt noch nicht einmal eine uneingejchränfte gefetsgebende Macht 
in ihrem eigenen Haufe hatte, feine Rede fein. 

In den germanifchen Reichen, insbefondere im Franfenreide war der Einfluß der 
Geiftlichkeit, melde aus dem Zuſammenſturz der antıfen Welt die Reſte der römifchen 
Bildung und der römiſchen Staatöfunft gerettet hatte, materiell ein viel beveutenderer, 
aber auch hier war es die Sanction der Germanenkönige, welche den von der Geiftlichkeit 
beichlofjenen Satungen die formelle Autorität gab, Wie der Codex Justinianeus und 
die Novellen das Kirchenrecht des römiſchen Reichs enthalten, jo ift das Kirchenrecht der 
fränkiſchen Monarchie in den Gapitularien und ven von den Frankenlönigen berufenen 
oder bejtätigten Concilien niedergelegt, ja, wie jchon oben (S. 118) erwähnt, hat Karl 
der Große die Dionpfilhe Sammlung recipiren laſſen und damit erft Die in dieſe aufges 
nommenen, geiftlihen Decretalen zum fränkiſchen Neichörecht erhoben. Die pia sanctae 
ecelesiae gubernatio, d. h. das Recht und die Pflicht des Papftthums über die geiftliche 
Seite der Kirche durch Aufrecbterbaltung ver Canoned zu wachen, hat Karl der Große 
dem Papſt eingeräumt, aber ein felbftitändiges Gejeßgebungsrecht ihm nie zuerfannt. In 
dem Reiche, welches die von den Römern erjtrebte Beherrſchung der Welt als jeine Auf— 
gabe übernommen, aber dieſe antife Idee mit chriftlihen Anſchauungen verjegt und fich 
den Beruf geftellt hatte, äußerlich Das Reich Gottes auf Erden zu verwirklichen, war Der 
Papit zwar als geiftlicher Leiter ein nothwendiger Factor, aber der Kater galt nicht nur 
als der von Gott eingefegte Herricher jened chriftlichen Staates, ſondern er war es, von 
welchem überall zunächit die entſcheidenden Impulſe ausgingen. Berubte jo die Idee 
des Kaiſerthums und feines Berufes auf der Einheit des beberrichten chriſtlichen Reiches, 
ftanden indeſſen andererfeitd zwei Häupter, ein weltliches und ein geiſtliches an der Spige 
diefer Ordnung, fo lag in dieſer im fich widerfpruchövollen Gejtaltung einer geiftlichen und 
weltlichen Zweieinigkeit ſchon von vornberein der Keim zur Zwietracht und zu künftigen 
Streitigkeiten. Das Gebiet der Kirche und das Gebiet des Staates fielen nad) den dama— 
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ligen Anſchauungen zufammen, der Gedanfe der Möglichkeit einer Coeriftenz verfchiedener 
Kirden und Religionsgejellichaften nebeneinander war jener Zeit völlig fremd. Daher 
fonnte von dem Verſuch einer Ausſcheidung der principiell der geiftlichen und ber welt 
lihen Gewalt anheimfallenden Gebiete, welche noch in heutiger Zeit die erheblichiten 
Schwierigkeiten bietet, nicht die Rede fein, und in der That hat der fpätere Kampf zwis 
ſchen Papftthum und Kaiſerthum nicht ein Mehr over ein Weniger in der oben angedeu— 
teten Richtung zum Gegenftande, vielmehr handelte es ſich allein darum, weldes von den 
beiden anerkannten Häuptern des abendländiſchen Kaiſerthumes die oberfte leitende und 
beftimmende Stellung einzunehmen und damit das andere zu beberrichen habe. Daß im 
neunten Jahrhundert fich die Idee der überwiegenden Autorität der geiftlichen Gewalt gel- 
tend gemacht hat, ift beveitö oben erwähnt (S. 119) und wenn auch in demfelben Jahr: 
hundert einzelne Päpfte, wie der bedeutende Nikolaus I. jene in einzelnen Fällen praf- 
tiſch zu realifiren verfuchten, jo machte doc im folgenden Jahrhundert die Verkommenheit 
des in den Händen römiſcher Woelöfactionen und römiſcher Buhlerinnen befindlichen 
Papftthums neben einem jo fraftoollen Kaiſerthum, wie das Otto's L, welder fogar den 
allen Lüften ergebenen und verkommenen Papſt Johann XII. 962 abjegen Tieß, jegliche 
- Fortfegung der Beitrebungen auf Erringung der Suprematie unmöglich. Erſt im Yaufe 
des elften Jahrhunderts find Diefe wieder aufgenommen, jeitdem aber mit Energie und in 
planmäßiger Gontinuität namentlih von Gregor VII. (1073—1085), Wlerander III. 
(1159— 1181) und Innocenz III. (1198— 1218) der Berwirklichung entgegengeführt. Ein 
Papftthum, welches in Anſchluß an Die Pſeudo-Iſidoriſchen Decretalen Anſchauungen predigte, 
wie die, daß alle weltliche und fürjtlihe Gemalt von des Teufels Gnaden ſtamme !), daß 
der Papſt Dagegen der Stellvertreter Des wahren Gottes auf Erben jet und die Berachtung 
der Decrete des apoftolifchen Stuhles durch die Könige ihre Abſetzung als Strafe bedinge, 
ein Bapftthum, welches diefe Auffalfung feiner Stellung zum Staat aud praftiich geltend 
zu machen im der Lage war, mußte nothwendiger Weife ebenfalls auf die Entwidelung des 
Rechts in ſolchen Verhältniſſen eingreifen, welde ihrer Natur nach einzig und allein 
zur Sphäre der weltlihen Gejeggebung gehörten. Der Stellvertreter Gottes auf Erden, 
welcher den Kaiſer ſoweit wie die Sonne den Mond überftrahlte und der von den beiden 
ihm von Gott übertragenen Schwertern mur das weltliche an den Kaiſer geliehen hatte, 
der Beherrſcher des himmliſchen und des irdiſchen Reiches war ficherlic dem Principe nach 
legitimirt, auch den Staaten jeine Gejege zu dictiren. Der Praxis nach haben aber 
die Päpſte dieſe Macht keineswegs Durch den Erlaß allgemeiner Verordnungen ausgelibt, ja 
aud die Neprobation weltlicher Gejege und weltlicher Rechtsnormen, deren berühmteftes 
Beifpiel die dur Gregor XI. im Jahr 1374 vorgenommene Berdbammung von 14 Ars 
tifeln des Sachſenſpiegels bildet, ſteht jehr vereinzelt da. ° Ganz abgejehen davon, daß 
eine geſetzgeberiſche Ihätigfeit, wie fie in unferen modernen Staaten gelibt wird, jenen Zei— 
ten des Mittelalters fern lag, daß vielmehr meiftens einzelne Vorkommmiſſe oder einzelne 
Iharf herworgetretene Uebelſtände erſt das Eingreifen der Geſetzgebung veranlaften, bot 
fi gerade der päpſtlichen Macht die Möglichkeit dar, auf weniger auffällige und doch 
wicht minder wirfjame Weile geftaltend auf das Nechtöleben einzugreifen. Cie vereinigte 


N Diefe gerabe in der heutigen Zeit durch ihren Gegenfat gegen die von eimer politifchen 
Partei beliebte Ueberfpammung des „Königtbums von Gottes Gnaden“ intereffante Stelle findet 
ih in dem Registrum Gregorii VII. lib. VII ep. 21. (Monumenta Gregoriana ed. Ph. 
Jaffe, Berolini 1865. > 457) und lautet dort: Ouis nesciat: reges et duces ab iis ha- 
buisse prineipium qui Deum ignorantes, superbia, rapinis, perfidia, homieidiis, postremo 
universis Br sceleribus, mundi principe diabolo videlicet agitante, super 
pares, scilicet homines. dominari caeca cupidine et intolerabili praesumptione affecta- 
verunt. 
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in ſich mit der höchſten gefeßgeberifchen Befugniß die oberftrichterliche Stellung und wie 
nach römiſchem Nechte den Kaiſer nichts hinderte, für den zu feiner Entſcheidung gelang- 
ten Einzelfall einen neuen Rechtsſatz anzuwenden, ebenſo wenig war es dem Papſte ver— 
wehrt, bei der Rechtſprechung zugleich neues Recht zu ſchaffen. Gelang es alſo, eine be— 
ſtimmte Klaſſe von Perſonen und eine beſtimmte Klaſſe von Rechtsſachen der ſtaatlichen 
Gerichtsbarkeit zu entziehen, und die geiſtlichen Gerichte in den verſchiedenen Theilen ber 
Kirche in unbedingter Abhängigfeit vom Papfte zu halten, jo war unter dieſen Umftänden 
der Einfluß der päpftlichen Macht ebenfo gut gefichert, als durch das bloße Geſetzgebungs— 
recht, ja noch beffer, da, wenn einmal der Anfpruch der Kirche auf eine ausgedehnte Ge— 
richtsbarteit anerfannt und durchgefest war, das Eingreifen des Papftes in oberfter Ins 
ſtanz nicht nur den im andern alle leicht heruortretenden Schein einer Anmaßung 
und Ufurpation verlor, jondern auch fogar eine ımantaftbare Berechtigung für ſich in Ans 
ſpruch nehmen fonnte. In der That Hat die mittelalterliche Entwidelung mit dem vorhin 
angedeuteten, der Kirche und dem Papftthum günftigen Reſultat abgeichloffen und da gerade 
die Ausübung der Gerichtäbarfeit der Hebel geweſen ift, durch’ welchen beide auf die vecht= 
liche Gejtaltung der verſchiedenſten Yebensverhältnifie gewirkt haben, muß die Ausbildung 
der geiftlichen Yurisdiction noch einer kurzen Betrachtung untenworfen werben. 
Wenn aud vor der Anerkennung der hriftlichen Kirche durch Conftantin die Anhäns 
ger des Evangeliums ihre Streitigkeiten nicht vor den weltlichen Obrigfeiten, ſondern vor 
ihren Seelenhirten zum Austrag brachten, jo fann im jener Zeit doc, weil es ſich hier 
lediglich um eine freimillige Unterwerfung handelte und die Befugniffe und die Macht der 
kirchlichen Oberen nur fo weit gingen, wie jene Unterordnung jelbft reichte, von einer eigent= 
lichen Gerichtsbarkeit der Kirche feine Rede fein. Erſt feit der Zeit, wo Die chriftliche 
Religion gleiche Berechtigung neben den übrigen, im römiſchen Reich vecipirten Eulten er— 
halten hatte, fann man von einer Jurisdictton der Kirche Iprechen, und von dieſem 
Augenblid an ſehen wir die Kirche zunächft inftinctiw, dann aber im vollen Bewußtſein 
deffen, worum es ſich bier handelte, die Grenzen ihrer Competenz erweitem. In pers 
fönlicher Beziehung wurde den firchlichen Oberen in den Civilftreitigfeiten der Kleriker 
die Competenz eingeräumt, eine Begünftigung, die um fo weniger auffallen kann, als nad) 
ſpäterem römiſchem Staatsrecht diejenigen, welche sub dispositione einer Behörde waren, 
auch bei diefer ihr ciwilrechtliches Forum als Bellagte hatten. Ebenſo wurden die Amts— 
vergehen nach demſelben PBrincip von den geiftlichen Vorgefetten geahndet und nach Juſti— 
nianeiſchem Recht waren die legteren auch injomweit zur Verhandlung von Anflagen auf 
bürgerliche Vergehen befugt, als e8 auf die Verhängung geiftliher Strafen, namentlid) 
der Abſetzung des ſchuldig befundenen Geiftlichen, antam. Im fachlicher Hinficht galt 
der Grundſatz, daß die Biſchöfe im rein firchlichen Sachen (de religione) zu cognosciren 
hatten, außerdem konnte nach einer Verordnung Conftantind von 321 in jeder Streitfache 
der Biſchof als Schiedsrichter angerufen werden, wenn beide Parteien damit einverftanden 
waren, nad) einer ſpäteren Beftunmung deifelben Kaiſers von 331, welche aber bald wieder 
befeitigt ift, fogar dann, wenn nur eine Partei auf die bifchöfliche Entſcheidung provocirte. 
Wenn ſich troß diefer privilegirten Stellung der Kirche in jener Zeit feine Einwirkung 
auf das zur Anwendung kommende Recht zeigt, jo lag das an den damaligen Diangel einer 
oberftrichterlichen, kirchlichen Gewalt, welche zugleich die höchſte Geſetzgebungsbefugniß das 
mit vereinigte. Die Abhängigfeit der Kirche von der Staatögewalt und die Ausübung 
der Kirchlichen Geſetzgebung durch diejelbe machten vielmehr eine völlige Eremtion der dem 
Forum der Kirche unterworfenen Perfomen und Sachen noch vor der Hand unmöglich. 
Im Franfenreiche konnte man jene Gerichtsbarkeit bei der Bewahrung des römi— 
Ichen Rechtes durch die Geiftlichkeit um jo weniger einjchränten, als hier derſelben der 
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Grundſatz des germanifchen Rechtes, daß nur der Genoffe über den Genoſſen rich 
ten dürfe, zur Seite ftand. Es war Daher ſelbſtverſtändlich, daß die Kleriker unter 
einander nur vor ihren Oberen Recht nahmen und ebenfo war es im Einflang mit den 
german iſchen Rechtöprincipien, wenn bie Farolingifche Gejeggebung fir Streitigteiten zwi— 
ſchen Yaien und Geiftlichen gemijchte Gerichte anordnete. Die gemeinen Vergehen wurden 
zwar noch im merovingifcher Zeit won dem weltlichen Richter beitraft, aber jchon im achten 
Jahrhundert ift der Anfprud der Kirche auf Eremtion ihrer Diener durch die farolin- 
giſche Geſetzgebung anerkannt worden. Indeſſen blieb hier immer die dem Könige über 
die fonftigen Untertanen zukommende oberftrichterlicde Gewalt aud über die Geiftlichen 
beftehen, und ferner bemahrte das Königsgericht feine Competenz auch über die geiftlichen 
Würdenträger als Optimaten des Weiche. Daß die damalige Zeit die der Geltend- 
machung hierarchiſcher Tendenzen entgegenftehende Bedeutung diefer beiden Grundſätze klar 
erkannt hat, das zeigt der Umſtand, daß der Verfaſſer der Pſeudo-Iſidoriſchen Decretalen 
gerade dieſe durch ſeine Fälſchungen zu beſeitigen und ſtatt derſelben die ausnahmsloſe 
Competenz der Kirche und die oberſtrichterliche Gewalt des römiſchen Biſchofs zu ſtatuiren 
verfucht. Was dagegen die ſachliche Competenz der geiſtlichen Gerichte betrifft, jo wurde 
auch im Frankenreich der frühere römiſche Grundfag, daß die Kirche in rein geiftlichen 
Dingen zu entjcheiven habe, anerfannt, ihre Yurisdiction aber in zwei wichtigen Beziehun- 
gen erweitert, nämlich infofern als ihr die Gognition in Eheftreitigfeiten und in Teſta— 
mentöfachen überwiefen wurde. Wechtönormen über die Ehe, namentlic über die Nich— 
tigkeit und Scheidung derjelben, hatte das germanifche Necht nicht entwidelt und dazu fan, 
daß jene Zeit die ftaatliche und Kirchliche Seite der Ehe nicht auseinander hielt, vielmehr 
der einfeitigen Betonung der letteren dur die Kirche feinen Widerftand entgegenfette. 
Die Teftamente waren bei. den Germanen nur im uneigentlichen Sinne und injomeit in 
Gebrauch, ald der Kirche in den ſ. g. Seelgeräthen letstwillige Zuwendungen gemacht wur— 
den und wo bei den romanifchen Bevölkerungen noch die Teftamente in der eigentlichen 
römiſchen Bedeutung ſich erhalten hatten, mußte füglich die Uebertragung der Cognition in 
ſolchen Sachen auf die geiftlihen Gerichte in einer Zeit, wo die Kunde des Schreibens 
und Yejens nicht einmal unter den höchiten Klaſſen der Bewölferung verbreitet mar, diefe 
vielmehr faſt ausichlieglichh dem Klerus innemohnte, als das Angemeſſenſte erjcheinen. 
Endlich übte die Kirche durch die Sendgerichte, welche der Bilchof oder fein Archidiakon in 
ven einzelnen Theilen der Diöcefe abhielt, eine Art Strafjurisdiction, da auf diefen mit 
der Bijitation des Sprengeld verbundenen Gerihtöverfammlungen nöthigenfals auf Ans 
zeige von eigens beſtellten Rüge⸗ oder Sendzeugen alle Handlungen zur Beſtrafung ka— 
men, Die, wie ſich die Quellen jener Zeit ausdrücken, „contra dei voluntatem et rectam 
christianitatem in ists parochia“ gerichtet waren, aljo demnach im heutigen Sinne 
eigentliche criminalrechtliche Delicte (wie 3. B. Todtſchlag, Vergiftung, Diebftahl u. f. m.), 
als auch bloße Verlegungen religiös- ethiſcher und kirchlicher Vorſchriften (mie das Sin: 
gen obſcöner Lieder, Feiertags⸗ und Sacramenfsverachtung) fein konnten. Bei dem wenig 
entwidelten und wenig durchgebilveten weltlichen Strafrecht der damaligen Zeit bot jene 
Yurisdiction eine im Intereffe der Culturentwidelung gewiß günftige Ergänzung deſſel— 
ben dar, und wenn nothwendig hier die Praxis zur Entwidelung eines betaillirten Straf- 
und Bußſyſtems führen mußte, jo ift auch dieſe Seite der Firchlichen Gerichtöbarfeit in farolin- 
gifcher Zeit vom Staate dadurch controlirt worden, daß der zum Sendreiſenden ernannte kirch⸗ 
liche Obere von einem weltlichen Beamten begleitet wurde, und ferner hat das durch die Send- 
prazid entwidelte Bußfyftem in feinen wichtigften Beſtimmungen ebenfalls durch die weltliche 
Geſetzgebung die äußere Sanction erhalten. Mit der mächtigen Stellung, welche die Kirche 
gegenüber der weltlichen Gewalt ſeit dem zwölften Jahrhunderte errungen — gelang es 
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ihr aber ihre Competenz zu erweitern und die Handhabung ihrer Jurisdiction von jeder 
ſtaatlichen Einwirkung zu befreien. Nach ihren, in den Decretalenfammlungen nieder: 
gelegten Anſprüchen, welde, wenn auch wicht in allen Punkten, aber doch im großen 
und ganzen praktiſches Recht des Mittelalterd geworden find, hatte Die Kirche zunächſt 
und zwar jogar nach ſpäterer ausdrücklicher Anerkennung des deutſchen Kaiſers die Cognition 
über alle Disciplinar= und gewöhnlichen Griminalvergehen, ſowie in allen Civilſtreitigkeiten 
der Geiftlichen, denen in legterer Hinficht Die Kreuzfahrer und auch Die |. g. personae 
miserabiles (Wittwen, Waifen u. |. w.), fofern das weltliche Gericht letzteren feine 
Rechtshülfe gewähren wollte, gleicygeftellt waren. In fachlicher Hinficht gehörten nicht 
nur diejenigen Sachen, welche die Sacramente und die Heilögüter betrafen (die ſ. g. cau- 
sae spirituales), jondern alle diejenigen, welde eine kirchliche oder religiöfe Beziehung 
darboten, ja felbft folche, für welche die oben erwähnten Streitigfeiten nur eine präju— 
dicielle Bedeutung hatten, vor das Forum der geiftlihen Gerichte. Daher verhandelten 
diefe in Ehefachen, Zehnt-, Teſtaments-, Patronatsftreitigkeiten, Procefjen über firchliches 
Eigenthum, Anfprücen aus Gelübben, und eidlich beftärkten Berbindlichkeiten, über civil— 
vechtliche, des Wuchers verbächtige Contracte, Dotal=, Yegitimitätd- und Erbſchafts- 
ſtreitigkeiten, ja jede Giwvilftreitigfeit durfte, jofern Das Unvecht der einen Partei ald Sünde 
aufgefaßt werden konnte, unter dieſem Geſichtspunkt vor Das Forum der Kirche gezogen 
werden. In criminalrechtlicher Hinficht übte fie endlich die Cognition über Diejenigen Ber: 
gehen, welche allein wegen der Verlegung der eigenthümlichen Yebensbedingungen der Kirche 
ihre Strafbarteit erhielten, nämlich über die |. g. geiftlichen Verbrechen, d. h. die Ketzerei, 
das Schiöma, die Apoftafie, die Simonie, ſodann über die |. g. gemifchten Delicte, welche 
eine Beziehung zu der Lehre und den Einrichtungen der Kirche hatten oder ein bejonderes 
ſittliches Aergerniß zu erregen geeignet waren, hinfichtlich deren aber der weltliche Richter 
mit dem geiftlichen concurrirte, namentlich über Blasphemie, Sacrilegium, Ehebruch, Bi: 
game, Stuprum, Fleiſchesvergehen, Zauberei, Eidbruch und Meineid, Fälſchung von 
Map und Münzen, Wucher ; ja mitunter ift die Praxis einzelner Gerichte hierüber noch 
binausgegangen, und bat eine Reihe anderer Bergehen nicht nur im Gewiffensforum, ſon— 
dern im Wege der Griminaljuftiz geftraft. 

Durdy dieje umfangreiche Competenz waren eine ganze Reihe rechtlicher Verhältniſſe 
der Einwirkung und Umgeftaltung durch die kirchlichen Anſchauungen zugänglich gemacht 
und außerdem der Kirche die Möglichkeit gegeben, für das Verfahren in diefen Rechts— 
lachen eigene procefjualifcye Normen auszubilden. Kurz die Kirche hatte neben der welt- 
lichen Macht ein Geſetzgebungsrecht erhalten, und da dieſes im Mittelalter ſomit durch 
zwei Factoren ausgeübt wurde, iſt das Recht deſſelben das ius utrumque, das vom Kaiſer 
und das von der Kirche ausgehende Recht, geworden. Wie die Iegtere von ihren Befugniſſen 
Gebrauch gemacht hat, zeigt auf das flarfte ein Blid in die Decretalen Gregors IX., 
denn in dieſen läßt fich faſt zu allen vorhin erwähnten eivil- und criminalrechtlichen Ver— 
hältniſſen ein eigener Titel nachweiſen. Wenn ſomit auch die Entwidelung und Ausübung 
der kirchlichen Gerichtsbarkeit das bauptfächlichite treibende Moment für die Ausbildung 
des kanoniſchen Rechtes gemejen ift, fo hat doch aud die bedeutende Machtftellung der 
Kirche, ohne welche die Ausdehnung ihrer Competenz in der gefchilderten Weiſe ſchon an 
und für ſich möglich gewejen wäre, dem Papſtthum die Kraft gewährt, ebenfalls in an- 
deren Beziehungen, jo 3. B. auf dem völferrechtlichen und ftaatsrechtlichen Gebiete feine 
Rechtsauffaſſungen prattiich geltend zu machen. Endlich iſt auch zu berüdfichtigen, daß 
viele Beitimmungen, welche die Kirche über den Kreis der eigentlich kirchlichen Sphäre hin— 
aus erlaffen hatte, einen wirklichen Fortſchritt der Entwidelung enthielten und daß Die 
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Ausdehnung ihrer Competenz felbit, To jehr fie auch von dem modernen Standpunkt 
allein und einfeitig betrachtet, al8 eine Ufurpation erfcheinen mag, doch für jene Zeit theil- 
weile dadurch gerechtfertigt war, daß die Kirche Damit nur Pflichten erfüllte, deren der 
Staat — ein folder eriftirte Damals genau oder im modernen Sinne genommen überhaupt 
nicht — ſich noch nicht bewußt geworden war und welchen bei den zerflüfteten weltlichen 
Jurisdictionsverhältniffen des Mittelalters, dem Fehdeweſen, dem Mangel einer energifchen 
Reichsjuſtiz und einer fortbildend eingreifenden Reichsgeſetzgebung weder die einzelnen Ter— 
ritorialherren, noch der Kaiſer gerecht werden konnten. 

Aus dem eben geſchilderten Entwidelungsgange des kanoniſchen Rechts erklärt es fich 
zur Genüge, daß dafjelbe für feines der verſchiedenen Nechtögebiete ein vollftändiges, zufam- 
menhängendes Syſtem von Nechtönormen ausgebildet hat, daß man alfo 3. B. nicht dem 
römiſchen und dem deutſchen Privatrechtöfuften als drittes ein kanoniſches an die. Seite 
ſtellen kann. Es hat fich vielmehr an den vorhandenen Rechtsſtoff angefchloffen und dies 
fen — bierin dem jus praetorium der Römer ähnlidd — umgebildet. Die Gefahr einer 
bunten Mannichfaltigfeit der Entwidelung, welde noch obendrein dem mittelalterlichen 
Velen anflebte, lag ſchon deswegen und bei der hauptfächlich durch die Gerichtspraris 
erfolgten Ausbildung des Rechtes nahe, fie ift aber inmerlih durd den bie katholiſche 
Kirche beherrſchenden Einheitsdrang, und äußerlich durch eine eigenthümliche, dieſen bier 
verwirllichende Einrichtung vermieden worden, welche auf das evidentefte die Befähigung 
des kirchlichen Rechtes darthut, die vorgefundenen Rechtsnormen zu feinen Zwecken zu bes 
augen und umzubilven. Mit der gewaltigen Stellung des Papſtthums trat auch deſſen 
oberftrichterliche Gewalt in den Vordergrund und erft durch eine freie, won ftaatlicher Ein— 
wirkung unbeeinflußte Ausübung derfelben war e8 möglich, die felbftftändige Entwidelung 
des kanoniſchen Rechtes zu fichern und aud) die Einheit in der Praris der verfchtedenen Ge— 
richte gegenüber den naturgemäß fi geltend machenden Verſchiedenheiten und der Gegen- 
action nationaler Nechtsauffaifungen zu bewahren. Beſonders günftig wirkte hierfür 
die ebenfalld durch die vom Papftthum erreichte Machthöhe hervorgerufene Anficht, daR 
der Papft eime mit der aller übrigen kirchlichen Richter concurrivende Yurisdiction befite 
und als der iudex ordinarius singulorum ebenſo wie einſt der römiſche Kaiſer, fofort 
bei Rechtöftreitigfeiten angerufen werden könne. Daß das in jener Zeit nicht blos oft, ſon— 
dern in unzähligen Fällen geſchehen ift, läßt fich leicht nachweiſen. Es mar unmög- 
lich, daß Die Päpfte felbft alle dieſe Angelegenheiten verhandeln und entjcheiden konnten, 
andererfeit8 wurde aber ihr Einfluß in der Weile gewahrt, daß fie nach dem Vorbilde 
der Delegation oder Committirung höherer Beamten durch die Kater der fpäteren Zeit 
nicht nur Gommiflarien (iudices delegati) für die Ausibung ihrer Yurisdiction er— 
nannten, ſondern diefen auch beitimmte Normen jowohl für das Verfahren, als für das 
von ihnen anzumendende Recht vorjchrieben. Dieſe Rechtsfäge hatten natürlich zunächft nur 
Geltung für den einzelnen Fall, Bewährten fie fih aber zu öfteren Malen, jo wurden 
fie dann zu allgemeinen Nechtöregeln erhoben. Das Inftitut der Delegation gewährte 
jomit einen der Hauptvortheile, welche das prätorifche Edict der Römer darakterifirten, 
die Möglichkeit, neue Nechtsfäge neuen Bedürfniffen gemäß zu geftalten und doch vor der 
gejeglichen, dauernden Fixirung ihre praftiiche Brauchbarkeit zu erproben. Daher ft es 
leicht begreiflich, daß wie eine Reihe der wichtigften Inftitute des römiſchen Rechts dem 
prätorifchen Ediet ihre Entftehung oder Ausbildung verdanken, die Delegationen ebenjo für 
die Entwidelung des fanonifchen Rechts von der größten Bedeutung gemefen find. So. 
ft z. B. das Inſtitut der richterlichen Necufation, der proceßhindernden Einreden und ber 
ſummariſche Proceß durch die Delegationsrefcripte ausgebildet worden. 
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IV. Verhältniß des kirchlichen Rechts zum römifhen und germanifchen. 


Im römischen Reich wurden die Rechtöverhältnifie der Kirche und des Klerus 
jelbftoerftändlich nach römiſchem Rechte beurtheilt. Aber auch nach der Zerftörung der 
römifchen Herrſchaft trat in den einzelnen Germanenreichen hierin feine Veränderung ein, 
vielmehr galt auch hier der Grundſatz: ecclesia vivit lege Romana. Cinmal hatten 
die verfchiedenen germanifchen Rechte feine bejonderen Normen für die kirchlichen Verbält- 
niffe entwideln können, und ferner war das römiſche Recht auch das perfünliche Recht der 
einzelnen Geiftlichen, welche in den Zeiten der Ueberfluthung des römiſchen Reiches durch 
die Germanen ald Römer nad römischen Recht lebten. Wenn fpäter, als nicht mehr 
blos Romanen, fondern aud Germanen in den Klerus traten, deffemmgeachtet das rö— 
miſche Recht als das perjünliche Recht der Kirche und der Geiftlichkeit diefelbe Bedeutung, 
wie früher, behielt, jo lag dies darin, daß die Klerifer als eine befondere Klaſſe von 
Perfonen galten, welche durch Eintritt in den geiftlihen Stand aus ihren früheren welt— 
lichen Beziehungen traten, und darin, daß die Kirche mit ihrem Zuge nad Einheit und 
Univerſalität in den verfchiedenen germaniichen Staaten ein und daffelbe Recht um fo 
mehr bemahrte, als diefes eine höhere Culturftufe als das ältere germanifche Recht er= 
reicht hatte. Das römische Recht ift daher vor der Wiedererweckung feines Studiums in 
Italien in der Kirche fort und fort überliefert worden ; zuerft hat man befondere Zuſammen— 
ftellungen der römiſchen Rechtsſätze für den firchlichen Gebrauch angefertigt (hierher gehört die 
dem neunten Jahrhundert angehörige, von Maaſſen entvedte |. g. lex Romana canonice 
concepta) ; dann wurben bie entſprechenden römiſchen Stellen zunächft in gefonderten Abfchnitten 
der einzelnen Gollectionen (fo z. B. in der ©. 121 beiprochenen Anselmo dedicata), fpäter 
aber nach ſyſtematiſchen Gefichtspunften den einzelnen Sammlungen (fo dem Decrete Gra- 
tians, wie den unmittelbar demfelben vorangehenden) eingereiht. Erſt in der letzten Periode 
nimmt die fanonifche Gefeggebung das römische Recht innerlich in fih auf und modificrt 
daffelbe feinen Bebürfnifien gemäß. Es ift das im den Decretalen feit der Mitte des 
zwölften Jahrhunderts gefchehen, und die Möglichkeit einer ſolchen wirklichen Verarbeitung 
des römiſchen Rechtes lag in der That erft wor, als durch das Wiedererwachen der Rechts— 
wiſſenſchaft eine ausgedehntere und tiefere Kenntniß des römiſchen Rechts vermittelt, ferz 
ner die Anfhauung gang und gäbe geworben war, daß in. dem abendländifchen Kaifer- 
veiche, der Fortfegung des altrömifchen Imperiums, auch das römiſche Recht das gemeine 
ſubſidiäre Necht des Reiches und der Chriftenheit geworben ſei, und endlich das Papit- 
thum eine Machthöhe erreicht hatte, auf der — wenn feine höchite gefegeberifche Auto— 
rität auf dem weltlichen Gebiete auch nicht unbeftritten anerfannt war — es ihm möglich 
war, für eine ganze Reihe der Staatlichen Jurisdiction und Gefeßgebung entzogener Per- 
ſonen und Angelegenheiten die von der mittelalterlichen Theorie nicht bezweifelte Auffaf- 
fung praftiich zu verwerthen, daß der Kirchliche Richter die von der geiftlichen Autorität 
ausgehenden Gejete unbedingt, die von der weltlihen erlaffenen aber nur unter der Vor— 
ausfetung ihrer firchlichen Anerkennung anzuwenden babe, 

Allerdings war das römische Necht das Recht eines heidniſchen Volfes, aber daran 
fonnte die Kirche in den erften Zeiten ihrer Anerfennmg, mo der Gedanfe an die fofortige 
Seftaltung eines eigenthümlichen hriftlichen Rechtes gar nicht entftehen konnte, keinen An— 
ftoß nehmen, ganz abgefehen davon, daß fie mit ihrer privilegivten Stellung im Reich auch 
einen gewiffen Einfluß auf die faiferliche Gejeßgebung erhielt. Außerdem ließ gerade die 
Eigenartigfeit. des römiſchen Rechts, welches von der Freiheit des Rechtsſubjects ausgeht, 
der hriftlichen und kirchlichen Einwirkung infofern geeigneten Raum, als diefe innerhalb 
der dem Inbivibum gewährten weiten Schranken die Richtung der rechtlichen Herrſchaft 
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deffelben nur näher zu beftimmen, alfo nur das vorhandene Recht zu modificiren brauchte, 
Eine gewiſſe Gleichgültigfeit der Kirche gegen das römifche Recht ift erſt eingetreten, als 
die püpftliche Geſetzgebung jenen oben gedachten Aſſimilirungsproceß vorgenommen hatte, 
und eine gewiſſe Feindſchaft machte fich erft geltend, als im vierzehnten Jahrhundert bie 
Bertheidiger Ludwigs des Batern Ihre Theorie von der Unabhängigfeit des Kaiſers auf die 
römische Stantölehre gründeten und diefe auch durch das corpus iuris eivilis, namentlich) 
unter Berufung auf die alte römifche lex regia, zu beweifen fuchten. 

Anders ftand die Kirche dem germaniſchen Rechte gegenüber. Mit ihm war fie nicht 
von den erften Anfängen ihrer Entwidelung an verbunden gemefen, für die Geftaltung 
ihres Rechtslebens hatte fie dafjelbe von vornherein nicht benutzt, vielmehr trat ihr das 
germanifche Recht in feinen verſchiedenen Geftaltungen als etwas Fremde und geradezu 
ihren religiöſen Borftellungen und ihrem Einheitsdrang Feindliches entgegen. Hier war 
ihr von vornherein die Aufgabe geftect, gewiffe rohe Auffafjungen (3. B. auf dem Gebiete 
des Strafrechts und Strafproceiles) zu überwinden und da, wo wie z. B. hinſichtlich der 
perfönlichen Seite der Familienverhältniſſe (namentlich hinſichtlich der Ehehinderniffe, Ehe— 
ſcheidung) das germaniſche Recht feine oder nur wenige Grundſätze entwidelt hatte, die 
dem Chrijtenthum nach der damaligen Auffaflung entiprechenden Normen zu ſchaffen und 
durchzuführen. Allerdings haben auch germanifche Rechtsanſchauungen auf Die Geftal- 
tung des kanoniſchen Rechts eingewirkt, jo die Lehre von der Leihe und vom Yehn auf das 
Beneficialweſen, die germanifche Computationsweife auf die kirchliche Verwandtſchaftsberech⸗ 
nung und Aehnliches mehr, aber eine ummittelbare Verpflanzung germaniſcher Rechtsnor— 
men in das kanoniſche Recht hat Doch nur jehr vereinzelt — die heute noch im Eheproceſſe 
vortommenden Eibhelfer bilden ein Beiſpiel dafür — ftattgefunden. 


V. Der Einfluß des kanonifhen Rechts auf die einzelnen Redts- 
gebiete, 


Wenngleich, wie ſchon vorhin bemerkt, das kanoniſche Recht fich dem römijchen 
gegenüber hauptfächlich modifictrend verhalten hat, jo trat daſſelbe doch auf dem wich— 
tigen Gebiete des Verlehrs der Nationen den römischen Anſchauungen direct entgegen. 
Die Beleitigung des römischen Satzes: daß nicht in Bündnißgemeinſchaft ftehende Völker 
hostes jeien, durch die Auffaffung, daß die chriftlichen umter einem geiftlihen Obeahaupte 
vereinigten Nationen ſich im Verkehr miteinander vollberedhtigt gegenüber ſtünden und 
unter ihnen der abendländifche Kaifer als oberfter Wahrer des Friedens und der chrifts 
lichen Religion die erſte Stelle einnehme, ift freilich nicht durch das fanonifhe Recht, 
fondern überhaupt durch die hriftlichen umd kirchlichen Ideen herbeigeführt. Damit war 
aber der Boden für die Entwidelung des heutigen modernen Völkerrechts geichaffen, 
und außerdem Haben die Päpfte, indem fie bei Streitigkeiten. der Fürften unterein- 
ander das Nichteramt in Anfpruch nahmen, nicht nur die Anfchauung geltend gemacht, 
daß die Amiftigfeiten der Fürften und Völker nicht nach der Willfür des Stärferen, ſon— 
dern nad den Grundfägen der chriſtlichen Moral und des Rechts zu entfcheiden feien, 
fie Haben auch für die Fälle, wo der Krieg nicht vermieden werben fonnte, ges 
radezu beftimmte, alfo im heutigen Stimme völferrecytliche Normen erlaſſen, um unnöthige 
Graufamfeit zu verhüten. So’ wendet z. B. der neuerdings von Rußland ausgegan- 
gene Vorſchlag der Befeitigung der |. g. Sprenggeſchoſſe für unfere Zeit nur das Ver— 
dot Innocenz’ III. an (e. un. X. de sagittar. V. 15), ſich im Kriege gewiſſer ve rheeren⸗ 
der Wurfmafchinen und Bfeilgefchofie zu bedienen. 
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Die ftaatsrehtlihen Theorien der Kirche, joweit es fid) um die Auffaffung der 
Stellung der geiftlihen Gewalt handelt, find mehrfach im Berlaufe der Darftellimg er: 
wähnt worden. Gegen fie hat ſchon in ven Iegten Zeiten des Mittelalterd die fürftliche 
Macht den Kampf erfolgreich eröffnet, von einer dauernden Einwirkung dieſer Anſchauun⸗ 
gen auf die Entwickelung fan alſo feine Rede fein, wenngleich kirchlicherſeits jene Theo— 
rien ftetö feftgehalten und dadurch noch bis in die neuefte Zeit Conflicte mit den einzel— 
nen Staatöregierungen herbeigeführt worden find. Einen mittelbaren Einfluß bat aber 
das firchliche Recht auf dem hier in Rede ftehenden Gebiete injofern gehabt, als e8 den 
bewundernswürdigen Organismus einer Beamtenhierarchie geihaffen und im Verbindung 
damit den Begriff des Amtes — im Gegenfag zu der fpäteren germaniſchen Auffaffung als 
eines weſentlich nutzbaren Privatrechts — als Complex im öffentlichen Intereffe zu üben- 
der Rechte und Pflichten, fowie den Grundjag, daß dem Amtsträger feine Stellung mır 
unter beſtimmten VBorausfegungen und nur in Folge eines beftimmten Verfahrens entzo- 
gen werben dürfe, zur Geltung gebracht hat. Seine Beamtenhierarchie und das Recht 
derjelben hat das Vorbild für den |. g. abfoluten Staat abgegeben, wiewohl freilich 
andererſeits nicht verfannt werden kann, Daß neben der Nachbildung diefer für die dama— 
lige ftaatsrechtliche Entwidelungsftufe brauchbaren und paffenden Grundfäge, das Beifpiel 
der Kirche, welche nach ihrem Dogma dem Beamtenftande allein die Fähigkeit zur Regie 
rung zufprechen mußte und die Paten Lediglich als die willerflofen Objecte für die Vollzie— 
hung der dem Beamtenthum obliegenden Miffion betrachtete, mittelbar jene befannte Ans 
ſchauung von der Allweishett der Negierung und dem beichränkten Untertbanenverftand, 
jowie der Beamten= und Regierungsthätigkeit als einer von den Intereffen des regierten 
Boltes Losgelöften, jelbftftändigen Aufgabe befördert hat. 

Ummittelbarer, viel einflufreicher und viel nachhaltiger hat die Firchliche Rechtsentwide- 
lung dagegen auf den Gebieten des Strafrecht und des Strafproceſſes eingewirki. 
Bei den Germanen fand die Kirche ein Criminalrecht vor, welches in feinem Compojitionen« 
ſyſtem den privatrechtlichen Gefichtspunft in den Vordergrund ftellte, für Die Feſtſetzung 
der Strafe allein das objective Moment des äußeren Erfolges enticheidend fein ließ, und 
ſomit in jener nichts als eine Abzahlung der Blutrache und des Verbrechens fand. 
Im Gegenfas zu diefen rohen Anſchauungen betrachtete die Kirche als die zur Heiligung 
der Menfchheit beftimmte Anftalt das Vergehen unter dem Geſichtspunkt der Sünde 
und der Auflehnung gegen den göttlichen Willen, welchen fie im Defalog niedergelegt fand. 
Die privatredhtlihe Auffaffung des germanifchen Rechts war damit verneint, zugleich aber 
auch im Gegenfag zu dem Ueberwiegen des objectiven Moments das Hauptgewicht auf Die 
Beſchaffenheit des verbrecheriſchen Willens gelegt, und die Strafe erſchien nicht mehr als 
ein Befriedigungsmittel für die Naceluft des einzelnen verlegten Individuums, jondern 
vielmehr als ein dem Schuldigen für die Verlegung der göttlihen Ordnung auferlegtes 
Uebel. Bei der Handhabung ihrer Strafgewalt konnte aber die Kirche nicht blos auf die 
ſem Standpunft ftehen bleiben, ſondern fie mußte fich ihrer Miſſion gemäß aud) das Ziel 
fegen, den einzelnen Schulvigen fittlich zu befehren und zu beffern. Zu dieſem Behuf hat 
fie neben den Strafen, welde in erfter Linie den Zwe haben, Vergeltung des began— 
genen Unrechts zu fein, neben den f. g. poenae vindicativae, auch ein Syſtem von 
Etrafmitteln (f. g. censurae oder poenae medicinales) ausgebildet, welche zwar eben- 
falls dem Schuldigen einen Nachtheil zufügen, bet denen das letztere aber nicht als Selbſt— 
zweck, ſondern nur ald Mittel ericheint, die Beſſerung herbeizuführen. Praktiſch bat die 
Kirche Diefe Principien bei ihrer ausgedehnten Yurisdiction im Mittelalter zur Geltung 
gebracht, aber auch die weltliche Gewalt, als fie feit dem dreizehnten Jahrhundert fich 
ihrer eigenen Aufgaben bewußter geworben war, hat jene humanen, eine fortgefchrittene 
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Culturentwickelung bezeichnenden Grundfäge ſich für ihr Criminalrecht angeeignet und die 
auf diefem Gebiete ſchon früh vorgenommenen Gobificattonen in den italienifchen Staa— 
ten, die ſpätern, berühmt gewordenen Tegislatoriichen Arbeiten Schwarzenbergs jind, 
ebenfo wie die weiteren Strafgefegbücher zum Theil von dem kanoniſchen Recht beein 
flußt worden, ja unfere heutige Zeit umd Wiffenfchaft ftrebt noch den tieferen Gedanten, 
welcher in ver fanonifchen Unterfcheivung der Vindicativftrafen und der beſſernden Gen= 
juren Tiegt, aber jelbitwerftändlich für das ftnatliche Gebiet nicht durch eine bloße Copie 
der fanontfchen Inftitute vealifirt werden fann, bei den Bemühungen um Einführung 
einer wirffamen und künftige Verbrechen verhindernden Strafvollftredung zu verwerthen. 
Mit dem eben Bemerkten iſt aber der verdienftvolle Einfluß der Kirche auf die Entwide- 
lung des Strafrechts nicht erichöpft. Sie hat durch die Ausübung ihrer Yurisdiction 
gegen den Kaifer und den geringften Unterthan und durch die Statuirung gleicher, nicht 
wie im römischen Recht nad dem Stande abgeftufter Strafen das Vorbild eines Rechts 
gegeben, welches den modernen Grundjag der Gleichheit vor dem Geſetze verwirklicht. In 
der Verfündigung der Gotteöfrieden behufs Befeitigung rober Gewalt durch die Kirche 
bat die weltliche Gewalt im Mittelalter die Anregung zur Aufrechtrichtung ihrer Yand- 
frieden gefunden. Mag man ferner aud das durch den Sat: „ecclesia non sitit san- 
guinem‘ gekennzeichnete Verdienft einer frühen Oppofition gegen die Todesftrafe mit der 
Hinweifung darauf von der Hand meijen wollen, daß die Kirche in vielen Fällen, nament— 
lich bei Kegerwerfolgungen die intellectuelle Urbeberin der von den ftaatlichen Gerichten 
vollzogenen Hinrichtungen und Auto-da-fé's geweſen ift, jo bleibt ihr doch Immer Das 
Verdienft, Durch ihre Lehre und durch die Bewahrung des Aſylrechts die Anwendung der 
Todesſtrafe und namentlich der verftümmelnden Strafen beichräntt und aud in dieſer 
Richtung eine humanere Strafrechtöpflege befördert zu haben. Was endlich die Grenz— 
(nie betrifft, welche die Kirche bei der Ausbildung ihres Strafrechts, zwiichen den blos der 
Cognition des Beichtftuhles ankeimfallenden Sünden und den der ftrafrechtlichen Verhandlung 
unterliegenden Vergehen gezogen hat, jo kann man vom heutigen Standpunfte aus in der Qua— 
lification einzelner Handlungen zu Delicten, 3. B. der Ketzerei, der Apoftafie, des Schigma eine 
Intoleranz, in der Stempelung der Uebervortheilung des Nächiten und der Ausbeutung der 
North eines Andern zum Verbrechen des Wuchers ein Verkennen geſunder wirthichaftlicher 
Principien und der Tragweite der dem Rechte gegebenen äußeren Zwangsmittel, und in man— 
chen anderen Füllen ein ungerechtfertigted Zumeitgehen in der Geltendmachung moralifcher 
Verbote als Criminalvergehen finden, aber man darf auch andererjeitö nicht verfennen, 
daß manche hierher gehörige Beitimmungen, mie das Verbot und die Beitrafung der 
Fehde, der Qurniere, des Zweikampfs, der Gottesurtheile, der Unzucht u, |. w. den wah— 
ven Intereffen der Cultur durch Ueberwindung roher Sitten und Gebräuche gedient haben. 

Nicht minder einflußreich wie auf dem Gebiete des Strafrechts ift das Fanonifche 
Recht für Die allgemeine Entwidelung des Strafprocejies geweien. Während für 
die Anklagen gegen Geiftliche im römiſchen Reiche die Formen des römiſchen Accufations- 
verfahrens beibehalten wurden, im Frankenreiche aber jowohl in den Sendgerichten für das 
Verfahren gegen Laien als auch bei Anflagen gegen Getftlihe die Grundſätze des germa— 
niſchen Proceffes, namentlich hinfichtlich des Beweisrechts ſich geltend machten und die 
Kirche dieſe Einflüſſe durch Zurückgehen auf Das römische Recht zu bejeitigen fuchte, hat 
fie gleichzeitig eine neue Procedur-Art entwidelt, welche weit über den Kreis ihrer ur— 
ſprünglichen Grenzen Anwendung gefunden hat. Geiftliche, deren Ruf durch üble Gerüchte 
in der Gemeinde getrübt war, konnte die Kirche in ihrem eigenen Imterefje nicht dulden, 
andererſeits war bei Feithaltung des Anflageprincipes die Einleitung eines ftrafrechtlichen 
Verfahrens chne vorgängige Anklage nicht möglih. Schon früh war es indeſſen Sitte 
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geworden, daß durch üble Gerüchte bezüchtigte Geiftliche die gegen fie verlautenden Be— 
ſchuldigungen durch eidliche Ableugnung vor ihren Oberen zurüdwiefen, zu welcher in 
Folge germaniſcher Einwirkungen Eidhelfer hinzugezogen wurden. Das Verfahren hatte 
nur den diseiplinären Zweck, die getrübte Autorität des geiftlichen Standes wiederher- 
zuftellen. Diefer Charakter zeigt fich am deutlichften darin, daß bei vermweigerter Eides— 
leiftung für den Bezüchtigten feine Strafe, wohl aber die im Intereſſe der Wahrung der 
firchlicyen Würde nöthige Suspenfion von jeinem Amte ausgeſprochen wurde, wiewohl 
man freilich ſpäter die Ablehnung des Eides als Ueberführung anfah und daher auch 
eine eigentliche Strafe verhängte Die in diefer Geftaltung Tiegenden Gedanfen hat In— 
nocenz III. (1215) in der Weiſe praftifch weiter ausgebildet, daß in allen Füllen, wo ein 
glaubhaftes, öffentliches Gerücht (diffamatio), deffen ebengenannte VBorausfegungen nö- 
thigenfalls durch eine präjudicielle Cognition feftzuftellen waren, eine Unterfuhung (Inqui⸗— 
fition) gegen den bezüchtigten Kleriker eröffnet werden follte. Daſſelbe geihab, wenn auf 
eine gejchehene Denunciation der Denunciat geleugnet und der Denunciant ohne als. 
förmlicher Ankläger auftreten zu wollen, bereit war, dem Richter die nöthigen Bemeismit- 
tel an die Hand zu geben. Wurde die ftrafbare Handlung dur; Zeugenvernehmung 
oder andere Beweismittel conftatirt, jo fam es zu einer auferordentlichen Strafe, während 
bei blos beftätigtem Gerüchte dem Verdächtigen der Reinigungseid (ohne Eidhelfer) auferlegt 
wurde, deſſen Ableiftung die Freiſprechung, defien Verweigerung aber die Verhängung der fonit 
angedrobten Strafe zur Folge hatte. Mit dem Inquiſitionsproceß war ein Verfahren gefun= 
den, welches den Mangel des bisherigen Rechts infofern ausfüllte, als der Eintritt der Thä— 
tigkeit des Strafrichters nicht mehr dem Zufall der Erhebung einer förmlichen Antlage preis- 
gegeben war. Wenn für rechtsunkundige Laien die Worte: Inguifition und Inquiſitions- 
proceß mit einem ungerechten, es auf Verurtheilung des Belchuldigten um jeden Preis 
abzielenden Verfahren gleichbedeutend find, fo ift dieſer Anſchauung entgegenzuhalten, daß 
der Inquiſitionsproceß in der ihm von Innocenz III. gegebenen Geftalt durch Das Ber- 
langen der perfönlicien Gegenwart des Beſchuldigten, das Gebot der Veröffentlichung der 
Namen der Zeugen und ihrer Ausfagen an den letzteren behufs der Geltendmachung jet- 
ner Einwendungen und der Gewährung der Möglichkeit jeder Art von Bertheidigung 
nicht den Charakter eines die Grumdprincipien der Gerechtigleit verleugnenden Berfahrens 
an fich getragen hat. Erſt ſeit dem breizehnten Jahrhunderte, der Zeit, wo die Kirche 
die Inquifition zur Unterbrüdung der immer zahlveicher werdenden ketzeriſchen Secten be 
nugte, hat ein fanatifcher und unchriſtlicher Glaubenseifer jedes zur Schuldigerflärung 
zweddienliche Mittel, wie z. B. die Tortur und jede die Vertheidigung des Beſchuldigten 
beſchränkende Mapregel (wie die Verſchweigung der Namen der Denuncianten und Bes 
laftungözeugen) für gerechtfertigt erflärt und damit eine urſprüngliche gefunde Procedur in 
ein jedem Rechtsprincipe bobnfprechendes Verfahren verwandelt, welches nicht beſſer als 
durch den Ausipruch eines zeitgenöſſiſchen Franciscanermönchs charalteriſirt werden kann, 
daß bei einem ſolchen Proceß auch die Apoſtel Petrus und vaulus einer Verurtheilung 
wegen Ketzerei nicht entgangen ſein würden. 

Das Bedürfniß, eine durchgreifende Anftalt zur TEEN der jtrafbaren Hand- 
lungen zu befigen, hat fett der zweiten Hälfte des breizehnten Jahrhunderts die Reception 
des auf dem Boden der Kirche ausgebildeten Inquifitionsprocefies (in feiner urſprünglichen 
Geftalt) in den weltlichen Gerichten Italiend bewirkt, mit den fremden Rechten und ber 
romaniftifchen Jurisprudenz bat derjelbe aud in Deutfchland gegen Ende des Mittelalters 
Aufnahme gefunden und er ıft ſeit dem Ende des ſechzehnten Jahrhunderts bis zu den 
in diefem Jahrhundert unternommenen Reformen die Grundlage des Strafverfahrens in 
Deutichland geblieben. 


2. Geſchichte und Quellen des fanoniihen Rechts. | 137 


Die Einwirkungen und Modificationen des Privatrechts durch Das kanoniſche 
Recht alle hier aufzuzählen, ift nicht möglich, ſelbſt abgeſehen von folchen Fällen wo, wie 
3 B. binfichtlich der freien Stellvertretung, der Teftaments-Erecutoren, Formloſigkeit der 
Verträge u. ſ. w. das fanonifche und germanifche Necht diefelben modernen Rechtsgedanken 
dem römiſchen Recht gegenüber zur Anerkennung gebracht haben. Ebenſo mag hier nur 
darauf hingewiefen werben, daß die Kirche ein neues, die perfönlichen Berhältniffe der 
Ehegatten, die Schließung und Separation der Ehe betreffendes Recht, welches heutzutage 
für die Katholiken das gemeine deutliche echt bildet und welches auch auf die Geftaltung 
des proteftantifchen Eherechts von Einfluß geweſen, entwidelt Bat. Sänger ift bei den 
weitgehenden Wirkungen des kanoniſchen Rechts auf das Sachen- und Obligationenrecht 
zu verweilen. Für das erftere fommt die von demſelben entwidelte Theorie des ius ad 
rem (d. h. des Rechts zur Sache, des Anſpruchs auf Gewährung des Eigenthums einer 
jolden) und des ius in re (des dinglichen Rechts ſelbſt) in Betracht, eine Unterfcheivung, 
welche ‚noch bis in unfer Jahrhundert in der gemeinvechtlichen Lehre vom titulus und 
modus aequirendi dominii fortgewirft hat. Während aber diefe Anſchauung infofern 
nicht glücklich zu nennen ift, als fie Irrthümer und Verwirrung erzeugt hat, gebührt dem 
fanonifchen Recht das Verdienſt, durch die weite Ausdehnung des Befiged an Rechten die mo— 
derne, den Römern nod) fremde Anſchauung von dem Parallelismus des Beſitzes an Sachen und 
an Rechten, die principielle Einheit beider Arten des Befiges zum Bewußtſein gebracht zu 
haben. Auch die römiſche Lehre von den Schutmitteln des Beſitzes ift Durch die Einfüh- 
rung der Spolienflage und der exceptio spolii wejentlich umgebilvet worben. Gerade 
bierin zeigt fich die ſchon oben hervorgehobene Berüdjichtigung des ethiſchen und bes 
Aequitãtsmomentes, welches Hinfichtlich der Zulaffung der Spolienflage gegen den dritten 
von der Gemalt Kunde habenden Befiger einen praktiſch haltbaren Ausdruck, in der wet: 
ten Ausdehnung der exceptio spolii aber eine unangemefjene, freilich der unjuriftifchen 
Theorie ihres Urhebers, des Pſeudo-Iſidor, entiprechende Verwendung erhalten hat. Dies 
jelbe Tendenz, moraliiches Unrecht in möglichſt ausgedehnter Weife Durch rechtliche Vor— 
Ihriften zu verhüten zeigt ſich endlich in der Statuirung der fortdauernden bona fides 
nicht nur für jede Art der (Sach- und Servituten-) Erfigung, fondern aud für die 
Klageverjährung. Die wichtigften Modificationen auf dem Gebiete des Vertragsrechts er 
flären ſich ebenfalls aus demfelben Grunde. Die fittlihe Pflicht der Wahrung eines ge— 
leifteten Eides wurde höher geftellt, als die Beachtung civilrechtlicher Ungültigfeitsgründe 
und daher der Satz aufgeftellt, daß jede durch den Eid befräftigte Verbindlichkeit, gehal- 
ten werben müffe, jofern nur ihre Erfüllung erlaubt und die Rechte Dritter nicht verlegt 
würden. Endlich muß hier auf die weittragende Bedeutung des Zins- und des Wucher- 
Verbots für die Entwidelung des Obligationenrechts hingemwiefen werden. Von dem 
Standpunkt aus, daß das Zinfennehmen unchriftlich, daß das Geld einen feften, unver: 
änderlichen Werth babe und daß Geld an fich fein Geld erzeugen fünne, kam das fa- 
noniſche Recht und die daffelbe weiter ausbildende Doctrin ‚nicht mur zu dem Berbot des 
Zinfennehmens, jondern auch dem jedes den Zinswucher werdedenden Geſchäftes und ber 
Aufftelkung des Erforderniffes der 1. g. „aequalitas dati et accepti“ für zweifeitige Ver— 
träge. Die von vielen Romaniften als unberechtigt bezeichnete Auspehnung der laesio 
enormis von der Perſon des Verkäufers auf die des Käufers und vom Kauf auf alle 
Verträge des eben angebeuteten Charakters findet gerade von dem eben gedachten Gefichts- 
punkt aus ihre tiefere, innere Begrimdung. Da jene irrigen wirtbichaftlihen Theorien 
aber der Kirche mit der gefammten Doctrin und der weltlichen Gejeggebung gemeinfam 
waren, jo wurde das Verfehröleben, welches ſchon in den Zeiten des Mittelalterd gegen 
dies Verfennen feiner wirtbichaftlichen Geſetze reagirte, gedrängt, ſich neue Formen für 
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die verbotene Capitalsnutzung zu Juchen, wie dem — um nur eines Beiſpiels zu gedenken — 
die Anfänge der Commanditgeſellſchaft gerade dadurch entftanden find, daß der Darleiher 
ſich mit einer Gapitaleinlage als Socius bet einem Unternehmen betheiligte, und num ala 
Dividende das z0g, was ihm die Wucherlehre unter dem Namen des Zinſes vorentbielt. 

Noch mafgebender endlich ift der Einfluß des kanoniſchen Rechts auf die Gejtaltung 
des gemeinen deutſchen Eivilproceffes geweſen. Das eigenthümlich und künftlich 
geftaltete Gebäude deſſelben, weldyes allerdings heute in Folge der lebhaften Reformbeſtre— 
bungen auf dieſem Gebiet bereits zum Abbruch beftimmt zu fein ſcheint, ruht im großen 
und ganzen auf fanonifcher Grundlage, für welche die meiften Baufteine allerdings wieder 
dem fpäteren römiſchen Berfahren entnommen find. An dieſes letztere hat ſich die Kirche, 
als ihre ausgedehnte Competenz die Ausbildung eines geordneten Berfahrens erforderlich - 
machte, gehalten, aber die Natur der vor das Forum der Kirche gehörigen Sachen hat 
eine Reihe von Modificationen bedingt. Der römiſche Proceß war auf die Geltendmachung 
der der freien Parteidispoſition unterliegenden Privatrechte berechnet. Um ſolche, alſo um 
Ausbildung eines Civilproceffes handelte es ſich aber auf kirchlichem Gebiete nicht. Ge— 
hörten auch eigentliche Privatftreitigfeiten (3. B. Vermögensklagen gegen Geiftlihe) vor 
das firdhliche Forum, fo betraf der wichtigfte Theil der Procefie doch öffentliche, auf dem Ge— 
biete der Kirche entftandene Rechte (Streitigkeiten über Erwerb von Aemtern, Proceffe zwifchen 
zwei in zwieſpältiger Wahl gewählten Bisthumscandidaten ıc.). Gerade für ſolche Strei— 
tigfeiten juchte die Kirche eine geeignete Procedur zu ſchaffen, und infofern ift fie Liberaler 
wie der moderne Staat geweſen, als fie alle von ihr anerfannten Rechte im Wege eines ge- 
oroneten procefjualiichen Verfahrens mi der Möglichkeit einer ausführlichen Darlegung der 
Anſprüche der Betheiligten geſchützt hat, während die meiften Staaten noch heute über wich— 
tige ſtaatsrechtliche Befugniffe ihrer Unterthanen im Wege der geheimen Verhandlung m 
den Regierungscollegien und der ohne Zuziehung der Betroffenen erfolgenden Decretur bes 
finden laſſen. Handelte es ſich aber für die Kirche um Ausbildung eines Verfahrens über 
öffentliche Rechte, jo konnte fie beifpielsweife feine rein formale Reſultate herbeiführenden 
proceffualifchen Grundfäge anerfennen. Da die Parter über das öffentliche Recht nicht 
beliebig verfügen fonnte, jo durfte dem Geſtändniß, der Eidesdelation, keine den Richter 
abjolut bindende Kraft beigelegt werden. Da, mo zwei Parteien ein und dafjelbe Recht 
3. B. auf ein Amt geltend machten, mußte der, welcher durchdringen wollte, auch immer feine 
Befähigung und feine Berechtigung darthun, es konnte jomit der Sat: actore non pro- 
bante reus absolvitur, für diefe Art von Proceffen keine Anwendung finden. Die Noth- 
wendigfeit, gerade in biefen, den ganzen Organismus der Kirche berührenden Angelegen- 
beiten, eine einheitliche Praxis durch die oberfte Inftanz herbeizuführen, führte weiter zu der 
unbedingten Schriftliczkeit des Verfahrens. Während aber ferner in Rechtöftreitigfeiten des 
gedachten Charakterd eine freie Beurtheilung erforderlich erſcheint, hat die kanoniſche Theorie 
durch eine ftarre Gliederung des Verfahrens, durch Vorſchreibung einer ganzen Reihe von 
Solennitäten, und durch die Urgirung des VBerbandlungsprincipes dem Richter und den Par— 
teren bei jedem Schritte beengende Feſſeln angelegt. Exflärlih wird das nur daraus, 
daß man in der Aufitellung feiter, allgemeiner Regeln allein eine genügende Garantie der 
Gerechtigkeit fand, und daß das Mißverſtändniß einer Neihe von römiſchen Beſtimmun— 
gen und das Vorbild des germanifchen, ftrenge in beftinunte Abfchnitte gegliederten Pro— 
ceſſes jene Richtung noch unbewußt gefördert haben. Daß jener Drang nach der Auf- 
ftellung von allgemeinen Normen und nad den Ausfchluß jeder freien Bewegung in der 
Zeit Tag, ift hinreichend befannt, und gerade die Entwidelung des Proceſſes bietet dafür 
ein Ichlagendes Beifpiel, infofern als das fanonifche Recht felbft die aus dem römischen 
Recht übernommene freie Beweistheorie nur durch Aufftellung weniger und mit berfelben 
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nit abjolut unvereinbarer Beweisregeln eingefchräntt, die den Proceß weiter geftalten de 
Doctrin aber jene Grundfäge durch Entwidelung eines feften Syſtemes von Normen für 
die Bildung der richterlichen Weberzeugung befeitigt und die ſ. g. formale Beweistheorie 
geichaffen hat. So jehr das Bemühen des kanoniſchen Rechts nach Herftellung eines bie 
Gerechtigkeit ſchützenden Verfahrens anzuertennen ift, führte doch gerade der Formalismus 
defielben zu einer endloſen Berfchleppung und zu wenig dem materiellen Recht entiprechen- 
den Rejultaten. Schon im vierzehnten Jahrhundert mußte man daher auf dem Boden 
der Kirche jelbft wenigftens für diejenigen Sachen, welde eine jchleunigere Erledigung 
erforderten, Durch Einführung eines |. g. jummarifchen Verfahrens, in weldem ein Theil 
der unnügen Solennitäten und Formen bejeitigt wurde, Abhülfe ſchaffen. Trotz dieſer 
Mängel ift das kanoniſche Verfahren in Deutichland mit den fremden Rechten vecipirt 
worden, Da es im Gegenfag zu dem germanifchen Proceß eine rationale Prüfung der 
Rechtsanſprüche Durch den Richter ermöglichte. Wenn auch fpäter in Deutichland aufer 
den vom fanonifchen Recht ſchon jelbft eingeführten Wbkürzungsmitteln noch andere der— 
artige Mafregeln angenommen worden find, jo ıft doch damit der Formalismus nicht be= 
feitigt, im Gegentheil durch die beliebten Beichleunigungsmittel eher noch gefördert worden. 


VI. Das kauoniſche Recht in Dentfhland und feine Bedentung * 
das heutige gemeine deutfche Recht. 


In Folge der Entwidelung der geiftlichen Gerichtsbarkeit hatte das fanonifche * ſchon 
früh in den Gerichten Deutſchlands Eingang gefunden, und das Studium deſſelben iſt hier viel 
früher als das des römiſchen Rechts betrieben worden; waren doch bis tief in das funfzehnte 
Jahrhundert hinein die Juriſtenfacultäten an den ſeit dem vierzehnten Jahrhundert gegründeten 
deutſchen Univerſitäten faſt ausſchließlich aus Kanoniſten gebildet. Mit dieſer Geltung in den 
geiſtlichen Gerichten war aber die Verbindlichkeit des kanoniſchen Rechts für die weltlichen 
noch nicht entſchieden. Indeſſen ganz abgejehen davon, daß einzelne Borichriften ausdrücklich 
durch die deutſchen Kaiſer janctionirt worden find, beftanden in Italien die Legiſten- und 
Ranoniftenfchulen nebeneinander und da das kanoniſche Recht vielfach den Bebürfniffen der 
Zeit näher kam und diefen rechtlichen Ausdruck gegeben hatte, jo wurden feine Neuerun— 
gen auch won den Legiften mit berücfichtigt und es galt bet ven mittelalterlichen Yuriften 
Italiens der Grundſatz, daß das fanonifche Hecht als das jüngere dem römijchen echte 
vorgehe. Die freilich noch im zwölften und dreizehnten Jahrhunderte beftehenden Zweifel 
“über das Berhältnig beider Rechte, Anſchauungen, wie die, daß die Befolgung der Cano— 
ned durdy den weltlichen Richter wünſchenswerth, oder gar in Sachen, welche das Seelen- 
heil beträfen, nothwendig fei, find mit der fpäter immer mehr abnehmenden Trennung 
zwiſchen Legiften und Kanoniften und mit dev Unmöglichkeit auf einzelnen Gebieten (5. B. 
dem Givil= und Criminalproceß) das veine römische Recht allein praktiſch zu berüdfichtigen 
und das fanoniiche ganz bei Seite zu laſſen, bald überwunden worden. Im der Geftal- 
tung, welche ihm die Lehre der Unwerfitäten gegeben und welche ſich in den von Legiſten 
und Kanoniften herrührenden literariſchen Werten jener Zeit nievergelegt findet, nicht im 
feiner urfprünglichen Reinheit, ift das vömifche Recht und mit ihm zugleich audy das lano— 
niſche Recht in Deutfchland recipirt und in den weltlichen Gerichten angewendet worben. 
Auf die Gründe jenes merkwürdigen Procefies der Reception der fremden Rechte einzugehen, 
ft hier nicht nöthig. Es war vielmehr nur die Thatſache zu conftatiren, daß das fanonifche 
Recht gleichfalls zu „des Reiches und gemeinen Rechten” gehört bat, deren Beobachtung 
dem Reichöfammergericht ſchon Ende des funfzehnten Jahrhunderts und den Hofgerichten 
der einzelnen Landesherren feit dem Anfang des folgenden in den Reichskammergerichts- 
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und Hofgerichtö=- Ordnungen aufgegeben wurde. Das weitere Schiefal des fanonifchen 
Rechts in Deutſchland in den Händen der weltlichen Juriöprudenz fällt der Darlegung der 
neueren deutfchen Rechtsentwicelung anheim. Was aber die Frage nad feiner heutigen un= 
mittelbaren Anwendbarkeit betrifft, jo fcheiden, wie die Ausführungen unter V ergeben haben 
werben, nicht nur die Gebiete des Völferrecht8 und Staatsrechts, ſondern auch vor allem bie 
des Strafrehts und Strafprocefjes aus, auf denen die Codification in unferem 
Jahrhundert die größte Thätigkeit entfaltet hat. Kaum anders verhält es fid) mit dem Civil- 
proceß, denn auf diefem Gebiete hat ebenfall® die jpätere Reichsgeſetzgebung, Doctrin und 
Praris die kanoniſchen Einrichtungen in jo einjchneidender Weife umgeftaltet, daß der un: 
mittelbaren Anwendbarkeit der meiften, im Corpus iuris eanoniei niedergelegten Normen 
(3. B. der Lehre von der Conception des Libells, von der Yitisconteftation, von den Pofitionen, 
von der Appellation gegen Interlocute u. |. w.) die moderne Geftaltung der Procefinftitute ent= 
gegenfteht. Für alle ebengenannten Gebiete ift ſomit die directe Bedeutung des kanoniſchen 
Rechts eine Äuferft geringe, wenngleich dafjelbe auf die Entwidelung derſelben im Mittelalter 
von hervorragenden Einfluffe geweſen ift. Für das Privatrecht wäre heute noch am eheften 
eine ſolche unmittelbare allfeitige Geltung der fanonifchen Vorſchriften denfbar, aber einmal 
hat die ftaatliche Geſetzgebung mit manchen, denfelben zu Grunde Tiegenden Anſchauungen (fo 
ſſchon die deutſche Reichsgeſetzgebung mit dem Zinsverbote) gebrochen, und dadurch find eine 

Reihe hierher gehöriger Normen bejeitigt worden. Sodann hat aud) jener alte Grundſatz 
von dem Vorrange des fanonifchen Rechts namentlich in diefem Jahrhundert gegenüber dem 
Purismus eines Theil der Civiliften der hiſtoriſchen Schule nicht mehr feine unumſchränkte 
Geltung behaupten können, vielmehr hat man mehrfach als Legitimation für die heutige 
Geltung des kanoniſchen Nechts die klare Abficht einer Abänderung des römiſchen Rechts 
verlangt und Beftinnnungen, welche durch dieſen Paſſirſchein nicht gededt werden, als 
Mifverftändniffe des römiſchen Rechts oder als unachtſamer Weife zu weit gefafte Vor— 
fchriften (3. B. die Statuirung der bona fides für die Verjährung perjönlicher Klagen 
und fir die Erfigung der Dienftbarfeiten) in ihrer Anwendbarkeit zu befeitigen gefucht. 
Bon der Unficherheit, welche dadurch in die Behandlung diefer Frage gekommen ift, gibt 
die gemeinvechtliche Praris und jedes neuere Pandektenlehrbuch hinveichend Zeugnif. reis 
lich muß Dabei hervorgehoben werden, daß im dieſer veftringivenden Theorie fich vielfach 
nur eine Reaction des modernen Rechtsbewußtſeins geltend macht, weldyes von anderen 
Auffafjungen des VBerhältniffes zwilchen Recht und Moral und von anderen wirtbichaft 
lichen Anſchauungen ausgeht. 

Daß das fanonifche Recht eine bedeutende culturhiftorifche Miffion gegemüber den 
Rechtözuftänden des Mittelalters erfüllt hat, werden die vorftehenden Andeutungen ergeben 
haben. Dieſe ift erfüllt, die gefunden, von ihm entwidelten Gedanken hat die ſtaat— 
liche Geſetzgebung fich zu eigen gemacht, und daß Rechtsſätze, welche den Bedürfniſſen oder 
Anſchauungen unferer Zeit widerjprechen, aus dem heutigen Rechtsſyſtem wieder ausge— 
ftogen werden, ift ein durch die Culturentwidelung gebotener Proceß, welchen die Kirche felbft 
allerdings beflagen mag, den aber zu hindern, ihre Macht heute nicht mehr ausreicht. — 

Literatur: Ein Wert, welches die Entwidelung des kanoniſchen Rechts nah den vor— 
ftebend aufgeftellten Gefihtspunften erörtert, fehlt gänzlih. Für die Gefdichte der Quellen find 
zu vergleihen: Phillips, Kirchenrecht 4, 1 ff.; Walter, Kirchenrecht 88. 65 ff.; Richter, 
Kirchenrecht. 6. Aufl. SS. 27 ff. 49 ff.; Schulte, Katbol. Kirchenrecht I, 267 ff.; iiber die Ent» 
widelung ber kirchlichen Gerichtsbarkeit Richter a. a. DO. 88. 207 ff, 212. 220 ff.; Schulte 
a.a. O. 2, 374 ff, 405 ff.; über den Einfluß des kanonifchen Rechts auf die verſchiedenen 
Rechtsgebiete Walter a. a. D. 88. 342 ff.; die betreffenden Völlerrechts?, Strafrechts- zc. 
Compendien; einzelnes findet ſich auch in Roßhirt, fanonifches Net, Schaffhaufen 1857; 


deſſen Geſchichte des Rechts im Mittelalter. TE. 1 Canoniſches Recht, Mainz 1846, befielben 
Dogmengeſchichte des Civilrechts, Heidelberg 1853. 
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Vorbemerkung. 


Das römiſche Recht nennen wir nach einer Stadt, Die fih um Yauf der Jahr— 
hunderte zum Untwverjalftante des Alterthums aufgeſchwungen hat. Dem deutfchen 
Rechte gab ein ganzes Volk den Namen, welches einer ftraffen Zuſammenfaſſung ftets 
entbehrte, auch in der Zeit, als es im Rahmen des deutſchen Reiches feine ftaatsrecht- 
liche Einheit gefunden hatte. Damit ift von vornherein ein tiefgreifender Gegenjat 
in der Geſchichte beider Rechte angedeutet. Im Deutichland gebrach es an den Voraus— 
fegungen der einheitlichen und fünftleriich abgeichloffenen Ausbildung des römiſchen Rechts. 
Der deutichen Rechtsentwidelung fehlte ein Kryſtalliſationspunkt, wie ihn das römiſche 
Recht m der Urbs gefunden. Von oben ber war fie faft vollftändig fich ſelbſt überlaffen. 
Nie hat ein deuticher Herrſcher auf die Nechtöerzeugung einen jo nachhaltigen Einfluß ges 
nommen, wie ihn der Papſt als das Haupt einer feftgegliederten Hierarchie durch feine 
Deeretalen auf die Geftaltung des kanoniſchen Nechts ausübte. Umſonſt juchen wir in 
der Geichichte des deutſchen Nechts nach einer Periode, da die Yuftizpflege in den Händen 
eines abſoluten Königthums und eines von ihm abhängigen Yuriftenftandes centvalifirt 
wurde, wie dies in England unter den normannifchen Königen der Fall war. Das deutiche 
Recht ift ſonach im melentlichen das unmittelbare Erzeugniß Des tm Volke lebenden 
Rechtsbewußtſeins. ES mar vorhanden, ehe e8 einen nationalen Staat gab, es hat dies 
fen, wenn man das deutſche Neich ſo nennen darf, überlebt. Im feiner Hauptmaffe Ge: 
wohnheitsrecht, charakteriſirt es fich durch eine fat verwirrende Mannichfaltigkeit von Son= 
derbildungen, durch lebendige Friſche und Uriprünglichkeit, durch inniges Anſchmiegen an 
die wirthſchaftlichen und gejellichaftlichen Verhältniſſe und durch die Anlage, jcharf aus— 
gearbeitete Gegenfäge mittelft langſamer Ausgleihung wieder aufzuheben. 

Seine Entwidelung jelbitftändig zu vollenden, war dem deutſchen Rechte nicht bes 
Ichieden. Zu einer Zeit, ald es feine Jugendperiode noch nicht überfchritten hatte, jeit der 
Mitte des funfzehnten Jahrhunderts wurde in Deutichland fremdes Recht vecipirt, nämlich 
römiſches Recht, kanoniſches Recht und langobardiiches Lehnrecht. Diele beveutungsvolle 
Thatjache rechtfertigt es, mit Rückſicht auf dieſelbe die Gefchichte des deutichen Rechts in 
zwei Hauptperioden zur theilen Innerhalb des Zeitraums feiner ſelbſtſtändigen Entwide- 
lung untericheiden wir wieder die allgemein germantiche Rechtsbildung bis zum Abſchluß 
der Völkerwanderung, die Nechtsbildung in der fränkischen Monarchie und endlich die des 
deutſchen Reiches bis in Die Mitte des funfzehnten Jahrhunderts. Tür jeden Zeit— 
abſchnitt ſollen einige einleitende Worte den territorialen und allgemein gefchichtlichen Rah— 
men der ihm zufallenden Rechtsentwidelung feftitellen. Daran ſchließt ſich eine furze Bes 
trachtung der gejellichaftlihen Grundlagen des Staatd- und Rechtslebens. Die folgende 
Stelle iſt der Aufßenfeite der Rechtsbildung, alſo namentlich der Geſchichte der Rechts— 
quellen gewidmet. Sodann ſollen die einzelnen Zweige des öffentlichen Rechts, Verfaſ— 
jungs und Verwaltungsrecht, Strafrecht und Proceßrecht ffizzirt werden. Die Gefchichte 
des Privatrechtd wird für die brei Beitabichnitte wor der Neception der fremden Rechte 
im Zufammenbange dargeftellt, um eine kürzere Faſſung zu ermöglichen. Für die Pe- 
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viode feit der Neception muß fich nach der Anlage der Encyclopädie diefer Ueberblid auf 
die Aufftellung der allgemeinften Gefichtspunfte beichränten. 


(Die Geſchichte des deutfchen Rechtes wurde zur felbitftändigen wiſſenſchaftlichen Disciplin 
erhoben durch Karl Friedrich Eihhorn, Deutſche Staats- und Rechtsgeſchichte, 4 Bde. 5. Aufl. 
1843 — 44. Die feitdem erfchienenen compendiöferen Darftellungen haben in geiftiger Durchdrin— 
gung des gefammten Stoffes ihr Vorbild nicht erreicht. ALS ſolche find zu nennen: Phillips, 
Deutiche eis. und Nechtsgefchichte zum Gebraude bei akademiſchen Vorlefungen, 4. Aufl. 
18595 Zöpfl, Deutſche Rechtsgeichichte, 3. Aufl. 1858; F. Walter, Deutfche Rechtsgeſchichte, 
2. Aufl. 1857; Gengler, Deutfde Rechtsgeſchichte im Grundriſſe (unvollendet), 1850; Hille- 
brand, Lehrbuch der Deutſchen Staats- und Rechtsgefhichte mit Ausſchluß der Geſchichte ber 
Privatrehtsinftitute, 1856; von Daniels, Handbuch der deutfchen Reichs- und Staatenrechts- 
gefchichte, 1859— 1863, unvollendet; Schulte, Lehrbuch ber beutfchen Reichs- und Rechts- 
gejchichte, 1861. — Geſchichte des deutſchen Rechts, in 6 Bänden bearbeitet von Befeler, Hälſch— 
ner, Pland, Richter und Stobbe. Bisher erfchien nur ber erfte Band: Die Gefchichte 
der deutfchen Rechtsquellen von Stobbe, 1860—64. Einen kurz gefaßten Abriß fucht, zu 
eben Schuler-Libloy, Deutſche Rechtögefchichte, 2. Aufl. 186%. Gierke, Rechtsgeſchichte 
* deutſchen Genoſſenſchaft, 1868, iſt nach einem jo umfafjenden Plane angelegt, daß das 
Wert faſt als eine Deutſche Rechtsgeſchichte unter dem Geſichtspunkte der Genoſſenſchaft erſcheint 
und in vielen Fragen des öffentlichen Rechts mit Nuten zu Rath gezogen werden kann. — 
Unentbehrlihes Hülſsbuch find dem Rechtshiſtoriker 3. Grimm's Deutfche Nechtsalterthümer, 
2. Ausg. 1854. — Die leider einzige Bibliographie der deutſchen Nechtsgefchichte ift bie von 
Coſta, 1858) 


A. Aeußere Rechtsgeſchichte und öffentliches Recht bis zur Rereption 
der fremden Rechte. 


I. Aeußere Rechtsgeſchichte und öffentlihes Redht bis zum Ab— 
ſchluß der Bölferwanderung. $. 1. Die ältefte veutiche Nechtögeichichte ift zu— 
gleich germaniſche Rechtsgeſchichte. Erſt feit der Zeit, da ein Theil der Germanen die 
heimathlichen Sige verlafen und auf fremder Erde neue Reiche gegründet hatte, wird der 
Begriff derjelben ein engerer, er bleibt befchränft auf jene Stämme, die fih an jenen 
Wanderungen im wejentlichen nicht betheiligten. | 

Nicht als ein großer nationaler Staat trat das Volf der Germanen in die Ges 
ſchichte ein; es war vielmehr in eine Anzahl kleinerer Völkerſchaften getheilt, deren jede 
ein ſelbſtſtändiges politifches Dafein führte Doch beitand ein Bewußtſein der Zuſam— 
mengehörigkeit. Es äußerte fich in den Mythen von der Herkunft des Bolfes, Seit 
dem dritten Jahrhundert drängten geichichtliche Ereigniffe die vielgeipaltene Nation zur 
Bildung größerer Verbände Benachbarte und verwandte Völkerſchaften ſchloſſen Bünd— 
niffe, aus welchen im Yaufe der Zeit die Stämme als politische Einheiten herauswuchſen. 
Salifche und ribuariſche Franken, Alamannen, Baiern, Thüringer, Sachſen und Frieſen 
find diejenigen diefer Stämme, welde in Deutſchland anſäſſig blieben, während Gothen, 
Bandalen, Burgunder, Angelfachlen, Yangobarden und andere durch ihre Wanderungen 
aus dem Gefichtöfelde der deutſchen Rechtögejchichte verſchwinden. 

(Für alle diefen Zeitraum berübrenden Materien ober doch die meiften berfelben kommen in 
Betracht: Wait, Deutſche Verfafiungsgefhichte, 1. Bb., 2. Aufl. 1865; von Bethmann— 
Hollmweg, Ueber die Germanen vor der Völkerwanderung, 1850; Majer, Germaniens Ur- 
verfaffung, 17985 Weiste, Die Grundlagen ber früheren —— Teutſchlands, 1836; 
Sachße, Hiſtoriſche Grundlagen des deutſchen Staats- und Rechtslebens, 1544.) 

$. 2. Die geſellſchaftlichen Zuſtände der älteſten Zeit bieten die deutlich erkennbare 
Grundlage einer demokratiſchen Verfaſſung. Die Germanen ericheinen als ein Volk von 
freien wehrhaften Bauern. Ihre Beſitzverhältniſſe waren gleichförmig. Haus- und Hof- 
ftätte befanden ſich im Sondereigen des Einzelnen. Am Aderlande beftand jog. Feld— 
gemeinfchaft mit wechfelnder Hufenordnung. Als Eigenthiimer vefjelben galt die Ges 
ſammtheit der Gemeindegenoffen, während dem Einzelnen ſein Antheil an der Feldmark 
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durch pertodiich wiederfehrende Berlofung zur Sondernutzung zugemwielen wurde. Weber 
Sondereigen noch Sondernutzung gab es am der gemeinen Markt, Almende, deren Haupt: 
beftanbtheil Wald- und Weideland bildeten. Nach der Völkerwanderung tritt ums ein 
Sondergut am Aderlande entgegen, welches fid) in der Weile auögebilvet Haben mag, 
daß die wechſelnde Hufenordnung eine fefte wurde, dem Einzelnen feine Quote ein für 
allemal belaffen ward, und aus feinem Nugungsrechte ein Eigenthum erwuchs. 

Die Bevölkerung gliedert fih im Freie, Liten und Knechte. Letztere find rechtlos, fie 
gelten als Sache. Eine Mittelftufe zwijchen ihnen und den Freien nahmen die Liten 
ein, die Halbfreien, ein Stand, welcher freimilliger Unterwerfung unter den Sieger feine 
Entftehung verdankt, mährend gewaltjame Unterjochung den Urfprung der Unfreiheit 
erklärt. Unter den Freien ragen als eine factijch bevorzugte Klaſſe die Adeligen hervor, 
Glieder won Geſchlechtern, weldye Häufig oder durch längere Zeit jm Beſitz obrigfeitlicher 
Würden geweſen. Doch fehlt ihnen das Merfinal des Standes, der Genuß erblicher 
Borrechte. Erſt um die Zeit der großen Wanderungen hat fich bei einzelnen Stämmen 
die Klaffe zum wahren Stande abgeichloffen. Zum deutlichten Ausdruck gelangten die 
Standesunterichiede im Wergelde, der Summe, welche zur Sühne des Todtichlags an die 
Verwandten des Erſchlagenen bezahlt wurde. Dem Knechte fehlte es, der Lite hatte nur 
das halbe Wergeld des Freien. Das volle entſprach mod, in ſpäterer Zeit dem Werthe 
des normalen Beſitzthums, der Hufe. 

Innerhalb des Staates bildete das Geſchlecht, die Sippe eine öffentlich vechtliche 
Körperichaft, „welche ihren Gliedern Schug und Sühne gewährleiftete. Wurde an einem 
derfelben der Friede gröblich verlegt, jo mar fie verpflichtet zur Blutvache zu jchreiten 
oder den Anfpruch auf das Wergeld zu erheben, welches nach beftimmten Sägen an die 
nächften Verwandten des Erichlagenen verteilt wurde, Wenn der Uebelthäter außer 
Stande war, das verwirkte Wergeld zu zahlen, jo wurden feine Gejchlechtögenofien zur 
Zahlung herangezogen. Bei Recptöftreitigkeiten waren fih die Bamilienglieder gegenfeitig 
zur Eiveshülfe verbunden So beftand unter den Verwandten eine Art von Gefammt- 
bürgichaft, Magenbürgichaft und bot der enge Verband der Sippe einen Erjag für den 
Meangel einer allfeitig entwidelten Staatsgewalt. 


Ta Anfichten über bas Agrarweſen der Vorzeit bei Falck Neues Staatsbürg. Ma- 
gazin 111 Derfelbe in den philolog. und hiſtoriſchen Abhandlungen der — Alademie, 
1863 und in der Zeitfhrift für die gefammten Staatswifjenichaften, 1865, L; Roſcher, F 
ſichten der Vollswirthſchaft, 1861; Landanu, Die Territorien in Bezug auf ihre Bildum, 
1854; von Löw, Ueber bie Marlgenoffenfchaften, 1829; 8%. v. Maurer, Geſchichte * = 
temoerfaflung in Deutichland, 1856; Defielben Einleitung zur Geſchichte der Mark⸗, Hof, Dorf: 
a. — x. 1854; Fr. Thudichum, Die Gau- und Martverfafjung in Deutfch- 
and, 1860 

(Hüllmann, Geſchichte bes Urfprungs ber Stände in Deutſchland, 1830, Saviguy, 
Beitrag zur Rectögefeiät des Adels im meneren Europa, 1836; Gaupp, Die germanischen 
Anfiedelungen und Lanbtheilungen in den Provinzen bes römischen Weſtreiches, 1844; Konrad 
Maurer, Ueber das Weſen des älteften Adels der deutfchen Stämme x, 1846.) 

(Konrad Maurer in: Kritifche Ueberſchau der deutſchen Gefeßgebung und Rechtswifien- 
ichaft III. Bal. zudem die allgemeine Literatur des älteften Strafrechts und Proceßrechts.) 


8.3. Das Recht iſt im Diefer Zeit eim ungeichriebenes, es ift Gewohnheitsrecht. 
Jeder Freie kannte es in Folge der öffentlichen Rechtsſprechung, an welder Theil zu 
nehmen ferne Pflicht war. Die naiv finnliche Auffaffung, welche jelbft in der Sprache 
des Rechts zum Ausdruck kam, dev Reichthum an Formen und Symbolen, in welche fic) 
der Rechtsgedanke Tleidete, trugen dazu bet, Das Recht im Bewußtſein des Volkes lebendig 
zu erhalten. Uralt iſt ferner die Sitte, den Rechtsſatz in Sprichwörter oder Reime zu 
fafl en. — Troß aller Vermandtichaft war das Recht bei den verjchiedenen Völkerſchaften 
in Einzelheiten verſchieden. Die Kenntniß des Rechts — wir für dieſe Periode aus 

v. Heltzenderff, Encyclepädie ber Rechtswiſſenſchaft. J. 10 
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den Mittheilungen römiſcher Schriftfteller, namentlich aus der Germania des Tacitus 
und außerdem aus einer Bergleihung der Quellen der Folgezeit, welche zum Theil altes 
Gewohnheitsrecht enthalten, das noch in die Zeiten vor der Völkerwanderung binauf- 
reicht. 

(Graf und Dietberr, Deutfche Nechtsfprichwörter, 1564.) 

8.4. Die Verfaſſung war allenthalben im ihren wejentlichen Grundzügen eine 
demofratijche, wenn man Dabei von der Thatſache abjieht, daß ein Theil der Bevöllerung 
in Knechtichaft Tebend des Rechtes darbte und die Waffenfähigfeit Die Vorausſetzung der 
vollen Rechtöfähigkeit bildete. In dreifacher Abftufung folgten ſich die Ortsgemeinde, die 
Hundertichaft oder Gaugemeinde und die Yandesgemeinde als die politiichen Verbände, 
welchen innerhalb ihrer Sphäre die Leitung der öffentlichen Angelegenheiten zuftand. Die 
Bedürfnifje der Geſammtheit wurden durch die perjönlichen Leiſtungen aller Einzelnen ges 
det. Allgemein waren Wehr= und Gerichtöpflicht. Jeder freie Mann leiftete unentgelt= 
lichen Kriegsdienft. „Das Heer war das Volk in Waffen.” Die Gemeinden jelbjt übten 
die Rechtsſprechung und jeder war verbunden in der Berfammlung, im Ding, zu erſchei— 
nen und bei der: Urtheilfindung mitzuwirken. Dem Richter oblag nur die Leitung des 
Dings und die Vollſtreckung feiner Urtheil, Der Form nad find bei den einzelnen 
Völkerſchaften genoſſenſchaftliche Verfaſſungen und Verfaffungen mit Königthum zu unter- 
ſcheiden. Dort verbürgte das Volk, bier der König den allgemeinen Frieden; dort wurbe 
der Bruch dejjelben dem Volke, hier dem König gebüßt. 

Staaten mit genoffenfchaftliher Berfaflung hatten im Frieden fein gemeinjames 
Oberhaupt. Nur für den Kriegsfall wurde ein Herzog gewählt. Die Landesgemeinde 
entſchied hier endgiltig in Landesangelegenbeiten, fie beſchloß über Krieg und Frieden, 
fie richtete über todeswürdige Verbrechen, fie wählte die Finften, Die VBorfteher der Hun— 
dertichaften, der nächſten Unterabtbeilungen der Völkerſchaft. Die Fürſten waren Richter 
und Heerführer der Hundertichaft; im ihrer Geſammtheit bildeten fie einen Völkerſchafts— 
rath, welchem die Erledigung Heinerer, die Vorbereitung größerer der Landesgemeinde zu= 
fallender Sachen oblag. In den Dienft der Fürften begaben fi freie wehrhafte Män— 
ner ald Gefolgsleute. Site ſchwuren dem Gefolgshern Treue und bildeten jeine Um: 
gebung im Frieden wie im Kriege. Nur die Fürften hatten das Recht, ein ſolches Ge— 
folge zu halten. Nach dem Borbilde der unter dem Familienvater vereinigten Haus— 
genoſſenſchaft entwidelte fi in Dem Gefolgsweſen ein Herrſchaftsverhältniß, welches be: 
ftimmt war in feiner Fortbildung die Berfaffungsgrundlagen total zu verändern. 

Das Königthum iſt erblih. Doch entichted innerhalb des Königsgeſchlechts die 
Wahl des Volkes. Der König hatte die oberfte Heer= und Gerichtögewalt. Er leitete 
die Yandesverfummlung, ohne deren Zuſtimmung er in wichtigeren Sachen nichts unter 
nehmen kann. Die Stellung der Hundertichaftsvorfteher trat in den Staaten mit König- 
thum mehr zurüd. Allem Anſcheine nach legte ſich der König das ausſchließliche Recht 
bei, ein Gefolge zu halten. Das Volkskönigthum, urſprünglich auf die öftlien Stämme 
bejchränft, werbrängte im Yaufe der Zeit bei den meiften Völkerſchaften die genoffenichaft- 
liche Verfaſſung. Die höhere Kraft, welche die Inftitution des Königthums dem Staate 
gewährte, reizte zu bewußter Aenderung der, Berfaffung. Hie und da wuchs aus einem 
jtändig werbenden Herzogthum allmählig ein Königthum heraus. 

(Thudichum, Der altveutfhe Staat, 1862; Wait, Ueber bie principes in der Ger- 
mania bed Tacitus in den Forihungen zur deutſchen Geſchichte II.; Sybel, Entftehung des 
dentichen Königthums, 1844; Gaupp, Anfievlungen, I. c. Gemeiner, Berfaffung der Cen— 


tenen und des fränkiſchen Königthums, 1855; Dahn, Die Könige der Germanen, 1861—66; 
5: W, Unger, Die altdeutfche Gerichtöverfaffung, 1842.) 
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8.5. Das altveutiche Strafrecht fußte auf dem Gedanken, daß durch Die ver— 
Brecherifche That der durch Die Volksgenoſſen (resp. den König) verbürgte Friede gebro- 
Ken wird. In der Regel war es Sache des Berlegten, beziehungsweife des beleidigten 
Geſchlechts ſich Genugthuung zu verſchaffen. Der Uebelthäter war der Rache des Geg— 
ners auögejegt, wenn diefer es nicht vorzog, Wergeld oder Buße zu fordem. In Teich 
teren Füllen war das Recht der Rache verfagt und nur ein gerichtlicher Anfpruch auf 
Buße begründet. Das Wergeld fühnte namentlich den Todtſchlag, ſonſt waren die meiften 
befannten Rechtöverlegungen in Bußzahlen abgeichätt, welche entweder durch Theilung des 
Wergeldes entjtanden oder auf eine beftummte nach den verſchiedenen Rechten verſchiedene 
Grundzahl zurüdführen. Wenn Buße oder Wergeld gerichtlich eingeflagt worden, hatte 
der Schuldige einen gewilfen Betrag, das Friedensgeld, fredus, an die öffentliche Gewalt 
zu entrichten als Preis für die Wiedererlangung des venwirkten Friedens. Manche Ver— 
bredyen waren unfühnbar ; fie jchloffen den Uebelthäter für immer aus der Friedens- und 
Rechtsgemeinſchaft aus; fie machten ihn frievlos. Er konnte von jedermann bußlos er— 
ichlagen werden, denn er galt als wolföfre, „gerit caput lupinum.“ Wo die Ge- 
ſammtheit direct verlegt war, machte fie jofort ihr Verhältniß zum Friedlosgewordenen 
geltend, indem fie den Landesfeind zu tödten bejchloß, mitunter durch Priefterhand den 
Göttern opfern Tief. 

Vorwiegend hielt ſich das Strafrecht am den äußeren Erfolg der That. Der all- 
gemeine abftracte Begriff des Verſuchs war dem altveutichen Kechte fremd. Der Verſuch 
war ftraflos, ſoweit nicht einzelne beftimmte Verſuchshandlungen als jelbftftändige Uebel- 
thaten minderer Strafbarfeit, alfo formell als vollendete Verbrechen behandelt wurden. 
Die Strafen werben noch fpäter mitunter im peinlicher Weife nach dem Erfolge der 
Handlung bemefien. So heißt es 3. B. in dem der folgenden Periode angehörigen 
Boltsrechte der ribuarifchen Franken: Wenn jemand derart verwundet wurde, Daß ein 
Knochen aus der Wunde trat, welcher auf 12 Fuß Entfernung an einen Schild geworfen, 
dieſen ertönen macht, jo bat der Schuldige 36 Solidi ala Buße zu zahlen. Die Aeußer— 
lichleiten der That entjchieden Über die Natur des Verbrechens. So qualificirte ſich der 
Todtſchlag ald Mord, wenn der Thäter die Spuren des Verbrechens zu verbergen fuchte. 


(Wilda, Strafreht ber Germanen, 1842; von tr hie —— zur Geſchichte des 
deutſchen Strafrechts, 1836; Geib, Lehrbuch des deutſchen Strafrechts L, Geſchichte, 1961; 
Köftlin, Das germaniſche Strafrecht, 1859, und Zeitſchrift für Deutſches Recht, XII. u. XIV.; 
Böhlau, Nove Constitutiones domini Alberti, Beilage VL, Ueber bie Entwidelung ber 
Strafrechtsidee bis zum Landfrieden von 1235, 1858.) 


$. 6. Neben der procefjualen Geltendmachung des Rechts beftand für gewiſſe Fälle 
Das Recht der Selbfthülfe, welches fic) als Fehde zum Zwecke der Rache oder als Pfändungs- 
recht äußerte. Die Rechtöverfolgung vor Gericht zeichnete fich durch einen einfachen aber ftren- 
gen Hormalismus aus. Das Verfahren war öffentlich und mündlich und ruhte vollftändig auf 
dem Berhandlungsprincipe. Enge begrenzt war die Autorität des Gericht; fie wurde zum 
Theil erfetst durch den rechtlichen Zwang des Formenweſens. Ohne Mitwirkung des Gerichts 
lud der Kläger in fürmlicher Weife feinen Gegner zum Nechtöftreite. Bor Gericht ſtan— 
ven die Parteien bei ihren Proceßreden in unmittelbarem Verkehr. Im feierlichen Worten 
und unter Anrufung der Götter erhob der Kläger feinen Klagevorwurf und beſchwor ſo— 
dann den Bellagten ihm auf die Klage zu antworten. ALS Antwort wurde nur eine 
volle Bejahung oder volle Verneinung der Klageworte betrachtet, mit welchen fie formell 
genau übereinftimmen mußte. Einwendungen waren john von der Antwort ausgefchloffen. 
Someit fie ſpäter geftattet werden, gelangen fie als ein rechtinäßiged Berweigern der 
Antwort, ald Bertheidigung gegen das Berlangen der Antwort zum Ausdruck. Durch 
eine der Parteien aufgefordert geben die Dingleute das Urtheil. Dieſes ift Beweisurtheil, 
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fofern es die Beweisfrage regelt, e& ift zugleich Endurtheil, ſofern es beftimmt, was je 
nach dem Ausgang des Beweisverfahrens zu geichehen habe (iuret aut componat). Die 
Partei, welche mit dem Urtheile unzufrieden ift, mag daſſelbe ſchelten, d. h. eine Klage 
wegen ungerechten Urtheils gegen den Urtheilfinder einbringen, welde durch Zweikampf 
entjchteden wird. 

Dem Inhalte des Urtheils entiprechend, ſchloſſen die Parteien vor Gericht einen 
Bertrag, in welchem die Beweisführung, beziehungsweife die Befriedigung des Gegners, 
angelobt wurde. Den Beweis erbrachte die Partei der Partei und nicht dem Gerichte. - 
Die Beweismittel waren demnach formal, jo daß ihr Ergebnif einer richterlichen Ueber: 
prüfung nicht bedurfte. Im der Regel hatte der Beflagte die Beweisrolle. Er ſchwur 
fid von dem Klagevorwurf durch feinen Eid frei, den er entweder als Eineid oder mit 
einer beftimmten Zahl won Eiveshelfern ablegte, welche ſchwuren, daß jem Eid rein und 
unmein fei. Nur wenn der Ecduldige auf handhafter That ertappt worden, bewies fofort 
der Kläger deſſen Schuld mit feinen Eideshelfern. Der Begriff der Zeugen war ein 
jehr befchräntter. Als ſolche galten Männer, welche bei Bornahme einer vechtlichen Hand» 
lung zur Stätigung berfelben beigezogen worden (Geſchäftszeugen) und Nachbarn, die 
über gemeindefundige Verhältniffe und Ereigniffe ausfagten (Gemeindezeugen). Zufällige 
Wahrnehmung genügte nicht, um die Zeugenqualität zu begründen. Die Zeugen des 
Klägers fchloffen den Eid des Bellagten aus. Brachten beide Theile bezüglich derjelben 
Thatſache Zeugen, jo gingen die des Bellagten vor. Der Zeugeneid war aflertorifch, 
fein Inhalt durch das Urtheil feftgeftellt. Subfidiär kamen als Beweismittel Gottes- 
urtheile zur Anwendung.» ALS ſolche kannte man Feuer- und Wafferordalien, das Loos⸗ 
orbal und den Zweikampf War der Beflagte berechtigt und bereit, fich durch einen Eid 
mit Eiveshelfern von der Klage loszuſchwören, jo konnte ihm in wichtigeren Sachen der 
Kläger den Weg zum Eide durch die Herausforderung zum Zweikampfe verlegen. Ebenfo 
durfte gegen den Zeugen des Gegners eine Meineivöflage erhoben werben, welche kampf: 
bedürftig war, d. h. nur durch gerichtlichen Zweikampf entſchieden werden konnte. 

Der Bellagte,- welder auf die Borladung vor Gericht nicht erfchten, verfiel im 
eine Buße, wenn er nicht fein Ausbleiben durch echte Noth (Sunnis) entfchuldigen fonnte. 
Fortgefegter Ungehorfam zog ihm Friedloslegung zu. Dieſe trat aud ein, wenn bie 
Partei ſich weigerte, die Erfüllung des Urtheils anzugeloben. Unmittelbare Zwangsvoll- 
firedung zur Durchführung des Urtheild war dagegen nur unter der Vorausfegung zu— 
läſſig, daß jenes Crfüllungsgelöbnig abgegeben wurde. Damm nahm das Gericht die 
Pfändung des ſäumigen Schulpnerd vor und übereignete dem Gläubiger die gepfändeten 
Mobilten auf Grund vorausgegangener Schägung. Der Grundbefig war damals noch 
nicht Gegenftand der Kealerecution. 

(Rogge, Ueber das Gerichtsweſen ber Germanen, 1820; Lud. Maurer, Geſchichte des 
— und namentlich altbairiſchen Gerichtsverfahrens, 1824; Siegel, Geſchichte des 
deutſchen Gerichtöverfahrens, 1857; Sohm, Der Proceß ber Lex Salica, 1867; v Beth— 
mann-Hollweg, Civilproceß des gemeinen Rechts, IV, der germ.-roman. Civilproceß im 
Mittelalter, I, 1868; Sachße, Das Beweisverfahren nad deutſchem mit Berlidfichtigung ver- 
wanbter Rechte des Mittelalters, 1855; Konrad Maurer, Das Beweisverfahren nad deut- 
ſchen Rechten, Kritifche Ueberfbau V.; Majer, Gefchichte der Orbalien, 1795; Wilda, in 
Erſch und Gruber Encyelopäbie s v. Orbdalien; Hildenbrand, Die purgatio canonica 
und vulgaris, 1841; Unger, Der gerichtliche Zweitampf, 1847; Dahn, Studien zur Gefchichte 
ber germanifchen Gottesurtheile, 1857; Wächter, Beiträge zur deutſchen Geſchichte, insbefondbere 
zur Gefchichte des beutfchen Strafrechts, 1845.) 

II. Aeußere Rechtsgeſchichte und öffentlihes Recht Bis zur Auf— 
löjung der fränfifhen Monarchie. $. 7. Bon unfcheinbaren Anfängen aus 
gelangte der Stamm der falifhen Franken zu weltgefchichtlicher Bedeutung. Das frän- 
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tiſche Reich unterwarf fich die ſämmtlichen übrigen Stämme Deutjchlands und abforbirte — 
das weftgothifhe Spanien ausgenommen — der Reihe nach die Staaten, welche germa- 
niſche Bölfer auf dem römischen Continente gegründet hatten. Mit ver Chriftianifirung 
der Germanen trat eine neue Macht in ihr Nechtöleben ein, die Kirde. Im Bündniffe 
mit derjelben ftellte Karl der Große, nachdem er factifch die germaniſch-romaniſche Welt- 
monarchie geichaffen, das abendländiſche Kaiſerthum wieder her. Nach Karls Tode zeigte 
ſich aber das Reich feinen Aufgaben nicht mehr gewachſen, es erlag feiner eigenen Größe 
und Löfte fich in fünf fleinere Reiche auf. Eines derſelben bildeten die rein deutſchen 
Stämme, welche fih Arnulf, einen Karolinger, zum König ee Seit diefer Zeit gab 
es ein deutſches Reid. 

Waitz, Deutiche Berfaffungsgefhichte II, III, IV, 1. Aufl. 1847 —61; Dönniges, 
* deutſche Staatsrecht und Die deutſche Reichsverfaſſun 4 1842; Warnlönig und Stein, 

öfifiche Staats - . Rechtsgeichichte, 1846—48; Schäff —— ‚Gefechte ber echtöverfaffung 

nfreichs, 1659; Löbell, Gregor von Tours und feine Zeit, 2. Aufl. 1869; Unger, Gef. 
5 Hfentfichen Bitte in den Lauden zwifchen Niederrhein und Niederelbe bis 840, 1840.) 

$. 8. Die Berührung mit der römifchen Cultur, die Annahme des Chriftenthums, 
die Erwerbung römischen Gebieted und die Erftarfung der königlichen Gewalt brachten 
tiefgreifende Aenderungen in den foctalen Berhältniffen des Volkes hervor. Die alte 
Gleichförmigkeit der Befigverhältniffe verſchvand. Durch die Exroberungen wurde der 
König großer Orundbefiger und durch ihn wurden es getreue Franken, bie er für ge— 
leiftete Dienfte mit Grund und Boden belohnte. Die Kirche, weldye man in Gallien als 
Großgrundbeſitzer vorfand, jegte ſich in dieſer Eigenfchaft auch in den deutſchen Stamm- 
fanden feſt. Der Gegenfag zwiſchen dem grumbbefigenden Adel Galliens, den fenatorifchen 
Geſchlechtern und einem landloſen Proletariat übte feine Rückwirkung auf die Verhältniffe 
bei den Germanen. Abgejehen von alledem mußte nach der Auftheilung des Aderlandes 
die Natur der Dinge eine Ungleihmäßigfeit der Befigverhältnifje herbeiführen. Wie fomit 
einerjeitd ein großer Grundbeſitz entſtaud, wurde andererſeits der Normalbefig verringert, 
da er die auf ihm haftenden öffentlichen Laften nicht mehr zu ertragen vermochte. 


Hand in Hand hiermit ging eine Zerjegung ber bisherigen Ständeglieverung. In— 
nerhalb Des Kreifes der Freien bildeten ſich perſönliche Schug= und dingliche Abhängig- 
keitsverhältniſſe. Schugbedirftige Freie begaben ſich als Mundmannen in die Schug- 
berrichaft eines Mächtigen; fie bezahlten ven gewährten Schug mit einem fixen Zinfe 
und galten zufolge dieſer Standesvormundſchaft wicht mehr als vollfrei. Beſitzloſe freie 
Tießen fi von einem Grundherren gegen Zinspfliht Grund und Boden verleihen. 
Solche freie Hinterfafien waren dann gleichfalls nicht mehr vollfret und ftellten fich wirth- 
ſchaftlich durch Die Abhängfeit vom Herrenhofe den börigen und Leibeigenen Hinterfaffen 
des Grundherren zur Seite. 

Neben diefen Abhängigkeitsverhältnifien niederer Ordnung entftand in der Vaſſallität 
ein Schutz⸗ und Dienftverhältniß, in dem Beneficialmeien ein Yeiheverhältnig höherer Orb- 
nung, wie e8 zwifchen freien Leuten ohne Schmälerung ihrer vollen Freiheit eingegangen 
werben Fonnte, 

Während ein Theil der Freien unter dad Niveau der gemeinen Freiheit hinabjant 
und die luft zwilchen Freiheit und Unfreiheit ausfüllen Half, ftieg eim anderer Theil 
über den Stand der Gemeinfreien empor. Es entwidelten ſich nämlich die Anfäge eines 
neuen Adels, deſſen Entftehungsgrund der Königsdienſt war. Diefer gab höhere Nechte, 
zumal höheres Wergeld, mochte er nun durch Webernahme eines königlichen Amtes oder 
durch Eintritt in die königliche Gefolgsgenoſſenſchaft begründet werden. Mit dem Erb- 
lichwerden dieſer und analoger Verhältniſſe find alle Merkmale des höheren Standes ge 
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geben. Der alte Geſchlechtsadel, welcher ſich bei einigen Stämmen ald Stand beraus- 
gebildet hatte, verfhwand, ſoweit er nicht in den neuen Dienftadel aufging. 

Die Sippe verlor in biefer Zeit erftartender Staatögewalt ihre öffentlich = rechtliche 
Bedeutung. Die Fehde zum Zweck der Rache wurde fo ſehr "eingeengt, daß fie feinen 
Spielraum mehr fand. Dem Feithalten des Grunpbefiges innerhalb der Familie fette 
die Gefeggebung die volle oder doch eine beſchränkte VBeräußerungsfreiheit von Grund und 
Boden entgegen. Im Widerftreite mit dem excluſiven Yamiliengeifte brachte die Kirche 
mit Hülfe deg Staates ein ausgedehntes Verbot der Berwandtichaftsehen in Geltung. 

(Roth, Geſchichte des Beneficialweſens, 1850; Ludw. v. Maurer, Geſchichte der Frohn- 
böfe, der Bauernhöfe und der Hofverfafjung in Deutihland, T, 1862; Chabert, Brudftüd 
einer Staats- und Rechtsgeſchichte der Dentih.- öfterreichifchen Länder, Denlſchriften ber Wiener 
Atabemie, III, IV; Laboulaye, Histoire du droit de propriete foncière en Occident, 
1839; Guerard, Polyptique de l’abbe Irminon ... avec des prolägome&nes pour servir 
& l’histoire de la condition des personnes et des terres... 1636 ff.; Naudet, De l'etat 
des personnes en France sous les rois de la I®tre race, (Me&moires. de l’Institut, Acad, 
des Inse. et belles lettres t. VIII); Schupfer, Degli ordini sociali e del possesso fon- 
dario appo i Longobardi, Situmgsberichte der Wiener Alademie, XXXV.) 


8. 9. Immerhalb des fränfifchen Neiches erhielt fich die Bejonderheit des Nechts 
nad Nationalitäten und nad) Stämmen. Für die Wechjelbeziehungen der Unterthanen 
verſchiedenen Rechts entwidelte ſich das Princip der Perjönlichkeit des Rechts, demzu— 
folge jeder nach dem Rechte beurtheilt wurde, in welchem er geboren worden war. 

Neichlich fließt in dieſer Pertode die Quelle des gejchriebenen Rechts. Allenthalben 
machten die neuen Yebensverhältnifie das Bedürfniß rege, neues Recht zu fegen und das 
beftehende Gewohnheitsrecht aufzuzeichnen. Geſetzes⸗ und Urkundenſprache ift die Lateinische. 
Unter den Rechtöquellen diefer Zeit find zu unterfcheiden: die |. g. Volksrechte, Leges 
Barbarorum, bet weldyen die Satzung und Firtrung des Rechts vom Volfe ausging oder 
doch in der Regel unter Betheiligung des Volkes ftattfand, ferner die Verordnungen der 
fräntifchen Könige und Hausmaier und endlich juriftiiche Privatarbeiten. 

1) Die Vollsrechte. Das ältefte derfelben, die Lex Salica, flammt aus 
einer Zeit, da die ſaliſchen Franken noch Heiden waren und das Königthum ſich noch 
wenig entwidelt hatte: Anhaltspunkte, welde mit anderen auf das dritte Viertel des 
fünften Jahrhunderts als Entjtehungszeit hinweiſen. Die älteren Terte enthalten die 
ſ. g. Malbergiiche Gloſſe, Einfchiebfel von altdeutſchen Worten, welde den praftifchen 
Gebraud der Lex durch Erläuterung und Ergänzung des Tertes erleichtern follten. Die 
urfprüngliche Geftalt der Lex murde in der Folge, entjprechend der eintretenden Umbil— 
dung des altjalischen Rechtes vielfach verändert. Die jüngfte Faſſung wird ald Lex Sa- 
lica emendata vel reformata bezeichnet. — Das Volksrecht der ribuarifhen Fran— 
fen fam durch mehrmalige Eatung zu Stande. Der ältejte Beftandtheil rührt vermutblich 
aus dem Unfange des fechsten Jahrhunderts und enthält nod) altes ribuariſches Bußſyſtem. 
Ein zweiter Theil wurde Ende des jechöten Jahrhunderts nach dem Vorbilde der Lex 
Salica ausgearbeitet ; in ihm findet fich das jüngere faltiche Bußſyſtem, welches das alt- 
ribuarifche verdrängt hatte. Das fiebente und achte Jahrhundert brachten neue Zufäge. — 
Ein fräntifcher Gau, das Hamaland, hatte fein Sonderrecht, welches Ende des achten oder 
Anfang des neunten Jahrhunderts aufgezeichnet wurde und ald Ewa oder Lex Fran- 
corum Chamavorum bezeidinet wird. — Die ältefte Satzung der Alamannen 
ift der j. g. Pactus, welcher vor Chlothar IT. entftand. Unter diefem (613 — 622) 
fam eine neue Satung zu Stande, welche den Pactus in fi aufnahm, die Lex Ala- 
mannorum Hlothariana. Herzog Lantfried von Schwaben unterzog fie Anfang des 
achten Jahrhunderts einer Revifion (?), deren Ergebnif die Lex Al. Lantfridana ift. Eine 
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neue Recenſion entftand unter Karl dem Großen, die Lex Alam. Carolin. — Der 
Stamm der Baiern erhielt eine Sagung vor der Mitte des fiebenten Jahrhunderts, 
welche das alamannifche Volksrecht benütste und Theile der Lex Wisigothorum nad) 
Reccareds Redaction in fih aufnabm und außerdem fpätere Beftimmungen, in welde frän- 
tiſcher Einflug bemerkbar if. — Die Lex Angliorum et Werinorum hoc est 
Thuringorum wurde in farolingifcer Zeit für das ſüdlich der Unftrut gelegene Thüringen 
abgefaßt, welches von den thüringiſchen Stämmen der Anglen und Warnen bewohnt 
mar. — Die Lex Saxonum fam nad Unterwerfung der Sachſen unter die fränfifche 
Herrichaft zu Stande. Ob fie durch einmalige oder mehrmalige Satzung entftand ift 
fixeitig. — Die Lex Frisionum wurde in ihrer uriprünglichen Geftalt im achten 
Jahrhunderte für Mittelfriesiand erlafien. Später kamen Zuſätze für die beiden Seiten- 
lande und die Ausfprüce von zwei Rechtskundigen, die Additiones Saxmundi et 
Wulemari, binzu. — Die genannten Voltsrechte enthalten zum größten Theile Buß— 
beftimmungen;; fie wollten den damaligen Rechtszuftand nicht in erfchöpfender Weife dar— 
ftellen , fondern beſchränkten fich auf jene Nechtöfäge, zu deren Fixirung eine bejondere 
Beranlafjung vorlag. 

2) Die Verordnungen der fräntifchen Könige und Hausmaier. In merovingifcher 
Zeit führen fie verfchiedene Bezeichnungen; die karolingiſchen nennen fih Capitularien. Man 
unterjcheidet Capitula missorum, Inftructionen für die königlichen Miffi, Capitula per se 
seribenda, eigentliche Verordnungen, weldye den Nachfolger des Könige, der fie erließ, nicht 
Binden, und Capitula legibus addenda, welche gleih den Volksrechten geſetzliche Kraft 
haben jollten. Ein Privatmann, Abt Anfegifus von Fontanella, machte 827 eine Samme 
lung von Gapitularien Karls des Großen und Ludwigs des Frommen, ein Werk, zu 
welchem etwa 20 Jahre fpäter der Levite Benedict von Mainz eine angebliche Nachtrags- 
ſammlung veranftaltete, die fi) zum größten Theile als eine in kirchlichem Intereffe unter- 
nommene Fälſchung erweift. In Italien, wo Anfegis nicht in Gebraud fam, wurde 
1000 — 1014 eine Sammlung der daſelbſt in Geltung gefommenen Gapitularien gemacht, 
welde man Capitulare jchlechtweg oder Capitulare Langobardorum nannte. 

3) Juriſtiſche Privatarbeiten. Sie beſchränkten ſich hauptfächlih auf ‚die Zus 
fammenftellung von Formeln für Urkunden, in welchen ſich das germanifche Rechtsleben 
an das römische anſchloß. Solcher Formelfammlungen find und mehrere erhalten. Im 
fränftichen Reiche wurde namentlich die des Mönches Marculf aus der Mitte des fiebenten 
Jahrhunderts ftarf benugt. 

Als Burgunder, Yangobarden und ein Theil der Weftgothen unter fränfifche Herr- 
ſchaft famen, blieb ihnen ihr nationales Recht. Die Gefeggebung bei den Burgun— 
dern rührt zum größten Theile von König Gunbobad (F 516); nach ihm wird bie 
Lex Burgundionum auch als Lex Gundobada bezeichnet. — Das langobardiſche 
Recht wurde zuerft unter König Rothari aufgezeichnet und 643 unter dem Namen 
Edictus publicirt. Unter defjen Nachfolgern famen Zufäge von Grimoald, die ums 
faſſende Geſetzgebung Liutprands und einige Geſetze der Könige Ratchis und Aiſtulf hinzu. 
Aus diefem Edietus Langobardorum wurde 829 — 832 für den Gebraud des Herzogs 
und Markgrafen Eberhard von Friaul ein Rechtsbuch werfertigt, welches die denſelben 
Gegenftand betreffenden Gefege der einzelnen Könige zufammenftellt und ſich deshalb 
Coneordia de singulis causis nennt, Auf Grund des Ediets, der Gapitularien und 
ſpäteren Königsgeſetze entwidelte ſich in Italien eine rege juriſtiſche Thätigfeit, welche in 
der Rechtsſchule zu Pavia ihren Ausgangspunkt hatte. Mit dem Edicte wurde das 
Capitulare Langobardorum zu einem Ganzen, dem Liber legis Langobardorum 
(Liber Papiensis), verbunden. Zwilchen 1019 und 1037 entftand für Schulzwede eine 
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Sammlung, die dem Gefeteöterte Glofjen und Gerichtöformeln beifügte. Für den Ge- 
richtsgebrauch wurde bald nad 1070 ein reichhaltiger Commentar (Expositio) zum 
Liber Papiensis verfaßt. Cine neue Form erhielt das Rechtsbuch als |. g. Lombarda 
vor 1100, welche den Rechtöftoff ſyſtematiſch orbnete, gleichfalls gleffirt und im zwölften 
Sahrhundert commentirt wurde. — Für die Weftgothen erließen die Könige Eurich, 
Leovigild und Reccared (586 — 601) eine Reihe von Gefegen, welche durch legteren 
einer zufammenfafjenden Aedaction unterzogen wurden. Seit Chindaswind (642— 653). 
it die Gefetgebung fin Gothen und Römer gemeinfam. Receswind (649 — 672) ließ 
aus dem gejammten damals vorliegenden Material ein neues Geſetzbuch ausarbeiten, 
welches deſſen Nachfolger regelmäßig republicirten. 

Die römische Benölterung, die Kirche und der Klerus lebten nach römiſchem Recht. 
Für die Römer des Weſtgothenreichs ließ Alarich 506 das römiſche Recht in Der Lex 
Romana Wisigothorum (Breviarium Alarieianum) zujammenftellen. Durch Chinbas- 
wind wurde zwar die Giltigfeit verfelben aufgehoben; allein fie kam bei der römiſchen 
Bevölferung des fränkiſchen Reiches in lebhaften Gebrauch. Im Anſchluß an Das Bre- 
viarium entftand in Churrhätien die Lex Romana Curiensis. Es verbrängte jelbit in 
Burgund die daſelbſt 506— 534 erlaflene Lex Romana Burgundionum (Papianus). 
In Italien war unter der Herrichaft der Oftgothen um 500 das Edietum Theodoriei 
entftanden, Gothen und Römer in gleicher Weiſe bindend. Nach dem Sturze des oft- 
gothiichen Reiches gerieth es in Vergeſſenheit und brachte die oſtrömiſche Herrſchaft Die 
Iuſtinianiſchen Rechtsbücher im Geltung, welde auch im Iangobardiichen Reiche in 
Kraft blieben. 

‚„(Stobbe, Geſchichte der beutfchen Rechtsquellen, I, 1860; Saviguy, Gefdichte des rö— 
miſchen Rechts im Mittelalter; Gaupp, Das alte Gefe ber Thüringer, I. Ueber die Kamilien 
ber altgerm. Bollsrechte, 1834. — Ueber die älteren Collectivausgaben der Rechtsquellen dieſer 
Periode f. Stobbe l. ce. $S ff; Georgisch, Corpus juris Germ. antiqui, 1738, eine frü 
viel gebrauchte ———— auf welche Grimm in den Rechtsalterthümern ſeine Citate ſtellt; 
F. Walter, Corpus juris Germ. antiqui, 1824. Eine Gefammtausgabe ftellen die Monu- 
menta Germaniae in Ausfict. 

Lex Salica. Ausg. Pardessus, Loi Salique, 1943; Mertel, Lex Salica, 1950; 
Waitz, Das alte Recht der falifhen Franken, 1346. — Bol. Herrmam Müller, Der 
Lex Salica und der Lex Angliorum et Werinorum Alter und Heimatb, 1840. 

Lex Ribuaria. $ritifhe Ausg. fehlt. Synoptiſch mit der Lex Salica bei Laspeyres, 
Lex Salica, 1833. — Bgl. Rogge, Observationes de peeuliari Legis Rib. cum Salica 
je . : * ohm, Ueber bie Eutſtehung ver Lex Ribuaria in ber Zeitſchrift für Rechts— 
geſchichte, V, 380. 

Lex Francorum Chamavorum, beraußgeg., von Gaupp, 1855. — PBal. Pers, Das 
Kantener Recht im ben Abhandlungen der Berliner Alademie, 1516; Zöpfl, Die Ewa 
Chamavorum, ein Beitrag zur Kritit und Erläuterung ihres Textes, 1856. 

Lex Alamannorum, berausgeg. von Mertel.in ben Mon. Germ. Leges, 111. — Merkel, 
De republica Alamannorum, 1849; Roziere, in ber Revue historique de droit fran- 
gais et etranger, I z 

Lex Baiuwariorum, beraußsgeg. von Mertel in ben Mon. Germ, Leges, IU. — Rotb, 
Ueber die Entftehung der Lex Baiuwariorum, 1848; Merkel, Das — Vollsrecht 
(Pertz, Archiv, XD; Petigny, in der Revue hist, II. Waitz, Götting. Nachr. 1869, 8. 

Lex Angliorum et Werinorum, berausgeg. von Merkel, 1851, und von®aupp, Daß alte 
Sefet der Thüringer, 1834. Bgl. Freib. v. Rihtbofen, Zur Lex Saxonum, 1568, 
Bellage V, und Herm. Müller, 1. c. 

Lex Saxonum, herauageg- von Merkel, 1853, und von Gaupp, Recht und Berfaffung 
ber alten Sadfen in Verbindung mit einer kritifchen Ausgabe der Lex Saxonum, 1837. — 
Ufinger, Forfhungen zur Lex Saxonum, 1867; #Freib. v. Richthofen, Zur Lex 
Saxonum, 1868. 

Lex Frisionum, berausgeg. von Freih. v. Rihtbofen, in den Mon. Germ. LL. III. — 
2* —— die Zuſammenſetzung ber Lex Frisionum in ber Zeitſchrift für Rechts 
geſchichte, 

Ausgaben der Capitularien und ihrer Sammlungen: Baluze, Capitularia Regum Fran- 
eorum, 1677, und Berg, in den Mon. Germ. LL. I, II. — Bsl. Boretius, Die Ca— 
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pitularien im Langobarbenreich, 1864, und ben Abfchnitt: De capitularibus... in Italia 
— j ber Praefatio zu deſſen Ausgabe des Liber Papiensis in Mon. Germ. LL. 
‚46 fi. 

Formelfammiungen: Roziere, Reeueil gendral des formules usitdes dans l’empire des 
Frances, 1859. ®gl. Siekel, Acta Regum et Imp. Karolinorum, I, 8. 42 fi. 1867. 

Lex Gundobada, berausgeg. von Bluhme in den Mom. Germ. LL. III. 

Edietus Langobardorum, berausgeg. von Bluhme in den Mon. Germ. LL. IV, Liber 
legis nn ar Papiensis dietus, herausgeg. von Boretius l,c. Concordia und Lom- 
bardae rubrieae, beraußgeg. von Bluhme |. c. Baudi a Vesme, Edicta regum 
Langob., 1555 (in den Monum. hist. patriae), abgebrudt von Neigebaur, 1855. Die 
Lombarda-Commentare, berausgeg. von Anschütz, 1855. — Bgl. Merkel, Geſchichte 
des Yangobarbenrechts, 1550; Siegel, Die Lombarda-Commentare in den Situngs- . 
berichten ber Wiener Alademie, XL. 

Lex Wisigotborum. Kritifhe Ausgabe fehlt. Die zugänglihite bei Walter C. J. G. 
Portugaliae Monumenta. s. Vol. I, Olisopone 1856. Bgl. Helfferich, Entfiehung 
und Gefhichte des Weftgotbenrechts, 1858. 

Lex Romana Wisigothorum ed. Haenel, 1847. Lex Rom. Curiensis Il. ec. Bal. 
Stobbe, De lege Romana Utinensi, 1653; Capitula Remedii aus dem Anfang bes 
neunten Jahrhunderts, berausgeg. von Wyß im Archiv für —— Geſchichte, VII. 
x Romana Burgundionum, herausgeg. von Bluhme in ben Mon. Germ. III. 

Edietum Theodoriei bet Rhon, Commentatio ad Ed; Theod., 1816.) 


$. 10. Urſprünglich war aud bei den Franken mit dem Erbrechte des Königs— 
geſchlechtes das Wahlrecht des Volkes verbunden. Seit Chlodowech tritt diefes zurück. 
Sind mehrere erbberechtigte Glieder der Dynaſtie vorhanden, fo wird die Reichsverwal— 
tung unter dieſelben getheilt. Die fortwährenden Wirren und Thronfteitigfeiten ver 
merovingifchen Theillönige begünftigten das Emporkommen eimer einflußreichen Grund- 
ariftofratie. Anfangs von ihr getragen, dann unabhängig von ihr, zogen die Majores 
Domus die fünigliche Gewalt am fi, bis endlich 752 der letzte Hausmaier Pippin ſich 
jelbft zum König aufihwang und die Krone in feinem Haufe erblich machte. Im Gegen- 
fage zu dem herkömmlichen Theilungsprincipe erforderte die Idee des Katferthums, welches 
auf dein Gedanken der Univerfalmenarchie berubte, die Einführung der Individualfucceffion. 
Die Divisio von 817, welche einen Compromiß zwiſchen dieſen Gegenfägen verfuchte, 
erwies ſich als unausführbar und nach aufreibenden Kämpfen wurde 843 im Bertrage 
von Verdun das alte Thellungäprincip wieder zur Geltung gebradit. 

Das germaniice Volkskönigthum hat im fränkiſchen Reiche einem Köntgthum anderer 
Auffafjung Pla gemacht, welches durch die von feinem Impulje ausgehenden Eroberungen 
ſeine Macht derart erhöht, daß es die Fülle der Staatögewalt in fich vereinigt. Die 
Rechte des Königthums äußerten fich, entiprechend feiner Aufgabe, den Frieden im Innern 
und nad; Außen zu jchügen, zumal als Gerichtsbann und Heerbann. Bann ift aber das 
Recht, bei Strafe zu gebieten und zu verbieten. Bann heißt ein derartiger Befehl jelbft 
und endlich auch die Folge feiner Uebertretung. Die Nichtbeachtung des Königsbannes 
hatte in ber Kegel eine Buße von 60 solidi zur Folge. Anfangs wurde dev Königs— 
bann nur angewendet, um zur Erfüllung bereits feftftehender öffentlicher Pflichten an— 
zuhalten. Später janctionirten die Könige durch denfelben Berordnungen, melde Das 
beftehende Recht ergängten und benüßten fie ihn, um für gewiffe Unthaten die in den 
Leges vorgelihriebene Strafe durch die Bannbuße zu erhöhen. Zu den genannten Be- 
fugniffen famen nod das Münzrecht, das Recht auf Verkehrsabgaben und das Recht auf 
berrenlofes Gut. 

Das Staatsrecht der fränkiſchen Monarchie war bauptjächlich Verwaltungsrecht. 
Die oberfte Reichöverwaltung führte der König felbft. Ex ſaß zu Gericht, hielt Heer- 
Ihau, führte den Heerbann. Im Königägerichte der merovingiſchen Zeit fpielte der Pfalz- 
graf als Urtheilfinder eine berworragende Rolle. Unter den Karolingern leitete er ein 
jelbitftändiges Gericht, auf weldes ein Theil der Geſchäfte des Königsgerichtes über— 
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gegangen war. Ueber wichtigere Angelegenheiten berieth fi der König mit den Großen 
des Reichs auf den Hoftagen, die im Anſchluß an Hoffeftlichfeiten ftattfanden. Im März, 
fpäter im Mai wurde Heerfchau abgehalten (März:, Maifeld). Bei diefer Gelegenheit 
machte man ‚dem verjammelten Volfe Mittheilung über wichtigere Entſchlüſſe, mitunter 
deshalb, um ſich die Acclamation zu verſchaffen, ein Vorgehen, in welden das einzige 
Moment der fränkiſchen Berfaffung Liegt, dad an die Stellung der alten Landesverſamm— 
lung erinnert. 

Das Reich zerfiel in eine große Anzahl von Grafichaften. An der Spike eines 
ſolchen VBerwaltungsbezirtes ftand der Graf, ein vom König ernannter Beamter, welcher 
als Richter fungirte, den Heerbann der Grafihaft aushob und anführte, die fiscalifchen 
Einkünfte eintrieb und ablieferte. Im eigenen Wirkungskreiſe hatte er nur einen Bann 
von 15 solidi. Bon den Gerichtögefällen behielt er ein Drittel für fi. Unter ihm 
ftanden die Centenarii, die Hundertichaftsworfteher,, welche die niedere Gerichtöbarfeit 
ausübten, während die Causae majores, d. i. Fälle, wo es fih um Leben, freiheit, 
Grumdbefig und Eigenlente handelte, vor den Grafen gelangten. An ven Reichsgrenzen 
war ein Gebiet von der Ausdehnung mehrerer Graflhaften in die Hände eines Mart- 
grafen gelegt, um einen Fräftigeren Schug derſelben zu ermöglichen. 


Ein wirkſames Mittel zur Gentralifivung der Reichsverwaltung ſchuf Karl ver 
Große in dem Inftitute dev Missi dominiei. Schon früher hatten die Könige von 
Fall zu Fal Bevollmächtigte mit Specialaufträgen in einzelne Neichötheile geſchickt (Missi 
ad hoc). Karl machte hieraus ein organiiches Glied ver Verwaltung, indem er das 
Reich in große miſſatiſche Sprengel theilte, von denen jeder durch zwei Mifft, einen geiſt— 
lichen und einen weltlichen Großen regelmäßig bereift wurde. Diefe hatten die Thätigkeit 
der ordentlichen Beamten, zu controlliren und zu ergänzen und bielten, mit der aufer- 
orventlichen Gerichtsgewalt des Königs verjehen, ihre Gerichtötage ab. Die Einrichtung 
gerieth ſpäter in Verfall, wurde aber um weſtfränkiſchen Reiche mehrmals erneuert. 


Eine geordnete Finanzverfaffung fucht man im fräntiichen Reiche vergebens. Staats- 
güter und Prwatgüter des Königs wurden nicht unterſchieden, wie überhaupt nicht Die 
öffentlich =rechtliche und privatrechtlihe Stellung des Königthums, ein Charakterzug, der 
ſich in der Folge auch dem Beamtenthum mittbeilte. Die. römiſche Steuerverfaffung ließ 
man verfallen. Tribute abhängiger Völkerſchaften, freiwillig dargebradjte Ehrengeſchenke, 
das Erträgnif des Königsgutes, Gerichtögefälle und Verkehrsabgaben bildeten das Ein= 
fommen des königlichen Fiscus, welches im wetentlichen zur Beftreitung der Hofhaltungsfoften 
verwendet wide. Im übrigen war das Gemeinweſen auf die perfönlichen Yeiftungen der 
Unterthanen angewieſen. Dieſe find dem König in gleicher Weiſe zur Treue verpflichtet, 
welche Berpflihtung durch einen allgemeinen Treueid von Zeit zur Zeit befräftigt wurde, 
Neben Heer= und Gerichtsdienft bildeten gewilfe Naturalleiftingen die fog. functiones 
publicae eine allgemeine Verbindlichkeit der Unterthanen. Die Gleichheit der öffentlichen 
Pflichten konnte fih aber angefichtd der eingetretenen Ungleichheit der Befigverhältnifie 
nicht auf die Dauer halten. Dingfolge und Heerfolge wurden für die ärmeren Freien 
eine unerſchwingliche Laſt. In Farolingiicher Zeit kamen dieſe Uebelftände zum Durch— 
bruch. Die allgemeine Gerichtspflicht mußte auf drei allgemeine Gerichtsverfammlungen 
im Jahre beichränft werden; im übrigen wurde fie durch die Anwendung ftändiger Urtheil- 
finder, der Schöffen, erſetzt. Die perfönliche Yeiftung Des Heerdienftes wurde von einem 
beftimmten Bermögensinaße abhängig gemacht, während Aermere durch Entridytung einer 
Beifteuer für Ausrüftung eines Wehrmannes von der perfönlichen Heerfolge frei wurden, 
eine Mafregel, melde zum dauernden Erfolg hatte, daß jene, die den Heerdienft nicht 
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ſelbſt Teiften konnten, mit einer ftändigen Abgabe belaftet, eine Schmälerung ihrer vollen 
Freiheit erlitten. 

Schon unter den Merovingern war es politiiche Nothwendigkeit geworben, die Großen 
durch Schenkung von Krongütern an das Königthum zu feileln. ALS die fortwährenben 
Bergabungen, welche volles Eigenthum des Beichenften begründeten, das Krongut erichöpft 
hatten, griff die Staatögewalt auf Das Kirchengut, von dem ein großer Theil zum 
Zwecke von Bergabungen eingezogen wurde. Diefe erfolgen von Seite der Karolınger 
nicht mehr zu Eigenthum, jondern nur zu Beneficium, d. 5. fie begründen ein zeitlich 
beichränftes Nutzungsrecht des Beliehenen, welches nach defien Tode (Mannfall) nicht auf 
die Erben überging und mit dem Tode des Berleihers (Herrenfall) erloih. Mit dem 
Beneficialmefen — und nicht blos der König, aud die Kirche und weltliche Große ver— 
liehen Beneficien — trat ein anderes felbftftändiges Verhältniß, die Vaſſallität in Ver— 
bindung. Die Aufnahme von Gefolgägenofien (Antruftiones) war in merovingiſcher Zeit 
ein ausſchließliches echt des Königs. Eine Fortbildung diefer Einrihtung ift die karo— 
lingiſche Vaſſallität, ein Schug- umd Dienftwerhältniß, begründet durch einen Treueid und 
den ſymboliſchen Act der Commenbation, welches nicht blos dem König, ſondern auch 
Unterthanen gegenüber eingegangen werden fonnte. Der Vaſſall verpflichtete ſich ſeinem 
Herrn zu Dienften, welche feine Schmälerung der vollen Freiheit involoirten. Die haupt- 
ſächliche Bereutung des Berhältniffes Tiegt im Kriegsdienſte. Indem es Sitte wurde, 
jedem Vaſſallen ein Benefictum zu geben und für jedes Benefictum Vaſſall zu werben, 
find beide Einrichtungen miteinander verfchmolzen. Das Product diefer Factoren ift das 
Lehnweſen. Schon früh neigt e8 zur Exblichkeit, da bei Herren- und Mannfall die Yeihe 
in der Regel erneuert wurde. Im raſcher Ausdehnung ergriff es nicht nur den Grund— 
beſitz, es begann auch die Aemterwerfaflung zu zerfreffen. Zuerſt wurde der mit dem 
Grafenamte verbundene Grundbeſitz, die pertinentia comitatus ald Benefictum behandelt. 
Nachdem hiermit das Amt eine privatrechtliche Bafis gewonnen hate, nahmen die Amts— 
befugnifie jelbft allmählig den Charakter des Yehens an. 

Eine weitere Umgeftaltung erlitt das Weſen der Reichsverwaltung durch die Aus: 
bildung der Immunität. Den Ausgangspunkt derfelben bildete die Stellung des Königs⸗ 
gutes, welches nicht unter den Grafen, fonbern unter bejonderen Gutöverwaltern ftand 
und von allen öffentlichen Laften und Abgaben frei war. Durch königliches Privileg ging 
die Immunität auf die Kirchengüter über; durch das Beneficialwefen gelangten die welt- 
fichen Großen in ihren Befig, indem das Beneficium als Eigenthum der Krone infofern 
den Charakter des Krongutes beibehieht. Die Immunität dehnte fih Dann dem Inhalte 
und dem Umfange nach aus, Noch in fränfifcher Zeit erhielten die Immunitätsherren 
die niedere, Später theilmeife aud die höhere Gerichtäbarfeit über ihre Hinterjafien. 
Des ferneren gelangten die Immunitätsbezirke zu territorialer Abgeſchloſſenheit durch 
Kauf, Tauſch, Schenkung, Vergewaltigung oder endlich dadurch, daß den Herren die 
öffentliche Gewalt über die auf freiem Eigenthum innerhalb des Bezirkes anfälfigen 
Srundbefiger übertragen wurde. 

(9. Schulze, Gefdichtlice rg der fürſtlichen Hausverfaflungen im beutfchen 
Mittelalter; Zeitichrift für Nechtsgefhichte, VII; Perg, Gefhichte der merowingifhen Haus- 
meier, 1819; Schöne, Amtsgewalt ber fräntifchen Majores domus, 1856; Bonnel, 
De dignitate majoris domus, 1858; Pernice, De comitibus palatii commentatio, 1863; 
Eihhorn, Uriprünglice —— der Provincialverwaltung im fränkiſchen Reich; Zeitſchrift 
für geſchichtliche Rechtswiſſenſchaft, VIII, Thudichum, Die Gau- und Markverfaſſung in Dentfch- 
lan, 1860; De Roye, De missis dominieis, 1744; Bürde, De missis dominieis, 1853; 
Dobbert, Ueber Missi dominiei, 1861; Hüllmann, Deutſche Finanzgeichichte des Mittel- 


alters, 1805; Virnbaum, Die rechtlihe Natur des Zchnten aus ben Grundeigenthumsver— 
bältniffen des römiſchen und fränfifchen Reiches entwidelt, 1831; Ilſe, Gefchichte des beutfchen 
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* 
Steuerweſens, J. Staatsabgaben, Zeit der Carolinger, 18443 Dönniges, Ueber einige Punkte 
ber Form der Geſetzgebung und die Wirkungen des Heerbannes xc., 1814; Stenzel, Verſuch 
einer Geſchichte der Kriegsverfaflung Deutichlands im Mittelalter, 1820; Bender, Das deutſche 
Kriegsweſen der Urzeiten im feinen Verbindungen und Wechſelwirkungen mit dem gleichzeitigen 
Volls- und Staatsleben, 1560; Wait, Anfänge ber Baflallität, 1856; Roth, Geſchichte bes 
Beneficialwefensd, 1850; Roth, Feudalität und Unterthauverband, 1863; Rotb, Die Säcu- 
larifation des a unter den Karolingern im Münchner biftoriihen Jahrbuch, 1865 ; 


2. v. Maurer, Geſchichte der Frohnhöfe ꝛe.; Sidel, Beiträge zur Diplomatit, III, IV: 


Mundbriefe, Immunitäten und Privilegien der erften Carolinger, 1864; V: Die Immunitäts- 
rechte nad den Urkunden, 18655 Montag, Gefhichte der ftaatsbürgerlichen freiheit oder der 
Rechte des gemeinen Freien, bes Adels und der Kirchen Deutfchlands, 1812; Heinrih Brun— 
ner, Das gerichtliche Eremtionsreht der Babenberger. Anhang: Die Immunität, 1864.) 

$. I1. Große theoretiſche Fortichritte machten im fränfiichen Reiche die Straf: 
rechtöideen, eine Entwidelung, bei welcher die Gejeggebung vielfach der an den alten An— 
ſchauungen feithaltenden Nechtsüberzeugung des Volles vorauseilte. Die Idee von der 
. allgemeinen Strafgewalt des Staates und der Gedanfe, daß Durch das Verbrechen die 
Geſammtheit verlegt werde, äußern fich bereits in dem Beftveben, dag Gebiet der öffent 
lichen Strafen zu erweitern, das Der übrigen Vergeltungsarten einzuengen. Die Fried— 
lofigfeit hörte auf, Strafe zu fein und wurde nur mehr im Ungehorſamsverfahren ans 
gewendet. Dad Recht der Rache verſchwand im Folge weitreichender Beſchränkungen. 
Auf gewiſſe Verbrechen wurde VBermögensconfiscation gelegt, andere wurden bei Strafe 
der Bannbuße verpönt, welche im Laufe der Zeit mit dem Friedensgelde zufammenfloß. 
In vielen Fällen traten Leibes- und Yebensftrafen an Stelle der Privatbußen. Doc 
wurde es geftattet, die Strafe um Geld abzulöfen, wobei die Löſungsſumme nicht wie 
die Buße an die Partei, jondern an das Gericht fiel. Die Tardigungen, Richtungen, 
d. 1. Die aufergerichtliche Abfindung des Verlegten mit dem Webelthäter, wurden bes 
Ichränft zum Theil Schon darum, damit dem Fiscus der Anſpruch auf das Friedensgeld 
nicht entgehe. Endlich ermöglichte die Einführung des Rügeverfahrens die Verfolgung 
von Verbrechern auch dann, wenn der Verletzte feinen Schaden verſchwieg. 


(Bgl. die oben für das altgermaniſche Strafrecht angeführte Literatur. — Oſenbrüggen, 
Das Strafrecht der Langobarden, 1863.) 


8. 12. Die Aenderungen, welche das Proceßrecht dieſer Zeit erfuhr, beziehen ſich 

1) Auf die Chriſtianiſirung der Proceßformalitäten. Die heidniſchen Formen wur: 
den ausgemerzt und durch chriftliche eriegt. Die Kirche bemächtigte ſich der Ordalien 
und ftattete fie mit chriftlihem Geremoniel aus. Borübergehend wurde ein ſpecifiſch chriſt— 
liches Ordal, die Kreuzprobe, eingeführt, aber 817 wieder abgeſchafft. 

2) Auf eine Steigerung der gerichtlichen Autorität. Die Borladung des Bellagten 
durch den Kläger (die Mannitio) wurde — einige Fälle ausgenommen — durch gericht 
liche Borladung (Bannitio) erjegt. Der indirecte Strafzwang gegen den Contumar machte 
einer unmittelbaren Zwangövollftvetung durch Pfändung oder Verhaftung Platz. Eritere 
wurde auch auf Immobilien ausgedehnt, indem man die Güter des Säumigen in Bes 
ſchlag nahm (Missio in bannum) und fall er jie nicht binnen Jahr und Tag aus 
dem Banne zog, für den königlichen Fiscus einzog, der fie unter Umftänden zur Befrie— 
digung des Klägers verwendete. Soweit die Friedlofigfeit noch verhängt wird, ericheint 
fie als Entziehung des Königsſchutzes. In directem Gegenſatz zum VBerbandlungsprincipe 
des Rechtsganges wurde in farolingticher Zeit die Inquisitio eingeführt. Der königliche 
Beamte wählte eine Anzahl glaubwürdiger Gemeindegenofien aus, welche auf ein eidliches 
Wahrheitöveriprechen hin inguirirt wurden. Dieſe Inquisitio benugte man in Berwals 
tungsangelegenbeiten und tm Proceſſe. Ste kam u. a, als Rügeverfahren in Anwendung, 
um Verbrechen auf die Spur zu kommen, binfichtlich deren feine oder Doch feine formell 
giltige Privatflage vorlag. Der Gerügte veinigte ſich durd Eid mit Helfern, eventuell 
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dur ein Ordal. Wurde er bemeisfällig, jo trat Beftrafung von Amts wegen ein, ebenio 
im Fall der handhaften That, wenn ein Privatfläger fehlte. 

3) Auf die Reform des Bemweisverfahrend. Der Eidhelferbeweis wurde erfchwert, 
indem man einen Theil der Schmörenden vom Gegner wählen ließ. In beftimmten 
Fällen geftattete man dem Gegner des Beweisführers die Zahl der Eidhelfer zu über- 
bieten und Dielen bierdburh zum Aufgeben der Beweisrolle oder zum Schwur mit ber 
gleichen Anzahl von Eiphelfern zu zwingen. Um die Glaubwürdigkeit des Zeugniffes zu 
erhöhen, wurde die Zeugenfähigteit von einem beftimmten Vermögensmaß abhängig ge— 
macht, wurde ferner eim Berhör der Zengen vorgenommen, ehe man fie zum Eide zulieh, 
und wurde die Aufftellung von Gegenzeugen für zuläffig erklärt Wenn leßtevenfalls die 
Ausfagen der Zeugen und Gegenzeugen nicht übereinftimmten , entſchied der Zweikampf 
zweier Zeugen. Der Beweis durdy Urkunden hatte die Natur des Zeugenbeweiies. Der 
Gegner des Producenten fonnte die Urkunde ſchelten — Königsurkunden ausgenommen —, 
woraufhin Urfundenichreiber und Zeugen die Wahrheit des Inhalts durch gerichtlichen 
Zweikampf erhärten mußten. 

Befondere proceffuale Grundfäge konnten im Königsgerichte und in dein als Emanationen 
deſſelben ericheinenden Gerichten des Pfalzgrafen umd der föniglichen Miifi in Anwendung 
fommen. Der König war befugt, im einzelnen Falle die Formen des ftrengen Rechtes 
außer Kraft zu ſetzen und nach Billigfeit enticheiden zu Taffen, jo wie überhaupt Proceh- 
privilegien zu ertheilen. So gab er in den Mundbriefen jenen, die er in höheren 
Schutz aufnahm, das Reclamattonsrecht, das ift Das Necht, einen Proceß aus dem Gau: 
gerichte an das Königögericht zu ziehen, damit er dort secundum aequitatem entſchieden 
werde. Proceßvorrechte genoß ipso jure das Königsgut. Bei Streitigfeiten um daſſelbe 
wurde das formale Beweisverfahren mit feinem Duell ausgeichloffen und fam die er— 
wähnte Inquisitio als Beweismittel zur Anwendung. Im Wege des Privilegs wurde 
dieſes Necht zahlreichen Kirchen zu Theil und durch königliches Mandat konnte in jedem 
einzelnen Proceſſe um Grundbejig, Freiheit und igenleute die Inquisitio angeordnet 
werden. Die ordentlichen Miſſi hatten allgemeine Vollmacht in ihren Placttis den In— 
quiſitionsbeweis anzumenden und waren in diefer Beziehung Wittwen, Waiſen und Hilfe- 
bedürftige ihrer beſonderen Objorge empfohlen. 

(Bon Daniels, Syſtem und Geichichte des franzöfiichen und rheiniſchen Civilproceßrech- 
te8, 1849; Derjelbe: Urſprung und Werth der Geſchwornenanſtalt, 1848; Köftlin, Wendepunkt 
bes deutſchen Strafverfahrens im neunzehnten Jahrhundert, 1849; Dove, Die fränkiſchen Send- 
gerichte, in feiner und Friedbergs Zeitfchrift für Kirchenrecht, IV; Biener, Beiträge zu ber 
Geſchichte des Inquifitionsprocefies und der Gefchwornengerichte, 1827; Heinrih Brunner, 
Zeugen- und Imquifitionsbeweis, 1866, und Wiener Sit.-Ber. LI.) 

III. Aeußere Rechtsgeſchichte und öffentliches Recht des deutſchen 
Reiches bis in die Mitte des fünfzehnten Jahrhunderts. $. 13. Unge— 
führ ein halbes Jahrhundert lang nach Auflöfung der fränkiſchen Monarchie hatte Das 
deutjche Reich um feine Conſtituirung zu ringen. Als Heinrich I. die Grundlagen des 
Reiches dauernd gefeitigt hatte, erlangte dieſes in rafchem Aufſchwung die unbeftrittene 
Borherrihaft in Europa. Italien und Burgund gelangten in das Verhältniß der Real- 
union zu Deutihland. Seit Otto I. gab die deutſche Königskrone den Anſpruch auf 
die Kaiſerwürde. Allein gerade dieſe univerfale Stellung führte auf die Dauer zu einer 
Schwächung Des deutichen Königthums. Das Papftthum wurde aus einem Schütling, 
zum Gegner umd begann im Bündniß mit den deutjchen Fürften dem Kampf um die 
Dberhoheit der Kirche über Die weltliche Gewalt. Die dadurch herbeigeführte Nothwendig— 
feit fortwährenden Eingreifens in die italienischen Wirven zog das deutiche Königthum 
von jeimen nationalen Aufgaben ab. Während e8 in der fremde in umfruchtbarem 
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Streite feine Kraft verzehrte, wucherte in Deutichland die Yandeshoheit auf. Nach dem 
Untergange der Staufer hat es das Königthum jelbft bereits verlernt, den Gedanken 
der Neichseinheit in fich zu verkörpern. Da nämlich nunmehr die Königswahlen von 
einem Gefchlechte zum andern fpringen, beuten die Könige mit Rüdficht darauf, daß die 
Krone ihrem Haufe nicht verbleiben werde, ihre Stellung zu Gunften ihrer Hausmacht 
aus. So wirkte die Centralgewalt ſelbſt für die Erhöhung der Territorialgewalten und 
gab fie das Beifpiel particulariftiichen Strebens, Die Reichöftände ſahen ſich jegt im 
eigenen Intereſſe genöthigt, das des Reiches wahrzunehmen, welches, im Königthum feinen 
rechten Halt mehr findend, allmählig auf füderatiwer Grundlage umgebaut wurde und 
ven Charakter einer Staatenrepublit annahm. 

(Dönniges, Das deutſche Staatsrecht und bie deutſche Reichsverfaſſung, 1842 (bis ind 
zwölfte Jahrhundert). ) 

$. 14. Zu dem wirthichaftlichen Gegenfage von großem, mittlerem und feinem 
Grundbefige traten zahlreiche Unterſcheidungen in der rechtlichen Dualificatton des Bes 
ſitzes. Der Zug der Zeit ging auf Verdinglichung ihrer Natur nach wicht dinglicher 
Rechtsverhältniſſe. Faſt alle öffentlichen Nechte und Pflichten wurden auf Grund und 
Boden radicirt. Das fubjectwe Necht wurde Gerechtſame, die Berpflichtung wurde zur 
Saft. Das öffentliche Recht hat darum in diefer Periode einen wejentlich privatrechtlichen, 
einen jachenrechtlichen Charakter. 

Der größere Theil von Grund und Boden ftand im Nerus der Yerheverhältniffe. 
Er murde jo zu jagen auf den Stufenbau der Lehnshierarchie geſtellt, auf welchen der 
Hleinere Befig vom größeren abhängig war. Nicht blos der Dann, aud) das Gut hatte 
feinen Heerſchild. In Gemeinſchaft mit ausgedehnten Hoheitsrechten bildete der Beſitz, 
mit welchem das zum Lehen. gewordene Fürftenamt auögeftattet war, die reale Grundlage 
des Fürſtenthums. Als rechtlich) höher qualificirte Beſitzthümer ericheinen ferner Die 
großen Grundherrſchaften mit mehr oder minder auögedehnter Gerichtöbarteit über die 
Hinterfaflen, jowie die Güter, welche zum Schöffenamte und zur Leiſtung des Reiterdien— 
ftes befähigten. Der kleinere Beſitz war mit vogteilichen Yaften beichwert. Auf der un= 
terften Stufe ftanden die niederen Yeiheverhältnifie aus dem Gebiete des Hofrechts. 

Einen andern Entwidelungsgang nahmen die Befigverhältnifie innerhalb der Stadt= 
mauern. Hier vollzog ſich zuerft der Uebergang von der Ausichließlichen Naturalwirth— 
ſchaft zur Geldwirthſchaft. Während der bäuerliche Grundbeſitz immer mehr belaftet 
wurde, hat ſich in den Städten der urfprünglich unfreie Befig allmählig entlaftet, indem 
die gegen Zinspflicht vwerliehene Baufläche allmählig in das Eigenthum des Belichenen 
überging und das uriprüngliche Eigenthum des Verleihers fich in ein Rentenrecht um— 
wandelte, welches ſchließlich der Ablöfung anheimfiel Daß aber der Bezug von Zinſen, 
früher ein Anner eines dinglichen Rechtes am Gute, zum Gegenftande eines \elbititändigen 
Nechted werden konnte, lag im der fteigenden Bedeutung der Fahrbabe überhaupt bes 
gründet, welche in den Städten zuerft neben dem Grundbefige einen ſelbſtſtändigen wirth- 
ſchaftlichen Werth erlangte und nicht mehr wie früher als bloßes Zubehör veifelben be— 
tradytet werden fonnte, 

Auf den dargeftellten Befiggrundlagen ruhte die ſtändiſche Gliederung dieſer Zeit. 
Unter den Freien war fie eine andere nach Landrecht, eine andere nach Lehnrecht. Land— 
rechtlich hatten den höchſten Stand die Fürſten. ALS ſolche galten vor 1180 Erzbifchäfe, 
Biſchöfe und Reichsäbte, Herzoge, Markgrafen und Grafen, mochten fie nun ihre Lehen 
unmittelbar vom König oder von einem anderen Fürſten haben. Gleichzeitig mit der 
Zertrümmerung des Stammesherzogthung, wie fie fich Durch den Sturz Heinrichs des 
Löwen vollendet, trat hierin eine Aenderung ein. Seit 1180 bildete ſich nämlich der 
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jüngere Reichsfürſtenſtand, Der die Reichsunmittelbarkeit vorausjegte, jo Daß nur jene 
weltliche Herren als Fürften galten, die mindeftens eine Grafſchaft unmittelbar vom 
König zu Lehen trugen und feines anderen weltlichen Fürſten Lehnsmannen waren. Auf 
die Fürften folgten nad Sachjenrecht die freien Herren, dann die ſchöffenbar freien, der 
Ueberreft der altgermaniichen gemeinen Freiheit, ferner die Pfleghaften, freie aber zins— 
pflichtige Grundbeſitzer, welche unter Vogtei ftanden, und endlid die Landſaſſen, welche 
fein Eigen hatten, fremden Grund und Boden bebauten, ohne an die Scholle gebunden 
zu fein und ohne einer anderen als der öffentlichen Gerichtöbarfeit zu unterftehen. Im 
Süddeutſchland fannte man gegen Ende Des dreizehnten Jahrhunderts unterhalb des 
Standes der Fürſten nur freie Ritter, die wieder entweder bochfrei oder mittelfrei jind, 
und freie Bauern. Früher als in Norbdeutichland trat bier der Beruf neben dem 
Grundbeſitz als Factor des Ständeweiend auf und bejtimmte das Ritterthum die Schei— 
dung der Benölferungsflaffen, eine Entwidelung, die fih dann ſpäter aud in Sadjen 
vollzog. 

Einen beſonderen Stand bildeten die Minifterialen, die Dienſtmannen. Urſprünglich 
waren jie Yeibeigene, welche zu höheren Dienften, ſeit Ausbildung des Reiterdienftes vor— 
züglich zu dieſem verwendet wurden. Die ritterlice Beſchäftigung hob fie geſellſchaftlich 
auf eine Stufe mit den ritterbürtigen Freien, eine Stellung, mit welcher das rechtliche 
Merkmal der Unfreiheit ſeltſam contraftirts« Im Süpdeutichland konnten nur Fürften 
Minifterialen im eigentlichen Sinne haben. Wo dieſe Regel galt, ſchieden fich die un— 
freien Ritter in zwei Stände, indem den Minifterialen die übrigen als Milites, Ritter 
jchlechtweg gegenübergeftellt mwurden. Seit dem dreisehnten Jahrhundert glich fich der 
Abſtand zwifchen der jocialen und rechtlichen Lage der Miniſterialen allmählig aus. Cie 
traten in den Kreis der freien Ritter ein und Lieferten das hauptſächliche Gontingent für 
den niederen Adel der neueren Zeit, deifen Stammbaum ſomit in der Regel auf ur: 
Iprüngliche Yeibeigenichaft zurückweiſt. 

Die lehnrechtliche Ständeſcheidung ſchildern uns Die Nechtöbücher des dreizehnten 
Jahrhunderts in dem Syſtem der Heerjchilde. Den erften Heerſchild hebt der König. 
Im zweiten ftehen die Pfaffen-, im dritten die Laienfürſten; nach dem Sachjenfpiegel 
baben den vierten die freien Herren, den fünften die ſchöffenbar Freien und die Mint- 
fterialen der freien Herrn, den jechsten die Mannen der Inhaber des fünften Schildes ; 
der jiebente Schild bleibt umbenannt. Nach den Schwabenfpiegel ftehen im vierten bie 
Hochfreien, im fünften die Mittelfreien, im fechöten die Minifterialen, im fiebenten alle 
übrigen ritterfähigen Yeute. Die praktiiche Bedeutung des Heerſchildſyſtems Tag aber 
darin, daß niemand von einem Heerſchildgenoſſen Yehen nehmen konnte, ohne feinen 
Schild zu erniedem und aus der bisherigen Schildgenoſſenſchaft auszujcheiden. ALS 
läftige Schranke gegen den Verkehr mit Yehen wurden die Heerichilpregeln zuerft durch 
Sceingeicäfte umgangen, um dann fett dem vierzehnten Jahrhundert allmählig in Ber: 
gefienheit zu gerathen. 

Im den Städten ſchloß die Ständegefchichte damit ab, daß die anfänglichen Unter- 
ſchiede der Geburtöftände verſchwauden und aus der Aufhebung der urfprünglichen Gegen— 
füge ein freies ftandesgleihes Bürgerthum beroorging. Anfangs jchied ſich die Stadt- 
bevölferung in freie Gejchledter, Minifterialen des Stadtherrn und unfreie oder hörige 
Handwerker. Seit letztere perfönlich frei geworden, bildet ſich für die Städte der Grund— 
ſatz: Luft macht frei, d. 5. ein Unfreier, der ſich Jahr und Tag unbehelligt in der 
Stadt aufhielt, gilt für frei. Die altfreien Gejchlechter, mit welchen ſich die Minifterialen 
verſchmolzen, wenn fie nicht völlig aus der Stadt verdrängt wurden, ftanden vorerft ala 
die bevorrechtete Klaſſe der VBollbirger den Handwerkern gegenüber. Dieſe aber organi- 
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ſirten fih in Zünften und Gilden und eröffneten den Kampf um die rechtliche Gleich 
ftellung mit den Bollbürgern, deſſen Ergebniß allenthalben die Bildung eines einheitlichen 
Bürgerftandes war. 

Während ſich jo in den Städten die alte genoffenichaftliche Freihert erhielt und in 
ihrer Fortentwidelmg auch die Berölferung tiefer ftehender Rechtskreiſe in fich aufnahm, 
wuchlen an den Höfen der Grumdherren die verichiedenen ftändifchen Elemente, Schutzbe— 
fohlene, freie, hörige, Teibeigene Hinterfaffen in Eine börige Gemeinde zuſammen, für 
welche fich ein gemeinſames Recht, Das Hofrecht, ausbildete. 

‚ (Arnold, Zur Geſchichte des Eigenthums in ben deutſchen Städten, 1861; Ficer, Bom 
Neichsfürftenftande, 1861; Stobbe, Die Stände des Sadjenfpiegel® in der Zeitfchrift für deut- 
ſches Recht, XV; von Fürth, Die Minifterialien, 1836; Ficker, Vom Heerſchilde, 1562; 
Nitzſch, Minifterialität und Bürgerthum, 1859; Roth von Schredenftein, Das Patriciat 
in ben deutſchen Städten, 1856; R v. Maurer, Geſchichte der Frohnhöfe, der Bauernhöfe und 
ber Hofverfafjung in Deutjchland, II, III, IV, 1562 — 63.) 

$. 15. Das geichriebene Recht der vorigen Periode fam im Laufe diefer aufer 
Gebrauch. Die Umgeftaltimg der VBerfaffungsgrundlagen, die neuen Standesverhältniſſe, 
die mit dem Gulturzuftande fich ändernden Rechtsanſchauungen Ichoben die Rechtsſätze der 
Leges und GCapitularien, auch wenn fie ſich gewohnheitsrechtlich feſtgewurzelt hatten, all- 
mählig bei Seite, Das Net ift bis ins dreizehnte Jahrhundert vorzugsweife wieder 
ungejchriebenes Recht, Durch Schöffenſprüche fortgebilvet, in zweifelhaften Fällen durch 
Aufnahme eines Weisthums feftgeftellt, Das ift Durch eine Ausfage über geltendes Ge— 
wohnheitsrecht, welche auf amtliche Inquisitio hin von glaubwürdigen, vechtöfundiger 
Märmern abgelegt wird. | 

Die Rechtsbildung nahm denfelben Gang wie die politiſche Entwidelung, den Gang 
der Bereinzelung und des Particularismus. Abgefehen von der aus der vorigen Periode 
überfommenen Bejonderheit der Stammesrechte ſchieden fich für gewiſſe Rechtsverhältniſſe, 
für beftimmte Bewölferungsflaffen und für einzelne Territorien neue Rechtsgebiete aus, 
welche mit der Bildung von Sondergerichten zuſammenhängen. Streitigfeiten aus dem 
Lehnsverhältniſſe, ſowohl des Herrn mit dem Yehnsmann als auch dev Lehnsmannen 
untereinander, famen wor das Lehnsgericht, an welchem der Herr als Nichter, die Lehns— 
mannen als Urtheiler fungirten. Das hier zur Ausbildung gelangende Recht ift Das Lehn- 
recht, der Gegenfag zum Landrechte, welches in den öffentlichen Gerichten der Grafſchaft und 
der Hundertichaft gehandhabt wurde. Streitigfeiten aus den Dienft= und Gutsverhält- 
niffen der Grundholden wurden im Hofgerichte des Grundherrn entichieden. Der Bes 
amte dejjelben, der Bogt, Schulze oder Maier, mar Richter, die Dorfgenoffen fanden 
das Urtheil Da auf der einen Seite die Lerbeigenen rechtsfähig wurden, auf der andern 
die Gerichtöbarteit des Herrn durch die Immunität auch die übrigen Hinterfaffen mit 
ihrer geſammten Rechtsſphäre erfaßte, dehnte fi) das Hofrecht auf ſämmtliche Nechts- 
beziehungen dev Hofgenofjen aus. Die Dienftmannen fanden zu Recht wor dem Gerichte 
ihres Dienftheren, welches gleichfalls Hofgericht hieß. Mit der fteigenden Bedeutung der 
Minifterialität ftreiften fie die Schranke des Dienſtrechtes ab und wurden bezüglich ihrer 
Yehen des gemeinen Lehnrechts, im übrigen des Landrechts theilbaftig. 

In den Städten lebten vor Entwidelung des dem deutichen Rechte eigenthimlichen 
Stadtbegriffes die freien Geſchlechter nach Landrecht, die Minifterialen nad) Dienftrecht, 
die Handwerker nad Hofrecht. Auf verſchiedenen Wegen bildete ſich in den einzelnen 
Städten für ſämmtliche Einwohner ein gemeinfchaftlihes Gericht, mit weldem der Aus— 
gangspunft für ein den Städten eigenthümfiches Necht gegeben war: „Bon nun an find 
alle mit Einem Rechte begriffen, die in dem Weichbilde geſeſſen find“. Hie und da haben 
ſich ſelbſtſtändige Stadtrechte (Urrechte) entwidelt. Viele Städte dagegen empfingen ihr 
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Recht durch Bewidmung, d. h. indem fie fih Das in einer anderen ausgebildete Stadt— 
vecht übertragen liegen. Auf diefem Wege bildeten fidy ausgedehnte Stadtrechtöfamilien. 
Die Mutterftadt blieb gewöhnlich als Oberhof in dauernder Berbindung mit der Tochter: 
ftadt. Wenn nämlich die Schöffen diefer des Rechtes nicht weile waren, fragten fie um 
Rechtöbelehrung bet den Schöffen der Mutterftadt an, oder legten ihnen geradezu den 
Rechtsfall zur Enticheivung vor. Lübeck, Magdeburg, Eiſenach und Frankfurt waren die 
berühmteften Oberböfe. Deutſches Stadtrecht drang auch über die Grenzen des Reiches 
in die benachbarten ſlaviſchen und ungariichen Yande ein. Die zahlreichen Colonien, 
welche die Deutichen bier gründeten, wahrten ſich das deutſche Stadtrecht. In Polen 
wurde magdeburgiiches Hecht weſentliches Merkmal des Stadtbegriffes und verpflanzte es 
fich als Stadtrecht zer EFoyrv ſelbſt in Städte mit vollftändig undeutſcher Bevölkerung. 
Auch Dörfer erlangten bier das jus teutonicale und von den Städten aus gingen 
deutiche Rechtsfäge in das Gewohnheitsrecht der Adelögerichte Polens über. 

Als mit dem Empertommen der Yandeshoheit fi innerhalb der Stammesgebiete 
jelbftftändige Territorien ausgeſchieden hatten, bildete ſich in einigen derfelben ein vom 
allgemeinen Stammeörcchte verichiedenes Territorialvecht, für welches das landesherrliche 
Gericht den Kryftalliiationspunft abgab, So haben ſich z. B. in Baiern, wo die Zer— 
jegung des Stammesrechted am meiften wirkte, für Oefterreih, Salzbıng, Oberbaiern 
und Steiermark bejondere Territorialrechte entwidelt. Abgeſehen hievon hat mancher 
fleinere Yaudftrich, mand einzelner Gau fein Sonderrecht hervorgebracht. 

. Seit dem dreizehnten Jahrhundert taucht in Deutichland geichriebenes Hecht in 
Maſſe auf. Seinem Urfprunge nad) ift es entweder Sabung, oder einfache Nechtsauf- 
* zeichnung oder juriftiiche Bearbeitung des Rechtes (Rechtsbücher). 

Das Reihsrecht liefert bis in das dreizehnte Jahrhundert nur ſpärliche Quellen. 
Thätiger wurde die Geſetzgebung in der Zeit der Staufer, welche einzelne ihrer Geſetze 
behufs größerer Berbreitung dem Corpus juris eivilis einfügen ließen. Die eigentlichen 
Reichsgeſetze (Constitutiones) wurden mit der auf den Neichstagen ertheilten Zuſtim— 
mung der Großen des Reiches erlaffen. In den ausſchließlichen Wirkungsfreis des 
Königs fielen die Mandate und Privilegien. Die Urtheile des Königsgerichtes zäblen als 
Rechtöquelle, ſofern die in zweifelhaften Fragen getroffene Entſcheidung für künftige gleich 
artige Fälle als Norm dienen follte. Der Thätigkeit Des Königsgerichtes verdanken aud) 
die Reichsſentenzen ihre Entftehung, Fürftenweisthümer, welche allgemeine Ausſprüche über 
Rechtsfragen enthalten. Dem Inhalte nach haben wir unter den Reichsgeſetzen haupt⸗ 
ſächlich zu untericheiden: 1) Berfaffungsgefege Als ſolche find zu nennen: dag 
Wormier Concordat von 1122, die Constitutio de regalibus von 1158, die Confoe- 
deratio cum principibus ecelesiasticis von 1220, das Statutum in favorem prin- 
eipum von 1231—32, die Constitutio de jure et excellentia imperii von 1338, die 
goldene ‚Bulle von 1356. — 2) Strafgejege, inöbefondere Yandfriedensgejege, 
„Der erite Anfag zu einem gemeinichaftlichen gejetlichen Rechte”. Die Neichögemalt war 
nicht in der Lage, den zahlreichen Fehden und Störungen des öffentlichen Friedens auf 
normalem Wege zu fteuern. Die Könige ſahen fich daher genöthigt, in kürzeren Zwiſchen— 
räumen auf eine beftimmte Anzahl von Jahren Yandfriedenögelege zu erlafien, deren 
Aufrechthaltung fie ſelbſt beſchvoren und von den Großen beſchwören hießen. Je mehr 
das Königthum ſank, deſto mehr nahmen die Landfrieden den Charakter beſchworener 
Einungen zwiſchen König und Reichöftinden an. Sie enthalten nicht blos Beſtimmungen 
über Friedensbruch, ſondern auch jonftige ftrafrechtliche, procefjuale und polizeiliche Vor— 
Ichriften. Der ältefte für Deutſchland erlaſſene Yandfrieven wurde 1103 zu Mainz auf 
vier Jahre beichworen. Auf ihn folgen als die wichtigften ein Yandfrieden Heinrichs V. 

v. Soltzendorff, Encyhelorädie ber Rechtswiſſenſchaft. T. 11 


162 11. Die geſchichtlichen Grundlagen der dDeutichen Rechisentwidelung ır. 


von 1121—22, einer von Friedrich I. von 1156, Die Constitutio contra incendiarios 
von 1187, zwei Landfrieden König Heinrichs VIL von 1224(?) und 1234. Auf 
letzterem fußt Die berühmte Constitutio Moguntina, welche Friedrich Il. 1235 zu 
Mainz erließ und im fünfzehnten Jahrhundert der Juriſt Nicolaus Wurm glofjirte. 
Sie bildet die Grundlage der ſpäteren Yandfrieven, deren nad dem Interregnum eine 
große Zahl theils allgemeiner, theils particularer Geltung vereinbart wurde. 1495 
fan auf einem Neichstage zu Worms ein ewiger Yandfrieden zu Stande, welchen man 
auf folgenden Reichstagen mehrmals vepublicirte, erläuterte und mit Zujägen verſah. 

Rechtsbücher. Die juriſtiſche Bearbeitung des Rechtes hat ihren Ausgangepunft 
in der epochemachenden Darftellung des Sachſenrechtes, melde uns im Sachſeunſpiegel 
vorliegt. Diefen verfaßte um das Jahr 1230 ein Schöffe der Grafſchaft Billingshohe, 
der Ritter Eife von Repkow. Er fchrieb fein Werk zuerft in Iateinifcher Sprache, um 
es dann auf Veranlaffung des Grafen Hoyer von Falfenftein in niederſächſiſcher Mund: 
art abzufajfen. Der Sachſenſpiegel zerfällt in ein» Landrechts? und in ein Lehnrechtsbuch. 
Die Darftellung des Dienſt-, Hof und Stadtrechtes hat der Verfaffer aus feinem Unter: 
nehmen ausgeichloffen. Die lateiniſche Vorlage des Landrechts fehlt und. Die des Yehn- 
rechts ift uns in dem f. g. Vetus auctor de benefieiis erhalten. Im Gegenfate zu 
den rechtlichen Neubildungen feiner Zeit hält Eife mit Vorliebe an den von den Bor: 
fahren überlieferten Traditionen feſt. Auf Grund des Sachſenſpiegels enttand in Süd— 
deutſchland um die Mitte des dreizehnten Jahrhunderts dev Spiegel der deutſchen 
Leute, eine Arbeit, welche fich nicht auf em einzelnes Stammesrecht beſchränkt, ſondern 
allgemein deutſches Necht darjtellen will. . Der Sachſenſpiegel Yandrechts ift darin bis 
II, 12, $. 13 den ſüddeutſchen Verhältniſſen entiprechend umgearbeitet, von da an mit 
wenigen YWenderungen ind Oberdeutſche überfegt. Das letztere gilt auch vom Lehnrecht. 
Der Deutjchenfpiegel wurde übrigens bald verdrängt durch Das kaiſerliche Land- und 
Lehnrechtsbuch, den ſ. g. Schwabenfpiegel, welder nad einem fürzlich aufgefundenen 
urfundlichen Zeugniſſe Then i. J. 1268 handſchriftlich eriftirte. Die im Deutichenfpiegel 
nicht vollendete Arbeit wurde von dem unbefannten Verfaſſer des Schwabenfpiegels zu 
Ende geführt, welcher Den ganzen Sachſenſpiegel, wie er ihm in der Form des Deutfchen: 
fpiegels vorlag, zu einer Darftellung des deutjchen Nechtes überhaupt umarbeitete. Sach— 
jenipiegel und Schwabenſpiegel gelangten zu großem Anjeben und weiter Verbreitung. 
Schon im vierzehnten Jahrhundert wurden fie für Werke Fatlerlicher Geſetzgebung ge— 
halten und als jolde in den Gerichten benützt. Sie wurden beide ins Lateiniſche, Der 
Sachſenſpiegel ins Holländische und Polniſche, der Schwabenjpiegel ins Franzöſiſche und 
Gzechifche überfegt, erſterer im vierzehnten Jahrhundert gloffirt. Die ältefte Gloffe des 
Landrechts rührt von dem märkiſchen Ritter Johann von Buch; fie ift die Grundlage 
für die Arbeiten der fpäteren Gloſſatoren. Unter den zahlreichen Bearbeitungen des 
Sachſenſpiegels ift das Görliger Rechts buch hervorzuheben, weldyes in jenem Lehn= 
rechtlichen Theile auf den Vetus auctor de benefieiis zurüdführt. Auf einer Be: 
arbeitung des Schwabenfpiegels beruht ein für das Bisthum Freifing ausgenrbeiteteg 
Landrechtsbuch; es bat vermuthlich den Borfpreder Ruprecht von Freiling zum 
Verfaſſer, welder 1328 mit Benügung des Schwabenfpiegels ein Freiſinger Stadtrechts— 
buch ausarbeitete. Beide Werke wurden im fünfzehnten Jahrhundert zu Einem Rechts— 
buche für Yand und Stadt Freifing verbunden. 

In den legten Jahren des dreizehnten oder in Den erjten des vierzehnten Jahrhun— 
derts, jedenfalld wor 1320, jchrieb, wahrjcheinlich im fränkiſchen Helfen, ein uns unbe— 
fannter Autor ein Nechtöbuch, welches das Fleine Kaiſerrecht genannt wird. Es 
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will gemeines Recht darftellen, wie e8 Karl der Große der ganzen Chriftenheit geſetzt 
babe und pflegt für Die einzelnen Rechtsfäge des Kaiſers Gebot als Quelle anzuführen. 

Eine Ergänzung zum Sachſenſpiegel, nämlid eine Darftellung des Proceſſes der 
ſächſiſchen Landgericht, Tiefert der Richtſteig Yandredts, melden der erwähnte 
Jobann von Buch vermuthlich um 1335 verfaßte. Noch im vierzehnten Jahrhundert 
arbeitete ein umbefannter Verfaſſer das Seitenſtück zu diefem Rechtsbuche, den Richt- 
fteig Lehnrechts, aus. Fir den ſächſiſchen Rechtsgang find noch zwei kleinere Arbeiten 
aus der Mitte des vierzehnten Jahrhunderts zu nennen, die Cautela und die Premis 
des Hermann von Desfeld, welhe Vorfichtsmaßregeln fir das Benehmen vor Gericht 
enthalten. Ferner die rechte Weiſe des Lehnrechts, eine Fleine Schrift über den 
Lehnsproceh, die weſtfäliſchen Behbmgerihtsbücer und die Informatio ex spe- 
culo Saxonum, eine Arbeit wahricheinlih aus der zweiten Hälfte des fünfzehnten 
Jahrhunderts, welche die Praxis der ſächſiſchen Gerichte jener Zeit in ihren Abweichungen 
vom Sachſenſpiegel kritiſirt. 

Die wichtigſten Stadtrechtsbücher ſollen im Zuſammenhang mit den übrigen Quellen 
des Stadtrechts genannt werden. 

Territorialrechte. Mit der Ausbildung der Landeshoheit erlangten die Fürſten 
auch das Recht, Privilegien zu ertheilen, ſowie mit Zuſtimmung der Großen des Landes 
allgemein bindende Normen zu erlaſſen. Solche durch Satzung entſtandene Landesord— 
nungen find die Culmſche Handfeſte von 1232 für das deutſche Ordensland, die ſalz— 
burgiſche Yandesordnung von 1328, das oberbairiſche Landrecht Kaiſer Ludwigs von 
1346, das für das Fürſtenthum Breslau ausgearbeitete Landrecht von 1356, eine officielle 
Bearbeitung des Sachſenſpiegels. Als bloße Aufzeichnungen des geltenden Rechtes er— 
ſcheinen das öfterreichifche Yandesrecht aus dem dreizehnten Jahrhundert, das Ritter- und 
Landrecht der Grafihaft Berg aus der erften Hälfte des vierzehnten Jahrhunderts und 
ein ſteiriſches Landesrecht, wahricheinlih aus dem vierzehnten Jahrhundert. Autonomer 
Satzung verdanfen ihre Entftehung die friefifchen Küren, welde fich der Stamın der 
riefen von 1200 — 1361 auf feinen in altgermanticher Weile abgehaltenen Landesver— 
ſammlungen ſetzte. Wie in Friesland Hat fih auch um Yande Dithmarſchen die alte 
freie Bauernverfaffung erhalten. Aud bier wurde das Recht durch Autonomie fort: 
gebildet und 1447 zuerft aufgezeichnet. 

Das Dienftrecht geftaltete ſich an den Höfen der verichtedenen Dienftherren in 
größter Mannichfaltigfeit, da der Minifterialität die einheitliche Spige fehlte, wie fie das 
Lehnweſen im Königthum befaß. Die wichtigften Dienftrechte find Die von Baſel, Bam— 
berg, Köln, Magdeburg, Hildesheim und die Eatung des Grafen Dtto von Teklenburg. 

Die Hofrechte haben fid) weitaus zum größten Theile als Gewohnheitsrecht ent= 
widelt. Satzungen des Hofrechts find felten. In den Dörfern und Bauerjchaften war 
es Sitte, daß alljährlih an beftimmten Tagen das beftehende Recht gemiejen wurde, 
Der herrichaftliche Vogt oder Maier fragte im Dorfding, was in einem beftimmten Falle 
Rechtens fer. Beeidigte Dorfgenofien gaben die Antwort. Im Wechſel ſolcher Fragen 
und Antworten wurde der Stoff des Gewohnheitsrechtes mehr oder minder erjchöpft, um 
melden es ſich innerhalb der beicheivenen Grenzen einer Dorfgemeinde handeln Tonnte. 
Im Laufe der Zeit wurden aus beftimmten Beranlaffungen oder in der allgemeinen Er: 
wägung, Daß die Schrift dauerhafter fei ald das Gedächtnig der Menſchen, dieſe Rechts— 
weifungen aufgejchrieben. Die Aufzeichnungen beißen wie ihr Gegenftand Weisthümer, 
Taidinge, Bantaidinge, Oeffnungen u. dgl. 

Das geichriebene Stadtrecht weift ald ältefte Duelle Privilegien (Handfeften) auf, 
welche zuerft die Könige, dann auch die Landesherren ertheilten, Seit dem dreizehnten 
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Jahrhundert. erlangten die Städte das Kürrecht, die Befugniß der Autonomie. Bon da 
an treten die Rathöverorduungen und Cchöffenfagungen in den Kreis der Stabtrechtö- 
quellen, Unmittelbaren Anlaß zur Aufzeichnung des ungelchriebenen Gewohnheitsrechtes 
gab nicht felten das Anfuchen um Bewidmung. So wurde namentlicd, das Magdeburger 
Recht in ausführlichen Rechtömittheilungen des dreizehnten und vwierzehnten Jahrhunderts 
aufgezeichnet. Hie und da legte man Urtheilsbücher, jo in Stendal 1334, anderwärts 
Stadtbücher an, melde das gefammte, der Stadt eigene Recht zufammenftellen, außerdem 
aber auch Aufzeichnungen aus dem öffentlichen Yeben der Stadt und Eintragungen über 
Rechtsgeſchäfte enthalten. Ueber das Stadtrecht find ferner juriftiiche Arbeiten und Sam: 
melwerfe verfaßt worden. Im erfter Linie ftehen die Bearbeitungen des Magdeburger 
Rechts, von melden die wictigften find: 1) das fahfifhe Weihbild. Ende des 
dreisehnten und Anfang des vierzehnten Jahrhunderts wurde auf Grund von Magde— 
burger Rechtsbewidmungen das |. g. Magdeburger Schöffenrecht ausgearbeitet. Nach 1304 
verfaßte ein unbelannter Autor eine belehrende Arbeit in 27 Artikeln, welde die Grunde 
füge des ſächſiſchen Stadtrechts im Gegenſatz zum Yandrecht darſtellt. Beide Arbeiten 
wurden ohne innerliche Ausgleihung des Stoffes miteinander verbunden. Das Ergebniß 
diefer Verbindung ift das vielgebrauchte ſächſiſche Weichbild, welches ins Lateiniſche, Pol— 
nifche und Czechiſche überſetzt und gloffirt wurde. 2) Das Rechtsbuch nad Di- 
ftinctionen (ſchleſiſches Landrecht, vermehrter Sachjenfpiegel), jo genannt nad der 
Eintheilung in Diſtinctionen. Der Verfaſſer will Weichbild ſächſiſcher Art überhaupt 
darftellen und beftrebt fih, die Unterjchiede zwiſchen Landrecht, ſtädtiſchem Gewohnheits- 
recht umd Stadtrecht nach kaiſerlichem Privilegium anzugeben. Für das erfte ift der 
Sachſenſpiegel, für das zweite das Magdeburger Recht, für Das dritte das Stadtrecht von 
Goslar benügt. Das ausführliche Rechtsbuch entftand nach der Mitte des. 14. Jahrhun— 
dertö in der Mark Meifen. Im der zweiten Hälfte des fünfzehnten wurde e8 mit Zu: 
ziehung anderer Quellen für die Berhältnijie von Eifenah zu dem |. g. Eifenader 
Rechtsbuch umgearbeite. 3) Die Blume von Magdeburg. Um 1386 ver- 
faßte der vomaniftich geſchulte Yurift Nicolaus Wurm von Neu-Ruppin, ein ebenfo 
fruchtbarer als geichmadlofer Schriftfteller, ein Rechtsbuch, welches ſich für eine Arbeit 
des Magdeburger Schöffenftuhls ausgibt. Wurm ſelbſt arbeitete es ſpäter in ein neues 
Wert um, welches er Blume des Sachjenfpiegeld nannte, — Den ſächſiſchen Stadtrechts- 
büchern ftehen am nächſten jene Arbeiten, die auf Grund von Schöffenfprücen in Verbin- 
dung mit anderen Uuellen verfaßt wurben. Hieher gehören: 1) die Magdeburger 
Fragen, zwiſchen 1386 — 1402 in Preußen entftanden, eine Sammlung von Ans 
fragen, wie fie nach Magdeburg als Oberhof gerichtet wurden, und den darauf hin er— 
gangenen Urtheilen in ſyſtematiſcher Zufammenftellung; 2) das Glogauer Redts- 
bud von 1386; 3) das ſyſtematiſche Schöffenreht, aus der Mitte des 
vierzehnten Jahrhunderts, auf Magdeburg- Breslauer Bewidmungen und Breslauer 
Schöffenſprüchen beruhend. Seine ſyſtematiſche Anordnung ift von Intereffe, weil fie ſich 
vom vömijchen und kanoniſchen Rechte durchaus unabhängig hält. 4) Der Culm oder 
das Culmiſche Recht iſt zurüdzuführen auf das ſyſtematiſche Echöffenrecht, dem eine große 
Anzahl von Stellen des Schwabenſpiegels eingefügt wurde. 5) Die neun Bücher 
Magdeburger Rehts oder die ſ. g. Pölmannſchen Diftinetionen (jo nady dem erften 
Herausgeber genannt), 1402 verfaßt von dem Stadtſchreiber Walter Ekhardi von Thorn, 
welder darin das Rechtsbuch nad Diftinetionen, ven Sachſenſpiegel Landrechts, das 
Weihbild und deſſen Gloſſe, jowie die Magdeburger Fragen werarkeitete. 

Bon den ſüddeutſchen Stadtrechtsbüchern it neben dem ſchon genannten des Ruprecht 
von Freifing als eine der befferen juriſtiſchen Yeiftungen Des. Mittelalters das Brünner 
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Schöffenbuc hervorzuheben, welches der im römiſchen und kanoniſchen Rechte bes 
wanderte Stadtichreiber Johannes von Brünn aus Brümner Privilegien, Willfüren und 
Scöffeniprüchen zufammenftellte, 

Als Nechtöquelle dieſes Zeitalters kommen endlich noch die Formelbücher in Betracht, 
welde mitunter ihren Formularen theovetiihe Auseinanderfegungen über Die bezüglichen 
Rechtsgeſchäfte beifügen. Auszuzeichnen ift in diefer Beziehung das Baumgartenber- 
ger Formelbuh aus dem Anfang des wierzehnten Jahrhunderts. 


(Meichögefebe: DO. Stobbe, Geſchichte der deutſchen Rechtsquellen, $. 48 fi.; Monu- 
menta Germaniae LL. II, ed. Pertz; Neue und vollftändige Sammlung der ReichSabfchiede, 
1747 fi. (Sentenberg’fde oder Koch' ide Sammlung); Emmingbaus, Corpus Juris Ger- 
manicı academicum, 2. Aufl. 1944; Deutihe Reihstagsakften, berausgeg. von ber hiſto— 
rifchen Commiffion der Alademie der Wiffenfchaften zu Münden, I, 1: Deutſche Reichstagsakten 
unter König Wenzel 1376— 1387, berausgeg. von Jul. Weizfäder; Böhlau, Nove Con- 
stit. Domini Alberti, 1858; Kluckhohn, Geichichte des Gottesfriedens, 1857. 

Nehtsbüdher: Homever, Die deutichen Nechtsbücher des Mittelalters und ihre Hand— 
ſchriften, 19856. Sadfjenfpiegel: Homeyer, Des Sachſenſpiegels erfter Theil (Landredt), 
3. Ausgabe 1861; des Sacfenfpiegeld zweiter Theil nebft den verwandten Rechtsbüchern, I, 2; 
1. Ausg. 1842—44. Aus der reichhaltigen Literatur: Homeyer, Die Stellung des Sadjfen- 
ſpiegels zum Schwabenfpiegel, 1853; Fider, Ueber die Gntftehungszeit des Sachtenfpiegel® und 
die Ableitung des Schwabenfpiegel® aus dem Deutjchenfpiegel, 1559. — Der Spiegel ber 
deutfhen Leute, berausgeg. von Ficker, 1859; Ficker, Ueber einen Spiegel ber beut- 
ſchen Leute und defien Stellung zum Sadfenfpiegel und Schwabenſpiegel, 1857. — Sog. 
Schmabenfpiegel, beransgeg. von Freib. v. Yaßberg, 1840; von Wadernagel, 1840; 
von Gengler CCandrechtsbuch), 1853; von v. Daniels in den Rechtsdenkmälern bes beut- 
ſchen Mittelalterd fynoptifh mit dem Sadfenipiegel und dem franzöſiſchen Schmwabenfpiegel. 
Eine kritifche Ausgabe des Schwabenfpiegels fehlt. Yaband, Beiträge zur Kunde bes Schwa— 
benipiegels, 1861, und in ber Zeitfchrift für Rechtögefchichte, III, 125; Ficker, Zur Genealogie 
der Handjchriften des Schwabenfpiegels, 1862; Rodinger, Zur näheren Beftimmung der Zeit 
der Abfafjung des ſ. g. Schwabenfpiegels, Berichte der Münchner Akad., 1867, ebendafelbft deſſen 
Mittbeilungen über einzelne Handicriften. — Das Görliger Rechtsbuch bei Marek: 
Sadjenfpiegel, II, 2. — Das Stadt- und Landrechtsbuch Ruprechts von Freifing, ber- 
ausgeg. von L. v. Maurer, 1839. — Das Kaiferreht nah der Hanbicrift von 1372, 
berausgeg. von Endemann, 1846. J. von Gofen, Das Privatrecht nach dem Meinen Kai- 
ferrecht, 1866. — Der Richtſteig Landrechts nebſt Cautela und Premis, berausgeg. von 
Homever, 1857. Der Richtſteig Lehnrechts bei Homever, Sacdfenfpiegel, II, 1. — 
Ueber die Vehmrechtsbücher ſiehe Wächter, Beiträge zur deutſchen ei insbeſondere 
zur Geſchichte des deutſchen Strafrechts, 1845. — Homeyer, Ueber die Informatio ex 
speeulo Saxonum, 1856. 

Zerritorialrehte. Die Culm’fhe Handfefte bei Leman, Das alte kulmiſche Recht, 
1838. — Die falzburgifbe Landesordnung bei Rößler, Ueber die Bedeutung und 
Behandlung der Gefhichte des Rechts in Defterreih, 1347. — Bairifhes Landesrecht bei 
Freyberg, Sammlung biftoriiher Schriften und Urkunden, 1827—1839, IV. Cine kritiſche 
Ausgabe fehlt. Rodinger, Zur äußeren Gefchichte von König Ludwigs oberbaierifhem Land— 
amd Stadtrechte, 1863 (Oberbairifches Archiv, XXIII); Defielben Vorarbeiten zur Tertesausgabe 
von König Ludwigs oberbaierifchen Landrechten, 1569; Dfjenbrüggen, Das Strafrecht in König 
Ludwigs Landrechtsbuch, im deſſen Studien zur beutfden und ſchweizeriſchen Rechtsgeſchichte, 
1868. — Defterreihifhes Landesrecht im Arhiv für Kunde öfterreichifcher Geſchichts— 
quellen, 10 (ed. Meiller), und bei v. Haſenöhrl, Defterreichifches Landesrecht im 13. und 
« 14. Jahrhundert. 1867. Aus der reihhaltigen Literatur: Siegel, Situngsberichte der Wiener 
Alademie 35, undv. Haſenöhrl im cit. Archiv 36.— Bifchoff. Leber ein mittelalterliches fteier- 
möärkifches Landrecht, 1868. — Das Berg’fhe Landesrecht bei Yacomblet, Archiv für 
Geſchichte des Niederrheins, 1832, I. — Frieſiſche Rechtsquellen, berausgeg. von Freib. 
v. Richthofen, 1840. — Das Dithmarſcher Landrecht bei Michelſen, Sammlung 
altdithmarſcher Rechtöquellen, 1842. 

ienſtrechte Wadernagel, Das Biſchofs- und Dienftmannenreiht von Bafel, 1852; 
die Übrigen angeführten Dienſtrechte bei v. Fürth, Minifterialen, 1836. 

Hofrechte. eisthümer, berausgeg. von I. Grimm (nach deſſen Tode fortgeſetzt von 
R. Schröder), 5 Bde, 1540 — 66; Kaltenbäd, Die öfterreihifchen Nechtsbicher des Mlittel- 
alters, I; Die Pan- und Bergtaidingsbücher, 1846, 47. Die öfterreichiichen Weistblimer harren 
einer Gefammtausgabe dur die Akademie der Wiſſenſchaften in Wien. 

Stadtrechte. Gaupp, Deutſche Stadtrechte des Mittelalters mit recbtsgeichichtlichen Er- 
läuterungen, 1851, 52; Gengler, Deutfhe Stabtredte des Mittelalters tbeild verzeichnet, 
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theils vollftändig oder in Probe-Ausziigen, 1852; Gengler, Codex juris municipalis Ger- 
maniae medii aevi, 1863, 1; Biſchoff, Defterreihifche Stadtrechte und Privilegien mit fi- 
teraturangaben und Anmerkungen, 18575 Gaupp, Das alte Magdeburgiſche und Halliſche 
Recht, 1826; Franklin, Weisthlimer für Breslau, 18565 Michelfen, Der ehemalige Ober— 
bof zu Lübeck, 18395 Thomas, Der Oberhof zu Frankfurt a. M., 1841; Tomaſchel, Der 
Oberhof Iglau in Mähren und feine Schöffenſprüche aus dem 13.—16. Jahrh. 18685 Göſchen, 
Die Goslarifchen Statuten, 1840; ESchöffenurtbeile bei Waſſerſchleben, Sammlung benticher 
Rechtsquellen, 1860, und bei Stobbe, Beiträge, 1865; Behrend, Ein Etendaler Urtheilsbuch 
aus dem 14. Jahrhundert (mit eingehenbem Commentar), 1868; Homeyer, Etabtbricher des Mit- 
telalters, in$befondbere das Stabtbud von —— 1860. — Das ſächſiſche Weihbildx., 
berausgeg. von v. Thüngen, 1837; dat buk wichbelde recht, berausgeg. von v. Daniels, 
1553, und mit der Gloſſe in deſſen Hechtsdentmälern. — Das Rechtsbuch nah Diftinctio- 
nen nebft einem Eiſenachiſchen Rechtsbuch, berausgeg. von Ortloff, 1836. — Die Blume von 
Magdeburg, herausgeg. von Böhlau, 1868. — Die Magdeburger Fragen, beraus- 
eg. von Behrend, 1865. — Tas Glogauer Rechtsbuch bei Walferfchleben, Sammlung. 
eutfcher Rechtsquellen. Das Magdeburg- Breslauer foftematifhe Schöffenrecht, beraus- 
eg. von Laband, 1863. — Yeman, Das tulmifhe Recht, 1838, cf. Stobbe in Zeit- 
Miet für Deutſches Recht, XVII. Eine ſchleſiſche Sammlung von Schöffenſprüchen in Verbin— 
dung mit anderen Quellen bei Böhme, Diplomatie Beiträge zur Unterfuhung der ſchleſiſchen 
Rechte und Geſchichte, IL, 2. — Die neun Büder ee Rechts, herausgeg. 
von Steffenhagen, 1865. — Das Brünner Schöffenbüch bei Rößler, Deutſche Rechts— 
benfmäler aus — und Mähren IL, 1852. — Rockinger, Ueber Formelbücher vom 13. 
bis zum 16. Jahrh. als rechtshiſtoriſche Ouellen, 1855. Rodinger, Briefftcller und For mel- 
bücher des 11.— 14. Jahrhunderts, 1863/64, in den Quellen zur Baier. u. d. Geſch.; Bärwald, 
Das Baumgartenberger Formelbuh in ben Fontes rerum austriacarum, 2. Abth. XXV.) 

$. 16. Das deutſche Reich war ein Wahlreih. Doch hielt man fid, anfänglich bei 
den Wahlen an das vegierende Gefchlecht und wählte nicht jelten noch bei Lebzeiten des 
Königs deſſen Sohn als Nachfolger, ein Umftand, der vielleicht zur Ausbildung der Erb— 
monardyie hätte führen fünnen. Dem wurde vorgebeugt, indem eine Fürftenverfammlung 
von 1077 zu Forchheim das freie Wahlrecht im Gegenfat zur früheren thatfächlichen Ges 
pflogenheit von neuem feftftellte. Heinrich VI aus dem Haufe der Staufer machte ſpäter 
einen vergeblicyen Verſuch Die Krone in feinem Gefchlechte erblich zu machen. Anſprüche, 
welche der Papft namentlich bei Zwiekuren bezüglich der deutichen Königswahl erhob, 
wurden durch den Kurverein won Rhenſe und die constitutio de iure et excellentia 
imperii 1338 zurüdgemiefen. 

Ursprünglich war die Wahl ein Recht des ganzen deutichen Volkes. Formell erfcheint 
fie als ein wor dem Reiche gefundenes Urtheil, daß diefem oder jenem die Krone zufomme, * 
Wie bei der Urtheilfindung im Königsgerichte gaben auch beim Wahlgange nur die Uns 
gefehenften ihre Stimmen ab. Das übrige Bolt war von je auf das Recht der Folge 
beichränft, welches feit dem zwölften Jahrhundert binwegfiel. Yon da an wählten nur mehr 
die Fürften und zwar in der Weile, daß die hereorragendften ftunmten, die übrigen folg— 
ten. Das Stimmrecht firirte ſich im Yauf der Zeit auf jene Fürften, welche bei der Krö— 
nungshandlung rechtlich betheiligt waren, nämlich auf die drei rheinischen Erzbiichöfe und 
die Inhaber der vier Erzämter. Die Krönung batte damals einen ftaatsrechtlicgen Cha— 
rakter. Erſt Durch fie gelangte dev Gewählte in den Befig der königlichen Gewalt. So 
tonnte es kommen, daß Die rechtliche Theilnahme an der Krönungshandlung, welche eine 
ausdrückliche Anerfenmung des neuen Königs involvirte, auf die Ausbildung des Wahl- 
rechts zurückwirkte. Dieſe ausichlieglich ſtimmberechtigten Fürften, die Kurfürſten, ſchloſſen 
endlich auch das Folgerecht der übrigen Fürſten aus. Das Majoritätsprincip brach ſich 
in der Wahlpraxis, auch als die Zahl der Wähler eine geſchloſſene war, nur langſam 
Bahn. Eine eingehende Regelung der Königswahlen gab die goldene Bulle von 1356. 

Beſtimmungen über vormundſchaftliche Regierung fehlten. Dagegen haben ſich, ſeit 
die Wahlen das Geſchlecht nicht mehr berüdfichtigten, feſte Grundfäge über das Reichs— 
vicariat gebildet. 
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Der König lebte nach fränkiſchem Rechte. Sein Gerichtöftand war in weltlichen 
Sachen der Pfalzgraf bei Rhein, in geiftlichen der Papft. 

Die königlichen Rechte find im dieſer Zeit im allgemeinen diefelben wie in der 
vorigen Periode. Ihre Zahl hat ſich jogar noch vermehrt Trotzdem ging die königliche 
Gewalt einer nachhaltigen Schwächung entgegen. Einerſeits wurde deren Umfang durch 
zahlreiche Eremtionen geichmälert, in Folge deren der Inhaber der Immunität die bis da= 
bin öffentlichen Rechte im eigenen Namen und zu eigenem Nugen ausübte. Andererfeits hand— 
habte der König die öffentliche Gewalt, ſoweit er nicht jelber thätig war, nicht mehr 
durch Beamte im eigentlichen Sinne, ſondern durch Lehnslente, welche das Amt zwar im 
Namen des Königs aber zu eigenem Nuten verwalteten. 

Der König hatte die Heergemalt. Die Neichöheerfahrt wurde auf den Reiche: 
tagen mit Zuftimmung der Fürſten beichloffen und von Heinrich V. bis Heiurich VT. 
von denjelben ausdrücklich beſchworen. Die Laft des Kriegsdienftes ruht nun hauptſäch— 
(ich auf den Yehnsbefigern. In geringerem Maße werden die allodinlen Grundbeſitzer 
dazu herangezogen. Das Lehnweſen ift auch darin die Grundlage der Kriegsverfaſſung, 
daß der Yehnsherr die Vaſallen aufzubieten und anzuführen hat. Der König befitt fer 
ner die oberfte Gerichtsgewalt und gilt theoretiich als der Quell aller Serichtsbar- 
fett. Er übt fie entweder ſelbſt oder überträgt fie auf andere. Da aber die Gerichts— 
fehen — die mit Jurisdiction befleideten Aemter waren Lehen geworden — nicht alle 
vom König ſelbſt verliehen wurden, fondern in der Mehrzahl Afterlehen bildeten, fo 
äußerte ſich feine Gerichtsgewalt wenigftens in der Bannleihe, das heißt in dem Rechts— 
fage, daß jeder höhere Richter den Königsbann perfönlih einholen und dafür dem König 
Hulde ſchwören müſſe. Die Martagrafichaften, welche in ver Entwidelng ihrer Selbft: 
ftändigfeit den übrigen Territorien vworaneilten, haben dieſe Beſchränkung nicht gefannt. 
In der zweiten Hälfte des dreizehnten Jahrhunderts fegten ſich Die Yarenfürften überhaupt 
über das Erforderniß der Königlichen Bannleihe hinweg, indem fie den von ihnen beftell- 
ten Richtern mit dem Amte zugleich auch jelbft die Gerichtsgewalt übertrugen. Am längs 
ſten erhielt fich Die Bannleihe des Königs in den geiftlichen Territorien, weil nad fa= 
noniſchem Nechte die Uebertragung des Blutbanns Irregularität zur Folge . hatte, eine 
Schranke, welche Bonifaz VIII. zu Gunften der geiftlichen Fürften befeitigte. Die höchfte 
Gerichtöbarfeit handhabt der König ſelbſt als oberfter Richter. Als Urtheiler fungirten 
nicht etwa ftändige Pfalzichöffen, fondern die eben am Hofe anweſenden Fürften, Herren 
und Minifterialen, zumal die Reichshofbeamten. Der König konnte an feiner Statt einen 
Stellvertreter Tegen. Bis ins dreizehnte Jahrhundert geichah Dies von Fall zu Fall oder 
auf längere Zeit. 1235 ſchuf Friedrich II. das Amt eines ftändigen Hofrichters. Doc) 
blieben gewilfe Sachen, namentlid) die causae maiores der Fürften und Fürftengenoffen 
dem König vorbehalten. Bor das Neichshofgericht famen Streitigkeiten im Wege des 
Rechtszugs und wegen Juſtizverweigerung oder =verzögerung, ſowie alle Sachen, in denen 
die Untergerichte nicht competent waren. Außerdem fonnte es jede Streitſache aus den 
unteren Gerichten an fich ziehen (evociren). Im funfzehnten Jahrhundert trat zuerſt an 
die Seite und nach 1450 an die Stelle des Hofgerichts das königliche Kammergericht, wel— 
ches ſich aus der perjönlichen Rechtſprechung des Königs mit Zuziehung von Näthen ent— 
widelt zu haben jcheint. Der König tft ferner oberfter Yehnsherr. Nach Beendigung 
des Inweftiturftreites haben auch die mit zahlreichen öffentlichen Rechten ausgeftatteten 
geiftlihen Herrichaften allmählig den Charakter von Keichslehen angenommen. 

Die neuen Rechte, welche der König in diefer Periode erwarb, das Spolienrecht, 
das Bergregal, das Geleitrecht, der Judenſchutz, Die Verleihung des Marktrechts führten 
feine wejentliche Erhöhung der königlichen Gewalt herbei, zumal der König theils darauf 
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verzichtete, theils dieſelben ebenſo wie das Münzrecht und das Recht auf Zölle durch Ver— 
äußerung und Belehnung auf die Landesherrn übertrug. 

Die Gepflogenheit der Könige, Reichsangelegenheiten mit den Großen des Reiches zu 
bevatben, führte im Yaufe ver Zeit zu eimer rechtlichen Beichränfung des Königthums. 
Die Vehnspflicht der Hoffolge, d. h. die Pflicht, zu den angelegten Hoftagen fich beim 
König einzufinden, verwandelte fich in Das Nöcht der Neichsftandichaft. Aus dem Bei— 
rathe der Großen wurde eim Recht der Beichlußfaffung, aus der urfprünglichen Verwal— 
tungsmaßregel ein Grundſatz der Reichsverfaſſung. Das Necht, an den Verhandlungen 
der Reichstage mit Sie und Stimme Theil zu nehmen, haben auf diefe Weiſe die Kur: 
fürften, Fürſten und Herren erlangt. Seit Wilhelm von Holland find auch die Städte 
auf den Neichötagen vertreten, 

Die fränkische Aemtewerfaffung war nach Auflöfung der fränkischen Monardyie im 
peutichen Reiche beftehen geblieben. Doch ſchob fich Ende des neunten, Anfang des zehn= 
ten Jahrhunderts zwiſchen das Königthum und die gräfliche Gewalt eine neue Macht ein, 
das Stammesherzogtbum. Ohne gerade aus dem miſſatiſchen Inftitute bevoorgegangen 
zu fen, hat es doch aus dem Wegfallen defielben die Bedingungen feines Entſtehens ges 
ſchöpft. Das Königthum ſchuf, um dem Herzegthum die Stange zu halten, ein neues 
Amt, die Stammespfalzgraffchaft, welche die königlichen Nechte innerhalb des Herzogthums 
wahrzunehmen hatte, umd wußte ſchließlich im Bündniß mit den Fürſten, welche der Her: 
zogögemalt untergeorbnet waren, das unbequeme Mittelglied zu befeitigen. Mit dem Sturze 
Heinrichs des Löwen tft die Zertrümmerung des Stammesherzogthums Für immer entjchteben. 

Eine vollftändige Aenderung feiner Grundlagen erlitt Das Reich durch die Ausbildung 
der Pandeshoheit. Die weſentlichſten Momente dieſes Proceſſes find in furzem folgende : 
Die gleichmäßige Eintheilung des Reichs in Grafichaften und Gaue verſchwand vor den 
zahlreich emporichteßenden Immunitäten. Von den Grafichaften wurden mitunter mehrere 
in Einer Hand vereinigt umd mit der gräflichen Gewalt nicht felten Immunitätsrechte 
verbunden. Die Umwandlung der Aemter im Lehen machte die Amtsbefugniſſe zu einen 
nugbaven und erblichen Rechte. Als das Stammesherzogthum fiel, entete nicht das 
Königthum, ſondern die firftliche Gewalt die Früchte des Sieges. Seit dieſer Zeit findet 
fi) auch zuerft in Urkunden ver Ausprud Dominus terrae. Weſentlichen Vorſchub er 
hielt das Auffeimen der Landeshoheit durch die auf Italien gerichtete Politik Der deutfchen 
Könige. Um hier augenblidlice Erfolge zu erringen, fanden ſich die Könige mit den 
Fürften ab, fo gut e8 eben ging. Dagegen wurde die einzige Macht, welche der fünfte 
lichen noch ein Gegengewicht bieten konnte, das deutſche Städteweſen, in feiner Entwicke— 
lung gehemmt. Dieſer Politik verdanten namentlich zwei Reichsgeſetze des dreizehnten 
Jahrhunderts ihre Entftehung, die Confoederatio cum prineipibus ecclesiasticis von 
1220 und das Statutum in favorem prineipum von 1231— 32, in welchen der Kö— 
nig zu Gunften der Fürſten auf wichtige echte werzichtet, deren fich dieſe Freilicdy zum 
Theil ſchon thatjächlich bemächtigt hatten, während anbererjettS zum Vortheil der Landes— 
herrn eine Reihe ftädtefeindlicher Beſtimmungen erlaſſen wird. Die hiermit reichgeſetzlich 
fanctionirte Landeshoheit wucherte dann in raſcher Entwidelung empor, während Des 
Interregmums zufolge des Mangels, nach demfelben zufolge der Schwäche der königlichen 
Gewalt. Das Requifit der Bannleihe für die höheren Nichter der Territorien fiel hin— 
weg. Nur im Herzoatbum Weftfalen, welches nad der Achtung Heinrichs des Löwen 
an den Erzbiſchof von Köln gefommen war, erhielt es fich und bot den Ausgangspunkt 
für die Entfaltung der weitfäliichen Frei- oder Vehmgerichte. Während die Umwandlung 
der Aemter in Lehen den wichtigſten Hebel für die Ausbildung der Landeshoheit abges 
geben batte, verftand es diefe, innerhalb ver Territorien mit dem Lehnweſen zu brechen. 
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Nah dem — war der Inhaber eines Gerichtslehens verpflichtet, Die darin 
enthaltenen Afterlehen weiter zu verleihen. Diefen Rechtsſatz festen die Yandesherren 
nah dem Wegfall der Bannleihe außer Kraft, indem fie die Gerichte ihrer Territorien 
micht mehr zu Lehen gaben, jondern mit beſoldeten Yandrichtern beftellten, alſo die Pehen in 
Aemter im eigentlichen Sinne des Wortes ummandelten. Was die Fürſten übten, blieb der 
Reichsgewalt verfagt. Der König war genöthigt, ein heimgefallenes Fürftenthum binnen 
Jahr und Tag wieder zu verleihen, eine Beſchräntung, welde in Deutfchland eine all— 
mählige Conſolidirung des Reiches verhinderte, wie fie mit Benutzung des Heimfalls in 
Frankreich erfolgte. Neue Errungenſchaften machte die Pandeshoheit vorerit für die kur— 
fürftlichen Territorien durch Die goldene Bulle von 1356. Münzrecht, Bergregal, Recht 
auf Zölle und Judenſchutz werden darin den Kurfürften ausprüdlich zugeſprochen. Sie 
erlangten ferner die Privilegien de non evocando et non appellando. Endlich wurde 
die Ungzertvenmlichfeit der Kurlande und die Primogeniturfolge feftgeitelt. Das den Kur: 
fürften gewährte Maß von Unabhängigkeit ſteckten ſich aud die übrigen Yandesherren zum 
Theil in rückſichtsloſeſter Werfe zum Ziel. Daß man zur Erreichung defjelben fein Mit- 
tel fcheute, zeigt Die in Defterreich vorgenommene Fälſchung des ſog. Privilegium majus, 
angeblih von 1156. 

Wie nad) oben bin ſchloß ſich Die Yanvdeshoheit auch nach unten hin ab. Der 
Complex ihrer berzoglicen, gräflicyen, lehnsherrlichen, immunitäts-, grund- oder bienft- 
herrlichen und vogtetlihen Rechte bildete jich zum allgemeinen Begriffe der Staatsgewalt 
and. Indem man die einzelnen Rechte nicht mehr ihrem hiſtoriſchen Urfprunge nad) un— 
terſchied, erfchtenen fie als Gonfequenz einer ihrem Weſen nad einheitlichen obrigfeitlichen 
Gewalt über das ganze Yand. * Ihren Ausbau erhielt die Verfaſſung der Territorien 
durch die Entwidelung der Landſtände. Wie die Könige pflegten aud die Fürſten auf 
ihren Hoftagen, zu welchen fie Hoffabrt geboten, Yandesangelegenbeiten mit den Großen 
des Landes zu bevatben. Im Anſchluß an dieſe Hoftage der Yandesheren entwidelte ſich 
ſeit dem vierzehnten Jahrhunderte in Folge von Einungen, welche zumal die Nitterichaft 
und die Städte zur Wahrung der Yandesfreiheiten eingingen, in den einzelnen Territorien 
die landſtändiſche Verfaſſung. Das Recht der Yanditandicaft hatten die Geiftlichfeit, der 
Adel (Herren und Ritter) und die Städte, nur ausnahmsweiſe auch die Bauern. Das 
Stenerbewilligungsredht bildete den Kern der landſtändiſchen Nechte, am melden fich in der 
Folge eine Reihe weitgehender Befugniſſe anſchloß. 

Zum Schluß noch einen Blid auf die Entwickelung der Städteverfaffung! Diefe 
ſchließt fi in Feiner Weile an die untergegangene römiſche Städtewerfaffung an, ſondern 
it eine ſelbſtſtändig germaniſche. Im fränkiſchen Reiche waren die Städte in die Gau— 
und Hundertichaftsverwaltung einbezogen. Erſt allmählig bilvete ſich der rechtliche Be— 

"griff der Stadt und zwar zuerſt fir die Biſchofsſitze, wo fich neben den Deinifterialen und 
Hofhörigen des Biſchofs altfreie Gemeinden erhalten hatten. Durch königliches Privileg 
wurde der Biſchof gemeinfamer Schugherr aller Stadtbewohner, jeit der Zeit der Ottonen 
erlangte er die gräfliche Gewalt über die freien Geichlechter. Das öffentliche und hofrecht- 
liche Gericht floffen in Folge deſſen zu einem allen Klaſſen der Staptbevölterung gemein- 
famen Gerichte zufammen, Die ftädtifchen Richter ernannten den Biſchof, der König lich 
ihnen den Gerichtsbann. Seit dem zwölften Jahrhundert entftand zum Theil gegen den 
Willen der Stadtherren in den Städten die Einrichtung der Stadträtbe. ALS Vertreter 
der Bürgerichaft, aus der fie bevoorgingen, ſchwangen ſich die Rathmannen, den Bürger: 
meifter an der Spige, von einer untergeordneten VBerwaltungsbehörde zur eigentlichen 
Stadtobrigfeit auf. Die Gerechtſame Des Stadiherrn fielen der Reihe nach an die Stadt ; 
die von jenem eingejegten Magiftrate wurden befeitigt und durch Die Organe der Bür- 
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gerichaft erfett, welche ihre Befugniſſe nicht als jubjectives Privatrecht, fondern kraft ihres 
Amtes im Namen der Stadtgemeinde verwalteten. Nach dem Borbilde der biſchöflichen 
Städte entwidelte ſich Die Berfaffung der füniglichen und der Iandesherrlichen Städte. In 
Folge der Städtebündniffe erwarben die auf urſprünglichem Königsgute erwachſenen Reichs— 
ftädte und die biichöflichen Städte die Neichsftandichaft, welche den landesherrlichen Städten 
verfagt blieb, 

(Phillips, Die deutfhe Königswahl bis zur goldenen Bulle, 1855; Wiener Sitzungs— 
berichte ; Soldan, Königswahlen in Naumers biftorifchern Taſchenbuch, 1862; Oblenihlager, 
Neue Erläuterungen der goldenen Bulle, 1766 ; * Fider, Kurfürſtenthümer in Bluntſchli's Etaats- 
wörterbuch VI, Yorenz die 7. Kurftimme bei Rubolfs I. Königswahl. Wiener Sigungsberichte. 17; 
Ficder, De Henriei VI. conatu electiciam regum ... successionem in hereditariam mutandi, 
1894 5; Derfelbe, Ueber den Kurverein von Rhenje. Wiener Sigumgsberichte. 11. — Weiland, 
Die Reihsheerfahrt von Heinrib V. bis Heinrih VI. nad ihrer ſtaatsrechtlichen Seite in den 
Forſchungen zur deutfchen Gefchichte VII. — Ueber die ————— der Markgrafſchaften, Sten- 
zel, De marchionum in Germania origine et officio publieo, 1524; Kühns Gefchichte 
ber Gerichtöverfaffung und des Proceſſes In der Markt Brandenburg, 1865, 1867; Poſern— 
Klett, Zur Gefhichte der Verfaſſung der Markgrafihaft Meiſſen im 13. Jahrhundert, 
1863; SHeinrih Brunner, Das —— Exemtionsrecht der Babenberger, 1864. (Wiener 
Eitungsberichte 47). — Ben as Reihshofgericht, 1867, 1869; Franklin, De iustitia- 
riis curiae imperialis Commentatio juris germ., 1860 ; Tomajdet, eg Gerichtsbarkeit 
des deutſchen Königs und Reichs im 15. Jahrhundert, 1865; Fider, Die Neichshofbeamten 
der ſtaufiſchen Beriode. Wiener Situngsberihte 40. — Straud, Ueber den Urfprung ber Re— 

alien, 1865; DO. Stobbe, Die Juden in Deutjchland während des Mittelalters in politischer, 
octaler und rechtlicher Beziehung, 1866; Joachim, Geſchichte der teutichen Neichstage, 1762 5 
Dönniges, Ueber einige Punkte ıc; Weiland, Das ſächſiſche Herzogthum unter Lothar und 
Heinrich dem Löwen, 1866; NRiezler, Die herzogliche Gewalt in Bayern unter Heinrich dem 
Yöwen und Otto I. (Heigel und Riezler, Das Herzogthum Bayern, 1967); Pfaff, Ge- 
ſchichte des Pfalzgrafenamtes, 1847. — Berchtold, Die Landeshoheit Defterreih8 nah ben 
echten und unechten Freiheitsbriefen, 1862 ; Derjelbe, Entwidelung der Landeshobeit in Deutich- 
land, 18635 Zöpfl, Alterthiimer des deutjchen Reichs und Rechts I. II. 1560; Konr. Mau— 
rer, „Landeshoheit“ und „Landftände in Bluntſchli's Staatswörterbub VI; Schulze, Das 
Recht der Erftgeburt im dem deutſchen Fürſtenhäuſern, 1851; Sr. W. Unger, Geſchichte der 
beutjchen Vollsvertretung J., Gefchichte der deutſchen Landſtände; Wilda, Landſtände in Weiske's 
Rechtslexilon VI, 791 ff.; *Gierke, Rechtsgeſchichte der deutſchen Genoſſenſchaft. — Wilda, 
De libertate Romana qua urbes Germaniae ... . sunt exornatae, 1831; Wilda, Gilden— 
weſen im Mittelalter, 1531; Gaupp, Ueber deutſche Städtegründung ac, 1924; Hüll— 
mann, Städtewejen des Mittelalters, 1826; Lancizolle, Grundzüge der Gefchichte des deut- 
hen Städtewejens, 18295 Eichhorn, im der Zeitfchrift für geichichtliche Rechtswiſſenſchaft I, 
Vitzſch, Minifterialität und Bürgertum, 1859; Arnold, Berfafjungsgefhichte der bentjchen 
Freiftädte, 1854; Lambert, Entwidelung der deutichen Städteverfaflungen im Mittelalter 1865; 
vgl. Hegel, Geſchichte der Städteverfaffung von Italien, 18475; Bethmann-Hollweg, 
Urſprung der lombardifchen Städtefreibeit, 1846.) 


$. 17. Das Strafrecht diefer Zeit nährt ſich im mefentlichen von den Principien, 
welche die fränkiſche Periode erzeugt hat; anfänglich fand jogar zum Theil eine rückläu— 
fige Bewegung ftatt, indem die VBoltsfitte wieder in jene Bahnen einlenfte, aus welchen 
fie Durch die Volksrechte und das fräntiſche Neichsrecht verdrängt werben follte. * Die 
Zeriplitterung der Gerichtsbarkeit und die zunehmende Schwäche der Reichsgewalt führten 
den Webeljtand herbei, daß die höheren Stände ſich der Anwendunng des Etrafrechts 
factifch entzogen und nur innerhalb der Territorien eine kräftige Handhabung deſſelben 
Plag griff. Unter den ftrafbaren Handlungen wunterichied man Ungerichte, d. 1. Ver— 
brechen, welche einen Friedensbrud involvirten und eine Strafe zu Hals oder Hand, Te- 
des- oder verftümmelnde Strafe zur Folge hatten und Frevel, leichtere Vergehen, die nur 
eine Strafe zu Haut und Haar oder eine Bermögensftvafe nach fich zogen. Das Recht 
der Ablöfung, Yedigung der öffentlichen Strafe ſpielte im praftiichen Nechtsleben noch im— 
mer eine heworragende Rolle. Bei Ungerichten war fie durch die Einwilligung des Rich— 
ters und Klägers bedingt. Die Strafe zu Haut und Haar fonnte ſtets nach freiem Bes 
lieben des Schuldigen geledigt werden. Die VBerurtheilung zu einer chrenfräntenden 
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Strafe, mag diefe num vollzogen oder abgelöft worden fein, entzog die volle Neditsfähig- 
feit, fie machte vechtlos. Nur ausnahmsweiſe hatte Schon das Verbrechen an fich diefen 
Nachtheil zur unmittelbaren Folge. Tas Wergeld des alten Rechts büßte zum größ— 
ten Theile feine praftiiche Bedeutung ein, eine Entwidelung, die fih u. a. darin fpiegelt, 
daß feine Abftufungen mit der Neubildung der landrechtlichen Stände nicht mehr gleichen 
Schritt halten. Es entfiel nur nod bet Tödtungen, wo wegen mangelnder Schuld eine 
Klage um Ungericht nicht durchführbar war. Aus dem Strafablöfungsrechte entftand, 
indem man die Yölungsjumme und die Zuftimmung des Klägers fallen ließ, ein richter— 
liches Begnadigungsrecht, welches man unter der Vorausſetzung zuließ, daß der Schuldige 
jih mit freiwilligem Geſtändniß in die Gnade des Richters begab. Doch vermochte die 
Begnadigung ebenfo wenig wie früher die Yedigung der Strafe, den Eintritt der Recht: 
lofigfeit auszuſchließen. 

(Vgl. die Yiteratur zu $. 5 und $. I1 und auferdem *Hälſchner, Das preußifce Straf- 
recht, L, Geſchichte des Branbenburgifch-preußifhen Strafrechts, eim Beitrag zur Geſchichte des 
beutfchen Strafrehts, 18555 John, Das Strafreht in Norddeutſchland zur Zeit der Rechts— 
büder, 19858; Eropp, in Trummer und Hubtwalferd criminaliftifchen Beiträgen, II, Köftlin 
in Zeitfchrift für deutſches Recht XII. und in Kritifche Ueberfchau III.; Ofenbrüggen, Das 
Alamanniſche Strafrecht im beutfchen Mittelalter, 18605 Zöpfl, Das alte Bamberger Red, 
2. Hauptftüd (Eriminalredt.) 1839; Ofenbrüggen, Der Hausfrieben 1867 und zerftreute Auf— 
füge im ber Zeitichrift für deutfches Recht und in deſſen Studien.) 


$. 18. Die aufergerichtlice Geltendmachung ded Rechts im Wege der Fehde, 
welche die fränfiiche Staatsgewalt unterdrüdt hatte, lebte im deutſchen Reiche in anderer 
Geſtalt wieder auf. Der Gedanke, daß der Staat jedem ſein Recht verichaffen müſſe, 
erhielt fid) zwar ; allein man ſah fich genöthigt, dem Einzelnen, falls die gerichtliche Hülfe 
verfagte, die Durchführung feines Rechtes anheimzuftellen. Wie die altgermanifche Fehde 
zum Zwed der Race ein Zeichen unentwidelter, ift die Fehde des Mittelalters ein Zei— 
hen geſchwächter Staatsgewalt, welche durch ihre Zulaffung befennt, daß fie nicht immer 
in der Page fei, das Recht zu ſchützen. Uebrigens war die Ausübung des Fehderechts an 
die Vorausſetzung vergeblich bejchrittenen Rechtswegs und auch ſonſt am gewiſſe rechtliche 
Schranken und Förmlichkeiten gebunden, die freilich oft nicht beachtet wurden. Gottes— 
frieden und Yandfrieden juchten dem vielfach mißbrauchten Fehderecht zu fteuern ; doch 
bat es erft der ewige Yandfrieden von 1495 befinitio aus dem deutſchen echte be= 
feitigt. 

Das Verfahren vor Gericht charakteriſirt ſich durch einen faft überfünftelten For: 
malismus, der bis in die minutiöfeften Detatl8 ausgebildet wurde. Kür alle, die vor 
Gericht anmwelend waren, zumal aber für die Parteien äußert er ſich als Vare, Gefahr, 
welcher technifche Ausdruck „den Formalismus in feinen Anforderungen und Wirkungen‘ * 
bezeichnet. Grundſätze, die bereits den altveutichen Proceß beherrichten, traten nunmehr in 
ihrer ganzen Schärfe zu Tage. Zahlreiche Förmlichfeiten, die namentlich bei den Formal— 
acten des Eides und der Schelte gefährlich wurden, erſchwerten die Bewegung vor Gericht. 
Auf die Procefreden wurde das Princip der ftricteften Wortinterpretation angewendet. Ein 
Fehler in der Rede konnte nady den Grundlage, „ein Mann ein Wort” von der Partet 
nicht mehr gebeifert werden. Darım ließ man Vorſprecher für ſich veden, deren Worte 
die Partei unter gewiffen Vorausſetzungen zu desanouiren und zu verbeifern berechtigt 
war (Recht der Erholung und Wandelung). Doc zahlte der Vorſprecher in diefem Falle 
eine Buße, weil er ohne den Auftrag feines Herrn und fomit eigenmäcdtig, ohne das 
Kecht zur Rede geſprochen hatte. Erſt allmählig brach ſich die Ueberzeugung Bahn, daß 
diefe Strenge der Form den Anforderungen des materiellen Rechts widerſpreche und 
Ichritt man, hier früher, dort jpäter, zur Beleitigung oder doch zur Milderung der 
Gefahr. 
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Die allgemeine Structur des Proceſſes erlitt infofern eine Aenderung, als der un— 
mittelbare Wechfelverkehr der Parteien vor Gericht, wie ibn das alte Recht kannte, beſei— 
tigt erfcheint, und dieſe fich im ihren Reden und Anträgen ſtets an den Richter wenden 
müſſen. Der Richter fragt über jeden Antrag um ein Urtheil der Schöffen. Auf den 
durch ein Urtheil feftgeftellten Sa wird durch neue Urtheilöfragen weiter gebaut, fo daß 
das ganze Verfahren von Urtheil zu Urtheil vorwärts fchreitet. Das Beweisverfahren 
behielt jeinen formalen Charakter. ALS Beweismittel kamen in Anwendung der Eid als 
Eineid oder mit Eidhelfern, der Eid der Zeugen, Urkunden, das Gerichtszeugniß über 
Acte, die das Gericht als ſolches wahrgenommen hat, der Inquifitionsbeweis (amtliche 
Befragung der Umſaſſen), Zweikampf und einfeitige Ordalten. Im Sabre 1215, nach- 
dem ſich bereitS vereinzelte Spuren von der Erfebütterung des Glaubens an die Ordalien 
bemerfbar machten, wurden diefelben von der Kirche verboten, ohne aber Deshalb ſofort 
in Deutichland außer Gebrauch zu kommen. 

Bei der Eintheilung der Klagen jieht Das deutſche Necht nicht wie das vömifche auf 
den Rechtögrumd, jondern auf den Klagzwed. Cie ſcheiden fi) Daher nach dem Gegen- 
ftande, auf welchen Das Begehren des Klägers gerichtet ift im peinliche, wenn diefer auf 
peinliche Beſtrafung Des Beklagten dringt und bürgerliche, wenn Died nicht der Fall tft. 
Eine Zwitterftellung haben die vermiichten Klagen, bei welchen „während der Berhand- 
lung eine Aenderung des urſprünglich peinlichen oder bürgerlichen Klagzweckes eintritt. 

Bon den bürgerlichen Klagen individualiſiren fich die wermögensrechtlichen Klagen 
ohne Unterſcheidung perjünlicher oder dinglicher Anſprüche je nad) dem Objecte als Klagen 
um Schuld, um fahrende Habe oder um Immobilien. Der Kläger konnte fein Begehren 
ſchlechthin ftellen, ohne einen Rechtsgrund anzugeben, dann lag eine ſchlichte Klage vor, 
deren ich der Beflagte mit ſeinem Eide entredete. Wollte es der Kläger nicht darauf 
anfommen lafjen, fo mußte er jeine Klage motiwiren, d. h. beftimmte pofitive Rechtsgründe 
angeben, aus weldyen die Verpflichtung des Beklagten zur Zahlung oder Herausgabe des 
Gutes folgte. Gegen die Fundirung der Klage konnte der Bellagte auch jeinerfeits be- 
ftunmte Thatſachen anführen, durch die er die angeblidye Verpflichtung negirte. Die für 
die Entſcheidung Des ‘Procefies maßgebende Thatſache wurde dann Durch Bemweisurtbeil nach 
beftimmten Regeln zum Bemeife gejtellt und zwar mit principieller Begünftigung des Be— 
Ungten und mit Rückſicht auf die größere uber geringere Beweiskraft der beiderjeits an- 
gebotenen Beweismittel. — ALS Erecution war ein Aechtungsverfahren in bürgerlichen 
Sachen nicht zuläſſig. Es wurde vielmehr durch Urtheil auf gerichtliche Pfändung er: 
kannt. Dieſe zerfiel in zwei Scharf geſchiedene Acte, won welchen der erſte Durch Pfändung 
der Fahrniß, dur Frohnung des Grundſtücks die Sicherftellung, der zweite die Befrie— 
digung des Gläubigers herbeiführen ſollte, letztere dadurch, daß die als Pfand genommene 
Fahrhabe demſelben geweldigt, Das gefrohnte Grundſtück (durch Anleite, Infag) übereignet 
oder (im Wege des Distractionsverfahrens) verfilbert wurde. 

Peinliche Klagen mußten, gewiſſe Fälle ausgenommen, mit Gerüfte, mit Zetergejchrei 
erhoben werden. Die wirkfamfte Griminalflage ift Die auf Grund handhafter That, welche 
vorausſetzt, daß während der That Das Gerüfte gefchrien, daß der Thäter auf der That 
oder auf der Flucht der That in Gegemwart von Schreimannen ergriffen wurde und daß 
der Kläger vor übernächtiger That und mit Leiblicher Beweifung des Factums die Klage 
erhob. War der Bellagte wicht ergriffen worden, jo fonnte unter den fonftigen Voraus- 
ſetzungen und unter Beobachtung beſtimmter Formalitäten eine kampfliche Anſprache ftatt 
finden. Gegen die Klage, weldye mit Gerüfte, aber nicht wegen bandbafter That und 
ohne fampflicden Gruß erhoben wurde, mochte der Beflagte ſich mit feinen Eideshelfern 
reinigen. Dem Berlegten ftand es übrigens frei, Die peinliche Klage zu verſchmähen und 
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eine bürgerliche (fchlichte oder mit Zeugniß fundirte) Klage anzuftrengen. — Wenn der Be 
flagte auf mehrmalige VBorladung nicht vor Gericht erichten, jo wurde er verfeftet, er ver— 
lor in dem Sprengel des verfeftenden Gerichts die Fähigkeit, gerichtliche Handlungen vor— 
zunehmen. Betraf man ihn, jo durfte man ihn binden und vor Gericht bringen, mo er 
behandelt wurde, wie ein auf handhafter That ertappter Miſſethäter. Der Kläger 
wurde gegen ihn fofort zum Beweiſe zugelaffen. Verurtheilt fonnte er das Urtheil, mel: 
ces ihm ftet3 an den Hals ging, micht fchelten und Die zuerfannte Strafe nicht ablöfen. 
Bei andauernder Contumaz wurde die Verfeftung zur Reichsacht ausgedehnt, welche für 
das ganze Reich dieſelben Wirkungen hat wie die Berfeftung für den einzelnen Ges 
richtsſprengel. Blieb jemand durch Jahr und Tag in der Keichdacht, fo verfiel er in die 
Oberacht, er wurde friedlos und konnte von jedermann bußlos getöbtet werden. 
Befondere Grundfäge des Berfahrens beobachteten die weitfälifchen Vehmgerichte. In 
Weſtfalen hatte fich die karolingiſche Gerichtsverfaflung länger als anderwärts erhalten, 
indem hier der Stand der Gemeinfreien der allgemeinen Zerſetzung des Ständewejens 
einen zäheren Widerftand entgegenfegte.e Während fonft in Deutſchland das Erforderniß 
der füniglicen Bannleihe für die höheren Richter hinwegfiel, haben die weftfälifchen Frei— 
grafen nach wie vor den Gerichtsbann Direct vom König empfangen. Da in ben reis 
oder Behmgerichten demnach bei Königsbann gerichtet wurde, galten fie als fönigliche und 
nicht als landesherrliche Gerichte, eine Stellung, die fie in Folge der bereits erlangten 
feften Organifation auch dann noch behaupteten, als König Wenzel 1382 dem Erzbiſchof 
von Köln als Herzog von Weitfalen das Recht verlieh, den von ihm beitellten Freigrafen 
den Blutbann ſelbſt zu übertragen. Die Gerichte, welche bei Königsbann gehegt wurden, 
zeichneten ſich von je durch gewiſſe Förmlichkeiten aus, die ſich in den weftfäliichen Frei— 
gerichten erhielten und allmählig ven Charakter des Geheinmißvollen annahınen. So 
fonnte es kommen, daß die Vehmgerichte, welche ihre Einrichtung auf Karl den Großen 
zurüdführten, fich im Bewußtſein ihres Gegenſatzes zu den landesherrlichen Gerichten nad) 
Art eines Geheimbundes organifirten. An der Spitze jeder Freigrafichaft ſtand ein Frei— 
graf, weldyer ebenjo wie die Freiſchöffen ein freier Mann fein mußte. Die Aufnahme 
als Freiſchöffe konnte wur auf rother (weſtfäliſcher) Erde geichehen, fie erfolgte in feier- 
(icher Form, indem der Aufzunehmende in die Geheimniſſe der Vehme eingeweiht wurde 
und einen Eid ablegte, die Vehme Heilig zu halten vor Weib und. Kind, vor Sand und 
Wind. Als eigentlich königliche Gerichte dehnten die Vehmgerichte ihre Jurisdiction über 
das’ ganze Reich aus. Die Gerichtöoerfammlungen waren theils offene (gemeine), theils 
heimliche Dinge. Die Stiligerihte fanden anfangs nur ftatt, wenn es fih um Verurthei— 
fung eines Wifjenden handelte oder ein Unwiſſender auf die Vorladung nicht erſchien. Die 
Vehme beicäftigte ſich hauptſächlich mit der Strafgerichtsbarfeit. Wer von mindeftens 
drei Freiſchöffen auf handhafter That ergriffen wurde, konnte von denſelben jofort aufs 
gehängt werden. Nur Freiſchöffen durften als Ankläger auftreten, fie waren hierzu bei 
ihrem Eibe verpflichtet. War die That eine Vehmwroge, jo erfolgte die Vorladung vor 
das offene, reſp. heimliche Ding. Den Ungehorfamen traf Beruehmung in Form und 
Wirtung der Oberacht entfpredhend. Zur Vollſtreckung wurde ein Schüffe beftellt, dem 
ſämmtliche Wiſſende beizuftehen verpflichtet waren. Cie erfolgte durch Auffwüpfen Des 
Berurtbeilten. Im Beweisverfahren waren Ordalien und Zweitampf ausgeſchloſſen; das 
gegen fand zwifchen Kläger und Bellagtem ein Ueberbieten mit Eideshelfern ftatt, wodurch 
es bis zu einem Eide mit 21 Eiveshelfern kommen konnte. Das Berfahren gegen Nichts 
wiffende ift im manchen Beziehungen noch nicht vollftändig aufgeflärt. Im vierzehnten 
Jahrhundert haben die Vehmgerichte durch prompte Strafjuftiz eine heilſame Wirkſamkeit 
entfaltet. Die ſchrankenloſe Macht, die fie in Folge deſſen erlangten, führte zu Miß— 
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bräuchen, jo daß man fich zu einer Einſchränkung der Vehmgerichte gezwungen ſah. Die 
allgemeine Reform des Strafverfahrens entzog ihnen die Grundlage ihrer Sondergeftal= 
tung. Sie theilten endlich das Schickſal, welches die übrigen Gerichte bei Königsbann 
bereits viel früher erlitten hatten. Sie wurden feit dem fechzehnten Jahrhundert zu lan— 
desherrlichen Gerichten herabgedrüdt, als welche fie ſich bis ind neunzehnte mit einer jehr 
unbedeutenden Competenz erbielten. 

Seit dem vierzehnten Jahrhundert geht das deutſche Strafverfahren aus fid) felbft 
heraus einer Umwandlung entgegen. Abgejehen von dem bejonders geftalteten Berfahren 
der Vehmgerichte führte die Prarıs eine Reihe von Neuerungen durch. In Fällen, wo 
weder eine Privatflage noch eine Nüge vorlag, ſchritt das Gericht von Amts wegen ein, 
wobei es zur Wahrung der Form einen von ihm beftellten Ankläger auftreten ließ. Ver— 
dächtige Perjonen konnten ohne Geftändnig und ohne formellen Beweis auf ſchlechten Leu— 
mund bin verurtheilt werben, wenn das Gericht aus vorliegenden Inzichten die Ueber- 
zeugung der Schuld ſchöpfen zu können glaubte. Im Anſchluß an das Verfahren bei 
bandhafter That gelangte man zu einem materiellen Beweisverfahren, indem man von 
den zu Zeugen gewordenen Eidhelfern des Klägers die Wifjenfchaft der That veriangte. 
Der Begriff der handhaften That wurde endlich zu dem der fundlichen, notoriichen That 
ausgedehnt, die Notorietät aber durch Zeugenausfagen bergeftellt. 

(Homeyer, Das Gerichtöwefen nad dem Nichtfteige in deſſen Ausgabe des Nichtfteigs 
Landredts; Homever, Lehnsgerichtswejen in deſſen Syſtem des Lehnrechts, Sacfenfpiegel II, 2; 

ranklin, Das Neihshofgeriht im Mittelalter, II, Verfaſſung und Berfabren, 1869. — 

ietzsche, Commentatio juris Germ. de prolocutoribus, 1831; Siegel, Erholung und 
Wandelung im gerichtlichen Verfahren, 1863. Wiener Situngsberibte; Stegel, Die Gefahr 
vor Gericht und im Rechtsgang, 1866. Wiener Situngsberidte; vgl. 9. Brunner, Wort 
und Form im altfranzöfifchen Proceß, 1869. Wiener Siyungsberichte, — Pland, Die Lehre vom 
Beweisurtbeil, 1849 und in der Zeitfchrift für deutſches Recht X.; Jolly, Beweisverfahren 
nad dem Sacjenfpiegel, 1816; Hänel, Beweisfuften des Sachſen piegels, 1858; Delbrück 
in Zeitſchrift für —** — Recht XRIV.; von Bar, Das Beweisurtheil, 1866; ſiehe noch die 
oben zu $. 12 angeführte Literatur und Laband, Die vermögensrechtlichen Klagen nach ben 
ſächſiſchen Rechtsquellen des Mittelalters, 1869; Behrend, Observationes de actione simplici, 
1861, und befien Anmerkungen zum Stendaler Urtbeilsbuce; v.Maibom, Das deutſche Pfand— 
recht, 1867; $. 2. Die Pfändung im Erecutionsverfabren ; Bienko, De proscriptione secun- 
dum fontes iuris Saxoniei medii aevi, 1567; Perthes, De proseriptione et banno 
regio quid statuerit speculum Saxonieum, 1834; ef. Fider, Forfhungen zur Reich8- und 
re Staliens, 1568; Eschenburg, De delieto manifesto jure saxonico, 1866; 

öpfl, Das alte Bamberger Recht, 3. Hauptftüd: Eriminalproceh, 1339; Göſchen in feiner 

usgabe der Goslarifhen Statuten, 366 ff; Ueber Behmgerichte vgl. neben Eichhorn, Zöpfl, 
Schulte und Walter: Kopp, Ueber die Berfaffung der heimlichen Gerichte in Weftpbalen, 1794 5 
Wigand, Das Femgericht Weftphalen® aus den Quellen dargeftellt, 1825; Wächter, Beiträge 
zur deutſchen Geſchichte, insbefondere zur Gefchichte des deutſchen Strafrechts, 1915.) — 


B. Das dentfche Privatredht bis zur Aufnahme der fremden Rechte. 


Zu einer ftrengen Scheidung der Gebiete des öffentlichen» und des Privatrechts iſt die 
deutſche Rechtsentwidelung in der Zeit ihrer Selbftftändigfeit noch nicht Durchgedrungen. 
Doc hat der Proceß der Auseinanderjegung gegen Ende dieſer Beriode in den Rechts— 
quellen, zumal den ſtädtiſchen, bereit8 begonnen. So weit übrigens dieſe den Verſuch einer 
foftematifchen Darftellung des Nechtes machen, findet man nicht ſowohl ein Syftem der 
Rechtsverhältniſſe, als vielmehr der Lebensverhältniſſe, nicht ſowohl ein juriftiiches, als 
ein wirthichaftliches Syſtem, weldes die im Peben nebeneinanderliegenden Erſcheinungen im 
Zufammenhange ihrer natürlichen Berwandtfchaft behandelt. Das Privatrecht der älteren 
Zeit iſt verhältnigmäßig dürftig. Im weitaus veicherer Ausbildung tritt e8 uns in den 
Rechtsbüchern entgegen. Der Fortſchritt ift jo augenfällig, wie auf keinem anderen Rechts— 
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gebiete, ein Umſtand, der es an ich, ganz abgejehen von der Beichaffenheit ver Erkennt: 
nißquellen nöthig macht, ven Schwerpuntt dieſer Darftellung in die Zeit der Nechtsbücher 
zu verlegen. 


(Kraut, Grundriß zu Borlefungen über das deutſche Privatrecht. 4. Aufl, 18565 vgl. die 


* 


Darftellungen des ben igen deutſchen Privatrechts. — Weiske, Grundfäge des teutichen Pri« 
vatrechts nach dem Sachſenſpiegel, 1826; Göſchen, Syſtematiſche Zufammenftellung der in den. 
Goslarifhen Statuten enthaltenen Rechtsſätze in deſſen Ausgabe diefer Nechtäquelle. — v. Go— 
jen, Das Privatrecht im Meinen Kaiferreht, 1866; Platmer, Ueber bie biftoriihe Ent— 
widelung des Syſtems und Charakters des Deutfchen Rechts, vorzugsweiſe des Privatrechts, 
1552, 1854.) 

S. 19. As Grundlagen der vollen Rechtsfähigkeit galten insbeſondere 
die Freiheit, die Volkegenoſſenſchaft, Die Friedensgemeinfchaft, der volle Genuß der Ehre 
und die Stanbeögleihheit (Ebenbürtigfeit). 

Der Unfreie, urfprünglich rechtlos, erlangte im Yauf der Zeit eine beſchränkte, Schritt 
für Schritt fich ausdehnende Nechtöfähigfeit. Die Kirche werbot die willkürliche Tödtung 
der Yeibeigenen und fegte die Anerkennung ihrer Ehen dur, anfangs für ven all ver 
Zuſtimmung des Herrn, ſpäter aud ohne diefe Vorausſetzung. Theilweiſe griff auch Die 
Staatögewalt mildernd in das Verhälmiß ein, am meiften aber wirkte die allmählige 
Ummandlung factiiher Zugeſtändniſſe des Herrn in rechtliche Beſchränkungen deſſelben. 
Sp wurden die Zinjen und Abgaben firtrt umd erlangte der Yeibeigene die Vermögens: 
fühigfeit. Etwas jpäter erwarb er auch ein Erbrecht an der nachgelaffenen Fahrniß, mit 
dem Vorbehalte, daß ein Theil verjelben, das Befthaupt, Mortuarium, dem Herrn zufiel. 
Seit der vollftindigen Ausbildung des Hofrechtd erreichten fie ein vererbliches Recht an 
dem Gute, das ihnen der Herr zur Bewirthichaftung zugewiefen hatte. Waren fie einer 
ſeits an die Scholle gebunden, jo durften fie andererſeits nicht ohne die Scholle veräußert 
. werden. Wührend der Herr den Yerbeigenen urfprünglih nach Willfür züchtigen konnte, 
wurde jeit dem Entftehen der genoffenfchaftlichen Hofverfaffung im Hofgerichte des Herrn 
über die Bergehen der Eigenleute von ihren Genoſſen Recht und Urtheil gefprochen. 
Dritten gegenüber haftete der Herr anfangs unbedingt für die Handlungen des Yeibeigenen, 
doch wurde jchon in fränkiſcher Zeit diefe Haftung auf den Fall der Mitwiſſenſchaft befchränft 
und der Unfreie der Beftrafung nach Volksrecht überwieſen. Des ferneren erlangten fie die 
Fähigkeit mit Dritten Rechtsgeſchäfte abzufchliegen und gegen fie mit Eimwilligung des 
Herrn Brocefje zu führen. Wie die Lerbeigenichaft ihrem Inhalte nach ſich milderte, fo 
wurde jie auch ihrem Umfange nad bejchränft, indem fie in den Städten verichwand, bei 
den Mimnifterialen zur Freiheit führte und fett Ausbildung des Hofrechts nur mehr auf 
größeren Gütern, alfo auf jenen der höheren Stände möglid war, 

Bon den Entftehungsgründen der Unfreiheit waren die vornehmften : Kriegsgefangen— 
Ichaft, Abſtammung von unfreien Eltern oder auch nur einem unfveien Elterntheil zu: 
folge des Grundſatzes: Das Kind folgt der ärgeren Hand, ferner Heirath mit einer un— 
freien Berfon, freiwillige Verknechtung, Infolvenz und Aufenthalt in unfreier Luft, d. h. 
unter den Yeibergenen eined Leibherrn, wenn er ohne Widerfpruch Jahr und Tag gedauert 
hat. Die wihtigfte Aufpebungsart war die Freilaſſung. Noch in fränkiſcher Zeit machte 
fie den Freigelaſſenen nicht vollfrei, ſondern nur zum Schughörigen Des früheren Herrn 
oder der Kirche, welche die Freiheit wermittelte. Nur privilegirte Formen der Freilaſſung, 
z. B. jene, welde per denarium vor dem König erfolgte, begründeten volle Freiheit. 
Diefe Wirfung erlangten allmählig auch die übrigen Freilaflungsarten, von denen Die 
durch Freibrief oder vor Zeugen die gebräuchlichite wurde. 

ALS rechtlos galten in den älteften Zeiten au die Fremden. Doch milderte das 
Gaſtrecht die Härte diefer Beſtimmung. Wie alle Schwachen und Hilfsbevürftigen ftellte 
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das Königthum die Fremden unter feinen befonderen Schuß. Im deutſchen Reiche murbe 
der Fremdenſchutz ein nugbares Regal, welches die Yandesherın namentlich in der Richtung. 
geltend machten, Daß fie den Nachlaß des in ihrem Lande vwerftorbenen Fremdlings in 
Belis nahmen. Kaiſer Friedrich II. verſuchte es umſonſt, der Ausübung diefes Fremd— 
lingsrechts zu fteuern. 

Die vorhandene Nechtsfähigfeit konnte vollſtäudig verloren gehen, wenn jemand aus 
der Friedensgemeinſchaft ausgeſchloſſen, wenn die Frieblofigfeit, die Oberacht über ihn ver: 
hängt wurde. , 

Dagegen liegt nur eine Schmälerung der Nechtsfähigfeit wegen Mangels der Ehre 
in der fogenannten Rechtlofigkeit, Die und am deutlichſten in den ſächſiſchen Nechtöbüchern 
entgegentritt. Für rechtlos galt man durch Geburt (uneheliche Kinder), durch entehrenve 
Beichäftigung, oder weil man fein Recht in Folge der Verurtheilung zu einer ehrenkrän— 
fenden Strafe verwirkt hatte. Dem Rechtlofen fehlte das Wergeld, die normale Buße und 
die Eidesfähigkeit, Doch fand er umter dem allgemeinen Frieden. Wer diefen an ihm 
verlegte, verfiel den öffentlichen Strafen und mußte in minderen Fällen Friedensgeld be— 
zahlen. Da aber ein ſolches ſtets einer Buße für die verlegte Partei correfpondiren 
mußte, waren für die Rechtloſen Scheinbußen gefegt zur Anerkennung deſſen, daß ihnen 
zwar bie ſubjective Nechtöfühigfeit, nicht aber der Schutz des objectiven Friedens ges 
brad. Der Rechtloſe konnte ferner gewiſſe öffentliche Stellungen nicht einnehmen, gewiſſe 
procefiuale Handlungen nicht verrichten, welche Unbejcholtenheit der Ehre vorausiegten. 
Als das Buß- und Wergeldſyſtem vwollftändig verihwand und der Unſchuldseid durch die 
Aenderung ded Procefrechts hinwegfiel, war es die letztgenannte Folge allein, die nun— 
mehr den Inhalt der Rechtlojigfeit ausmachte. 

Das Ständewefen beeinſlußte die Nechtöfähigfeit, Jofern für gewiſſe gerichtliche Hand- 
lungen (Zweitampf, Zeugniß, Urtheilfindung, Function als Vorſprecher), für die Vormund— 
ſchaft, das Erbrecht und die Eingehung einer vollwirffamen Ehe Ebenburt verlangt wurde. 
Heirathete ein Mann eine nicht ftandesgleiche Frau, jo lag eine Mißheirath vor, melde 
nicht die vollen bürgerlichen Wirkungen einer Ehe hatte, da weder Frau nod Kinder. den 
Namen und Stand des Vaters theilten und die Kinder gegenüber den Bater und den 
väterlichen Verwandten fein Erbrecht beſaßen. Die Wirkungen der Mißheirath konnten 
auch vertragsmäßig feitgeftellt werben durch Abſchluß einer Che zur linken Hand, einer 
morgamatifchen Ehe. Der Begriff der Ebenbürtigkeit war infofern ein ſchwankender, als 
in den verfchiedenen Anmwendungsfällen mandmal ein größerer, mandmal ſchon ein ges 
ringerer Abftand Dev Stände maßgebend wurde. 

(Pot Ben Commentariorum juris germ. de statu servorum veteri perinde at- 
que novo libri — 1736, Heineceius, Antiquitates Germ. T. II. p. 2 (1773); 
Kindlinger, Gefhichte ber deutſchen Hörigkeit, insbefondere der fog. Yeibeigenfchaft, 1819; 
Budde, Ueber Rechtloſigleit, Ehrlofigkeit umd Echtloſigleit, 1842; Hillebrand, Ueber bie 
gänzliche und theilweife Entziehung der bürgerliden Ehre, 1844; Göhrum, Gecſchichtliche Dar- 
ftellung der Lehre von ber Ebenbürtigfeit, 1546, Niebelschütz, De matrimonio ad mor- 
ganaticam, 1551; R. Schröder, Zur Yehre von der Ebenbürtigfeit nad dem Sachſenſpiegel 
in der Zeitichrift für Rechtsgeſchichte III. 461 ff.) 


5. 20. Das deutihe Sachenrecht legt um Gegenfag zum römiſchen Rechte das 
Hauptgewicht auf Das thatfächliche, Das natürliche Verhältnig zur Sade, während das 
geiftige, das rechtliche Band zwiſchen Perfon und Sache mehr in den Hintergrund tritt. 
Entjpredend feiner finnlichen Auffaſſung macht e8 einen Durchgreifenden Unterfchied in der 
rechtlichen Behandlung der beweglichen und unbeweglichen Saden, eine Scheidung, die ſich— 
wegen ihrer günftigen Folgen für den Credit der Immobilien, für den Verkehr mit Mo— 
bilien bis heute erhalten bat, 
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Fremd blieb dem deutſchen Hecht die Icharfe Sonderung, welche Das römiſche zwiſchen 
der rechtlichen und factiſchen Herrichaft über die Sache durchführt. Einen vom Streite 
über das Recht geſchiedenen Proceß über den Beſitz hat es nicht ausgebilvet. Auch der 
gewaltfam Dejicirte mußte ſein Recht zum Beſitz behaupten und. bemeifen. Doch blieben 
ihm die procejjualen Vortheile des Befiges trog der Befißentjegung gewahrt und wurde 
ihm derſelbe mitunter noch während des Procefles um das Recht veftitwirt. Die Rechts— 
quellen des Mittelalters brauchen für Befit den Ausdruck Gewere. Urſprünglich be 
zeichnet das Wort den formellen Act der Einmeifung in den Bejig. Von da aus ift es 
auf die factifche und dann auf die rechtliche Conſequenz der Befigeinweifung übertragen 
worden. Im der erften Bedeutung drückt e8 bei Mobilien den Gewahrſam, bei Immobilien 
die thatfächliche Ausübung eines Befigrechte® aus, mag dieſe nun in ber ummnittelbaren 
Detention oder nur in der Erhebung der Nugungen beftehen. Die rechtliche Bedeutung 
der Gewere in diefem Sinne liegt aber darın, daß feine Gewere durch Eigemmacht ftraf- 
(08 gebrochen werben kann und der Beſitzer im Nechtöftreite gewiſſe Vorteile genteft. 
Tritt nämlich der Kläger mit fchlichter Klage auf, jo wehrt fi jener mit feinem Eide. 
Und dieje Art der Bertheidigung fan ihm nur dann abgefchnitten werden, wenn ber 
Kläger pofitio erweift, daß er verpflichtet fei, ihm den Befit einzuräumen, weil ihn ein 
Rechtsgeſchäft oder ein Delict hierzu obligire oder weil ev feinen Beſitz in hinfälliger, 
rechtlich ummirffamer Weife erworben habe. Gewere heißt ferner mitunter auch das Recht 
zu befigen, ohne Rückſicht auf das factifche Verhältnig. De nach dem Inhalt des Rechts 
wird Eigengemere, Gewere zu Lehnrecht, zu Pfandrecht u. |. w. unterſchieden. Beſonderen 
Schutz gibt die rechte Gewere, welche dadurch entſteht, daß jemand ein rechtmäßig er- 
worbened Gut durch Jahr und Tag (1 Jahr 6 Wochen 3 Tage) ohne rechte Wiver- 
ſprache in Ausübung eines Nechtes befaß. Erwerb durch Auflaffung ift nur particulars 
rechtlich eine Vorausſetzung der rechten Gewere. Die Wirkungen der rechten Gewere find 
aber folgende: Wer fie bat, braucht fich erft im nächſten echten Ding auf die Klage ein= 
zulafien. Er bedarf nicht der Vertretung durch feinen Gewährsmann. Die entgegen= 
ftehenden Rechte find präclubirt. Der Bellagte ift, da der Nechtögrund, durch ben der 
Kläger feine Klage fubftantürt, in Folge der Präclufion irrelevant erſcheint, ſtets in der— 
jelben Situation, als läge eine fchlichte Klage vor. Er kann demnach, wern feine Gewere 
bemiejen ift, fein Recht mit feinem Eide erhärten. * 

Das volljte Recht, welhes man an einer Sache haben kann, ift Eigenthum, An 
Grund und Boden erjcheint es entweder als Genofienfchaftseigen, wie es an der gemeinen 
Mark beitand, oder als Sondereigen. Die Uebertragung des Grundeigenthums erfolgte 
in der wirffamften Form (nach der gemeinen Meinung ftets) durch den öffentlichen Formal— 
act der Auflaffung. Ihre rechtliche Confequenz war die Befiteinweifung, die aber aud) 
unabhängig von ihr erfolgen konnte und entweder als ein ſymboliſcher Apprehenfionsact 
oder als eine ſymboliſche Tradition vorgenommen wurde Die gerichtliche Auflaſſung 
führt alıf einen der römischen cessio in jure analogen Sceinproceß zurüd, bei welchem 
der Bellagte den Anfprud des Klägers auf Ueberlaffung des Gutes zugeftand und ſich 
dem Urtheil gemäß von demſelben losſagte („per festucam se exitum dieit“), Noch 
nach den ſächſiſchen Rechtsbüchern wird fie in den Normen gerichtlichen Verfahrens vor- 
genommen, auf welches Hin ein Urtheil den Uebergang des Beſitzrechts auf den Erwerber 
feftftellte. Die Auflaffung hatte alfo vim rei judieatae. Der Erwerber kam dadurch 
in eim ähnliches Verhältniß, als hätte ev das Gut von dem früheren Vefiger im Wege 
Rechtens erftritten. Dem Scheinprocek konnte eine Scheinereeution als gerichtliche Befig- 
einweiſung nachfolgen, anläßlich deren man fih in Sachſen wom Gerichte für das Gut 
ben — wirken zu laſſen pflegte. —* früh wurde es Sitte, > Auflaffung zu 
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beurfunden. In den Städten pflegte man diefe Urkunden in befondere Bücher einzutragen, 
ein Vorgang, neben weldem der Auflaffungsact jelbit zur leeren Formalität berabjant, 
um fehließlich ganz hinwegzufallen. Bon den Städten verbreitete fich die Sitte auf dad 
flache Land. Ste bat fih bis auf unfre Tage in dem Inſtitute der öffentlichen 
Bücher erhalten. 

Die Ausbildung der Yeiheverhältniffe brachte eine Anzahl eigenthumsähnlicher 
Nutzungsrechte an fremdem Grund und Boden hervor. Die Hauptformen find das Lehen 
und Das Zinsgut. Je nach dem Nechtögebiete der Verleihung unterſchied man Leibe zu 
Lehnrecht, zu Dienftrecht, zu Hofrecht und zu Stadtrecht (Häuferleibe). 

Das Vehnöverhältnig hat eine perjönliche und eine dingliche Seite. Die Yehnser- 
richtung erfolgt Durch den Doppelact der Hulve und Leihe. Der Mann ſchwört, dem 
Herin fo treu umd hold zu fein, als ein Mann von Rechts wegen dem Herrn joll (Hulde 
ſchwören) und bietet, indem er fnieend feine gefalteten Hände in die Hände bes Herrn 
legt, feine Mannſchaft an (Hulde thun, Mannſchaft Leiften). Auch die Yeihe erfolgt als 
ein Iombolifcher Act; fie gibt dem Manne ein Recht auf die Einweiſung in das Lehen. 
Der Bafall ift nicht befugt, Das Gut zu veräußern, darf es aber in die Afterleihe geben. 
Bei Herin= und Mannfall muß bimien Jahr und Tag das Yehen gemutbet, die Yehns- 
erneuerung erwirkt werben, ſoll das Zehn nicht heimfallen. In das Lehn folgen nur 
männliche Descendenten, doch bietet die Geſammtbelehnung ein Mittel, den Uebergang 
des Lehns auf Seitenverwandte zu fichern. * Ift der Lehnserbe unmündig, jo tritt ſog. 
Lehnsvormundſchaft ein, d. 5. der Herr bezieht, bis ver Yehnsmann zu feinen 
Jahren gekommen, die Nugungen des Lehens. Bon mehreren Yehnserben ift der Herr 
nur einen, jenen, den diefe vorſchlagen, zu belehnen verpflichtet, ein Sat, woraus ſich 
mit Rückſicht auf Die Yehnsvormundichaft die Primogeniturfolge in Yehen entwidelte. 

Ein eigenthümliches Recht an freinder Sache hat fi in den Grundlaſten oder 
Reallaften ausgebildet, Cie beftehen darin, daß jeder Befiger der Sache zu wiederfehren- 
den Yerftungen verbunden ift, deren Ausbleiben ven Berechtigten befugt, fih an die Sache 
zu halten. Die Yeiftungen fonnten in Zinfen, Zehnten, Frohnden und Renten beftehen. 
Das Recht wurde durch Auflafjung begründet und zählte zum unbeweglichen Vermögen. 
Nur die Sache war verhaftet, nicht auch das jonftige Vermögen des Befigerd. Rückſtände 
blieben auf der Sache Liegen und bildeten nicht etwa eine perfönlihe Schuld Desjenigen, 
unter deſſen Eigenthumsperiode fie entftanden. Nicht felten erſcheinen die Grundlaſten 
als der rechtliche Niederichlag früheren Eigenthums, welches ſich in einem Yeiheverbältniffe 
zu einem bloßen Zinsrechte umgewandelt bat, ein Proceß, der namentlich in der Geſchichte 
der ſtädtiſchen Häuferleihe deutlich zu Tage tritt. 

Das Eigenthum an der beweglichen Sache war nicht in allen Fällen Dur eine 
abjolute (gegem jeden Dritten wirffame) Klage geſchützt. Hatte jemand feine Sache 
jelbft einem anderen anvertraut, jo hatte er feine Klage gegen den dritten Beliger, ſondern 
mußte fih an die Hand halten, in bie er jie gegeben. „Hand muß Hand wahren“, „Wo 
du deinen Glauben gelaflen haft, mußt du ihn fuchen”. Dagegen war im Falle des un: 
freiwilligen Befigverluftes, alfo namentlich, wenn die Sache gejtohlen oder geraubt worden, 
die Klage eine abfolute.e Traf man die Sade im Befig eines Dritten, fo nahm man 
den Anefang vor, d. h. man fahte die Sache unter bejtimmten Förmlichkeiten an und 
behauptete die Thatſache des unfreiwilligen Verluſtes. Erklärte fib der Befiger nicht 
für den originären Erwerber der Sade, fo hatte er feinen Gewährsmann anzugeben. 
Der Unterliegende mußte nicht mur die Sache herausgeben, fondern verfiel auch in die 
Diebſtahlsbuße, wenn er nicht den durch die Anklage ſtillſchweigend vorausgefegten Bor: 
wurf rechtmäßigen Erwerbs entfräften konnte. Dem Berlegten ftand es in allen Fällen 
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frei, eine Klage ohne Anefang zu erheben, welche im Gegenfag zur Anefangsklage als 
ſchlichte Klage bezeichnet wurde. 

(Albrecht, Die Gewere als Grundlage des ältern deutſchen Sachenrechts, 1828; Gaupp 
in der Zeitfchrift für deutfches echt, I; Bradenböft, Zeitfchrift fir deutfches Necht, III, V; 
Homever, Syſtem des Lehnrechts S 30. Sandhaas, Germaniftifche Abhandlungen, 1852; 
Stobbe, Artitel Gewere in Erſch und Grubers Encyclopädie; Gerber in der Zeitfchrift für 
Civilreht und Proceh, Neue Folge Xl; Delbrüd, Die dingliche Klage des deutichen Rechts, 
1857, und im ber Zeitfchrift für deutfches Necht XIV; Bruns, Recht des Befiges im Mittel- 
alter und in der Gegenwart, 1848, und in Beder und Muther's Sur des gemeinen beutjchen 
Rechts 4; Stein, Unterfuhungen über die Entwidelung und Fortbildung des deutſchen Sachen— 
rechts, 1857; Rüdert, Unterfuchungen über da8 Sachenrecht ber Rechtsbücher, 1860; * aband, 
Die vermögensrechtlichen Klagen nach ben fächfifchen Rechtsquellen des Mittelalterd, 1869; Of. 
Klimrath, Etude historique sur la saisine im 2. Bande feiner Travaux sur l’Histoire 
du droit frangais, 1843. — Dunder, Das Gefammteigenthum, 1843; Stobbeinder Zeit 
ſchrift für Rechtsgeſchichte, IV; Michelſen, Ueber die fistuca notata und die germ. Trabitiond- 
fombolit, 1856; Homeyer, Ueber die Heimath nad altdeutſchem Recht, insbefondere über das 
Hantgemal in den pbilologifhen und hiſtoriſchen Abhandlungen der Berliner Atabemie, 1852; 
Zöpfl, Alterthümer des deutichen Reichs und Rechtes II, N. 9, 11, 12.— Homeyer, Sy 
ftent des Lehnrechts; Arnold, Zur Gedichte des Eigenthums im dem beutfchen Städten; 
v. Maurer, Gedichte der Frohnhöfe. — Dunker, Lehre von den Reallaften, 1837; Renaud, 
Beitrag zur Theorie von den Reallaften, 18455 Arnold, a.a.D.; Neumann, Geicichte des 
Wuchers, 1865; v. Wyß, Die Gilt und der Schuldbrief nah Züri. Necht in der Zeitfchrift 
für ſchweizer. Recht, 9, 1361. — Budde, De vindicatione rerum mobilium germ., 1837.) 


5 21. Das Vertragsrecht fteht in feiner Entwidelung hinter der reichen Aus— 
bildung des Sachenrecht zurüd, eine Erſcheinung, die fi) aus dem Vorwiegen des 
Grumdbefiges im wirtbichaftlichen Yeben erflärt. Als Vertragsformen waren der Halın= 
wurf, der Handichlag, ver Weinfauf und die Zahlung des Gottespfennigs in Gebraud. 
So lange nicht die Form den Abſchluß des Bertrages kennzeichnete, war es dem Schuldner 
anheimgeftellt, fich für nicht gebunden zu erklären und die Schuld mit feinem Eide 
abzuſchwören. 

Für die Zahlung haftet in erſter Linie das Vermögen, in zweiter die Perſon des 
Schuldners. Dieſer verfällt, wenn der Gläubiger aus dem Vermögen nicht befriedigt 
werden kann, in die Schuldknechtſchaft, deren urſprüngliche Strenge ſich im Laufe der 
Zeit dahin abſchwächte, daß der Gläubiger den Schuldner für ſich arbeiten ließ, bis die 
Schuld getilgt war. Die Schuldknechtſchaft hat hiermit den Charakter eines Pfandrechts 
erhalten, deſſen Object der Schuldner Joco wadii war. Die Erben traten durch Ueber— 
nahme des Naclafjes nur im beichränkter Weile in die Schulden des Erben ein und 
bafteten keineswegs über den Belang der nachgelaſſenen Fahrhabe hinaus. 

Um dieſer beichräntten Haftung des Erben willen fam in Deutſchland ein vielfach 
angewendetes Geldgefchäft, der Rentenfauf, in Hebung, welcher zugleich Das durch die Kirche 
verbotene zinsbare Darlehn wirthſchaftlich erfegte. Der Rentenfäufer erwarb durch Hingabe 
einer Geldfumme das Recht, aus einem Grundſtücke eine wiederkehrende Rente zu beziehen, 
welche der jeweilige Befiger deſſelben zu zahlen hatte. Das Rentenrecht wurde durch 
Auflaffung begründet und ruhte als Reallaft auf dem Gute des ARentenverfäufers. 

Um die Haftung aus dem Vertrage zu beftärfen, fam ed vor, daß der Schuldner 
verſprach, für den Fall der Nichtbefriedigung ded Gläubigerd das Einlager zu leiften, 
d. 5. ſich freimillig einer Beſchränkung feiner perſönlichen Freiheit zu unterziehen, welche 
insgemein in der Form erfolgte, daß er mit Begleitung in eine Herberge einritt, um 
dort jo lange zu verbleiben, bis die Schuld bezahlt war oder der Gläubiger ihn feines 
Beriprechens löſte. Für Zubaltung der Verbindlichkeit konnte der Schuldner aud feine 
Ehre einfegen, indem er den Gläubiger befugte, ihm im Fall der Säumniß durch Wort 
und Bild öffentlih in feiner Ehre anzugreifen. Als Beſtärkungsmittel waren ferner 
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Bürgſchaft (welche nicht auf die Erben des Bürgen überging) und Pfandbeitellung im 
Uebung. 

Das deutſche Recht unterſcheidet genommenes Pfand und geſetztes Pfand. Nur letzteres 
tommt als Sicherungsmittel bei Verträgen in Betracht. Die Zeit der Volksrechte kannte 
zumal an beweglichen Sachen eine Satzung als Strafgedinge, durch welche das geſetzte Pfand 
bei Nichterfüllung der Verbindlichkeit zur Strafe dem Gläubiger verfiel, während bie 
Forderung beftehen blieb. Die entwidelteren Formen der Satzung machen eine Sonderung 
zwiſchen Liegenſchaften und Fahrhabe nöthig. An erjteren haben fich zwei Hauptarten 
der Satzung entwidelt. Die ältere überträgt ven Gläubiger Beſitz und Nutung des 
verpfändeten Grundſtücks, deſſen Früchte er als Aequivalent fir die Hingabe der Gelb: 
ſumme bezieht, wenn nicht beſonders verabredet worden, daß er das Erträgniß vom Ein— 
löfung&apital abzuziehen habe. In den Reichspfandichaften hat ſich diefe ältere Satung 
über die Zeit der Reception hinaus erhalten. Seit dem 13. Jahrhundert bilvete ſich 
zuerft in den Städten eine jüngere Form der Sakung im Anſchluß an das Verfahren 
bei der Realerecution in Immobilien. Der Gläubiger hatte weder Befig noch Nutzung 
des Grundftücs, erlangte aber durch den öffentlichen und formellen Act der Satzung zur 
Sicherſtellung feiner Forderung jene Rechte, die er haben mürde, wenn das Gut im 
Erecutionswege fir ihn als Pfand gefrohnt worden wäre An der Fahrhabe war nur 
ein Fauftpfand möglich, weldes im Fall der Nichtbefriedigung nach manchen Rechten zur 
Uebereignung der Sache führte, nach anderen nur ein Distractionsrecht gemährte. 

Die Pfanpnahme ift entweder obrigfeitliche= oder Privatpfändung. Das Recht der 
legteren bat der Grundeigenthümer an fremden Bieh, das auf feinem Grundſtücke Schaden 
anrichtet, und gegen die Berfon, die fein Beſitzthum beichädigt oder ji daran eine Eigen— 
thumsbefugniß thatſächlich anmaßt. Desgleihen hat es der Leiheherr und VBermiether 
wegen verjeflenen Zinſes und particularrechtlich aucd der Rentenherr. Im Nothfälen, 
wenn die Forderung nicht in anderer Weiſe realifirt werden konnte, war die Pfändung 
jedem Gläubiger geftattet, jo 3. B. bis ind 15. Jahrhundert bei fruchtlos beichrittenem 
Rechtsweg. Wegen unbeftrittener, durd formellen Vertrag begründeter Schuld Hatte 
der Gläubiger in ältefter Zeit ein aufergerichtliches Pfändungsrecht. Doch erfcheint die 
Ausübung deſſelben ſchon in der Mehrzahl der Volksrechte an gerichtliche Ermächtigung 
und an die Beobachtung gewilfer Formen gebunden. Im Anfchluß an die fräntijche 
Geſetzgebung haben die deutſchen Neichögelege zur Sicherung des Landfriedens die außer— 
gerichtliche Pfändung um Schuld verboten. Eine Ausnahme bildet nur der all der 
Pfändungsclaufel, welde im ſpäteren Mittelalter auffam und durch welche der Gläubiger 
ſich vom Schuldner in der Schuldurkunde ein aufergerichtliches Pfändungsrecht ver— 
fchreiben Tief. 


(Stobbe, Zur Gefchichte des deutſchen Bertragsrechts, 1555 ; Witte, Die bindende Kraft 
des Willens im altbeutfchen Obligationenredht, in der Zeitfehrift für Rechtögefchichte, VI: En— 
demann, Beiträge zur nenn des Handelsrechts im Mittelalter bei Goldihmibt, Zeitſchrift 
für das geſammte Handelsrecht, V; Lewis, Die Succeſſion des Erben in bie Obligationen des 
Erblaffers, 1864; Neumann, Geſchichte des Wuchers in Deutſchland, 18655 Stobbe, Zur 
Geſchichte und Theorie des Rententaufs in ber Zeitfchrift für beutfches Recht XIX, über Leib⸗ 
renten im deſſen Beiträgen zur Geſchichte bes deutſchen Nechts, 1865; Auer, Emiggeldrecdt in 
defien Ausgabe des Stadtrechts von Münden, 1840; v. Meibom, Ueber Realſchulden und 
Reallaften im Jahrbuch des gemeinen deutſchen Rechts, 1. Vergl. noch die Literatur Über Reallaften 
zu 8 20. Friedländer, Das Einfager, 1868, Platner, Die Bürgichaft, 1857; 0. Mei— 
bom, das Dentiche Pfandrecht, 18675 Madai im der Zeitſchrift für deutſches Recht VIII: 
Budbe daſelbſt IX; Stobbe in sit Vierteljahrsſch. IX, 2855 Wilda, Pfändungsredt 
in ber Zeitichrift für deutfches Recht I.) 


$ 22. Die Familienrecht werhältniffe find auf das Mundium des Familien— 
hauptes gebaut. Mundium, Vormundſchaft bedeutet allgemein ein Schug: und Vertretungs— 
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verhältniß, weldes in feinen verſchiedenen Anwendungen einen verfchievenen Inhalt haben 
kann. Unter Yamilienvormunvfcaft ftehen jene, welche Die Jahre der Mündigteit noch 
nicht erreicht haben. Der Termin derſelben ift in den einzelnen Stammesrechten ver— 
ſchieden beftimmt. Einen Bormund haben ferner die Sinnlofen und körperlich Gebrech— 
lichen und die rauen ohne Rückſicht auf ihr Alter. 

Vormund über die verheirathete Frau ift der Mann. Die Eheſchließung wurde 
nach älterem Rechte durch den Brautfauf eingeleitet, indem der Dann das Mundium 
über das Mädchen von dem Bormunde veffelben kaufte. Die ohne Mundfauf einge 
gangene Berbindung konnte von dem Bormunde beliebig gelöft werden. Der Kaufpreis, 
Muntſchatz, hat im Laufe der Zeit feinen Charakter geändert. Er fiel nämlich fpäter 
nicht dem Bormund, jondern dev Frau zu, mit der Beſtimmung, deren Wittwenverforgung zu 
bilden. Die Ausjegung eines ſolchen Witthums (Dos) wurde ald wefentliches Merkmal 
für die Eingehung einer vechten Ehe betrachtet. Eine Reminiscenz an vie alte Be— 
deutung des Muntjchates ift der Solidus und Denarius, welche nach ſaliſchem Recht 
noch als Scheinpreis an den Bormund bezahlt werden. Die Trauung blieb auch nad 
Einführung des Chriſtenthums ein rein bürgerlicher Act, darin beftehend, daß die Braut 
im Kreiſe der Familie unter beftunmten Förmlichkeiten, die nach den einzelnen Stammes- 
rechten werichteden waren, dem Bräutigam öffentlich übergeben wurde. Neben der Ber- 
lobung, Dotirung und Trauung galt auch das Beilager als rechtlich nothwendiger 
Act der Eheſchließung. 

Der Mann hat an dein Vermögen der Frau eine Gewere zu vechter Vormundſchaft. 
Kraft derjelben fann er davon nad Belieben veräußern, nur bezüglich des liegenden 
Gutes bedarf er der Zuſtimmung der rau und ihrer nächſten Verwandten. Das ge 
ſammte eheliche Vermögen ift demnach durch das Verwaltungsrecht des Mannes über das 
Frauengut in Einer Hand geeinigt und bildet jo nach außen hin eine ungejchtedene Güter— 
maffe. Bei Auflöfung der Ehe füllt das Vermögen in jene urſprünglichen Beftandtheile 
auseinander. Die Frau, reſp. deren Erben erhalten die Ausfteiter, welche fie in die 
Ehe eingebradt. War die Ehe Durch den Tod des Mannes aufgelöft worden, jo erhielt 
die Frau noch ihr Witthum und die Morgengabe, d. i. das Geſchenk, welches ihr der Mann 
am Morgen nad) der erften Brautnacht gegeben. Die Errungenfchaft, das von ben 
Gatten während der Ehe gemeinfam erworbene Gut wird in der Regel getheilt, entweder 
in gleiche Hälften, oder fo, daß die Frau ein Drittel (Spindeltheil), die Erben des 
Mannes zwei Drittel (Schwerttheil) erhalten. Nach ſächſiſchem Recht wird die Errungen- 
ſchaftsquote und die Auöfteuer erſetzt durch Die Gerade, beftehend aus einer beftimmten 
Art von Gegenftänden, welche dem weiblicyen Lebensfreife angehören. Das find die all— 
gemeinften Grundlinien jenes Güterrechtſyſtems, das die Neueren das Syſtem der Güter- 
einheit nennen. Auf Die weiteren Bejonderheiten der einzelnen Stammesrechte kann hier 
nicht näher eingegangen werben. 

Neben dieſes Gütereinheitsſyſtem tritt — Sachſens ſchon ziemlich frühe ein 
anderes Syſtem, das der Gütergemeinſchaft, deſſen Ausbildung darin gipfelt, daß das 
Vermögen beider Ehegatten bei Auflöſung der Ehe ohne Rückſicht auf ſeinen Urſprung 
in Quoten getheilt und ſchon bei Beſtand derſelben als gemeinſames Gut behandelt wird. 
Zwiſchen beiden Syſtemen ſtehen zahlreiche Uebergangsſtufen. 

Vormund über die Kinder iſt der Vater. Die Tochter tritt mit der Verheirathung, 
der Sohn, ſobald er ſich wirthſchaftlich ſelbſtſtändig macht, aus der Vormundſchaft und der 
damit verbundenen väterlichen Gewalt. 

Wo es an der ehelichen oder väterlichen Vormundſchaft gebricht, fällt das Recht 
der Vormundſchaft an den nächſten Schwertmagen des Mündels, d. i. dem nächſten männ— 
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lichen Verwandten männlicher Linie. Vormund über die Witiwe ift der nächlte Schwert- 
mage des verftorbenen Mannes, vorausgeſetzt, daß biefer ihr ebenbürtig war. 


(Kraut, Die Vormundſchaft nad den Grundſätzen des beutichen Rechts 3 Bände, 1835 
— 59; Rive, Die VBormundfchaft im Necte der Germanen, 1862; Friedberg, das Net 
der Eheſchließung in feiner geſchichtlichen — 1565. — Laboulaye, Recherches 
sur la condition civile et politique des femmes depuis les Romains jusqu’a nos jours, 
1813; Rive, De dote qualis sit in antiquis Germanorum legibus, 1856; Schroeder, 
de dote secundum leges gentium germanicarum antiquissimas, 1861. Schröder, Ge— 
ſchichte des ehelichen Güterrehts in Deutichland, 1863, 68; Martitz, Das ebeliche Güterrecht 
des Sachſenſpiegels und ber verwandten Rechtöquellen, 16673 Eropp in Heife und Cropp's 
Juriſtiſchen Abhandlungen IT, 427; Schwarz, Die Gütergemeinfhaft nad fränkifhem Recht, 
1858; Sandhaas, Fränkifches eheliches Güterrecht, 18665 Roth in Beder und Mutber's 
Jahrbuch des gemeinen deutſchen Rechts III, 315Ff.; Hänel, Die ehelihe Gütergemeinſchaft 
in Oftfalen, Zeitfehrift für —— I, 273. — Stobbe, Beiträge zur Geſchichte des 
deutſchen Rechts, 1865, 1. die Auſhebung der väterlichen Gewalt nach dem Rechte des Mittelalters.) 


8.23. Das Erbrecht iſt ein Familienrecht und beſteht in der Befugniß, den Nach— 
laß eines Verſtorbenen in Beſitz zu nehmen. Es begründet demnach nicht wie das 
römiſche Erbrecht eine Univerſalſucceſſion. Antretung der Erbſchaft war nicht erforderlich. 
Der Todte erbte den Lebendigen, d. 5. ver Erblaſſer fette durch feinen Tod den Erben 
in die Gewere (hier Beſitzrecht bedeutend) feines Vermögens. Die Auseinanderfegung 
der Erbichaft konnte erft erfolgen, wenn der dreißigfte Tag nad dein Tode des Erblaſſers 
abgelaufen war. Die Erben waren nur geborene, nicht geforene. Fremd waren dem 
deutſchen Rechte Tettwillige Verfügungen. Die gefammte Blutverwandtichaft begreift der 
Ausdruck Sippe. Buſen bezeicdinet die Descendenz, Schooß die Ascendenz. Nach den 
Geſchlechtsſymbolen heifen die Verwandten der männlichen Seite Schwertmagen, die der 
weiblichen Spill= oder Kunkelmagen. Die Nähe der Eippe wird nad) Gliedern gezählt, 
angefangen vom Haupte des menſchlichen Leibes bis zum Nagel der Hand. 

Die dem deutfchen Rechte ursprüngliche, wenn auch ſchon früh getrübte Erbfolge 
ordnung ift jene, welche man heutzutage als Parentelenordnung, Yinealgrabualfolge be 
zeichnet. Die nähere Parentel jchließt die entfernteren aus. Eine Parentel bilden aber 
jene Perfonen,, welche durch den nächften Stammbalter verbunden find. Zunächſt find 
zum Erbe berufen die Descendenten (erfte Parentel), unter diefen wieder zuerft die 
Kinder des Erblaffers. Enkel hatten anfangs, wenn fie mit Kindern des Erblaſſers 
concurrixten, fein Erbrecht. Exft nach langem Ringen bat die Geſetzgebung das ſog. 
Repräfentationsreht der Entel zur Anerkennung gebracht. Fehlt der Bufen, jo tritt die 
Parentel des Vaters ein u. ſ. w. ‚Innerhalb der Parentel entſcheidet die Nähe des Gliedes. 

Die männlichen Verwandten waren den weiblichen gegenüber bevorzugt. Urfprüng- 
lich mögen fie ſelbe vollftändig ausgefchloffen haben. Der Mann ging zum Erbe, das 
Weib ging davon. Dieſer Rechtsſatz erlitt aber nach zwei Seiten hin eine Einſchränkung. 
Er wurde entweder beichränft auf die Erbfolge in den Grundbeſitz, oder auf einen 
engeren Kreis der Berwandtichaft, innerhalb deſſen der Mann die weiblichen Berwandten 
gleihen Gliedes völlig ausichlok, während die ferneren Berwandten das Erbe ohne Rück— 
ficht auf den Geſchlechtsunterſchied theilten. Beide Bevorzugungsarten des Mannes konnten 
auch verbunden jein, indem in dem engeren VBerwandtichaftstreife ein unbedingter, in dem 
weiteren nur eim Vorzug betreffs des Grundbeſitzes ſtatthatte. Die Wirkung des Ge— 
ſchlechtsunterſchiedes wurde zuerft in den Städten befeitigt und von da aus ging die Gleich— 
berechtigung in das Yandrecht über. Doch hat fid ver Borzug des Mannsſtammes für 
die Stammgüter des Adeld und im Bauernredht erhalten. 

Für gewiſſe Gegenftände der nachgelafienen Fahrhabe kam eine bejondere Erbfolge 
in Anwendung. Bei dem Tode eines Mannes fiel Das Heergeräthe, beſtehend aus den 
Dingen, die man zur Kriegsfahrt brauchte, an den nächften Schwertmagen. Bei der Bes 
erbung einer Frau nahm die nächte Niftel die Gerade, welde in ihrem Inhalt der 
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Wittwengerade entipricht. ine befondere Stellung im Erbrechte hatte ferner das Hand- 
gemal, d. i. „das freie, mit einem etwa wehrhaften Wohnfige verfehene Grundftüd eines 
Lollfreien, welches al8 Haupt: und Stammgut des Gefchlechtes ungetheilt auf den Aelteften 
von der Schwertſeite ſich vererbte‘, * 

Das Erbrecht äußerte fich jchon bei Yebzeiten des Erblaſſers in dem Wartrechte der 
nächften Erben. Jener ift nämlich bei der Veräußerung von Grundbefig an deren Zu— 
ftimmung gebunden. - Beräußerte er ohne diejelbe, jo konnten dieſe binnen Jahr und 
Tag ihr Beihpruchsrecht ausüben und das veräuferte Gut an fich ziehen, als ob bezüglich 
deilelben der Erbfall bereits eingetreten wäre. Dieſes Beiſpruchsrecht, welches uns in 
der Zeit der Rechtsbücher in voller Ausbildung entgegentritt, wurde zuerft in den Städten 
beichränft und abgeſchwächt. Beſchränkt auf das ererbte Gut des Erblaffers, dagegen 
befeitigt für das wohlgewonnene Gut. Abgeſchwächt zu einem bloßen Retractsrecht, ins 
dem der Erbe nur durch Eintritt im die Beräußerungsbedingungen das Gut an fich 
bringen konnte. Vielfach ift aber ſchon im Mittelalter die volle Veräußerungsfreiheit 
des Erblaſſers rechtlich anerfannt worden. Bezüglich der Fahrhabe beftand nur die Be— 
ſchränkung, daß die.auf dem Stechbette vorgenommene Veräußerung ungültig war, ein 
Sat, gegen weldyen namentlich die Kirche lebhaft ankämpfte. 

Vergabungen auf den Todesfall waren unzuläffig, weil der Erblaffer dadurch die 
vergabte Sache nicht fich, ſondern mur feinen Erben entzog. Doc kamen ſchon früh 
Rechtsgeſchäfte in Uebung, durch welche man den factiichen Erfolg einer ſolchen Verga— 
bung herbeiführte, indem man dem Bedachten bereitS bei Pebzeiten ein feſtes Hecht an 
der Sache einräumte, fih aber in irgend einer Form die Nugung bis zum Tode vorbehielt. 
Seit dem 13. Jahrhundert finden fich zuerft in Süddeutſchland Zuwendungen auf den 
Todesfall durch formellen Vertrag, die fog. Erbverträge. 

Teftamente ftellte die Kirche unter ihren Schuß. Sie übte die Gerichtöbarfeit in 
Zeftamentsfachen und verlangte die Erfüllung des letzten Willens als ſittliche Pflicht. 
Bor dem weltlichen Rechte wurden die Teftamente zuerft in den Städten als rechtskräftig 
behandelt. Doch enthielten diefe letztwilligen Verfügungen, Gelchäfte, Gemächte genannt, 
nicht Erbeseinfegungen im römiſchen Sinne, fondern nur einzelne Vermächtniſſe. Um bie 
Ausführung derjelben vom Willen des Erben unabhängig zu machen, bediente man fich 
gewiſſer Mittelsperfonen, Treuhänder, Erecutoren, welchen die Regulirung des Nachlaffes 
übertragen wurde, eine Einrichtung, in welcher der Urſprung des Inſtitutes der Teſta— 
mentserecutoren zu ſehen ift. Die Teftamente im römiſchen Sinne famen in Deutſchland 
erft mit der allgemeinen Reception der fremden Rechte in Geltung. 

(Siegel, Das beutfche Erbrecht, 1853; v. Sydow, Darftellung des Erbrechts nad den 
Grundfägen des Sachſenſpiegels, 1828; Homeyer, Der Dreifigfte, Abhandlungen der Berliner 
Alademie, 1864; Majer, Eeutiche Erbfolge, 18055 Siegel, Die germaniſche Berwandticafte- 
berechnung mit befonderer Beziehung auf die Erbenfolge, 18535 Wafferihleben, Princip ber 
Eucceffionsorbnung nad deutſchem, insbefondere Fächifchem Rechte, 1860; Derfelbe, Die ger- 
manifche Berwandtichaftsberehnung und das Princip der Erbenfolge, 1864; Homever, Stellung 
bes Sachlenipiegeld zur Parentelenordnung, 18605 Rive, Zur Frage nah dem Princip ber 
Succeffionsorbnung im germanifhen Rechte, Jahrbuch des gemeinen beutfchen Rechts VI, 197; 
Yewis, Zur Behre von ber Succeſſionsordnung des deutſchen Rechts in der Krit. Biertel- 
jahrsſchr, IX, 23. Menue Belege für die Bar. O. dente ih an anderem Orte zu bieten. — Ho— 
mepyer, die Heimat a. a. DO; Zimmerle, Das deutſche Stammautsfvften, 18575 Pault, 
Darftellung des Rechts der Erbgüter nach älterm lübiſchen Rechte in deſſen Abhandlungen aus 
ben lübifchen Recht, I, 1837; Lewis, De origine facultatis heredibus in iure (zerinanico 
concessae prohibendi alienationes rerum immobilium, 1562; Stobbe, Ueber das Eintreten 
des Erben in die ae Berbältnifie des Erblafjers mad deutſchem Recht, in Beder's und 
Muther's Jahrbuch, V; Pernice in der Kritiſchen Bierteljabrsichrift, IX. — Befeler, Lehre 
von den Erbverträgen, 1835 — 1840; Befeler, Bon den Teftamentsbollziebern in ber jer 


Ihrift für deutſches Recht IX; Hahn, De diversis testamentorum formis quae in Ger- 
mania obtinuerunt observationes, 1847; Bauli, Abhandlungen, III, 1841.) 
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C. Die Rechtsentwirkelung in Dentfchland feit der Aufnahme der 
fremden Rechte. 


$. 24. Das deutſche Reich ging feit Ausgang des Mittelalters feiner allmähligen 
Auflöfung entgegen, Da feine Berfaflung die abgeftorbenen und zur Unmahrbeit 
gewordenen Formen des Lehnweſens micht zu überwinden vermochte. In Die inneren 
Kriege, melde die Reformation im Gefolge hatte, mengte fi das Ausland und ge- 
wann Dadurch einen nachhaltigen Einfluß auf die deutſchen Angelegenheiten, den es zur 
Schürung der Zwietracht im Reiche benugte. Der Schwerpunft der politiichen Entwidelung 
der Nation rubte nunmehr in den Territorien, von welchen Defterreih in Berbindung 
mit außerdeutichen Ländern feinem Fürſtengeſchlechte den nahezu ununterbrochenen Befit 
der deutjchen Königskrone und des num völlig inhaltslofen Kaiſertitels fiherte. Die frans 
zöſiſche Revolution und ihre Folgen gaben die Veranlaffung zum endlichen Zuſammen— 
fturze des Reiches, Das feine innere Yebensfähigkeit ſchon feit langem eingebüft hatte. 
Nach kurzer Uebergangöpertode wurde 1815 eime rein äuferliche Einigung Deutſchlands 
durh Schöpfung eines unvolllommenen Staatenbundes hergeftellt, welder die in den 
Befreiungsfriegen angeregten Erwartungen keineswegs erfüllte und feiner Grundverfafung 
nac einer Weiterentwidelung unfähig war, auch wenn die Rivalttät der aus urfpränglichen 
Marfgrafichaften herausgewachfenen Großmächte Defterreih und Preußen eine folche zu: 
gelaflen hätte. Die Ereigniffe des Jahres 1866 haben die Bundesverfaſſung gefprengt, 
nachdem fie mit kurzer Unterbrechung ungefähr ein halbes Jahrhundert bejtanden hatte. 
Damit vollzog fi nur der langſame Auflöfungsprocef, den die Entwidelung der Terri= 
torialgewalten begonnen hatte. Diefe kann aber bei jenem negativen Ergebniß nicht 
ftehen bleiben. Ste wird ihre Aufgabe nicht eher vollendet haben, als bis fie der zum 
Einheitsbewuftjein gelangenden Nation das wiedergibt, was fie ihr genommen, die po= 
litiſche Einheit, ohne darum aufzugeben, was fie nur im Gegenfas zu diefer ſchaffen 
fonnte, den modernen Staat. £ 

8 25. Die Umbildung der Gulturzuftände, wie fie Die Neuzeit vom Mittelalter 
ſcheidet, iſt nicht eine Deutichland eigenthümliche, fondern eine europätfche Thatfache und 
braucht hier nicht Des näheren nachgewiefen zu werden. Im deutſchen Reiche zeigte fich 
am Anfang des 16. Jahrhunderts eine dreifache Bewegung, eine religiöfe, eine politifche 
und eine jociale. Die erfte fiegte in einem großen Theile von Deutichland, getragen 
durch die Unterftügung der Yandesherren und den Geift des Bürgertbums. Die zweite, 
welche eine Umgeftaltung der Reichsverfaſſung bezweckte, ging von der freien NReichgritter- 
Ihaft aus und fcheiterte ebenjo mie Die dritte, welde den unterbrüdten Bauernftand zum 
Aufruhr trieb. 

Das Reich hielt bis an's Ende feiner Tage an feiner Ständegliederung feit. Es 
kannte Neichöfürften, Grafen und Herren, Neichöritter, Reichsſtädter und Reichsbauern. 
Der Reichsadel zerfiel in einen hohen und niederen, von denen der erfte neben der Reichs— 
ummittelbarfeit die Neichöftandichaft und den Beſitz eine Territoriums vorausfegte. Im 
den Territorien Dagegen wurden die aus dem Mittelalter herübergenommenen Standes- 
unterjchiede im mejentlichen verwiſcht, um dem Begriffe eines allgemeinen Staatsbürger: 
thums Plag zu machen, wie es ſchon früher die Städte in kleinerem Kreife auögebilvet 
batten. Der landſäſſige Adel büßte feine Bedeutung als gelellfeyaftlicher und politiſcher 
Factor im Staatsleben ein, da die Grundlagen feiner Sonderftellung verloren gingen. 
Das Ritterthum hörte mit der Einführung der ftehenden Heere auf, ein Berufsftand zu 
fein. Das Beamtenthum, welches dur die Reception der fremden Rechte mächtig gefördert 
wurde, verdrängte den Adel von der Staatsverwaltung, ſoweit er nicht in daſſelbe auf: 


in a re 
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ging. Durch die Moelöverleihungen wurde der Briefadel geichaffen, dem es häufig an 
dem Grundbeſitze gebrac, der fonft ald Vorausſetzung des höheren Standes galt. Nach 
dem dreifigjährigen Kriege erfcheint die oft bethätigte Widerſtandskraft des Adels gegen 
die Landesherren aflenthalben als gebrochen. Seit diefer Zeit Iebt ev nur noch als 
künftlich erhaltene hiſtoriſche Reminiscenz durch enges Anlehnen an die Höfe. In Folge 
der Reformation erwarben die Landesherren die firchliche Gewalt über ihre proteftantifch 
gewordenen Unterthanen. In den katholiſchen Ländern fah ſich die Kirche genöthigt, fich 
in den Dienft der Staatögewalt zu begeben. Die Städte gingen, feit die Landesherren 
die von jenen zuerft entwidelten Staatsgedanfen im großen durchführten, in ihrem Wachs— 
thum zurüd. Das Handwerk wurde exclufiv. Die Zunftverfafiung erftarrte und das 
Wort Zunft befam feinen modernen Beigeſchmack. Erſt der neueften Zeit blieb es vor- 
behalten, mit dem Zunftzmwange zu bredien und ihn durch freie Einungen zu erjeßen. 
Am Längften ließ die bürgerliche Gleihftellung des Bauernftandes auf ſich warten. Durch 
den Berfall der bofrechtlihen Verfaſſung verloren die Banerfchaften ihre autonome Stel- 
lung; allein die bofrechtlichen Laſten blieben beitehen und wurden mitunter willkürlich 
vermehrt. Die Verfuche der Bauern, ſich gegen dieſe factifche Verjchlechterung ihrer Lage 
ſelbſt zu Helfen, ſchlugen fehl und führten zum Theil zu neuer Unterbrüdung. Exft der 
Abfolutismus der Staatögewalt griff bier beflernd ein, indem er alles bevormundend 
und die Selbftverwaltung zerftörend, auf dem Ummege der allgemeinen Unterthanenfchaft 
den Begriff des Staatsbürgerthums ſchuf. Die Leibeigenfchaft wırrde von Staats wegen 
aufgehoben und endlich auch der bäuerliche Befig von den auf ihm haftenden Grundlaſten 
befreit. Die Gleichheit der öffentlichen Rechte und Pflichten, wie fie der germaniſche Staat 
gefannt, iſt Damit im Principe wiedergewonnen, zugleich aber auch der Gegenſatz von 
Freiheit und Unfreiheit beſeitigt, deſſen Ausgleihung die Ständegefchichte der Zwiſchen— 
zeit erfüllt, 

(Biedermann, Deutfchlands politifche, materielle und fociale Zuftände im 18. Jahrhun— 
dert, 1854; Roth von Schredenftein, Gefchichte der ehemaligen freien Reichsritterſchaft, 
1859; Schönberg, Zur wirtbihaftlihen Bedeutung des deutſchen Zunftweſens im Mittelalter, 
1868; Mafcher, Das deutſche Gewerbewefen von der früheſten Zeit bis auf die Gegenmart, 
1866; Maurer, Gefhichte der Fronböfe, 18625 Sugenbeim, Geſchichte der Aufhebung ber 
Leibeigenſchaft ꝛc., 1861. 

8 26. Die Reception der fremden Rechte und namentlich des römiſchen Rechtes 
hat ſich in Deutſchland nicht durch einen plötzlichen Act vollzogen, ſondern iſt das Er— 
gebniß eines lange dauernden Proceſſes, in welchem wir das Stadium der theoretiſchen 
md jenes der praktiſchen Reception unterſcheiden können. Die theoretiſche Reception Liegt 
in den ⸗Aufkommen der Ueberzeugung, daß Das römiſche Recht in Deutſchland Anſpruch 
auf Geltung habe. Die praftifche befteht in dem Eindringen des römifchen Rechtes in 
die deutſchen Gerichte. Jene reicht im das zmölfte Jahrhundert zurüd und wurzelte in 
dem Gedanken, daß das römische Neich deuticher Nation eine Fortfegung des alten rö- 
miſchen Reiches. bilde, daß demnach die Gefege der römiſchen Kaiſer Geſetze der Vorfahren 
der deutjchen Könige ſeien und als ſolche ſubſidiäre Kraft hätten. Die Beziehungen, in 
welche die Könige aus dem Haufe der Staufer zu den Yehrern des römifchen Nechts in 
Italien traten, boten der Verbreitung und Vertiefung diefer Idee reichlihe Nahrung. 
Vermittelt wurde die Kenntniß des fremden Nechted der Nation durch die Nechtöfchulen 
Raliens, deren Weltruf auch aus Deutfchland zahlreiche Schüler anzog, ſchon aus dem 
rein praftiihen Grunde, weil das damals in fo viele Yebensfragen eingreifende fanonifche 
Recht fich in feiner Entwidelung vielfah an das römifche Necht anlehnte. Zuerſt äußerte 
ih der Einfluß deſſelben in der deutſchen Nechtöliteratur. Der Schwabenſpiegel nimmt 
ſchon einzelne römische Rechtsſätze im fi auf. Im der Glofie zum Sachſenſpiegel wurde 
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der Verſuch gemacht, eine Concordanz zwijchen dem Sachſenrechte einerſeits, den leges 
und canones andererſeits herzuftellen. Noch größeren Einfluß hatte die Kenntniß des 
fremden Rechtes auf die Arbeiten des Nicolaus Wurm und des Stadtichreibers Johannes 
von Brünn. Die fremdrechtlich gefchulten Yuriften wurden in Deutichland anfänglich 
nur in Berwaltungsfacen verwendet. Zur Rechtſprechung gelangten fie zuerft am Hofe 
des Königs, welcher Angelegenheiten, die er perſönlich entſchied, ihrem Rathe anheimgab, 
dann aber auch jein Kammergericht zum Theil mit Rechtögelehrten bejegte. Als 1495 
das Reichskammergericht gegründet wurde, ließ man Die Beifiter, die zur Hälfte Doctoren 
fein follten, ſchwören, zu richten nad) des Reiches und gemeinen Rechten, eine Formel, im 
der auch das römische Necht inbegriffen iſt. Nachdem das oberfte Neichögericht voraus— 
gegangen war, mußten die Territorial= und Stabigerichte, in ihrer Eigenſchaft ‚als 
untere Inſtanzen nothgedrungen nachfolgen. Am Tängften hielt fich von fremder Bei— 
miſchung das Dorfrecht frei, deſſen Quellen, die Weisthümer, noch für geraume Zeit 
eine Fundgrube voltsthümlicher Rechteanichauung bleiben. — In dem nun beginnenden 
Kampfe zwiichen einheimiſchem und fremdem Rechte fand dieſes Fräftigfte Unterftügung 
an den deutichen Univerfitäten durch die ausſchließlich auf daſſelbe gerichtete Lehrthätigkeit 
und die Epruchprarid der Yuriftenfacultäiten, mit welcher diefe zum Theil an die Stelle 
der alten Oberhöfe traten. Noch nadhhaltiger aber wirkte die populäre juriftiiche Litera— 
tur, welche in zahlreichen Werfen die Lehren des römiſchen und kanoniſchen Rechtes auf 
gemeinfaßliche Weile dem ungelehrten Laien verftändlich zu machen ſuchte. Als die be= 
deutendften und wirkſamſten Arbeiten dieler Art erſcheinen Ulrih Tenglers Laien— 
ſpiegel und eine von Sebaftian Brandt neu aufgelegte und Klagipiegel getaufte 
Arbeit eines unbekannten Verfaſſers. 

Recipirt wurde in Deutichland 1) das römiſche Recht, wie es in den Inftitutionen, 
den Pandekten, dem Goder und den Novellen vorlag und ſoweit Diele glofjirt worden 
waren. Recipirt wurde 2) das Corpus juris canonici (clausum), d. h. es wurde der 
Inhalt deſſelben auch im den weltlichen Gerichten als Enticheidungsnerm maßgebend. 
In Aufnahme gelangte endlich, da die Reception nun einmal im Zuge war, 3) das 
Tangobardifche Lehnrecht, enthalten in den übri feudorum, einer Privatcompilation von 
Stüden verſchiedener Entftehungszeit, melde in Italien Dem Corpus juris eivilis als 
decima collatio novellarum beigefügt worden war. 

Die fremden Rechte wurden nach der uriprünglichen Idee mur als jubfiviäres Recht 
aufgenommen, aljo für Rechtsfälle, über die das einheimische Recht feinen Aufſchluß gab. 
In der Praris aber wurde das wahre Verhältniß umgekehrt. Die gelehrten und halb- 
gelehrten Juriſten, mit welchen die Gerichte bejeist waren, verſchloſſen ſich der Kenntniß 
des deutſchen Rechtes. Sie verlangten bei Nechtöftveitigfeiten von den Parteien, daß ein— 
heimiſche Gewohnheiten als Facta zu bemeifen jeien und machten die Gültigkeit des Ges 
wohnheitsrechtes von den römiſchen VBerjährungsfriiten abhängig. Nur in den Yändern 
des ſächſiſchen Rechtes, die überhaupt feiter an dem Hergebrachten zu halten pflegten, 
ftellte fih das Verhältniß etwas beſſer, ſofern die Kenntniß des gemeinen ſächſiſchen 
Rechtes Pflicht des Richters war und der Sachſenſpiegel mit der über ihm entftandenen 
Literatur in Anwendung blieb. 

Die Thatſache der Neception an fich tt nicht angufechten. Ste bedarf feiner Ver— 
thetdigung, wenn man von der Anficht ausgeht, daß aller Culturfortfchritt der Menſchheit 
die Aufnahme und innerliche Berarbeitung vorausgegangener Cultur zur Vorausſetzung 
bat. Ihre Erklärung findet fie in dem damaligen Zuftande des deutichen Rechts. Die 
Entwidelung größeren Verkehrs forderte ein einheitliches Recht. Das Bedürfniß nad) einem 
ſolchen zeigt fi in dem Auftauchen von Arbeiten wie der Deutfchenfpiegel, der Schwa— 
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benfpiegel und das Kaiferrecht, welche eim einheitliches Necht darzuftellen fuchten, ohne 
diefe Aufgabe auch nur annähernd zu löfen. Da die einheimifche Nechtsentwidelung über 
ihren Particularismus nicht hinausfam, trat das fremde Recht in die Leergelaffene Lücke 
ein. Abgeſehen hievon war das deutſche Necht gerade damals in einer Umbildung bes 
griffen, welche auf vielen Gebieten im Corpus juris eivilis Anfnüpfungspunfte fand, jo daß 
die Aufnahme deſſelben hierin nur als Abichluß einer im einheimiſchen Rechte bereits an— 
gebahnten Entwidelung erfcheint. Diefe Annäherung mußte die Neception erleichtern, 
während die VBolfsrechte gerade wegen ihres größeren Gegenfaged zum römischen Nechte, 
trog enger örtlicher Berührung gegen daſſelbe Stand gehalten hatten. Allein was ftets 
Tadel und Vorwurf hervorrufen wird, ift die Art, wie die Reception durchgeführt wurde. 
Ein nationales Unglüd war jenes engherzige Ignoriren des deutjchen Rechts, jenes geift- 
lofe und rein äufßerliche Aufpfropfen römiſcher Rechtsſätze auf einheimiſche Verhältniſſe, 
die Unkenntniß des Gegenſatzes zwifchen diefen und dem römischen Rechte, welche taub 
machte gegen die Wahrheit, daß kein Volt mit der Seele eines anderen zu denken vermag. 
Wenn man erwägt, daß wir im Folge diefer Fehler das römische Recht noch Heute nicht 
vollitändig verbaut haben, mag man die Verwirrung ermeſſen, welche zur Zeit der Re— 
ception unter der Herrichaft eines unfäglich bornirten Juriſtenſtandes im deutjchen Rechts— 
leben einriß. 

(Stobbe, Geſchichte der deutſchen Rechtsquellen, II; Savigny, Gedichte des römifchen 
Rechts im Mittelalter; Franklin, Beiträge zur Geſch. der Reception bes römischen Rechts, 1363; 
Roderih Stintzing, Gefchichte der populären Literatur des römifch- kanonifchen Rechtes in 
Deutſchland am Ende des fünfzehnten und im Anfang bes fechzehnten Jahrhunderts, 1867; 
Muther, Zur Quellengeſchichte des deutfchen Rechts in der Zeitichrift für Rechtsgeſchichte, IV, 
380; Schmidt, Die Neception bes römischen Rechts im Deutichland, 1865; Died, Literär- 
eich. des Longobardiſchen Lehnrechts bis zum vierzehnten Jahrhundert, 18285 Yaspenres, 

eber die Entſtehung und ältefte Bearbeitung der libri feudorum, 1830: Dieck, De tem- 

pore quo jus feudale Longobardorum in Germaniam translatum ibique receptum sit, 
1843. — Ueber die Quellen des römijchen und kanonifchen Rechts war an anderem Orte bie 
Rede. Ulrich Tenglers a von rechtmäßigen Ordnungen in bürgerlicen und 
peinlihen Regimenten, Augsb. 1509 u. öfter. Der richterlib Elagfpiegel u. f. w. burd 
Doetorermn Scbajtianum Brandt wider durchfichtiget und... . zum teyl gebeffert 1516 u. öfter. 
Die Libri feudorum ftehen hinter den Ausgaben des Corpus juris civilis.) 

Die Gefetgebung feit der Neception der fremden Rechte iſt entweder Reichs- oder 
Territorialgejeggebung. In Reichsſachen übten fie Kaifer und Reichstag aus. Die Ge— 
jammtheit der auf einem Neichstage zu Stande gelommenen Neichsichlüffe nannte man 
Reichsabſchied, recessus imperii, weil jie bei Entlaffung des Reichstags verkündet wurden. 
Der jüngfte Reichsabſchied ift der von 1654; denn der 1663 berufene Reichstag blieb 
permanent. 

Für das Neichöftaatsrecht, welches durch die Neception in feiner Weife berührt 
wurde, kommen als Quellen befonderer Art jeit 1520 in Betracht die Wahlcapitulationen, 
Berfprechungen an die Neichsftände, welche vom König vor der Krönung beſchworen wer— 
den, ferner die Neligionsverträge und Friedensichlüffe, jo der Weſtfäliſche Friede von 
1648, deſſen wejentlicher Inhalt, joweit er das Staasrecht betrifft, in der Erledigung 
der f. g. gravamina ecclesiastica und der gravamina politica beſteht und den ber 
jüngfte Reichsabſchied zum Neichsgefeß erhob, und der Yineviller Friede von 1801, auf 
welchen der Reichsdeputationshauptſchluß von 1803 beruht. 

Auf jenen Rechtsgebieten, wo die Neception Platz griff, Hat die Reichsgeſetzgebung 
ihre Aufgabe nur zum Theil erfüllt. Die in der Strafrechtöpflege eingeriffene Benwirrung 
zwang zur Erlafjung eines Reichsgeſetzes, welches als peinlihe Gerichtsordnung Karla V. 
(Constitutio criminalis Carolina, C. C. C.) 1532 verkündet wurde. Zur Grundlage 
diente hiebei die vom Freiheren von Schwarzenberg zum Theil im Anſchluß an das 
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Bamberger Recht ausgearbeitete, 1507 eingeführte Halsgerichtsordnung für das Fürftbis- 
thum Bamberg, Das Privatrecht ließ die Reichsgeſetzgebung faſt völlig aufer Acht. 
Für das bürgerliche Gerichtsverfahren ift aufer den Kammergerichts- und Reichshofraths— 
ordnungen namentlich der jüngfte Reichsabſchied zu erwähnen, welcher einige wichtige 
proceffuale Grundfäge feftitellte. 

Da die Reichsgeſetzgebung den Durch die Neception arg erichütterten Nechtszuftand 
in umfaſſender Weiſe zu ordnen unterließ, ſah man fich in der Mehrzahl der größeren 
Territorien veranlaßt, jelbftftändige Pandesgefete über Privatrecht und Proceßrecht ins 
Yeben zu rufen. Unter dem Einfluß gelehrter Yuriften entftanden, fußen fie hauptjächlich 
auf dem fremden Rechte. Dagegen ſchloß fich die Territorialgefetgebung über Strafrecht 
und Strafverfahren an die Carolina an. Beſonders hervorzuheben find die Tiroler Lan— 
desorbnungen von 1532 und 1573, das Würtembergiſche Yandrecht von 1555, revidirt 
1567 und 1610, die Pandesconftitutionen des Nurfürften Auguft von Sachſen von 1572, 
die furfähfiichen Decifionen von 1661 und 1746 und die Codices Maximilianei Ba- 
variei 1751—1756. Ebenſo wurden in den Städten, ſoweit fie nicht der Yandesgefet- 
gebung unterworfen wurden, die alten Stadtrechte reformirt, um fie, fo viel als möglich, 
mit dem neuen Rechtözuftande in Einklang zu bringen. 

Seit dem fiebzehnten Jahrhundert machte ſich in der Wiſſenſchaft eine Oppofition 
gegen die ausſchließliche Herrſchaft des römiſchen Rechtes bemerkbar. Nachhaltiger als 
das mit beicheidenen Anfängen erwachende Studium des deutſchen Rechts wirkte in dieſer 
Beziehung der Einfluß der naturrechtlichen Schule, welche das Recht, zum Theil im Ges 
genfage zum römiſchen, aprioriftiich conftruirte und nicht felten deutſch-vechtliche Gedanken 
den damaligen Culturverhältniſſen entſprechend als Boftulate der Vernunft formulirte, 
Diefe naturrechtliche Auffaffung gab die Energie und den Muth zu den umfaſſenden 
Gefeggebungen, Codificationen, welche Ende des vorigen, Anfang diefes Jahrhunderts 
ftatthatten. Eine folde erhielt Preußen durch das allgemeine preußiſche Yandredit von 
1794 und die allgemeine Gerichtsordnung für die preußiſchen Staaten von 1795 und 
Defterreich durch Das allgemeine bürgerliche Geſetzbuch von 1811, die allgemeine Ge— 
richtsordnung von 1781 und das Gejet über Verbrechen und Schwere Polizerübertretungen 
von 1803, dem eine Halsgerichtsordnung von 1768 und ein Strafgefeg uud eine Straf: 
procefordnung von 1787 — 88 vorausgegangen waren. In einem Theile von Deutſch— 
land kam franzöfiiches Necht in Geltung, wie es auf Veranlaſſung Napoleons codificirt 
worden war. Nach den Befreiungskriegen tauchte das Project einer einheitlihen Geſetz— 
gebung für ganz Deutichland auf, welches aber nur die Wirkung hatte, eine wiſſenſchaft⸗ 
Tiche Controverfe hervorzurufen. Auf dem Gebiete des Handels= und Wechſelrechts ift 
ſeitdem durch die allgemeine deutſche Wechjelordnung und das deutſche Handelsgeſetzbuch 
wenigſtens eine materielle Nechtseinheit hergeftellt worden. Dem Norddeutſchen Bunde 
wird u. a. die Geſetzgebung über das Obligationenrecht, Strafrecht, Handels- und Wedhfel- 
recht und das gerichtliche Verfahren eine gemeinfame fein. Im einigen kleineren Staaten 
Deutſchlands wurden in neuefter Zeit Geſetzbücher über einzelne Rechtsgebiete entweder 
bereits eingeführt oder doch zur Einführung vorbereitet. Gegenüber dem berechtigten 
Streben der Nation nah einer einheitlichen Geſetzgebung fehlt dieſen verſpäteten Erzeug— 
niffen des Particularismus von vornherein das Necht ihrer Eriften;. 

(Die oben angeführte Koch'ſche — der Reichsabſchiede geht nur bis 1730. Eine 
ſyſtematiſch geordnete Sammlung bietet K. Fr. Gerſtlacher, Handbuch der deutſchen Reichs— 
geſetze, 1786 — 94; Capitulationes Imp. et regum Romano-germ. Caroli V ete. cum anno- 
tamentis Joh. Limnaei, 16585 Ziegler, Wablcapitulationes :c., 1711. ine Ueberficht 


der Landesgeſetze bei Eihhorn, Einleitung in das deutfche Privatrecht, Mittermaier, Grund- 
fäte des gemeinen deutſchen Privatrechts, und Krant, Grundrif. Ueber die Kodificationen ſiehe 
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Stobbe, Rechtsquellen; v. Domin, Neuere öſterreichiſche Rechtsgeſchichte, 1869; Thibaut, 
Ueber die Nothwendigleit eines —I3 bürgerlichen Rechts für Deutſchland, 1814; v. Sa— 
vigny, Vom Beruf unferer Zeit für Gefeßgebung und Rechtswiſſenſchaft, 1814; 3. Aufl. 1840.) 

$.27. Die VBerfaffung des deutichen Reiches bietet während feiner lange dauernden 
Auflöfungsperiode ein höchſt unerquickliches Bild. Der deutiche König, welcher feit Maxi— 
milian I. auch ohne Kaiſerkrönung den Kaifertitel führt, fteht den übrigen Reichsſtänden 
ald erſter Reichsſtand gegenüber. In allen wichtigeren Angelegenheiten ift er an bie 
Zuftimmung des Weichötages gebunden. Doc bedürfen die Beſchlüſſe defielben feiner 
Sanction umd bat er gegen biefelben ein abſolutes Veto. Im übrigen ift feine Macht 
volltommenbeit auf etliche Nejervatrechte zufannnengefchrumpft, von denen manche nur mit 
Zaſtimmung der Kurfürjten, andere in Folge von Berleihungen nicht vom Kaiſer allein 
ausgeübt wurden. Der Reichstag zerfiel in drei Collegien, das Kurfürſtencollegium, ven 
Reichsfürſtenrath (Fürften, Grafen und Herren) und, das Städtecollegium. Damit ein 
Reichsſchluß zu Stande fomme, war die Uebereinftimmung aller drei Gollegien nebft der 
Sanction des Kaiſers erforderlih. Die oberfte Gerichtögewalt des Königs erlitt eine 
weientliche Einſchränkung durch die Gründung des Reichskammergerichts. Die unvegel- 
mäßige Hegung des königlichen Hofgerichts und ſpäter des Kammergerichtd Hatte zu 
Klagen und Beſchwerden Anlaß gegeben und 1495 mußte ſich Max I. zur Einführung 
eines oberften Reichsgerichts verftehen, deſſen Belegung in überwiegendem Mafe nicht von 
ihn, fondern von den Reichsſtänden abhing. Um dieſe Einbuße quitt zu machen, wurde 
von den Katfern eine urfprünglich für die öſterreichiſchen Erblande geichaffene Behörde 
zum Reichshofrathe ausgebildet, welcher — abgefehen von Lehnsfachen und Criminalfachen 
der Reichsunmittelbaren — eine mit dem Reichskammergerichte concurrirende Gerichts- 
barkeit ausübte. Die gutgemeinten Verſuche, ein kräftiges und dauerndes Erecutivorgan 
zu ſchaffen, blieben leider erfolglos. Als ſolches hatte fi von Zeit zu Zeit der 1338 
gegründete und öfter erneute Kurverein von Nhenfe, wenigftens in gewiffen Beziehungen, 
benommen. 1495 traten die Neichöftände mit dem Projecte eines Reichsrathes auf, 
welhes vom König verworfen wurde, So wurde denn die Sorge fin Aufrechtbaltung 
des Yandfrievens und Vollſtreckung der kammergerichtlichen Urtheile zuerft einer jährlichen 
Reihöverfammlung, dann einem Reichsregimente und nad) deſſen endgültiger Auflöfung 
zehn Reichskreiſen übertragen, in welche Deutjchland zu diefem Behufe eingetheilt wurde. 

Die Macht der Landesherren war ſowohl nad; oben, gegenüber Kaifer und Reich, 
als nad unten in ftetigen Wachſen begriffen. Durch den weftfäliichen Frieden wurde 
die Yandeshoheit, ſowie die Theilnahme der Neichsftände an der Reichöregierung ftaatö- 
rechtlich und völkerrechtlich anerkannt. Die Landesherren erlangten damals das Necht, 
untereinander und mit auswärtigen Mächten Bündniffe abzufchliefen und im Anſchluß 
daran das Geſandtſchaftsrecht. Im Verhältniß zu den Unterthanen machten fie das Necht 
der Beſteuerung geltend, handhabten fie das jus reformandi und dehnten fie den Um— 
fang des Negalitätsbegriffes aus. Die Yandtage hatten zu Anfang diefer Periode durch 
die fteigende Geldnoth der Fürften ihre höchſte Machtentfaltung erreicht. Seit die Lan— 
deshoheit nach oben Hin die Unabhängigkeit errungen, „wird alle Kraft derfelben, die bis 
dahin durch den Kampf mit der Gentralgewalt im Reiche noch gebunden geweſen war, 
Kriege erfcheint ihre Kraft als gebrochen. In den Territorien bildet fich jeit diefer Zeit 
der landesherrliche Abjolutismus aus, geftügt auf die Yehre, daß der Yandesherr unbe 
Ihränft fer, ſoweit nicht die Unterthanen eim entgegenftehendes Recht beweiſen fünnten. 
Im achtzehnten Jahrhundert wurden die landſtändiſchen Verfafiungen entweder ausdrüd- 
lich aufgehoben oder zu bloßem Scheinweſen herabgedrüdt. Die nenefte Zeit brachte den 
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einzelnen Ländern Deutfchlands Nepräfentatiuverfaffungen, Volksvertretungen im eigentlichen 
Siune, während die alte Landſchaft nicht al8 Organ des Landes, ſondern Fraft eigenen 
Rechts das Land vepräfentirte und ſchließlich zu einer privilegirten Körperſchaft berab- 
geſunken war. 

(Pfeffinger, Vitriarius illustratus seu institutiones juris publiei Rom, Germ. 
antig. et modern. Imp. etc., 1731; Datt, De pace imperii publica libri V, 1698; J. 
3. Mofer, Deutſches Staatsredht, 1737 — 1754, und Ergänzungen über fpecielle Gegenftände 
des Staatsrechts, ſ. q. Neues deutſches Staatsrecht, 1766 — 75; Bütter, Yiteratur des deut- 
[hen Staatsrechts, 1776— 1753; Erf, Piteratur der Jurisprudenz und Bolitit, 1812, Bat. 
bie Literatur zu 8.16. *K. Maurer, Landftände in Bluntſchli's Staatswörterbud, VI.; 
Menzel, Diether von Iſenburg, Erzbiſchof von Mainz 1459 — 1463, ein Beitrag zur Geſchichte 
ber ftaatlihen und kirchlichen Reformbeftrebungen des 15. Jahrhunderts, 18685 Thudiduf, 
Das vormalige Reihslammergerict umd feine Schidjale in der Zeitfchrift für deutſches Hecht, 20; 
Wyneken, Die Negimentsordnung von 1521 in ihrem Zufammenbang mit bem Kurverein jm 
ben Forfchungen zur beutfchen Gefchichte, VIII.) 

$. 28. Das Privatrecht wurde durch Die Neceptton der fremden Rechte am intens 
jioften getroffen. Dennoch wurde auch auf dieſem Gebiete nicht etwa das geſammte 
deutſche Recht außer Kraft geſetzt. Es erhielt ich für Nechtsverhältniffe, welche dem 
römiſchen echte unbekannt waren, wie 3. B. die Grundlaften. Andererſeits wurde 
römiſches Recht nicht aufgenommen, wenn Das betreffende römiſche Rechtsverhältniß in 
Deutjchland fremd war, wie das bezüglich der römischen Sclaverei zutraf. Nechtöverhält- 
niffe, welche beide Nechte kannten, hatten bäufig diefelbe Normirung oder es hatte fich 
das deutſche Necht der des römiſchen bereitS genäbert. Dann trat wenigftens nichts 
durchaus Fremdes an die Stelle des Alten. Bon einem eigentlichen Kampfe konnte mur 
joweit die Rede fein, als beide Rechte daſſelbe Verbältnig verjchieden normirten. Das 
Ergebniß war nicht immer daffelbe. Entweder wurde der deutiche Rechtsſatz ausgefioßen 
oder Die Reception des römiſchen abgelehnt, oder es fand eine gegenfeitige Modificatton 
ftatt, eine Verſchmelzung römiſch-rechtlicher und deutſch-rechtlicher Grundſätze. Nicht felten 
bat ein deutjch=rechtliches Inſtitut nur ein römtfch =vechtliches Gewand oder nur einen 
römischen Namen erhalten, indem man z. B. die Aufhebung der väterlihen Gewalt 
durch Gründung einer felbitftändigen Wirthſchaft als Emancipatio auffaßte. Sogar 
völlig neue Rechtsinſtitute bildeten ſich durch Verquickung römiſcher und deutſcher Rechts— 
ideen, ſo das Familienfideicomiß. Weder das römiſche noch das deutſche Recht ſind ſeit der 
Reception auf ihrem damaligen Standpunkte ſtehen geblieben, beide haben ſich ſeitdem 
fortgebildet. Namentlich das moderne Verkehrsrecht ſchuf eine große Anzahl neuer Ein— 


richtungen, welche im römiſchen Rechte keinen Anknüpfungspunkt finden. Im allgemeinen 


läßt ſich das Verhältniß beider Rechte etwa auf folgende Art beſtimmen. „In den 
Fragen über Rechts- und Handlungsfähigkeit iſt das römiſche Recht nicht als Grundlage 
unſeres heutigen Rechtes anzufehen.”* Im Familienrechte überwiegt Das deutſche Recht. 
Reines römiſches eheliches Güterrecht gilt mit verſchwindenden Ausnahmen nirgends in 
Deutſchland. Die patria potestas hat ebenſo wenig wie das römiſche Peculienrecht 
bei uns Wurzel geſchlagen. Unſere Vormundſchaft hat in Folge der Ausbildung der 
ſtaatlichen Obervormundſchaft einen von der römiſchen total verſchiedenen Charakter. 
Daſſelbe Verhältniß gilt für das Sachenrecht. Die römiſche Beſitzlehre iſt zwar im all— 
gemeinen recipirt, allein der Begriff des Rechtsbeſitzes auf eine breitere Grundlage ge— 
ſtellt worden. Die Lehre vom Eigenthumserwerb hat zum Theil in Folge der Ausbildung 
der Regalien im Jagd-, Fiſcherei- und Bergrechte vom römiſchen Rechte durchaus ab— 
weichende Rechtsſätze aufzuweiſen. Im größeren Theile von Deutſchland hat das Inſtitut 
der öffentlichen Bücher für das Grundeigenthum das deutſche Auflaſſungsprincip mehr 
oder minder gewahrt. Daſſelbe gilt von der Ausſchließung der Eigenthumsklage bei 
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Mobilten, bezüglich des Grundſatzes: Hand muß Hand wahren. Das deutſche Pfand- 
recht wurde zwar durch die Neception auf das ärgfte in Verwirrung gebracht, ift aber 
bereitö zum größten Theile wieder auf Grund deuticher Rechtsprincipien umgeftaltet wor: 
den. Die Neallaften, das Lehnrecht, die Rechtsverhältniſſe der deutichen Bauergüter find 
dem römiſchen Rechte fremd. Im Obligationenrechte hat — abgejehen von den Inftituten 
des Handels-, Wechlel- und Seerehtd — das römiſche Recht bei der Theilung den 
Schwerttheil Davongetragen. Dennoh finden jich wejentliche Abweichungen. Das ftreng 
perfönliche Verhältniß zwifchen Gläubiger und Schuldner, wie es die römiſche Obligatio 
harakterifirt, it und fremd; daher die allgemeine Uebertragbarfeit der Forderungen, der 
Erwerb der Forderung durch freie Stellvertretung , die Möglichkeit von Verträgen zu 
Gunſteun Dritter. Das römische Recht kennt weder die allgemeine Klagbarfeit der Ver— 
träge, noch die große Anzahl neuentftandener VBertragsarten, von denen der Berlagsvertrag, 
der Berficherungdvertrag, die Leibrentenverträge, die Inhaberpapiere Beifpiele bieten. Auch 
dad Erbrecht enthält neben feinen römifch=vechtlichen Grundlagen eine Maffe deutſch- recht- 
licher Bejtandtheile, jo die Erbverträge, die Teftamentserecutoren, Fideicomiß und Pehne- 
erbfolge, zu geſchweigen won der Geltung deutſcher Erbrechtsfäge in den Particularrechten. 

(Bl. die Lehrbücher des heutigen deutſchen Privatrechts. *Roth im Archiv für praktiſche 
Rechtswiſſenſchaft, VIIL, 305 ff.) 

$. 29. Das Strafredt zeigt zur Zeit der Neception, zumal in Süddeutſchland, 
das Beitreben, der Verübung von Verbrechen durch große Härte entgegenzumwirten. Die 
Todesſtrafe wird ungebührlich ausgedehnt und in Folge deſſen ſieht man ſich genöthigt, 
dieſelbe für ſchwerere Fälle in graufamer Weiſe zu verſchärfen. Die eimeifende Verwil— 
derung machte eine Reform zum dringenden Bedürfniß. Dieſe erfolgte durch die pein— 
liche Gerichtsordnung Karls des Fünften, welche mit Rückſicht auf die damaligen Rechts— 
zuſtände als ein weſentlicher Fortſchritt erſcheint und den Ausgangspunkt für die Fort— 
bildung des Strafrechts in der Folgezeit abgibt. Auf die Criminalgeſetzgebung der 
neueren Zeit übten die rechtöphilofophiichen Schulen den maßgebendſten Einfluß. Mehr 
ald ein anderer Rechtszweig hat das Strafrecht der natırrrechtlichen Abftraction zu ver- 
danken. Mehr ald anderwärtd wurden aber auch hier die hiſtoriſchen Fäden abgerifien, 
melde das Recht der Gegenwart mit der Vergangenheit verbinden. Exit in neuefter 
Zat vermochte die hiſtoriſche Schule eine Reaction gegen die ungeſchichtliche Auffaffung 
des Strafrechtö geltend zu machen. 

(Geib, Lehrbuch des deutſchen Strafrechts, I: Gedichte, 1861.) 


8. 30. Auf dem Gebiete des Proceßrechts wurde das Berfahren recipirt, weldes 
auf Grundlage des römiſchen und kanoniſchen Rechts die italtenifche Praxis ausgebilvet 
hatte. Die dentjch= rechtliche Scheidung zwiſchen Richter und Urtheilfindern fiel hinweg, 
als die Rechtskenntniß Monopol der gelehrten Juriften wurde. An Stelle des münd- 
lichen und öffentlichen Verfahrens trat ein fehriftliches und gebeimed. Das formale Be- 
mweisverfahren des deutſchen Rechts war von vornherein dem Untergang gemeiht, da es 
nicht gelang, eine der vorhandenen Beweisformen zum Rahmen eines materiellen Beweis— 
rechts umzubilden, wie diefes in England durch Umbildung des Inquifitionsbeweijes zur 
Jury gefchah. Doc vermochte man nicht vollftändig mit den alten Grundſätzen zu 
drehen, Die deutſch-rechtliche Auffaffung von der Gebundenheit des richterlihen Er: 
meſſens bezüglich des Beweisergebniffes kam in den gefeglichen Beweistheorien aufs neue 
zum Ausdrud. 

Im Strafproceh wurde das Inquiſitionsprincip zur ſchroffſten Durchführung gebracht. 
Da man aber auf ein Zufammentveffen der Umftände bin nicht zu verurtheilen wagte 
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und andererfeitö die alter Beweismittel ihre Beweiskraft verloren hatten, arbeitete man 
auf ein Geftändnig des Inculpaten bin und wendete, um diejes zu erlangen, die Tortur 
an, welche zu befeitigen erft dem Ende des vorigen Jahrhunderts gelang. Seitdem fand- 
auch ein Rüdjchlag gegen das rein actenmäfige und inquifitorifche Verfahren ftatt, indem 
man ſich dem Anflageprocei näherte und den Principien der Oeffentlichfeit und Münd— 
lichkeit gerecht zu werben ſuchte. Im weitaus größten Theile von Deutichland hat man 
durch Aufnahme der Schwurgerichte mit dem alten Strafproceßrechte vollftändig gebrochen. 

Für bürgerliche Streitfachen kam in Folge der Neception ein unendlich weitläufiges 
und fchleppendes Verfahren in Geltung Wenn auch der jüngfte Reichsabſchied eine Res 
form der weſentlichſten Gebrechen anbahnte, jo blieb doch die Schriftlichteit des Verfahrens 
beftehen. Gegenwärtig ift der Uebergang zur Münblichkeit und Deffentlichteit nur noch 
eine Frage der Zeit, denn allenthalben ift man in diefer Nichtung mit einer Reform des 
Civilproceßrechtes beichäftigt. 
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Vorbemerkung. 


In neueſter Zeit haben einzelne Inftitutionen Frankreichs und Englands auf den 
Gebieten des Berfaffungs=, Proceß- und Strafrechts bei und Wurzel gefaßt. Fran— 
zöſiſches Recht gelangte außerdem in einem Theile von Deutichland zu dauernder Gel 
tung. Aus biefen Gründen und weil die älteren Denkmäler des engliſchen und fran= 
zöſiſchen Nechtes zufolge ihrer nahen Berwandtjchaft mit dem deutſchen Rechte als 
mittelbare Erkenntnißquelle vefjelben dienen, erjcheint es als geboten, einen furzen Ueber— 
blid über die äußere Gedichte des Rechts in Frankreich und England zu geben. Das 
normannifche Recht, ein Zweig des franzöjifchen, ſoll als pafjender Uebergang von dieſem 
zum englifchen Rechte in einem befonderen Abjchnitte behandelt werben. 


I. Geſchichte der franzöfifchen Rechtsquellen. 


A. Bis in die Mitte des fünfzehnten Jahrhunderts. $. 1. Die Redts- 
entwidelung im Allgemeinen. Die franzöjifche Rechtsgeſchichte zweigt fich nad 
Auflöfung der fränfifchen Monarchie von dem.Strome der beutfchen Rechtsgeſchichte ab, 
um von da an ihre felbftftändigen Wege zu geben. Das Recht, welches deutſche Stämme auf 
galliſchen Boden verpflanzt und dafelbit fortgebilvet hatten, wurde bei dem romanischen Mifch- 
lingsvolke zum Theil reiner und minder getrübt erhalten, als das deutſche Recht in Deutjch- 
land ſelbſt. Vielfach iſt übrigens die ſelbſtſtändige Entwidelung des Tochterrechtes der 
des Mutterrechtes analog; jenes eilt diefem ſogar in manchen Beziehungen voraus, indem 
es die Gegenfäge im Staats- und Rechtsleben raſcher und ſchärfer ausarbeitet, aber 
auch raſcher überwindet. 

Früher als Deutſchland hat das weſtfränkiſche Reich das Lehnweſen bis in ſeine 
äußerſten politiſchen Conſequenzen entwickelt. Gleich zu Anfang der franzöſiſchen Rechts— 
geſchichte ſteht Die königliche Gewalt faſt auf Null und find die großen Kronvaſſallen in 
ihren Territorien jo gut wie unabhängig, indem nur ein ſchwaches Lehnsband fie mit 
der Krone verfnüpft. Früher als bei uns bat ſich aber in Frankreich die Bewegung 
übergipfelt, der Bruch mit dem Yehnmefen vollzogen und aus dem Lehnsſtaate ein abſo— 
lutiftifches Staatsweſen entwidelt. Geftütt auf die in der Hausmacht ausgebildete Lan— 
deshoheit vermochte das erblicd gewordene Königthum die übermächtigen Lehnsträger 
allmählig zu bejeitigen oder doch in größere Abhängigkeit zu bringen. 

13 * 


196 11. Die geſchichtlichen Grundlagen der deutihen Rechtsentwidelung ıc. 


Dem Mangel einer kräftigen Gentralgewalt entiprady ein weitgehender PBarticularig- 
mus in der Rechtsbildung. Aus der Verſchmelzung römticher und germaniſcher Bevölkerung 
hatten ſich im Frankreich zwei ſcharf gejchtevene Nationalitäten gebildet, von denen die 
nördliche das Spradhgebiet der langue d’oil erfüllte, während der Süden der langue d'oe 
gehörte. Mit der Verſchiedenheit der Sprache concurrirt eine Verſchiedenheit des Rechts, 
welche man durch den Gegenfat von droit coutumier und droit derit bezeichnet. Das 
Recht der nördlichen Landſchaften war ein rein germaniiches und wurde erft ſpäter durch 
Einrichtungen des römischen und kanoniſchen Rechts modificirt. Im Süden hatte fid) 
römiſches Recht erhalten. Urſprünglich perſönliches Recht der römiſchen Bevölkerung, 
wurde es nun ein Territorialrecht. Doch ſind viele germaniſche Rechtsanſchauungen in den 
römiſchen Rechtskörper eingedrungen und hatten ſich zahlreiche Localrechte gebildet, die 
wenigſtens theilweiſe einen germaniſchen Charakter an ſich trugen. 

Wie im Süden, jo tritt und auch im Norden, trotz der gemeinſamen Grund— 
lagen, das Recht nicht als ein einheitliches entgegen. Jedes Land bat feine eigene 
Coutume. In befonderer Abgeichloffenheit fteht den übrigen Yandesrechten das der Nor— 
mandie gegenüber, welches fich zu ihnen in Bezug auf zähes Feſthalten des Hergebrachten 
und juriftifche Gonfequenz etwa ebenfo verhält, wie das ſächſiſche zu den ſüddeutſchen 
Rechten. 

Der Wendepunkt in der politiſchen Entwickelung zeichnet ſich mit voller Schärfe auch 
in der äußeren Geſchichte der Rechtsbildung ab. Seit dem dreizehnten Jahrhundert 
bilden ſich die Anfänge eines gemeinen coutumiären Rechtes, während zugleich fremdrecht— 
liche Inſtitutionen aufgenommen werben. Dieſe Neuerungen erfolgen durch den Einfluß 
des Königthums und zwar hauptfächlic auf den Wege der Verwaltung der Rechtspflege, 
durch Deren feftere Organifirung die Könige ihre Macht weientlih zu erhöhen willen, 
Namentlich zwei Umſtände find es, die dabei in Betracht fommen, die Stellung der Curia 
regis und das föniglide Beamtenthum. Das Königsgeriht, aus welchem im Yauf der 
Zeit das Parlament als oberfter Reichsgerichtshof herauswächſt, ſchließt ſich in feinen 
Functionen an das fränfiiche Königegericht an. Wie diefes waltet es zugleich als Billig- 
feitögerichtähof und wird im diefer Eigenichaft von großer Bedeutung für die Fortent— 
widelung des Rechts. Da im Parlamente nicht nur Weltliche, fondern auch Geiſtliche 
bei der Rechtſprechung thätig waren, jo fam es, daß das von legteren gefannte römiſche 
und fanonifche Recht manchmal befruchtend auf das coutumiäre einwirkte. Namentlich auf 
den Gebieten des Procegrechtes und der Befiglehre wurde auf dieſe Weiſe das coutumiäre 
Recht Ichen frühe durch fremdrechtliche Anſchauungen moderniſirt. Das Königsgericht 
diente ten oberften Gerichten der großen Kronlehen zum Vorbilde; jo war unter anderen 
der Echiquier der Normandie nach dem Mufter deffelben organilirt. Die durd) die Curia 
regis ausgebildeten Grundſätze kamen durch königliche Ordonnanzen, durch die Thätigkeit 
ber königlichen Beamten und durch die Rückwirkung, welche das Aufkommen eines Appel= 
lationsverfahrens ausübte, auch in den unteren Gerichten allmählig zur Anwendung. 
Diefe waren zum Theil lehnrührig und wurden in ihrem Verhältniß zum Pehnsherm wie 
der Grundbejig, an den jie gefnüpft waren, nach den Beftimmungen des Lehnrechtes be— 
handelt. Zum Theil wurden fie mit königlichen Amtleuten, mit Baillis und Prévöts 
befegt, nicht ſelten durch Perfonen, die früher im Königsgerichte tbätig waren und dann 
in ihren Gerichtsſprengeln recht eigentlich ald die Träger der reformatorischen Rechts— 
gedanken erjceinen, während in den zu Lehen gehenden Gerichten Das alte Recht ſich 
länger erhielt. 

Im zehnten und elften Jahrhundert ift das franzöfiiche Recht ebenfo arm an Er— 
kenntnißquellen wie das deutſche Recht derjelben Zeit. Franzöſiſche Rechtshiſtoriler nennen 
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dieſe Periode die diplomatifche, weil fich die Forſchung fait ausſchließlich auf Privilegien 
und Urkunden angewiefen fieht. Nur Süpfranfreih hat im diefer Zeit einige Yocalrechte 
aufzumeifen. Seit dem zwölften, namentlich aber ſeit dem dreizehnten Jahrhundert taucht 
auch in Nordfrankreich geichriebenes Recht und zwar in reichlicher Fülle auf. Was den 
Charakter der Nechtsquellen betrifft, Haben wir zu unterfcheiden: a) fehlichte Aufzeichnun= 
gen von Stadt- und Yandesrechten; b) Erzeugniſſe der juriftiichen Literatur, Rechts— 
büder; ce) Urtheilsfammlungen und Weisthümer; d) Sabungen, Etablissements und 
Ordonnances. 


8.2. a) Schlichte AufzeihnungenvonStadtzund Landesrechten. Unter 
den fchlichten Aufzeichnungen, welche fich übrigens nicht immer durch eine ſcharfe Grenz— 
linie von den Nechtöbüchern abheben, kommen namentlich in Betracht: 

1) die Compilatio de usibusetconstitutionibus Andegavie (her— 
ausgeg. von Marnier ald Anciens Usages inedits d’Anjou, 1853) aus dem dreizehnten 
Jahrhundert, welche mitunter aud) das Recht von Poitou, Maine und Touraine 
berücfichtigt und jedenfalls älter ift, ald die fpäter zu erwähnenden Etablissements de 
Saint Louis. Sie ging faft vollftändig in eine Compilation aus der zweiten Hälfte 
des wierzehnten Jahrhunderts fin Vorton über, den Livre des droiz et des 
commandemens d’office de justice (heramdgeg. von Beautemps=-Beaupre, 
1865). Bon den fpäteren Rechtöquellen der Landſchaft Anjou verdient eine Zuſammen— 
ftelfung der Goutume nad der Reihenfolge des Coder bejondere Erwähnung, „les Cous- 
tumes d’Anjou et du Maine intitulees selon les rabriches du Code, dont les 
aucuns sont concordes de droit escript par Maitre Claude Leger, lieutenant du 
sendchal d’Angers“ aus dem fünfzehnten Jahrhundert. 

2) Die Anciennes Coutumesd'Orldans (bei de fa Thaumaffiere im 
Anhang zu deſſen Ausgabe der Assises de Jerusalem und Beaumanoir's, 1690) enthalten 
eine reichhaltige Zufammenftellung von ftrafrechtlichen Beſtimmungen (peines de la duche 
d’Orliens), die unter den mittelalterlihen Quellen ihres Gleichen ſucht. Eine Reibe ins 
Franzöſiſche überfegter Königsbriefe für Orleans (bis 1180), ein Auffag über die Stra— 
fen des fremden Rechts und eine Aufzählung verſchiedener Abgaben bilden den fonjtigen 
Inhalt Diefer Aufzeichnung, die fpäteftens in der erften Hälfte des dreizehnten Jahrhunderts 
entftanden ſein diirfte. 

3) Li Usages de le eitd d’Amiens von 1249 und eine jüngere Coutume 
derjelben Stadt abgefaht vor 1292. Amiens befist außerdem eine Aufzeichnung über 
die Formalitäten des gerichtlichen Zweikampfes, welche fich ald coustume anchiene des 
wages de bataille bezeichnet und dem dreizehnten Jahrhundert angehört. Die Nechts- 
quellen von Amiens find herausgegeben von A. Thierry im Recueil des monuments 
inddits de l’histoire du tiers état. Premiere Serie, t. I, contenant les pieces 
relatives à l’histoire de la ville d’Amiens, 1850 (ein Band der Collection de 
documents inedits pour l’histoire de France). Die jüngere Coutume des dreizehnten 
Jahrhunderts fteht auch bei Marnier, Ancien Coutumier inedit de Picardie, 1840, 

4) Li Usage de Borgoigne, eine Rechtsaufzeichnung alterthümlichen, faft 
ausſchließlich proceſſualiſchen Inhalts, welche ſpäteſtens in der erften Hälfte des Dreizehnten 
Jahrhunderts verfaßt wurde, wie die häufige Anwendung der Ordalien ergibt. Sie ift 
berauögegeben von Marnier ald ancien Coutumier de Bourgogne, 1858. In bie 
Zeit von 1270—1360 gehören die Coustumes et stilles gardez en duchie de Bour- 
goigne, herausgegeben von Giraud in deilen Essai sur l’histoire du droit frangais au 
moyen äge, II, 268. 
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5) Die fogenannten Anciennes Constitutions du Chätelet de Paris, 
eine Privatarbeit über ben älteften Gerichtögebraucd des Chätelet, des Gerichtes der 
Prevötd de Paris, wahrfcheinlid noch aus dem breizehnten Jahrhundert, herausgegeben 
von Eufebe de Pauriere, 1698. 

6) Li Droiet et lis Coustumes de Champaigne et Brie que li roys 
Thiebaulx establi, befler „ancienne Coutume de Champagne et de Brie“, eine come 
pilatoriiche Arbeit des dreizehnten Jahrhunderts, welche wegen Aufnahme von Satungen 
eined Grafen der Champagne und Königs von Navarra jenen unpaffenden Titel erhielt. 
Sie fteht bei Bourdot de Richebourg, Coutumier gendral, III, 209. 

7— 8) Aus dem zwölften und dreizehnten Jahrhundert ftammt eine Anzahl flan= 
drifher Keuren-und ſüdfranzöſiſcher Landesrechte, legtere bet Giraud a. 
a. D., erftere bei Warnkönig, Flandriſche Staats- und Nechtögefchichte (Urkunden— 
buch), abgedrudt, 

Für das vierzehnte und fünfzehnte Jahrhundert find, abgefchen von ven bereits im 
Anſchluß an ältere Coutumes hervorgehobenen Aufzeichnungen noch folgende beſonders 
zu nennen: 

1) Eine die Stadt Lille betreffende Sammlung von Rechtsgewohnheiten, von Ver— 
ordnungen der Grafen von Flandern und von Schöffenſprüchen, welche Mitte des vier- 
zehnten Jahrhunderts von Roiſin, vermuthlic einem Stadticyreiber, veranftaltet wurde 
und dann den Schöffen von Lille als Stadtbuc diente, in welches alle auf das Stadt— 
recht bezüglichen Neuerungen eingetragen wurden. „Roisin Franchises, Lois et Coutu- 
mes de la ville de Lille“, berausgeg. von Brun-Lavainne, 1842. 

2) Die Anciennes Coustumez de Ponthieu, de Vimeu, des Castelleries 
de le baillie d’Amiens ete. aus dem Anfange des vierzehnten Jahrhunderts bet 
Marnier, Ancien Coutumier inedit de la Picardie, 1840 p. 107. 

3) Die Coutume von Rheims. Sie Liegt in zwei Hauptformen vor. Die eine 
ſtammt aus dem vierzehnten oder dem Unfange des fünfzehnten Jahrhunderts und wurde 
von dem 1419 verftorbenen Picentiaten Gerard von Montfaucon commentirt. Die andere 
ft Das Ergebniß einer 1481 vorgenommenen offictellen Redaction. Die Rheimſer 
Quellen find abgedruckt bet Varin, Archives legislatives de la ville de Reims 
in der Colletion de documents inedits; erfter Theil: Coutumes. Dajelbft 609 ff.: 
die „Premiere r@daction complete de la Coutume de Reims“ mit dem Commen— 
tar des Picentiaten Gerard de Montfaucon, ferner die Nedaction von 1481. “Der zweite 
Theil der Archives legislatives, Statuts, Bd. I, enthält u. a. wichtige Nachträge zur 
Eoutume ven 1481. 

4) Die Coustumes de la ville et septaine de Bourges, deDunleRoi et 
du Pays de Berry aus dem fünfzehnten Jahrhundert, noch verhältnißmäßig vein vom 
römischen Nechte, das um jene Zeit in Mittelfranfreih ſchon feften Boden gewonnen 
hatte, bei La Thaumassiere aneiennes Coutumes du Berry, 1679, und bei Bourdot de 
Richebourg, N. Coutumier general, III, 875. 

8.3. b) Die Rechtsbücher. Eine der wichtigften Erfenntnißguellen für das 
national= franzöfiiche ect find die Assises de Jerusalem, In den durch die 
Kreuzfahrer gegründeten Staaten des Orients kam franzöſiſches Recht in Geltung. 
Ehen Gottfried von Bonillen fell mit feinen Pehnsleuten für das neu errichtete Königs 
reich Geſetze erlaffen haben. Die forgfältig aufbewahrten Urfunden fein dann 1187 
bei dem Verlufte Jeruſalems verloren gegangen. Tas Recht Des Königreichs gliederte 
fih nad) den zwei Gerichtöhöfen der Haute Cour oder Cour des Chevaliers und ber 
Baisse Cour oder Cour des Bourgeois. Die hier ausgebildete Rechtspraxis fand auch 
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in dem Königreihe Cypern Eingang. Seit dem dreizehnten Jahrhundert entftehen ſchrift— 
ftellerifche Arbeiten über das Necht des Drients. Das ältefte und erhaltene Werk über 
Das Recht der Haute Cour rührt von dem aus Frankreich eingemanderten Ritter Phi— 
lippe de Navarre, welches, zum Redhtöunterrichte beftimmt, namentlid die bis in 
minutiöjes Detail ausgearbeiteten Formalitäten des Rechtsganges behandelt. Sein Wert 
wurde überboten durch eine umfaffende Darftellung der Assises und Usages der Haute 
Cour von Yerufalem, welche fein Zeitgenoffe Jean d’Fbelim (lebte noch 1266) zum 
prattiſchen Gebrauce verfaßte und welche 1369 in Cypern als Geſetz publicirt wurde. 
Kürzere, zum Theil ergänzende Arbeiten ftammen von den Juriſten Geoffroy le Tort 
und Jacques d'Abelin. Eine gedrängte überfichtliche Zufammenftellung der in Jean 
d'Ibelin's weitläufigen Werke enthaltenen Rechtöregeln bietet la clef des assises de 
la Haute Cour du Royaume de Jerusalem et de Chypre, das Werk eines unbe 
kannt gebliebenen Autor. Der Livre des Assises der Baisse Cour, welder ung 
nicht in der urfprünglichen Geftalt vorliegt, wurde bereit8 in der zweiten Hälfte des 
zwölften Jahrhunderts ausgearbeitet. Im vierzehnten Jahrhundert (1324—1361) ſchrieb 
in Cypern ein praftiicher Durift emen Abrégé du livre des assises de la cour des 
Bourgeois. Nach der Eroberung Conftantinopel3 von 1204 fam das Recht von 
Jeruſalem auc im lateinifchen Katfertfum in Geltung. Ein dafelbit entftandenes Rechts— 
buch ift uns in den Assises de Romanie (aud; Liber Consuetudinum Imperii Roma- 
niae) erhalten. 

Eine Gefammtausgabe der Assises gibt Beugnot, Assises de Jerusalem ou 
recueil des ouyrages de jurisprudence composes pendant le XIII siecle im Recueil 
des Historiens des Croisades, 2 Bde. fol. 1841 — 1843. ine ältere, aber die befte 
Ausgabe der Assises der Baisse Cour ift die von Kausler, „Les Livres des assi- 
ses et des usages dou reaume de Jerusalem,“ 1839. Einen italieniichen Text, dar— 
unter auch die Assises de Romanie, findet man bei Canciani, Barbarorum leges 
antiquae. Unvollendet ift eine von Victor Foucher 1839 begonnene Ausgabe. 

Die Aſſiſes von Yerufalem find das Erzeugniß einer volltommen  jelbftftändigen 
Jurisprudenz, fie bieten uns ein treues Bild des altfranzöfifchen Rechtes und eines ben 
Feudalismus auf die Spige treibenden Staatsweſens und fie erlauben uns für das eigent= 
liche Frankreich Rüdichlüffe auf die Zeit, da Das Königthum und das fremde Recht ihren 
umbildenden Einfluß noch nicht geltend gemacht hatten. Auf viefen find im Gegenfat zu 
dem Rechte des Orients die juriſtiſchen Arbeiten zurüczuführen, die jeit der Mitte des 13. 
Jahrhunderts in Frankreich entftanden. Die literarifche Production wurde hier durch Das 
Studium der fremden Rechte angeregt, wie e8 an den Univerfitäten von Montpellier, 
Paris, Orleans ımd Touloufe betrieben wurde. Man veranftaltete franzöfiiche Ueber- 
ſetzungen einzelner Theile des Corpus juris eivilis und begann dann in Verbindung mit 
Auszügen aus den fremden Rechtsquellen das einheimifche Recht darzuftellen. Einem 
ſolchen Berfuche verdantt jenes Rechtsbuch über die Coutume von Vermandois feine Ent— 
jtehung, welches dem Rechtögelehrten Pierre de Fontaines, Ball von Berman— 
dois und Mitglied des Pariſer Parlaments zugeichrieben wird und um 1253 entftanden 
jein fol. Der Berfaffer berichtet, daß niemand wor ihm eine Ähnliche Arbeit unter- 
nommen babe und fleivet fein unvollendete® Werk in die Form einer Nechtöbelehrung 
(daher „Conseil“), durch welche die Unbeftunmtheit des coutumiären Rechte von Ver— 
mandois jo viel als möglich behoben werben folle. Eine große Zahl von Stellen er- 
weift fich als Ueberjegung aus den römifchen Quellen, deren Säge mitunter ohne Rüchkſicht 
auf ihre praftiiche Anwendbarkeit aufgenommen wurden. Die meuefte Ausgabe des 
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Rechtsbuches rührt von Marnier ber, „Le Conseil de Pierre de Fontaines ou 
trait6 de l’ancienne jurisprudence frangaise,“ 1846. 

Die f. 9. Etablissements de Saint Louis find eine Zufannnenftellung 
von Ordonnanzen des Heiligen Ludwig, von Rechtsgewohnheiten von Orleans, Tours, 
Paris, Anjou und Maine und von Sägen des römtichen und fanonifchen Rechtes. Die 
Verordnungen Ludwigs IX., die an der Spige des Werkes ftehen, haben ihm den 
Namen gegeben. Die Entftehung wird in das Jahr 1270 geſetzt. Es hat in der vor— 
Tiegenden Geftalt feinen einheitlichen Charakter und zeigt Spuren von Ueberarbeitung, 
Zuſätzen und Gloffemen. Cine kritiſche Ausgabe ift jehr zu wünfchen. Derzeit liegen bie 
Etablissements bei Du Cange, Histoire de St. Louis par Joinville als Anhang 
vor. ine beifere Ausgabe Tieferte Yauriere im erften Bande der Ordonnances des 
rois de France, 

ALS Rechtsbuch und nicht als ſchlichte Aufzeichnung ‚find ferner die „Anciens 
Usages d’Artois“ zu betrachten, welche Ende des dreizehnten, Anfang des vierzehn 
ten Jahrhunderts von einem Unbetannten mit ausgiebiger Benußung der Etablissements 
und des Conseil in lichtvoller Weiſe dargeftellt wurden. Das Verhältniß des Wertes 
zu feinen Quellen bedarf noch näherer Aufklärung. Es iſt georudt bei Adrien Mail- 
lart, Coutumes gendrales d’Artois, 2. Ausgabe 1739 und 1756 (Fol.). 

Im Anſchluß an die mündliche Lehre des römischen Nechtes am der Univerſität Or— 
leaus entftand dafelbft nad 1270 ein umfangreiches Rechtsbuch, Li Livres de Jo- 
stice et de Plet, weldes ven Stoff nach dem Borbilde der Pandekten anordnet 
und zum großen Theile aus einer Ueberjegung der Pandekten (195 Titel von 342 des 
ganzen Werkes) und Decretalen (31 Titel) beſteht. Doch Liefert es in den übrigen 
Theilen wertbwolle Beiträge über das coutumiäre Recht, für welches das von Orleans in 
der Regel benutst wird. Namentlich gibt das neunzehnte Buch wichtige Aufſchlüſſe über 
das franzöfiiche Proceßrecht. Ausgabe: Li Livres de Jostice et de Plet von Ra= 
petti; avec un glossaire des mots hors d’usage par Chabaille, 1850 (in der 
Collection de documents inddits). 

Ihren glänzenpften Vertreter fand die franzöſiſche Jurisprudenz des Mittelalters in 
Philipp Beaumanoir, welcher zu verfchiedenen Zeiten Bailli von Senlis, Clermont, 
Seneſchall von Saintonge, Bailli von VBermandois, von Toms und Parlamentsmitglied 
war. Sem Werk, eine Darftellung der Coutume des Landes Beauvoiſis vom Jahre 
1283, erlangte in Nordfrankreih ungefähr ähnliche Bedeutung wie der Sachjenipiegel in 
Deutſchland. Doc unterfcheidet ſich Beaumanoir von dem ſächſiſchen Ritter principiell 
darin, daß er als Apoftel der ſtaatlichen Autorität allenthalben für die reformatorischen 
Kechtöideen und die Ausdehnung der richterlichen Gewalt eintritt, während der ſächſiſche 
Schöffe mit Vorliebe an dem von den Vorfahren hergebrachten Rechte feſthält. Des 
fremden Rechtes war Beaumanoir nicht unkundig, doch wußte er es vollftändig zu be 
herrichen und räumte ihm feinen unmittelbaren Einfluß auf die Darftellung ein, wenn 
auch die Anlage des Ganzen die Bekanntſchaft mit dem Ordo judicjarius des Tancred 
vorausfegen läßt. Sein Hauptverbienft beftebt in der methodifchen Ausführung ver 
Rechtsmaterien und in der feinen juriftifchen Gonftruetion, welde durchweg originell ift 
und von Zeitgenoffen und Nachfolgern nicht erreicht, geſchweige denn übertroffen worden 
if. Neuefte Ausgabe: Beaumanoir, Les Coutumes du Beauvoisis vom Grafen 
Beugnot, 1842, nicht frei von Mängeln, wie alle Ausgaben diefes „savant Academieien“, 

Obſchon die genannten Rechtsbücher in erfter Linie Das Recht einer beitunmten 
Vandſchaft darftellen, geichieht dies doch ftets mit Rückſicht auf das Recht der Nachbar: 
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fande und die gemeine nordfranzöſiſche Coutume, ein Standpunkt, der namentlich bei 
Beaumanoir deutlich hervortritt. Eine aparte Stellung nimmt darum ein Rechtsbuch für 
die Bretagne ein, die ſ. g. Tres ancienne Coustume de Bretaigne, deren ums 
faſſende Darftellung ſich auf das alterthümliche Gewohnheitsrecht dieſer Landſchaft be— 
ſchränkt. Sie gehört dem vierzehnten Jahrhundert an. Ein zugänglicher, aber ſehr 
mangelhafter Abdruck findet ſich im Coutumier general von Bourdot de Richebourg 
t. IV, 199 fi. Die alten Drude aus dem fünfzehnten Jahrhundert und dem Anfang 
des fechzehnten jind jelten. 

Im vierzehnten Jahrhundert ftellt ſich die franzöſiſche Jurisprudenz auf einen noch 
allgemeineren Standpunkt, indem fie ſich in erfter Linie der Bearbeitung des gemeinen 
Rechtes zumendet. Bon den Nechtöbüchern diefer Zeit find die angefehenften: 

1) Der Stilus Curise Parlamenti von dem Warlamentsadvocaten Du 
Brenilum 1330 verfaßt, „das erfte europätfche Lehrbuch des Civilproceßrechts“. Du Breuil 
behandelt in überfichtlicher Syſtematik den Proceß des Parifer Parlaments, gebt aber 
auh auf die Lehren des materiellen Nechted ein. Das Wert gelangte zu ſolchem Ans 
jehen, daß ihm die Praris und jelbft königliche Ordonnanzen unbedingte Autorität bei= 
legten. Bergleiht man es mit dem gleichzeitigen Richtfteig Yandrechts, jo bringt man fich 
zu deutlichen Bewußtſein, um wie viel früher in Frankreich das römiſch-kanoniſche Pro— 
ceßrecht aufgenommen, wie raſch es aber auch durch die Prarid nationalifirt und mit 
dem einheimifchen Rechte in Einklang gebracht worden. Der Stilus Parlamenti findet 
jich bei Du Moulin (C. Molinäus) im zweiten Bande feiner Opera omnia (Paris 1681). 

2) Ende des vierzehnten oder Anfang des fünfzehnten Jahrhunderts jchrieb ein 
norbfranzöfiicher Praktiter Jean Boutillier ein inhaltsreiches Werk, welches er als 
Somme rural bezeichnete. Es geftattet dem römifchen Rechte ungebührlichen Einfluß, 
während es die Coutume als droit haineux betrachtet. Es kam zu großem Anfehen, wurde 
ind Deutſche (Flämiſche) überjegt und zählt umter die älteften Drude. Die befanntefte 
Ausgabe tft die von Charondas le Garon, 1611. 

3) Le Grant Coustumier de France, eine Compilation von Ordonnan— 
zen, Urtheilen, Formeln, Abhandlungen über einzelne Nechtömaterien und ſelbſtſtän— 
Digen Ausführungen, welche im viergehnten Jahrhundert entjtand und die Praris des 
folgenden faft ausſchließlich beherrſchte. Entſprechend den Aenderungen, welde das Recht 
im Lauf der Zeit erfuhr, wurde fie mit zahlreichen Zufägen verfehen und fortwährend 
umgenvbeitet, fo daß es als unmöglich erſcheint, aus den vorliegenden Druden und Hand- 
fchriften den urfprünglichen Kern herauszufchälen oder auch nur die Entftehungszeit, melche 
man bisher grundlos unter Karl VI. gejegt, näher zu beftimmen. Der Grand Coutu- 
mier wurde bis 1539 als praktiſches Handbuch häufig gedruckt. Als vechtögefchichtliche 
Duelle gab ihn Charondas le Caron 1598 heraus. Doch find diefe alten Ausgaben fo 
außerordentlich jelten geworden, daß eine neue Ausgabe dringendes Bedürfniß wurde. 
Dieje Lieferten Yaboulaye und Darefte 1868 auf Grundlage eines Drudes von 
1514. Vergl. Krit. Vierteljahrsſchr. XI, 135. 

Einen mehr particulären Charakter haben die Coustumes des Pays de Ver- 
mendois et ceulx de envyron, welde 1448 von einem unbelannten Juriſten verfaßt 
und 1858 von Beautemps = Beaupre herausgegeben wurden. Ein Lehrbuch des römiſchen 
Rechts mit Rüdfiht auf die Modificationen der Praris ift die Practica forensis 
von Mazuer (F um 1450), welche zum Landrecht der Auvergne erhoben wurde, Die 
Arbeiten der franzöfiihen Juriften über das römiſche und kanoniſche Necht Tiegen außer: 
balb der Grenzen, welche dieſer Ueberblick ſich zu fteden bat. 


202 II. Die geihichtlichen Grundlagen der deutichen Rectsentwidelung :c. 


$. 4. e) Sammlungen von Urtbeilen und Weisthümern. 

1) Den erften Rang nehmen unter diefen Quellen die officiellen Aufzeichnungen über 
die Acte des Pariſer Parlaments ein. Die älteften Regiſter werben jeit dem fiebzehnten 
Jahrhundert als Olim bezeichnet. Das zweite beginnt nämlich mit den Worten: Olim 
homines de Baiona...exierunt animo nephando. Diefen Band pflegte man als 
Liber qui ineipit Olim oder als Olim fchlechtweg zu bezeichnen, ein Ausdrud, der feit 
dem fiebzehnten Jahrhundert abufive auf die ganze Serie der Regiſter von 1254— 1318 
überging. Diefe wurden von Jean de Montlugon (nicht Montlue), Nicolas de Char— 
tres, Pierre de Bourges, Geoffrey Chalop, vier fönigfihen Notaren am Parla— 
mente redigirt. Sie enthalten den Text oder häufiger ein Rejume der gefüllten Urtheile, 
welche in zwei Hauptmaſſen Inquestae und Arresta gejchieden werden. Erftere find bie 
Urtheile, welche auf Grund eined vorliegenden Protocolles über Zeugenausfagen abgegeben 
wurden. Der Begriff der Arresta läßt ſich nur negativ durch den Gegenfag zu ben 
Inquestae beftimmen. Der authentiiche Charakter der Olims, welcher entweder überhaupt 
oder doch für den erften Theil derjelben angefochten wurde, ift durch Die neueften Unterfuchun: 
gen auf das beftimmtefte feftgeftellt. Yon den fpäteren Regiftern des Parlaments heben 
fi die Olim inſofern ab, als feit 1319 eine Aenderung in dec Manipulation bei der 
Regiſtrirung der Urtheile eintrat, auf welche bier nicht näher eingegangen werden kanm. 

Die Olim find edirt von Beugnot, 1839 f. u. d. T.: Les Olim ouRegistres des 
arröts rendus par la Cour du roi in der Coll. de doc. ined. Bon den vorhandenen Regiſtern 
enthielt Das erfte die Enquötes und Arröts von 1254— 1272, Band 2 die Arrets von 
1274 — 1298, Band 3 die Arrets von 1299 — 1318, Band 4 die Enquetes von 
1299 — 1318. Drei Regifter find verloren. Doch hat Yeopold Delisle einen diefer 
Bände, ſoweit dies möglich, aus anderen Quellen veftituirt. Das VBerftändniß und die 
Benugung der Olims und der Parlamentsacte überhaupt wurde in neuefter Zeit wejent= 
(id) gefördert durh Boutaric, Actes du parlement de Paris, erfte Serie von 1254 — 
1328, tome premier: 1254— 1299, Paris 1863, ein Thel der Publicationen aus 
den Archives de l’empire, welche unter dem Titel: Inventaires et documents publies 
par ordre de l’empereur ete. erjcheinen. Der erfte Band enthält u. a.: „Notice sur 
les Archives du Parlement de Paris“ von Grün (ch. 6: Les Olim), eine Samm— 
lung von Urtheilen der Curia regis vor 1254 von Bontaric, Das Inventaire chrono- 
logique des actes du parlement de Paris von 1254— 1299 von demfelben, kurz— 
gefaßte Negeften, u. a. auch über circa 200 Urtheile, die in den Olims fehlen, und 
endlich jenen Verſuch der Reftitution eines verlorenen Bandes von Leop. Delisle. 

2) Die Coutumes tenues toutes notoires et jugees au Chätelet de 
Paris, eine Sammlung von Weisthinmern, welde die Praxis des Pariſer Chätelets 
hervorrief. Zur Feſtſtelluug des Gewohnbeitsrechtes diente in Frankreich die ſ. g. En- 
quete par turbe, Eine Anzahl vechtsfundiger Männer gab nad vorausgegangener Be- 
rathung durch einen aus ihrer Mitte ihren Ausipruch über die amtlich vorgelegte Frage 
ab. Die Turbe, ein Ausdruck, der den formellen Gegenjag dieſes Verfahrens zu dem 
Einzelverhör der Zeugen über ftreitige Procekthatfachen hervorheben will, jolte mit Hin— 
blick auf eine Stelle des Corpus juris eivilis, Die von turba fpricht, mindeſtens zehn 
Zeugen enthalten. Ein analoges Berfahren wurde am Chätelet beobadytet. Aus der 
Zeit von 1300 — 1387 find uns 186 ſolcher Notorietätdacte in der genannten Samm— 
lung erhalten. Sie ift bei Brodeau im Anhang zu feiner Coutume de Paris com- 
mentee 1658, 1669 gedrudt. 

3) Die unpaffend jo genannten Decisions de Jean Desmares (Advocat und 
Parlamentsmitglied, + 1383), eine Sammlung von 422 gerichtlichen Entſcheidungen, Die 
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er vermuthlich 1363 in der Form von kurzen Rechtsſentenzen zuſammenſtellte. Abge— 
druckt bei Brodeau a. a. O. hinter den Coutumes notoires du Chũtelet. 

4) Die Coutumes notoires, Assises et Ordonnances des Cours et Tri- 
bunaux de Picardie au commencement du 14. siecle bei Marnier, Ancien 
Coutumier inedit de la Picardie, 1840, eine Sammlung von Wetsthümern und Ur— 
theilen, welche Anfang des vierzehnten Jahrhunderts in den Gerichtshöfen von Ponthieu, 
Bimeu, der Baillage Amiens und mehreren anderen picardiichen Orten abgegeben und 
aufgezeichnet wurden. 

5) Die Raisons et Artieles....de Saint Dizier. Die Stadt Saint 
Dizter hatte die flandrifche Stadt Mpern zum Oberhof. Waren die Schöffen von Saint 
Dizier in einem einzelnen Falle des Nechtes nicht kundig, jo fandten fie zu den Schöffen 
von Mern um Rechtsbelehrung. Die Anfragen und die Darauf hin ergangenen Urtheile 
aus dem vierzehnten umd fünfzehnten Jahrhundert wurden gefammelt und, durch fingirte 
Rechtsfälle ergänzt, zu einem Ganzen verbunden. Dieſe Nechtsquelle, die em frifches und 
anfchaulides Bild von dem Nechtöleben jener Zeit gewährt, findet fidy ald Anhang im 
zweiten Bande der Beugnot'ſchen Ausgabe der Olim. 

8.5. d) Saßungen, Etablissements und Ordonnances. Satungen 
allgemeiner Verbindlichkeit werden im der älteren Zeit ald Ktablissements, fpäter als 
Ordonnances bezeichnet. 

Die königliche Geſetzgebung hält gleichen Schritt mit der Ausbildung der königlichen 
Gewalt. „L’histoire des Ordonnances est Thistoire de France“ (Warnkönig, I, 
58). Bis ins zwölfte Jahrhundert äußert ſich die rechtöerzengende Macht des König: 
thums mer durch Privilegien und Statuten, wie fie Corporationen, namentlich aber den 
Städten ertbeilt zu werben pflegten. Seit Philipp Auguft macht ſich die allgemeine 
Berordnungsgewalt des Königs geltend, ſoweit diefe nicht an den Hoheitsrechten ber 
Baflallen eine Schranke fand. Eine feiner beventendften Verordnungen ift das ſ. g. 
Teftament von 1190, welches anläßlich des Kreuzzugs entftand, eine Regentſchaft ein— 
jetste und u. a. die Thätigfeit der Baillis und Prevöts normirte. Erhöhten Aufſchwung 
nimmt die Gefeggebung unter Ludwig IX., von deſſen Berorbnungen die Ordonnanz 
über die Reform des Beweisverfahrens von circa 1260 und die Ordonnance pour la 
reformation des moeurs V. 1254 bejonders zur erwähnen find. Unter feinen Nachfolgern 
wächſt die Zahl der Ordonnanzen in fteigendem Verhältniß. Verfaſſungs- und Berwal- 
tungörecht, Gerichtöverfaflung und Proceßrecht bilden die hauptfächlihen Gegenftände der— 
jelben , während das Strafrecht umd namentlich das Privatrecht minder berücfichtigt 
wird. Anders als in Deutichland erkennt es das Königthum als die in feiner Stellung 
fiegende Pflicht, den Nechtszuftand des Landes im Wege der Gefeggebung zu regeln, 
eine Aufgabe, die mit Klarheit erfaßt und mit Energie zur Durchführung gebracht wird. 

Neben der immer weitergreifenden königlichen Gefeßgebung verſchwinden die Satz— 
ungen der Yandeöherren, welche nur in der Zeit, da die Zönigliche Gewalt noch nicht 
entwidelt ift, als eine Rechtsquelle von Bedeutung zählen. Als eines der älteren Bei— 
fpiele mag — von der Normandie abzujehen — die Aſſiſe des Grafen Geoffroi 
von der Bretagne aus dem Jahre 1187 hier erwähnt werden. Auf eine einigermaßen 
erihöpfende Aufzählung kann bier ebenſo wenig eingegangen werben, als auf eine Anfüh- 
rung der autonomen Satzungen, welde ſich einzelne Städte gaben. 

B. Die Redtsentwidelung in Frankreich von der Mitte des fünfzehuten 
Jahrhunderts bis zur Kodification, Firxirung der Coutumes, Fortbildung des 
Rechts zur Einheit durch die königlichen Ordonnanzen und wiſſenſchaftliche For— 
mulirung des Rechts durch die Yurisprudenz find die drei weſentlichen Ergebniffe der 
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franzöſiſchen Rechtsentwwidelung dieſer Periode (Warnkönig II, 73) Auf dem Gebiete 
des Proceßrechts war durch die königliche Geſetzgebung am früheften die Rechtseinheit an: 
gebahnt und durchgeführt worden. Das materielle Recht kam erft im laufenden Jahr— 
hundert über den Partienlarismus der landſchaftlichen Coutumes hinaus, eine That: 
Tache, welche Deutichlands Betrebungen nach einem einheitlichen Rechte zur gefchichtlichen 
Lehre dient, 

8.6. Die officielle Redaction der Coutumes. Die Quellen des frem— 
den Nechts waren in Frankreich nicht wie in Deutichland, welches an die Continuität ſei— 
ner politiichen Eriftenz mit dem römiſchen Reiche glaubte, als ein Ganzes in Bauſch und 
Bogen recipirt worden. Die Reception beſchränkte fich vielmehr, jo weit fie auch griff, 
auf die einzelnen Nechtsjäge, welche durch das Wirken der Gefepgebung und der Doctrin 
in das Rechtöleben eindrangen. Das Verhältniß der neu aufgenommenen Elemente zu 
den Localen Coutumes war nun aber vielfach ebenſo unficher und ſchwankend wie Die 
Stellung der Tetteren zu dem gemeinen franzöfiichen Nechte, welches feit dem breizehnten 
Jahrhundert ausgebildet worden war. Und ſofern aud das Geltungsgebiet der Yocals 
rechte ein unbeitrittened® war, mangelte e8 doch am autbentiihen Texten der Coutumes, 
welche bis dahin nur durch Private ohne officielle Autorität aufgezeichnet worden waren, 
und ihrem Inhalte nach, gegenüber der eingetretenen Fortbildung des Rechts, zum Theil 
veraltet waren, AS ſich Frankreich durch das Auffladern des Nationalbewußtſeins von 
der englifchen Herrichaft befreit hatte, entftand der Gedanfe einer Feftftellung des ſchwan— 
fenden coutumiären Rechtes. 1453 erließ Karl VIL die Ordonnanz von Montil-lez- 
Tours, in welder er befahl, daß überall die „usages et coutumes durch coustumiers 
practiciens und gens de. chacun état jchriftlich aufgezeichnet und ihm zur Prüfung 
durch das Parlament und zur Beltätigung vorgelegt winden.” Nur langſam reifte der 
gefagte Plan der Ausführung entgegen. Zuerſt, nämlich 1459, wurden die offictell re— 
digirten Coutumes des Herzogthums und der Freigrafſchaft Burgund beftätigt. Lud⸗ 
wig XI. wiederholte 1481, Karl VOLL 1493 und 1497 den Befehl der officiellen Re— 
daction. Außerdem wurde das Verfahren für die Feitftellung der Gewohnheitsrechte des 
näheren vorgeichrieben und in dem Batentbriefe von 1497 neben der Fixirung auch Die 
Verbeſſerung der Contumes in den Plan einbezogen. Das Unternehmen bedurfte eines 
neuen Anſtoßes Durch den Erlaß Yubwigd XL. von 1505. Erſt unter diejem Regenten 
wurde eine größere Mafje von Gontumes redigirt und nebft mehreren älteren Redactionen 
officiell promulgirt. Unter Franz I. wurde das Wert fortgeſetzt und unter Karl V. für die 
Revaction der niederlindiichen Goutumes Sorge getragen. In der zweiten Hälfte des 
ſechzehnten Jahrhunderts wurde dann die Arbeit im wejentlichen zu Ende geführt. Man 
redigirte Die Coutumes der Yänder, wo eme officielle Nedaction noch fehlte, und veformirte 
die älteren Nedactionen (reformations des coutumes), welche den gejteigerten Anfprüchen 
nicht mehr genügten. Inzwiſchen war nämlich das römische Recht in Frankreich durch 
Cujas und jeine Schule von neuem belebt worben. Die durch das Studium derfelben 
erhöhte Technik macht ſich in den Coutumes der zweiten Hälfte des fechzehnten Jahrhun— 
vertö bemerkbar, ebenjo aber aud zu Ungunften des nationalen Rechtselementes die po— 
tenzirte Berückſichtigung des fremden Rechtsſtoffes. Das fiebzehnte und achtzehnte Jahr: 
hundert hatten gegenüber den Arbeiten des fechzehnten nur nod im einzelnen Nachleje 
zu halten. 

Neben dem Texte der officiellen Coutumes find auch die Protocolle über Das Ber: 
fahren zur Feſtſtellung derjelben als eime nicht zu unterſchätzende Nechtöquelle zu betrach- 
ten. Das Gejchäft der Nedaction und Promulgation wurde bejonderen Commiſſären 
übertragen, welche der König oder der betreffende Yandesherr ernannte. Diefe beriefen 
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die Notabeln und Nechtsgelehrten der Provinz oder des Gerichtsſprengels und legten ihnen 
einen vorher ausgearbeiteten Entwurf vor. War eine ältere Aufzeichnung dev Coutume 
vorhanden, jo wurde dieſe gleichfalls vorgenommen und geprüft. Ueber den Gang ber 
Verhandlung wurde ein genaues Protocoll aufgenommen (procts verbal). Die Mifvers 
ſtändniſſe einzelner Beftimmungen der älteren Aufzeichnungen der Coutumes und die hier— 
über gemachten Bemerkungen und Gloffen find für die Erkenntniß der eingetretenen Um— 
bildung des Rechtes befonvders lehrreich. Die fürmlihe Zuftimmung zu dem feitgefetten 
Entwurf hieß Homologatien. Die Promulgation wurde, wenn feine Oppofition vorlag, 
von den Commiſſären ſofort vollzogen. Einwendungen führten zu einer motivirten 
Entſcheidung der Gommiffäre, gegen welche den Opponenten der Recurs an das Parla— 
ment offen ftand. Schließlich wurde die homologirte Contume won König fanctiontrt. 

Die officiellen Redactionen der Contumes jchufen feine erichöpfende Darftellung des 
Rechts der einzelnen Landſchaften. Das gemeine Recht, theils römiſchen, theild germa— 
nifchen Urſprungs wurde bei Abfafjung derfelben als jelbftverftändliche Rechtsquelle voraus: 
geſetzt, und nur die provinziellen und örtlichen Bejonderheiten war man zu firiren be— 
ftrebt. Daher kommt es, daß fih im den homologirten Coutumes zum Unterſchied von 
ven Aufzeichnungen des dreizehnten und vierzehnten Jahrhunderts, die vorzugsweiſe Pro— 
ceßrecht enthalten, beſonders viele Beftimmungen des Privatrecht finden, wo der Par— 
ticularismus am weiteften ging, während das Proceßrecht wegen ſeines vorwiegend ges 
meinrechtlichen Charakters weniger berüdfichtigt ift. Neben der Coutume der ganzen 
Provinz wurden die abweichenden Localrechte einzelner Baillages, Seigneuries und Villes 
aufgezeichnet und promulgirt und der Yandescoutume angehängt oder ihrem Terte eingefügt. 

Frankreich zerfiel num in vier große Rechtögebiete, das pays coutumier, die Nieder— 
(ande, die terres d’empire und das Land des droit derit. Im pays coutumier find 
als engere Gruppen eine nordöftliche (Ile de France mit Paris, Picardie, Artois, Ver 
mandois, Chauny, Champagne, Brie), eine mittlere (Orleanois mit Montargis, Orleans, 
Shartres, Dreur, Grand» Perche, Verde» Gouet, Blois, ferner Maine, Tonraine, Loudu— 
nois, Anjou, Auxerre, Nivernois), eine füdliche (Berry, Bourbonnais, Auvergne, Haute 
Marche, Poitou, Ya Nochelle, Saintonge, Augoumois), eine weftlihe (Bretagne und Nor: 
mandie, welch letstere jeıt dem fünfzehnten Jahrhundert in den Strom der franzöfiichen 
Rechtsentwickelung hineingezogen wurde) und ein ſfüdöſtlicher Kreis (Herzogtum Burgund, 
Freigrafſchaft Burgund) zu unterſcheiden. Im Süden von Frankreich hatte das cou= 
tumtäre Clement gegenüber dem römischen bedeutend an Terrain verloren. Die 
zahlreichen Yocalrechte, weldye und in den Aufzeichnungen des zwölften, dreizehnten und 
vierzehuten Yahrhunderts erhalten find, verloren zum großen Theile ihre Bedeutung und 
ſchwanden zu einer jehr geringen Zahl zufammen. Die officielle Redaction der Coutus 
med wurde auf den Eden nicht ausgedehnt ; nur wenige Goutumes wurden hier redi— 
girt, und von diefen die wenigften officiell promulgirt (Schäffner III, 135). Die Nieder: 
lande (franzöfifch Flandern, Theile von deutich Flandern, von Namur, Hennegau und 
Luremburg) hatten eine große Anzahl homologirter Goutumes. In den Reichslanden find 
die Coutinned von Cambrai, Met, Toul und Verdun, und die lothringtichen Coutumes 
von Nancy, Epinal und Marjal zu erwähnen. Im Elſaß galt gemeines deutſches Recht. 
(Bl, die überfichtlihe Geographie der Coutumes bei Warntönig II, 89, und die Karten 
bei Warntönig und Schäfner). 

Die umfafjendfte Sammlung der homologirten Coutumes ift der Nouveau Coutu- 
mier general de France von Bourdot de Richebourg, 4 Be. Folio. 1724. 
Er enthält alle bis 1724 vedigirten Coutumes mit den Redactionsprotocollen und nahm 
auch einzelne ältere Aufzeichnungen und fchriftftelleriihe Bearbeitungen der Contumes 
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in fib auf. Vgl. Berroyer et De Lauriere, Bibliotheque des coutumes 
1699, eine Lifte der Coutumed und ihrer Commentatoren, 

$. 7. Die Drdonnanzen. Der Beginn der Firtrung der Coutumes bezeich: 
net zugleich den Stillftand in der Gefchichte des coutumtären Rechts. Die Fortbildung 
des Rechts erfolgt jeit dem ſechzehnten Jahrhundert vorzugsweiſe durch die königlichen 
Ordonnanzen, von denen die wichtigeren mit Zuſtimmung der Etats generaux erlaſſen 
zu werben pflegten. Bis auf Ludwig XIV. verfolgt die Geſetzgebung keinen beftimmten 
Plan. Befondere Beranlaffungen, Beſchwerden der Stände, oder fonftige dringende Ur: 
ſachen müflen fie in Thätigfeit bringen. Unter den Gegenftänden der Legislation nimmt 
die Objorge für Vereinfachung und Abkürzung des Gerichtöverfahrend einen hervorragen— 
den Plat ein. Bon allgemeinerer Bedeutung find die Ordonnanz von Villers-Coterets 
1539, bie Ordonnanz von Drleand 1560, die von Moulind 1566, die Ordonnanzen 
von Bloi® 1576, 1579, die Verordnung Ludwigs XIII. von 1629 (Code Marillac). 
Einen anderen Charakter befömmt die Gefegebung feit Ludwig XIV. Der Gedanfe der 
Rechtseinheit, welcher Icon früher mehrfach aufgetaucht war, wurde nun, wenn nicht durch— 
weg, jo doch in einzelnen Gebieten foftemattfch zur Durchführung gebracht. Frankreich erhielt 
1667 in ber Ordonnance eivile eine allgemeine bürgerliche Procefordnung, 1670 in ber 
Ordonance criminelle ein Geſetz über Strafreht und Strafverfahren; 1673 erichten 
die Ordonnance de commerce, 1695 ein Gefe über geiftlihe Gerichtsbarkeit. Unter Lud— 
wig XV. war e8 der Kanzler D'Agueſſeau, welcher die Codification auch auf einzelne 
Theile des Privatrechts ausdehnte. Ihm verdankt man die Ordonnanzen über Schen— 
kungen 1731, die Teſtamente 1735, und die Subftitutionen 1747, welde fo jehr 
auf der Höhe ihrer Zeit fanden, daß ihr Inhalt ſpäter ohme weſentliche Aenderungen in 
den Code eivil hinübergenommen werden fonnte. Ludwigs XVI. Berordnungen find be= 
reits vom Geifte des Naturrechts angehaucht und erfcheinen als Vorläufer der Reformen, 
welche die Revolution auf dem Gebiete des Rechts ind Werk fekte. 

Schon früh vegte ſich das Bedirfnif, Sammlungen der königlichen Ordonnanzen an- 
zulegen. Anfangs traten ſolche Arbeiten noch nicht jelbititändig auf. Du Breuil gab 
in feinem Stilus Parlamenti die wichtigften Ordonnanzen von Yudwig IX. bis Yudwig X. 
Das erfte Buch des Grand Coutumier de France enthält eine Sammlung föniglicher 
Berordnungen. Seit dem ſechzehnten Jahrhundert ericheinen umfalfende und jelbitftändige 
Sammelwerte. Eine chronologifhe Sammlung ift die von Fontanon: Les édits et 
ordonnances des rois de France depuis Louis-le gros, l’an 1108 jusqu’au roi 
Henri IV, 1580, welde große Verbreitung fand und 1611 von Maillet neu aufgelegt wurde. 
Der Nechtögelehrte Barnabas Briffonius ftellte die einzelnen Beltimmungen der Ordon— 
nanzen materienweile zufammen, wobei es aber unmöglich war, ftet8 den Wortlaut ders 
jelben beizubehalten. Sein Werf der ſog. Code de Henry III. fand vielen Beifall und 
wurde 1609 von Charondas Ile Garon zum dritten Male aufgelegt. Nach demſelben 
Princip find der Code de Henry IV. von Cormier (1615) und der Code de 
Louis XIII. von Corbin (1628) gearbeitet. 1687 erſchien die Table chronologique 
eontenant un recueil en abrégé des ordonnances „.. depuis lannde 1115 jus- 
qu'& pr&sent par Guillaume Blanchard, Endlich ließ die Regierung eine vollſtändige 
und officielle Sammlung der Drdomanzen ausarbeiten, ein Unternehmen, mit welchem 
die drei Juriſten Berroyer, Yoger umd Yauriere beauftragt wurden. 1723 erjchien der 
erfte Band diefer Sammlung (gemöhnlich Collection du Louyre genannt) unter dem 
Titel: Ordonnances des rois de France de la troisieme race recueillies 
par ordre chronologique avec des renvois des unes aux autres, des sommaires et 
observations sur le texte (Fol.). Die folgenden Bände (bis jegt 21, der letzte er: 
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jehten 1849 umd reicht bi8 1514) find won Secouffe, Villevault, Brequigiy, Camus, 
Paftoret und Parbeffus herausgegeben. Ein wichtiges Hilfsmittel zur Benutzung dieſer 
Sammlung ift Pardessus, Table chronologique des Ordonnances des rois de 
France de la troisitme race jusqu’au rögne de Louis XII. inelusivement. 1847. 
Für Die in der Collection du Louvre nody nicht enthaltenen Ordonnanzen, von Franz L 
bis Yubwig XV. gebraudhe man: ven Recueil d’edits et ordonnances royaux de 
P. Neron et Etienne Girard, augmente par De Lauriere et De Ferriere. 1720. 
Eine Auswahl der wichtigften Gejege bis zur Revolution bietet der Recueil general des 
anciennes lois frangaises von Iſambert, De Cruſy und Taillandier. 1822—1833. 
29 vols. 8. Eine neuere Sammlung ift Dad Corps du droit frangais von Walter 
(420 — 1788) und Galıfjet (1788— 1854.) 

$. 8. Die Jurisprudenz feit der Mitte des fünfzehnten Jahr— 
bunderts. Da an den Univerfitäten für das franzöfiiche Recht wenig gethan wurde, 
fiel die Pflege deſſelben hauptfächlic den Praftifern anheim. Einen befonderen Zweig 
ver literariſchen Thätigkeit bildete die Jurisprudence des Arröts, die Zufammenftellung 
und Bearbeitung der gerichtlichen Entfcheivungen, an melde fih die Sammlung von Con— 
jultattonen und Plaidoyers anreihte. Da die einzelnen Länder und Fändergruppen in 
der Regel ihre Parlamente als ſouveräne Gerichtshöfe beibehalten hatten, ſcheiden fich die 
Arbeiten der Arretiften nach den einzelnen Parlamenten von Paris, Touloufe, Bordeaur, 
Dijon, Rouen, Reims u. ſ. w. Am zahlreichften find die Arretiften des Pariſer Bar: 
laments. Unter den Werfen derfelben haben die Sammlung von Louet (zuevft 1602) 
und die Collection de deeisions nouvelles won Denifart befondere Bedeutung erlangt. 
Yegtere ift alphabetifch gehalten und wurde von Camus und Bayard in einer nicht vollen- 
beten Ausgabe (1783— 1790) vollftändig umgearbeitet. 

An die officielle Redaction der Coutumes ſchloß fich eime veiche commentirende Lite: 
ratur an. Die ältere Schule verfolgte vorzugsweiſe eine praktiſche Richtung, Als ihr bes 
rühmtefter Vertreter gilt Molinaeus, Du Moulin, F 1566, der aud eine Reihe von befon- 
deren Abhandlungen ſchrieb und fid) zugleich bezüglich des römischen Rechts einen gefeterten 
Namen ſchuf. Eine neue Richtung in der Behandlung des nationalen Rechts ging aus 
von Antoine Yoifel + 1615, der in feinen berühmt gewordenen Institutes coutumiöres 
die allgemeinen Grundſätze des franzöfiichen Rechtes mit Benugung dev Rechtsſprichwörter 
in kurz gefaßten Sentenzen zufammenftellte. Eufebe Yauriere ſchrieb hierzu einen trefflichen 
Commentar, welcher den Werth des Wertes weſentlich erhöhte. Mit Zufägen und Ergänzungen 
wurden bie Institutes coutumieres zulegt von Dupin und Laboulaye 1846 herausgegeben, 
und bilden fie jo ein unentbehrliches Hilfsmittel für das Studium der franzöfiichen Rechts— 
geichichte. Unter den franzöfifchen Juriſten nad) Loiſel find Fleury (Institution au droit fran- 
gais, herausgeg. von Paboulaye 1858, Preeis historique du droit frangais par l'abbé Fleury 
avec continuation depuis 1674 jusqu’en 1789 par Dupin 1826) Yauriere und Pothier 
zu nennen. Zauriere machte ſich namentlich um die Gefdsichte des Franzöfifchen Rechtes ver- 
dient, er commentirte Yoifel® Institutes, arbeitete auf Grund eines älteren Werkes von Ra— 
gueau ein Glossaire du droit francais (2 Bde. 1704) aus, edirte den eriten Band der 
Ordonnances du Louvre, jdhrieb die Bibliotheque des Coutumes, einen hochgefchägten 
Commentar zur Goutume von Paris und eine Reihe werthuoller Abhandlungen. 

Ihren Höhepunkt erreichte die franzöſiſche Rechtswiſſenſchaft vor der Revolution in 
Pothier. Unter feinen Werten über franzöfiiches Recht ift der Commentar über die Cou— 
tume von Orleans, „die trefflichſte Beleuchtung, die je einer Franzöfiichen Coutume zu 
Theil wurde” und der traite des obligations hervorzuheben. Yetterer enthält eine Reihe 
von privatrechtlichen Abhandlungen, in welchen der Gegenſatz zwifchen römiſchem und - 
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franzöſiſchem Necht übermunden erfcheint und melde den Redactoren des Code civil für 
die betreffenden Materien im weſentlichen zur Grundlage dienten. 

Schließlich ſeien noch zwei Lehrbücher erwähnt, das eine won Argeu, Institution au 
droit frangais, (zuerft 1692), weil es die größte Verbreitung erlangte und nicht weniger 
als zehnmal aufgelegt wurde und das andere von Bernardi, Institution au droit fran- 
cais civil et eriminel ou tableau raisonne de l’etat actuel de la jurisprudence 
francaise, zuerft 1789 erfchienen und in feiner zweiten Ausgabe vom Jahre 8 ber 
Republit „dadurch merfwinrdig, daß es das unmittelbar vor dem Code civil geltende 
franzöſiſche Recht enthält.‘ 


Die gewaltſamen Ereigniſſe der Revolution ebneten den Boden für die Herſtellung 
ver jeit ‚langem angebahnten Nechtseinheit. Die Aufhebung der feudalen Laſten, Das 
Princip der Gleichheit vor dem Gefege, die Umgeftaltung der kirchlichen Verhältniſſe 
und der Gerichtsverfaffung hatten die Grundlagen des alten Rechtszuſtandes beſei— 
tigt. Schon die Conftitution von 1791 nahm das Verſprechen auf: il sera fait un 
code des lois eiviles communes & tout le royaume. Im Gonvente legte Cambaceres 
9. Auguft 1793 den Entwurf eines Civilgeſetzbuches vor ; doch hinderten die Stürme jener 
Zeit die Ausführung des Planes. Erſt Napoleon führte das Wert der Codificirung mit 
der ihm eigenthümlichen Energie und Raſchheit durch. 1804 wurde der Code civil des 
Francais als ein Ganzes promulgirt ; 1. Januar 1807 erhielt der Code de procedure 
eivile, 1. Januar 1808 der Code de commerce Geſetzeskraft, 1808 wurde der Code 
d’instruction eriminelle, 1810 der Code penal decretirt. Da die Encyelopädie der 
Gefchichte der Codificationen einen bejonderen Abjchnitt widmet, ift hier nicht der Ort auf 
diefen Punkt näher einzugehen. Ebenſo joll Die vorübergehende und die dauernde Geltung 
des franzöfiichen Nechtes in einzelnen Theilen von Deutichland anderwärtd zur Sprade 
fommen. Ä 


Literatur. Neben ven im Berlaufe der Darftellung angeführten Werken lommen für bie 
äußere Rechtsgeſchichte Frankreichs in Betracht: 

Warnkönig md Stein, Franzöſiſche Staats- und Rechtsgeſchichte. 3 Bode. 16546 —1848; 
das erfte Buch des 2. Bandes behandelt die Gefchichte der Rechtsquellen, eine Arbeit, auf welcher 
diefe Darftellung zumal im zweiten Theile fußt, für welchen dem Verfaſſer dieſes Abrifies felbft- 
ftändige Quellenftudien fehlen. Bgl. Warnlönig, Flandriſche Staats: und Rechtsgeſchichte 
bis zum Jahre 1305. 1535 — 1842, 4 Bde. Schäffner, Gefchichte der Rechtöverfaffung Frankreichs 
1845—50, 4 Bde, Der legte Band behandelt die Rechtsgefchichte der Revolution, vor welcher Warn- 
tönig ftehen bleibt; Laferriere, Histoire du droit frangais, 6 Bde. 1846 ff., eine Arbeit, der es 
an dem richtigen Berftändnifie des germanischen Rechtes gebricht. Laferriere, Essai sur l'histoire 
du droit frangais depuis les temps anciens jus ul nos jours y compris le droit public et 
prive de la revolution frangaise. 2 ®be. 1859; Giraud, Essai sur Phistoire du droit fran- 
gais au moyen äge. 1846; Klimrath, Travaux sur l’histoire du droit frangais recueillis 
et mis en ordre et preeedes d'une preface, par Warnkönig, 1843, 2 vols; Pardessus, 
Memoire sur l’origine du droit coutumier en France et sur son tat jusqu’au treizieme 
siecle, 1834 (t. X, ber Memoires de l’Institut); Pardessus, Essai hist. sur l’organisation 
judiciaire jusqu'à la fin du regne de Louis XII. 1851. — Cine Ucberfiht der Quellen des 
Strafrecht® gibt Allard, Histoire de la justice eriminelle au XVI&me sièele, 1868. B- 405 ff. 
Camus, Lettres sur la profession d’avocat et bibliotheque choisie des livres de droit 
qu'il est le plus utile d’acquerir et de connaitre, 5@&me ddition par Dupin, 1832. Der 
zweite Band dieſes Wertes enthält eine ſyſtematiſch geordnete juriftifche Bibliographie; Königs- 
warter, Sources et Monuments du droit frangais anterieures au quinzieme siecle ou 
bibliotheque de l’'histoire du droit eivil frangais ete., 1853. Sehr braudbar ift der In— 
der von citirten Werten in Yaboulaye'8 und Dupin's Ausgabe von Loisel's Institutes coutu- 
mieres. — Catalogue of books on foreign law founded on the colleetion presented by 
Charles Purton Cooper, to the society of Lineoln’s Jnn. Laws and Jurisprudence of 
France, London 1849. Eine Auswahl juriftiiber Publicationen von 1789— 1965 gibt das Reper- 
toire bibliographique von Thorin, Paris Durand 1566. Bon Zeitjchriiten find namentlich 
zu berüdfihtigen: Die Revue historique de droit frangais et etranger, herausgeg. von Yabou- 
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laye, Roziere ıc. bie Bibliotheque de l'école des chartes, bie Revue de legislation et de 
jurisprudence publide sous la direction de Wolowski ete, 1834 ff. und bie Zeitichrift für 
Geſetzgebung und Rechtswiſſenſchaft des Auslandes, hrsg. von Mittermaier, Mohl und Warntönig. 


II. Die Quellen des normannifhen Rechts. 


8. 9. Die normanniſche Nechtögeichichte zerfällt in drei Abfchnitte. Der erfte reicht 
von 912 bis zur Eroberung Englands 1066, der zweite von 1066 bis zur Vereinigung 
mit Frankreich 1205, der dritte von 1205 bis zur officiellen Redaction der Coutume 
von 1583. Bon da am verliert die Normandie ihre rechtögeichichtliche Bedeutung. Diefe 
liegt aber in der Doppelftellung ihrer Quellen zu denen des franzöfifchen Rechts einer- 
ſeits, mit dem fie die beutfchvechtliche Grundlage gemeinfam haben, und zu denen des 
englifchen Rechts andererfeits, welches aus dem normannifchen Rechte die wichtigften Ele— 
mente feiner eigenthümlichen Bildungen ſchöpfte. 

AS durch den Vertrag von Saint Clair jur l'Epte 912 ein Theil von Neuftrien 
pro tutela regni von Karl dem Einfältigen an die Normannen abgetreten wurde, haben 
dieje daſelbſt feine neue Staats- und Rechtsordnung eingeführt. Die fränkiſchen Infti- 
tutionen blieben beftehen und wurden hier zum Theil lebenskräftiger erhalten und fort- 
gebildet, als dies fonft im weſtfränkiſchen Reiche der Fall war. Für das zehnte und 
elfte Jahrhundert ift das Land nicht blos arın an eigentlichen Rechtsquellen — das iſt aud) 
andermwärts der Fall — fondern es gebracht namentlich auch an Urkunden. Ein Bild der 
Rechtszuſtände diefer Zeit wird daher ftet8 nur in ſehr allgemeinen Umriſſen gezeichnet 
werden fünnen. Doc; genügen die ſpärlichen Anhaltspunkte der Quellen in Verbindung 
mit Rüdichlüffen aus jüngeren Rechtöventmälern um die Thatſache feftzuftellen, daß das 
fräntiſche Recht in feinen wejentlichen Punkten erhalten blieb. 

Heller wird die Nechtsgeichichte der Normandie nad) 1066. England wird nun in 
den Kreis der Nechtsentwidelung jener Länder hineingezogen, die einft in der fränfifchen 
Monarchie vereinigt geweien. Normanniſches Recht wird nad England getragen und dort 
früher aufgezeichnet umd fchriftftellerifch werarbeitet, als Dies in feiner Heimath geſchah, 
ein Umftand, der um jo weniger befremben darf, als er nicht wereingelt dafteht. In der 
Normandie wie in England ericheint die Curia regis, eine Nachahmung des fränkiſchen 
Königägerichtes ald der Ausgangspunkt für die wichtigften Neuerungen im Rechte. Bon 
bejonderer Bedeutung ift die Ausbildung eines Gerichtöverfahrens, welches durch fünigliches 
reip. herzogliches Breve eingeleitet, den Vortheil einer Beweisführung durch eine Jury 
gewährte. Unter Heinrich II. taucht für die Curia regis in der Normandie der Ausdruck 
Seaccarium (Echiquier) auf, welcher fich, wenngleid die Einrichtung urfprünglich nor— 
manniſch war, ſchon früher in England findet. Der Echiquier fungirte als Gerichtshof 
und als Rechnungshof. Seit Heinrich I. findet ſich unter den Mitgliedern des Scacca- 
rium eine Scheidung von Barones und Justiciarii. Letztere, gejchäftsfundige Männer, 
welche der König ernannte, gewannen bald das Uebergewicht. Es bildete ſich jo ein 
Juriftenftand, deſſen Thätigkeit zur Ausbildung einer conftanten Praxis und einer 
feineren Jurtöprudenz mächtig beitragen mußte. Ebenſo murbe das Scaccarium eine 
Schule von tüchtigen Berwaltungsbeamten, deren Werk es ıft, daf die Normannen zuerft 
in den Befig eines ausgebildeten Rechnungsweſens gelangten. Die Rednungsabichlüffe 
des Echiquier find und in den Magni Rotuli Sceaccarii erhalten. Wir befigen 
volftändige Rollen oder dody Fragmente aus den Jahren 1180, 1184, 1195, 1198, 
1201 und 1203. Die eingehende Specialiſirung der Einnahmen und Ausgaben eröffnet 
uns bei dem nußbaren Charakter, den die Rechtöpflege jener Zeit Hatte, einen klaren 
Bid in das normanniſche Rechtöleben. 

v. Helpenderff, Encyelepädie ber Rechtäwiſſenſchaft. J 14 
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Die Schagrollen find herausgegeben von Stapleton unter dem Titel: Magni 
Rotuli Scaccarii Normanniae sub regibus Angliae, 2 Bde. 1840/4 mit werthvollem 
Gommentar: „Observations on the great rolls of the Exchequer.“ Einen ziemlich 
flüchtigen Abdruck diefer Evition gaben Léchaudé d'Aniſy und Charma in ven 
Memoires de la sociétéo des Antiquaires de Normandie Band 15 und 16. Ein Fragment 
des Rotulus von 1184 publicnte Y. Delisle im 16. Bande der Mémoires mit treff- 
licher Erläuterung. Als eine ſolche kann für ſämmtliche Schatsrollen gelten die leider 
unvollendete Abhandlung des Genannten: Des revenus publics en Normandie au 
XlIlöme siecle in der Bibliotheque de l’&cole des chartes. S. II, 5, 8. III, 1, 3. 

As Philipp Auguft die Nonnandie erobert hatte, ließ er den beftehenden Rechts— 
zuftand im mejentlichen unangetaftet. Ausdrücklich wurde dem Yande die Erhaltung fei= 
ner Privilegien zugefichert. Dagegen läßt fich nicht erweiſen, daß er ein großes Weis- 
thum über das normanniſche Recht veranlaßt und aufzuzeichnen befohlen habe, was von 
Manchen behauptet wird. Die Rechtsaufzeichnung, die man dafür hielt, hat einen ande— 
ven Sharafter. Die Statuta et Consuetudines Normanniae, Etablissements 
et Coutumes de Normandie find nämlich eine ziemlich -Tofe Compilation, welche nad) 
Ausſcheidung kleinerer Einfchiebjel in zwei urfprünglicd getrennte Hauptbeftandtheile zer= 
fällt, Die im mefentlichen diefelben Gegenftände behandeln. Der erfte ift eine Rechtsauf- 
zeichnung, welde noch in anglosnormanniicher Zeit abgefaht wurde. Der zweite Theil 
beginnend mit den Worten prius tractandum ift ein Tractat, der bald nach 1218 ent- 
ftand. Bon der ganzen Compilation eriftirt ein lateiniſcher und franzöfiicher Text. Der erftere 
it gedruct bei Warnkönig franzöfiihe Staats- und Rechtsgeſchichte IL, Urkundenbuch (ver 
Tractat beginnt daſelbſt p. 30) der zweite bei Marnier Etablissements et Coutumes, 
Assises et Arrets de l’Echiquier de Normandie (1207—1245) Paris 1839. Beide 
Ausgaben find ungenügend. 

Schon im zwölften Jahrhundert berrfchte im normanniſchen Echiquier die Sitte, über 
gerichtliche Acte amtliche Aufzeichnungen zu führen, diejelben inrotuliren zu laſſen. Die 
und erhaltenen fortlaufenden Origtnalvegifter beginnen erft mit dem Jahre 1336. Doc 
ift für das dreizehnte Jahrhundert die Eriftenz einer officiellen Sammlung beglaubigt. 
Auf diefe von dem Elert Guillaume Acarin redigirte Sammlung find vier Privatſamm— 
Lungen von Urtbeilen des Echiquier zurüdzuführen, welche uns noch erhalten find. Leo— 
pold Delisle hat aus diefen vier Compilationen mit Zuziebung anderer Quellen für 
die Zeit von 1207 bis 1270 nicht weniger als 834 Urtheile des Echiquier in feinem 
Recueil de Jugements de l’Echiquier de Normandie au XIIle sitcle 
Paris 1864 zufammengeftellt. Bon jenen Privatſammlungen ift eine im funfzehnten Bande 
der Me&moires, eine bei Warnfönig a. a. DO. und eine bei Marnier a, a. O. abgedrudt. 
Urtheile von 1276—1296 finden fih bei Warntönig a. a. O., 120 ff. 

Das Ergebnif einer Privatarbeit find Die Assisiae Normanniae, Assises de 
Normandie, eine Sammlung von Urtbeilöfprüchen, welche 1234—1237 in den Gerichtö- 
fisungen (Aſſiſes) von Caen, Bajeur, Falaife, Ermes und Aorandes gefällt wurden. 
Nicht felten begnügt ſich der Verfaſſer aus den Urtheilen blos die relevanten Rechtsregeln 
mitzutheilen. Die Afjifes find gedrudt von Lechaude im funfzehnten Bande der Mé- 
moires, von Marnier in den Etablissements ete. und bei Warntönig 1. ce. 

Die ergiebigfte und umfangreichſte Quelle des normanniſchen Rechts ift ein Rechts— 
buch, welches in feinen franzöfifchen Terten fihb ald Grand Coutumier de Nor- 
mandie bezeichnet, während der ältere Iateintiche Text ſich als Somma de legibus 
econsuetudinum Normannie oder mit dem Xitel: Jura et consuetudines Nor- 
mannie einführt. Es ift jedenfalls vor 1280 abgefaft, da eine von den gereimten fran- 
zöſiſchen Weberfegungen unferer Duelle dieſes Datum trägt. Mit Wahrfceinlichkeit läßt 
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ſich feine Eniſtehung in die Jahre zwifchen 1260 und 1275 verlegen. Der Coutumier 
ft in Auffaſſung, Gruppirung und Behandlung feines Stoffes ein durchaus origi- 
nelles Wert, ein Werk wie aus Einem Gufe, frei von compilatorifher Mofait, „das 
vollendetfte Nechtsbuch, ebenfo wiſſenſchaftlich genau als praktiſch zweckmäßig geſchrieben.“ 
(Warntönig). Eine Benugung der Statuta et conswetudines, welche allgemein behauptet 
wird, ift ebenjo wenig nachzuweiſen, ald eine Nachahmung älterer engliſcher Rechts— 
bücher. Dagegen lafjen einzelne Partien darauf fchließen, daß der unbefannte Verfafler 
mit der Yiteratur über das fremde Necht vertraut war. Das Werk muß den praftifchen 
Bevürfniffen jener Zeit in hohem Grade entiproden haben, denn es wurde für Jahre 
Bunderte Die Grundlage der normanniſchen Rechtspflege und erlangte, obgleich Priatarbeit, 
in der Normandie gefetzesgleiche Autorität. Es enthalte, jo glaubte man, die Gefege und 
Gewohnheiten, welche ſchon vor Rollo in der Normandie galten und von Philipp Auguft 
nach Erwerbung dieſes Yandes gejammelt und vedigirt worden feien, Der Inhalt des 
Rechtsbuchs ift wegen der Alterthümlichteit feiner Beſtimmungen eine reihe Fundgrube 
für die Aufhellung der engliihen und deutſchen Nechtögefchichte. Bon den Germaniften 
wurde es mehr als billig vernachläſſigt. So hätte man 3. B. in Buch I. Kap. 26, de 
successionibus $. 5, $. 12 fi. die bisher in den uellen vergeblich geſuchte Paren- 
telenordnung in eimer Reinheit und Klarheit finden können, die wenig zu wünſchen 
übrig läßt. 

Gleich dem Sachſenſpiegel wurde die Somma de legibus Normannie mit einer 
Gloſſe verjehen, welche den Inhalt des Rechtsbuchs mit Hülfe des fremden Rechtes zu 
beleuchten jucht. Die Zeit der Gloſſirung ift noch nicht beftimmt worden. Jedenfalls 
war die Gloffe im funfzehnten Jahrhundert bereits vorhanden. Die Mifverftänpniffe 
der Quelle und die ausprüdlichen Bemerkungen über die eingetretene Derogirung einzel 
ner Rechtsſätze laffen erfennen, daß das normanniſche Recht ſeit Abfaffung der Somma 
ſich in weſentlichen Punkten dem Franzöfifchen genähert hat. Nicht auf dem Wege der 
Geſetzgebung, fondern durch das ftille aber nachhaltige Wirken der Verwaltung war Diefe 
Armäherung herbeigeführt worden. Franzoſen präfivirten als königliche Commiſſäre dem 
höchſten Gerichtshof des Landes. Die Inftitution der Grands Bailliages wurde auf die 
Normandie ausgedehnt. Ein Heer franzöfiicher Beamtenfamilien wandert ſeit dem drei— 
zehnten Jahrhundert in die Normandie und macht fi) dort ſeßhaft. Zeitweilig wurden 
auch Proceffe mit Umgehung des Echiquier an das Pariſer Parlament gezogen. Wenn 
auch der Provmzialgeift ſolchen Uebergriffen wirffamen Widerftand entgegenjeste, fo hat 
doch die Verwaltung der Nechtöpflege im Verein mit det Lehre des fremden Rechts 
nicht nur die Fortbildung des einheimifchen Rechts gehemmt, "jondern daſſelbe auch 
allmählig entnationaliſirt. 

Im Jahre 1534 wurde der Coutumier mit Nachträgen und Verweiſungen auf das römiſche 
und kanoniſche Recht verjehen. Sie ftammen von dem Yicentiaten Guillaume le Rouille 
v’Alengon, den man euphemiſtiſch wohl auch den normannifchen Cote genannt hat. Mitte des 
fechjehnten Jahrhunderts verfaßte Guill. Terrien Lieutenant general des Bailliage von 
Dieppe, feine Commentaires da droit eivil tant public que privé observe au pays 
et duch@ de Normandie, die 1574 zuerft im Drud erfchtenen. Dieſes Werk von Ter— 
rien und der alte Coutumier gelten noch jegt als Grundlagen des Rechts für die Infeln 
Guernſey und Zerſey und die übrigen zu England gehörigen normannifchen Inſeln. 

Die ältefte bekannte Ausgabe des Grand Coutumier ftammt vom Jahre 1483. Die 
legte vor der Homologirung der Coutume datirt von 1578. Die Ausgaben feit 1534 
enthalten in der Regel nebft der Gloſſe auch die Noten von Le Rouille. Einen mangel- 
haften Abdruck des lateiniſchen Tertes bietet Ludewig tim fiebenten Bande der Reliquiae 
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manuscriptorum. Von den franzöſiſchen Texten iſt der bei Bourdot de Richebourg, 
Coutumier general IV. der zugänglichſte. Eine kritiſche Ausgabe iſt Bedürfniß und ſoll 
dem Bernehmen nad) vorbereitet werden. Weber die Drude des Grand Coutumier vers 
gleiche Ed. Froͤre, Manuel de Bibliographie Normande s. v. Coutumier und bie 
Notice bibliographique bei Pannier, Les Ruines de la Coutume de Norman- 
die, 1856, ; 

Von den anderweitigen Quellen des normanniſchen Rechts find herworzubeben : der 
Coutumier de la Vicomte de l’Eau de Rouen, eine Eammlung handels- 
rechtlicher Gewohnheiten, deren ältefter Beſtandtheil in das dreizehnte Jahrhundert zurüd- 
reicht. Er findet fi bei Beaurepaire, De la Vicomte de l’Eau de Rouen et de 
ses coutumes au XIII® et au XIV siecles. Evreux 1856. 


Werner eine Compilation herausgegeben unter dem Titel Coutume, Style et 
Usage aux temps des dchiquiers de Normandie, Caen 1847, und im adıtzehnten 
Bande ver Memoires de la soeiet des Antiquaires de Normandie. Die vorliegende 
Faffung ſtammt aus der erften Hälfte des funfzehnten Jahrhunderts. Die Arbeit beginnt 
mit beftimmten Plan, der aber im weiterem Berlaufe der Darftellung verloren gebt. 
Gap. 78 enthält das Seerecht von Oleron, Cap. 79 eine nad) den Gapiteln des Grand 
Coutumier georbnete Zujammenftellung von Urtheilen und Verfügungen des Echiquier 
meift aus dem Ende des vierzehnten Jahrhunderts. 

Jünger als diefe Quelle ift ver Stille de proceder en pays de Nor- 
mendie, welder in den älteren Druden des Grand Coutumier einen regelmäßigen 
Anhang deſſelben bilde. Er ift mit nachträglichen Zufägen und Interpolationen über- 
laden und dürfte die Grundform feiner gegenwärtigen Geftalt erft in der zweiten Hälfte 
des funfzehnten Jahrhunderts erhalten haben. 

Als Heinrich III. durch die Verordnung von Blois, 22. März 1577 die Redaction 
einer neuen normanniichen Coutume anbefahl, begründete er die Nothiwendigfeit der Re— 
form u. a. Damit, daß die alte Goutume, die in einem jehr alten Buche aufgezeichnet vor— 
liege, unverftändfih in Sprache und Ausdrud, größtentheils außer Gebrauch gekommen 
jet und von der Benölferung des Landes nur zum geringen Theile oder gar nicht mehr 
verftanden werde. Der Proces verbal über die Neformirung der Goutume rechtfertigt 
diefe Motivirung in vollem Maße, er zeigt, daß das Berftändniß des alten normanntjchen 
Rechts den Verftändigiten. bereits abhanden gefommen war. Die wichtigften Einrichtun— 
gen, welchen das normanniſche Recht feine geſchichtliche Bedeutung verdankt, fielen dev offi- 
ciellen Redaction zum Opfer, u. a. die Jury, ſoweit die Normandie fie ausgebildet hatte ; 
auch fie gehörte beveitS zu den Einrichtungen „hors d’usage et peu ou point entendus 
des habitans du pays“ 

literatur Eine umfaffende Bearbeitung ber normannifhen Rechtsgejchichte fehlt. Es 
fehlen aber au die Vorarbeiten, die einen ſolchen Verſuch als möglich erſcheinen ließen. Bon 
ERURDETOE PR ift außer den angeführten Arbeiten Stapletons und Delisle'$ in Betracht zu zie— 
ben:Madox, History and antiquities ofthe exchequer of the Kings of England, 1711u.1769, 
der vielfach auch auf das normanniſche Schagamt eingeht, und Floquet, Histoire du parlement de 
Normandie 1840, ein Bert, das die juriftifche Ausbeute nicht gewährt, die man zu erwarten berechtigt 
wäre. Bebeutend ift Delisle, Etudes sur la condition de la classe agricole etc. 
Ueber das normannifche Gerichtsweſen eriftiren Heinere Abhandlungen von De la Rue, Mori- 
niere, Goupey und Rathery, bie in Zeitfchriften zerftreut find. Das umfangreichte Material 
bieten die Werke eines älteren Autors, des Parlamentsadvocaten Houard, der in jeinen Ancien- 
nes Loix des Frangais conservees dans les Coutumes Angloises, Rouen 1766; Dietion- 
naire analytique historique, etymologique critique et interpretatif de la Coutume de 
Normandie, Rouen 1780 und in ben Traitds sur les Coutumes Anglonormandes, Rouen 
1776, vielfach auf die Geſchichte des älteren normannifchen Rechts Bezug nimmt. Mit tiefer 
innerer Ueberzeugung, aber mit ſehr ſeichter Kritit vertheidigt Houard den Zufammenhang bes 
altfranzöfiihen, normannifhen und engliihen Rechts, der von feinen Nacfolgern häufig mit 
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—* ignorirt wurde. — Vorliegende Stige der normamiſchen Quellengeſchichte iſt ein Aus— 
ug aus einer längeren Ausführung über dieſen Gegenſtand, die der Verfaſſer in anderem Zu— 
ce * zu veröffentlichen gebentt. 


II. Die Quellen des engliſchen ,Kechts. 


K Die angelſüchſiſchen Rechtsquellen. $S. 10. Die Satzungen der Angel— 
jachten nehmen in der Geſchichte des engliichen Rechts dieſelbe Stellung eim, wie 
die Volfsrechte im der Nechtögefchichte der übrigen deutfchen Stämme Wenn zwar 
die ſelbſtſtändige Entwidelung des angelfächfiichen Rechts durch die normanniſche Er— 
oberung abgebrochen wurde, jo hat es fich doch zum Theil neben den normannifchen Neuerun— 
gen erhalten und mit dieſen in die geichichtlichen Grundlagen der heutigen englischen 
Staats- und Nechtöverfaffung getheilt. Zu dieſem praktiſchen Gefichtspunfte kommt noch 
ein theoretiſcher. Der Reichthum der angelfächfiichen Geſetzgebung in dem halben Jahr: 
taufend von Aethelbirht bis auf Wilhelm den Eroberer, der rein deutſche Charakter des 
Rechts, Das vom römiſchen Rechte gar nicht, vom fanonifchen nur in fehr geringen Maße 
beeinflußt wurde, die deutſche Geſetzes- und Urkundenſprache, welche in Deutjchland felbft 
erſt im dreizehnten Yahrhundert die Inteinische zu werdrängen begann und endlich die un- 
unterbrocyene Reihenfolge der Rechtsquellen, welche anderwärts zwiſchen dem neunten und 
dreizehnten Jahrhundert eine ſchwer auszufüllende Kluft aufweiſen — all' dieſe Umftände 
ftellen die angelfächfiiche Gejeggebung in die erfte Reihe der Erkenntnißquellen des ger— 
manuiſchen Rechts. 

Die Sabung des Rechts erfolgte bei den Angelfachlen auf ven Landesverfammlungen 
(Witenagemote), auf welden der König ſich mit den Vornehmen des Landes (den Wi- 
tan) über die Aufrechthaltung und Stärkung des Friedens berieth, Wie die deutjchen 
Volksrechte haben auch die Gefege der Angelfachfen (Domas) zum Theil ſchon beſtehendes 
Gewohnheitsrecht firirt, zum Theil neues Recht geichaffen. 

Die Quellen des angelfächfiichen Rechts laſſen fich mit Gneift am überfichtlichiten in 
folgenden Gruppen zufammenftellen, 

1) Die alttentifhe Geſetzgebung umfafjend die Geſetze Aethelbirhts * 
—616) über Wergeld und Bußen, namentlich Gliederbußen, ferner die jog. Geſetze Hlo— 
thars und Eadries (nad 673) ſtrafrechtlichen und proceſſualen Inhalts, und endlich 
die Gefege Wihträds (von 696) über firchenrechtliche und criminalrechtliche Gegenftände 
und Freilaffungen. 

2) Die Geſetze Ine's, Königs der Weſtſachſen (688— 727), bemerfenswerth 
durch ihren-größeren Umfang, ſowie durch den Umftand, daß Weſtſachſen jpäter „caput 
regni et legum“ wurde. (Leges Henr. I, e. 70). Daraus erflärt fich aud) die Bes _ 
rüdfichtigung, welche ihre Beſtimmungen, zumal die über Friedensbrüche in der fpäteren 
Geſetzgebung finden. 

3) Aus der Zeit des confolidirten Reiches jtammen: die Geſetze Al— 
freds von Weſtſachſen (871— 901), wahricheinlich aus dem Ende feiner Regierung, als - 
er nad langjährigen Kriegen mit den Dänen an die Wiederbefeftigung des zerrütteten 
Rechtözuftandes denken konnte. Sie enthalten zum Theil eine Wiederholung von Geſetzen 
Aethelbirht's, Offa's und Ine's. Rechtliche Normen über Wergeld, Eid, Gewährfchaft u. 
anderes finden ſich auch in Alfreds Bertrag mit dem Dänenhäuptling Guthrum (880 — 
890). Die Geſetze Edwards des Nelteren (901— 924). Es find ihrer zwei. Das 
ältere handelt von Kauf, Nechtöverweigerung und Meineid ; das zweite enthält Beſtim— 
mungen verſchiedenen Inhalts zum Zwecke der Frievensbewahrung. Die jog. Geſetze Ed— 
wards und Guthrums hauptſächlich Kirchliche Verhältniſſe betreffend. Die Gefepe 
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Aethelſtans (924—940), welche auf verſchiedenen chronologiſch nicht genau zu beſtim— 
menden PBerfammlungen entftanden. Zu ihnen gehören: Die Constitutio de de- 
eimis, das Coneilium Greatanleagense, Aethelftang wichtigſtes Gefes, Das Concilium 
Exoniense, das Concilium Fefreshamense (Beihlüffe eines Witenagemote mit 
Vorbehalt der Föniglichen Sanction), das Concilium Thunresfeldense, eine erweiterte 
Beftätigung der Beſchlüſſe won Ereter und Fefresham und endlich die Judicia civi- 
tatis Lundoniae ein intereffantes Rechtsdenkmal, welches u. a. die Statuten der Yon- 
doner Frievensgilven bezüglich der Geſammtbürgſchaft enthält. Die Geſetze Edmunds 
(940— 946) bejtehend aus dem Coneilium Lundinense geiftlihen und weltlichen Inhalts 
Beſchränkung der Magenbürgichaft) und dem Coneilium Culintonense fiber den Dieb- 
ftohl. Die Geſetze Edgars (959—975), unter welche bie Constitutio de hundredis 
mit großer Wahrfcheinlichkeit, Da8 Coneilium Wihtbordestanense und das Concilium 
Andeferanense mit Beftimmtheit zu zählen if. Die Geſetze Aethelreds (978 — 
1016), mit welchen die Neihe der von nationalen Herrichern erlaflenen Gefege der Angels 
ſachſen abichlieft. Aus der großen Zahl verfelben find hervorzuheben, das Concilium 
Wudestockiense, ferner ein Friedensvertrag mit den Dünen, das Coneilium Wane- 
tungense, die Constitutiones von 1008 und 1014, das Concilium Aenhamense und 
das Concilium apud Habam. 

4) Die Gefege Knuts (1016—1035), welche auf dem Coneilium Wintoniense 
erlafien wurden. Sie zerfallen in die Leges ecelesiasticae und leges civiles und 
wiederholen zum größten Theile ältere angelſächſiſche Geſetze. Beſtritten ift die Echtheit 
der Constitutiones de foresta, weldye gleihfalls Knut zugejchrieben werden. 

5) Als Quellen des angeljächfiichen Nechts find mehrere compilatorifhe Privat- 
arbeiten zu betrachten, welche unter den erften normanniichen Königen verfaßt wurden, zum 
Theil in der Abficht, um den Beitand des alten Rechts den Eroberern gegenüber zu 
fihern. Bon untergeorbneter Bedeutung find die Pseudoleges Canuti, eine ziemlich 
planloſe Zufanmmenftellung aus angelfächfiichen Gejegen, welche einzelnes aus einer uns 
unbefannten Quelle enmahm. Sie entftand vermuthlich in der Zeit Heinrichs J. Weitaus 
Höheren Werth befigen die ſog. Leges Henriei primi. Die Bezeichnung des Rechts— 
buches rührt von den zwei erften Gapiteln, die König Heinrichs J. Freibrief von 1101 
und ein Privilegium veffelben für London enthalten. Der übrige Theil der Quelle hat 
durchaus das Gepräge einer Privatarbeit, die unter Stephan oder in den erften Jahren 
Heinrichs IL, entftanden fein dürfte. Der Verfaſſer bemutte das Decretum Gratians, das 
Deeret Burchards von Worms, ftellenweife die Lex Salica, Lex Ribuariorum und fräns 
fiiche Gapitularien, am ausgiebigſten aber die angelfächfifchen Geſetze, die ihm in latei= 
niſcher Ueberjegung vorlagen. Mande Sätze enthalten nicht angelfächjiiches, ſondern nor= 
manniſches Recht, ohne daß der Berfafler dieſen Gegenfas zum Bewußtſein bringt. In 
der Terminologie ſchlagen ſchon vielfach normanniſche Ausprüde durch. Der Styl ift ges 
Ichraubt, der Tert Häufig corrumpirt und daher das Rechtsbuch wegen der Dunfelbeiten, 
die jeder Interpretation trogen, berüchtigt. Die jogenannten Leges Edwardi Con- 
: fessoris ftellen fi Eingangs als Das Ergebniß einer Enquöte dar, welde Wilbeln 
der Eroberer im vierten Jahre feiner Regierung durch je zwölf auserlejene Geſchworne 
über das angelſächſiſche Recht weranjtaltet habe. Allein der Inhalt des Rechtsbuches zeigt, 
daß man ed mit einer im 12. Jahrhundert aus gelehrter Yiebhaberei unternommen en 
Privatcompilation zu thun bat, welde die Beſtimmungen älterer angeljächfiicher Quellen 
zufammenitellt. 

6. Bereinzelte Anordnungen und Aufzeihnungen unbejtimmter 
Zeit, betreffend das Wergeld, den Eid, den Eroreismus bei Ordalien, Gerichtsformeln 
und anderes. Hervorzuheben find das ſog. Senatusconsultum de monticulis Wal- 
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liae (Ger@dnes betweox Dünsetan), ein Geſetz, durch welches der Grenzverkehr zwiſchen 
den Weſtſachſen und dem wältichen Volksſtamme der Dunfeten geregelt wurde, ferner die 
Rectitudines singularum personarum, ein Privataufjat über die auf den verjchiedenen 
Arten von Gütern haftenden Grundlaften. 

Ausgaben und Literatur. Die ältere Literatur benutzte die angelſächſiſchen Gefege in 
ber Ausgabe von Wilkins, Leges Anglo-Saxonicae.... cum notis, versione et glos- 
sario, London, 1721 f., welde bei Canciani, Barbarorum Leges IV und bei Houard, 
Traites sur les Coutumes Anglonormandes II wieber abgebrudt worden ift. Diefe Edition 
ift aber num überholt dur die von ber Recorbeommiffion veranftaltete Ausgabe: Ancient 
Laws and Institutes of England comprising laws enacted under the Anglo-Saxon Kings 
from Aethelbirht to Cnut with an English translation of the Saxon, the laws called 
Edward the Confessors, the Laws of William the Conqueror and those ascribed to 
Henry the first with a compendious Glossary etc. printed .... under the direction of 
the commissioners on the public records ofthe Kingdom, London 1840, von R. Price 
begonnen, nach deffen Tode von Thorpe vollendet, in Fol. und außerdem in 2 Bänden 8. 
Auf diefer Ausgabe fußt die von Reinhold Schmib: Geſetze der Angelſachſen in 2. 
Auflage 1858 mit deutfcher Ueberſetzung, trefflicher quellengefchichtlicher Einleitung und werthvollem 
Gloſſar. — Ueber die agſ. Nechtöquellen vergl. neben der Einleitung bei Schmid, welder 
voranftehende Skizze enleint iſt, deſſen Auffag in der Zeitfchrift Hermes Band 31, Heft 2 (1828), 
Stobbe, Rechtsquellen I, 194 ff. und die präcis gefaßten Angaben bei Gneift, Geſchichte und 
ang Geftalt der engliihen Communalverfaffung oder des Selfgovernment, 2. Auflage 1863, 

‚7. Bur agſ. Rechtsgeſchiche: Kemble, The Anglosaxons in up ren 2 vols, 1849 
(überjetst von Brandis, Yeipzig 1853/4, 2 Bände), Kemble, Codex diplomaticus, 6 vols, 
15839 — 1846, Konrad Maurer in der kritifchen Ueberfchau I, IL, II, Phillips Geſchichte 
des agſ. Rechts, 1825, und bie betrefjenden Abjchnitte bei Gneiſt, Selfgovernment, und 
GSefchichte bes engliſchen Verwaltungsrechts, 2. Auflage, 1867; Sir Franeis Palgrave, The 
Rise and Progress of the English Commonwealth, 1831/2, 2 Bände, 4. | 

B. Die Quellen des anglo-normannifhen Rechts. $ 11. Bon Wilhelm I. 
bis auf Heinrid) II, 1066— 1154. In der Eroberung Englands bewährte fich die 
Ueberlegenheit der feubaliftiich gefättigten Staatsorbnung der Normannen gegenüber dem 
in Verfall gerathenen Staatsweſen der Angelſachſen, das feine alten genofjenjchaftlichen 
Grundlagen nicht zu bewahren, aber auch den Yehnsftaat nicht auszubilden vermocht 
hatte. Auch in dem Kampfe beider Rechte, der in Folge der Eroberung begann, zeigte 
fid) das normannifche vielfach ald das ftärkere Element. Grundſätze des fränkiſch-nor— 
manniſchen Berfafjungs- und Verwaltungsrechtes, des Privat-, Strafe und Proceßrechts 

gelangten in England zur Geltung "und erfuhren hier wie das Lehnweſen zum Theil 
eine Schärfung und Zufpigung, welche dem Boden, der fie ausgebildet, fremd blieb. 

Die Normannen brachten in ihren Rechtsbeziehungen untereinander das normannijche 
Recht zur Anwendung. Für die PVerhältniffe zwifchen Normannen und Angelfachjen 
wurden bejonvere gefetliche Beftunmungen erlafjen. Den Angelfachien felbft murbe zwar 
die ungejchmälerte Fortdauer ihres Rechts principiell gewährleiftet, allein es ging damit, 
wie mit allen principiellen Concefjionen. In der Praris fehrte man ſich nicht daran, 
denn der Zug der thatfächlichen Verhältniſſe war ftärker als das aufgeftellte Princip, 
Normannen bilveten faft ausjchließlich die Höhere Schichte der Geſellſchaft und hatten den großen 
Grundbefis inne. Sie drängten fi an den Hof des Königs, während die Angeljachlen 
nad fruchtlojen Aufftänden ſich verftimmt von der Neuordnung der Dinge fernhielten. 
Aus der Reihe der Normannen wurden die geiftlichen und weltlichen Aemter befegt. 
Sie bildeten die Curia Regis und damit war das höchfte Gericht dem Einfluß des nor— 
manniſchen Rechts preiögegeben, eine Thatſache, die um jo ſchwerer wiegt, ald in Enge 
land die Praris des Königsgerichtes durch eine beifpielloje Gentralifation der Rechtspflege 
die Fortbildung des Rechts vollſtändig beherrichte. 

Nicht Jofort nach der Eroberung machte fid) dieſer Proceß in feiner Schärfe geltend. 
Die Normannifirung des Yandes und feines Rechts war nur eine allmähliche. Unter 
Wilhelm dem Eroberer bewegte fich die Gefeßgebung noch in den Geleifen der angel- 
ſächſiſchen Zeit. Doch tritt als Gejegesipradye zuerjt theilweife, dann vollſtändig an Stelle 
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des Angelfächjiichen das Lateinische, um ſeit Edward I. mit dem Franzöſiſchen abzumechfeln 
und feit Richard IT. ihm vwollftändig zu weichen. 

Bon Wilhelm T. (1066 — 1087) beſitzen wir 4 Geſetze. 1. Die Leges et con- 
suetudines quas Willielmus rex post adquisitionem Angliae omni populo An- 
glorum concessit tenendas. Auf fie ift vielleicht die Nachricht zu beziehen, weldye Die 
Leges Edwardi an ihre Spige ftellen, daf nämlich angelfächfiiches Recht durch eine von 
Wilhelm angeordnete Inquifitio fejtgeftellt worden je. Die Beltimmungen des Gejeges 
find zum größeren Theile angelſächſiſch, nur einige find neu, welche ſich auf das Verhält— 
nig von Normannen und Angelſachſen beziehen. 2. Willelmes cyninges äsetnysse 
(König Wilhelm's Satzungen), ein Gefes in angelſächſiſcher Sprache, welches das Beweis: 
verfahren in Procefjen zwifchen Normannen und Angelfachjen regelt. 3. Carta Willelmi 
de quibusdam statutis, welche uns nur im umgearbeiteter Geftalt vorliegt. 4. Eine 
Verordnung über die Trennung der geiftlichen und weltlichen Gerichtsbarkeit, wodurch in 
diefen Punkte gegenüber der angelſächſiſchen Sitte Die continentalen Grundſätze zur Gel— 
tung gebradıt murben. 

Gegen Ende der Regierung Wilhelms entftand als das Ergebniß einer amtlichen 
Enquôte Das Reichsgrundbuch, the Domesdaybook, weldyes eine eingehende Specialifirung 
der Grunpbefisverhältniffe des Reiches zu fiscalischen Zweden enthält. Es wurde amtlich 
herausgegeben 1783, 2 vols. Fol. Im Jahre 1816 Lieferte die Recordeommiſſion zwei Nach— 
tragöbände. Vergl. Gneift, Engliſches Verwaltungsrecht I, 122. 

Der nermanntichen Finanzverwaltung in England vwerdanfen wir noch eine andere 
wichtige Nechtöquelle, in welcher zwar der fisfalifche Gefichtspumft vormiegt, aber aud, 
weil er die ganze normanniſche Staats: und Rechtsverfaſſung durchdringt, wichtige Ans 
haltspunkte über das Dafein von Rechts-Sätzen und Inftituten gegeben find. Wir meinen 
die Rebnumgsabichlüffe des Exchequer, welde in England weiter binaufreihen, als die 
normannifchen, Hinter diefen aber in Bezug auf die Spectalifirung der einzelnen Rech— 
nungspoften zurückſtehen. 

Die ältefte engliſche Schatrolle ſtammt aus dem 31. Regierungsjahre Heinrich's I. 
Die Schatrollen, Rolls of the Pipe, Rotuli Pipae, find von der Recordcommiſſion 
einzeln edirt. Ausgaben: Magnus Rotulus Scaccarii vel Magnus Rotulus Pipre 
de anno 31° regni Henriei I. (ut videtur) 1130 — 1131 ed. Joseph Hunter, 
8,1833. The Great Rolls of the Pipe for 2, 3, 4 Henr. Il., 1155 — 1159 ed, 
Hunter, $, 1844. The Great Rolls of the Pipe for 1, Richard I. 1189 — 111%“ 
ed. Hunter, 8, 144. Rotulus Cancellarii vel antigraphum Magni Rotuli] : 
pae de tertio anno regis Johannis (1201, 1202). London $, 1833. Ferner: Ru’ 
tuli de Libertate ac de Misis et Praestitis regnante Johanne cura Th. Duffus 
Hardy 8, 1844. Rotuli de Oblatis et Finibus in turri Londinensi asservati 
tempore Regis Johannis aceurante Th. Duffus Hardy 1835. 

Unter Heinrich I. (1100 — 1135) wurde ein Tractat über das englifche Necht vers 
faßt, von welchem leider mur die Vorrede und ein Theil des erften Buches erhalten ift. 
Ueber den Inhalt des Nechtsbuches macht der Autor felbft folgende Angabe: Primus 
liber eontinet leges Anglicanas in Latinum translatas (eine lateiniſche Ueberfegung 
der Geſetze Knuts, Cone. Winton.); secundus habet quaedam seripta temporis nostri 
necessaria. Tertius est de statu et agendis causarum,. Quartus est de furto et 
partibus éjus. Die legten 3 Bücher, deren zweites wichtige Aufſchlüſſe über anglo-nor= 
manniſches Proceßrecht verſpräche, find verſchollen. Hoffnungen einer Wieverauffindung 
begt Cooper An Account of the most important public records of Great Britain 
and the publications of the record commissioners 1832, II, 412, wo man einen 
Abdrud der Borrede umd eingehende Nachrichten über den verfhollenen Tractat finden Fam. 
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$12. Bon Heinrich IL. bisgegen 1300. Nachhaltigen Anſtoß erhielt die Rechtö- 
bildung unter Heinrich IT. (1154 — 89), der feit 1150 Herzog der Normandie und unter 
Stephan Capitalis Justitiarius — geweſen war. Epochemachend ſind aus ſeiner 
Regierungszeit die Reichsſchlüſſe von Clarendon 1164 und Northampton 1176. 
Heinrich II. war es, der zuerft in der Normandie und dann in England die Beweisjury, 
welde bis dahin nur von Fall zu Fall ausnahmsweiſe in Anwendung gefommen war, 
als ordentliches Beweismittel in den Civilproceß einführte und dadurch den Grund legte 
zur Ausbildung nicht nur des englifchen Procekrechts, fondern auch des innig damit ver— 
wachjenen Privatrechts. Anknüpfend an vereinzelte Anflänge älterer Zeit jchuf er ferner 
das Inſtitut der reifenden Richter (justieiarii itinerantes, Justices of eyre), in dem er zum 
Zweck commiſſariſcher Ausübung der dem Königsgerichte vorbehaltenen Gerichtsbarkeit das 
Reich in große miſſatiſche Sprengel (eirceuits) theilte, eine Mafregel, die in der Or— 
ganifirung der ordentlichen Miſſi durch Karl den Großen ihr geſchichtliches Analogon 
bat. Aus der Zeit Richard's L (1189 — 1199) find und Die Capitula Itineris, bie 
Inftructionen, die den reifenden Richtern mitgegeben wurden, erhalten, jie erinnern in 
Form und Inhalt an ein karolingijches Capitulare missorum. Im Anſchluß an die 
erwähnte Neuerung ſchied fich feit Heinrich IL. aus dem Exchequer eine collegialifche Ju— 
itabtheilung, Das Baneum, aus, von dem fih dann unter Richard I. ein jtändiger Ge— 
richtshof Für gewöhnliche Eivilprocefie, der Court of Common Pleas (Communia placita) 
abzweigte. „Die Fortbildung des Rechts kommt dadurch viel früher als auf dem Con— 
tinente im die Hände techniſch gebilveter Richter, das Gewohnheitsrecht wird meiter be= 
ſchränkt als jemals in Deutſchland“ (Gneiſt). Unter Heinrich IL beginnt in England 
auch die literariſche Bearbeitung des anglesnormanntichen Rechts (wenn wir won jenem 
verſchollenen Tractate aus Heinrich's I. Zeit abjehen), welche ſchon durch die Objecte 
ihrer Darftellung, die Finanzgebahrung des Scaccarium und das Verfahren des Königs— 
gerichtes auf die Stätte hinweiſt, von welcder der Impuls ausgegangen. 

Nach dem Borbilde Gundermann's, dem wir eine treffliche Ueberficht der englifchen 
Rechtsquellen bis auf Heinrich VIIL. verdanken, ſoll das für dieſe Periode in Betracht 
tonımende Material nad}: folgenden Gefichtspunften gruppirt werden. 

1. Statutes. Die engliſchen Yuriften jcheiden die Geſammtmaſſe des Rechts— 
ftof.3 in statute law und common law je nad) dem gejeglichen oder gewohnheits— 
rechtlichen Urfprunge deffelben. Doch wird dieſer Unterſchied nicht durchweg feitgehalten, 
"ı.hat der Begriff des common law noch andere Gegenfüge. Die älteren Satungen 
ynormannijchen Könige zäblen zu den Quellen des common law. Sie find entweder 
Sistitutiones, Assisae, vom König nad Berathung mit den Großen des Yandes er— 
laſſta (Assisa ift VBerfammlung, Sigung, ferner Urtheil oder Satzung als das Ergebnif 
einer Gerichtöverfammlung und endlich auch ein beftummtes durch königliche Satzung 
eingeführtes Procefinftitut), oder fie heißen Chartae, Charters, einfeitige fünigliche Ver— 
lungen, Freibriefe zur Abhülfe von Beſchwerden. Die officielle Ausgabe der Statuten 
dringt unter der Rubrik Charters die Freibriefe Heinrich's I. von 1101, Stephan's 
De libertatibus ecclesie Anglicane et regni von 1136 und sine dato, Heinrich's II. 
ohne Datum, Johann's ut libere sint electiones totius Anglie von 1214, die Ar- 
tieuli Magne Charte Libertatum von 1214, die Magna Charta Johann's vom 15. 
Juni 1215, Die Magna Charta Heinrich's III. von 1216, 4217, 1224/5, Die Charta 
de foresta von 1217, 1224/55 und die weiteren Beftätigungen der zwei letgenannten 
Gelege. Die eigentlichen Statuten beginnen mit den Provisiones de Merton aus bem 
2). Regierungsjahre Heinrich's III., 1235/6, welchen in den Statutenfammlungen von 
den Charters regelmäßig die — Charta und bie Charta de foresta vorausgeht. 
“Aus der Zeit Heinrich's III. ift noch das Statutum de Marleberge, St. of Marlebridge 
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1267 feiner Bebeutung halber zu erwähnen. Unter Edward I. (1272 — 1307) dem 
englifchen Zuftinian, nimmt die Zahl der Statuten in folden Maße zu, daß eine Auf- 
zählung auch nur der wichtigften hier unzulälfig erjcheint. Während der an Reformen 
fruchtbaren Regierung Eduard's I. gewann England die weſentlichen Grundlagen feiner 
nachmaligen Conftitution und damit den verfafjungsmäßigen Organismus feiner Gejeg- 
gebung. „Als Mittelpunft der Staatsregierung“ bildete fi ein permanenter Staatörath, 
the continual eouneil (fpäter Privy couneil), beftehend aus den geiftlichen und weltlichen 
Inhabern der höchſten Staatsämter. In Folge fpecieller füniglicher Ladung treten Prä— 
faten und Barone periodifch zu dieſem Staatsrathe hinzu und bilden mit ihm das Mag- 
num coneilium, den Reichsrath. Unter Eduard I. wurde e8 ferner Sitte, „zur Be 
ſprechung über außerordentliche Beiträge und bald auch weiter zur Stärkung der Geſetze 
und zur Abhülfe der Landesbeſchwerden Abgeorvnete der Communitates, Vertreter der 
Srafichaften und Städte zu berufen”, welche ſeit Eduard III. ſich als beſondere Körper— 
ſchaft conftituirten. „Se war der äußere Rahmen eines Ober und Unterhaufes gebilvet, 
unter deffen Beirath und Zuſtimmung das Königthum die organiſche Gefeggebung des 
laufenden Jahrhunderts geftaltet hat“. (Gneift, Selfgovernment I, 145.) 

Ausgaben der Statutes. Die Gejege Wilhelm's L find im der officiellen engli— 
ichen Ausgabe und bei Schmid unter die Gejege der Angelſachſen aufgenommen. Schlimm 
fteht es dagegen mit der Ueberlieferung der Gefege von da an bis zum Anfangspuntt 
der englifchen Statutenfammlungen. Wir find für diefe wichtige Beriode auf den Codex 
legum veterum statutorum regni Angliae ab ingressu Guilelmi I. usque ad a. 9. 
Henriei III. von Hemib Spelman angewiejen, eine Compilation von Fragmenten 
der Seriptores, königlichen Verordnungen, Privilegien, Reichsſchlüſſen u. dgL welche Wilkins 
aus den nachgelafienen Papieren des Verfaſſers in feinen Leges Anglosaxonicae und 
nad ihm Howard im 2. Bande jener Anciennes Loix abgebrudt hat. 

Die Statuten im eigentlihen Sinne bis 1714 erſchienen 1810 — 1828 in einer 
offictellen Ausgabe: The Statutes of the Realm from original Records and authentie 
Mss. printed by command of his majesty King George the third in pursuance 
of an address of the house of Commons of Great Britain from the earlist times 
to the end of the reign of Queen Anne, 11 vols. in Fol. (Band I reicht bis 50 
Edward II.) Die wichtigften älteren Statuten haben durch Coke (Institutes of the 
Laws of England, part II) einen berühmt gewordenen Gommentar erhalten. Unter 
den zahlreichen Ausgaben, welche ſich vom praktiſchen Gefichtöpunfte leiten laſſen und 
daher die veralteten Statuten weglaſſen, ſeien hier nur erwähnt: Die Statutes at large 
from Magna Charta to the Union of the Kingdom of Great Britain and Ireland 
bs T. E. Tomlins and J, Raitby. London 1811, 4°, 10 vols 

2) Serihtlihe Quellen. a. Writs (Brevia). Im Gegenfag zu dem alten 
formalen Gerichtöverfahren mit Zweifampf und Eid entftand am englifchen Königegerichte 
nach normanniſchem Vorbilde ein neues, welches principiell auf die Curia regis beichräntt, 
durch königliche Mandate an den ordentlichen Richter, den Vieecomes, eingeleitet und 
zum Theil auch fortgeführt wurde. Anfänglich waren ſolche Writs eine von Fall zu 
Fall vom König nicht felten um Geld ertheilte Begünftigung. Zeit Heinrich II. wurde 
daraus ein ordentliches Rechtsmittel, indem die fünigliche Kanzlei ein für allemal anges 
wiejen wurde, auf Verlangen jolde Mandate nadı - beftimmten Formularen an die Par— 
teien zu verabfolgen. So entwidelte fich ein dem römiſchen Formularproceß vergleichbares 
Verfahren. Durch die Formeln der Writs murden die Klagen des engliſchen Rechts 
indieidualifirt, fo dar Bracton jagen fonnte: tot formulae brevium, quot sunt genera 
actionum. Die Brevia wurden eingetheilt in brevia formata und brevia magistralia, 
Eritere find jene, für melde das Formular geſetzlich feſtſteht, Tegtere werden von ber 





4. Die franzöfifchen, normanniichen und engliſchen Rechtsquellen. 219 


Kanzlei in consimili casu, d. h. in Fällen, die ven bereits vworgefehenen verwandt 
find, als actiones utiles dem Kläger gewährt, ein Borgehen, welches durch Das zweite 
Weftminfterftatut, 13 Ed. I, ausdrücklich angeordnet wurde. Man unterſchied ferner 
brevia originalia, die den Proceß einleiteten und brevia judiciaha, die in ben weiteren 
Verlauf deſſelben eingriffen. Zahlreiche Formeln von Writs finden ſich bet Glanvilla 
und im den Rechtsbüchern des 13. Jahrhunderts; befonders reich an ſolchen ift auch das 
Statutum Walliae von 1284, welches den engliſchen Proceß in Wallis einführte Im 
der folgenden Periode entitanden Sammlungen und Bearbeitungen der Writs; von ihnen’ 
wird Tpäter die Rede Yetn. 

b. Records, das find Protocolle über die Verhandlungen und Entſcheidungen 
der Gerichte (Records im engeren Sinne: der füniglichen Gerichte), welche bei den ein- 
zelnen Gerichtshöfen von Amts wegen zum Zweck der Feſtſtellung gerichtlicher Aete auf: 
genommen und aufbewahrt wurden. Sie find in England bereits aus jehr früher Zeit 
in Menge vorhanden. Publicirt find: Placitorum in domo capitulari Westmo- 
nasteriensi asservatorum abbreviatio temporibus regum Ric. I., Joh. Henr. IIL, 
Edw. IL, Edw. II, ein Auszug aus den Gerichtsprotocollen, welcher unter der Königin 
Elifabeth gemacht und 1811 im Auftrage der Regierung veröffentlicht wurde. Ferner: 
Die Rotuli Curine Regis — Rolls and Records of the court held before 
the King’s justieiars ete., herausgegeben von Balgrave 1835 in 2 Bänden (8), 
enthaltend die vollftändigen Protocolle, welche über die Verhandlungen vor der Curia regis 
und vor den reifenden Richtern von Richard I. bis 1 Johann inclusive erhalten find. 
Vol. I: from the sixth year of King Richard I. to the accession of King John. 
Vol. II: the first year of King John I 

ec. Reports, das find Literariiche Aufzeichnungen, welche nicht wie die Records 
zum Zweck amtlicher Firtrung gerichtlicher Acte verfaßt werben, fondern mit nebenfächlicher 
Bericfichtigung der concreten Thatſachen die für die Rechtspraxis relevanten Gefichts- 
punfte einer Gerichtöverhandlung im allgemeinen Intereſſe zur öffentlichen Kenntnig bringen 
wollen. Sie enthalten demnach nur eine furze Erzählung der Facta, auf Die in den Records 
das Hauptgewicht gelegt wird, ausführlicher Dagegen die Argumente der Parteien und die 
Urtheilsgründe. Seit dem Ende der Regierung Eduard's I. bis zum Schluß der Re— 
gterung Heinrich's VIII. wurden zur Abfafjung der Reports bejolvete. Berichterftatter 
von der Staatögemalt beftellt. Die Reports von Eduard II, bis Heinrich VIII. find, 
von einzelnen Yicen abgejehen, unter dem Namen Yearbooks gedrudt. Die erite 
Geſammtausgabe erfchten 1610. Ueber die Mängel der vorhandenen Editionen fiehe 
Cooper, An Account II, 391 ff. Xeltere Reports aus der Regierungszeit Eduard's L 
wurden neueſtens mit englifcher Ueberfegung des altfranzöfiichen Textes herausgegeben. 
Year-Books of the King Edward the first edited and translated by Alfred J. 
Horwood, 30, 31 Edw. I, 1863; 32, 33 Edw. I, 1864; 20, 21. Edw. I, 1866. 
(In den Reram Britannicarum medii aevi scriptores.) 

3) Rechtsbücher. a. Der Dialogus de. Seaccario, eine als Dialog gefchriebene 
Abhandlung über die Zuſammenſetzung und Berwaltung des königlichen Schatamtes, in 
welcher auch für Privat: und Procekrecht Ausbente zu finden ift. „Sie gibt ein Zeugniß 
von der frühreifen Entwidelung der Berwaltungstechnif in dem normanniſchen Staatsweſen, 
ein merkwürdiges Document des Geijted der Gentralifation und der Beamtenanfchauung 
vom Staat, wie man ein ähnliches im Mittelalter vergeblich \uchen wird.” Gneiſt, Vers 
waltungsrecht I, 201.) Der Dialogus wurde wahrjcheinlih 1178 von Richard Fitz— 
Nigel, Hoftaplan Heinrich's IL. und jpäter Biſchof von Yondon und Schatmeifter, ver— 
faßt. Er iſt ambangsweile gedrudt bei Madox, The history and antiquities 


220 II. Die geſchichtlichen Grundlagen der deutihen Rechtsentwidelung ır. 


of the Exchequer of the Kings of England. London, 1711 und 1769. Cf. Tho- 
mas, Notes of Materials for the History of Public Departments 1846. 

b. Tractatus de legibus et consuetudinibus regni Angliae tempore R. Henricıi 
secundi compositus justitiae gubernacula tenente Ranulpho de Glanvilla, „ver 
erfte Verſuch einer wiſſenſchaftlichen Bearbeitung des einheimischen Nechtöftoffes um modernen 
Europa” (Gundermann). Der Berfafier Nanulph von Olamilla war 1180 — 1189 
Capitalis Justitiarius Angliae. Sein Tractat, der fih auf die Darftellung des Ver— 
fahrens am Königsgerichte beſchränkt, ift nady 1187 entitanden. Die in Deutjchland zu— 
gänglichfte Ausgabe ift die im 2. Bande von Phillips’ engliſcher Rechtsgeſchichte. 
Er findet ſich auch bei Houard Traitds I. Selbjtftändige Ausgaben erfchtenen in England 
1554 (von Staunforde), 1604, 1780 x. 

-  @. Henrici de Bracton de legibus et consuetudinibus Angliae Libri 
quinque. Bracton war englifcher Nichter unter Heinvih III. (1216— 1272). Und 
der Standpunkt des praktiſch geſchulten Juriſten ift es, der in feinem ausführlichen Werke 
altenthalben hervortritt. Sein Name, deſſen unrichtige Schreibung er gelegentlich jelbft 
ald ein Beifpiel der Gründe für die Ungültigfeit eine® Writ anführt, wurde trogbem von 
den Abjchreibern häufig in Bryeton, Breton u. dgl. entſtellt. Nach Horwood's Bemer— 
fung in der Vorrede zu den Yearbooks 20 und 21 Edw. I ſoll Bratton die richtige 
Namensform fein. Die Entftehung des Buches füllt nad Güterbod in die Jahre 1256 
bi8 1259, Wie Olanvilla ftellt es mur das Recht und Berfahren des Königsgerichts 
und der miſſatiſchen Gerichte dar. Es liefert die eingehendfte Darftellung des englijchen 
Rechts, welche das Mittelalter aufzuweiſen hat ımd zeichnet ſich durch reiches caſuiſtiſches 
Detail und die jorgfältige Verarbeitung der gerichtlichen Entſcheidungen über einzelne Rechts— 
fälle aus. Nady beiden Richtungen bin bat die englifche Jurisprudenz in Bracton ihren 
eriten typiſchen Ausdruf gefunden. In einem anderen Punkte dagegen fteht Bracton in 
der engliſchen Nechtsliteratur vereinzelt da, nämlich in Bezug auf den Einfluß, welchen 
er dem römischen Rechte auf feine Darftellung gewährt. Diejes hatte im 12. Jahrhundert 
namentlih an der Univerfitit Orford, mo Vacarius lehrte, eine zwar vorübergehende, 
aber forgfältige Pflege erhalten. Die Lehre deſſelben hat die älteren englijchen Rechts: 
bücher bezüglich der Schärfe juriftticher Auffaſſung umd der Behandlungsmethode unver: 
fennbar beeinflußt. Bei feinem englifchen Juriſten macht ſich aber die erfte Friſche dieſes 
Impulſes jo deutlich geltend, wie bei Bracton. Die Definitionen allgemeiner Rechtsbegriffe, 
die Eintheilungen, die Terminologie bei Bracton weiſen vielfach auf Das römiſche und 
kanoniſche Necht zurüd, deſſen Kenntniß er entweder unmittelbar aus dem Corpus juris 
eivilis, dem Decret und den Decretalen oder aus Azo's Summa zum Goder und zu 
den Inftitutionen ſchöpfte. Aeußerſt jelten find dagegen die Fälle, wo Bracton in Folge 
romaniftiicher Auffafjung den Boden des in England yraftifch geltenden Rechts verlät. 
— Eine nene Ausgabe des Rechtsbuches ift Bedürfniß. Es erſchien zuerft 1569 in Fol, 
Die zweite Ausgabe von 1640 in 4. ift ein unveränberter Abdrud der erften. Vergl. 
$üterbod, Henrieus de Bracton und fein Verhältniß zum Römiſchen Rechte 1862. 

d. Fleta seucommentarius juris Anglicani, die Arbeit eines unbefannten Juriſten, 
weldye der Abfaffung tm fog. Fleetgefängniß ihren Namen verdanft (Tractatus... Fleta 
merito appellari poterit quia in Fleta.., fuit compositus). Cie entftand um das 
Jahr 1290 (Güterbod glaubt: nad 1292). Zum größten Theile enthält fie einen. oft 
wörtlihen Auszug aus Bracton, den fie etwa auf ein Drittel feines Umfangs reducirt. 
Doc benußt fie die feit Bracton erlafienen Geſetze und ergänzt denjelben auch ſonſt in 
wejentlichen Bunkten. Die Fleta wurde 1647 und 1685 gedrudt. Beiden Ausgaben 
ift die wertvolle Dissertatio historica ad Fletam von Selden angehängt. Einen uns 
volftändigen Abdruck bietet Houard Traites sur les coutumes Anglonormandes III. 
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e. Das Rechtsbuch des Gilbert von Thorton „Summa de legibus et consuetudi- 
nibus Angliae ete.“ von 1292, Der Berfaffer war Capitalis Justitiarius Angliae 
unter Eduard I. und wollte, wie er ſelbſt angibt, aus Bracton’s weitläufigen Werte 
ein Compendium fchaffen. Die Eingangs verheißene Berüdfichtigung der nachbractonifchen 
Geſetzgebung wird in dem Werfe jelbft vermißt. Thorton ift noch wicht gedrudt. Nach— 
richten über ihn gibt Selden in jeiner Dissertatio ad Fletam. 

t. Selbftftändiger als die zwei genannten Werke verhält ſich zu Bracton ein unter 
dem Namen Britton gangbares Rechtsbuch, welches man mitunter grundlos für ein Excerpt 
aus Bracton oder eine Umarbeitung beijelben ausgegeben. Nach den Unterfuchungen des 
neueften Herausgebers verbanft es feine Entjtehung dem hiſtoriſch beglaubigten Projecte 
Eduard's L, das, englijche Necht etwa nad) Art der Inftitutionen zufammenftellen zu 
laſſen. Das Werk ift nicht in der Weife eines Rechtsbuches abgefaßt, ſondern führt 
feine Rechtsfäge durch die Autorität des Gefeßgebers ein (Nous voloms, nous graautoms x.) 
Der Verfaſſer, Britton, war vermuthlich ein im Dienfte der Krone beſchäftigter Clerk. 
Da das Statut Quia emptores terrarum 18 Ed. I al® une novele constitution 
eitirt wird, muß Britton bald nady 1290 entjtanden fein. Wie es ſcheint, iſt er fpäter 
als die Fleta abgefaßt worden. Er iſt das ältefte engliſche Rechtsbuch in franzöſiſcher 
Sprade. Die früheren Ausgaben von 1540 und 1640 find nun überflüffig geworben 
durch die ſorgſame Edition von Nich ol s' Orford 1865 (2 vols.) mit engliicher Ueberſetzung, 
mit Berweifungen auf die Paralleljtellen Bracton’$, der Fleta und der Statuten und 
mit Gloſſar und Inder. 

g. h. Ein Tractat geringeren Umfangs ift die Summa magna et parva von Ralph 
von Hengham, gleihfalld aus der Zeit Eduard’ J., welde Bracton’d Werk in Bezug 
auf die Lehre von Defautes und Eſſonien ergänzen will. Sie ift abgedrudt als Anhang 
der Ausgabe Fortescues (fiehe $ 14) von 1737 Fol. Die Ausgaben der Fleta bringen 
als Anhang eine Heine altfranzöfiihe Abhandlung mit den Anfangsworten „Fet assavoir“ 
proceſſualen Inhalts. j an 

Literatur über die Quellengefehichte diefer Periode. Mathew Hale, History of the 
Common Law, 2 vols 8., ein unvollenbetes Wert aus des Berfaflers Nachlaß herausgegeben von 
Runnington, 6. Auflage 1820; als Anhang ift Hale’s Analysis of the eivil part of the Law 
beigegeben. J. Reeves, History of the English Law from the time of Saxons to the 
end°’of BED and Mary, 4 Bände, in 3. Auflage 1814, dazu ein 5. Band unter dem Titel 
History of the English Law from the time of the Saxons to the End of the Reiga of 
Elizabeth, V vol., containing the Reign of Elizabeth 1829. Es ift dies das grünblichfte und 
ausführlichite Wert über englifche Rechtsgeſchiche Crabb, History of the English Law, 
1829, überfeßt von Schäffner 1839, etwas oberflählih. Phillips, Su: Reichs⸗ und 
Rechtsgeſchichte feit der Ankunft ber Normannen, 2 Bände, 1828 (reiht nur bis 1199). Gans, 
Das Erbrecht in weltgefchichtliher Entwidelung IV, 250 ff, 1835. Savignh, Geſchichte 
des römischen Rechts im Diittelalter IV, Anfang 24. Eine Ueberficht über bie älteren 
Rechtöquellen, joweit fie fiir die Gefchichte ber Jury von Bedeutung find, gibt Biener, Das 
engliihe Geſchwornengericht, 1552, II, 28355. Eingehende Behandlung finden die Quellen bes 
Common Law mit PH Rüdfiht auf Privatrecht und Gerichtsweſen bei Gundermann, 
Engliihes Privatrecht I, Einleitung (1864)... Unter dem ftaatsrechtlichen Gefihtspunfte gruppirt 
die Quellen Gneift in den Noten auf Seite 56 und 147 feiner Gefchichte ac. des Selſgovern⸗ 
ment. Ueber Bracton und bie daraus abgeleiteten Rechtsbücher vergl. die citirte Abhandlung 
Güterbods. Brauchbare Notizen Liefert die Bibliotheca legum Angliae, part II containing 
a general account of the Laws and Law-Writers of England from the earlist times to 
the Reign of Edw. III... . compiled by Edw. Brooke, London 1758. Werthvolles 
neuered Material zur Duellengefchichte findet man bei Cooper, An Account of the most 
important publie records of Great Britain and the publications of the Record Commis- 
sioners, London 1832, 2 Theile. Cine funmarifche Ueberfiht gibt Stephen, New Com- 
mentaries on the Laws of England (partly founded on Blackstone), 6. Ausgabe, 4 vols, 
1868, I, in der Introduction, Section 3: Of the Laws of England, p. 41 ff. 
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C. Die engliſchen Rechtsquellen feit dem 14. Jahrhundert bis Bladitone. 
$ 13. A. Statutes. Die Reihe ver Statuten beginnt zu einer Zeit, da Die 
Grundſätze des engliihen Rechts über das verfalfungsmäßige Zuftandefommen won Ge— 
ſetzen nod nicht ausgebildet waren. Mit Nüdficht Darauf werben die Statuten eingetheilt 
in die Statuta vetera und nova. Die Grenzlinie bildet der Regierungsantritt Eduard's 
UT., 1327, indem man annimmt, daß feit dieſer Zeit der moderne Begriff des Statuts 
im wefentlichen feſtſtehe. Diefe Annahme trifft nicht zu, da die Parlamentsverfaſſung 
in ihren Grundzügen ſchon unter Eduard I. feftfteht, während die Parlamentsrechte in 
Bezug auf die Geſetzgebung erit nad) Eduard III. ihre ausprüdliche Anerkennung fanden. 
Dagegen taucht ſeit Eduard III. eine Scheidung von Statutes und Ordinances auf, 
darauf beruhend, daß die Parlamentsbejchlüffe, die auf dauernde Geltung bevedinet waren, 
in die amtlich vedigirten Siatutenrollen (Statute rolls) aufgenommen wurden. Unterbfieb 
die Eintragung in die Statutenrolle, fo ſprach man von Drdinance im eig. Sinne, 
In fachlicher Beziehung ift der Begriff der Orbinance ſchwankend und ftveitig, indem 
manche fie als unvolllommenes Statut, andere als vorübergehendes Geſetz auffallen. Das 
Richtige trifft wohl die Annahme, daß das Verhältniß zwiſchen Geſetz und Verordnung 
von Haufe aus ein concurrirendes war. Gneift, Verwaltung und Rechtsweg 62. 

Seit 4 Hen. VII ift die Geſetzesſprache wieder ausſchließlich die engliſche. Zu ven 
Statutes of the Realm, die fich ja in diefen Zeitraum hineinerftveden, ift für die Zeit 
der Republik als Ergänzung anzuführen: Acts and Ordinances during the Usurpation 
from 1640 to 1656 by Henry Seobell, London 1658 fol. Die Berbandlungen des 
Staatsraths, von welchen um vorigen Paragraphen die Rede war, find herausgegeben von Sir 
Harris Nicolas al$ Proceedings and Ordinances of the Privy Couneil of England 
commeneing 10 Ric. II (1386) to 33 Hen. VIII (1641) 7 vols 8, 1834—1837. 
Die Regifter über die Beichlüffe und wichtigen Vorgänge des Parlaments, die Parlia- 
mentary Rolls find gebrudt 'al® Rotuli Parlamentorum ut et petitiones et plaeita 
in parliamento, 6 vols, 1832. Wit 1 Hen. VIII begumen die officiellen Journals 
of the House of Lords, mit 1 Edw. VI vie Journals of the House of Com- 
mons. Cf. Gneift, Selfgovernment I, 256. — Die neueren Statuten enthalten in Er— 
gänzung der Tomlins'ſchen Sammlung u. a. The Statutes of the united Kingdom 
of Great Britain and Ireland by George Kettilby Rickards ete. 23 vols. (bis 
31, 32 Victoria 1867/8). 

8 14. B. Gerihtlihe Quellen und Jurisprudenz Das 14. Yahrbundert 
und die erfte Hälfte des 15. zehrten von dem großartigen literariſchen Nachlaſſe des 13. 
Erft in der zweiten Hälfte des 15. Jahrhunderts tauchten wieder bedeutendere Rechts: 
bücher auf, welche die alten in Vergeſſenheit drängten. Um die Fortbildung des Rechts 
bis zu dieſer Zeit zu verfolgen, find wir faft ausſchließlich auf Die gerichtlicyen Quellen angewieſen. 

Da die Zahl der zuläffigen Writs (Brevia de cursu) immer mehr anfdhwoll, 
regte fi das Bedürfniß, jelbe zu fammeln. Unter Eduard III. entftand eine ſolche 
Sammlung, welde zugleich die Anwendung der Writs beleuchtet und unter dem Namen 
Old Natura Brevium befamnt if. 1531 erſchien eine officielle Formelſammlung, das 
Registrum brevium omnium tam originalium quam judicialium. Einen Auszug 
hieraus enthält und bearbeitet Die oft aufgelegte New Natura brevium von Fitzherbert (zuerft 
1534, in der neunten Auflage 1794 mit einem Commentar verjehen, angeblich von Lord Hale). 

Die Gerihtöprotocolle (Records), welde in diefen Zeitraum fallen, find noch 
ungedrudt. Selbſt die Abbreviatio ſchließt mit Edw. II. Der Drud der älteren 
Records wird namentlich im Hinblif auf das dadurch erleichterte Verſtändniß der Year- 
books als wünfchenswerth bezeichnet. Die Sprache der Records bieb lange Zeit die Inteinifche, 
aud dann nod, ald 1362 die franzöfiiche Gerichtsſprache durch Die englifche erjegt wurde. 
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Die amtliden Reports fließen unter Heinvih VIII. ab. An ihre Stelle treten 
von da an Privatarbeiten, indem die officiellen Berichterjtatter durch freiwillige Reporters 
erjetst wurden. Die hohe Bedeutung, welde man in England den Präjudizien beilegt, 
erhellt daraus, daß die Jurisprudenz nicht nur für jelbitftändige Arbeiten aus den Reports 
ihre Nahrung zog, ſondern auch ſich auf das eifrigfte mit der Abfafjung, Bearbeitung 
und Ausnugung der Reports beſchäftigte. Groß iſt die Zahl ver Meporterd und die 
glänzendften Namen der engliichen Rechtswiſſenſchaft find umter ibmen vertreten. Bon 
den Älteren Reporters geniefen Dyer imd Plowden befondere Achtung. Die hervor: 
ragendfte Stelle nimmt Ed. Cote ein, der zu folder Autorität gelangte, Daß man noch 
heute feine Werte ohne Namensangabe anführt, eine Auszeihnung, die kein engliſcher 
Zurift mit ihm theilt. Seine Reports umfaſſen 13 Bände, wovon Die zwei Testen nach 
feinem Tode erfchienen. Unter den Reporters nach Coke find zu erwähnen Crofe, Ye— 
verton, Hobart, Saunders (heramsgeg. mit Noten von Williams und Pattefon) Voughan 
und Levinz. Eine Lifte der Reporters findet ſich bei Clarke Bibliotheca legum, London, 
1810 p. 378 und bei Kent Comm. I, 478 (Warren, Law Studies I, 305). 

Unter den Rechtsbüchern dieſer Zeit gehört der Mirrour aux justices (Richterfpiegel) 
feinem Charakter nach nody in die vorige Periode. Er wurde von Andrew Home ver- 
faßt, welcdyer unter Edward II. (1307 — 1327) Chamberlain oder Townelerk von 
London war. Der ungleihartige Inhalt des Werkes hat über dafjelbe zahlreiche Mei— 
nungsverſchiedenheiten hervorgerufen und legt den Gedanfen nahe, daß der Verfaſſer eine 
ältere, uns unbelannte Rechtöquelle benugte, Die Angaben über die geichichtliche Entftehung 
einzelner Rechtöinftitute tragen vielfach ein fagenhaftes Gepräge und find daher nur mit 
großer VBorficht zu benutzen. Der fünfte Abſchnitt des Werkes Liefert eine intereſſante 
Kritif der Mißbräuche des Common Law, inöbefondere mit Beziehung auf die Magna 
Charta und die Statute von Merton, Marlebrivge und aus der Zeit Eduard’ I. Der 
Mircour wurde 1642, 1646, 1649 gedruckt. Eine engliſche Ueberfegung ſtammt von 
William Hughes 1768 und 1840. Die erften 4 von den 5 Abfchnitten gibt Houard im 4. 
Bande feiner Traites. 

Neuen Aufſchwung nimmt nad) längerer Paufe die engliſche Rechtswiſſenſchaft mit 
dem Werte won Fortescue, De landibus legum Angliae und Littleton’s Tenures. 

John Fortescue war zuerft Anwalt gemwefen, dann 1442 unter Heinrich VI. 
Chief Justice of the Kings Bench geworden. Die Betheiligung an den Streitigfeiten 
beider Rofen zu Gunften des Haufes Lancafter zwang ihn, nad Frankreich zu gehen. 
Um das Jahr 1463 befand er fich mit der Königin und dem Prinzen Eduard in ber 
Landſchaft Berm. Hier im Eril, aus dem er erft 1471 nad England zurüdtehrte, ſchrieb 
er um biefe Zeit für die Erziehung des Thronfolgers fein Hauptwerf, De laudibus legum 
Angliae, dem er die form eines Gefpräches zwiſchen Kronprinz und Kanzler gab (For- 
teöcue ſelbſt war zulett Kanzler geworben, ohne die Würde anzutreten), Das Buch ver= 
folgt in populärer Darftellung den doppelten Zweck, die Eigenthümlichkeiten und Vorzüge 
des englifchen Rechts im Berhältniß. zum römiſchen Farzuftellen und zweitens die Licht— 
feiten der verfaffungsmäßig befchränften Monarchie im Gegenfat zur despotifchen Regierung 
nachzumeilen. Nicht wenige der von ihm zuerft in principieller Faſſung aufgeftellten Säge 
find nachmals politifche Ariome geworben. Für den Continent ift Fortedcue von befonderer 
Bedeutung, denn er ift der divinatoriſche Vorläufer jener Reihe neuerer Schriftiteller, 
welche durch den Hinweis auf die Vorzüge des engliſchen Rechts die Neception englifcher 
Inftitutionen auf dem Continente eingeleitet haben. Die gejchägtefte Ausgabe des Wertes 
ift die von 1737 in Fol Eine neue Ausgabe erfchien 1825 mit Noten von Amos, 
Ueber Forteöcue vergl. den Artikel Gundermanns in Bluntſchli und Brater's Staats: 
wörterbuch und Foss the Judges of England with sketches of their livesIV, 215,308. 
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Eine epochemachende Darftellung aus dem Gebiete des Privatrechts Tieferte ein Zeit— 
genoffe Fortescue's, nämlich Thomas Yittleton (F 1481) in feinen Tenures, worin er, 
geftütt auf das in den zablreichen Reports aufgehäufte Material, die Beſitzlehre von 
Grund und Boden erörtert. Das Werk entitand nach Cofe nad) dem 14. Negierungsjahre 
Eduard's IV. (1461—1483) und gelangte zu folder Autorität, daß Cote, welder es 
al® the most perfeet and absolute work that ever was written in any human 
science bezeichnet , bemerken konnte, es jet ihm fein Urtheil befannt gemorben, welches 
ſich zu einer Anſicht Littleton's in Miderfprud) gejtellt hätte. Die ältefte Ausgabe wird 
von Manchen in das Jahr 1481 geſetzt; die Tenures wären demnad bald nad Ein— 
führung der Buddruderfunft in England gedrudt worden, Edw. Gofe lieferte eine 
englifche Ueberjegung des altfranzöfiichen Tertes, jo wie einen Commentar dazu und in 
diefer Geſtalt beherrichten die Tenures etwa gleich einem Gejegbucd bis auf Bladftone 
Praris und Studium des englifchen Rechts. Der altfranzöfiiche Tert mit englifcher Ueber: 
ſetzung und Noten wurde zulett Gerausgegeben von Tomlins 1841. Von der Ausgabe 
bei Cote wird fpäter die Nede fein- Vergl. Foss, Judges IV, 436. 

Weit verbreitet und oft gedrudt wurde eine Abhandlung von St. Jerman; welche 
unter Heinrich VIII. entftand, der Dialogus de fundamentis legum Angliae et de 
conscientia. Cie enthält ein Geſpräch zwilchen einem Doctor der Theologie und einem 
Studenten des engliichen Rechts, weldes auf eine philofophirende Begründung der 
engliichen Nechtsinftitute hinausläuft. Der ältefte Drud ift von 1523. Das Bud 
wurde in engliſcher Ueberfegung unter dem Namen Doctor and Student noch fehr oft 
aufgelegt. Die Auflage von 1787 führt den Titel: Doctor and Student: or dialogus 
between a Doctor of divinity and a student in the laws of England concerning 
the grounds of those laws; together with questions and cases eoncerning the 
equity thereof, 17th edition, corrected and improved by William Muchall. 

Anthony Fitz-Herbert, der Berfafler ver New Natura Brevium (f 1538) 
hat ſich außerdem durch eine Reihe von Spectalarbeiten über die Gerichtöverfafjung, na= 
mentlich aber durch fein Grand Abridgment, eine. Bearbeitung der Year-Books, einen 
geachteten Namen verichafft. 

Amifchen 1554 und 1556 fchrieb Sir William Staunforde (oder auch „Stam— 
ford“) (+ 1558) ein ſehr geichätttes Wert über Strafrecht und Strafproceß „the pleas 
of the erown“ welches ſich dadurch auszeichnet, ‚daß nicht blos die Reports, fondern 
auch die Rechtsbücher des 13. Jahrhunderts fleißig benugt find. Staunforde war es 
auch, der «ld der Erſte Glanvilla's Tractat edirte und außerdem eine Abhandlung de 
prerogatiya regis verfaßte, die gewöhnlich den Ausgaben der Pleas of the crown bei- 
gefügt wurde. Vergl. Foss Judges V, 390. 

Die gefeierifte Autorität unter den engliſchen Yuriften wırde Eduard Cote, deſſen 
Werte zum Theil hen zur Epradye gekommen. Er wurde 1552 geboren, wırde 1594 
Attorney general, 1606 Chief justice of the Common Pleas, 1613 Chief justice of 
the Kings Bench, verlor aber des Königs Gunft und feine Stellung 1616, zum Theil 
in Folge der Anfechtungen feines Gegners Sir Francis Bacon. Seine Hauptwerfe find 
die oben genannten Reports und die Institutes of the laws of England. Letztere, 
welche 1628 zuerjt erſchienen und ihren Titel nur ſehr umeigentlich führen, beftehen aus 
4 Theilen. Der erſte enthält einen Commentar zu Littleton's Tenures, der fehr oft 
aufgelegt und u. a. von Hargrave und Butler mit wertvollen Noten verfehen murbe. 
Part Il liefert einen eingehenden Gommentar zur Magna Charta und zu den älteren 
Statuten, in welchem man ſyſtematiſche Anordnung vermißt. Der 3. Theil gibt eine 
Darftellung des Criminalrechts Placita coronae), Der 4. behandelt die Gerichtöver- 
faffung. Die Institutes citirt man, indem man der Sigle Inft. Die Nummer des 
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Bandes vor-, die Seitenzahl nachſetzt. Was die rein commentirende Methode überhaupt 
erreichen kann, hat Cote in vollſtem Maße geleiftet. Seine Werke zeichnen fi durch 
Gründlichkett und Gelehrfamteit, aber nicht gerade durch befonderen Aufwand von Geiſt 
aus, Cf. Foss Judges VI, 108. Ausg. The institutes of the Laws of England .. 
autore Edw. Coke, London 1817, in 6 Bänden; part I (2 Bde) mit den Noten 
von Hargrave und Butler; zulegt 1832 (19. ed... 

Von den Yuriften nad Coke und ‚vor Bladftone jeien hier nur Mathew Hale, 
William Hawfind und John Comyns erwähnt. M. Hale (F 1676), der unter Crom— 
weil, obgleich Royaliſt, feiner juriftiichen Bedeutung wegen Richter iım Court of Common 
Pleas wurde, verfaßte die oben erwähnte History of the common law, ferner ein cri= 
minaliftijches Werf, History of the pleas of the erown (historia placitorum coronae), 
zuerft 1739 herausgegeben, zuletst mit Noten von Dogherty 1800, 2 vol.) und Die Ana- 
lysis of the Law, eine Arbeit, welche die Grundlage von Bladftone’d$ Commentaries 
wurde. Willem Hawkins kommt gleichfall wegen eines Werkes über Strafrecht und 
Strafproceh in Betracht, des Treatise of the pleas of the erown or a system of 
the prineipal matters relating to that subjeet, vom Verfaſſer jelbft 1716 herausge— 
geben, in 8. Auflage 1824 umgearbeitet von Curwood, mit Nachträgen von Lead. John 
Comyns (} 1740) wird wegen feiner Reports (1744, nod mehr aber wegen des 
Digest of the Laws of England (1762, 5. Ausg. 1822) gerühmt, welches fich durch 
Gründlichfeit, Methode und Präcifion auszeichnen ſoll. 

In ein neues Stadium trat die englifche Rechtöliteratur mit den Commentaries 
on the laws of England by Sir William Blackstone (geboren 1723, 7 178). 
Bladftone war zuerſt Advocat, betrat aber dann die afademifche Yaufbahn und erhielt 
1758 den Lehrſtuhl für englifches Recht, welchen der Nechtögelehrte Biner, Berfaffer eines 
bändereihen Abridgment of Law and Equity, an der Univerfität Oxford dotirt hatte, 
Später wurde er wieder ald Advocat und Parlamentöveputirter ihätig, zuletzt fungirte 
er ald Richter im Court of Common Pleas. Seinen Yebenöftelungen entſprechend ver— 
einigte er in feinen Werfen den Blick des praftifchen Yuriften mit der Bildung des 
Theoretiferd. Die Commentaries, welde aus jeinen afademilchen Vorlefungen heraus- 
wuchſen, find nicht etwa ein Gommentar, fondern eine ſyſtematiſche Darftellung des 
engliſchen Rechts. _ In der Anlage folgte er Mathew Hale, die ftaatsrechtlichen Barthien 
faffen den Einfluß Montesquieu's nicht verfennen. Der erfte Band handelt von ven 
Rights of Persons, der zweite von den Rights of things (Obligationenrecht eingefchloffen), 
der dritte von Private Wrongs (Civilunrecht), der vierte won den Public Wrongs 
(Verbrechen, Strafen, Strafproceß). Die übrigen Rechtsmaterien, Staatörecht, Kirchenrecht, 
Gerichtöverfaffung werben nicht in der glüdlichften Weife in dieſes Schema hineingezwängt. 
Die erfte Auflage der Commentaries erihien 1765; Bladftone felbft hat in ven fpäteren 
Auflagen daran wenig geändert. Die Klarheit und Durchfichtigkeit der Darftellung, bie 
wiffenjchaftliche Gründlichkeit des Verfaſſers, das Fernehalten aller ſchwerfälligen Gelehr- 
ſamkeit und die geiftige Beherrſchung bes umfangreichen Stoffes haben dem Werfe einen 
Weltruf verſchafft. Blackſtone ſchrieb nicht in erfter Pinie für die Advocaten, fondern 
fir das gebildete Bublicum überhaupt. Ihm ift es in Folge deflen zuerft gelungen, bie 
engliiche Rechtswiſſenſchaft aus ihrer Selbftifolirung heraus und auf das Niveau der all- 
gemeinen Bildung zu heben. Der Nechtöhiftoriter mag feine geichichtlichen Ausführun- 
gen vom gegenwärtigen Standpunkt der Wiſſenſchaft aus mitunter ſeicht und ſchief finden ; 
der in der Schule des römiſchen Rechts erzogene Juriſt wird umſonſt nach ftrenger Sy— 
jtematif ſuchen. Dennoch kann man dreift behaupten, daß feines der modernen Rechte 
eine derartig abgerundete Gejammtdarftellung aufzumeifen bat, wie fie das engliſche im 

15 


v. Holgenborff, Encyclopädie der Rechtäwiljenichaft I. 
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Bladjtone befist. Für Das Ausland ift diefer geradezu Repräfentant der engliichen Juris- 
prudenz geworben. Hauptfächlih aus ihm jchöpfte der Gontinent die Kenntniß des engli= 
ſchen Rechts. Im Amerifa gilt er ald Depofitortum des Common Law. In England 
fußt das Studium des Rechts noch jest bauptjächlid auf ben Commentaries. Das 
Wert hat dajelbit mehr als 20 Auflagen erlebt. Anfangs ſuchte man den eintretenden 
Aenderungen des Rechtözuftandes durch Noten, Ergänzungen und Berichtigungen zu 
Bladjtone gerecht zu werden. Dies geſchah namentlich durch Chriftian, der die 12. — 15. 
Ausgabe beſorgte. Allein die tiefgreifenden Neuerungen der Gejeggebung nad 1815 
machten es nothwendig, den Text der Commentaries jelbft umzuarbeiten. Die befte 
diefer Bearbeitungen ift Die von Stephen, deſſen New Commentaries on the laws 
of England (partly founded on Blackstone) am beften geeignet find, einen Ueberblick 
über den gegenwärtigen Rechtszuſtand Englands zu verſchaffen; 6. Ausgabe, London, 
4 Bünde, 1868. Der urfprünglice Tert Bladjtone'8 wurde zulegt 1857 von Robert 
Maltolm Kerr herausgegeben. Von den Auszügen aus Bladftone ift zu erwähnen der 
von Foß unter dem Namen John Gifford 1820 herausgegebene, welden Colditz in's 
Deutfche überſetzte (Schleswig 1822) und ein neuerer Blackstone adbridged and adapted 
to the existing law by Samuel Warren, 2. ed. 1856. Bergl. über Bladjtone 
den Artikel von Marquardſen, Bluntſchli-Brater, Staatswörterbuch, IL, 157. 

Die Zeit der unbeftrittenen Vorherrſchaft des Common Law jdeint auch in England 
jegt vorüber zu fen. Der ſeit dem 16. Jahrhundert auffeimende Codificationsgedante 
bat in der jüngften Vergangenheit greifbare Geftalt angenommen, indem man fich ver— 
anlapt ſah, für einzelne Materten, namentlich des Straf: und Procekrechts, Die Statuten 
zu confolidiren und zugleih im Wege der Geſetzgebung umfaflende Reformen durdzuführen. 
Die Bedeutung der Statuten als Rechtsquelle tft dadurd im BVBerhältnig zum Common 
Law erheblich geitiegen. 

Die gegebene Ueberficht über die engliſchen Rechtäquellen iſt zu ergänzen durch den 
Hinweis auf die Geltung von Localrechten, Particular Customes, deren Beweis in der 
Regel nad Art der frangöjifchen Enquete par turbe durch den Ausiprud von 12 
Geſchworenen hergeftellt wird. Für beſtimmte Gerichtshöfe befteht die Befonderheit, daß 
in ihnen römiſches und kanoniſches Hecht zur Anwendung kommt, während doch das 
gemeine Recht Englands die Neception der fremden Rechte abgelehnt hat. Diefe Gerichts- 
böfe find der Court of Chivalry (Militärgerichtshof), der Admiral Court (Admiralshof, 
über Rechtöfälle, die auf hoher See vorfommen), die Untverfitätsgerichte und die Curiae 
Christianitatis, die geiftlichen Geriche. Mit ver Ausdehnung des engliſchen Staats- 
gebietes it das englijche Recht auch auf die anmerirten Nebenlande, insbefondere auf 
Wales, Schottland und Irland ausgedehnt worden. Doch hat in jedem dieſer Yänder 
das Common Law feine jelbftftändige Fortbildung erhalten. Das Quellenmaterial iſt für 
jedes einzelne Yand faft jo umfafiend, wie das für Altengland felbit. Wegen Raums 
mangels muß ung bier ein Hinweis auf Stephen - Blackstone, New Commentaries I, 
37 ff. und auf Gundermann, Englifches Privatrecht 109 eines näheren Eingehens auf 
die Rechtsquellen außerhalb Altenglands entheben. 

?iteratur. Bon Reeves History of the English Law behandeln ein Theil des 2. 
Bandes, Band 3— 5 die diefem Abſchnitt zufallende Periode bis Elifabeth inclufive. Crabb 
wird für die Zeit, mo Reeves endigt, fehr fummarifh. Ueber bie juriſtiſchen Schriftfteller, die 
quoleich Richter waren, findet man eingehende Notizen bei Edw. Foss, The Judges of Eng- 
and with sketebes of their lives, 9 Bände bis 1864. Bergl. nod) Samuel Warren, Po- 
pular and practical Introduction to Law Studies, 3. edition, 1563. Cataloge: Biblio- 
theca legum Angliae by J. Worrall and Edward Brooke, 1788, 2 vols, umgearbeitet 


und vermebrt als Clarke’s Bibliotheca legum, London 1810. Bridgman, Thesaurus 
juridieus 1793, 1500, 1806 2 vols und short view of legal bibliography 1807. 
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Mit dem erft im neuerer Zeit üblich gewordenen Ausdruck Codification!) be 
zeichnet man eine geſetzgeberiſche Thätigfeit, welche die Feſtſtellung oder Revifion eines 
Rechtözuftandes in feiner Geſammtheit zum Gegenftand bat. Zum Beariff derjelben ge— 
bört demnach, daß fie ihren Stoff ald Ganzes in abgerumdeter und abfchliegender Weife 
behandelt. Die Ergebniffe einer folhen Thätigfeit nennt man ebenfalls Codificationen 
oder mit deutſchem Ausdruck: Gefebücher, Ordnungen und, wenn fie fich fpectell auf das 
Privatrecht beziehen, Yandrechte. Den Gegenfag hierzu bilden die Einzelgefege und die 
Novellen insbefondere, welche letztere fich am eine bereit8 vorhandene Geſetzgebung anlehnen 
und diefelbe in einzelnen Punkten abändern oder ergänzen. 

Geltung, Gegenftand, Inhalt und Umfang der Codificationen kann fehr verſchieden 
kin. In örtlicher Hinficht ift der Bereich derjelben bald weiter, bald enger, es gibt 
Eovificattonen der Provinzialrechte, des Rechts ganzer Staaten, des gemeinjamen deutſchen 
Rechts. Die Codificationen für größere Gebiete Haben Häufig eine blos fubfidiäre An- 
wendbarfeit, jo daß die befonderen, für einzelne Theile dieſes Gebietes geltenden Rechts 
füge durch fie nicht berührt werden. Dies ift namentlich häufig der Fall bei den Gefe- 
büchern, welde das Privatrecht zum Gegenftand haben, während e8 nad der Natur des 
Stoffes bei ftrafrechtlichen und den Proceß betreffenden Codificationen nur felten vortommt, 

Sachlich ftellen fich die Kodificationen bald mehr, bald minder umfaffende Auf: 
gaben; im der Regel behandeln fie, ein größeres Rechtsgebiet, welches auch ſyſtematiſch 
als eigene Disciplin berwortritt, wie das Privatrecht, das Strafrecht, den Civil- oder 
Criminalproceß. Indeß find fie auch möglich für einen Feineren Theil des Nechtöftoffes, 
ſofern fich derſelbe nur als ein jelbftftändig abgegrenztes Ganzes auffaffen und gefeg- 
geberiich behandeln läßt. So find neben dem Privatrecht im ganzen nicht nur Special: 
vechte, wie Das Handelö=, Wechſel- und Bergrecht, fondern auch einzelne Theile des all- 
gemeinen Rechts codificirt worden; neben Strafgefeßbüchern, welche das ganze Strafrecht 
umfaſſen, eriftiven bejondere Geſetzbücher für das Polizeiftrafrecht, neben den Proceford- 
mingen fpecielle Orbnungen des Concurs- und Subhaftationsverfahrens u. dgl. 

Auch der Grad der Intensität, mit welchem die Geſetzbücher in den Stoff ein— 
zudringen verſuchen, ift verichieden. Kein Geſetzbuch Tann feinen Stoff im der Weiſe 
regeln, daß es für alle Streitfälle eine bereite, unmittelbar anwendbare Norm darbietet. 
Es gehört mit zu den Hauptaufgaben eines weiſen Geſetzgebers, hierin das Richtige zu 
treffen und der Wiflenfchaft und Praris, jowie den im Volke vorhandenen rechtöbildenden 
Kräften einen gewiſſen Spielraum zu laſſen. Auch in diefer Hinficht find die mannich- 
fachſten Abftufungen möglich und in der Geſchichte der deutſchen Gefeggebung in der 
That — 


) Der Ausdruck ur von Bentham gebraucht worben fen. Stobbe, Gefhichte 
der deutichen Redftsnue = 429, Note 39. 
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Endlich mwaltet ın Bezug auf, dad Berbältniß der Codificationen zu dem 
bisherigen Recht infofern eine Verſchiedenheit ob, als fich dieſelben mehr over 
weniger an das geltende Recht anſchließen. Es liegt in der Natur der Eadıe, daß feine 
Geſetzgebung fi völlig unabhängig ven der bereits vorhandenen Nedtsentwidelung er= 
balten fann, aber andererſeits ift auch fein Beispiel vorhanden, daß ein Geſetzbuch den 
bisherigen Rechtszuſtand materiell unverändert und ganz ohne Neuerung belafjen hätte. 


Hiernach verbleibt als charakteriftiich für das Weſen dev Codificationen allein das 
Merkmal, daß fie mit der biäherigen Nechtsentwidelung in Bezug auf irgend einen Theil 
des Rechts abichließen und der fünftigen eine neue, formell felbftftändige, ſchriftlich firirte 
Grundlage geben. Entſcheidend ift in dieſer Hinfiht vorzugsweiſe die Intention, welche 
bei der Abfaffung des Werkes zu Grunde Tiegt.$ 


Wir befhränfen uns im Folgenden auf die privatrechtlichen Codificationen und zwar 
vorzugsweiſe auf Diejenigen, welde das Privatrecht im ganzen behandeln. Die Codifi— 
catienen der Specialrechte, ſowie einzelner Theile des Privatrechtd werden zmedmäßiger 
in Verbindung mit den betreffenven Materien ſelbſt erörtert. Es joll aber hier zunächſt 
eine geichichtliche Entwidelung der in Deutichland geltenden Gejetbücher gegeben und im 
Anſchluß daran eine Beantwortung der Frage verſucht werden: ob und inwiefern eine Codi— 
fication des Privatrechts und namentlich eine einheitliche Codification deſſelben für ganz 
Deutſchland wünſchenswerth ſei? 

Das Streben nach einer codificatoriſchen Geſetzgebung auf dem Gebiete des Privat— 
rechts läßt ſich im Deutichland bis in das fechzehnte Jahrhundert zurüdverfolgen, ') es 
beginnt ziemlich unmittelbar nach der Reception der fremden Rechte. Im Mittelalter 
Tag ein ſolches Streben ſowohl den Inhabern der öffentlichen Gewalt wie den Volks— 
anfhauıngen durchaus fern. Den geferlichen Rundgebungen, denen wir bier begegnen, ift 
die Abficht, erichöpfenne Normen zu geben, fremd; die Nechtsbücher entbielten zwar zum 
Theil ziemlih umfaſſende Darftellungen des beftchenden Rechts, allein fie waren nur 
Privatarbeiten und erhoben ſchon deswegen feinen Anſpruch darauf, das Recht irgendwie 
firiren zu wollen. Die Beranlafjungen, durch weldha jenes Verlangen herbeigeführt wurde, 
lagen grade in den durch die Aufnahme des römiſchen und lanoniſchen Rechts bedingten 
AZuftänden. Einerjeits führte hierzu der traurige Zuftand der damaligen Jurisprudenz, 
welche außer Stande, die Diuellen zu beherrſchen, die Rechtſprechung mit einem faum zu 
bewältigenden Apparat und mit einer Unzahl won Gontroverien überhäufte, andererjeits 
trieb eben dahin der Widerwille, der ſich ber einem großen Theil des Volles gegen das 
ausländiiche Recht von alteräher erhalten hatte. Aus jenem Gefichtöpunft verlangte mar 
eine neue überfichtlihe Nedactton der im Corpus juris eivilis und canoniei enthaltenen 
Beftimmungen, jowie eine Zufammenftellung der von neueren Schriftftellern überlieferten 
Meinungen und Rechtsſätze, eine Forderung, die ſich ſchon ſehr früh findet, ?) und ſpäter 
namentlich von Yeibnig?) ausgefprochen und näher begründet worden iſt. Die Abnei= 
gung gegen das fremde Recht im allgemeinen fand einen Ausdruck in ber bereitd gegen 


) Zur Geſchichte der codificatoriſchen Beftrebungen bis zum Beginn des achtzehnten Jahre 
hunderts vgl. Conring De origine juris Germ: c, 34 fgg. und die Differtation von 'Tho- 
masius: Emendationem administrationis justitine neque facilem neque impossibilem, 
valde tamen difficilem esse et caute suscipiendam, 


2) So fhon bei Mynfinger im der Vorrede zu dem Singularium observationum Tud. 


° Imper. Cam. centuriae IV, Basil. 1563. 


’) Bor allem in den Schriften: De naevis et emendatione jurisprud. Rom. und in ber 
Ratio corporis juris reconeinuandi. 
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Ende des jechzehnten Jahrhunderts jehr voltsthimlichen Anſchauung,!) daß der Richter 
‚Überhaupt nicht an gejchriebene Gefege gebunden fein dürfte, ſondern allein der Billigfeit 
folgen jollte. Der mehr poſitive Wunſch nad) einem einheimischen, in deutſcher Sprache 
gefchriebenen, in Form und Inhalt populären Geſetzbuche äußerte ſich, wie «8 fcheint, 
micht vor dem fiebzehnten Jahrhundert, er fand feine Stüte vornehmlih an Thomaſius 
und den Naturrechtöphilofophen der Wolfiſchen Schule und wurde alsbald das Thema 
einer umfangreichen publiciftiichen Literatur, in welcher das Für und Wider, die Mög: 
lichleit und Nützlichkeit eines folchen Unternehmens auf das weitläufigfte erörtert wurde, 
Bei der völligen Ohnmacht des Reiches war am eine gemeinfame Gefeggebung für 
ganz Deutichland nicht zu denken. Aber auch in den neu aufblühenden Panvesherrichaften 
famen zunächſt feine Gejegbücher in dem oben amgedeuteten Sinne zu Stande. Die 
Landrechte, welche feit dem fünfzehnten bis zu Ende des vorigen Jahrhunderts in den 
verſchiedenſten deutſchen Territorien entftanden find, wollen fich nicht von dem Boden des 
gemeinen Rechts Tosfagen, jondern es handelt ſich meift nur um eine Feftftellung des 
ftatutarifchen Rechts, wie man die Abweichungen von dem gemeinen Recht nannte, welche 
zum Theil in politiichen Motiven, zum Theil in der Entwidelung deutſch- rechtlicher In— 
ftitute ihren Grund hatten. Auf einer weiteren Entwidelungsftufe ftehen diejenigen Ge— 
feggebungen, welche nicht nur dies ſtatutariſche Recht, fondern auch den durch das ge- 
meine Recht dargebotenen Rechtsſtoff in fid) aufgenommen haben, jedoch daneben die 
Eubfidiarität dieſes letteren noch immer anertennen. Ein Beifptel dieſer Art iſt die 
Geſetzgebung für die jetzige Provinz Preußen, welche in’ dem von Samuel von Cocceji 
herrührenden, 1721 unter dem Titel: „Friedrich Wilhelm's Könige in Preußen ver: 
beſſertes Landrecht des Königreich Preußen” erſchienenen Gefegbud ihren Abſchluß fand. 
Dies iſt ein umfaſſendes Werk in ſechs Büchern, welches ſich auf das Privatrecht, den 
Civilproceß, das Strafrecht und den Strafproceß erftredt und in Bezug auf Das erftere 
das gemeine in Berbindung mit dem fächfiichen Necht darjtellen will. In dem Publica: 
tionspatent wird ausdrücklich auf eine Ergänzung der Lücken aus den Raiferrecht ver- 
wiefen, „wenn in demjelben die Fragen nicht ausdrücklich decidiret find“, jo daß alſo Die 
Grundlage ded gemeinen Rechts nicht nur materiell, ſondern auch formell feftgehalten wird. 
Aehnlich verhält es fich mit der noch gegenwärtig in Kraft befindlichen altbaieriſchen 
Gejesgebung. ) In Baiern entftand um die Mitte ded vorigen Jahrhunderts unter der 
Regierung des Kurfürften Marimilian III. der Plan, das in den Kurlanden geltende 
materielle und formelle Recht in einer klaren und überfichtlichen Redaction zufunmenzus 
fafien, um dadurch der Rechtsunfiherheit möglichit vorzubeugen. Verwirklicht wurde dieſer 
Plan in drei Gejegbüchern, welche ſämmtlich von dem Bicefanzler von Kreitmayr ber: 
rührten und das Strafrecht, den Civilproceß und das Privatrecht behandeln. Das lettere 
ift im Jähr 1756 promulgirt und führt den Titel: Codex Maximilianeus Bavaricus 
eivilis oder neu vwerbeflert und ergänzt Churbayriiches Landrecht. Nach dem Promul- 
gationdpatent ift im demſelben „eben nicht viel Neues enthalten, fondern nur das ältere 
ſowohl gemeine wie ftatutariiche Recht in ſolche Geftalt und Enge gebracht, daß es Jeder, 
welcher entweder von Amts- oder eignen Angelegenheiten wegen zu willen bedarf, deſto 


", Die Juriſten jener Zeit Hagen öfter darüber, daß diefe Anjchauung immer mehr Ber- 
breitung finde. So heißt e8 in dem 1551 crichienenen Instruetorium judieum des Nicolaus 
Bigeltus: Die oratores rathen dem Bolfe non sine applausu, Judicem non esse adstrictum 
ad jus scriptum Romanum sed eum potissimum aequitatem sequi debere. Der zweiten 
Ausgabe ift eim Dialogus inter oratorem et JUtum beigefügt, der ſich die Aufgabe ftellt, die 
entgegenftehenden Anfichten zur Anſchauung zu bringen und die des Orators zu befämpfen. 


») Stobbe, aa. 0, ©. 443. Dollmann, Kritifche Ueberfhau, Bd. IV, S. 366 fi. 
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leichter begreifen, behalten und befolgen könne”. Die Eubfidiarttät Des gemeinen Rechts 
wird in dem Promulgationspatent ebenfalls anerfannt. 

. Diefe beiden Gefegbücher, denen noch einzelne andere Beripiele hinzugefügt werben 
können, führten demnach feinen Bruch mit der bisherigen Rechtsentwidelung herbei, ſon— 
dern ftellten ſich wielmehr auch formell auf den Boden derſelben. Cs jollte nur dem 
bereitö geltenden Recht ein einfacherer, dem allgemeinen Verſtändniß näher gerückter Aus— 
druck verliehen werben. Selbft für die in das Gejegbucd aufgenommenen Säge war man 
nicht gejonnen, den Buchitaben des Gefeges in der Weiſe für bindend zu erachten, daß 
dadurch die Anwendung der gemein rechtlichen Wiſſenſchaft ausgeſchloſſen worden wäre. 
Bene Gefetgebungen haben daher mehr den Charakter von Lehrbüchern, als den eigentlicher 
Geſetzbücher. Am bezeichnendften tritt diefer Standpunkt in dem baieriſchen Landrecht 
hervor, deſſen Verfaſſer demſelben zugleich die Eigenſchaft eines Compendiums zu geben 
wünſchte, welches als ſolches eine über Baiern hinausgehende Brauchbarkeit genießen 
ſollte. Dem entſpricht Anordnung und Inhalt des Geſetzbuches, erſtere beruht auf der 
in den Lehrbüchern der damaligen Zeit herkömmlichen, den Inſtitutionen entlehnten Ein— 
theilung nach den tria objecta juris (Perſonen, Sachen, Handlungen). Auch ſtimmt 
mit dieſem Standpunkt ganz überein, daß Kreitmayr den Codex Maximilianeus ſelbſt 
mit höchſt ausführlichen, fünf Folibbände umfaſſenden Anmerkungen ausgeſtattet bat, m 
weldyen das von ihm zu Rathe gezogene Material niedergelegt iſt und die nach feiner 
Idee weitere Commentarien entbehrlich machen, zu dem Geſetzbuch aber fich etwa wie bie 
Digeften zu den Inftitutionen verhalten jollten. 

Von viel durchgreifenderen Gefichtöpunften ging die Codification aus, welche in ber 
preußischen Monarchie unternommen wurde, Ste bildet emen Wendepunkt in der Gefchichte 
der deutſchen Geſetzgebung. Hier zum erften Dial wurde ein Gejegbuch geichaffen, welches 
formell ganz felbftftändig war. Hier famen alfo auch die oben erwähnten Anforderungen 
der Naturrechtslehrer am erften und vollftändigften zur Geltung. Nach dem politifchen 
Entwidelungsgange, den der preußiſche Staat genommen hatte, war derjelbe vorzugsweise 
berufen, einen ſolchen Schritt zu thun; die Godification, welche bier zu Stande kam, 
erſcheint gewilfermaßen als eine Logische Nothwendigkeit, die fih aus dem Weſen Des 
Staated und aus der Lage der politiichen Verhältniſſe von jelbft ergab. Das Naturrecht, 
welches Das Recht allein aus der Vernunft und der Billigfeit aufbauen und der gegebenen 
Grundlagen völlig entbehren zu können vermeinte, war ein fehr harmoniſcher Ausprud 
für eine Monarchie, die ſich ebenfalls von. allen Traditionen losgeſagt hatte und fich 
allein auf ihre eigenen Kräfte verließ; dem Brud in der Verfaſſung Deutichlands, der 
durch die Thaten und Schöpfungen Friedrichs des Großen bewirkt worden war, entſprach 
durchaus der Standpunkt, der bei der Abfaſſung des preußiſchen Gejegbuches eingehalten 
wurde und der eine Yosreißung des preußifchen von dem gemeinen Recht herbeiführte. 
Nur mußte man freilich die Erfahrung maden, daß auf dem Gebiete des Privatrechts 
eine völlige Unabhängigkeit von der bisherigen Entwidelung am wenigiten durchführbar ift. 
Trog vereinzelter vadicaler Anwandelungen mußte ſich daher ſchließlich auch die preufifche 
Geſetzgebung dazu bequemen, dem Inhalt nach zum größten Theil an das bereits be— 
ftehende Recht anzufnüpfen. 

Die Anfinge der codificatorifchen Bejtrebungen in Preußen ?) weiſen einerjeits auf 
zurück, Die im ſechzehuten Jahrhundert für die Marf Brandenburg angefertigt 


) Bal. über die Geſchichte der en Copification Heydemann. —— in das 
Syſtem des preußiſchen Givilrechts, I, S. 5 fi. Förſter, Preußiſches Privatrecht, I, 1 fi, 
und bie daf. Angeff. 





5. Die neueren Privatredhts- Godificationen. 233 


wurden, andererſeits auf die bereits erwähnte Gefetsgebung für das Herzogthum Preußen. 
In weiterem Umfange und mit Beziehung auf das materielle Necht wie für den Proceß 
wurde der Plan einer Godification für Die ganze Monarchie von Friedrich Wilheln L in 
Angriff genommen, der im Jahr 1738 dem damaligen Staatsminifter Samuel von Eoceejt 
den Auftrag gab, „ein beftändiges und ewiges Landrecht“ zu Stande zu bringen, außer— 
dem aber die Provinzial= und Statutarrechte in einer bejonderen Conftitution unter bes 
ftimmten Rubriken zu fanmeln. Zu Ergebniffen führten diefe Beitrebungen indeß erft 
unter der Regierung Friedrichs des Großen. Zunähft war ed wiederum der inzwilchen 
zum Großkanzler ernannte Samuel von Coccejt, dem die Ausführung übertragen wurde. 
Seine vom König gebilligte Abficht ging auf die Abfaſſung eines „‚Teutſchen Yandrechts, 
welches ſich blos auf die natürliche Vernunft und die Yandeswerfaffung gründen und alle 
anderen Geſetze und Ediete“ befeitigen follte. Es waltete alfo Bier bereitS der den Cha— 
rafter der neueren Codification bezeichnende Gedanke vor, daß das Geſetzbuch die allge 
meinte Grundlage des Rechts werden und neben ihm höchſtens Specialbeſtimmungen be— 
ſtehen ſollten. Goccejt ſteht ferner, wie aus den angeführten Worten hervorgeht, durdaus 
auf dem Stanbpunft des Naturrechts. Er ging von der feiner Zeit fehr verbreiteten 
Anfiht aus, daß das römische Recht größtentheild mit dem natürlichen Necht überein— 
ftunme und daß es nur nöthig fei, Dieje Uebereinftimmung durch eine vernünftige Anord— 
nung zu conftativen. Ganz der fchon von Yeibnig angebahnten naturrechtlichen Methode 
entſpricht es, daß er bei den einzelnen Materien die fie betreffenden Generalprincipien vor: 
anſchickt, aus melden ſich die weiteren Schlußfolgerungen im einzelnen mit Nothwendig- 
feit ergeben follen. Entſchieden feindlich verhält ſich Cocceji gegen die Meberlieferungen 
des deutſchen Rechts, welches er ein „Durch die Freiheit einiger Privat Doctorum aufs 
gebrachtes imaginaires Teutſches Recht“ nennt und daraus ergibt fich denn eine höchſt 
dürftige Auffaffung, namentlich der familienvechtlichen VBerhältniffe, die bekanntlich vorzugs- 
weiſe im deutjchen Hecht wurzeln. Das von ihm auf diefen Grundlagen verfaßte Project 
des Corporis juris Fridericiani ift demnach mehr ein jus naturae privatum, welches 
die auch ſonſt literariſch nievergelegten Ideen jeined Verfaſſers wiedergibt, als eine Ge 
ftaltung des pojitiven Rechts. Das Syſtem gruppirt ſich Ähnlich wie in dem baieriſchen 
Codex um die Drei Objecta juris, veröffentlicht find die beiden erften Theile des Wertes, 
das Perjonenveht und die Dinglichen Rechte enthaltend (1749 und 1751), doch find auch 
dieſe größtentheils Project geblieben, Gefegesfraft hat nur das Ehe- und VBormundihaftö- 
recht in einzelnen Provinzen erlangt. 

Während der jchlefiichen Kriege ruhten die geſetzgeberiſchen Arbeiten und aud in der 
nächſten Zeit nad Beendigung derjelben war der König noch durch andere dringlichere 
Sorgen in Anſpruch genommen. Erſt gegen Ende feiner Regierung tauchten wieder 
neue Borichläge auf, die fich zunächſt auf den Proceß, danı aber auch auf Das materielle 
Recht bezogen. Auf Grund eines Berichts des Großkanzlers von Carmer wurden in 
zwei Gabinetsordred vom 6. und 14. April 1780 die Grundſätze aufgeftellt, die bei der be- 
abfichtigten Reform maßgebend fein follten. Dieſe beiven Gabinetsordres haben der nun 
folgenden Gejetgebung die Direction gegeben, namentlich die Tegtere enthält eine ausführ- 
liche Darlegung der ind Auge zu fallenden Gefichtöpunfte. Wiederum ging unter 
Friedrich Wilhelm I. der Plan auf eine Copification ſowohl der Provinzialrechte wie auf 
die Abfaffung eines fubjiviären allgemeinen Geſetzbuches. Bei der Abfaſſung des legteren 
follte auf das römische Necht zurüdgegangen, jedoch alles Ummetentliche, ſowie altes „‚micht 
mit dem Naturgefeg und der heutigen Verfaſſung“ Uebereinftimmende fortgelaffen, dunkle 
und controverfe Sätze durch Hare und unzweidentige erfegt werben. Nach Maßgabe der 
in diefen Cabinetsordres enthaltenen Anweiſungen wurde demnächit unter "den Borfig 
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des Großkanzlers eine Commiſſion von fieben Mitgliedern eingefegt, von denen der da= 
malige Geheime Juſtizrath Suarez bei weitem der Bedeutendfte war und alsbald die 
Seele de8 Ganzen wurde. Mean begann mit der Anfertigung von Auszügen aus dem 
römiſchen Recht, ven Yandesgefegen und praftifhen Decifionen, auf diefer Grundlage 
wurde der Entwurf eines allgemeinen Geſetzbuches für Die preußiſchen 
Staaten ausgearbeitet und in den Jahren 1784 bis 1788 in ſechs Abtheilungen ver— 
öffentlicht. leichzeitig wurden Aufforderungen zur Begutachtung an Das Publicum, die 
Behörden und einzelne ſachverſtändige Gelehrte gerichtet, ja ſogar Preife für die beften 
Beurtheilungen ausgeſetzt. Im Folge deffen ging eine fehr große Zahl won Beurtheilun- 
gen ein, welche ſämmtlich in der Revisio monitorum von Suarez auf das eingehendite ges 
würdigt wurden. Die hierdurch veranlaßte Umarbeitung des Entwurfes wurde zum 
größten Theil ebenfalls von Suarez veranftaltet und nachdem ſodann noch einzelne Punkte 
durch bejenderd Cabinetsordres entjchieden worden waren, wurde das Reſultat durch Pa— 
tent vom 20. März 1791 mit dev Beltimmung publicirt, daß daffelbe mit dem 1. Juni 
1792 in Kraft treten ſollte. Durch eine auf Betrieb des jchlefiichen Juſtizminiſters 
Grafen Danfelmann erlaffene Ordre vom 18. April 1792 wurde jedoch diefer Ter— 
min nochmals auf unbeftunmte Zeit hinausgefchoben, weil man, freilidy jehr ohne Grund, 
in gewiſſen Sätzen ftaatörechtlichen Inhalts eine Connivenz gegen revolutionäre Beſtre— 
kungen zu erbliden glaubte. Zunächſt fehlen es beinahe, als wenn das Werf überhaupt 
nicht ind Yeben treten vwoürde, doc wurde bereits im folgenden Jahr dem Groffanzler 
eine Umarbeitung aufgetragen; zufolge dieſes Auftrages fand dann die ſ. g. Schlußreviſion 
ftatt, bet welcher wiederum Suarez ald Neferent und Haupttbeilnehmer fungirte. Die— 
jelbe führte indeß, abgejehen von der Entfernung einzelner abftracter und deswegen ziem— 
lich unfruchtbarer auf das öffentliche Recht und die Verfaſſung bezüglicher Beltunmungen 
im ganzen wenig Neuerungen herbei. Das Ergebniß dieſer legten Revifion wurde end= 
lich durch die Gabinetsordre nom 5. Webruar 1794 unter dem veränderten Titel: All— 
gemeined Landrecht für die preußiſchen Staaten publicirt und hat mit dem 
1. Juni 1794 für den damaligen Umfang der preußiſchen Monarchie Geltung erlangt. 

Das preußiſche Landrecht hat ſehr verfehiedene Beurtheilungen erfahren; eine unbe- 
fangene Würdigung wird unferes Erachtens zugeben müſſen, daß daffelbe, trotz marmich- 
facher und zum Theil jehr erheblicher Mängel, dennoch einen großen Fortfehritt nicht nur 
für Preußen, ſondern auch in der gemeinfamen deutſchen Rechtsentwickelung zu Wege ges 
bracht bat. 

Die Mängel berußen großentheils im der übertriebenen Vorftellung, welde nicht 
nur die Redactoren des Landrechts, fondern das vorige Jahrhundert im allgemeinen von 
der Macht des Geſetzgebers hatte, Das Gejeg galt als die alleinige oder Doch haupt 
ſächlichſte Duelle des Rechts; allen Unvolltommenbeiten des Nechtözuftandes, glaubte man, 
könne und folle ein gutes Geſetzbuch abhelfen; Dunkelheiten und Zweideutigkeiten jollten 
nach dieſer Anficht bei einem folchen entweder gar nicht vorfommen oder wenn fie fich 
fänden, durch beſondere gefegliche Vorfchriften erledigt werben. Daraus ergibt fich mit 
Nothwendigkeit, dar Das Yandredt allen übrigen rechtöbildenden Kräften gegenüber einen 
ſehr engberzigen Standpunkt einnehmen mußte. Co wird die Volfsüberzeugung nur in 
höchſt beichränftem Umfange als Rechtsquelle anerfannt, das Gewohnheitsrecht ift allein 
anwendbar in Gejtalt won Objervanzen, die etwas beftimmen, was die Gefege unbeftimmt 
gelaffen haben, auch innerhalb diejer Grenzen aber nur „bis zum Erfolge einer gefetlichen 
Beſtimmung“, To daß alfo auch hier ein Emfchreiten der Geſetzgebung fofort in Ausſicht 
genommen wird. Ebenſo hegten die Redactoren eine Abneigung gegen jede freiere wiſſen— 
ſchaftliche Behandlung des Rechtsſtoffes. Sie betrachteten die Jurisprudenz ſowohl in 
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ihrer theoretiichen mie in ihrer praftifchen Richtung als eine ziemlich überfläffige Kunſt 
und verfehrten deshalb den richtigen Grundfag, daß die vichterliche Prüfung unabhängig 
der eignen Meberzeugung zu folgen habe und weder an die f. g. communis opinio noch 
an Präjudizien unbedingt gebunden fein dürfe, zu dem unrichtigen Extrem, daß auf Mei— 
nungen der Rechtölehrer und ältere Ausiprüche der Richter Feine Rüdficht genommen 
werden folle. Ja man traute den Gerichten die Entfcheidung eigentlich zweifelhafter Fra- 
gen gar nicht zu, fondern wies fie an, im foldyen Fällen bet der in Berlin errichteten 
Geſetzescommiſſion anzufragen. Conſequenterweiſe mußte man bei Abfaffung des Gefet- 
buche8 Sorge tragen, die möglicherweife vortommenden Streitfälle, foweit-tbunlich, von vorn= 
herein zu enticheiden; die Folge hiervon war die Aufnahme zahlreicher cafuiftiicher Säge, 
welche eines allgemeinen Principes entbehren und eben deshalb ftatt deutlich zu fein, erſt 
recht zu Zweifeln Veranlaffung geben, nur daß diefe Zweifel niffenichaftlich unfruchtbar _ 
find und lediglich für dürre Wortftreitigfeiten Raum bieten. 

Diefem Standpunkt entipricht auch der materielle Inhalt des Geſetzbuches. So löb— 
lich es iſt, daß die Rückſicht auf die Billigfeit und Treu und Glauben überall in ben 
Vordergrund geftellt wird, jo mußte diejelbe doch, da der Geſetzgeber aud in dieſer Hin- 
ficht feine eigene Bermunft als oberftän Regulator anerfannte, Häufig zu einer aequitas 
eerebrina führen, die weniger Dazu dient, Härten zu vermeiden, als die juriftijche Con— 
fequenz abzuſchwächen. Hand in Hand mit der Bevormundung des Nichterd gebt ferner 
eine gleiche Tendenz in Betreff der Staatsangebörigen, auf welche Das Gefeg Anwendung 
finden follte. In der Abficht, Uebervortheilungen unmöglich zu machen, werden Gautelen 
aufgeftellt, die den Verkehr erfchweren und wie z. B. die fir den Abſchluß der Verträge 
vorgejchriebenen Formen, vielfad; das Gegentheil von dem bewirken, was dabei bezmedt war, 

Zu dem allem fommt, daß zur Zeit der Abfaſſung des allgemeinen Landrechts die 
Grundlagen des gemeinen Rechts, das römiſche und deutfche Recht, noch in einer wenig 
genügenden Weiſe erforicht waren und daß auch hierdurch viele Migverftändniffe veranlaft 
wurden. Endlich iſt auch das Syſtem des Yandrechts fehlerhaft und wie jede unvichtige 
Syſtematik zugleich die Duelle irrthümlicher Auffaffungen. Died Syſtem beruht auf dem 
Princip der jubjectiven Rechte, d. b. auf den Beziehungen, melde ſich aus den einzelnen 
Rechten für das berechtigte Subject ergeben. Hiernady zerfällt das Geſetzbuch in zwei 
Theile, von denen der erfte die einzelne Perſon als Subject von Vermögensrechten, der 
zweite Dagegen die Stellung derjelben im dem FKreife der Familie und der Hausgenoffen- 
Ihaft, fowie in dem weiteren Zufammenhang gejellichaftlicher Verbände und der Stände: 
glieverung zum Gegenftande hat, demnächſt aber zum Staatsorganismus ſelbſt auffteigt. 
Daß die Redactoren fich entichloffen haben, die alte unpaffende Schuleintheilung nach den 
drei Nechtsobjecten aufzugeben, ift nur zu billigen, allein der won ihnen ftatt deſſen ein— 
geichlagene Weg war ebenfall® nicht der richtige. Ein Syſtem, welches dem Stoffe gerecht 
werden will, wird immer won dem Weſen der verichievenen Rechte ausgehen und daher 
diefe ſelbſt gegenſtändlich auffaſſen müſſen. Indem die Nedactoren diefen Gefichtöpunft 
außer Acht Liegen, gelangten fie zu einer Verflüchtigung des Rechtsitoffes, die für eine 
Mare Erkenntniß nnd Darftellung deſſelben keineswegs fürderlih war. So wird 3. B. 
das Eigenthum ganz abitract als Vermögensmacht überhaupt definirt, in Folge deſſen ges 
langen die Obligationen lediglich als Titel zum Erwerbe des Eigenthums zur Geltung, 
während das Erbrecht gänzlich zerrifien und theils im eriten, theil$ in Verbindung mit 
dem Familienrecht im zweiten Theil abgehandelt wird. 

Alle dieſe Mängel bewirken, daß das Pandrecht der willenfchaftlichen Behandlung 
eine nicht geringe Sprödigkeit entgegenfegt und «8 hat lange genug gedauert, bis dieſe 
überwunden wurde und bis eine preußiſche Rechtswiſſenſchaft entitand, welche diefen Namen 
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in der That verdiente. Andererfeits ftehen aber den Mängeln Vorzüge gegenüber, die 
denselben nicht nur die Wage halten, ſondern bet Beurtheilung des Werkes im ganzen 
den Ausichlag geben müſſen. Das preußiſche Geſetzbuch bat, wenn aud in unvollkom— 
mener Weife, doch zuerft den Beweis geliefert, daß eine organifche Verſchmelzung der 
beiden Beftandtheile, aus denen unfer pofitives Recht hevoorgegangen iſt, nicht zu den 
Unmöglichfeiten gehört, und daß es möglich ift, Dem beutfchen Volke ein einheimifches 
vaterländifches Geſetzbuch zu bieten. Hier zum erſten Male wurde Die Fähigkeit der 
deutfchen Sprache dargethan, dein Recht einen gejeglichen Ausorud zu geben, man braucht 
nur einen flüchtigen Vergleich mit dem Codex Maximilianeus und Fridericianus an 
zuftellen, um zu erjehen, auf einer wie viel höheren Stufe das Yandredjt in diefer Hin— 
ficht fteht. Während namentlid der Codex Maximilianeus noch ein faſt barbariiches 
Gemiſch von deutjchen und lateiniſchen Ausdrücken enthält, ift das preußifche Landrecht 
von fremder Beimiſchung beinahe ganz frei und die Kunſtausdrücke find im einer zum 
größten Theil durchaus angemeffenen Weife übertragen. Das Beifpiel, welches durch 
das Yandrecht gegeben wurde, hat denn auch zur Nacyeiferung angeregt und man darf 
mit vollem Recht das preußiſche Geſetzbuch ald den Vorläufer einer gemeinfamen deutſchen 
Geſetzgebung anfehen. Wenn man deshalb aud die Spaltung, welche durd die Codifica— 
tion Friedrichs des Großen zuerft in der deutſchen Rechtsentwidelung herbeigeführt wor: 
ven ift, beflagen mag: von einem höheren Gefichtöpunft aus ericheint fie als ein noth— 
wendiges Durchgangsſtadium für die Nechtseinheit des geſammten deutichen Volfes. 

Das preußiſche Yandrecht ift zwar vorzugsweiſe privatrechtlichen Inhalts, befchräntt 
fih aber nicht ausfchlieglih auf das Privatrecht, Jondern umfaßt feiner Anlage ent— 
ſprechend im zweiten Theil aud viele Parthien ‚des öffentlichen Rechts. Der lebte Titel 
dieſes Theils enthält das inzwiſchen durch das Strafgeſetzbuch vom 14. April 1851 be— 
feitigte Criminalrecht. Das Privatrecht wird im weiteften Umfang behandelt, jo daß nicht 
blos das jus generale, jondern auch Spectalrechte, wie Lehnrecht, Handelsrecht, Bergrecht 
eine Stelle finden. 

Wie erwähnt, enthält das Geſetzbuch nur jubfidiäres Recht, es ift inmerhalb feines 
Geltungsbereiches an die Stelle der bisherigen gemeinen Nechte getreten. Anfänglich war 
beabfichtigt, zugleich mit dem Yandrecht Codificationen der Provinzialrechte zu veröffent— 
lichen, ſpäter wurde die Friſt hierzu noch um zwei Jahre erſtreckt, indeß ift der Plan 
auch innerhalb diejes Zeitraums nicht zur Ausführung gelangt und es find in der Folge 
überhaupt nur zwei Provinzialgeſetzbücher publicirt worden, Das oſtpreußiſche im 3. 1801 
und das weitpreufßiiche im 9. 1844. In Betreff aller übrigen verblieb es bei Entwür- 
fen, bis man die Abficht gänzlich aufgab. Hinfichtlich diefer Provinzialrechte iſt es daher 
lediglich bei den bisherigen theils ungeſchriebenen, theils in bejonderen Geſetzen nieder— 
gelegten Recht belaſſen worden. 

Seit dem Jahr 1817 wurde eine Reviſion des preußiſchen Landrechts ins Werk 
geſetzt. Von 1843 bis 1848 ſtand Savigny an der Spitze des eigens zu dieſem 
Zwecle gegründeten Miniſteriums; Das ganze Unternehmen hat indeß ebenfalld mur zu 
einem Entwurf geführt, der nicht ins Leben getreten ıft. 

Aus ganz Ähnlichen Bedürfniffen und Anregungen wie Das preußiſche Yandrecht ift 
das öfterreihifhe Geſetzbuch hervorgegangen.) Im Jahre 1753 feste Maria 
Thereſia eine Commiſſion ein, um allen ihren Erbländern „ein ſicheres gleiches Recht und 
eine gieihfönmige Berfahrungsart” zu geben. Die Commiffion ſollte fih auf das Privat- 
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vecht beichränten, ſoviel möglich Das bereits übliche Necht beibehalten und die verſchiedenen 
Provinzialrechte, ſoweit die Verhältniſſe es geſtatteten, in Webereinftimmung bringen. 
Dabei jollten das gemeine Recht und die bejten Ausleger deffelben, ſowie die Geſetze an— 
derer Staaten unter fteter Rückſichtnahme auf das Naturrecht benugt werden. Ein Plan 
fir dieſe Commiſſion wurde vom Profeſſor Azzoni aus Prag entworfen, nad) demjelben 
follte das Werk in drei Theile: Perfonen=, Sachen- und Obligationenreiht, zerfallen; in 
Folge fortwährender Meinungsverfchiedenheiten, ſowie eines fehr umſtändlichen Geſchäfts— 
ganged kam indep im Verlauf von drei Jahren nur der erfte Theil des Entwurfs zu 
Stande. Jene Commiffion wurde hiernächſt ganz aufgelöft und die Arbeit dem Profeſſor 
Azzoni und Hofrath Holger allein übertragen; an die Stelle des erſteren trat nad 
feinem 1760 erfolgten Tode der Hofrath Zenker, der den Eivilcoder übernahm, wäh— 
rend Holger feine Thätigkeit dem Griminalgefegbuch widmete. Der Entwurf des Civil- 
rechts wurde 1767 vollendet, er umfaßte indeß nicht weniger al8 acht Foliobände und war 
in Inhalt und Form äufßerft fchleppend und ſchwerfällig. Mit Recht verfagte Maria 
Therefia auf Antrag des Fürften Kaunitz demfelben ihre Genehmigung und befahl die 
Anfertigung eines Auszuges, bei welchem alles, was nicht in den Mund des Gefetgebers, 
ſondern nur ad cathedram gehöre, weggelaffen, möglichfte Kürze, Deutlicheit und Sim— 
plicität beobachtet und feine unbebingte Unterwerfung unter die römiſchen Gefege ftattfin 
den, fondern überall die natürliche Billigkeit zu Grunde gelegt werben follte. Erſt nad 
dem Tode Maria Thereſia's (1782) wurde der durd den Regierungsrath Horten auf 
diefer Grundlage angefertigte erfte Theil des Werkes vorgelegt, welcher das Perfonenrecht 
enthielt und nad einer nochmaligen Umarbeitung 1787 als ſ. g Joſephiniſches Gefeg- 
buch publicirt worben ift. 

Bon neuem fette Kaifer Leopold unter Vorſitz des Treibern von Martini eine 
Hofcommiſſion zum Zwed der Geſetzgebung ein, aus deren Arbeiten in den Jahren 1794 
bis 1796 ein Entwurf in drei Theilen hervorging, der im folgenden Jahre in Ofte und 
Weitgalizien eingeführt wurde. Gleichzeitig wurde diefer Entwurf Commiffionen in den 
einzelnen Provinzen, ſowie den juriftiichen Facultäten zur Begutachtung mitgetheilt,; die 
Gutachten derfelben, die bi zum Jahre 1801 eingingen, wurden durch eine eigene Com— 
miffion, deren Referent der Naturrechtölehrer Zeiller war, geprüft, darauf fand eine 
nochmalige Revifion im Schoße derfelben und jchlieglid noch eine Erörterung im Staats= 
rathe ftatt. Erſt nachdem der Entwurf alle diefe Stadien durchgemacht hatte, wurde er 
am 7. Juli 1810 genehmigt und mittelft Patente vom 1. Juni 1811 als allgemeines 
Bürgerliches Geſetzbuch zunächit in dem deutichen Erbländern publicirt. Das öfterreichifche 
Geſetzbuch zerfällt nad einer kurzen Einleitung in drei Theile; der erfte handelt vom 
Perſonenrechte, der zweite vom Sachenrecht, der dritte von den gemeimfchaftlichen Beftim- 
mungen der Perfonen= und Sachenrechte. Im erften Theil iſt herkömmlicherweiſe auch 
das Familienrecht enthalten. Eigenthümlich ift die Eintheilung der Sachenrechte in ding— 
liche Rechte und perſönliche Sachenrechte, exftere find ſolche, welche einer Perſon über 
eine Sache ohne Rückſicht auf gewiſſe Perfonen zuftehen; letztere ſolche, welche zu einer 
Sade nur gegen gewilfe Berfonen entjtehen. Zu den erfteren werben gerechnet: Beſitz, 
Eigenthum, Dienitbarkeiten, Pfandrecht und Erbrecht; die zweite Klaſſe bilden die Obli— 
gationen. Ganz zufammenhangslos ift der dritte Theil, der in vier Abjchnitten von der 
Entftehung, Umänderung, Aufhebung der Rechte und Verbindlichkeiten und endlich von der 
Verjährung und Erfigung handelt. 

Abweichend von dem preußiſchen Landrecht hat das üfterreichiiche Geſetzbuch nicht blos 
ſubſidiäre Geltung. Urſprünglich wollte man zwar auch in Defterreich nad) preußiſchem 
Borbild die Provinzialrechte in bejonderen Gejegbücern fammeln, indeß wurde dieſe Idee 
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fpäter aufgegeben und purch ein Decret vom 13. Juli 1811 geradezu erflärt, „daß Se. 
Majeftät keinem bejonderen Recht oder Statuten für die einzelnen Provinzen neben dem 
allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuch Statt zu geben befunden habe”. Die in dem Geſetzbuch 
enthaltene Beſtimmung, daß die nad) der Kundmachung defjelben von den Yandesfürften 
ausdrüdlich beftätigten Statuten einzelner Provinzen und Yandestheile Gefegestraft haben 
jollten, ift demnach nicht zur Verwirklichung gelangt. Das Gemohnbeitsrecht wird noch 
ungünftiger behandelt als im preußiſchen Yandrecht, auf Gewohnheiten ſoll nur in den 
Fällen, in welchen fich ein Gejeß darauf beruft, Nücdficht genommen werden (Art. 11). 
Da dies .aber in der That nirgends der Fall ift, fo ift diefer Nechtöquelle jede Anwend— 
barkeit verfagt. Dagegen wird der Richter da, wo fich die Entſcheidung weder aus den 
Morten, noch aus dem natürlichen Sinne eines Gefeges entnehmen läßt, auf die Analogie 
und in subsidium auf die „natürlichen Rechtsgrundſätze“ hingewieſen. 

Dem Gegenftande nad beichräntt ſich das öfterreichiiche Geſetzbuch auf dad Privat- 
recht und zwar auf Das jus generale; die Specialrechte bleiben gänzlich ausgeſchloſſen. 
Ebenſo find alle |. g politifchen Geſetze außer Betracht gelaffen, diefer Begriff it weiter 
gefaßt, als gewöhnlich zu geichehen pflegt, jo daß z. B. aud) Hypotheken- und Vormund— 
ſchaftsordnungen, fowie die Beſtimmungen über die Verlaffenihaftsabhandlung dahin ges 
zählt werden. Nüchichtlich diefer Materie hat das Geſetzbuch den früheren Rechtszuſtand 
nicht verändert. _ 

Die Klippe der Caſuiſtik ift in dem öſterreichiſchen Geſetzbuch vermieden, der Inhalt 
it faft überall auf allgemeine Begriffe reducirt, ſo daß der Umfang des Ganzen um Ver— 
gleich zum preußtichen Yandrecht ſehr compenbiss it. Wenn dies als ein Vorzug bes 
trachtet werden darf, fo iſt andererfeits damit Doch auch ein Mangel verbunden, injofern 
die allgemeinen Grundfäge vielfach dürftig und unlebendig find und den Richter bei der 
Entfcheidung einzelner Fälle im Stich laſſen. Die Berweifung auf die Analogie und das 
natürliche Necht gewährt in ſolchen Fällen erflärlicherweife nur eine ſehr proble— 
matiſche Aushilfe Auch das öſterreichiſche Geſetzbuch beruht auf der mangelhaften 
Grundlage, welche die gemeinvechtlihe Wifjenfchaft des vorigen Jahrhunderts darbot und 
es find in Folge deſſen vielfach principiell falſche Auffaffungen und verkehrte Begriffs: 
beftimmungen in daſſelbe übergegangen Wie m Preußen hat es auch bier lange ge— 
Dauert, bis die Fortſchritte der neueren Wiffenihaft für das Particularredht fruchtbar 
gemacht wurden; Durch Das zuerft 1856 erichtenene, bisher noch unvollſtändige Meifters 
werk von Unger ift diefem Mangel für einen Theil des Geſetzbuches auf Das glänzendſte 
abgebolfen und die ſeitdem dem öfterreichifchen Recht zugewendeten Bemühungen haben, 
eben weil fie von einem wahrhaft willenfchaftlichen Geifte belebt find, aud auf das ge= 
meine Recht den fürderlichiten Einfluß ausgeübt. 

Nächſt diefen beiden einheimiſchen Gefegbüchern ift hier der franzöſiſchen Codi— 
fication zu gedenken, ) welche im Gefolge der Napoleoniſchen Kriege nach Deutſchland 
eingedrungen und von der folgenſchwerſten Bedeutung für die Entwickelung unſerer Rechts— 
zuftände geworden iſt. Frankreich zerfiel von altersher in das pays du droit &erit und 
pays coutumier, jenes den mehr romaniſchen Süden, diefes den Norden umfallend. In 
legterem bildete das römiſche Recht, in jenem das bejonders feit Ende des fünfzebnten 
Jahrhunderts aufgezeichnete, großentbeil® auf germaniicher Grundlage beruhende, pro= 
vinzielle und locale Statutarredht (droit coutumier) den Hauptbeitandtbeil des geltenden 
Rechts. Doch fehlte es weder in Dem pays du droit &erit ganz an Coutumes, noch 


) Badariä, Handbuch des franzöfiichen Kivilrechts, Herausgegeben von Anſchütz, Bb.I. 
3. 7 igg.; Schäffner, Geſchichte der Rechtsverſaſſung in Franfreik, Bd. 4, ©. 304 fag. 
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war im Norden das römiſche Recht völlig ausgefchloffen. Denn einerfeit hatten im 
Yaufe der Zeit die Coutumes ſelbſt vielfach römische Elemente in fi aufgenommen, ans 
dererſeits kam aud) abgejehen hiervon in diefen Yändern das römiſche Recht zur Geltung, 
wenngleich mehr als raison eerite wie als unbedingt anwendbare Norm. So beftand 
in den einzelnen Theilen des franzöfifhen Reichs ähnlich wie in Deutfchland eine bunte 
Mannichfaltigkeit verfchiedener Particularrechte und es mußte deshalb hier ebenfalls das 
Bedürfniß und der Plan einer gemeinfamen Geſetzgebung entjtehen. Schon die Könige 
des Hauſes Valois hegten derartige AWbfichten, die Ausführung aber war fpäteren 
Jahrhunderten vorbehalten, fie wurde erſt möglich, als durch die evolution und 
ven Napoleonismus der Staatögewalt neue Energie eingeflößt worden war. Gleich 
im Beginne der Revolution wurde dieſe Aufgabe ind Auge gefaßt; bereits die Conftitu- 
tion von 1791 enthielt die Verheifung: il sera fait un code de lois civiles com- 
munes à tout le royaume. Doch machte erft der Nationalconvent ſich wirflih ans 
Bert; Cambaceres legte als Berichterftatter einer von demfelben ernannten Com— 
miffion im Auguft 1793 einen Entwurf vor, der indeß nicht die Zuſtimmung des Con— 
ventes erlangte, weil er nad) der Anficht deffelben nicht entichteden gemug mit dem ancien 
regime gebrodyen hatte, was, freilich nach den mitgetheilten Proben höchſt wunderbar 
erſcheint. Nach Beleitigung der Schredensherrfchaft wurden von neuem Verſuche ans 
geftellt, doch ohne glüdlichen Erfolg. Wiederum wurde hierauf in dem Geſetz über die 
Einführung des Conſulats (9 Brumaire an VIII) das baldige Erſcheinen eines Civil- 
geſetzbuchs im Ausficht geitellt und diesmal gab die Verfönlichkeit des erſten Conſuls 
einen kräftigen Impuls. Er betraute vier Männer: Trondet, Portalis, Bigot 
de Preamenen und Maleville, mit der Ausführung. Dieſelben vertheilten die 
Arbeit nah Meaterien unter ſich und brachten fie in vier Monaten zu Ende, Der Ent: 
wurf gelangte nach einer Begutachtung durch die Appellationsgerichte und den Caſſations— 
hof an den Staatsratb, an deſſen Berathungen Bonaparte jelbit thätigen Antheil nahm. 
Hierauf gingen die einzelnen Titel des Geſetzbuches an die geſetzgebende Berfammlung, 
un welcher Regierungsredner ein exposed des motifs de la loi beifügten. Die lettere 
beichloß jedoch auf Antrag des Tribunats Verwerfung des erften Titels und da in Be 
treff des zweiten Titels ein gleicher Antrag geftellt war, jo wurden im Januar 1802 
ſämmtliche Vorſchläge zurüdgezogen. Im den Jahren 1803 und 1804 erfolgte eine 
neue Borlage und munmehr die Annahme ſämmtlicher Borichläge. Das ganze Wert 
wurde durch ein Gele vom 30. Ventöfe XII (20. März 1804) ald Code eivil des 
Frangais promulgirt; im Jahr 1807 nad Einführung der kaiſerlichen Negierungsform 
erhielt dafjelbe den Titel Code Napolcon. | 

Das franzöfiiche Civilgeſetzbuch bejteht aus drei Büchern, denen ein titre prelimi- 
naire voraufgeht. Das erite Buch handelt des personnes (Perfonen= und Familien: 
vet), das zweite des biens et des diflerentes modifications de la propriete (Ein= 
theilung der Sadyen, Eigenthum, Perjonal= und Prädialjeroituten), das dritte des difie- 
rentes manieres dont on acquiert la propriete (Erbfolge, Schenkungen unter Yebenden 
und Teftamente, Obligationen, Sicherungsmittel, Berührung). — Das Verhältniß zum 
früheren Recht ift durch das Einführungsgeieg dahin beftimmt, daß durch den Code 
ſowohl das römische Necht wie die Ordonnanzen, Coutumes, Statuten und Reglemente, 
ſoweit fie ſich auf Gegenftände beziehen, die im Code berührt werden, ihre Geltung ver- 
loven haben. Mit anderen Worten: für das ganze Gebiet des Civilrechts fommen alle 
diefe Rechtsquellen höchſtens noch als Hülfsmittel Für die Interpretation in Betracht. 
Nur die Fälle, in denen der Code ſich ausprüdlich auf Gewohnheiten oder auf Frühere 
Geſetze beruft, machen hiervon eine Ausnahme. 
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Seinen Inhalt hat der Code zum großen Theil aus dem bis dahin im 
Franfreich geltenden Recht gejchöpft. BVielfach Tiegen die Contumes zu Grunde und 
namentlich hat die coutume de Paris Berüdfichtigung gefunden, Daher erflärt es ſich, 
daß die Beſtimmungen vdeffelben ſo Häufig auf germaniſche Wurzeln zurückweiſen. Was 
den Werth des Geſetzbuches anlangt, To gilt daffelbe den Franzofen als ein Gegenftand 
des Nationalftolzes, als ein würdiges Denkmal ihrer glorreichiten Zeit. Deutiche Be— 
urtheiler haben ihm Unvollftändigfeit, Oberflächlichteit, eine mechaniſche und unwiſſenſchaft- 
liche Behandlungsweife vorgeworfen. Savigny nennt ihn geradezu eine politische 
Krankheit. Daß diefe Ausftellungen in vieler Hinficht begründet find, läßt fich nicht 
leugnen, die Gerechtigkeit erfordert aber, ihnen gegenüber die präciſe, logiſche Sprache, 
die Durchfichtigfeit, Schärfe und Kürze der einzelnen Beftimmungen als Borzüge ans 
zuerfennen. Wenn man ferner mit Recht einen Nachteil darın erbliden mag, daß 
häufig das politiiche Element über das techniiche Das Uebergewicht erlangt bat, jo bat 
doch andererſeits gerade dieſe politische Tendenz die Wirkung gehabt, daß Die Rechts— 
gleichheit gegenüber den zahlreichen Zerflüftungen und Abhängigkeitsverhältniſſen, melde 
namentlich in Folge der Ständeumterfchiede das Privatrecht bis dahin getrübt hatten, 
zum vollften Ausdrud gekommen ift. Dieſe Bedeutung des Code Hat denſelben auch 
den Bewohnern des linken Rheinuferd vorzugäweife werth gemacht und er ift in Folge 
deſſen troß der einflußreichften Beitrebungen der Reſtaurationszeit bis heute in Rhein— 
preugen, Nheinbaiern, Rheinheſſen und in einer vom Original wenig abweichenden 
authentiſchen Ueberiegung im Großherzogtum Baden in Geltung geblieben. 


Mit dem Wiederermachen des’ Nationalgefühls, welches in Folge der Freiheits— 
friege eintrat, wurde von nenem der Wunſch nach einem gemeinfamen deutichen Gefetsbuch 
erregt. Nach der Abmwerfung des fremden Joches verlangte man zwar die Bertilgung 
der von der Fremdherrſchaft zurüdgelaffenen Spuren aud auf dem Gebiete des Rechts, 
aber man fträubte ſich doch ebenjo gegen eine unbedingte Wiederherftellung der früheren 
Zuftände. Die Herbeiführung eines allgemeinen bürgerlihen Rechts für ganz Deutſch— 
land jchren bei dem Aufſchwung der Geifter nicht nur innerhalb des Erreihbaren zu 
liegen, jondern auch einen wünſchenswerthen Erſatz für das fehlende Band politiicher Ein— 
heit darzubieten. Diefer Gefinnung wurde durch Thibaut in der 1814 erjcienenen 
Flugſchrift „über die Nothwendigkeit eines allgemeinen bürgerlichen Nechts für Deutich- 
land” ein warmer Ausprud verliehen ) Er verlangte, daß ein deutſches National- 
gefegbud won Deputirten aus allen deutſchen Ländern abgefaßt und demnächſt „mie ein 
Völkervertrag unter Die feierlibe Garantie der auswärtigen großen alliirtn Mächte 
geftellt werde.‘ 

An dieſe Thibaut'ſche Schrift knüpft fich eine Polemik, die ſowohl um ihrer ſelbſt 
willen wie megen des Einfluffes, den fie auf Die Richtung der geſammten deutſchen 
Rechtsentwickelung gehabt hat, von der allergrößten Bedeutung if. Angeregt durch Sa— 
vigny’s berühmte, unmittelbar gegen Thibaut's Vorſchläge gerichtete Schrift: „vom Beruf 
unferer Zeit für Gefeggebung und Redtswiffenfchaft” 2) verpflanzte fie ſich bald in 
weitere Kreife und nahm einen über die gewöhnlichen Dimenfionen wiſſenſchaftlicher 
Streitfragen weit binausgehenden Umfang an. 





N Wieder abgebrudt im des Berfaffers civiliftiihen Abhandlungen, Heibelberg 1814, 
S. 404 — 466, 
*) Buerft ebenfalls Heidelberg 1814, in zweiter Aufl. 1828 erſchienen. 
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Savigny erhob gegen jene Forderung zumächft den Einwand, daß die Zeit zur Ab— 
faffung eines derartigen Geſetzbuches nicht reif ſei; es fehle ſowohl Die wifjenfchaftliche 
Befähigung wie diejenige Bildung der Spradye, welche zu einem präcifen Ausdrud juriftifcher 
umd namentlich geſetzlicher Beſtimmungen erforberlich ſei. Dies fuchte er durch einen 
Hinweis auf die Mängel der Rechtswiſſenſchaft feiner Zeit, ſowie durch eine ausführliche 
Erörterung der bereitS vorhandenen Geſetzbücher und der ihnen anhaftenden Unvolltommen= 
beiten näher zu begründen. Allein wenn bienad auch fpäteren Generationen die Mög— 
lichteit, ein derartiges Werk zu Stunde zu bringen, nicht gerade abgeiprochen wurde, fo 
war doch der Kern der Schrift gegen jede Codification, wenigſtens auf dem Gebiet des 
materiellen Rechts gerichtet. ALS das Wünſchenwertheſte wurde bezeichnet, daß das Recht 
durch die inneren ſtillwirkenden Kräfte der Volksüberzeugung fortgebilvet- und daf der Zu- 
ſammenhang diefer Entwidelung durch Eingriffe des Geſetzgebers möglichſt wenig unter: 
brochen würde. Demmach verlangte er für die Länder, wo feine Codificationen exiftirten 
oder wo der Code gegolten hatte, der unter allen Umftänden beſeitigt werden ſollte, Bei⸗ 
behaltung oder Wiedereinführung der früheren Verbindung von gemeinem Recht und Lan— 
desrechten, ſo daß die geſetzgeberiſche Thätigkeit ſich hier, von politiſchen Geſetzen abgeſehen, 
weſentlich auf die Entſcheidung von Controverſen und auf eine Verzeichnung alter Ge— 
wohnheiten beſchräntken ſollte. Im Oeſterreich und Preußen dagegen, wo bereits einhei— 
miſche Geſetzbücher exiſtirten, ſollte ein wiſſenſchaftliches Studium des Rechts, namentlich 
auf hiſtoriſchem Wege, den unterbrochenen Zuſammenhang mit dem gemeinen Recht mög- 
lichſt wiederherſtellen. Die Vertiefung in die geſchichtliche Seite des Rechts forderte Sa— 
vigny auch von den gemeinrechtlichen Juriſten und in der hierdurch anzubahnenden wiſ— 
ſenſchaftlichen Gemeinſchaft fand er zugleich das wirkſamſte Mittel zur Befeſtigung der 
nationalen Einheit und zur Herbeiführung eines nationalen Rechts. 

Das große und umvergänglice Verdienſt der Savigny'ſchen Schrift beſteht darin, 
dar hier zum erften Mal mit Nachdruck auf die geichichtliche Seite des Rechts und auf 
die Wichtigkeit der hiſtoriſchen Methode hingewieſen worden ift. Sie hat aus dieſem 
Grunde eine epochemachende Bebentung für die Nechtöwifienichaft erlangt und darf, wenn— 
gleih die Anfänge jener Richtung weiter zurüdliegen, doch als der eigentlihe Ausgangs- 
punft jener vechtöwilienichaftlichen Schule betrachtet werben, die ſich vorzugsweiſe die hifto- 
riſche nannte und deren Anhänger mit ebenjo viel Eifer ald Erfolg auf die Wege des 
Meifterd eingingen. So dankenswerth aber aud der Impuls ift, der hierdurch den wiſ— 
ſenſchaftlichen Beftrebungen gegeben wurde, fo ift es andererfeitS zu beflagen, daß bie 
Argumentationen Savigny’s, freilich ohne den Willen ihres Urhebers, zu einer Art Partei- 
programım gemacht wurden für alle diejenigen, welche aus irgend einem Grunde den 
populären Forderungen der Zeit micht genügen mochten. Da fid im Gegenfag Hierzu 
gleichfalls eine Partei ſammelte, jo konnte es nicht fehlen, daß fich die Unbefangenheit Des 
Urtheils trübte und daß auf beiden Seiten vielfach ertreme und unhaltbare Meinungen 
verfochten wurden. 

Trog der Wandelungen, welche ſich während der mehr denn fünfzig Jahre feit dem 
Ericheinen der Savigny'ſchen Schrift ſowohl in der politijchen Geftaltung wie in den An— 
Ichanungen der deutfchen Nation vollzogen haben, find dieſe Gegenſätze auch jegt noch nicht 
völlig gehoben. Der Ruf nach Geſetzbüchern für Deutichland im allgemeinen und ſpe— 
ciell für die Yänder des gemeinen Rechts hat ſich durch die Bedenken der hiftorijchen 
Schule nicht abweilen laffen, iſt im Gegentheil immer lauter geworben und hat in immer 
weiteren Kreifen Anerfennung und zum Theil auch Verwirflihung gefunden. Andererſeits 
find es im ganzen ſtets dieſelben Befürchtungen, die fid jedem neuen Schritt in diefer 
Richtung entgegenftellen, daß die freiheit der wiſſenſchaftlichen — —— der prak⸗ 
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tifchen Anwendung gehemmt, die Continuität der Entwidelung unterbrodyen werben würbe. 
Bon einer gemeinfamen Gefeggebung für ganz Deutſchland insbejondere beforgt man eine 
todte Uniformität, die allerdings, wenn fie fi) blos in der Unterbrüdung der Beſonder— 
heiten wirkſam zeigen und nicht ſelbſt die Duelle neuen Yebens fein würde, gegenüber ber 
Mannichfaltigkeit der Particularrehte fein Fortſchritt wäre. 

Mas zunächſt die Codificationen einzelner deutſcher Länder anlangt, jo find neuer- 
dings Entwürfe zu Civilgefegbüchern in Heſſen Darmftadt (1942) und in Baiern 
(feit 1861) publicirt worden. Der heſſiſche Entwurf ſcheint Liegen geblieben zu fein und 
nicht weiter verfolgt zu werben. Dagegen befindet ſich der baterijhe im gegemmärtigen 
Augenblid bereit in einem vorgerüdten Stadium der Berathung. Gerade in Baiern 
wird das Bedürfniß nad einer Codification befonders lebhaft empfunden, weil hier durch 
die politifchen Creigniffe ſehr verfchiedenartige Beftandtheile zu den alten Provinzen hinzu— 
gefommen find umd in Folge deſſen eine größere Verſchiedenartigkeit des Rechts und der 
rechtlichen Grundlagen vorhanden ift, als vielleicht in einem anderen deutſchen Staate. 
Aus dem oben Bemerkten erflärt fi, daß man, um dieſem Mangel abzubelfen, auf ein 
neued Werk bedacht fein mußte und nicht etwa vom Codex Maximilianeus ausgehen 
fonnte. 

Wirklich zu Stande gekommen ift in neuefter Zeit ein Civilgefegbuch für Das Kö— 
nigreih Sachſen. Der Plan einer Codification datirt hier aus dem Anfang diejes Jahr: 
hunderts, doc) wurde erft 1846 zu Diefem Zwed eine Commiſſion eingefegt. Dev Entwurf, 
der aus den Berathungen derfelben hervorging, wurde in ben Jahren 1851 und 1852 
mit allgemeinen und fpeciellen Motiven veröffentlicht, in Folge der eingegangenen Beurtbeis 
lungen, namentlich in Folge einer fehr ungünftigen Kritif von Wächter ?) aber zurüd: 
gezogen und nochmals umgearbeitet. Das Ergebniß diefer Umarbeitung, welches dem— 
nächft auch Die Zuftimmung der Ständeverfammlung erhalten hat, iſt das am 2. Januar 
1863 publicirte, feit dem 1. März 1865 in Wirkſamkeit getretene bürgerliche Geſetzbuch. 
Daſſelbe zerfällt in fünf Theile: Allgemeine Beftimmungen, Sachenrecht, Recht an For— 
derungen, Familien- und Vormundſchaftsrecht, Erbſchaftsrecht. Der Inhalt erſtreckt ſich 
nur auf das allgemeine Privatrecht, nicht auf die Specialrechte, inſoweit aber werden alle 
früheren Geſetze, deren Gültigkeit nicht ausdrücklich vorbehalten iſt, aufgehoben. Das 
Gewohnheitsrecht iſt überhaupt nicht als Rechtsquelle anerlannt; Gewohnheiten kommen 
nur als Interpretationsmittel bei der Begründung ſubjectiver Rechte in Betracht. 

Den auf eine gemeinſame Geſetzgebung abzielenden Beſtrebungen wurde durch einen 
Antrag Ausdruck verliehen, welchen zehn Regierungen, darunter Baiern, Sachſen und 
Würtemberg, bei der vormaligen Bundesverſammlung ſtellten. Der Antrag ging auf 
eine Erwägung der Frage, ob und imwieweit eine gemeinfame Civil- und Criminalgefeg- 
gebung wünjchenswerth und durchführbar erſcheine. Der hierüber erftattete Ausſchuß— 
bericht erfannte den Wunſch und das Bedürfniß im allgemeinen an, wollte jedoch zunächſt 
nur einzelne Theile des Civilrehts in Angriff genommen wiſſen und beantragte die Nies 
derſetzung einer Commiſſion in Dreöven zum Entwurf und zur Borlage eines allgemeinen 
Geſetzes über die Rechtsgeſchäfte und Schuloverhältniffe (Obligationenrecht) für die deut— 
ſchen Bundesſtaaten. Die Majorität der Bundesverſammlung ſtimmte dieſem Antrage 
zu (13. November 1862); eine Minorität, Preußen an der Spiße, proteſtirte, weil ſolche 
Geſetze nicht mehr zu den der Competenz des Bundes unterliegenden gemeinnügigen Anord— 
nungen gehörten. Auf Grund jenes Beidhluffes trat am 5. Januar 1863 eine Commiſ— 


) Beröffentlicht in der Zeitfchrift für Nechtöpflege und Berwaltung des Königreichs Sad- 
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fion in Dresden zuſammen, die bis zum 28. Mai 1866 tagte und nach zweimaliger 
Leſung einen Gefegentwurf zu Stande brachte, dem jedoch wegen der inzwijchen nn 
tenen politiſchen Ereigniffe bisher feine Folge gegeben worden ift. 


Die Berfaffung des Norddeutſchen Bundes zählt die Herftellung eines — 
Obligationenrechts ebenfalls zu den Aufgaben der Bundesgeſetzgebung. — 

Schließlich ſei uns noch geſtattet, unſeren eignen Standpunkt zu der Frage, ob ein 
gemeinſames Civilgeſetzbuch für ganz Deutſchland wünſchenswerth iſt, kurz darzulegen. 
Wir würden dieſe Frage durchaus bejahen. Eine ſolche Codification ſcheint uns ein Be— 
dürfniß zu ſein, das ſowohl aus unſeren rechtlichen wie aus unſeren politiſchen Zuſtän— 
den hervorgeht. Die in den Ländern des gemeinen Rechts zu Grunde liegende Verbin— 
dung zwiſchen fremdem Recht und Landesrechten entfpricht keineswegs den Anforderungen 
welde an einen gefunden Rechtszuftand zu ftellen find, das Berlangen nach einer in va— 
terländifcher Sprache abgefaßten überſichtlichen Geſetzgebung ift völlig berechtigt. Denn 
wenn aud zugegeben werden muß, daß bei unſeren complicirten Verhältniffen das Recht 
niemald ganz in den Befig der Laien übergehen kann, fondern daß deſſen Erforſchung und 
Handhabung ſtets den Gegenftand einer beſonderen Berufsthätigfeit bilden wird, fo ift 
Doc andererſeits eine gewiſſe Popularität von jedem Recht zu beanſpruchen. Die Rechts— 
normen ſollen möglichft Mar und verftändlich, denen, welche durch fie beherrſcht werben, 
möglichft zugänglich fein. Diefen Anforderungen entipricht aber die Entwidelung des ge— 
meinen Rechts gewiß nicht und deswegen bat auch bier ganz unabhängig von allen po— 
litiſchen Motiven die codificatorifhe Nichtung immer weitere Fortſchritte gemacht. 

Ferner aber bleibt zu erwägen, daß die Frage, auch wenn man fie lediglich auf das 
Privatrecht beichränft, doch im engften Zufammenhang mit der allgemeinen ftaatlichen Ent— 
widelung fteht. Je mehr man davon durchdrungen ift, daf, wie Savigny fagt, Das Necht 
fein Dafein für fich bat, jondern daß fein Weſen das Leben der Menſchen felbft ift, von 
einer befonderen Seite angefehen : defto weniger wird ſich die politifche Bedeutung auch 
des Privatrechts verfennen laſſen. Diefe Bedeutung zeigt ſich ſowohl in der Einwirkung, 
melde die Privatrechtöpflege auf die Förderung des Stantölebens ausübt, wie darin, daß 
die Geftaltung des ftaatlichen Lebens zu allen Zeiten von dem erheblichiten Einfluß auf die 
Bildung des Privatrechtd geweſen it. 

Erfennt man aber an, daß der Charakter des Privatredhts durch politische Momente 
wejentlih mit beftimmt wird, fo wird man auch zugeben müſſen, daß in demfelben 
Maße, in weldem das Streben die nationale Zufammengehörigfeit auf ſtaatlichem Gebiet 
zu verwirklichen, ftärfer wird, auch die Forderung nad einem Ausdruck der Rechtseinheit 
dringender hervortreten muß. Sofern man die Beredhtigung jenes Strebens zugibt, wird 
auch dies Berlangen unabweislich erſcheinen. Die Erfüllung deffelben aber kann, wie bie 
Dinge bei und einmal Tiegen, allen auf dem Wege der Geſetzgebung erfolgen. Die Ge- 
meinfamtfeit der. Wiffenfchaft, auf welche Savigny hinweiſt, veicht allein nicht aus, denn 
fie würde, jelbft wenn fie auf To verſchiedenen Grundlagen, wie fie die nun einmal vor— 
bandenen Codificationen und das gemeine Recht darbieten, zu erzielen wäre, doch immer 
nur einen Fleinen Kreis Auserwählter vereinigen und dem Volke, worauf allerdings Ge— 
wicht zu Tegen ift, nicht als genügendes Bindemittel erfcheinen. Aus dieſen Gründen ift 
die gemeinfame deutſche Geſetzgebung eine Aufgabe, an Die man, wie uns ſcheint, wird 
berantreten mülfen, und zwar wird man hierbei immer zur Codification des gefammten 
Privatrechts geführt werden, da die einzelnen Theile deſſelben in viel zu enger Verbin— 
dung mit einander ftehen, als daß man ſich auf die Dauer mit Einzelgefegen follte be= 
gnügen können. Hiervon macht Erachtens jelbit das Familien- und Inteftaterbs - 
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recht feine Ausnahme, für welches man in der Regel die Möglichkeit einer allgemeinen ge⸗ 
ſetzlichen Grundlage leugnet. 

Der Zweifel, ob die Gegenwart berufen iſt, ein ſolches Werk zu unternehmen, muß 
ſchwinden, ſobald einmal die Nothwendigkeit anerkannt iſt. Keiner Zeit fehlt der Beruf, 
ein wirklich vorhandenes Bedürfniß zu befriedigen, vorausgeſetzt, daß ſie mit Anſpannung 
aller ihr zu Gebote ſtehenden Kräfte daran arbeitet. Und ebenſo wenig halten wir die 
Befürchtung für gegründet, daß ein ſolches Werk den Fortſchritt der Rechtsentwickelung 
hemmen und daß der Buchſtabe des Geſetzes den Geiſt des Rechts tödten würde. Viel— 
mehr würde daſſelbe, wenn in rechtem Sinne angelegt und ausgeführt, ſelbſt vom natio— 
nalen Geifte belebt fein und anregend, nicht lähmend wirfen. Das Handelsgeſetz- 
buch und die Wechſelordnung find rühmliche Beiſpiele dafür, daß Codificationen unter 
diefer Borausjegung den günftigften Einfluß auf die Förderung der Rechtswiſſenſchaft 
haben können. 
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Einleitung. 


$. 1. Das gemeine deutfche Recht ruht auf zwei Grumblagen, einer römiſchen und 
einer deutfchen. Das Berhältnig derſelben ift im Privatredhte ein höchſt eigenthümliches 
Im Leben und der praftiichen Anwendung find beide auf das engfte verbunden umd gehen 
vollftändig in einander über. In der Theorie werben fie dagegen in einer ziemlich ſchar— 
fen Trennung von einander gehalten ; in den afademifchen Vorlefungen namentlich und 
den Lehrbüchern werben beide als Pandekten oder heutiges römiſches Recht und deutſches 
Privatrecht vollftändig von einander geſchieden. Doch ift die Trennung nicht fo, als ob 
unter dem erfteren rein römiſches, unter dem anderen alles deutfche Recht gegeben würde. 
Vielmehr verfteht man unter heutigem römiſchem Rechte Das römiſche Hecht in feiner heu— 
tigen praftifchen Geftalt, alſo mit allen den Modificationen, die es durch das kanoniſche 
und deutiche Recht erhalten Hat, im beutfchen Privatrechte aber wird das deutiche Recht 
nur infomeit dargeftellt, als e8 auf jelbftitändigen deutichen Rechts = Iveen und Inftituten 
beruht. Im allgemeinen ift dabei das Verhältniß fo, daß das römiſche Necht das eigent- 
liche völlftändige und zufammenhängende Syſtem des Rechts gibt, das deutfche mehr mur 
in einer Reihe einzelner Aenderungen und Ergänzungen des römiſchen und einzelnen neuen 
Geftaltungen des heutigen Yebens befteht.. Die ganze Scheidung ſcheint zunächſt jehr zu= 
fällig nur nach der äußeren Quelle zu fein, indeffen hat fie ihren tieferen Grund in dem 
Grundcharakter ſowohl des römischen als des deutichen Rechts, wie er oben ©. 68 bei der 
Geſchichte des römischen Nechts entwidelt iſ. Das römiſche Recht hat feine Bedeutung 
bauptfählih in der Ausbildung der allgemeinen abftracten Grundlagen des Rechts, ſowohl 
im ſ. g. allgemeinen Theile des Rechts als bei den dinzelnen Rechten, das deutſche Recht 
bat fich Dagegen hauptfächlich in der Entwidelung der befonderen einzelnen Kreiſe des foctalen 
und ftaatlihen Organismus bewegt, und die darauf beruhenden beſonderen Geftaltungen 
der allgememen Rechtöbegriffe zur Ausbildung gebracht. Die Grenze zwiſchen beiden ift 
natürlich nicht Scharf, und man hat daher die ganze Scheidung angegriffen und die For: 
derung aufgeftellt, wie das Recht im Leben mer ein zufammenhängendes Ganze ſei, fo 
müſſe es auch in der Theorie zu einem Syſteme verbunden werben, die ftete Trennung 
beider Rechte verhindere jede Mare Auffaffung und Darftellung des wirklich praftiichen 
Rechts. Der Vorwurf ift aber nicht begründet. Die ältere Theorie hatte die Trennung 
noch nicht, allein bei der Verbindung wurden weder das römiſche noch Das Deutiche Recht 
in ihrer Eigenthümlichteit erkannt, umd daher vielfach praktiſche Reſultate von jehr un- 
Harer Begründung und zweifelhaften Werthe gewonnen. Grade erft durch Die Trennung 
beider Rechte ift arbeit in ihre Auffaſſung gebracht. Man bat namentlich eingejehen, 
daß es im der That zwei verſchiedene Seiten des Rechtslebens find, die Durch die beiden 
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Rechte repräfentirt werden, und die wirklich eine gewilfe Verſchiedenheit der Behandlung 
fordern. Es ift zwar nicht zu leugnen, daß dadurch zum Theil ein gewiſſer übertrie- 
bener, jomohl romaniſtiſcher als germaniftiicher Purismus in die Behandlung gebracht ift, 
der die praftifchen Refultate mitunter gefährdet. Man hat bejonders beim römischen 
‚ Rechte, deſſen eigenthümlicher Geift immer etmas Frembartiges für uns behält, vielfach 
geglaubt, nicht genug die reine Erkenntniß hervorheben zu können, und feine heu— 
tige praftifche Geftaltung darüber vernachläſſigt. Indeſſen liegt die Gefahr dabei weniger 
in der Trennung des römiſchen Syſtems von den deutfchen Nechtöinftituten, als darin, 
daß man bei den römiſchen Imftituten ihre Modification in dev heutigen Praris nicht 
in Betracht zieht, ein Fehler und eine Gefahr, die durch die bloße Verbindung der bei= 
den Syſteme in gar Feiner Weife gehoben werden würden. Nur durch Detailunters 
ſuchungen, nicht durch Gefammtdarftellungen, läßt fich dieſes befeitigen. Aus diefen Grün- 
den ift denn auch in der vorliegenden Darftellung des gemeinen Rechts die Scheidung 
der beiden Rechte beibehalten. 

Daber hat man fi nun aber von vornherein jehr vor der Borftellung zu hüten, 
als ob das, was man das Enftem ded heutigen römiſchen Rechts nennt, wirklich einfach 
das römiſche Recht wäre, jo meit es heute noch gilt. In dieſem heutigen römischen Rechte 
ftedt Die Arbeit, geiftige Entwidelung und Wiffenichaft faft des geſammten modernen 
Europas. Unſer heutiged römiſches Rechtsſyſtem ift keineswegs das wirklich römiſche. 
Schon im Inhalte ft es von Anfang bis zu Ende durchzogen von modernen Ideen. 
Noch mehr aber ift die ganze Form mefentlic eine neue Schöpfung des modernen Geis 
ftes, an der faft alle Nationen mit gearbeitet haben. Dieſes principielle Erfaſſen, Glie— 
dern und Syſtematiſiren der Rechtöbegriffe ift Unfere That. Die Römer haben uns aller= 
dings den eigentlichen Hauptftoff dazu geliefert; man darf aber nicht glauben, daß, 
wenn Stoff und Inhalt gegeben fei, dann die Findung der wiſſenſchaftlichen Form eine 
einfache und leichte Sache fei. Die Römer haben fie gar nicht gefunden, und bet ung 
bat es Jahrhunderte gebraucht, um fie einigermaßen zu erfaffen. Eine kurze Ueberficht 
über den Entwidelungsgang der romaniſtiſchen Rechtswiſſenſchaft feit dem Mittelalter 
wird zeigen, wie ſchwer der modernen Wiffenichaft Die Aufgabe geworden if. 

8. 2. Will man die Richtung, die der Entwidelung der romaniſtiſchen Wiſſenſchaft 
jeit den Sloffatoren zu Grunde liegt, kurz bezeichnen, jo iſt es der Fortichritt von ein— 
facher Neception des römischen Rechts zu jelbftftändiger wiſſenſchaftlicher Reproduction 
deſſelben. Der Anfang iſt Aufnahme des überlieferten” Detaild des römiſchen Rechts, 
das Ziel Begründung dieſes Details im Geſammtſyſteme des Rechts. Dem entſprechend 
ift die Methode im Anfange Eregefe der einzelnen Stellen, am Ziele dogmatiſche Con= 
ſtruction des Syſtems. Die Hauptftufen der Entwidelung find dabei folgende: 

1. Die Gloffatoren. Die erfte Aufgabe war, die Maffe des römifchen Details als 
folchen in das Bewußtſein und Verſtändniß der neuen Welt aufzunehmen, alfo die ein- 
zelnen Ausſprüche als ſolche ihrem unmittelbaren Wortlaute und praftifchen Gehalte nad) 
zu erklären, fie miteinander zu vergleichen, die Widerfprüce hervorzuheben, die Begriffe 
und Rechtsregeln daraus zu abjtrahiren und in äußeren Zufammenftellungen zu ordnen. 
In der Löſung diefer Aufgabe Liegt die Hauptbedeutung der gloſſatoriſchen Wiſſenſchaft. 
Die hauptſächlichſten Werke find die ſ. g. glossa ordinaria von Accurſius und die Sum- 
mae in codicem von Kogerius, Placentinus und Azo. 

2. Die Poftglofjatoren, d. h. die italienischen Yuriften von den Gloffatoren an 
(1250) bis zum fechzehnten —— Die nächſte Aufgabe war, die Modificatio— 
nen, die das römiſche Recht bei ſeiner Anwendung auf die neuen Verhältniſſe nothwendig 
in Gewohnheit und Praxis erleiden mußte, in die Theorie mit aufzunehmen, darin zu 
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bearbeiten umd mit dem römijchen Rechte felbft zu verbinden. Darin liegt die Haupt- 
bedeutung der Wiffenfchaft diefer Zeit. Die Erkenntniß des römiſchen Rechts felber wird 
dabei nicht jehr gefördert, feine Theorie befteht faft nur in jcholaftifcher Bearbeitung der 
Gloſſe ohne jelbftftändiges Quellenſtudium, doch werben dabei die Begriffe Ihulmäßiger 
geftaltet mit Definitionen, Terminologien, Diftinctionen u. |. wm. Die Hauptvertreter 
find Durantis (F 1296), Bartolus (+ 1359), Baldus (f 1400). 

3. Die franzöfiichen Yuriften des ſechzehnten und fiebzehnten Jahrhunderts. Die 
italienische Wiffenfhaft war rein praftiih, ohne andere Hülfsmittel, ald das cor- 
pus iuris und den praftiichen Berftand. Dies war für die Erkenntniß des römiſchen 
Rechts nicht ausreichend. Ohne einen gelehrten Apparat philologifcher und Hiftorifcher 
Kenntniffe war ein tieferes und veineres Verftändnig nicht möglich. Die franzöfifchen 
Yuriften waren e8, Die die durch die Reformation belebten philologiſchen und hiſtoriſchen 
Studien auch auf das römiſche Recht übertrugen. Der kritiiche Geift der Reformation 
ließ fie zugleich die Auctorität der Gloſſe und überhaupt traditioneller Dogmen durch— 
bredien und auf der reineren Exegefe eine veinere Dogmatik aufbauen. Gujas (7 1590) 
und Doneau (f 1591) find die hervorragenden Vertreter beider Beziehungen. Die hol 
ländifchen und ſpaniſchen Yuriften jener Zeit ſchließen fi ihrer Richtung an. 

4. Die deutſchen Yuriften des fiebzehnten und achtzehnten Jahrhunderts. Die 
deutſche Rechtswiſſenſchaft des ſechzehnten Jahrhunderts hat noch wenig Selbftftändiges, fie 
bejteht faft nur in Aufnahme und Bearbeitung der italienifchen und franzöfiichen. Erſt 
im fiebzehnten gewinnt fie eine eigene felbftftändige Richtung, aber, durch das praftifche 
Bedürfniß hervorgerufen, eine überwiegend praktifhe. Die |. g. Actenverfendung von den 
Gerichten an die Unwerjitäten zur Abfaffung der Urtheile erlangte eine ſolche Ausdeh— 
nung, daß die meiften Entſcheidungen in ganz Deutſchland nicht won den Gerichten, ſon— 
dern von den Tacultäten ausgingen ; dadurch wurden die Nechtslehrer auf den Univer- 
fitäten veranlaft, ja fait genöthigt, vorzugsweife die unmittelbare praftifche Geftaltung des 
römischen Rechts ind Auge zu fallen, und namentlich feine Verbindung mit den BVerhält- 
niffen des modernen deutlichen Lebens und Rechtes bis in feine eingelnften particularen 
Geftaltungen hinein zu behandeln. Das hiftorifche Verſtändniß ſowohl des römiſchen als 
des deutichen Rechts mußte darunter leiden, im übrigen aber begründeten jie mit einem 
richtigen vraktiſchen Takte umd Gefühle den Boden des f. g. heutigen römiſchen Rechts 
Ihärfer und allgemeiner, als es die Italiener und Franzoſen gethan hatten. Hervorragende 
Namen find Carpzov (F 1666), Schilter (4xk 1705), Stwf (+ 1710), Böhmer (+ 1749). 

5. Die naturrechtlihe Schule des achtzehnten Jahrhunderts. Die allgemeine ratio- 
naliftifche Richtung des achtzehnten Jahrhunderts führte auch in der Rechtswiſſenſchaft zu 
einer Fritifirenden, philojophirenden und dogmatifirenden Methode. Dabei wurden zwar die 
realen Hiftorifchen und praftiihen Verhältniſſe und ihre eigentlichen Ideen vielfady gründ- 
lich vertannt und durch ſelbſt gemachte Abftractionen überdedt, allein andererſeits wurde 
dadurch eine, gewiffe Befreiung von den „Banden bes römiſchen Rechts“, eine jelbft- 
ftändige principtelle und ſyſtematiſche Auffaffung des Rechts, und eine kritifche Beurthei— 
lung des römischen Rechts angebahnt. Das preußische Landrecht Friedrichs des Großen 
ift gewiffermaßen der Gipfelpunft und das charakteriftifchite Reſultat diefer Richtung. 

6. Das neunzehnte Jahrhundert. Die allgemeine Reaction gegen den Rationalis- 
mus des achtzehnten Jahrhunderts trat auch in der Rechtswiſſenſchaft hervor, und führte 
bier zu einer tieferen Hiftorifchen Auffafjung des Rechts. Savigny war es, der bier die 
Idee zur Anerkennung bradte, daß das Recht als ein Ausflug des nationalen Lebens 
der Bölfer anzufehen jei, und darum bei jedem Bolfe vor allem hiſtoriſch in ſei— 
nen eigenthümlichen nationalen Ideen erfannt werden müſſe, daß daher auch den einzel- 
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nen NRechtöinftituten nicht abftracte Principien, jondern die concreten Gefichtspunfte ihrer 
wirklichen Entftehung und Fortbildung zu Grunde gelegt werden müßten. In Folge da— 
von iſt zunächſt die Hiftorifche Auffaffung des römiſchen Rechts tiefer und organiſcher ges 
worden, als bei der früheren franzöfiichen Schule, die mehr nur die Einzelheiten aufklärte, 
dann aber ift namentlich der Gegenfag des römiſchen und germaniſchen Rechts, und bie 
Örundverfchiedenheit ihrer Standpuntte und Ideen zu größerer Klarheit und Enſchieden— 
beit gebracht. Allerdings führte die Hiftorifche Richtung mehrfach zu einer gewiſſen einſei— 
tigen hiſtoriſchen Idolatrie und einem theoretiſchen Quietismus, der ſich mit der Auffin- 
dung hiftorifcher Refultate befriedigte, unbefümmert um ihre praktiſche Brauchbarfeit. Dem 
trat zumächft die Bildung einer reineren Rechtöphilofophie entgegen, die nicht mehr die 
Auffindung eines abjoluten Naturrechts als ihre Aufgabe anfieht, ſondern nur die all- 
gemeinen Begriffe und Ideen, die in den einzelnen Volksrechten zur conereten hiſtoriſchen 
Erſcheinung kommen, in ihrer Allgemeinheit und Nothwendigfeit erkennen will, Sie be= 
gründete damit eine ſchärfere Scheidung des philofophiichen und Hiftorifchen Elements im 
Rechte, dann aber wurde auch das praktische Ziel der Rechtswiſſenſchaft mehr wieder in 
den Bordergrund geftellt durch die allgemeine Bewegung, die in Folge des Jahres 1848 
auf dem Gebiete der inneren Politit und der Gejeßgebung entjtanden ift, und dem ganzen 
geiftigen eben Deutfchlands eine überwiegend praktiſche und realiftiiche Richtung gegeben hat. 
Auch die romaniftische Wiſſenſchaft hat ihre praftiiche Aufgabe jchärfer wieder ind Auge 
gefaßt. Sie jucht das geltende römische Recht principieller zu erfaſſen, die jelbitjtändige 
innere Conftruction der Rechtöbegriffe aus ihren praftijchen Elementen zu gewinnen, den 
Gegenſatz der römifchen und heutigen Anſchauung ſchärfer hervorzuheben, und in jenen 
Gonfequenzen zu verfolgen. Die Auctorität des reinen römiſchen Rechts leidet Dabei 
manche Einbufe, feine wahre Bedeutung als Element des heutigen Lebens wird dadurch 
nur gehoben. 1) 

Das Reſultat der geſammten Entwidelung für den Standpunkt der heutigen Theorie 
läßt fich kurz dahin zufammenfallen, daß die einzelnen Elemente, deren einjeitige Ausbil= 
dung die einzelnen Entwidelungsjtufen beftunmten, Das eregetijche, hiſtoriſche, praftijche, 
dogmatiſche und philoſophiſche, jest organiſch zu einem Ganzen verbunden werben, Die 
Wiſſenſchaft hat die Rechtsbegriffe jelbftitändig in ihrer allgemeinen Natur und inneren Con— 
ſtruction zu erfaflen, ihre concvete Geftaltung tm römiſchen echte nachzuweiſen, ihre 
etwaige Ummandlung oder Erweiterung im deutſchen Leben und dem modernen Bewußt- 
jein zu verfolgen, und danach ein Syſtem des römischen Rechts in feiner wirflid prak— 
tiſchen heutigen Geſtalt aufzuftellen. 

8. 3. Cine Hauptfrage fir die Gefammtdarftellung des Rechts ift dabei die nach 
dem eigentlichen Syſteme, d. h. der ſyſtematiſchen Ordnung des Rechts. So lange man 
fi) an die Ordnung der Pandekten, die ſ. g. Yegalordnung, hielt, kam die Frage noch 
nicht zum Bewußtſein. Indeſſen war die auf das prätorifche Edict gebaute Pandekten— 
ordnung ſchon für Das Yuftinianifche echt verkehrt, für das heutige Recht ift fie völlig 
finnlos. Einzelne bedeutendere Juriften, wie namentlich Donellus, haben dies jchon früher 


1) Die neueften Lehr- und Handbücher bes heutigen römischen Rechts, im denen auch bie 
fpeciellere Literatur nachzuſehen ift, find: Arndts, Lehrbuch der Pandelten. 6. Aufl. 1868; 
Brinz, Lehrbuh der Pandelten, 1857; Holzſchuher, Theorie und Caſuiſtik des gemeinen 
Civilrechts, 3 Bode, 3. Aufl. von Kunge, 1363; Keller, Pandelten. 2. Aufl. von Lewis, 1866; 
Puchta, Pandekten. 10. Aufl. von Rudorff, 1866; Seuffert, Das prattiſche Pandeltenrect. 
3 Bde, 4 Aufl. 1860-1864; Sintenis, Das praktifhe gemeine Civilrecht. 3 Bde. 3. Aufl, 
1868; v. Bangerom, Lehrbuch der Pandekten. 2 Bde 7. Aufl. 18653—1369, Windſcheid, 
Lehrbuch des Panbeltenredhts. 2 Bde. 2. Aufl 1567. Dazu das umvollendete Syſtem des heu— 
tigen römischen Rechts von v. Savignv, 8 Bde., und 2 Bde Obligationenrecht. 1840—1853. 
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erlannt und jelbftftändige Syſteme aufzuftellen werfucht, aber freilich ohne Glüd. Erſt im 
gegenwärtigen Jahrhundert, nachdem man die Pegalordnung ganz aufgegeben hat, ift die 
Frage nach dem natürlichen Syſteme des Rechts allgemeiner geworden und principieller ing 
Auge gefaßt. Bis jegt ift man freilich über einen äußeren Schematismus nach metho= 
dologiſcher Zwechnäßtgfeit noch wenig hinausgefommen. Diefes zeigt fi) gleich bei der Frage 
nach dem ſ. g. allgemeinen Theile. Mit dem Aufgeben der Legalordnung machte ſich ſofort 
das Bedürfniß geltend, gewiſſe Begriffe und Lehren, die fich hauptfächlich auf alle Arten von 
Rechten beziehen, alfo die allgemeinen VBorausfegungen, Beſtandtheile und Wirkungen aller 
Rechte, in ihrer Allgemeinheit zu erfaflen und als folde ven einzelnen Rechten vorauf- 
zuftellen. Man nannte dies den allgemeinen Theil. Ein eigentliches Princip hatte man 
dafür micht, und Daher ftellte jeder nach Belieben dahin, was er fonft nicht recht unter 
zubringen mußte. Diefes rief eine Reaction hervor, die bis zur völligen Verwerfung bes 
allgemeinen Theils ging. Man bilvete ſich nun ein, logiſcher zu verfahren, wenn man 
die allgemeinen Elemente, die man doch nicht entbehren konnte, einfach coorbinirt in eine 
Reihe mit den einzelnen Rechten jelber ftellte, oder einzelnes wohl gar hinter diefelben, 
weil es fich doch auf alle bezöge! Als ob damit die Idee des allgemeinen Theils nicht 
ganz von jelbft gerechtfertigt würde. Sie ift eine durdaus richtige. Sie beruht einfach auf 
den Togifchen Kategorien des Allgemeinen, Beſondern und Einzelnen. Das allgemeine 
Weſen fommt durch die befonderen Arten in den einzelnen Fällen zur wirklichen Erſchei— 
nung. Der allgemeine Theil ift demnach nicht eine beliebige Häufung allgemeiner Säge, 
jondern ganz ſcharf die Beftimmung des allgemeinen Weſens der Rechte im Gegenfage 
zu den bejondern Arten. Das allgemeine Weſen der Rechte kann aber nicht mit einigen 
allgemeinen Phrafen abgemacht werben, fondern ift in feinen allgemeinen Elementen felber zu 
beftimmen. Es bejteht darin, daß das objective Necht, das Geſetz, die ſubjective Freiheit 
des Menſchen in Berfolgung feiner Yebenöinterefien anerkennt und zum jubjectiven Rechte 
erhebt, und daher in ihrem Schuge feine eigene Objectivität zur Geltung zu bringen hat. 
Die Yehre vom objectiven Rechte, vom fubjectiven Rechte und vom Schute des Rechts, 
jind daher die drei nothwendigen Beftandtheile des allgemeinen Theile. 

Der beiondere Theil Hat das Syſtem der einzelnen Rechte darzuftellen, natürlich 

nach ihrer organiſchen Geftaltung im Organismus des Yebens jelber, nicht, wie Puchta 
wollte, in einer Zerſchneidung der Pebensverhältnifje nad) den abftracten Kategorien der 
Rechte. Der Organismus der Privat » Yebensverhältniffe ift aber folgender : 

1. Die Grundlage bilvet die Eriftenz des Menſchen als einzelnen vechtöfähigen Sub- 
jects, oder Perſon, für fich und in feiner allgemeinen foctalen Verbindung mit den ans 
deren. AS Menſch und Perſon eriftiven heißt aber frei fein und Herr des Unfreien, 
d. h. der äußeren Natur, der Sache, fein können. Perſon und Eigenthum find daher bie 
erften Grundlagen des Rechts. Durch die fociale Verbindung der Perſonen und Eigen: 
thümer entfteht dann der Begriff des rechtlichen Verkehrs umd damit der der Obligation. 
Die Perfon kann ihre Freiheit zwar nicht im allgemeinen aufgeben, e8 tft aber eine Aus- 
ühung ber Freiheit felbft, fich im einzelnen gegen Andere rechtlich beichränfen und verpflich- 
ten zu fünmen. Das dadurch entftehende Recht auf Erfüllung der Verpflichtung bildet eine 
weitere äußere Macht der Berfon neben dem Sachenrechte. Der Begriff des Eigenthums 
erweitert fich dadurch zu dem des Vermögens. Perſon und Vermögen find danach die 
allgemeinen abftracten Grundlagen des Privatrecht; alle weiteren Verhältniſſe beftehen ftets 
nur im befonderen weiteren Geftaltungen und Modificationen des allgemeinen abftracten 
Verfonen= und Vermögensrechtes. Die Perjon wird aber ald Subject der Rechte im 
allgemeinen Theile beftimmt, jo daß hier nur das Vermögen, Sahen= und Obliga= 
tionenrecht, bleibt. 


254 II. Das Privatredt. 


2. Der Menſch eriftirt nicht abftract atomiftiich als Berfon, fondern weſentlich nur 
als einzelnes, endliches Glied der gefammten unendlichen Gattung im enger Berbindung 
mit ihr. Die Gattung pflanzt fi in den Einzelnen fort, erhält ſich und befteht in ihnen. 
Die rechtliche Geftaltung dieſes Gattungslebens des Menſchen jchließt folgende Verhält— 
niſſe in ſich: 

a) Die Entſtehung des Einzelnen dur den Gattungs- oder Geſchlechtsproceß, d. h. 
die Differenz und Vereinigung der Gefchlechter, die Zeugung und die Abſtammung. Darauf 
beruht die Familie und ihr Recht, namentlih die Ehe und die väterlihe Gewalt. 

b) Die einzelne endlihe Eriftenz ift der natürlihen Hülfloſigkeit Durch Kindheit, 
Wahnfinn u. dgl. unterworfen ; die Gattung erhält ſich aber in den Einzelnen, und 
forgt daher für den, der nicht felber für feine Rechte forgen fan. Darauf beruht das Vor— 
mundfhaftsreht: Die Gattung ift dabei natürlich nicht abftract im Ganzen thätig, 
fondern in den Hleineren Einheiten, durch die der Einzelne mit ihr verbunden ift, näm— 
lich Familie und Volk, d. h. Staat. 

ec) Der Einzelne ift die endliche vorübergehende Eriftenz der bleibenden Gattung ; 
mit dem Tode des Einzelnen hören daher zwar feine individuellen Rechte und Pflichten 
auf, fein Vermögen bildet aber einen Beltandtheil des allgemeinen focialen Gattungs— 
organismus, bleibt Daher beftehen und geht auf die überlebende Gattung über, die auch 
hier durch Familie und Staat vertreten wird, falls der Verſtorbene nicht jelber anderes 
beftimmt hat. Darauf. beruht das Erbredt. 

3. Mit diefen beiden Nechtöiphären, dem abjtracten Vermögensrechte und den Ber: 
hältniffen des Gattungslebens, hören unfere Syfteme des Civilrechtes auf und zwar mei: 
ſtens, als ob es gar nichts weiter im der Welt gäbe. Im römischen echte findet ſich 
allerdings auch nicht viel mehr, wenigftens nichts für und Brauchbares. In der reichern 
Geftaltung de germanifchen und modernen jocialen Organismus gibt e8 nun aber noch 
eine ganze Reihe weiterer Verhältniſſe, die wenigftens bei dev Anlage des Syſtemes mit 
in Betracht gezogen werden müſſen, wenn aud ihre Ausführung. vom Syiteme des 
römischen Rechtes ausgeichloffen bleiben muß. Es find dies alle die Verhältniffe, die auf 
der organifchen Gliederung des foctalen Lebens und Berfehres der Menſchen umd der be 
fonderen Stellung und Thätigfeit der Einzelnen darin beruben. Im älteren deutjchen 
Rechte geftaltete fic) alles dies unter der Form des Nechts der befonderen Stände. Glüd- 
licherweiſe ift dies gegenwärtig auf die bejonderen echte des hoben Adels reducitt. 
Im Rechte der Gegenwart ift es dagegen der Begriff des Gewerberechts, der dieſes Ge— 
biet beherrſcht. Darunter ift aber nicht blos das Handwerk zu verftehen, jondern der 
Begriff umfaßt gleichmäßig Landwirthſchaft, Bergbau, Handwerk, Fabrik, Handel jeder 
Art und Schiffahrt. Außerdem ift hier aud) noch die Stelle für das gefammte Genoj- 
ſenſchafts- und Corporationsweſen, welches bei der Lehre von den juriftijchen Perſonen im 
allgemeinen Theile eine viel zu einfeitige und bejchränfte Stellung hat. 

Meberficht man das Nefultat, jo ergibt fi, was immer der befte Prüfftein für eine 
Theorie ift, daß die naive prafifche Auffafjung bei ihrem Schemattjiren im römiſchen 
Syſteme Tängft von felbit auf die natürliche Ordnung gefommen ift, nur ohne inneres 
Princip, fowohl im allgemeinen Theile, als in der Reihenfolge von Sachen-, Obligationen =, 
Familien-, Vormundſchafts- und Erbrecht. Unglüdliche Verſuche der Aenderung bejtätigen 
die Regel. Im deutichen Syſteme hat man fi) natürlich auch bier lange nicht vom rö- 
miſchen Syfteme frei machen Können, die bejonderen modernen Verkehrsverhältniſſe mußten 
fich in das römiſche Sachen- und Obligationenrecht einzwängen laſſen, müſſen es vielfach 
noch. Bollftändig daraus befreit find fie zuerft von Bejeler, der jedoch den mittelalter= 
lichen Gejichtspunft des Ständerechts dafür feithält. 
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Allgemeiner Theil. 
A. Das objective Red. 


IL Allgemeine Natur. 


8. 4. Die Orundlage der Rechtsordnung im Staate ift das Dafein eines objec- 
tiven Rechts, d. b. allgemeingültiger Rechtsſätze, nach denen alle einzelnen Rechtsverhält— 
niffe zu beurtheilen find, Nicht nur die fubjective Willtür, fondern auch die Zufälligkeit 
der ſubjectiven Anfihten und Meinungen über das, was „an fich” oder „von Natur” 
veht ſei, muß in der wirklichen Rechtsordnung der Fixirung beftimmter objectio aufge 
ftellter Rechtsnormen meichen. Ob die Aufftellung durch Gejeg der Staatögewalt oder 
Gewohnheit Des Volkes oder durch irgend eine Dittelform von beiden geſchieht, ift gleich 
gültig. Man darf den Begriff des pofitiven Nechts nicht auf die Vorſchrift der Staats— 
gewalt über das, was fie als Recht beobachtet wiſſen will, ftellen. Das Recht ift nicht 
ein bloßes Mittel für den Staatszweck, fondern hat in fich felber, in der Rechtsidee, fei- 
nen eigenen jelbitftändigen Grund, 

Näher zu beftimmen ift dabei: 

1) Der Inhalt. Im feinem vollen Umfange ſchließt das objective Recht das 
gefammte Staats = und Wechtöleben des Volkes in fi. Indeſſen ſcheidet es ſich nach den 
zwei Hauptrichtungen des gefammten Boltslebens, dem Privatleben und den öffentlichen 
Berhältniffen, in zwei Haupttheile oder Maſſen, Privatrecht und öffentliches Necht. Ent— 
ſprechend zerfallen auch ‚die fubjectiven Rechte der Einzelnen in Privatrechte und öffentliche 
Rechte. Der Unterfchied ift praftiich äußerſt wichtig, die Grenze aber fehr ftreitig. Frü— 
ber wollte man einfach nad) den Subjecten der Rechte unterjcheiden, ob fie dem Staate 
oder ben Unterthanen zuftänden ; allein unzweifelhaft können Beide beide Arten won Rech— 
ten haben. Neuere Gejege unterjcheiden nach dem Rechtögrunde, Rechte aus öffentlichem 
und privatrechtlichem Titel ; allein dabei wird die eigentliche Scheidung ſchon vorausgeſetzt. 
Das Princip fan nur im Inhalte und Zwecke des objectiven wie des fubjectiven Nechts 
biegen ; die römiſche Beftimmung, daß das Privatrecht ad utilitatem singulorum spectat, 
das öffentliche ad statum reipublicae, ift die einzig richtige und auch völlig zureichende : 
utilitas singulorum ijt das bejondere Interefie der Einzelnen als folder, ihr PBrivat- 
intereſſe, status reipublicae der Zuftand und die Intereflen des Staats und ber Ge: 
ſammtheit. Natürlich können bei vielen Berhältniffen beide Rücjichten und Intereffen ver 
bunden fein, 3. B. bei den Rechten der Staatödiener, auch fünnen einzelne Verhältniſſe 
im Yaufe der Zeit ihren Charakter verändern, wie 3. B. das Lehnsweſen. Ueberhaupt 
aber gehören zum öffentlichen Rechte im objectiven Sinne nicht blos die Beitimmungen 
über die Staatsverhältniffe, ſondern auch alle diejenigen Beftimmungen bei Brivatverhält: 
niffen, die die Wahrung des öffentlichen Intereſſes bei denfelben zum Zwecke haben, wie 
namentlich die, welche die Formen der Aeuferung des Privatwillens und die Schranken 
feiner Geltung beftimmen. Im diefer Ausdehnung ift der Begriff des ius publicum auch 
ſchon im römifchen Rechte gefaßt. 

Das Grundprincip für den gefammten Inhalt des: Privatrechts Liegt in der Durch— 
führung der freien ‚Perfönlichfeit des Menſchen, natürlich nicht blos als abftracten Wil- 
Iensfubjectes, ſondern den verfchiedenen Eeiten feines Weſens entſprechend. Indeſſen darf 
man fi den Inhalt des Rechts nicht als eine einfache conjequente Entwidelung dieſes 
Principe denfen. Die pofitive Geftaltung des Rechts im wirklichen Leben der Völker gebt 
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nicht jo theoretiih vor ſich; die Rechtsſätze entftehen darin ſelbſtſtändig nebeneinander 
zwar ſtets von der allgemeinen Idee durchzogen und beberricht, aber doch oft in freierer 
Bildung nad Bedürfniſſen und auch Zufälligfeiten des Yebens. Abgefehen von den daraus 
hervorgehenden Unregelmäßigfeiten im Rechte, find dann aber noch drei Begriffe, die viel- 
fach gradezu directe Abweichungen von der eigentlichen Rechtsconſequenz begründen, die Bil- 
ligkeit, die Sittlichkeit und das öffentliche Wohl: 

a) Die Billigkeit (aequitas) ift das Princip der rechtlichen Gleichheit, aber der wah- 
ven inneren im Gegenfage zu einer blos formalen äußeren. Sie beruht auf dem Satze: 
Gleiches ſoll gleich, Ungleiches ungleich behandelt werden. Ohne wefentliche innere Ver— 
ſchiedenheiten ſollen feine äußere rechtliche Unterfchiede gemacht werden, es follen aljo feine 
unbillige Privilegien gegeben werden ; wo aber innerlich weientlice Berfchiedenheit ift, da 
joll auch äußerlich im Rechte eine verfchiedene Behandlung eintreten, ſollen aljo bilfige 
Ausnahmen von der allgemeinen Pegel zugelaffen werben. 

b) Sittlichkeit. Das Recht ift zwar an ſich von der Moral geichieden, doch bildet es 
einen Theil der gefammmten fittlichen Ordnung, und darf daher in feinen directen Gegen- 
jag zur Moral treten. Das Unfittliche darf daher als ſolches weder Grund noch Gegen- 
ftand von Rechten ſein. Daranf beruht namentlich die Ungültigfeit unfittlicher Verträge 
und Bedingungen, 

ce) Das öffentlihe Wohl. Das Recht ift an fich unabhängig von der öffentlichen 
Wohlfahrt, und bei der Anwendung des beftehenden Rechtes gilt der Say: fiat iustitia, 
pereat mundus. Bei der Aufftellung des, objectiven Rechts jelber darf und foll aber der 
Staat Rücdficht auf das öffentliche Wohl nehmen, und aus ſ. g. Nüslichkeitsrüdfichten 
der verichtedenften Art Ausnahmen von der Nechtöconfequenz anorbnen. ” 

Nah alle diefem zieht fich ein Gegenfat von Nechtöconfequenz und Ausnahme, oder 
regelmäßigen und anomalen Rechtöfägen durch Das ganze’ Recht hindurch, und gibt ihm 
vielfach einen jo bunten Inhalt, daß der Faden der Einheit oft nur ſchwer feftzuhalten ift. 
Der Gegenfag wird im römifchen Rechte durch ius commune und singulare bezeichnet. 
Das legtere wird auch privilegium genannt. Urfprünglich bedeutet dies Wort zwar eine 
lex in privum, d. h. ein Gefeß für eine einzelne Perſon, alfo eine fpecielle Aus: 
‚nahme vom Gefege nur für einen einzelnen Kal, wie 3. B. Begnadigung eines Ver— 
brechers, doch ift Das Wort bei den Römern und bei uns auch für bie generellen Aus— 
nahmen, die im Gejege ſelber angeorbnet find, die Daher einen Theil deſſelben bilden, 
gebraucht, wie z. B. Privilegien der Soldaten, der Weiber u. a. Ebenfo wendet man «8 
auch auf die einzelnen jubjectiven Rechte an, Die Jemandem aus einem ius singulare zufichen. 

2) Rechtliche Kraft. Das objective Recht beherricht und orbnet das gelammte 
ihm unterworfene jociale Leben der Menſchen. Es normirt alfo die Rechte und Pflichten 
der Einzelnen, d. h. einerfeits gewährt es einem jeden das rechtliche Maß feiner Freiheit 
und gibt ihm infoweit Recht, Befugniß, Erlaubniß zum Handeln, andererſeits beitimmt 
ed die entiprechenden Pflichten der Anderen, befiehlt ihre Erfüllung, verbietet Das Zuwider⸗ 
handeln und orbnet nöthigenfalls aucd Strafen dafür an. Dan bat daraus eine Einthei— 
{ung der Gefege in permifjive, präceptive, prohibitive und punitive gemacht, aber ohne Werth. 

Die rechtliche Kraft der Geſetze im Privatrechte ift num aber keineswegs die, daß fie 
umbedingt ſtets auf alle VBerhältniffe angemendet werden müßten. Im Gegentheil, wo es 
jih nur um Privatinterefien der Parteien handelt, über die fie freie Gewalt haben, kön— 
nen fie durch Vertrag oder Teftament nach Belieben anders als das Geſetz darüber ver— 
fügen, die Beſtimmungen des objectiven Rechts Formen immer nur jomweit zur Anwen— 
dung, al® die betheiligten Perſonen nicht jelber andere Verfügungen getroffen haben. Man 
nennt Died Das Recht der Privatautonomie. Nur foweit das öffentliche Recht in das 
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Privatrecht bereinragt, und im öffentlichen Intereffe fefte Beſtimmungen und fefte Be— 
Ihränfungen für die Privatverhältnifje aufgeftellt find, kommt das allgemeine Princip zur 
Anwendung, „ius publicum privatorum pactis mutari non potest,“ jede Privatver— 
fügung gegen ſolche Beſtimmungen ift nichtig, Man Hat hieraus bei ung eine Einthei- 
lung der privatrechtlichen Geſetze jelber gemacht; die der letzteren Art nennt man ab- 
folute, zwingende oder prohibitive, die anderen hypothetiſche, dispoſitive oder wermittelnde. 
Richtiger iſt der römische Standpunkt, den Unterfchied einfach auf den Gegenfag von 
öffentlichen und Privatrechte zu reduciren. 

Abgefehen von dieſem Unterſchiede beruht die Kraft des objectiven Rechts darauf, 
daß es als der Wille des Staats gilt, daher deſſen Schuß hinter fich hat, und von ihm 
nöthigenfalls mit äußerem Zwange durchgefegt wird. Daraus folgt von felbft, daß jeder, 
der ihm unterworfen ift, auch verpflichtet if, es zu fennen, oder fich bei feinen Rechts— 
verhältniſſen danach zu erkundigen, und daß, wenn er es auch nicht kennt, er in der Re— 
gel doch danach beurtheilt wird. Nur hat das römiſche Recht dabei eine gewiſſe Milde. 
So weit bei rechtlichen Nachtheilen überhaupt eine Berufung auf Irrthum zuläſſig iſt, 
fann man ſich auch auf Rechtsunkenntniß berufen, falls fie den Umſtänden nach entſchuld— 
bar war, man namentlich auch feine Gelegenheit zur Erkundigung hatte. Im noch grös 
Kerer Ausdehnung wird die Rechtsunkenntniß den Minderjährigen, Weibern, Soldaten und 
j. g. rustiei nachgeſehen. Die heutigen Geſetzbücher haben meiftens einen ftrengeren 
Standpunkt, weil fie von der Anficht ausgehen, daß grade durch jie Jedermann im den 
Stand gefetst werde, unmittelbar jelbit die nöthige Rechtskenntniß zu erlangen. Dies 
ift nun zwar eine Täufchung, indeſſen läuft die Pflicht der Rechtskenntniß darum bei ums 
doch ebenfo wenig wie in Rom auf. eine bloße Fiction hinaus, wie man wohl gefagt 
bat. Die Hauptfache war und ift, daß, wer in Rechtsverhältniſſe kommt, fich nach dem 
Kechte erfundigen muß, und in Schuld ift, wenn er es unterläßt. Nur felten fordern 
Rechtsverhältniſſe ein jo plötzliches Entſchließen und Handeln, daß weder vorher noch 
nachher eine, Exfundigung möglid wire. 


I. Die Entftehung des Rechts. 


Einleitung. $. 5. Die Entftehung des pofitiven Rechts wird feit Savigny 
meiſtens auf den einfachen Sat zurüdgeführt, daß Das Recht ein Erzeugnif des nationa= 
len Rechtsbewußtſeins der Völker ſei. Unzweifelhaft bilvet diefe Auffaſſung einen weſent— 
lichen Fortſchritt gegen die ältere Anſicht, daß alles Recht auf der Willkür der Geſetzgeber 
beruhe, indeſſen iſt ſie in jener Allgemeinheit doch ungenau und unrichtig. Sie ſtellt nur 
das normale Verhältniß auf, und verallgemeinert dieſes, verleugnet aber, daß es auch 
abnorme Verhältniſſe geben kann, wo der Geſetzgeber nicht Kind und Träger des Volks— 
geiftes ift, wielmehr als Eroberer oder Ufurpator auch Gefege geben kann, die tm fchreiend- 
ften Widerfpruche mit dem Volksgeiſte und feinem Rechtsbewußtſein ftehen. Dieſes dann 
auch auf die Rechtsüberzeugung des Volkes zurücdzuführen, weil es duldend das fremde 
Recht in fich aufnehme, iſt eine Leere und unwürdige Sophifterei. Es tritt darin der Hauptfehler 
der ganzen Auffaflung hervor, daß nämlich die Bildung des Inhalts der Rechtsſätze und die 
Begründung ihrer formellen äußeren Geltung nicht unterjchieden find, vielmehr das Rechts— 
bewußtjein des Volkes ganz ummittelbar als ſolches für wirkliches Recht erflärt ift. 
Puchta definirt Das Recht überhaupt einfach als gemeinfame Ueberzeugung der in recht 
licher Gemeinſchaft Stehenden, und fieht daher in Gefeg und Gewohnheit feine Ent- 
ftehungs=, ſondern nur Erkenntnißmittel des Rechts. Dabei ift verfannt, daß Bewußt- 
fein und Meberzeugung nur fubjective innere Zuftände der Individuen als ſolcher find, 

v. Heltzendorff, Encyclepädie der Rechtswiſſenſchaft. I. 17 
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daß aber das objective Recht als ſolches ein objectives Dafein über den Individuen haben 
muß. Es. muß irgendwie objectiv als ein allgemeingültiged und eine die Einzelnen wirt- 
lich beherrichende Macht geſetzt werden. Das eben gejchieht durch die Form des Geſetzes 
oder durch die Gewohnheit. 

Die Ngentiſicirung von Volksüberzeugung und wirklichem Rechte führt zu dem ſon— 
verbaren Widerſpruche, daß einerſeits ſehr gegen Geſetzgebung geeifert wird, weil fie jo 
leicht die wahre VBoltsüberzeugung verfenne und Irrthümer firwe, und andererjeits das 
Geſetz doch für bloßes Erkenntnißmittel der Voltsüberzeugung erflärt wird, ſomit jede 
Thorheit, Einſeitigleit, Härte der Geſetzgebung ohne weiteres auf Rechnung der Volks— 
überzeugung gefeßt, und der Einfluß von Willtür, Irrthum, Zufall auf die Gejege ganz 
negirt wird; denn jonft müßten eben dem Gefege eine Unterfuchung über jeine Uebereinftimmung 
mit dem Volföbemußtfein zuläſſig fein, was natürlich feine Nechtötheorie zulaffen kann. 
Derjelbe Fehler liegt bei der Idee zu Grunde, daf die Wiſſenſchaft eine Rechtsquelle ſei, 
weil fie bei entwidelteren Zuftänden der Bölfer das Rechtsbewußtſein des Volles veprä- 
jentire. Das iſt in Betreff des Inhaltes des Nechts bis auf einen gewiſſen Grad richtig. 
Allein wie der Inhalt der Vollsüberzeugung nur durch Geſetz oder Gemohnbeit wirkliches 
Recht werben kann, ebenſo auch der Inhalt der Wiljenfchaft. An ſich ift er es nicht. 
Eben darum ift auch die von den Germaniften behandelte Frage, ob bei Zwieſpalt zwiſchen 
den Bolfsüberzeugungen und den Anfichten der Yuriften das Vollsrecht oder das Juriſten— 
recht vorgehe, juriftiich gar nicht möglich. Beide find fein wirkliches Recht, Jondern nur 
gährende und fämpfende Elemente, von denen ſchließlich eines das andere in Gejegen ober 
Gewohnheiten überwindet, und damit dann wirkliches Recht wird. Eben darum fann es 
auch feine jelbftftändige Theorie des Volks- und Yuriftenrechtd geben. Noch weniger 
bildet die Wiſſenſchaft infofern eine felbftftändige Nechtöquelle, als fie die Principien des 
beftehenden Rechts nachweiſt und zu ihren Conſequenzen entwidelt. Denn darin ift Der 
Sache nad überhaupt gar feine neue Rechtsproduction enthalten. 

1. Geſetz. 8.6. Gefe nennt man im engern Sinne die von der höchſten Staats- 
gewalt aufgeftellten objectiven Rechtsſätze. Der Begriff ift aber an ſich im Gegenjas von 
Gewohnheitsrecht weiter. Der allgemeine Unterſchied iſt Sagung und Gewöhnung. Geſetz 
ift jede Satung oder Setzung eines wirklich gültigen und verbindenden objectiven Rechts— 
ſatzes. Ob es von der oberften Staatögewalt geichieht, oder von irgend einer anderen 
im Staate dazu berechtigten Gewalt, Beamten, Behörden, Gemeinden, Corporationen, 
ſelbſt Familien, Yann zwar für Umfang, Kraft und Dauer der Geltung von Wichtigkeit 
fein, das Weſentliche des Begriffes ift überall dafjelbe. Es beſteht nur darin, daß von 
Jemandem, der die Gemalt dazu bat, eine objectiwe Nechtöregel für irgend weldye Ber: 
bältniffe gefetst oder aufgeftellt ift, Die maßgebend und rechtsverbindlich für fie iſt. Die 
Beſchränkung der Definition auf die höchſte Staatögewalt ift nod ein Reſt von der Idee, 
daß alles Recht eigentlich vom Staate komme. Die Edicte der römiſchen Prätoren und 
die Autonomie der deutihen Gemeinden und Gorporationen gehören daher volljtändig 
unter den allgemeinen Begriff der Gefeßgebung, fie find befchräntte Gefeßgebungsgemalten. 
Dagegen ift die Privatautonomie bei Verträgen und Teftamenten wejentlic von der Gejeg- 
gebung zu trennen, weil fie fein objectives Recht aufftellen, fondern nur fubjective Rechte 
geben kann. 

Die Frage, wer im Staate Gefege geben kann und im welcher Form, iſt lediglich 
eine ftaatsrechtlihe und hängt von der concreten Staatsverfaſſung ab. Die ganze Aus- 
führung darüber und damit auch die über den Unterfchted von Geſetz und Berorbnung, 
über die Publication der Gefege, und die Frage von der richterlihen Prüfung der Ber: 
faflungsmäßigkeit der Verordnungen gehört daber in das deutſche Staatsredht. 
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2. Gewohnheitsrecht. 8. 7. Wie der einzelne Menſch bei all’ feinem Thum 
theils nad Abficht und Grundfat handelt, theils ſich mehr unwillkürlich durch Gewohnheit 
feiten läßt, jo auch die Völker in ihrem Leben und Rechtsleben. Ihre Grundfäge find 
ihre Gelee, Daneben ftehen ihre Rechtsgewohnheiten und Gewohnheitärehte. Das Wefen 
aller Gewohnheit ruht auf einer eigenen Verbindung von freiheit und Nothwendigfeit. 
Man handelt frei, und doch unwillkürlich, d. h. ohne Willen, von einer inneren Noth- 
wendigfeit gezogen, von einem umnfichtbaren Geſetze beherricht. Das Geſetz bildet fich 
ſcheinbar durch das Thun, allein der eigentliche innere Grund Tiegt in individuellen Anz 
lagen und Neigungen, die in der Gewohnheit ihre Befriedigung finden. Ebenfo bei den 
Gewohnheiten und Rechtsgewohnheiten der Völker, nur daß das Subject der Gewohnheit 
hier nicht die Einzelnen als ſolche find, ſondern das Volk im ganzen, die Einzelnen nur 
als Glieder vejjelben, und daß das Object nicht ein, gleichgültiges Thun, ſondern vie 

. Ausübung eines Rechtsſatzes iſt. Auch bei den Rechtsgewohnheiten der Völter liegen aber 
die beiden Elemente der äußeren Freiheit und inneren Nothwendigfeit zu Grunde. Das 
Bolt ordnet feine Lebensverhältniffe auch ohne Geſetz feinem Rechtsgefühle gemäß, es thut 
von felbft, was es für recht und billig Hält, und bildet und übt auf diefe Weife Rechts— 
füge gewohnheitsmäßig aus, frei ohne Borfhrift und Zwang und doch nicht willkürlich 
nach jedesmaligen individuellen Gründen, fondern unwillkürlich durch innere Nothwendig— 
feit eines nationalen Rechtsgefühles getrieben. Was beim Einzelnen die Individualität, 
das ift beim Volke die Nationalität, fie hat jo gut wie jene ihre bejonderen Anlagen 
und Neigungen, und damit ihre Triebtraft zu befonderen Gewohnheiten. Innere Notb- 
wendigfeit, unmillfürliches Handeln ift das Weſen der Gewohnheit, — das heißt nicht, daß 
alle Abjiht und Weflerion dabei ausgefchloffen if. Man kann fi auch abfichtlich 
etwas angewöhnen, aber wirkliche Gewohnheit iſt es erft, wenn man nicht mehr abficht- 
ch handelt, ſondern ummillfürlich, von der Gewohnheit beherrſcht. Ebenfo kann bei ver 
Rechtsgewohnheit im Bolfe anfangs Weberlegung und Rath Berftändiger wirkfam fein, 
aber Gewohnheit ift fie erft, wenn die nationale Neigung getroffen und darum die un— 
willtürliche allgemeine Ausübung eingetreten ift. Der Grund der Rechtsgewohnheit ift 
ſomit nicht der Wille des Volkes, ein Recht zu ſchaffen, ebenſo wenig die Weberzeugung, 
daß ſchon ein Recht Da fer, jondern die Macht des nationalen Rechtsſinnes, der dem 
Rechtöleben des Volkes eine beftimmte Richtung gibt. Die Rechtsgewohnheit beruht nicht 
auf einer Macht des Volkes über Das Recht, jondern umgekehrt auf einer Madıt des 
Rechtes über Das Bolt. Ste befteht ſonach weder darin, daß aus äußerem Thun ein 
Recht wird, noch darin, daß ein fertiges Recht zu äußerem Thum führt, fondern darin, 
daß ein Rechtsſatz zu einer objectiven idealen Macht im Volke wird, die thatſächlich die 
Einzelnen beherricht und zur unwillkürlichen Befolgung und Ausübung treibt. Das 
Wefen der Rechtögemohnbeit concentrirt ſich daher in vem Sage, daß fie thatlächlich gelten- 
des Recht ift, d. h. im thatjächlicher Uebung geltendes. Die Uebung ift fomit weder der 
Grund der Geltung noch die Folge, ſondern ſchlechthin die Äußere Thatſache der Geltung. 
Die Rechtsgewohnheit tft der Zuftand der nawen Rechtsausübung, wo Die Nothwendig— 
feit des Rechts und die Freiheit des Willens noch in unmittelbarer Einheit find, ver . 
Wille dad Necht noch nicht als Feſſel fühlt, weil feine Nothwendigkeit nur erft die innere 
der Gewohnheit if. Die Frage iſt nun, ob der thatfächlich geübte Rechtsſatz auch recht- 
lich wie ein Geſetz gelte, und vom Staate anerfannt und geſchützt werden müſſe? Geſetz 
und Gewohnheit völlig gleich ftellen, wäre, wie wenn man den Unterjhied von Borjag 
und Gewöhnung beim einzelnen Menfchen leugnen wollte. Wie beim Einzelnen der Wille 
über den Gewohnheiten fteht, fofern er nur die Kraft hat, ihm durchzuführen, jo fteht auch 
im Staate das Geſetz über der Rechtsgewohnheit. Das Gejeg ift der unmittelbare Wille 
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des Staates, es gilt nicht, weil es gut und voltsthinnfich ift, Tondern weil es Staats- 
wille ıft und deſſen Macht hinter fih hat. Die Gewohnheit hat an ſich feine andere 
Macht hinter fih, ald die ideale der Nationalität. Damit übt fie zwar frieblich eine 
ftille Gewalt über das Volt aus, daß es won jelbit thatſächlich ihr folgt; allein daß 
der Arm des Staates fie gegen Widerftrebende beſchützen müſſe, folgt daraus nicht. Der 
Staat kann ſich mit den Neigungen und Gewöhnungen des Bolfes in Widerſpruch ſetzen, 
und feinen Richtern verbieten, Gewohnheiten zu berüdjichtigen. Es kann das thöricht 
und unpolitiich jein, aber widerfinnig ift e8 nicht. Dagegen die Beachtung feiner Gelege 
verbieten, wäre einfach Unfinn. Die Kraft der Nechtsgemohnheit beruht daher nur darauf, 
daß in ihr die nationalen Rechtsideen rein objectiv, d. h. von dem jubjectiven Meinen 
und Wollen ver Einzelnen abgelöft, zu Tage treten, mehr nod als im Geſetze, wo 
wenigſtens die Subjectivität der unmittelbaren Gefeggebungsfactoren von Einfluß iſt, z. B. 
eine fleine Majorität entjcheiden kann. Wenn es daher Aufgabe des Staats ift, ein 
nationales Necht zu haben, jo muß er das Gewohnheitsrecht im ganzen nicht weniger 
als jeine Geſetze anerfennen und ſchützen. In unentwidelten Zuſtänden der Völker, bei 
überwiegend volfsthümlicher Geftaltung der Rechtspflege verfteht ſich dieſe Geltung des 
Gewohnheitsrechtes ganz von ſelbſt. Bei allen Völkern füngt das Recht mit Gewohn— 
heitsrecht und wicht mit Gefegen an. In ſpäteren entwidelteren Verhältniſſen, bei kri— 
tiſcher Auffaffung Des Rechts tritt der Gegenfag zwar mehr ins Bewußtfein, allein eine 
verftändige und nationale Gejeßgebung muß dem Gewohnheitsleben des Volles auch hier 
freien Spielraum laffen, und nur Ausartungen und Migbildungen und zu große Zer⸗ 
Iplitterungen verhindern. Der Grund der Geltung des Gewohnheitsrechtes Liegt danadı 
zunächſt zwar in ihm ſelbſt, feine formell zwingende Kraft aber hat es durch die Anerken— 
nung und Beſchützung vom Staate. 

In der modernen Theorie ift diefe Natur des Gewohnheitsrechtes noch jehr ver— 
kannt. Eavigny und Puchta haben den ganzen Begriff eigentlich volftändig vernichtet. 
Um die alte Idee, daß aus dem äußeren Thun ein Necht entftände, zu befeitigen, nehmen 
fie an, daß das Recht ſchon vor der Gewohnheit fertig iſt; Puchta Divinirt eine allgemeine 
Voltsüberzeugung , die als ſolche ſchon von ſelbſt Recht fer, eben darım ausgeübt und 
daraus erfannt werde. Die Gewohnheit als jolche, die Gewöhnung, geht dabei ganz ver— 
loren; es ıft ganz confequent, daß Puchta gern auch den ganzen Ausdrud Gewohnheitsrecht 
hätte verbannen mögen, und ed nur unterließ, weil er „zu ſehr eingebürgert” ſei. Bon 
Anfang an hat man dies gefühlt, aber die Oppofition gegen Puchta will immer, wie ex 
jelbft, eine unmittelbare Gefeteöfraft der Gewohnheit dedueiren, und kommt dadurch wieder 
auf das Princip der Geſetzgebung, den ſubjectiven Willen, zurüd, entweder far mit 
offener Proclamation der Autononne, oder unflar durch Barallelifirung der Gewohnheit 
mit der Gejegespublication. Die richtige Idee hat eigentlich Stahl, aber in feiner 
pietiftijchen Färbung oder vielmehr Berbunfelung, wenn er fagt, der „wahrhaftige Grund 
der bindenden Kraft der Gewohnheit jei die Macht Gottes, die in der Gewohnheit das 
Handeln der Menfchen beftimme, Ihr Anfehen, nicht das der VBollsanficht heilige die Ge— 
wohnheit“. Damit tt aber die Abgötterei mit dem Gewohnheitsrechte, die ſchon Puchta und- 
Savigny angefangen hatten, auf die Spige getrieben. Völker find Menſchen und feine 
Götter, ihr Leben, auch ihr Rechtsleben, kann diefelben Entartungen enthalten, wie das 
des Einzelnen. Es ift nicht immer nur der göttliche und fittliche Geift, der die Völker 
treibt und ihre Gewohnheiten beſtimmt. Dann aber mir die fittlihen Gewohnheiten dem 
Boltögeifte zuzujcreiben, und die andern auf Nechnung der Einzelnen zu jegen, ift veine 
Wwiltür. Auch das Verhältniß des Gewohnheitsrechtes zur Geſetzgebung iſt hiernach 
weſentlich anders zu beftunmen, als Puchta es thut. Wie Kinder und Ungebilvete vor— 
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zugsweiſe durch Gewohnheit ſich leiten laſſen, der erwachſene und gebildete Mann aber 
mit Bewußtſein die Principten ſeines Handelns erfaſſen und durchführen ſoll, jo wird auch 
im Rechtsleben der Völter das Berhältnig von Gewohnheit und Geſetz ein anderes, 
wenn ihr Leben fich zu reiferen Zuftänden entwidelt. Die Geſetzgebung wird dann die 
Hauptſache und nur Kleinere und untergeordnete Verhältniſſe Können der Gewohnheit über— 
laffen bleiben. Fir ein fo raſch fortfchreitendes und jo vielfeitig und Tebhaft bewegtes 
Leben, wie das heutige, Die Nechtsentwidelung auf den Weg der Gewohnheit verweilen, 
wäre eine wahre Ironie. Im wirklichen Leben felber ift Darüber auch nicht der geringfte 
Zweifel. Biel zweifelhafter ift umgekehrt die andere Frage, ob man das Gemohnheits- 
vecht nicht noch mehr befchränten ſolle. Das römische Recht ftellt die Gewohnheit dem 
Geſetze völlig gleich; fie kann nicht nur neben den Geſetzen wirkfam fein, ſondern auch 
gegen diefelben, fie ändern und aufheben, nur follen Bartikular= Gewohnheiten nicht gegen 
allgemeine Reichsgeſetze gelten. Bei und haben Dagegen nicht nur das preußiſche und 
öfterreichifche Geſetzbuch der Gewohnheit alle Kraft abgeiprocdhen, was fich aus der dama— 
ligen Theorie erflärt, ſondern aud) in dem neuen fächfiichen Gefetsbuche tft wieder Derfelbe 
Standpunft eingenommen. Das deutſche Handelsgefegbuch läßt die Gewohnheiten zwar 
gelten, aber doch nur meben dem Geſetze, nie gegen das Geſetz. Man hat dies mit 
der abfoluten Autorität des modernen Staatsmillend erflären wollen, und Daß in ber 
Zulaffung von Gewohnheiten gegen das Geſetz eine Sanction der Ungejeglichkeiten, mit 
denen ſolche Gewohnheiten anfangen müßten, enthalten ſei. Dabei Liegt aber immer die Auf- 
faffung der Gewohnheit als ſubjectiven Volkswillens zu Grunde. Denn abgejehen davon, 
muß der Staat zwar die Zeripfitterung feiner einheitlichen Geſetze durch Particular- 
Gewohnheiten verhindern, nicht aber kann er vernünftigerweife den Einfluß, den bie 
Aenderung des ganzen Nationallebens in der Gewohnheit ausübt, verbieten wollen. 


II. Die Aufhebung der Geſetze. 


8. 8. Gefege und Gemohnbeitsrechte dauern von felbft fo lange fort, bis fie Durch 
nene Gelege und Gewohnheiten aufgehoben werden. Dadurch, daß die Umftände und 
Verhältniffe, die die Beranlaffung und die Motive zur Einführung des Geſetzes gaben, 
wegfallen oder ſich jo ändern, daß Das Geſetz nun nicht mehr gegeben werden würde, 
und es jet unnöthig, unpaſſend, nachtheilig erjcheint, wird das Geſetz nicht von ſelbſt 
aufgehoben. Die oft aufgeftellte Regel: cessante ratione legis cessat lex ipsa ift, in 
diefem Sinne genommen, unrichtig. Nur wenn Geſetze ausdrücklich nur tranfitoriich für 
gewiſſe Zeiten und Verhältniſſe gegeben find, verlieren fie mit deren Aufhören ihre Gel— 
tung von jelbft, und außerdem verfteht fi), daß, wenn der Gegenftand, worauf ſich ein 
Geſetz bezieht, nicht mehr eriftirt, e8 audy nicht mehr Darauf angewendet werden kann. 

Fir alle neuen Gelege gilt die Negel: lex posterior derogat priori. Sie fann 
durch keine |. g. ſalvatoriſche Clauſel ausgeſchloſſen werden, höchftens fan, wie oft bei 
Berfaffungsgefegen, eine erſchwerende Form angeordnet werben. Cie tritt auch ftet® ganz 
von felbft cin, ohne daR es einer bejonderen ſ. g. derogatoriichen oder calfatorifchen 
Clauſel bedürfte. Der Grund der Aufhebung ift zwar der Wille des neuen Geſetzes, 
allein in jeder neuen Poſition deſſelben ift die Negation des wideriprechenden alten von 
jelbft enthalten. Darum ift auch der Umfang der Aufhebung, wenn Das neue Geſetz nichts 
ausdrüdlich darüber beftimmt, veim nad dem Principe des Widerſpruchs zu beſtimmen, 
alfo: alles Widerjprechende ift aufgehoben, alles Nichtwiveriprechende bleibt. Daraus 
folgt, daß mit der Aufhebung eines Rechtsſatzes feine Folgefäge ftets won felber mit auf- 
gehoben find, feine Nebenfäge und Ausnahmen dagegen bleiben und mit dem neuen 
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Rechtögefee verbunden werben müflen, — immer fall das neue Gejeg nichts andere& 
beſtimmt. Die Scheidung von beiden aber, namentlich in Betreff der Folgefäte, Neben- 
füge und Ausnahmen eines aufgehobenen allgemeinen Rechtsſatzes, muß durch Scharfe 
Entgegenftellung der Principien und Abfichten des alten und neuen Geſetzes gewonnen 
werben. Die oft aufgeftellte Regel, die alte lex specialis werde durch die neue generalis 
nicht aufgehoben, ift in diefer Allgemeinheit falſch. 


IV. Die Auslegung der Gejete. 


8. 9. Die Anwendung der Geſetze ift bedingt durd ihre Auslegung. Die Aus— 
legung der Geſetze ift die Darlegung ihres Inhaltes, d. h. die Feftftellung der Fälle, die 
darunter fallen, und der Grundfäge, die für diefelben gelten ſollen. Die Erklärung, d. 6. 
Klarmachung dunkler Gelege, ift nur ein Theil davon. Es war ein jchiefer Gedanfe der 
älteren Theorie, daß Auslegung nur bei mangelhaften und dunklen Gefegen ftattfinden 
fünne. Sie ift bei jevem, aud dem flarften, Gejege nöthig, weil fein Gefeg alle Fälle, 
die es umfaßt, im voraus einzeln aufzählen fan. Die Auslegung ift darum auch nicht 
als bloße Feftftellung des unmittelbaren Sinnes einzelner Gefege aufzufaffen, fie ſoll viel 
mehr den gefammten Inhalt des objectiven Rechts in allen feinen Principien und Conſe— 
quenzen aus den Gefegen darlegen, und für alle Fälle, die der Reichthum des Lebens 
bietet, die entiprechende rechtliche Enticheidung gewähren. Das pofitive Recht iſt nicht 
eine zuſammenhangsloſe Maſſe einzelner Befehle, fondern ein organifches Ganze, welches Das 
geſammte Leben wnfaßt und daher für jeden Fall eine Entſcheidung in fich ſchließt. Jeder 
Rechtsſatz, den ein Gefeg ausſpricht, ift ein Princip, Das nicht nur in feiner unmittel- 
baren Wortfaffung gilt, fondern als ſolches mit allen darin enthaltenen Confequenzen 
anerfannt werben muß. Darum kann es auch Feine eigentlichen Lücken im Rechte geben. 
Mo ausdrüdlihe Beftimmungen in den Gejegen fehlen, müſſen und fünnen fie durch 
Scluffolgerungen aus den vorhandenen ergänzt werden. Der Richter kann daher nie 
die Entfheidung eines Falles wegen Yüden in den Gefegen ablehnen. Mit Recht erklärt 
der Code Napoleon dies für eine Yuftizverweigerung. Früher fragte man, welches Recht 
ſubſidiär bei Yüden der Gefege anzuwenden ſei? Das öfterreichifche Geſetzbuch verwies 
auf Dad Naturrecht, das preußifche auf die Geſetzgebungs-Commiſſion. Gegenwärtig. ift 
Die Frage nicht mehr möglich. Natürlih muß die Auslegung dem Richter unbejchränft 
zuftehen. Bei ſchwierigen Auslegungsfragen den Richter an die Geſetzgebung verweifen, 
it ein klägliches Miftrauen des Staats in feine Nichter, und eine arge Bermifchung von 
Recht und Gejeggebung. Daß Yuftinian und Friedrich der Große 8 thaten, mag man 
ihrer Zeit zu gute halten, gegenwärtig kann feine Rede mehr Davon fein. 

Auslegung iſt Willenichaft. Die Kraft ihrer Reſultate hängt daher won der Rich— 
tigfeit ihrer Gründe ab. Doch kann der Sinn eines Geſetzes für die praftiiche Anwen— 
dung auch durch neue Gefege oder Gewohnheiten feftgeftellt werben (ſ. g. authentiſche und 
Ufual= Interpretation). Dann muß diefe Deutung unbedingt gelten ohne Rüdficht auf 
ihre Richtigkeit. 

Die erfte Aufgabe der Auslegung ift num, den unmittelbaren Inhalt der einzelnen 
Geſetze Feftzuftellen, alſo ven juriftiichen Gedanten, den Rechtsſatz, den ſich der Geſetzgeber 
jelber dabei gedacht hat. Es gibt dafür zwei Wege: man fann entweder a posteriori 
aus den Worten, als den Ausdrudsmitteln des Gedanfens, zu dem Gedanfen felber kom— 
men, oder a priori aus den Elementen, aus denen er felbft hervorgegangen ift. 
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1) Die Interpretation aus den Worten jchließt in ſich: 
a) die leritalifche Bedeutung der einzelnen Worte, 
b) ihre Berbindung zu Sägen nad) den Regeln der grammatifchen Eonftruction, 
e) die Vereinigung der Sätze zu einem Gedanken nad ben Grundſätzen ber 
formalen Logik. 

2) Die Elemente, aus denen der Gedanke eined Gejeges hervorgehen fan, und 
aus denen daher a priori Schlüffe auf feinen Inhalt gegogen werben fünnen, find jeine 
Bergangenheit, Gegenwart und Zukunft, d. 5. 

a) feine hiſt ori ſche Entftehung und Ausbildung, 

b) fein dogmatiſcher Zufammenhang mit dem ganzen Rechtsſyſteme als ius 
commune oder singulare, 

ce) fein legislativer Zwed fir die zufünftige Geftaltung des Lebens. 

Beide Wege oder Mittel müſſen natürlich zur vollen Interpretation eines Geſetzes 
ftet8 verbunden werben, fie ergängen ſich und Bilden gegemfeitig die Probe ihrer Richtig: 
feit. Es iſt eime rohe Vorftellung, die Worte feien das Geſetz und müßten allein ent— 
ſcheiden, nur wenn fie unklar wären, dürfen die mehr ivealen Elemente zu Hülfe gezogen 
werben. Doc; war died die althergebrachte Anficht, die man mit den, überdies unpallend 
gewählten, Ausprüden: grammatische und Logifche Interpretation, zu formuliven ſuchte. 
Savigny hat die ganze Idee glüdlich befeitigt; weniger gelungen ift es, wenn er an 
die Stelle der alten Eintheilung eine neue von „vier Elementen“ der Interpretation fett, 
einem grammatiſchen, logiſchen, Hiftorifchen, ſyſtematiſchen. 

Der Rechtsſatz, deſſen Feſtſtellung das Ziel der Auslegung iſt, beſteht im weſent— 
lichen ſtets darin, daß für beſtimmte Thatſachen eine beſtimmte Rechtsregel aufgeſtellt 
wird, und zwar aus beſtimmten Gründen, die in irgend welchen beſtimmten Eigenſchaften 
der Thatſachen beruhen. Man unterſcheidet danach dispositio und ratio legis. Die Aus— 
legung hat ſtets beide zu ermitteln, da die Tragweite der Dispoſition ſich nur aus ihrem 
Grunde feſtſtellen läßt, und die eigentliche Abſicht des Geſetzes das iſt, was eigentlich zum 
Gefetse erhoben ift. Nicht die Worte find das Geſetz, ſondern der Gedanke, der in ihmen 
ausgedrüdt ift, fie als joldhe find nur das Ausorudsmittel. Demgemäß find unklare, 
unvollftändige, mehrbeutige Worte möglichft der jonft zu ermittelnden Abficht des Geſetzes 
gemäß zu interpretiven, und wenn Worte und Abficht entſchieden nicht harmoniren, gebt 
die Tettere vor. Sind die Worte zu eng gefaßt, jo müflen fie ertenfiv interpretirt werben, 
wenn zu weit, veftrictio. Im Zweifel muß man freilih an den Worten feithalten, und 
bloße Härten, Unbilligfeiten und Unzwedmäßigfeiten find an ſich noch fein. Grund, von 
einem Haren Wortlaute abzuweichen. 

Bon der Feitftellung des unmittelbaren Inhalts der einzelnen Geſetze hat die Aus: 
fegung zu ben Conſequenzen fortzufchreiten, die fich logiich Daraus ergeben, ohne ſpeciell 
auögefprochen oder auch mur zum bewußten Gedanken des Gejeggebers gelangt zu fein. 
Es gehören dahin zumächft die Gonfequenzen für das betreffende Verhältniß jelber 
in feinen weiteren Detailfragen, dann aber auch die Confequenzen für andere ähnliche 
Berhältniffe, für die Feine befondere geſetzliche Beftimmungen eriftiven. Auf dieje find bie 
Geſetze eva Aoyov, d. h. secundum rationem legis, auszudehnen. Gerade durch dieſe 
ſ. g. analoge Behandlung ähnlicher Verhältniſſe wird die Ausfüllung aller Lücken ber 
Geſetze möglich gemacht, und die innere Harmonie des ganzen Rechtsorganismus erhalten. 
Natürlich muß fie vorfichtig gefchehen, man darf nicht einzelne Aehnlichkeiten zu allgemei— 
nen Gleichftellungen ausdehnen, und anomale Nechtsfäge ober Privilegien dürfen nicht 
übertragen werben, man darf nicht, wenn das Gefeg für einen Fall eine Ausnahme macht, 
darum auch andere ähnliche Fälle ausnehmen. 
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V. Die zeitliche und örtliche Anwendbarkeit der Geſetze. 


$. 10. Bei der Anwendung der Geſetze auf die einzelmen Thatſachen ift die Aus— 
dehnung, in der fie gejchehen muß, zu beftimmen. Soll der Richter ſtets nur Das gegen- 
wärtige Recht und Gejet feines Landes, rejp. Bezirkes, zur Anwendung bringen, ohne 
Nüdficht, wann und wo die Thatjachen vorgefallen find, höchſtens etwa mit einzelnen 
Ausnahmen, — oder ift das Princip, daß jede Thatjache in der Regel nad) den Gefeten 
zu beurtbeilen ift, unter deren Herrichaft fie vorgefallen ift, wenn fie auch unter andern 
Geſetzen zur Beurtheilung fommt? Die Frage hat eine doppelte Beziehung, eine zeitliche 
und eine räumliche, d. h. fie entfteht bei verſchiedenen Geſetzen nacheinander und neben- 
einander, aljo wenn Thatjachen unter einem alten aufgehobenen Gelege vorgefallen find, 
und wenn fie ſich in einem fremden Rechtsgebiete unter andern Geſetzen ereignet haben. 

Ber aller Verſchiedenheit beider Fälle ift doch die Grundfrage bei beiven biejelbe. 
Dean hat in älterer und neuerer Theorie gejagt, man müſſe Davon ausgehen, daß jeder 
Staat fein eigenes gegenwärtiged Recht für das befte halte, für beſſer als früheres umd 
fremdes, ſonſt würde er ed nicht haben; folglich müſſe der Nichter auch ſtets dieſes an- 
wenden, und nicht das jchlechtere frühere oder fremde, Es ift das der ſchulmeiſterliche, 
bevormumdende Standpunkt der Staatsweisheit des vorigen Jahrhunderts, wonach das 
Bol fein Leben nicht jelber geftaltet, jondern nur als Unterthan der Gegenftand väter— 
licher Beurtheilung und Yeitung weifer Männer ift, bet denen natürlich die neueſte Weis: 
heit immer die befte if. Faßt man dagegen das Recht als eine dem Menjchen und 
feinem Peben immanente fittliche Idee und Macht auf, jo haben die Thatſachen von 
innen heraus bei ihrem Entſtehen ihren beftinunten rechtlichen Charakter, der ihnen bleibt 
und unabhängig von Zeit und Ort ſtets und überall berjelbe fein und als folder ans 
erfannt und beurtheilt werben muß. - Auch ift dies nicht etwa nur der Standpunft für 
ein ideales Naturrecht, das pofitive Recht muß ihn bei feiner zeitlichen und örtlichen Ver— 
ſchiedenheit ebenfo haben. Dede Zeit hat ihr Necht, und jedes Land bat fein Recht, und 
zwar {ft das nicht blos zeitliche umd örtliche Weisheit der Stantölenfer, fondern eigenftes 
immanentes Recht der Zeit und des Yandes ſelber. Es ſteht im engen Zufammenhange 
mit ihrem gefammten fonftigen Leben, und gibt Darum aud) jeder Thatſache, Die darunter 
vorfält, ihren feften rechtlichen Charakter, ohne Rücficht, wann und wo fie zur rechtlichen 
Beurtheilung kommen wird. Der vechtliche Charakter der Thatſachen, ihre Gültigkeit oder 
Ungültigkeit, kann daher nicht mit der Zeit und dem Orte des Gerichts, welches darüber zu 
enticheiden hat, wechleln, jondern muß ftetS von Zeit und Ort ihrer Entftehung abhängen. 
Das Princip für die Anwendung der Geſetze ift alio nicht: jedes Gericht hat feine Gefete 
auf alle Thatfachen anzuwenden, die an es kommen, fondern: jedes Gericht hat auf alle 
Thatjachen die Gefege anzuwenden, unter denen fie vorgefallen oder entftanden find,. oder 
kurz: die Ihatfachen find nach den Gefegen ihrer Entſtehung, nicht ihrer Entjcheidung, 
zu beurtbeilen. 

$. 11. Im zeitlider Beziehung führt dieſes Princip zu der bekannten Regel, 
daß neue Gejege nicht auf vergangene Thatjachen angewendet werden dürfen, feine rüd- 
wirkende Kraft haben follen. Die Regel fteht im römischen und heutigen Rechte unzwei— 
felhaft feit. Man jtreitet jedoch über ibre Begrimdung, ob fie auf rechtlicher Confequenz oder 
nur legislativer Zwedinäßigfeit beruhe. Offenbar ift fie nur die negative Seite des all- 
gemeineren pofitiven Principe, daß alle Ihatfachen nad dem Geſetze ihrer Entftehung zu 
beurtbeilen find. Natürlich fann aber die Macht des Geſetzes Die Conſequenz des Rechtes 
ſtets brechen, und wo es ihr gut dünkt Rückanwendung anordnen. Inſofern ift aller: 
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dings dann im einzelnen das, was die Regel erhält und die Ausnahme ausichlieht, doch 
nur legislative Zmwedmäßigfeit, und infofern kann im einzelnen die Entjcheidung, ob bei 
einem Gelege Rüdanwendung eintreten müſſe oder nicht, allerdings nur aus der Inter 
pretation der Abficht des einzelnen Geſetzes entnommen werden. Ein leitendes Princtp 
muß jedoch natürlich auch dabei fein. Es Tiegt darin, daß Rückanwendung ſtets einen 
Eingriff in beftehende Rechte (ſ. g. iura quaesita, wohlerworbene Rechte) enthält, und 
ſolche Eingriffe, ald Ausnahmen von der regelmäßigen Rechtsordnung, im Zweifel nicht 
als Abfiht der Gefege angefehen werben fünnen. Auf diefe Weiſe reducirt fid) das 
Rechtsprincip: Gefege haben feine rückwirkende Kraft, im praftiichen Reſultate auf das 
Iegislative Princip: Gejege Tollen nicht in beftehende Nechte eingreifen. Bon einer un= 
mittelbaren Identität beider Tann feine Rede fein, da das eine rechtlich, Das andere legis— 
lativ iſt. Die Grenze der Anwendung beider hängt natürlich nur von dem Belieben der 
Gefeggebung ab. Sobald ein neues Geſetz in alte Rechte eingreifen will, muß e8 dar: 
auf angewendet werden, und rückſichtslos, jo weit feine Abficht reicht. Begriffliche Unter 
icheibungen, wie Die ältere zwijchen wermittelnden und zwingenden Gefegen, oder die neuere 
von Savigny zwiſchen Gefegen über Erwerb und über Dafein der Rechte, oder die won 
Laffalle, ob die Gefete den Einzelnen mit oder ohne Vermittelung feines Willens treffen, 
find rechtlich ohne Kraft, fie können höchſtens Wahrjcheinlichkeiten über die Abſicht ber 
einzelnen Gejege begründen, nicht aber Direct Darüber entjcheiben. 


Dagegen ift nun für die Fälle, wo das neue Geſetz feine Růdanwendung * 
tigt, Die Anwendung des alten Geſetzes nach dem Principe zu beſtimmen, daß alle That— 
fachen, Die unter feiner Herrſchaft vorgefallen find, den rechtlichen Charakter der Gültigkeit 
oder Ungültigfeit, der Wirffamfeit oder Unwirkſamkeit, den fie danach hatten, aud unter 
dem neuen Geſetze behalten. Danach find zu unterjcheiden: 

1) Die Thatfachen, Die gültig und wirkſam vollendet find und Rechte begründet 
baben, und die, die ungültig, unwirkſam, unvollendet waren. Bei den erfteren find die 
dadurd begründeten Rechte in allen Punkten, in Wirkung und Beichräntung, ftets nad 
dem alten Gejege zu beurtheilen; die legteren dagegen können unter dem neuen Geſetze 
feine rechtliche Wirkſamkeit mehr befommen. Dahin gehören auch angefangene oder un— 
vollendete Berjährungen, falls das neue Geſetz nicht Anrechnung der alten Zeit gejtattet. 

2) Die Thatſachen, die concrete wirkliche ſubjective Rechte, und die, die nur erſt ab— 
firacte gejetsliche Möglichkeiten und nähere oder fernere rechtliche Erwartungen begründeten. 
Alle bloßen Möglichkeiten und Erwartungen hören mit dem Gelege, worauf fie fich 
ftügen, auf; wo nad dem alten Gejege noch Fein wirfliche® coneretes Recht begründet tft, 
fan auch keins erhalten werben. 


Ausnahmen vom Verbote der Rückwirkung der Gefege gibt es nur eine, nämlich 
wenn das Geſetz jelber fie anoronet, ſei es ausdrücklich oder ſonſt beftummt erkennbar. 
Dafein und Umfang einer folchen Vorschrift ift im allgemeinen ganz nach ber Interpre— 
tation des einzelnen Geſetzes zu beftummen, doch ſoll die Rüdanmwendung in der Regel 
micht auch auf die bereits durch Zahlung, Urtheil, Vergleich und ähnliches vollftindig ab- 
gemachten Berhältniffe bezogen werden. Ein befonderer Fall der rückwirkenden Gefetse 
find die declaratoriſchen Gefege oder authentiſchen Interpretationen. Sie beſtimmen zwar 
eigentlich nur, wie ein Geſetz von jet an verftanden werden joll, aber da fie dies rück— 
wärts als wirklichen Sinn des alten Geſetzes binftellen, jo muß es in allen Fällen gelten, 
die von jegt am zur Beurtheilung kommen. Eine Reſciſſion bereits entſchiedener Fälle 
wegen Irrthums folgt daraus nicht, da diefer nach der Zeit vor der Declaration beur- 
theilt werben müßte. 
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8. 12. In örtliher Beziehung führt das Princip der Immanenz des Rechts 
in den Thatfachen zu der Regel, daß im internationalen Berfehre der Völker jedes Recht 
nach den Gefeten feines Entjtehungsortes zu beurtheilen ift, ohne Unterichied, wo es zur 
gerichtlichen Entjheidung fommt. Die Durchführung des Princips bietet jedoch bier noch 
mehr Schwierigkeiten,” wie bei der zeitlichen Beziehung, weil es fich hier nicht blos um 
einzelne Differenzen innerhalb der Geſetzgebung eines Staates handelt, jondern um bie 
Gefetgebungen verichiedener Staaten, die felbfiftändig und mit eiferfüchtiger Wahrung 
ihrer Souveränetät und Gefewgebungspolitif einander gegemüberftehen. Die Frage be 
fommt dadurch hier weſentlich ein wölferrechtliches Element. Indeſſen folgt daraus nicht, 
daß man bie ſouveräne Gewalt und Weisheit des einzelnen Staates zum Ausgangspunkte 
dabet machen müfle. Denn die Frage bezieht fich keineswegs blos auf die Geſetze ver: 
ſchiedener Staaten, jondern ebenjo auf das Verhältniß der verichtedenen Rechte und Ge— 
fee, die in verſchiedenen Gebieten eines und deſſelben Staate® gelten. Und auch bei ver 
ſchiedenen Staaten fann das Ziel nicht in einer eiferfüchtigen Geltendmachung der einzelnen 
Staatöfouveränetät Tiegen, fondem nur in möglichfter Erleichterung des Völferverfehres; 
gegenfeitiger Anertennung der Nationen mit ihren Gefegen und gleichmäßiger Beſchützung 
der entjtandenen Nechte. Das römiſche Recht enthält feine Beantwortung der Frage. Im 
ber älteren Zeit hatte e8 das Princip der Perfünlichkeit des Rechts, nur mit der eigenthümlichen 
Aushülfe des ius gentium für den Fremdenverkehr, ſpäter mar innerhalb des Reiches allgemeine 
Rechtseinheit und mit Fremden überhaupt wenig rechtlicher Verkehr. Die germanifchen 
Völker hatten anfangs gleichfalls das Princip der Perjönlichfett des Rechts, jeit dem drei— 
zehnten Jahrhundert trat aber in Italien und Deutichland das der Territortalität an feine 
Stelle, jedoh ohne große Echroffheit, weil die Fleinen italtenifchen und deutſchen Staaten 
und Städte ſich ſtets in nationaler, und mehr oder weniger auch ftaatlicdyer, Rechtögemein- 
ſchaft fühlten. Im neuerer Zeit ift mit der Entwidelung des modernen Völker-Verkehrs 
und Rechts in ganz Europa und auch Amerifa das univerjale Princip der internationalen 
Rechtsgemeinſchaft und Reciprocität des Rechtsſchutzes immer vollftändiger zur Ans 
erfenmung gekommen. Zwar hat das territortale Princip der Staatsſouveränetät gerade 
in der neueren deutſchen Theorie noch bedeutende VBertheidiger gefunden, Wächter, Puchta 
u. a., und auf dem Boden des deutfchen Particularismus ift dies nicht ohne Beifall ges 
blieben, indeffen ift der uniwerfale Standpunkt durch Savigny u. a. doch zur übermwiegen- 
den Geltung gebradit. 

Gewiſſe Beichränfungen des umiverfalen Principe durch das territoriale find freilich 
in feiner Weile abzumehren, nämlıd: 

1) daf die pofitiven Beftimmungen, die im einzelnen Staate durch bejondere Gefege 
über die Behandlung der Frage aufgeftellt find, unbedingt won feinen Gerichten zur Ans 
wendung gebracht werben müffen, und jeder Fremde ſich diefen ſchlechthin zu unterwerfen 
bat. Indeſſen find andere Staaten dann nad dem Principe der Reciprocität berechtigt, 
iure retorsionis die Unterthanen jenes Staates bei fid) ähnlich zu behandeln. 

2) Die Anerkennung fremder Geſetzgebungen kann nie jo weit gehen, daß der Staat 
bie Fremden beffer als feine eigenen Angehörigen behandeln müßte. Privilegien ümd 
Vorrechte fremder Gefeßgebungen erkennt daher fein Staat bei fih an, ſobald fie feinen 
Geſetzen fremd find. Eben darum erkennt er auch Rechte, die feine Gefeggebung für 
abſolut umfittlih oder gemeinſchädlich hält, nie bei Fremden an, wenn auch deren Gejege 
fie zulaſſen. 

Abgeſehen von diefen Beſchränkungen ift das obige Princip als Kegel durchzuführen. 
Jede Thatſache fteht bei ihrer Entftehung unter dem Rechte irgend eines beftinmten 
Nechtögebietes. Dieſes beftimmt ihren rechtlichen Charakter der Gültigfeit oder Ungültig- 
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feit, und danach muß fie überall, in welchem Rechtsgebiete und unter welchen Geſetzen fie 
auch zur Entſcheidung foınmt, beurtheilt werden. Die weitere Frage ift nur, welchen Ge— 
ſetzen eine jede Thatſache bei ihrer Entftehung unterworfen iſt. Es entfcheidet darüber 
nicht abjolut der Ort, wo fie fich ereignet. Vielmehr find ſolche Thatſachen, die mit 
anderweitigen umfafjenderen und dauernden Rechtsverhältniſſen in Verbindung ftehen, auch 
deren Gefegen mit unterworfen, da die Geſetze des zufälligen Ereignigortes dann gar 
nicht die Abficht haben, ihren rechtlichen Charakter zu beftimmen. Demnach ift die Auf- 
gabe für jedes Rechtsverhältniß nachzuweiſen, weldem Rechtsgebiete es feiner inneren 
Natur nad) angehöre. Im allgemeinen find dabei folgende Unterfchtede zur Grunde zu legen: 

1) Die Perfon ift als jolde, alſo in Betreff ihres allgemeinen perfönlichen Rechts— 
zuftandes, ihrer Handlungsfähigfeit, ihrer Familien- und Bormundichaftsverhältnifie, und 
darum auch im Betreff ihrer gefammten Beerbung, im allgemeinen ven Gefegen ihrer 
Heimath (f. g. statuta personalia) unterworfen. 

2) Sachen find als ſolche den Gefegen des Ortes, mo fie liegen (statuta realia), 
unterworfen. Danach find daher alle dinglichen Rechte, ſowohl ihre Möglichkeit als bie 
Art und Form ihres Ermwerbes und Berluftes, zu beurteilen, jedoch nur in Betreff des 
dinglichen Elementes, denn die Rechtstitel darauf hängen meiftens von perfönlichen und 
obligatorijchen Verhältniſſen ab- 

3) Handlungen jeder Art, d. 5. Rechtsgeſchäfte und Delite, ftehen im allgemeinen 
unter den Gejegen des Ortes dev Vornahme (f. g. statuta mixta), nach der Kegel: locus 
regit actum. Nur greift gerade bier bei der Einflagung ſolcher Verhältniſſe in andern 
Ländern vielfach. die oben angeführte Beſchränkung in Betreff der abjolut verworfenen 
Rechte ein, und außerdem find hier noch weitere bejondere Modificationen : 

a) ſolche Geſchäfte, die fich auf Verhältniſſe der Perſonal- und Realſtatuten beziehen, 
wie Ehe, Adoption, Teftament, find natürlic Danach zu beurtheilen ; 

b) in Betreff der ſ. g. Dispofitiwgefege bei Verträgen kommt es auf die Abficht 
der Parteien an, melden fie fich dabei unterwerfen wollen; 

e) in Betreff der äußeren Form der Rechtsgeſchäfte ift ein ziemlich allgemeines Ge— 
wohnheitsrecht, daß die Parteien die Wahl haben zwifchen der Form des Ortes der Vor— 
nahme und der materiellen Wirkſamkeit des Gejchäftes, fofern letztere nicht einen abjolut 
zwingenden Charakter hat. 


B. Das fubjective Redt. i 


I. Allgemeine Natur. 


8. 13. Die fubjectiven Rechte find die Befugniffe, die den einzelnen Subjecten dem 
objectiven Rechte nach zuftehen. Sie beflehen im allgemeinen in der vom objectiwen Rechte 
anerkannten und geſchützten Freiheit der Einzelnen in Berfolgung ihrer Yebensinterefien. 
Inden die Rechtsordnung dieſe dem Einzelnen gemwährleiftet, legt e8 den Anderen die 
Pflicht auf, fie infoweit anzuerfennen und micht zu verlegen. Durch diefe Beziehung auf 
eine entſprechende Pflicht Anderer wird die natürliche und fittliche Freiheit zur rechtlichen, 
oder zum Rechte. Ohne Pflicht fein Recht. Dan ftreitet, ob der Grund des Rechts in 
der Freiheit oder in den Intereffen liege? Die Theorie der abjtracten Willensfreibeit 
war bisher feit Hegel vorherrſchend. Energiſch bat fie Ihering angegriffen und das In— 
tereffe, den Nusen, den Genug, als Grund und Zweck des Rechts geltend gemacht. 
Offenbar gebört beides wmejentlich zufammen. Die Freiheit iſt micht abftract ihrer jelbft 
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willen berechtigt, fondern als Grundlage für die Verfolgung der fittlichen Intereſſen und 
Zwede des menfchlichen Lebens. Darum wird der ganze Inhalt der Rechte wicht Durch 
abftracte Willenscapricen beftunmt, jondem nur durch die verſchiedenen wirklichen Lebens— 
intereffen, und Rechte ohne vernünftiges Interefie werben gar nicht zugelaflen, 3. 3. bei 
Servituten, Obligationen, Stiftungen. Allen wollte man ganz von der Freiheit abſtra— 
biven und nur auf das Intereffe eben, jo würde der eigentlihe Grund fir den Schug 
deffelben fehlen, denn Intereffen und Schu derfelben find auch bei Thieren, z. B. den 
Tauben von ©. Marco, möglich. Die Rechte der Willensunfähigen,, der Kinder und 
Wahnfinnigen, können fein Bedenken machen, da dieſe an fich frei find und ihre Freiheit 
nur nicht vernünftig ausüben können. 

Die Begriffe von Recht und Pflicht find in ihrer praktiſchen Durchführung weſent— 
ih auf die Kategorien von Möglichkeit und Nothwendigkeit zurüdzuführen. Das Recht 
ift reine Möglichkeit zum Handeln; man darf ed ausüben, braucht es aber nicht, kann 
auch ganz darauf verzichten und es auf Andere übertragen. Die Pflicht ift umgekehrt 
reine Nothwendigkeit; man muß fie, erfüllen, wenn der Berechtigte es verlangt, Tann fich 
ihr nicht einfeitig entziehen, fie nicht auf Andere übertragen. Das Verhältniß beider zu 
einander ift, Daß Das Recht eine gewiſſe Macht oder Herrfchaft über den Berpflichteten 
gibt, der Berechtigte die Erfüllung der Pflicht verlangen kann, und der Staat dafür einen 
Schuß durch Äußeren Zwang gewährt. 

Neben dem Nechte oder der rechtlichen Herrſchaft, der rechtlichen Möglichkeit, einen 
Rechtsinhalt auszuüben, fteht der Beſitz oder Die factifche Herrichaft, die factiiche Mög— 
lichkeit, Nechtsinhalt auszuüben. Begriff und Wort Befig haben ihren hiſtoriſchen und 
etymologiſchen Ausgang beim Eigenthume oder der Herrichaft über Sadyen. Hier fchlieft 
das „Siten”, „sedere“, auf der Sache die volle Factifche Herrichaft in fih. Der Begriff 
ift aber an fich ein allgemeiner, und bei allen Rechten, Die eine dauernde äußere Herr— 
Ihaft over Ausübung in fih ſchließen, anwendbar. Doch läßt ſich fein ganzes Wefen 
beffer bei Dem conereten Falle des Sacenbefiges beſtimmen, weshalb bier Darauf ver: 
wiejen wird. 

$. 14. Der Begriff des Rechts bietet, da er die gefammte Freiheitöſphäre des 
Menſchen und alle feine äußeren Yebensintereffen umfaßt, eine unendliche Mannichfaltigfeit 
von Unterfchieden, Arten und Eintheilungen dar. Die Haupteintheilung ift die nach dem 
Gegenftande der Nechte in Zuftands= (oder Perfonen =) und Vermögensrechte. Der Unter: 
ſchied beruht auf dem Gegenfage der perfönlichen Eriftenz des Menſchen und feiner Herr: 
ſchaft über die äußere Natur und andere Menſchen. Der Menich hat ein Recht, zu 
fein, und äußere Macht zu haben. 

1) Die Zuftandörechte beichränfen fich nicht auf die bloße perſönliche Eriftenz, d. b. 
Leben und Freiheit, Tondern fehliefen auch die Eriftenz und Stellung des Menſchen ın 
ben verfchiedenen Kreifen, die zum Gefammtorganismus der Gattung gehören, wie Familie, 
Staat, Gemeinde u. a., mit in fi. Ste gehen Darauf, daß der Menſch in feinem all 
gemeinen und befondern perjänlichen Zuftande von Andern anerfannt und nicht verlegt, 
alfo in der Ausübung der dazu gehörigen Freiheitsiphäre nicht gehindert werde. Diefe 
Freiheit bezieht ſich zumächft auf die allgemeine freie Thätigkeit des Menſchen, Dann in den 
einzelnen befonderen Kreifen auf die befonderen Berbältniffe, die deren Weſen ausmachen. 
In der Familie, die allein von diefen Kreiſen in Das Privatrecht gehört, umfaßt fie alle 
die perfönlichen Beziehungen, in denen die einzelnen Familienglieder dem objectiwen Orga— 
nismus der Familie zufolge jever nad) feiner Stellung zu einander ftehen, fo namentlich 
die Verhältniſſe der Ehegatten und die wäterlide Gewalt. Die Iettere namentlich ift 
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nicht eine äußere zufällige und willfürlice Macht des Vaters über die Kinder, ſondern 
nur die rechtliche Durchführung der gegenfeitigen Stellung des Erzeugers und des Erzeugten. 

Der ganze Begriff der Zuftandsrechte ift im nenerer Zeit mehrfach angefochten, 
namentlich von Unger, man fünne nur von factiſchen Zuftänden mit vechtlichen Folgen 
ki Verlegungen, aber nicht von AZuftandsrechten, Tprechen, der Menſch ſei Perfon, Gatte, 
Bater, Bürger, aber es fei fein Necht, dies zu fein, Rechte könnten nur auf Thun und 
Haben, nicht auf bloßes Sein gehen, die j. g. Fam ilienrechte feien nur fittliche Anſprüche. 
Alein wenn Recht Freiheit ift, To ift das Dafein der Freiheit das erſte Recht. Ein 
Sen, was anerfannt werden muß und nicht werletst werden darf, dem alſo eine Pflicht 
entſpricht, iſt ein Recht, ſonſt wäre feine Verlegung kein Unrecht. Die Auflöfung des 
Rechts der Perfönlichkeit in einzelne Befugniffe und Anfprüde aus Verletzungen ftände 
der Auflöfung des Eigenthums in einzelne Befugniffe und Schadenserſatzanſprüche analog. 
Der fittliche Charakter der Familienverhältniſſe ſchließt aber den rechtlichen micht aus. 
Unzuläſſig ift e8 dagegen, die AZuftandsrechte dadurch den echten auf Thun und Haben 
näher zu bringen, daß man fie ald Rechte des Menſchen über fich jelbft, oder gar des 
Geiſtes über den Körper auffaßt. 

2) Die Bermögensrechte gehen auf die äußere, willfürliche und zufällige Macht des 
Menſchen, aljo feine Herricaft über die Natur, d. 5. die einzelnen Sachen, und über 
andere Menſchen. Dian unterjcheivet beide ald Sachen= und Forderungsrechte, oder ding— 
liche und perfünliche Rechte. 

a) Das Weſen der erfteren befteht in der unmittelbaren vechtlichen Unterwerfung 
der Sachen unter den Willen des Berechtigten, der unmittelbaren Macht des Berechtigten 
über fie, die von Jedermann anerkannt werden muß und nicht verlet werben darf. 
Dem Rechte entſpricht die allgemeine, aber nur negative Pflicht der Nichtverlegung von 
allen andern Menichen. Die abjolute Verfolgbarteit gegen Dritte iſt eine Folge davon, 
fann aber im einzelnen befchränft werden, ohne daß der Begriff dadurch aufhörte. 

b) Die Forderungsrechte beftehen in einer Macht über andere Menfchen, die nicht 
auf der objectiven Ordnung der verichtedenen Kreiſe des Gattungsorganismus beruht, 
fondern auf einer äußern mehr zufälligen und, willtürlichen Unterwerfung unter den fub: 
ketiven Willen des Berechtigten. Diefe Macht kann der allgemeinen Freiheit de8 Men— 
ſchen wegen feine unmittelbare und abjolute wie bei Sachen fein, das wäre Eclaverei, 
fondern nur eine durch die Freiheit und den eigenen Willen des Unterworfenen vermittelte, 
fie kann alfo nur in einer Verpflichtung feines Willens zu einzelnen Handlungen beftehen, 
dem Berechtigten nur ein Recht geben, diefe zu fordern. Darin liegt das Welen des 
Forderungsrechts oder der Obligation. Sie find weder als Rechte „über noch „an“ 
Handlungen zu beftummen, jondern als Recht über eine Perfon „auf“ Bornahme einer 
Handlung. 

Alle Vermögensrechte ſtehen in einem gemeinſamen ſcharfen Gegenſatze zu den Zu— 
ſtandsrechten. Da fie ſämmtlich eine der Willkür des Menſchen zur Befriedigung ſeiner 
Interefjen untenvorfene äußere Macht enthalten, jo iſt infofern eine allgemeine Bergleichung 
und Abmeffung ihrer Bedeutung oder ihres Wertes für den Menſchen möglich, und im 
weiteren Verfolge Davon dann auch ein allgemeiner fachlicher Mafftab, in welchem jie 
tariet, und infofern auch ihrem Werthe nad) erſetzt werden können. Dieſer Maßſtab iſt 
das Geld, auf weldes alle VBermögensrechte veducrt werden fünnen, während die Zus 
ſtandsrechte in Gelde unſchätzbar find, und überhaupt unter ſich in ihrer Bedeutung und 
ihrem Werthe für den Menfchen gar feine eigentliche Vergleihung und Abmeſſung zulaffen. 

Andere Eintheilungen der Rechte find in perjonale und reale, abjolute und relative, 
pofitive und negative, principale und acceſſoriſche, gemeine und privilegirte. 
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I. Die Subjecte der Rechte. 


8. 15. Imfofern alles Recht in der Ordnung der menjchlichen Verhältniffe, nament- 
lich der menſchlichen Freiheit beiteht, erjcheinen Die ſubjectiven Rechte zunächit ſtets nur 
ald Berechtigungen der einzelnen Subjecte, als unzertvennliche Attribute won diefen und 
ohne fie umdenfbar. In der concreten Geftaltung des Rechtslebens werden indefien 
wenigſtens die Bermögensrechte zu beftimmten einzelnen Machtverhältnifien über Sachen und 
Perfonen, die einen feſten objectiven Inhalt und Umfang haben, der von dem einzelnen 
berechtigten Subjecte unabhängig ift; fie fönmen unverändert auf andere Subjecte über- 
gehen, und Können ſelbſt ohne alles Subject forteriftivend gedacht werden. Vorüber— 
gehend ift eime jolche fubjectlofe Eriftenz möglih, wenn eim Subject weggefallen ift, 
und noch fein neues eingetreten ift, wie bei ruhenden Erbichaften, oder Derelinguirten Ins 
haberpapteren. Aber auch dauernd fann fie begründet werben, zwar nicht zwedlos, da 
alles Recht nur der menſchlichen Intereffen wegen da ift, wohl aber wenn Intereſſen 
exiftiren, die an feinen einzelnen Menſchen gebunden find, und zu deren Befriedigung doch 
ein feſtes Vermögen beftummt werden fol. Jedes Vermögensrecht einer Perſon, Sachen— 
wie Forderungsrecht, bejteht in der rechtlichen Macht, d. h. Möglichkeit des Berechtigten, 
Die Sache oder den Gegenftand der Forderung zur Befriedigung feiner Interefjen zu vers 
wenden. Ebenſo muß auch die rechtliche Möglichkeit begründet werden können, daß eine 
Sache oder Forderung feinem einzelnen Menſchen für feine Intereffen unterworfen ſei, ſon⸗ 
dern nur beſtimmten allgemeineren Intereffen, jei es Staats- oder Gemeindeintereifen oder 
Armenpflege u. ſ. w., diene, natirlic immer mit einer beftimmten Vertretung, die für 
die Verwaltung und Verwendung zu forgen hat. 

Der Begriff von fubjectlofen Rechten iſt infofern ein ganz natürlicher und wohlbe— 
gründeter, Indeſſen liegt es doch nahe, daß man bei der Goncentrirung verſchiedener 
Vermögensrechte zu einem Geſammtvermögen für einen beftimmten Zweck, und bei der 
durch die Verwaltung und Verwendung entftehenden mannichfachen Thätigfeit, Die Idee 
einer Perfonification ded Vermögens anwendet, d. h. ein rein ideelles Subject der Rechte 
bilvet, und als Inhaber des Vermögens bezeichnet und behandelt. Ein eigentliches ſelbſt— 
ſtändiges neues Rechtsſubjeet kann Dadurch natürlich nicht entftehen, jondern es wird nur 
eine feſte vechtliche Kategorie herbeigegogen, durch Die die ganze rechtliche Behandlung des 
Verhältniſſes eimen feften und bequemen Anhalt bekommt. Auf diefe Weife entftehen 
neben den einzelnen Menfchen als phyſiſchen Nechtöfubjecten oder Perfonen die ſ. g. juris 
ſtiſchen Perſonen. 

8. 16. Der Menſch als rechtsfähiges Subject beißt Perſon, Rechtsfähig— 
keit inſofern Perſönlichleit. Dabei hat Das heutige Recht, anders als Das römiſche, den 
Standpunkt, daß der Menſch rein als folder, weil Freiheit ſein Wefen it, als vechts- 
fähig gilt, und darum auch alle Menfchen im allgemeinen gleihmäßig. Selaverei ift 
daher abjolut unzuläffig, und Fremde haben im allgemeinen gleiche Nechtsfähigfeit mit 
den Einheimifchen. Der römische nationale Standpunkt, daß nur der römifche Bürger die 
volle Rechtsfähigkeit hat, der befreundete Peregrine eine bejchränfte, der Feind gar feine, 
ift dem kosmopolitiſchen der allgemeinen rechtlichen Anerfennung der Menſchenwürde 
gewichen. 

Mit der allgemeinen gleichen Nechtsfähigfeit fteht es natürlich nicht tim Widerſpruche, 
daß bei factifchen Verſchiedenheiten der Menfchen auch rechtliche Unterſchiede eintreten. 
Dabin gehören: 

1) die phyſiſchen Unterſchiede nach Geſchlecht, Alter und Geſundheit, Lörperlicher 
und namtentlicer geiſtiger. In Betreff des Alters nimmt das römiſche Necht den vollendeten, 
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zolljährigen, Menſchen erft mit 25 Jahren an. Neuere Geſetze haben Died meiftens guf 24 
oder 21 Jahre heruntergejegt. Dagegen find die Unterftufen der Minverjährigfeit, näm— 
lich die Unmündigfeit bis 12 reſp. 14 Jahr, und die Kindheit bis 7 Jahr beibehalten, 
jedoch mit veränderter Wirkung. Außerdem ift der . g. plena pubertas mit 18 Jahren 
vielfach eine weitere Bedeutung als im römiſchen Rechte beigelegt. 
2) Die fittlihe Berjchievenheit der Menjchen hat im allgemeinen feinen Einfluß auf 
ihre Rechte. Der Grund des Rechts ift Die Freiheit des Menſchen, nicht ihr fittlicher 
Gebrauch. Der unfittlihe, der ehrlofe, jelbft der Verbrecher bleibt rechtsfähig. Nur 
bei ſolchen Rechten, die ausnahmsweiſe eine befondere Ehrenhaftigfeit der Gefinnung vor— 
ausſetzen, muß bei entichievener Unehrenhaftigfeit, aljo namentlich bei Verbrechen, eine 
Rechtsminderung eintreten. Diejen Charakter haben aber zwar im öffentlichen echte die 
meiften Rechte, namentlidy alle Wahl- und Amtsrechte, im Privatrecpte aber nur wenige, 
wie Das Recht zu Vormundſchaft, älterlicher Erziehung, Zeugniß, Eid. In der Fähigkeit 
zu dieſen Rechten tritt daher die Ehrenhaftigfeit oder Ehre des Menjchen audy rechtlich 
beroor. Darım nennt man die Unfähigkeit dazu jchlechthin Ehrloſigkeit. Nur von bie 
jem Standpunkte aus ift die Rechtöminderung wegen Ehrlofigfeit zu begründen, nicht, wie 
meiſtens gejchieht, damit, daß die Mißachtung, in der man bei Andern ftehe, alſo deren 
Meinung, einen Einfluß auf die rechtliche Stellung haben müjle. 

Die näheren Beitunmungen über die Ehrlofigfeit, ihre Gründe und Wirkungen, find 
ſtets ganz bejonderd von Sitten und Zuftänden eines Volles abhängig. Die römiſchen 
Grundfäge darüber können bei uns nicht als maßgebend angejehen werben. 

3) Sociale, politifche und veligiöfe Verichievenheiten nad) Stand, Rang, Gewerbe, 
Heimath, Religion können auch auf das Privatrecht in verfchiedener Weile von Einfluf 
jein, doch beruhen die darüber bei und geltenden Grundſätze auf deutſcher Duelle. 

Weitere rechtliche Beſtimmungen über die Rechtsfähigfeit des Menſchen find nur für 
ihren Anfang und ihr Ende, Geburt und Tod, nöthig. 

1) Erft von der Geburt an gilt der Menſch ald Berjon, doch werden den unges 
bornen ihre eventuellen Rechte vorbehalten und gefichert. Kommen fie todt zur Welt, jo 
gelten fie ald nie dageweſen, ebenfo wenn fie zwar lebend, aber jo unreif zur Welt kom— 
men, daß fie darum nicht Tebensfähig find. So wenigitend nach römiſchem Nechte, dem 
das franzöfiiche gefolgt ift, wogegen das preußiſche und öſterreichiſche auf die Yebensfühig- 
keit fein Gewicht legen. Im übrigen fommt auf Lebens = Fähigkeit und Dauer nichts an. 
Das römiſche Recht Tpricht auch dem monstrum die Nechtsfähigfeit ab, die neuere Mes 
dicin bejtreitet aber die Möglichkeit, daß ein monstrum lebendig zur Welt komme, 

2) Beim Tode fünnen nur in Betreff des Beweiſes Zweifel entftehen. Yeben und 
Tod find Thatfachen, die nicht präjumirt werben können, wer Rechte auf Das eine oder 
andere gründet, muß es beweiſen, ebenjo wenn es ſich um die Priorität ded Todes von 
zwei Perfonen handelt. Nur bei der leteren macht das römische Recht eine Ausnahme, 
indem beim Tode von Aeltern und Kindern in gemeinfamer Gefahr, wie Schiffbruch 
oder aud Krieg, im Zmeifel präfumirt werben joll, daß unmündige Kinder vor, mündige 
nad den eltern geitorben jeien. Die Präfumtion ift ohne inneren Grund und ohne be= 
ftimmbare Grenze, und daher in den neueren Geſetzbüchern allgemein verworfen. 

Dagegen ift eine Präjumtion des Todes bei ſ. g. Verfchollenen in der neueren Ge— 
wohnheit und Gejeggebung in großer Ausdehnung eingeführt. Das römische Recht fand 
dazu bei feiner freien Bemweistheorie fein Bedürfniß. Die Schwierigkeit des modernen 
Beweiſes führte aber ſchon im italienischen Mittelalter dazı. Anfangs nahm man die 
Zodeöpräfumtion erſt mit dem hundertiten Yebensjahre an, jpäter zwar mit dem ſiebzigſten, 
doch murde dabei in Deutfchland erft nod ein Verſuch, durch Edictalcitation Nachrichten 
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zu befgmmen, und dann eine förmliche Todeserflärung fr nöthig erklärt. Die neueren 
Geſetze haben zweckmäßiger relative Friften nach den Jahren der Abweſenheit angeſetzt, 
30, 20 oder 10 Jahre, und für die nach einem Kriege Vermißten noch weniger. 

8. 17. Die juriftifchen Berfonen haben im heutigen Rechtöleben eine ungleich 
größere Auspehnung und Bedeutung erlangt, ald im römiſchen. Damit bat auch ihr 
Begriff eine ungleich reichere Entfaltung in allen feinen Elementen und Möglichkeiten er— 
halten; daß er in feinem Wejen anders geworden ſei, läßt fich nicht jagen. Man gebt 
bei feiner Gonftruction in der Negel von dem Gedanken aus, daß die Rechtsfähigkeit 
außer dem Menfchen aud mit etwas anderem verknüpft werden fünne, ober daß der 
Staat neben den phyſiſchen Perſonen auch iveelle durch Rechtsfiction bilden fünne. In— 
deſſen wird mit jolchen abftracten und formellen Ausgängen das Weſen der Sache nicht 
getroffen. Sie überfpringen die Frage, wie die Rectsfähigfeit, wenn die freiheit des 
Menſchen ihr Grund ift, außer dem Menſchen möglich jein kann. Der eigentliche Aus— 
gang des Begriffes Liegt in dem materiellen Grunde und Zwecke der Nechte, in ber 
Sicherung der menschlichen Yebensinterefjen. Danach muß das Recht auch bei ſolchen 
Intereſſen, die nicht auf beftinmmte einzelne Menjchen beichränft find, ſondern größere 
Kreife umfaffen, vielleicht dauernd ſich auf ganze Generationen erjtreden, auch eine jelbft- 
ftändige, über die Einzelnen hinausgehende rechtliche Sicherung möglich machen, und bie 
Frage ift nur, im welcher rechtlichen⸗-Form Died auszuführen je. Die Bildung folcher 
Intereffen ift im allgemeinen in doppelter Weife möglich, entweder durch Bereinigung von 
Menſchen zu beftimmten Zweden, oder durch menſchliche Anordnung von jelbitftändigen 
Einrichtungen und Mitteln für beftummte Zwede. 

1) Durch jede Verbindung von Menfcen zu einem gemeinfamen Zwede, won der 
fleinften Gefellihaft an bi8 zur Verbindung eines ganzen Volkes im Staate, entfteht ſtets 
eine Scheidung der Geſammtheit als ſolcher, mit ihrer Thätigfeit und ihren Sweden 
und Intereffen, im Gegenſatze zu den Einzelnen als ſolchen und deren Imterefien. Die 
Geſammtheit erfcheint als ein meues ideelles Subject, Das zwar nur durch die Einzelnen 
befteht und mir durch fie thätig werden Tann, das aber in dem einmal aufgejtellten 
Zwede feine feften, objectiv begründeten Intereſſen hat, die mit den Anfichten und In— 
tereffen der Einzelnen als ſolchen nicht nothwendig immer harmoniren. Gleichgültig it, 
ob die Thätigfeit der Geſammtheit nur von den Einzelnen ausgeübt wird, oder ob dafür 
eine bejondere Vertretung gejett wird, jet e8 durch einzelne Vorftände oder einen compli= 
eirteren Benmtenorganismus, In der rechtlichen Behandlung aller Berbindungen find 
num an fic) zwei verfchiedene Standpunkte möglich, die man als Gejellichafts- und Cor— 
porationsprincip unterfcheiden fann. Entweder bleibt nämlih die Geſammtheit mit ihren 
Jutereſſen vechtlich ganz in den Einzelnen latent, jo daß die für den Geſammtzwechk be— 
ftimmten Rechte und die daraus hervorgehenden Pflichten und Schulden nur die Einzelnen 
als ſolche treffen; oder wird die Gefammtheit als ſolche mit ihren Intereſſen rechtlich 
von den Einzelnen als ſolchen getrennt und jelbitftändig geſetzt, jo daß die für ihren Zweck 
beftimmten Rechte und die dadurch hervorgerufenen Schulden direct nicht mehr als Rechte 
und Schulden der Einzelnen erſcheinen, ſondern jelbftftändig nur der Geſammtheit als 
ſolcher zuftehen und obliegen, die Geſammtheit als ſolche aljo rechtlich als ein bejonderes 
ideelles corpus oder Nechtöjubject behandelt wird. 

Man nennt das letstere die Perfonificirung der Geſammtheit, und bezeichnet da— 
nad) folche Vereine als juriftiiche Berfonen oder Corporationen. Indeſſen find die Bor: 
ftellungen, die man damit verbindet, jehr verſchieden. Saviguy ſieht in der juriftiichen Perſon 
nur ein fingirtes Bermögensfubject neben den Mitgliedern, für das dieſe höchſtens Ver— 
treter, aber wegen ihrer Sonderintereffen nur unpaffende, fein können. Mit Recht 
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erflärt Brinz eine ſolche Berfon für unnöthig und will mit dem Begriffe eines Zweckver— 
mögens ohne alles Subject ausfommen. Umgekehrt neigt man auf germaniftiicher Seite 
dahin, die Corporation mit ihren Mitgliedern zu identificiren, und erklärt fie daher ein— 
fach für willens⸗ und handlungsfähig. Die römiſche Auffaſſung fpricht ſich einfach in 
dem Ausgrude universitas aus, die Gefammtheit wird als Einheit genommen, Dieſe 
Einheit ift als ſolche etwas ideelles, von den Einzelnen verfchteden und darum willeng- 
unfähig, allein andererſeits ift fie nur durch die Einzelnen und in ihnen, es wird feine 
neue Perſon neben dieſe gefetst, ſondern fie jelber werden nur in ihrer ibeellen Bereinigung 
und Gejammtheit als Subject anerfannt. Sie find daher nicht Verwalter, Beamte, Vor— 
münder einer fremden Perſon und freinder Intereffen und Rechte, jondern fie find in 
der Gefammtheit unmittelbar ſelber betheiligt, interejfirt und berechtigt, mur nicht ala 
ſelbſtſtändige Perſonen mit jelbftftändigem Intereffe, fondern Ichlechthin nur als Glieder 
der Geſanmtheit, die als ſolche ungetheilt und einheitlich nur für ihren Zweck eriftirt 
und nur für dieſen Intereffen und Rechte hat. Die Einzelnen find daher von jelbft die 
realen Träger und Organe der tveellen Gejammtheit, ihr gemeinfamer Wille ift zwar 
nicht der Wille der Perſon, aber er gilt als folcher, jofern er nur innerhalb des Ge— 
ſammtzweckes iſt und auch nicht etwa eine bejondere Vertretung angeordnet if. Die 
Geſammtheit und die Einzelnen find alfo getrennte PBerfonen, obgleich die erftere rechtlich 
nur aus den letteren beſteht. Das Verhältniß "tt eine Reduction auf die gewöhnlichen 
Rechtskategorien von Vertretung, Gemeinſchaft, Gemalt u. dgl., die unter phyſiſchen Per— 
fonen möglich find, nicht zu. Die Perfonificirung der Geſammtheit ift eben nicht Bildung 
einer neuen fingirten Perfon neben den phyſiſchen, ſondern Vereinigung phyſiſcher Perfonen 
zu einer höheren tbeellen Perfönlichkeit, die aber eben darum ihren eigentlichen Grund 
doch immer wieder nur im Rechte umd Intereſſe der einzelnen Mienjchen jelber hat. Die 
Römer braudyen daher munieipes und munieipium identiſch und fprechen bei den Cor— 
porationen ſtets von res und arca communis, communiter agi u. | w. ben barım 
darf man das Bermögen nicht als bloßes Zwedvermögen von den Perfonen trennen, und 
eben darum find auch die Rechte, die zur Förderung und Sicherung des Geſammtzweckes 
dienen können, gar nicht auf Bermögensrechte bejchränft, jondern können aud öffentlicher 
Natur fein. Ein Unterſchied zwiſchen römiſchem und deutſchem Rechte tft in alle dem nicht. 

Der ganze Begriff umfaßt nun an fich alle Vereine unter den Menjchen, ſowohl 
die größeren, wie Staat, Kirche und Gemeinden, als die fleineren, die ſ. g. Corporationen. 
Auch die erfteren werden in ihrer organiſchen Natur nur erfannt, wenn man neben ihrem 
objectiven Zwecke aud ihre fubjective Exiftenz in den einzelnen Menſchen als weſentliches 
Moment wirdigt. Die Gründe, warum bet ihnen das lettere Moment mehr zurüdtritt, 
bebürfen hier feiner Ausführung. Die kleineren Vereine, die Gorporationen, bieten aud) 
wieder eine große Mannichfaltigkeit der Geftaltung, der Begriff umfaßt gleichmäßig öffent: 
fiche und private, gemeinnützige und ſelbſtnützige, Genuß Sicherung und Erwerb bes 
zweckende, Gapital= und Perfonalgenoffenichaften u. |. w. Auch reine Erwerbögefellichaften 
fünnen Gorpovationen fein, und nicht erft bei ung, fondern auch ſchon nach römiſchem 
Rechte. Der Unterfchted des Corporations= und Gejellichaftsprincipes beruht überhaupt 
‚nicht auf dem Zwecke der Vereine und Geſellſchaften, ſondern auf ihrer formellen recht— 
lichen Organifation, ob die Geſammtheit als jelbftitändige Perfönlichkeit über den Einzelnen 
mit Rechten und Pflichten gilt, oder ob Recht und Pflicht Direct die Einzelnen als ſolche 
treffen. Namentlih it die Haftung für die Schulden entſcheidend. Denn allerdings ift 
die Grenze nicht überall gleih und eine weitgehende Annäherung von beiden Seiten mög— 
fh. So kann die Handelsgeſellſchaft als ſolche auf ihre Firma Rechte erwerben und 
Procefie führen wie eine Corporation, während ſie durch Die directe Haftung dev Gefell- 

v. Heltzenderff, Enchclovädie der Rechtswiſſenſchaft. I. 18 
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ſchafter Davon gefchieden ift. Andererfeits jind die Schulze ſchen Genofienichaften nad) dem 
norddeutichen Bundesgefege unzweifelhaft Corporationen, nähern fid) aber den Gejellfchaften 
durch die ſubſidiäre Haftung, die nad vergeblichem Concurſe der Corporation für Die 
Mitglieder eintritt. Dagegen tft eine vollftändige Berbindung des Corporationd und Ges 
ſellſchaftsprineips in der Weile, daß das erftere nach außen, das legtere im Inyeren gelte, 
oder umgefehrt, ein innerer Widerſpruch und conjequent gar nicht durchführbar. Zwar 
fan fih ein Verein, ohne Corporation zu fein, vertragsmäßig eine Art corporativer Vers 
fafjung geben, allein eine innere eigentlich corporative Scheidung der Geſammtheit mit 
Rechten und Pflichten von den Einzelnen ift ohne äußere Wirkung gar nicht möglich 
Ebenſo wenig gibt es feſte Mittelſtufen zwilchen beiden. Die Regel bleibt immer, daß 
wo das Gorporationsprineip nicht gilt, das Geſellſchaftsprincip entſcheidet, fo weit nicht 
durch bejonderen Vertrag, Gewohnheit oder Gejeg einzelne Annäherungen an die Corpo— 
ration begründet find. Eine Hauptfrage ift aber, ob ſich die Vereine nicht felber durch 
Autonomie zu Corporationen machen fünnen, oder ob Dazu Ertbeilung des Corporations- 
rechtes vom Staate nöthig ſei. Die ältere Theorie forderte Died aus dem boctrinären 
Grunde, weil eine juriftijhe Perfon nur durch rechtliche Fiction vom Staate geichaffen 
werben könne. Dies ift reiner Formalismus. Der Sade nach handelt e8 fih um 
zweierlei, die politiiche Frage der Freiheit des Vereinsrechtes, und die verfehrörechtliche 
der Scheidung der Rechte und Schulden der Bereine von ihren Mitgliedern. Die 
römischen Kaiſer ſahen nur auf die erjte. Ste verboten im allgemeinen alle Vereine, die 
feine befondere Erlaubniß hätten, den erlaubten gaben fie aber ftets auch das Recht 
„eorpus habere“. Erſt bet uns bat man beides getrennt, erlaubte Vereine ohne Cor— 
porationsrecht zugelafien, und für dieſes bejondere adminiftrative Ertheilung vom Staate 
gefordert. Die neueren Erwerböcorporationen, namentlich die Actiengeſellſchaften und Die 
Schulzeſchen Genoſſenſchaften, haben num aber zwar eimerjeitS die große Wichtigfeit des 
Corporationsrechtes für den Verkehr gezeigt, andererjeitd aber auch, daß daffelbe nicht 
von abminiftrativer Willfür abhängig gemacht werden darf, ſondern daß fefte Rechtsſätze 
dafür dafein müſſen. in fächfiiches Gefeg von 1868 ftellt Daher als Kegel auf, daß 
alle Vereine, wenn fie den geleglichen Erforderniffen entiprechen, das Corporationsrecht 
durch Eintragung in ein öffentliches Regiſter erlangen, nur wenn fie fi) „auf öffentliche 
Angelegenheiten beziehen“, muß noch adminiftrative Genehmigung voraufgehen. Im 
Preußen it man noch nicht jo weit. Die Berfafjung verſpricht nur erjt ein Geſetz „über 
Die Bedingungen, unter weldyen Corporationsrechte ertheilt oder wermeigert werben 
ſollen“. Auch das, deutjche Handelsgeſetzbuch hat bei Actiengefellichaften noch das Princip 
der „Staatlichen Genehmigung‘. Das norddeutſche Genoſſenſchaftsgeſetz verlangt fie ſchon 
nicht mehr, jondern nur Eintragung in das Handelöregifter. Ein derartiges öffentliches 
Element muß die Geſetzgebung aber nothwendig allgemein, fefthalten und an die Stelle 
der ftaatlichen Ertheilung oder Genehmigung fegen. Die abjolute Formlofigkeit , die 
Mande mit großem Eifer vertheidigen, ift für Die Gegenwart weder juriſtiſch noch legis— 
lativ zu rechtfertigen. 

2) Die zweite Art der |. g. juriftiichen Perfonen find die Stiftungen. Unter 
Stiftung verfteht man im allgemeinen jede Beſtimmung eines Vermögens zur Verwendung . 
für einen beftimmten dauernden Zweck, ſei es einen öffentlichen oder gemeinnügigen, wohl— 
thätigen, frommen, wiljenjchaftlichen, künſtleriſchen, oder auch privaten einzelner Familien, 
umd fer e8 zu bloßer Gewährung von Geldipenden, oder zur Herftellung einer förmlichen 
Anftalt mut äußeren Einrichtungen, wie Armen- und Waifenhäufer, Pehranftalten, Kunſt— 
inftitute u. dgl. Solche Stiftungen können in doppelter Weiſe gemacht werden, entweder 
durch Zumendung des Vermögens an eine dauernde Corporation, namentlich Gemeinden 
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und Univerfitäten, wit der betreffenden beftimmten Auflage, oder aber auch durch ganz 
ſelbſtſtändige Conftituirung ded Bermögens nur mit Anordnung von beftimmten Beamten 
zu feiner Verwaltung und Berwendung. In dieſem zweiten Falle find num gar feine 
einzelne Menſchen da, die auch nur mittelbar, wie bei der Corporation, als Inhaber 
oder Träger des Vermögens angeſehen werden könnten, beshalb hat man hier, weil das 
Bermögen nicht ohne Subject ſein könne, die Idee einer fingirten Perſon herbeigezogen, 
fireitet aber, was eigentlich perfonificrt werde, ob der Zweck, ober die Mittel oder bie 
Deftinatäre, oder ob ein jelbftftändiges Subject für das Vermögen fingirt werde, Der 
Sache nach ift hier gar nichts anderes vorhanden, als ein Vermögen, welches zur Aus: 
führung eines beſtimmten Zweckes verwaltet und verwendet werden fol. Die Perfonifi= 
cation ift nur eine theoretiiche Form, um die Analogie mit dem Vermögen der wirklichen 
Perfonen herzuftellen. Ein Vermögen als Einheit von Nechten und Pflichten ift ein 
teeller juriftiicher Begriff, der ſich zwar beim wirflihen Menſchen durch die Concentras 
tion auf feine Individualität von felber bildet, der aber ohne diefe als eine fünftliche 
Bildung erfcheint, deren Handhabung ſich ſchon der gemeine Berftand unwillkürlich durch 
eine Perfonification vermittelt. Dazu fommt die Thätigfeit, die bei der Berwaltung und 
Verwendung ded Vermögens in feinem Namen von feinen Vertretern entmwidelt wird. Faſt 
unvermeidlich ſchiebt fich daber in BVorftellung und Spracdgebraud das Bild eines thätigen 
Subject alfo einer ideellen Perfönlichkeit ein. Aber weiter darf die Sache nicht gehen. 
Das Reale ift nur das Vermögen und der Zweck. Aller Streit über die Natur jener 
Perfon, ihre Erſchaffung durch Teftament oder Geſetz, ihre Eriftenz mit oder ohne Ber: 
mögen u. |. w., ift reine Scholaftit. Die reale Frage fann immer nur fein, ob es recht— 
lich zuläffig ift, ein Vermögen felbitftändig für einen beftimmten Zweck hinzuftellen. Die 
Form der Perfonificirung fann dies der Sache nach weder erleichtern noch erſchweren. 
Die Frage ift auch bei einzelnen Sachen möglidy, 3. B. bei Stiftung eines Privatbrum- 
nens oder Schutzhauſes zur allgemeinen Benugung. Das römiſche Recht bat ſolche Stif- 
tungen erſt in der chriftlichen Zeit, nur bei Teftamenten, und nur zu frommen Zwecken 
zugelaffen, hier aber unbeſchränkt. Das heutige Necht läßt auch Stiftungen unter Leben— 
den, namentlich durch Sammlungen, und auch zu andern Zwecken zu. ine fcharfe 
Grenze für die Erforderniffe eriftirt nicht. Staatliche Mitwirkung wegen Creation einer 
Perfönlichkeit zu fordern, ift leerer Formalismus; daß der Staat dagegen jehr real 
bei übermäßiger Ausdehnung der Stiftungen intereffirt ift, hat ihm die Kirche gezeigt. 
Ebenfo wenig können ihm die Zwede gleichgültig fein. Bon diefem Standpunfte aus 
find gefegliche oder adminiſtrative Beſchränkungen unerläßlich. 


III. Das Object der Rechte. 


$. 18. Der Begriff „Gegenftand” der Nechte wird in fehr verichiedenem Sinne ges 
nommen. Hauptſächlich verfteht man darunter die Menjchen und Sachen, über die man 
eine rechtliche Herrichaft befommt, aber aud die Handlungen, zu denen man berechtigt 
wird, ferner die Pflicht Anderer, auf die das Necht gebt, und durch die es eigentlich zum 
Rechte wird, bet Obligationsrechten dann auch Die Handlungen und Leiftungen des Schulds 
nerd, auf die der Gläubiger ein Necht befommt, und ſelbſt die Sachen, die der Gläu— 
biger durch die Obligation bekommen ſoll. An wohlgemeinten Rathſchlägen, den Sprach— 
gebrauch zu firiren und namentlich zwifchen Gegenftand und Inhalt der Nechte zu unters 
ſcheiden, fehlt es nicht, aber ohne Erfolg. Im Grunde kann man den Begriff auch auf 
alles, mas dem Eubjecte im Nechte objectiv gegenüber fteht, anwenden, ihn aljo nad) den 
verichiedenen im echte enthaltenen Beziehungen in verſchiedenem Sinne gebrauchen. 

18* 
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Neal eriftivende Gegenftände für die Rechte find natürlich nur der Menſch und Die 
Natur. Der erjtere nur als freies Mefen, er iſt als Object nichts anderes wie als Sub: 
ject, darum mit allen den rechtlichen: Beſtimmungen, die oben für ihn als Rechts— 
ſubject ausgeführt find. Die Natur Löft ſich ald Nechtsobjeet in die einzelnen Sachen 
auf, die in der mannichfachften Weile Genenftände der Rechte bilden, unmittelbar und 
mittelbar, total und partiell, einzeln und vereint u. ſ. w. Dabei verftcht ſich, daß da 
die Bedeutung der Sachen für den Gebrauch und Genuß der Menſchen ven Grund alles 
Rechts an ihnen bildet, ihre phyſiſche Beſchaffenheit und Verſchiedenheit in der mannich— 
fachften Weiſe won Einfluß auf ihre vechtlice Behandlung fein muß. Wie bei den 
Rechtsſubjecten gibt es daher aud bei den Nechtsobjecten eine Yehre von ihren vedhtlich 
wichtigen Eigenfchaften und Unterſchieden (de rerum divisione). Die wichtigjten find 
die Beweglichkeit, Theilbarkeit, VBertretbarfeit, Verzehrbarfeit, Zuſammengehörigkeit, ferner 
ihre Entftehung auseinander und ihre Verbindung miteinander. Alle dieſe Begriffe 
befommen bei ihrer vechtlihen Durchführung ihre eigenthümlich juriftifche, ven der rein 
phyſiſchen mehrfach abweichende, Beſtimmung und bilden dadurd eine weitläufige Lehre, 
deren Detail jedoch bier umgangen werden muß. 

Auch der Nectsfähigfeit der Subjecte fteht bei den Objecten der Begriff einer 
paſſiven Rechtsfähigkeit, d. h. der Fähigkeit Object von Privatrechten fein zu fünnen, 
parallel. Im allgemeinen gibt die Möglichkeit der factiichen Herrfchaft auch das Maß 
für die Möglichkeit der vechtlihen Herrſchaft. Darum iſt das Recht auf die Erbe bes 
Ichränft, und hier auf den feften Erdboden und mas darauf und darin ift. Das Meer 
und die Yuft find „extra commereium‘“r Außerdem muß der Staat diejenigen Theile 
jeines Gebietes, auf denen der allgemeine öffentliche Verkehr ſich bewegen ſoll, nämlich die 
Häfen, Flüffe, Meere, Wege, Straßen, Pläge, dem Privatverfehre und den Privatrechten 
entziehen (res publicae). Tas römiſche Recht behandelt diefe Sachen nach alt republi= 
taniſchem Dogma als ein Corporationseigenthun des Volfes, und gibt allgemeine Po— 
pularklagen zum Schutze der Benugung. Bei uns find fie einfaches Eigenthum des 
Staates, was nur durch die Beſtimmung zur allgemeinen Benugung von dem gewöhnlichen 
fiscaltfchen Eigenthume unterfchteden ift. Der Schuß der Benugung ift Aominiftrationsfache. 

Speciellere Beſchränkungen find bei verbotenen Sachen, verbotenen Büchern, Waffen 
n. dgl. und bei den j. g. relativen Verfehrsentziehungen, 


IV. Erwerb und Berluft der Rechte. 


Allgemeine Natur. $. 19. Das Recht der Eriftenz als Menſch, d. h. 
als Freies vechtsfühiges Welen, hat der Menſch ſchlechthin mit feiner Exiſtenz, alle andern 
einzelnen Rechte entftehen für ihn nur unter befonderen, im Gefege beftimmten Vorauss 
fegungen und fünnen wieder aufhören. Man nennt das Erwerb und Berluft der Rechte, 
Sie können zwar auch gleich mit feiner Exiſtenz entftehen, wie z. B. Familienrechte, aber 
doch eben nur unter befonderen Vorausfegungen. Das Dafein ver gefeßlichen Voraus: 
jegungen des Erwerbes bildet den Nechtägrund (causa, titulus) des Erwerbes. Beſondere 
Erwerbsbandlungen find dabei nicht weſentlich. In der Regel enwirbt man zwar ohne 
oder gar wider feinen Willen feine Rechte; allein da die Nechte nur in rechtlichen Mög: 
Lichfeiten beftehen, fo fünnen Diele auch unmittelbar durch das Geſetz eröffnet, die Rechte 
alfo ipso iure von jelbit erworben werben. 

Wie der Erwerb, fo tritt auch der Verluft der Rechte immer nur bei befonderen 
geſetzlichen Vorausfegungen ein. Die Forldauer der Rechte bedarf feiner beſonderen Be— 
gründung, jondern Liegt von jelbit im Begriffe des Nechts, wird, wie man jagt, ſtets 
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päfumtrt, der Berluft muß vom Gegner bewieſen werden. Wie aber Rechte in der 
Kegel nicht ohme und wider Willen erworben werden, jo dauern fie in der Regel auch 
nicht wider den Willen fort, vielmehr kann man fie in der Negel beliebig mit freiem 
Villen aufgeben. Dies heit im allgemeinen Verzicht oder Veräußerung. Der Begriff 
umfaßt gleichmäßig das einfache Aufgeben, die Uebertragung an Andere, Die Einräumung 
von befchränfenden Rechten für Andere, ven Erlaß von Rechten gegen fie, u. |. w. Veräußern 
fan im der Regel jeder Berechtigte, Doch gibt es auch unveräußerliche Rechte, und für 
manche Fälle find befondere Veräußerungsverbote aufgeftellt. Ein Widerruf von Verzich— 
ten und Beräußerungen ift in der Regel nicht zuläffig. 

Zwiſchen Erwerb und Berluft der echte Tiegt ihre Exiſtenz. Dieſe erfcheint zu— 
nächſt als fubjective Berechtigung der einzelnen Perfonen. Die Perfon ift das welentliche 
und dauernde, das Recht nur ein vworübergehendes Attribut. Anderes Subject, anderes 
Recht. Im Zufammenhange der focialen Ordnung kehrt fich dieſes Verhältmiß um. Die 
einzelnen Rechte, wenigſtens die Vermögensrechte, erſcheinen bier als feſte objective Ein- 
richtungen und Beftandtheile des ſocialen Organismus der Gattung, als fefte conceret ges 
forınte Möglichkeiten von Intereſſe und Genuß, in die die werfchtedenften Subjecte je nach 
Bedürfniß und Zufall eintreten fönnen. Der Einzelne ſchafft und geftaltet fie, und beſitzt 
und genießt fie dann auch. Allein das letztere kann jeder Andere ebenfo gut. Das Sub: 
jest it gleichgültig für das Recht. Wie der Nod feinen Träger wechſelt und derſelbe 
bleibt, ebenfo auch das Necht am Rode. Die Geſammtheit der Vermögen bildet das 
Nationalvermögen, dieſes bleibt daſſelbe, mag der Wechlel der einzelnen Subjecte noch 
jo groß fein, das Vermögen aber find nicht Die Sachen, ſondern die Rechte. 


Auf dieſen Elementen beruht die Möglichkeit des Ueberganges der Nechte von einer 
Perfon auf Die andere und damit der Begriff der Succeffion in fremde Rechte. Diefe 
‚beiteht äußerlich ſtets in Erwerb deſſen, was ein Anderer verliert. Indeſſen iſt nicht jede 
jolde Berbindung von Erwerb und Berluft eine Succeſſion, jondern nur die, bei der 
Continuität des Rechts mit Wechfel des Subjectd verbunden ift, bei der aljo der Eine 
nur dann ein Mecht erwirbt, wenn der Andere e8 hatte und verliert, dev Erwerber fein 
Recht aus Dem des Verlierers ableitet, jomit durch deffen Beweis begründen muß. Man 
nennt Dies, beſonders beim Cigenthume, derivativen Erwerb im Gegenfag des originären. 
Der letztere iſt nicht blos bei der erften Unterwerfung hervenlofer Sachen, jondern auch 
beim Erwerben fremder Saden aus Gründen, die das Eigenthum  felbitftändig ohne 
Rückſicht auf das bisherige Eigenthum geben, wie Accefjion, Specification, Ufucapion. 


Die Succeffion kann in doppelter Weife vor fich gehen, als Singular= oder Unt- 
verfalfuccefjion, d. h. entweder in einzelne Rechte als folche, wie bet Kauf oder Schenkung, 
oder in das gefammte Vermögen als folches, als ein Ganzes, als universitas. Die 
Vermögensrechte eines jeden Menfhen haben in feiner Perfönlichkeit ſtets einen Mittel- 
punkt, auf den fie ſich beziehen und von dem aus fie beherrfcht werben, in welchen fie 
aber auch zu den Schulen der Perſon in eine nothwendige Beziehung treten als Befrie- 
digungsmittel derſelben. Inſofern bilvet bei jedem Menfchen die Gefammtheit feiner 
Rechte und Schulden, ohne Rückſicht auf Qualität und Quantität beider, eine zuſam— 
menbängende rechtliche Einheit, die als Jolde in ihrer Totalität auf andere Perjonen über: 
geben kann. Der wejentliche Unterſchied dieſes Ueberganges von der Singularfucceffion 
ift, daß Hier nicht etwa bloß eine Menge Rechte auf einmal collectiv durch einen gemein— 
ſchaftlichen Titel übergehen, jondern daß bier die idenle Gefammtheit als foldhe den näch— 
ften Gegenftand der Succeſſion bildet, und die einzelnen Rechte nur mittelbar als in ihr 
enthaltene Elemente. Daraus folgen die Haupteigenthümlichkeiten der Univerſalſucceſſion: 
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a) Der Erwerb gefchieht uno actu für die Gefammtheit, bewirkt damit aber zus 
gleich von felbft den Erwerb aller einzelnen Rechte, ohne Rüdficht auf die jonftige Mög- 
lichkeit und Form ihrer Mebertragung und ob man fie fennt oder nicht ; 

b) mit den Nechten gehen aud die Schulden über, die ja fonft nicht einfeitig über- 
tragen werben fünnen, und zwar iſt es im allgemeinen gleichgültig, ob die Rechte oder bie 
Schulden überwiegen. 

Aus dem ganzen Begriffe der Univerfaliucceffion und namentlich ihrer Wirkung für 
die Schulden ergibt ſich von jelbft der wichtige Sat, daß die einzelne Perfon fie nicht 
willtürlich anoronen fann, daß fie vielmehr nur dann eintreten fann, wenn die Perjon 
jelber factifch oder vechtlich vollſtändig aufhört, alfo nur beim natürlichen oder bürgerlichen 
Zode oder den gefetzlich gleich geftellten Rechtsinſtituten. Bloße Verträge auf Uebertra- 
gung des ganzen Vermögens fönnen nur Berpflichtung auf Uebertragung aller einzelnen 
Rechte begründen, nie Unwverfalfucceffion. 

Im einzelnen find die Gründe für den Erwerb und Berluft der Rechte bei den ein- 
zelnen Rechten je nadı ihrer bejonderen Natur jehr verfchieden. Man unterjcheidet häufig 
als Hauptgründe den Willen der Parteien und den Willen des Geſetzes. Indeſſen ift der 
Wille der Parteien nur eine Thatfache neben anderen, die dem ſ. g. Willen des Gejetes, 
d. h. dem objectiven Rechte, zufolge Nechte begründen oder aufheben fann. Die eigent- 
liche Idee bei jener Unterſcheidung ift, daß die geſetzlich aufgeftellten Erwerbs- und Ver— 
luftgründe entweder auf eigentlihen Rechtsprincipien und der rechtlichen Natur der Ver— 
bältnifje ſelber beruhen, oder auf äußeren Nüglichkeitöprincipien, die nur erft von Geſetze 
mehr oder weniger willfürlich rechtliche Wirkungen befommen haben. Der Hauptgrund 
der erften Art ift nun, da alles Recht auf der Freiheit beruht, der eigene Wille der Pers 
fonen jelber, melde Recht ſchaffen wollen, das ſ. g. Rechtsgeſchäft, doch find auch ans 
dere Gründe daneben, z. B. für Obligationen die Delicte, für Beendigung der Rechte Con— 
fufion und Tod; Gründe der zweiten Art find die Verjährung, die Privilegien, beim Pfand- 
rechte die Legalhypotheken u. ſ. w. Ein eigentliches innerlich gegliedertes Syſtem läßt 
ſich für beide Arten, auch die erfte, nicht aufftellen, auch iſt die Grenze zwiſchen beiden 
kaum fcharf zu ziehen und vielfach von jubjectiven Anfichten abhängig. Hier find jeden- 
fall8 nur die Hauptgründe beider Arten näher in's Auge zu falten. 

1. Die Rechtsgeſchäfte. $..20. Der einzige ganz allgemeine Grund, ber 
bei Rechten jeder Art ſowohl Erwerb als Verluſt begründen kann, ift der eigene Wille 
ber Parteien felber. Jede Willenserklärung aber der Perfonen als folcher (nicht als 
Richter oder Beamte), die auf Begründung oder Aufhebung von Nechten (Veränderung ift 
darin mit enthalten) für fie jelbft oder Andere gerichtet ift, heißt Rechtsgeſchäft. Gleich— 
gültig iſt, ob fie veine Erklärung ift, förmliche oder formlofe, oder ob eine jonftige Hand- 
lung damit verbimden ift, wie bei Occupation und Tradition, Dagegen find Handlun— 
gen, bie Nechte bewirken ohne fie zu bezweden, wie z. B. Delicte, feine Rechtsgeſchäfte, 
wohl aber kann in einem Delicte ein Rechtsgeſchäft mit enthalten fein, wie z. B. in 
jedem Diebftahle eine Befigergreifung. Der Begriff in diefer vollen Allgemeinheit genom— 
men ſchließt natürlich eine unendliche Mannichfaltigkeit einzelner Arten in ſich. Die Haupt- 
unterichtede find: ein= und zweifeitige (Verträge), inter vivos und mortis causa (Tefta- 
mente), (ucrative omerofe und gemifchte. 

Die fpeciellere Ausführung der Grundſätze von den Nechtögefchäften führt in ein 
unendliched Detail von Beltimmungen, Das namentlich im römiſchen Rechte auferorbent= 
Lich veich entwickelt iſ. Hier kann es fich natürlich nur darum handeln, den inneren 
logiſchen Bau der ganzen Yehre, der zu den einzelnen Beftandtbeilen hinführt, klar zu 
fegen. Er wird in der Regel verfannt, weil man nicht Die pofitiven Beitandtheile der 
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Rechtsgeſchäfte entwidelt, ſondern nur die negativen Mängel ihrer Gültigkeit zuſammen⸗ 
fiel. Der leitende Begriff für das Ganze ift der der Willenserklärung. Danach unter— 
ſcheiden fich zunächſt die wollenden Eubjecte, der gemollte Inhalt, das Wollen jelber und 
die Erklärung des Willens. 

1) Die fubjectiwe Fähigkeit zur Bomahme von Rechtsgefchäften ift im allgemei- 
nen nichts’ anderes ald Willensfähigfeitt. Man nennt fie Handlumgsfähigfeit. Sie befteht 
aber nur in der Fähigkeit, einen wirklichen vernünftigen Willen zu fallen, aljo Die recht: 
liche Bedeutung des Geſchäftes zu beurtheilen und fi demgemäß frei zu entichließen. 
Die Willensfähigkeit wird bein Menſchen natürlich erft allmählig in der Jugend ent= 
wdel. Darum tritt die wolle Handlungsfähigfeit erft mit der Bolljährigkeit ein, in der 
infantia fehlt fie ganz, ſpäter «ft fie wentgftens beſchränkt. Vollſtändig aufgehoben wird 
fie wieder durch Geiftesjtörung, momentan auch durch Truntenheit, Angft, Zorn u. a. 
Tem Wahnſinn ähnlich behandelt das römische Recht die Verſchwendung. Außerdem fan 
dag Gele aus irgend welchen Gründen auch anderen Perfonen die Fähigkeit zu Rechts— 
geſchäften in größerem oder geringerem Umfange abiprechen, wie 3. B. Coneursſchuldnern, 
Ehefrauen, Hausfühnen in Betreff der Teftamente u. a. 

2) Der Gegenftand und Inhalt der-Rechtögeichäfte richtet fich natürlich ganz 
nad der Art und dem Zwecke der einzelnen Gefchäfte und der Rechte, worauf jie ſich 
beziehen. Eine allgemeine Unterſcheidung der Beftandtheile des Inhalts ift die in essen- 
tialia, naturalia ımd accidentalia negotii. Die erfteren find die, ohne Die Das Ge— 
Khäft gar micht oder nicht als ſolches beftehen kann ; die zweiten Die, Die fich geſetzlich von 
felbft verftehen, die aber geändert werden können ; die letzten find willkürliche Zuſätze. 

3) Der eigentliche Kern, die Subftanz der Nechtögefhäfte, das mas ihre Wirkung 
begründet, ift der Wille der betreffenden Perfonen. Der Inhalt der Rechtsgeſchäfte ift 
nichts als der Inhalt des Willens. Der Wille bei Rechtsgeſchäften ift Daher fein befonderer, 
rein juriftifcher, jondern es ift der allgemeine natürliche, auf die Verfolgung der Interefien der 
perſon gerichtete Wille, das Yuriftifche Liegt nur in der Beziehung auf die rechtliche Gel— 
tung. Darum bilden die allgemeinen Elemente des Willens auch die Erforderniffe des 
Rechtswillens und der Nechtögefchäfte, und die Mängel und Beichränfungen des Willens 
bilden auch Mängel und Beichränfungen der Gültigkeit und Wirffamfeit dev Rechts— 
geſchäfte. Die allgemeinen Elemente des praftifhen Willens find nun folgende : 

den Ausgang bildet das Bewußtſein äuferer Umftände, die den Menfchen zu 
äußerer Thätigfeit veranlaffen ; dadurch wird 

die Abficht, wirklich praftiich darin einzugreifen, hervorgerufen, und dieſe 
fommt dann 

um Entjchlujje zur wirklichen Seldftbeftunmung, und vollendet damit den Willen. 

Bewußtſein, Abficht und Entſchluß find jomit die Elemente oder Stufen des Willens, 
Ste find mangelhaft, wenn das Bewußtſein nicht richtig, die Abſicht nicht ernſtlich, der 
Entichluß nicht frei ift. Irrthum, Simulation und Zwang begründen daher Mängel des 
Willens und fomit der Nechtögeichäfte. Von den Mängeln des Willens verfchieden find 
kime Selbſtbeſchränkungen durch Bedingungen, Zeitbeftimmungen und fonftige Modi— 
feationen feines allgemeinen Inhalts. Hiernach ergibt fich folgendes Syſtem: 

a) Erfordernijfe und Mängel. 

a) Bewuhtjein und Irrthum. 

Aller Wille beruht auf dem Bemußtjein, man will, weil man ſich die Verhältniſſe 
in beftimmter Weiſe denkt. Sind fie Daher anders, jo ift der Wille mangelhaft. Doch 
ft ein Unterſchied, ob der Irrtum wefentliche Beſtandtheile des Rechtsgeſchäftes betrifft, 
oder nur ummefentliche Nebenumftände. Im erjteren Falle ift der Wille innerlich wejentlich 
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anders, als er äußerlich erfcheint, alfo in Wahrheit gar nicht jo da, mie er für das Rechts— 
geſchäft erforderlich wäre. Folglich muß dieſes wegen weſentlichen Mangels völlig nichtig 
fein. Beim unweſentlichen Irrthume ift der Wille Dagegen. an ſich in ben wefentlichen 
Elementen des Rechtsgeſchäfts vollftindig vorhanden, der Irrende würde nur nicht gewollt 
haben, wenn er nicht geirrt hätte. Hier muß das Rechtsgeſchäft am ſich gültig fein, und 
nur ausnahmsweiſe kann aus Billigkeit dem Irrenden geftattet fein, Das Geſchäft wieder 
zurüdzumehmen. 
PB) Abſicht und Simulation. 

Ein Wille, der äußerlich erflärt wird ohne Die innere Abficht wirklicher Geltung, alſo 
nur zum Schein oder Scherz oder im Schaufpiel u. |. w., iſt nur ein Scheinmille und 
fein wirklicher Wille, und kann daher fein Rechtsgeſchäft begründen, natürlich jofern die 
Simulation äußerlich erkennbar und erweislich hervorgetreten iſt. 

y) Entſchluß und Zwang. 

Wille iſt Selbftbeftimmung, alfo mwefentlih freier Entſchluß. Ein wirtlicher Divecter 
innerer Zwang ift aber gar nicht möglich, ſondern nur äußere Einwirkung durch 
Drohungen. Darum tritt aud beim Zwange keine Nichtigfeit des Geſchäfts, jondern nur 
Anfehtbarkeit ein, aufer etwa vom Standpunkte der Simulation oder der momentanen 
Willensunfähigkeit. 

b) Selbſtbeſchränkungen des Willens. 

a) Bedingungen. 

Jeder Nechtöwille wird durch die äußeren Verhältniſſe veranlaßt. Sind alle That: 
fachen, die feine Borausfegungen bilden, bereits eingetreten, jo wird der Wille einfach und 
definitiv gefaßt. Yiegen einzelne nod in ungewiſſer Zukunft, jo kann man fie abwarten, 
fann aber auch ſchon jet einen feſten Entjchluß fallen und erklären unter der Bedingung, 
daß fie eintreten. Bedingung tft Die Abhängigmachung eines ſonſt feit und unwiderruf— 
lich erklärten Willens von dem Eintritte einer zukünftigen ungewiſſen Thatſache. Das 
Eigenthümliche bei der Bedingung ift die Verbindung von Feltigfeit und Ungewißheit des 
Willens, alfo von Sicherheit und Zweifelhaftigkeit des Rechtsgeſchäfts. Der Wille jelbft, 
fein Dafein, ift ungewiß; man will nur, wenn —, alfo nicht, wenn — nicht. Windſcheid 
meint, nicht Die Eriftenz des Willens, fondern des Gewollten ſei von der Bedingung 
abhängig. Allen ein Wille ohne Gewolltes ift fein Wille, und ſoweit der Wille ein Pro: 
duct der äußeren Thatſachen tft, müflen die vergangenen und die zukünftigen dabei gleiche 
Bedeutung haben, aud kann man nicht jagen, daß dann der Wille erft zu einer Zeit per— 
fect würde, wo gar nicht mehr gewollt würde. Die Bedingung ſchiebt Das Wollen nicht auf, 
jondern macht es nur zweifelhaft, man will jegt, wenn ſpäter —. Darum iſt auch Die 
Rückbeziehung der Bedingung in ihrem innerſten Weſen begründet. Wirkliche objective 
Zweifelhaftigkeit iſt natürlich aber nur bet zufünftigen ungewiſſen Thatſachen, bei vergan— 
genen und gegenwärtigen können nur ſubjective Zweifel ſein, und bei nothwendigen und 
unmöglichen gar keine. Dieſe alle können daher keine eigentliche Bedingungen bilden. 

Das weitere Detail der Lehre, die Scheidung der factiſchen und rechtlichen, ſuspen— 
ſiven und reſoluliven, poſitiven und negativen Bedingungen, ihre Zuläſſigkeit, Erfüllung, 
Wirkung kann bier nicht weiter verfolgt werben. 

PB) Zeitbeftimmungen. 

Der Wille kann feinen Anfang oder ſeine Dauer an beftimmte Zeitfriften binden. 
Eigentlich ift auch bier die Eriftenz des Willens ſelber beſchränkt. Allein da bier bie 
Eriftenz an fich nicht zweifelhaft ift, jo iſt die Zeitbeftimmmmg doch nur für die Wirkſam— 
feit des Willens von Einfluß. Eben darum muß aber auch jede Zeitbeftimmung, Deren 
Eintritt ungewiß ift, als Bedingung behandelt werden. 
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) Modus. 

Darunter verfteht man tm — alle Beſchränkungen des Willens in ſeinem 
Inhalte, alſo die Modificationen allgemeiner Beſtimmungen durch Nebenverträge u. dgl., 
im engeren Sinne die Beſchränkungen einſeitiger Zuwendungen, namentlich Schenkungen, 
durch irgend welche Auflagen an den Empfänger. 

4. Die Erklärung des Willens. Der Wille muß, um äußerlich zu gelten und zu 
wirken, auch äußerlich erflärt werden. In der Regel ift e8 gleichgültig, wie dies gefchieht, 
im manchen Fällen iſt jedoch eine beftimmte Form nöthig, in manchen fogar eine bejtimmte 
außere Solennifation oder Beſtärkung. 

a) Die Erklärung an fi kann gejchehen 

a) ausdrücklich, d. h. durch die allgemeinen Ausorudsmittel der Gedanken, nämlich 
Vorte, geiprochene oder geichriebene, und Zeichen, Schriftzüge, umarticulirte Laute, Körper: 
bewegungen. Dabei ift e8 nach fpiterem römischen und heutigem Rechte in der Regel 
gleichgültig, in welcher Form und Weije die Erklärung geichieht,: jedody mit Ausnahmen, 
. B. bei Teftamenten, Ehe und fonft. 

3) Stillſchweigend durch ſ. g. concludente Handlungen, d. h. ſolche, die die reale 
Ausführung des Willens enthalten, aus denen daher auf fein Dafein mit Sicherheit zu— 
rüdgeichloffen werben fann. Auch bloßes Schweigen kann ald Willenserklärung, nämlich 
als Zuftimmung zu fremden Handlungen gelten, jedoch nur dann, wenn im dem Nicht 
proteſtiren eine Hinterlift oder befondere Unbilligkeit Liegen würde. 

b) Die äufere Solemifatton Tann in der Zufügung eines Eides, der Zuziehung 
von Zeugen oder der Mitwirkung einer Behörde beftehen. 

$. 21. in befonderer Zufat zu der Vehre von den Rechtsgeſchäften wird durch 
de Zulaffung der Stellvertretung bei ihnen begründet. Stellvertretung bedeutet im 
allgemeinen jede Vornahme von Handlungen, namentlich rechtlichen, für einen Anderen an 
kiner Stelle. Ber Rechtsgeſchäften befteht die Vertretung daher darin, daß der Vertreter 
den betreffenden Entſchluß und Willen für den Geſchäftsherrn faßt und erflärt, und die— 
ſes dann rechtlich wie von dem Herrn felber geſchehen gilt und wirft. Die Vertretung 
it bier alfo Die Vornahme von Rechtsgeſchäften für Andere mit der Abficht und der Wir: 
fung, daß fie wie von dieſen jelber vorgenommen gelten. Zu trennen davon ift daher 
de bloße Vertretung bei der Erklärung, wenn der Gejchäftshere den Willen vollftändig 
und fpeciell beſtimmt faßt, und nur die Erklärung deflelben durch einen Andern, einen 
Boten oder Dollmeticher, überbringen läßt. Der Bote ift redender Brief, das Geſchäft als 
Villensact ift daher bier Direct ohne Vertretung vorgenommen. Solche Erklärungen 
durch Boten find in der Regel zuläffig, ſchon nach römiſchem Rechte, nur ausnahmsweiſe 
it unmittelbar perſönliche Erklärung nöthig, 3. ®. bei der Ehe und Teſtamenten. 

Die Hauptfrage ift nun, ob eine — Vertretung im obigen Sinne bei Rechts- 
yIſchãften zuläſſig iſt, und mit welchen Erforderniſſen und Wirkungen. Das römiſche 
Recht ging ursprünglich von der Unzuläfjigfeit aller Vertretung aus, Man konnte fie nur 
dadurch vermitteln, daß der Vertreter die Gefchäfte (fofern dies überhaupt möglich war) 
auf feinen Namen vornahm, und dann Recht und Pflicht daraus, ſoweit es ging, auf ben 
Herm übertrug. Später wurde bei Verträgen die Verpflichtung und Berechtigung bes 
Herm neben dem Vertreter zwar auch geſetzlich durch actiones utiles vermittelt, voller 
directer Erwerb durch den Vertreter aber nur bei Befig und Eigenthum angenommen, 
Das heutige Recht ift aber entſchieden weiter gegangen, und hat die directe Vertretung , 
auch bei Verträgen angenommen und überhaupt als allgemeine Regel für alle Geichäfte 
anfgeftellt, nur mit wenigen befonderen Ausnahmen bei Ehe, Teftamenten u. a. Erfor— 
derlich dazu ift mur einerſeits Auftrag vom Geſchäftsherrn, oder bei Handlungsunfähigen 
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amtliche Beauftragung vom Gefege, andererſeits daß der Vertreter auch wirklich offen 
als Vertreter und auf den Namen des Herrn Handelt, und den Auftrag nicht über- 
ſchreitet. Bei Verträgen fommt dann noch hinzu, daß auch der andere Gontrahent 
ſich darauf einläßt. Unter diefen VBorausfegungen gilt das Geſchäft Direct al8 vom Herm 
jelber vorgenommen, jo daß Recht und Pflicht daraus nur dieſen treffen, und Den Ber: 
tveter gar nicht. Fehlt eind diefer Erforderniffe, handelt man ohne Auftrag nur als 
negotiorum gestor für einen Andern, oder zwar mit Auftrag, aber ohne es zu jagen 
nur als ſ. g. ſtiller Vertreter, oder läßt fi der andere Contrahent nicht darauf ein, jo 
gilt das Geſchäft nur für den Handelnden jelber. Verträge fann man aber auch in 
römischer Weife, d. h. zwar offen für den Anderen aber doch auf eigenen Namen, ab: 
ſchließen, und natürlich treten dann auch nur die römijchen Wirkungen ein. 

Sehr ftreitig ift die innere Begründung der ınodernen directen Vertretung. Puchta 
u. a. erklären fie auf Grundlage des römiſchen Rechts für eine logiſche Unmöglichkeit, 
weil der Contract des A nicht der des B jein könne. Mit der Annahme einer vecht- 
lichen Fiction oder eines pofitiven Nechtsfages reicht man dagegen nicht aus. Denn dem 
römischen Rechte Tiegt der richtige Gedanfe zu Grunde, daß der pſychiſche Willensact 
des Vertreters ald ſolcher nie der des Herrn fein kann, und daß man einen fremden 
Willen in der Regel nicht ohne eigene Betheiligung ‚wollen fann, namentlich) in ſittlicher 
und ftrafrechtlicher Beziehung nicht. Allen bei der willfürlichen Ordnung der Privat- 
interefien durch Rechtsgeſchäfte, wo alle Rechtswirkung nur auf Grund des Willens ein- 
tritt, lann der Wille bei Hebernahine und Ausführung des fremden Willens und Intereſſes 
die Stellung eines bloßen Organes derjelben ohne alle eigene Betheiligung einnehmen, und 
Dann tft der Wille des Herrn in der That direct der eigentliche das Geſchäft begründende 
Wille, Schon die Römer jelbft find auf dem Wege zu dieſer freieren Auffalfung 
geweſen. 

2. Verjährung. $. 22. Unter den Erwerbs- und Verluſtgründen der Rechte, 
die nicht jowohl auf der inneren Natur der einzelnen Rechte jelber, als auf äußeren 
Nüglicgkeitsrüdfichten beruhen, iſt der wichtigfte umd weitgreifendfte die ſ. g. Verjährung, 
d. h. der Erwerb oder Verluſt von Rechten durch fortgefegte Ausübung oder Nichtaus— 
übung. An fich iſt das Recht unabhängig von der Zeit. Rechte hören an fi) dadurch 
nicht auf, daß fie eine Zeit lang nicht ausgeübt oder geltend geinacht werden, widerrecht- 
liche Zuftände werden Dadurch nicht rechtlich, Daß fie längere Zeit fortdanern, „Hundert 
Jahre Unrecht geben noch feine Stunde Recht.” Indeſſen entjpricht dieſe abjtracte Con— 
jequenz der einzelnen Rechte dem allgemeinen praftiichen Zwecke des Nechtd nicht. Das 
Recht iſt nicht dazu da, logiſche Kategorien durchzuführen, fondern das ſociale Zuſam— 
menleben der Menſchen feft zu ordnen, damit ein jeder feinen Yebensjweden und In— 
tereifen jicher nachgeben könne. Won diefem Standpunkte aus tritt die Zeitloſigkeit der 
Rechte mit der zeitlichen Exiftenz der Menſchen, dem beftändigen Wechfel ihrer Berbält- 
niſſe und der Endlichkeit ihres Wiſſens im fchneidenden Wiverfpruch, und hebt die Sicher- 
heit und Feſtigleit der Rechtsordnung fat volljtändig auf. Vielfach können die einzelnen 
Perjonen zwar jelber durch autonomiſche Aufftellung von zeitlihen Schranken für Rechts— 
verhältniſſe Hülfe ſchaffen, ebenſo können Gericht und Geſetz einzelne Befugniſſe gleich 
mit zeitlichen Schranfen ceonſtituiren. Indeſſen reicht dies nicht aus, das Recht muß 
vielfach allgemeiner, und auch bei den am fich zeitlich unbeſchränkten Rechtsverhältniſſen, 
Das Princip durchführen, daß Die Zeit das concrete Rechtsleben beherrſcht und echte 
geben und nehmen kann. 

Ties iſt das Princip der Verjährung, Das namentlid im römiſchen Rechte mit 
großer Vollſtändigkeit durchgeführt tft. Indeſſen hat das römische Recht, der praltiſchen 
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Art feiner Entwidelung zufolge, keinen allgemeinen Begriff von Verjährung mit allgemeinen 
Grundfägen aufgeftellt, fondern das Princip nur in verſchiedener und felbftftändiger Weiſe 
bei einzelnen Berhältnifien angewendet und ausgebildet. Es beruhen darauf : 

1) der Erwerb des Eigenthums durch Iangjährigen Beſitz in gutem Glauben ; 

2) der Erwerb der Servituten durch langjährigen Befig ohne Fehler ; 

3) der Berluft der Servituten durch Nichtausübung und usucapio libertatis ; 

4) der Verluft der Klagerechte bei Nichterhebung binnen kürzerer oder längerer 


7 

5) der Rechtserwerb durch unvorbenfliche Zeit bei öffentlichen Wegen und Waſſer— 
(tungen und bei der aqua pluvia. 

Die Römer ftellen weder einen gemeinjamen Namen, nod ein gemeinfames Princip 
für diefe fünf Verhältniffe auf, doch heben fie beiläufig das Utilitätsprincip der Gewiß— 
Kit des Eigenthumd und der Sicherheit vor alten Forderungen hervor. Im Mittel 
alter hat man aber jchen früh angefangen, jene Verhältniſſe in eimen Begriff zu— 
ſammenzufaſſen, diefen mit dem Worte praescriptio zu bezeichnen, dieſe in acquisitiva 
und extinetiva einzutheilen, und fie aus einem allgemeineren Principe abzuleiten. Man 
ſchwankte ſtets zwiſchen dreien: ſtillſchweigendem Verzichte, Präſumtion eines eigentlichen 
Erwerbö= oder Verluſtgrundes, und Strafe der Vernachläſſigung der Rechte. Alle drei 
find einfeitig und ungenügend, und paſſen weder zu der Geftalt, die die Verjährung im 
römischen Rechte hat, noch zu den Forderungen, die Das moderne praftiiche Bedürfniß 
Hellt. Diefes fordert wegen des raſcheren Wechſels des modernen Yebens namentlich fürz 
zere Friften als die römischen ; dazu paſſen die obigen drei Ideen nicht, ſondern nur die 
römiſche der objectiven Sicherung des Verkehrs. 


C. Der Schub des Redts. 
I. Allgemeine Natur. 


$. 23. Die fubjectiven Rechte ftehen ihrem Begriffe und dem ganzen Weſen des 
Rechts zufolge unter dem Schutze des Staats. Der Staat hat im ihrem Schutze fein 
eigenes objectives Hecht zu ſchützen und deſſen Geltung und Herrichaft zu erhalten. 
Der Begriff dieſes Rechtsſchutzes Ichliegt aber in feinem vollen Umfange Folgendes in fich. 
Der eigentliche directe Schuß eines Rechts kann in nicht® anderem beftehen, als in der 
Erzwingung der Pflicht, die dem Nechte entſpricht. Es ift falſch, ihm als Aufhebung der 
Verlegung des Rechts zu bezeichnen. Der Verlegte hat zwar ſtets ein Recht, die Auf— 
bebung der Verlegung (Neftitution, Schadenserfag) zu verlangen, allein dieſes Recht ift 
an anderes, ald das verlegte, es tritt zu ihm hinzu oder an feine Stelle (man kann e8 
an jecumbäred nennen), und bedarf felber wieder des Schuges und Zwanges, wenn der 
Berpflichtete die demjelben entfprechende Pflicht nicht erfüllt. Ob übrigens der Berechtigte 
die Erzwingung der Pflicht vom Staate verlangen will, fteht in allen Fällen bei ihm, ber 
Staat ſchreitet nicht won jelbft ein, fondern nur, wenn der Berechtigte ſich bei ihm über 
die Nichterfüllung der Pflicht beflagt. Inſofern ericheint das Recht auf Erlangung des- 
directen Staatsſchutzes als Klagerecht. 

Mit der Zulaffung und Durchführung der Klagen ift der eigentliche reine Rechts— 
hut vollendet, das Recht am fich gibt dem Berechtigten weiter feinen Anſpruch. Und 
doch wäre Damit der eigentliche Zweck alles Rechts, Die Sicherung der menjchlichen Lebens— 
mterefien, noch ſehr unvollſtändig erreicht. Der Schug durdy Klage fordert zu feiner Wirf- 
ſamkeit beim Kläger den Beweis feines Rechts, beim Verklagten die Möglichkeit feine 


284 II, Das Privatrecht. 


Pflicht zu erfüllen. Er führt daher unendlich oft zu feinem Nejultate, und bei bereits 
gefchehenen Verlegungen ded Rechts vielfach nur zu einem magern Schadenserfage. Will 
der Staat Daher nicht blos das abjtracte Recht, jondern in ihm die Intereſſen jelber 
wirkſam ſchützen, jo muß er feinen Rechtsſchutz nicht blos in correctiver, ſondern auch in 
präventiver Weile ertheilen, er muß Nechtsverlegungen und Berlufte verhindern, Klagen 
unnöthig machen. Im allgemeinen iſt e8 zwar Sache der einzelnen Perſonen ſelber, 
für Beweis und Sicherung ihrer Rechte zu forgen. Co weit e8 indeſſen die Kräfte der 
Einzelnen überfteigt, hat auch hier der Staat die Aufgabe, die Intereffen der Geſammtheit 
zu vertreten. In gemiffer Weiſe bewirkt indirect ſchon die Strafjuftiz einen ſolchen Schuß, 
infofern fie durch ihre Strafen von Verbrechen abjchredt, Doch iſt Dies nur Folge, nicht 
Princip bei ihr. Unmittelbar dienen dazu aber vom polizeilichen Standpunkte aus Die 
Sicherheitspolizei Durch ihr Streben nad möglichſter Verhinderung von Verbrechen, und 
vom rechtlichen Standpunkte aus die ſ. q. freiwillige Gerichtsbarfeit, d. b. die Handhabung 
von Einrichtung und Mafregeln zur Sicherung des Beweiſes und der Realijirung der 
Rechte und Nechtögeichäfte, wie 3. B. Grund- und Hypothekenbücher, gerichtliche Mitwir— 
kung bei Rechtsgeſchäften u. a, und außerdem die vormundjhaftlihe Sorge für Perſonen 
und Bermögen. 

Dagegen muß durch Die volle Gewährung des Staatsſchutzes die Anwendung der 
Eigenmadt und Selbfthülfe zum Schutze und zur Durchſetzung der Rechte in engere 
Grenzen beſchränkt werben, ohne jedoch darum ganz ausgeichloffen zu werden. Zur Ber: 
theidigung gegen widerrechtliche Angriffe ift Anwendung von Gewalt ſtets erlaubt. Und 
auch aggrefjine Selbfthülfe it durchaus nicht allgemein verboten. Das römiſche Necht 
verbietet und beftraft nur Selbjthülfe durch eigenmächtige Befigentziehung bei dinglichen 
Rechten, und durch gewaltſame Bewirkung von Zahlung bei Obligationen. Die heutigen 
Strafgejegbücher haben vielfach gar feine befonderen Strafen der Selbfthülfe mehr. Sie 
ft aljo meiftend nur inſoweit verboten, als fie durch an fid) unerlaubte Mittel geſchieht. 


II. Die lage. 


$. 24. Nur der Diverte Schuß der Rechte, der durch Klage erlangt wird, ift bier 
in der Theorie der Rechte weiter auszuführen. Das Wort Klage bedeutet eigentlich die 
Handlung des Klagens oder Sichbeflagens, aljo die Erhebung einer rechtlichen Beſchwerde 
über Jemand bei Gericht. Indeſſen ift 8 von der Handlung des Klagens auf das Recht 
zum Klagen übertragen, Klage bedeutet auch Klagerecht. Dies tft Die privatrechtliche Be— 
deutung des Wort, Das andere Die proceſſualiſche. Auch das römiſche Wort aetio hat 
dieje Doppelte Bedeutung. 

Die Klage als Klagerecht iſt aljo Das Recht auf den directen Staatsſchutz für ein 
Recht, d. h. auf Erlangung des gerichtlichen Zwanges gegen den Pflichtigen zur Erfül- 
lung feiner Pflicht, ſomit Das Recht der gerichtlichen Geltendmachung, Durchſetzung, Ver— 
folgung, Einklagung des Rechts, wie Die Römer jagen, das ius persequendi iudicio, 
quod sibi debetur. Die wirkliche Klage iſt dann das Mittel zur Erlangung dieſes 
Rechtsſchutzes und wird injofem ein Nechtömittel (remedium iuris) genannt. 

Wenn Die Klage hiernach nichts anderes iſt, als Die Erzwingung der dem Rechte 
entiprechenden Pflicht, To muß fie je nach Der Verſchiedenheit der Rechte und Pflichten 
auch eine verſchiedene Geftalt annehmen. Allgemeine gleihmäßige VBorausfegungen 
find nur: 

1) daß die Pflicht zur Erfüllung wirklich da tft, nicht etwa noch bedingt oder bes 
friftet ; 


2) daß die Erfüllung möglich ift; zu Unmöglichem kann man nicht gezwungen were 
den, dann kann höchſtens ein ſecundäres Recht auf Schadenserſatz begründet fein und 
angeflagt werben ; 

3) daß die Erfüllung factifch nicht geſchieht; wenn der Pflichtige freiwillig erfüllt, 
lann er nicht gezwungen werden, Warm er aber nicht erfüllt, ob bona oder mala fide, 
ob aufgefordert oder nicht, ift gleichgültig. 

Neben dieſen gleihmäßigen Erforderniffen der Klagen find nun folgende Hauptunter- 
ſchiede unter ihnen : 

1) Am einfachften tritt die Natur der Klage bei den gewöhnlichen Obligationen auf 
pofitive Yeiftungen herwor. Hier entipricht dem Rechte einfach die Pflicht des Schuldners, 
die Leiſtung vorzunehmen. Thut er es nicht, jo kann ihn der Gläubiger verklagen, d. 6. 
wrlangen, daß das Gericht ihn zur Erfüllung zwingt. Diefes, aber auch weiter nichts, 
ft die Klage und das Klagerecht. Hat der Schuloner dabei durch culpa oder mora 
eine weitere Nechtöverlegung begangen, jo hat der Gläubiger daraus ein weiteres ſecun— 
däres Recht auf Schadenserfag, und infofern eine weitere neue Klage, die jedoch als bloßes 
Surrogat des Hauptrechts einfach mit dev Klage aus diefem verbunden wird, 

2) Etwas anders ericheint Die Klage ſchon bei den Obligationen auf Unterlaffungen, 
d. h. darauf, daß der Schuldner etwas nicht thue. Die Erfüllung der Pflicht befteht 
hier im Nichtthun, Folglich die Nichterfüllung im Thun. Dieſes obligationswidrige Thun 
enthält nun aber ftet eine pofitive Nechtsverlegung, und daher jcheint es, ald ob tiefe 
bier die Klage begründe. Indeſſen muß man aud in dem Thun die Nechtöverlegung und 
die Nichterfüllung der Obligation unterſcheiden. Das Thun als Rechtsverlegung begrün— 
det auch bier wie ſonſt nur ein fecumdäres Recht und Klage auf Schadenserfag. Vers 
Khteden davon ift aber die Klage auf Erfüllung der Pflicht, d. h. auf Unterlaffung des 
Thuns. Dieſe ift bei Obligationen, die auf das Nichtthun einzelner getrennter Hands 
lungen geben, gar nicht möglich, weil das Gefchehene nicht ungeichehen gemacht werden 
lann, und das Zukünftige noch nicht da iſt. Hier iſt alfo nur eine ſecundäre Klage auf 
Schadenserfa möglich. Ber Obligationen auf fortgejegtes Nichtehun, namentlich Nichte 
haben, läßt fich aber auch eine Klage auf Erfüllung begründen, der richterliche Zwang 
beiteht dam in einem Verbote des ferneren Thuns bei Strafe. ' 

3) Bei den dinglichen Rechten, namentlich dem Eigenthume, entipricht dem Rechte 
gleichfalls eine negative Pflicht, nämlich die allgemeine aller Menſchen, die Herrichaft des 
Egenthümers über die Sache nicht zu ftören, alſo namentlich die Cache nicht zu beſchä— 
digen, und fie dem Eigenthümer nicht vorzuenthalten. Es verjteht ich, dar die Nega= 
tivität der Pflicht hier ähnliche Erſcheinungen hervorrufen muß, wie bei den negativen 
Obligationen. Ihre Nichterfüllung kann hier wie dort nur durch poſitives Thun geichehen, 
alſo durch Beichädigung der Sache oder Vorentbaltung ihres Beſitzes. Inſofern ſcheint 
auch Hier die Begründung der Klage weientlich auf einer pofitiwen Nechtöverlegung zu 
beruhen. Man bat daher grade von hier aus die ganze Verletzungstheorie abgeleitet, 
Der wenigſtens einen wejentlichen Unterſchied zwiſchen dinglichen und perjönlichen Klagen 
darauf gegründet. Allein offenbar fteht die dingliche Klage in diefer Beziehung mit der 
aus megatiwen Obligationen auf gleichen Boden. Man muß bier wie dert die pofitive 
Kehtsverlegung und die negative Nichterfüllung der Pflicht unterjcheiden. Die erftere bes 
gründet hier wie überall fecundäre Rechte auf ES chadenserfag, die Eigenthumsklage an jich 
beruht Dagegen wie alle Klagen nur auf der Nichterfüllung der entſprechenden Pflicht. 
Wäre die Verlegung des Eigenthums als ſolche der Grumd der Klage, fo wäre nicht 
abzufehen, warum bet Beichädigung und Zerſtörung der Sache nicht die Eigenthumsflage, 
ſondern mır eine Echadenserfagklage ftattfindet. Daß Dagegen Klage auf Erfüllung einer 


1. Das heutige römische Recht. 285 


256 II. Das Privatredt. 


Pflicht nur bei fortwährender Nichterfüllung möglich ift, verſteht ſich won jelbit, dies iſt 
aber nur bei der Verlegung durch Befig der Sache. In dem Beige der fremden Sache 
ift zu unterfcheiden : das Negative, die Nichterfüllung der dinglichen Pflicht, und das Po— 
fitive, das Haben und Benuten der fremden Sache. Das erfte begründet die dingliche 
Mage auf Erfüllung der Pflicht, d. b. auf Heransgabe, oder genauer Nichtvorenthaltung 
der Sache, und dabei iſt es einerlei, ob der Befiter bona oder mala fide ift, und ob 
die Sache gefordert ift oder nicht. Das zweite ift die Nechtöverlegung und begründet Die 
fecundären Nechte daraus, aber natürlich nur, wenn der Beſitzer mala fide ift, oder troß 
Forderumg die Sache behält. Im allen diefen Beziehungen find alſo die Dinglichen Kla— 
gen von den perfönlichen nicht wefentlich verfchieden. Ihre Eigenthümlichkeit beruht aber 
auf der Abfolutheit des dinglichen Rechts, und daß daher die ihm entiprechende Pilicht 
eine allgemeine aller Menſchen ift. Daraus folgt, daß auch die Nichterfüllung derfelben 
von jedem Menſchen geſchehen kann, und daß darum dann auch die Klage gegen jeden, 
der nicht erfüllt, angeftellt werden kann. Darin liegt, daß während bei den Obligationen 
das Recht in der Klage aufgeht, bier neben der Klage gegen den Störer das dingliche 
Recht und der „Anſpruch“ auf Nichtftörung gegen alle übrigen beftehen bleibt. 

4) Bei den Zuſtandsrechten kann die Klage eine verfchiedene Geftalt annehmen. 
Dem Rechte entfpricht hier wieder eine allgemeine Pflicht Aller, den Zuftand anzuerkennen 
und nicht zu ftören. Die Anerkennung veducirt ſich natürlich auf ein Nichtbeftreiten und 
dieſes wird durch eimen Ausſpruch des Richters über Das Dafein des Zuſtandes von 
ſelbſt erledigt. Der Ausspruch ift meistens Vorentſcheidung für weitere Rechte, und beißt 
daher prae-iudieium, die Klagen danach Präjudicialflagen. Reale Störungen ded Zus 
ftandes begründen aber ähnlich wie bei den dinglichen Rechten entweder nur ſecundäre 
Rechte und Klagen auf Strafe oder Schadenserfas, oder directe Klagen auf Unterlaffung 
der Störung, 3. B. wenn einem Vater fein Kind vorenthalten wird. 

Beſtimmt man hiernad das Verhältniß des Klagerechts zu dem Nechte am fich, aus 
welchen geflagt werden joll, fo ergibt ſich, daß es in gar Feiner Weife ein materiell 
neues Recht ift, was neben das alte oder am deſſen Stelle träte, wielmehr ift es gar 
nichts anderes, als das Recht, das Recht an ſich gerichtlich geltend zu machen und durch— 
zufegen, da® römiſche ius persequendi iudicio. Das Klagerecht ift nur die concrete 
Klagbarteit des Rechts am fich, die Klage ift nur die Einflagung des Rechts an fich. 
Sie ift nur ein jelbftitändig geſetztes Element des Nechts an fi, und zwar Das 
Element, worin die eigentlich rechtliche Kraft, die reelle zwingende Macht des Rechts 
am ſich, hervortritt. Ein Recht ohne Klage ift mur ein unvollfommenes Recht, eine 
Klage ohne ein Recht iſt aber gar nicht möglih. Eben darum begründet Die Einther- 
lung der Nechte in dingliche, perfünliche u. ſ. w. von ſelbſt auch eine gleiche Eintheilung 
der Magen. Eine. Differenz zwifchen Necht und Klage iſt daher bei an fich klagbaren 
Rechten nur möglich : 

1) infofern nicht geflagt werden kann, jo lange das Recht bedingt oder befriftet ift, 
und jo lange die entiprechende Pflicht erfüllt wird. Aus-Tegterem folgt namentlich, daß 
bet abjoluten Rechten die Klage doch immer nur relativ ericheint ; 

2) infofern mitunter nur die Einklagung eines Rechts auf Andere übertragen wer- 
ven kann, nicht aber das Recht an ſich, 3. B. bei der Geffion der Eigenthums- oder Erb: 
ſchaftskllage. Das römische Recht nimmt ſcheinbar auch paſſiv bei Obligationen mitunter 
eine Einklagung gegen einen Anderen als den Verpflichteten an, jo gegen feinen Bürgen, 
Bater, Geſchäftsherrn. Der Sache nach Tiegt indeſſen dabei accefforiiche eigentliche Ver— 
pflichtung zu Grunde, 

Schließlich ſoll nicht übergangen werden, daß über das Weſen der Klage in unferer 
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Theorie keineswegs Webereinftimmung herrſcht. Mehrfach hat man den Begriff ganz ver- 
worfen, namentlich im Preußiſchen Landrechte. Man ſah in der Scheidung der Klage— 
arten nur römischen Formalismus, und erfannte nicht, Daß darin nur bie Individua— 
liſirung der Rechte und der vechtlihen Standpunkte, aus denen man Magen kann, Liegt. 
$. 25. Die Beftimmungen über Entftehung und Untergang der Klage— 
rechte ergeben ſich im allgemeinen aus der Beitimmung des Begriffes der Klage von 
felbft, nur zwei Arten des Unterganges find befonders hervorzuheben, Tod und Berjäh- 
rung. Schon die Römer ftellen beide zufammen, und in Folge davon iſt es auch bei 
und geſchehen. Erſt in neuerer Zeit hat man es für ſinnlos erflärt, die Unvererb- 
lichkeit der Klagerechte von der der anderen Rechte zu trennen. Indeſſen hat die römiſche 
Auffaffung ihren guten Grumd darin, daß bei den unvererblihen Klagen die zu Grunde 
liegenden Rechte an fich ihrer Natur nad wohl vererblid jind, und nur ihre Einflagung 
bet den Erben unpaffend erfcheint. Es find nur wenige Fälle. Activ iſt Die Vererbung 
nur bei der f. g. actiones vindietam spirantes ausgeſchloſſen, d. h. Klagen, die zwar 
im Nefultate auf Geld geben, Die aber ihrem Grunde nad) „magis vindictae quam 
pecuniae habent persecutionem“, wie die Klagen bet Injurien, Widerruf von Schen= 
kungen, Tieblojen Teftamenten, Eheſcheidungsſtrafen. Ball ift die Vererbung bei ven 
Delictöflagen ausgejchloffen oder beichräntt. Daß der Erbe für die Delicte feines Erb— 
laſſers beftraft werde, hat keinen Sim. Died muß im allgemeinen auch für Gelbitrafen 
gelten, und zwar bei Privatdelicten fo gut wie bei öffentlichen, nur gehen Privatflagen 
ſchon nach der Yitisconteftation auf die Erben über, während bei Griminalanflagen nur 
die Erecution nach dem Urtheile übergeht. Den Schadenserjag aus Delicten fieht das 
römiſche Recht auch wie eine Art Etrafe an, und läßt daher die Klage darauf gegen die 
Erben nur wenn und ſoweit eine Bereicherung aus dem Delicte auf fie gekommen iſt, 
zu. Das kanonifche Recht jah die Erfaspfliht als religiöfe won der Kirche zu erzwin⸗ 
gende Pflicht an. Das deutſche Recht ſieht ſie als Laſt der Erbſchaft an, die aber nie 
deren poſitiven Betrag überſteigen kann. 

Wichtiger iſt die Aufhebung der Klagen durch Verjährung. Alle Klagen er— 
Löjchen, wenn fie binnen beſtimmter, längerer oder Türzerer Zeit nicht angeſtellt werden, 
der Berflagte kann ſie nachher mit der Verjährungseinrede zurüdweifen. Die Klagen: 
verjährung ift eine Art der ſ. g. Extinetioverjährung, fie beruht Daher wie alle Verjäh— 
rung nicht auf dem Principe von Verzicht, Präfumtion oder Strafe, jondern hat lediglich 
die objective Sicherung der Lebensverhältniſſe zum legiölativen Grunde. Die Sicherheit bes 
zieht fich aber nicht nur auf alte vergeffene Anſprüche von den Vorfahren her, ſondern 
man joll bei den kleinen Verhältniſſen des täglichen Yebens Thon nach kurzer Zeit gegen Uns 
fprüche geficyert ſein, um nicht bei allen möglichen Berhältniffen für die Erhaltung der 
eventuellen Bertheidigungsmittel und Gegenbeweife forgen zu müſſen. Die Berjährungs- 
zeiten find daher außerordentlich verjdieden. Die Regel find 30, unter Umftänden 40 
Jahre, für die zulegtgenannten Fälle aber 1,,—5 Jahre. Das fpecielle Maß iſt natürs 
lich an ſich völlig unbeſtimmt, und kann nad freiem Ermeſſen des Geſetzgebers dem Bes 
Dürfniffe des Lebens gemäß geordnet werden. Dabei hat die Gegenwart mit ihrem haftigen 
Treiben natürlich eine Tendenz zu furzen Friften. Die römischen 30 Jahre find zwar 
als Regel feitgehalten, doch jind ſie z. B. in neueren preufifchen Gefegen für eine Menge 
Fälle auf zwei oder vier Jahre herabgejegt. Immer aber hat Die Verjährung nur das 
Intereſſe des DVerflagten zum Zwede, nicht das öffentliche. Das Princip ift nicht etwa, 
daß Die Gerichte vor der Berbandlung alter Proceſſe geichügt werden jollen. Die Ber: 
jährung ift ein Theil des Privatrechts, nicht des Proceßrechts. Darum darf der Richter 
fie nicht von Amts wegen geltend machen, und fie ift nicht nach den Geſetzen des Orts des 
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Proceffes, jondern des Klagerechts zu beurtheilen. Arch find Verträge darüber unter den 
Parteien zuläſſig. Site fünnen zwar die Verjährungszeiten nicht eigentlich verlängern oder 
verfügen, können aber als Friftverträge und Verzichte gelten. 

In der Verführung des Klagerechts ift eine Aufhebung des zu Grunde liegenden 
Rechts an fi nicht nothwendig enthalten. Ber den dinglichen Rechten tritt Dies durch 
das Verhältniß der Nelativität der Klage und der Abfolutheit des Rechts deutlich hervor. 
Ber den Obligationen muß allerdings, ſofern Necht und Klage relativ find, die. volle 
Durchführung der Verjährung der Klage alle Wirkungen des Rechts ebenſo vollftändig 
aufheben wie bei anderen peremtorifchen Einreden. Man jagt deshalb, mit der Klage 
verjähre hier nothwendig das Recht ſelbſt. Indeſſen ift Die Fortdauer des Nechts an 
fi) mit praftifchen Folgen auch hier nicht nur möglich, ſondern auch nicht jo zweckwidrig, 
wie man oft meint. Sie ift bei Obligationen mit actio in rem seripta (die man hier 
meiftend nicht beachtet) keinenfalls irgendwie zwediwidriger und jelbjt mit neuer Klage, 
als beim Eigenthum. Aber jelbft bei gewöhnlichen Obligationen ift die ftrenge Durchs 
führung des Verjährungsprincipes zwar im römiſchen Rechte wohl angenommen, aber an 
fi) keineswegs jo nothwendig, wie man oft meint, namentlich bei den kurzen Verjährun— 
gen. Nur jede Art Zwang gegen den Schuldner muß ausgeichloflen werden, daher: nament= 
lich Compenſation und Haftung der Bürgen und Pfänder. Dagegen Zahlung, Anerkens 
nung, Conſtituirung verfährter Schulden für unwirkſam zu erflären, ift leere Confequenz= 
macherei. Verjährte Schulden ftehen den gezahlten an ſich und in der Volfsmeinung 
nicht gleich, und mit gutem Grunde ift daher in neueren Gefegbüchern die Rüdforderung 
der Zahlung bei verjährten Echulden ausgeſchloſſen. (Vgl. unten $. 46.) 

Die Erforderniffe der Klagenverjährumg find einfach, daß der Berechtigte Klagen konnte 
und Doch nicht geklagt hat. Das erftere iſt, wenn Das Klagerecht angefangen hat (actio 
nata), was ganz nach dem obigen Begriffe von Klage zu beſtimmen tft, und der Anftel- 
fung auch feine beſondere rechtliche Hinderniffe entgegenftanden. Ob der Berechtigte 
fein Necht kannte oder nicht, iſt gleichgültig, ebenfo ob der Verpflichtete feine Pflicht kannte. 
Unterbroden wird Die Verjährung durch veale Anerkennung des Nechts vom Verpflich- 
teten, und Auftellung der Klage vom Berechtigten. Bloßes Mahnen und Proteftiren 
hilft nicht. 

8. 26. Jedem Klagerechte liegt ein Necht am fich zu Grunde, und bildet daher 
mit feinem Entftehungsgrunde den Rechts- und Entftehungsgrund dev Klage. Zur Bes 
grümdung jeder Klage gehören daher bejtimmte Thatfachen, die nach beſtimmten Rechts— 
fügen das eingeflagte Necht geben. Inſofern iſt aud die Vertheidigung gegen 
eine Klage möglich, entweder durch bloßes Leugnen und Beftreiten der Thatſachen oder 
Rechtsſätze der Klage oder der daraus gezogenen Schlüffe, oder auch durch poſitive neue 
Segenbehauptungen, die die Behauptungen der Klage entkräften. Alle dieſe letzteren 
nennt man im allgemeinen Einreden (exceptiones), doch ift ihre rechtliche Natur ſehr 
verichteden. Sie können enthalten : 

1) Bloße Motteirungen des Leugnens. So, wenn man mit dem Veugnen der 
Klagethatlachen die Behauptung einer Direct wideriprechenden Thatſache verbindet, wie bei 
der ſ. g. exceptio alibi und rei non sie sed aliter gestae. Ebenſo wenn man den 
Rechtsſätzen der Klage eine Gegendeduction entgegenfegt, |. g. Einrede des fehlenden 
Klagegrundes, 

2) Divecte Bemängelung des flägerifchen Rechts, jo bei allen Thatfachen, die feine 
Entftehung hinderten, wie Wahnſinn, Simulation, oder feine Aufhebung begründeten, wie 
Zahlung, Uſucapion. Die Römer nennen dies ipso iure nullum oder solutum. Genau 
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genommen. find die erfteren ſtets Negation eines präfumirten Erforderniſſes der Ent— 
ftehung, die letteren Negation der präjumirten Fortdauer und jeigen Eriftenz des 
Rechts. 

3) Selbſtſtändige Thatfachen, die das an fic vorhandene Necht des Klägers indirect 
unwirtſam machen, und die Klage ausichliegen, fei e8 aus Gründen der Billigfeit oder 
nad beſonderen Geſetzen. Nur dieſe Einreden heißen bei den Römern exceptiones, Bei 
ung nennt man fie Einreden im eigentlichen Sinne. Sie fünmen theils auf jelbitftändigen 
Gegenrechten des Verklagten beruhen, wie die exceptio hypothecaria gegen die Vindication, 
oder auf bloßen thatfächlichen Elementen des flägerifchen Nechts jelber, die daſſelbe ent- 
fräften, wie bei exeeptio metus, doli, Velleiani, oder auf ſpäter eintretenden Umftänden, 
wie Verführung. 

Die Haupteintheilung der Einreden ift m dilatoriſche und peremtoriiche, je nach— 
dem fie die lage nur auf eine Zeit lang zurückweiſen oder fir immer ausſchließen. 

Gegen die Einreden ift eine eben ſolche Vertheidigung möglich, wie gegen die Klage. 
Dadurch entfteht der Begriff der Repliken, gegen die wieder Duplifen möglich find, u. f. w. 


III. Der Proceß. 


$. 27. Die wirkliche Durchführung der Klagen vor Gericht geichiebt in einem feften 
gefelich geordneten Verfahren, dem ſ. g. Civilproceß. Die Lehre davon bildet aber einen 
eigenen Theil der Rechtswiſſenſchaft, der unten ſelbſtſtändig dargeftellt werden wird. Hier 
ift Daher nur der Einfluß, den der Proceß, fein Anfang und jein Ende, auf das eingeflagte 
Recht bat, anzuführen. 

Die Wirkungen des Anfanges des Procejjes find folgende: 

1) Der Kläger hat wirklich Klage erhoben, daher können die Folgen der Unterlaffung 
der Klage, nämlich Untergang durch Tod und Verjährung nun nicht mehr eintreten. Bei 
Wahlrechten it die Wahl nun definitiv entſchieden. 

2) Der Verflagte weiß jest, daß ein Anſpruch ernftlich gegen ihn erhoben wird. Er 
kommt Dadurch nicht gerade nothwendig in mala fides, allein er muß jein Recht jetzt 
jedenfalls als zweifelhaft anfehen, ıft daher nun zur Sorgfalt in Betreff des Stveitgegen= 
fandes verpflichtet, und feine Beftreitung des flägeriihen Rechts, falls es fich beim Ur— 
tbeile als begründet ermweift, darf ihm, jo weit möglich, feinen Bortheil und dem Kläger 
feinen Nachtheil bringen. Er wird daher eventuell verpflichtet, dem Kläger an Früchten, 
Zinien u. ſ. mw. zu erjegen, was biefer gehabt haben würde, wenn der Berflagte feine 
Pflicht gleich erfüllt und nicht geftritten hätte, 

3) Beide Parteien legen den Streit dem Richter zur Enticheidung vor. Daher 
muß Das jegige Dafein oder Nichtdaſein des behaupteten Rechts über den Ausgang des 
Streits enticheiden. Erwerb oder Berluft veilelben während des Proceſſes muß im all: 
gemeinen ohne Einfluß fein, jedoch mit einzelnen Modificationen. 

Als Zeitpunkt des Proceßanfanges jah das ältere römiſche Recht nur die j. g. litis 
contestatio an, d. h. die Zeugenaufrufung nad) Feftftellung des Streitverhältnifies. Im 
neueren römiſchen und im heutigen Rechte zerfällt ver Anfang in die drei Zeitpunkte, 
Einreichung der Klage beim Gerichte, Mittheilung derfelben an den Verflagten, und de— 
finttive Erklärung deſſelben über den Anſpruch. Die legtere vertritt: danach die alte 
Atisconteſtation, Doch find von den obigen Wirkungen derfelben die beiden erften Arten 
auf die Mlagemittheilung zurücdverlegt. 
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$. 28. Der eigentliche Rechtöftreit der Parteien wird beendigt durd das Ur— 
tbeil, Erfenntniß, sententia. 

Diefes iſt nicht als Ausipruch über Das ganze Rechtöverhältnig der Parteten zu 
denen, jondern nur als Enticheidung darüber, ob die Klage des Klägers begründet war 
oder nicht. Es kann daher ftetd nur entweder Zuerfennung oder Aberkennung der Klage 
enthalten, aljo Berurtheilung oder Freifprehung des Verklagten, condemnatio oder ab- 
solutio. Eine Berurtheilung des Klägers gegen den Berflagten kann nur durch Wider 
klage des letzteren begründet werben. 

Das richterlihe Urtheil ift am fich eine Entfcheidung und Verfügung einer Staatsbehörde 
wie andere, indeflen unterjcheivet es fi von allen anderen weſentlich dadurch, daß es, 
ſobald es nicht mehr durch |. g. ordentliche Nechtömittel angefochten werden fann, eine 
ganz bejonbere Kraft der Unumftößlichfeit erlangt, die |. g. Rechtskraft, die bei Admini— 
ftrativ » Entjgeidungen und Berfügungen nie möglich iſt. Wechtöfräftige Erkenntniſſe find, 
abgejehen von Nullitäten und Reftitutionen, abjolut unveränderlich, weder der Richter noch 
die Parteien können fie ändern oder aufheben. Zuerkannte Rechte können nicht mehr be= 
ftritten, aberfannte nicht mehr geltend gemacht werden. Der innere Grund dieſer Rechts— 
fraft ift nicht die Idee, daß das Urtheil als Enticheivung des Staates als abfolut rich 
tig und wahr gelten oder wenigſtens fingirt werden müffe, ſondern an ſich nur Das nega= 
tive und formelle Princip, daß ein Streit zwifchen zwei Parteien inicht ewig dauern und 
ftetS wiederholt werden darf, fondern einmal ein beftimmtes Ende haben muß. Nur ver: 
ſteht fi, daß infoweit, als der fernere Streit unter den Parteien ausgeſchloſſen ift, für 
fie der Inhalt des Urtheiles als wahr gelten oder fingirt werden muß. Die Fiction ber 
Wahrheit bei der Rechtskraft ift alfo nie eine abjolute, jondern ftet$ nur eine relative 
unter den Procepparteien, nur mit Ausdehnung auf ihre Succefforen und gewiſſe ſecun— 
där mitbetheiligte Perfonen, wie Bürgen, Miteigenthümer u. a. 

Unter den Parteten jelber aber begründet das rechtskräftige Urtheil ſtets vollftändig 
formelles Recht, jedoch hicht für alles, was in dem Erkenntniſſe und ſeinen Gründen 
fteht, Tondern nur für den eigentlichen Inhalt des Urtheils, die Zus oder Aberfennung 
von Rechten. i 

1) Zuerkennung von Rechten iſt nur für den Kläger möglich, umd zwar nur für 
das eigentlich eingeflagte Hecht, nicht für andere mer ypräjubiciell oder fonft damit in 
Verbindung ftehende Rechte. Bei jenem begründet die Zuerfennung zunächſt ſtets ein 
Präjudiz für weitere Davon abhängige Rechte, und dann bei Verurteilung des Verklag— 
ten die ſ. g. Yudicatsobligation mit dem Rechte auf Execution. Dieſes iſt feine eigentlich 
neue Dbligation, die durch Novation an die Stelle der alten träte, ſondern die alte felber in 
ihrer formellen Feſtſtellung durch das Urtheil. Daher kommt dabei einerjeits als Obli— 
gationdgrund nur noch das Urtheil in Betracht, andererſeits bleiben aber die Accefjionen 
der alten Obligation auch bei der neuen. Das darauf berubende Necht zur Erecution 
und jeine Ausführung gehört zum Civilproceſſe. 

2) Bei aberfannten Rechten entfteht für den Gegner die Einrede der Rechtokraft 
gegen jede gerichtliche Wiederholung derjelben durch Klage oder Einrede. Dies gilt für 
beide Parteien in Betreff der Rechte, die den directen Gegenftand des Streites bilden, 
alfo nicht blos für die Aberkennung der Klage, ſondern auch die der Einreden und aud für 
die Aberfennumg von Beſitz und Eigenthum und ähnlichen Rechten, die in der Zuerken— 
nung diefer Rechte an den Kläger von jelbft enthalten it. Bei allen Rechten Dagegen, 
die nur imdirect als Vor- oder Nebenfragen bei dem Urtheile in Betracht kommen, 
findet eine eigentliche Aberkennung mit Rechtskraft nicht ftatt, wenn fie auch in den Ent— 

. 
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ſcheidungsgründen mit befprochen und für unbegründet erflärt find. Man darf der Ein— 
rede der Rechtskraft nicht, wie Saviguy will, das Princip zu Grunde legen, dem Inhalte 
eines Urtheild dürfe überhaupt ein ſpäteres Urtheil nicht wideriprechen. 


IV. Die Reftitution. 


$. 29. Die ganze Anwendung der Grundfäge über Erwerb und Berluft der 
Rechte und über ihre Geltendmachung erleidet im römiſchen Rechte eine eigenthümliche 
Modification durch den Begriff der restitutio in integrum, d. h. der aufßerordentlichen 
BDiedereinfegung in einen unbilligermeife verlorenen Rechtszuftand. Der Begriff beruht 
im allgemeinen auf dem Gegenfage von Recht und Billigfeit, hat aber feine Eigenthüm- 
lichleit in der befonderen vechtlihen Form, in der die Billigfeit hier geltend gemacht wird. 
Während dies in der Regel durch Zulaffung von Ausnahmen im Gejege oder durch 
Anordnung gewöhnlicher Nechte mit Klagen geſchieht, ift hier dem Nichter das Recht ger 
geben, im einzelnen Falle nach freierem Ermeſſen die Thatſachen, die einen unbilligen 
Berluft begründen, 3. B. eine Verjährung, Verzicht, Erbichaftsantretung, direct für nicht 
geihehen zu erklären, und den Benachtheiligten direct wieder in feinen früheren Rechts— 
zuftand einzufegen. Der Grund für dieſe befondere Form lag in der Eigenthimlichfeit 
der römiſchen Rechtsbildung, daß nämlich die Billigfeit im Gegenſatz zum ftrengen Rechte 
hauptfächlic” von den Prätoren in das Recht eingeführt wurde, und dieſe einfache Aus— 
nahmen von den Geſetzen gar nicht machen konnten, und vielfach auch Anftand nehmen 
mußten, fefte allgemeine Klagerechte einzuführen, ſich vielmehr Tieber freieres Ermeſſen 
vorbehielten. Schon in der Kaiferzeit hat dieſes Verhältniß aufgehört. Die Gründe und 
Vorauslegungen der Neftitution wurden theils ſchon Durch die Prätoren jelber, theils 
durch die Tpätere Theorie und Praxis jo beftimmt, daß kaum ein Unterichied von den 
gewöhnlichen Klagerechten übrig blieb, darum aber auch das Recht zum Reftituiven den 
gewöhnlichen Richterbeamten gegeben wurde. Die Gründe der Neftitution find Minder- 
jübrigfeit, Zwang, Irıthum, Betrug, Abweſenheit, capitis deminutio, und die ſ. g. ge- 
neralis clausula. Davon hat Die capitis deminutio ſchon im Ipäteren Rom ihre Bedeutung 
verloren, Die andern aber find der Sache nach nichts anderes mehr ald Rechte zum 
Widerruf oder zur Anfechtung der betreffenden Handlungen oder Berlufte. Die Form des 
Reſtituirens ift unweſentlich, und bat nur etwa im Givilproceffe bei Verfäumniffen und 
Verſehen noch eine gewiſſe Berechtigung. Im gemeinen Rechte ift die Neftitution zwar 
in der römifchen Weife geblieben, die neueren Gefegbücher haben fie aber, abgeſehen vom 
Procefje, befeitigt und auf die gewöhnlichen Formen von Ausnahmen vom Gefete und 
Ungültigkeit, Anfechtbarteit und Wiverruflichkeit der Rechtsgeſchäfte reducirt. 


Beionderer Theil. 


Ueberficht. Der befondere Theil zerfällt nad dem oben ©. 253 aufgeftell- 
ten Syſteme in die Darftellung der allgemeinen Rechte der Berfon, und der befon- 
deren Geftaltungen derſelben in den Gattungsverhältniifen. Die allgemeinen Rechte find 
die Perſönlichteit felbft und das Vermögen. Die Beftimmungen über die erftere find 
aber, da die Perfönfichkeit zugleich Vorausſetzung alles Rechts if, in der Lehre vom 
Rechtsſubjecte von felbft enthalten. Es bleibt daher hier mur das Vermögensreht. Dies 
Krfällt nach den oben gegebenen Ausführungen in Sachen- und Obligationenrecht. 

19* 


292 Il. Das Privatredit. 


Das eritere umfaßt die gefammte Herrichaft ver Perfon über die Sache. Dabei 
umterfcheiden ſich zunächſt Die volle Herrſchaft über die Sache, und die beſchränkten Nechte 
an fremder Sache. Die letteren können Die Sache entweder als Object der phyſiſchen 
Benugung treffen oder als Object von einem ideellen Werthe, der ſich durch Verwer— 
tbung in Geld realifiven läßt. Das Testere ift das Pfandrecht, bei den grfteren unter- 
ſcheidet man die bejchränfteren und die unbejchränfteren als Seroituten und Untereigenthum. 
Ber allen Sachenrechten tritt außerdem noch der allgemeine Unterfchied von Befig und 
Recht, factiſcher und rechtlicher Herrſchaft, hervor. Diefer läßt ſich in der Darftellung ver: 
Ichteden ordnen. Eigentlich müßte man entweder die Befitwerbältniffe zufammen ven 
Rechten gegenüberftellen, oder bei jedem Nechte auch das entſprechende Befigverhältnig nehmen. 
Bequemer ift indefjen eine etwas inconfequente Behandlung, nämlich bet der vollen Herr— 
ſchaft Befig und Recht zu trennen, bei der beichräntten fie zu verbinden. Der Grund 
ift, weil bei der vollen Herrſchaft der Beſitzbegriff in ausgebehnterer und felbftjtindigerer 
Weife hervortritt, und darum bier feine Verbindung mit’ dem Eigenthume die Darftellung 
weniger überfichtlic macht. Danach wird die nachfolgende Darftellung in fünf Abſchnitte 
getheilt: Befig, Eigenthum, Servituten, Untereigentbum, Pfandredt. 


A. Das Sadenredt. 
I. Der Beſitz. 


8. 30. Die Befislehre bat ihren alten Ruf der befonderen Schwiertgfeit und Be— 
ftrittenbeit bis auf den heutigen Tag bewahrt. , Wenn zumeilen eine gewiſſe Klärung und 
Uebereinſtimmung in den Anfichten einzutreten jchien, jo war es nur, um bald einem um 
ſo Heftigeren Streite Plat zu machen. Auch find es nicht etwa nur einzelne und un— 
weientliche Detatlfragen, in die ſich der Streit verläuft, jondern im Gegentbeil immer 
die Grundlagen des ganzen Begriffes und feiner praftiichen Behandlung. So ſchien 
namentlich bisher wenigftens die Grundauffaſſung des Befiges als factiicher Herrſchaft 
ziemlich allgemein feftzuftehen, man ftritt mehr nur über den Grund ihres Schutes und 
ob fie Dadurd) zu einem Rechte würde, Jetzt ift aber auch diefe Idee in Zweifel geftellt. 
Ihering erklärt es geradezu für einen „Grundirrthum, den Befigbegriif mit dem ber 
factiſchen Herrichaft über die Sache zu identificiren,“ der ganze Grund des Beſitzſchutzes 
liege gar nicht im Bejige felber, ſondern im Eigenthume ; nur um diefem einen leichteren 
Schutz als die Vindication zu geben, gelte der Beſitzer bis zum Bewerfe des Gegentheils 
als Eigenthümer ; der Zweck des Beſitzſchutzes ſei nur, dem Eigenthümer eine Beweis: 
erleichterung zu ſchaffen; daß auch Nichteigenthiimer ſich dieſe zu Nutzen machen könnten, 
jet nur eine unvermeidliche Conſequenz; der Beſitz jelber beitehe aber eben darum gar 
nicht weientlich in der phyſiſchen Gewalt über die Sache, fondern nur in der „Thatſäch— 
lichkeit des Eigenthums,“ d. h. dem „normalen äußeren Zuftande der Sache, in dem fie 
ihre Beitimmung erfüllt, dem Eigenthümer zu dienen,” was zwar mitunter, aber nicht 
immer, mit der phyſiſchen Gewalt zufammenfalle. Ganz neu ift die Idee allerdings nicht, 
fie fteht mit der alten Präfumtion vom Eigenthume beim Beſitze und der neueren Idee einer 
dinglichen Klage aus dem Befige auf einem Boden, nämlich dem Streben, die Schwierige 
feiten, Die der Beweis des Eigentbums namentlich nach der modernen Beweistbeorte hat, zu 
erleichtern, Man kann diefes Bedürfniß zugeben, muß aber feine Abhülfe auf das Ge— 
biet des Eigenthums und der dinglichen Klage verweilen, die Selbſtſtändigkeit des Beſitzes 
und die Idee, dan der Befititand als ſolcher zur ſchützen fet, darf Darunter nicht verküm— 
mertverden. Keinenfalls darf der Gedanke, den Befitesihus als Erleichterung des 
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Cigenthumsbeweifes aufzufaflen, in das römiſche Necht verlegt werden. Allerdings können 
bier die Befigflagen die Eigenthumsklage unnöthig machen, und injofern dem Eigenthümer 
den Schug feines Eigenthums erleichtern, ebenfo wie man auch die Publiciana jur Er- 
leichterung des Beweiſes ftatt der eigentlichen Bindication benutzen kann. Allein man ' 
wirde bier mie dort die factifche Folge mit dem rechtlichen Grunde verwechſeln, wollte 
man in dieſer Beweiserleichterung das eigentliche Princip der Klagen jehen. Allerdings 
ift der Beſitzer bei ver Vindication frei vom Beweiſe, aber nach römiſcher Anſchauung nicht 
deshalb, weil man im Befige Das Eigenthum ſchützen wollte, fondern, wie die Römer jelber 
jagen, weil die „naturalis ratio“ macht, daß wer nicht befitt, Hagen und beweifen muß, 
und wenn er nicht bemeift, Der Beſitzer die Sache behält, Tollte er auch entichteden nicht 
der Eigenthümer fein. Worin nun aber jonft das Princip des Beſitzſchutzes Tiege, ift 
zwar won den Nömern nirgend genau gelagt, daß fie es indeſſen jedenfalls in dev Natur 
des Beſitzes jelbft umd nicht in fremden Nebenrüdjichten gejehen haben, tft hinreichend 
deutlich im der bekannten Stelle über die Befitfehler beim Uti possidetis ausgeſprochen: 
„lasta an iniusta possessio adversus caeteros sit, nihil refert, qualiscunque enim 
possessor hoc ipso, quod possessor est, plus iuris habet quam ille qui non possi- 
det“. Hier ıft direct gefagt, Daß Darum jeder Befiger, auch der unrechtliche, geſchützt 
werde, weil er jedenfalld dadurch, daß er beſitzt, mehr Recht habe, als ver Nichtbefiker, 
Die Frage ıft nur, warum denn das Befigen als ſolches dem Beſitzer ein Vorrecht vor 
dem Nichtbefiter gebe. Das bloße phyſiſche Verhältniß kann der Grund nicht fein, er 
muß jedenfall$ in dem Verhältniſſe der Perſon als folder zur Sache Liegen. Auch hier 
kann es wieder nicht Das bloße factifche Interefje am factiſchen Genuſſe fein, dieſes würde 
zu ganz anderen Gonfequenzen führen. Eher könnte es das vechtliche Intereſſe am com- 
modum possessionis, d. h. der Beweißfreiheit, fein, indeſſen bezieht ſich Das ſpeciell nur 
auf Die Vindicatton und fünnte auch nur mittelbar einen Grund abgeben. Wenn es 
daher ganz allgemein heißt, der Beſitzer Habe rein als folder mehr Recht als der Nicht 
befiger, jo ift damit ganz unmittelbar für das allgemeine Verhältnig dev Perfonen zu 
einander dem Befiger ein Vorrecht vor dem Nichtbefiger gegeben. Der bereits realiſirte 
Herrichaftswille bat alfo als folder, d. h durch feine Realität, den Vorzug vor dem erft 
nach Realiſirung ftrebenden. Was ift der Grund dafür? Es kann faum ein anderer 
jein, als weil deſſen Realiſirung nur durch Verdrängung des bereits vealifirten Willens 
möglich ift, und darın eine Verlegung vieles Willens und ſomit der Perſon und ihrer 
Freiheit enthalten if. Dem Hunde nehme ic die Sache mit Gewalt weg; nehme ich 
jie dem Menſchen, jo behandle ich ihm wie einen Hund und nicht als Perlon. Das ift 
der Ausgang des ganzen Beſitzſchutzes. Man hat dies Philoſophie genannt und für um: 
römiſch erklärt, aber den Nachweis, welcher andere Gedanke denn dem „hoc ipso quod 
possessor est“ zu runde liege, hat man noch nicht geführt. Natürlich bleibt der 
Beſitzesſchutz nicht auf Diefe Abwehr ver offenen Gewalt beſchränkt. Denn wenn ber 
Beſitz einmal em Zuftand ift, der dem Befiger nicht eigenmächtig wider feinen Willen 
geitört und entzogen werden darf, jo muß er nun auch wegen des gefammten Damit 
verbundenen Intereffed in voller Entwidelung aud gegen alle anderweitigen Arten und 
Formen des Unrehts gejhütt werden. Nur dem Rechte und der Form des Nechts muß 
er weiden. Ob man den Befis übrigens wegen dieſes Schuges ein Recht nennen will, 
oder ſagt, er werde geſchützt, obgleich er fein Necht ſei, des allgemeinen Rechts der Per— 
fon wegen, das ift ziemlich gleichgültig. Ebenſo unfruchtbar iſt der Streit, ob man die 
ſonſtigen Wirkungen, die der Befig in Verbindung mit anderweitigen Umſtänden herbei— 
führen kann, auf die Ufucapion beichränfen oder auch Occupation, Tradition u. a. mit 
Dazu rechnen will, . 
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8. 31. Der Beſitz als factiiche Herrichaft ift weſentlich als factifch realifirter Herr— 
ſchaftswille zu faſſen, und hat daher die zwei Elemente, den Willen die Sache zu 
beherrfchen, und eine dem Willen entiprechende phufiiche Gewalt über die Sad. Beide 
Elemente bieten für ihre nähere Beftunmung mande Schwierigkeiten: 

1) Den Willen, eine Sache zu haben, kann man in jehr verfchtedener Weife und 
Auspehnung haben. Der Eigenthümer, oder wer fidh dafür Hält, will die Sache voll- 
ftändig und ausichlieglich für fih haben, er will die factifche Herrichaft in demſelben 
Umfange wie die rechtliche haben. In gleicher Weife will aber auch jeder widerrechtliche 
Deeupant der Sache, namentlich der Dieb und Räuber, die Herrichaft ebenfo vellftändig 
wie der Eigenthümer haben. Man bezeichnet ihren Willen daher als animus domini. 
Ihnen gegenüber ftehen die Perfonen, die eine Sache nur für einen Andern haben, alſo 
als deſſen Vertreter, nur auf deffen Namen und in veflen Intereſſe, gar nicht für fich, 
wie Procuratoren und Depofitoren. Zwiſchen diefen beiden Arten fteht dann aber eine 
ganze Reihe von Perfonen, die eine Sade mit getheiltem Willen haben, in gewiſſer Be— 
ziehung für fi, in anderer für einen Andern, und zwar mit dem weiteren Unterſchiede, 
daß einige die Sache vermöge obligatorifchen Rechts haben wollen, wie Leiher und Miether, 
andere vermöge Dinglichen Rechts je nach deſſen verſchiedenen Arten, Nießbrauh, Pfand— 
recht, Emphyteuſe u. ſ. w. Die Frage iſt nun, was für eine Art von Willen zum 
eigentlichen Beſitze nothwendig iſt, und welde Bedeutung dev Wille in den andern Fällen 
bat. Das römische Recht untericheidet jo, daß es eigentlich nur bei animus domini 
Befig annimmt, in allen andern Fällen nur Stellvertretung fremden Befiges, ohne Unter— 
ſchied, ob man die Sache nur in fremden Antereffe bat, oder zum Theil in eigenem. 
Indefjen tritt bei dinglichem Rechte an der Sache quasi possessio juris ein, und aufer= 
dem nimmt es in drei Fällen, Sequejter Precarium und Fauftpfand, auch ohne animus 
domini eigentlichen Befig an (ſ. g. abgeleiteter Befig). Die drei Fälle find ohne allen 
Zufammenhang und aus allen drei obigen Rubriken. Im erſten ift der Befig ohne 
alles eigene Intereffe, im zweiten ift Intereffe mit obligatoriſchem, im dritten mit dinglichem 
Rechte. Sie find als Anomalien aus Hiftoriich zu erflärenden Gründen anzufehen. Bon 
ihnen abgeſehen ift die Behandlung der übrigen Fälle völlig confequent. Dan bat e8 zwar 
bei uns vielfach getadelt, daß das römiſche Recht dem Miether, Pächter und ähnlichen 
Perſonen feinen Befigesichus gibt, und hat darin namentlich einen Widerfpruch gegen bie 
Begründung des Beſitzſchutzes aus der Gewalt gegen den Willen und die Perfon des 
Beſitzers gefunden. Allein die römiſche Anſchauung diefer Berhältniffe iſt, daß Miether 
und Leiher gar nicht den Willen haben, die Sadye zu beherrichen, fendern nur fie im 
Namen des Dominus zu haben und aus deſſen Perfon obligationsmäßtg zu benugen. So— 
mit tann die Beiigftörung bei ihnen gar fein Herrſchaftsverhältniß von ihnen felber zur Sache 
betreffen, jondern nur das ihres Dominus, ine bloße Gewalt gegen die Perjon als 
ſolche kann aber natürlih nur eine Injurien-, nicht eine Befitklage begründen. Man 
mag num jene römiſche Behandlung der Miethe u. |. w. für unpafjend erklären, nament= 
lich für das heutige Recht, man follte aber endlidy aufhören, aus der modernen Auf— 
faffung der Miethe Argumentationen für die römische Befiglehre zu entnehmen. 

2) Das phyſiſche Gewaltverhältnig beim Befige nennt man Detention oder Inne— 
habung. Indeſſen darf man das nicht jo verftehen, als ob Befig und factifche Herrſchaft 
nur jo lange Da wire, als man die Sache berührt oder berühren kann. Wie der Begriff 
Befig über das Wort befigen hinausgeht, jo die Detention über das Detiniven. Der 
Begriff der factifchen Herrichaft und Gewalt ift juriftiich nad Maßgabe der beftehenden 
menfchlichen Lebens⸗ und Nechtöverhältniffe zu beftimmen. Man behält die Gewalt, wenn 
man ſich aud von der Sache entfernt, wenn auch weit und lange, fofern man nur be= 





1. Das heutige römische Recht. 295 


liebig zu ihr zurüdfehren kann, Mobilten alfo nicht etwa fortgefhafft find. Bei Im— 
mobilten hebt jelbjt heimliche Occupation nicht nothwendig den Beſitz auf, da man bei 
der Rücklehr durch die That zeigen kann, daß diefe Occupation der Gewalt nicht im Wege 
fand. Der Begriff der factiichen Herrichaft, richtig verftanden, wird infofern mit Iherings 
oben berührtem Begriffe der Thatfächlichkeit des Eigenthums im Refultate ziemlich zu— 
kammentreffen, und allerdings mehrfach daraus berichtigt werden fünnen, fo namentlich) 
bei dem einzelnen Detail des Erwerbes und Verluſtes des Beſitzes, deren weitere Aus- 
führung den hier geftedten Raum überjchreiten würde. 

$. 32. Es iſt jchon oben bemerkt, daß der Schuß des Beſitzes nicht auf die 
Abwehr von offener Gewalt zu beichränfen ıft, fondern alle Arten und Formen des Uns 
rechts umfaſſen muß oder wenigftend kann. Denn allerdings kann die Grenze, wie weit 
man bier gehen will, nach verichiedenen Rückſichten enger oder weiter gezogen werben. 
Bon vornherein falich iſt es aber, daß die Klagen zum Schutze des Befiges nach dem 
oben aufgeftellten Principe deffelben nothwendig eigentliche Delictöflagen aus Gewalt oder 
wenigſtens Eigenmacht fein müßten. Es ift das nur die unmittelbarfte und prägnantefte 
Art der Befigesverlegung, allein es verfteht fih, daß wem man den Befig nicht mit 
Gewalt entziehen darf, man den Befiger auch nicht Durch Zwang und Betrug zur Tra— 
ditton treiben darf, daß er gegen Beeinträchtigungen, auch wenn fie bona fide gejchehen, 
geſchützt werben muß, daß felbit bet Berluft durch Irrthum, Berjehen oder Zufall der 
fremde Erwerber zur Rückgabe verpflichtet werden fann. Das römische Recht hat dieje Ent— 
widelung bis auf einen gewiffen Grad bereits vollzogen, viel weiter ift jedoch die Praris 
des Meittelalterd gegangen. Das römifche Recht hat aber nicht nur für die unmittelbare 
Verlegung des Befiges, befonders durch Eigenmacht und Gewalt, befondere Klagen ein= 
geführt, die |. g. poſſeſſoriſchen Imterbicte, fondern auch bereits für andere indirectere 
Berlegungen die allgemeinen Klagerechte, Aetionen und Condictionen, auch auf den Befig 
angewendet. Näher auszuführen find bier aber nur die pofjefforiichen Interdicte. 

Ein befonderer Schug des Befiges neben dem Eigenthume fett eine gewiſſe 
höhere Stufe der Rechtöentwidelung voraus. Die Urzeit der Völker wirft Befig und 
Recht noch zufammen. Auch in Rom find die Befitflagen erft durch die Prätoren ein- 
geführt, und zwar im der Form des ſ. g. Interbictenprocefjes. Diefer ift jedoch bier 
wie überall ſpäter weggefallen. Die jpeciellen Interdicte, d. h. Befehle, die der Prätor 
un einzelnen Falle erließ, wurden zu allgemeinen gejeglichen Beftimmungen, aus denen in 
gewöhnlicher Weife geflagt wurde, mer blieben die alten eigenthümlichen Namen nach den 
Anfangsmworten der alten Befehle, 3. B. Uti possidetis, nad) dem Befehle: Uti possi- 
detis, ita quominus possideatis, vim fieri veto. Die mannichfachen Unterſchiede, die 
die Prätoren dabei machten, find fpäter fehr vereinfacht. Das Juſtinianiſche Recht 
unterjcheidet eigentlich nur noch zwiſchen Störung und Entziehung des Befiges, und bat 
dafür ein interdietum retinendae possessionis, das Uti possidetis, und ein recu- 
perandae possessionis Dad Unde vi. 

1) Das Uti possidetis ift die Klage auf Anerkennung des Beſitzes und Verbot 
einer Störung. Die Klage hat den doppelten Zweck, feitzuftellen, wer Befiger fei, und 
Störung abzuwehren. Sie ift daher ebenfo wohl bei eimfeitiger Störung eines feften Be— 
figes anwendbar, als bei zweifelhaften Befitftande, wo jeder Befiger zu fein und vom 
andern geftört zu werben behauptet. Danach ift ihr eigentliches Weſen ſehr ftreitig. 
Einerjeits hält man fie für eine Delictöflage aus dem Delicte der Störung, andererjeits 
für eine Art Präjudicialflage zur Entſcheidung eine® zweifelhaften Beſitzſtandes. Die 
erfte Auffaflung tft jedenfalls inſofern unrichtig, als ein eigentliches Delict mit culpa 
feinenfalls nöthig iſt. Es kommt nur auf das objective Geftörtfein des Befiges an. 
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Ob der Störer bona oder mala fide tft, ja ob er fih nur der Störung bewußt ıft, iſt 
gleichgültig. Eben darım muß auch ſchon das bloße Beftreiten des fremden und Bes 
haupten eigenen Beſitzes als Störung gelten und die Klage begründen. Wenn imdeljen 
die Parteien in frieolicher Uebereinkunft den Richter um eine Entſcheidung über ihren 
Befitftand angeben, fo ift Das ebenfo wenig eine wirkliche Beſitzllage, als eine ſolche 
Uebereinfunft beim Eigenthume die Eigenthumsflage begründen könnte. — Natürlich fan 
nur der eigentliche Befiger die Beſitzllage anftellen, nicht ein bloßer Miether oder Pächter, 
aber der unredliche jo gut wie der redliche. Nur wer den Beſitz vi clam oder pre- 
cario vom Gegner erlangt hat, kann diefen nicht wegen Störung verklagen. Im Gegen— 
theil gilt dann deffen verlorener Beſitz relativ ihm gegenüber als fortdauernd, fein Befig 
als bloße fortwährende Störung, und er wird zur Herausgabe verurtheilt. Bon dieſem 
Standpunkte aus kann der Vertriebene fogar als Kläger mit dem Interdicte auftreten, 
diefes alfo der Sache nad mit recuperatoriſcher Wirkung anſtellen. — In allen Fällen 
zweifelhaften Bejigitandes muß man zur Entſcheidung bäufig auf die Anfänge der bei= 
derfeitigen Befishandlungen, alfo auf das höhere Alter Des Beſitzes, zurüdgehen. Wegen 
der dabei unvermeidlichen Verlängerung der Proceſſe hat man im Mittelalter erſt eine 
interimiftiiche Ordnung des Beſitzes für den Proceß nad der jüngften, d. b. legten, 
ruhigen Beighandlung eingeführt, und daraus ſpäter eine felbftftändige proviſoriſche Befig- 
flage für ven jüngften Befig im Gegenſatze zum älteren, d. b. eigentlichen Befige, ges 
macht. Man untericheivet beide als possessorium summariissimum und ordinarium. 

2) Das Unde vi ift die Klage auf Rückgabe eines gewaltfam entzogenen Befites. 
Dies ıft nach römiſcher Auffafjung eigentliche Delictöflage, ſetzt Dejectton des Befigers 
oder ihr gleichftehende Occupation des Beſitzes voraus, gebt nur gegen den Thäter, und 
wird felbjt Durch den Einwand, daß Kläger den PVerflagten ſelber erft dejiceirt babe, nicht 
ausgeichloflen, it aber nur bei Immobilien zuläſſig. Im Mittelalter ift Die recuperato- 
riſche Befitsflage aber durch eine aus den Pſeudo-Iſidoriſchen Deeretalen abgeleitete Klage, die 
man ſpäter actio spolii nannte, ſehr ausgedehnt. Cie ift auch bei Mobilten zugelafien, 
auch gegen dritte Beſitzer, und bei jedem unfreimilligen VBerlufte der Sache. Doch ift 
die Grenze in den beiden legten Beziehungen äußerſt zweifelhaft und ftveitig. 


II. Das Eigenthum. 


S. 33. Das Eigenthum iſt Die vechtliche Herrichaft, oder das Recht der Herrichaft, 
der Perjon über die Sache. Sein Weſen berubt auf der allgemeinen Unterwerfung der 
Sadye unter den Willen der Perfon, daß dieſe alfo am ſich zu jever deufbaren und mög— 
lichen Willensbeziehung zur Sache berechtigt ift, ſofern nicht befondere einzelne Ausnahmen 
und Beichränkungen da find. Weſentlich für den Begriff ift: 

1) einerſeits die Einheit und Allgemeinheit der Herrſchaft. Man darf das Eigen- 
thum nicht mit der älteren Theorie als eine Häufung einzelner Herrſchaftsrechte, Beſitz, 
Nugung u. ſ. w. auffaffen, fondern nur als ein in ſich einiges Recht, von dem jene 
Rechte nur Die eimelnen Comfequenzen und Ausübungen find. Darum it auch eine 
eigentliche Theilung des Eigenthums nur quantitativ nach Quoten, nicht aber qualitativ 
nach den einzelmen in ibm enthaltenen Rechten möglih. Dadurch würde der ganze Bes 
griff verloren geben. Die ältere Theorie nahm zwar ein ſolches dominium divisum 
nadı Proprietäts= und Nugungsrechten an, indeſſen liegt dabei in Wahrheit ein anderes 
Princip zu Grumde, worüber ımter $. 42 Näheres. 
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2) Die Möglichkeit won Beichrintungen. Man darf das Eigenthum nicht, wie 
allerdings in der Negel geſchieht, als die volle, unbefchräntte, ausſchließliche Herrſchaft 
über die Sache beftimmen. Dann würde ja durch jede Beſchränkung ſein Begriff aufge 
boben. Man fann es nur als die allgemeine Herrſchaft bezeichnen. Das Allgemeine 
ſchließt alles Einzelne ald Regel von jelbft in fih, wird aber durch einzelne Ausuahmen 
nicht aufgehoben. Die Beichräntungen find aber in doppelter Weile möglich: a) fo, daß 
gewiſſe Rechte Des Eigenthums durch befondere gejegliche Beitunmungen ganz von ihm 
abgelöft und weggenommen werben, jo daß das pofitive Eigenthum injomweit dann ein 
beſchränkterer Begriff iſt, als das natürliche; b) fo, daß nur die Ausübung einzelner 
Egenthumsrechte zeitweile oder beftummten Perfonen gegenüber bejchränft iſt. Das letztere 
it namentlich bei den |. g. iura in re aliena, wie Servituten und Pfandrecht. Diele 
darf man fich nicht, wie oft geichieht, jo denken, als ob hier gewiſſe Rechte aus dem 
Cigentbume ganz ausgefchteden und abgelöft und auf Andere übertragen würden, jo daß 
der Eigenthümer fie gar nicht mehr hätte; dies würde den Begriff des Eigenthums ſelbſt 
desmal aufheben. Man muß vielmehr daran fefthalten, daß der Eigenthümer an ſich 
md im allgemeinen alle Rechte des Eigenthums vollftindig behält, und nur gemiffe 
Herrſchaftsbefugniſſe über Die Sache einem Nichteigenthümer einräumt, deren Ausübung 
dan, ſoweit fie reicht, den Eigenthümer in der Ausübung ſeines Eigenthums beichräntt, 
während daſſelbe an ſich und daher allen Dritten gegenüber in feinem ganzen Umfange 
mt allen Rechten ungejchmälert beftehen bleibt. Nur daraus erklärt fich, daß der Eigen- 
thümer jene Befugniſſe ſtets auch jelber ausüben darf, fofern er dadurch das fremde 
Recht nicht beichräuft, daß ev jein Eigenthum allen Dritten gegenüber fortwährend unbe 
Khränkt geltend machen kann, und daß, wenn jene echte erlöjchen, er fie nicht exit be— 
ſonders wieder zu erwerben braucht, ſondern fein Eigenthum ganz vor felbft wieder völlig 
unbeihränft daſteht. 

Die allgemeine Herrſchaft über. die Sache Ichließt drei Beziehungen zu derjelben in 
nd, Beſitz, Benugung umd Verfügung Man kann das Recht dazu inſofern als ven 
Inhalt des Eigenthums bezeichnen. Das Beſitzrecht ſchließt vie Vindieation in fich, die 
Benugung den Gebrauch und die Früchte, die Verfügung die factifhe durch Veränderung 
und Zerftörung der Subftanz und die rechtliche Dur Veräußerung, ſowohl volle als be— 
Khrinkte. In allen drei Beziehungen ift eine pofitive und negative Seite, eigene Ein— 
wirkung und Ausfchliegung fremder (ius prohibendi), zu unterſcheiden. An ſich find alle 
dieſe Eigenthumsrechte natürlich bei jeder Sache, indeflen treten fie in ihrem vollen Um— 
fange praftifch doch nur beim Grundeigenthume, d. h. dem Eigenthume an Grunditücen, 
Häufern oder Feldern, hervor, unterliegen aber hier auch manchen bejonderen Beſchrän— 
tungen, namentlich wegen der hier unvermeidlichen Beziehung zu den Nachbaven (ſ. 9. 
Nachbarrecht). Beſonders hervorzuheben find folgende Puntte: 

1) Die Nugung des Bodens. Dem Eigenthümer gehört an ſich die ganze Sub— 
fanz ſeines Bodens, und zwar auch ımter der Erdfläche jo weit ev fommen fan, alſo 
nicht nur die Erde, fondern aud Steine, Sand, Thon, Torf, Kohlen, Mineralien. Doch 
Mt dies Durch das Bergwerksrecht ſchon nad) römiſchem und noch mehr heutigem Rechte 
mehrfach beichräntt. Vergrabene Sachen, bejonders Schätze, gehören: nicht zur Boden— 
ubftanz, darum auch nicht zum Eigenthume, wohl aber alles Wafjer auf und im Boden, 
ſo lange es darauf ift, jedoch mit Beſchränkungen bei Mineralquellen und bei Bächen, 
wegen Bewäſſerung, Mühlen, Fabriten u. a., endlich auch alle Pflanzen, ſofern fie im 
Boden wurzeln, und mit ihmen die Früchte darauf. Dagegen gehört alles, was nur auf 
dem Boden iſt, wie Thiere und Gerätbichaften, nicht zum Boden, wem es auch darin 
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befeftigt ift, darum eigentlich auch Gebäude nicht, doch find Darüber bejondere Beftim- 
mungen (unten ©. 299. 300). 

2) Handlungen und Anlagen auf dem Boden. Im allgemeinen darf ber Eigen- 
thümer auf und mit feinem Boden thım und machen, was er will, wenn e8 and) ven Nachbarn 
unangenehn, Läftig, ſelbſt ſchädlich ift. Im dem zufammengedrängten focialen Leben der 
Menfchen kann dies aber natürlich nicht rückſichtslos durchgeführt werden, Jo namentlich 
bei baulichen Anlagen und Gewerbebetrieben. Erſt die heutige Zeit mit ihrer gefteigerten 
Betriebſamleit hat aber die Gefahren und Bedürfniſſe, die in biefer Beziehung entftehen 
fönnen, vollſtändiger hevoortreten laffen. Das römifche Recht verbietet nur pofitiwe Be— 
ſchädigungen der Nachbarsfaden, und Immiffionen förperlicer Stoffe, wozu aber auch 
Rauch und felbft Geſtank gehören, jedoch nur die unmittelbaren, nicht auch die durch Die 
gewöhnlichen Naturverhältniffe vermittelten. 

3) Unterlaffungen. Der Eigenthümer ift bei Nachtheilen, die den Nachbarn aus 
der natürlichen Beichaffenheit feines Bodens drohen, nicht verpflichtet, pofitive Handlungen 
zur Abwendung vorzunehmen. Künſtliche Anlagen jeder Art, namentlich Gebäude, darf 
er dagegen nicht zum Schaden der Nachbarn verfallen laffen. Das römiſche Recht gibt dem 
Nachbar jedoch feine directe Klage auf Erzwingung der Reparatur, ſondern nur ein 
Recht auf eine Kaution wegen des drohenden „damnum infeetum“, ohne dieſe aber auch 
nach Eintritt des Schadens feine Erſatzklage. 

4) Fremde Eingriffe. Zum Grundeigenthume gehört ftetS von jelbft der ganze 
Raum über und unter der Bodenfläche. Der Eigenthümer kann daher jedes Eindringen 
in denfelben, ſowohl perſönliches als jachliche® durch Vorrichtungen, verbieten und mit 
Gewalt verhindern. Davon find nur wenige Ausnahmen. Der Nachbar braucht Die 
überhängenden Zweige feiner Bäume nur bis fünfzehn Fuß von der Erde zu lichten, feine 
Mauern dirfen 4, Fuß ſchief werben, und feine irgendwie berübergefommenen Saden 
darf er abholen, übergefallene Früchte jedoch nur „tertio quoque die“. 

$. 34. Die verfchiedenen Erwerbsarten des Eigenthums laſſen fid) nach 
verfchtedenen Rückſichten in verſchiedener Weile eintheilen und ordnen. Die römiſche Ord— 
nung nad acquisitio civilis und naturalis, und singularis und universalis ift jedoch 
für und feinenfall® mehr brauchbar. Die pafjenpfte Ordnung ift wohl die nad originären 
und derivativen Erwerbögründen; mur muß man die Verjährung noch von beiden trennen, 
fie ift zwar ein originärer, aber fein felbftftändiger Erwerbsgrund, fondern eigentlich nur 
eine Ergänzung etwaiger Mängel der übrigen Titel. 

I Originärer Erwerb. Den Ausgang bildet hier die erfte Unterwerfung der 
Saden, die |. g. Occupation; dazu fommt dann Neubildung von Sachen, Zuwachs zu 
ihnen und Fruchterwerb. 

1) Occupation. Die Römer jehen ein allgemeines Zueignungsrecht des einzelnen 
Menjchen gegen die einzelnen Naturgegenftände als natürliches Recht an und folgen dar— 
aus, daß herrenloſe Sachen Jedermann in Befig nehmen fann und damit von felbft das 
Eigenthum daran erwirbt. Herrenlos find aber nicht nur die Sachen, die noch nie einen 
Herm gehabt haben, jondern auch die, die ihn wieder verloren haben, und bie, bei denen 
er nicht anerfannt wird. Zu den erften gehören alle wilden Thiere jeder Art, und alle 
Erträgniffe des Meeres. Das römische Recht hat abfolute Fagdfreiheit, nur braucht 
Niemand fremde Jagd auf feinem Boden zu dulden. Neue Herrenlofigfeit tritt ein bei 
freigemordenen wilden Thieren, bei derelinquirten Sachen und bei Schäten. Ber den 
legteren ift jedoch zuerft von Hadrian eine nicht unbillige Berüdfichtigung des Eigenthü- 
mers, im deifen Boden der Schatz gefunden ift, eingeführt, Dieſer joll ftets die Hälfte 
haben, und wenn der Finder danach nefucht hatte, fogar das Ganze. Für den Finder 
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ft aber ver Begriff der Occupation allmählig und faum mit Bewußtſein in den ber 
Entdeckung umgewandelt. Nicht anerfannt wird nach römiicher Anſchauung das Eigen- 

thum des Feindes im Kriege und zwar ganz abfolut. Bei ung ift diefe ſ. g. occupatio 
bellica jedenfalls auf das beiderfeitige Militär und deſſen Sachen und das Kriegsmaterial 
der Stanten beſchränkt. Eigentlich läßt fie fih aud bei dem erfteren nur für Kriegs— 
material rechtfertigen. 

2) Speciftcation, Die Sachen dienen den menſchlichen Bedürfniſſen nicht blos - 
durch ihren Stoff, ſondern auch durdh ihre Form. Die Form ift infofern nicht nur für 
ihren Werth von Einfluß, fondern beftimmt vielfach auch ihren ganzen Begriff im Ber- 
febre, fo daß bei Veränderung der Form die Sache geradezu als eine neue andere (nova 
species) erfcheint, und zwar nicht nur bei eigentliher Umbildung des Stoffes, wie beim 
Brotbaden und Bierbrauen, ſondern auch bei bloßer Bearbeitung deffelben, wie bei Bild— 
hauerei und allen Metallarbeiten. Unweſentliche Veränderungen der Form, und baber 
ohne Einfluß auf den Begriff der Sachen, find dagegen Ausdreſchen, Auspreffen, Färben 
u. dgl. Ber den meientlichen Beränderungen ift nun die Frage, ob mit der neuen Sache 
au ein neues Eigenthum anfange, und für wen, oder ob das alte bleibe. Die Nömer 
haben das erftere ftetd angenommen, ftritten aber, ob das Eigenthum dem Herrn des 
Stoffs oder dem Specificanten zufalle. So wenigftens bet Veränderung durch Arbeit; bei 
Umbildung durch Natur oder durch Zerftörung wurde das Eigenthum des alten Herrn 
wohl nie bezweifelt. Der Streit für den Fall der Arbeit beruhte aber nicht auf dem 
Gegenfage von Capital und Arbeit und ihrem Werthe, fondern lediglich auf dem forma= 
Iftiichen Principe, daß die neue Sache „antea nullius fuit“, und darum dem Specifi= 
canten als Erzeuger zufall. Den legten Grund bildet. daher Doch Das Dccupations- 
princip, und nur Darauf beruht auch die von Yuftinian gebilligte Mittelmeinung, daß 
die neue Form dann als unmelentlich gelten und daher fein Eigenthum begründen 
jolle, wenn die alte Form wiederhergeftelt werben fünne. Die Ausichliefung des Er- 
mwerbs bei mala fides ift auch mit dem Occupationsprincipe nicht unvereinbar. Die 
neueren Geſetze legen dagegen das Hauptgewicht auf die Arbeit, indeffen begründet dieſe 
an ſich nur ein Recht auf ihren Werth, micht aber auf das Eigenthum am Stoffe, und 
darım find auch die Beſtimmungen darüber jehr verichieven. 

3) Acceſſion. Die Römer haben das Princip, daf jede ald körperliche Einheit 
eriftirende Sache, deren Beftandtheile alfo durch Natur oder Kunft phyſiſch verbunden 
find, auch rechtlich mur als Einheit behandelt werben fan, d. h. nur als ein Ganzes 
um Eigenthume fein fann, nicht nach ihren verfchiedenen Theilen, weil jonft das Eigen- 
tum am Ganzen mit dem an den Theilen in Widerfpruch fommen könnte. Eine Folge 
dieſes Princips iſt, daß alles, mas mit einer Sache phyſiſch jo verbunden wird, daß es 
nur noch einen Theil derielben bildet, auch rechtlich unter das ‚Eigenthum an ihr fallen 
muß (accessio cedit principali), ohne Unterjchted von wem und wie die Verbindung 
bewirkt if. Doch ift der Erwerb eben darum nur ein formeller, er trifft die Sache nur 
miofern fie Theil ift, alſo nur jo lange als die phyſiſche Verbindung dauert, fällt daher, 
ſofern vollftändige Trennung überhaupt möglich iſt, mit diefer von felbft wieder meg. 
Auch kann in der Negel auf die Trennung geklagt werden, und der Berlierende kann 
bei widerrechtlicher Verbindung, wenn die Trennung nicht möglich oder werboten oder um= 
zuträglich ift, Schadenserfag verlangen. 

Im einzelnen find folche Acceifionen ſowohl bet Immobilien als Mobilien möglich. 
Bei den erfteren gehört dahın die Anfpülung und Anſchwemmung von Erde bei Ufer 
grundftüden, und außerdem das Bauen und Pflanzen. Wie eine Art Alluvion behan— 
dein die Römer aud das Zurückweichen des Waſſers im Fluſſe und jogar die Bildung 
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von Inſeln darin, und ſprechen daher das Eigenthum des trodenen Flußbettes und der. 
Infel den beiderjeitigen Anwohnern von der Mitte aus zu. — Beim Bauen jehen die 
Römer jedes fefte Gebinde als Theil des Bodens an, und laffen daher fein getrenntes 
Eigenthum daran zu, auch ift dabei ſchon nach den XII Tafeln jede Klage auf Nieder: 
reißung ausgeichloffen und nur Entſchädigungsanſpruch oder eigene Wegnahme im Falle 
des Befigens zugelaflen. — Ber Pflanzen ift, ſobald fie Wurzel geichlagen und Nahrung 
gezogen baben, vollſtändige Trennung phyſiſch nicht mehr möglich, darım der Erwerb 
umviderruflich und nur Anfpruch auf Entſchädigung zuläſſig. 

Ber Mobilien find Acceffionen in unendlicher Mannichfaltigkert möglich. Der Bes 
griff ftreift bier nahe an die Specification hin, die auch in den neneren Geſetzen meiftens 
mit ihm verbunden ift. Der Unterichted liegt indellen darin, daß die Acceffion immer 
wehentlich eine Hauptſache vorausiegt, die "als ſolche bleibt, und zu der Die andere 
nur als Nebentheil hinzukommt, jo daß das Eigenthum auch ftetS nur für den Eigen— 
thümer der Hauptfache entjteht, micht gerade für den, der Die Verbindung vornimmt, 
Was Haupt= und Nebenfache it, ift nach den Umftänden den Berfehrsbegriffen gemäß 
zu beftimmen. Trennung hebt den Erwerb wieder auf und fan verlangt werden, falls 
fie möglich it, ſonſt, Eutſchädigung. Auch das Schreiben und Malen auf fremden Mas 
terial gehört hierher. Beim Schreiben ift das Material die Hauptfache, beim Malen 
bat Yuftintan das Gemälde für die Hauptfache erflärt, mut vollem Nechte, weil beim 
Schreiben der iveelle Inhalt wom Material getrennt werden kann, beimGemälde nicht. — 
Die Vermiſchung von bloßen Quantitäten, flüffigen oder trodenen, kann nie als Acceſſion 
gelten, ſondern ändert, wen fie lösbar ift, gar nichts am Eigenthume, ſonſt aber be= 
gründet fie Miteigenthum, falls nicht eine Specification darin enthalten ıft. 

4) Fruchterwerb. Früchte find die organtichen Erzeugniſſe der Erde und der 
Thiere. Ste find die Nefultate der in dem Dingen wirkenden Naturkräfte, und gehören 
daher, da Die Dinge mit ihren Sträften dem Menſchen gehören, ſtets won jelbft dem 
Eigenthümer der Mutterfade. Ste bilden aber, jo lange fie mit dieſer verbunden find, 
nur een Theil derjelben, und können daher jo Lange in keinem ſelbſtſtändigen Eigen— 
thume ftehen, weder für den Herrn der Sadıe, noch für Dritte. Indeſſen find fie kein 
einfach integrivender Theil, jondern ein vorübergehender zur Ablöſung beftunmter, Inſo— 
fern ift ihre Ablöſung ein eigener Begriff, nicht eine einfache Zerlegung der Sache. Daher 
tritt für den Eigentbiimer formell ein newer Erwerb, trog der materiellen Continuität 
feines Eigenthums, ein, und für Andere können im voraus fefte Rechte auf den Frucht- 
erwerb begründet werden, jedody nur derivativ durch Ableitung von beftiminten Berfonen, 
und im verichiedener Weile. Ber Pacht und ähnlichen Rechten liegt das Prineip Der 
Tradition zu Grunde, bei Nießbrauch dingliches Recht zur Perception, bei Emphyteuſe 
abjolutes Fruchtrecht wie beim Eigentbümer. Ein eigenthümliches Fruchtrecht bat außer— 
dem der bonae fidei possessor. ©. darüber ©. 305. 

8. 35. II. Derivativer Erwerb. Dies iſt der Erwerb des Eigenthums 
dich Succeffion in das Eigentbum einer beftimmten andern Perſon, wobei aljo das 
Dafein und der Beweis des legteren weſentliche Boransiekung des Erwerbes bildet. Es 
ift dies bei weitem die wichtigfte und häufigfte und die ganze Bewegung des Eigenthums 
im Berfehre vorzugsweile beherrſchende Art des Erwerbs. Man kann Dabet die mas 
teriellen Gründe des Ueberganges und die formelle Art feines Eintritts (titulus und 
modus) untericeiden. Die erfteren fünnen natürlich in den verſchiedenartigſten Verhält— 
niſſen Des ganzen Rechtsſyſtems Liegen. Der bauptfächliehite iſt der eigene freie Wille 
des Eigenthümers, der feine Sachen inter vivos oder mortis causa auf Andere über: 
tragen will. Dem gleich ſteht feine Inteſtatbeerbung. Zonft aber kann ohne oder wider 
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feinen Willen Uebergang feines Eigenthums nur in felteneren Fällen begründet werden, 
durch Rechte feiner Gläubiger, vichterlihe Theilungen, Confiscationen, zweite Ehe u. a 
In Betreff der formellen Art des Uebergangs iſt nach römiſchem Nechte für alle Privat— 
äbertragungen inter vivos die Uebergabe des Beſitzes der Sache nöthige Norm, bei ges 
yichtlichen oder kaiſerlichen Mebertragungen genügt das Decret, in den andern Fällen 
tritt der Mebergang mit den betreffenden Thatfachen von felbft ipso inre ein (transitus 
legalis. Im allen vielen Fällen ift nach römiſchem Rechte zwiſchen Mobilien und Im— 
mobilien nicht der mindefte Unterichied. Bon Grundbüchern, Umfchreibungen in denſelben, 
gerichtlichen Auflaffungen und Gonftrmationen u. dal. iſt durchaus feine Rede. Es it 
darum auch bier feine Rückſicht weiter darauf zu nehmen, und nur das Recht der Tra— 
dıtton näher zu beſtimmen. 

Es iſt römiſches Princip für den Privatverfehr, daß die rechtliche Herrichaft über 
Zacen nur durch die factifche übertragen und erworben wird, nicht Durch bloßen Vertrag. 
Dies ift der Grumdgedanfe der Tradition. Cie ift eigentlich feine bloße Form, fondern 
die Äußere Nealifirung des inneren Uebertragungswillens und damit das prägnantefte, 
und einzige Durch die Sache felbft gegebene, Mittel zur Scheidung des obligatorischen 
und dinglichen Efementes bei Uebertragungsgeihäften. Die Tradition hat daher auch 
in Deutichland allgemeinen Eingang gefunden und trotz mander Angriffe behalten, auch 
in den neueren Geferbüchern, wenigſtens bei Mobilien, wogegen fie bei Immobilien aller— 
dings dem Buchſyſteme wird weichen müflen. Das franzöſiſche Recht bat fie ganz vers 
werfen, aber ohne fein „systeme plus raisonnable“ conjequent durchzuführen. 

Die einzelnen Erforderniffe der Tradition jind nicht pofittiver Natur, ſondern nur 
die Conſequenzen ihres Begriffes als Befitübergabe unter der Uebereinkunft der Eigen: 
thumsübertragung. Sie beftehen nur in der Fähigkeit der Perfonen, nämlich Fähigfeit 
und Recht zur Beräuferung beim Tradenten und zum Erwerbe beim Aceipienten, in dem 
übereinftimmenden Willen des Ueberganges, und der wirklichen Befigübergabe. Eigenthum 
übertragen kann im der Regel nur der Eigenthümer felbft, oder feine amtlichen oder be— 
auftragten Vertreter, außerdem nur Die Pfand- und Concurögläubiger. Eigenthum er 
werben kann zwar jeder nicht ganz Handlungsunfähige, doch gibt es relative Unfähigfeiten 
für einzelne Sachen oder Gründe, wie z. B. bei: Schenkungen unter Ehegatten. — Die 
Billensübereinftimmung bat am fich nur die allgemeimen Exforderniffe der Nechtöneichäfte. 
Zum conereten Daſein eines wirklichen Uebertragungswillens gehört indeffen, meil die 
Rechtsgeſchäfte micht Willenscapricen, ſondern Mittel für vernünftige Zwecke find, als 
Motiv die Abficht, irgend ein auf Eigenthumsübergang gerichtetes Nechtöverbältmift, wie 
Kauf, Schenkung, Schuld u. a., auszuführen, im Gegenſatz zu folchen, die blos auf Des 
tention „gerichtet find, wie Miethe, Leibe, Brand. Ganz abftract kann man den Ueber— 
tragungswillen nicht haben. Dies ift die 1. g. causa traditionis. Man darf fie nur 
als ſubjectives Motiv fordern, nicht als wirklich woraufgegangenes gültiges Geſchäft, Der 
agentlich ‚mirtende Grund ift immer der Wille ſelbſt. Darum hindert blos irrthümliche 
Annahme oder rechtliche Unglltigfeit einer eausa den Uebergang nicht, auch nicht Diffe- 
venz der Parteten über viefelbe. Nur verfteht fich, daß perfönliche Rückforderungsrechte 
(eondietiones sine causa) durch den Mangel der causa begründet fen können. Aus— 
nahmsweiſe haben allerdings einzelne causae amnullivende Kraft, 3. B. Schenfunger 
imter Ehegatten oder ultra modum u. a. — Die Befigüibergabe ift nad) den Beſitz- 
grundſätzen zu beurteilen, darum ift feine wirkliche Uebergabe nöthig, wenn der Empfänger 
die Sache fehen in Detention bat, oder der Geber fie vorläufig noch für ihn in Des 
tentton behält traditio brevi manu und constitutum possessorium), 
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8. 36. II. Die Erfigung. Die Erfordernifie der Erwerbötitel des Eigen: 
thums, namentlich der deriwatiwen, find zum Theil jo complicirt, daß Anfechtungen der— 
jelben wegen irgend welcher Mängel jehr leicht möglich find, und wenn dies Lange Zeit 
zuläffig wäre, Die Sicherheit alles Eigenthums jehr gefährbet ſein würde. Dazu kommt, 
daß nach langer Zeit auch der Beweis der Titel überhaupt, namentlich bei Mobilien, 
oft Außerft Ichwierig, ja faſt unmöglich if. Dieſe Umftände machen die Anwendung des 
allgemeinen Berjährungsprincipes (S. 282) auf den Eigenthumserwerb zu einer praftifchen 
Nothmendigkeit, und zwar in ben zwei Beziehungen, zunächſt die Mängel der Titel zu 
ergänzen, und dann auch die Titel jelbft zu ergänzen. Beides findet fich im römiſchen 
Rechte, das erftere ſchon früb in ven XII Tafeln, Das letztere erſt ſpät bei Juſtinian. 
Wir untericheiden beides als ordentliche und außerordentliche Erfigung. Die Gnundlage 
für beides ift der fortgefegte Beſitz. Indeſſen handelt es fich dabei nicht blos um ex— 
tinctive Aufhebung fremder Anfprüche, fondern aud um pofitive Begründung des Eigen- 
thums und feiner Klage gegen Dritte. Die Verjährung ericheint daher hier als acquifi= 
tive usucapio, Erfigung. Der Erwerb des Eigenthums durch den Beſitz ift Das Primäre, 
die Aufhebung des bisherigen Eigenthums nur die Folge davon. Cine praftifche Conſe— 
quenz ift übrigens, daß aud der wirfliche erweisliche Eigenthümer fich durd Berufung 
auf die Verjährung den Beweis feines Titeld erleichtern oder entbehrlih machen kann. 
Factiſch ift dies bei uns fogar vielleicht die häufigere Anwendung. Viele laſſen fich da- 
durch verleiten, darın das eigentliche Princip der Erfigung zu fehen, bier, wie oben beim 
Befite, die Folge mit dem Grunde verwechielnd. 

1) Die ordentliche Erfigung. Ihr Princip ift, daß wer eine Sache aus einem an fich 
rechtmäßigen, aber mit irgend einem Mangel behafteten, Cigenthumstitel in Befig er⸗ 
worben bat, wenn er dabei in gutem Glauben war, d. 5. den Mangel nicht kannte, 
durch fortgeſetzten Befig das Eigenthum erwirbt, bei Mobilien in drei Yahren, bei Im— 
mobilien in zehn Jahren (oder wenn der Gegner in einer andern Provinz wohnt zwanzig 
Jahren), aufer in gewiſſen Ausnahmefällen, Die Ausnahmsfälle find aber ſehr weitgreifend. 
Zunächſt find alle Sachen des Staats, des Kaiſers, der Städte, Kirchen und Stiftungen, 
und auch aller Minderjährigen ausgeſchloſſen; dann alle, die gegen gefegliche Veräußerungs— 
verbote veräußert find; ferner ruht Die Verjährung bei rechtlicher Verhinderung des Eigen- 
thümers an der Vindication; und endlich find, um die Eigenthümer gegen die Folgen vor 
Diebftahl, Gemalt und Beruntreuung zu jchügen, alle res furtivae, vi possessae, und 
von einem malae fidei possessor ohne Willen des Eigenthümers veräuferten Sachen 
ausgenommen. Bei Mobilien ift Dadurch die Ufucapion faft ganz unmöglich gemacht, 
weil der römiſche Begriff „furtum“ viel weiter ift, als der deutiche „Diebftahl”, und 
die ganze Unterichlagung mit in fich ſchließt. Danach können Mobilien wider Willen des 
Eigenthümers nur äußerſt felten ohne furtum in fremden Befig kommen, wie z. B. wenn 
ein Erbe fremde Sachen für Erbichaftsjachen hält und verfauft oder verichenft. Die 
neueren Geſetzbücher haben daher dieje Ausnahme wieder beſchränkt, jedoch in verſchiedener 
Weile. — Dagegen ift das Erfordernig des Titeld im römischen Rechte jehr bedeutend 
erleichtert, durch die Zulaffung des ſ. g. Putativtiteld, d. b. da es genügt, wenn man 
gerechten Grund Hatte, das Dafein eines Titelö, d. b. der dazu gehörigen Thatjachen, 
anzunehinen. Anvererjeits it wieder das Erforderniß der bona fides durch das kano— 
niſche echt ſehr gefteigert. Während das römiſche die fides nur im Anfange beim Er- 
werbe forderte, verlangt das fanonische fie während der ganzen Uſucapionszeit. Dies ift 
befonders wichtig auch wegen der Erben. Die Erben gelten audy bei der Ufucapion einfach als 
Fortſetzer des Erblaſſers, ihre mala fides ift daher wie eine ſpätere des Erblaſſers jelbft, 
alſo nad) römischen Rechte unſchädlich, nach kanoniſchem ſchädlich. Die mala fides des Erb- 





laſſers jelber jchadet dem Erben natürlich ftets, nach römischen Rechte zwar nur die anfängliche, 
nah fanonifchem jede. Bei Singularfuccefjionen tft auch Anrechnung des Beſitzes des 
Auctor zuläfjig (accessio possessionis), aber immer nur wenn beide Beſitze ufucapiong = 
mäßig find. 

2) Die außerordentliche Erfigung. Dies ift die Erfigung durch Befig von dreißig 
Jahren, die Yuftinian durch Ausdehnung der dreigigjährigen Klagenverjährung gebilvet 
bat. Ihre Hauptbeveutung ift, daß die lange Dauer des Befiged den ganzen Titel er— 
gingen Toll, fofern nur bona fides da war (audy hier nach römiſchem Rechte nur beim 
Anfange, nah kanoniſchem fortwährend). Indeſſen hat fie noch die weitere Bedeutung, 
daß Hier alle Ausnahmen der ordentlichen Erfigung, auch die wegen Furtivität, wegfallen. 
Dagegen gelten die Ausnahmen von der breifigjährigen Klagenverjährung, namentlich Die 
merzig Jahre bei Staat und Kirche, auch bier. | 

$. 37. Die Berluftgründe des Eigenthums ergeben fich aus den Erwerbö- 
gründen von ſelbſt. Auch die Klage aus dem Eigentbume ift in ihrem allgemeinen 
Weſen ſchon oben (S. 285) beim Begriffe der Klage überhaupt beſtimmt, doch iſt darüber 
hier noch folgendes Nähere anzuführen. Die Eigenthumsflage wird, mie gezeigt ift, Durch 
Nichterfüllung der negativen Eigenthumspflicht, alſo duch pofitive Störung der Eigen: 
thumsherrſchaft über die Sache, begründet. Diefe ift in doppelter Weife möglih, durch 
völlige Borenthaltung der factiihen Herrſchaft, aljo des Beſitzes, oder durch bloße Eingriffe 
in diejelbe. Im erften Falle geht die Klage auf Erlangung des Befiges, im zweiten auf 
Abwehr der Eingriffe. Man untericheidet Danach pofitive und negative Eigenthumsklage, 
vindicatio und actio negatoria, 

1) Die Bindication ift alfo die Klage, die der nichtbefigende Eigentbümer auf Grund 
kines Eigenthums gegen den befigenden Nichteigenthümer auf Herausgabe der Sache an— 
tellen fan. Verbunden werben können damit fecundäre Anſprüche auf Erſatz wegen 
Früchte, Beſchädigung u. ſ. w. nach dem oben ©. 285 angegebenen Principe. Das Klage 
recht auf Herausgabe des Beſitzes ift einfache reine Conſequenz des Beſitzrechtes des Eigen— 
tbümers, bloße Geltendmachung des Eigenthums. Daher ift die Klage an ſich ganz abjolut 
und unbedingt gegen jeden Befiger der Sache begründet, und fann nur etwa indirect durch 
bejondere Rechte des Befigerd, dingliche oder obligatorifche, gehindert ober beſchränkt 
werden. Dagegen kann Darauf an fich nichts ankommen, wie, auf welche Were der Be— 
figer die Sache befommen bat, ob mit oder ohne Rechtsgrund, bona oder mala fide, 
gegen Entgelt oder umfonft, u. ſ. w. Er muß die Sache in allen Fällen gleichmäßig 
beraußgeben, und kann ſich nur an ſeinen etwaigen Auctor halten, auch iſt der Vindicant 
nicht verpflichtet, ihm in irgend Einer Weiſe zu entſchädigen, namentlich ihm feinen ge— 
zahlten Kaufpreis zu erfegen. Alle derartigen Beichräntungen find Beihränfungen des 
Eigenthums jelber. Durch die Erfagpflicht namentlich kann dem Eigenthümer der eigent- 
liche Werth feines Eigentums vollftändig entzogen werden. Volles Eigenthum und ab- 
joltte Bindication gehören wejentlich zufammen. Das römiſche Recht hat dieſe Conſequenz 
auch volftändig und unbejchränft gezogen und zeichnet fich Dadurch aus. Zur Beſeitigung 
der Nachtheile, die fich für den Verkehr daraus ergeben können, dienen Specification und 
Uucapion, namentlich die alte kurze Mobilten - Ufucapion. Das ältere deutſche Recht hat 
dieſe abfolute Vindication nicht gehabt, und in Folge davon ift fie auch in den neueren 
Gefegbüchern gegen den vedlichen Beſitzer mehrfach beſchränkt, namentlich auch im deutjchen 
Handelögefegbuche bei den im Handelsverlehre erworbenen Sachen. 

Zur Begründung der VBindication gehört natürlich der Beweis des Eigenthums. 
Dabei tritt hauptſächlich der Unterſchied der originären und derivativen Titel praftifch 
hervor. Bet den erfteren genügt ſtets der Beweis des Titeld an fich, bet den letzteren 
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hilft der Titel nur, wenn der Auctor das Eigenthum hatte, Folglich muß auch dieſes be— 
wiejen werben, und dann Das des Auctors des Auctors u. ſ. w. Zur Erleichterung diefer 
„probatio diabolica“ greifen zwar Specification und Ufucapton ein, und fünnen audy die 
Beſitzllagen und die Publiciana benutt werben, indeſſen bleibt die Schwierigfeit doch 
immer noch groß genug, wenigftens nach der modernen Beweistheorie, denn bei ben römi— 
ichen Geſchwornen fcheint die Sache feine jo große Schwierigkeiten gemacht zu haben, und 
noch weniger bei dem Eidrechte im alten deutſchen Rechte. Daher bat man ſeit dem 
Mittelalter in verfchiedener Weiſe nad) weiteren Erleichterumgen gelucht, beſonders durch 
Präfumtionen und durch Ausdehnung der Befisflagen und der actio Publiciana. Yu 
feften Refultaten bat dies aber nicht geführt, und namentlich nicht zu einer feſten deut— 
ſchen Vindication aus blofem Bejige, 
2) Die actio negatoria. Dies ift die Klage des Eigenthinners gegen alle Be— 
einträchtigungen feines Eigenthums ohne Befigentziehung, alfe wenn Andere ſich Einwir— 
kungen auf die Sache erlauben oder den Eigenthimer an der freien Eimvirkung hindern. 
Der Hauptfall iſt die Anmaßung won Servituten. Die Klage geht dann auf Aberfennung 
derfelben und Verbot fernerer Anmaßung. Ste ift infofern eine negative Servitutenklage 
zum Schuge der Freiheit der Sache von Servituten. Indeſſen ift fie Darauf nicht be= 
ſchränkt, jondern auch bei andern Beeinträchtigumgen möglich, 3. B. wenn fremde Sachen 
irgendwie auf ein Grundftäd kommen und nicht wieder abgeholt werden. Der Klage— 
grumd ift allgemein, daß der Eigenthümer vermöge feiner allgemeinen Herrichaft über die 
Sache alle Eingriffe verbieten fan, zu denen der Andere micht ein bejonderes Recht hat. 
Dieſes Verbietungsrecht ift feine Zugabe zum Eigenthume durch eine beiondere Freibeit 
des Eigenthums, fondern von jelbft in ihm enthalten, nur feine negative Seite und Die 
Geltendmachung defjelben nur die Eigenthumsklage in negativer Richtung. Darum 
braucht auch der Eigenthümer bei der Negatoria nur ſein Eigenthum, nicht auch die 
Freiheit deſſelben zu bewerten, die Behauptung der Sewettut iſt vielmehr eine Einrede, 
die der PVerflagte bewerfen muß. Auch der Quaſibeſitz der Servitut ändert dies nicht. 
Ungenau ift es, zu jagen, die Präfumtion ſei ſtets für die Freiheit des Eigenthums. 

8.38. Neben dem abfoluten Rechte des Eigenthums muß noch eine gewifle rela= 
tive Beredtigung nad Analogie des Eigenthums bei demjenigen anerfannt werden, 
der eine Sache aus einem Cigenthumstitel in gutem Glauben an ſich gebracht bat, aber 
das Eigenthum nicht erwarb, weil 8 jein Auctor nicht hatte, oder der Titel fonft einen 
ihm unbefannten Mangel hatte. Er hat zwar kein abjolutes Recht, aber doch relativ 
mehr Recht auf Befig und Genuß der Sade, als der, der die Sache ohne Titel oder 
in böſem Glauben an ſich⸗ bringt. Der vevliche titulixte Befiger muß daher, wenn er 
den Befig verliert, eine Klage nad; Analogie der Bindicatton haben, die gegen jeden 
ſchlechtern Beſitzer gebt, nicht aber gegen den gleich guten oder gar gegen den Eigen— 
thimer. Das vömijche Recht bat eine folche Klage in der prätoriichen actio Publiciana. 
Dabei ift nur die Beichräntung, daß der redliche Beſitz als Uſucapionsbeſitz aufgefaft, 
und die Klage daher bei allen von der Uſucapion ausgeichloflenen Sachen, namentlich 
den res furtivae, auch ausgeſchloſſen iſt. Im der Sache felbit ift dies nicht begründet, 
fondern nur biftoriich zu erflären, auch Ichon von den Römern jelbjt nicht conſequent 
feitgebalten, Fir ung bat es gar feinen Sinn, und feinenfalld darf man es durch den 
kanoniſchen Sat von dev mala fides superveniens nod ausdehnen. 

Eine Folge des Princips der Publieiana ift, daß auch der Eigentbümer, da er ja 
ftets Titel und fides haben muß, die Klage anftellen kann, ſofern Die Sache in unred— 
[hen Händen ift, und daß er fih Dadurd dann den Eigenthumsbeweis erjparen fan. 
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Verfehrterweife hat man in dieſer Bemweiserleichterung wieder den Grund der Klage, 
ftatt der Folge, jehen wollen. Die Römer ſprechen gar nicht davon. 

Die Anerkennung des relativen Eigenthums ift jehon von den Römern zu weiteren 
Confequenzen entwidelt. Zunächſt gehört dahin der Satz, daß der bonae fidei possessor 
das Eigenthum der Früchte erwirbt, und bei der Vindication nur die noch exiftirenden 
dem Eigenthümer herauszugeben braucht. Dann ferner, daß auch bei andern Eigenthumse- 
rechten der bonae fidei possessor dem Eigenthümer gleich behandelt wird, fo lange dieſer 
uicht auftritt, z. B. bei der Negatoria, Veräußerungsverboten, Verpfändungen u. a. Bei 
ung tt Dies Princip ganz allgemein angenommen, fo daß in allen Fällen und Beziehun- 
gen, wo das Eigenthum als Präjudicialpunft in Betracht kommt, wie namentlich bei allen 
Realrechten, beſonders Servituten, der titulirte redliche Beſitz gleiches Recht hat und fein 
Beweis genügt. Man nennt dies in der Praris publicianiſches oder prätorifches Eigenthum. 


II. Die Servituten, 


8. 39. Daß neben dem Eigenthume, als der allgemeinen Herrſchaft über die 
Sade, andere Perſonen ſpecielle beichränfte Rechte an der Sache haben fönnen, und in 
welchen Berhältniffe diefe dann zu dem Eigenthume ftehen, ift oben ©. 297 gezeigt. Sie 
fönnen fich entweder auf die Sade als Gegenftand der phyſiſchen Benugung beziehen, 
oder auf Die Sache als Object von einem beftimmten ideellen Werthe, der fich durch 
Berwerthung der Sache realifiven läßt. Das lettere ift das Pfandrecht. Die erfteren 
fönnen einen ſehr verfchiedenen Inhalt und Umfang haben, und danach auch in verſchie— 
dener Weife claffificirt werden. Der Hauptunterjchted jcheint der zu fein, ob die Rechte 
auf fpecielle einzelne Nutungsarten, z. B. Wege: Waſſer- Weidenutzung, gehen gder 
auf die gefammte Benugung, Gebraud und Fruchtgenuß. Die Römer ſcheiden aber nicht 
einfach auf diefe Weile. Sie trennen vielmehr bei den Rechten auf die geſammte Be- 
nugung die, welche nur eier Perſon als folcher, alſo höchſtens auf Lebenszeit, zuftchen 
(Nießbrauch), von denen, die vererblih und veräußerlih find (Erbpacht), verbinden 
die erfteren mit den fpeciellen Nutzungsrechten, und ftellen beide zufammen unter den ge- 
meinfanen Begriff Serrituten. Man bat dies vielfach als unlogiſch getadelt. Indeſſen 
liegt dabei ein jehr richtiger praktischer Gefichtöpunft zu Grunde. Die vererblichen und 
veräußerlichen Rechte auf die gefammte Benugung, alfe die |. g. Erbpachtrechte, nehmen 
im Berhältniffe zum Cigenthume und überhaupt im praktiſchen Yeben eine völlig andere 
Stellung ein, ald die rein perjönlichen. Der Eigenthümer verliert bei der Erbpacht die 
unmittelbare Nugung ſeiner Sache für immer oder mwenigftend fir unbeſtimmte Zeit, 
und befomimt fie nur indirect durch Verpflichtung des Berechtigten zu beftimmten Leiſtungen 
wieder. Es entfteht dadurch ein dauerndes Verhältniß von Ueber- und Unterordnung, ge— 
wiffermaßen Ober und Untereigenthum, was beim ländlichen Grundeigenthume auch eire 
weitgehende ſociale Bedeutung gewinnt. Bei den rein perjönlichen Nießbrauchsrechten ift 
davon feine Rede. Ste ericheinen als vereinzelte meist kurze Benutzungen fremder Sachen 
wegen ſpecieller Verwandtſchafts⸗ oder Freundſchaftsverhältniſſe. Sie bewirken zwar eine 
temporäre Hemmung oder Schmälerung der Eigenthumsnutzung, aber ohne bauernde 
Aenderung feines Werthed und feiner Bedeutung. Eben darum ftehen fie praftiich den 
ipeciellen Nugungsarten näher, da Diele auch nur unbedeutendere Beſchränkungen und 
Schmälerungen der Benutzung des Eigenthums enthalten. 

Die Aufſtellung des Geſammtbegriffes für die Servituten im Gegenſatze zu den 
Erbpachtrechten iſt danach allerdings ſchwierig. Man kann fie als beichränfte, nämlich 
im Inhalte oder in der Dauer beſchränkte, Nutzungsrechte bezeichnen, indeſſen ſind die 
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Erbpachtörechte auch nicht ohne Beichränfung umd zwar auch wieder größere und geringere. 
Der Hauptunterjchied liegt Daher in der Vererblichfeit und Veräußerlichkeit der Erbpacht, 
da die Servituten ſtets untrennbar nur für ein beftimmtes Subject, als Perſonalrecht für 
eine Perfon, als Realrecht für ein Grundftüd, begründet werden fünnen. 

Der Begriff der Semituten ſchließt übrigens in dieſer römiſchen Ausdehnung ſehr 
disparate Verhältniſſe in fi. Der Hauptunterichied ift, ob fie Real- oder Perfonal- 
recht find, Neal» oder Perfonalferitut. Die erfteren beziehen fih nur auf bie 
Berhältnifje des Grundeigenthums, und zwar die fleinen Bedürfniffe und Aushülfen 
der benachbarten Grundſtücke unter einander. Sie können nur auf fpecielle Nugungen 
gehen, und find bei Mobilien, activ und paſſiv, zwar an ſich wohl nicht unmöglich, aber 
fein praftifches Bedürfniß. Die Perfonalferoituten Dagegen umfaffen den geſammten Ins 
halt der Sewituten, fie beziehen ſich zwar factifh in der Negel auf die geſammte Be— 
nusung, Gebrauch und Fruchtgenuß oder mwenigftend Gebrauch, indeſſen können ſtets 
aud) einzelne Nutungen, 3. B. Wege- und Waſſerrechte, als Perſonalſervitut begründet 
werden. 

Der rechtliche Charakter der Sewituten zeigt ſich hauptſächlich in folgenden Punkten: 

1) Sie find dinglihe Rechte, geben alfo eine Herrigaft über die dienende Sache 
als ſolche, nämlich entweder pofitiv auf oder mit terfelben etwas zu thun, oder eine 
dauernde Vorrichtung auf ihr zu haben, oder negativ den Eigenthümer zu hindern, auf 
feiner Sache etwas Beſtimmtes zu thun oder zu haben. Der Eigenthümer der dienenden 
Sache ift dabei immer nur negativ betheiligt, bei den pofitiven Servituten das Thun oder 
Haben nicht zu hindern, bei den negativen das Verbotene nicht zu thun oder zu haben. 
Zu einem pofitiven Thun ift ev nie verpflichtet, das wäre Obligation und begründet den 
Begriff Reallaft. 

2) Ste find Rechte am einer fremden Sache, bei der eigenen gehen fie von jelbft 
im Eigenthume auf. 

3) Sie beichränten die Ausübung des dienenden Eigenthums, aber nur zu Gunften 
des Berechtigten, im übrigen und gegen Dritte bleibt die Ausübung frei. 

4) Sie müſſen dem Berechtigten einen Nugen gewähren. Nutzloſe Beſchränkungen 
des Eigenthums können nad) den allgemeinen Principien der Rechte auch kein Inhalt von 
Sewituten fein. Ber Realſervituten muß der Nugen nad) dem Bedarfe des herrſchenden 
Grundſtücks bemeſſen werden. Darauf beruht unter anderem, daß das dienende Grund» 
ſtück benachbart, wenigſtens wicht weit entfernt fein muß. . 

5) Ste jind untheilbar, infofern das einzelne Thun als ſolches mur ganz oder gar 
nicht geſchehen kann. Theilung nad Zeit und Map ift zuläffig. 

6) Dem Rechte der Sewitut parallel iſt auch ein Beſitzverhältniß möglih, d. h. 
eine beſchränkte ſervitutmäßige factiſche Herrichaft über die Sade. Site befteht in der 
factifchen Möglichkeit, dem Inhalte einer betreffenden einzelnen Servitut gemäß auf die Sache 
einwirken zu fünnen. Die Römer fallen dieſes factiſche Ausüben des Servitutrechts bild— 
lich als ein factifches Haben des Rechts, als unförperlicher Sache, auf, ſehen daher nicht 
die Sache fondern das Recht als Gegenjtand des Beſitzes an, und bezeichnen Dielen da— 
ber ald quasi possessio iuris, Man bat jich dabei vor der fcheinbaren Conſequenz zu 
hüten, daß zum Befige einer Servitut, wie zu dem einer Sade, vor allem deren Eriftenz 
gehöre. Erwerb und Berluft dieſes Duafibejiges iſt natürlich möglichſt nach Analogie 
des Sachenbeſitzes zu beurtheilen, au der Stelle des animus domini fteht hier der 
animus iure suo faciendi, doch find dabei allerlei Schwierigkeiten, auf die aber bier 
nicht näher eingegangen werden fann. 
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$. 40. Ber den einzelnen Servituten find 1) die Realfervituten nach Zahl 
und Inhalt völlig unbeſchränkt. Sie hängen im allgemeinen von der factiichen Geftaltung 
der Berhältmiffe, Bedürfniſſe und Gewohnheiten des Lebens, im einzelnen von den Ver: 
abredungen und Ausübungen der Parteien ab. Zwar finden ſich die römiſchen Begriffe 
im ganzen aud bei und wieder, aber im einzelnen ſtets mit Verſchiedenheiten und Modi— 
ficationen. Als fefte Gejege können daher die römischen Beftimmungen bei uns micht ans 
geleben werden. Die Römer unterfcheiden bauptfächlih servitutes praediorum urba- 
norum und rusticorum. Der Ausdrud ftammt aus einer Zeit, wo die ftädtiichen und 
ländlichen Bedürfniſſe noch völlig verſchieden waren, Später ift er verallgemeimert zu 
dem Unterfchiede von Gebäude und Feldſervituten, allein auch dieſes veicht zur Claſſifi— 
arıng der Servituten nicht aus, da diefelbe Sereitut vielfach bei Gebäuden ebenfo gut 
vorfommt, als bei Feldern. Nur durchſchnittlich kann man jagen, daß die Servituten 
bet Gebäuden meiftens auf das Haben oder Nichthaben von dauernden Vorrichtungen 
geben, bei Feldern auf die Vornahme oder Nichtvomahme einzelner Handlungen. Praktiſche 
Unterſchiede laſſen fich jedenfalls mur auf diefe Verfchtedenheiten des Inhalts gründen. 

Im einzelnen waren a) von den Feldſewituten in Rom die wichtigften die Weges 
und Waſſerſervituten, die in verfchiedener Weife vorfommen, als iter, actus, via, aquae- 
ductus, aquaehaustus u. ſ. w. Sie finden ſich zwar auch bei und und in unend— 
lichen Barietäten, viel wichtiger find aber bei uns die Weide und Holzjervituten, die in 
Kom noch ohne Erheblichkeit waren. b) Die Gebäudefervituten bezichen fih in Rom - 
wie bei uns vorzugämweife auf die Anlage und Einrichtungen von Gebäuden unt Mauern 
an den Grenzen der Grundſtücke, befonders ihre Bauart in Betreff der Fenſter, Luden, Aus— 
ficht, Licht, Aus- und Ueberbaue, Dachtraufen, Tropfenfall, Benugung der fremden Mauer 
u.f.w. Außerdem kommen fie aber auch ald Rechte auf Nichtvomahme einzelner Hand- 
lungen in Beziehung auf Feuer, Rauch, Waffer u dal. vor. | 

2) Bet den Perfonalfervituten ift die Hauptſervitut der Nießbrauch, ususfructus, 
d. h. das Recht des vollftindigen Gebrauchs und Fruchtgenuſſes einer fremden 
Sache unbeſchadet ihrer Subjtanz, alfo das Recht, inſoweit direct oder indirect 
jeden Nuten, Bortheil und Gewinn daraus zu ziehen, der möglih if. Puchta meinte 
darum, der Nießbrauch überjchreite den Serwitutbegriff, weil er das Bedürfniß über: 
Ihreite. Er bedachte nicht, daß das Bedürfniß des Menſchen über Hunger umd 
Durft Hinausgeht und unendlih it. Das Anwendungsgebiet des Nießbrauchs iſt 
Bauptfächlich das Familien- und Erbrecht bei wäterlicher Gewalt, zweiter Ehe, dos, über— 
lebenden Ehegatten, Bermächtniffen, u. a. „Er kommt daher auch mehr faft noch bei gan= 
zen Bermögen, als einzelnen Sachen vor. Bei-den erfteren machte die Anwendung auf 
verzehrbare Sachen, namentlih Geld, anfangs Schwierigkeiten in Rom. in eigenes 
Senatusconfult erledigte fie durch die Beſtimmung, daß dabei der Capitalwerth als 
Eubftanz behandelt werden folle (auisiususfructus). Bei andern Sachen ift übrigens 
ald die zu erhaltende Subftanz nicht die bloße Materie anzufehen, fondern die Geitalt 
und Beichaffenheit der Sache, die fie in ihrer concreten Beftiminung fir den Gebraud) hat, 
fo namentlich bei Grundftüden in Betreff der Häufer, Gärten, Wälder u. |. w. Zur 
Sicherung des Eigenthümerd muß der Uſufructuar ſtets Caution ftellen. 

Auch der bloße perfünliche Gebraud einer Sache -(usus) kann Perfonalferoitut fein, 
namentlich bei Gebäuden, Mobilien, Thieren. Das Recht auf Früchte und Vermiethung 
iſt darin am fich nicht enthalten, jedod von den Römern unter Umftänden bis auf einen 
gewifen Grad hereingezogen. Perſonalſervituten auf fpecielle Nugungsarten, 3. B. pers 
fönliche Wege- oder Waflervechte, find zwar felten, aber ſchon von den Römern anerfannt 
und unter den Begriff usus geftellt, 3. B. usus aquae. 
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8. 41. Die Entftehungsgründe der Servituten find: Einriumung vom 
Eigenthümer durch Vertrag oder Teftament, Zuweiſung vom Richter, namentlich bei Theis 
(ungen und dem ſ. g. Nothwege, Verjährung, und beim Nießbrauche auch unmittelbare 
geſetzliche Anordnung. Bei der Einräumung durd Vertrag bat man früher meiſtens 
nach Analogie des Eigenthums eine Tradition des Duafibefiges gefordert, jo noch im 
preußifchen Yandrechte, die nenere Theorie hat dies mit Recht aufgegeben. Die Verjährung 
ift beſonders bet Feldſervituten häufig, fie fordert nach römiſchem Rechte weder Titel noch 
fides, fondern nur zehnjährigen fehlerfreien Beſitz; nad kanoniſchem Rechte ift fides nöthig. 

Aufgehboben werben die Servituten: hauptfächlich wenn man fie aufgibt, oder 
nicht ausübt und verjähren läßt, außerdem durch Confuſion von Necht und Pflicht in 
einer Perfon, was, wenn der Nießbraucher das Eigenthum erwirbt, Confolidation heißt, 
endlich Perſonalſervituten auch ftetS Durch den Tod des Berechtigten. Die Verjährung 
tritt in der Regel mit zehmjährigem Nichtgebrauche ohne alles Weitere ein. Nur bei 
Bauſervituten ift eine fürmliche Erfigung der Freiheit nach fehlerfreiev Befeitigung der 
ganzen Servituteinrichtung gefordert. 

Die Klage zur Geltendmachung der Sewituten heißt actio confessoria. Cie 
geht nicht blos gegen den Befiger der dienenden Sache, wen er Die Ausübung der 
Servitut hindert, ftört oder jchmälert, jondern auch gegen jeden Dritten, der fie ftört, jo 
namentlich gegen Andere, die die gleiche Servitut haben und dadurch Collifion bewirken. 

Daneben fteht der poſſeſſoriſche Schutz für den Qiuafibefig der Sewituten. Dieſer 
ift bei und verhältnißmäßig noch wichtiger, als der Schug des Sachenbeſitzes. Es lom— 
men erfahrungsmägig viel mehr Befigftörungen und Befigflagen beim Duafibefige der 
Servituten vor, als beim Sacenbefige. Der Grund liegt nahe, man wird nicht fo leicht 
pofitive Angriffe auf fremde Sachen machen, als ſich in feinen Sachen der Beläftigung 
durch fremde Serwituten zu erwehren juchen. Dennoch trat das Bedürfniß des Beſitzes— 
ſchutzes hier in Rom weniger hervor, als beim Sachenbeſitze, mwenigftens ift er hier 
weniger ausgebildet, theils wohl wegen der geringeren Bedeutung der Servituten, theils 
wegen der größeren Kürze und Yeichtigfeit der petitorifchen Klagen. Nur für die Aus- 
übung der Wege- und Wafferfernituten find eigene Interdicte eingeführt, und auf Die 
Detention beim Nießbrauch wurden die Sadheninterdicte übertragen, die übrigen Servi— 
tuten blieben ohne befonderen Beſitzesſchutz. Auch jind jene Klagen gar nicht aus dem. 
Begriffe Quafibefig abgeleitet, ſondern umgelehrt ift diefer erſt aus ihmen abſtrahirt. 
Schon im Mittelalter trat aber bei der großen Ausdehnung der realen Rechte Das Be— 
dürfnig eines allgemeinen und gleichmäßigen Schutzes des Quaſibeſitzes fehr lebhaft her— 
vor, und führte zu einer allgemeinen Uebertragufg der Eadyeninterdicte auf den Quaſibeſitz. 


IV. Das Untereigenthum. 


8. 42. Nutzungsrechte an fremden Sachen, die über die Servituten hinausgehen, 
die aljo die gefammte Nugung umfaffen, wie der Nießbrauch, aber nicht wie diefer auf 
eine beftimmte Perfon beſchränkt find, fondern vererblicy oder ſelbſt auch veräußerlich find, 
fünnen unter fehr verfchtedenen Modalitäten begründet werden. Der eigentlide Kern des 
Rechts, das Nutungsrecht, it zwar immer bafjelbe, allein die Verfügung über die Sache, 
die Vererbung und Veräußerung, die Gegenleiftungen, die Entitehung und Aufhebung 
fönnen in der mannichfachſten Berjchiedenheit geoxonet werden. Das römiſche Recht hatte 
nur zwei derartige Berhältniffe: die Empbytenfe, die hauptfächlich bet ländlichen Grund- 
ftüden vorfam, und die Superficies, Die fih nur auf Gebäude bezieht. Die legtere hatte 
nur eine ſehr vereinzelte Eriftenz bei Gebäuden auf fremden Bauboden, Die eritere befam 
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Dagegen ald eine Art Erbpacht von bäuerlichen Gütern in der jpäteren Kaiſerzeit 
auf den Pündereien des Kaiſers und Staates und der Städte und Kirchen eine große 
Ausdehnung, und umfaßte bei diefen faft den ganzen Bauernftand; in der claffiichen Zeit 
fpielt fie nur erft eine untergeordnete Rolle. Das ökonomiſch- rechtliche Weſen von beis 
den lag, wie oben ©. 305 gejagt, im der dauernden Trennung der directen Nutzung 
der Sache vom Eigenthume und der Subftituirung emer indirecten Nutung durch Obli- 
gatton des Nutzungsberechtigten. Im Deutichland hat dieſes Princip aber im Mittel- 
alter eime ganz ungemeine Ausdehnung erhalten. Es beberrichte in den mannichfachſten 
Formen eigentlich das ganze Ländliche Grundeigenthum, den großen Grundbeſitz in der 
Form des Yehns, den fleinen im den verſchiedenen Formen der Bauergüter als Bauer: 
lehn-, Meier:, Zins-, Erbpacht-, Landſiedel-, Colonatgüter u. |. m. Beim Ritterlehn 
ging das Verhältniß zwar weit über die Grenzen des Privatrechts hinaus, namentlich 
durch die gegenjeitige Lehnstreue und den Inhalt der Vehnspflicht als Kriegs- und Hof- 
dienſt; ähnlich auch bei vielen Bauergütern durch die publiciftiichen Wirkungen der Guts— 
berricaft. Die eigentliche rechtliche Grundlage war aber doch überall eine privatredhtliche, 
und beruhte wie bei Emphyteuſe und Erbpacht auf dem obigen Principe der indirecten 
Nutzung des Eigenthums. 

Gleichartige Verhältniſſe unter gemeinſame Begriffe zuſammenzufaſſen, tft unabweis— 
liche Forderung der Theorie. Das Mittelalter befriedigte ſie hier, indem es aus dem 
Gegenſatze der directa und utilis vindicatio bei Emphyteuſe und Superficies ganz naiv 
den Unterjcied von dominium direetum und utile herauszog. Ein geſunder praktiicher 
Sinn bildete daraus im Deutfchen die Scheidung von Ober= und Untereigenthum. Erſt eine 
unffare Theorie legte dabei die Idee einer Theilung des Eigenthums nach Proprietüts- 
und Nutzungsrechten und die Ueberfegung des dominium utile in nugbares Eigenthum zu 
Grunde. Mit Recht hat Die neuere Theorie dies verworfen. Wenn nun aber ſeitdem das 
Wort Untereigenthum fo verpönt ift, daß ein Romanift es faum mehr auszulprechen wagt, 
jo iſt das ein großer Uebelftand, weil damit auch der ganze innere Zuſammenhang der 
BVerbältniffe in der Theorie abgefchnitten it. Ber den Nomaniften ſchwimmen jetzt 
Emphyteuſe und Superficies vereinzelt als principlofe Anomalten neben Servituten und 
Pfandrecht im Syſteme herum, weder umter fich noch mit ihren deutfchen Verwandten durch 
irgend ein Band verbunden. Die Germaniften dagegen haben zwar für ihre Verhältniſſe ein 
ſolches Band in der alten Gewere, und fubitituiren diefer das Wort Untereigenthum, fie glauben 
dieſes aber nur durch völlige Trennung von der römifchen Emphyteufe möglich machen zu 
fönnen, und bemühen fid dafür zwiſchen Eigenthum und Recht am fremder Sade noch 
einen (unmöthigen und unmöglichen) Mittefbegriff einzufchieben Man ſollte ſich beiderjeits 
Har machen, daß alle diefe VBerbältniffe der Sache nah auf einem Principe beruhen 
und einen Begriff bilden, und bei aller Berichiedenheit in dieſer Einheit anerfannt 
werden müllen. 

Die Vereinigung fann, da der römische Begriff vom Eigenthum einmal vecipirt ift, 
der Sache nad nicht anders als im Begriffe des Rechts am fremder Sache geichehen, 
und dadurch werden bei der weiten Dehnbarkeit deflelben die deutſchen Verhältniſſe auch 
in gar feiner einzigen Beziehung irgendwie beeinträchtigt oder verkümmert. Will man 
aber einen gemeinfamen Ausprud für den gemeinfamen Begriff, To bietet Die Sprache 
bis jest feinen andern, als den des Lintereigenthums dar. Der Name ift im Yeben 
vecipirt, und bezeichnet die praktiſche Stellung des Rechts infofern ganz paſſend, als 
die betreffenden Perjonen im Yeben factifch gewiſſermaßen das Eigenthum vepräfentiren 
und wie Eigenthümer agiren, fie find wirklich Vice Eigenthümer. Nechtlih darf man 
allerdings aus dem Worte „Eigenthümer” keine praktiſchen Conſequenzen ableiten wollen. 
Ste find eben feine wirkliche Eigenthümer, jondern mur Unter: Eigenthümer. 
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V. Das Pfandrecht. 


8. 43. Das Pfandrecht iſt Das Recht auf den Werth einer fremden Sache. Der 
Begriff ift durch Die ideelle Natur des Verhältniifes von Sade und Werth complicirter 
und ſchwieriger, als der der Nugungsredhte, und daher in unferer Theorie äußerſt be= 
firitten. Seine allgemeinen Grundlagen find folgende. Die Saden find von Natur 
nur phyſiſche Gegeuſtände von concreter phyſiſcher Beſchaffenheit, durch die fie der phy— 
ſiſchen Benugung der Menſchen dienen, Im focialen Berkehre erſcheint aber jede Sache 
durch die Anwendung des Werthbegriffs zugleich ideell als Träger eines beftummten 
Werthes, alfo abftract ald ein Object won einem beſtimmten Werthe. Dieſer Werth läßt 
fi) in Gelde vealifiren, indefjen bildet er dann den Gegenfag zu der phyſiſchen Subftanz 
und ihrer Nußung, ift ihr Yequivalent, und fann daher nur dadurch, daß man das 
Recht auf fie Dagegen aufgibt, erlangt werben. Dies iſt die Verwerthung der Sache 
durch ihren Verkauf. Nur bei einer Sache, dem Gelde jelber, fallen phyſiſche Subftanz 
und Geldwerth in eins zuſammen. Der Eigenthümer, den die Sache allgemein und in 
jeder Beziehung unterworfen ift, hat als folder natürlich won ſelbſt auch Das Recht, ſich 
ihren Werth auf Diele Weife in Gelde zu verichaffen. Wie aber das Recht auf die phy— 
ſiſche Benugung neben dem Eigenthume Andern eingeräumt werden kann, jo aud das 
Recht auf die VBerwerthung und den Werth. Ein ſolches Verwerthungsrecht iſt dann ein 
Recht an der Sache felbit, jo gut wie die Nugungsrechte. Der Unterjchied ift an fich 
nur, daß bei dieſen die Sache in Beziehung auf ihre phyſiſchen Eigenſchaften, bei jenem 
in Beziehung auf ihren ideellen Werth in Betracht kommt, alſo bei den einen ale 
Nugungsobject, bei dem andern als Werthsobject. Natürlich geht daraus aber eine durch— 
greifende Verfchiedenheit beider Rechte in der geſammten fpeciellen Ausführung hervor, jo 
namentlid in den drei Hauptpunkten: 

1) Das Berwerthungsreht gibt an ſich durchaus fein Recht auf Beſitz und Nugung 
der Sache oder fonft eine phyſiſche Einwirkung auf fie, ſondern durdaus nur auf ihre 
Berwerthung, d. h. ihre Verfauf, und nur dadurch, infofern der Verkauf durch Die 
Tradition vollzogen werden muß, aud auf den Belig. 

2) Das Verwerthungsrecht zerftört in feiner Ausübung das Eigenthum felber, weil 
der Werth der Sache nur gegen das Eigenthum derfelben eingetaufcht werden kann. 
Darum ift aber doch immer die Sache und nicht Das Eigenthum an ihr der Gegenftand 
des Rechts. Die Sache hat den Werth, nicht das Recht. 

3) Das Verwerthungsrecht hat unmer nur eine jubjidiäre Ausübung, weil nicht der 
Act des Verweribens als folder, ſondern fein Refultat, Die Erlangung des Werthes, ſei— 
nen Zwed bildet, und darum wenn der Werth dem Berechtigten unmittelbar verichafft 
wird, der Zweck der Verwerthung wegfällt. | 

Auf diefem allgemeinen Begriffe von Verwerthungsrecht beruht nun ſowohl der 
römiſche als der heutige Begriff won Hypothek. Tas Recht auf den Geldwerth einer 
Sache jegt ein Recht auf Geld überhaupt voraus, und zwar tft dieſes als ſolches das 
eigentliche Hauptrecht, Das Recht auf die Erlangung des Geldes durch Verkauf einer be= 
ſtimmten Sache fann immer nur ein Mittel zur Befriedigung und Sicherung dieſes 
Hauptrechtes ſein. Ein Recht auf Geld überhaupt fann aber an jih nur ein Recht 
gegen eine Perſon fein, alſo ein Obligationsrecht, und infofern jegt ein Verwerthungs— 
recht an einer Sache weſentlich ftets ein Forderungsrecht gegen eine Perlon voraus, und 
feine Bedeutung iſt nur, die Nealifirung der Forderung durch die Sache zu fichern. Auf 
der einfachen rechtlichen Fixirung und Durchführung dieſes Verhältniſſes, alfo eines prin= 
eipalen perfünlichen Forderungsrechts und eines dinglichen Sicherungsrechts, beruht das 
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römiſche Pfandrecht. Es ift mejentlih ein dingliches Verkaufsrecht zur Sicherung einer 
Obligation, alſo weſentlich accefforiich, es kann nicht ohme Obligation entftehen, nicht über 
ihren Betrag geben, nicht von ihr getrennt werben, und muß eigentlich auch mit ihrer 
Aufhebung aufhören. Im dieſer legten Beziehung hat aber das römiſche Recht den 
accefforiichen Charakter des Pfandrechts nicht feitgehalten. Zwar hört es mit der eigent= 
lichen Befriedigung der Hauptforderung ftets von ſelbſt auf, allein bei Aufhebung ohne 
Befriedigung, 3. B. bei Verjährung der Schuld, kann es fortvauern (ob in allen Fällen 
oder nur einigen,eund welchen, ift zweifelhaft), ſo daß dann das Recht auf die Geldſumme 
gar nicht mehr als perfünliches Forderungsrecht eriftirt, jondern nur als das Recht, die 
Pfandjade zu verfaufen, und das Geld auf die frühere Forderung hin zu behalten. 
Dieje Möglichkeit hat nun das deutſche Recht namentlich in neuerer Zeit jelbftftändig 
und allgemein aufgefaßt und darauf die Selbftftändigfeit der Hypotheken gegründet. 
Dieſe Selbftftändigkeit, aljo die Begründung von Hypothek ohne Perjonalforderung, darf 
man ſich natürlich nicht jo denken, als ob hier ein Recht auf die Verwerthung und den 
Geldwerth einer Sache entftände, ohne daß man zuvor durch perfünliche obligatoriiche 
Verhältnifje ein Recht auf die betreffende Geldſumme überhaupt bekommen hätte. Es 
veriteht fich von ſelbſt, daß fein Eigenthümer Jemandem eim ernſtlich gemeintes Recht auf 
den Geldwerth feiner Sache einräumt, wenn er ihm nicht Geld ſchuldig tft, oder es ihm 
Ichenfen will und infofern auch ſchuldig ift. Inſofern entiteht auch bei uns feine Hypo— 
ihek ohne Obligation. Allein der Unterſchied iſt, daß die Hypothek hier won dem pers 
ſönlichen Obligationsverhältniffe ganz abgelöft wird, und den Gläubiger einfach das 
Hecht gegeben wird, eine Sache zu Erlangung einer bejtimmten Geldſumme zu verkaufen, 
falls ihm ver Beſitzer derjelben das Geld nicht ummnittelbar gibt. Auf das Obligationd- 
verhältniß, was die Veranlaffung (causa) zu der Hypothek bildete, wird babet feine 
Rückſicht weiter genommen. Die perſönliche Haftung kann formell jelbftftindig Daneben 
bleiben, jie kann aber auch ganz dur die dinglihe Haftung erjegt werden. Das Princip 
ift Daher, daß wie aus einem Wechjel abftract, d. h. ohne Rückſicht auf die causa, auf 
die Wechſelſumme geklagt werden kann, jo bei ver Hypothek abitract, ohne Rüdficht auf 
die causa, auf die Kealifirung der Hypothekenſumme geflagt werden kann. An ſich wer— 
den natürlih Hypothekten jo wenig wie Wechſel ohne causa ausgeftellt. Nur in der 
Erleichterung des Berfehrs mit Wechſeln und Hypothekeũ durch ihre formelle Befreiung 
von ihrer causa liegt das praftiiche Welen beider. Deshalh kann das Gejeg auch Die 
Berüdjichtigung der causa und die Einveden daraus bei Hypotheken ebenfo gut wie bei 
Wechſeln wenigftens für den Fall zulaflen, daß es fi um einen Streit zwijchen ben 
uriprünglichen Parteien, und nicht um dritte Geljionare, handelt. 

Kehrt man zum römiſchen Pfandrechte zurüd, To tft zu deſſen Beſtimmung noch) 
folgender Zufag nöthig. Ein Recht auf den Werth ift natürlich bet allem möglich, was 
einen Geldwerth hat, aljo nicht blos bei Saden als Objecten des Eigenthums, fon= 
dern auch bei den Dbjecten von andern Rechten, namentlich Nutungsrechten an Sachen, 
Obligationen, ja dem Pfandrechte jelbft wieder. Ber diefen kann aber, oder muß ſelbſt, die 
reale Verſchaffung des Werthes mehrfach in anderer Weife, als durch Verkauf geichehen, 3. B. 
bei Obligationen durch ihre Einfafjirung. Danach muß man das Pfandrecht denn allgemein 
vefiniren als das Recht an fremden Nedhtsobjecten, ſich ihren Werth in Gelve (durch Berfauf 
oder auf andere Weiſe) zur Befriedigung einer Forderung zu verichaffen. Der „Normal- 
fall” des Pfandrechts, aus Dem auch fein ganzer Begriff und feine ganze Entwidelung 
hervorgegangen ift, ift natürlich immer das Pfandrecht an Sachen. Schließlich iſt für 
den Begriff des Pfandrechts noch hervorzuheben, daß ein Befig bei ihm als ſolchem nicht 
möglich ift, weil es als Verwerthungsrecht nur Eine Ausübung bat und mit diejer erlifcht. 
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Dagegen kann mit ihm zur Sicherung des Verkaufes ein dingliches Recht auf die Deten- 
tion der Sache verbunden werden, und dafür ift Dann Quaſibeſitz möglich. Doch iſt Dies, 
nicht römiſche Anſchauung, vielmehr bildet im römischen Nechte die Detention des Fauſt— 
Pfandgläubigers einen Fall des |. g. abgeleiteten Sachenbefites. 

8. 44. Kein Theil des römischen Nechts ſteht bei feinen Gegnern fo in Verruf, 
wie das Pfandrecht, und andererfeits können auch feine eifrigiten Vertheidiger nicht umhin, 
hier beveutende Mängel zuzugeftehen. Statt einer jpecielleren Darftellung des römiſchen 
Pfandrechts, wozu bier fein Raum tft, mögen daher die Gründe feine Mangelhaftigfeit 
und die Hauptunterſchiede gegen das heutige Recht hervorgehoben werden. 

Daß die römiſchen Yuriften bei der Behandlung und Entwidelung des Pfandrechts 
denjelben Scharfjinn und dieſelbe grandioje Gonfequenz eniwidelt haben, wie bei allen übrigen 
Theilen des Rechts, zeigt ein Blid in die wenigen Titel vom Pfandrechte in den Pan: 
veften. Dennoch ift es außer Zweifel, daß Das römische Pfandrecht den eigentlichen Zweck 
alles Pfandrechts, Sicherung des Credits, micht erfüllt, im Gegentheil vollftändig verfehlt. 
In welchem Maße diefes der Fall war, und wie wenig ſchon Die Römer felber ſich dar— 
aus ein Hehl machten, ſieht man am deutlichſten aus den Beſtimmungen über die Pupillen— 
gelder, Daß dieſe wo möglich zum Anfaufe von Grundſtücken verwendet werden ſollen, 
daß fie aber auf Hypothek nur im Nothfall ausgethan, fonft lieber in den Kaſten gelegt 
werben ſollen. Es fragt ſich, wie das mit der fonftigen Größe und namentlid) der praf: 
tiſchen Richtung der vömifchen Jurisprudenz zu vereinigen ſei? Der Grund liegt zu— 
nächſt darin, daß ſich der Zweck des Pfandrechts, Sicherheit des Realeredits, überhaupt 
nicht durch bloße Wiſſenſchaft erreichen läßt, ſondern nur durch öffentliche Einrichtungen 
von der Geſetzgebung, und daß dieſe die Wiſſenſchaft beim Pfandrechte nicht unterftügte, 
jondern ihr vielmehr entgegengewirft hat. Die Wiſſenſchaft konnte als ſolche nur eine 
einfache Entwidelung des Pfandvertrags als reinen Privatvertrags geben. Dies hat 
fie gethan, und zwar mit der vollen gewohnten Meiſterſchaft. Allein jo volltommen fie 
dabei die Rechte des Gläubiger entwidelte, jo Tag ed doch vollitindig außerhalb ihrer 
Macht, dem Gläubiger ein Mittel zu geben, wie er bei Annahme einer Verpfändung 
Kenntnig von den etwaigen früheren Verpfändungen der Sache befommen könnte. Darin 
liegt num aber natürlich gerade der Angelpunft der ganzen Sicherheit alles Pfandweſens, 
daß man ficher das erfte Recht am Werthe der Sache hat, daß man wenigftens weiß, 
wie viel einem vorgeht. . Diefe Kenntnig vermag die Wiſſenſchaft nicht zu geben, und 
darum batte Das römiſche Pfandrecht von vornherein eine Yüde, die faft bei jedem 
Schritte der Entwidelung größer werden und zulegt den ganzen Zweck des Pfandrechts 
verfchlingen mußte. Die einfache Entwidelung des Pfandbegriffs führte die Yuriften noth— 
wendig zur Zulaffung von Generalhypotbefen, von ſtillſchweigenden, von zufünftigen Hy— 
pothefen, — alles mußte die Möglicheit der Kenntniß erſchweren. Natürlich gingen Die 
Kaifer unbefangen auf dem Wege weiter, machten die Sache durch Einführung einer 
Menge gefetliher Pfandrechte noch Schlimmer, und um nun die Folgen des mangelhaften 
Syſtems wenigſtens von einzelnen bevorzugten Berfonen abzuwenden, boben fie auch den 
legten Reſt von Sicherheit durch Ertheilung weitgreifender Pfandprivilegien vollſtändig 
auf. Die einzige zwedmäßige Beltimmung, die wenigftens zur Milderung des Grund- 
fehlers diente, war, wenigitend das Antedatiren der fpäteren Hypotheken zu verhindern 

oder unſchädlich zu machen durch Vorzug der öffentlichen Hypotheken vor den privaten. 
2 Wenn num aber hiernach aud die Schuld an der Mangelbaftigfeit des römiſchen 
Pfandrechts von den Juriſten auf die Kaiſer überzugeben ſcheint, ſo muß man Doc 
wieder fragen, warum fie feine beſſere Gefeggebung veranlaft haben. Gerade die größten 
von ihnen ftanden ja den Kaiſern ganz nahe, und hatten ja eigentlich die ganze Juſtiz 
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und Gejeggebung in ihren Händen, Unzweifelhaft wäre es für Männer wie Pas 
pinian, Ulpian u. a. ein Leichte geweſen, ihre Kaifer zur inführung von Hypo— 
tbefenbüchern zu beftimmen. Warum haben fie es nicht gethan? Dffenbar, weil ihnen 
jelber gar nicht der Gedanfe daran kam. Dies aber beruht darauf, daß die ganze 
römiſche Nechtsbildung überhaupt nur den abftract, logiſchen und privatredhtlichen Stand— 
puntt bat, und alle höheren organifchen Einrichtungen und Geftaltungen des öffentlichen 
und focialen Lebens feine Erkenntniß und Pflege darin finden. Die obige Grundbedingung 
aller Bfandficherheit, die Kenntnig der gejchehenen Verpfändungen einer Sache, kann der 
Einzelne ſich nicht verichaffen, allein die Geſammtheit als ſolche, die bei der Ordnung und 
Sicherheit des Credits intereffirt ift, famm und muß öffentliche Einrichtungen treffen, 
mwodurd dem Einzelnen jene Kenntniß verihafft wird. Auf Diefer Idee beruht das In— 
ftitut der Hypothetenbücer, was die Baſis des heutigen Pfandweſens bilvet, zu deſſen 
Entwidelung man zwar auch Jahrhunderte gebraucht hat, durch das aber nun die Er— 
veibung des Zweckes des Pfandrechts möglich gemacht iſt. Der Begriff des Pfandredits 
an fich tft dadurch Fein anderer geworden, als der römische (auch, in Betreff der Selbit- 
fändigfeit nicht), allein die ganze Ausführung hat dadurch eine fo total andere Geftalt 
belommen, daß die römiſchen Beſtimmungen im einzelnen doch nur in geringerem Maße noch 
verwendbar find. ine genauere Beichreibung des Hypothekenbuch-Syſtems gehört , nicht 
hierher, nur die Hauptunterfchtede des römiſchen und heutigen Pfandrechts find noch 
hervorzuheben: 

1) Den Ausgang bildet die vollſtändige Scheidung der Verpfändung von Mobilien 
und Immobilien. Oeffentliche Bücher zur Erkennbarkeit der Hypotheken ſind natürlich 
bei beweglichen, alſo transportabeln, Sachen nicht möglich. Das einzige Mittel, um hier 
das Bedürfniß der Erkennbarkeit, was natürlich hier auch iſt, zu befriedigen, iſt hier die 
geſetzliche Beſchränkung des Pfandrechts auf das Fauſtpfandrecht, d. h. das Pfandrecht 
mit Beſitz. Nur wer beſitzt, hat Pfandrecht, wer den Beſitz hergibt oder ſonſt verliert, 
tann wenigſtens fein Pfandrecht gegen neue gutgläubige Pfandgläubiger nicht geltend 
machen. Die ganze Benutzung von Mobilien zur Sicherſtellung von Schulden wird da— 
durch zwar ſehr beſchränkt, indeſſen ſchadet Das auch nicht viel, der Hauptfall bei ung, Die 
Sicherftellung durch Werthpapiere, bleibt doch ziemlich unbeſchränkt. 

2) Bei den Immobilien it das Buchſyſtem fefte Grundlage, nur was im Buche 
ſteht, gilt, und dieſes nur nad der Zeit der Eintragung, das Buch aber enthält nur 
die zum Bezirke gehörigen Grundftüde. Damit find die römiſchen Generalhypotheken 
vollftändig befeitigt (Princip der Sperialität), ebenſo Die Yegalbypothefen und noch mehr 
alle Privilegien, zugleid ift dadurch die Selbftftändigfeit der Hypothek möglich gemadht. 
Da übrigens die römiſche Sicherftellung mander Obligationen durch Yegalhypotheten, 3. 2. 
bet Pupillen und Ehefrauen, doch ihren guten Grund hatte, jo hat man dies jo weit ale 
möglich mit dem Buchſyſteme zu vereinigen gejucht durch gejegliche Ertheilung von Pfand» 
titeln, d. h. Rechten auf Eintragung. 

3) Der Berfauf der Pfandſachen iſt infofern wejentlid geändert, als er nicht mehr, 
wie in Rom, privatim vom Gläubiger, ſondern nur öffentlich vom Gerichte vorgenommen 
werben darf, auch find die übermäßigen Verzögerungen des römiſchen Rechts befeitigt, 
und die eventuelle Zuſprechung des Eigenthums an den Gläubiger, die in Rom nur vom 
Kaiſer gefcheben Lonnte, ift den Gerichten überlaflen. 

4) Die Aufhebung der Buchhypothefen kann natürlih bei Zahlung oder jonjtiger 
Tilgung der Schuld nicht mehr ipso iure eintreten, ſondern nur dur Löſchung der 
Hypothet im Buche, wozu die Tilgung der Schuld nur die causa bildet. 
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5. Das Berhältniß der hinter einander ftehenden Hypothefen ift ein anderes gewor⸗ 
den. Die Römer mußten, da die Gläubiger die Vorhypotheken häufig nicht kannten, 
nothwendig das Princip der möglichten Aufbeflerung haben, aljo dag mit Aufhebung der 
erften Hypothek von felbft die zweite die erfte würde, Bet und, wo Jeder feine Vorhy— 
potheten genau fennt, ift Dazu fein Grund. Dede Hypothek nummt vielmehr mit ihrer 
Summe eine fefte Stelle “loeus) in der Reihe der Anfprüde auf ven Werth der Sache 
ein, und dieſe wird durch das Ausfallen eines früheren durchaus nicht geändert. Die 
ausfallende Stelle wird wieder für den Eigenthümer frei, der fie beliebig frei laſſen oder 
zu neuer Echuld verwenden kann. Dadurch werben die Schwierigfeiten der ſ. g. hypo— 
thelariſchen Succeffion des römiſchen Rechts von ſelbſt beſeitigt. 

6. Aus der Feſtigkeit der Pfandloci ergibt ſich endlich die Ausdehnung der Hypo— 
thelen an eigener Sache. Im allgemeinen kann man natürlich neben ſeinem Eigenthume 
nicht auch noch eine Hypothek haben, d. h. neben dem allgemeinen Verwerthungsrechte des 
Eigenthümers nicht noch ein beſonderes. Sobald indeſſen Hypotheken da find, und dem 
allgemeinen Berwerthungsrechte des Eigenthümers vorgehen, jo kann diefer allerdings num 
in der Reihe der Hypothelen an Stelle einer Hypothek und zu deren Betrage ein bejon= 
dered Verwerthungsrecht haben, was nun aud als Hypothek aufgefaßt werden fann. 
Schon das römische Recht hat diefes zur Ausſchließung des Nachrüdens der Hypotheken, 
bei dem heutigen Syſteme der Feſtigkeit der Pfandſtellen fann jede freie Stelle ald Hy— 
pothek für den Eigentbümer behandelt werben. 


B. Obligationenredt. 
Allgemeiner Theil. 
I. Allgemeine Natur. 


$. 45. Der allgemeine Begriff von Obligation tft bereits oben ©. 269 
bejtimmt. Die Obligationen find danach Berpflictungöverhältmiffe unter den Menfchen in 
Beziehung auf vermögensrechtlihe Handlungen, ſ. g. Leiſtungen. Sie find ſtets Berhält- 
niſſe zwifchen zwei Perfonen ; der Eine, der Gläubiger, hat das Recht auf die Handlung, 
kann fie fordern, der Andere, der Schuldner, bat die Pflicht zu der Handlung, muß fie 
feiften. Obligationen jind aljo Berpflichtungen ; aber nicht alle Verpflichtungen find Obli— 
gationen, auch nicht alle vermögensrechtlichen, ſondern nur Die, welche über die allgemeinen 
Verpflichtungen des Perſonen- und Sachenrechts hinaus durch bejondere Gründe entitchen. 
Die Pflicht, Fremde Perfon und Eigenthum nicht zu verlegen, die Pflichten in Familie 
und Staat, jind mit den betreffenden Berbältniffen von jelbjt gegeben ; Jemandem Geld 
zu geben oder Dienfte zu leiften, it Niemand ohne bejonderen Grund verpflichtet. Man 
hat Das Hauptgewicht auf den Vermögenswerth der Handlungen Legen wollen im Gegen- 
fate zu dem nicht pecuniär zu ſchätzenden Pflichten Des Familienrechts. Allen man muß 
vielmehr umgekehrt jagen, alle joldye bejondere Verpflichtungen müſſen in Gelde eriegt 
oder wenigftens gebüßt werden, wenn jie auch an ſich feinen eigentlichen Geldwerth haben. 

Tas Obligationsrecht jteht hiernach als rechtliche Herrſchaft über andere Menſchen 
neben dem Sachenrechte, als der rechtlichen Herricaft über die Natur. Aber in welent- 
lid anderer Weile. Die Perfon mit ihrem Eigenthume bildet den ruhigen dauernden 
Zuftand des Nechts, den Zuſtand des Rechtsgenuſſes. Die Obligationen find das bewegliche 
Element im Rechte, Das, was den Verfehr unter den Dienjchen vermittelt, d. h. den Austausch 
der perſönlichen Kräfte und der Sachen gegen einander und die Ausgleihung der Störun: 
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gen im Rechte; fie bilden infofern die rechtliche Vermittelung für alles Erwerben, Ber: 
äußern, Herftellen, Erjegen. Obligationen entftehen nur, wm erfüllt zu werden und Damit 
aufzuhören, nicht für immer. Sie bilden daher die praftiichen Rechtsgründe (causae) für 
die Uebertragung und Einräumung der dinglichen Rechte. Man hat. fie daher ius ad 
rem genannt im Gegenfage zum ius in rem oder in re. Indeſſen ift das an fich ohne 
Werth, und eö wird ein Fehler, wenn man daraus für Das Recht auf die Sache ſchon in 
der Obligation jelbft ein dingliches Element ableitet. 

Das Welen der Obligation befteht danadı näher beſtimmt darin, daß fie nur „iuris 
vineulum“, rechtliches Band von Perfon zu Perſon if. Der Gläubiger befommt zwar 
eine Herrſchaft über den Schuldner, aber nur eine ideelle über feinen Willen, der Schuld— 
ner bleibt frei, und iſt nur in feinem Willen rechtlich ‚gebunden, der Gläubiger befommt ein 
unmtttelbares Recht weder über die Perfon noch die Sade des Schuldners, er lann nur 
fordern, daß geleiftet werde, die Erfüllung annehmen und nöthigenfalld Darauf Hagen, 
nie aber den Schuldner zwingen oder ein ummittelbared Recht an der Sade in Anſpruch 
nehmen. Auch hat er das Recht der Forderung nur gegen den Schuldner ſelbſt, dritte Per: 
fonen berührt die Obligation als folche nicht, fie können weder Daraus verklagt werben, 
auch wern fie die gejchuldete Sache etwa bekommen haben, noch können fie ſich in die 
Obligation rechtlich einmiſchen. Nicht zu verwechjeln damit ift, daß eine Obligation auf 
einer Sache ruhen oder für jeden Beſitzer derſelben neu entftehen kann (obligatio und 
actio in rem seripta). Die perfönliche Beziehung ver Obligation ift nach römifcher Auf- 
faſſung fo weſentlich, daß auch Uebergang der Obligation auf Andere, activ und paſſiv, 
Ceſſion und Schulvübernahme, nicht direct möglich find. (Vgl unten $. 64. 65.) 

Auf diefer Natur der Obligation, als Forderung auf Erfüllung, beruht endlich auch, 
daß bei der reinen Obligation als folder kein Beſitz möglich ift. Nur wenn ein Obli— 
gationsverhältnig auf eine im fich einige dauernde Verpflichtung des Schuldners mit 
dauernder oder ſich wiederholender Ausübung geht, kann die factifche Ausübung als 
dauernde factiiche Herricbaft aufgefagt werden, und fomit einen Quafibefig begründen. 
Dies ift aber nur möglich, wenn die Obligation in einem dauernden dinglichen oder per= 
jonenrechtlicyen Berhältniffe ihren Grund hat, wie bei Reallaften und Obligationen aus 
Staatd=, Kirchen-, Gemeindes und Corporationsverhältniiien. Dann ıft nicht Die einzelne 
Pflicht, fondern die dauernde Pflichtigfeit der Sache, Kirche, Gemeinde u. |. w. der Inhalt des 
Befiged. Ber vein perfünlihen Obligationen, auch auf längere Zeit wie Miethe und 
Darlehn, ift dies nicht. Hier ruht jede einzelne Erfüllung unmittelbar auf dem Verſpre— 
den ald causa, und ift daher nicht Ausdruck und Ausübung einer felbftftändigen dauern— 
den Pflichtigfeit. Im römiſchen Rechte findet fid) daher aud überhaupt feine Anwendung 
des Beſitzes bei Obligationen, da ihm die bezeidneten Berhältniffe ganz fremd waren. 
Im Mittelalter ift Dagegen jene Anwendung des Befiges, und zwar mit der wollen Ueber— 
tragung der Beſitzklagen vom Sachenbeſitze, ſchon früh vollftändig feit hergebracht und bis 
in die Gegenwart erhalten. Doc ift dabei die Grenze zu den reinen Obligationen im 
allgemeinen, wenn auch mit Schwankungen, ftet3 eingehalten. 

Ueberhaupt ift der ganze Begriff der Obligation im römiſchen Rechte zwar mit 
einer wunderbaren Gonfequenz, twog der ungeheuren Reichhaltigkeit der Entwidelung, durch— 
geführt, aber auch mit einem gewiſſen einjeitigen juriſtiſchen Rigorismus in Betreff feiner 
Grundelemente. Es ift eine anerkannte Thatjache, daß die Reception Des römiſchen Rechts 
bei uns in keinem Theile des Rechts jo volljtändig wie gerade im Obligationenrechte ge— 
ſchehen iſt. Der Grund ift leicht zu erkennen. Das Obligationenredyt beruht mehr wie 
das Sachenrecht, namentlich beim Grundbeſitze, auf abitract logifchen Elementen, der freien 
Willendvereinigung, der Rechtsverletzung u. a., und eine verftändige und reichhaltige Ent— 
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widelung dieſer Elemente wird daher leichter als anderwärts einen umiverfalen Charaf- 
ter befommen. Eine foldhe Entwidelung bietet das römische Recht, namentlich bei den 
Verträgen durch eine angemefjene Verbindung der formellen Rechtsſtrenge mit den Anfor- 
derungen der bona fides, ımd außerdem beſonders in der meifterhaften Erfaffung und 
Durchführung der nichteontractlichen Obligationen, der Gondictionen u. |. w Die rö— 
miſchen Reſultate haben bier vielfach nicht mur eine gewiſſe allgemeingültige Zwedmäßig- 
feit, jondern geradezu eine abjolute logiſche Nothwendigkeit. Dabei ift nun aber vom 
Anfang bis zu Ende die Idee des „rechtlichen Bandes” von Perfon zu Perfon mit for= 
maliſtiſcher Zähigfeit feftgehalten. Die deutjche, beſonders die moderne, Auffaſſung ſieht 
mehr auf den ökonomiſchen Zweck und das praftiice Nefultat der Obligation. Die 
Obligation gibt, wenigſtens wenn fie auf Sachen, bejonders Geld, geht, dent Gläubiger 
das Recht auf Werthe. Bon diefem Standpunkte aus ift e8 aber ziemlich gleichgültig, 
ſowohl welche Perfon die Schuld zahlt, ald welche Perſon das Recht darauf hat oder 
befommt. Die Obligation ft in ihrem Inhalte ein objectio feiter, activer oder paſſiver, 
Bermögenstheil, für den es als folden gleichgültig ift, welche Perſon ſubjectiv, activ oder 
paſſiv dabei betheiligt ift. Dies kann nicht jo aufgefaht werden, als ob Forderung und 
Schuld im Deutfhen etwas am fich anderes wären, wie die Obligation, der „ſachliche 
Niederichlag des perſönlichen Verhältniſſes“, denn das eine kann nie ohne das andere fein. 
Der Unterſchied ift nur, daß die moderne Anſchauung das fachliche und perfönliche Ele— 
ment in der Obligation in der Weile felbftitändig denkt, daß fie nur eine Perſon über- 
baupt fordert, aber auf die Individualität fein Gewicht legt, an einem Wechſel der Pers 
jon daher feinen Anſtoß nimmt. Dem Römer ift die Perfon die Hauptfache, die Obli- 
gation nur Attribut, ſubjective Berechtigung oder Verpflichtung der Perſon. Wir das 
gegen jehen die Obligation als objectives Verhältniß an, welches werichiedene Perfonen als 
jubjective Träger haben Tann, ohne, feine rechtliche Natur an fich zu verändern. 
Daraus erflärt fih die Abweichung des beutfchen Rechts vom römifchen bei den Real— 
obligationen, Inhaberpapieren, Stellvertretung, Berträge für Dritte, Ceſſion und Schuld— 
übernahme. 

$. 46 Das römische Recht unterſcheidet Ci vil- und Naturalobligationen, 
d. h. volllommene Obligationen, deren Erfüllung durch Klage erzwungen werden fann, 
und unvolltommene, aus denen nicht geklagt werden fann, die aber die übrigen Wirkun— 
gen der Obligationen, oder wenigftend einzelne davon, haben ; ihre Zahlung gilt als recht⸗ 
liche Erfüllung, ift daher, wenn fie mit Bewußtſein gefchieht, feine Schenkung, und bes 
gründet, wenn fie im Irrthume geſchieht, feine condietio indebiti, fie können Daher auch 
zur GCompenfation benugt werden, durch Pfand und Bürgen gefichert, Durch Gonftitut und 
Novation erneut werden. Die neueren Gefetsbücher haben diefen Begriff als ſolchen ver— 
worfen, fich aber doch auch nicht ganz von ihm losmachen fünnen. Die Grenze zwiſchen 
der eigentlichen Hagbaren Obligation und andern Verpflichtungen iſt nicht jo ſcharf, wie 
es Leicht Scheint. Schon bei rein moraltichen Pflichten, wenn fie nur feſt beſtimmbar 
find, Liegt es oft nahe, eine gewiſſe rechtliche Wirkung anzunehmen, wenigſtens die con- 
dietio indebiti auszuſchließen. Noch mehr bei folden Pflichten, die eigentlich vollftändig 
auf dem gewöhnlichen Rechtsboden ftehen und nur durch befondere pofitive Gelege für 
ungültig erklärt find, wie 3. B. Verträge ohne die geſetzliche Form, verjährte Schulden, 
verbotene Spiel= und Zinsverträge u. dgl. Die Erfüllung folder Pflichten gilt im Leben 
meiftens als Ehrenſache, die Erfüllung nicht als Schenkung ſondern als rechtliche Zah— 
lung, die Rüdforderung wegen Irrthums als unanftindig. Natürlich fann Das Geſetz 
dieſes alles unbeachtet laſſen und bei der Alternative „volle Wirkung oder gar feine’ fte- 
ben bleiben. Allein jo ſehr die Theorie auch ſolche abitracte ſcharfe Gegenfäge Liebt, jo gern 
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läßt die Praris fih auf die concreten Mittelftufen ein. Daraus ift auch die römifche 
Naturalobligation hervorgegangen. 

Man hat dabei aber die Fälle zu unterſcheiden, wo fittlichen Pflichten eine gewiſſe 
rechtliche Kraft beigelegt ift, und die, wo rechtlichen Pflichten die volle rechtliche Kraft ges 
nommen, aber eine gewiffe geringere gelaffen ift. Beide Fälle nähern fid, einander von 
unten und von oben, ohne aber zufammenzufallen ; nur die letsteren find die eigentlichen 
Naturalebligationen, die erfteren bilden gar feine fefte Kategorien, fie beftehen nur darin, 
daß in einzelnen Füllen die bewußte Erfüllung einer fittlihen Pflicht nicht als Schenkung 
behandelt wird, und in anderen die irrthümliche Erfüllung feine condietio indebiti be- 
gründet. Das erftere ift z. B. bei Ehegatten, die einander Legate über die Falcıdia zahlen, 
das legtere, wenn eine Ehefrau fich für dotalpflichtig hält. Weitere Wirkungen haben diefe 
Pflichten nicht Die eigentlichen Naturalobligationen find gewöhnliche civile Obligationen, denen 
mir aus irgend einem Grunde die Klagbarfeit fehlt, ohne daß fie für völlig ungültig und 
wirkungslos erflärt find. Bet ihnen müſſen alle obigen Wirkungen eintreten, ſofern nicht 
befondere weitere Gegengründe da find. Wann nun aber bei Obligationen Klaglojigteit ohne 
volle Ungültigkeit eintvete, ift von den Römern leider nicht genügend principiell feftgeftellt, 
und daher bei uns jehr ftreitig, mas für die praftiiche Bedeutung Des ganzen Begriffs 
jehr hinderlich iſt. Mean kann nur fagen, daß Obligationen, die als unſittlich oder 
unbillig unflagbar find, ſtets völlig ungültig find, alſo auch nicht als Natural- 
obligationen gelten ; wenn die Klagbarfeit Dagegen nur aus Gründen der Zweckmäßigkeit 
oder des formellen Rechts fehlt, fo it Naturalobligation zwar möglich, aber „Doc; von 
den comereten Abfichten der Gefege abhängig, Danach iſt unzweifelhaft feine Natural 
obligation bei verbotenen Spielen, Zinfen und Schenkungen, bei Zwang und Betrug, 
Bürgfhaften der Weiber u. a. ; umgekehrt tritt unzweifelhaft Naturalobligation ein bei 
allen Obligationen der Sklaven, bei denen der Kinder gegen den Vater, bei Darlehn ver 
Haustinder, zum Theil bei formlofen Verträgen, beſchränkt bei Verträgen der Kinder über 
fieben Jahre. Zweifelhaft oder wenigftens ftreitig find Verjährung, ungerechtes Urtheil, 
verbotene Eelbithülfe, verbotene Ceſſion u. «a. 


U. Die Subjecte der Obligation. 


8. 47. Die Stellung der Berfonen in der Obligation und der Unterfchied des 
römtichen und heutigen Rechtsſtandpunktes in dieſer Beziehung ift ſchon oben S. 316 bes 
ſprochen. Hier ift daher mur die Frage nach -der Betheiligung mehrerer Perfonen an 
einer Dbligation zu betrachten. Gemeinfame Begründung einer Obligation für mehrere 
Berfonen, activ oder paſſiv, durch Vertrag oder andere Gründe, ift in verſchiedener Weiſe 
möglich und zuläſſig. Dabei geht das römiſche Recht davon aus, daß bei allen gemein- 
famen Thligationen namentlich bei allen gemeinfchaftlichen Verträgen, activ und paſſiv, in 
der Regel und im Zweifel von felbit Getheiltheit der Obligation eintritt, und zwar fo, 
daß jede Theilobligation von den andern völlig unabhängig if. Solidariſche Betheiligung 
muß, actio wie pafjiv, ſtets durch bejondere Umftände begründet werden. Solidariſche 
Betheiligung nennt man es, wen mehrere Perfonen auf dieſelbe Sade oder Summe fo 
berechtigt oder verpflichtet find, dar Jeder fie ganz fordern famı oder zahlen muß, jie aber 
im Reſultate nur einmal gezahlt werben fol, und daher mit der Zahlung an Einen oder 
von Einem die Obligation für alle Uebrigen von felber aufhört. Sole folidarifche Obli- 
gationen, namentlic Verpflichtungen, find nun aber wieder auf verfchiedene Art möglich. 
Zunächſt find die Fälle ver blos indirecten und der blos accefjoriichen ſolidaren Bethei- 
ligung auszuſcheiden. Das erfte if, wem nur Eine Perfon die Obligation direct con— 
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trahirt, aber ihre Obligation wegen eines Vertretungsverhältnifies indirect auch für eine 
andere wirkſam ift, To nad; römiſchem Rechte bei dem Verhältniffe von procurator und 
dominus, und Kind umd Vater. Das zweite ift, wenn zwar beide Perſonen direct con= 
trabiren, aber nur der Eine principal, der Andere nur accefforiich als Bürge. Bei der 
accefjoriichen wie bei der indirecten Betheiligung ift die Stellung der beiden Perfonen eine 
verfchiedene und daher nicht aus dem allgemeinen Begriffe der Betheiligung, fondern aus 
den befonderen Nechtöverbältniffen der Vertretung und der Bürgichaft zu beurtheilen. 
Nur bei der directen und principalen Betheiligung Mehrerer tritt das reine Berhältnif 
der ſolidariſchen Beziehung mehrerer Subjecte zu einem Objecte hervor. Dabei ift mın 
aber auch wieder der große Unterfchied, ob die Verpflichtung, reſp. Berechtigung, der 
mehreren Subjecte auf das eine Object auf getrennten Gründen beruht oder auf einem 
gemeinfamen, ob alſo nur Einheit des Gegenftandes mit Mehrheit der Obligationen ftatt= 
findet oder Einheit des Gegenftandes mit Einheit der Obligation. Das erfte ift die ſ. g. 
einfache Solivarobligation, das lettere die Correalobligation (von con-rei). Der Unter: 
ſchied ift erft im neuerer Zeit zum Bewußtſein gebracht und fortwährend Gegenftand des 
heftigften Streites. Hat er überhaupt Sinn und Grund ? amd beruht er auf römiſchem 
Formalismus oder hat er eine allgemeingültige Bedeutung ? Die Schwierigfeit und der 
Zweifel liegt nicht auf der Seite der einfachen Solivarobligation, fendern auf der der 
Gorrealobligation. Denn daß, wenn Mehrere einen Gegenftand felbftitändig und getrennt 
verfprechen, 3. B Erſatz eines eventuellen Schadens, oder gemeinfchaftlih ein Delict bes 
geben, 3. B. eine Sache beſchädigen oder zerftören, dann verjchiedene Obligationen mit 
Einheit des Gegenftandes eintreten, unterliegt nicht dem mindeften Zweifel. Die Frage 
ift nur, ob auch eine Einheit der Obligationen möglih ft, ob es alſo möglich ift, daß 
wen zwei Perjonen folidarifch etwas verſprechen oder fonft ſolidariſch darauf obligirt 
werden, dieſes als Eine Obligation mit zwei Subjeeten, und nicht al® zwei Obligationen 
mit Einem Gegenitande, aufgefaßt werden fann ? Läßt ſich Eine Obligation mit Einheit 
im objectiven Beitande und Mehrheit in ver fubjectiven Beziehung denfen ? oder ift das 
nur eine unflare Formel für zwei Obligationen auf Einen Gegenftand ? 

Der Unterjchied beruht darauf, daß es bei ſolidaren Verſprechen einen Unterjchied macht, 
ob fie getrennt und jelbftftändig gegeben werben, oder gemeinichaftlich durch gemeinſamen 
Vertrag. Im letsteren Falle muß zwar auch Jeder ſubjectiv fein Verſprechen geben, allein bei 
der Gemeinichaftlichkeit des Vertrages werden dieſe Verſprechen hier durch den bejonderen 
Willen der Parteien objectiv zu Einem Vertrage mit Einer Obligation vereinigt, die nur 
jeder ſubjectiv foldariih auf fih nimmt. Es wird nur Ein Vertrag, Ein Kauf, Ein 
Darlehn, gefchloffen, aber Jeder erklärt, jo behandelt werden zu wollen, wie wenn er den 
Bertrag folidariich allein geichloffen hätte. Die bejonderen Verſprechen ald causae der 
Berpflichtung eines Jeden werden aljo zu einer Gejanunt=causa vereinigt, und auf biefer 
Einheit der causa neben der des Object3 beruht die Einheit der Correalobligation im 
Gegenfage zu den getrennten einfach jolidaren. In Rom konnte die Correalität daher früher 
nur durch gemeinfame formell in einander verichlungene Stipulationen begründet werden. 
Dies ift zwar ſpäter umd bei uns weggefallen, das Weſentliche, die gemeinfame Uebernahme einer 
Divecten und principalen Solidarität, das Verſprechen zu geſammter Hand, die Geſammt-— 
ſchuld, ift geblieben. Societät ift nicht wejentlic, wohl aber Scheidung von Bertretung und 
Bürgihaft. Der Unterfchted von den einfachen Solidarobligationen ift danach gar nicht fo 
hyperſubtil, wie man fih häufig einredet, ſondern praftiich jehr greifbar. Daf bei jelbft- 
ftändigen und getrennten Verſprechen Mehrerer eine fremde Schuld zu zahlen, einen even— 
tuellen Schaden zu erfegen, ein Mandat auszuführen, die verſchiedenen Obligationen völs 
ig unabhängig und ohne allen gegenfeitigen Einfluß nebeneinanderftehen, abgelehen nur 
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von ber Löſung durch Erfüllung, ift Far; Dagegen ift bei gemeinfchaftlichen ſolidaren Ber: 
Iprechen ein gegenfeitiger Einfluß außer bei Erfüllung auch bei -Litispendenz, Verjährung, 
eulpa, Erlaßverträgen, Eid, Urtheil ſtets nothwendig oder mwenigftens möglich, und — 
falls iſt eine Einrede der Theilung nur hier rechtlich irgend zu begründen. 

Wenn die Einheit der Correalobligation auf der Gemeinſchaftlichkeit beruht, ſo 
föünmte man fragen, ob fie nicht auch bei gemeinſchaftlichen Delicten eintreten müſſe. 
Allein fie beruht auf der gemeinſchaftlichen Verabredung, und dieſe ift bei verbotenen 
Handlungen nichtig. Daher ift bei ihmen nur einfache Eolivarität möglih. Dagegen 
fönnen durch ZTeftament und Geſetz unzweifelhaft correale Verpflichtungen, wie auch Be: 
rechtigungen begründet werden. 

Der praftiihe Zweck der Correalität iſt Sicherheit und Bequemlichkeit des Gläu— 
bigers. Dian hat gefagt, diefe werde durch Solidarität noch mehr erreicht. Das ift 
zum Theil richtig. Allein der Unterfchied von getrennten und gemeinfchaftlichen Verträgen 
wird im praftiichen Leben nicht willfürlich gemacht, ſondern durch den facttfchen Zufammen- 
hang der Berhältnifie gegeben, und muß dann aud) dem entſprechend rechtlich geordnet werben. 

Es verfteht ſich hiernach von jelbft, daß die einfachen Solidarobligationen nur ſel— 
tenere und vereinzelte Fälle bilden, die Delicte find der, Hauptfall, und daraus erflärt e8 
fih, daß man fie früher in Theorie, Praxis und Geſetzen nicht von den Correalobligatios 
nen trennte, wenigftend nur bei den Delicten gemifle Unterfchtede machte. In dem neuen 
Sächſiſchen Gefegbuche und den deutjchen Entwurfe eined Obligationenrechts ift der Un: 
terſchied aber abjichtlih ausgemerzt, namentlich find gemeinjchaftliche Delicte und Verträge 
ganz gleichgeftellt ; einfach ift das, aber keineswegs natürlich. 


IIL Die Objecte der Obligation. 


$. 49. Gegenftand der Obligationen ift hintereinander der Schuldner, fein Wille, 
feine Handlung, der Inhalt der Handlung, die Sache, worauf fie fich bezieht, der Er— 
folg, den jie bemwirfen fol. Im allgemeinen können alle denfbaren Handlungen zum Ge— 
genftand von Obligationen durch Bertrag oder Teftament gemacht werben, erforderlich 
ift nur: 

1) daß fie möglich find, phyſiſch und rechtlich, das heißt aber nur objectiv, wenn 
auch nicht fubjectio für den Schuloner,; 

2) daß fie erlaubt find, rechtlich und fittlich, unjittliche Verträge find ipso jure 
nichtig ; 

3) daß fie dem Gläubiger ein Intereffe gewähren. Dies ift Confequenz des allge 
meinen Rechtsbegriffs (S. 268). Daß das Imtereffe ein peeuniäres fein müſſe, iſt nicht 
nöthig. Annehmlichkeiten, felbft bloße Affectionen, können jedenfalls Recht und Klage bes 
gründen ; ob fie auch in Gelde abgefchägt werben können, iſt eine andere Frage. 

Der Gegenftand der Obligationen braucht nicht von vornherein ſpeciell beftimmt 
zu fein, es gemügt generifche, alternative, collective, begriffliche Beftimmtheit. Nöthig ift nur, 
daß Dafein, Inhalt und Umfang nicht mehr von der vemen Willfür des Schuldners ab- 
hänge, jondern irgend eim vechtlicher Anhalt da ift, um eine Entjcheidung auch wider 
jeinen Willen herbeizuführen, mag übrigens die Beitimmung von ihm ſelbſt oder dem 
Gläubiger oder einem Dritten oder dem Richter oder dem reinen Zufalle ausgehen. Iſt 
aber der Eintritt der Entfcheidung überhaupt noch zweifelhaft, wie bei Entſcheidung Durch 
Dritte oder Zufall, fo gilt die Obligation als bedingte. Bei generifcher und alternativer 
Dbligation hat in der Regel der Schuloner das Wahlrecht, nur bei Legaten in ber 
Regel der Yegatar. 
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8. 49. Als befondere begrifflich und ökonomiſch beſtimmte Arten won Obligationd- 
inhalt mit allgemeinerer „Bedeutung find hier Schadenserfag und Zinſen hervorzuheben. 

1. Schadenserjag iſt der allerallgemeinfte Gegenftand von Obligationen. Die 
Pflicht zu feiner Leitung kann aus den verichiedenften Obligationsgründen hervorgehen, 
Vertrag, Delict, Teftament, Geſetz, er kann felbftftändig und accefforifch geſchuldet werben, 
und eventuell möglicherweife bei allen Obligationen an die Stelle der unmittelbaren 
Naturalleiftung treten, 

Unter Schaden verfteht das römische und heutige gemeine Recht nur Vermögensnach- 
theil, jei es poſitiv Verringerung ded vorhandenen Vermögens (damnum emergens) oder 
negativ Nichterlangung neuen Vermögens (lucrum cessans)., Schadenserſatz iſt Daber 
nur die Ausgleichung dieſes Nachtheiles in Gelbe, die Herftellung des Vermögensbeftan- 
des, den man ohne die ſchadende Thatfache gehabt haben würde, die Zahlung der Differenz 
zwifchen dem wirflihen Vermögen und dem, was man ohne die Thatjache haben würbe. 
Der Schadenserſatz beträgt alfo fo viel, als dem Beſchädigten daran gelegen ift, daß bie 
Thatjache nicht eingetreten wäre, das f. g. Intereſſe (omne quod interest), Alle Ver— 
lesungen des Körpers, der Ehre, der Affertion, Entziehung von Annehmlichkeiten, geiftigen 
und anderen Genüſſen u. dgl. gelten nicht als Schaden, begründen daher (abgejehen von 
mittelbar bewirkten Vermögensſchaden, wie Kurkoſten u. dgl.) fein Recht auf Schadens- 
erjag, ſondern höchſtens auf Strafe, diefes aber gefeglih mur vom Standpunkt der Ins 
jurie und des Schmerzensgeldes, fonft nur bei vorheriger Vereinbarung oder richterlicher 
Androhung. ES ift dies eigentlich nicht gerechtfertigt. Der obige Begriff von Intereſſe 
als Bermögenspifferenz paßt darauf zwar micht; allein alles Vermögen iſt nur Mittel 
für den Genuß, und wenn daher für die Entziehung der Mittel zum Genuffe Erſatz ges 
geben werben puuß, jo ift nicht abzufchen, warum nicht auch für die directe Schädigung 
des Genuſſes Entſchädigung durch Verichaffung der Mittel für anderen Genuß eintreten 
fol. Die franzöfiiche Praris zweifelt nicht daran, und aud das Schmerzensgeld der 
Carolina iſt eigentlich nicht Strafe, ſondern „Ergetzung“ für „Schmad und Schmerzen.” 

Bei der Beſtimmung des Interefjes kommt aller Nachtheil in Betracht, der mit der 
ſchadenden Thatjache im Cauſalnexus ftebt, alfo ohne fie nicht eingetreten wäre, mag er di- 
vecte oder indireete, nothwendige oder zufällige Folge fein, mochte ihn der Thäter voraus- 
jeben können oder nicht, der Beichädigte ihn abwenden können oder nicht; nur Die weiteren 
mittelbaven Folgen muß diefer, wenn er fann, abwenden. Als entzogener Gewinn gilt 
aber natürlich nicht ſchon der blos mögliche, ſondern nur der nad) den conereten Umftän= 
den ficher zu erwartende. Die Schägung muß den allgemeinen Werth dev Dinge (pre- 
tium commune) zu Grunde legen, dann aber auch das befondere Intereffe des Beſchä— 
digten nach feinen concreten Berbältnifien (pretium singulare) in Betracht ziehen. Die 
bloße Affeetion nad rein ſubjectivem Gefühle kann aber nicht gefchätt werden, ein objec- 
tieer Maßſtab nach menschlichen Verhältniſſen muß immer da fein. 

Den Beweis des Echadenbetrages muß der Beſchädigte führen, und zwar ift die 
gemeine Praris dabei Bis zum Uebermaß penibel, die Yiquidationsproceffe find oft weit— 
läufiger und Tangwieriger als die Hauptprocefle felber, und ſchmälern den wirklichen Scha— 
denserſatz oft erheblich. Die Pauſchquanta der franzöſiſchen Praxis. find zwar oft jehr 
willtürlich, aber im allgemeinen doch praktiſcher. Einige Hülfe gewährt der ſ. g. Wür— 
derungseid (iuramentum in litem), der im Falle von dolus und lata culpa nad) 
römischen Nechte zwar nur bei Klagen auf Heraus- und Rückgabe von Sachen zugelaj- 
jen, von der heutigen Prarıs aber vielfach auf alle Schadenstlagen ausgedehnt it. 

2. Zinfen find im allgemeinen der Gebrauchswerth des Geldes oder anderer 
fungibler Sachen für beſtimmte Zeit in einer Quote des Capitals berechnet. Site werden 
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Dbligationsgegenftand, wenn Jemand für den entbehrten Gebrauch Erſatz von einem An— 
dern fordern kann, ſei es, daß diefer ihm gehabt oder nur jener ihn emtbehrt hat. Der 
Grund der Erfagpflicht fann entweder in eimem felbitftändigen Rechtsgeſchäfte, Vertrag 
over Teſtament, liegen oder in gefetlicher Anordnung aus irgend fonftigen Rechts- oder 
Billigfeitsgründen. Die Römer verbinden damit den Unterjchied, daß die Zinfen der erften 
Art jelbftftändig and ohne das Capital, auch nad ihm, eingeflagt werden fünnen, Die 
legteren Dagegen nur als Acceſſorium bet der Gapitalöflage gefordert werden können. Die 
Gründe diefer Art Zinfen find Verzug (mora), Nachläſſigkeit oder gar Unvedlichfeit in 
der Verwaltung fremder Gelder, die befondere Unbilligkeit beim Kaufe, wenn der Käufer 
die Sache befommt und den Preis nicht zahlt alfo beides nugt, und befondere Begün— 
ftigung bei Forderungen des Fiscus, der Minderjährigen u. a. Das Maf der Zinfen 
hängt bet Verträgen und Teftamenten von deren Beftimmung ab, bei den gejeglichen won 
dern landesüblihen Zinsfuße. Im der Prarid werden dabei regelmäßig fünf Procent 
angejett. 

Die Freiheit, das Maß der vertragsmäßigen Zinfen nach Belieben zu beftimmen, ift 
übrigens erft eine Errungenſchaft der allerneueften Zeit, fie ift erft durch ein Geſetz des 
Nordveutichen Bundes vom 14. November 1867 eingeführt. Das römiſche Recht hatte 
vom Anfange an bis zulett das Brincip, den Schuldner gegen Mißbrauch feiner Noth vom 
Gläubiger durch zu hohe Zinsforderung geſetzlich zu Ichligen, indem es nur einen mäßigen 
Zins, anfangs acht, Später zwölf, zuletst ſechs Procent erlaubte und alles höhere Zins- 
nehmen als Wucher beftrafte. Das kanoniſche Recht verbot in feiner Vermiſchung von 
Religion und Recht das Zinsnehmen ganz. Seit der Reformation wurden fünf Procent 
wieder zuläffig. Außerdem verbietet das römiſche Recht noch, mas auch das Bundes— 
gefet nicht aufgehoben hat, den Anatocismus, d. 6. Zins vom Zins, und daß rückſtän— 
dige Zinfen ultra alterum tantum fteigen. 

Eine befondere Anmendung des Zinsbegriffes tft das interusurium, d. h. die Zins 
jen der Zwiſchenzeit, die bet einem erft nach beftimmter Zeit fälligen Capitale abgezogen 
werden müffen, wenn man feinen jegigen Werth beftimmen will. Es muß jo viel abge 
zogen werden, daß der Reſt mit feinen Zinſen, nach Umjtänden auch Zinfeszinfen, bis 
zur Fülligteit den Betrag des Capitales gibt. Die Berechnung famı bei Zahlung 
oder Gefjion vor der Fälligkeit, bei der Quarta Faleidia und fonft nöthig werden. 
Doch braucht Niemand vorzeitige Zahlung mit Abzug ded interusurium anzunehmen. 


IV. Entftehung der Obligationen. 


8. 50. Man darf fih die Obligationen nicht als einen abgerundeten Kreis ſelbſt— 
ftändiger Verhältniffe zwifchen den Sachen- und Familienrechten denken. Vielmehr ziehen 
fie fich durch das ganze Rechtsſyſtem hindurch, können bei allen Verhältniſſen entitehen, 
und bilden daher auch fein abgefchloffenes innerlid geordnetes und gegliedertes Syſtem. 
Kur gewilfe Hauptkategorien von Entftehungsgränden, und eine gewilje Neihe von Obli— 
gationen, die felbftitändige VBerhältnifie im Leben bilden, kann man aufftellen. In der 
erften Beziehung kann man mit den Römern untericeiden, daß Obligationen entweder 
ex voluntate oder ex re entftehen, d. b. entweder durch freiwillige Uebernahme einer 
Berpflichtung vom Schuldner, wie bei allen Verträgen, Pollicitation, negotiorum gestio, 
Erbichaftsantritt, oder als rechtliche Folge beſtimmter Handlungen, namentlich Delicte, 
oder beftimmter äußerer Zuftände, wie Beſitz, Gemeinſchaft, Verwandtſchaft, Bereicherung 
u. ſ. w. Der Hauptunterfchied zwischen den Obligationen ex voluntate und ex re ift, 
daß die erftern Handlungsfähigkeit des Schuldners vorausfegen, die andern nicht. 
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Bei der Öruppirung der Obligationen, welche felbjtändige Berhältniffe im Leben 
bilden, treten zunächſt die Verträge und Delicte ald die beiden Hauptarten hervor. 
Daran Ichließt fih dann eine Reihe weiterer Berhältniffe an, deren Rechtsgründe mehr 
oder weniger Aehnlichkeit entweder mit den Berträgen oder den Delwten haben, und bie 
daher nach deren Analogie beurtheilt werden müffen, wenn auch zum Theil nur in jehr 
entfernter Weife. Auf dieſen Ideen beruht die römiſche Eintheilung der Obligationen in 
oblig. ex contractu, ex delicto und ex variis causarum figuris, nämlich quasi 
ex contractu und quasi ex delicto. Aus ven letzteren darf man feine pojitine Bes 
griffe von Ouaficontracten und Ouafibelicten bilden wollen, und namentlich die erſteren 
nicht definiven als Handlungen, welche Obligationen erzeugen, ohne fie zu beabfichtigen. 
Die obligationes quasi ex contractu entjtehen vielfach ohne alle Handlungen, 3. B. bei 
der communio incidens. 

$. 51. Bon den einzelnen Entftehungsgründen der Obligationen find 

bier nur die beiden Begriffe Vertrag und Unrecht in ihren allgemeinen Grundſätzen aus- 
uführen. 
z Vertrag. Berträge nennt man im allgemeinen alle zweileitigen Nechtsgeichäfte, 
aljo alle Vereinbarungen mehrerer Perfonen über ihre Nechte und Pflichten gegen einan= 
der oder gegen Dritte. Im engeren Sinne verfteht man nur die Schulbverträge darun— 
ter, d. h. die auf Obligationen bezüglichen, hauptſächlich die auf Begründung von Obli- 
gationen gerichteten, die obligatoriichen, doch ſchließen fich ihnen die liberatorifchen, d. h. 
auf Aufhebung von Obligationen gerichteten, an. Den Gegenfat bilden die Verträge, 
wodurd andere Rechte, dingliche oder perjonenrechtliche, begründet werben follen, wie 
Pfandvertrag, Erbvertrag, Ehe u. a. Der obligatoriihe Vertrag als Willensvereinigung 
zur Begründung einer Obligation ſchließt weſentlich das Element der Verpflichtung auf 
der einen und der Berechtigung auf der anderen Seite in fih. Der Wille des erfteren 
ift das DVerfprechen, der Wille des Teteren Die Annahme. Jeder Vertrag befteht infofern 
wejentlih aus Berjprehen und Annahme. Nur ift es nicht nöthig, daß fie in diefer 
bejtinmten einfachen Form einander gegenüberftehen, fie fönnen auch als Offerte und 
Accept, Frage und Antwort, Beftellung und Uebernahme, oder einfache Vereinbarung ber: 
vortreten. Das Welen des Vertrages bleibt jelbft dann dafjelbe, wem neben den Ber- 
Iprechen, oder auch ftatt dejjelben, gleich die Erfüllung geſchieht, alfo eine wirkliche Ver— 
pflihtung gar nicht eintritt. Natürlich kann der Vertrag auch gegenſeitige Obligirung 
bezweden. Dann ift ein gegenjeitiges Verſprechen und Annehmen nöthig, aber aud) 
hier nur der Sache und Abficht mach, nicht in beſtimmter gegenfeitiger Form. Man 
unterſcheidet danach ein= und zweifeitige Verträge. igentlih Tann man nur von eine 
und gegenfeitigen Verſprechen und Obligationen fpreden, denn Berträge find als folde 
Immer zweiſeitig. Die Gegenfeitigfeit der Obligation fann aber eine volltommene oder 
unvollkommene fein, je nachdem die beiden Obligationen auf gleichmäßige, einander be= 
dingende Gegenleiftungen gehen, wie bei Kauf und Miethe, oder nur eine die Haupt: 
obligatton ift, die andere nur eine untergeorpnete und ergänzende, wie bei Depofitum und 
Commodat. Dan lann dieſe Verträge inſofern darum aud wieder als einfeitige be— 
zeichnen. 

$. 52, Die einzelnen Erfordernifje der Gültigkeit der obligato= 
riſchen Berträge find natürlich zunächſt die allgemeinen von den Rechtsgeſchäften 
überhaupt, jo namentlich in Betreff der Fähigkeit der Subject, der Elemente des Wil- 
lens u. j. wm. Dazu fommen aber bier noch folgende befondere, 

1. Subjecte. Es iſt ſchon oben bei dem allgemeinen Begriffe der Obligation 
hervorgehoben, daß die Römer die Beziehung der Perſon zur Obligation und ihrem In- 
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Halte enger auffaffen als die moderne Anſchauung. Eine Hauptfolge davon ift die Uns 
zufäffigfeit der directen Stellvertretung bei Verträgen im römiſchen Rechte. Daß dabei 
Das heutige Recht unzweifelhaft einen anderen und freieren Standpunkt eingenommen bat, 
ift bereit@ oben ©. 281 ausgeführt. Zweifelhafter umd ſtreitiger ift eine andere Frage, 
nämlich die Gültigkeit von Verträgen für Andere ohne Stellvertretung. Nach römiſchem 
Rechte können Verträge ſtets nur auf Verpflichtungen und Leiftungen der Contrahenten 
gegen einander jelber gerichtet fein. Man kann weder Yeiftungen von Anderen noch an Andere 
verſprechen. Das erfte verpflichtet weder den Promittenten noch den Dritten, jenen nicht, 
weil ihm die Erfüllung unmöglich, diefen nicht, weil er fie nicht werfprochen hat; das 
zweite berechtigt weder den Acceptanten noch den Dritten, jenen nicht, weil er fein In— 
tereffe dabei hat, diefen nicht, weil ihm nichts verſprochen ift. Die Ungültigkeit der Ver— 
Iprechen von fremden Handlungen ift num allerdings fehr natürlich und auch bei und nicht 
anders, da auch ſchon die Römer den Fall ausnehmen, wenn in dem Berfprechen eine 
Garantie für die Handlung des Dritten enthalten if. Die Ungültigfeit der Verträge zu 
Gunften Dritter erjcheint dagegen dem heutigen Bewußtfein fehr anftößig. Der Grund, 
daß man fein Imtereffe bei der Peiftung am den Dritten habe, ift denn doch gar zu 
egoiſtiſch, und da Affection für Andere fonft als genügendes Intereſſe zur Begründung einer 
Klage angefehen wird, jo frägt man billig, warum bier nit. Dem Dritten eine Klage 
zu geben, ſcheint allerdingd weniger nöthig, da ja der Stipulant für ihn forgen und ihm 
feine Rechte cediren kann. Indeſſen fett dies ja jedenfalls erft 'ein Klagerecht vefjelben 
voraus und hat auch fonft manche Schwierigkeiten, auch fehen wir, daß die Römer jelbft 
ſchon von ihrem Principe mehrfache Ausnahmen gemacht und eine Klage für den Dritten 
zugelaffen haben, nämlich ftet8 wenn man ſich für feine Erben etwas verſprechen läßt, 
und außerdem, wenn man Semandem etwas gibt mit der Auflage fpäterer Neftitution 
an einen Dritten. Das heutige Necht ift daher entſchieden weiter gegangen: wie weit 
aber und nach welchem Principe, darüber ift im Theorie, Praxis und Gefetgebung ein 
unenvliher Wirrwarr. Manche wollen nur einzelne weitere Ausnahmen zulaffen, mit 
Recht wird aber überwiegend ein neues PBrincip angenommen, jedoch verjchieden: entweder 
daß nur für den Promiffar allgemein eine directe Klage entftehe, für den Dritten nur 
von ihm abgeleitet durch Mandat oder Ceſſion, daher auch widerruflich; oder daß ne= 
ben dem Promiffar aus deſſen Bertrage auch dem Dritten ein jelbftftändiges Recht eröffe 
net fer, aber fo, daß er es fich erft durch Beitrittserflärung aneignen muß; oder daß 
für den Bromiffar gar nicht, fondern nur für den Dritten ein Recht entftehe und zwar fofort 
und unmtberruflich. Diefe Tegtere Anfiht Unger) beruht auf dem richtigen Principe, daß 
nach Bejeitigung der römiſchen Beichränfung der Wille der Parteien das allein Entſchei— 
dende fein muß, und daß daher, wenn der Promiſſar gar nicht für fich ſelbſt, ſondern 
nur für den Dritten ein Recht erwerben will, dann auch nur diefer ein Recht bekommen 
kann. Es tritt alfo eine directe Stellvertretung aber ohne Auftrag ein. Diefe kann 
jedoch nicht anders, als dur Natihabition gültig werden. Dem Dritten kann ohne und 
wider feinen Willen fein Recht aufgedrungen werden, feine Annahme ift nöthig, Bis dahin 
fan der Promiſſar, fofern er dem Dritten eine Liberalität zumenden will, diefen Wil 
len und damit auch feine vermittelnde Vertretung wieder aufgeben. 

8. 53. 2. Das Object. Im Betreff der Sachen, über welche Verträge gejchloffen 
werden, bat das römiſche Recht allerlei ſpecielle Beſtimmungen, namentlich über die dem 
Verkehr entzogenen, nicht eriftivenden, zufünftigen, zerftörten, fremden, eigenen u. ſ. w., 
auf deren Ausführung jedoch hier nicht eingegangen werben fanıt. 

8.54..3. Der Bille. Das Schiwierigfte bei der Lehre von den Verträgen ift die 
Beurtheilung des Willens, Die erfte Frage ift bier das Verhältniß von Wille und 
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causa, Wie man bei der Tradition des Eigenthbums den Traditionswillen und die 
causa traditionis unterfcheidet, jo bei Verträgen das Beriprechen und feine causa. Das 
erftere ift ſtets abftract und gleichmäßig nur die Erklärung, etwas thun, geben oder über- 
haupt ſchuldig fein zu wollen. Tas letztere ift der rechtliche Grund, aus dem man Das 
Verſprechen gibt. Niemand faßt den Willen, einem Andern etwas zu geben, abftract nur 
um zu wollen, fondern ftet8 mer auf Grund beftimmter Yebensinterefien, entweder eines 
Vortheils wegen oder aus Yiberalität. Man kann 100 verfprechen als Kaufgeld, Mieth- 
zins, Darlehn, Schenkung u. |. w., aber nicht ſchlechthin ohne allen conereten Grund, nur 
abftract um fie ſchuldig zu fein. in wirklicher, ernftlicher und vernünftiger Wille iſt 
ſomit ohne beftimmte causa gar nicht möglich, und die causa ift e8 daher, wodurch der 
abftratte Begriff Verſprechen ſich zu den einzelnen concreten Vertragsarten fondert. ine 
andere Frage ift nun aber, ob zur Klage aus einem Berjprechen ftet8 auch Die Angabe 
und ewentuell auch der Beweis der causa nöthig ift, und bei unenweislicher oder ungüls 
tiger causa auch die Klage abgewiefen werden muß, oder ob nicht das abftracte Ver- 
iprechen als ſolches, d. h. der darin ausgefprochene Wille als jolcher, als ver eigentliche 
nächfte Grund der Obligation und Klage anzufehen ift, und der Mangel oder die Uns 
gültigteit der causa nur al8 Einrede vom Verklagten geltend gemacht werden kann und 
dann auch bewiefen werden muß. Man kann jagen, daß der Wille an ſich das eigentlich, 
Berpflicgtende ift, der Grund aber, warum man will, für den Gläubiger gleichgültig, und 
nur ein internum ded Schuldners iſt; wie das Eigenthum auch bei ungültiger oder irr— 
thümlicher causa traditionis übergeht und nur indivecte Rüdforderung möglich iſt, jo 
ſcheint auch Hier die Obligation entftehen und nur indirecte Entkräftung möglich fein zu 
müſſen. Indeſſen ftehen jih Tradition und Vertrag bier nicht gleih. Bei der erjteren 
find drei Elemente: Uebergabe der Sache, Wille Eigenthum zu übertragen, causa des 
Willens. Das erfte begründet als ſolches die Wirkung, ſobald das zweite zu Grunde 
liegt, das dritte kommt nur tertiär als Grund des Grundes in Betracht; der Wille löft 
ſich hier von feiner causa und verbindet fi) mit der Uebergabe. Die Tradition ift ftets 
gleichmäßig Uebergabe mit Uebertragungswillen, mag der Wille auf Schenkung, Kauf oder 
Taufch oder fonft worauf beruhen, dies tritt in der Tradition als folder gar nicht her— 
vor. Ganz "anders beim Bertrage. Hier handelt «8 ſich nur pm Beriprechen, d.-b. 
Wille und causa, und beide find hier beim gewöhnlichen Vertrage gar nicht zu trennen. 
Dan verfprict z. B. beim Kaufe nicht 100, und zwar fubjetiv ex causa emtionis, 
fondern man verfpridt 100 Kaufpreis, ebenfo 100 Mietbzind u. |. w. Somit kann 
bier der Kläger nicht eimfeitig das Verſprechen aus feinem weientlihen Zuſammenhange 
herausreißen und iſoliren, ſondern kann es nur mit jeiner causa zufammen geltend 
machen. Durch befonderen beiderjeitigen Act ift dagegen allerdings auch hier die Trennung 
des Verſprechens von feiner eausa möglid, und dann auch die Klage aus dem bloßen 
Verſprechen zuläffig, vorbehältlich natürlich befonderer Anfechtungs= oder NRüdforderungs- 
rechte aus der mangelnden oder fehlerhaften causa. Dies ift nach römiſchem Rechte bei 
der EStipulation, nach heutigem beim Wechſel. Bei beiden ift eine beftimmte Form (For: 
malcontract) ; es frägt fich daher, ob dieſe weſentlich, oder ob die Barteien aud) ohne 
Form durd bloßen Willen die Trennung bewirken können. Die ältere Theorie und 
Praxis war überwiegend dagegen, die neuere (auch die neuere Gefeggebung) neigt ſich jehr 
dazu im Intereſſe einer ftrengeven und leichteren Nechtöpfiege. Das Prineip der freien 
Willensherrſchaft führt aud allerdings dahin, ſofern nur der Trennungswille der Par— 
teten entichteden da it, mas aber ohne eine gewiffe Form, wenigſtens eines Schuldſcheines, 
ſchwer zu conftatiren fein wird. Ein Hauptfall der Anwendung ift der ſ. g. Anerfen- 
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$. 55. Die zweite Hauptfrage in Betreff des Willens bei den Verträgen bezieht 
ſich auf die Perfection der Willensvereinigung. In ihr Liegt die Perfection des 
Vertrages überhaupt und damit der Anfang feiner Verbindlichkeit und Unwiderruf— 
lichkeit. Das Princip ift im allgemeinen, daß der Vertrag perfect ift, wenn der Conſens 
auf beiden Seiten vorhanden und erklärt if. Died Tann nun aber in vielen Fällen 
nicht nur factifch, fondern ſogar rechtlich jehr zweifelhaft fein, fo namentlich: 

a) bei Verhandlungen (Tractaten, Punctationen). Der Uebergang aus diefen in die 
Perfection des Vertrages bedarf durchaus feiner bejonderen fürmlichen Schlußerflärung, 
falls jie nicht beſonders vorbehalten ift, ſondern tritt von felber ein, jobald die Parteien 
über alle aufgeftellten einzelnen Punkte der Sache nach einig geworden find. Uebereinftim= 
mung in den wejentlicen Punkten genügt nicht. 

b) Bei Verträgen unter Abweſenden durch Boten, Briefe, Telegramme. Diefe fom- 
men bauptlählih in der Form von Offerte und Accept zu Stande. Dabei ift bie 
Hauptfrage, wann eine Erklärung als perfect anzufehen ift, ob mit dem Schreiben oder 
wenigſtens Abjenden des Briefes, oder exit, wenn fie zum Bewußtſein des Anderen ge 
kommen ift, oder wenigftend an ihn, jo daß er fie willen könnte, Danach beftimmt fich, 
wie lange Offerten und Accepte widerrufen werden können, und wann und wie der 
Widerruf wirkſam wird. Der Begriff der Erflärung führt eigentlich zum Erforderniſſe 
ver Kenntniß. Indeſſen fordert das praktiſche Bedürfniß bier gewiffe Modificationen, die 
auch im deutſchen Handelögefegbuche angeordnet find, namentlich ift der Offerent bis zur 
möglichen Antwort des Gegnerd gebunden. Bei manchen Verträgen, befonders Aufträgen, 
Beitellungen, Schenfungen ift auch ſtillſchweigender Aecept vom Empfänger des Briefes möglich. 

ce) Bei Verträgen mit unbeftimmten Perfonen, d. h. bei Auctionen und öffentlicyen 
Auslobungen. Auctionen find nicht als Offerten anzufehen, jondern nur als Auffor= 
derung zu Offerten von den Kaufluftigen, werden daher erſt mit dem Zufchlage perfect, 
Auslodungen find Popularveriprecen, d. h. BVerfprechen an „quemlibet ex populo“ für 
ven Fall einer beftimmten Yeiftung. Sie können von Jedermann acceptirt werben, aber 
nicht einfach ſondern nur mit der Veiftung felbit, bis dahin ift Widerruf möglich, aber 
nur in derjelben Form, die die Auslobung hatte. 

8. 56. Eine dritte Frage ift die Form der Willenserkflärungen be 
Berträgen. Das römiſche echt hatte bis zulegt das Princip, daß die formloje Ueber: 
eintunft, der bloße Bertrag, das nudum pactum, in der Regel nicht bindend und Flag- 
bar ſei. Nur bei vier Verträgen, Kauf, Miethe, Soctetät und Mandat, genügte von 
alter Zeit ber der bloße Conſens (Confenfualcontracte;, und denen wurden fpäter noch 
einige hinzugefügt, namentlich Conftitut und Schenfung. Außerdem entftand Klagbarkeit 
nur entweder nad dem Nealprincipe, wenn eine Sache unter beftimmter Verabredung, fei 
es eines Zwecks oder einer Gegenleiftung, gegeben wurde (Nealcontracte), oder nach dem 
Formalprincipe, wenn die Form der Stipulatton angewendet wurde. 

Diefes ganze Syſtem hat bei uns feinen Eingang gefunden. Die Stipulation kam 
nicht in Uebung, eine andere Form bildete fid) auch nicht, und de entjtand von felbft der 
Sab, daß die Willenövereinigung als ſolche, alſo jeder Vertrag als jolcher, bindend und 
flagbar ſei. Man ftreitet, ob danach jeder Bertrag als Stipulation oder als Conſenſual⸗ 
contract gelte. Beides ift falſch. Der Wille gilt als folcher, aljo jo wie er will. Ob 
er aber abftract oder mit feiner concreten causa ſich mit dem Gegner geeinigt bat, hängt 
von den oben ©. 324 beiprochenen Elementen ab. Nealcontracte gibt es danach aber 
bei und nicht mehr. Man wird zwar zur Rückgabe eined Darlehns und Depofitums 
bei und auch nur verpflichtet, wenn man es befommen bat, allein das ift nicht anders, 
als bei der Miethe, wo man zur Nüdgabe der Sache auch nur verpflichtet wird, wenn 
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man fie befommen hat. Daß derartige Verträge auch bei uns häufig erft mit der Hin— 
gabe der Sache feſt gefchloffen werden, daß bei ihrer Einfeitigfeit ohne die Hingabe mei= 
ftend gar feine Verpflichtung entfteht, ift nicht Rechtsprincip, jondern nur factifche Be— 
ſchaffenheit. 

Modificirt wird das Princip der Formloſigkeit der Verträge im gemeinen Rechte 
nur dadurch, daß die beſonderen Formen des ſpäteren römiſchen Rechts für Bürgſchaften 
der Weiber und übermäßige Schenfungen auch bei uns gelten, und daß bie Parteien 
befondere Formen beliebig ausmachen fünnen, und dann der Vertrag erſt mit dev Form 
perfect wird. ine befonders häufig gewillfürte, mitunter ſelbſt gefeglihe Form ift bie 
Hingabe eines ſ. g. Hand= oder Haftgelves (arrha). Dies ift am ſich nichts anderes als 
eine Sade oder Summe, die ein Gontrahent dem anderen Als Zeichen der Perfection 
des Bertrages gibt. Es muß daher bei Ausführung des Vertrages ſtets entweder zurüd= 
gegeben oder in den Preis eingerechnet werben, wenn es nicht ausdrücklich oder nad 
Yebensfitte als Geſchenk gegeben iſt. Beſondere Küdtrittörechte find damit an fi ohne 
befondere Verabredung nicht verbunden. 

8. 57. Die Wirkung der Berträge befteht um allgemeinen darin, daß fie eine 
ein= oder gegenfeitige Obligation mit allen deren Folgen begründen. Darin liegt von 
ſelbſt, daß die Parteien nach Perfection des Bertrages nicht einfeitig mehr zurüdtreten 
können, jondern ummwiderruflich gebunden find. Ein bejonderer Rechtsſatz ift das nicht. 
Alle diefe Wirkungen find aber natürlich, wie der ganze Vertrag, dem gemeinfamen Wil 
len der Parteien, ihrer Vereinbarung volltändig unterworfen, Sie fünnen fie daher 
ſämmtlich im einzelnen beliebig ausdehnen oder verftärfen, oder umgefehrt mildern, ein= 
Ichränfen, ganz ausichliegen. Alle ſolche Vereinbarungen heißen Nebenverträge (pacta 
adjecta). Cie können ſowohl neben als nach dem Hauptvertrage gemacht werden, und 
haben bei ung ftets gleihmäßig die Wirkung, daß fie je nad ihrem Inhalte Klagen oder 
Einveden begründen. Ihr Inhalt iſt unendlich verſchieden. Sie können fid) beziehen auf 
die Leiſtung felbft, Art, Zeit, Ort, Nebenleiftungen, auf die Folgen der Nichtleiftung, 
Sonventionalftrafen, Verfall⸗ und Rüdtrittsredhte (lex commissoria), auf die Aufhebung 
des Vertrages (addietio in diem, pactum displicentiae, poenitentiae), auf Vorbehalte 
von Serviluten, Pfandrecht, Eigenthum, Rück- oder Vorkaufsrechte u. ſ. w. 

Bei den gegenfeitigen Berträgen werden die einfachen Obligationswirtungen durch die 
GSegenfeitigkeit der Obligationen ftetd etwas mobificirt. Man darf die gegenfeitigen Obli— 
gationen, wie bei Kauf und Miethe, nicht einfach als zwei einfeitige auffallen, die nur 
factiich zufammen entftehen und einander gegemüberftehen, etwa wie zwei Schenkungen, 
vielmehr hängt die Gegenfeitigfeit beiden Obligationen durch ihre causa vedtlid an und 
macht fie gegenfeitig von einander abhängig, namentlih kann feine Parteı Erfüllung vers 
langen, ohne felbft zu erfüllen. Ueber das Princip dieſes letzteren Satzes gibt es frei— 
lich verſchiedene Anſichten: erſt die Yeiftung, nicht ſchon die Obligation, gebe das Recht 
auf die Gegenleiftung ; oder die beiden Obligationen feien nur zwei Eeiten Eines Ver- 
hältniffes, und man föngg daher nur auf Ausführung des ganzen Verhältniſſes klagen 
(quidquid alterum alteri dare oportet); oder jede Pflicht fer Annerum der andern, 
man könne daher nicht einfach auf Erfüllung, fondern immer nur auf Yeiftung gegen Ge— 
genleiftungen Magen (z. B. auf Tradition der Sache gegen Zahlung des Preifes) ; oder 
jede Obligation begründe zwar an ſich eine Klage, aber die Gegenpflicht begründe eine 
Einrede, weil es bei gleichen Rechten unbillig fei, zu fordern, was man jelbft nicht thue. 
Das lettere ift der richtige Standpunkt. Die Einrede heit exceptio non impleti con- 
tractus. Sie hat das Eigenthünmliche, daß fie feinen Beweis nöthig macht, jondern dem 
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Kläger den Beweis der Erfüllung auflegt, weil die Entftehung feiner Pflicht in der Gegen- 
feitigfeit von ſelbſt Liegt, und die Erfüllung nicht vermuthet wird. 

Uebrigens ſchließt aber die Gegenfeitigfeit eine gewiſſe Verfchiedenheit und Celbftftändig- 
feit der beiden Obligationen nicht aus. So kann bei der Eingehung des Vertrages ber 
Eine bereits gebunden fein, während der Andere noch frei ift, 3. B. beim Kaufe auf Probe, 
ebenfo fann die Aufhebung oder Anfechtung des Bertrages dem Einen zuftehen, dem Ans 
deren nicht. Da, es fan felbft Die eine Berpflichtung nichtig fein, und bie andere, und 
damit der Vertrag, dennoch beftehen, 5. B. wenn ein Pupill, der ja erwerbs- aber nicht 
verpflichtungsfähig ift, ohne Tutor einen Kauf abjchlieft (negotium elaudicans). Er 
lann hier klagen, aber nicht verflagt werben, doch muß er auch hier, wenn er Erfüllung 
fordert, auch jelber erfüllen: 

Völlig nichtige Verträge begründen natürlich auch die Bertragäwirkungen nicht. Wenn 
man aber den Andern zum Bertrage veranlaßt, jo übernimmt man damit ftilljchweigend 
eine gewilfe Garantie der Umſtände, die den Entfchluß des Andern beſtimmen follen, 
namentlich Ertijienz des Objects und Nichtigkeit der Erflärungsmittel (3. B. bei Telegramz ' 
men) und haftet daher dem Andern für das, was Ihering paſſend das negative Bertrags- 
intereffe nennt, d. b. das was der Andere gehabt hätte, wenn der nichtige Vertrag gar 
nicht gefchloffen wäre. Eine f. g. culpa in eontrahendo zu Grunde zu legen, wie 
Shering will, ift nicht ausreichend. 

8.58. I. Unredt. Unrecht ift der Gegenſatz des Willens gegen das Recht, die 
praftijhe Negation des Rechts, alſo jede widerrechtliche freie Handlung oder Unterlaffung. 
Recht und Unrecht können nicht neben einander beftehen, das Unrecht zerftört, wenn eg 
Beftand hat, das Recht in feiner Allgemeingültigfeit. Das Necht hat daher in der Vernich- 
tung des Unrechts ſich jelbft und feine eigene Geltung zu erhalten. Die Vernichtung ges 
ſchieht zunächſt dadurch, daß der Thäter die äußeren Folgen feines Unrechts ſoweit als 
möglidy wieder gut machen muß, alſo Entzogenes zurüdzugeben, Schaden zu erjegen ver: 
pflichtet ift ; außerdem durch Directe Vernichtung feines Willens bis zum Maße feiner 
Widerrechtlichteit, d. h. durch Strafe. Die erfte Art der Aufhebung des Unrechts ift die 
privatredhtliche (ctoile), Die andere die öffentliche ftrafrechtliche (eriminale). So wenigſtens 
bei und. In Rom beftand zwar die Strafe vielfach in Geloftrafen an den Verlegten (Pri— 
vatjtrafe), indeffen ift Davon, gegenwärtig nur noch ein Fleiner Reſt in der Injurienſtrafe 
übrig geblieben. 

Die Givilobligation wegen Unrechts bezieht fich nicht blos auf das Unrecht, was 
durch jelbititändige Handlungen verübt wird (Delicte), ſondern auch auf das, mas durch 
Nichterfüllung von beftehender Obligation begangen wird. Im erften Falle begründet es 
jelbftftändige Obligationen, im zweiten modificirt e8 die beftehende Obligation. Der Be: 
griff am ſich ift im beiden Fällen verfelbe, widerrechtlicher Wille. Das widerrechtliche 
Berhalten des Willend heit im allgemeinen Schuld, culpa. Schuld ift daher die Grund— 
lage des Unrechts. Ohne Schuld kein Unrecht, und ohne Unrecht feine Haftung für das, 
was man verurfacht hat. Dies ift der ſ. g. fubjectiwe Standpunkt des römischen Rechts. 
Jeder haftet nur für das, was er gethan, und gethan hat er nur, was aus feinem Wil 
len hervorgegangen ift. Das ältere deutſche Recht nahm meiftens einen mehr objectiven 
Standpunkt ein, und ließ Haftung auch bei Verurſachung von Schaden ohne Schuld ein- 
treten, doch ift im gemeinen Rechte das römiſche Princip vollftändig angenommen. 

Der Begriff der Schuld ſchließt nun die beiden Elemente in ſich: Iubjective Zurech— 
nung und objective Wiverrechtlichfeit. 
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1. Die fubjective Zurechnung beruht auf dem Gaufalnerus zwiſchen dem Willen 
einer und dem Schaden einer anderen Perſon. Sie jet vor allem Zurechnungsfähigkeit 
voraus, die bei Kindern nad) der individuellen Reife beurtheilt wird, und im übrigen 
durch Wahnſinn und ähnliche Zuftände, nach Umftänden auch Irrthum und Zwang, aufs 
gehoben werden kann. Die wirflihe Zurechnung ift dann aber nicht nur begründet, 
wenn man abfichtlich mit Bewußtfein ſchadet, jondern auch, wenn man es zwar unabjicht- 
lich, aber aus Fahrläffigfeit thut. Man unterfcheivet beives ald dolus und culpa. Do- 
lus ift der Borfag mit dem Bewußtſein, daß das, was man thut oder läßt, einem Ans 
dern Schaden verurfacht. Das Motiv, warum man es thut, ob aus Muthwillen, Bos— 
beit, Rache, ift am ſich gleichgliltig, nur wenn man ed aus Freundſchaft oder Mitleiden 
für einen Dritten thut, bezeichnen Die Römer dies blos als grobe culpa, als eine gar 
zu unbedachte Ausübung des Gefühls. Culpa ift die Unterlafjung der ſchuldigen Vorſicht 
beim Handeln. Man darf bei der Compfication der Yebensverhältnifje fi beim Handeln 
nicht Damit begnügen, daß man feine ſchädliche Folgen für Andere fieht und beabjichtigt, ſon— 
‚dern muß auch überlegen, ob fie nicht möglich find, und dann für ihre Abwendung forgen. 
Nur vwerfteht fidh, daß dies eine Grenze hat, daß man nur die den menjchlichen Berhältniffen 
entfprechende VBorficht und Sorgfalt anzuwenden braucht, die diligentia eines diligens 
pater familias, wie die Nömer jagen. Innerhalb diefer Grenze untericheiden die Rö— 
mer weiter culpa lata ımd levis. Die erftere ift, wenn man nicht einmal die gewöhn— 
liche und nahe Tiegende Vorſicht anwendet, die legtere, wenn man nur die feinere des di- 
ligens pater familias unterläßt. Daneben fteht noch ein relativer Mafftab, wern man 
in fremden Angelegenheiten weniger vorfichtig ift, als in eigenen (culpa in concreto). 


2. Die objective Widerrechtlichkeit beſtimmt ſich verjchieden, je nachdem man gegen 
Jemanden durch Vertrag oder fonjt verpflichtet ift, oder nicht. Ohne ſolche Obligation 
bat jeder Menſch gegen andere nur die negative Pflicht, nichts zu thun, was ihnen Schas 
ben bringen kann, man ift aber nicht verpflichtet, poſitiv andern Leuten Schaden, der ihnen 
von Dritten oder fonft droht, abzuwenden, wenn man es auch noch jo leicht könnte. Dan 
fann hier alfo nur durch pofitives Thun in culpa fommen, nicht durch bloßes Unterlaffen 
ber Schadensabwendung. Pur wenn man einmal in Thätigfeit, auch erlaubte, getreten 
ift, muß man dann die ſchädlichen Folgen daraus für Andere nah Kräften verhüten, fo 
namentlich aud; wenn man die Obhut ſchädlicher Kräfte irgend einer Art, Feuer, Wafler, 
Thiere, Kinder, Wahnfinnige, Mafchinen u. |. mw. übernommen hat. 


In allen Fällen von culpa ohne Obligationsverhältniffe haftet man übrigens ftets für 
jede culpa, ohne Unterjchied zwifchen dolus und culpa lata und levis. Steht man aber zu 
Jemandem im einem bejtimmten Obligationsverhältniffe, was auch der Grund fein mag, jo 
ift jede eulpoſe Nichterfüllung der Obligation ein Unrecht, mag man nicht thun, was man 
fol, oder thun, was man nicht fol. Für dolus haftet man dabei ftets. In Betreff 
der culpa fann man ſich aber zu größerer oder geringerer Sorgfalt verpflichten. Hat 
man aber nichts Beſonderes darüber ausgemacht, jo ift Princip, daß wenn man Vortheil 
aus einem DObligationsverhältnifje hat, man ftetS für culpa levis haftet, wenn aber nur 
Nachtheil oder Laſt, nur für culpa lata, jedoch mit einigen Ausnahmen: der Mandatar 
und gestor haften für culpa levis, obgleich fie keinen Vortheil haben, umgefehrt der 
Precarift und mensor nur für culpa lata, und der socius, Ehemann und VBormund 
nur für culpa in concreto. 


Ale Schuld und Haftung in und außer Obligationen ift übrigens ausgeſchloſſen: 
a) wenn der Andere die Schadenszufügung erlaubt und darin auch nichts Unfittliches Liegt 
(volenti non fit iniuria), b) wenn man in der Nothwehr oder im Notbitande fremdes 
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Eigenthum verlegt, und c) wenn die bloße Ausübung eines Rechts indirect nachtbeilige 
Folgen für Andere hat, nad) dem Sage qui iure suo utitur, neminem laedit. 

$. 59. Der Gegenfag von Schuld ift Zufall (casus). Zufall ift aber juriftifch 
fein abjoluter Begriff, jondern nur ein velatwer, d. b. aller Schaden, den Jemand ohne 
Schuld einer beftimmten anderen Perſon erleidet, ift diefer gegenüber Zufall, wie er auch 
ſonſt entftanden ſein mag, ob ſchuldlos durch den Anderen jelbft, oder durch Naturereig- 
niffe oder durch fremde Schuld, namentlich Gewalt, oder fonft wie. Für den Zufall in 
dieſem Sinne gilt nun, nach dem fubjectiven römiſchen Standpunkte bei der Erſatzpflicht, 
das allgemeine Princip, daß Niemand dafür haftet, falls er nicht durch Vertrag, Teita- 
ment oder Geſetz bejonders dazu verpflichtet it. Meiner Zufall iſt e8 aber nicht, wenn 
der Andere die Einwirkung des Zufalls erft durch culpa oder mora möglich gemacht hat 
(casus mixtus) oder fonft irgendwie mit in Schuld bei der betreffenden Schadensftif- 
tung ift. Nach diefen Principien find folgende drei Hauptfälle zu entjcheiden : 

1. Die Haftung für fremde culpa. Nach römiſchem Rechte haftet man für fremde 
culpa in der Regel nicht anders, ald wenn man felber auch in culpa ift, jo namentlich 
bei der culpa der Stellvertreter, Dienftboten, Arbeiter, Untergebenen u. |. w. Gelber 
in eulpa ift man aber bei diefen nur, wenn man ihnen ſchädliche Handlungen, bes 
ſonders Delicte, aufträgt oder fie ratihabirt, oder wenn man gar feinen Vertreter neh— 
men durfte, oder wenn man in der Wahl oder VBeaufjichtigung der Vertreter nachläſſig 
ift (culpa in eligendo oder custodiendo), Ausnahmen von diefem Grundfage find 
nur folgende: 

a) bei Berträgen der Vertreter haftet der Dominus für deren |. g. contract: 
liche culpa ; 

b) für alles, was aus einem Zimmer auf die Strafe geworfen oder gegoffen wird, 
haftet der Bewohner deſſelben, ohne Unterſchied, mer es gethan und ob der Bewohner 
dabei in Schuld war, fofern mır der Thäter in Schuld war, und nicht ein vein cafuel= 
les Herunterfallen ftattfand. 

e) Gaftwirthe und Schiffer haften den Reiſenden für allen. Diebftahl und Beſchä— 
Digung der Sachen, die fie in das Gafthaus oder Schiff mit fich gebracht haben, fofern 
nicht fremde Gewalt oder Naturereigniffe die Urſache find. 

Für die heutigen Verkehrsverhältniſſe ericheinen dieſe Beſtimmungen nicht als aus— 
veichend, beſonders bei den größeren Imduftrieunternehmungen von Eifenbahnen, Schiff: 
fahrt, Fracht, Fabrik, Bergwerk u. a Wenn hier die Haftung der Geſchäftsherren 
den Beftimmungen des römifchen Rechts gemäß auf eigene culpa in eligendo und custo- 
diendo befchränft ift, ſonſt aber bei culpa der Untergebenen nur dieſe jelbft haften und 
bei Zufall gar feine Haftung eintritt, jo ftehen Gewimm und Gefahr bei dem Unterneh: 
mer in gar feinem Berhältnifje, und die Gefahr ift fat ganz auf das Publikum und die 
Arbeiter abgewälzt. Eben darum Hat ſchon das Handelsgeſetzbuch bei Fracht zu Lande 
und zu Wafler, beſonders auch bei Eifenbahnen, eine allgemeine Haftung, aufer fir 
böhere Gewalt, eingeführt, und fogar deren Beleitigung durch Reglements verboten. 
Weitere Geſetze für fonftige Entſiehung von Schaden in ſolchen Verhältuiſſen erſcheinen 
aber immer mehr als dringendes Bedürfniß. 

2. Die Haftung für Thiere. Der Eigenthümer von Thieren, zabmen oder wilden, 
haftet für den von ihnen geftifteten Schaden, ſobald er felbft dabei in culpa ift, vollſtän— 
dig, alfo wenn er fie felber anreizt, best, nicht gehörig bewacht u. dgl. Außerdem tritt 
nach römischen Recht eine beſchränkte Haftung injoweit ein, daß, wenn er den Schaden 
nicht erlegen will, er wenigftens das Thier hergeben muß (moxae dare), Die Römer 
haben aber jelbft hier ihren fubjectiven Standpunkt nicht ganz verlafien können. Sie 
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geben die Klage nur, wenn wenigſtens das Thier gewiffermaßen eine Schuld trifft, alſo 
wenn es „contra naturam sui‘generis“ Durch ungewöhnliche Wilvheit, Muthwillen u. 
dergl. gehandelt hat. Daher haftet, wem ein Thier das andere angereist hat, der Herr 
des erfteren, und bei Beichädigung im Kampfe zweier Thiere fällt die Erjatpflicht weg, 
wenn Das beichädigte den Streit angefangen bat. 

3, Haftung für lebloſe Saden. Wenn lebloſe Sachen ohne culpa des Eigenthü- 
mers geichadet haben, z. B. Einfturz eines Hauſes, fortgeichwenmte Balten, jo tritt gar 
feine Haftung ein, nur braucht der Beichädigte die Sachen nicht ohne Erſatz heraus- 
zugeben. Gibt aber der Eigenthümer jein Eigenthum auf, jo kann der Beichädigte nichts 
machen, ja nicht einmal auf Wegnahme der Sachen Hagen. Dafür fann man aber, 
wenn ein Schaden erft drohend und beworftehend ift, auf Befeitigung oder wenigſtens Be— 
ftellung einer „cautio de damno infecto“ flagen. 


V. Wirkung. 


8. 60. Die Wirkung der Obligationen ift im allgemeinen, daß fie erfüllt werden 
können und müflen. Aus dem erfteren folgt, daß die zur Erfüllung gefchehene Yeiftung 
feine Bereicherung des Gläubigers ift, feine Schenkung, feine Zahlung einer Nichtfchulp, 
feine Gabe ohne Grund, jondern eben reine Erfüllung deſſen, worauf der Gläubiger ein 
Recht, der Schuldner eine Pflicht hat. Aus dem zweiten folgt dreierlei: die Pflicht der 
Erfüllung, die Pflicht der Nachgewähr, die Haftung für die Nichterfüllung. 

1. Die Pflicht der Erfüllung jchließt in fich, daß die betreffende Yeiftung in 
allen Beziehungen der Obligation entfprede. Daß der Schuldner in Perfon erfülle, ift 
zwar in der Negel nicht wejentlic, fondern nur wenn es fi um DAR bandelt, bei 
der feine Individualität von Bedeutung ift. 

Dagegen muß der Gegenftand in Natur geleiftet werden. Cine andere Leiſtung an 
Zahlungsftatt (datio in solutum) braucht der Gläubiger nicht anzunehmen. Yuftinian hat 
ihn zwar aus unpafjender Milde gegen den Schuldner in gewiffen Nothfällen dazu ver- 
pflichtet, die neueren Geſetzbücher haben dies allgemein verworfen. 

Ebenſo muß die Erfüllung im vollen Umfange der Obligation geichehen, nur in 
wenigen Fällen it dem Schuldner, um den Concurs zu verhindern, das Recht gegeben, 
daß er wicht mehr zu zahlen braucht, als er bat, und ſogar nod den nothwendigen 
Tebensunterhalt, die |. g. Competenz, zurüdbehalten fann, jo insbefondere bei Obligatio- 
nen zwiſchen Weltern und Kindern, Geſchwiſtern, Ehegatten, bei Schulpnern nad) dem 
Concurſe, und Schulden aus Dos und Schenkung (beneficium competentiae). 

In Betreff der Zeit iſt Princip, daß der Schuldner ftets zahlen darf, wann er 
will, zahlen muß, wenn der Gläubiger es will. Selbit ein Zahlungstermin ändert in 
der Regel nur das letztere, nicht das erftere (dies in dubio pro reo). In Betreff ber 
Zahlungspflicht jelber ift ein Zahlungsternin in der Regel mur eine unweſentliche Mo— 
dalität, jo daß die Erfüllung auch nad) dem Termine geichehen fan und muß, aus— 
nahmsweile kann er aber auch wejentlicher Beftandtheil der Obligation fein, jo daß nad) 
dem Termine eine Erfüllung gar nicht mehr möglich ift, wenigftens nicht angenommen zu 
werden braucht, 3. B. bei Miethe auf einen beftimmten Tag, und faft bei allen Yie- 
ferungsverträgen. 

Wenn Der Ort der Erfüllung nicht durch Vertrag oder Teftament beftimmt ift, jo 
darf man zwar überall zahlen, wo man den Gläubiger findet, nur nicht an unpaffendem 
Orte, braucht aber fpeciell beftimmte Sachen nur da zu zahlen, wo jie find, andere an 
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feinem Wohnorte, nur bei Geldſchulden muß man das Geld dem Gläubiger bringen 
oder ſchiclen, jo wenigftens nach dem Handelsgeſetzbuche. 

8. 61. Befondere Berfprechen über die Erfüllung einer Obligation (Zahlungsver— 
ſprechen, constitutum debiti) begründen eine felbfiftändige Pflicht und Klage auf Er— 
füllung neben der alten Obligation. Sie find in der mannichfachften Weile möglich, mit 
Aenderungen in Perjonen, Gegenftand, Zeit, Ort, Art der Erfüllung, oder als einfache 
Wiederholungen. Auch die leteren fünnen wichtig fein wegen Verjährung, Unvererblichkeit, 
Unflagbarkeit der alten Obligation und fonft. Ob mit dem Eonftitute eine Anerkennung, 
d. 5. Geftändniß, der alten Schuld verbunden ift, oder nicht, ift am fich gleichgültig. 

Das Conftitut jetzt als ſolches ſtets eine gültige Hauptichuld voraus, Deren Dafein 
muß der Kläger beweifen, falls nicht mit dem Conftitute eine Anerkennung der Hauptichuld 
verbunden if. Dieſe ift aber im verſchiedener Weife und mit verfchiedener Wirkung 
möglich. Bezieht fie fih blos auf die Thatfachen der früheren Schuld, fo ift fie ein 
bloßes Geſtändniß; bezieht fie fi auf das Recht als ſolches bei beftimmter angegebener 
causa, fo liegt darin neben dem Geftändniffe noch die Erklärung, das Recht daraus 
gelten laſſen, alfo nicht anfechten und beftveiten zu wollen, alfo ein Verzicht, bezieht fie 
ſich aber auf eine Forderung ohne alle oder ohne genügende Angabe der causa, jo liegt 
darin die Erflärung, das Recht auch ohne Rückſicht auf die causa ald begründet gelten 
lafien zu wollen, aljo eine entjchiedene Trennung von Forderung und causa, und aus— 
drüdlih oder implieite ein abftractes Verfprechen auf erftere. Sofern man nun bie 
Trennung von VBerjprechen und causa bei neuen Verträgen nad) ©. 324 zuläßt, muß man 
es auch Hier bei der Anerkennung alter Schulden, und muß ſomit auch eine Klage aus 
dem Berfprechen der Zahlung von jo amerfannten Schulden zulaſſen. Der Standpunft 
des Beweiſes und Berzichted reicht dabei nicht aus, da es ſich um den Willen, eine For— 
derung ohne causa gelten zu laffen, handelt. Die Gefichtspunfte eines gerichtlichen Ges 
ſtändniſſes oder Erfenntniffes, die Unger und Windſcheid hereinzieben, können höchſtens 
als Vergleich, nicht als Conftruction dienen, und fördern die Sache bei der wejentlichen 
Berichiedenheit von Bertrag und Proceß nicht jehr. Aus dem Zahlungsverfpredhen mit 
Anerkennung einen felbftjtändigen Anerkennungsvertrag zu machen, ift nicht zuläſſig. Der 
Begriff „anerlennen“ jegt ſtets ein jchon Beftehendes, was anerkannt wird, voraus, er begründet 
nicht materiell neu, jondern ftellt nur ſchon Beſtehendes feſt. Demnach ift das beigefügte 
Verſprechen ſtets Zahlungsverſprechen (Conftitut) für eine ſchon beftehende oder wenigftens 
nach der Abficht der Parteien als beftehend zu denfende Schul. Iſt fein ausdrück— 
liches Berfprechen beigefügt, jo ift e8 in der Anerkennung einer Forderung ohne causa von 
felbft implieite enthalten. Allerdings kann unter der Form der Anerkennung einer 
alten Schuld die Begründung einer neuen verftedt fein, indeffen kann dies höchſtens als 
Anfechtungsgrund in Betracht kommen. 

8. 62. 2. Die Pflicht der Nachgewähr bezieht ſich ſowohl auf die factifchen 
Eigenſchaften ver Sachen als auf das rechtlihe Behaltenkönnen berjelben. In beiden 
Beziehungen ift die Nachgewähr befonders beim Kaufe wichtig und daher aud bei diefem 
im römijchen Rechte Hauptfächlich entwidelt, fie tritt aber bei allen andern ähnlichen Ver— 
vflichtungen ebenjo ein. 

a) In Betreff der factiſchen Eigenjchaften muß der Schuldner dafür einftehen, daß 
die Sache fo ift, wie fie obligationsmäßig fein fol, daß fie alfo die verſprochenen Vor— 
züge und feine heimlichen Mängel habe. Dabei unterjcheiven Die Römer die Haftung 
nad den allgemeinen Grundjägen des Civilrechtd über bona fides, und die nad) einem 
beſonderen Edicte der Aedilen. Die erftere tritt nur bei |. g. dieta et promissa und 
dolus ein, d. h. wenn der Berfäufer das Daſein befonderer Vorzüge oder das Nichtdaſein 
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befonderer Mängel verfihert hat, oder heimlihe Mängel gewußt und verſchwiegen bat. 
Die Klage ift die gewöhnliche Kaufflage von dreißig Jahren auf Preisermäßigung, umd 
bei dolus auf das volle Intereſſe. Nad dem ädilitiſchen Edicte haftet der Verkäufer aber 
wegen aller dieta und promissa und wegen aller heimlichen Mängel, wenn ev fie auch nicht 
fennt, unbedingt nad Wahl des Käufers auf Preisermäßigung oder Redhibition, d. h. 
Rückgabe der Sade und Aufhebung des Vertrages, jedoch letzteres nur ſechs Donate, 
erfteres ein Jahr. Bei gewiffen heimlichen Mängeln ift übrigens auch ohne dolus des 
Verläufers die dreißigjährige Civilklage zugelaffen, nämlich bei ſolchen, die das habere 
licere, d. h. Befig und Gebraud der Sache, ganz aufheben, wie tödtlihe Krankheit von 
Thieren, Schadhaftigfeit von Balken, Fäſſern u. a. 

b) Ber allen Obligationen auf Uebertragung von Sachen und Rechten muß ber 
Schuloner auch nach der Peiftung dafür einftehen, daß der Gläubiger fie behalten kann, 
dar fie ihm alfo nicht von Dritten wegen ſchon vorhandener Anſprüche ewincrt, entwehrt, 
d. b. durch Klage abgeftritten und abgenommen werden. Dieje Haftung bat Das römiſche 
Recht in einer doppelten Weife, entweder jo, daß die ewincirte Sache als gar nicht ges 
geben gilt, die Obligation alfo einfach fortdauert, oder jo, daß wegen der Eviction eine 
bejondere Klage auf vollen Schadenserſatz ftattfinde. Das erſte ift, wenn bet einjeitigen, 
nur generiichen Obligationen aus Legat, Schenkung, Stipulatton, das gegebene Tpecielle 
Stüd ewincirt wird, das letztere tritt Dagegen bei allen gegenfeitigen Obligationen ein. 
Eigenthümlich ift dabei, daß hier Haftung auf das ganze Intereſſe ohne alle Rüchkſicht 
auf culpa ftattfindet. Es ift hiſtoriſch daraus zu erfläven, daß man ſich in Rom beim 
Kaufe in der Regel das Doppelte des Kaufpreiſes für den Fall der Eviction verſprechen 
ließ (duplae stipulatio), Aus welchem Rechtögrunde der Dritte evincirt, ob wegen dings 
lichen Rechts, Eigenthum, Pfandreht u. a., oder wegen perjönlichen Nechts mit actio in 
rem scripta, wie actio metus, Noralklage u. a., it gleichgültig. Nur verſteht fich, daß 
aus rein perfönlichen Rechten gegen den Berfäufer überhaupt feine Eviction gegen den 
Käufer begründet werden kann. Weſentlich für die Haftung des Verkäufers ift natürlich, 
daß Das Evictionsrecht ſchon zur Zeit des Kaufes erijtirte oder nachher Durch Schuld des 
Berfäufers entftanden ift, für Zufälligfeiten nad dem Kauf, 3. B. Erpropriation, haftet 
er nicht. Uebrigens muß der Käufer die Sache gegen den Evictionsanſpruch gehörig ver— 
thetdigen, namentlich dem Berfäufer Anzeige Davon machen, fonft kann er keinen Erſatz 
fordern, außer wenn er beweifen fan, daß alles doch nichts geholfen haben würde. 

8. 63. 3. Die Folge der Nichterfüllung einer Obligation ift im allgemei- 
nen gejeglih nur die Haftung für allen Schaden, der dem Gläubiger Daraus erwächſt. 
Durch Verträge oder Teftament fünnen aber beliebige andere Folgen, namentlich Conven— 
tionalſtrafen, und bei Verträgen Aufhebungs- und Nüdtrittörechte, begründet werben. 
Die Nichterfüllung einer Obligation zu der Zeit, wo fie erfüllt werden follte, beift im 
allgemeinen Verſäumung, mora. Wenn indejfen eine ſpätere Erfüllung gar nicht mehr 
möglich ift, fo ift die Verſäumung eine ablolute Nichterfüllung und die Verfäumung der 
Zeit kommt als ſolche nicht weiter in Betracht. Wenn dagegen fpätere Erfüllung möglich 
ift, wie beſonders bei allen Geldſchulden, jo kommt nun der eigenthümliche Begriff der 
Verzögerung oder Verfpätung zur Erfcheinung. Dies ift der Verzug, mora im engern Sinne, 

Ein Verzug fett zweierlei woraus: daß der Schuldner zur wirklichen ſofortigen 
Zahlung verpflichtet ift, und daß er fie Doch ohne gerechten Entfchuldigungägrund unterläßt. 
Das ertere tritt nicht, wie Die actio nata, won ſelbſt mit der Fälligkeit der Schuld ein. 
Diefe bewirkt nur, daß der Gläubiger die Zahlung verlangen lann, aber der Schuloner 
braucht erft zu zahlen, wenn er fie auch wirklich verlangt hat. Unaufgefordert braucht 
nach römischer Auffaſſung Keiner feine Schulden zu zahlen, fo wenig, daß wenn ber 
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Gläubiger gar nicht mahnt, die Schuld durd Verjährung ganz untergeht und man gar 
richt zu zahlen braucht. Die mora geht alfo nicht Ichen ex re, d. h. aus dem 
Dafein der Schuld an fich, hervor, fondern nur ex persona, d. h. aus der Nichtbefol- 
gung der Mahnung des Gläubigers. Mahnung, interpellatio, ift nichts anderes, als 
die Aufforderung zur Zahlung. Sie erfordert feine Form, fondern nur, daß fie wirklich 
vom Gläubiger an den Schuldner gejchieht, oder beiderſeits durch und an gehörige Ver: 
treter, umd nicht vor der Fälligkeit der Schuld. Entzieht fich der Schuldner der Mahnung, 
jo genügt der Verſuch, natürlich mit gehöriger Bezeugung. Ausnahmsweiſe bedarf es 
feiner Mahnung, nämlich bei Dieben, Räubern und Dejicienten (nicht bei allen Delictö- 
ichulden), und wenn ein fefter Zahlungstermin mit der Abficht beigefügt ift, daß der 
Schuldner da von felbft zahlen ſolle, dann „dies interpellat pro homine“. Die Ab— 
ficht iſt nach römischen Rechte im Zweifel nicht anzunehmen, ohne innern Grund nimmt 
die heutige Praris das Gegentheil an. 

Bei den Entfchuldigungsgründen nehmen die Römer nicht den Standpunkt der ges 
wöhnlihen eulpa ein mit Unterjcheidung von culpa lata und levis, jondern fie laſſen 
jchlechthin nur drei Gründe zu, gerechte Zweifel über Dafein und Umfang der Schuld, 
Sicherung des Beweifes und äußere Hinderniffe der Leiſtung. Dagegen wird auf blos 
jubjective Hinderniffe, namentlih Armuth, — ſie auch noch ſo unverſchuldet ſein ſollte, 
keine Rückſicht genommen. 

Die Folgen der mora beruhen auf der Haftung für allen Schaden. Daraus folgt 
die Haftung für casus, und daß man nicht mehr Durch ihn frei wird (perpetuatio obli- 
gationis), die Verpflichtung zu Verzugszinſen und ſonſtigem Schadenserjage, und das Recht 
des Rücktritts bei gegemfeitigen Verträgen, falls die Ausführung alles Interefje verloren hat. 

Wenn übrigens der Gläubiger die Erfüllung verhindert, weil er die gehörig anges 
botene Leiſtung nicht annimmt, oder die Anbietung ſelbſt hindert (mora aceipiendi), Jo 
wird dadurd zwar Die Schuld an ſich nicht aufgehoben, aber der Schulpner darf feinen 
Nachtheil davon haben, jene Verpflichtung wird Daher auf das geringfte Maß vebucirt, 
er haftet nur noch für culpa lata, die geſetzlichen Zinfen hören auf, ebenfo Die Sonven- 
tionalftrafen, er wird durch cafuellen Berluft des Geldes, mas er zahlen wollte, frei, und 
kann Erfat der weiteren Aufbewahrungstoften der Sache fordern, ja im Nothfall dieſe 
nach nochmaliger Aufforderung derelinquiven. 


VI Mebergang der Obligationen auf andere Perjonen. 


8. 64. Es ift ſchon oben ©. 316 ausgeführt, daß über das Verhältniß der Obli- 
gatton zu den bei ihr betheiligten Perfonen tm römiſchen und heutigen Rechte eine ver 
ſchiedene Auffaſſung herriche, die fich namentlich auch bei der Frage nach der Möglichkeit 
eines Ueberganged der Obligationen auf andere Perfonen zeige. Das römiſche Recht läßt 
einen Uebergang zwar durch Unwerjalfucceijion activ und paſſiv zu, alſo beſonders bei 
der Beerbüng, eben weil hier rechtlich die alten Perfonen in den neuen noch fortdauern, 
dagegen ift eine Singularjucceffion vollitändig ausgeſchloſſen. ine eigentliche Uebertra- 
gung kann activ und paſſiv nur dadurch vermittelt werden, daß die Obligation in den 
neuen Verſonen förmlich und volljtändig erneut, novirt, d. h. durch einen neuen Bertrag 
neu conftituirt wird. Activ muß ſich der neue Gläubiger auf Anweiſung (Delegation) 
des alten die Schuld von dem Schuldner neu veriprechen lafjen; paſſiv muß der neue 
Schuldner auf Delegation vom Gläubiger die Echuld neu verſprechen. Bei der paffiven 
Uebertragung find die Römer über dieſen Standpunkt überhaupt gar nie hinausgekommen. 
Bei der activen Haben fie allerdings eine einfeitige Webertragung vom Gläubiger ohne 
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Zuziehung des Schuldnerd möglih gemacht, aber doch nur inbirect Durch Vermittelung 
des Begriffs der Stellvertretung. Der Gläubiger kann einen Andern nicht nur factifch 
zu feinem Vertreter in Einziehung und Einklagung der Forderung zu eigenem Intereffe 
machen (procurator in rem suam), fondern ihm aud ein feſtes Recht auf dieſe Ver: 
tretung, und infofern auf die Ausübung der Obligation geben, und ebenfo kann auch das 
Geſetz ftatt feiner einem Andern ein ſolches VBertretungsrecht zur Ausübung der Obligation 
ertheilen. Dies ift vie Ceſſion. Die Römer haben dabei bis zulett daran feftgehalten, 
daß der alte Gläubiger die Obligation eigentlih und de iure immer behält, und der 
Ceſſionar nur das Recht bekommt, fie ftatt feiner auszuüben. Allerdings ift der Ceſſionar 
nicht mehr Procurator, auch nicht fingirter, fondern hat ein jelbftftändiges Vertretungs— 
und Ausübungsreht (actio utilis), und darum fteht die Gefjion im materiellen und 
praktiſchen Reſultate einer wirklichen Webertragung des Rechts völlig gleib, allein der 
Standpunkt für die vechtliche Anſchauung und Gonftruction des Verhältniffes ift darum 
doch ftet der der Umübertragbarfeit der Obfigation. Man hat das Recht des Gläubigers 
nad der Gefjion dem nudum ius des alten quirttarifchen Eigenthümers gleich ftellen 
wollen. Allein das quirttariiche Eigenthum war an fich übertragbar, es bedurfte nur 
einer beftimmten Form. Bei der Obligation ſah man die Unübertragbarfeit in der Sache, 
nicht in der Form. Zwiſchen Eigenthum undObligation ift auch in Betreff der Ueber: 
tragung ein weſentlicher Unterſchied. Obligationen exiftiren nicht, wie Sachen, von Natur, 
fondern nur durch eine Perſon als Begründer. Ihr Inhalt und Umfang kann daber 
nie, wie beim Cigenthume, aus fich felber beftimmt werden, fondern immer nur aus der 
Perſon des erften Begründer. Auch bei der freieften Uebertragbarteit bleibt daher deſſen 
Perfon doch ftets maßgebend für ihren Inhalt und infofern unzertrennlih von ihr. Die 
Römer formalifiven dieſes materielle Princip in der Fefthaltung des erften Begründers 
als fortwährenden eigentlichen Obligationsfubjectes. Dazu kommt, daß, da die Ceſſion 
den Schuloner nicht wie eine Sache fondern nur als verpflichtete freie Perſon treffen 
fann, fie für ihn erſt wirffam werden fann, wenn er fie erfährt, folglich der Uebertra— 
gungsact hier nicht, wie beim Eigenthume, die Mebertragung vollenden kann. Die zwei— 
felhafte Frage, wie der Nechtözuftand der Obligatton in der Zmifchenzeit zu denken fet, 
erledigen die Römer einfach durch die Felthaltung ihres alten Principo. Man braucht 
daher nicht einzelne praftifche Folgen des Unterſchieds der römischen und beufigen Auf- 
faſſung aufzujuchen, um daraus die Fortdauer der erften zu erklären. Die ganze An- 
ſchauung und Conftruction war der Grund, nicht einzelne unweſentliche gleichgültige 
Folgen. Die Engländer halten ebenfo bis auf den heutigen Tag den Standpunkt der 
Bertretung bei der Gefjion feft. In Deutſchland ift Dagegen, nach der oben beiprocenen 
größeren Scheidung des objectiven und fubjectiwen Beftandes der Obligation in der recht 
lihen Auffaffung derfelben, die Idee einer Eingular= Succeffion in Obligationen ſtets 
als zuläffig angejehen, und zwar nicht nur in der Taienbaften Anficht des Volkes, fondern 
aud in der technischen Auffaſſung der Zuriften und Gefeggeber. Wir fehen, wenn A dem 
B 100. Thaler ſchuldet, es nicht als wejentlih an, daß mur der B fie fordern fann und 
halten es daher für völlig zuläffig, daß B fein Recht vollftändig auf C übertrage. Die 
Beitimmung des Inhalts der DObligation nah der Perſon des B als erften Begrün- 
ders ift zwar natürlich auch bei uns, aber wir halten es nicht für nöthig, Darum den B 
ſtets noch als wirklichen Gläubiger anzuſehen. Schr ftreitig iſt freilich die Frage über 
den Zuftand der Obligation von der Gefjion bis zur Benachrichtigung des Schuldners. 
Bft die Gefjion wirkliche Uebertragumg, jo kann der Schuldner nicht mehr an den Ceden— 
ten zahlen; kann er noch zahlen, jo muß der Cedent noch Gläubiger fein. Die Löſung 
von Windſcheid, daß die Geffion erft durch die Anzeige vom Gefjionar an den Schuldner 
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als Befigergreifung der Schuld vollendet werde, und bid dahin beide, Cedent und Ceſſio— 
nar, wirflihe Gläubiger ſeien, möchte feine glüclihe fein. Die Eonfequenz fordert Ueber: 
gang mit der Gefjion, die Billigfeit fordert, daß der Schuldner von feiner Unkenntniß 
feinen Schaden babe, daß er aljo durch Zahlung befreit werde, keineswegs aber auch, 
dag er durd Erlaß und andere Verträge frei werde. 

Im der meiteren Durchführung der Ceſſion führt der heutige Standpunkt zu feinen 
andern Conjequenzen, als der römiſche. Ceſſibel find alle Forderungen, bei denen nicht 
ausnahmsweiſe bejondere Eigenihaften des Gläubigers für die Ausübung wefentlid 
find, ſei es an fid oder nach bejonderer Verabredung. Bei der Gefjion felbit find, 
wie bei der Tradition, causa und Ceſſion zu unterfcheiden. Erſtere können alle Ueber: 
tragungsgründe von Rechten fein. Yettere gefchteht durch formılofe Erklärung vom Gläu— 
biger oder vom Richter, in gewiffen Fällen tritt fie auch von felbft nach dem Gejege ein 
(cessio legis), nämlich bei allen Rechtsgeſchäften auf Uebertragung von Obligationen 
(Eeſſion ift nicht jo wie Tradition nöthig), ferner wern man Obligationen begründet, die 
eigentlich einem Andern gehören follten und auf deren Geffion diefer Daher ein Recht hat, 
wie bei Vertretern und Erbichaftsbejigern, und wenn man geſetzlich genöthigt ift, fremde Schul= 
den zu zahlen und daher Gejfion der Klage verlangen kann, wie Mitvormünder u. a. Die 
Wirkung der Ceſſion ift Uebergang der Obligation, fo wie fie ift, mit allen Rechten, aber 
auch allen Beichränfungen und Einreden. Die Lage des Schuloners darf rechtlich nicht 
verjchlechtert werden. Das Verhältniß zwiſchen Cedent und Gefjionar richtet fih ganz 
nad) der causa der Gejfion; die Regel, der Cedent hafte für veritas aber nicht für bo- 
nitas, {ft nur für den Kauf und ähnliche Geſchäfte gültig. 

8. 65. Aus der Möglichkeit, Forderungsrechte zu übertragen, folgt keineswegs von 
ſelbſt auch die Möglichkeit der Mebertragung von Schulden, aus der activen Ceſſion fann 
man feine paflive ableiten. Forderung und Schuld ftchen in der Obligation nicht 
parallel neben einander, jondern in directem Gegenfage zu einander ald Recht und Pflicht. 
Recht aber ift Möglichkeit, Pflicht Nothwendigkeit. Ueber die Möglichkeit ift man Herr, 
von der Nothwendigkeit wird man felber beherrſcht. Darin Liegt der einfache Grund, 
warum man Schulden abjolut nie ohne Zuftimmung des Gläubiger übertragen 
fann. Es iſt merkwürdig, wie oft diefe einfachen Kategorien überjehen werden, und man 
nad befonderen Gründen fucht, warum die Zuftimmung des Gläubiger bier nothwendig 
fei, wegen feines befonderen Interefies u. a. Zuſtimmung des Schuldners ift dagegen 
zur Abnahme feiner Schuld nicht nöthig. Er felber nur kann ſich der Nothwendigkeit 
nicht entziehen, wohl aber kann ein Anderer mit Zuftimmung des Gläubigers ihn davon 
befreien, fie ihm ab= und auf ſich nehmen, auch ohne fein Willen und Wollen, ja 
ſelbſt wider feinen Willen. Die reine Pflicht iſt fein Recht. 

So wenig aber ohne Zuſtimmung des Gläubigerd eine Uebertragung der Schuld 
möglich ift, jo vollftändig muß fie e8 mit feiner Zuftimmung fein. Wenigſtens nad) heu— 
tigem Rechte. Im römischen Rechte ift nach dem Principe der Perfönlichkeit der Obliga- 
tionen eine Uebernahme fremder Schulden nur indirect möglich, entweder durch volle No— 
vation oder dadurch, daß der Uebernehmer durch Gonftitut die Zahlung der fremden 
Schuld veripridt und der eigentliche Schuldner durch paetum befreit wird, Nach dem 
modernen Principe ift vollftändiger ſubjectiver. Eintritt in die DObligation ohne alle 
Aenderumg ihres objectiven Beſtandes möglich, alſo eigentliche Uebernahme der fremden 
Obligation als ſolcher ohne ihre Erneuung, eigentliche Succeflion. Das rechtsbegründende 
Element dabei ift der Wille der Parteien. Dabei ift der Wille des Gläubigers wefent- 
lich, der des Schuldners nicht. Die Uebernahme kann daher in doppelter Weiſe vollzogen 
werden, entweder durch Vertrag des Schuldners und Uebernehmers unter Zujtunmung 
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des Gläubigerd, oder durch Vertrag des Uebernehmers mit dem Gläubiger. Dagegen 
begründet der bloße Bertrag zwijchen Schuldner und Uebernehmer ohne Zuſtimmung des 
Gläubigers feinen Uebergang, keine Succejfion, feine Pflicht des Uebernehmers gegen den 
Gläubiger, ſondern nur Pflicht gegen den Schuldner, ihn zu befreien. Wie aber die 
Zuftimmung des Gläubigers erklärt wird, ift gleichgültig, ob vorher oder nachher, ob aus: 
drücklich oder ftillfchweigend. Ein befonderer Vertrag mit dem Uebernehmer ift für ihn nicht 
nöthig. Sein Recht gegen diefen beruht nicht auf einem beſonderen perſönlichen Zahlungs- 
veriprechen von dieſem, fondern auf deſſen ſubjectivem Eintritte in die objective Obliga- 
tion, der mit feinem (des Gläubigers) Willen gejchehen iſt. Stillſchweigende Eimwilligung 
iſt es, wenn er nach Kenntniß des Uebernahme= Vertrages Zahlungen vom Uebernehmer 
annimmt. Wenn aber Schuloner und Uebernehmer gar feine eigentliche Uebernahme ver 
Obligation gewollt haben, fondern nur Verpflichtung untereinander, fo kann der Gläu- 
biger ſich nicht einmischen und das Verhältniß nicht zur eigentlichen Uebernahme machen. 
Die Sache ift dann wie im römischen Rechte, und der Gläubiger kann daher gegen den 
Uebernehmer ein Recht nur befommen entweder durch Berjprechen (Conftitut) von ihm, 
oder durch Gefjion der Klage des Schuldners gegen ihn. 


VI. Aufhebung der Obligationen. 


$. 66. Obligationen fünnen mit oder ohne Befriedigung (satisfactio) des Gläu— 
bigers aufgehoben werden. Ihrem eigentlichen Zwede entiprechend ift nur die Aufhebung 
durch Erfüllung. Indeſſen verfteht fich, dap wenn der Gläubiger fih in irgend einer ans 
dern Weife für befriedigt erklärt, Diefes der Erfüllung gleich ftehen muß, jet e8, daß er 
eine andere Yeiftung annimmt, oder daß er Durch [iberatorifchen Vertrag den Schuldner 
frei läßt. Wider feinen Willen fann dagegen in der Kegel keine anderweitige Befries 
digung bei ihm angenommen werden, doch aber ausnahmsweife in einzelnen Fällen, 
namentlich bei der Gompenfation. Noch weniger kann der Gläubiger feine Forderung 
natürlih ohne Befriedigung gegen feinen Willen verlieven. Doc gibt es auch bier eine 
Reihe von Fällen, wo er ſich theils ohne wirkliche Befriedigung als befriedigt anfehen 
muß, wie bei mora aceipiendi, theil$ eigentlicher materieller Verluft des ganzen Rechts 
geſetzlich angeordnet ift, wie bei Verjährung, Strafen u. dgl. Der Hauptunterfchied der 
Aufhebung mit und ohne Behriedigung ift, daß bei erjterer ftets auch das Pfandrecht 
fir die Obligation aufhört, bei legterer es fortdauern fann, 

1) Bei der Erfüllung der Obligationen haben die Römer das Prineip der Perſön— 
(ichfeit der Obligation nicht feftgehalten. Sie fagen zwar, eigentlich fünne eine Pflicht 
nur vom Pflichtigen jelber erfüllt werden, allein praktiſch laſſen fie Die Erfüllung auch 
von Andern zu, aud ohne Willen und Wollen ja ſelbſt wider Willen des Schuldners. 
Auch it der Gläubiger zur Annahme von Dritten verpflichtet, wenn er nicht ein beſon— 
dered Intereſſe an der perſönlichen Erfüllung vom Schuldner hat. Weſentlich für die 
Aufhebung der Obligation durdy Erfüllung ift nur, daß fie an den Gläubiger ſelbſt oder 
einen berechtigten Vertreter geichehe, und dem Inhalte der Obligation gemäß, was nad) 
den oben S. 330 — 333 ausgeführten Grundlägen zu beftunmen ift. 

2) Reale Befriedigung ohne eigentliche Leiftung tritt mit Willen des Gläubigers em, 
wern er eine datio in solutum annimmt, den Gegenſtand jelber an fich nimmt, Geld 
ausgibt u. dgl; ohne Willen des Gläubigers, wenn die Zahlung indirect durch feinen 
Erblaffer oder Gläubiger an ihn kommt, und befonders durch Compenfation, d. 5. 
Abrehnung von Gegenforderungen. Dieſe kann zwar vertragsmäßig vorgenommen 
werden, der Schuldner bat aber auch ein feſtes Recht Darauf, und zwar in der Weife, 


daß, wenn er es geltend macht, die Forderung rüchwärts mit dem Entftehen der Gegen- 
forderung als von jelbit getilgt behandelt wird, jo daß von da Zinfen, Conventional— 
ftrafen, Pfandrechte aufhören u. ſ. w. Inſofern wirkt die Compenfation, wenn fie gel- 
tend gemacht wird, rückwärts ipso iure in der Vergangenheit, fie tritt aber nicht won 
jelbft ipso iure ein, jondern nur, wenn der Verklagte fie durch Einrede geltend macht. 
Denn wenn er will kann er ebenfo gut auch jelbftftändig fordern und Flagen, ftatt compenfiren. 

3) Befriedigung durch Freiwilliges Aufgeben der Forderung kann nicht durch ein= 
feitige Dereliction, jondern nur durch liberatoriſchen Vertrag mit dem Schuldner gefchehen, 
aber im verſchiedener Weife. Man unterjcheibet: 

a) einfachen Erlaß, d. h. den Bertrag, daß die Schuld aufgehoben fein jolle. Ver— 
Ihteden davon find bloße Beichräntungen der Forderung in Zeit, Ort, Art, namentlich 
Stundungsverträge. Beim eigentlichen Erlaſſe ift ein weiterer Unterfchied zwifchen directer 
Aufhebung und indirecter durch Einrede im heutigen Rechte nicht mehr. 

b) Beiberfeitiger Rücktritt hebt Obligationen aus gegenfeitigen Verträgen beiderfeits 
auf, wenn ber Bertrag noch von feiner Seite erfüllt iſt, oder die Erfüllung zurüd: 
gegeben wird. 

e) Novation, d. h. die Umwandlung einer Schuld in eine neue, durch einen neuen 
Vertrag darüber, ohne eine neue materielle causa. Sie kann unter den alten Parteien 
ftattfinden, wenn fie eine Schuld unter ſich im Inhalte ändern umd dabei neu confti- 
tuiren wollen, oder wenn fie eine Obligation aus Delict, Teſtament, Geſetz in eine Ver- 
tragsobligation umwandeln wollen, oder eine Obligation aus einem materiellen Vertrage 
in eimen |. g. Yormalcontract, 3. B. Kaufſchuld in Wechſel. Die Novation kann aber 
auch mittelft Delegation zum Zwecke der Uebertragung der Obligation auf Andere, ber 
activen wie der paſſiven, benußt werden, und war dazu in Nom fogar das Hauptmittel, 
während bei uns allerdings directe Hebertragung möglich ıft, wie jchon oben ©. 333—336 
ausgeführt iſt. Wejentlih für die Novation ift ftets, daß die Umwandlung auf Grund 
der alten materiellen causa vorgenommen wird, daß aljo fein jelbftftändiger neuer Obli— 
gationsgrund eintritt, jondern nur die auf dem alten Grunde beruhende Schuld in der 
oben bezeichneten Weife geändert werben fol. Das neue Verfprechen ift zwar der neue 
formale Grund der neuen Schuld, allein materiell beruht es nur auf der alten Schuld 
umd deren causa, e8 will nur diefe umwandeln, nichts materiell Neues begründen. Eben 
darum kommt der Grund, warum der Schuloner fich auf die Veränderung einläßt und 
das neue Verfprechen gibt, nicht in Betracht. Keime Novation ift e8 aber, wenn die alte 
Schuld einfach aufgehoben und an ihre Stelle ein neuer Vertrag mit jelbitftindiger causa 
gefett wird, 3. B. aus einer Kaufſchuld eine Darlehnsſchuld gemacht wird. Dies ift, 
wenn es ernitlich gemeint ift, jo zu behandeln, wie wenn das Geld gezahlt und wieder— 
zurüdgeliehen wäre. Man bat wohl gejagt, Die Novation ſei auch ein materieller Ver— 
trag, weil die causa des neuen Verſprechens in der Aufhebung der alten Obligation liege. 
Allein die Parteien jchließen den neuen Vertrag in der Hegel nicht, um den alten aufzu= 
heben, jondern umgekehrt heben jie dieſen auf, weil fie den neuen ſchließen, deshalb kann 
das neue Verſprechen auch ohme Aufhebung des alten gültig fein. Eher kann man Jagen, 
da die neue Obligation e8 ift, was die alte aufhebt, fo ſei dies als eine Art in solu- 
tum datio aufzufaflen, zumal da wenigftend im neueren Rechte die Wenderung der Obli— 
gation jo wert geben lann, daß fie einen ganz andern Gegenftand und Inhalt bekommt. 
Die Auffaſſung ift der Sache nad möglich, nur entjpricht fie dem Ideenſtandpunkte der 
Parteien in der Regel nicht, da deren Abficht nur auf Aenderung, Umwandlung, Erneue 
ung der alten Obligation gerichtet ift. Es ift aber nicht gut, einem Berbältniffe ein 
andere rechtliche Conſtruction unterzulegen, als die Parteien factiſch im Sinne haben. 
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4) Ohne wirkliche Befriedigung muß fi der Gläubiger als befriedigt anfeben in 
den Fällen, wo wenigftens der Schuldner den Gegenftand der Obligation auch nicht mehr 
hat, und ed am Gläubiger felber oder mwenigftens nicht am Schuloner liegt, daß ber 
Gläubiger keine Befriedigung bekommt. Dies ift der Fall a) bei der mora accipiendi 
des Gläubigerö, wenn bier der Schuldner den Schuldgegenſtand gerichtlich deponiren oder 
ganz derelinquiren kann; und b) wenn dem Schuldner nach Perfection der Obligation 
die Erfüllung durch veinen Zufall, ohne eulpa und mora, objectiv unmöglich wird. 
Unmögliches kann man nicht leiften und auf Erjag haftet man nach dem allgemeinen 
Principe nur, wenn man in eulpa iſt. Die Unmöglichkeit muß aber eine objective fein, 
alfo bei Handlungen durch Tod, Krankheit, äußere Hindernifje bewirkt werben, bei 
Sachen durch phyſiſchen Untergang oder durd Entziehung von höherer Gewalt, auch ift fie 
bier nur bei fpeciell beftummten möglich, nicht auch bet nur generiich bejtimmten, nament= 
lid) Geld (genus non perit). Im übrigen gilt das Princip der Befreiung durch Zufall 
gleichmäßig für alle Obligationen. Bei gegenfeitigen, namentlich Kauf, folgt daraus, 
daß wenn nur Einer durch Zufall frei wird, der Andere zahlen muß, obwohl er nichts 
befommt. Man hat diefes für unbillig und der Gegenfeitigfeit widerſprechend gehalten. 
Allein die Gegenfeitigkeit befteht nicht darin, daß Jeder nur zu geben bat, fofern er etwas 
befommt, das wäre der reine Realcontract, fondern darin, daß Seder nur verpflichtet wird, 
jofern der Andere auch entiprechend verpflichtet wird. Für feine Pflicht Hat dann Jeder 
einzuftehen, für den Zufall nicht. Nur verfteht ſich, daß bei den Verträgen auf fort= 
gejegte Leiſtungen, wie Miethe, mit dem Untergange der Sadye dev Vertrag ald gegen- 
ftandslos für die Zukunft wegfällt. 

5) Die übrigen Aufhebungsgründe der Obligationen, wie Verjährung, Tod, Con— 
fufion, Strafe u. ſ. w., beruhen nicht auf dem Principe der Befriedigung, bedürfen bier 
aber feiner weiteren An= und Ausführung. 


VII. Shut und Sicherung der Obligationen. 


8. 67. Die Klagen, wodurch die Obligationsrechte geltend gemacht werben, 
haben alle gleichmäßig die allgemeine Natur der actio in personam. Sie find Klagen 
des Gläubiger gegen die Perſon des Schuldners auf Erfüllung der Obligation in 
Haupt = und Nebenpunften oder Schadenderfats, bei Verträgen nad Umftänden aud Auf: 
hebung des Vertrages. Den Klagegrund bildet die Obligation. Darin Liegt eigentlich 
ihre Entftehung und ihre Fortdauer, d. h. Nichtaufhebung. Indeſſen braucht der Kläger 
nur die erftere, aljo den Entftehungsgrund, zu beweiſen. Die Aufhebung, auch die Zah— 
lung, als neues Factum, kann der Richter annehmen, wenn fie nicht vom Schuldner be= 
bauptet und bewiefen wird. Man nennt dies nicht ganz paſſend, die Fortdauer werde 
präfumirt. Die einzelnen Klagen unterſcheiden ſich danach eigentlich nur durch den 
Rechtsgrund umd den Gegenitand der einzelnen Obligationen. Indeſſen find Damit ein 
zelne, aber wenige, weitere Unterfchieve von allgemeinerer Anwendung verbunden, fo 
namentlich in Betreff der Vererbung zwiſchen den Klagen aus Berträgen und aus Delicten, 
und den Klagen auf Strafe und auf Erhaltung oder Wiederheritellung Des Vermögens 
(a. poenales und rei persecutoriae), außerdem der Unterſchied zwiſchen den ein— 
fachen actiones in personam und den in rem scriptae (S. 315). Dagegen bat ber 
römiſche Unterichted von Klagen, die nad ſtrengem Recht und die nad Billigfeit be— 
urtheilt werden (aetio strieti juris und bonae fidei), bei uns feine praftifche Anwend— 
barkeit mehr. Zwar tritt bei uns bei gewiffen Klagen auch eine gewiſſe befondere Strenge 
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ein, und zwar nicht nur procefjualiich, wie bei Wechſel- und Executivproceß, fondern auch 
in der materiellen Behandlung bei den Klagen aus abftracten Verſprechen, indeſſen beruht 
das nicht mehr auf dem römiſchen ius strietum, fondern auf felbititindigen Ideen des 
beutigen Rechts; es ift daher dabei zwar wohl Vergleich und Analogie mit dem römiſchen 
Rechte zuläffig, nicht aber unmittelbare Anwendung deſſelben. 

8. 68. Neben dem rechtlichen Schutze find bei Obligationen Sicherungsmittel 
der factiſchen Realiſirung des Rechts beſonders wichtig, da dieſe durch böſen Willen, 
Kachläffigkeit oder Unglück des Schuldners Leicht vereitelt oder wenigſtens ſehr erſchwert 
werden fanı. Die Mittel können je nah der Art der Gefahr und den fonftigen Um— 
ftänden ſehr verichteden fein. Abgeſehen von der bloßen Sicherung des Beweiſes durch 
Zeugen, Schrift u. a. iſt das Hauptmittel gegen bölen Willen und Nachläſſigkeit des 
Schuldners, daß man ihn fich für den Fall der verfpäteten oder fonft ungehörigen Ers 
füllung der Obligation irgend welchen Nachtheilen, namentlich Zahlungen oder Abzügen von 
Geld, vertragsmäßig unterwerfen läßt. Man nennt dies Conventionalftrafen, indeffen 
find dieſelben nicht als eigentliche Strafen wie bei Delicten anzujehen, fondern als ein= 
fache bedingte Berträge zu behandeln. Darum ift auch die Frage, ob neben der Strafe 
auch noch die Erfüllung der Hauptobligation gefordert werben kum, oder ob die Strafe 
am deren Stelle tritt, und ob der Schuloner ſich durch die Strafe von der Pflicht der 
Erfüllung frei machen kann, oder nur der Gläubiger zwiichen beiden die Wahl hat, ganz 
nad der Vereinbarung und Abficht der Parteien zu entfcheiden; im Zweifel ift feine 
Erfüllung neben der Strafe, aber auch fein Reurecht des Schuldners anzunehmen. 

$. 69. Gegen Infolvenz des Schuldners können Conventionalftrafen natürlich keine 
Hülfe geben, hier muß die Sicherheit außerhalb feiner Perſon gefucht werden, alfo in Sachen 
oder in andern Perfonen. Darauf beruhen Pfand und Bürgfchaft. Ueber Das erftere ſ. oben 
©. 310— 314. Unter Bürgſchaft verfteht man heutzutage jedes Verſprechen, eine fremde 
Schuld zahlen zu wollen, falls der Schuldner fie nicht jelbft zahle. Die Römer hatten einen 
ſolchen allgemeinen Begriff noch richt, ſondern unterfchieden accefforiiche Uebernahme einer 
fremden Schuld auf eigene fides (fdeiussio) und Zahlungsveriprechen auf fremde Schuld 
(constitutum debiti alieni). Der Gedanfe der erftern tt, daß der Bürge an dem 
ganzen Obligationsverbältniffe des Hauptichuldners accefforifh Theil nimmt, die volle 
Haftung dafür mit übernimmt, darum treffen ihn alle Veränderungen in der Hauptſchuld 
von jelber mit, ſowohl zu jemem Nachteile als Vortheile, d. h. einerſeits haftet er auch 
fir culpa und mora des Hauptſchuldners, andererſeits kommen ihm aber auch die exit 
ſpäter entftehenden Einreden des Hauptjchulonerd zu gute. Das Gonftitut ift dagegen 
an fih nur das Verfprechen, den Inhalt einer fremden Obligation, jo mie er jegt zur 
Zeit des Conftitutes it, zahlen zu wollen; die Tpäteren Veränderungen in der Obligation 
berühren das Gonftitut nicht mehr, der Eonftitnent baftet weder für culpa und mora 
des Hauptichuloners, noch befommt ex deſſen fpätere Einveden. Der Unterjchied beider 
Berbürgungsarten trat in der Form jehr Scharf hervor, indem die fideiussio durch Sti— 
pulation geſchah, das Conititut formlos war. Der Sache nach neben beide Begriffe nun 
aber doch vollftändig ineinander über. Denn da man nad neuerem Nechte auch zukünfz 
tige Forderungen im voraus conftituiren fann, fo kann man auch die Zahlung von 
allem, mas der Schuloner aus der Obligation ſchuldig fein werde, aber auch nur von 
dem, conftituiren, und dann bat das Gonftitut denſelben Inhalt, wie die fideiussio. 
Andererjeits ift die Ucbernahme einer fremden Schuld auf eigene fides der Sache nad) 
nicht8 anderes, als das Berfprechen, den eventuell aus der Obligation geſchuldeten Betrag 
zahlen zu wollen. Daraus folgt, daß man bei uns nah Aufhebung der Stipulations- 
form bei der abjoluten Formlofigfeit jeder Bürgſchaft die beiden Begriffe gar nicht mehr 
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unterfcheiden kann. Acceſſoriſche Uebernahme einer fremden Schuld ift für uns eben nichts 
anderes, als ein Berfprechen, fie, d. h. ihren Betrag, eventuell zahlen,zu wollen. Somit 
kann man bei uns nur unterfcheiden, ob im einzelnen das Berfprechen allgemein nad} 
Art ver fideiussio oder beſchränkter nad Art des constitutum gegeben ift. Der Be- 
griff ift dabei an ſich derfelbe und nur Einer. Auf die Ausorüce- fommt nichts an, der 
Wille entfcheivet, die Ausbrüde fünnen nur einen Anhalt zur Gonftatirung des 
Willens bieten. 90 

Eine andere Berfchtedenheit war noch, daß beim Eonftitute die Zahlung mit allerlei 
Modificationen in Ort, Zeit, Art, ja felbft im Gegenftande der Zahlung verſprochen 
werden fonnte, was bei der fideiussio unzuläljig war. Diefer Unterichied kann bei uns 
noch weniger eine Scheidung der Begriffe begründen, da ſolche Modificationen auch mit 
der Idee der Uebernahme einer fremden Schuld ganz wohl vereinbar find, und bei der 
fideiussio nur durch die hergebrachte Stipulation ausgefchloffen waren. Wir können. 
daher heutzutage nur noch zwiſchen einfacher, beichränkter und modificirter Verbürgung 
unterſcheiden. Dagegen darf man das nicht überfehen, daß der Begriff des Conftituts 
fremder Schulden in dem der Bürgſchaft keineswegs aufgeht, ſondern alle Verſprechen, 
eine fremde Schuld zu zahlen, umfaßt, alfo auch die, welche gar nicht zum Zwecke der 
Sicherung des Gläubigers gemacht werben, fondern zu definitiver Verpflichtung neben dem 
Schuldner oder ftatt deſſelben. Solche Conftitute find natürlich von der Bürgſchaft und 
ihren Orundlägen, namentlich ihren Beichräntungen, ganz fern zu halten. 

Etwas anders ift das Berhältnig der Bürgichaft zum Credit Mandate (mandatum 
qualifieatum), d. h. dem Auftrage an einen Andern, einem Dritten Geld zu leihen oder 
ſonſt zu creditiren. Nach römiſchem echte iſt dieſes von der Bürgichaft formell völlig 
geſchieden, wenn auch der Sache und dem praftifchen Reſultate nach jehr ähnlich. Der 
Mandant haftet dem Mandatar, wenn ver Dritte die Ereditfchuld nicht zahlt, aber er 
haftet ihm nicht nach dem Bürgſchaftsprineipe wegen Uebernahme der Creditſchuld des 
Dritten, fondern direct aus feinem Mandate nad dem Principe der Schadloshaltung des 
Mandatars; wenn er zahlt, zahlt er nicht die Creditſchuld des Dritten, jondern nur feine 
eigene Mandatsihuld. Diefen Unterſchied kann man nad heutigem Rechte nicht mehr fo 
feithalten. Allerdings ift der Unterfchted von Bürgichafts- und Mandatsprincip dem Bes 
griffe nach bei uns noch ebenſo, allein bei der abjoluten Forinlofigkeit der Bürgſchaft 
nach heutigem Rechte fann man nicht nur mit dem Creditmandate ftet3 eine ausdrück— 
liche Bürgſchaft Durch den einfachen Beifag: man bürge, hafte, ftehe ein, übernehme die 
Gefahr u. ſ. w., verbinden, fondern es ift ganz von felber in dem Greditmanbat 
eine Bürgſchaft weſentlich implieite mit enthalten. Creditmandat ift ja nicht jede Ver— 
anlaſſung eines Andern zum Creditiren durch Rath, Bitte, Aufforderung, ſondern nur die, 
die mit der Abficht geſchieht, fich ihm dadurch rechtlich zu obligiven, d. 5. ihm für die 
Unkoſten einzuftehen. Für die Unoften einftehen, heit aber beim Creditiren nichts ans 
deres, als für die Rückzahlung des Greditirten, alfo für die fremde Schuld einftehen, 
d. h. ihre Zahlung verſprechen, falls der Schuldner nicht zahle. Das ift aber eben die 
einfache -Bürgichaft, von aller Form entblößt. Diefe iſt alſo mit jedem wirklichen vers 
bindlichen und klagbaren Ereditmandate nothwendig von jelbft verbunden. Ob man fie 
noch ausdrücklich Daneben ausfpricht oder nicht, ift im Leben rein zufällig, und fan einen 
praftijchen Unterfchied nicht begründen. Durch dieſe Bürgſchaftsſchuld wird aber Die 
Mandatsſchuld, fofern fie auf Erftattung der Creditſumme geht, volftändig abjorbirt. 
Zahlt der Mandant als Bürge, fo tritt gar fein Schaden, den er ald Mandant zu ers 
ſetzen hätte, ein, feine Zahlung ift daher aber auch ftets als Zahlung der Creditsſchuld 
und nicht der Mandatsſchuld anzufehen. Infofern iſt alfo im heutigen Rechte zwiichen 
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Bürgſchaft und Crevitmandat kein Unterſchied mehr. Indeſſen iſt es Doch nicht richtig, wenn 
darım Windjcheid das Greditmandat gar nicht mehr ald Mandat, ſondern ald Garantie— 
vertrag und als eine „Form der Bürgſchaft“ bezeichnen will. Man muß im Creditmandate 
das Mandat und die Bürgichaft unterfcheiden. Die lettere ift nicht eine bejondere Form 
der Bürgſchaft, ſondern eine einfache Bürgſchaft, allein das Diandat bleibt an ſich neben 
der Bürgſchaft beftehen, und Dies ift nicht obme praftiiche Folgen. Die mit dem Man— 
date ausdrücklich oder ftillichweigend werbundene Bürgihaft ift immer eine Bürgſchaft für 
eine zutünftige Schuld, und zwar eine, die erit dur das Mandat felber veranlaft wer: 
ven ſoll. Inſofern ift die Bürgihaft hier vom Mandate abhängig. Wen das Mandat 
gültig widerrufen ift, tritt auch die Bürgſchaft nicht in Kraft, ebenfo wenn das Mandat 
dur Tod einer der Barteten aufgehoben wird, und ferner, wenn das Greditiven micht 
genau dem Mandate gemäß geichehen ift. (Daß die Bürgſchaft erlifcht, wenn der Grebit 
agenmächtig verlängert wird, iſt bei der gewöhnlichen Bürgſchaft nicht anders, ſobald fie 
auf beftimmten Credit gerichtet ift.) Eben darum fann aber in folchen Fällen, nament- 
Ich beim Wiverrufe, eine Pflicht zum Erfage der etwa entitandenen Untoften ſehr wohl 
aus dem Mandate begründet werden. Bergebens bat ſich Arndts bemüht, um den Un- 
terfchted von Bürgſchaft und Creditmandat ganz zu befeitigen, dieſe Mandatsgrundſätze zu 
allgemeinen Bürgichaftsregeln zu machen. 

Auch der accefjoriihe Charakter der Bürgichaft ift etwas genauer zu beftimmen, als 
in der Negel geſchieht. Man ehrt gewöhnlih, Bürgſchaft könne als ſolche nicht ohne 
Hauptſchuld fein, fie fer weſentlich acceſſoriſch. Allerdings Tiegt es auch im Begriffe 
„bürgen‘‘, daß etwas fein muß, wofür Man birgt. Man kann fich nicht abftract verbür— 
gen, ſondern nur für eine Schuld oder Handlung, die dann die causa für das Verfprechen 
bildet. Man kann der Bürgichaft nicht jo wie der Hypothek den accefforifchen Charakter 
abftreifen. Möglich iſt zwar, eine Birgfchaft unter einem abftracten Verſprechen, 3. B. 
einem Wechſel, zu verſtecken, allein dann tritt die Bürgſchaft eben nicht als ſolche hervor. 
Wenn man indeffen weſentlich eine Obligation, d. h. eine gültige Schuld, als Grundlage 
der Bürgichaft anfieht, fo ift Dies nicht ganz genau. Zunächſt ift das Dafein einer 
gültigen Obligation jedenfalld nur für die Entitehung der Bingſchaft notwendig, nicht 
auch für die Forldauer. Die Bürgſchaft iſt in dieſer Beziehung wie das Pfandrecht, 
das nach römiſchem Rechte zwar auch nicht ohne Hauptichuld entitehen, wohl aber nad 
Aufpebung der Obligation fortdauern kann. Aufhebung der Obligation durch Befrie— 
digung des Gläubigers, und was ihr gleidy fteht, muß zwar ftets auch die Bürgfchaft 
wie das Pfandrecht aufheben, allein bei Aufhebung ohne Befriedigung kann die Obliga= 
tion in der Bürgichaft wie im Pfandrechte fortdauern, auch ohne Naturalobligation. 
Beide können dem Gläubiger gerade auch gegen die Aufhebung der Obligation felber eine 
Sicherheit verfchaffen follen, fo namentlich wenn eine Bürgichaft gerade mit Nückficht auf 
eine zu fürchtende Aufhebung der Obligation, 3. B. durch Verjährung oder Reftitution, 
übernommen wird, oder wenn der Bürge die Aufhebung der Obligation felber verſchuldet. 
AS Regel muß man indeffen annehmen, daß wer fi für eine gültige Obligation ver— 
bürgt, auch nur haften will, jofem die Schuld bleibt, und muß daher die Aufhebung 
der Obligation auch mit auf die Bürgſchaft erftreden. 

Aber auch bei der Entjtehung der Bürgſchaft ift eine gültige Hauptſchuld nicht weſent— 
ih. Allerdings heißt es, daß bei nichtigen Schulden, 3. B. bei Verſprechen von Kindern, 
Wahnfinnigen oder Verſchwendern, aud die Bürgichaft, ſowohl fideiussio als Conſtitut, 
nichtig find, und ferner, daß die realen peremtorifchen Einreden auch den Bürgen zuftehen. 
Auch kann man nicht anführen, daß das Creditmandat in folden Fällen gültig war, denn 
die Haftung trat bier zur aus dem Mandate und auf den Koftenerfag ein. Dagegen 
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ift befanntlic die -VBerbürgung für ſchon verjährte Schulden nur beim Falle des Irr— 
thums für ungültig ertlärt. Im der bewußten Verbürgung für eine vwerjährte Schuld 
wird alſo ein Verzicht auf die Einvede der Verjährung gefehen. Died muß natürlich 
auch für andere Einreden gelten, 3. B. die deö Zwanges, und es war fomit Bürgichaft 
für eine effectiv ungültige Obligation wohl möglich. Wenn dies aber ift, jo ft im heu— 
tigen Rechte fein Grund, die Bürgſchaft nicht auch bei den eigentlich nichtigen Verträgen 
der oben genannten Art im Falle der Kenntnig für gültig zu erklären. Der römiſche 
Grund, daß die fideiussio ihrer Form nad), und das Gonftitut dem prätorifchen Ediete 
nad), wefentlich eine wenigftend formell ipso iure gültige Obligation vorausfegten, fällt 
für und weg. In der Sache felbft ift fein Unterſchied. Daher ift auch über die Haf— 
tung des Bürgen in ſolchen Fällen an ſich fein Zweifel, abgejehen nur von eigentlich 
verbotenen und unfittlichen Verträgen, wo in der Verbürgung eine Theilnahme liegen 
würde. Man fagt aber in jenen Fällen, der Bürge hafte dann eben nicht als Bürge, 
fondern als Hauptfchuldner, fo 3. B. das preußiſche Landrecht. Allein in der Intention 
der Parteien übernimmt er doch immer Bürgfchaft, und feine Haftung iſt keineswegs 
eine felbftftändige, fondern immer von dem wirflichen Dafein des betreffenden Berhält- 
niſſes und von der Nichtzahlung der Hauptperfon abhängig. Daß er keine Excuſſion auf 
diefe hat, verſteht fich zwar ven felbit, allein das tft bei den Naturalobligationen und noch 
mehr der verjährten Schuld ebenjo. Es ift daher die Frage, ob man den Begriff der 
Bürgſchaft für das Heutige Recht nicht überhaupt weiter und etwas anders als im 
römischen Rechte faſſen müffe, nämlich einfach dahin, daß man ſich bei ung nicht für die 
DObligation als ſolche, Jondern für die Yeiftung verbürgt. Bürgſchaft ift Das Veriprechen, 
für eine Leiſtung, die von einem Andern rechtlich oder factifch erwartet wird, einzuftehen, 
fie (oder ein Eurrogat für fie) ewentuell ftatt feiner zu leiften. Dem deutſchen Worte 
„bürgen“ Liegt jedenfalls diefer Begriff zu Grunde, wie die Criminalbürgſchaft zeigt. 

Auf eine fremde Leiſtung muß fi) die Bürgſchaft ſtets beziehen, darum fann fie als 
ſolche auch nicht auf mehr als die Hauptleiftung gehen. Indeſſen fteht nichts im Wege, 
dag man fiir den Fall, daß die Hauptperfon nicht Leiftet, felbitftändig einen Zufag als 
Schadenserſatz, Gonventionalftrafe, Schenkung, Wette, oder ſonſt wie verſpricht. 

Als Selbſtſchuldner ſich verbürgen, ift eigentlich ein Widerfpruch, eine accefforifche 
Schuld, die principal tft. Der praftifche Gedanke dabei ift aber richtig. Materiell will 
man fid) eigentlich aud hier nur für fremde Schuld verbürgen und hofft, daß ver Schulpner 
jelber zahlen werde, formell aber verpflichtet man fi), wie wenn man felber Schuldner 
wäre, d. h. man abftrahirt von der causa der Verbürgung, und übernimmt die fremde 
Schuld, wie wenn man fie felber contrabirt Hätte. Darin liegt nicht nur der Verzicht 
auf die Ercuffion, ſondern ein Abſchneiden der ganzen ascefjorifchen Beziehung zum Haupt— 
ſchuldner, jo daß man auch deffen jeige und ſpätere Einreden nicht benutzen kann. Es 
iſt die Abſtreifung des accefforifchen Charakters der Bürgjchaft, fo weit Dies möglich ift, 
ohne den Boden der Bürgſchaft ganz zu verlafjen. Correalſchuldner wird man dadurch 
nicht, ſondern nur einfacher Solidarfchuldner neben dem Hauptſchuldner. Berpflichtet man 
jich als wirklicher Correalſchuldner, alſo gemeinfchaftlich mit dem Hauptſchuldner, fo hürt 
die Beziehung zur Bürgſchaft ganz auf. Sie kann zwar auch hier den eigentlichen ma— 
teriellen Grund und Zwed der Verpflichtung bilden, allein da bei der Correalobligation 
der Grund, warum man ihr beitritt, überhaupt rechtlich nicht berüdjichtigt wird, jo 
fommt auch der Grund der Bürgfchaft hier rechtlich nicht mehr zur Erſcheinung. Das— 
jelbe ift, wenn der Bürge ſiatt ſich zu werbürgen oder der Schuld beizutreten, fie geradezu 
ganz auf ſich nimmt (Erpromiffion), oder gleich von vornherein fie felber an Stelle 
ded eigentlichen Schuldners contrahirt (Intervention). Auch bier kommt die Bürgſchaft 
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als Grund der Verpflichtung rechtlich nicht in Betracht, Doch wird ihr Zweck, wenn ber 
eigentliche Schuldner für den Fall der Zahlung Erfag verfpricht, vollftändig erreicht, 
während ihre Form volftändig umgangen wird. Darin liegt der Grund, daß wenn ein 
Geſetz die Berbürgung für gewiſſe Perſonen verbieten, oder fie gegen die Gefahren aus 
ihr ſchützen will, es nicht blos die eigentliche Bürgſchaft, ſondern auch alle die Geſchäfte, 
wodurch ſie umgangen werden kann, mit für ungültig oder unverbindlich erklären muß. Dies 
iſt im römiſchen Recht bei den Weibern geſchehen, und darum iſt dem Begriffe der Bürg— 
ſchaft hier der allgemeinere Begriff der Interceſſion, d. h. der Uebernahme einer fremden 
Obligation (intercedere alienae obligationi), fubtituirt, und diefe für ungültig erklärt, 
jobald fie zum Zwecke der Bürgichaft gefchieht. 

Die weitere |peciellere Ausführung über die Erforderniffe und Wirkungen der Bürg- 
ſchaft, fo wie über die Interceffion der Weiber ift umten im alphabetiſchen Theile 


nachzuſehen. 


Beſonderer Theil. 


Einleitung. 8. 70. In dem beſonderen Theile des Obligationenrechts ſind nicht 
alle einzelnen Obligationen, die überhaupt vorfommen können, darzuſtellen, ſondern, da das 
ganze Syſtem nicht nad) den abftracten Rechtöfategorien ſondern nach der organijchen Ge— 
Haltung des Lebens geordnet ift, nur Diejenigen, die zum allgemeinen abjtracten Ber- 
mögensrechte gehören, die aljo auf dem allgemeinen Verhältniſſe der abftracten Per— 
jonen als folcher zu einander beruhen, mit Ausichluß derer, die auf den befonderen Fami— 
lien-, Vormundſchafts- und Exrbverhältniffen beruhen, oder in den bejonderen Gewerbes 
verhältnifien oder im öffentlichen Rechte begründet find. Auch von jenen find aber nur 
die, welche felbitftändige einzelne Verhältniſſe bilden, hier aufzuführen. Alle die, welche 
nur Modificattonen der dinglichen Rechte find, gehören ind Sachenrecht, alle die, welche 
nur Modificationen und Acceſſionen von andern felbfiftändigen Obligationen find, jind 
bereit8 im allgemeinen Theile des Obligationenrechtd dargeftellt. 

Auch die Obligationsverhältniffe, Die hiernach hierher gehören, bilden, wie jchon oben 
S. 321 bemerkt ift, fein eigentliche8 innerlich zufammenhängendes Syftem, ſondern nur 
eine Reihe von Verhältnifien, wie fie die Mannicfaltigfeit des Lebens geftaltet und ftets 
neu geftalten fann. Nur die merkwürdig reichhaltige Entwidelung des römiſchen Lebens 
macht, daß die meiften heutigen Obligationenverhältniffe ſich auch ſchon im römtjchen 
Rechte finden. Zwei Begriffe treten als beherrichend und maßgebend hervor: Bertrag 
und Delict; an fie ſchließen ſich die meiften ſonſtigen Obligationen als vertragd= und 
delictsähnlih an, außerdem find dann mur noch wenige. Auf diefen Rückſichten beruht 
die nachfolgende Ordnung, die jedoch nur eine Ueberſicht geben foll und ihre fpecielle 
Ergänzung durch den alphabetifchen Theil des ganzen Werkes betommt. 


I. Berträge. 


$. 71. Was das natürliche Syſtem der Verträge fer, ift eine in der neueren Sy— 
ftematit viel befprodyene Frage. Die neueren Geſetzbücher, das öfterreichiiche, franzöſiſche, 
ſächſiſche und der deutjche Entwurf haben die Frage, durch die umglüdlichen Verſuche des 
preußtichen Landrechts und der Theorie abgejchret, ganz umgangen, indem fie die ein— 
zelnen Verträge einfach ohne weitere Sonderung in beliebiger Ordnung hinter einander 
geftellt haben. Für em Geſetzbuch ift das auch wohl der ganz richtige Standpunkt. 
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Die Wilfenihaft kann fich jedoch der Frage nach der inneren Gliederung der Verträge 
nicht wohl entichlagen. 

Unbraudbar für das Heutige Recht ift die römiſche Eintheilung in contractus und 
pacta, mit der Unterabtheilung der erfteren in Verbal-, Litteral-, Real= und Confen- 
fualeontracte. Die beiden erfteren Gontractsarten fallen bei und ganz weg, zwiſchen 
Gonfenfualcontracten und pacta ift aber gar fein begrifflicher Unterjchied mehr. Soweit Löft 
fich die ganze Eintheilung bei und in die von Neal= und Confenfualverträgen auf, und 
daß dieſer Unterfchted bei uns nicht mehr begründet ift, ift bereits oben ©. 325 befprocen. 

Sieht man von bloßen Gruppirungen nach Aehnlichkeiten einzelner Verträge ab, fo 
ericheinen als Eintheilungen nach allgemein dDurchgreifenden Principien, folgende drei: 

Zunächſt die Eintheilung in ein= und gegenfeitige Verträge mit der Unterabtheilung 
ver legteren in volltommen und unvollkommen gegenfeitige. Diefe Eintheilung wird jedoch 
meistens ſehr verunftaltet. Nein einfeitig ift überhaupt nur das abftracte Verſprechen 
und die Schenkung, und davon gehört natürlich das erftere überhaupt nicht in Die Reihe 
der materiellen Verträge. Man hat daher die Rubrik dadurd ausfüllen zu müſſen ges 
glaubt, daß man das Darlehn und die dein Darlehn ähnlichen Obligationen ohne Ber: 
trag, oder gar auch noch die unvolltommen gegenfeitigen mit bierhergeftellt hat. Allein 
die legteren bilven eine befondere Gruppe, Die quaficontractlichen Berhältniffe gehören gar 
nicht zu den Verträgen, und das Darlehn als rein einfeitigen Vertrag aufzufaffen, ift 
für das heutige echt falſch. Allerdings kommt beim Gelvdarlehn faum eine andere 
Pflicht, als die des Empfängers auf Nüdgabe, zur Erſcheinung. Allen an fich fteht das 
Darlehn als Yeihvertrag auf gleicher Stufe mit dem Commodate, es ift nur der Unter— 
ichied, daß hier eine fungible dort eine nicht fungible Sache verliehen wird. Das Dar: 
lehn beruht bei uns wie das Commodat auf Confens und bona fides. Nicht die bloße 
res, das bloße Haben der empfangenen Sache, begründet bei beiden die Obligation, ſon— 
dern die in der Hingabe realifirte Vereinbarung. Dies ift beim Commodat ſchon im 
römiſchen Rechte fo. Nur ſehr umeigentlich jagen die Römer bei Commodat und Depo- 
fitum „re contrahitur obligatio“. Die res iſt nicht „der Grund der Obligation, 
fondern nur ein Theil des Grundes. Wenn daher die Römer beim Commodat eine 
Berpflichtung des Commodanten und Haftung für eulpa anerfennen, jo muß dies im 
heutigen Rechte beim Darlehn gerade ebenfo fein, und kann z. B. beim Getreidedarlehn, wenn 
man verborbened oder gar vergifteteß Getreide hergäbe, praktiſch ſehr bedeutſam hervor— 
treten. Dies iſt auch Längft bei und anerfannt, und wenn man e8 fo oft nicht beachtet, 
jo ift dies wohl nur, weil man im Syſteme gern einen einfeitigen Vertrag weiter haben 
möchte, und fich Darum gern in den „Banden, des römiſchen Rechts“ Halten läßt. “Die 
Eintheilung der Berträge nad) Ein= und Gegenfeitigkeit ift daher folgende : 

1) einfeitige: Schenkung ; 
2) umvolltommen gegenfeitige: mutuum, commodatum, depositum, mandatum ; 
3) vollkommen gegenfeitige: alle übrigen. 

Eine andere Eintheilung ift die nad) dem factiſchen Gegenftande der Verträge. Die 
Römer unterjcheiden dare und facere. Dies entfpricht nicht unſerem Geben und Thun. 
Dare ift nur Uebertragung von Eigenthum und Servituten, alles übrige iſt facere, aljo 
auch das tradere, restituere u. f. w. Der ganze Unterjchied bezieht fi bei den Rö— 
mern eigentlih nur auf die Stipulationen und die Klagen. Ein Syſtem der Verträge 
läßt fich nicht Darauf bauen. Das heutige Recht verfteht unter Thun nur perfönliche 
Dienftleiftungen, körperliche und geiftige, unter Geben jedes Hingeben von Sachen, ſei es 
zum Behalten oder nur zum Gebrauden. Mean fpricht zwar aud von Dingeben zur 
Aufbewahrung oder ald Pfand, indeſſen ıft bei erfterem dad Aufbewahren der eigentliche 
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Inhalt der Obligation, und letzteres ift der und Einräumung des dinglichen Pfandredytes 
mit dem bloßen Nebenwertrage des Befigend. Danach ergibt fich folgende Eintheilung 
der Berträge: 

1) Auf Dienftleiftungen: Mandat, Dienftmiethe, Depofitum, Trödelvertrag; dazu 
würden bei und noch Commiſſions- und Mäklervertrag, Berlagövertrag und ähnliche 
fommen. 

2) Auf Gebrauchöverftattung: Commodat, Sachenmiethe, Darlehn, Zinsleihe, Pre— 
cartum und ähnliche, 

3) Auf Veräußerung: Schenkung, Spiel, Kauf, Tauſch, Vergleih und ähnliche. 

4) Die Soctetät muß von diefen drei Klaffen noch getrennt aufgeführt werben, meil 
fie einen allgemeinen, alles umfaffenden Charakter bat. Ste fann ebenfo wohl auf Bei— 
träge ald auf Handlungen und auf beides zufammen gehen, und bei den Beiträgen eben- 
fo wohl zum gemeinfchaftlichen Gebraude als zum gemeinfhaftlihen Haben. Ueberhaupt 
hat die ganze Eintheilung der Berträge nach ihrem Gegenftande infofern etwas Schwan— 
fended und Unbefrievigendes, ald das Geben und Thun bei vielen Verträgen vereinigt 
ft, und namentlich einander gegenüber fteht, wie 3. B. beim Verlagsvertrage, und eigent= 
lich bei allen Verträgen auf bezahlten Dienftleiftungen. 

Eine dritte Eintheilung der Verträge ift mach ihrer rechtlichen Bedeutung für das 
Bermögen der Parteien. Alle Verträge haben zum welentlihen Zwecke Zuwendung von 
vermögensrechtlichen Vortheilen irgend einer Art umter den Contrahenten, ein= oder gegen= 
ſeitig. Indeſſen können diefe Zumendungen einen‘ jehr verſchiedenen Charafter haben. 
Mandye, ja die meisten, enthalten eine Aufopferung für das Vermögen, ſei e8 durch Ber: 
äußerung von-Recdten oder durch feite perjünliche Verpflichtung, und ſei e8 mit oder ohne 
Gegenleiftung, jo bei Schenkung, Spiel, Kauf, Miethe. Andere bringen dagegen zwar 
dem Empfänger einen Bortheil, aber dem Geber keinen eigentlichen Nachtheil, kein eigent- 
liches Opfer, fo bei Commodat, Depofitum, Mandat. Neben beiden ftehen die Yeiftungen 
bei den Gefellichaftsverträgen, fie find Aufopferungen an Geld oder Kräften, aber feine 
Dpfer an den Andern, fondern Opfer an einen’ gemeinfanen Zweck, der Jedem nur Ge— 
winn, jet ed an Genuß oder Geld, bringen fol. Damit find folgende weitere praftifche 
Scheidungen und Gefichtäpunfte verbunden: 

1) Berträge ohne Aufopferung. Die hierher gehörigen Verträge find voll- 
ftändig: Mandat, Depofitum, Commodat nebit Precartum und das unverzinsliche Dar- 
lehn. Das Eigenthümliche bet ihnen ift, daß fie in der Regel umentgeltliche Zumendungen 
enthalten, meiftend nur Gefälligkeiten, daß fie aber eben darum auch in der Regel frei, 
oder wenigftens faft frei, widerruflich find, eBen weil fie fonft in wirkliche Aufopferung 
übergehen würden. Dies bleibt auch, wenn eine Bezahlung ausgemacht ift, und zwar iſt 
diefe dann vom Widerruf abhängig. Darin liegt der Unterfchied von der Miethe. Be— 
tanntlich ftreitet man, warum Mandat und Depofitum durch Berfprechen einer Bezahlung 
nicht in Miethe übergehen, und worin der Unterfchied Tiege. Er liegt nur darin, daß 
bet Miethe feſte gegenfeitige Verpflichtung tft, von der Keiner zurüd kann; man fann zwar 
die wirflie Ausführung der Dienfte erlaffen jelbit verbieten, aber zahlen muß man doch. 
Ein Mandat kann man trog verſprochener Zahlung widerrufen und braucht dann auch 
nicht zu zahlen. 

2) Berträge mit Aufopferung. Hier unterfcheiden fich zunächft die vein ein- 
feitige und die volltommen gegenfeitige Aufopferung, Schenfung und Tauſch, d. b. aller 
Austaufh von Leiftungen. Ber der Schenkung ift die causa der eigenen Leiftung oder 
Berpflichtung Lediglich Yiberalität, beim Tauſche ift es die Gegenverpflichtung. Zwiſchen 
beiden ſteht das Spiel. Es ift im Eingange zweifeitig wie der Tauſch, im Ausgange 
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einfeitig wie die Schenkung, d. h. Jeder muß ſich verpflichten, wie beim Taufche, aber nur 
Einer ſoll wirklich leiſten, alfo Emer verlieren Einer gewinnen, wie bei der Schenkung, 
und der Zufall ſoll enticheiden, wer verliert und wer gewimt. Die causa der Ber: 
pflichtung iſt alfo für jeden die Hoffnung und Möglichkeit de8 Gewinns. Dem Spiele 
parallel ſtehen alle anderen gewagten Geſchäfte, Daher namentlich auch alle Ver— 
ſicherungsverträge. 

Schenkung, Spiel und Tauſch ſind die drei Arten, wie man vertragsmäßig ſeine 
Sachen und Rechte veräußert, fie bilden Daher die causae der Veräußerungen. Was ber 
Gegenftand tft, ob Sachen oder Rechte, und dieſe translativ, conftitutiv oder remiffio, 
oder ob Handlungen und Dienfte, iſt bei allen drei Verträgen gleichgültig. Ebenfo ob man 
aleich Leiftet oder erft verſpricht. Es ift bearifflos, bei der Schenfung obligare, dare, 
liberare einfady coordiniven zu wollen. Ebenſo grundlos ift, weil man den Zweck der 
Schenkung, einen Andern zu bereichern, aud ohne Vertrag, d. h. ohne Schenkung, er: 
reichen kan, 3. B. wenn man heimlich feine Schulden zahlt oder ſeine Sachen verbeffert, 
darum die Schenkung von den Verträgen ausiceiden zu wollen, wie Saviguy that. 
Schenkung und Spiel ftehen dem Taufche übrigens dadurch entgegen, daß fie beide auf 
einfeitige Verarmung geben, während beim Tauſche die Aufopferung wenigftens dem 
Principe nach durch die Gegenleiftung wieder aufgewogen wird. Es beruht darauf, daß 
für Schentung und Spiel eine Menge geſetzlicher Beſchränkungen find, von denen beim 
Zaufche feine Rede ift, und zwar beim Spiele noch mehr als bei der Schenfung, weil 
die causa des Spiel, die Hoffnung auf Gewinn, mehr und allgemeiner geeignet ıft 
blinde Leidenſchaft aufzuregen, als die causa der Schenkung, die Yiberalität. 

Der Taufh umfaht im allgemeinen alle Verträge auf gegenfeitigen Austauſch ven 
Leiftungen. Im einzelnen kann man unterfcheiden Austaufch der Dinge gegen ihren Geld» 
werth und gegen andere Dinge. Das erftere ift Kauf und Miethe (Sachen- und Dienfi- 
miethe), das letstere der Taufch im engern Sinne und alle übrigen derartigen Verträge, 
ſowohl die, welche beſondere Namen haben, wie Zinsvarlehn, Trödelvertrag, Verlags: 
vertrag, auch Bergleih, Compromiß u. a., als alle die, die mehr nur vereinzelt vor— 
fommen und daher tm Leben feinen allgemeinen Namen erlangt haben, ſ. g. Innominat- 
contracte, wie 3. B. der Inftitutionenfall von den zwei Bauern, die mit einander abmedh- 
jelnden gegenfeitigen Gebraudy ihrer beiden Ochfen ausmadhten. Die Römer führen fie 
auf die vier Hauptkategorien zurüd: do ut des, do ut facias, facio ut des, facio ut facias. 

3) Gejellihaftsverträne Dies find alle Verträge auf Begründung einer 
Gemeinihaft von vermögensrechtlichen VBerhältniffen unter den Contrahenten. Das Eigen- 
thünnliche dabei ift, daß die Parteien fich zwar zu gegenfeitigen Leiftungen von Sachen 
oder Handlungen verpflichten, aber nicht wie beim Tauſche mit entgegengejegten Intereffen 
und Zweden, jondern zu gemeinfamen. Es joll ein gemeinfamer Erfolg erreicht werden, 
wovon Alle Bortheile haben. Jeder behält daher eigentlich Das, was er gibt, doch wieder 
ebenfo für ſich zurüd. Daraus folgt, daß der Vertrag hier nicht blos unter zwei, ſondern 
unter beliebig viel Perſonen gejchloffen werden und alle andern Verträge zum Zwecke 
haben fan, und daß bei größeren Gefellichaften der gemeinfane Zweck eine felbitftändige 
über allen Einzelnen ftehende Vertretung erhalten faun, duch die dann die Beziehungen 
der Einzelnen zu einander vermittelt werden, 

Im einzelnen kann die Gefellichaft nah Zweck, Umfang und Form ſehr verſchieden 
fein. Der Hauptunterfchted iſt zwiſchen der einfachen und der Erwerbsgeſellſchaft, d. 6. 
ob fie nur auf gemeinſchaftliches Haben und Genießen einzelner oder mehrerer Sachen 
oder des ganzen Vermögens geht, oder auf gemeinichaftliches Erwerben und Verdienen, 
entweder durch einzelne Geſchäfte oder ganze Geſchäftszweige oder die gefammte Erwerbs- 
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thätigkeit. Die Erwerbögejellfchaften find namentlih im heutigen Handelsrechte weiter 
ausgebildet, mit Berſchiedenheit der perſönlichen Stellung der einzelnen Mitglieder; es 
beruhen darauf die Unterſchiede von offener, ftiller, Commandit= und Actiengefellichaft. 
Im römischen Recht kommen diefe Gefellichaften noch nicht vor, es hat nur die offene. 

4) Berjprehen ohne Angabe des Grundes Das Syſtem der Berträge 
würde nicht richtig fein können, wenn der Wechfel und andere abftract, d. h. ohne An— 
gabe der conereten materiellin eausa, gegebene Verfprechen keinen Play darin fänden, 
Indeſſen verſteht ſich, daß ſolche Verträge nicht einfach coorbinirt in der Neihe der mates 
riellen Berträge ihren Platz haben fünnen, fondern daß fie in beſtimmtem Gegenſatze 
ihnen allen gegenüber ftehen müſſen, wie fie ja thatfächlic ihren Etoff und Grumd aus 
allen jenen Berträgen entnehmen können und meiftens wirklic entnehmen. Im römiſchen 
Rechte würde hierher Die Stipulation zu ftellen fein, im heutigen gehört der Wechfel hier: 
ber und alle anderen von ihrer causa getrennten Verſprechen. 


II. Belicte. 


$. 72. Die Obligationen aus Delicten nehmen im heutigen Nedte eine bedeutend 
einfachere Geftalt an, als im römischen. Im römischen Rechte wurde das ganze Gebiet 
der Privatdelicte von dem Syſteme der Privatftrafen beherrjcht, die zum Theil mit dem 
Scadenserfage enge verbunden waren, und durch eine Menge beſonderer Strafbeftim- 
mungen eine Reihe von Unterfchteden und Kategorien heroorriefen, die wegfallen, ſobald 
8 fih um den einfachen Schadenserfag handelt. Ob eine Beſchädigung z. B. mit oder 
ohne Complott verübt ift, am Begräbniſſen oder andern Sadıen, kann für die Strafe 
maßgebend fein, der Erſatz des Schadens und die Pflicht dazu muß dieſelbe fen. Das 
heutige Recht hat nun von den römiſchen Privatftrafen, wenigftens ſoweit fie jelbftftändige 
Obligationen begründen, nur noch eine, die äſtimatoriſche Injurienftrafe. Auch diefe wird 
aber ihres rein ftrafrechtlichen Charakterd wegen aus den Darftellungen des Privatrechts mit 
Recht in der Regel ausgewiefen. Die allgemeine privatrechtlidhe Folge der Delicte ift 
daher nur Schadeuserſatz; nur tritt bei den Delicten, die in Entziehung von Sachen oder 
Rechten beftchen, auch ein Anfpruch auf Rüdgabe und Wiederherftellung, ſoweit fie factiſch 
möglich find, ein. 

Demnach fünnen die einzelnen Delicte nur nad) der Art, wie em Schaden zugefügt 
wird, unterichieden werben. Dan könnte zwar fragen, ob diefe Scheidung nothmendig, 
ob man nicht mit einer allgemeinen Klage wegen widerrechtlicher Schadenszufügung aller 
und jeder Art ausreichen könnte. Im preußifchen Rechte ift Died in gewiſſer Weife ges 
ſchehen. Indeſſen ift der Begriff der widerrechtlichen und culpofen Schadenszufügung 
doch ein jo weitgreifender, Daß eine gewiſſe Specialiſirung ſich teinenfalld ganz entbehren 
läßt; im römiſchen Rechte aber, welches nirgend von Abftractionen, ſondern überall von con= 
ereten praftiichen Verhältniſſen des Lebens ausging, findet ſich ein jo allgemeiner Rechts— 
fag und eine jo abftracte Klage überhaupt gar nit. Man hat jie zwar früher oft in 
der Lex Aquilia und ihren Erweiterungen finden wollen. Allein die Lex Aquilia 
jelbft war ganz fpeciell nur auf Tödten, Verwunden, Zerbrechen, Zerreigen und Verbrennen 
geftellt, und auch alle jpäteren Ausdehnungen blieben doch immer auf Schadenszufügung 
durch mechaniſche Thätigfeit und Einwirkung auf Sachen befhräntt. Auf Schadens- 
zufügung durch Vermittelung von Rechtsverhältniſſen, PBroceffen u. dal, ift fie nie aus: 
gedehnt, für Diele jind nur fpecielle befondere Beftimmungen da, die aber nicht vollftändig 
alle möglichen Fälle umfaſſen. ur für alle abfichtlichen doloſen Schadenszufügungen ift 
eine allgemeine Beſtimmung gegeben. Hier iſt für alle Fälle, die unter feine bejondere 
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Beitimmung fallen, fir die alfo keine befondere Klage da ift, eine ganz allgemeine Aus— 
hülfstlage, die actio doli, aufgeftellt. Diefe muß weſentlich in diefer Allgemeinheit aufs 
gefaßt werden, man darf fie nicht auf Betrug, betrügliche Entziehung u. dergl. beichrän- 
fen, fie umfaßt vielmehr alles und jedes doloje Unrecht, wofür feine befondere Klage ift. 
Im einzelnen find aber folgende Arten widerrechtliher ES chadenszufügungen zu unter- 
ſcheiden: 
1) die durch unmittelbare Einwirkung auf fremdes Eigenthum. Hierher gehören: 
a) nach der Lex Aquilia alle Berwundungen und Tödtungen von Thieren, Bes 
Ihädigungen und Zerftörimgen von Sachen, Entziehung von Thieren und Saden ohne 
Aneigmung ; 
b) alle Aneignungen durch Diebftahl, Raub, Dejection ; 
ce) alle Gewalt ımd Eigenmacht im Beziehung anf Anlagen und Borrichtungen an 
Grundftüden (interdietum quod vi aut clam, operis novi nuntiatio, Interdicte bei 
res publicae). 
2) Gewalt und Zwang gegen die Perſon. Dabei untericheiden fich : 
a) unmittelbare Gewalt durch Bermundung, Tödtung, Entztehung der Freiheit, 
Berbinderung von Handlungen ; 
b) mittelbarer Zwang durch Drohungen und Erprefjungen (actio metus und 
calumniae, ‚condictio ex injusta und turpi causa). 
3) Beredung, Verführung, Täuſchung, Berleumdung (Bertragäflagen und actio 
doli), . 
4) Betrüglice VBeräußerungen zum Nachtheile der Gläubiger (actio Pauliana). , 
5) Verlegung befonderer Amtspflichten bei Richtern, Beamten, Sadwerftändigen 


(index qui litem suam faeit). 


IH. Bertragsähnliche Obligationen. 


8. 73. Es gibt eine Reihe von Verhältniſſen, wo factiſch Die materiellen Elemente 
eines Vertrages vorhanden fein fünnen, ohne daß eine Willensvereinigung ftattgefunden 
bat, und wo daher die Billigkeit fordert, daß ohne Bertrag doch wie aus dem Vertrage 
eine Verpflichtung eintritt. Die Berbältniffe find Geſchäftsführung ohne Auftrag, Gemein- 
ſchaft ohne Soctetät, grumblofe Bereicherung wie aus Darlehn, Die Römer nennen diefe 
Fülle obligationes quasi ex contraetu, ſie bezeichnen damit zugleich !ven praktiſchen 
Grumd der Obligatioen und das rechtliche Princip ihrer Behandlung, und e8 iſt baber 
jehr unverftändig, wenn man bei ung geglaubt bat, die Fälle wiſſenſchaftlicher als Obli— 
gationen aus einfeitigen Handlungen, Zuftänden u. dgl. zu bezeichnen, wobei der eigentliche 
Rechtsgrund völlig verfchleiert bleibt. 

1) Bei der Gefhäftsführung ohne Auftrag ftellen die Römer die einfach 
private und freiwillige Beſorgung fremder Angelegenbeiten und die durch Bormünder und 
Beamte zufammen, doch haben die letzteren infofern einen anderen Charakter, ald Vor— 
mimder und Beamte durch Gefe oder den Staat beauftragt werben umd fefte Normen 
fire ihre Amtsführung haben. Das eigentliche freie Vertragsprincip fommt nur bei der 
einfachen negotiorum gestio zur Erſcheinung, wo Der gestor ſich gewillermaßen- jelbft in 
die Seele des Abwejenden hinein den Auftrag gibt, und wo daher die Nüglichfeit Der 
Sefhäftsführung nicht nach objectiven PBrincipien zu bemeſſen ift, ſondern Lediglich nad 
den coneret fubjectiven, vielleicht ſehr individuellen und zufälligen, Intereffen des Abwelen- 
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den. Der Eingriff im fremde Gefchäfte hat weſentlich ſtets etwas Riskirtes, und darf gar 
nicht objectiv bemeſſen merden, was gewöhnlich überfehen wird. 

2) Die Gemeinihaft ohne Soctetät entfteht hauptſächlich bei gemeinschaft 
lichen Erbſchaften, Yegaten, Schenkungen, Confuſion, Grenzverwirrung u. dgl. Sie be 
gründet dann die Rechte auf gemeinfchaftlichen Gebrauch und Genuß, Theilung der Früchte 
und Theilung der Sache jelbit, worauf die |. g. Theilungsklagen geben. 

Ein befonderer, wichtiger, aber ſtets verfannter Fall ift noch die gemeinfchaftliche 
Seegefahr und die daraus entftehende Pflicht der gemeinfchaftlichen Tragung der ſ. g. großen 
Haverei. Die Romaniften ftellen die Lex Rhodia de iactu meiftens unter den Geſichts— 
punft der Miethe, weil die Sache bei gemietheten Schiffen gelegentlich der Miethflagen 
erledigt werden kann. Dies ift aber ganz äußerlich umd zufällig. Das Princip felber 
wird dadurch nicht berührt. Dies ift vielmehr, wie. die Römer jagen, daß das commune 
periculum ein commune detrimentum und damit ein consortium collationis begründe 
oder, wie ganz gleich das deutſche Handelsgeſetzbuch jagt, daß bei „gemeinfamer Gefahr“ 
alle Schäden, die zur Rettung notwendig werden, „gemeinschaftlich getragen wer 
den‘ müſſen. \ 

3) Orundloje Bereiherung tritt beim Darlehn ftets ein, ſobald es gefündigt 
iſt und Doch nicht zurüdgezahlt wird. Die causa mutui, die bis dahin die Bereicherung 
dur die Geldzahlung begründete, fällt dan weg und es tritt daher ein habere sine 
eausa ein. Bon dieſem Standpunkte aus, jagen die Römer, muß man jede Geldzahlung 
und weiter auch jede andere Vermögenszuwendung an einen Andern auffaffen, die aus 
einer beftimmten causa geſchieht, welche fich hinterher als irrthümlich, nicht erfolgend oder 
ungültig herausſtellt. Ueberall tritt ein habere sine iusta causa ein, wie beim Dar- 
lehn nach der Kündigung, und darum auch eine condietio eius quod sine justa causa 
datum est oder furz eine condictio sine causa, Vom Geben ift das Princip dann 
weiter aud) auf die Fälle ausgedehnt, wenn Jemand eigenmächtig, alfo aud sine causa, 
fremdes Geld oder andere Sachen Hinnimmt und ſich dadurch felber bereichert, oder frem— 
des Geld oder andere Sachen, die er ohne Eigenthum in Detention hat, confumirt und fich 
fo um ihren Werth oder wenigſtens ihren Genuß bereichert. 

Weſentlich ift ftetS die Bereicherung und der Mangel ver causa. 

a) Eine Bereiherung iſt nicht ſchon das einfache factiiche Haben; ſondern nur 
der Uebergang in das Vermögen, aljo wenn man entweder das Eigenthum der Sachen 
befommen oder fie confumirt hat. Co lange der Verlierende vindicıren fan, iſt er redht- 
[ih nicht ärmer und der Andere nicht reicher, So lange Bindication, fo lange feine Con— 
dietion. Nur um den Befig als folden fann man auch ohne Eigenthum und Con— 
fumtton bereichert fein, und darum iſt dann infofern wenigjtens eine condictio posses- 
sionis möglich. 

b) Mangel einer causa ift nach der feinen römischen Scheidung und Ordnung : 

a) bei causa futura, wenn die causa nicht eintritt oder für den Empfänger 
ſchimpflich ift (cond. causa data causa non secuta und cond. ob turpem causam); 

9) bei causa praeterita, wenn die causa rechtlich ungültig it ober eine irr— 
thümlich angenommene Schuld war (cond. cx iniusta causa und cond, indebiti); 

y) bei causa nulla, wenn gar feine causa Da war oder nur Eigenmacht und 
Conſumtion (cond. sine causa und cond, furtiva), 

Dagegen ift e8 aber nie eine grundloſe Bereicherung, wenn Jemand etwas aus einem 
gültigen Bertrage bekommt, bei gegenfeitigen Verträgen auch dann nicht, wenn er jeine 
Gegenpflicht nicht leiftet oder gar durch Zufall davon ganz frei wird. Wegen Nichterfül 
lung der Gegenpflicht kann daher nie das Gegebene condieirt werden, fondern nur auf Erfül— 
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lung over Schadenserfag, oder gar nicht, geflagt werben. Der Grund ift, weil nach 
dem Gonfenjualprincipe die causa der eigenen Pflicht und Yeiltung nicht die wirfliche 
reale Leiftung des Andern ift, ſondern ſchon feine Verpflichtung zu derjelben. Auch rela— 
tiv ift feine grumblofe Bereicherung, wenn man die Sache mit causa von Jemand bes 
kommt, der fie jelbft ohne causa hat, z. B. wenn der Dieb das geitohlene Geld ver— 
ſchenkt und der Beichenfte es bona fide confumirt. Die bloße bona fides und Puta— 
ttotitel genügen dagegen nicht. 

Das Princip der grumdlojen Bereicherung läßt aud eine gewille Erweiterung und 
Ausdehnung auf ſolche Fälle zu, wo zwar eine formell gültige causa da ift, aber Diejelbe 
in den materiellen Rechtsverhältniſſen feinen rechtfertigenden Grund hat, jo namentlich bei 
dem Erwerbe des Eigenthums durch Spectficatton, Accefjion, Alluvion, Aoulfion, und wenn 
Stellvertreter irgend einer Art oder umbeauftragte Geichäftsführer den Herrn dur nütz⸗ 
liche VBerwendimgen in fein Vermögen bereichern. Der Standpunkt der Condictionen paft 
bier nicht unmittelbar, doch muß man andere Klagen (in factum, de in rem verso) 
zulafien, wenn auch die Grenze im römiſchen Rechte zweifelhaft ift. 


IV. Delictsähnliche Obligationen. 


$. 74. Die Römer bezeichnen als obligatio quasi ex delicto die Schadenserjag- 
pflicht des Richters wegen parteiiſchen Urtheils, und die Haftung des Hausbewohners und 
des Gaſtwirthes für fremde culpa in den oben ©. 329 genannten Fällen. Die erfte 
muß bei ung als wirkliche Delietsſchuld aufgefaßt werden, die legtere iſt eigentlich nur eine 
jubjective Modification wirklicher DelictSobligationen, Doch legen die Nömer dabei die Idee 
einer gewiſſen eigenen Verſchuldung mit zu Grunde. 

ALS weitere Fälle delictsäbnlicher Obligationen müſſen dann noch bezeichnet werden die 
Haftung für den Schaden, den Thiere anrichten, und für den Schaden durch Leblofe Sachen 
nebft der Abwendung drohenden Schadens durch cautio damni infecti mit ihren Folgen 
(oben ©. 329 und 330), und endlich die Klage wegen eigenmächtiger Veränderung des 
natürlichen Waflerlaufs. 


V. Sonftige Obligationen. 


8. 75. Durch die bisher aufgeführten Obligationen ift das Gebiet der möglichen 
vernögensrechtlichen Verpflichtungen nicht erſchöpft. Abgefehen von den Verpflichtungen, Die 
accefloriich in den Verhältniſſen der anderen Nechtögebiete vortommen, Können durch Recht 
und Gefeg auch anderweitige felbiiftändige Obligationen entweder aus Billigfeitögründen 
im Yeben anerfannt, oder aus Zweckmäßigkeitsgründen auferlegt werden. Es find bier 
aus dem römiſchen Nechte noch folgende drei Obligationen aufzuführen. 7 

1) Die Erbibitionspflict, die eine jehr weit verbreitete Anwendung bat, und in 
mehrfacher Steigerung vorfommt. Sie befteht zunächſt nur im der Pflicht, eine Sache, 
die man im factifchen Beſitze bat, einem Audern, behufs der Recognoscirung zu vechtlichen 
Zweden, zu zeigen. Bei Urkunden dehnt ſich Dies Zeigen auch auf das Leſen und Ab- 
fchreiben aus. Stellt fich nach geichehener Recognoscirung beraus, daft der Beſitzer den 
Defig gar nicht für fich in Anſpruch nimmt, wie bei zugelaufenen Thieren, zugeſchwemm— 
ten Sachen, geitoblenen Sachen u. ſ. w., jo dehnt ſich Das Zeigen zur Duldung der 
Wegnahme aus, und iſt die Sache durch Acceffion mit andern verbunden oder vergraben, 
fo umfaßt die actio ad exhibendum ſogar auch die Trennung und Ausgrabung. 

2) Die Beerdigungspflict. Diefe haftet zunächſt auf dem eigenen Vermögen des 
Verſtorbenen und trifft infofern die Erben. Außerdem bat das römiſche Necht jie nur 
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angenommen beim Bater für feine Kinder in der Gewalt, weil er durch fie erwirbt, und 
für ven Ehemann, „ne iniuria videatur, uxorem insepultam relinqui.“ Säumt der 
Pflihtige mit der Beerdigung, jo kann fie Jedermann bejorgen und vom Pflichtigen mit 
der actio funeraria die Koften erſetzt verlangen. 

3) DieAlimentationspflicht. Diefe eriftirt nach römischen Rechte als felbftjtändige 
Pflicht, d. h. abgefehen von Verträgen und Yegaten, nur für ehelihe Afcenventen und 
Defcendenten gegenfeitig, und außerdem für ven unebelichen Vater beim Goncubinate. 
Im heutigen Rechte iſt fie auf alle unehelichen Kinder ausgedehnt. 


C. Das Familienredt. 


Einleitung $.76. Es ift ſchon oben ©. 254 bei der allgemeinen Begriindung Des 
Suftemd ausgeführt, daß Die drei Nechtögebiete des Familien-, Bormundichaftd= und Erb: 
rechts ihre Grundlage im Gattungsleben der Menſchen haben, im Gegenjage zu dem 
Begriffe der abftracten Perjönlichkeit, auf dem das allgemeine Vermögensrecht beruht. Das 
Familienrecht geht aus dem Gefchlechtöleben des Menſchen hewor, d. h. aus der Dif- 
ferenz und Vereinigung der Gejchlechter und der Zeugung und Abftammung. Auf 
dem erſteren beruht die Ehe, auf dem legteren das Verhältniß dev Aeltern und Kinder 
und der weiteren Verwandten. Die unmittelbare geſchlechtliche Verbindung der Ehegatten 
und der Erzeuger und Erzeugten begründet auch unmittelbare ſelbſtſtändige Rechtöverhält- 
niffe. Die nur mittelbare Verbindung der gemeinfam Abftammenden führt zu feiner un— 
mittelbaren Rechtsgeſtaltung, jondern hat. ihre Wirkſamkeit nur mittelbar darin, daß die 
Familie das Mittelglied ift, wodurch der Einzelne mit der Gattung in Verbindung fteht, 
und daß daher da, mo bad Verhältniß des Einzelnen zur Gattung hervortritt, bei der 
Vormundſchaft und beim Erbrechte, die Gattung zumächft dur die Familie (weiter dann 
durch den Staat) vertreten wird. 

In welchem Verhältniſſe die phyſiſche Seite des Gefchlehts= und Gattungslebens zu 
ferner fittlichen und rechtlichen Seite ftehe, ift viel beftritten. Früher ſah man die phy— 
ſiſche Seite als den eigentlichen Stoff an, der durch das Recht nach allerlei Zweckmäßig— 
feitörüdfichten georonet würde, Die neuere Theorie Tegt das Hauptgewicht auf Die fittliche 
Seite: Ehe und Familie ſeien ſittliche Begriffe, zu denen Das Recht nur Hinzutrete, um 
einzelne äufere Beziehungen zu oronen. Beide Anſchauungen zerreißen den inneren orga— 
nifchen Zufammenbang der Verhältnifie. Wenn Recht und Sittlichkeit überhaupt die Auf- 
gabe haben, das Yeben des Menſchen feinem Wejen gemäß zu geftalten, jo kann auch 
in den Geſchlechts- und Gattungsverhältnifien nur ihr eigenes Weſen jelbft die Quelle für 
ihre ſittliche und rechtliche Geftaltung bilden. Die Römer jagen, die Gefchlechtöverbin- 
dung und Kindererzeugung jeien ein „ius, quod natura omnia animalia docuit“, Das 
it natürlich jo unmittelbar nicht zu gebrauchen, aber e8 Liegt der richtige Gedanke darin, 
daß dieſe Berhältniffe in der Natur jelbft, im Weſen der Dinge, Das Princip ihrer Ge— 
ftaltung haben. Das Geſchlechtsleben des Menfchen ift der Punkt, wo fein fittliches Leben 
mit jenem Naturleben am unmittelbarften in Verbindung fteht, wo Das Sinnliche ſich zu 
der idealſten Vergeiftigung erhebt, und umgefehrt das reinfte Ideal in finnliche Verkör— 
perung übergeht. Die Einheit des natürlichen, fittlichen und rechtlichen Gefeges tritt da— 
ber hier am unmittelbarften hervor. Ste ruht in dem allgemeinen Sate, daß das We— 
fen der Dinge das Geſetz ihrer Erſcheinung if. In den äußeren Naturdingen vollzieht 
fih das Weſen mit abjoluter Naturnothwendigfeit, im Thiere durch den thierifchen In— 
ftinet, im Menfchen durch feine eigene freie That. Der Menſch bringt ſich fein Weſen 
zum Bewußtſein und bat e8 danach mit Freiheit auszuführen. Bei ihm wird Das Natur- 
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geje zum Sitteu- und Rectögefege. Darin liegt es, daß die phyſiſchen Verhältniſſe ihr 
ſittliches Gebot in ſich felber tragen und damit zugleich auch weiter das Princip für bie 
rechtliche Ordnung ihrer äußeren Erfcheinung Nur in engfter Verbindung mit einander 
können deshalb alle drei Elemente verftanden und gewürdigt werben. 


I. Die Ehe. 


$. 77. Die Ehe bat ihren Ausgang in der Differenz der Geichlechter. Dieſe ift 
nicht blos eine körperliche, jondern durchdringt das ganze Weſen des Menfchen. Mann 
und Weib find in Anlagen, Fähigkeiten und Charakter, und darum auch in Lebens- 
aufgabe und Beſtimmung, verjchieden. Das Weſen des Menjchen offenbart ſich eben 
nicht im abftracter Einheit, ſondern nur im der einfeitigen Geſchiedenheit der beiden Ge— 
jchlechter. Darum bat jedes derjelben den Mangel der Einfeitigkeit in fich, und damit 
zugleich auch das Bedürfniß und die Beitimmung, ihn durch die Bereinigung mit dem an— 
deren Gejchlechte zu ergänzen und aufzuheben. Die Verbindung aber, die diefen Grund und 
Zweck hat, kann feine blos körperliche, oder fonft auf einzelne Beziehungen und Zwecke bes 
ſchränkte, fein, fondern muß das ganze Welen des Menſchen, fein inneres und äußeres 
Dafein und Leben umfaſſen. Diefe vollftändige Weſens- und Yebensvereinigung der Ge— 
ſchlechter zur Ergänzung ihrer gejchlechtlichen Einfeitigkeit ift die Ehe. Sie umfaßt gleich: 
mäßig die äußere förperliche Gefchlechtöverbindung, und damit die Erzeugung und Erzie- 
bung von Kindern, und das innere geiftige, gemüthliche und fittliche Zufammenleben, und 
durdy beide Seiten zufammen wieder die Gemeinichaft des geſammten äußeren Yebens und 
die gegenfeitige Unterftügung darin. Was von dem allen im einzelnen Falle factifch Die 
meifte Bedeutung gewinnt, hängt vom Zufalle und den Yebensfchidjalen ab, für den Bes 
griff als ſolchen iſt es gleichgültig. Man fragte und ftritt früher darüber, mas der 
Zweck oder wenigftens der wejentlice oder Hauptzwed der Ehe fei, und fette ihm in bie 
eine oder andere der genannten Beziehungen; gegenwärtig braucht diefe Trage nur als 
eine veraltete angeführt zu werben, 

Daß etwas, was jo die ganze Natur des Menfchen nach allen Seiten ergreift, auch 
für die äußere Betrachtung und Behandlung einen vielfeittigen Charakter bietet, ift nicht 
anders möglich; die Ehe hat ihre phyſiſche und phyſiologiſche, pſychiſche und anthropolo— 
giſche, fittliche, veligiöfe und vechtliche Seite. Alle find aber untrennbare Elemente Eines 
Begriffes umd ſtehen im enger organiſcher Verbindung. Auch die rechtliche Seite der Ehe 
hat die anderen zur weſentlichen Borausfegung ; man fann auch nicht einen einzigen Sat 
des Eherechts wiffenichaftlich beftimmen, ohne daß die übrigen Seiten der Ehe dabei zu 
Grunde liegen. Die vechtlihe Natur der Ehe beruht keineswegs blos darauf, daß die 
äußere Gemeinſchaft der Gatten überhaupt eine rechtliche Ordnung haben muß, denn die 
fönnte fie auch durch Vertrag befommen, ſondern wejentlich darauf, daß das äufere Da— 
fein der Ehe eine ihrem inneren Wefen entiprechende vechtliche Geftalt befomme. Das 
Wefen der Ehe, alfo das Verhältniß der Gejchlechter, muß den Inbalt des Eherechts be- 
ſtimmen (Hiftorifch natürlich in der concreten Auffaffung eines jeden einzelnen Volkes). 
Die dem Weſen der Ehe entiprechende Geftalt derfelben ift zugleich die ſittliche; inſofern 
kann man auch Sagen, das Princip des Cherechts jei, daß die fittliche Natur der Ehe 
zur rechtlichen Notbwendigfeit werde, infoweit als überhaupt die Aeußerlichkeit als ſolche, 
abgejehen von der jittlichen Gefinnung, einen Werth und eine Bedeutung hat, und daher 
rechtlide Nothmwendigfeit und rechtlihen Zwang zuläßt. 

Danach ift aucd das vielbefprochene Verhältniß der Ehe zum PVertrage zu beitimmen. 
Die Ehe ift fein Vertrag, aber fie wird durch Vertrag eingegangen. Bertrag ift Will- 
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für, Willtür in der Eingehung, im Inhalte, in der Aufhebung. Im Begriffe der Ehe 
ft nirgend Willfür. Der eigentlich natürliche und ſittliche Grund der Ehe ift die Piebe, und 
Liebe iſt nicht Willtür jondern innere Nothwendigfeit, das Gefühl der concreten geſchlecht— 
lichen Relation und des individuellen Beftimmtfeins zur gegenfeitigen Ergänzung. Das 
Gefühl kann zwar nur durch beiberfeitigen freien Entſchluß zum Willen der wirflichen 
Bereinigung werden, und infofern kann dieſe nur durch Willensvereinigung, alfo Vertrag, 
geichlofjen werden. Allein der Wille hat nur die Bedeutung, das objective perſonenrecht- 
liche Berhältnig der Ehe zu begründen, die gegenfeitigen Pflichten find aber feine Obli- 
gationen aus den gegenfeitigen Verſprechungen, fondern find die vechtlichen Folgen des 
objectiven Berhältniffes, in welches man eingetreten ift, fie können darum nicht willkürlich 
durch Bertrag geändert werben, fondern gehören zum ſ. g. abjoluten oder öffentlichen 
Rechte in diefem Sinne (S. 257). Ebenfo widerſpricht willfürliche Aufgebung dem Wefen 
der Ehe. Wie der Grund der Ehe, fo dauert auch ihr Bedürfniß bi8 zum Tode, und wo 
die individuelle concrete Relation der Gefchlechter wirklich getroffen ift, kann auch nichts ala 
der Tod fie trennen. Wo fie nicht getroffen ift, muß zwar eine Löſung des unnatürlichen 
Bandes möglich ſein, aber nicht nach zufälligem Belieben, ſondern nur bei wirklich objectiv 
vorhandenen Gründen. 

8.-78. Die römische Auffaffung der Ehe hat jehr verfchiedene Beurthei— 
lungen erfahren. Dan hat fie hoch und niedrig geftellt, letzteres ſo ſehr, daß Gans das 
„matrimonium“ buchftäblih nur als Anftalt, wie Frauen mit Ehren Mütter werben 
fünnen, dyrakterifiven wollte. Die Haupteigenthümlichkeit ift dabei aber eigentlich noch 
nicht vecht gewürdigt. Der römische Begriff der Ehe ift a jich weder bejonders hoch, 
noch beſonders niedrig, es ift der abftract menfchliche Begriff der Ehe in ihrer äußeren 
Erjcheinung als vollftändige äußere Lebensgemeinſchaft. Das ift allerdings weit hinaus 
über die niedrige finnliche Auffaffung des Orients, aber von der idealen Innigfeit und 
Tiefe der germanifchen Auffaffung ift noch nichts darin, Die ift auch durch Das Chriften- 
thum noch nicht in die römische Ehe hineingebracht. Der römische Begriff gibt die äußere 
Erſcheinung der Ehe, die innere Ausfülung überläßt er der Perfönlichteit der Ehegatten. 
Er paßt darum für alle Zeiten und Völker. Das Alterthum ift num noch nicht ideal, 
die reale Seite der Ehe, Kindererzeugung und Erziehung und häusliche Zucht und Ord— 
nung, ericheinen daher als der Hauptinhalt der Ehe, obgleich gegenfeitige Yiebe, keuſche 
Treue und hingebende Aufopferung auch nicht fehlen. Der romantiſche Idealismus der 
germaniſchen Yiebe fann aber äußerlich die Ehe auch zu nichts anderem als der vollitän- 
digen Lebenögemeinichaft madyen. Indeſſen darf man in allevem nicht die Eigenthüm— 
lichkeit des römiſchen Eherechts ſuchen. Dieſe beruht vielmehr darauf, daß das römijche 
Recht überhaupt nur die individuelle perfönliche Freiheit ausgebildet hat, nicht aber objec- 
tive Organijationen des Lebens zu geftalten vermochte. Es fennt nur abftracte Freiheit 
und Gleichheit oder abjolute Gewalt, nicht organiiche Gliederung. So hat es in der alten 
firengen Ehe mur die abjolute Gewalt des Mannes, in der fpäteren freien Ehe nur ab: 
firacte freiheit beider Ehegatten. Die Römer haben den objectiven Charakter der Ehe 
und ihre fittliche Natur an ſich nicht verkannt, aber fie nicht rechtlich danach geftaltet, ihre 
fütlihe Natur nicht zur rechtlichen Nothwendigkeit gemacht, ſondern dies ganz ober faſt 
ganz dem Gewiſſen und der Freiheit der Ehegatten überlafjen. „Matrimonia libera esse 
debent“ ift das Grundprincip für das römifche Eherecht. Es zeigt fih von Anfang bis 
za Ende. Daß die Ehe die einzig fittliche Verbindung der Gejchlechter jei, war ſtets an- 
erfannt, aber verboten war der Concubinat nicht. Daß die Ehe den Segen der Religion 
haben müffe, war fefter Glaube, und nicht leicht wurde eine Ehe ohne religiöfe Form und 
Feier eingegangen, aber nothwendig war fie (abgejehen von der alten confarreatio) nicht. 
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Daf in ver Ehe die Frau dem Manne untergeordnet fein und ihm mehr als ihrem Vater 
geborchen fol, hat fein Römer bezweifelt, aber ein Recht darauf hat der Mann nicht, 
die wäterliche Gewalt wird durch die Ehe nicht gelöft, und der Vater geht dem Manne 
vor. Daß die Ehe zur factifchen Gemeinſchaft oder wenigſtens Mittheilung ded ganzen 
Bermögens führen joll, lag fogar in ihrer Definition, aber ein Recht darauf hat feiner 
der Ehegatten, noch weniger tritt eine gejetzliche Gütergemeinichaft ein; der Dann fann 
nicht einmal eine dos von der Frau fordern, braucht dafür aber, wenn fie feine dos ge- 
geben, fie auch nicht einmal zu alimentiren, er fann fie verhungern Taffen nur begraben 
muß er fie dann (f. oben ©. 351). Endlich, daß die wahre Ehe bis zum Tode dauert, 
war Anſchauung der alten wie der fpäteren Zeit, und verſchuldete und grundloje Schei- 
dung wurde beftraft, aber die Scheidung an fich blieb frei, und Scheidung durch gemeins 
famen Gonfens zu verbieten wagte erft Yuftinian, und ſchon fein Nachfolger gab es wies 
der frei. Der objective Charakter der Ehe trat rechtlich eigentlich nur in den Voraus— 
jegungen der Ehe, und in den Strafen des Eherechtd und der Scheidung hervor, und 
auch mehr nur bei der Frau als beim Manne. Inſofern war das römiſche Eherecht für 
die mittelalterliche und moderne Auffaflung der Ehe nicht genügend, und ift daher durch 
das kanoniſche und deutſche Recht ſehr wefentlich ergänzt, worüber jedoch unten bei der 
Darftellung diefer Rechte das Nähere nachzufehen ift. 

$. 79. Die Behandlung der Bermögensperhältniffe der Ehegatten im 
römischen Rechte ift eine Folge des Princips der Freiheit des Eherechts. Die Ehe än- 
dert als foldye an dem Vermögen der beiden Gatten gar nichts. Namentlich ift die Idee 
einer ehelichen Gütergemeinfthaft den Nömern abfolut fremd, Die Ehegatten bleiben rechtlich 
als abftract freie Perfonen mit ganz felbitftändigem Vermögen neben einander beftehen. Die 
Ehe foll eine fortwährende factiiche communicatis omnis iuris begründen, nicht aber eine 
rechtliche communio juris. Jeder Gatte behält fein Vermögen vollftändig für ſich und 
befommt abfolut nichts weiter, al8 mas der andere ihm freimillig gibt. Indeſſen ver— 
fteht ſich, daß Die Durch das gemeinfame Leben und die gemeinfamen Kinder entſtehenden 
gemeinfamen Koften auch von beiden Gatten gemeinfam getragen werden. Doc wird auch 
dafür nicht etwa ein gemeinſames cheliches Vermögen gebildet, ſondern ein ganz eigens 
thümliches Syſtem von gegenfeitigen, fi ſcheinbar durchkreuzenden und compenfirenden 
Mittbeilungen gejchaffen, dos und donatio propter nuptias, deſſen Verftändniß der mo— 
dernen Welt nur ſchwer hat gelingen wollen. Es bat feine volle rechtliche Ausbildung 
erft in ſpäter Zeit, eigentlich erft von Yuftinian, erhalten ; in der clafjifhen Zeit iſt noch 
durch die überwiegende Stellung des Mannes eine gewiſſe Einfeitigkeit, daher kann bie 
eigentliche Idee des Ganzen erſt aus der ſpäteren Vollendung erfannt werden. Vorher 
ergänzte man fie durch freiwillige Schenkungen. Die Idee ift folgende: Beide Ehegatten, 
oder ihre Aeltern, beſtimmen einer Theil ihres Bermögens ausdrüdlich für die Beftreitung 
der Laſten der Ehe; fie bilden daraus aber feine gemeinfame Maſſe, Tondern jeder gibt 
feinen Theil dem andern für die Ehe zu Eigenthum ; da aber der Dann als das Haupt 
der familie formell der eigentliche Träger der ehelichen Laften ift, jo gibt er jeine Gabe der 
Frau nur ind Eigenthum, nicht aber m Befig, Verwaltung, Verfügung, Nutung und Ber- 
wendung ; diefe behält er vielmehr felber neben der Gabe, die er von der Frau befommen 
hat, auch ift er für die Verwendung beider Gaben der Frau im keiner Weile verantworts 
(ich, erwirbt vielmehr die Zinſen und Früchte von beiden ausfchlieglih in fein Vermögen, 
Scheinbar bekommt daher eigentlich mır der Dann einen Beitrag von der Frau, und fo 
war es auch im älteren Rechte; allein die Beſtimmung der beiderfeitigen Gaben für die 
Laſten der Ehe tritt bewor, ſobald ihre ganze Eriftenz und Verwendung in Zweifel fommt, 
d. h. wenn entweder der Mann in Concurs geräth, dann werben ſowohl dos als donatio 
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ven Gläubigern entzogen und für die Ehe fequeftrirt, oder wenn er die Frau vollſtändig 
vernachläfjigt und verfommen läßt, dann kann fie Alimentation fowohl aus dos als do- 
natio verlangen. Außerdem Emüpfte ſich an das Dafein der gegenfeitigen Beiträge von 
jelbit für den Fall der Auflöfung der Che die gleichmäßige Venwendung nach der Ehe. 
In der Regel müſſen beide zurüdgegeben werben, allein Strafe der Scheidung und Ver— 
trag können Aenderungen darin machen, aber ſtets nur für beide in entfprechender Gleich: 
mäßigfeit. 

Alles übrige Vermögen der Ehegatten außer der für die Ehe beftimmten dos und 
donatio verbleibt den Ehegatten völlig ſelbſtſtändig (parapherna, Privatvermögen). Sie 
ſtehen fich in Betreff deſſelben völlig getrennt, wie andere Perfonen, einander gegenüber, 
namentlich hat der Mann durch die Ehe kein Verwaltungsrecht am Bermögen der rau, 
und fie fünnen dur Vertrag, Delict, Proceß und ſonſt in jedes beliebige Rechtsverhältniß 
darüber zu einander eintreten. Davon find nur wenige und unmelentlihe Modificationen, 
nur eine bedeutende und tiefgreifende, die berühmte Ungültigkeit der Schenkungen unter 
Ehegatten. Alle Schenkungen unter ihnen find ungültig und können widerrufen werben, 
convalesciren jedoch, wenn fie der Schenker bis zu feinem Tode nicht miderruft und vor 
oder wenigſtens mit dem Beſchenkten ſtirbt, ſomit die Schenkung gewilfermaßen durch 
feinen Tod beſiegelt. Auch dieſer Satz hat ſehr verſchiedene Beurtheilungen erfahren. 
Gans fagt bei feiner Idee von der rechtlichen Getrenntheit der römiſchen Ehegatten: damit 
die Liebe nicht vereine, was das Geſetz getrennt, babe man fogar die Schenfungen ver— 
boten. Ein tolleres Urtheil iſt nicht Leicht gefällt. Das ganze ſ. g. Verbot war nur ein 
nothwendiges Schugmittel gegen Mißbrauch des Principe der Freiheit der Ehe. Sollte 
die volle Freiheit der Scheidung beftehen und die Ehe nur ein freies fittliches Verhältniß 
fein, jo mußte es verhindert werden, daß ein Ehegatte durch erheuchelte Kiebe den andern 
ausplünderte, und dann ſich von ibm ſchied und mit der Beute abzog. Nur aus diefer 
Reinhaltung der Ehe vor ſchmutzigem igennuge leiten auch die Römer felber das 
Berbot ab, „non amare tractandum est, sed ut inter coniunctos maximo affectu,“ 


II. Die vaterlihe Gewalt. 


8. 80. Der phyſiologiſche oder naturaliftifche Ausgangspunkt für das Verhältniß 
der Ueltern und Kinder ift die Zeugung. Diefe ift die Fortpflanzung der Gattung durch 
fich ſelbſt, coneret verwirklicht in der einzelnen Familie. Die allgemeine Idee, daß die 
Gattung in den Generationen fortlebt, jede Generation aus ſich felbft heraus die fol 
gende erzeugt, in ihr fich verjüngt und fich eim neues Dafein fchafft, in dem fie fi in 
ununterbrochener Gontinuität fortjetst, vermirflicht fich in der Oattung nicht abitract im Ganzen, 
jondern nur coneret in den einzelnen Familien. Die phyſiſche Sontinuität der Familie in 
den einzelnen Generationen zeigt fich aber hier deutlich in dem dauernden Familientypus 
der körperlichen und geiftigen Bildung, der fih oft Jahrhunderte hindurd in einzelnen Fa— 
milien ſcharf ausgeprägt erhält. Hiernach find num ganz coneret die Kinder geradezu als 
die neue Exiſtenz der Aeltern aufzufafen, die dieſe aus fich ſelbſt heraus erzeugen, zur 
Selbſtſtändigkeit heranziehen und in der fie ein neues verjüngtes Daſein gewinnen und 
nah ihrem eigenen Tode fortjegen. 

Das fo in der Natur begründete Verhältniß feinem Weſen gemäß durdyzuführen, ift 
fittliche Aufgabe des Menſchen und begründet das Band und die fittlichen Pflichten zwi— 
ſchen eltern umd Kindern. Diefer fittlihen Natur entſprechend die äußere Geftaltung 
rechtlich anzuerteimen und zu ordnen, ijt die Aufgabe des Rechts und der Geſetzgebung. 
Auch bier ftehen alſo Natur, Sittlichkeit und Recht in unmittelbarer Einheit, dad Recht 
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kann aud bier nur aus der Natur erflärt und beftimmt werben. Es ift kaum glaublidy, 
wie oft und wie weit dies verfannt ift. In der natürlichen Zeugumg glaubte man feinen 
natürlichen Grund für die Gewalt der Ueltern jehen zu können, und bielt e8 für natürs 
licher, ſie aus eimer Occupation des Erziehungsredhtes abzuleiten, oder aus der Pflicht der 
eltern, Die Störung der natürlichen Gleichheit, die fie durch die Erzeugung des Kindes 
ohne feine Zuftinmmung begangen hätten, wieder auszugleichen! Die neuere Theorie dringt 
auch wicht tiefer, ale, wie bei der Ehe, das Verhältniß für ein fittliches zu erflären, zu 
dem einige Nechtöbeftummungen binzufonmnen müßten. 

Aus dem obigen Principe ergeben ſich von jelbft die einzelnen praftifchen Hauptgrund— 
jäge für das Verhältniß der Aeltern und Kinder, nämlich) : 

1) Daß die Kinder durch ihre Erzeugung von ſelbſt an der gefammten allgemeinen 
‚bürgerlichen Stellung der Aeltern, befonders des Vaters, Theil haben, alfe an Nanten, 
Stand, Wohnort, Gerichtsſtand, Staats- und Gemeindebürgerrecht, Religion, Kirche. 

2) Recht und Pflicht der eltern zur Ernährung und Erziehung der Kinder. Bei— 
des iſt nur die Weiterführung und Vollendung der Erzeugung. Sitte, Recht und Pflicht 
fallen hier von jelbft in eins zuſammen. In dem Rechte der Erziehung liegt natürlich 
auch die entiprechende Gewalt über die Perfon der Kinder. Weber ihr Vermögen läßt fich 
daraus nur em Verwaltungs- nicht ein Nutzungsrecht ableiten, wie auch im englischen, und- 
öfterreichifchen Rechte angenommen tft. 

3) Die Erziehungsverhältniffe hören natürlich mit der Vollendung der Erziehung auf. 
Dod tritt die urſprüngliche Familieneinheit der Aeltern und Kinder auch nachher noch in 
einzelnen Folgen hervor, die freilich eine verſchiedene pofitine Geftaltung zulaffen. So 
bleibt eine gegenfeitige Alimentationspflicht, eine Reſpectspflicht der Kinder gegen die Aeltern, 
das Conſensrecht. zur Ehe der Kinder und namentlich ein gegenfettiges Exrb= und zwar 
Notherbrecht 

8. 81. Daß bei dem ganzen Rechtséverhältniſſe von Aeltern und Kindern die Ber: 
fon des Vaters vor der der Mutter eine überwiegende Bedeutung bat und die eigentlich; 
maßgebende ift, iſt im Verhälthiſſe der Gefchlechter begründet und findet ſich daher im 
allgemeinen ausnahmslos bei allen Völkern. Dabei findet ſich audy das ziemlich gleich 
mäßig bet allen Völkern, daß in früheren unentwideltern Zuftänden Diele Gewalt 
des Vaters überhaupt nicht ſcharf abgegrenzt ift, ſondern rechtlich völlig oder faft ganz 
unbeichräntt ift, die Rechte der Kinder dagegen ganz zurüdtreten, und der natürlichen 
Sitte vertraut ft, daß ein Mißbrauch von Seiten des Vaters nicht ftattfinden werde, Wenn 
daher im römifchen Rechte die väterliche Gewalt urfprünglid eine fo unbefchräntte 
ift, daß er Necht über Yeben und Tod der Kinder bat, und fie ihm gegenüber gar nicht 
als jelbitftändige Perſonen gelten, daher abjolut kein eigenes Bermögen haben fönnen, jo 
liegt darın weder etwas Auffallendes noch Eigenthümliches, vielmehr iſt das im germa— 
mischen Rechte und überhaupt wohl allen anderen Urrechten im weſentlichen ebenfo. Allen 
darin ftehen die Römer einzig in der Welt da, daß während alle anderen Bölfer dieſe Ge— 
walt mit fteigender Cultur aufgeben und fie namentlich nach vollendeter Erziehung aufhören 
laffen, die Römer den Urzuftand der väterlichen Gewalt ihrer ganzen juriftiicen Richtung 
gemäß rechtlich To firtrt haben, daß fie ihn bis zum Ende der Republik faſt völlig unverän- 
dert gelaffen und eigentlich tiefgreifende Veränderungen erft in der chriſtlichen Zeit gemacht 
haben, ja einen Hauptpunkt, die Fortdaner nad Vollendung der Erziehung, ſogar bis 
zulegt feftgehalten haben. Nur in diefem Einme ift es zu verftehen und vichtig, wenn Die 
römischen Yuriften der Kaiferzeit jagen, fein Volt der Welt babe eine jo ftrenge wäterliche 
Sewalt, wie Die Römer. 
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Im Yuftinianischen Rechte find nun freilih von dieſer alten ſtrengen Gewalt bie 
Hauptfachen weggefallen, Doch ift noch immer ziemlich viel übrig geblieben, dieſes aber in 
wenig befriedigender Geitalt. Die Gewalt über die Perfon ift zwar auf das natürliche 
Map einer Erziehungs: und Hausdisciplinargewalt zurüdgeführt, im Vermögensrechte 
it aber feine Conſequenz. Die abfolute Bermögensunfähigkeit ift aufgehoben, aber 
nicht einfach, ‚fondern mit allerlei Feinlihen unmotiirten Unterjchieven. Die Kinder kön— 
nen zwar erwerben, aber nur von außen her, nicht von Vater felber, er kann ihnen wie 
früher rechtlich nichts geben und ſchenken, überhaupt feinen Vertrag mit ihnen ſchließen, 
fondern nur factifch überlaffen mit dem Rechte der Rücknahme. Bei dem Vermögen der 
Kinder ift Yuftinians Princip, daß der Vater in der Negel während feiner Gewalt nicht 
mr Berwaltung fondern auch Nießbrauch bat, nur mit gewiſſen Ausnahmen, aller 
dings zu billigen, wie es denn auch in allen neueren Gefegbüchern im wefentlichen ange 
nommen ift. Dagegen hat die Unterfcheidung bei dem freien Vermögen, daß die Kinder 
über das peculium castrense und quasi teftiren können, über da® adventitium irregu- 
lare nicht, feinen Stumm mehr ; ebenfo die beim adventitium regulare, daß die Kinder 
für die bona materna ein Pfandrecht haben, für das übrige nicht ; ferner die, daß Erb- 
ſchaften von der Mutter adventitium regulare werden, von Geſchwiſtern irregulare, u. a. 
Died und anderes find hiſtoriſche Reliquien, Die die romaniſtiſche Theorie zwar aufbewah— 
ven muß, für die man der Prarıs jedoch weniger Pietät zumutben kann, doch hat auch fie 
jich vielfach vom Buchftaben des römischen Rechts nicht losmachen können, und z. B. fir 
Verträge zwiſchen Bater und Sohn lieber. eine eigene emancipatio ad hoc erfunden, als 
ven römiſchen Sat jelber, aufzugeben. Uebrigens wird aber das ganze Verhältniß von 
Bater und Kind bei und dadurch außerordentlich viel einfacher, daft wir den Grundpfeiler 
der verwidelten Vermögensverhältniſſe der römiſchen Kinder nicht mehr haben, nämlich die 
Fortdauer der Gewalt nad) vollendeter Erziehung bis zum Tode des Vaters. Wem die 
Kinder bei und mit Anlegung eigenen Haushaltes und die Töchter ſchon mit der Heirath 
von felbft aus der Gewalt treten, fo fallen damit alle caſtrenſiſchen und quaficaftrenfifchen 
Peculien und irregulären Aoventitien von einiger Erbeblichfeit von felber ganz weg, und 
von praktiſcher Wichtigkeit bleiben fajt nur die Erbichaften von der Mutter und anderen 
Berwandten, alfo das |. g. adventitium regulare, 

$. 82. Beſonders wichtig und intereffant ift das Schuldenwefen der Haus— 
finder, namentlih der Söhne. Es hat im heutigen Rechte eine völlig andere Geftalt 
als im römischen. Nur die Verträge und Delicte braudpt man dabei ins Auge zu fallen. 

Bei den Delicten der Kinder ift die Sache einfach. Hier iſt im römiſchen echte 
die Haftung Des Vaters nach der Abichaffung der noxae datio der Kinder vollftändig auf- 
"gehoben und auf die Kinder ſelbſt beſchränkt, ſofern fie zurechnungsfähig find ; es iſt ſelbſt 
zweifelhaft, ob der Vater haftete, wenn er Delicte der Kinder verhindern konnte und es 
wicht that. Für diefen Fall muß man indeffen im heutigen echte bei umerzogenen 
Kindern jedenfalls eine Haftung annehmen, da in der Erziehungsgewalt die Pflicht der 
Obhut und Abhaltung von Delicten von jelbft enthalten iſt und daher jelbft Vernach— 
lälfigung der Aufficht ſchon als culpa angejehen werden muß. Neuere Gefege gehen noch 
weiter, nach franzöſiſchem haftet der Vater für alle Delicte der bei ihm wohnenden min— 
derjährigen Kinder, nach preußiſchem für alle Deltcte der Kinder, wenn er fie hätte ver: 
hüten können, oder er das Kind nicht gehörig beauffichtigt hat, ja ſelbſt fchon, wenn er 
Unterricht oder Erziehung des Kindes gröblich vernadhläffigt hat. 

Ber den Berträgen und Bertragsfhulden der Hauskinder ift der Unterfchied des heu— 
tigen Rechts und des römifchen bedeutender und tiefer greifend. Wir denken beutzu= 
tage bei Verträgen und Schulden der Hausjöhne vorzugsmeife an Minderjährige und deren 
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Leichtfinniges Schuldenmachen, da erwachſene Söhne möglichft bald einen Haushalt anlegen 
und damit von Jelbft von der Gemalt frei werden. In Rom aber war zwar das leicht- 
finnige Schuldenmachen bet den minderjährigen Söhnen aud) nicht jelten, allein die Haupt— 
ſache ver dem verwidelten Schuldenrechte der Söhne beruhte doch darauf, daß auch die 
erwachſenen Söhne mit Frau und Kindern in der väterlichen Gewalt blieben, vom Vater 
aber factifch mit größeren Vermögenstheilen ausgeftattet wurden (peculium profectitium) 
und damit factifch einen felbftftindigen Verlehr neben den Vater trieben, während rechtlich 
das ganze Doch nur dem Bater gehörte. Dazu faın dann nod das Princip der römischen 
Stellvertretung, wonach der Sohn aus allen Berträgen für den Bater ſtets auch jelbft 
verpflichtet wurde, der Vater nur imdirect (mit actio adjectitiae qualitatis) daneben. 
Alles dieſes füllt bei und weg. Die Stellvertretung wird bei und ber Hausfindern kei— 
nenfalls irgend anders als bei freien Perſonen behanbelt, jo daß die Söhne, wenn ſie Auftrag 
vom Bater haben und ſich als feine Vertreter geriren, bet und gar nicht haften, ſondern 
nur den Bater verpflichten. Aber auch die ganze befondere Peculiarhaftung ift bei uns 
unammendbar. Denn da bei und Berträge zwifchen Vater und Sohn zuläffig find, fo 
fann die Gonceffion eines Peculiums an einen Sohn in der Gewalt, wenn fie ja irgendwo 
vorfommen follte, nicht anders behandelt werden, ald wenn man einem freien Sohne ein 
Bermögen zu eigener Verwaltung und Nutzung überläßt. Ihre Verträge verpflichten den 
Bater ganz, oder gar nicht, je nachdem fie für fi) oder ald Vertreter handeln. 

Aber auch bei den Verträgen der minderjährigen Haustinder ift das heutige Necht 
anders als das römiſche. Im Rom konnten die Hauskinder, jo lange fie unmündig 
waren, gar nicht durch Vertrag verpflichtet werden, weil fie für ſich bandlungsunfähig 
waren, und der Vater nicht ihr Tutor war, alfo weder mit ihnen noch für fie handeln 
konnte. Die mündigen Minderjährigen konnten ſich Dagegen vollftindig auch ohne den 
Bater verpflichten, da ein Curator bei Minderjährigen überhaupt nicht nöthig war; nur 
hatten fie wie alle Minderjährigen das Recht der Neftitution, und Darlehen an fie ohne 
Zuſtimmung des Baterd wurden durd) das Sc. Macedonianum für völlig unflagbar erflärt. 
Der Bater haftete aber für alle Verträge der Kinder zwar an ſich gar nicht, wohl aber 
fobald er fie irgendwie genehmigte, alfo bei Auftrag, Ermächtigung, ſelbſt ſtillſchweigender 
wiffentlicher Duldung und Ratihabition (iussus), und außerdem bei unbeauftragten Verträ— 
gen, wenn und ſoweit Dadurch eine Verwendung in feinen Nugen (versio in rem) bewirft 
war. Ber ung iſt Dies dadurch anders, daß Die Minderjährigen allgemein als bandlungs- 
unfähig gelten und unter Vormundſchaft ftehen müflen. Dies tft auch bei den Minder— 
jährigen in wäterlicher Gewalt. Ihre Verträge auch Darlehn find daher ganz ungültig, Doch 
nimmt man meiftend an, daß der Bater eine natürliche Vormundſchaft über fie habe, und fie 
daher mit feiner Zuftimmung gültige Berträge ſchließen können. Indeſſen darf man fein? 
Zuftimmung nicht blos als vormundicdaftliche behandeln, vielmehr Liegt darin ſtets auch 
der römiſche iussus, der den Vater zugleich felber mit verpflichtet, oder, falls er den Sohn 
nur zum Vertreter macht, den Bater allein verpflichtet. Das römifche Princip der actio 
quod iussu, daß der Vater als ſolcher aus allen Verträgen der Kinder haftet, die er 
genehmigt, und daß er alle genehmigt, die er wiſſentlich geichehen läßt und nicht ver 
bietet, ift auch bei uns troß der wäterlichen Vormundfchaft ſtets angewendet. Ebenſo gilt 
daneben das Princip der actio de in rem verso, und zwar nicht blos bei pofitiwer 
Vermehrung ſeines Vermögens, ſondern namentlich auch mit Rückſicht auf feine Alimen— 
tattongpflicht gegen Die Kinder. Jeder Vertrag der Kinder zu Zwecken, zu denen ihnen 
der Vater die Mittel gewähren muß, alfo für die geſammte Alimentation, Wohnung, 
Nahrung, Kleidung, Unterricht u. ſ. w. kann eine nüglice Verwendung für den Vater bes 
gründen, jofern er fi in dem Make hält, was der Later zu gewähren verpflichtet und 
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gewohnt war. Eelbft wern der Bater dem Sohne die Mittel gegeben und diefer fie ver- 
ſchwendet oder verloren hatte, kann wieder wirfliches Bedürfniß und infofern auch nützliche 
Bermendung eintreten, dann aber freilib nur auf das Allernothwendigfte. Daß der Dritte 
das Maß nicht weiß, iſt gleichgültig, er creditirt auf Rifico, wenn er ſich nicht erkundigt. 


D. vormundſchaftsrecht. 


8. 83. Die Vormundſchaft wird in der Regel als eine Art Ausdehnung oder Erz 
gänzung des Familienrecht, namentlich der wäterlichen Gewalt, bezeichnet. Unzweifelhaft 
bat fie auch hiſtoriſch bei allen Völkern ihren Ausgang von der Familie genommen. In— 
defien reicht Died doch nicht aus. Denn erftlih muß man fragen, woher denn bei der 
Familie Recht und Pflicht der Vormundſchaft entftehe, die bloße VBerwandtenliebe iſt Doch 
feine Erklärung dafür, und dann wird damit Die ganze Bormundichaft des Staates, die 
doch ſchließlich die ver Familie weit überragt, gar nicht erklärt. Diefe Betrachtungen füh— 
ren von felbft dahin, daß man den eigentlichen Grund der Idee der Vormundſchaft ties 
fer zu fuchen bat, natürlich eben da, wo aud die Familie ihren eigentlichen Boden bat, 
in dem Berhältnifie des Individuums zur Gattung. Wie der Familie Die Idee der 
Fortpflanzung der Gattung durch die Individuen zu Grunde liegt, jo der Bormundicaft 
die Idee der, Seldfterhaltung der Gattung in den Individuen. Das einzelne Individuum 
it als einzelne emdliche Exiftenz der Gattung der natürlichen Hülflofigfeit durch Ju— 
gend, Alter, Krankheit u. a. unterworfen und dann unfähig, felber für ſich, jeine Exi— 
ftenz und feine Rechte, zu jorgen. Es würde zu Grunde geben, wenn die Gattung fich 
feiner nicht annähme, ihm Schutz und Fürlorge (tutela und cura) zu Theil werben ließe. 
Die Idee der Eelbftfortpflanzung ſchließt daher die Idee der Selbterhaltung in den Ein— 
zelnen und Damit Die Idee des Schuges und der Fürforge für fie von jelber in fi. Das 
was ſich aber jo als weſentliches Clement des Beariffs der Gattung ergibt, iſt damit 
von felbft auch Aufgabe für den Menfchen, fittliche Pflicht, und in der äuferen Ausfüh- 
rung Gegenſtand des Rechts. 

Die Gattung ift natürlich bier wie jonft nicht abftract im Ganzen thätig, ſondern 
in den einzelnen concreten Kreiſen, durch Die das Individuum mit der Gattung in Berbin- 
dung fteht, das ift die Familie und der Stamm oder das Boll. Die Familie bildet das 
unmittelbare Berbindungsglied, und in der Familie zunächſt die Aeltern, namentlich der Bas 
ter. Bei den Xeltern ift das Schutzverhältniß ein ganz unmittelbar natürliches, nur ein 
Theil des allgemeinen Aelternverhältniffes, es ift mit der Erzeugung von ſelbſt da und in 
der Erziehung, jo lange diefe dauert, von jelbft enthalten. Man nennt Died daher Die 
“ natürliche Bormundihaft der Aeltern. Schon der Schuß der Aeltern iſt aber precär. 
Sie können fterben, und unter Umftänden kann gegen fie jelber ein Schug nöthig werben. 
Noch viel mehr ift dies bei den anderen Verwandten. Ber ihnen ift überhaupt fein un- 
mittelbar natürliches Verhältnig ; fie müfjen den Schug erft beſonders übernehmen, er 
ift für fie ein Amt, für welches fie verantwortlich fein müſſen, um fo mehr, je mehr eine 
Colliſion der Intereſſen bei ihnen nahe liegt. Wo feine fühige Verwandte find, fehlt der 
Familienſchutz ganz. Dies alles führt dahin, daß über der Familie noch ein höherer, 
dauernder, unfehlbarer und unparteiiſcher Schuß da fein muß, nicht eine Ausdehnung, 
nicht eine Ergänzung des Familienſchutzes, jondern ein jelbftftändiger, in ſich jelbft be— 
gründeter, die Familie jelbft überwachender und nöthigenfall® auch gegen fie felbft ge— 
richteter. Dieſen Schutz gewährt als höhere Gattungseinheit der Stamm feinen Genoffen, 
das Volk jeinen Gliedenn, der Staat feinen Bürgern. Der Staat ald das rechtlich geord- 
nete Bolt, reſp. Stamm, iſt der höhere Vertreter der Gattung über der Familie.‘ Er ift 
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daher der allgemeine abfolute Schuß = und Schirmherr für alle feine Bürger. Cr führt 
feinen Schuß durch feine Beamten aus, jedoch jo, daß er im einzelnen ben Verwandten 
des Schugbedürftigen oder anderen Bürgern die unmittelbare conerete Beforgung des 
Schutzes ald Amt überträgt, und felber mur die Beauffichtigung und Ueberwadhung im 
Händen behält. Auf dieſe Weiſe ergibt fich der Unterfchted der einzelnen wechjelnden und 
zufälligen Familien- und Bürger-Vormünder und der dauernd und feit darüber ſtehen— 
den Obervormundidaft des Staats. Im deutichen Rechte iſt dieſer Unterſchied ſchon ſehr 
früb vorhanden und ſpäter vollftändig entwidelt. Im römiſchen Rechte iſt urfprünglich 
gar keine Idee davon. Der Staat ernemt nidt einmal Bormänder, nod viel weniger 
beauffichtigt er fie. Die gens tritt ein, wenn feine Familie da ift, außerdem muß der 
Bater durch Teftament nachhelfen. Erſt im fünften oder ſechſten Jahrhunderte der Stadt 
wird die ftaatlihe Ernennung von Vormündern eingeführt. Bon da an wird die Mit- 
wirkung des Staats und feiner Beamten bei der Vormundſchaft zwar immer weiter aus— 
gedehnt, allein zu der Idee einer eigentlichen permanenten Oberwormundfchaft, die von 
Amts wegen die einzelnen VBormünder ernennt und beauffichtigt, iſt das römiſche Recht nte 
gekommen. Ber und bat man umgelehrt die Idee der Obervormundichaft ind Extrem 
getrieben, der Polizeiftaat in feiner wermeimten Sorge für das Wohl der Unterthanen 
wollte den beſchränkten Unterthanemwerftand wo möglich in alleın bevormunden, und na- 
mentlih glaubte das preußiſche Yandrecht die einzelnen Vormünder ſelbſt jo viel ald mög— 
lich beoberwormumden zu müſſen. Indeſſen tft es doch fehr verkehrt, wenn man ed mit 
unter für einen Fortfchritt halten will, zu der römischen Auffaffung der Vormundſchaft 
als Familienfache zurüdzufehren. Es ift das eine fehr unglückliche praktische Folgerung 
aus der faljchen theoretiſchen Idee, die Vormundſchaft als Ausdehnung des Familien- 
rechts zu charakterifiren. Die Idee, daß eigentlih ein Famtlienrath die Obervormundſchaft 
bilden müſſe, ıft mehr ideal als praktiſch. Man muß nur im einzelnen fehen, wie wiel 
Unverftand und Eigennutz in Meinen Verhältniſſen in einem folchen Verwandtenrathe zu 
Tage treten kann. Der vormundſchaftliche Schug muß eine objectiwere Natur haben. 

$. 84. Im einzelnen liegen die Gründe der Bevormundung entweder a) un 
perfönlichen Zuſtänden, die zu einer eigenen Bermögensverwaltung unfähig 'machen, näm— 
lich Jugend, Geiftestrankheit und Geiſtesſchwäche, übermäßiger Verſchwendungsſucht, Alters- 
ſchwäche, oder b) in eimer Trennung eined Vermögens von feinem eigentlich Berechtigten, 
jo bei dem Bermögen Abwejender, namentlich Verjchollener, bei Concursmaſſen, ruhenden 
Erbichaften, und bei den Rechten noch nicht Geborner, Es verfteht ſich, daß Inhalt und 
Umfang der Bormundfchaft im dieſen verſchiedenen Fällen werfchieden if. Namentlich ift 
der Unterſchied, daß bei der erften Art eine beftimmte Perſon, für die gejorgt wird, ben 
eigentlichen Kern der Vormundſchaft bilvet, während bei der zweiten Art nur ein wors 
handenes Vermögen al& folches erhalten und verwaltet werben fol. Danach ift mancher 
Erwerb, z. B. von Erbſchaften, bei der erften Art zuläfjig, bei der zweiten nit. Man 
unterjcheidet beide Fülle als cura personalis oder plena, und realis oder minus plena. 

Noch eine andere Unterſcheidung macht das römische Recht, die, jo wenig Sinn fie 
aud eigentlich für das heutige Recht hat, Doch unferen Sprachgebrauch fortwährend be- 
herrſcht: Die von tutela und cura, Die erfte ift nur bei unmindbigen Kindern, die leß- 
tere in allen anderen Fällen. Der Unterſchied ift bet uns vielfach völlig mißverſtanden. 
Die Römer jagen einmal tutor personae, curator rei datur. Dies bat man fo auf- 
gefaßt, der Tutor babe vorzugäweife für die Perfon zu forgen, der Gurator nur für das 
Vermögen. Allein die Sorge für die perfönlice Verpflegung ift bei Kindern und Wahn: 
finnigen gleichmäßig, nur trifft fie nach römiſcher Auffaffung bei beiden nicht eigentlich den 
Bormund, fondern wird ummittelbar vom PBrütor entfchieden, der Vormund bat höchſtens 
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Anträge zu Stellen. Sem eigentliche Amt ift nur die die Sorge für das Vermögen. 
Dabei bat er bei Kindern und Wahnfinnigen gleichmäßig die Verwaltung, indefien ift der 
Unterfchien, daß die Kinder fähig find die nöthigen Rechtsgeſchäfte unter Mitwirkung ves 
Vormundes (tutoris auetoritäte) jelber vorzunehmen, während der Wahnfinnige gar 
nichts thun ann, und daher der Bormund nur allein für ihn handeln fann. Dies war 
nun aber für das römiſche Recht bei der Unzuläffigkeit der Stellvertretung außerordentlich 
wichtig. Beim Wahnfinnigen waren danad) viele Handlumgen, z. B. Antritt von Erb— 
haften, gar nicht möglich, die die Kinder tutore auctore vornehmen fonnten. Demzufolge 
erſchien bei den Kindern die Perſon des Kindes auch in der Bermögensverwaltung formell 
als die Hauptface, der Bormund nur al8 ein meben ihr ftehender Belchüger, der ihre un— 
vollftändige - Handlungsfähigkeit ergänzt. 

Der ganze Unterichied hat ſchon in Nom in der fpäteren Zeit von feiner alten Bes 
deutung viel verloren, weil gerade bei der Vormundſchaft die Vermittelung einer Vertretung 
am weiteften ausgedehnt wurde. Ber ums aber hat er bet dem Principe der vollftändigen 
Zulaffung freier directer Stellvertretung gar feinen Sinn mehr, die Vermögensverwal⸗ 
tung unterjcheidet ſich im heutigen Rechte bei Kindern und Wahnfinnigen gar nicht mehr, 
der Bormund Bat bei beiden die volle gleiche Bertretung. Zwar haben Kinder und 
Wahnſinnige verſchiedene Handlungsfähigkeit, die Wahnfinmigen find völlig unfähig, Die 
Kinder find für Erwerb auch ohne Bormmd fähig und für Verpflichtung wenigftend mit 
ihm, indeffen gibt das der Vormundſchaft an fich feinen verſchiedenen Charakter mehr. 
Es it daher reiner Zufall und Mißverſtändniß, wenn man bet und noch VBormünder und 
Curatoren unterſcheidet, auch hat der letztere Ausdruck bei uns gar feine fefte Bedeutung 
und abgegrenzte Anwendung mehr. 

Eine andere Frage iſt, ob bei der Altersvormundſchaft noch zwiſchen Unmündigen 
und Mündigen ein Unterfchted it. In Rom war bei den erfteren Tutel, bei den letzteren 
Cura. Indeſſen waren die letteren an ſich völlig handlungsfähig, und brauchten daher 
feinen Curator zu nehmen, wenigftens nur bei beftimmten einzelnen Gefchäften, namentlich 
Proceſſen; wenn fie e8 aber thaten, fo verloren fie damit zwar Verwaltung und Ber: 
fügung über ihr Vermögen, im übrigen aber blieben ſie handlungsfähig, und konnten ſich 
ohne Bormund gültig verpflichten. Ber uns ift nun aber ſchon nach den Neichögefegen Die 
Vormundſchaft für Miündige ebenfo notwendig, wie für die Unmündigen, und daher der 
Unterjchted in der Bormundichaft an ſich zwiſchen beiden aufgehoben. Die römiſche Un: 
terſcheidung zwiſchen Berfügung über das Vermögen, aljo Veräußerung, und fonftiger 
Verpflichtung wäre Damit zwar wohl vereinbar, indeſſen ift fie am fich ziemlich finnlog, 
da fich jede Obligation auf das Vermögen bezieht, und daher iſt fie in der Praris über— 
wiegend, wenn auch nicht allgemein, verworfen. Die Verträge der Miündigen find danach 
ebenjo ungültig wie die der Unmiündigen, außer fofern ihnen der Vormund generell eine 
gewiſſe freie Verwaltung eingeräumt bat. Der Unterfchied der Mimdigen und Unmün— 
digen in der Ehe- und Teftamentsfähigfeit wird dadurch nicht berührt. 

8. 85. Das römiſche Vormundſchaftsrecht ift feine ſehr glänzende Seite bed römi— 
Ichen Rechts. Verſchiedene Umpftände wirkten daber zufammen. Ein Hauptgrund war ber 
Mangel einer permanenten Oberoormundichaft, die ex officio handelte und die Vormün— 
der überwachte. Nicht einmal die gerichtliche Ernennung von Bormündern geihah ex 
officio, jondern nur auf Antrag der Verwandten, Die man dazu Durch Das precäre Mit- 
tel einer Androhung des Berluftes ihres Erbrechts anzufpornen ſuchte. Nachher hatte dann 
der Vormund feine andere Verantwortung und Rechnungsablage, ald am Ende der Bor: 
mundſchaft am den Bflegling felbft oder feine Erben. Wie gefährlich das für beide Theile 
war, welchen Verluſten der Pflegling, welchen Chicanen der Bormund dadurch ausgeſetzt 


362 II. Das Privatredt. 


war, liegt am Tage. Dazu fam, daß die gefetlichen und teftamentariichen Vormünder 
ihr Amt ipso iure befamen, ihre Befeitigung alſo erft möglich war, wenn ſie ihre Un— 
tauglichteit oder Unredlichkeit ſchon erwiefen hatten. Das Schlimmſte war aber freilich 
der jümmerlihe Zuftand Des allgemeinen Creditweſens. Geld auf Hypothek ausgeliehen, 
war wie aufs Spiel geſetzt, Bürgfchaften auf lange Zeit natürlich auch unſicher. Der 
Gefahr für den Pflegling entiprechend war aber ftet# die Verantwortung für den Vor— 
mund. Die einzig fichere, wenigitend ziemlich ſichere, Capitalanlage war im Grundeigen— 
thume, es war daher auch Regel, daß die Pupillengelver wo möglich zum Ankaufe von 
Grundftüden verwendet werben follten. Welche Unbequemlichkerten und Berlufte mußten 
aber auch daraus den PBupillen erwachlen, wenn fie die Grundftüde jpäter nicht ſelber 
brauchen fonnten und wieder verkaufen mußten! Dan war offenbar in vnollfter Berzweif- 
lung, wie eigentlich zu helfen fe. Juſtinian ging jo weit, daß er vorjchrieb, man folle 
das Geld Lieber einfach deponiren, um es feinen Berluften auszufegen. Daß die Vor— 
mundſchaft bei ſolchen Berantwortlicyfeiten und Gefahren eine allgemein gefürdhtete und 
gemiedene Yajt war, der man ſich im jeder Weile zu entziehen juchte, iſt ſehr natürlich, 
zumal man auch nicht etwa durch Honorare dazu angelodt wurde, diefe im Gegentheil 
nur bei Anordnung des Vaters oder bejonders Läftigen Umftänden gegeben wurben. 
Daraus erklärt 8 ji, daß die Ereufationsgründe und das Verfahren dabei in einer 
Ausdehnung und Detaillirung entwidelt und gefeglid normirt ift, Die für unfere heutigen 
Berhältnifie faſt unbegreiflich erjcheint. Bei uns jind die obigen Uebelftinde des römiſchen 
Vormundſchaftsweſens ziemlich volljtändig befeitigt, die Frage ift bei uns mehr, ob nicht 
die Obervormundſchaften in Ueberwachung der Vormünder zu weit geben und biejen nicht 
eine größere Freiheit, aber freilich damit auch größere VBerantwortlichkeit, einzuräus 
men jei. 


E. Das Erbredt. 


Einleitung. 8. 86. Das Erbrecht ift die dritte der auf dem Gattungsleben des 
Menjchen berubenden Rechtsgeſtaltungen. Der Einzelne hat als endliche und vorübergehende 
Eriftenz der Gattung im Tode fein gewiſſes Ende; jeine Individualität und was damit zu— 
ſammenhängt, Rechte und Pflichten, hören damit zeihtlich auf, Jo namentlich feine Familien: 
und öffentlichen Rechte; feine Vermögensverhältniſſe, Nechte wie Schulden, bleiben aber als 
objective Geftaltungen und Beftandtheile des allgemeinen ſocialen Organismus der Gattung 
in ihr beftehen, gehen auf die überlebenden Mitglieder der Gattung über ımd erhalten in 
diefen ihre natürliche Erledigung. 

In diefer Weife iſt die Grundidee des Erbrecht zu beftimmen. Dean bat zwar 
auch hier, wie bei der Bormundicaft, wieder die Kamilie zum Ausgangspunfte wählen 
wollen, allein aus der bloßen Familienverbindung läßt ſich allenfalls ein bevorzugted Occu— 
pationdrecht der Familie auf die einzelnen zurüdgebliebenen körperlichen Sachen des Ver— 
ftorbenen ableiten, nicht aber die allgemeine rechtliche Forteriftenz feiner Rechte und Schul— 
den als ſolcher. Dieje ſetzt wejentlih einen allgemeinen foeialen Zujammenhang voraus, 
und läßt fih nur aus der organifchen Stellung des Einzelnen in diefem erklären. Die 
unendlidye Maſſe der einzelnen Nechtsverhältniffe der Individuen gewinnt auf dieſem 
Standpunfte die Bedeutung der concreten Geſtaltung des Geſammtvermögens einer Nas 
tion, was fidy im einfacher ruhiger Continuität durch die Reihe der Generationen und alle 
Einzelverhältniffe Hindurchzieht, und jo den Bedürfniſſen der Nation dient. Der Ein: 
zelne bilvet und fchafft und ſammelt davon fo viel er kann, und genieht es jo lange er 
lebt, aber fein Ein= und Austritt ift für das Ganze gleichgültig ; wenn er verichwindet, 
treten Andere an feine Etelle, vollenden, was er begonnen, erhalten oder zeriplittern, was 
er gefannnelt. Die Idee, daß mit dem Tode des Einzelnen eigentlich alle feine Rechte 
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und Schulden aufhören müßten, und nur feine Sachen übrig blieben aber herrenlos wür— 
den umd non Jedem occupirt werben könnten, gilt zwar in der Kegel ald die natürliche, 
die nur durch pofitives Gefeß wegen der Unzuträglichfeit des allgemeinen Decupations- 
vecht3 geändert werde; allein in Wahrheit ift fie eine durchaus unnatürliche, fie beruht 
auf einer atomiſtiſchen Auffaffung des Einzelnen, die ihn aus dem mwejentlichen Zuſam— 
menhange der Gattung, in dem er durch feine Natur fteht, Herausreißt, und mit der 
Natur und dem Inhalte einer Menge von Rechtöverhältnifien, namentlich obligatorifcher, 
die von vornherein auf ganze Generationen berechnet find, im directeften Widerſpruche ſteht. 
Die bloße Erklärung aus dem poſitiven Geſetze aber ein Verzicht auf alle innere 
vernünftige Begründung. 

8. 87. Die weitere Geſtaltung des Erbrechts ergibt ſich aus dem obigen Stand— 
punkte auf eine einfache Weiſe. Die beiden Hauptfragen ſind, auf wen das Vermögen der 
Berftorbenen übergeht, und wie? Die erſte beantwortet ſich zunächſt dahin, daß die Gat— 
tung dem Individuum gegenüber bier wie anderwärts Durch die engeren Gattungskreiſe 
der Familie und des Volkes vertreten wird. Familie und Staat haben daher das nächte 
Erbredt. Daneben tritt das Erbrecht durch den eigenen Willen, die Autonomie, des 
Erblaffers, nämlich Teftament und Vertrag. Das Individuum tft nicht willenlofes Mit— 
glied der Gattung, was nur objectiv al8 ſolches beerbt würde, fondern muß in der freien 
Perfönlichteit feiner fubjectiwen Individualität audy bei feiner Beerbung anerkannt wer— 
den. Sein Vermögen ift formell rechtlich nicht Familien- ſondern Individualverınögen 
und muß daher als ſolches übergehen. Der Einzelne kann daher feinem Bermögen 
bei feinem Tode den Stempel feiner Individualität infofern aufdrücken, als er den Ueber: 
gang felber nady feinem individuellen Belieben vequliven, Familie und Staat ausichliegen, 
und die Perfonen, auf die das Vermögen übergehen fol, autonomiſch beftimmen kann. 
Kur in dem engiten Gattungskreiſe, dem der Ehe und der Erzeugung, ift Das Familien— 
band ein jo jtarfes, daß ein willfürliches, grundloſes Zerreißen deſſelben ald Verlegung 
der gattungsmäßigen Pflichten erjcheint, und infofern wenigftens ein gewiffer Theil, der 
J. g. Pflichttheil, unbeeinträchtigt bleiben muß. Danach unterjcheiden ſich bei gefeglicher 
Anerkennung des Ganzen: a) Das einfache geſetzliche Erbrecht, b) das autonomiſche Erb— 
recht durch Teſtament und Vertrag, ec) das qualificirte geſetzliche Erbrecht, das Notherb- 
recht. Wenn das autonomiſche Erbrecht, wie im römiſchen Rechte, auf Teſtament beſchränkt 
wird unter Ausſchließung des Erbvertrages, jo erſcheint das geſetzliche Erbrecht im Gegen- 
ſatze Dazu als Inteftaterbredht. 

8. 88. Bet der zweiten Frage, dem Wie? des Ueberganges, verfteht ſich zunächft, 
daß wenn die Rechte der Perſonen troß ihres Todes beftehen bleiben, auch von Herren— 
lofigfeit und Occupation ihrer Sachen feine Rede fein fann, vielmehr nur eine Succeſſion 
in das Eigenthum verjelben möglich fein fann. Ferner müſſen, wenn die Rechte bleiben, 
auch die Schulven bleiben, und zwar im derſelben Verbindung mit den Rechten, die fie 
bei dem Exblaffer hatten, d. h. wie diefer gezwungen werden fonnte, feine Rechte zur 
Zahlung jeiner Ecyulden zu verwenden, jo müſſen auch in der Erbſchaft die Rechte für 
die Schulden haften, dieſe alfo vor allem aus den Rechten befriedigt werden, und nur der 
Ueberihuß fann als wirklicher Erbgewinn angejehen werden. Die vollftändigfte rechtliche 
Form für Diefen gleihmäßigen Uebergang der Rechte und Schulden ift Die, wenn das 
Bermögen in dem Zuftande, den es bei dem Tode hatte, auch nachher zuſammengehal— 
ten wird, aljo in jeiner Einheit ald ein Ganzes, als universitas, auf den Erben, ober 
Mehrere gemeinſchaftlich, übergeht. Dies ift das Princip der Univerfalfucceflion, die nad, 
römiſchein Rechte die weientliche und nothwendige Grundlage bei jeder Beerbung bilvet. 
Ter Erbe ift dann injofern der allgemeine rechtliche Repräfentant des Berftorbenen, er 
nimmt infofern deſſen Perfönlichteit gewiſſermaßen in ſich auf und fegt ſie in fich fort. 


364 II, Das Privatredt. 


Die Römer haben diefen Begriff der Univerfalfucceffion und der Einheit der Erb— 
Ihaft und Erbiucceifion mit ihrer gewöhnlichen abftracten Begriffstechnit aufgefaßt und 
in voller Schärfe in ihrem Erbrechte durchgeführt. Es beruht darauf eine ganze 
Reihe von Eigentbümlichkeiten, die in unferem heutigen Rechtöbewußtfein, wie fich unten 
zeigen wird, feinen rechten Boden haben, nämlich : 

1) ſowohl die Delation ald Die Acquiſition oder Repudiation der Erbſchaft klann nur 
in solidum nicht pro parte jein, nur ganz oder gar nicht. Allerdings kann Die Des 
lation an Mehrere gemeinichaftlich, und injofern an jeden pro parte geſchehen, und infofern 
fann dann auch von Jedem pro parte angetreten und erworben werben ; allein ewentuell 
für den Fall des Ausfalld der Andern muß auch hier Delation und Acquifition durch ſ. g. 
Anwachſungen die ganze Erbicaft umfaſſen, weder der Erblafier noch die Erben können 
die Anwachſung ausichliegen. Der Grund ift, weil ſonſt ‚der andere Theil der Erbichaft 
möglicherweise ganz ohne Erben bleiben fünnte, und dann der Berftorbene zum. Theil 
beerbt zum Theil unbeerbt bliebe, was der Idee der Einheit der Erbſchaft und der Per— 
ſönlichkeit des Erblaſſers widerſpricht. Darin liegt auch der eigentliche praktiſche Grund der 
Regel, daß Delation durch Gejeg und durch Teftament nicht concurriren können, nemo 
pro parte testatus pro parte intestatus decedere potest, Daß die Römer darin 
teine abjolute Unmöglichkeit gefeben haben, zeigen ſchon die Ausnahınen von der Regel, 
die jie doch zulafien, namentlich bei Solvaten. , 

2) Auch die Wirffamfeit des Erbrechts, namentlich die Haftung für die Schulden, 
fann nur vollftändig oder gar nicht eintreten. Der Erbe haftet als Repräſentant des 
Berftorbenen unbedingt, mögen Die Activa der Erbichaft für die Paſſiva ausreichen oder 
nicht, eine Beichränfung der Schulden auf den Betrag der Activa widerſpräche der Einheit 
ver Erbſchaft. Allerdings bat Yuftinian Durch fein beneficium inventarii eine ſolche 
Beichräntung ‚eingeführt, allein wie fern dieſes dem Geifte des claſſiſchen römiſchen Rechts 
lag, fieht man daraus, daß die prätoriiche Hülfe gegen die unbedingte Haftung nur durch 
Abftention und Reftitution ertbeilt wurde, aljo immer nur die Wahl zwiſchen ganz oder gar 
nicht gegeben wurde, won Beſchränkung der Wirkſamkeit des Erbrechts aber feine Spur war. 

3) Eine natürliche Folge der unbedingten Haftung des Erben ift, daß der Erwerb 
ver Erbſchaften nicht von ſelbſt ipso iure eintritt, Jondern durch den Willen und Ent- 
ſchluß des Erben vermittelt werden muß. Auch Die Ausnahme des alten Rechts bei Den 
Kindern in vwäterlicher Gewalt ift wenigftend indirect von den Prätoren durch das Ab— 
ftentionsrecht befeitigt. 

4) Endlich folgt aus der Einheit der Erbſchaft auch Das wichtige Princip, daß Sins 
gularfucceifionen auf einzelne Rechte des Verftorbenen durch Vermächtniſſe ſtets Die Univer— 
jalfuccejfion eines eigentlichen Erben vorausſetzen, nur neben oder hinter ihr ftehen können, 
und ftetö durch fie vermittelt werden müſſen. 

Das deutſche Necht hat das Princip der Univerfalfucceffion in dieſer vollen forma— 
liſtiſchen Conſequenz nie gehabt. Das rohe Princip des Untergangs aller Rechte und 
Schulden mit dem Tode findet fich zwar, jo weit unſere Quellen reichen, nirgends fchon 
die Volksrechte haben die Haftung des Erben für die Schulden, zum Theil jogar eine 
unbedingte ; allein die römiſche Einheit der Erbſchaft ift im deutſchen Recht nicht feſtgehalten, 
vielmehr wurben für einzelne Beitandtheile ver Erbidaft, namentlich Grundjtüce, Heergeräth, 
Gerade, verſchiedene Singularfucceffionen ausgebildet, die die Verbindung der Activa und 
Paſſiva, wie fie beim Erblaſſer geweſen war, zeritörten und damit auch für den eigent= 
lien Erben, der nur das übrige befam, das Princip der unbedingten Haftung für die 
Schulden unmöglich machten, und fie auf ben Betrag deiien, was er befam, beffpräntten 
Wie man überhaupt bei und das Recht weniger idealiftiich Logifch, wie in Rom, fondern 

mehr realiſtiſch praltiſch auffaßte, jo ſah man auch in der Erbſchaft nicht die Berfönlich- 
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feit des BVerftorbenen und feine Repräfentation, ſondern die Summe feiner Rechte und 
Schulden, und hielt nur daran feft, daß auf der eigentlichen Erbſchaft nach Abzug der 
geſetzlichen Eingularfucceifionen die Schulden hafteten, und daraus fo weit fie reichte, be 
zahlt werben müßten. Daß Jemand aber aus bloßer Gonfequenz der Erbſchafsidee mit 
feinem eigenen Gelde die Schulden der Erbſchaft decken müſſe, war dem deutſchen Rechte 
em durchaus freinder Gedanfe. Darum bat die Idee einer Concurrenz der verfchiedenen 
Delationdgriinde, Gele, Teftament, Bertrag, für uns gar nichts Anftößiges, af Erb— 
Infigfeit und Concurs bar einer Hälfte der Erbichaft, während die andere feinen Erben hat, 
fönnen wir ohne juriftifchen Schauder anjehen, ebenfo eine Bertheilung der Erbſchaft an 
bloße Yegatare ohne allen eigentlichen Erben. Ehen darum, weil der Erbe nie einen Scha— 
den von der Erbſchaft haben kann, hat das deutiche Recht auch den Erwerb der Erbſchaften 
ftetd ipso iure eintreten laſſen. Das römiſche Hecht hat ums nun zwar bie römische 
Univerfalfucceffion mit ihren Conſequenzen gebracht, und jie ift ſogar in die neuen Gefet- 
bücher aufgenommen, allein mur. das Princip, daß die Erbſchaft bis zu ihrem Betrage 
für Die Schulden hafte, und infofern Rechte und Sculven in Einheit ald universitas 
behandelt werden, Tiegt im unjerem Rechtsbewußtſein. Das übrige ift und eigentlid) 
fremd. Die Idee des Uebergangs der Perfönlichkeit und der Einheit der Erbſchaft lebt bei 
und nur im der romaniftifchen Theorie. Sie iſt bei uns nicht blos noch weiter als in 
Rom im einzelnen durchbrochen, fondern geradezu im Principe abgeftorben. Es hat da— 
ber für uns wohl einen Sinn, daß die Haftung des Erben bis zum Betrage der Erb— 
ichaft Durch ein Inventar gefichert werde, aber daß er an fich in solidum hafte, ſich jedoch 
durch Antretung cum benefieio von einem Theile der Haftung befreien könne, hat an 
fih und für unfer Rechtögefühl feinen Grund. Wenn der Berftorbene feine Schulden nicht 
mebr jelber zahlen konnte, jo ift fein Grund, daß der Erbe jie zahle und gewiffermaßen 
wie in einer Falle dazu gefangen wird, wenn er ummorfichtig ohne die Beneficialerflärung 
antritt. Doch bat man jich weder in der Praxis, noch in den Geſetzbüchern alle Con— 
ſequenzen dieſes Unterichiedes Har gemadt. Daß z. B. das preußiſche und aud das 
ſächſiſche Recht theilweile Delation erlauben, theilmeie Antretung verbieten, Ausſchließung 
der Anwachſung vom Erblaffer erlauben, vom Erben verbieten, ift eine gedanfenlofe Ver: 
miſchung des römifchen und beutichen Principe. 


I. Das Inteſtaterbrecht. 


$. 89. Das einfache gejetliche Erbrecht, das Inteftaterbrecht, haben Familie und 
Staat. Das Erbrecht der Familie läßt fich in verſchiedener Weiſe geordnet denken. Daß 
das römiſche Erbſyſtem ſich Durch befondere Natürlichkeit oder Conſequenz auszeichne, kann 
man gewiß nicht jagen, doch hat es gewiſſe Ideen, denen es auch bei und Eingang ver- 
ihafft hat. Es hat eine jehr ungleide Entwidelung gehabt. Urſprünglich ging es der 
Urgeftalt der römischen Familie zufolge von der ausſchließlichen Berechtigung der Agnaten 
aus (ſ. oben ©. 72). Die Hauptrichtung feiner Entwidelung war daher die Auspehnung 
auf die allgemeine Blutöverwandtichaft, die Cognation. Diefe ging aber ſehr langſam por 
fih, weil man in der Republit das alte Familienprincip mit großer Zähigkeit fefthielt, 
und in der Kaiferzeit dem praftifchen Bebürfniffe durch die Häufigkeit der Teftamente ſehr 
abgeholfen wurde. Erſt im orientalifchen Reiche wurde die gejegliche Ausgleichung drin= 
gender, doch ift fie erft von Iuſtinian zehn Jahre nach den Pandeften im der Novelle 118 
vollendet, Die innere Ordnung der Bermandtenfucceifion fällt danach erft in die jpätere 
Zeit und ‘hat bier feine befriedigende Geftalt mehr gewonnen. 

Die Hauptfrage bei der Erbfolgeordnung der Verwandten ift immer, ob die Stam— 
meöwerbindung oder die Gradesnähe enticheiven joll, d. b. ob nad) Stämmen mit Re— 
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präfentation der näheren durch die entfernteren geerbt werden, oder ob der nähere Grad 
den ferneren ſchlechthin ausichließen fol. Ein abſolutes Gradualſyſtem gleichmäßig fir alle 
Berwandten, Defcendenten, Ajcendenten und Seitenverwandte, durcheinander (jo daß 3. B. 
Enfel, Großvater und Bruder zufammen erben), hat e8 wohl in der ganzen Welt nicht wei— 
ter gegeben, als in Nom im prätorifchen Ediete in der Klaſſe unde cognati. Es wiber- 
Äpricht dem natürlichen Bau der Familie zu fehr, als daß e8 anders ald jo zur ſubſidiä— 
ren Aushülfe möglich wäre. Umgekehrt findet ſich ein vollſtändig durchgeführtes Stirpal- 
ſyſtem wohl nirgends anders, als im öfterreichiichen Geſetzbuche, wo die Parentelenord- 
nung in diefer Weile durchgeführt if. Das römische Recht hat von Anfang an beide 
Syſteme neben einander gehabt, das Stammesprincip für die Dejcendenten, das Grades— 
princip für die Seitenverwandten. Daß num die Defcendenten in stirpes erben, ift wohl 
bei allen Völtern mit einigermaßen ausgebildeten Erbrechten angenommen, wenn auch mit 
einzelnen Modificationen. Die Schwierigkeiten und Verfchiedenheiten fangen aber, wenn 
feine Defcendenten da find, fofort bet den nächften weiteren Verwandten, den Afcendenten, 
den Gefchwiftern und deren Defcendenz an. Nach dem Stammesprincipe jchließen die 
Aeltern ihre eigene Defcendenz, alfo die Geſchwiſter des BVerftorbenen, aus, werben aber 
durch fie vepräfentirt, ebenſo dieſe wieder im Verhältniſſe zu ihren Kindern, diefe zu den 
Enteln u. |. w. Die Grofältern werden aber durch Die nähere Parentel der Aeltern in ihrer 
Defcendenz von jelber ausgeſchloſſen. So ift es in voller Conſequenz im öfterveichtichen Geſetz— 
buche. Das römiſche Recht hat aber hier bei dem Webergange der Agnation in die Cognation und 
der Aufhebung der alten Wirkungen der väterlichen Gewalt alles Princip vollftändig verloren. 
Yuftinian ruft alle Afcendenten nad) der Gradesnähe mit den Geſchwiſtern zufammen, und gibt 
zugleich den Kindern der legteren ein Repräfentationsrecht, nicht aber aud) den Enteln. Dazu 
führt er dann noch einen abfoluten Borzug der vollbürtigen Geſchwiſter vor den balbbür- 
tigen ein, der in dieſer Weiſe gar feinen vernünftigen Grund bat. Bolljtändig find Diefe 
Beſtimmungen in feinem dev neueren Gejegbücher angenommen. Doch Tiegen fie allen zu 
Grunde, nur ift das Verhältniß der Afcendenten zu den Gefchwiltern, und der vollbür— 
tigen zu den halbbürtigen, in jedem "anders geordnet, Uebereinftimmung ift nur in der 
Auspehnung der Repräfentation von den Kindern der Geſchwiſter auf ihre weitere Deſcen— 
denz. Zu einem eigentlichen allgemeinen Principe bat fich feines erhoben, wirflihe Con— 
fequenz ift nur im öfterveichtfchen. 

Bei den weiteren Berwandten über die Geſchwiſter und ihre Defcendenz hinaus hat 
das römische Recht das reine Gradesprincip ohne alle Reprälentation. Dies haben auch 
die neueren Geſetzbücher, abgefehen vom öfterreichiichen, beibehalten, nur jest das frans 
zöfifche fie den entfernteren Afcenventen an die Seite und das ſächſiſche bringt noch einen 
Kleinen Anflug von Parentel herein. 

Neben den Blutsverwandten haben die Ehegatten, der römiſchen Behandlung der Ehe 
entſprechend, nur ein jehr beſchränktes Erbrecht, in der Regel exit Hinter allen Verwandten, 
und nur bei der armen Wittwe neben ihnen. Dies ift in Deutſchland, wenn auch nicht 
im gemeinen Nechte, Doch ziemlich in allen Particularrechten wefentlich geändert. 

Das Erbredt des Staates wird in Rom als ein befonderes Recht auf erbloje Erb- 
ſchaften bezeichnet, und fomit in eine Art Gegenfag zur Beerbung geftellt. Indeſſen ift 
died blos dem Namen nad, der Sache nach hatte der Staat Univerfalfuccefjion wie ein 
Erbe, und bei und fann darauf noch weniger ein Gewicht gelegt werden. Daß die römiſchen 
Kaiſer gewiffe Eorporationen dem Staate vorjetten, war ſchon dort nicht von Erheblichteit, 
bei uns find dieſt Fälle im gemeinen Nechte ganz weggefallen. Das Wichtigfte wäre, wenn 
auch die Gemeinden dem Staate vorgelegt wären, weil dann für den Staat überhaupt 
nicht viel übrig bliebe. Indeſſen haben die römifchen Kaiſer dieſes ausdrücklich verworfen, 
und auc bei ung ift ed nirgend eingeführt, aud aus nahe Liegenden Gründen nicht rathſam. 
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I. Das Teitament. 


$. 90. Die autonomiſche Negulirung der Beerbung Tann nach römiſchem Rechte 
nur durch Teftament gefchehen, nicht durch Vertrag. Uns erſcheint Died auffallend, den 
Römern war es ganz natürlich. Das Teftament ift eine Errungenichaft, die durch die 
Römer in die Welt gebracht ift, fein Vol vor ihnen hat «8 gehabt, alle fpäteren haben 
es von ihnen. Es ift die Spige des Rechts der Perfönlidfeit. Der Menſch muß beim 
Tode fein Bermögen der Gattung laſſen, er kann es ihr nicht entziehen, aber er kann 
das Recht feiner Individualität dabei noch geltend machen, fterbend feinem Bermögen noch 
feinen individuellen Willen aufdrücken, daß es mir ald Seines nad Seinem Willen über: 
geht, fein Wille wie ein Geſetz nad jenem Tode nod darüber berriht Die Römer 
haben die Bedeutung dieſes Nechts wohl erfannt und zu würdigen gewußt, umd haben es 
häufig und in volliter Ausdehnung ausgeübt. Der Grieche Luctan jagt, der Römer ſei 
zurüdbaltend, nur eimmal im Yeben fpredye er fich frei aus, das ſei nach feinem Tode 
in feinem Teſtamente. Daß man es fin unanftändig bielt, ein ſolches Recht aufzugeben 
und fi durch Vertrag zu binden, iſt natürlich. Die Römer hatten einen juriftifchen 
Idealismus, der dem deutſchen Rechte bei aller feiner Gemüthlichkeit fremd iſt. Wir 
jeben in der Erbichaft eben mur Geld und Vermögen, und ob Jemand Darüber bei Yeb- 
zeiten oder auf den Todesfall, zweifeitig oder einfeitig, durch Vertrag oder Teftament 
verfügt, ıft und völlig gleichgültig. 

Eben darum hat and der Hauptunterfchten der Römer zwiſchen Erbeinjegung und 
Vermächtniß für uns nicht mehr die römische Bedeutung. Wer aus einem Teftamente 
etwas befommt, „erbt“ nach deutſchem Sprachgebrauche, und wer im Teftamente etwas 
zumenbet, „vermacht”; ob man Das ganze Vermögen oder eine einzelne Sache vermacht 
oder erbt, iſt Nebenſache. Ebenſo bezeichnet auch das franzöſiſche Recht alle teftamen- 
tarifchen Zuwendungen mit legs, und unterſcheidet nur legs universel, & titre univer- : 
sel und particulier. Damit fällt aber auch aller Grund zu der Scheidung von Teftament 
und Codicill. Beide gehen in dem Begriffe „legter Wille‘ auf. Es ift fein Grund, für 
beide verſchiedene Vorausſetzungen, Exrforderniffe, und namentlich verjchiedene Formen auf: 
zuftellen. Selbſt im römifchen Rechte ift dieſe Unterfcheidung ſchon ziemlich finnlos. 
Wir haben und zwar ſehr daran gewöhnt, allein was bat es denn für einen Stimm, daf 
man zu der Heinften Erbeinfegung fieben Zeugen zufammenrufen muß, Dagegen bie Her— 
ausgabe der ganzen Erbſchaft oder der größten Landgüter oder Capitalien durch eine völlig 
formlofe Erklärung an den Erben anordnen kann? Am ärgften iſt der Formalismus 
beim Univerfalfiveicommiß , beſonders jeitdem Yuftinian das Verbot des Wbzuges der 
Quarta Trebellianica erlaubt bat. Danach kann das Univerſalfideicommiß der Sache 
nach die reelle Wirkung der Erbeinfegung haben, und dennoch ift der Formunterſchied 
zwijchen beiden geblieben. Wer kein Teftament mehr machen kann, macht ein Univerſal— 
fideicommiß und erreicht damit daffelbe. Der Widerſpruch ift bier fo auffallend, daß 
es ſchwer zu begreifen ift, wie man im ſächſiſchen Geſetzbuche die römiſchen Unterfchiede 
doch Hat beibehalten mögen. Das einzige, was fich rechtfertigen läßt, tft, daß für Feine 
geringfügige Singularvermädtniffe und ähnliche Anordnungen eine Ermäßigung der Form 
zugelaffen wird, namentlih wenn fie im Teſtamente vorbehalten find. Das Map ift 
natürlich unbeftimmt, das preußiſche Landrecht beftimmt ein Zmanzigftel der Erbichaft. 

Will man den Unterfchied von Teſtament und Codicill für Erbeinſetzung und Ber- 
mãchtniß aber fefthalten, jo muß man jevenfalld den Begriff des Vermächtniſſes auf die 
Singularvermächtniffe beichränten, jo daß der Unterfchted der Univerfal= und Singular— 
ſucceſſion umd der Haftung für die Schulven damit verbunden iſt. Weberhaupt ift bie 
ganze Verbindung des Univerfal- und Singularfideicommifjed zu Einem Begriffe von 
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Vermächtniß im Gegenjage von Erbeinfegung für das fpätere römiſche und noch mehr 
für Das heutige Recht unpaffend. Die Verbindung beider hatte urfprünglich bei der Ent— 
ſtehung und Ausbildung der Fideicommiffe im Gegenfate zu den Legaten ihren guten 
rund in der eigenthinnlichen Behanblung der Fideicommiſſe. Nach Juſtinians Aus- 
gleihung der Legate und Fideicommifle, der Vereinigung des Trebellianum und Pegasia- 
num, und der Erlaubniß, den Abzug der Quarta Trebellianica zu verbieten, ift der 
alte Standpunft vollftändig verſchoben. Der Hauptunterfchted ift jet Univerſal- und 
Singularſucceſſion, und bei erſterer directe und indirecte. Das Untverfalfideicommiß muß 
jet in Begriff und Erforderniffen den Erbeiniegungen an die Seite gefetst werben, nicht 
den Singularvermächtniſſen, e8 wäre ſonſt ein einfaches Mittel, um jene zu umgeben. 
Eine andere Frage ift die Erhaltung des Unterjchiedes von Directer und inbirecter 
Univerfalfucceffion. Er beruht auf der Regel semel heres semper heres. Danach 
kann nie ein zweiter wirflicher Erbe nach einem erften eintreten, jundern nur die Aus— 
übung des Erbrechtd des wirklichen Erben einem andern übertragen werden. Es ift 
dieg ein Glaubensſatz des römiſchen Rechts, den der orthodoxe Romaniſt nicht leicht aufs 
gibt. Puchta erflärt zmei Erben hinter einander für „ven Weſen des Erbrecht wider— 
Iprechend”, Mühlenbrucd führt wenigitend eine Menge abichredender Folgen davon an. 
Die neueren Geſetzbücher haben fich durch beides nicht abhalten laſſen, ſämmtlich die 
römische Regel aufzuheben, und ven Univerſalfideicommiſſar einfach ald zweiten Erben 
nach dem erften zu behandeln. Wo und wie dieſes mit dem Weſen des Erbrechts in 
Widerſpruch ftehen fol, ift auch in der That ſchwer zu entdeden, zumal da die Römer 
felbft e8 gar nicht angenommen haben. Sie gründen die Regel nicht auf die ſpecifiſche 
Natur des Erbrechts, fondern fie war ihnen nur eine Folge der allgemeinen Unzuläffig- 
keit von Endterminen und Nefelutiobedingungen bei den altcivilen Rechten. Deshalb 
machen fie auch bei Soldaten eine Ausnahıne von der Negel, ebenfo wie von der Regel 
“ nemo pro parte etc. Dieſe Ausnahme ift für Mühlenbruch und Puchta natürlich jehr un- 
bequem, jie wollen daher darin nur eine fideicommiſſariſche Subftitutton ſehen, beachten 
aber nicht, daß dann gar kin Privilegium für die Soldaten mehr darin läge, und die 
Zulammenftellung mit dem nemo pro parte finnlos wäre. Dazu kommt, daß der 
ganze Begriff der. indirecten Univerfalfucceffion im Juſtinianiſchen Rechte nach der Ver— 
einigung des Trebellianum und Pegasianum und der Ausdehnung der fingirten Reſti— 
tutionen des Fideicommiſſes eigentlich allen realen Boden verloren hat und rein formas 
liſtiſch geworden ift. Dieſer Unterſchied, daß der Eine heres ift und der Andere loco 
heredis, der Eine das Erbrecht an jich Hat und der Andere die Ausübung deifelben, hatte 
zu Gajus Zeit in Verbindung mit allen den damaligen andern Unterjchieden von Erbrecht 
und Fideicommiß feine gute und volle Berechtigung. Bei Yuftinian und noch mehr bei 
ung ift es eime umberechtigte leere Neliquie, der man vergebens durch ein paar Kleine 
praktiſche Folgen, die ebenfo gut ohne das möglich wären, ein Leben beizubringen ſucht. 
Durch die Auffafiung des Univerſalfideicommiſſes als wirklicher directer Subftitution eines 
zweiten Erben wird auch allein erjt das richtige praftiiche Verhältniß zur Vulgarſubſti— 
tution bergeftellt. Nach der heutigen Auffaffung der fideicommiſſariſchen Subftitution ift 
in diefer nach der Abficht der Parteien fait ausnahmslos von jelbft aud eine wulgäre 
enthalten, d. h. wer will, daß eim zweiter Erbe nad dem erften eintritt, will in der 
Kegel auch, daß er ftatt deſſelben eintritt, falls diefer gar nicht Erbe werden jollte. 
Mit dem Fideicommißbegriffe ift dies gar nicht jo allgemein zu vereinigen und jedenfalls 
nur durch principwidrige Fictionen zu erreichen. 
* Die weitere fpecielle Teftaments= und Vermächtnißlehre kann hier nicht gegeben wer— 
den, fondern muß dem alphabetiſchen Theile dieſes Werkes überlaffen bleiben. 
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I. Das Notherbredt. 


8. 91. Beim Notherbrechte tritt der Gegenſatz der römifchen und deutſchen Auf- 
faffung des Erbrechts ganz beſonders ſcharf hervor. Der römische Rechtsidealismus legt 
auf Das „heres“ fein, die Repräfentation der Perfönlichkeit des Verftorbenen, ein beſon— 
deres Gewicht, „pleniore honore hereditates quam legata tribuuntur“. Darum ift 
die Ehre der Erbeinfegung, der honor institutionis, ein ganz befonderes Recht, was mit 
ver bloßen materiellen Zuwendung des Pflichttheil® nicht befriedigt wird. Noch Yuftinian 
ftellt im der Nov. 115 das Princip auf: wer feinen Grund bat, einem Andern den 
Pflichttheil zu entziehen, darf ihm auch die Ehre der Erbeinfegung nicht vorenthalten, 
ſonſt ift das Teftament trog der Zuwendung des Pflichttheild nichtig. Für dieſen ganzen 
Standpunkt bat das heutige Rechtsbewußtſein feinen Zinn. Es ſieht beim Erbrechte nur 
auf das Vermögen, beim Notherbrechte daher nur auf den Pflichttheil. Ausnahmslos iſt 
das Notherbrecht in den neueren Gefegen veines materielles Pflichttheilsrecht, die Ehre 
der Erbeinjegung fpielt gar feine Rolle mehr, fie fommt gar nicht mehr in Betracht. 
Nur der gelehrte Romanift ftudirt noch das feinere römische Ehrgefühl in ſich hinein. 
Diefer Unterſchied tft aber fehr folgenreih. Der ganze Gegenſatz und Kampf des for 
mellen und materiellen Notherbrechts in Nom, der Gegenſatz von Präterition und Exhe— 
redation, das verfchiedene Notherbrecht der agnatiſchen und cognatiſchen Defcendenten und 
Afcendenten, und alle die vielen Fragen und Gontroverjen, die damit verbunden find, 
fallen damit für das moderne Rechtsbemußtfein eigentlich vwollftändig weg, fo reich die 
romaniſtiſche Yiteratur darüber auch ift, und fo wenig man ſich da, wo das römiſche 
Recht formelle Geltung hat, vorläufig Davon losmachen fan. Die praktiichen Fragen, 
die Das heutige Notherbrecht hauptfächlich bewegen, find danach nur folgende: 

1) Die Berfonen, die ein Notherbrecht haben, find nach römiſchem Nechte die Defcen- 
denten, Ajcendenten und die Geſchwiſter. Das Recht der letzteren bat inveffen, da fie in 
feiner unmittelbaren Gattungsverbindung ftehen, feinen inneren Grund, ift daher ſchon 
im ſpäteren römiſchen Rechte ſehr beichränft, und in den heutigen Gefegen überall ganz 
verworfen. Dagegen ift bei uns meiften® auch den Ehegatten ein Notherbrecht gegeben, 
jedoch in ſehr werfchiedener Weile. Ber den Defcendenten ift in Rom ver alte Familien- 
unterfchted der Agnaten und Cognaten in Betreff ded Notherbrechts bis zulett von Wich— 
tigkeit geblieben. Die erfteren müſſen nominatim, d. h. ſpeciell als ſolche, enterbt 
werben, während die leteren mit Andern zujammen enterbt oder präterirt werden fünnen, 
wenn nur der Grund angegeben wird. Auf das Pflichttheilsrecht Hatte dieſes aber feinen 
Einfluß. Bei dieſem wurde merkwürdigerweiſe ſchon früh die im Imteftaterbrechte erſt 
inät entwickelte Gleichſtellung gewiſſermaßen anticipirt, und allen Defcendenten und Afcen- 
denten gleiches Recht gegeben. Indeſſen hat jener alte formelle Unterfchied bei uns auch 
im materiellen Notherbrechte noch eine eigenthümliche wichtige Nachwirkung in der Be- 
handlung der nachgeborenen Kinder, die zwar im der gemeinrechtlichen Theorie wenig be 
achtet wird, in den neueren Geſetzbüchern aber jehr deutlich zu Tage tritt. Das römiſche 
Recht behandelt die vivi und postumi im wefentlichen gleich, Zwar begründet die Prä— 
terition bei den einen Nullität, bei den andern Ruption, indeſſen ift das nur der Unter- 
ſchied von anfänglicher und nachträglicher Nichtigkeit, und bei der bonorum possessio 
eontra tabulas war gar fein Unterjchted unter ihnen. Nun ift aber nach der Nov. 115 
die Enterbung eines Poftumus gar nicht mehr möglich, Einfegungen auf den Pflichttheil 
find - bei ihnen von felber jelten, jomit find fie in der Regel, wenn fie kommen, präterirt. 
Auf dieſe Präterition bat aber die deutſche Praxis überwiegend nicht die Nichtigkeit der 
Novelle angewendet, jondern nad dem |. g. Correctionsſyſteme die alte volle Ruption oder 
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bonorum possessio contra tabulas, alfo volle Aufhebung des Teftamentes, wenigftens 
bis zur vollen Inteftatportion des Poftumus, angenommen, während man bei der Prä- 
teritton der chen vorhandenen Kinder mehr dem Derogationsinfteme fich zuneigte, d. h. 
die neue bejchränfte Ungültigteit der Novelle anmwendete, Die praftiiche Folge hiervon 
war, daß die ſchon vorhandenen Kinder in der Regel mur ihren Pflichttheil, höchſtens die 
bejchränfte Inteftatportion nach der Novelle, fordern können, nachgeborene Dagegen ftets 
ihren vollen Erbtheil. Läßt man nun das formelle Notherbrecht und feine Folgen ganz 
weg, Jo bleibt einfad der Sat, daß ſchon vorhandene Kinder nur ihren Pflichttheil, 
nachgeborene ihren vollen Erbtheil befommen. So findet fih der Sag denn aud im 
preußiſchen, öfterreichifchen und ſaͤchſiſchen Geſetzbuche. Der Grund ift jegt natürlich micht 
mehr der formelle des römiſchen Notherbrechts, jondern der materielle, daß bei ven Nach— 
geborenen die Beſchränkung auf den Pflichttheil nicht als Wille des Erblaſſers angeſehen 
werden Tann. Das franzöfifche und italieniſche Geſetzbuch machen dieſen feineren, in der 
Sache mohlbegründeten, Unterfchted nicht. 

In Berbindung hiermit fteht ein anderer oft nicht beachteter Unterſchied, nämlich der 
zwifchen den dem Erblafjer befannten und nicht befannten Notherben. Notherben, deren 
Daſein oder Qualität der Teftirer nicht weiß, find für ihm nicht vorhanden, folglich wenn 
fie ſpäter auftreten, wie Nachgeborene. Es Tiegt daher nahe, ihnen ebenfo wie diefen ein 
Recht auf den ganzen Erbtheil zu geben, nicht blo auf den Pflichttheil. Im römischen 
Rechte ift dies auch infofern gefchehen, als vom Standpunkte des Irrthums aus in der— 
artigen Fällen die Enterbungen und die Einſetzungen Fremder für nichtig erklärt find, 
und ſomit ein ähnlicher Erfolg wie bei der Ruption herbeigeführt iſt. Es tritt das nur 
in unferen Yehrbüchern nicht jo berwor, weil &8 in der Regel nicht beim Notherbrechte, 
fondern bei der Lehre vom Irrthum angeführt wird. Durch die Beichränfung des Noth- 
erbrechts auf das Pflichttbeilrecht wird der Gegenfag jchärfer und findet in dem Gegen— 
fage von beabfichtigter und nicht beabfichtigter Ausſchließung der Notherben feine concretere 
praftifche Begründung. So erjcheint er daher auch in den neueren Gefegbüchern, nur mit 
einigen ziemlich willfürlichen Modificationen. 

2) Ueber die Größe des Pflichttheils hat die neuere Gefeggebung viel erperimentirt. 
Der Pflichttheil beträgt nach römiſchem echte bei einem bis wier Notherben ein Drittel 
der Inteſtatportion, bei fünfen und mehr die Hälfte der Inteftatportion. Das Princip 
it aljo, daß bei Fleineren Erbportionen die Quote größer fein fol. Eine innere Noth- 
wendigfeit hat dies Princip nicht, die Quantität ded Vermögens kann nicht die Qualität 
des Rechts beftummen. Es kann daher nur conjequent genannt werben, wenn das öfter- 
reichiſche und italieniſche Geſetzbuch den Pflichttheil gleichmäßig bei Dejcendenten auf die 
Hälfte, bei Afcendenten auf ein Drittel der Inteftatportion feftfegen. Ber dem römischen 
Principe müſſen die Erbtheils- und die Pflichttheilsguote eigentlich in umgefehrter Pro— 
portion zu einander ftehen. Indeſſen hat Yuftinian dies nur ſehr unvolltommen erreicht ; 
denn die Progrefjion iſt bei ihm zuerft U, Ye, Hg, Yız der Erbichaft, dann "io, Yız, 
Yıwmf.w Das preuftfche Yandrecht hat dies durch Annahme von drei Stufen ver— 
beſſern wollen, Us, Yy, 25, je fir 1—2 Kinder, 3—4 und 5—6 und mehr. Da— 
nach ift aber die Progreſſion Yz, ., Ye, Ya, Far Hiper ar u ſ. w., was auch noch 
nicht viel beſſer iſt. Das franzöfiiche Recht erlaubt dem Erblafjer bei 1 Finde nur über 
%, der Erbichaft zu teftiren, bei 2 über 13, bei 3 und mehr über ; danach ift der 
Pflichttheil 5, 5, 9%, der Imteftatportion, alfo Y,, Ya, Y, der Erbſchaft, die Pro- 
greſſion folglich exit 2, Hr, Yız umd dann Yıs, so, "a, u. ſ. w. Daß das öfter- 
reichiſche Prineip juriftiicher und confequenter ift, als alle diejes, ift wohl klar. " 

3) In den Enterbungsgründen ift bei ung fein wefentlich veränderter Standpunkt 
eingetreten, fie find nur im einzelnen modernifirt umd modificirt. Doch ift die Tendenz 
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mehr zur Beichräntung geneigt. Das franzöfifche Recht hat fie ganz weggelaffen, weil 
es den alten Coutumes zufolge überhaupt gar nicht von der Idee eines eigentlichen 
Pflichttheils, als portio debita, ausgeht, fondern Die ganze Teſtirfreiheit im Falle von 
Notherben auf eine beftimmte „portion de biens disponible“ beſchräntt. Das italie- 
niſche Geſetzbuch hat dieſe Idee der „porzione disponibile“ aufgenommen, damit aber 
den römiſchen Begriff der „porzione legittima dovuta“ verbunden, offenbar nicht ſehr 
<onjequent. Die römiſchen Enterbungsgründe beruhen auf drei Kategorien : 

a) Divecte Vergeben gegen den Erblaffer, nämlich bei den Defcendenten: Lebensnach⸗ 
ftellungen, Thätlicgteiten, grobe Injurien, Criminalantlagen, VBermögensfhädigung durch 
Denunciationen, Verhinderung am Xeftiven; bei Afcendenten nur: Lebensnachitellungen, 
Sapitalanflagen und Berhinderung am Teftiren. Alle diefe Gründe finden fi auch 
in den neuen Geſetzbüchern, nur ift ftatt der Criminalanflage faljhe Criminal = Denun- 
ciation, und ftatt der Demunciation widerrechtliche Vermögensſchädigung geſetzt. Das 
füchfiihe hat die Gründe überhaupt auf Yebensnachftellungen, Thätlichkeiten und faljche 
Denunctationen beichräntt. 

b) Imdirecte Vergehen gegen den Erblaſſer, nämlich: Vernachläſſigung in Wahnfinn 
Kriegögefangenfchaft oder Schuldhaft, und Unzucht mit der Frau oder Goncubine des 
Erblafjers; Die neueren Gejegbücher haben Die erften drei Gründe zu Vernachläſſigung in 
der Noth verallgemeinert, das preußtiche und öfterreichiiche fügen bei den Afcendenten noch 
Die Bernachläffigung in der Erziehung hinzu. Der vierte Grund ift nur im preußtfchen 
beibehalten (natürlich nur bei ver Frau), dagegen haben alle bei den Kindern noch die 
Che ohne Einwilligung der Aeltern hinzugefügt. 

ec) Unehrenhaftes Leben. Hier hat Juſtinian gar feinen allgemeinen Gedanken, ſon— 
dern er führt mur auf: Keterei, Gemeinſchaft mit Giftmiſchern, Eintritt unter Thierkämpfer 
und Mimen, bei Töchtern auch Yiederlichkeit; bei Afcendenten nimmt er davon nur Kegerei, 
fügt aber Yebensnachftellungen gegen den eigenen Ehegatten hinzu. Das füchfiiche Geſetz— 
buch hat dieſe ganze Kategorie mit Recht vollitändig geftrichen, das öfterreichifche jet ftatt 
der Kegerei Abfall vom Chriftentbume, daneben Verbrechen mit zwanzig Jahren Kerker, 
und dann „anftößige Yebendart gegen die öffentliche Sittlichkeit“; das preußiſche läßt Die 
Religion ganz weg, nimmt von Verbrechen nur Hochverrath und „Lafter der beleidigten 
Majeſtät“, fügt dann aber „Entehrung durch grobe Yafter, ſchändliche Aufführung, nieder: 
trächtige Yebensart” hinzu. Dffenbar find dies feine glüdliche Tegislative Griffe, 

4) Ein Hauptpunft find endlich die Folgen der Verlegung ded Notherbrechts. 
Das römiſche Recht ift hier ganz beſonders reich an Unterfcheidungen. Es hat verſchiedene 
Folgen für das formelle und materielle Notherbrecht, für alte und neue Form, agnatifche 
und cognatijche Defcendenten, Defcendenten in und aufer der Gewalt, jchon lebende und 
nachgeborene, vollftändige und partielle Verlegung des Pflichttheils, und noch weitere Unter: 
ſchiede Hatte das ältere Recht, die Yuftintan aufgehoben hat. Demgemäß finden fich neben 
einander: volle Nichtigkeit ded Teſtaments, Ruption, beide unter Umftänden mit prätori— 
ſcher Geltung des Teftaments, beſchränkte Nichtigkeit in Betreff der Erbeinfegungen, bo- 
norum possessio contra tabulas auf die Inteftatportion, querela inofficiosi auf die 
Intejtatportion, Klage auf Ergänzung des Pflichttheils, das ältere Recht hatte auch noch 
Zutritt (acerescere) zu den eingefegten Erben. Die einzelnen Rechtsmittel find von ſehr 
verjchiedenen Gejichtöpunkten aus entftanden, das allgemeine Princip war indeſſen, daß bei 
jeder Verlegung des Notherbrechts der Notherbe ein Recht auf feine volle Inteftatportion 
befommen jo, jei es durch Nichtigkeit oder Anfechtbarfeit des Teftaments, erſt Yuftinian 
bat die Beichränfung gemacht, daß bei bloßen Mängeln im Pflichttheile nur eine Klage auf 
deſſen Ergänzung eintritt, Dem älteren Principe liegt die Idee zu Grunde, daß das Notb- 
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erbrecht nicht eine bloße Geldſache, ſondern eine Pflicht und Ehrenſache ift, und daß eben 
darım feine Verlegung wie zur Etrafe Folgen nad) ſich zieht, die über den eigentlichen 
Inhalt des Notherbrechts weit hinausgehen, und mitunter jelbft Fremden zu gute 
fommen künnen, 

Dem heutigen Rechtsbewußtſein iſt diefer ganze Standpunft fremd. Wir jehen im 
Notherbrechte vechtlich einfach eine Vermögensangelegenheit, von der wir den Ehrenpunft 
vollftindig trennen. Der Notherbe hat ein Recht auf den Pflichttheil, was ihm in feiner 
Weiſe verfürzt werden darf, aber daf er darum, meil der Erblafier eine Verfürzung ver— 
fucht bat, zur Strafe deſſelben mehr als den Pflichttheil bekommen müßte, oder daß gar 
auch Fremde Vortheil davon haben fünnten, wiberfpricht unferer Anfchauung des Ver— 
hältniffes, zumal die concreten Geftaltungen der Lebensumftände die Idee von Unrecht und- 
Strafe oft gar nicht entfernt zulaffen. Daher haben alle neueren Gefegbücher einftunmig 
das Recht der Notherben ohne alle weitere Unterſcheidung fir alle Fälle gleichmäßig auf 
den Pflichttheil beſchränlt. Nur bei den nachgeborenen oder unbefannten Notherben ift, 
wie oben gezeigt ift, das Necht auf den wollen Erbtheil geblieben, aber nicht weil man 
darin eine größere und ftrafbarere Verlegung des Notherbrechts ſähe, ſondern weil hier 
die Beichränfung auf den Pflichttheil gar nicht als Wille des Erblaſſers angejehen 
werden fann. 

Alle die obigen römifchen Unterfcheivungen fallen damit natürlich von felber weg, 
und das Ganze wird von ſelbſt äußerſt einfah. Nur Eine wichtige Frage bleibt übrig, 
nämlich ob der Pflichttheil als wirklicher Theil der Erbſchaft oder nur als Schuld der 
Erbichaft gefordert und eingeflagt werden kann, Im römischen Rechte tritt natürlich in 
allen Fällen, wo man unter Aufhebung des Teftaments auf den vollen Erbtheil lagen 
fann, wirkliches Erbrecht ein, wogegen die Ergänzungsflage reine Schuldflage iſt. Necht 
conſequent ift diefe Unterfcheidung ſchon im römiſchen echte nicht, ohne allen Sinn ift 
fie, wenn das ganze Notherbrecht nur in dem einfachen Rechte auf den Pflichttheil befteht. 
Hier muß diefer ftetd gleichmäßig entweder als Exrbihafts- Theil oder Erbſchafts— 
Schuld angefeben werden, und zwar fordert die Confequenz eigentlid das erſtere. Dies 
ift auch im franzöſiſchen, italieniſchen und fächfifchen Gefegbuche angenommen, das preu— 
ßiſche und öfterreichiiche find fich dagegen bei ihrer Vernachläſſigung der juriftifchen Technik 
darüber unklar geblieben, bei dem erfteren ift die Frage bis jet controwers, und man 
nimmt meiftens die römiſche Unterfcheidung an, in Defterreich ift durch ein fpäteres Geſetz 
entfchteden, daß der Notherbe ftet® nur den Werth des Pflichttheild fordern kann, ver 
Pflichttheil alſo ftets nur Erbſchaftsſchuld fein fol. 


IV. Der Erwerb der Erbſchaft. 


8. 92. Die weiteren Grundſätze über das Erbrecht betreffen: 

1) den Erwerb der Erbſchaft, alſo Delation, Antretung, Ausſchlagung, Trans- 
miffien, Anwachſung; 

2) die Wirkungen des Erbichaftserwerbes und des Erbeſeins, alſo die Nechte und 
Pflichten Des Erben, nebft ihren möglichen Beſchränkungen durd Inventar und Separation, 
Die Klagen zur Geltendmachung des Erbrechts, Das Verhältniß von Miterben, namentlid) 
die Bertbeilung der Erbſchaft unter ihnen nebſt der dabei möglichen Collattonspflicht, 
endlih Tas Verhältnig der Erben und Yegatare. Die nähere Ausführung über diefe 
einzelnen Punkte wird aber paſſender im alphabetiſchen Theile dieſes Wertes gegeben. 
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I. Begriff und Literatur. 


Z. 1. Das in Deutfchland geltende Privatrecht beruht zum Theil auf einheimifchen, 
zum Theil auf fremden Quellen. Hierauf gründet fich die jeit Anfang des vorigen Jahr— 
hunderts übliche Vertheilung des gefammten Privatrechtöftoffes in zwei getrennte Dis— 
ciplinen: die Pandekten und das deutſche Privatrecht. Diefe Scheidung ift mehrfach 
angefochten und e8 find miederholte Verſuche gemacht, Das ganze Privatrecht in einem 
einheitlichen Syſtem zur Darftellung zu bringen. Diefelben haben jich indeß ſämmilich 
nicht bewährt, denn ſchon die große Verſchiedenartigkeit der Tiuellen bewirkt, daß Bei 
einer ſolchen Darftellung das eine oder das andere Element nothwendig eine Verkürzung 
erleiden muß. Erſt wenn wir ein einheitliches nationales Geſetzbuch befigen werden, wird 
es gejtattet fein, jene beiden Disciplinen lediglich als Vorſtufen für den Aufbau einer 
einheitlichen nationalen Rechtswiſſenſchaft zu betrachten. 

3. 2. Die Quellen des deutfchen Privatrechts gehören theils dem gemeinen, theils 
dem Barticularreht an Zum gemeinen Nedt werben bier diejenigen Satzungen 
gerechnet, welche auf einer formell für ganz Deutichland verbindlichen Autorität beruhen 
und zur Geltung in ganz Deutichland beſtimmt find. Dahin gehört a) Das geichriebene 
Reichsrecht, d. h. die bis zur Auflöfung des deutfchen Neiches zu Stande gefommenen 
Reichsgeſetze. Diefelben fommen bier nur ſoweit in Betracht, ald fie privatrechtlichen 
Inhalts find. Inſoweit aber find fie durch die inzwiſchen ftattgehabten politiichen Ver— 
änderumgen nicht aufgehoben. b) Das gemeine Gewohnheitsrecht. Von diefem tft mur 
der Theil zu berüdfichtigen, bei welchen ſich die in gemeinfamer Uebung bervortretende 
Rechtsüberzeugung der Nation nicht blos veceptiw, fondern productiv verhalten hat, alfo 
nicht die fremden Rechte, die gleichfalls weientlich auf dem Wege des Gewohnheitsrechts 
in Deutichland zur Annahme gelangt find, 

3. 3. In Folge der Eodificationen hat fih ein großer Theil Deutſchlands 
von der Grundlage des gemeinen Rechts äußerlich losgeſagt. Yebtered kommt in den 
Gebieten der codificirten Rechte nicht mehr als Enticheidungsquelle zur Anwendung, gilt 
aber auch im den Ländern des gemeinen Rechts nur als ſubſidiäre Norm, fo daß partie 
alarrechtliche Beſtimmungen den Vorzug haben. 

$.4. Neues gemeines Recht für ganz Deutfchland kann gegenwärtig nur in jehr 
beichränftem Umfange entftehen. Auf dem Wege der Gefeßgebung ift dies überhaupt un— 
möglih, da es an einer geſetzgebenden Gewalt für ganz Deutichland fehlt. Die Ent- 
ftehung eines neuen Gewohnheitsrechtes ift zwar nicht abjolut ausgeſchloſſen, aber durch 
die diefer Art der Rechtsbildung wenig günftigen Codificationen auf ein Minimum befchräntt. 
Tagegen bat in neueſter Zeit durd die Schöpfung des Norddeutſchen Bundes 
em großer Theil Deutichlands ein Organ für die Bildung gemeinen Rechtes erhalten. 
Tie Geſetze, welde von dem Norddeutſchen Bund innerhalb, feiner Competenz erlaffen 
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werben, find für alle zum Bımdesgebiet gehörigen Länder rechtsverbindlich mit der Wir— 
fung, daß fie den Landesgeſetzen vorgeben. 

8.5. Partienlarrechtlich find alle Diejenigen Rechtönormen, die entweder nur 
für einen Theil von Deutfchland beftimmt find oder ihre Geltung nur von einer für 
einen Theil von Deutfchland werbindlichen Autorität ableiten. Verſchiedene, ja jelbit alle 
Parlicularrechte fünnen in weiterem oder geringerem Umfang miteinander übereinftimmen, 
ohne ihren Charakter ald Particularrecht zu verlieren. Die Uebereinftinmung kann ent= 
weder blos auf einer Gleichartigkeit der hiſtoriſchen Entwidelung beruhen oder fie fann 
ſich Tediglich auf den Inhalt oder auch auf den Wortlaut des Ausdrucks erfireden. Man 
ſpricht in all’ diefen Füllen von einem gemeinfamen oder materiell gemeinen, im Gegenſatz 
zum formell gemeinen Recht. 

8. 6. Zum Particularrecht in dieſem inne gehören a) die befonderen Rechte ein= 
zelmer deuticher Länder und Hleinerer Kreiſe innerhalb derſelben (Provinzial-, Lokal-, 
Statutarrechte); b) Die Grundgefete des ehemaligen Deutſchen Bundes, ſowie die einzelnen 
Bundesbeichlüffe, da es nach der richtigen Anficht einer befonderen Einführung und Publi— 
cation bedurfte, um biefelben zu einem Beftandtbeil des geltenden Rechts in den einzelnen 
zum Bunde gehörigen Staaten zu madyen; e) aus demfelben Grunde, die durch freiwillige 
Uebereinfunft zu Stande gebrachte gleichförmige Geſetzgebung; d) Das neuefte gemeine 
Hecht des Norddeutſchen Bundes ($. 4), weil daſſelbe nur für einen Theil von Deutjch- 
land beſtimmt ift. 

$. 7. Die Grundlagen für eine Darftellung des deutſchen Privatrechts können 
nicht blos aus den Quellen des formell gemeinen Rechts entnommen werden, jondern es 
find aud die Partieularrechte zu berüdjichtigen, fofern in ihnen das nationale Rechts— 
bewußtſein Ausorud gefunden hat. Dies ift der Fall nicht mur bei der Direct gleichför— 
migen Gefeggebung, fondern in noch viel höherem Maße bei derjenigen Rechtsentwickelung, 
welde, obwohl in den Einzelheiten von einander abweichend, doch auf denſelben hiſtoriſchen 
 Beranlaffungen und deshalb auch auf gleichen Prineipien beruht. Diefe Principien ent: 
halten fein unmittelbar anmwendbares Recht, denn fie find nur anwendbar, ſofern und 
joweit fie ſich in einem beſtimmten Particularrecht verwirklicht haben. Gleihwohl find 
fie von großer Wichtigkeit, ſowohl weil fie die treibenden Kräfte unſerer Nechtsbildung 
daritellen, als auch weil fie ein Hauptmittel für die wiſſenſchaftliche Erkenntniß der Bar: 
ticularrechte enthalten. Auch in den neueren Codificationen find vielfach nationale Rechts— 
anſchauungen ausgeprägt. | 

$. 8. Die Literatur des beutichen Privatrecht begumt mit Georg Beyer, ber 
zuerft im Jahr 1707 am der Unwerfität zu Wittenberg Vorlefungen hierüber gehalten 
bat. Seitdem bat fich diefe Disciplin auf den Univerfitäten eingebürgert und literariſch 
ift in den verfchtedenften Richtungen an der Fortbildung bderfelben gearbeitet worden. 
Aus dem vorigen Jahrhundert find in dieſer Hinficht beſonders Pütter, Selchow 
und Runde zu nennen. In dieſem Jahrhundert eröffnet Eichhorn wie überhaupt in 
der germaniftiichen Rechtswiſſenſchaft, ſo auch für Das deutjche Privatrecht eine neue Pe— 
riode, in welder an der Hand folder gefchichtlicher Forſchung auch für die Inftitute des 
geltenden Rechts ein erweitertes Verſtändniß eröffnet worden ift. Daß die von ihm ger 
gebenen Anregungen nicht Fruchtlos geblieben find, beweifen neben zahlreichen monogra= 
phiichen Arbeiten befonders die Lehrbücher von Gerber, Befeler, Bluntſchli, 
Gengler. 

Gerber, Wiſſenſchaftliches Prineip des gemeinen deutſchen Privatrechts. Wächter, Ge 


meines Recht Dentſchlands, 1844, und Wiürtembergifches Privatrecht, I, S.13 fag. Bruns, Artitel: 
Gemeines Rebt in Erich’ und Gruber's Encvclopädie, I, Bd. 57, ©. 213. Rüdert, Be 
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seid! des — deutſchen Privatrechts, 1857. — Stobbe, Geſchichte ber deutſchen Rechtsquellen, 
I, ©. 414. — Beyer, Delineatio juris Germ,, 1718 (1723). Pütter, Elem., juris priv. 
Germ. hod., 1776. Selchow, Elem. juris Germ. hod., 1793. Runde, Grundjäge bes 
gemeinen deutſchen Privatredts, 1529. Eichhorn, Einleitung in das deutfche Privatrecht, 
1845. Mittermaier, Grundfäte des gemeinen deutſchen Privatrechts, 1847. Gerber, Sy- 
ſtem des beutichen Privatrecht, 1565. ejeler, Syſtem des gemeinen beutjchen Privatrechts, 
1366. Bluntichli, Deutfches Privatreht, 3. Aufl. beforgt von Dahn, 1864. Gengler, 
Lehrbuch des deutſchen Privatrehts, 1554, 1855. Walter, Syftem des gemeinen deutfchen 
Brivatrechts, 1855. Hillebrand, Lehrbuch des heutigen gemeinen deutſchen Privatrechts, 1865. — 
S für deutſches Recht und deutſche Rechtswiſſeuſchaft von Reyſcher, Wild, Befeler, 
Stobbe, 20 Bde. 1839 — 1861. 


II. Entſtehung des Rechts. 


$. 9. Die Lehre von der Entſtehung des geſetzlichen und Gewohnheits rechts 
bietet im deutſchen Recht keine Beſonderheiten dar. Häufig wird als eine eigene Art des 
Gewohnheitsrechts Die Obſervanz oder das Herkommen genannt; indeß iſt im der 
That kein Bedürfniß vorhanden, dieſe Art des Gewohnheitsrechts beſonders auszuſcheiden. 
Man pflegt bei dem Ausdruck Obſewanz oder Herkommen an verſchiedene Dinge zu 
denken und dieſelben zum Theil in unklarer Weiſe miteinander zu vermiſchen. Man 
verſteht nämlich darunter a) dasjenige Gewohnheitsrecht, welches ſich in kleineren örtlichen 
Kreiſen oder in dem Kreiſe der Genoſſen eines beſtimmten Standes oder Berufes bildet; 
b) die langjährige Ausübung einer Befugniß, die im Verlauf der Zeit zur Begründung 
fubjectiwer Rechte führen kann; e). das ungejchriebene autonomiſche Hecht ($. 11). Hier— 
ber gehört die Objervanz nur in dem erften Sim, fällt aber in diefem auch ganz unter 
ven allgemeinen Begriff des Gewohnheitsrechts und iſt binfichtlih Der Bedingungen wie 
binfichtlich der Wirkſamkeit demfelben völlig gleichzuftellen. Im einzelnen Fall kann e8 
allerdings ſchwierig fein, zu untericheiden, ob eine ſolche Objerwanz oder nur ein Her: 
fommen im fubjectiven Sinne vorliegt; dieſe Schwierigkeit hat aber auf Die Begriffsbe— 
ſtimmung feinen Einfluß. 

Ein eigenthümliches Mittel zur Ertenntniß des Gewohnheitsrechts find Die Recht s— 
ſprüchwörker (paroemiae juris). Sie enthalten ven furzen, voltsthümlichen Aus- 
druck eines Nechtöjages und können daher als Zeugniſſe fir das Vorhandenſein gewohu— 
beitörechtlicher Bildungen benutzt werden. Doch erfordert ihre Anwendung ſchon wegen 
der in der Regel vieldentigen Faſſung einen nicht germgen Grad von Vorſicht. Auch ift 
es bei derartigen ſprüchwörtlichen Aeußerungen des Volksbewußtſeins oft ſchwer zu jagen, 
ob jie wirklich juriftiiche oder allgemeine ethiſche oder wirthichaftlihe Anſchauungen wie 
dergeben oder gar blo8 den Ausdruck von Erfahrungsfäsen darbieten. 

$. 10. Die Frage, ob eine übereimftimmende Jurisprudenz, fei e8 im ber 
Kundgebung theoretiicher Anfichten (communis doctorum opinio), jet es in den Aeuße— 
rungen der gerichtlichen Praxis (usus fori), im Stande ift, Rechtsſätze zu erzeugen und 
ob dieſelbe demnach zu den Nechtöquellen zu zäblen tft, reicht zwar über das Gebiet des 
deutichen Privatrechts hinaus, pflegt aber bier mit bejonderer Yebhaftigfeit erirtert zu 
werden. Bon denen, die dieſe Frage bejaben, werben Die auf jene Rechtsquelle zurück— 
zuführenden Rechtsſätze als Ju riſten recht bezeichnet, welchem das unmittelbar auf der 
Boltsüberzeugung beruhende Boltsrecht gegenübergeftellt wird. Beſeler definirt das 
erftere als eine in längerer nerichtlicher Uebung ſich äußernde vechtliche Ueberzeugung des 
Quriſtenſtandes und betrachtet daſſelbe als eine Art des Gewohnheitsrechts. Bei einer 
confjequenten Durchführung dieſer Anficht muß man Die Säge des |. g. Juriſtenrechts als 
joldhe für anwendbar erachten, auch dann, wenn fie wilfenjchaftlich nicht begründet find 
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und mit der Boltsüberzeugung nicht übereinftimmen. Eine ſolche Bedeutung fommt aber 
weder der Theorie noch der Praxis zu, die vielmehr beide nur die Aufgabe haben, das 
wirflich vorhandene Recht zu finden und auszuſprechen. Beide haben daher einen An- 
ſpruch auf Geltung nur, wenn und jomweit fie dem vorhandenen Recht entiprechen. Poſitive 
Geſetze haben allerdings zumeilen den Präjudizien der oberften Gerichtshöfe eine weiter 
gehende Autorität eingeräumt; auch läßt fich nicht leugnen, daß die Entftehung und Aus- 
bildung einzelner deutichrechtlicher Inftitute, wie z. B. der Erbverträge und der Familien= 
fideicommiſſe durch die Juriften, und zwar zum Theil auf Grund unrichtiger juriftiicher 
Sonftructionen wejentlich gefördert worden ift. 

8. 11. Als eine befondere, dem deutſchen Recht angehörige Art der Rechtsquellen 
pflegt ferner die Autonomie genannt zu werden, deren Beariff und Bedeutung jedoch 
ebenfalls äußerſt beftritten ift Dem Wortfinn nach bedeutet Autonomie urfprünglich ſo— 
viel wie Sonveränetät oder das Recht eines Staates, nach einen eigenen Geſetzen zu 
leben (modıreia atravoung). Gegenwärtig aber verfteht man darunter die Befugnif, 
objective Rechtsſätze Feftzuftellen, melde gewiflen Behörden, Corporationen oder gar einzelnen 
phyſiſchen Perſonen eingeräumt fein fol. Als Unterarten der Autonomie im Sinne von 
geichriebenem und umgeichriebenem Recht werden gewöhnlich Statut und Objervanz ($. 9) 
geſchieden. Im einzelnen wird die Befugniß, autonomiſche Satungen bervorzubringen, 
zugeichrieben a) dem hoben Adel, ſofern demjelben das Recht zufteht, über feine Güter- 
und Familienverbältnifje verbindliche Berfügungen zu treffen; b) Behörden (richterlichen 
und Berwaltungecollegien) in Bezug auf die Formen ihres Geſchäftsganges; ec) einzelnen 
Corporationen, wie z. B. Gemeinden, Unwerfitäten, Actiengejellichaften rückſichtlich ihrer 
inneren Angelegenheiten. 

Im Mittelalter berubte in Folge der unrgoflloinmenen Wirkſamkeit des Staatsorga— 
nismus ein großer Theil der Rechtsentwickelung auf autonomiſchen Satzungen. Ye mehr 
indeß der Staat und feine Organe die geſammte Rechtsbildung zu beberrichen und an fich 
zu zieben ſuchten, defto mehr trat diefe Art der Nechtsbildung zurüd. Für das heutige 
Recht ift dem Begriff der Autonomie jede Realität abzufprechen. Yon den vorftehend 
hervorgehobenen Fällen handelt es ſich bei den Verfügungen des hohen Adels und ebenſo 
in der Regel bet den Anordnungen der unter ce erwähnten Corporationen um die Feſt— 
ftellung fubjectiwer Rechtöverbältnifie, bei den Behörden dagegen meift um bloße Verwal- 
tungsmafiregeln. Sofern aber diejen legteren und den zugleich dem öffentlichen Recht 
angehörigen Gorporationen die Macht, objective Normen feitzufegen, eingeräumt ift, ers 
ſcheinen ſie ald Organe des Staates und die innerhalb ihrer Competenz von ihnen er 
lafienen Beftimmungen als ein vom Staate jelbft geſetztes Recht. 

8.12. Im Falle einer Colliſion verfchtedener Rechtöquellen bat diejenige den Vor: 
zug, welche für den fleineren örtlichen Kreis beftimmt ift, To daß Das gemeine Recht erft 
in letzter Reihe zur Anwendung fommt. Diele Stufenfolge von den particulärften Normen 
aufwärts ift in dem Rechtsſprüchwort angedeutet: Willkür bricht Stadtredit, Stadtrecht 
bricht Landrecht, Landrecht bricht gemeines Recht. — Die Frage, ob dann, wenn die 
fremden Rechte und namentlich das römiſche Recht mit Sätzen des deutſchen Rechts in 
Widerſpruch treten, erftere oder leßtere anzuwenden feten, it hiermit nicht beantwortet ; 
diefelbe läßt fich aber überhaupt nicht nach allgemeinen Regeln entfcheiden, ſondern tft 
für jeden einzelnen Fall und für jedes einzelne Nechtögebiet befonders zu löſen. i 
in der Regel ſowohl in den Pandekten wie in den Lehrbüchern des deutſchen Privat— 
rechts vorgetragene Yehre von den zeitlichen und örtliden Grenzen fir die Wirkfamfeit 
der Rechtsſätze beruht auf Grundſätzen, Die weder Ipeciell dem römiichen noch dem deut— 
Ichen Rechte angehören und die deshalb an diefer Stelle übergangen werben können. 
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(8.92.10) Savignyv, Syſtem, I, 8.12, 13,17 fog. Puchta, Gewohnheitsrecht, II. Be— 
feler, Vollsrecht und Auriftenrecht, 1843. Hillebrand, Deutihe Rechtsſprüchwörter, 1858. 
Graff und Dietherr, Sammlung deuticher Rechtsſprüchwörter 1864. (6. 11.) Hermann, 
De auton. juris (serm. fonte, 1859, Gerber in: Archiv für civ. Praris, Pd. 37, ©. 35, 
und in Jahrbuch für Dogmatik, Bd. 3, ©. 411. Maurer in: Kritifche Ueberſchan, Bo. 2, 
S. 229. (8. 12.) Savigny, Syſtem, Bd. 8. Unger, Spftem des öfterreichiichen Privat» 
rechts, I, ©. 113. Faffalle, Syſtem der erworbenen Rechte, 1861. R. Schmid, Herrichaft 
der Gefetse nach ihren rechtlichen und zeitlichen ®renzen, 1563. v. Bar, Das internationale 
Privat- und Strafredht, 1862. 


II. Perfonenredt. 


$.13. Die Rehtsfühigkeit des einzelnen Menfchen unterlag tim älteren deutjchen 
Recht vielfachen Abitufungen. Körperliche Zuftände wie Gefchlecht, Nüftigfeit, Mißgeftalt, 
Kranfheit wirkten direct auf Die Perfönlichkeit. Dazu famen die Einfliffe der Standes— 
und Religionsunterſchiede, der Unterſchied zwiſchen Staatsangehörigen und Fremden u. dgl. 
In neuerer Zeit find diefe Unterſchiede Bis auf wenige Neminifcenzen befeitigt. Als 
Regel ailt, wenigftens in privatrechtlicher Beziehung, die Gleichheit vor dem Gele und 
die gleichmäßige Anerkennung der Perjönlichkeit bei allen Menfchen. 

$. 14. Eine beiondere vechtlihe Stellung nimmt noch jet der hohe Adel ein. 
Zu demielben gehören die deutjchen Souveräne und die Standesherren nebft ihren eben- 
bürtigen Familien. Den legteren iſt auch nach Verluſt ihrer Souveränetät durch die 
noch jett in Kraft beftehende Beitimmung der Deutſchen Bundesacte die Fortdauer ihrer 
früheren perfönlichen Vorrechte zugefichert, insbefondere ift ihnen das Recht der Ebenburt 
mit den jouveränen Häufern, ſowie die Anerkennung der von ihnen in Hausgefegen oder 
Familienverträgen getroffenen Dispofitionen gewährleiſtet. Entftehung des hohen Adels 
ift gegenwärtig allein ehelihe Zeugung in einer ſtandesmäßigen Ehe. 

Die Berechtigungen des niederen Adels beitehen gegenwärtig nur noch in dem 
Anſpruch auf gewiſſe Titel und Prädicate, außerdem kommt in Betracht, daß einzelne ver— 
mögensrechtliche Inftitute, wie 3. B. die Familienfideicommiſſe, ſich vorzugsweiſe in den 
Kreiten des nieder Adels eingebürgert haben, wenngleich fie nicht ausſchließlich auf Dies 
jelben beichränft find. 

$. 15. Die Religionsunterſchiede jind gegemoärtig für das Privatrecht 
gleichfalls beveutungslos geworden. Den Juden, die früher auch in dieſer Hinſicht viel= 
fach zurücgefegt waren, wird gegenwärtig die volle Privatreshtsfähigfeit in demſelben 
Umfange wie allen übrigen Staatsangehörigen gemährt. Damit ift auch die Anwend— 
barkeit des befonderen jüdiſchen Rechts fortgefallen, die ſich nur da rechtfertigt, wo man 
die Juden als fremde betrachtet und fie deshalb ihrem beſonderen Nationalrechte 
unterwirft. 

$. 16. Die Stellung dev Fremden, oder wie ſie in der Eprache des Mittel- 
alters heißen, der Elenden mar urfprünglich jehr ungünftig, da Ge nicht zu der Rechts— 
genoffenichaft gehörten, innerhalb deren fie meilten, und ihres Rechtsſchutzes nicht theil— 
haftıg waren. Der lebhaftere Verkehr der Nationen untereinander hat dazu geführt, 
den Fremden im allgemeinen dieſelben Rechte zuzugefteben, mie den Einheimiſchen, nur 
im Wege der Retorſion oder des Gegenrechts pflegen Ausnahmen zu ihren Unguniten 
gemacht zu werden. Cine befondere Klaſſe der Fremden find die Forenſen, d. b. Die 
jenigen, welche in einem anderen Staate Grundbeſitz haben. Man nennt das Verhältniß 
derfelben im allgemeinen Landſaſſiat und untericheidet zwiſchen unvollſtändigem und vollem 
Landſaſſiat, je nachdem eme Unterwerfung der Forenfen unter das forum und die lex 
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rei sitae blos in Bezug auf dingliche oder auh in Bezug auf andere Klagen ftattfindet. 
Erſteres bildet Die Negel, die volle Landſäſſerei kommt nur ausnahmömweife vor. Eine 
mit der alten Nechtlofigkeit der Fremden in Zuſammenhang ftehende Abgabe ift der Ab— 
Ihoß (gabella hereditaria s. detractus realis), weldyer von außer Landes gebenden 
Erbihaften erhoben wird. Somohl diefe Abgabe, wie die bei der Auswanderung Ein: 
heimischer zu entrichtende Nachfteuer (gabella emigrationis, detractus personalis) find 
bereits durch Art, 18 der Deutichen Bundesacte und durch einen Bundesbeſchluß vom 
Jahre 1817 für ſämmtliche, zum früheren Deutichen Bunde gehörige Staaten aufge: 
hoben ımd auch im übrigen durch Gefege und internationale Verträge vielfah be 
ſchränkt worden. 


$. 17. Der Ehrbegriff des heutigen Rechts beruht wejentlih auf modernen 
Anſchauungen. Hierbei find allerdings ſowohl römiſche wie mittelalterliche Begriffe mit 
von Einfluß gewejen, indep darf weder das eine noch das andere Element als allein beftim= 
mend betradıtei werden. Man pflegt gegenwärtig jede Art der Ehrenminderung mit dem 
allgemeinen Ausorud Ehrloſigkeit zu bezeichnen und näher zwilchen gänzlichem Verluſt 
und zeitmeifer Unterfagung der bürgerlichen Ehrenrechte zu untericheiden. Die alte Recht— 
lofigteit, ſowie die Edhtlofigfeit und Friedlofigkeit gehören nicht mehr dem heutigen Recht 
am, die letere hatte noch bis vor kurzem eine Analogie in dem aus Frankreich zu und 
berüber getommenen , jett glüclicherweife überall bejettigten Inſtitut des bürgerlichen 
Todes, Die früher ſehr große Zahl der unehrlichen Gewerbe ift bereits ſeit dem ſechs— 
zehnten Jahrhundert durch Reichsſchlüſſe mehr und mehr wermindert worden, am längiten 
blieb dem Gemerbe des Henkers und Schinders ein Mafel anhaften, aber auch dieſer ift 
durch neuere Gejege, denen freilich die Volksanſchauung nicht immer entfpricht, aufs 
gehoben morben. 


$. 18. Den aus dem römtfchen Recht bekannten zwei Arten der juriſtiſchen 
Perſonen, den Corporationen und Stiftungen, wird im deutſchen Recht vielfach unter 
dem Namen der Genoſſenſchaften eine eigene Urt beigefellt, welcher man früber 
eine eigenthümliche Mittelftellung zwiſchen Corporationen und Societäten anwies, während 
fie neuerdings von Befeler als Ddeutichrechtliche Gorporationen oder als Gorporationen, 
die nicht Gemeinden find, definivt werden. Richtig it, daß der Affociationstrieb in 
Deutfchland eine große Zahl von Geftaltungen hervorgerufen bat und noch täglich her— 
vorruft, welche dem römiſchen Recht unbekannt waren umd bei denen es häufig zweifelhaft 
it, ob fie unter den Gefichtöpunft der Societät zu bringen oder als juriftiihe Perſonen 
aufzufafien find. Denfelben iſt charakteriftiich, daß fie weſentlich dem Bortheil der ein— 
zelnen Mitglieder dienen, gleihwohl aber nach aufen hin als Ganzes aufzutreten bes 
ftimmt find. 

$. 19. Eine hervorragende Stellung unter den juriftiichen Perfonen nehmen die 
Gemeinden em. Cie find einerſeits von Wichtigleit als Theile des ſtaatlichen Ber: 
mwaltungsorganismus, indem fie die fleinften Bezirke bilden, in welche fich die Staatsver— 
bindung gliedert. Zugleich aber jind die Gemeinden auch Corporationen und als ſolche 
Subjecte von Vermögensrechten. Sie haben, ſofern fie direct zum Nutzen der einzelnen 
Mitglieder beftimmt find, neben dem Staatszweck auch eigene Intereſſen und ein jelbft- 
ftändiges Yeben, Hiſtoriſch hat ſich das Gemeindeleben fogar früher entwidelt, als ver 
Staatdorganismus, Aus dieſen beiden Gefichtspuntten ergibt ſich einerfeitS das Intereſſe 
des Staats an dem Gemeindeleben, andererfetts das Streben der Gemeinde nad Selbit: 
ftändigfeit. Eine were Geſetzgebung muß beide Intereffen zu vereinigen ſuchen. Die 
Modalitäten, unter Denen Dies geſchieht: die verſchiedenen Geftaltungen der Gemeindes 
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verfafjung fünnen hier übergangen werden, da fie weit mehr dem öffentlichen = als dem 
Privatrecht angehören. 

8. 20. Auch die Zünfte (Innungen, Gilden) hatten früher eine ähnliche Doppel- 
ftellung, einerjeitö auf den Vortheil der Zunftangehörigen abzielend, andererfeits als Be— 
ftandtheile des öffentlichen Lebens. Gegenwärtig haben fie ihre frühere Bedeutung zum 
größten Theil verloren, ſeitdem in ganz Deutfchland der Zunftzwang befeitigt, mit— 
hin die Befugnig zum handwerksmäßigen Gewerbebetrieb nicht mehr ausſchließlich ‘den 
Mitgliedern der Zünfte eingeräumt und von den Vorſchriften der Zunftorbuungen uns 
abhängig geworden ift. Soweit das Princip der Gemwerbefreibeit zum Durchbruch ge 
tommen ift, beftehen dieſe Verbände nur noch als freie Organiſationen zu dem Zwed, 
die Erlernung des Handwerks zu fördern oder fonftige den Genoſſen nützliche Anftalten 
(Kranten=, Sterbefaffen u. dgl.) zu unterhalten. 


(8. 14.) Pütter, Unterfchied der Stände, 1795. Göhrum, Gecſchichtliche Darftellung 
ber Lehre von ber Ebenbürtigeit, 1846. Heffter, Beiträge zum beutihen Staats- und 
Privat » Fürftenreht, 1829, ©. 1. Befeler, Erbvertr., II, 2, ©. 1. Riccius, Zuverl. 
Entw. von dem landfäfiigen Adel in Deutihland, 1735. (8. 15.) Stobbe, Die Juden in 
Deutihland während des Mittelalters, 1866. Michaelis, Mofaifches Recht, 1775 — 1803. 
Saalſchütz, Mofaifches Recht, 1853. Kaim im Weiske's Rechtslexicon, Bd. 5, ©. 850. 
($. 17.) Marezoll, Ueber bürgerliche Ehre, 1824. Das Hiftoriihe fiche oben in der rechts— 
geichichtlichen Entwidelung, S. 175. ($. 18.) Befeler, Deutiches Privatredht, S. 251, und die 
daf. Angeff. Gierke, Das deutſche Gemofjenfhaftsreht, I, 1568. (8. 19.) Brater in 
Bluntihli’s Staatswörterbuch, B.4, S. 146 f. Gierfe, a. a.D. S. 658. (8. 20.) Ort- 
loff, Corpus juris opifieiarii, 1820. ®ierfe, aa. ©. ©. 916. 


IV. Sadenredt. 


$. 21. Für das deutiche Sachenrecht hat die Eintheilung in bewegliche Saden 
(fahrende Habe, tragendes, treibenpes Gut) und Immobilien (liegendes, jtehendes Gut, 
Eigen, Erbe) eine viel größere Wichtigkeit als im römiſchen Recht. Die Yehren vom Er: 
werb, Inhalt und Schu der Dinglichen Nechte beftimmen fich zum Theil nach verſchie— 
denen Regeln, je nachdem die eine oder die andere Art von Sachen in Betracht kommt. 
Das Kriterium der Eintheilung finden die deutfchen Quellen nicht immer in dem natür— 
lichen Mertmal, daß eine Sache ohne Veränderung ihrer Subftanz von einem Orte zum 
anderen transportirt werden kann, wielmehr wird Häufig auf andere Eigenfchaften, 3. B. 
auf die größere oder geringere Dauerhaftigkeit oder auf die ökonomiſche oder rechtliche 
Beftimmung, geiehen. So wird nad) vielen Nechten, „was die Tadel oder der Brand 
binwegnimmt”, 3. ®. hölzerne Häufer, zur Fahrniß gerechnet, während andererfeits die 
an der Scholle haftenden eigenbehörigen Yeute, das Wild im Walde, die Fiſche in den 
Teihen als Immobilien behandelt werden. Selbft auf unförperlihe Saden (echte) 
wird Die Eintheilung in der Weile ausgedehnt, Daß entweder blos die an den Befig von 
Grundſtücken gefnüpften Befugniſſe oder auch die dinglichen Nechte an Grundſtücken den 
Immobilien beigezählt werden. 

$. 22. Der Begriff der res extra commercium findet zwar tim deutſchen Nechte 
feine unbedingte Anwendung, doch kennt daffelbe in ähnlicher Weile Sachen, deren Vers 
äuperung unterfagt oder bei denen diejelbe nur beichräntt zuläſſig iſt. Auch Die res 
sanctae des römiſchen Rechts Haben eine Analogie in ven befriedeten Saden, 
deren Verlegung durch einen höheren Frieden, d. h. durch eine höhere Strafandrohung, 
geſchützt ift, als die anderer Gegenſtände. Dabın gehören 5. B. Kirchen, Kirchhöfe, Ader- 
geräthichaften, Mühlen, Etienbahnen, Telegraphen, Deiche. Ä 
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Wichtig iſt ferner auch für das deutſche Recht die Einteilung in Hauptfaden 
und Pertinenzen. In Particularrechten wird häufig durch ausführliche Aufzählungen 
feftgeftellt, melde Saden im Zweifel als Bertinenzen anzufehen ſeien. Die Pertinenz- 
qualität kann auch unbeweglihen Sachen im Berhältniß zu unbeweglichen zukommen. Zus 
mweilen find da, wo das Syſtem der gefchlofienen Bauergüter Anwendung findet, derartige 
Pertinenzen für untrennbar von der Hauptſache erflärt. Den Gegenfag hierzu bilden 
alsvann die fliegenden oder walzenden Grundſtücke (Wandeläder). 

$. 23. Der Begriff des Eigenthums als der rechtlich anerfannten vollſtändigen 
Herrichaft über eine Sache ift dem deutſchen Recht fo wenig fremd, wie dem vömtjcen. 
Dagegen ift der Ausdruck felbft erft neueren Urfprungs, die älteren Quellen haben nur 
Bezeichnungen für den Gegenftand des Rechts, nicht für Das Recht jelbft. Eine unge: 
bührliche Ausdehnung des Eigenthbumsbegriffes findet fih im Zuſammenhang mit natur= 
rechtlichen Anſchauungen in den Geſetzbüchern Des vorigen Jahrhunderts, welche an allem, 
was in bonis ftehen kann, ein Eigenthum annehmen, mithin den Begriff des Eigenthums 
mit dem ded Vermögensrecht8 überhaupt identificiren. So kennt das preußiſche Recht ein 
Eigenthum auch am Forderungen und die Ceſſion ift nach demſelben ein modus acqui- 
rendi dominii. 

$. 24. In den Begriff des Eigenthums liegt wejentlich ein negatives Element: 
die Erelufivität. Daraus folgt, daß nicht mehrere Perionen an derjelben ganzen Sache 
Eigenthum haben können. Diefe Confequenz it im römiſchen Recht ftreng feitgehalten. 
Ein condominium plurium in solidum ift nach Demfelben nicht möglich. Die logiſche 
Begriffsentwidelung des römiſchen Rechts ſoll aber im deutſchen Recht durch zwei pofitive 
Geftaltungen modificirt fein, deren Realität zu prüfen it: Das getheilte Eigenthun und 
das ſ. g. Gefammteigenthbum, condominium juris Germaniei. Hier zunächſt von dem 
erſteren. Unter getheiltem Eigenthum verfteht man nach einer jeit den Gloffatoren 
herkömmlichen Terminologie die Fälle, in denen aus dem Eigenthum umfaſſende Nutungs- 
rechte ausgeſchieden und einem Andern übertragen find, insbeſondere Die verichiedenen 
Arten des Leihens: die Leihe zu Yehnrecht, die bäuerlichen Yeihen, die Beitellung zu Yeib- 
zucht u. dgl. Der Nutungsberetigte wird hier Unter= oder Nugungseigenthümer 
(dominus utilis), derjenige, von dem er fein Recht ableitet, Obereigenthümer (dominus 
direcetus) genannt. Die Terminologie ift infofern venwirrend, als auf Seiten des ſ. g. 
Untereigenihümers fein wahres Eigenthum, jondern nur ein jus in re aliena vorhanden 
ift, deſſen Inhalt durch jene Bezeichnung keineswegs näher beftimmt wird. Dennoch mag 
diefelbe, wenn man ſich über die Bedeutung verftändigt, in einzelnen Fällen, 3. 3. im 
Lehnrecht, mit Nuten gebraucht werben, 

$. 25. Das deutichrechtlihe Gefammteigenthbum umfaßt die Fälle, in Denen 
mehreren Perfonen das Miteigenthum an derjelben Sadye zufteht, ohne daß der äußeren 
Erjcheinung nach veelle oder ſelbſt ideelle Antheile der Einzelnen bervortreten. Man pflegt 
bieher zunäcft die Verbindung mehrerer Perfonen zu vechnen, die ſich in eimer engen 
Lebensgemeinſchaft, namentlich durch das Sitzen auf demjelben Grundftüd, kundgibt, wo 
aljo, wie z. B. bei Ehegatten, Eltem und Kindern oder den Gejammthändern samende 
woninge und ungescheiden roek vorhanden tit, dann aber aucd die Berechtigung ber 
Mitglieder einer Genoſſenſchaft ($. 19) an dem genoffenfchaftlichen Bermögen, der An: 
theil der Gemeindemitglieder an der Allınende, der Markgenoſſen an der gemeinfchaftlichen 
Mark, der Mitglieder einer Actien= oder ſonſtigen Handelögefellihaft an dem Bermögen 
verfelben. In al’ diefen Fällen ift Das Recht des Einzelnen, auf Theilung zu dringen, 
beſchränkt, in dem meiften derjelben ift ihm zugleich die Befugniß, aud nur über eine 
uote des gemeinſchaftlichen Vermögens zu Disponiren, entzogen oder doch nur unter 


2. Das deutiche PBrivatredt. 383 


erbebliben Einſchränkungen geftattet. Darin beftebt aber auch allein das Gemeinfame Dies 
fer Fülle. Ber genauerer Prüfung derielben wird man immer Dazu gelangen, entweder 
ein Eigenthum der Einzelnen mit Quotentheilen oder das Eigenthum einer jurtitifchen 
Perſon anzunehmen. 

$. 26. Einer beionderen Hervorhebung bedarf unter den im vorigen Paragraph 
genannten Fällen die Berechtigung der Gemeindeglieder an der Allmende!) Diefe 
befteht aus den Theilen des Gemeindevermögens, deſſen Nutungen direct den einzelnen 
Mitgliedern zu gute kommen. Den Gegenfag bilden ſowohl die Sachen, welche ſich 
in publico usu befinden, wie Strafen, Pläge, öffentliche Anlagen, als aud das zur Bes 
ftreitung der Gemeindebedürfniffe beftimmte Kämmerei- oder Ortövermögen. Der Urfprung 
der Allmende rührt daher, dag bei den Anfiedelungen in der Negel nicht die ganze Ges 
meindemarkung zum Sondereigenthbum gezogen wurde, fondern daß gewiſſe Bejtandtheile 
derjelben, meift Wald und Wieſe, gemeinfamer Benugung vorbehalten blieben. Daraus 
ergibt ſich, daß die Berechtigung zur Theilnahme an den Gemeindenugungen urjprünglich 
mit dev Mitgliedſchaft im der politiſchen Gemeinde zufammenfallen mußte; wo ſich aber 
die letztere über ihren anfänglichen Beitand hinaus erweitert hat, da ijt häufig inner: 
halb ver politiichen eine bejondere Nutzungs-, Real= oder Altgemeinde hervorgetreten, bei 
welcher die Theilnahme an bejondere Bedingungen gefmüpft it. Die Frage, wer als 
Eigenthümer der Allmende anzufehen fei, läßt jich demnach ſchon wegen der Mannich— 
faltigfeit der concreten Entwidelungen nicht allgemein beantworten, Nicht immer jteht 
diejelbe im Cigenthum der politischen Gemeinde, oft it Die Gemeinihaft der Nugungs: 
berechtigten nicht einmal mit covporativem Charakter ausgeftattet. Stets aber find Die 
Nugungsrchte jura singulorum, über melde die Geſammtheit ohne die Zuftimmung der 
Berechtigten nicht verfügen darf. Noch complicirtere Geftaltungen ergeben ſich, wenn 
dritten nicht zur Gemeinſchaft gehörigen Perfonen Rechte auf die Allmende zuftehen, was 
namentlich bei concurrivenden gutsherrlichen Berechtigungen der Fall tft. 

Ein Anſpruch auf Theilung der Allmende fteht an fich den einzelnen, Berechtigten 
wicht zu. Die größere Intenfität der Yandwirtbichaft und die in Folge derjelben hervor: 
tretenden Bedürfniffe haben indeß die neueren Gejeggebungen zu einer Begümftigung der 
Gemeinheitstheilungen geführt. Nicht nur pflegt hiernach die Befugniß, auf Theis 
lung zu dringen, den Berechtigten unter erleichterten Bedingungen eingeräumt zu fein, fon= 
dern es ift in der Kegel auch ein eigenes Verfahren mit befonderen Behörden zur Bewir- 
fung der Auseinanderfegung angeordnet und ein gejeglicher Maßſtab behufs Abfindung 
ver Einzelnen feitgeftellt. Mit den Gemeinheitstheilungen find häufig auch Verkoppelun— 
gen, d. h. Zufammenlegungen des in der Feldmark zerftreuten Grundeigenthums der Hof: 
beſitzer, ſowie Ablöfungen von Serituten und Reallajten verbunden. 

$. 27. Die Beringungen für den Erwerb des Eigenthums richten ſich im 
allgemeinen nad den Grundfägen des römiſchen Rechts, doch ergeben jich aus dem deut— 
jchen Recht einzelne Modificationen. Auf die Lehre von der Occupation hat eimmal 
die Regalität gewiſſer Gegenftände Einfluß gehabt (vgl. unten $. 33), jodann iſt vielfach) 
der Gefichtöpunft maßgebend geweſen, daß bewegliche Sachen, die ſich in dem Bereich iin 
den Gemweren) eines Grundeigenthums befanden, ald deſſen Gewalt unterworfen gedacht 
wurden. Hierauf beruht zwar nicht das Ueberhangs= und Ueberfallsredt, 
vermöge deſſen der Eigenthümer eines Grundftüds die von den benachbarten Bäumen in 
feinen Yuftraum überragenden Aefte fowie die übergefallenen Früchte fich aneignen darf. Da— 
gegen jcheint mit diefen Anfchauungen Das bereits früh durch Reichögefege verpönte Strand: 
und Grundruhereht zufammenzuhängen, nach welchem die Bewohner der Meerestüfte 


) Gleichbedeutende Ausdrücke find: Bürgerwermögen, Gemeindenutung, Gemeindebraud. 
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und Flußufer fih das Eigenthum der geftrandeten Fahrzeuge und des Inhalts derſelben 
anmaßten. Bon der Occupation jagdbarer Thiere ſ. 8. 34. 

8. 28. In einer gewilien Verwandtſchaft mit der Occupation fteht Das Finden, 
welches indeß nur Dann mit derjelben zufammenfällt, wenn fich der Fund auf herrenloſe 
Sachen bezieht, bei blos verlorenen dagegen nach gemeinem Recht feinen Grund zum Eis 
genthumserwerb enthält. Die meiften Particularrechte fchreiben jedoch vor, daß jeder 
und bei der Obrigfeit angezeigt werden ſolle. Demnächſt erfolgt in der Regel ein 
öffentliches Aufgebot, welches, wenn fich Niemand meldet, den Eigenthumsübergang auf 
den Finder zur Folge hat. Meldet fi) der Eigenthümer, jo bat der Finder einen Ans 
ſpruch auf Finderlohn. Bei unterlaffener Anzeige und vollends bei verheimlichtem Funde 
ift der Thatbeſtand des Funddiebſtahls vorhanden nad der Parömie: Fund verhohlen fo 
gut wie geftohlen. 

8.29. Ber dem der ivativen Eigenthumserwerb macht ſich die Tendenz des deutſchen 
Rechts geltend, Die dinglichen echte möglichſt erfennbar hewortreten zu laſſen. Daher 
wird bei beweglichen Sachen ein Hauptgewicht auf den Befitübergang gelegt, während bei 
unbeweglichen Sachen und Rechten die Erfennbarfeit durch das Inſtitut der Auflaj- 
fung (traditio, sala) gewährt wird, Dies ift urſprünglich eine öffentlich in feierlicher 
Form unter Anwendung von Symbolen und mit Zuziehung von Zeugen abgegebene Er- 
tlärung des Uebertvagenden, daß er zu Öunften eines Andern auf fein Recht verzichte 
(resignatio) und eine dem Verzicht entjprechende Annahme feitend des Erwerbers. Nach 
dem Sachſenſpiegel konnte die Auflaffung nur im echten Ding geichehen. In der fpäteren 
Entwidelung iſt die Mündlichkeit und Symbolif ded Actes immer mehr verſchwunden und 
an deren Stelle die Eintragung in öffentliche Bücher (Grund-, Erbes, Verlaßbücher) ge: 
treten. In diefer Gejtalt hat fich Die Auflafjung nicht nur an vielen Orten dem römi— 
hen Recht gegenüber erhalten, jondern fie hat neuerdings das legtere fogar da, wo dafs 
jelbe bereits vecipirt war, in immer weiterem Umfang wieder zurüdgedrängt. Wo das der 
Auflaffung zu Grunde liegende Princip am veinften zum Ausdruck fommt, da kann nur 
durch den auf Grund der Willensübereinftimmung des bisherigen Eigenthümers und des 
Erwerbers bewirkten Vermerk in den öffentlichen Büchern das Eigentum an Grundftüden 
übertragen werden. Die Tradition ift weder genügend noch erforderlich ; ebenjo wenig 
wird neben der Erklärung des abftracten auf Eigenthumsübertragung gerichteten Willens 
eine weitere causa erfordert. Häufig tft der Vermerk in den öffentlichen Büchern jelbft 
in ſolchen Fällen für nothwendig erklärt, in denen die alte Auflaffung überhaupt nicht 
angewendet wurde, z. B. beim Erbgang, der Adjudication u. dal. 

$. 30. Die Yehre vom Fruchter werb wird im deutſchen Recht Dadurch modificirt, 
daß die Früchte unbeweglicher Sachen dann als erworben gelten, wenn fie verdient find, d. h. 
ſobald Die zu ihrer Gewinnung nöthige menjchliche Arbeit gethan if. So gelten Ader: 
früchte Dann als verdient, wenn Die Egge über das Yand gegangen ift. Der Geſichts— 
punft des Verdienens wird auch auf fructus eiviles wie Zinfen und Zehnten angewendet 
und es ergibt fich hieraus ein dem römiſchen Recht unbelannter Gegenſatz zwiſchen 
Natural und Induftrialfrüchten. 

$. 31. Die Rechtsmittel zum Schug des Eigenthums beruhen Hinfichtlich 
der Immobilien auf den Grumdfägen des vömifchen Rechts; in Betreff der fahrenden 
Habe dagegen find diefelben, wenn auch nicht gemeinrechtlich, jo doc nach vielen Par: 
ticularrechten Durch Deutich = rechtliche Anſchauungen modificrt. Das ältere deutſche Hecht 
gewährt zur Verfolgung beweglicher Sachen die Anefangsflage, Die mit der körper— 
lichen Ergreifung des beanfpruchten Gegenftandes beginnt und gegen jeden Dritten anges 
jtellt werden kann, aber nur dann zuläſſig ft, wenn es ſich um die Jurüdforderung ges 
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ftohlener, geraubter oder doch wider den Willen des bisherigen Beſitzers aus beffen Ge- 
wahrjam enttommener Sachen handelt, Die in den Quellen neben berfelben erwähnte 
ſchlichte Klage ‚oder Forderung enthält einen perfünlichen Anſpruch auf Rückgabe 
einer Sadye und fann daher nur gegen den geltend gemacht werden, dem gegenüber ein 
folcher Anſpruch befteht. Im Zufammenhang hiermit hat die Entwidelung des mateciel- 
fen Rechts zu dem Grundſatz Hand muß Hand wahren geführt, demzufolge ber 
Anspruch auf Herausgabe beweglicher Sachen einem dritten Befiger gegenüber nur unter 
denjelben Borausfegungen geltend gemacht werben kann, unter denen früher die Anefangs- 
flage gegeben war, wogegen Demjenigen, der eine Sade freiwillig aus jeiner Hand ge: 
lafjen und einem Andern anvertraut bat, ein Rückforderungsrecht nur gegen feinen un= 
mittelbaren Nachmann zufteht. In den Particularrechten bat indeß diefer Grundfag zum 
Therl jehr abweichende Geftaltungen erhalten. 

8. 32. Das Eigenthum macht wie jedes Recht Anſpruch auf den Schuß des Staates, 
Bern in neueren Berfaffungdurfunden und Grundgefegen die Unverletzlichkeit gerade die— 
ſes Rechts zuweilen beſonders beworgehoben wird, jo geichteht dies, weil daffelbe das 
vorzüglichfte unter allen Vermögensrechten it und weil mit einem ſolchen Satze zugleich 
die Achtung des Staates vor der Bermögensiphäre des Einzelnen überhaupt in feierlicher 
Form ausgeſprochen if. Trotz feiner Unverleglichkeit aber muß das Eigenthum unter 
Umftänden dem öffentlichen Intereſſe weihen. Wo es fih um Mafregeln für das all- 
gemeine Beſte handelt, die entweder durch eine dringende Nothwendigkeit geboten oder 
durch eine überwiegende Nützlichkeit motivirt find, darf der Einzelne nicht auf die Ab— 
geſchloſſenheit des Privatrecht ſich fteifend, denfelben Hindernd in den Weg treten, jondern 
kann gezwungen werben, ſich feines Eigenthums zu entäußern, ſoweit dies zur Ausführung 
derartiger Mafregeln erforderlich if. Dies ift der Fall der Zwangsenteignung 
oder Erpropriation, wober es ji meift um die Abtretung von Grund und Boden 
handelt, obwohl eine folche Beichränfung in dem Begriff ſelbſt nicht Liegt. Als Erpropriant 
tritt entweder der Staat unmittelbar auf oder er überträgt die Befugniß hierzu den Un: 
ternehmern nothwendiger oder nützlicher Anlagen ; letsteres geichieht entweder vermittelft 
bejonderen Privilegs oder fraft einer allgemeinen Regel für alle Anlagen einer gewiflen 
Art, 3. B. für Eifenbahnen oder Chauſſeen. Stets aber wird erfordert, daß der Ex— 
propriant dem Erpropriaten volle Entichädigung gewähre. Der Zwangsenteignung gebt 
in der Regel ein Borverfahren voraus, welches in diefer Hinficht eine gütliche Einigung 
zu erzielen trachtet. Führt daffelbe zu feinem Refultat, jo wird gewöhnlich die Enteignung 
jelbft im Aominiftrativverfahren bewirkt, während über die Höhe der Entſchädigung der 
Rechtsweg offen gelafjen zu fein pflegt. 

8.33. Cine Einwirfung des Staates auf das Eigenthum nad einer anderen 
Richtung ergibt fih aus dem Begriff der Regalität. Diefer Begriff hat feine hiſto— 
rifche Grundlage in einer dem Mittelalter eigenthümlichen. Vermiſchung zwifchen dem Ge- 
biet des öffentlichen und des Privatrechts. Es handelt fich dabei um Berechtigungen, bie 
urſprünglich dem deutjchen Könige zuftanden und fpäter in verſchiedenem Umfange auf Die 
Yandesherren übergegangen find. Man machte in Betreff diefer Berechtigungen früher fei= | 
nen ſcharfen Unterjchied zwilchen den Fällen, wo ſtaatliche Hoheitörechte zu Grunde lagen, 
und denen, wo der Staat oder gar die Perfon des Negenten als Träger von Vermö— 
gensrechten in Betracht kamen, Erſt in der Folge unterjchted die Theorie zwiſchen den 
‚mit dem Weſen des Staated untrennbar verbundenen höheren und den hauptſächlich als 
Quelle von Bermögenseinfünften dienenden niederen Regalien (regalia essentialia s. 
majora und regalia accidentalia s. minora). Das Privatrecht hat allein die letteren 
zu berüdfichtigen. Zu denjelben gehört imsbefondere die Dem Staat ausſchließlich zu— 
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ftehende Befugniß, ſich gewiſſe Gegenftände anzueignen und diefelben dem Eigenthum zu 
unterwerfen. PBrivatperfonen können die niederen Negalien kraft befonderer Verleihung oder 
durch unvordenfliche Verjährung erwerben. Immer aber ift in dieſen Fällen das Recht 
der Privatperfonen in der Weile als ein vom Staat abgeleitete8 zu betrachten, daß das 
Regal ſelbſt dem Staat verbleibt und den Privatperfonen nur die Ausübung zuſteht. 
Eine gemeinrechtliche Bedeutung hat die Yehre von der Regalität nicht, auch ift Das Be— 
jtreben der Gegenwart auf eine Befeitigung der Negalien überhaupt gerichtet. Doc find 
die aus der gefchichtlihen Entwidelung ſich ergebenden Gefichtöpunfte noch immer von 
Wichtigkeit umd deshalb auch bei einer Darftellung des heutigen Rechts nicht aufer Acht 
zu laflen. Unter den einzelnen Regalien ſollen nachfolgend als die wichtigiten das Jagd— 
regal, das Waflerregal, das Salz- und Bergregal hervorgehoben werben. 

8. 34. Das Jagdregal ift aus dem Bann hervorgegangen, mit welchem bie 
Könige zuerft ihre eigenen, dan auch andere Waldungen belegten und fraft deſſen alle 
Perjonen, denen nicht die Befugniß dazu vom Könige verliehen war, von der Ausübung 
der Jagd in diefen Waldungen bei Strafe des Königsbannes (60 Schillinge) ausgefchlof- 
jen waren. Die Bezirke, auf melde fich dies Verbot bezog, hießen Forften oder Bann 
forften (forestare — abſchließen). Soweit feine Einforftung ftattgefunden hatte, ftand 
die Berechtigung zur Decupation der jagdbaren Thiere dem Eigenthümer des Grund und 
Bodens ald Ausflug des Orumdeigentbums zu. Nach der Ausbildung der Yandeshoheit 
nahmen die Yandeöherren Das Jagdrecht vielfach für ihr ganzes Gebiet ald Regal in 
Anfpruch, wobei freilich häufig ein Unterſchied zwiſchen hoher, mittlerer und niederer Jagd 
gemacht wurde und eine Beſchränkung der Negalität auf die erftere oder Doch eine Frei- 
gebung der legteren ftattfand, Auch nahmen in der Regel die Befiger von abeligen oder 
Nittergütern in dieſer Beziehung eine erimirte Stellung ein, indem ihnen Das Jagdrecht 
nicht nur für ihren Grund und Boden, fondern auch für das Gebiet ihrer Hinterfaffen 
verliehen war. Die hierdurch bewirkte Trennung des Jagdrechts vom Grundeigenthum 
hatte mannichfaltige Beſchwerden für die bäuerlichen Befiger zur Folge. Nicht nur muß- 
ten diefelben den Berechtigten das Betreten ihrer Grundſtücke gejtatten, ſondern fie durften 
auch ſelbſt innerhalb ihres Gebietes das Wild nicht in waidmänniſcher Weife erlegen 
Die Befugniß, Das Wild von ihren Feldern abzußalten, war ihnen allerdings in der Re: 
gel zugeftanden, auch wurbe ihnen bei der Hegung eines übermäßigen Wilpftandes ſei— 
tens des Berechtigten ein Anfpruch auf Erſatz des Wildſchadens gewährt, dies beides aber 
bot nur eine umnvollfommene Abhülfe dar. Das Drückende und Befchwerliche jener Bes 
rechtigungen wurde noch vermehrt durch das Recht zur Jagdfolge, vermöge deſſen Der 
Jagdberechtigte das angeſchoſſene Wild in ein fremdes Yagdrevier verfolgen durfte, durch 
zahlreiche Jagdfrohnden, zu welchen die Bauern den Grundherren verpflichtet waren, ſowie 
durch die dem Volksbewußtſein widerftrebenden, oft übermäßig hoben Strafen des Wild- 
viebjtahls. Auf Grund ähnlicher Uebelftände wurde m Frankreich gleich im Beginne der 
eriten franzöfiichen Revolution die dringende Forderung nad) einer Befeitiqung der Jagd— 
berechtiqungen aufgeftellt, derfelben entforadh ein Gefeg von 1790. In Deutichland kam, 
abgejehen von den Gebieten, in denen franzöfiiches Necht galt, dieſe Forderung erſt in 
Folge der Bewegungen des Jahres 1848 zur Geltung. Seitdem find bier in verſchie— 
denen Staaten eine Neihe von Geſetzen erlaſſen worden, welche die Jagdrechte auf frem— 
dem Grund und Boden, theils mit, theils ohne Entichädigung aufgehoben ımd die Con— 
ſtituirung ſolcher Berechtigungen für die Zukunft unterfagt haben. Demnach gilt gegen- 
wärtig in dem größten Theil von Deutjichland wiederum der urfprüngliche Grundſatz des 
deutſchen Rechts, wonach das Jagdrecht Ausflug und Zubehör des Grumdeigenthums it. 
Zwar find aud jest noch dem Grundeigenthümer bei Ausübung dev Jagd Beſchränlun— 
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gen auferlegt, allein dieſe Beichränfungen find Lediglich polizeilicher Natur und meift in 
eigenen Fagdpolizeigeiegen enthalten. Hervorzuheben iſt aus denjelben namentlich, daß die 
Grundeigenthümer, welche die Jagd auf ihren Grundſtücken ausüben wollen, einen Flächen: 
inhalt von beftimmter Größe befigen müſſen, der überdies in ji zufammenhängen muß, 
d. 5. nicht Durch Fremde Grundftüde unterbrochen fein darf. Allen übrigen Grundbeſitzern 
ftebt die Befugniß zur jelbftftändigen Ausübung der Jagd nicht zu; fie werden vielmehr 
zu Jagdgenoſſenſchaften vereinigt, die in ihrer Geſammtheit darüber zu beftimmen haben, 
ob die Beſchießung des Jagdreviers zum Belten der Betheiligten durch angeftellte Jäger 
ftattfinden, ob die Jagd ganz ruben oder ob fie anf gemeinſchaftliche Rechnung vwerpachtet 
werden fol. 

Andere Vorschriften gleichfalls polizeilicher Natur betreffen die Schon- und Heges 
zeiten, durch welche eine gänzliche Vernichtung des Wilpflandes verhütet werben Toll. Fer— 
ner wird gewöhnlich von Jedem, der die Jagd ausüben will, eine gewiſſe perjönliche Zu— 
verläffigkeit infofern gefordert, ald die Jagdausübung Niemandem geftattet wird, von dem 
man jich eines unvorfichtigen oder gefährlichen Umgebens mit dem Feuergewehr zu vers 
ſehen bat. 

$. 35. Neben dem Jagdregal it bäufig ein eigenes Forjtregal angenommen 
worden. Eriftirte ein jolches, jo würden im Bereiche deſſelben Eigenthum und Nutzungen 
an Waldungen durch Privatperfonen nur in derſelben Weile wie andere Regalien erwor— 
ben werden fünnen. Gin eigentliches Forftregal iſt indeß nirgends nachzuweiſen. Durch 
die Einforftungen wurden die Eigenthumsverhältniffe der Waldungen an fich nicht verän- 
dert. Dagegen kommt in diefer Hinficht Folgendes in Betracht : a) die großen Waldun— 
‚gen bilveten namentlich Früher häufig ein Gemeingut der Markgenoſſenſchaften, jo daß nur 
die Nutzungsrechte im Privateigenthum der einzelnen Genoſſen ftanden, die Art der 
Nutzung aber durch Vorſchrift und Controle der Gefammtheit geregelt wurde. Diefe Mark— 
genofjenfchaften find mit den großen Waldungen, jelbft in neuerer Zeit mehr und mehr 
verſchwunden und kommen gegenwärtig nur noch vereinzelt vor. b) Auch bei den Wald— 
eigenthum zeigt fich der Einfluß der Gutsherrlichfeit. Der Gutsherr bat häufig Nutzungs— 
und Aufjichtsrehte an den Gemeindewaldungen, ebenjo ftehen oft den Bauerfchaften Bes 
rechtigungen an den im Eigenthum der Gutsherrfchaft befindlichen Waldungen zu (vgl. 
8. 49). Mit der Negulivung der gutsherrlich bäuerlichen Berhältniffe find jedoch dieſe 
Beziehungen feltener geworden. ec) In vielen Barticulargelegen find Beſtimmungen getrof- 
fen, die auf Grund der Forſthoheit die Benutzung der Brivatwaldungen regeln. Diele Be: 
ftimmungen haben den Zwed, die Waldeultur zu fördern und Devaftationen vorzubeugen. 
Einzelne Geſetzgebungen, wie z. B. die preußiiche, haben dagegen, von richtigeren wirtbichafts 
lichen Geſichtspunkten geleiter, alle auf diefen Rückſichten beruhenden Beichräntungen des 
Eigenthums aufgegeben. Nur dadurch, daß die Bildung freier Verbände Waldgenoſſen— 
Ichaften) begünſtigt wird, ſucht bier der Staat auf die Hebung der Forſtwirthſchaft ein— 
zumirfen. 

$. 36. Im ähnlicher Weile wie die Bannforften entftanden auch Bannwäller, 
doch Hat ich ein Wafferregal, ſoweit ein ſolches überhaupt vorkommt, vegelmäßig nur in 
Betreff der öffentlichen, d. b. nad) deutſchem Hecht der in irgend einem Theil ihres Lau— 
fes ſchiffbaren Flüſſe (lumina navigabilia vel ex quibus fiant navigabilia) ausge: 
gebildet. Die Negalttät zeigt fich bier insbeſondere darin, daß die insala in flumine 
publieo nata dem Staat zufällt, jowte in der Ausſchließung der Privatperfonen von der 
Fiſcherei in öffentlichen Gewäſſern. Alles, was man hier ſonſt in der folge der Rega— 
(tät anzuführen pflegt: die Beauffichtigung und Beſteuerung der Schiffahrt und Flößerei, 
die Unterfagung der Wildflößerei, d. b. des Flößens mit unverbundenen Hölzern ohne Ge— 
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nehmigung, das Erfordernig einer Conceffion für das Halten öffentlich benugbarer Fähren 
und Prahme, ſowie fir die Benutzung des Waflers zu Mühlen, Triebwerfen und ähn- 
lichen Anlagen gehört richtiger unter den Geſichtspunkt der Staatshoheitsrechte. 

8. 37. Bollends nur aus diefem Geſichtspunkt läßt fich die Eimvirfung des Staats auf 
die Benugung der Brivatflüffe rechtfertigen. Die Eigenthumsverhältniſſe an Privatgewäſ⸗ 
fern bieten infofern eigenthümliche Schwierigkeiten dar, als die Beweglichkeit dev Waſſerwelle 
vermöge ihrer phyſiſchen Natur der Ausichlieglichteit des Eigenthums widerftrebt. Ein die Ges 
biete mehrerer Uferbeſitzer berührenver Privatfluß fteht in den verſchiedenen Theilen feines Laufes 
im Eigenthum der verichtedenen Anlieger, während für die einander gegenüberliegenden Ufers 
bewohner die Eigenthumsgrenze durch die Mitte des Flußbettes gebilvet wird. In Folge deſſen 
find Colliſionen mannichfacher Art möglich, um fo häufiger, je mehr ſich neuerdings die Ver: 
wendung des Waſſers zu gewerblichen und landwirthichaftlichen Zwecken gefteigert hat. Die 
Normirung ſolcher Collifionsfälle ift eine: Hauptaufgabe der neueren Waſſergeſetze. Im 
allgemeinen ift in dieſer Hinficht der Grundfag maßgebend, daß jeder Uferbefiger berech- 
tigt ift, Das am feinem Grundſtück vorbeiftiegende Waſſer zu benugen und zu dieſem Zweck 
Anlagen zu machen, daß jedoch Niemand durch feine Benugung das gleiche Recht der 
Nachbaren gefährden darf. Deshalb ift e8 verboten, das Wajler durch das Hineinwerfen 
ſchädlicher oder giftiger Stoffe dauernd zu verderben, Anlagen zu machen, die einen Rück— 
ftau zur Folge haben oder eine Verſumpfung oder Ueberſchwemmung der Nacbargrund- 
ftüde veranlafjen würden. Aus demfelben Grunde pflegt vorgeichrieben zu fein, daR 
wenn Jemand das Waſſer dur Röhren oder Canäle aus feinem Bette ableitet, noch 
innerhalb deſſelben Gebietes eine Rückleitung ftattfinden muß. Bei der Benugung 
des Waſſers zu Mühlen und Triebwerfen ift vworzugsweile die Höhe des Wafler- 
ftandes von Wichtigfeit, welchen der Einzelne in Anſpruch nehmen darf, Die Feſt— 
ftellung veflelben erfolgt durch die Setung des Merk» oder Aichpfahles ; dabei find zu— 
nächft erworbene Nechte zu berücjichtigen ; ſoweit ſolche nicht nachgewieſen werden können, 
ift die möglichfte Bereinigung der vwerfchiedenen Imtereffen anzuftveben. Ueber das Ver: 
fahren enthalten die neueren Geſetze in der Negel ausführliche Beftimmungen. 

Die Fiſcherei in Privatgewäffern fteht den Eigenthümern zu, doch müſſen ſich diejel- 
ben hierbei den Vorfchriften unterwerfen, welche im Intereſſe der Fiſchzucht in den 
Fiſchereiordnungen enthalten zu fein pflegen. 

$. 38. Hemorzuheben ift noch die große Bedeutung des Waſſers für landwirth— 
ſchaftliche Zwecke. Diefe Bedeutung ift jowohl eine pofitiwe wie eine negative. Es gilt, 
einerjeits Das Waſſer zur Hebung der Bodencultur zu benugen, andererfeitS die ſchädlichen 
Einflüffe deſſelben abzuwehren. Won den Deidyen, die in legterer Beziehung in Betracht 
tommen, ſ. $. 39. Hier find zu erwähnen die Bewäfferungs= und Entwäfferungsanlagen, 
die ſchon feit langer Zeit in den norditaliichen Ebenen befannt, in Frankreich und Deutfch- 
land erft in neuerer Zeit mit dem Fortſchritt der Landwirthſchaft größere Bedeutung er— 
langt haben. Solche Anlagen können in der Kegel nicht von einem Grundbeſitzer unter- 
nommen werden, weil dazu die Benugung fremden Grund und Bodens erforderlich ift, 
auch Tiegen dieſelben meift im Intereſſe einer Mehrheit von Grundbefigern. Daher jind 
bier die Bedingungen für genoffenfchaftliche Vereinigungen gegeben. Die frübeften Ver: 
bindungen dieſer Art, welche ſich in Deutichland finden, find die in den Marjchen vor- 
kommenden Sielgenoffenichaften oder Sielachten. Cie haben den Zwed, die Berfumpfung 
der Grundſtücke durch Abzugsgräben (Siele) zu verhüten. Allgemeinere Anwendung haben 
derartige Genofienjchaften in Folge der neueren Gefeßgebung gefunden. Man unterichei- 
det gegenwärtig Genoſſenſchaften, die den Zweck der Bewäſſerung oder Beriefelung haben 
(Meltoratieng=, Wieſengenoſſenſchaften und Verbände zum Behuf der Entwäſſerung. Die 
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Bildung von Genoffenfchaften zu den gedachten Zwecken ift in den Gefegen beſonders be= 
günftigt: a) dadurd, daß alle Grumdbefiger, denen das beabfichtigte Unternehmen Bor: 
tbeil bringt, zum Beitritt gezwungen werden können; b) daß ein freiwilliger Austritt 
einzelner Grundeigenthümer nicht geftattet ift; c) daß der Genoſſenſchaft das Erproprias 
tionsrecht verlieben ift. Doch find von dieſen Vergünftigungen die Berbindungen zu 
Drainageanlagen häufig ausgefchloffen ; fo ift 3. B. in Preußen die Bildung derartiger 
Berbände lediglich auf den Weg der freien Vereinbarung vermiefen. 

8. 39. Die zum Schuß gegen Ueberſchwemmungen dienenden Deiche find feit 
Alters unter den Schuß eigener Verbände (Deichgenoflenfchaften, Deichachten) geftellt, denen 
die interefjirten Grundbefiger beizutreten verpflichtet find. Die Leitung der Genoſſenſchaft, 
welche in der Kegel die Rechte einer juriftifchen Perſon hat, erfolgt meift durch ſelbſt— 
gewählte Borfteher (Deichgrafen, Deichgeſchworne) unter Theilnahme der einzelnen Deich 
genoffen oder von Vertretern derjelben (Deichſchöffen). Die Pflicht zur Unterhaltung des 
Deiches ıft eine Keallaft ; deichpflichtig find nur diejenigen Grundſtücke, denen der Deich 
Schub gewährt. „Kein Yand ohne Deich, fein Deich ohne Land.” Nur in Fällen einer 
außerordentlichen Gefahr kann auch von anderen Perfonen eine Nothhülfe beanfprucht wer— 
den. Aus der Natur der Deichpflicht als einer Neallaft folgt, daß, wer ſich derfelben 
entziehen mill, den Bejig des verpflichteten Grundſtücks aufgeben muß. „Wer nicht will 
deichen, der muß weichen.“ Dies geſchah und geſchieht noch zum Theil ſymboliſch da— 
durch, daß man einen Spaten in Das Yand ſteckt. Wer denjelben herauszieht, erwirbt 
das Land mit der Deichlaft. Dies ift das ſ. g. Spatenrecht. Die Unterhaltung des 
Deiches geichieht entweder nach dem Syſtem der Pfanddeichung, wober den einzelnen Mit 
gliedern der Genofjenfchaft einzelne Theile des Deiches (Pfänder, Yofe) überwiejen werben, 
für welche diejelben zu forgen haben, oder nach dem Syſtem der Communionsdeichung, 
nach weldem die Genoffenichaft jelbft für die Erhaltung des Deiches ſorgt und nur Geld— 
beiträge auf ihre Angehörigen ausſchreibt. 

8. 40. Das Bergwerkseigenthum ſcheint in Deutfhland urfprünglih als 
Zubehör des Grund und Bodens angejehen und den Grundeigenthümern zugeſprochen 
worden zu fein. Seit dem elften Jahrhundert jedoch machte ſich Das Princip der Rega— 
lität im immer weiterem Umfange geltend, wenngleich nicht ohne Widerftand zu finden, 
Die Golvere Bulle überließ das Bergregal den Kurfürften in dem bisher hergebrachten 
Maße (prout possunt seu consueverunt talia possidere). Auf einer weiteren Stufe 
der Entwidelung eigneten fich auch die übrigen Landesherren dafjelbe an. Soweit das 
Bergregal noch befteht, können Privatperfonen das Bergmwerkseigenthum nur durch eine 
Berleihung ſeitens des Staats erwerben. Hierbei ift regelmäßig das Princip der Berg- 
baufreiheit maßgebend. Diefem Prineip zufolge hat der erfte Finder eines Minerals 
einen Anfprud darauf, die Verleihung vom Staat zu erhalten. Mit geringen Beichräns 
kungen iſt es Jedermann geftattet, felbft auf fremdem Grund und Boden zu ſchürfen, d. h. 
nach Mineralien zu ſuchen und die hierzu erforderlichen Arbeiten vorzunehmen, voraus- 
gefegt, daß er einen Schürffchein gelöft hat. Findet er eine Yagerftätte, jo muß er bie 
Muthung vornehmen, d. h. die Verleihung des Bergmwerkeigenthums bei der Bergbehörde 
nachſuchen. Diefelbe erfolgt meift in der Weile, daß die Grenzen des Grubenfeldes in 
auf der Erdoberfläche gezogenen Biereden bemefjen werben (nad) gewiertem Felde, Vierung), 
während die Tiefe unbegrenzt ift (bis in die ewige Teufe), Die Beleihung gewährt das 
Recht zum Abbau derjenigen Mineralien, für melde fie ertheilt it. Der Abbau kann 
durch Eigenlöhner, d. h. ſolche, Die mit eigener Hand arbeiten oder durch Gewerkſchafteu 
geſchehen. Letztere find Verdinigungen einer größeren Zahl von Theilnehmern, Gewerken 
genannt, deren Antbeile, Kuren, frei vererblih und veräußerlih find. Nach den älteren 
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Bergorbmungen zerfällt die Zeche (das Bergwerkseigenthum) gewöhnlich in 128 Kure. 
Jeder Kur vepräfentirt einen ibeellen Antheil des Bergwerfeigenthums und gilt mithin 
wie die Zeche jelbft als unbeweglihe Sache. Die Uebertragung und Verpfändung derſel— 
ben richtet fi daher nach den für Immobilien geltenden Grundſätzen. Die betreffenden 
Rechtshandlungen werden in ein öffentliches Buch eingetragen, weldyes zuweilen von ben 
Gerichten, zuweilen von der Bergbebörde geführt wird und den Namen Berghypotheken— 
buch, Gegenbud), liber metallicus zu tragen pflegt. — Man unterfcheivet Zehen, die 
ſich in Ausbeute umd ſolche, die fich in Zubuße befinden, je nachdem viefelben einen Ge— 
winn abwerfen oder einen Zuſchuß erfordern. Zu derartigen Zuſchüſſen find die einzel— 
nen Gewerfen verpflichtet, wenn fie nicht in das Retardat aelegt und demnächſt eine Ka— 
ducirung, d. 5. einen Berluft ihrer Kur erleiden wollen. Die Gewerlſchaft ſelbſt ift dem 
Staat gegenüber verpflichtet, den Bergbau ordnungsmäßig zu betreiben und die Grube in 
bauwürdigem Zuſtand zu erhalten. Ste darf den Betrieb nicht einftellen oder ruben 
laffen. Geſchieht Dies, To fan die Grube nad vorgängiger Unterfuchung (Freifahrung) 
und richterlicher Enticheidung wieder ins landesherrliche Freie verlegt werden. Sie fällt 
damit wiederum der Negalität des Staates anheim und fann von demielben aufs nene 
verliehen werden, 

Der Vertreter der Gewerkſchaft nach außen heißt Gemwerfichaftsrepräfentant, während 
die technifche Verwaltung von dem Schichtmeiſter geleitet wird. Zuweilen werden beide 
Functionen von derjelben Berfon verfehen, zuweilen bejtchen dagegen noch bejondere Yehns- 
träger zur Wahrnehmung der dev Gewerfichaft gegen die Behörden obliegenden Verpflichtungen. 

Die Gewerkichaft ift nach den ältern Bergordnungen feine juriftiiche Perſon, fondern 
eine Societät, Die Freilich dem römischen Recht gegenüber mannichfache Beſonderheiten zeigt. 

Die in der Negel für größere Diftriete gegründeten Vereine der Bergleute (Knapp— 
ichaften) haben vorzugsweiſe den Zweck, für die Unterhaltung von Schulen, Kranken- und 
Sterbefaffen und anderen gemeinmügigen Anftalten zu fergen., 

8. 41. In neuerer Zeit ergangene Bergaefete baben an den hier bargeftellten 
Grundſätzen mehrfach geändert. Die wichtigften Aenderungen find folgende: Der Stand- 
punkt der Regalität ift häufig ganz aufaegeben, Die Befugniß des Staates zur Einwir— 
fung auf den Bergbetrieb wird lediglich auf die Hoheitsrechte gegründet. Der Gewerkſchaft 
ift der Charakter einer juriftiichen Perfon gewährt, Bertretungsorgan derjelben iſt entweder 
ein einzelner Repräſentant oder ein collegialifh zufammengelegter Grubenvorſtand. Die 
Kure find mobilifirt, d. h. nur das Bergwerkseigenthum ſelbſt gilt als unbewegliches, der 
einzelne Kur dagegen als ein bemegliches Necht, welches ſich für den Berfehr in dein der 
Actie analogen Kurſcheine darftellt. Dabei ift meift 'auch die alte Eintheilung in 128 
Kure befeitigt und an deren Stelle eine bequemere Dectmaltheilung (100 oder 1000 
Kure) geſetzt worden, 

8. dla. Auch die Salzgewinnung, ſowohl von Steinfalz wie aus Soolquellen 
ift im den Bereich der Regalttät gezogen worden. In neueren Geſetzen wird Privatpers 
jonen die Befugniß hierzu nach bergrechtlichen Grundfägen verliehen, während früber in 
diefer Hinficht vielfach eigenthünnliche Regeln Plat griffen und namentlich die Freierklä— 
rung des Bergbaues auf die Anlegung und Ausbeute eines Ealzwerfes feine Anwendung 
fand. Die Privateigentbümer von Salzwerfen, die ihr Recht nicht von einer Beleihung 
ableiten, führen den Namen Salzjunfer oder Salgbeerbte. Genoſſenſchaften behufs eines 
derartigen Betriebed pflegen Pfännerichaften, die Antheile der Einzelnen Pfannen oder 
Nothen genannt zu werden, 

Bon dem Recht zur Ealzgewinnung tft die Befugniß zum Berfauf des Salzes zu 
untericheiden. 
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$. 42. Die bemoorragende Bedeutung, welche nad) den Anſchauungen des deutjchen 
Rechts dem Eigenthbum am Grund und Boden zukommt, kann noch durd) be 
fondere Berechtigungen gefteigert werden. So find die Befiger von Rittergütern mit 
Vorrechten theild publiciftiichen, theils privatrechtlichen Inhalts ausgeftattet. Ihren Grund 
haben diefelben einerjeits darin, daß der Ritterfchaft als Entjchädigung für den von ihr 
zu leiftenden veifigen Dienft Befreiung von öffentlichen Yaften und Abgaben zugeficert 
wurde, andererſeits in der Schußgewalt (Vogtei), welche die Befiger folcher Güter über 
die umwohnenden bäuerlichen Befiger erlangten. Diefe Schutzgewalt ift der Urſprung der 
Gutsherrlichkeit, von der im vorigen Paragraph die Rede war. Im Gegenfag hierzu heißen 
Sattel over Sedelhöfe Güter, die von den gutsherrlichen Yaften frei find, ohne zu Den 
Rittergütern zu zählen. Im neuefter Zeit find die Vorrechte zum Theil befeitigt worden. 

$. 43. Die große Wichtigfeit des Grundeigenthums bewirkte ferner, daß man be= 
ftrebt war, daſſelbe der Familie zu erhalten. Dies Beftreben fand einen vechtlichen Aus— 
druf in den Beiſpruchsrecht der nächſten Erben, nady welchem die Veräußerung von 
Immobilien außer im Fall der echten Noth an den Conſens der Erben gebunden und 
wenn ohne denjelben vorgenommen, von ihnen angefochten werben konnte. Gegenwärtig 
ift Die freie Veräußerungsfähigfeit der Grundftüde die Regel geworben; ſoweit die Rechte 
der Erben noch fortwirfen, machen fie ſich in der abgeichwächten Form des Retracts (5. 56) 
geltend, nur bei ven Stammgütern des hohen und niederen Adels und in einzelnen 
particularrechtlichen Inflituten beſteht die alte Unveräußerlichkeit noch in ihrer früheren 
Kraft fort. 

$. 44. Das Intereffe an der Erhaltung eines guten Bermögensftandes für die 
Familie fann auch durch Privatdispofitionen gefichert werben. Dies ift der Fall bei dem 
Familienfideicommiß, einem Inftitut, welches durch die Doctrin aus dem römiſchen 
fideicommissum familiae relietum hergeleitet worden ift, im wefentlichen aber auf ben 
durch die deutſche Rechtöfitte dargebotenen Grundlagen beruht. Ein Familienfideicommig 
ift vorhanden, wenn Jemand gewiſſen Gegenftänden die Umveräuferlichfeit in der Weife 
beilegt, daß dieſelben ſich innerhalb einer Familie von Generation zu Generation nad) 
einer beitimmten Succeffionsorbnung bis zu deren Ausfterben vererben follen. Die Er: 
richtung eines Familienfideicommiſſes ſteht gemeinrechtlich Jedermann frei, wenn fie auch 
vorzugsmeife innerhalb des Adels vortommt. Gegenftand deſſelben find in der Regel 
unbemweglide Sachen, beweglichen Sachen, wie 3. B. Capitalien (Gelofivetcommig) muß 
durch Radicirung auf Grund und Boden eine Gewähr der Dauer verliehen fein. Par: 
ticularrechte ſchreiben haufig ein Maximum und Minimum des Werthes vor. Der Act 
der Errichtung fann ein Geſchäft inter vivos oder mortis causa, ein Vertrag oder eine 
einfeitige Erflärung fein, die gemöhnlichiten Begründungsarten find Tejtament, Erbvertrag 
oder Stiftung. In der Regel wird landesherrliche Bejtätigung und jofern es ſich um 
unbeweglihe Saden handelt, Eintragung der Fideicommißqualität ins Hypothekenbuch 
erfordert. igenthümer des Fideicommiſſes ift der jeweilige Fideicommißfolger, doch ift er 
in den Verfügungen über die Eubftanz durch die Rechte der Anwärter befchränft. Erſt 
der legte feines Gejchlechted fan mit dem Fideicommißgut frei ſchalten. Zuweilen ift 
gegen die juriftiiche Gonfequenz die Umwandlung der Bamilienfideicommiffe in freies Ei— 
genthum für zuläflig erklärt. Neuere Gejeßgebungen haben das Inſtitut bisweilen gänz- 
lic) befeitigt. | 

$. 45. Unter den Rechten an einer fremden Sache nähert fich dem Eigen- 
thum am meiften das Recht des Vafallen am Lehn. Lehn (feudum, beneficium) ift 
ein Gut, welches in der Weiſe hingegeben wird, daß die Subftanz des Rechts bei dem 
Berleihenden (Lehnsherrn) verbleibt, der Beliehene (Bafall) dagegen zur Yehnstreue und 
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zu Lehnsdienſten verpflichtet wird. Urſprünglich beftand die dingliche und perfönliche Seite 
des Verhältniſſes unabhängig von einander, doch entwidelte fich ſchon frühzeitig der Be— 
griff der ſ. g. fidelitas realis, wonad das perfönliche Band nur infofem wirtfam war, 
als zugleich Die Beleihung mit einem Gute ftattfand. Im Mittelalter bildete das Yehns- 
wejen eine Hauptgrundlage der Kriegsverfaſſung wie des Staatöverbandes überhaupt, nach 
dem Verſchwinden diefer politiichen Bedeutung ift das Inftitut mehr und mehr in Verfall 
gerathen und gegenwärtig nur noch in Weberreften vorhanden. Im diefen aber gehört 
dajjelbe, obwohl von feiner großen Yebensfähigfeit, noch immer dem praftiichen Recht an. 

Das deutſche Lehnrecht entwickelte ſich uriprünglich in den Rechtsweiſungen der Man— 
nengerichte. Dazu kamen umfaſſendere Darftellungen in den Rechtöbüchern ſowie Beſtim— 
mungen dev Reichs = und Territorialgefeggebung. Ziemlich gleichzeitig mit dem römiſchen 
Recht find auch die in der Lombardei entjtandenen libri feudorum bei und recipirt wor— 
den, der Inhalt derjelben bildet jegt die Grundlage des gemeinen Lehnrechts, doch beitehen 
neben demjelben vielfach particulare Normen, welche theils auf einen älteren einheimischen 
Urſprung zurüdzuführen find, theild auf neueren Geſetzen beruben. 

8. 46. Gegenftand eines Lehns können unbewegliche Sachen und Rechte fein, 
legtere infofern fie einer dauernden Ausübung fähig find. Die Fähigkeit, ein Lehn zu 
errichten, zu welcher früher mindeſtens Nitterbitrtigkeit erfordert wurde, ift gegenwärtig 
nicht mehr an einen beſtimmten Stand gebunden, doch ſchließen auch jegt noch von dem 
Erwerb des Lehns regelmäßig jolche Eigenfchaften aus, die urſprünglich eine Untauglichteit 
zur Yeiftung der Lehnsdienſte berbeiführten, indeh kann hiewon ſeitens des Lehnsherrn 
dispenfirt werden. Die ordentliche Begründungsart des Yehnöverhältniffes it die In— 
vejtitur, eine der Auflaffung entſprechende Form der Rechtsübertragung, bei welcher der 
Bafall dem Herrn den Treueid (homagium, Hulde, Mannſchaft) Teiften mußte, die bier: 
durch begründeten Rechte des Lehnsherrn werben unter den Ausprud Lehnsherrlid- 
teit begriffen. Ste beftehen a) in dem Anſpruch auf Fehnstrene. Diefelbe umfaßt die 
Verpflichtung des Bafallen, alle dem Herm nachtheiligen Handlungen zu unterlaſſen, 
jowie in der Obliegenheit zur Yeiftung einer bejonderen Ehrerbietung, der Yehnöreverenz ; 
b) in dem Recht auf die Yehnspienfte. Im diefen beruhte früher der Schwerpunft des 
ganzen Inſtituts, fie waren urfprünglich servitia militaria, d. h. Nitterdienfte, jetzt find 
fie bei der veränderten Heereßeinrichtung als Naturaldienfte überall fortgefallen und meift 
durch eine firirte Geldabgabe erſetzt (adärirt) ; e) in dem Recht auf Yehnserneuerung. Der 
Bafall iſt verpflichtet, eine erneute Imveftitur nachzuſuchen, ſobald ein Wechfel in der Ber- 
fon des Lehnsherrn oder des Bafallen Herren- oder Yehnsfall) eintritt: Hierfür iſt regel- 
mäßig eine Abgabe (Yaudemium, Lehnwaare) zu entrichten. Das Geſuch des Vaſallen 
um die neue Imveftitur beit Muthung. d) Neben den Anfprücen an die Berfon hat 
der Yehnsherr auch ein dingliches Recht am Yehngut. Wenn der Herr eine ihm gehörige 
Sache zu Yehn ausgethan hat, jo ift dies Recht formell das Eigenthum (Obereigenthum 
$. 24), Dafielbe wird indeß durch die dem Vaſallen eingeräumten Befugniffe fat voll- 
ftändig abjorbirt. Abgeſehen von der Berechtigung, Veräußerungen und Deteriorationen 
ſeitens des Bafallen zu hindern, äußert ſich das Eigenthum des Yehnsherm eigentlich 
nur darin, daß das Fortfallen des wafallitiichen Rechts eine Konfolidation zur Folge hat 
(Heimfall) und daß der Herr auf diefe Eventualität hin fchon während der Dauer des 
Lehnsverhältniſſes Berfügungen über das Gut treffen kann. Died geichteht bei der Even- 
tualbelehnung. 

Das Recht des Vaſallen Hat gleichfalls eine perfönliche und cine Dingliche Seite. 
Erftere beruht auf der mwechfelfeitigen Natur der Yehnstreue, die vom Herr als Lehns- 
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protection zu gewähren tft. Bon größerer Bedeutung ift der dingliche Beftandtheil des 
vafallitifchen Rechts, welcher den Bafallen mit Ausnahme von Deteriorationen und 
Veräußerungen zu allen Verfügungen über das Lehngut berechtigt. Der Begriff der Ver: 
äußerung ift im weiteren Sinne zu nehmen, jo daß auch Belaftungen und Verſchuldungen 
des Lehngutes dabın gehören. In Bezug auf derartige Verfügungen ift neben dem Recht 
des Yehnsheren auch der Gejichtöpunft von Wichtigkeit, daß die Belehnung ihre Wirkun— 
gen regelmäßig nicht nur auf den zuerſt Beliehenen, ſondern gleichzeitig auch, wenigftens 
nach gemeinem Lehnrecht, auf alle Ichnsfühigen Nachkommen deſſelben erftredt. Dieſe 
leiten ihr Recht unmittelbar von dem erften Erwerber ab und brauchen daher Berfügun- 
gen von Zwiſchenbeſitzern, durch welche ihr Recht beeinträchtigt wird, im der Regel nicht 
anzuerkennen, haften aljo auch für Schulden regelmäßig nit mit dem Yehngut. Cine 
Ausnahme machen die Lehnsſchulden, die entweder von gemiffen oder von allen Yehnsfol- 
gern, unter Umftänden auch vom Yehnshern anerkannt werden müſſen. 

Die Beendigung des Yehnsverbältniffes bewirkt, wie ſchon hervorgehoben, vegel- 
mäßig eine Wiedervereinigung des vaſallitiſchen Rechts mit dem;Eigenthum in der Perfon 
des Yehnsheren (Conjolidation). Findet ausnahmsweiſe die Vereinigung in der Perſon des 
Bajallen ftatt, jo liegt der Fall der Uppropriation vor. Gonfolidation wie Appropriation 
fönnen, abgejehen von allgemeinen Gründen, namentlih auch zur Strafe als Folge von 
Lehnsfehlern (Felonie) eintreten. Sind fucceffionsberechtigte Yehnsfolger vorhanden, jo 
bat die Bereinigung nur eine vorübergehende Wirkung, bis zu dem Zeitpunkt, wo diefen 
die Succejfion eröffnet wird. Die Appropriation heit Allodifisation, wenn fie in einer 
danernden entweder gejetlichen oder vertragsmäßigen Webertragung des Eigenthbums an 
Bafallen befteht. Eine gefegliche Allovification hat neuerdings vielfach in der Weiſe ftatt- 
gefunden, daß die Yehen in Familienfideicommiſſe verwandelt worden find. 

$. 47. Zum Theil nach lehnrechtlichen Grundfägen, zum Theil nach Analogie der 
römiſchen Emphyteuſe, theilmeife aber auch nad eigenthümlichen Principien find die erb— 
lihen bäuerlihen Yeiben zu beurtheilen, welche unter den verjchiedenften Namen in 
Deutſchland vorfommen. Nur fallen dabei ſtets Die bejonderen Berpflichtungen fort, welche 
fih aus der Yehnstrene und dem friegeriihen Zweck des Yehnsinftituts ergeben. Doch 
find auch hier vielfache perjönliche Beziehungen vorhanden, namentlich ift in früherer Zeit 
der Bauer mit den mannichfachften Yaften zu Gunſten der Gutsherrſchaft beſchwert wor= 
den. Nicht immer ift übrigens Das Recht vefjelben ein erbliches, häufig hat es Lediglich 
die Natur Der Zeitpacht oder iſt eim, wenn auch dingliches, doch zeitlich beichränftes 
Nutzungsrecht. Andererſeits hat es ſtets Bauergüter gegeben, Die im vollen Eigenthum 
ihrer Beſitzer jtanden, wenngleih auch bei dieſen nicht felten eine Unterwerfung unter 
gutöherrlihe Laſten ftattgefunden bat. Die neuere Gejeggebung ift im allgemeinen be: 
ftrebt, den abgeleiteten bäuerlichen Befig in freies Eigentbum zu verwandeln und die guts— 
herrlichen Rechte zu befeitigen. 

$. 48. Bereits im älteren deutſchen Recht findet fich eine große Zahl direct auf 
einem Rechtsſatz beruhender Eigenthumsbejchräntungen, welche den römiſchen Yegalfer- 
pituten entiprechen und von denen viele auch in das heutige Recht übergegangen find. 
Dahin gehört u. a. die Pflicht des Grundeigenthümers, unter den gejeglichen Bedingun— 
gen Iedermann das Schürfen nad Mineralien zu gejtatten, ſowie die Verpflichtung der 
Ammohners eines öffentlichen Fluſſes, tm Intereſſe der Schiffahrt einen Leinpfad zu dul⸗ 
ven ; ferner fpeciell im Intereffe der Nachbaren : Das Hammerſchlags- und Yeiterrecht, 
kraft defjen man behufs der Reparatur feined Gebäudes das Nachbargrundftüd betreten 
und von demfelben aus eine Leiter anlegen darf; das Licht- oder Fenſterrecht, welches 
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entweder das Ausbrechen von Fenftern nach dem Nacbargrundftüd oder das Berbauen 
von des Nachbarn Licht und Ausficht unterfagt, Das Necht der Anwende (Tretredt), d. h. 
die Befugniß, mit dem Pfluge auf dem Nachbargrundſtück umwenden zu dürfen, der An- 
ſpruch auf einen Nothweg über dafjelbe, wenn man nicht anders zu ſeinem Grundſtück 
gelangen fann, endlich die Verpflichtung des Eigenthümers, fih mit gewiflen läftigen Ans 
lagen in einer beftunmten Entfernung von der Grenze zu halten. 

8. 49. Auch abgefehen von den Yegaljerwituten fennt Das deutiche Recht eine große 
Zahl von Berechtigimgen an einer fremden Sache, die nad) ihrer juriftiichen Gonftruction 
unter den Begriff der Perfonal= oder Prädialſervituten fallen, wenngleich dieſe Ausprüde 
jelbft den einheimiſchen Quellen nicht bekannt find. Die deutſchrechtlichen Perſonal— 
jervituten Haben durch die Beimiſchung familienrechtlicher Elemente theilweife eine 
eigenthümliche Ausbildung erhalten, Doch geht es zu weit, deshalb, wie früher vielfach) 
geichab, ven ſ. g. ususfructus juris Germaniei in der Doctrin ald einen eignen Begriff 
hinzuftellen. Unter den Prädialſervituten hat ſich in Folge der Feldgemeinſchaft 
und ber hiermit in Verbindung ftehenden Befigverhältniffe eine Keihe von Weide 
gerechtigkeiten auögebilvet, die bei den Römern im diefer Geftalt nicht vorfommen, 
aber im allgemeinen nach der Analogie des römiſchen actus zu beurtbeilen und wie alle 
Sexwituten eiviliter (pfleglih) auszuüben find. Das mehreren Perjonen gemeinſchaftlich 
zuftehende Hütungsrecht heißt Koppelmeibe, von welden: Das jus compascui, d. h. das 
Recht mehrerer Berfonen an dem Grundſtück eines Dritten und das jus compaseulatio- 
nis, bei dem mehrere Pergonen, namentlich) Gemeindemitgliever, auf ihren Grundſtücken 
ein gegenfeitiged Hütungsrecht Haben, Unterarten find. Dagegen ift das jus compascendi 
das Recht Des belafteten Eigenthümerd, neben dem Hütungsberechtigten fein eignes Vieh 
auf die Weide zu treiben. Cine bejondere Art Des Hütungsrechts iſt das Schäfereirecht, 
d. h. die Befugniß, eine Schafbeerde auf fremdem Grund und Boden hüten zu laſſen, 
während das Scäfereiftabrecht, vermöge deſſen der Berechtigte einen Hirten beftellen fan, 
welchen die Verpflichteten ihr Vieh vortreiben müſſen, jowie das Pferchrecht, kraft deſſen 
fremde Schafheerden auf dem Grundftüd des Beredhtigten eingepfercht werben müſſen, 
bereits über den Begriff der Servitut hinausgehen. Der ökonomiſche Werth der beiden 
letzteren Berechtigungen befteht in der ausfchlieglihen Befugniß der Berechtigten, fid den 
Dünger der Heerden anzueignen. — Auch die zablreihen in Deutſchland vorfommenden 
Waldungen haben zur Entftehung eigenthinnlicher Servituten Veranlaſſung gegeben. 
Dahin gehört namentlich das Holzungsrecht, Das Recht der Waldweide und die Maftungss 
gerechtigfeit. Letztere befteht in der Befugniß, Schweine auf die Eichelmaft zu treiben, 
wober in der Regel beiondere Gautelen zum Schutze der Waldcultur Platz greifen, 

In neuerer Zeit werden jowohl die Weide- wie die Waldſervituten als der Land— 
und Forſtwirthſchaft nachtheilig betrachtet und die Geſetzgebung ift deshalb darauf bedacht, 
die Ablöfung derſelben möglichft zu fürvern. 

8. 50. Tas Pfandrecht ift zwar gemeinrechtlich nach den Grundſätzen Des 
römischen Rechts zu beurtheilen, indeß bietet das letztere in dieſer Vehre eine durchaus 
unfichere Grundlage für den Verkehr dar, da die Zuläſſigkeit eines Pfandredits ohne 
Beſitz an beweglichen Sachen, Die große Zahl der ſtillſchweigenden und privilegirten 
Pfandrechte, jowie die Statthaftigfeit der Verpfündung eines ganzen Bermögend es dem 
Gläubiger unmöglich) machen, zu erfennen, ob und in weldem Umfange er auß einem 
ihm beftellten Unterpfand Befriedigung würde erlangen fünnen. Vielfach hat ſich deshalb 
das ältere deutſche Recht erhalten und die meiften neueren Geſetzgebungen find zu den 
Principien deſſelben zurüdgefehrt. Sie erfennen demgemäß bei Mobilien Lediglih ein - 
Fauftpfand an, während bei Grundſtücken der Auflaſſung entiprechend die Eintragung in 


2. Das deutiche Brivatredit. 395 


Hypothefen= oder Pfandbücher nothwendig ift. Für dieſe Bücher find die Grundfäge der 
Publicttät und Specialität maßgebend. Jene beiteht darin, daß die Bücher von öffent 
lichen Behörden geführt werden und daß die Einficht in dieſelben minveftens allen denen 
zugänglich iſt, die ein Intereſſe darzuthun vermögen. Die Specialität bewirft, daß ein 
Pfandrecht immer nur durch Cintragung auf ein beſtimmtes Grundſtück und nur mit 
dem Vorrecht entfteht, welches ihm vermöge der Eintragung zukommt, jo daß alfo die 
Priorität der einzelnen Pfandrechte fih ganz nach der Reihenfolge der Eintragung. richtet. 
Formell find die Hypothekenbücher meift mit den Grundbüchern verbunden und nach Real- 
folten, d. h. in der Weife geordnet, daß jedes Grundftüc fein eignes Folium bat. 

Gleichfalls mit Keimen, die im älteren beutichen Recht wurzeln, hängt das Streben 
zuſammen, die Hypothek zu einer felbitftändigen Nealobligation zu machen, fo daß das 
dingliche Recht nicht mehr das Accefforium einer perfönlichen Forderung ift. Der Eigen- 
thümer kann, wo dieſes Etreben confequent durchgeführt ift, nicht nur bereits eingetra= 
gene Öppotheten erwerben, ohne. daß das Pfandrecht durch Confufion erliſcht, fondern dies 
jelben gleidy von vornherein auf feinen Namen eintragen laflen. Die Hypothek erlangt 
dadurch einen ganz abftracten formalen Charakter, weldyer ihr, zumal wenn eine leichte 
Uebertragbarfeit hinzufommt, für den Immobiliarverkehr eine ganz ähnliche Bedeutung 
verleiht, wie fie der Wechjel im Gebiete des Mobiltarvertehrs hat (Orundmechfel). Die 
möglichfte Steigerung der Circulationsfähigfeit wird herbeigeführt, wenn Hypotheken auf 
den Inhaber oder die Uebertragung derjelben durch Blancoceffionen für zuläſſig erklärt 
werden. Damit ift die „Mobilifirung des Grundbefiges‘ verwirklicht, jomweit eine folche 
überhaupt denkbar ıft. Bisher find Papiere auf den Inhaber mit Nealficherheit in ber 
Regel nur dann zugelaffen worden, mern fie von Pfandbriefsinftituten oder Hypotheken— 
banfen auögeftellt waren und mithin die Ausfteller jelbft eine allgemein befannte Grunds 
(age für den Verkehr darboten. Ein juriſtiſcher Grund zur VE auf der⸗ 
artige Fälle ift jedoch nicht vorhanden. 

$. 51. Im Anſchluß an das Pfandrecht iſt der Pfändung zu gedenken. Dies 
iſt Die eigenmächtige Beſitznahme fremder beweglicher Sachen zu dem Zweck, ſich entweder 
ein Befriedigungsmittel für einen Anſpruch oder ein Beweismittel für eine Schadens zu⸗ 
fügung zu ſichern oder ſich einer beſitzſtörenden Handlung gegenüber im Beſitz oder Quaſi— 
beſitz zu erhalten. Von den zahlreichen Fällen, in denen die älteren Quellen die Pfändung 
zulaſſen, iſt gegenwärtig vorzugsweiſe der praktiſch, wo Jemand fremde Perſonen oder 
fremdes Vieh auf ſeinem Grundſtück betrifft. Je nach den Objecten, an welchen bie 
Pfändung vorgenommen wird, unterjceidet man hierbei zwijchen Perſonal- und Sach— 
pfändung. Letztere kommt namentlich als Biehpfändung (Schüttung) vor. Der Pfändende 
erlangt im Falle der Sachpfändung fein eigentliche Pfandrecht an den gepfändeten Gegen- 
ftänden, wohl aber eine Diftractionsbefugnig und das Recht, ſich an den Erlös wegen 
des ihm zugefügten Schadens zu halten. Dem Gepfändeten ift ſowohl die eigenmächtige 
Rücknahme der gepfündeten Gegenftände (Pfandfehrung), wie eine Gegenpfändung unter 
jagt. Bei der Auslöfung muß in der Regel außer dem etwaigen Schadenserſatz und bei 
gepfändeten Thieren den Fütterungsfoften noch ein befonderes Pfandgeld erlegt werben. 

8. 52. Eine eigenthümliche Art dinglicher Nechte bilden die Neallaften. Dies 
find Belaftungen des Grundbefiges, vermöge deren der Eigenthümer einer unbeweglichen 
Sache zu einer Leiſtung verpflichtet ift. Die Berechtigung, welde in der Regel gleichfalls 
an den Beſitz eines Grundſtücks gefnüpft ift, wird niemals durch die einzelne Yeiftung 
erihöpft, jondern hat einen dauernden Charakter. Die Yeiftungen jelbft find entweder in 
periodiſchen Zwifchenräumen oder bei beftunmten unvegelmäßig auftretenden Beranlafjungen 
zu entrichten, dem Gegenftand nach können fie in Präftationen von Geld oder Naturalien 
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oder in der Gewährung von Dienften beftehen. Bei der juriftifchen Gonftruction Der 
Neallaften muß zwiichen dem Recht im Ganzen und dem Anfpruch auf die einzelnen Yeis 
ftungen unterjchteden werben. Erſteres bat eine dingliche Natur, wie ſchon Daraus hervor— 
geht, daß nach älterem Recht an vdemfelben eine Gewere möglich tft und fofern eine 
Reallaft durch Privatwillfiir begründet werden ſoll, die Auflaffung erfordert wird. Der 
Anſpruch auf die einzelne Leiſtung dagegen tft ein obligatorifches Necht, wober nur die 
Perſon des Verpflichteten durch den Beſitz eines Grundſtücks beftimmt wird. Daher die 
nen zum Schu des Rechts im Ganzen die poſſeſſoriſchen Nechtömittel und die actio 
confessoria, während die Klage auf die einzelne Yeiftung eine actio in rem scripta ift. 
Die Entftehung der Reallaften beruht entweder auf Geje oder Herfommen oder auf 
Privatwillfür (Vertrag, letzwillige Verfügung), wobei, wie erwähnt, die Auflaffung hin— 
zufommen muß, oder auf unwordenflicher Verjährung. Unter den einzelnen Reallaften find 
namentlich die Renten, Zinfen, Zehnten und Frohnden von Bedeutung, doch iſt die Ges 
genwart auch in dieſer Hinficht auf möglichfte Befreiung des Grundbeſitzes bedacht und 
neuere Geſetze haben in Betreff der Frohnden häufig direct die Aufhebung verfügt, in 
Betreff eines großen Theils der übrigen Reallaften wenigftend die Ablöfung erleichtert. 

8. 53. Die Bannrechte find den Reallaften injofern an die Seite zu ftellen, als 
fie fich gleichfalls auf ein dingliches und ein perfönliches Element zurüdführen Lafien. 
Sie beftehen in der Befugniß, die Bewohner eines gewiſſen Diftrictes zu zwingen, daR 
fie ihren Bedarf an gewiffen Gegenftänden nur von dem Berechtigten entnehmen dürfen. 
Dinglich iſt auch bier wieder das Recht im Ganzen, während der Anfpruch bei einem 
Zumiderhandeln im einzelnen Fall die Natur einer perfönlicen Entſchädigungsklage hat. 
Auch die Bannrechte find gemwöhnlih an den Beſitz eines Grundftüdes ſeitens des Bes 
rechtigten gefmüpft. Einzelne Arten find z. B. der Mahlzwang, der Bierzwang, Das 
Krugsverlagsrecht , das Hürdenſtabrecht, der Abdeckereizwang. Die volfswirtbichaftliche 
Schäplichkeit diefer Berechtigungen hat in unferem Jahrhundert bei den meiften berjelben 
die Aufhebung zur Folge gehabt. 

($. 21.) Renaud, Lehre von der Einth.der Sachen im der fritifhen Zeitfchrift für Nechts- 
wifjenfchaft und Gefetgebung des Auslandes, Bd. 23, ©. 84. Mittermaier in Erf und 
Gruber, ®b. 9. (8. 22.) Hommel, Pertinenz- und Erbfonderungsregifter. Bunte, Lehre 
von den Bertinenzen, 1827. ($. 23.) Arnold, Zur Gefhichte des Eigenthums im den beut- 
ſchen Städten, 1861. ($.24) Dunder, Das dominium direetum und utile in der Zeit- 
ſchrift Für deutſches Recht, Bd. 2, ©. 188. ($. 25.) Dunder, Gefammteigentbum, 1543. 
Befeler, Erbverträge, I, &. 83; Syſtem, ©. 295. ($. 26.) Weiske, Ueber die Gemeinde» 
güter und deren Berugung durch die Mitglieder, 1849. (5. 27.) Hillebrand, Zeitichrift für 
deutiches Recht, Bd.9, ©. 310. Befeler, Syſtem, ©. 331. ($. 298.) Delbrüd im Jahrbuch 
für Dogmatit, Bd. 3, ©.1. ($. 29.) Befeler, Erbverträge, I, S. 19; Evften, ©. 333 fgg. 
Bornemann im Preußiſchen Juftizminifterialblatt 1848, ©. 56. Yeonbardt, Zur Lehre 
von ben Rechtsverbältniffen am Grundeigentbum, 1843. Bratenboeft, Zeitfchrift für deut- 
ſches Recht, Bd. 8, ©. 48. ($. 30.) Heimbad, Lehre von der Frucht mach den in Deutfch- 
land geltenden Rechten, 1843. ($. 31.) Albrecht, Gewere, ©. 51. Bruns, Beſitz, 9. 306. 
Delbrüd, Dinglide Klage des deutſchen Rechts, 1557, und im Zeitichrift für deutſches Recht, 
Bd. 14, ©. 241. Goldfhmidt, Zeitjchrift für Handelsrecht, Bd. s, ©. 227. Yaband, Ber- 
mögensrechtliche Klagen, S. 90. ($. 52.) Befhborner, Das Eifenbahnrecht mit befonderer Rüd- 
ficht auf Erpropriationsredht, 1858. Thiel, Erpropriationsredt und Erpropriationsverfahren, 
1866. Mever, Das Redt der Erpropriation, 1965. Brinz in Bluntſchli's Staatswörter- 
buch, III, ©. 471. (8. 33.) Jargow, Einleitung zur Lchre von den Regalien, 1757. Hüll- 
mann, Zur Geſchichte des Urfprungs der Regalien, 1506. Klüber, Oeffentliches Recht des Deut- 
hen Bundes, 8.99. (5. 34. 35.) Stieglitz, Geſchichtliche Darftellungen der Eigenthumsverbält- 
niffe an Wald und Jagd in Deutfhland, 1832. Schilling, Lehrbuch des gemeinen, in Deutfd- 
land geltenden Jagd = und Forftrechts, 1822. Hagemann, Handbuch des Landwirthſchaftsrechts, 
8.185 v Brünned, Jagdgenofienfcaften, 1567. Gierke, Genoſſenſchaftsrecht, 1769. (8.36 —38.) 
Börner, Ardiv für civ. Praxis, Bd. 38, Nr. 7. Heffe, Iabrb. für Dogmatik, Bb. 7, ©. 181. 
Elvers, Recht des Wafferlaufs, 1541. Endbemann, Ländlices Waſſerrecht, Kaſſel 1862. 
Pözl, Die baveriichen Wafjergefete, 1859. ($. 39 Dammert, Deib- und Strombauredt, 
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1816. (8. 40. 41.) Befeler, Syſtem, ©. 845. Kloftermann, Allgemeines Berggejeg für 
bie preußiichen Staaten. 2. Aufl. 1868. ($. 42.) Weber, Abhandlungen über die Rittergüter, 
1802. Hagemann, Pandwirtbichaftsredht, $. 181. Püttmann, lieber die Sattelhöfe, deren 
Rechte und Breiten 1788. (8. 43.) Zimmerle, Deutſches Stammautsfuften, 1857. Les 
wis, Succejfion der Erben in die Obligationen des Erblaſſers. Befeler, Erbverträge, Bo. 1, 
©. 48. ($. 44.) Lewis, Das Recht des Familienfideieommiſſes, 1868. (8. 45. 46.) Die lehn- 
rechtliche Literatur f. bei Kraut, Grundriß $. 47, 48, fowie in den Lehrbüchern von Eich— 
born, 8. 43: Beieler, 5. 394; Gerber, 8. 103, u. A. ($. 47.) Pfeiffer, Das beutfche 
Meierreht, 1845. Buſch, Beiträge zum Meierreht, 1855. (5. 49.) Schwarzenberg, 
De usufructu juris Germaniei, 1841. Hagemann, Landwirthſchaftsrecht, 5. 290. Mün— 
ter, Weiderecht, 1804. ($. 50.) Literatur und ®efete bei Befeler, ©. 369; hinzuzufüſgen ift 
namentlich ein preußischer Gefeßentwurf, betreffend den Erwerb von Eigenthum und dinglichen 
Resten an Grundftüden, von 1869. (8. 51.) Wilda, Pfändungsrecht in Zeitichrift für deut— 
[ches Recht, Bd. 1, ©. 167. (8. 52—53.) Dunder, Lehre von den Reallaften, 1837. Renaud, 
Beiträge zur Theorie von den Neallaften, 1546. Friedlieb, Rechtstheorie der Reallaften, 
1860. Hagemann, Landwirthſchaftsrecht, $. 155 — 157. Mittermaier, Grundfäte, II, 
8. 526, 529. 


V. Obligationenrecht. 


8. 54. Die Lehre von den Obligationen ift am wenigſten durch das deutſche Recht 
beeinflußt worden, es herrſcht bier faſt durchweg das römische Recht. Namentlich gilt 
dies von den allgemeinen Beſtimmungen. Nücjichtlih der auf Verträgen beruhenden 
Obligationen ift hervorzuheben, daß der Unterjchted zwiſchen Contract und Pactum fort- 
gefallen iſt, da nad gemeinem Recht zur Begründung einer klagbaren Verbindlichkeit 
bloßer Conſens ausreiht. Particularrechte enthalten vielfach Formvorſchriften für ein= 
zelne Verträge, namentlich wird häufig jchriftliche, notarielle oder gerichtliche Abſchließung 
erfordert, doch ift in dieſen Fällen nicht, wie bei den eigentlichen Formalverträgen, die Form 
die causa der Verpflichtung, jondern fie muß zu dem materiellen Berpflihtungsgrund hin— 
zufommen. Die Folge der mangelnden Form ift bald Nichtigkeit, bald bloße Klaglofigteit, 
zumeilen ift auch die Form nur des Beweiſes halber vorgejchrieben. Die fonft noch in 
Betracht kommenden Modificationen betreffen namentlich die Klagbarkeit der Verträge zu 
Gunften Dritter, die in viel weiterem Umfang anerfannt ift, als im römiſchen Recht, 
und Die Beftärfungsmitte. Bon dieſen jind dem Ddeutichen Necht eigenthümlich der 
Wein- oder keitfauf, eine beim Contractsſchluß von Contrahenten und Zeugen ver: 
trunfene Geldjumme und die hiermit verwandte Draufgabe (Darangeld), die, wo fie ihre 
urfprüngliche Natur bewahrt hat, in dem Sinne gegeben und genommen wird, da; erft 
die Hingabe den Vertrag perfect macht. 

$. 55. Beim Kauf tritt namentlidy rückſichtlich der Viehverläufe eine Abweichung 
vom römischen Recht infofern ein, als die äftimatorifche Klage gar nicht, die redhibitorifche 
aber nur wegen gewiſſer Hauptmängel und auch wegen dieſer nur dann zugelaffen wird, 
wenn diefelben binnen kurzer Zeit nach der Uebergabe (24 Stunden bis 8 Wochen) her: 
vortreten und geltend gemacht werben. Alsdann greift aber auch gewöhnlich zu Gunften 
des Käufers die Bermuthung Plag, daß die Mängel bereitd zur Zeit der Uebergabe vor: 
handen waren. In der Abſicht, wucherlice Ausbeutungen der Yandleute zu verhüten, 
haben ferner die Reichögefege den Verkauf von Früchten auf dem Halın nur dann für 

* zuläfjig erflärt, wenn als Preis der Marktpreis zur Zeit des Contracts oder der 14 Tage 
nach der Ernte geltende feftgefegt wird. 

8. 56. Beim Verkauf unbeweglicher Sachen fommt vielfach das Retractsrecht 
Nãherrecht, Abtrieb, Young) zur Geltung. Dies ift eine Berechtigung, auf Grund 
deren der Berechtigte ein Grundſtück, welches der Eigenthümer an einen Dritten verfauft 
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und tradirt hat, won diefem wie von jedem fpäteren Erwerber gegen Erſtattung des ur 
ſprünglich dafür gezahlten Kaufpreifes ſowie gegen Eintritt in die urfprünglichen Kauf- 
bedingungen abfordern kann. Bon den retractus legales, d. h. denen, welche direct auf 
einem Rechtsſatz beruben, it die aus dem Beifpruchsrecht (8. 43) hervorgegangene Erb: 
lofung (retraetus gentilicius s. ex jure consanguinitatis) am wichtigften. Neuere 
Geſetze geben auf möglichſte Verminderung der Netractrechte aus, 

$. 57. Der Sachmiethe wird in vielen Barticularrechten eine über das obliga- 
toriſche Band hinausgehende Wirkſamkeit zugejchrieben, jofern auch dem Singularſucceſſor 
gegenüber die von feinem Auctor abgeichloffenen Miethöverträge geltend gemacht werben 
fönnen. Der dem römischen Recht entjprechende Sat: Kauf bricht Miethe, findet dem— 
nad bier feine Anwendung. 

Eine Anzahl eigenthümlicher Geftaltungen ergibt fih ferner bei ver Viehver— 
ftellung (bail à cheptel). Die verfchiedenen hierher gehörigen Verträge betreffen 
ſämmtlich die Uebergabe nutzbarer Hausthiere zur Fütterung und Beauffihtigung. Die 
Contrahenten heißen Berfteller und Einfteller. Yegterer erhält gewöhnlich die Nutzungen 
der ihm überlafjenen Heerde gegen Erlegung eines in Naturalien beitehenden Zinfes, auch 
findet wohl eine Theilung des Jungviehes ftatt. Nabe verwandt hiermit ijt der Eiſern— 
vichvertrag, bei welchem dem Pächter eines Yandautes Vieh gegen eine Tare unter der 
Bedingung übergeben wird, daß er bei der Rückgewähr des Gutes eine gleiche Stüdzahl 
zurücdzugeben hat, alſo die Gefahr trägt, ohne indeß zugleich Eigenthümer zu werden. 

Die Dienſtmiethe zeigt namentlich in Anwendung auf den Gejindevertrag Eigen- 
thinnlichkeiten, Die vorzugsweiſe dadurch bedingt werben, daß das Geſinde in den Haus- 
ftand der Herrichaft aufgenommen wird und in eine wicht auf einzelne Dienftleiftungen 
befchräntte Abhängigkeit zu derjelben tritt. Der letztere Gefichtspunft wirft theilweife auch 
auf Die im Handwerksbetrieb geichlofienen Gejellen= und Lehrverträge, die im allgemeinen 
ebenfalls nach den Grundſätzen von der Dienftmiethe zu beurtbeilen find. 

8. 58. Das zinsbare Darlehn war wie alles Zinſennehmen im Mittelalter 
durch Das kanoniſche Recht unterſagt. Die Stelle dieſes Geſchäfts nahm haupftſächlich 
der Rentenkauf ein, der indeß auf einer ſelbſtſtändigen Entwickelung beruht und den 
man deshalb nicht als ein mutuum palliatum anſehen darf. Durch Hingabe von Ca— 
pital kaufte man eine Rente, welche vermittelſt der Auflaſſung in dingliche Verbindung 
mit einem Grundſtück gebracht wurde und auf demſelben als beſtändige Reallaſt ruhte, ſo 
daß eine Ablöſung weder vom Käufer noch vom Verkäufer der Rente erzwungen werden 
konnte (Ewiggeld). Später wurden auch ablösliche Renten eingeführt, doch nur in dem 
Sinne, daß man dem Rentenſchuldner die Rückzahlung des Capitals geſtattete, während 
man ſich viel Länger dagegen ſträubte, dem Käufer die Rückforderung einzuräumen. Das 
Verhältniß der Nente zum Sapital war urſprünglich willfürlicher Beſtimmung anheim— 
gegeben ; durch die Reichsgeſetze wurden fünf Brocent als Maximum feitgeftellt. Wo man 
beim Rentenkauf die beiderfeitige Kündigung zuließ, fiel derjelbe in der That mit dem 
zinsbaren Darlehn zufammen. Letzteres wurde geradezu in einzelnen Yandesgefegen aus 
der zweiten Hälfte des ſechzehnten Jahrhunderts für zuläffig erflärt, weldem fich dem— 
nächſt eine allgemeine, auch von den Reichögerichten beobachtete, von der Reichögejeg- 
gebung wenigftens indirect gebilligte Praxis anſchloß. Der gejetsliche Zinsfuß betrug 
fünf Procent, partienlarrechtlih wurde ein ſechster Zinstbaler zugelaflen. In jüngfter 
Zeit hat die gefteigerte wirtbichaftliche Bedeutung des Capitals zu einer Befeitigung aller 
Zinsbeihränfungen geführt. 

$. 59. Unter den alentorifchen Verträgen wird die Wette im allgemeinen nach 
römiſchem Recht beurtbeilt, nur findet zumeilen eine Herabſetzung übermäßiger Wetten 
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ftatt oder es wird eine vorgängige Sicherftellung oder Depofition der Wettfumme erfor 
dert. Beim Spiel unterſcheiden neuere Geſetze im Anſchluß an die in älteren Quellen 
ausgeiprochenen Grundſätze vielfach zwifchen erlaubten und verbotenen Spielen und ver— 
jagen aus den erjteren > die Klage, geftatten aber nicht die Rückforderung des einmal 
Gezahlten, während bei den verbotenen Spielen der Fiscus auch das bereit8 bezahlte 
Spielgeld zurüdfordert. Bejondere Arten des Spiels find die Yotterie und der Aus— 
ipielvertrag. Zu den aleatoriſchen Gejchäften gehört ferner der Leibrentenver- 
trag, bei weldem Jemand gegen Hingabe eines Capitals für fi) oder für einen Andern 
eine lebenslänglice Rente ausbedingt. Das Capital wird hier durd den Genuß der 
Rente aufgezehrt Leibgut ſchwindet Hauptgut). Treten mehrere Perſonen in der Weile 
zufammen, daß nad dem Ableben des Einen die demjelben zutommende Rente den An— 
deren zuwächſt, jo Liegt eine Tontinengefellfhaft vor, welche ihren Namen won 
ihrem erften Urheber Yorenzo Tonti führt. Der Abſchluß derartiger Verträge bilvet 
den Gegenftand berufs= oder gewerbsmäßiger Thätigkeit von Wittwenfaffen, Rentenanftalten 
und Yebenöverfiherungsgefellichaften. Aehnlichkeit mit dem Yeibrentenvertrag hat der 
namentlich in bäuerlichen Yebensfreifen eine große Rolle fpielende Altentheils- oder 
Leibzuchtsvertrag ($. 73). 

8. 60. Unter ven DelictSobligationen find die aus dem Nachdruck erwach— 
fenden Entichädigungsanfprüche hervorzuheben. Nachdruck ift die unerlaubte Vervielfältigung 
eines literariſchen und artiftifchen Erzeugniſſes, mithin ein Eingriff in das Urheberrecht (f. a. 
geiftiges Eigenthum). Der Schut gegen Nachdruck wird zur Zeit auf Grund von Befchlüffen 
des früheren Deutjchen Bundes allen innerhalb des ehemaligen Bundesgebietes erſchei— 
nenden Werken gewährt, welche ein ſelbſtſtändiges Titerarifches oder fünftlerifches Erzeugnif 
darftellen, und zwar bis zum Tode ihres Urhebers und noch dreißig Jahre darüber hin— 
aus, bei anonymen Werfen dreißig Jahre nach ihrem Erjcheinen. Die Entſchädigung, zu 
welcher der Nachdruck verpflichtet, wird nad dem Kaufpreis des Driginald in Höhe einer 
vom Richter feitzufegenden Anzahl von Exemplaren deſſelben bemefjen. Außerdem tritt 
Eonfiscatton der nachgedrudten Cremplare, ſowie der zur Verübung des Nachdrucks bes 
ftimmten Werkzeuge und fonftigen Gegenftände, ſowie eine öffentliche Geldſtrafe ein. 
Ebenfalls dur einen Bundesbeihluß find die Autoren dramatijcher und muſikaliſcher 
Werke gegen eine umbefugte Aufführung derjelben geſchützt. Die Bundesbeſchlüſſe bilden 
indeß nur die allgemeine Grundlage für den Schug gegen Nachdruck, in den Einzelheiten 
weichen die Particulargefege vielfach von einander ab, Die Verfaſſung des Norbveutichen 
Bundes (Art. 4) zählt den Schutz des geiftigen Eigenthums zu den Gegenſtänden der 
Bundesgefesgebung. : 

($. 54.) Stobbe, Zur Rt des deutſchen Bertragsrechts, 1855. Befeler, Spften, 

474 1B9-; , Erbverträ & II, 1,©. 71 fag. Gerber, $. 159, 160, 165. Bähr in Jahr- 
Säikern für Dogmatit, Nr. 3. ($. 55.) Hagemann, Landwirtbichaftsrecht, $. 394— 398. 
Münter, Degmatit, Vi, 1510. Sadbjenhaufer, Lehre von der Nachwährſchaft für ver— 
kaufte Hausthiere, 1957. Reichspolizeiordnung von 1577, Tit. 19, $. 2, 3. (8. 56.) Wald, 
Das Näherreht. Renaud im Zeitichrift fir deutſches Hecht, Bo. 8, ©. 241. Bejeler, ©- 
ftiem, ©. 508. Gerber, $. 175—177. ($ 57.) Huch in Zeitichrift fiir deutfches Recht, Bo. 5, 
Nr. 10. Bejeler, Syftem, S ©. 525. Gerber, $. 181, 152. ($. 58.) v. Meiern, Geban- 
fen von der Rechtmäßigkeit des , fechsten Zinsthaiers in Deutichland, 1732. Neumann, Ge— 
ſchichte des Wuchers in Deutſchland, 1865. 6. 59.) Wilda in Zeitfehrift für beutjches Recht, 
Bd. 2, ©. 133; Bd. 8, ©. 200. Bender, Die Lotterie, 1832. v. Bülow und Hage- 
mann, Bractifche Erörterungen, Bd. 5, Nr. 28. Rüdert, Der Leibrentenvertrag, 1957. 
(8. 60.) Jolly, Lehre vom Nachdruck, 1852. Eifenlobr, Sammlung ber Geſetze und inter- 
nationaler Bertrag zum Schub des literarifch = artiftiichen Eigenthums, 1856, 1857. Kühns, 
Rechtsſchutz an Werten ber — Künſte, 1861. Heydemann und Dambadı, vreußiſch⸗ 


Nachdrucksgeſetzgebung, 1863 Hamm, Oeſterreichiſch⸗ Preußiſche Geſetzgebung, 1857. Man— 
dry in: — Vierteljahrsſchrift, Bo. 7, S. 1, 242. 
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VI. Samilienredt. 


8.61. Die Ehe ift bei den Deutichen wie bei den Römern die rechtlih anerkannte 
vollftändige Lebensgemeinfchaft zwiſchen zwei Berfonen verſchiedenen Geſchlechts. Der Ab⸗ 
ſchluß derſelben bewirkt nach den Grundſätzen des deutſchen Rechts eine Vormundſchaft 
des Mannes über die Frau, die letztere kann ohne den Beiſtand des Mannes nicht vor 
Gericht auftreten und er iſt überhaupt ihr Vertreter und erſcheint nach außen als das 
Haupt der ehelichen Genoſſenſchaft; die Frau Dagegen wird Genoſſin des Mannes und 
theilt fortan Namen, Stand und Domicil deſſelben. 

$. 62. Eine beicränftere Wirkung der ehelichen Verbindung tritt bei der Miß— 
heirath (disparagium) ein, Urfprünglic wurde das Vorhandenſein einer ſolchen immer 
angenommen, wenn zwei Perfonen ungleichen Standes mit einander eine Ehe jchlofien, 
wenigftend in Bezug auf die Kinder, die in ſolchem Falle ftets dem niedriger ſtehenden 
Parens (der ärgeren Hand) folgten. Später ift jedoch Begriff und Wirkung der Mißhei— 
rath nur nod für ven Fall aufrecht erhalten, wo der Mann, nicht aber die Frau, dem 
hohen Adel angehört. Yegtere theilt hier nicht Rang und Stand des Mannes und bat 
bet feinem Tode nicht die vermögensrechtlichen Anfprüce einer ftandesmäßigen Wittwe, die 
Kinder juccediven nicht in Stamm=, Fideicommiß- und Yehngüter. Wird bei einer der— 
artigen Standesungleichheit für Frau und Kinder vertragsmäßige Vorſorge getroffen, ſo 
nennt man die Ehe eine morganatifche oder zur linken Hand (matrimonium ad morga- 
naticam, ad legem Salicam). 

8. 63. In Bezug auf die Güterverbältnijje der Ehegatten zeigen die 
Partieularrechte die größte Mannichfaltigfeit. Stammeseigenthümlichkeiten und altherge- 
brachte Sitte haben fich gerade hier am zäheften erwieſen, daber erklärt ſich, daß das 
römiſche Recht in diefer Materie nie recht eingedrungen ift und daß das Dotalfnftem des— 
jelben nur eim geringes Geltungsgebiet erlangt hat. Die verſchiedenen Geftaltungen, 
welche ſich in den einzelnen beutjchen Rechten kundgeben, laſſen ji auf folgende Grund- 
richtungen zurüdführen: 

a) Syſtem der Gütervereinigung. Der Mann erlangt in Folge der Ehe die 
Verwaltung vom gefammten Vermögen der Frau, ſoweit Dafjelbe nicht durch Geſetz oder 
Vertrag hiervon befonders ausgenommen iſt (Sonder, Einhandsgut, bona recepticia, 
vorbehaltenes Bermögen). Das Vermögen der Frau ſoll zu den Yaften der Ehe mit bei— 
tragen und in diefem Sinne vom Manne verwaltet werden. Zu dieſem Zwechk fann er 
über die von der Frau inferirten Mobilien beliebig, üper die Immobilien berjelben da= 
gegen nur mit ihrer Zuftunmung verfügen. Bei einer Ueberichulbung des Mannes und 
im Fall des Concurſes kann die Frau ihr Eingebrachtes in der Kegel zurüdverlangen. 
Die ſelbſtſtändige Verfügungsbefugnig der Frau beſchränkt ſich im weſentlichen auf den 
Bereich der Schlüffelgewalt, d. 5. auf die Bedürfniſſe des Haushalts. Einige Particular- 
vechte, Die im ganzen ebenfalld auf dieſem Princip beruhen, geben dem Manne nur die 
befchränftere Stellung des Nießbrauchers, man pflegt alsdann vom ususfructus maritalis 
oder von einem modificirten Dotalfyftem zu fprechen. 

b) Syſtem der Gütergemeinihaft. Das beiderfeitige Vermögen ıft hier in 
noch engerer Weife miteinander verfchmolzen. Näher wird zwiſchen formaler (äuferer) 
und materieller (innerer) Gütergemeinjchaft unterſchieden. Ber erfterer kann das Frauen— 
gut mit Einfchluß der Immobilien im Fall der Noth, alfo audy beim Concurſe zu den 
Schulden des Mannes herangezogen werden, während im übrigen diefelben Erſcheinungen 
wie im vorigen Fall hervortveten. Bei der materiellen Gütergemeinichaft bilden Die von 
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beiden Seiten zuſammengebrachten Immobilien eine gebundene Maſſe, jo daß fowohl über 
die vom Mann, wie über die von der Frau herrührenden, nur mit Uebereinftunmung 
beider Ehegatten verfügt werden fan. Auch haftet das gefammte Vermögen für die vor— 
ehelichen mie für die während der Ehe eingegangenen Schulven jedes der Ehegatten, vor— 
ausgeſetzt natürlich, daß fie an fich rechtsverbindlich find. 

c) Die Wirkung der Gütergemeinſchaft kann ſich auch auf einen Theil des heider- 
jeitigen Vermögens beichränfen. Das ift der Fall der particulären Gütergemein= 
ſchaft, die aber wiederum in verfchiedenem Umfange vorkommt. Die Gemeinſchaft des 
Adqueftes oder der Errungenjhaft umfaßt alles, mas einer der Ehegatten ober 
beide zufammen während der Ehe erwerben, wobei jedoch in der Regel der blos durch 
einen Glücksfall oder auf Grund eines lucrativen Titeld einem Ehegatten zufallende Er- 
werb ausgefchloffen ift. Die Gemeinichaft des Conqueftes oder der Eollabora= 
tion Dagegen erftredt fi nur auf dasjenige, was die Ehegatten ihrer gemeinfchaftlichen 
Thätigfeit verdanten. Zumeilen, wenngleich jelten, findet ſich endlich eine Mobiliargemein- 
ſchaft, welche die gefammte fahrende Habe zum Gegenftand hat. 

8. 64. Bei Auflöfung des ehelichen Verhältniſſes ift nach, dem Syſteme des Usus- 
fructus maritalis der Frau oder deren Erben das geſammte eingebrachte Vermögen 
zurüdzuerftatten oder dem Werthe nad) zu erlegen; dagegen fällt dieſer Anſpruch da, wo 
das Princip der Gütereinheit Anwendung findet, in Betreff der mährend ber Ehe ver— 
brauchten beweglichen Sachen fort. In beiden Fällen werden ihr, ſoweit ihr überhaupt 
ein Rüdforderungsrecht eingeräumt ıft, meift auch die römiſchen Dotalprivilegien zugeftan- 
den. Bei der formalen Gütergemeinfchaft hat fie einen ſolchen Anſpruch nur, fofern das 
Vermögen ded Mannes nad Abzug der Paſſiva ausreicht, fie rangirt Daher Hinter den 
Släubigern des Mannes und von einem Privileg kann hier feine Rede fein. Wo die 
Idee der materiellen Gütergemeinſchaft vollftändig durchgeführt ift, findet entweder eime 
Theilung des gefammten Bermögens nad) Quoten ftatt oder es tritt, wenn bie Auflöfung 
durch den Tod eines Ehegatten erfolgt, eine Confolivation in der Hand des Ueberleben- 
den ein. Indeß find die hier hervorgehobenen Confequenzen nicht immer vollftändig ver— 
wirflicht, vielfach kommen Mopificationen vor und es geht ein Syſtem in das andere 
über, wobei namentlich der Umftand, ob die Ehe eine bekindete ift oder nicht, beftimmend 
einwirkt ($. 69): 

8. 65. Wenn aus der Ehe Kinder vorhanden find, jo wird mit dem Tode eines 
Ehegatten nicht immer das frühere Gütewerhältniß aufgelöft, fondern der überlebende 
Parens bleibt mit den Kindern in ungezweiten Gütern figen. Dies ift das Inftitut Des 
Beifiges, bei welchen der Parens im allgemeinen die Rechte hat, welche dem Ehegatten 
während der Ehe zuftanden. Fand während der Ehe Gütergemeinſchaft ftatt, ſo ift das 
Verhältniß nah Auflöfung derjelben eine fortgejegte Gütergemeinidhaft (com- 
munio bonerum prorogata). Hierbei tritt zuweilen da8 Berfangenihaftsredhtein, wo— 
nad die Immobilien des überlebenden Ehegatten ſofort Eigenthum der Kinder werben 
umd erfterer nur den Nießbraudy davon behält. Abgelehen von dem Tode des Parens 
und Der Kinder wird dies Verhältnig durch Schichtung beendet, die regelmäßig in einer 
Realtheilung beſteht umd in gewilien Fällen jeitens der Kinder geforbert werben kann. 
In der Regel bezieht ſich die Schichtung nur auf den Antheil des Kindes an dem Ber: 
mögen des verftorbenen Parens, ausnahmsweiſe ift fie zugleich eine successio antecipata 
binfichtlich des überlebenden. 

$. 66. Eine Beranlaffung zur Schichtung und demgemäß zur Beendigung des 
Beijiges ift regelmäßig die Wiederverheirathung des überlebenden Parens. Um dieſer 
Folge vorzubeugen, iſt das Inftitut der Einkindſchaft (Unio prolium) eingeführt. 
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Dies ift ein Vertrag zwifchen dem Parens binubus und dem neuen Ehegatten kraft 
deſſen die Kinder erfter Ehe in vermögensrechtlichen, aber auch nur in diefer Beziehung 
dem Stiefparens gegenüber leiblichen Kindern gleichgeachtet werden jollen. Man unter 
jcheidet dabei zwiſchen Vor- und Nachkindern, erfteren wird zumeilen ein befonderes Bor: 
aus, letzteren ein Referat ausbedungen. Der Einfindihaftövertrag bedarf der gerichtlichen 
Form und einer causae cognitio im Intereſſe der Kinder. 

$. 67. Das Verhältniß zwiſchen Aeltern und Kindern unterliegt zwar tm 
allgemeinen den Kegeln des römischen Nechts, indeß ift die wüterliche Gewalt in dem 
ihroffen Sinne, wie fie ſich im römiſchen Recht ausgebildet findet, der deutſchen Rechts— 
anſchauung fremd geblieben, daher hat hier auch die Idee von der ſ. g. unitas personae 
niemals Platz gegriffen und es find Nechtsgefchäfte zwiichen Water und Sohn, ſowie 
zwischen Kindern, die fich im berjelben wäterlichen Gewalt befinden, ſtets zugelaffen und 
für klagbar erachtet worden. Eine dem deutfchen Recht eigenthümliche Art der Emanci— 
pation ift bei Söhnen die mit dem Willen des Vaters erfolgte Gründung eines eigenen 
Hausjtandes, bei Tüchtern die Verheivathung. Diefelbe wird daher auch Emanecipatio 
Germanica oder Saxonfca genannt. 

8. 68. Die Bormundihaft kommt im deutſchen Recht hauptſächlich als 
Altersvormundichaft, Geſchlechtsvormundſchaft und Vormundſchaft über Verfchollene vor. 
In Bezug auf die Altersvormundihaft ift gegenwärtig im allgemeinen das römische Recht 
maßgebend mit folgenden Modificationen: Die Vormundſchaft dauert bis zum Beginn der 
major aetas (25 Jahr) und der Unterſchied zwiſchen Tutel und Curatel ift aufgehoben. 
Particularrechtlich ift zumeilen ein früherer Termin der Volljährigkeit feſtgeſetzt, als im römiſchen 
Net. Zu den Delationsgründen des römiſchen Rechts Geſetz, Teftament, richterliche 
Beitellung) tritt der Vertrag hinzu, d. h. eine vom Vormund confentirte Ernennung durch 
den Vater (tutela paetitia), Bei allen Arten der Vormundſchaft ift aber gegemwärtig 
eine Gonfirmation durch die Obrigkeit erforderlih. Die Wirkſamkeit des Vormundes be— 
ginnt erjt mit der Aushändigung der Beltallungsurtunde (Tutorium). Die Gejchledhts: 
vormundſchaft bejehränft fich theils auf die Vertretung der Frauenzimmer bei procejjuali- 
ſchen Handlungen, theils bezieht fie fi) außerdem auch auf alle Rechtsgeſchäfte, die eine 
Veräußerung enthalten. Die Vormundihaft über verheirathete Frauen fteht dem Ehe: 
manne, über unverheirathete ftand fie urſprünglich dem nächiten Schwertmagen zu, doch iſt 
den legteren ſpäter vielfach die freie Wahl des Bormundes geftattet und die Geſchlechts— 
vormundfchaft in Betreff derſelben überhaupt zu einer leeren Solennität geworden. Neuere 
Geſetze haben dieſelbe Deshalb größtentheils befeitigt. — Die Vormundſchaft über Ver: 
Ichollene wurde im früheren Recht meift den präſumtiven Erben übertragen, welche das 
Vermögen- des Verſchollenen im eignen Namen verwalteten und nur für die Keftitution 
im Fall des Wiedereinfindens Sicherheit bejtellen mußten. Neuerdings iſt diefe Vormund— 
ſchaft meist der über Minderjährige gleichgeftellt. " 

(8. 61.) Befeler, Suftem, ©. 554. Gerber, $. 224. Kraut, Vormundſchaft, I, 
©. 178. (8 62) Pürter, Ueber Mißheirathen, 1796. Göhrum, Geihichtlibe Darftellung 
der Lehre von der Ebenbürtigkett. Schröder im Zeitfchrift für Rechtsgeſchichte, IL, S. 4174. 
Niebelschütz, De matr ad morgavaticam commentatio, 1551. (8.63—65) Runde, 
Deutſches eheliches Güterrecht, 1511. Schröder, Gedichte des ehelichen Güterrechts in Deutich- 
land, 1563, 1565. Rotb in Jahrbücher des gemeinen deutſchen Rechts, II, S. 313. Schwarz, 
Gütergemeinſchaft der Ehegatten nad fräntischem Necht, 195595. Demwies, Yidtjtrablen in das 
finfter unmwölfte Verfangenſchaftsrecht. Sandhaas, Fräntifches eheliches Güterrecht. (8. 66.) Ta— 
finger, Lehre von der Einkindſchaft, 1755. Hertel, Ueber die Einkindſchaft, 1818. Ringel- 
mann, Hijtorifche Entwidelung und rechtliche Natur der Lehre von der Einkindſchaft, 1825. 
Hillebrand im Zeitfchrift für deutfches Recht, Bd. 10, ©. 420. ($. 67.) Befeler, Spiten, 
S. 567. Gerber, $ 240. Bluntſchli, $. 174. ($ 68.) Kraut, Die VBormundicaft 
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ab den — des Marie” ra 3 Bde, 1835 — 59. Rive, Geſchichte der Vor— 
munbdicaft, Bd. I, 1862; II, 


VI. Erbredt. 


8. 69. Die Stellung des Erben im älteren deutſchen Hecht war wohl nicht Die 
eiues Univerfaliuccefford, gegenwärtig ift in dieſer Beziehung das römifche Hecht durch— 
gedrungen. Dagegen bat fich vielfach der aus dem älteren deutſchen Recht ſtammende 
Grundſatz erhalten, daß der Todte den Febendigen erbt, d. b. daß der Erwerb 
ver Erbſchaft ohne befondere Antretung ipso jure mit dem Tode des Erblaſſers erfolgt. 
Mit religiöfen Anſchauungen hängt das Inftitut des Dreißigſten zufammen, wonad 
mwührend der nächſten dreißig Tage nah dem Tode des Erblaffers die Ruhe des Sterbe- 
hauſes ungeftört und jede Einmiſchung von Privatperfonen, wie feitens der Obrigleit 
fern bfeiben fol. 

Die Grundlage des deutſchen Erbrechts ift Die auf dem Familienzuſammenhang bes 
rubende Inteftaterbfolge Bon den neueren Rechten hat das öſterreichiſche Geſetzbuch 
die reine Barentelenordnung des älteren deutfchen Recht? angenommen, während andere Barti- 
cularrechte eine bald mehr, bald minder vom römiſchen Recht abweichende Succefftons- 
ordnung feitgeitellt haben 

8. 70. Dem deutichen Recht eigenthümlich iſt die Ausſcheidung verfchiedener Be— 
ftandtbeile aus dem Nachlaß, welche anderen Perſonen ald den eigentlichen Erben zufallen. 
Dabın gehört Die im wejentlihen aus dem adparatus muliebris bejtehende Gerade, 
die bein Tode eines Ehemannes auf deifen Frau, beim Tode einer Frau auf ihre Niftel, 
d. b. die nächte weibliche Verwandte von der Weiber: oder Spindelfeite vererbt wird. 
Umgekehrt füllt das Heergemäte, welches urſprünglich aus den zur kriegeriſchen Aus— 
rüftung gebörigen Gegenftänden bejtand, beim Tode eines Mannes an deſſen nächjten 
Scwertmagen. Im noch größerem Umfange findet eine derartige Sonderung ftatt, wenn 
Lehen, Stammgüter oder Familienfideicommiſſe im Nachlaß vorhanden find oder wenn 
‚eine beſondere Erbfolge in Bauergüter eintritt. 

$. 71. Nad den meiſten Barticularvechten haben die Ehegatten viel weitere 
Anſprüche auf ihren gegenfeitigen Nachlaß, als na römiſchem Recht. Zum Theil find 
dieje Ansprüche die Folge einer während der Ehe beftandenen Gütergemeinichaft, zum 
Theil aber eriheinen fie als wirkliches Erbredt. Daſſelbe erftredt ſich bei finderlofen 
Ehen zumeilen auf den ganzen Nachlaß, während bei einer befindeten Ehe dem Ueber— 
Lebenden immer nur eine mehr oder minder große Quote zuftebt, wobei ihm jedoch häufig 
an dem Ueberreſt wenigitens ein Nießbrauch eingeräumt iſt. Jene Quote pflegt ſtatu— 
tariſche Portion genannt zu werden, da früher die deutſchen Particularrechte allgemein 
mit dem Ausdrud Statuten bezeichnet wurden. 

$. 72. Der überlebenden Wittwe jtehen vielfach bejondere Vermögensvortheile zu, 
die entweder zu ihren ſonſtigen Anfprücen Hinzufommen oder an die Stelle derjelben 
treten. Dahin gehört, abgejehen von ver Gerade (8. 59), das Muftheil oder die 
Hofipeife, d. i. ein Antheil an den vorhandenen Wirthichaftövorräthen, ferner die 
Morgengabe, welde ihr uriprünglich von dem Manne am Morgen nad) der Hochzeit 
pro munere virginitatis gegeben wurde, die aber zumeilen geradezu den Charakter einer 
Wittwenwerforgung angenommen hat. Ein allgemeiner Name für jeden Vermögensvortheil, 
der der Ehefrau für den Fall ihres Ueberlebens zugefichert wird, ft Witthum (vidua- 
Aitium), eine beſonders bei Adligen vorkommende Art deifelben ift die Wiverlage (con- 
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trados, Gegenvermächtniß), welche analog der römiſchen donatio propter nuptias in 
einer dem Eingebrachten gleich fommenden Zuwendung beftebt. Der Anſpruch auf die 
Illaten, wie auf die Wiverlage kann in den Eheftiftungen durch ein Yeibgedinge (do- 
talitium) erfegt werden, welches die Natur einer lebenslänglichen Rente bat. 

8. 73. Eine befondere Erbfolge findet bei Yehen, Familienfivercommiffen und Stamm— 
gütern Anwendung. a) Zur Eucceffion in ein Zehen gelangen nad) gemeinem Lehnrecht 
die in einer bürgerlich gültigen, ftandesmäßigen Ehe erzeugten, männlichen, an ſich lehns— 
fähigen Defcendenten des erften Erwerbers; die Succeffion ift eine Singularjucceffion, die 
Lehnöfolger werden berufen, weil fie von dem erften Erwerber abftamınen und in ber 
erften Inveftituv mit einbegriffen find (ex pacto et providentia majorum), jo daß ihr 
Verhältniß zu dem legten Beſitzer gleichgültig if. Nur in Bezug auf die Söhne tritt in 
diefer Hinficht eine Modification ein. Die Succeffionsordnung richtet ſich im allgemeinen 
nach dem Principe der Pinealgradualerbfolge, doch kommen ſowohl in Bezug auf das 
Lehnfolgerecht wie in Bezug auf die Yehnfolgeordnung vielfache Improprietäten wor. Nach 
den Grundfätzen des früheren deutſchen Lehnrechts, die fich zumeilen erhalten haben, find 
nur die Defcendenten des letzten Befigers zur Lehnfolge berechtigt. b) Ber den Fami— 
lienfideicommifjen wird die Succeffion dur den Willen des Stifters beftimmt. 
Auch bier ift Diefelbe eine ex pacto et providentia majorum begründete Singular- 
jucceffion. Nach dem Zweck des Inftituts ift meift eine Individualſucceſſion angeoronet, 
die das BVerbleiben des Fideicommiſſes in einer Hand fichert und die Theilung unter meh— 
reren gleich nahen Fideicommißfolgern unterfagt. Ueberdies findet gewöhnlich ein Vorzug 
der Männer vor den Weibern ftatt. Die bauptlächlic zur Anwendung kommenden Sue— 
ceffionsarten find das Seniorat, wobei ſtets der Aeltefte aus der Familie ohne Rückſicht. 
auf die Gradesnähe berufen wird; das Majorat, nach welchem das höhere Yebensalter 
nur bei gleich naher Berwandtichaft den Ausichlag gibt; die Primogenitur, die nad) 
Mafgabe der Linealordnung zuerft die Yinie des Exftgebornen, dann die des Zweitgebor— 
nen u. |. w. fuccediren und innerhalb jeder Linie immer wieder das Recht der Erftgeburt 
enticheiden läßt. Häufig ift dem Fideicommißerben die Verpflichtung auferlegt, den durch 
ihn ausgeichloffenen Familtenmitglievern eine Apanage oder, wenn es Töchter find, eine 
Ausftattung zu gewähren. Gar nicht fucceffionsberehtigt find in der Regel Uneheliche, 
Yegitimirte, Adoptirte und in einer Mißheirath Erzeugte. ce) Aehnliche Grundfäge finden 
auf die Stammgüter ded hoben und zum Theil jelbft des niederen Adels Anwendung. 
Nur berubt hier die befondere Succefjion auf Hausgefeg oder Objerwanz, nicht auf einem 
Privatact. Auch ift vielfach nicht die Untheilbarteit durchgeführt, jondern die Abweichung, 
vom gemeinen Recht beichränft fi darauf, daß eine Vererbung lediglich durch die 
Agnaten ftattfindet. 

8. 74. In Betreff der Bauergüter kommen Beftimmungen vor, welde darauf 
abzielen, die Präftationsfühigfeit derſelben auch bei der Vererbung zu erhalten. Daber 
findet fi aucd hier ſowohl die Bevorzugung des männlichen Gefchlechts, wie der Grund— 
fat der Untbeilbarfeit, der zuweilen ebenfalls in der Geftalt des Majorats, häufiger noch 
als Minorat auftritt. Der zum Bauergut gelangende Erbe (Anerbe) muß feine Ge— 
ſchwiſter abfinden vefp. ausftatten umd den Sterbefall an die Gutsherricaft entrichten, 
ſoweit ein folder überbaupt noch üblich iſt. 

$. 75. Das im der Natur einer Bauernwirthichaft begründete Erforderniß, daß 
der Befiger fürperliche Nüftigtett genug babe, um felbft wirthſchaften zu können, ift die 
Beranlaffung zu den Gutsüberlafjungss und Altentheilsverträgen, ın 
welchen der alt gewordene Hofbefiter einer jüngeren Generation meift einem feiner Kinder 
Plag macht. Der berufene Anerbe übernimmt ftets die lebenslängliche Berforgung des 


2. Das deutſche Privatrecht. 405 


Abtretenden und feiner Ehefrau; die in der Regel genau firirten Leiftungen, welche zu 
diefer Verforgung gehören, haben die Natur einer Reallaft und führen den Namen Al 
tentbeil, Ausgedinge, Leibzucht. Auch wird hierbei gewöhnlich dem Anerben die Verpflich- 
tung auferlegt, feine Gejchwifter zu alimentiren. 

$ 76. Iſt beim Tode des Wirtbes der Anerbe noch minderjährig, jo wird häufig 
ein Interimswirtb beftellt, der die Bewirthſchaftung während der Dauer der Min- 
derjährigkeit (Mahljahre) in eignem Namen und zu eignem Nugen führt und nur Die 
Berpflihtung zur Alimentation und Erziehung des Anerben bat. Gemöhnlih tritt die 
Interimswntbihaft ein, wenn die Mutter des Anerben zur zweiten Ehe fchreitet und 
zwar wird bier in der Kegel der Stiefvater Interimswirth. 

$. 77. Das ältere deutſche Recht kennt feine teftamentarifhe Erbfolge; 
doch finden ſich jchon früh Geichäfte, die den Charakter einer Zuwendung von Todes 
wegen haben. Gegenwärtig gilt in diefer Hinficht das römische Recht mit einzelnen Modifica— 
tionen, jo tft 3. B. die Anwendbarkeit des Satzes: nemo pro parte testatus pro parte 
intestatus decedere potest vielfah ausgeſchloſſen. Eine bejondere Ausbildung iſt den 
gemeinſchaftlichen, d. h. den von mehreren Perfonen in derfelben Urkunde errichtes 
ten Teftamenten zu Theil geworden (testamenta simultanea). Abarten derjelben 
find die wechlelfeitigen Teftamente (testamenta reciproca), in denen mehrere Perſonen ſich 
gegenfeitig zu Erben einſetzen. Hierbei wird gewöhnlich eine wahre Correſpectivität an- 
genommen, fo daß fein Teftament zu Recht beſteht, obne die Gültigfeit des andern. Der 
hauptſächlichſte, nad einigen PBarticularrechten fogar der einzige Fall der Anwendung ift 
die gegenfeitige Erbeinſetzung zweier Ehegatten. 

An ältere Einrichtungen knüpft das Imftitut der Teftamentserecutoren an, 
welde zur Ausführung legtwilliger Anordnungen oder Auch zur Regulirung einer Im: 
teftaterbichaft vom Exrblafler ernannt werden. Ihre Befugniſſe vichten fit) nach dem 
ihnen ertheilten Auftrag, hiernach wird zwiichen Univerſal- und Spectalerecutoren unter= 
jchieden. Im allgemeinen find fie befugt, innerhalb der ihnen gegebenen Vorſchriften den 
Nachlaß zu vertreten, namentlich auch Proceffe für venfelben zu führen, man bat fie 
deshalb nicht mit Unrecht formelle Repräfentanten des Erblafferd genannt. Für die 
Ausführung des übernommenen Auftrages haften fie den Erben nach den Grundfägen 
von der actio mandati. 

$. 78. Eine Beitimmung der Erbfolge dur Bertrag wird im römischen echt 
als gegen die Teftirfreiheit umd Deswegen auch gegen die guten Sitten verftoßend ange 
jeben. In Deutichland dagegen haben vornehmlich durch die Jurisprudenz die Erb= 
verträge zunächſt im Bezug auf die Eheftiftungen, dann auch in weiterem Umfange 
Anerkennung gefunden und in Folge deffen, wenn fie auch nicht geradezu als ein gemein: 
rechtliches Imftitut anzufehen find, doch ein großes Geltungsgebiet erlangt. Die Erbver- 
träge können entweder Erbeinfegungsverträge oder Exrbverzichte fein. Bei den erfteren 
tann es ſich darım handeln, ein gefetliches Erbrecht gegen Tettwillige Verfügungen zu 
fihern oder ein neues Erbrecht entweder für einen der Paciscenten oder für einen Dritten 
zu begründen. Darauf beruht der Unterſchied zwilchen confervativen, acquifitiven und 
dispoſitiven Erbverträgen. Beſondere Arten der Erbverträge find die in Ehepacten vor— 
tommenden Berabredungen über die gegenfeitige Erbfolge der Ehegatten, welche von der 
Gültigfeit des Ehevertraged abhängig find und entfräftet werden, wenn die Wuflöfung 
der Ehe durch Scheidung erfolgt. Werner gehören hierher die beim hohen Adel vorkom— 
menden Erbverbrüderungen (Ganerbichaften; pacta confraternitatis), in denen eine Fa— 
milte für ven Kal, daß ihr Mannesſtamm erlöſchen jollte, einer anderen das Erbrecht 
zuſichert. Ebenfalls im Kreife des hoben, zum Theil aber auch in dem des niederen 
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Adels kommen als renuntiationes necessariae die Erbverzichte adliger Töchter vor, 
welde, um das Stammgut bei der Familie zu erhalten, gegen eine Abfindung ihrem 
Erbrecht entjagen. Die Entfagung erfolgt aber regelmäßig nur bis auf den ledigen An- 
fall, d. b. jo, daß beim Ausfterben des Mannesſtammes das Erbrecht des Renuncianten 
wieder in Kraft tritt. Die Frage, ob in ſolchem Falle die nächte Agnatin des letzten 
Befigerd (Erbtochter) oder der Abtomme der erſten Renunciantin (Negredienterbe) den 
Vorzug bat, wird meift zu Gunſten der erfteren zu enticheiden fein. 


(8. 69.) v. Sydow, Darficllung des Erbrechts nah den Grundfägen des Sachſenſpiegels, 
1828. Siegel, Das deutſche Erbrecht nach den Rechtsquellen des Mittelalters, 1853. Stobbe 
in Jahrbücher des gemeinen beutichen Rechts, Bd. 5, ©. 293. Lewis, Die Succeffion des 
Erben in die Obligationen des Erblafiers nach deutſchem Recht, 1864. NRenaud in kritiiher 
Zeitſchrift für Rechtswiſſenſchaft und Gefepgebung des Auslandes, Bd. 19, 20. Hgmever, 
Der Dreißigfte, 1864. Unger, Ocfterreihiiches Erbrecht (Syftem des öfterreichifchen Privatrcchts, 
Bd. 6). Witte, Das preußifce Inteftaterbrecht aus dem gemeinen deutſchen Recht entwidelt, 
1835. «8.70—72.) Runde, Das chelihe Güterreht. Heydbemann, Elemente der Joadimifchen 
Eonftitution. Befeler, Spftem, ©. 641. Gerber, $. 255. ($. 73.) Vergl. die Piteratur- 
angaben oben zu $. 43—45. ($. 74—76.) Bfeiffer, Das deutfche Meierrecht, 1848. Runde, Die 
Rechtslehre von der Interimswirtbicaft, 1796. Derſelbe, Die Rechtslehre von der Leibzucht 
oder dem Altentbeil, 1505. Hänfel, Die Yehre von dem Auszuge oder der Leibzucht, 1824. 
Rößler, Ueber das Ausgedinge auf Bauergütern, 1842. ($. 77—78.) Hahn, De diversis testa- 
mentorum formis quae in Germania obtinuerunt, 1847. Bejeler, Die Yehre von bem 
Erbverträgen, 1837— 40. Derfelbe in ber Zeitfchrift für deutfches Recht, Bo 9, ©. 144 
(Zeftamentsvollzieber). Hartmann, Zur Lehre won den Erbverträgen und ven gemeinſchaftlichen 
Teftamenten, 1860. 
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3. Das Handelsrecht. 


Das Handelsrecht im meiteften Sinne umfaßt alle auf den Handel bezügliche Normen, 
auch die des öffentlichen Rechts, welche die ftaatörechtliche, administrative, fowie nament= 
lich die internationale Regelung des Handeld betreffen. Handelsrecht im, engeren, bier 
zu Grunde zu legenden Sinne iſt die Summe derjenigen Rectöbeftimmungen, welche 
jich auf die aus dem Handelörechte entfpringenden bürgerlichen Rechtsverhältniſſe beziehen. 
Dafielbe erſcheint mithin als ein Theil des bürgerlichen oder Civilrechts überhaupt, 
injofern letzteres die rechtliche Ordnung des gefammten Privatrechts begreift. Demgemäß 
wird dad Handelsrecht noch heute, wenn auch faum in den Bearbeitungen des römifchen 
Civil» oder Pandektenrechts, doch häufig in den Lehr- und Handbüchern des deutſchen 
Privatrechts als bloßer Unterabfchnitt des allgemeinen Privatrechts dargeftellt. Offenbar 
entfpricht eine ſolche Auffaffung dem Grundgedanken des modernen Staats und Geſell— 
ſchaftslebens, daß auch im Gebiete der ‘Privatrehtsbeziehungen Ein Recht für Alle beftchen 
joll; ein Princip, welches dadurch in feiner fundamentalen Bedeutung nicht beeinträchtigt 
wird, daß diefe oder jene Reihe rechtlich beveutiamer Erſcheinungen und folglich auch die 
Anwendung der diejelben normirenden Rechtsſätze thatſächlich auf einzelne Gebiete des 
Berfehrs oder Klaſſen von Menfchen befchräuft bleibt. Während in diefem Sinne, ‚aber 
aud nur in dieſem Sinne, ale willenichaftlih und geſetzgeberiſch von einem befonderen 
Yandwirtbichafts=, Bergrecht u. dgl. die Rede fein kann, ohne daß dadurch die ideale 
Einheit des Privatrechts in Frage geftellt ericheint, wird fortwährend Das Handelsrecht in 
der Regel, zumal jeit feiner Codification, als ein, zwar mit dem allgemeinen Civilrecht in unver: 
tennbarem Zufammenhang ftehender, aber doch durchaus felbitftändiger Rechtszweig betrachtet. 

Der Widerjpruc gegen das Poftulat der Nechtdeinheit, welcher dem Handelsrecht 
eigen iſt, infofern es als ein Sonderrecht des Handels auftritt, erflärt ſich indeſſen 
vollkommen aus der geiichtlichen Entwickelung. 


J. Geſchichtliche Entwickelung.“ 


Das römiſche Recht kennt keine Ausſcheidung eines Specialhandelsrechts. Was ſich an 
Rechtsinſtituten und Normen, welche weſentlich den Handelsverkehr berühren, dort vorfindet, 
bildet in den Schriften der Juriſten, wie in den Geſetzbüchern einen integrirenden Beſtandtheil 
des bürgerlichen Geſammtrechts. Unzweifelhaft hat gerade der zunehmende Handelsverkehr einen 
überaus wichtigen Einfluß auf den Verlauf der Rechtsbildung geübt. Durch die VBerfehröbe- 
vührung mit anderen Staaten und Bölfern vollzog fich eine große Umwandlung des biäher 


») Andeutungen über biefe mit Nachweiſen der Literatur fiche bei Sol dſchmidt, Handbuch 
des Handelsrechts 1, $ 3ff.; und eine kurze Ueberficht bei Endemann, das deutſche Handelsrecht, 
2. Auflage, 8. 4. Umfaflende und ausführliche Bearbeitungen der Geſchichte des Handelsrechts 
liegen bis jest nicht vor. 
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ſtarr in ſich abgejchloffenen urfprünglic nationalen Privatredits. Das legtere wurde 
durch Anerfennung der als jus gentium bezeichneten, von den erweiterten Verkehrsbe— 
dürfniffen geforderten Formen und Regeln fichtlich erweitert, beweglicher gemacht und der 
fortichreitenden wirthichaftlichen Gultur angepaßt. Man muß demnach Tagen, daß in der 
mittleren und päteren Seit des römischen Reichs gerade der Handelsverkehr weientlich 
zu der Färbung des ganzen Rechtszuſtandes beigetragen bat. Allein es zeigte ſich ebenjo 
wenig Neigung, für den Handel auch nur eine befondere Unterabtheilung des bürgerlichen Rechts 
zu Ichaffen, als dies für irgend einen anderen Zweig der menjchlichen Thätigfeit der Fall war. 

Die Urſache diefer Ericheinung lag nicht etwa blos in der juriftifchen Anfchauungs- 
weile der Wiſſenſchaft und Geſetzgebung, ſondern weientlih in den wirthichaftlicen und 
joctalen Zuftänden Roms. Nicht als ob es an einem großartigen, viel verzweigten 
Handelöverfehr, oder an der Neigung zum Handel gefehlt hätte Wohl, aber 
hinderte die Stlavenwirtbichaft und der damit gegebene Großbetrieb bis über die Periode 
des clafjiichen Rechts hinaus jo gut wie vollftändig, daß ſich der Handel als freier Ars 
beitözweig zu einer eigenen feften Berufstätigkeit Vieler, jet es unmittelbar in ber 
Bewirkung des, Umfates, ſei e8 in den mittelbac den Umſatz fürbernden und unter: 
ſtützenden Gefchäften, wie Transport, Commiſſion u. dgl., geftaltete. Notwendig erfcheint 
der römiſche Handelöverfehr, wenn auch nicht quantitativ, doch qualitativ dürftig, weil eine 
Menge der Functionen, welche jetzt nach dem nur für freie Arbeit gültigen Princip der 
Arbeitsteilung in großer Mannichfaltigkeit als freie Ermwerbsarbeit auftreten, damals 
großentbeild von den großen Gapitaliften und Unternehmern durch ihre umfreien Leute 
vollzogen wurden. Jeder mochte zwar Handel treiben, gelegentlich oder fortwährend, allein 
e8 fehlte nad der Stellung, welde die Arbeit in dem römiſchen Staate einnahm, alles, 
was die Ausübung des Handels zu einer wirthichaftlichen Lebensaufgabe macht, geſchweige 
denn, Die dieſer Aufgabe ſich widmenden Perſonen ald einen befonderen Stand, fer es 
auch nur im wirtbichaftlichen Sinne, evicheinen läßt. Unter ſolchen Verhältniſſen konnte 
feine Beranlaffung fein, ein Specialrecht des Handels aufzuftellen, und als in der fpäteren 
Zeit allenfalls Anfänge Dazu fich zeigten (tit. Cod. IV, 59, 60, 63; Nov, 136), mar 
die Epoche lebendiger Rechtsbildung vorüber. ') 

Bon einem befonderen Recht des Handels ift erſt im Mittelalter die Nede. Zunächſt 
gab dazu die für jene Zeit harakteriftiiche ftändtiche Gliederung eine Grundlage. Unter 
der Herrichaft der Ideen, nach welchen die bürgerliche Gefellichaft überhaupt in eine Reihe 
von Ständen mit verſchiedenen Etandesrechten zerfiel, gab es auch einen eigenen Kauf: 
mannsftand. Derjelbe hatte nach allgemeinen Nechtögrundjägen die anerfannte Be— 
fugniß, in den Gilden oder Gollegien fein eigenes Statutarrecht zu erzeugen und jeine 
eigene, für die Gildegenoſſen häufig fogar auf fremde Markt: und Hafenpläge ausgedehnte 
(eonfulartjche) Gerichtsbarkeit auszuüben. Zugleich walteten Gründe, welche aud) dem 
objectiven Wejen nach das aus dem Kaufmannsftande hervorgegangene Recht mit dem 
übrigen Civilrecht oder dem Privatredht anderer Stände in Gegenfag brachten. Die 
ſchematiſtiſche Richtung der Nechtsbehandlung führte in raſchem Zunehmen zu einer über: 
mäßigen Künftlichfeit de3 materiellen Rechts und ebenfo notbwendig zu einer außerordent— 
lichen Weitläufigkett des Procefgangs. Dem aufitrebenden Handel war Dies unerträglid). 
Nothwendig mußte er darnach ftreben, für feinen Nechtöverfehr eine andere Bahn einge 
ichlagen, das geſunde materielle Recht geſchützt, oder, wenn dies jo einfach nicht geichehen 
fonnte, wenigftens Die Ichlimmften Episen und Auswüchſe der gemeinen, die Nafchheit, 
Einfachheit und Sicherheit der Nechtshülfe fichtlich aefährdenden Rechtslehre abgeftumpft zu eben. 





Siehe bie Literatur über römische Zuftände Goldſchmidt T, 8.4, Nr. III; zur Eharaf- 
teriftit des römischen Handelsrechts daſelbſt 8. 37, Note 3; über die wirtbichaftlichen Zuftänbe 
und berem Folgen in ver Redhtsentwidelung Endemann, $. 4, Nr. I und 8. 74. 88. 
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Dieſer Widerſtreit des faufmännifchen wider das übrige bürgerliche Recht wurde aber 
um jo größer,. je mehr das letztere von wirthichaftlichen Anfichten geleitet wurde, denen 
der Handelöverfehr feindlich erſchien und in Wirklichkeit feindlich war. Jenes fanonifche 
Dogma, meldes gewöhnlich als Wucherwerbot bezeichnet wird, mußte eigentlid) den Handel 
völlig verdammen. Wenn ſich dies unmöglich erwies, und wenn auch "der ftrenge kirchliche 
Lehrſatz, der confequent zu der veinften Naturalwirthſchaft zurüditvebte, fich der Macht 
des reellen Lebens beugen und den Handel dulden mußte, jo blieb doch die von der 
kirchlichen Orthodoxie geleitete Theorie und Gejeggebung nothwendig bemüht, zum Schutze 
der ſog. kanoniſchen Gerechtigkeit gegen die Speculationsluft den Verkehr mittelft einengender 
Rechtögrundfäge zu überwachen. Indem diefe Richtung das gefammte bürgerliche Recht 
beherrichte und zu einer Menge von Präventiomaßregeln, Unterfcheidungen und Beichräns 
kungen führte, war der Handel auch von diefer Seite her genöthigt, die dem freien Ver— 
fehr auferlegten, überaus drüdenden Feſſeln zu lockern, oder, was oft nur in den künſt— 
lichiten Wendungen möglid) mar, zu umgeben. 

Anfangs trat das Handelsrecht mur als zerfplitterte® Statutarrecht einzelner Cor— 
porationen oder Städte auf. Indeſſen führte der inſtinctiv Rechtseinheit juchende und 
findende Trieb des Handelsverkehrs allmählich zu einer gewiſſen Gemeinſamkeit. Angefichts 
der unwiderſtehlichen Thatſachen Jah fich die Doctrin genötbigt, in immer größerem Umfang 
Eigenthümlichkeiten und Abweichungen des kaufmännischen Rechts gutzubeigen. Und wenn 
fie Died zuerft nur an wereinzelten Stellen ihres Syftems that, jo fam doc nach und nad) die 
Zeit, wo geradezu Dad jus mercatorum et mercaturae, namentlib in feinem viel 
fältigen Gegenfag gegen das Wucherdogma, — denn eben von dieſem Standpunfte geben 
die erften Darftellungen aus) — Gegenftand befonderer Bearbeitung, damit freilich 
oft genug auch wieder Opfer derfelben Methode wurde, gegen welche ver Handelöverfehr von 
Haufe aus das höchſte Widerftreben empfinden mußte. 

Auf dieſe Weiſe bilvete ich, wie in allen Yändern, jo auc in Deutichland, wo die 
bedingenden Urſachen ganz diefelben waren, wie in den romanischen Yändern, der Begriff 
eines Sonderrechts, zunächft getragen von dem Stand der Kaufleute, innerlich aber zu— 
gleich geftütt auf fachliche Abweichungen von dem gemeinen Nechtözuftand. Seinen Aus— 
drud fand es hier hauptſächlich in den Rechtsbüchern der handeltreibenden Städte. Durch 
die Reception der fremden Rechte ging aber auch auf dieſem Gebiete das nationale Element 
bis auf wenige Reſte unter. 

Gegen die neuere Zeit hin fielen die Gründe, welche zu der Entftehung eines eigenen 
Handelsrechts mitgewirkt hatten, zum großen Theil hinweg. Das Ständewefen der älteren 
Zeit fand in dem modernen Staate fein Ende, Der Haufmannsitand als folder konnte 
feinen Anfpruch mehr darauf erheben, ein bejonderes Standesrecht zu bejigen. in 
folche8 mußte immer mehr als unerträglide und unausführbare Anomalie erſcheinen. Da 
ferner die fanoniftifche Wurherlehre zum größten Theile überwunden wurde, verſchwand 
infoweit das Bedürfniß beſonderer Rechtfertigung oder Erleichterung, welches das Handelö- 
vecht vordem dieſer gegenüber zu fuchen hatte, Deshalb zeigt fich denn auch der Gegen- 
fat ımd die Fortbildung des letsteren eine geraume Zeit hindurch minder intenfiv, ward 
häufig ſogar faſt vergeſſen. 

Nichtsdeſtoweniger blieb der innere Grund, das Handelsrecht als eine Beſonderheit 
anzuſehen, der für den Handelsverkehr ungenügende, in der alten Methode forterhaltene 
umd von dem vealen Yeben weit überholte Zuftand des Privatrechts, zurüd. Ya er trat um 
fo deutlicher in den Vordergrund, je mehr man in der Neuzeit anfing, an dem über— 
fommenen Zuftand des gemeinen Privatrechtd vom Standpunkte des Vertehrsbedürfniſſes 


N Siehe fiber die Literatur dieſer Periode Goldſchmidt I, $. 8; und über die Zuftände 
des Handels $. 5. 6; desgl. Endemann, $. 10, Nr. I und & 5, Nr. II. 
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aus Kritit zu üben. Mit neuem Eifer machte der Handel Forderungen nad) einem anderen, 
feinem Welen und feinen neuen Erſcheinungen entiprechenderen Rechte geltend. Aber 
die Bafis eines Specialhandelsrechts war jept eine andere. Einmal mußte daſſelbe, 
wenn es nicht mehr Standesredht der Kaufleute fein fonnte, und das war unmöglich, 
da es eine corporativeAbgeichloffenheit Des Tegteren nicht mehr gab, weſentlich auf den Begriff 
eines ſachlichen, durch die Eigenheit der objectiven Handelsverkehrsverhältniſſe bedingten 
Sonderrechts gejtellt werden. Sodann war ed, feitdem es in dem beftehenden Staats- 
wejen für felbftitindige Rechtserzeugung des gefammten Voltes ſowohl, wie einzelner Kreife, 
feinen rechten Boden mehr gab, unvermeidlich, daß die Fortbildung der ftaatlichen Geſetz— 
gebung anheint fiel. Die Normen, deven er bedurfte, hatte der Handel von nun an weſentlich 
bet der Stantögewalt zu fuchen und in von Staats wegen erlafjenen Gejegen zu finden. 

Auf diefem Wege gelangte das Handelsrecht, nachdem es ſchon früher mancherlei 
mehr oder minder umfaſſende Regelungen empfangen hatte, in der jüngften Periode feiner 
Entwidelung bei der förmlichen Codification an. Nur fo konnte das vor allen Dingen 
tief gefühlte, durch Die erweiterten Verkehrsbeziehungen bervorgerufene Bedürfniß, nach 
Nechtseinheit, wenigftens innerhalb eines jeden größeren Staates, befriedigt werben. 

Nach dem Vorgange umd meift nad dem Borbilde des franzöſiſchen Code de 
commerce find in faft allen europätichen Staaten ausführliche Handelsrechtsorduungen 
erlaſſen worden. 2) Jetzt hat auch Deutichland fein Handelsgeſetzbuch. 

Es wird ſich fragen, ob nicht in näherer oder fernerer Zukunft das Handelörecht 
wieder mit dem allgemeinen Civilrecht verſchmolzen und damit die unter allen Umständen 
unnatürlihe Abgrenzung deſſelben, aus welcher im Zuſammenhang mit einer eigenen 
Handelögerichtsbarfeit und einem eigenen Handelsproceß notbwendig eine Duelle von 
Gonflicten wird, vermieden werden fan. 

Uebrigens ift neuerdings bereits mehrfach der Gedanke beſprochen worden, nicht mur 
in willenfchaftlicher Gonftruction, fonden auch ım Wege einer Codification dem Welt— 
handel ein internationales Handelsrecht darzubieten. 


I. Die Quellen des befiehenden deutfchen Handelsredhts 


find folgende: 
A. Pofitive Geſetze. Unter diefen ſteht voran: 

1. Das deutſche Handelsgejegbud. Nachdem mehrfache Anregungen vor 
1850 nicht zum Ziele geführt hatten, wurde durch Beſchluß der Bundesverfammlung tm 
Jahre 1856 die Ausarbeitung eines Handelörechtscoder veranlaft und in den Jahren 
1859 bis 1861 vollendet. 2) Der aus den Berathungen zu Nürnberg und Hamburg 
bervorgegangene, von dem Bunde gebilligte Entwurf konnte nad der damaligen Ber: 
faffung Deutjchlands nur durch die Eingelgefeggebungen in Kraft treten. Im Berlaufe 
der Jahre 1861 bis 1865 fand die Publication mitteljt befonderer Einführungsgefege in 
den meisten deutſchen Ländern ftatt.3) Das Handelsgeſetzbuch galt alfo in jedem deutjchen 
Staate formell nur ald Barticulargefeg, war mithin aud an fich particularen Abänderungen 
ausgefegt. In diefer Weile gilt das Geſetz no zur Stunde im Gebiete des Norddeutſchen 
Bundes, mit Ausnahme von Yippe-Büdeburg und eines Theils des preuftichen Jadegebietes, 
4 ') Diefelben find (bis 1861) vollftändigft und mit ber zugebörigen Literatur angeführt, bei 
Goldihmidt, $. 10ff; fiche auch Thöl, 8. 6 und zur Ergänzung der neueſten Gefchichte 
Endemann, &. 7, Nr. I. 

2) Das Nähere über die Pa ar ber Bearbeitung, bie — Zufammenfeßung der 
Eonferenz, Protocolle, Krititen u. ſ. w uk Goldihmidt, 1, S. AH; von Hahn, Komm. 
I, 8. 4ff.; Endemann, 8.7, * 11, ı 

”) Golpf chmidt, I, S. 180, 522; abgedrudt find fie in der Ausgabe des Handelögejep- 


in es ae Würzburg 1567. Bolt. Ucberfiht in Buſch's Archiv für Handelsrecht, 
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wo das Handelsgeſetzbuch bisher nicht publicirt worden ift, ſowie in den ſüddeutſchen 
Staaten Batern, Wiürtemberg, Baden, Heſſen und in Defterreich, und zwar nicht blos 
in Deutjchöfterreich, jondern auch in einem großen Theile feiner außerdeutſchen Lande. 

Wenn auch bier und da durch die Legislation der Einzelftaaten einige Abänderungen 
beliebt oder Ergänzungen, zu denen die nicht gerade feltenen und aus dem Standpuntt 
des damaligen deutſchen Bundesrechts erflärlihen Vorbehalte des Handelsgeſetzbuchs zu 
Gunſten der Particularrechte Beranlaffung gaben, zugefügt worden find, fo ift Doch im weſent— 
lichen, joweit der Umfang des Geſetzbuchs reicht, eine thatfächliche Rechtseinheit begründet 
worden. Tür die zum Norddeutſchen Bunde vereinigten Staaten ändert ſich jedoch das 
Berhältnig infofern, al8 nad dem von dem Bundesrathe vorgeichlagenen und von dem 
Reichstage angenommenen Geſetz das Handelögelegbudh vom 1. Januar 1870 an im 
ganzen Bundeögebiete als Bundesgeſetz eingeführt wird.!) 

Da das Handelsgeſetzbuch keineswegs eine abjolut vollitändige Codification des ge— 
fammten Handelsrechts geliefert hat und nur injoweit, als es in dieſem Sinne disponirt, 
das bisher beitandene Recht bejeitigt, jo fommen neben ihm 

2. immer noch möglicherweife älteres Handelsrecht, jei dieſes geichriebenes 
(particulare), jei es ungejchriebened (gemeines), oder in Ermangelung eines pofitiven 
Hanvelörechtögejeges oder Handelsgebrauchs, das allgemeine bürgerliche echt zur Ans 
wendung. %) Indeſſen erweiſt fi das Handelsgeſetzbuch doch von joldhem Umfange, daß 
der Rüdgriff auf die älteren Hanvelsrechtögejege, Markt, Mäklerornungen u. del, 
welche noch viel unvolljtändiger waren, im ganzen ſelten. Ungleich mehr Gelegenheit 
bleibt übrig zu dem Nüdgriff auf das gemöhnliche, durch Geſetz oder Gewohnheit 
geordnete bürgerliche Recht; nämlich injomeit, al8 nicht das Handelsgeſetzbuch oder das 
Tonftige Handelsrecht Beitimmung trifft. 

Was die Auslegung des Handelsgeſetzbuchs anlangt, jo entſcheidet ſelbſtverſtändlich 
zunächjt der Wortlaut feiner Artikel in dem Sinn, welchen „der Geſetzgeber“ vemfelben 
beigelegt hat. Indeſſen ift das Handelsgeſetzbuch ſelbſt ſchon früher von den einzelnen 
deutſchen Staaten und jegt von der Yundeögeleggebung unverändert auf Grundlage der 
GConferenzberathungen angenommen worden. Folgeweiſe bilden die Protocolle der letzteren, 
innerhalb des nothwendig einzuhaltenden Rahmens des Geſetzes ſelbſt ein wichtiges Hülfs- 
mittel für die Erkenntniß des Sinnes, melden die Commiſſäre damit verbunden und die 
Geſetzgebung im Zweifel ſich angeeignet hat. ) 

Für die Erhaltung der Rechtsgemeinſchaft aber, welche hauptſächlich darauf beruht, 
daß die Auslegung des Geſetzbuches einer einheitlichen höchſten Inftanz zukommt, iſt für 
den Umfang des Norodeutichen Bundes dur die von dem Reichstage (1869) beichloffene 
Einfegung eined Bundes-Oberhandelögerichts gleichzeitig mit der Einführung des Handels— 
geſetzbuchs als Bundesgeſetz gelorgt. 

B. Das Gewohnheitsrecht. Obwohl die Berechtigung deſſelben neben dem 
pofitiven Gelet im Gebiete des Handelsrechts ebenjo gut anerkannt ift, als in 
dem des übrigen Rechts, jo iſt doch, wie oben bereits angedeutet, von Gewohn— 
heitSnormen in demſelben Maße nicht mehr zu jagen, als die pofitive Geſetz— 
gebung die Fixirung der Nechtsfäge übernimmt. Neben dem Handelsrechtscoder ift bei 
der zur Zeit vorhandenen Yage der Dinge, wonach auch der Handel fid) gewöhnt hat, 


) Zur Zeit ift das Geſetz (während des Drudes) noch nicht publicirt; indeſſen fteht die 
Publication nahe bevor. Dafjelbe hebt zugleich alle Abänderungen, welde das Handelsgeſetzbuch 
durch Particulgrgejeße erfahren bat, mit einigen Vorbehalten auf und läßt nur die Ergänzungen 
beftehen. Siehe über feinen Inhalt Buſch's Archiv für Handelsrecht, Band 16. 

2) Art. 1. — Goldſchmidt, I, $. 33. — 

3), Eiche Über die Protocolle von Hahn, l, $. 16; Goldſchmidt, I, $ 34; Zeitſchrift 
für Handelsrecht, X, S. 410. 
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die Fortbildung des Rechts weſentlich von der Hülfe der ſtaatlichen Legislation zu erwarten, 
und bei der Bereitſchaft der letzteren, dieſer Erwartung zu entipreden, der ſelbſt— 
ftändigen Erzeugung größerer Nechtsfäge unmittelbar aus der Uebung des Verkehrs heraus 
faum noch Raum gelafien. Die Gewohnheit product in der Regel nur noch unter- 
geordnetere Auslegungs= Ergänzungsfäge, Formen u. dgl.; ausgenommen diejenigen Gebiete, 
wie Verſicherungs⸗, Verlagsrecht u. dgl., denen es an einer gemeinfamen, meift auch an 
einer particularen Negelung durch Geſetz gänzlich) gebricht. In dieſem Sinne gibt es 

1. Handelsgebräude, Ufancen, auf welche Art. 1 des Handelsgeſetzbuches aus: 
drüdlich fir den Fall zunächſt verweiſt, daß es jelber feine Beſtimmung enthält, womit 
zugleich auögebrüdt wird, daß der Handelögebraud feine derogatoriſche Kraft dem 
Handelsgeſetzbuch gegenüber haben und daß jede ältere dem Handelsgeſetzbuch widerjtreis 
tende Gewohnheit befeitigt fein ſoll.) Diefe jo bezeichnete Handels oder kaufmännifche 
Gewohnheit ift ihrerſeits eine particulare, häufig ſogar nur Tocale eines beſtimmten 
Handelöplates, einer Börſe u. |. w., oder eine gemeine. Die Borausfegungen, nach denen 
beurtheilt wird, ob wirflidy ein rechtswirkender Gebrauch vorliegt, find dieſelben, wie bei 
jedem Gewohnheitsrecht. Erkannt wird Die Ufance häufig, wenn dies auch nicht das 
einzige nothwendige Mittel iſt, durch Aufzeichnungen, Zeugniſſe Parere's) der Handels: 
corporationen, Handelsfammern, Börfen, beziehungsweiſe der diefelben vertretenden Beamten, 
durch Parömien, oder thatfächliche Hebung, wie fie fih namentlid in gewiſſen Formen und 
Formeln für beftimmte Rechtsverhältniſſe oder Geſchäfte ausſpricht. Im Notbfalle muß 
ver Handelsgebrauch erft bewieſen werben. 

Seine größte Bedeutſamkeit hat der Handelgebrauch dadurch, daß er zur Auslegung 
der Intention der Betheiligten dient. Wo ein anerfannter Gebrauch befteht, muß im Zweifel 
unterftellt werden, daß ſtillſchweigends mit Unterwerfung unter denfelben verfahren wird. 2) 

2. Die Hebung der Handelsgerichte ift vielfach eben wohl nur ein Zeugniß 
des beftehenden Handelsgebrauchs. Allen, wie die Nechtöpflege überhaupt, fo kann auch 
die Nechtöpflege des Handel als usus fori unmittelbar für die Fortbildung des 
Nechts thätig fein. Inſofern werben daher die Präjudizien dev Gerichtöhöfe, namentlich 
der höheren und höchften, unter welch letzteren für Deutjchland feither der zu Lübeck verdientes 
Anjehen genoß, nicht nur für die Auslegung der pofitiven Normen, fondern auch fir 
das außerhalb der letzteren gelegene Recht eine wichtige Diuelle.?) 

c. Die Wiſſenſchaft endlich hat hier, wie in dem geſammten Rechtsgebiet, vie 
Aufgabe, theild das beitehende Recht zu erflären und deſſen Erkenntniß auf die Teitenden 
Principien zurüdzuführen, theil® aber auch durch die Erkenntniß des inmerlih Nothwen— 
digen die Wortentwidelung des Rechts im Fluſſe zu erhalten, worzubereiten und häufig 
. jogar, insbefondere da, wo pofitive Geſetze nicht vorhanden find, zu vollenden. *) 


II. Literatur, 


Das Handelsrecht hat eine reiche Literatur, zumal wenn diejenige fremder Rechte, 
welche bei dem internationalen Charakter Des heutigen Großhandel jehr oft 
praltiſch berückſichtigt werden muß und ebenſo oft für die wiſſenſchaftliche Erkenntniß 
auch in Betreff der Vergangenheit Bedürfniß wird, mit heranzuziehen iſt. Eine Ueber: 
ſicht derſelben für das Alterthum, das Mittelalter, "die Neuzeit bis zu den Godificationen 

i) Siche — $. 36; von Hahn, I, S. 3 gegen Thöl, $. 114, Wr. III, 
4; Endemann, $. 6, Note 17. 

2) —— I, F 35; Endemann, 8.6, Nr. II; Sammlungen ſiehe Gohd— 
Schmidt, 1, 8. 31, Mr. V, VIL 

3 Sammlungen fiehe Serbien, I, $. 31, Dr. VI; Endemann, 8. 10a. €. 

* Endemann, $. 6, Nr. ILL: vergl. Boldihmibt, l,s 44 3. A. 

1?) Siehe dazu einige Ergänzungen neueren Datums bei Endeman n, 8. 10. 
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und nach den Godificationen, ſowie insbeſondere des Deutjchen Handelsrechts Liefert vor 
allen anderen Werfen Goldſchmidt a.a. O. 8.4—14, 31.) Die ältere, roma— 
nifche (Stracha, Scaccia, Anſaldus, Cafaregis), wie deutſche (Mider, Euppener, Marguard 
u. 9.) Yiteratur bat nur noch hiſtoriſches Intereſſe. Ein Gleiches gilt zum großen Theil 
felbft von den Werfen der neueren Zeit, jofern fie vor dem den Inhalt und die Grund- 
lagen wejentlich umgeftaltenden deutichen Handelsgeſetzbuch Liegen Martens, Bender, Pöhls, 
Heife). Seit Erfcheinen des letztern zerfallen die Bearbeitungen in ſyſtematiſche und 
commentivende. Kürzere ſyſtematiſche Darftellungen finden ſich in allen neueren Lehr- und 
Handbücern des deutſchen Privatrecht, unter denen die von Gerber, Bluntſchli, Befeler 
in ihren jüngften Ausgaben bauptfächlich zu erwähnen. Selbititändige ſyſtematiſche Werte 
über das Handelsrecht in feiner Gejtaltung nach dem Handelsgeſetzbuch jind von Thöl 
(der in der 4. Auflage feines Werkes menigftens die Reſultate des Handelsgeſetzbuchs 
zugefügt hat), Gad, Auerbach, Goldſchmidt (Handbuch, bis jest Band I, Abth. 1 und 2), 
Endemann. Unter den Gommentaren müllen als die bebeutenpften genannt werben die 
von Hahn, Makower, Anſchütz-Völderndorff. Mannichfaches Material bieten auch Die 
Gommentare von Koch (befonders für Preußen), Wengler und Löhr. — 


IV. Der Umfang des Handelsredts, 


wie es aus den vorgedachten Quellen hervorgeht, muß um feiner Anmendung willen beſtimmt 
werden, fobald dafjelbe in Gegenfag zu dem fonftigen Privatrecht tritt und namentlich ſobald 
mit dem Handelsrecht eine eigene HandelögerichtSbarkeit verbunden wird. Diejer Umfang würde 
an fi) ald durch den Begriff des Handels gegeben betrachtet werben fünnen. Allein Die 
pojitiwen Geſetze haben feineswegs alles, was im weitejten Sinne Handel, d. h. Vermittelung 
zwiſchen Production und Conſumtion, heißt, den handelsrechtlichen Normen unterwerfen zu Dürfen 
geglaubt. Insbeſondere ift in dem Handelsgeſetzbuche eine Grenze des Handelsbegriffs als 
Kriterium für die Competenz des Handelsrechts gefucht worden, Die, wenn fie aud) der Grund— 
idee nad auf das Richtige hinausläuft, im einzelnen äußerſt fünftlich wird, eine dem Leben 
widerjtrebende Trennung und eine Menge von Zweifeln oder Unficherheiten hervorruft. 

Das Handelsgeſetzbuch ſchließt zunächft vom Begriffe des Handelsgeſchäftes und damit 
vom Handelövechte aus alle Verträge über Immobilien (Art. 275), was jepod ben 
bandelörechtlihen Charakter der Immobiliawverfiherung nicht alterirt Im übrigen 
beitimmt dafjelbe die Competenz nad) einem gemiſchten Syſtem, nämlich hauptſächlich nach 
dem objectiw fachlichen Begriff des Handelsgeſchäftes und der Handelsſache, zum Theil 
aber auch, worin denn Die legten Erinnerungen an das frühere Standesrecht hervortreten, nad) 
dem ſubjeetiven Begriff des Naufmanns.!) 

A. Für abfolute Sandelsaefchäfte, d. h. für ſolche, die dies unter allen Um: 
ftänden find, aud wenn ſie vereinzelt (micht gewerbsmäßig) und von einem Nichtfaufmann 
gemacht werden, werben erflärt (Art. 271): 1) der Kauf ober die anderweite Ans 
ſchaffung von Waaren, anderen beweglichen Sachen, von Staatöpapieren, Actien oder 
anderen handelsmäßigen Werthpapieren, um Diejelben wieder zu veräußern, wobei es 
feinen Unterfchied begründen foll, ob die Veräußerung der Waaren in Natur oder nach 
vorgängiger Bearbeitung oder Verarbeitung geſchieht; 2) Die Uebernahme einer Yieferung 
der unter 1. bezeichneten Gegenjtände, jofern fie der Uebernehmer zu dieſem Zwede an: 
ſchafft; alſo mit Ausſchluß der Yieferungsgeichäfte aller Producenten; 3) die Uebernahme 
oder Berficherung gegen Prämie; 4) die Uebernahme der Beförderung von Gütern oder 
Reifenden zur Zee, Im ganzen follen durch diefe Nubriten Die eigentlichen Speculations: 
geſchäfte "unter das Handelörecht geftellt werben. 


i) Bgl. Goldſchmidt, I, 8. I, 42; Endemann, $. 1, 5; von Hahn, II, ©. ı fl; 
auch zur Erklärung der folgenden Definitionen und ber daraus entfpringenden vielſachen Zweifel. 


416 Il. Das Brivatredt. 


B. Relative SHandelögefchäfte, d. h. folde, melde es nuc unter gewiſſen 
Borausfegungen find, gibt e8 in zwei Gruppen. 

1) Wenn gewerbsmäßig betrieben (Art. 272), find Handelsgeſchäfte: a) die Hebernahme 
der Bearbeitung oder Verarbeitung beweglicher Sachen für Andere, fofern der Gewerböbetrieb des 
Unternehmers über den Umfang des bloßen Handwerks hinausgeht; b) die Bankier- und Gelb- 
wechölergeichäfte ; o) die Geſchäfte des Commiffionärs, Spediteurs, Frachtführers und der für den 
Perfonentransport beftimmten (größeren) Anftalten ; d) die Bermittelung oder Abſchließung von 
Handelsgefchäften für andere Perfonen, alfo namentlich die der Mäflerthätigfeit ; e) die Ver— 
lags⸗, Buch- und Kunfthandelsgeichäfte, Die Gefchäfte der mehr als handwerksmäßigen Drudereien. 

Damit werden alfo gewiſſe Geſchäftszweige, und zwar die meiften unter Abgrenzung 
gegen denjenigen Betrieb, der nur als Handwerks- ober Kleinbetrieb erjcheint, als handels- 
mäßige anerkannt. Da aber die Gewerbsmäßigfeit, welche vorausgeſetzt wird, zugleich 
den Begriff des Kaufmanns begründet, jo ift damit auch ſchon der Uebergang zu der 
fubjectiven Grundlage der Handelsrechtöfompetenz gegeben. 

Das Handelögefegbuch kennt ferner Gefchäfte, die, wenn auch nur einzeln, nicht 
gewerbsmäßig vorgenommen, Handelsgeſchäfte find, 

2) ſobald fie von einem Kaufmann gemacht werden. Dahin, d. h. von einer Perſon, 
welche thatfächlich in gewerbömäßiger Weile Handel treibt, gleichwiel ob fie dies gegen 
polizeiliche, adminiftrative oder ähnliche Verbote thut (Art. 276), gehören: a) alle unter 
Nr. 1 aufgeführten Geſchäfte (Art. 272, Ab. 2. Site bleiben trog vereingelter Vor— 
nahme Handelsgefchäfte wegen der Kaufmannsqualität deſſen, der fie macht, auch wenn 
fie nicht zu dem Gewerböbetrieb veflelben gehören. b) Außerdem alle einzelnen Gejchäfte 
eines Kaufmanns, welche zum Betrieb feines Hanvelsgewerbes gehören (Art. 273), wie 
insbejondere die gewerbliche Weiterveräußerung der zu dieſem Behufe angeichafften (nicht 
der von ihm felbft producirten) Waaren, beweglichen Sachen und Werthpapiere, jedoch 
wieder unter Ausichluß der Weiterveräußerungen, welche von Handwerkern nur in Aus— 
übung ihres Handwerföbetriebs geſchehen; ſodann die Anſchaffung von Geräthen, Material 
und anderen beweglichen Sachen, die bei dem Betriebe des Gewerbes unmittelbar benutzt 
oder conſumirt werden. Dazu fommt noch die ausdehnende VBermuthung, daß im 
Zweifel jeder von einem Kaufmann geſchloſſene Vertrag und bis zum Beweiſe des Gegen= 
theil8 jeder von einem Kaufmann gezeichnete Schuldſchein als zum Betriebe des Handels- 
gewerbes gehörig angefehen werden ſoll (Art. 274). 

Es find unter diefer Kategorie alfo einmal die fog. Realiſirungs-, ſodann bie 
Hülfsgeichäfte zufammengefaßt. Zu den legteren gehört füglich die Beichaffung der Ars 
beitöträfte für den Gemwerböbetrieb, das Engagement der Gehülfen, Procuriiten u. |. w., 
welche jedenfalls Handelsjache, nach der Faflung Des Art. 273 aber auch Handelsgeſchäft ift. 
Dan kann alfo jagen, daß alle Anfchaffungen für den handelsmäßigen Gemwerböbetrieb an Sachen, 
mit Ausnahme der Dazu nöthigen Immobilien, mit denen fi ein für allemal das 
Handelsrecht nicht befallen full, an Capital (Darlebn) und Arbeitstraft bandelsrechtliche 
Natur befigen. 

Enplih muß noch bemerkt werben, daß (Art. 277) für die an fubjective Voraus- 
jegungen gefmüpften Handelsgeſchäfte die ältere Idee, wonach, wenn nur der eine Con— 
trahent Kaufmann war, das Geſchäft nur auf deſſen Eeite als Handelsgejchäft gelten ſollte, 
wenigftens infoweit aufgegeben worden ift, daß die Beſtimmungen des Handelsgeſetzbuchs 
in feinem 4. Buche auch auf ſolche Geſchäfte anzuwenden find, welche nur auf der Seite 
des einen Contrahenten (wegen deſſen Kaufmannsqualität oder gewerbsmäßigen Betriebs 
jiche oben Nr. 1) als Handelsgeſchäfte ericheinen; es fer denn, daß Die betreffenden Be— 
ſtimmungen ihrem Inhalte nach ſich nur auf denjenigen beziehen, auf deſſen Seite das 
Geſchäft ein Handelsgeſchäft ift. 


Die Folge der Eigenjchaft eines Geſchäfts als Handelsgeſchäft auf Grund dieſer 
Beitunmungen befteht darin, daß es nach Handelsrecht beurtheilt wird und, je nach Maß— 
gabe der Gerichtsordnung, unter das Handelsgericht füllt. Unter Beurtheilung nad) 
Handelsrecht aber ift nicht etwa blos die Beurteilung nach dem Handelsgeſetzbuch zu 
verftehen. Denn über mande der von ihm für Handelsgeſchäfte erklärten Verhältniſſe 
enthält es feine weiteren Beſtimmungen, wie 3. B. über den Verlagdvertrag, den Ber: 
jonentransport, die außer der Seejidyerung vortommenden Verficherungsverträge. 

Mit den angeführten Handelsgeſchäften ift jedoch die Competenz nicht einmal des 
Handelsgeſetzbuchs „, geſchweige denn des Handelsrechts, abgeſchloſſen. Das Handelsrecht 
fommt noch in anderen Verhältniſſen zur Anwendung, welche nicht zu jenen Handelsgeſchäften 
gehören. Das Handelsgeſetzbuch jelbft kennt den Begriff von Handelsſachen (Art. 1), 
welcher weiter, als der der Handelsgeſchäfte, dieſe Letsteren zugleich mit umfaßt.") 

Handelsſache und damit dem Handelsrecht unterworfen ift zunächſt ſelbſtoerſtändlich 

1) alles, was das Hanbelögefegbuch normirt. Der gefammte Inhalt deffelben ift 
aber handelsrechtlich. Mithin gehören hierher die Rechtsverhältniſſe der Hanvelsgejell- 
Ichaften nad) innen, wie nad aufen, jomeit nicht jchon die Nechtöbeziehungen nach außen 
unter den Begriff der Handelsgeichäfte fallen, in ähnlicher Weiſe die Rechtsverhältniſſe 
des Principals zu den Gehülfen, Bevolkmächtigten oder Beaufragten, einſchließlich der aus 
der Stellvertretung entjpringenden Haftbarkeit Dritten gegenüber; das Firmenrecht, viele 
dem Seerecht angehörige Rechte und Berbindlichfeiten der Rheder, Schiffer u. ſ. w.; bie 
jog. accefjoriihen Nechtögeichäfte, wie Bürgſchaft, Pfandbeftellung, Dedung, fofern fie 
nicht Schon als Handels Hülfs-)gefchäfte zu betrachten find; die Beftunmungen über die 
Handelsregifter, die Pflicht der Anmeldung gewiffer Dinge, jowie über die Buchführung. 
Darauf braudt ſich aber der Begriff der Handelsſache nicht zu befchränfen. Denn es ift 

2) durch manche particulare Einführungsgefege, namentlih um einen bejtunmteren 
Manjtab für die Competenz der Handelögerichte zu gewinnen, die Rubrik der Handels- 
ſachen erläutert und wervollitändigt worben.?) 

Bei überfichtlicher Betrachtung ergibt ſich, daß als Handelsſachen vor allen Dingen, 
im Gegenfat zu den handelörechtlichen Beziehungen, welche der Einzelfaufmann ober bie 
Geſellſchaft nach aufen eingeht und die, ſoweit ihnen das Geſetz handeldmäßigen 
Charakter beilegen zu können glaubte, Handelsgefchäfte genannt worden jind, die inneren 
Berhältniffe und Vertragsbeziehungen des Handels ſich geltend machen. Der Begriff der— 
jelben knüpft fich durchweg an den Begriff des Kaufmanns, fei e8 des Kaufmanns im 
engeren Sinne, fei e8 einer Perſon, die, wie der Mäfler, Schiffer, Commiſſionär u. |. w. 
| im Redtöfinne dem Kaufmann gleichgeftellt wird; und zwar gleichviel, ob Einzelfaufmann 

oder eine vereinigte Mehrheit Handelsgeſellſchaft). Er beruht aljo wejentlih mit auf 

einer fubjectiven VBorausfegung. 

Aber auch mit denjenigen, was das Handelsgeſetzbuch ausdrüdlic zum Handelsgefchäft, 
und mit demjenigen, was es, allein oder in Verbindung mit dem Einführungsgejeg, 
indem darüber handelörechtlihe Normen getroffen werben, zur Handelsſache macht, 
ift der Umfang des Handelsrechts und feine Zuftändigkeit noch nicht abgejchloffen. Neben 
dem Handelsgeſetzbuch, da es keineswegs eine abjolut vollſtändige Godification unter 
nommen bat, eriftirt noch viel anderes Handelsrecht aus gejchriebenen und unge— 
ſchriebenen Quellen. Sonach erweitert ſich die Zuſtändigkeit des Handelsrechts und 


i) v. Hahn zu Art. 1,8. 13 Goldſchmidt, I, ©. 317; Eudemann, $. 5. Nr. LJ. B. 

2) Eine — —— von Maaßen, Ardiv für Handelsrecht, Il, ©. 257. Eine 
Definition der Handelsſachen zu demfelben ; wed j. auch in dem Bundesgefet vom 21. Juni 
1869, betr. die Errichtung eined Bundes» Oberbandelsgerichts, $. 13 (Übereinftimmenb im we— 
fentlichen mit dem preußiihen Einführungsgefete vom 24. Juni 1861, Art. 2. 47). 

v. Holgendorff, Encyclopadie der Rechtswiſſenſchaft. I. 27 


3. Das Handelsredit. 417 


418 II. Das Privatredt. 


Handelsgerichts nach diefer Seite bin bedeutend, ja die ohnehin auch nad) dem Handels: 
geſetzbuch concret oft ſehr unſichere Grenze ift im Begriff, völlig zu verſchwinden, wenn 
außerhalb des Handelsgeſetzbuchs Handels: und gewöhnliches bürgerlihes Recht häufig 
unſcheidbar in einander fließen und wenn fogar das Handelsgeſetzbuch jelbft (Art. 1) 
das letztere zugleich als ſubſidiäre Duelle des Handelsrechts anerkennt. 


V. Der Charakter des Handelsrechts 


in feiner dem gemeinen Recht gegenüber hervortretenden Eigenthümlichkeit entſpringt noth— 
wendig aus dem Charakter des Handelsverkehrs. Zum Theil erhellen die beſonderen 
Eigenfchaften und Bedürfniſſe des legteren ſchon aus demjenigen, was über die Ent— 
widelung eines eigenen Rechtes des Handeld gejagt wurde (Nr. D. 

Seinem Wefen nad) muß der Handel vor allem nach möglichſt ungehinderter Be— 
wegung ftreben. Brohibitive und präventive Rechtsſätze lehnt er ganz und gar ober bis 
auf das äußerſte Maß der Notwendigkeit ab. Die größte Freiheit der Bewegung auch 
für den individuellen Willen it aber gerade da vorhanden, wo anerkannte fefte Formen 
und Rechtsregeln befteben, welche nicht ergriffen zu werden brauchen, die aber ergriffen 
werden können und fo lange als die maßgebenden gelten, als nicht etwas anderes von 
den Betheiligten beliebt wird. Daraus erklärt fih zur Genüge, daß dem Handelövertehr 
eine gewiſſe Strenge der Rechtsformen ebenjo wenig wideripricht, als Strenge der Rechts— 
füge und ihrer Anwendung Gerade der Handel Hat jolde Geichäftsformen, wie den 
Wechſel, das Inhaberpapier erzeugt, und geht fichtlih darauf aus, einer Reihe von Ver— 
tragsverhältniffen, wie dem Frachtgeſchäft (Connoffement, Ladeſchein, Frachtbrief), ſelbſt 
dem Kauf (Firgefhäft) u. a. einen ſtriet formalen Charakter beizulegen. Gerade der 
Handel muß die einheitlichiten, Purchfchlagenditen und fefteften Rechtsprincipien verlangen 
und zugleich die Gewißheit fordern, daß je ohne Drehen und Deuteln im Nothfall von 
dem Gericht in firengfter Weile zur Anwendung gebracht werben. 

Er kann dies unbeſchadet feiner Selbitftändigfeit verlangen, eben weil das Geſetz 
fein abjolut zwingendes ift. Niemand wird genöthigt, ſich der handelsrechtlihen Formen 
zu bedienen und ſich damit den handelsrechtlichen Wirkungen auszufegen. Uber dem— 
jenigen, der das will, ftehen jene formen zu Gebote und das Geſetz darf, wenn jie 
benugt werden, daran die volle Wirkung anſchließen. Denn im Sinne des Handels rechnet 
das Handelörecht auf unbeſchränkte, durch das Bewußtfein der Folgen getragene Selbit- 
verantwortung und Ernſtlichkeit des Willens. Von dieſem Standpunkt ift die beftimmtefte 
Form der Nechtsacte und der beftimmtefte Ausdruck der Rechtöregel gegeben, weil dadurch 
die Ernftlichfeit umd Verantwortlichfeit der demgemäß und ohne bejondere anderweitige 
Borbehalte erklärten Willensacte und Nechtögejchäfte garantirt wird. 

Feſtigkeit des Rechts aber it nur dann denkbar, wenn daſſelbe jo einfach und 
beſtimmt lautet, daß auf dieſer Baſis nicht etwa blos die gerichtliche Rechtshülfe mit 
Zuverläffigfeit erwartet werden darf, ſondern daß auch, was ungleich wichtiger, der Hans 
delöverfcehr ſich im Stande findet, jelber Das Recht deutlich zu überjehen, darnach zu vers 
fahren und an der Hand jeiner Richtſchnur den Anruf des Gerichts thunlichſt zu erfparen. 
Solche Durdichtigleit und Angewöhnmg des Rechts, wie jie der Handel braucht, kann 
nur vorhanden fein, wo Die Redytönormen feinem wahren Weſen tntfpreden, alfo aus der 
Kenntniß und der Torgfältigen Pflege feiner realen Zuftände gewonnen werden. Der Handel muß 
ſich alfo dagegen auflehnen, daß ihm Rechtsſätze von einer Schule oder einer Geſetzgebung 
aufgedrängt werden, welche, anitatt Das Recht aus den leitenden. Ideen des wirflichen 
Yebens zu fchöpfen, den Handelsverfehr als Object einer Doctrinellen Schematif oder einer 
willtürlichen geſetzgeberiſchen Autorität zu behandeln gedächten. Mit ven bäufig ver: 
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alteten, weil auf ganz anderen Zuftänden beruhenden Regeln, welche der größte Theil 
der gemeinen Doctrin als wermeintlih noch immer gültige Schablone fefthält, mögen fie 
nun aus dem römischen oder aus dem germaniichen Rechte entnommen werden, vermag 
ver Handelsverkehr nicht zu beftehen, Er verlangt ein lebendiges, im Fluß bleibendes 
und die neuen Eriheinungen des Verkehrs bereitwillig anerfennendes Recht. 

Neben diefer Belchaffenheit der Nechtöprincipien tritt als ein zweites Haupterforders 
niß, weldes ſich auf deren Anwendung bezieht, Die Jorgfältige conerete Würdigung der 
Berhältniſſe in jedem einzelnen Falle hervor. Weit entfernt, daß dies ein Widerſpruch 
oder eine Abſchwächung der Feitigkeit der Nechtsfäge als ſolcher wäre, liegt Darin die Er- 
gänzung deffen, was der Handel bedarf und was ihm von der gemeinen Nechtöpflege nur zu oft 
ebenfo wenig geleiftet wird, als das gemeine Recht den bereits bervorgehobenen Anforderuns 
gen zu genügen pflegt. Die Rechtsregel fol einfah und gewiß fein; aber ob und inwie— 
weit ein gewiſſer Thatbeftand unter die Regel zu ſubſumiren fei, ſoll Sache der freien Logik 
jein und hängt vor allem davon ab, daß die Umftände des einzelnen Falles genau in ihrer 
wirflichen Beſchaffenheit erfannt und dem Geje gegenüber gewürdigt werden. Der Handel 
ſtößt folglich inſtinetiv alles von ſich, was nad) diefer Seite hin die unbeichränfte Er— 
tenntnig und Vermertbung der realen Wahrheit hindert. Er ift gegen jeden Formalis— 
mus der Beurtheilung, welcher anftatt unmittelbar auf die comcrete Geſtalt der Dinge 
und namentlich die wirkliche Abjicht der Betheiligten zurückzugehen, nach fünftlicher Me— 
thode, ſchematiſchen Unterfcheidungen und Abftractionen verfährt; wie es nicht minder dem 
Geift des Handels widerfpricht, wenn Die Doctrin oder Geſetzgebung, anftatt auf der 
Grundlage allgemein gültiger Nechtsfige die freiefte conerete Beurtheilung zu geftatten, 
die PBrincipien in eine erftarrende Gafuiftit auflöfen wollte. ben darum begehrt der 
Handel in allem eine dafür Bürgſchaft gebührende Procedur (Handelöproceh) und aus 
mehr oder minder berehtigtem Mißtrauen gegen die ſpeeifiſch juriftiiche Methode auch ein 
eigenes, zumeift oder blos mit Kaufleuten befegtes Handelsgericht. 

Aus dem Bewußtſein des Handelöverfehrs, einerfeits von der VBerantwortlichkeit feiner 
Willensäußerungen und Handlungen vor dem Nechte, andererjeits von der Schuldigkeit, 
fich nach realen Verhältniſſen, weldye ohne Umſchweife zu ermitteln find, beurtheilen zu Laffen, 
folgt zugleich unmittelbar das, was Treu und Glauben feines Verkehrs genannt und oft 
als Eigentbümlichkeit deſſelben hervorgehoben worden ft. Das Handelsrecht mahnt die 
Berheiligten davon ab, fich hinter Formen, Unwahrbeiten, Simulationen und Chicanen zu 
verftedten, indem es von denfelben erwartet, daß fie mit wohlbedachtem, redlichem Willen 
bandeln. Denp es fordert zugleich den Richter auf, fich nicht Durch Wintelzüge, unweſentliche 
Aenferlichfeiten oder Benutung von Formalismen täuſchen zu Laffen, fondern die wahre Geftalt 
ver Sache und die wahre Abjicht zu unterfuchen und zu Grunde zu legen, auf den er: 
fannten Thatbeſtand aber den Geſetzes- oder Rechtsfag eben wohl nicht nach einer fpigen 
Kunftauslegung, jondern nach ſeinem natürlidhen, den leitenden Rechtsideen entfprechenden 
Sinn anzuwenden.) 

Durch Dielen gelunden Zug ftelt fih das Handelsrecht an die Spige der Weiters 
bildung des gefammmten bürgerlichen Rechts; wenn es auch nicht an einer Pflege deſſelben 
gefehlt hat, welche das eigentliche Yeben veifelben abermals in die Feſſeln einer unfeligen 
Schematik einzufchließen bemüht tt. 

Fragt man nun, wie Das deutſche Handelsgeſetzbuch allen diefen Anforderungen des 
Handels gerecht geworden ift, jo muß vorweg erwähnt werden, daß es leider eine Neibe 
von bandelsrechtliben Dingen, insbeſondere auch von ſolchen Geſchäften, welche es aus— 


i) Goldſchmidt, 1. 8. 34; Endemann, 53. 89. 
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prücflich für Handelsgeſchäfte erklärt, nicht in fein Bereich gezogen hat. Dies gilt bei— 
ſpielsweiſe von emem großen Theil der Geld- und Greditgefchäfte, welche, wenngleich 
nicht ausſchließlich, doch hauptfächlich in den Betrieb des Wechsler- und Banliergeſchäfts 
fallen, von dem geſammten Verlagsgeihäft, von dem Verficherungsgeichäft, ſoweit es nicht 
die Seeverſicherung betrifft, von dem Gütertransportgefchäft der Poften, von dem gefammten 
Perfonentransportgeihäft und der Binnenſchiffahrt, Die Damit einer zukünftigen Regelung 
durch beiondere Geſetze überlaffen wurden. Es fann femer nicht verkannt werben, daß, 
ganz abgejehen von dem Streben, das Handelsrecht enger, als es verdient, abzugrenzen und 
mande Perlonenflaffen und Sachenkategorien Davon auszuichliegen, einige Reſte präven— 
tiver oder prohibitiwer Neigungen zurücgeblieben find, welche befjer unterdrückt worden 
wären. Zum Belege dienen 3. B. die Beltimmungen über das Mäflergewerbe, theilmeife 
auch über die Pflichten der Kaufleute, über die Staatögenehmigung der Actieuwereine u. 
dgl. mehr. Auch kann nicht verfannt werden, daß häufig der Sinn und der Muth, ein— 
face und große Principien aufzuftellen, vermißt, ftatt deſſen auf Umwegen cafuiftifcher 
oder zunächſt nur Einzelheiten ergreifender Entſcheidung vorgegangen wird — eine 
Schwäde, welde um vermeintlich praftiicher Vorzüge willen die neuere Geſetzgebung mur 
zu oft an fich trägt. 

Deßungeachtet ericheint Das Handeldgejegbuch als ein überaus wichtiger Fortichritt, 
welcher im großen Ganzen trog des Widerwillens, der ſich gegen einzelne Sätze und zwar 
gerade in den berufenften Kreifen fund gab, dankbar acceptirt werden mußte. Daffelbe 
bat fich meiftentheild mit Glück bemüht, demjenigen Ausdruck zu geben, was ald Rechts— 
anficht oder Bedürfniß des Handelöverfehrs von dieſem felbft durch Ufangen sder von der 
Wiffenfhaft bezeugt war. Sein Inhalt ift weitaus vorwiegend von der Art, daß 
eigentlich nur Nechtspräfumtionen für den Fall aufgeftellt werden, daß nicht ausdrücklich 
ein Anderes beliebt wird; und die Erfahrung beweift, daß darin im Durchſchnitt 
die Stimmung des Handeld richtig getroffen worden if. Obwohl feineswegs der 
einmal üblich gewordenen caſuiſtiſchen Neigung entfagend, öfter mit zu großer Aengit= 
lichfeit den klaren durchichlagenden Principien ausweichend und ſich auf die Regelung 
einzelner Punkte beſchränkend, hat es doch nach manden Richtungen hin, wie in der Sy— 
ftematit des Geſellſchaftsweſens, im der Yehre des Kauf-, Frachtgeſchäftes u. ſ. w. nicht 
nur für das unmittelbar praftiiche Bedürfniß, Tondern auch für Die wiſſenſchaftliche Con— 
firuction Erhebliches gefördert. ALS eines der wichtigften Nefultate muß bezeichnet wers 
den, daß jener bis dahin nur inſtinctiv empfundene Grundzug des modernen Verkehrs, in 
welchen die Verkehrs: und Greditficherheit zumeift wurzelt, nämlich ſcharfe Scheidung der 
äußeren und inneren Seite dev Rechtsinſtitute und der Nechtögefchäfte, nach außen mög— 
lichſt ſtrenge, unbedingte, alle Querelen abſchneidende Wirkung, nad) innen unter den Bes 
theiligten jelbft dagegen volle Freiheit willfürlicher Vertragsitipulation, erfaßt und an 
vielen Stellen, wie in der Ordnung des Gefellihaftsweiens, der Procura, des Frachtge— 
ichäfts, zum beftunmten Ausorud gebracht ericheint. 

Inden das Handelsgeſetzbuch der Freiheit des Verkehrs feinen Zwang anthut, zu= 
gleich den Richter ausdrücklich zu der vorerwähnten freien Würdigung Der concreten Um— 
ftände und Erflärungen (Art. 278) auffordert, häufig ebenjo ausdrücklich auf die 
Anlegung eines Freien logiſchen Ermeſſens in der Beurtheilung und jedenfalls nach jeinem 
ganzen Geifte überhaupt auf eine finngemäße, der Wortflauberei und Spigfindigfeit ab— 
gewandte Auslegung des Geſetzes verweiſt, Hat es um jo mehr Urfache, ſich derjenigen 
Dectrin und Praxis zu erwehren, welche den beften Gewinn der neuen Geſetzgebung das 
durch zu vernichten droht, daß fie mit wenig Verſtändniß für den Geift des Handel: 
rechts auch Dem Hanbelsgefegbuc gegenüber die alte Methode der Auslegung und Ans 
wendung zu bewahren jucht. 
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VI. Der Inhalt des Handelsredhts, 


beziehungsweiſe des Handelögefegbuchs, umfaßt im weſentlichen Folgendes. Er betrifft zunächſt 
A. die Subjecte des Handels. Darunter it gemeint einmal 

1) der Principal oder Geſchäftsinhaber. Er kann eine Eingelperfon, oder eine 
Mehrzahl von Perfonen, eine Handelsgeſellſchaft (j. davon ©. 424) fein. Kaufmann im 
. Sinne des Handelögefegbuchs, mithin zur Teilnahme an allen für die Kaufleute in dem— 
Velben getroffenen Beftimmungen berufen, ift Jever, der gewerbömäßig Handels geichäfte 
(}. oben ©. 415) treibt (Art. 4). Ob nad polizeilichen, gewerbliden oder fonftigen 
Adminiftrativgefegen noch weitere Erforderniffe beftehen und unerfüllt find, ift für ben 
Rechtsbegriff gleichgültig (Art. 11). Regelmäßig iſt jeve jelbitftändige Perfon zur Aus: 
übung des faufmännischen Gewerbes befähigt ; unter welchen Borausfegungen, ergibt ſich nach 
dem Partieularrecht. Ein Ausichliegungsrecht der kaufmännischen Gilden, jo weit e8 nicht 
ſchon particularrechtlih aufgehoben war, bejteht nicht mehr für Norbveutichland.!) In: 
deſſen find dinige Klaffen von Perſonen, Die nach ihrem Gewerböbetrieb zu den Kaufleuten 
gehören, nämlich Höfer, Trödler, Haufirer und dergleichen geringere Handelsleute, Wirthe, 
gewöhnliche Fuhrleute und Schiffer, ſowie Perſonen, deren Gewerbe nicht über den Umfang 
des Handwerks (Kleinbetrieb) hinausgeht, ausprüdlih von der Theilnahme an einigen Be— 
ſtimmungen des Handelsgeſetzbuchs, nämlich über Firmenrecht, Buchführung, Procura und 
Handelsgeſellſchaft ausgeſchloſſen Art. 10).2) Davon abgeſehen iſt der Begriff des Kauf— 
manns jo weit gefaßt, daß ſelbſt der Staat, Gemeinden (politiſche und kirchliche), Corpora— 
tionen und öffentliche Anſtalten unter denſelben fallen, ſofern fie Handelsgeſchäfte treiben.*) 

Während über die rechtliche Natur Des Etabliffements und Geſchäfts, deſſen Ueber— 
gang, mit oder ohne Aetiven und Paſſiven, und Grevitftellung (Separationsreht der Ger 
ſchäfts?, beziehungsweife der Privatgläubiger) nichts verordnet worden ift, *) hat das 
Handelsgeſetzbuch ausführlich das Firmenrecht, fodann die Anmeldungspflict Publicität) ) 
und die Buchführung der Kaufleute geregelt. 

Die Firma ift der Name, unter dem der Kaufmann das Geichäft treibt und 
(folgeweile) feine Unterichrift abgibt (Art. 15). Ihr Gebrauch, der fib aus dem früher 
üblichen Gebrauch des kaufmänniſchen Wappen- oder Markenzeichens entwidelt bat, iſt 
das Kriterium, daß Die Organe des Geichäfts fir Diejes handeln. Es gibt eine Namens: 
und eine Sachfirma. Die Wahl tft inſofern nicht willkürlich, als das Geſetz für Ein— 
zelfauflente und für Gefellichaften beftimmte Vorſchriften über die Wahl der Firma bei 
Begrimdung des Geſchäfts aufftellt (Art. 16— 15). Die Firma muß für die Haupt: 
und für Zweigniederlaffungen zum Handelöregifter angemeldet werden (Art. 19. 21). 
Für Unterſcheidbarkeit nenentftehender Firmen von bereits beftandenen ift zu jorgen (Art. 20) 
und das Erlöjhen ebenfalls anzumelden (Art. 25). Eine Beräußerung der Firma ohne 
das Gejchäft wird verboten, Dagegen die Beibehaltung trog Wechſels in der Perſon ver 
Geſchäftsinhaber geftattet (Art. 22— 24). Dies alles fteht unter Ordnungsſtrafe (Art. 26). 
Der unbefugte Gebrauch einer Firma aber gibt dem Benachtheiligten eine Klage auf 
Schadenserſatz, der nad freiem richterlichen Ermeſſen zu beſtimmen iſt (Art. 27). 

Ueber das Waaren= oder Fabrikzeihen (Etikette), >) deſſen Bedeutung und Rechts: 
ſchutz fehlt es bis jegt an einem umfaſſenden Geleg. 


) Nach dem Bundesgefeg vom ». Juli 1868 8. 1 uub jest nad der Bundesgewerbeorb- 
nung vom 21. Juni 1669. 

2) Enbemann, 8. er ar Goldſchmidt, L $. 46. Not. 28 fi. 

3) Soldihmidt, 1, 

) S. über die betr. — und deren Grundlagen Endemann, 55. 15 —17. 
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Die Pflicht der Anmeldung bejteht einem bet Gericht zu führenden, zu Jeder- 
manns Einſicht offen ftehenden Handelsregifter gegenüber, deſſen Einträge außerdem in 
beftimmter Weiſe durch öffentliche Blätter befannt zu machen find (Art. 12— 14). Ges 
wiſſe, das Publikum intereffivende Tinge follen, das ift der zu Grunde liegende Ges 
danke, zum Nuten der BVBerfehrsficherheit Dergeftalt offenkundig gemacht werden, daß fie, 
wer will, mit Zuverläſſigkeit erfahren kann. Solche Verpflidtung zur Publicität in 
einer näher beichriebenen Form Art. 19. 45. 88. 151. 177), deren Unterlaffung meift 
nur durch Orbnungsftrafen, in einigen Fällen aber auch durch privatrechtfiche Nach— 
theile bedroht iſt, eriftirt für "eine ziemliche Reihe von Vorkommniſſen, unter denen die 
Begründung und Erlöfchung der Firma, der Procura, ſowie vielerlei Vorgänge der Hans 
delsgeſellſchaften am wichtigften find.) Die nähere Einrichtung des Handelsregifterd und 
die Anmeldung bildet einen Hauptgegenftand der Einführungsgefeke. 

Die Buchführung der Kaufleute ift Segenftand bejonderer rechtlicher Ordnung 
gewefen, ſeit beſtimmte geſetzliche Regeln des Urkundenbeweiſes beftanden, Denen gegenüber 
die für Kaufmannsbücher nothwendig in Anſpruch zu nehmende Beweiskraft als Anomalie 
erichien. Tas Handelögefegbuch, welches im allgemeinen ordentliche Buchführung, In— 
ventur und Bilanzirung jedem Kaufmanne vorichreibt (Art. 23—31), enthält nur wenige 
nähere Beftimmungen über das Syitem und die Art der Bücher, ſowie einige über die 
innere Einrichtung, namentlich Der Einträge (Art. 32). Es ordnet weder polizeiliche Ueber— 
wachung an, noch droht es Dieciplinarfirafen. Vielmehr macht e8 von der Ordnungs— 
mäßigfeit feinerfeits, ohme die häufig nach Strafgelegen in Betracht fommende Bedeutung 
der Unregelmäßigfeit für den Begriff des. Banferottö zu berühren, nur die Beweiskraft 
abhängig (Art. 34 ff.) Diele ift in der Meife georonet, daß, wenn auch als Regel den 
ordnungmäßigen Büchern der Werth eines durd Eid oder andere Beweismittel er— 
gänzbaren Beweiſes beigelegt wird, im ganzen eigentlich freie richterliche Würdigung, 
nach der concreten Beichaffenheit der Bücher, beziehungsweife nach Lage der Sache pro= 
clamirt wird. Zugleich ift die Edition und Vorlage der Bücher ſachgemäß erleichtert 
(Art. 37 ff.) und die Aufbewahrung der Bücher, Briefe, ‚Snventuren und Bilanzen wäh— 
rend zehn Jahre anbefohlen worden (Art. 33). ?) 

Einige befondere Beſtimmungen find für den Sandelöverfehr nothwendig in Betreff 
der Frauen und ver Minderjährigen, und zwar nicht blos für den Fall, daß 
ſolche Perfonen als Principale, ſondern auch für den Fall, daß fie als Handelsgehülfen 
auftreten. Die Tendenz des Handelsverfehrs geht dahin, dar die Beichränfungen der 
Handlungsfähigfeit, welche das gemeine Recht ſolchen Perfonen auflegt, und die beſon— 
deren Rechtswohlthaten, welche es denfelben gewährt, als die Verfehrsficherbeit gefährdend, 
zu beſeitigen ſind. Indeſſen hat das Handelsgeſetzbuch nur einige — bezügliche 
Sätze in Betreff der Frauen und Ehefrauen aufgenommen (Art. 6 — 9).9) 

2) Das Hülfsperfonal, weldes dem Geſchäfte des Principals feine Dienfte 
widmet, Sofern dieſe banbelsmäfiige find. Denn mit den gewöhnlichen Haus= oder Ges 
findedienften befaßt ſich das Handelsrecht nicht (Art, 65). Völlig getrennt zu balten tft 
das innere Rechtsverhältniß zwiſchen dem Giehülfen und Principal von der mit der Ge— 
hülfenſchaft möglicherweife, aber nicht nothwendig verbundenen Vertretung des Principals 
oder Geſchäfts nad aufen Art. 58). 

Das Rechtsverhältniß zu dem Principal beftimmt fid) nach dem Dienft« 
vertrag. Nad dem Engagement richten fich die von dem Gehülfen zu verlangenden 

')Endemann, $ ; Zufammenftellungen |. Thöl, ©. 119; von Hahn, 8 ©. 51. 
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Leiftungen (Art. 57). Als allgemeine Pflicht hebt das Gefeg nur hervor, daß der Ge— 
hülfe weder für eigene, noch für fremde Rechnung Handelsgefchäfte machen foll Art. 59). 
Beſonders geordnet it die Verpflichtung des Principals für zeitweifen Unterhalt bei un— 
verſchuldetem Unglüd des Gehülfen (Art. 60), ſowie das Recht der Kündigung von der 
einen oder anderen Seite, deren Rechtfertigungsgründe theilwerfe eremplificirt worden find 
Art. 61 — 64). Im allem übrigen muß auf das gemeine Recht unter Berüdfichtigung 
der thatfächlichen Umſtände verwieſen werden. !) 

Ueber das Yehrlingsverhältnig infonderheit enthält das Handelsgeſetzbuch nur 
einen Hinweis auf die vermuthlide Dauer der Yebhrzeit (Art. 61). 

Die Stellvertretung wird dem Gehülfen durch einen befonderen Act, häufig 
aber auch won felbft durch Uebertragung einer dieſelbe m fich Ichliegenden Stellung über- 
tragen. Ihr Umfang ift Durch Das Handelsgeſetzbuch in einer ganz neuen Weife geregelt 
worden. Es gibt darnach drei Arten der Bevollmächtigungen : 

a) Die Procura, melde nach außen dem Publikum gegenüber völlig unbeichränfbar, 
den Brocuriften zum abfoluten Organ des Geſchäftes macht, indem fie ihn befähigt, alle 
zu dem Handelsbetrieb gehörigen Handlungen, gerichtliche und aufergerichtliche, mit voller 
Wirkſamkeit für den Principal vorzunehmen. Der Dritte bat alfo nur zu fragen, ob 
Procura, eine frage, deren Beantwortung durch Das Gebot, die Ertheilung wie die Er— 
löſchung, letztere umter befonderen Rechtsnachtheilen, zum Handelsregifter anzumelden, ers 
leichtert ift, nicht in welchem Umfang fie ertheilt ſei (Art. 41 — 46) Beſchränkungen der 
Procurabefugniß haben nur innere, wenn auch inſoweit obligatoriiche, Bedeutung zwilchen 
dem Principal und dem Brocuriften, 2) Daneben befteht b) eine Handelsbevollmächtigung. 
welche im Gegenſatz zu der Procura die beſchränkte oder doch beichränfbare Befugniß zur 
Vertretung, ſei es für den ganzen Gefdxiftsbetrieb, ſei es für eine beftummte Gattung 
von Geſchäften, oder auch nur zu einzelnen Geſchäften darftellt. Der Umfang diefer Be— 
vollmächtigung, obwohl dabei immerhin auf eine gewiffe Ständigfeit gerechnet wird, ift 
dehnbar. Nur nah einigen Richtungen bin kommt das Geſetz mit Rechtsvermuthungen, 
negativen (Wechfelverbinvlichkeiten, Darlehn, Brocefführung) und pofitiven Reiſende, La— 
dendiener), zu Hülfe (Art. 47 — 50). Endlich läßt ſich o) eine einfache Bevollmächtigung, 
zu vereinzelten Handlungen, unterfcheiven, wie beifpielöweife in dem Ueberbringen einer 
Quittung, nicht aber in dem Ueberbringen von Waaren die Vollmacht zum Zahlungs- 
empfang liegt (Art. 50). 9) 

Was die Wirkung der Stellvertretung anlangt, fo ift amerlannt, daß durch die 
Kechtögeichäfte, welche innerhalb ver ertheilten Vollmacht (Procura, Handelsbevollmäch— 
tigung oder einfache Vollmacht im Namen des PBrincipals, wofür namentlich der Gebrauch 
der Firma ein Kennzeichen bildet, fer es ausdrücklich, oder ſtillſchweigend, von dem Stell 
vertreter abgeichloffen werden , der Principal beziehungsweiſe das Gefchäft) dem Dritten 
gegenüber unmittelbar berechtigt und verpflichtet wird (Art. 52; vgl. 55. 298). Das 
Handelsgeſetzbuch hat fich alſo die ſ. g. Nepräfentationstheorte angeeignet. Der Stell 
vertreter wird zum directen Organ des Geſchäfts. Damit find die Schwierigfeiten des 
früheren Rechts, welche nad den ganz verichiedenen Grundanſchauungen der römischen 
Lehre ‚beftanden, die Anftitorentheorie des Handels- und noch mehr die Mandatstheorie 
des ſonſtigen bürgerlichen Rechts, erledigt. %) Immerhin bleiben der Theorie und Praris 
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noch mancherlei Lücken auszufüllen, namentlich die Conftruction der Wirkungen für den 
Fall, daß eine der erwähnten Vorausſetzungen fehlt oder ein Irrthum der Contrahenten 
unterläuft (Art. 55). 
Sehr umfafjend hat das Handelsgeſetzbuch 

3) die Handelsgeſellſchaft normirt, d. i. Die Vereinigung Mehrerer zu Han- 
delsgefchäften, welche unter denſelben Borausfegungen bei gewerbsmäßigem Betrieb 
Geſellſchaftsgeſchäft) Handelsgejellihaft, wie der Einzelne zum SKaufmanne, wird, 
eine Begrenzung, die ſich im Verkehr vielfach widerſpruchsvoll, indem fie 3. B. die Bor: 
ſchuß⸗, Gonfumvereine umd andere wirtbichaftliche Genoffenichaften ausſchließt, oder zwei— 
felhaft erweift. In den gewonnenen Reſultaten bat eine viel verichlungene hiſtoriſche 
Entwidelung, beginnend von der römischen Soctetätslehre, ihren vorläufigen Abichluß 
erhalten. Dieſe war zunächſt mejentlich Durch die wechfelnden Anfichten über die wirth- 
Ichaftlichen Elemente der Arbeit und des Capitals, welche die Mittel oder den Fonds des 
Geſchäftsbetriebs bilden, fowie über das gegenfeitige Verhältniß derjelben bedingt; ſodann 
aber durch die erft jehr allmählig gewonnene klarere Erkenntniß, daß für die Stellung 
der Geſellſchaft nach außen in dem Verkehr mit Dritten diejenigen Mittel maßgebend find, 
welche zur Sicherheit der Gläubiger dienen, nämlich entweder unbeſchränkte Haft der Ein- 
zelnen mit ihrem ganzen Vermögen, oder beichränfte Haft mit einem nicht nothwendig, aber 
doc in der Kegel dem Gejellichaftsfonds reell überwieſenen, oder auch zur Verfügung ges 
ftellten Bermögenstheil.) Das Syſtem des Handelsgeſetzbuchs beruht durchaus auf ber 
Beichaffenheit des Creditfundamentes. Darnach gibt &8 folgende Arten der Gefellichaft : 

a) Die offene Gejellihaft, deren Weſen, darin befteht, daß jedes Mitglied 
derjelben für die aus dem Geſchäftsbetrieb erwachſenden Berbindlichfeiten ſolidariſch (Einer 
für Alle) und mit feinem ganzen Vermögen haftet (Art. 85. 112). Sie hat ihre eigene 
Firma (Art. 86. 87), unter welder die Gefellichaft Nechte, namentlich auch an Grund— 
eigenthum, erwerben, Berbindlichkeiten eingehen, Hagen und verflagt werden fann (Art. 111). 
Jeder Gejellichafter ift bis zu ausdrücklicher Beſchränkung befugt, Die Gejellichaft zu vers 
treten (Art. 114 ff). Indeſſen hat das Gefeg eine umummundene Anerkennung, daß bie 
Geſellſchaft als ſolche ein Nechtöfubject (nach Analogie der juriftiichen Perfon) fe, ver: 
mieden und dadurch mancherlei Schwanken zwifchen der ſ. g. Societäts- und Perſonifi— 
cationstheorte übriggelaffen, welches fowohl in dem Verhältniß der Gefellfehaft nach aufen 
Art. 110— 122), als auch in dem inneren Verhältniß der Geſellſchaften unter fich 
Art. 90 — 109) zum Vorſchein fommt. Ausführlich hat Das Handelsgeſetzbuch die Auf: 
löſung (Art. 123 — 132), die Liquidation (Art. 133 — 145) und die Verjährung der 
Klagen gegen die Gefelichaften (Art. 146 — 149) behandelt. ?) 

b) Die Commanditgeſellſchaft ift diejenige Vereinigung, bei wmelder an 
dem unter gemeinfamer Firma betriebenen Geſchäft, ein oder mehrere Gejellichafter nur 
mit Berinögenseinlagen (Commanditiſten), ein oder mehrere andere mit unbejchränkter 
Haft betheiligt find (Art. 150). Ihre Greditbafis bildet ſich alfo durch Zuſammen— 
ſetzung aus unbejchräntter Haft des ganzen Vermögens der einen und limitirter Haft 
der andern. Auch die limitirte Haft der Tetteren aber wird dem Riſiko des Geſchäfts 
ausgeſetzt und als Garantie des Credits nad) außen dargeboten, folglich zum Handels: 
regifter (ohne den Namen des Commanbitiften) angemeldet (Art. 151). Dadurch tritt 
ai Commanditeinlage naturgemäß in Gegenſatz zu derjenigen darlehnsartigen Einlage, 


) S. dazu und über bie Literatur Endemann, $. 33. — Monographien = das Ge- 
felfepaftsrefen überb. find von Treitichfe und Auerbad; f. Endemann, 8. 32, Not 1. 

2) ©. ım Näberen Thöl, 8.37a ff; Endemann, 8. 35 ff. — Eine ältere Sarfiethmg ift 
Treitſchke, die unbefchräntt obligatorifcbe Sewerbegeielicaft. 
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welche Jemand in ein Geſchäft machen kann, um an deſſen Gewinn tbeilzunehmen, ohne 
jedoch irgend nach außen bin als Betheiligter auftreten zu wollen. Das Handelsgeſetzbuch 
bat mit Recht diefe Form der Betheiligung unter den Titel der ftillen Geſellſchaft, 
weldye dem Publikum gegenüber fih faum als Geſellſchaft kundgibt und nur für bie 
Behandlung der Einlage im Concurs bejondere Fürforge erheiſcht, als ein eigenes In— 
ftitut behandelt (Art. 250— 265). Die Commanditgeſellſchaft hingegen bedarf beſon— 
derer Regeln über das Verhältniß der Commanditiſten und ihrer limitirten Einlage, muß 
aber dabei im übrigen bezüglich der Definition ihres Wefens, ſowie der Eonftruction ihrer 
Nechtöbeziehungen nad außen und innen durchaus analog der offenen Gefellichaft be- 
urtbeilt werden (Art. 150 — 172). ) 

ce) Actiengeſellſchaft ift derjenige Verein, an weldem ſämmtliche Mitglieder 
nur durch Einlagen, nämlich durch Aetien oder Actienantbeile, ohne irgendwelche weiter 
gehende Haftbarteit betheiligt find (Art. 207). Als reiner Gapitalverein, für ven die 
Perſonen der Betheiligten völlig gleichgültig und bei der regelmäßig thunlichft erleichterten 
Uebertragbarteit der Actien meift ganz unbeftinmmt ericheinen, bedarf diefe Art der Gefell- 
Schaft durchaus des Gedankens eigener Rechtsſubjectivität (Art. 213), obwohl darum jelbft 
bier geftritten wird. Mit den Vorbereitungen der Gründung (Project), aus welchen eine 
Menge von Rechtsverhältniſſen entipringen können, fertig zu werden, bat das Handels: 
geſetzbuch der Wifjenichaft und Praxis überlaffen. ?) Die Errichtung erfordert die Ab— 
faffung und Beröffentlihung (Art. 209. 210) eines Statuts mit beſtimmtem Inhalt 
und ftaatlicher Genehmigung (Art. 208). Das viel beftrittene Erforderniß der Tegteren 
erflärt fich hiſtoriſch aus der unmittelbaren Theilnahme der Staatsgewalt an der erjten 
Entmwidelung der großen Handelövereine auf Actien, ſowie praftiich aus dem Weſen ber- 
felben als einer Art von juriſtiſchen Perſon, da auch nach andern Seiten nod immer 
die, freilich jehr beitreitbare, Idee aufrecht erhalten wird, daß nur die Staatsgewalt die— 
len Charakter verleihen könne. 

Die conſtituirte Gefellichaft bat ihre Organe in dem Borftand. Seine Befugniß 
iſt nach außen bin wieder völlig unbeichränfbar (Art. 227 fi.) Durd die Handlungen 
deffelben wird unmittelbar die Geſellſchaft als folche berechtigt und verpflichtet (Art. 213); 
dieje bietet Lediglich ihr eigenes Bermögen, Grundcapital und Neuerwerb, dem Eredit ala 
Rückhalt dar. Weber die Erhaltung des Grundeapitals ſoll zugleich die Verwaltungs— 
behörde wachen (Art. 240. 248) Was Die innere Organifation betrifft, jo bat der 
Borftand, der nach diefer Seite hin beliebig beichränft werden fann, vegelmäßig auch die 
Leitung der inneren Bereinsangelegenheiten. Seine Beftellung, feine Rechte und Pflichten 
find im Näheren geordnet (Art. 227 — 341). Ihm fteht die periodiſch oder aus gewiflen 
Urſachen außerordentlich zufammenzurufende Generalverfammlung der Actionäre gegenüber, 
welche in dem ihr zugemiejenen Umfang, über Statutenänderimgen jedoch nur mit ſtaat— 
licher Genehmigung (Art. 214), zu entſcheiden bat. Behufs beftändiger Gontrole des Vor— 
fiandes kann ein Auffichtsrath zur Vertretung der Intereſſen der Actionäre eingefett 
werden (Art. 225. 226) 

Das Necht des einzelnen Actionärd dem Verein gegenüber beiteht, wie jeine Verpflich— 
tung bet der Theilnahme an der erften Zeichnung lediglich in der Einzahlung des beſtimm— 
ten Betrags beftebt, allein in der Duotenbetheiligung an dem Vermögen, beziehungsweiſe 
in dem Dividendenreht, und in dem Stimmrecht der Generalverfammlung. Die Uectien 


1) Tböl,$. 40 fi; Endemann, $. 48 fi. 
2) ©. darüber Auerbad, 8 63; Renaud, Recht der Actiengefellihaften, 5. 19 ff.; 
Enbemaun, 8. 57. 
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lauten auf den Namen oder auf den Inhaber (Art. 216 — 226), wonach fich denn bie 
Form der Webertragung beitimmt. Ausführlih iſt endlich die Auflöfung geordnet 
(Art. 242 ff), wobei auch die Möglichkeit, im Berwaltungswege kraft des Staatlichen 
Oberaufſichtsrechts vorzugehen, gewahrt wird. 

Indeffen hat das Handelsgeſetzbuch den Particnlargelegen Das Recht vorbehalten, 
von der ftaatlichen Genehmigung und Oberaufficht bei allen Actiengefellichaften, oder ein— 
zelnen Arten abzufehen (Art. 249), und mehrere Gefeggebungen, vor allem die der Hanfe- 
ftäpte, haben fofert davon Gebrauch gemadht. 

d) Neben der reinen Actiengeſellſchaft hat fich, veranlaft durch den Widerwillen des 
Verlehrs gegen die ftaatlidhe Genehmigung und Oberaufſicht, eine Nebenart gebilet, 
welche fichtlih den Zweck verfolgt, ſich durch eine ſcheinbar andere Geftaltung vers 
jelben zu entziehen. Dies ft die Commanpditgefellihaft auf Actien. Dem 
Handelsgeſetzbuch gilt fie als eine Commanditgeiellichaft, deren Capital in Actien zertheilt 
ift (Art. 173). Richtiger wird fie als eine Actieugeſellſchaft, nämlich als großer Capitals 
verein, mit einigen perlönlich bis zu Erichöpfung ihres ganzen Vermögens haftenden offenen 
Mitgliedern (Geranten) an der Epige bezeichnet; eine Verbindung, deren Zwitternatur 
von felbft erhellt. Das Handelsgeſetzbuch hat zwar die Staatliche Genehmigung für er— 
forderlich erflärt (Art. 174), allen zugleich den Yandesgefegen die Entbindung von der— 
jelben vorbehalten und gleichſam empfohlen (Art. 206), in Folge deſſen die meiften 
Particularrechte, ſoweit fie nicht fogar fir die Actienvereine die Staatscontrofe aufgeben, 
die Commanditactiengefellichaft davon befreit haben. Die legtere conftruirt ſich als eine 
Zufammenfegung von Actien- und offener Gejellihaft, wobei die offenen Geſellſchafter 
die Stellung des Borftanded einnehmen ; eine Verbindung, welche erfahrungsmäßig zu 
mandyerlei praftiichen Ungzuträglichkeiten führt. (S. das Nähere in Art. 174 — 205). ') 

e); Endlich kennt neben allen diefen Vereinsformen, welche, mag man ihre juriftijche 
Natur auffafien, wie man will, immer ein förmliches, organifirtes Gefellichaftsgeichäft in den 
Verkehr einführen, das Handelögeiegbud eine Bereinigung zu einzelnen Hans 
delsgeſchäften. Ohne Firma und Wefenheit dem Verkehre gegenüber erjcheint fie 
lediglich als ein Bertragswerhältnig der Betheiligten, welches im ganzen nach den Regeln 
der römischen Societät zu beurtheilen ift (Art. 266 — 270). 

B. Ueber die Objecte des Sandelöverfehrs und die daran möglichen Rechte 
enthält das Handelsgeſetzbuch nur vereinzelte Beſtimmungen. Es ift mithin Aufgabe der 
Wiſſenſchaft, dieſe Gegenftände, Sachen oder, wie dieſelben, infofern fie Object de8 Hans 
dels find und fein können, auch im Handelsgeſetzbuch oft genammt werden, Waaren, ferner 
Geld und Wertbträger anderer Art, Credit und Arbeit, nach den heutigen Berfehröbe- 
griffen im Gegenſatz zu der oft mangelhaften Auffaflung des fonftigen bürgerlichen Rechts, 
nach ihrem Weſen zu erfalfen und daraus die nöthigen Folgerungen zu ziehen. 2) 

In Betreff Des Rechtes an Sachen gilt, daß, inſoweit fie von einem Kaufmann im 
Handelsbetrieb veräußert oder verpfündet und übergeben werden, der redliche Erwerber 
unbedingt Eigentbum , beziehungsweiſe Pfandrecht erlangt und gegen Anfprüce aus 
älterem Eigenthum oder Pfandrecht gefichert ift Art. 306). Für Imbaberpapiere tritt 
diefe Folge ein, auch wenn fie nicht von einem Kaufmann veräußert werden (Art. 307). 
Damit ıft, wenn nicht ohnehin die Particulargejege noch größere Erleichterungen ges 
währen «Art. 308), dem Bedürfniß der Mobilifirung, welches der Verkehr dem Feſt— 


) Auerbad, 8. 51. 52, 106; Endemann, 8. 67 fi.; Thöl, $. 47b, 
2) Endemann, $. 74 ff.; Goldſchmidt, Handbuch, I. 2 (die Lehre von der Waare, 
vom Geld und Geldfurrogaten). 
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halten an dem Begriff des ftrengen Eigenthums gegenüber zu Gunften des gutgläubigen 
Erwerbes empfindet, Ausdruck verliehen worden. !) 

Bejondere Beſtimmungen eriftiven auch behufs der Erleichterung in der Beftellung 
und Realifirung für das (kaufmänniſche) Pfandrecht (Art. 309 ff.).?) 

Eigenthümlih find jodann die Dispofitionen und Uebertragungen von 
Baaren, welche mittelft gewiffer, das Verfügungsrecht über diejelben deshalb, weil ſolche 
Scheine eine ſtricte Verbindlichkeit des Ausftellers zur Auslieferung Darftellen, involoirender 
Papıere von Etatten geht. Hieher gehören die im Handelsgeſetzbuch anerfannten Co— 
noffemente (Art. 645 ff.) und Ladeſcheine Art. 413 ff), denen ſich die immer häufiger 
vorfommmenden Lagerjcheine oder Warrants und jelbft noch andere Papiere anfchließen. 9) 
Die Aufftellung der darauf bezüglichen, ſowie aller fonft für Creditpapiere, mögen 
fie auf Waaren oder auf Geld lauten, geltenden Rechtögrundfäge tft Aufgabe der Willen: 
haft, innerhalb deren häufig durch den beichränften Gefichtspunft, als ob das Papier 
nur Document einer Chligation jet, im Gegenſatz zu der Auffaffung, welche darin eine 
lörperliche, creditweiſe den fraglichen Werth im ſich tragende Sache erfennt, noch große 
Unficherheit angetroffen wird. +) Das Handelsgeſetzbuch hat nur, indem es die Unter- 
arten der Namens-, Ordre- und Inhaberpapiere vorausfest, den Umkreis der Ordres 
paptere erweitert (Art. 301 fj.), und mande Beftimmungen der Wechſelordnung, insbe— 
fondere in Betreff des Indoſſamentes auf denfelben bezogen. 

C, Die Handelögefihäfte, welche die eben erwähnten Gegenftände betreffen und 
deren Begriff bereits dargeftellt wurde (j. Ar. IV), gehen aus dem freien Vertragswillen 
der Contraßenten hervor. ine bejondere äußere Form, namentlich Schriftlichkeit, ift bis 
auf die im Handelsgeſetzbuch jelbit enthaltenen Ausnahmen nicht erforderlid (Art. 317). 
In Betreff der inhaltliben Borausfegungen iſt nur zu erwähnen, daß das Handelsgeſetz- 
buch eine Beſtimmung über die Anerkennung einer Rechnung (Art. 294) und über die 
Abſchaffung der gemeinvechtlichen Einvede des nicht gezahlten Geldes gegenüber Schuld— 
jcheinen und Uuittungen (Art. 295) aufgenommen bat. Ueberhaupt enthält das Gefeg- 
buch in den Abichnitten, welche von den Gefchäften im allgemeinen handeln, nur verein- 
zelte, mangels erjichtlider anderer Vereinbarung als geſetzliche Vermuthung der Willens- 
meinung der Gontrahenten eintretende Regeln, welde häufig zugleid dazu dienen, Contro— 
verſen des Civilrechts abzuichneiden. So zum Beiſpiel in Betreff des Maßes und 
Gewichts, des Münzfußes und der Münzſorten, ſowie der Belchaffenheit und anderer 
Modalitäten der Vertragsleiftung, in Betreff des Erfüllungsortes und der Zeitbeftun: 
mungen (Art. 324 ff). Soweit es am ſolchen Normen fehlt, kommt das gewöhnliche 
Civilrecht zur Anwendung. 

Nach dem Weſen des Handelsverkehrs kann für Unentgeltlichkeit oder Schenkung, 
welche kein Handelsgeſchäft iſt, niemals vermuthet werden. Alle Leiſtungen von Sachen, 
von Arbeit und Credit erſcheinen daher an ſich entgeltlich, zumal der Maßſtab der Ver— 
gütung auch ohne Vertragsfeſtſetzung durch die Ueblichkeit gefunden werden kann. Daher 
gilt namentlich die Entrichtung von Proviſionen, Lagergeld u. dgl. Art. 290) und vor 
allem von Zinfen unter Kaufleuten, beziehungoweiſe aus Handelsgeſchäften (Art. 288 ff.), 
en auch in geniſſem Umfang der Disconto bei verfrühter Peiftung (Art. 334) als 


') zhöl, 8. 56b; Endemann, 8 ar Goldſchmidt, Zeitfchrift für Handelsrecht, 
VII. ©. 224; IX. ©. 23; Handbuch, 8. 

2) Bol. Epöt, 5. 1108; ?abanp, Zeitferift für Handelsrecht, IX. S. 225; Gold— 
Ihmibt, Handbuch, 8. 85 #. 
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felbftverftändlich. Ueber den Preis kann frei verfügt werden; auch über den des Credits. 
In der legteren Beziehung iſt Das Handelsgeſetzbuch, welches die Zinsbejchräntungen 
wenigſtens gelodert hatte, munmehr durd das Bundeögefeg von 17. November 1867, 
wonach die Vereinbarung über die Höhe der Zinfen, forte über die Höhe und Art der 
Vergütung fir Darlehne und andere creditirte Forderungen, ſowie ber Conventtonal= 
ftrafen völlig freigegeben tft, überholt worden.) Ebenfo wenig eriftirt noch das Verbot 
des Aufwachlens der Zinfen über die Höhe des Capital (Art. 293) und fiir laufende 
Rechnungen der Kaufleute das Verbot Des Anatocismus Art. 291), Wegen übermäßiger 
Berlegung (über die Hälfte) kann fein Handelögeichäft angefochten werden (Art. 286). ) 

Ausführliche Regelung bat der Vertragsihluß durch Offerte und Annahmen erfahren, 
was namentlich für das Diftancegefhäft (unter Abwejenden) wichtig wird. Ausganges 
punkt ift dev Gedanfe, daß der Offerent an eine wirkliche Offerte (vgl. Art. 337), wenn 
fie an den Adreſſaten gelangt, gebunden erfcheint, und zwar bis zu dem Moment, wo 
er bei promptem Berfahren eine Antwort erwarten durfte (Art. 218 fj.).?) 

AL Abweihungen von dem Civilrecht verdienen außerdem nod folgende Sätze bes 
zeichnet zu werden. Mehrere Schulpner haften im Zweifel ſolidariſch ohne Einrede der 
Borausflagung und Theilung (Art. 280. 281). Der Begriff der Diligenz wird als 
Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns, und der des Wertberfages (Interefjes) dahin 
gefaßt, Daß er jeden in urſachlichem Zufammenbang mit dem Berjchulden ftehenden Ber: 
luft umfaßt (Art. 282. 286). Einer vertragsmäßigen Daraufgabe Iegt das Hanbels- 
geſetzbuch als vermuthlichen Sinn den einer Anzahlung und nicht den eines Neugeldes, einer 
ftipulirten Gonventionalftrafe aber die Bedeutung bei, daß fie unbedingt ſchon wegen des bloßen 
Factums der Nichterfüllung, abgefehen von Verſchulden, verwirtt fein ſoll (Art. 284. 
285). Als beſonderes Siherungsmittel der ‚Erfüllung gewährt es endlich neben gewiflen 
gefeglichen Pfandrechten des Commiſſionärs, Spediteurs und Frachtführers (Art. 374. 
382) ein geſetzliches, fin Kaufleute eigen geartetes (faufmänniiches) Retentionsrecht (Art. 
313 — 316). %) 

Bon den einzelnen Handelsgeſchäften iſt zunächſt 

1) das Kaufgeſchäft, welches die Erwerbung einer Sache, ſchließlich ebenſo 
die Erwerbung irgend eines Gutes, mittelft einer Geldleiſtung, mittelft irgend einer 
Werthleiftung, darftellt, hervorzuheben. Nach wie vor bilder das Civilrecht die Grund» 
lage. Das Handelsrecht ſpricht nur einzelne Modificattonen aus, welche insbelondere das 
Diftancegelchäft erheiſcht. Abſchluß und Inhalt beftimmen ſich nad) dem Bertragswillen, 
jedoh unter Zubülfenabme der für alle Handelsgeichäfte aufgeftellten, ſowie zum Theil 
bier noch bejonders hervorgehobenen geſetzlichen Vermuthungen, z. B. wegen des Er— 
füllungsortes, des Gewichts, des Preiſes (Art. 342. 352. 353). Die Verpflichtung des 
Verkäufers beſteht einmal in der ſorgſamen Aufbewahrung des verkauften und nicht ſofort 
überlieferten Gutes bis zur Uebergabe, deren er fich jedoch Durch Niederlegung in einem 
Lagerhaufe over fogar durch Berfauf in einer beſtimmt georoneten Weile entledigen 
kann, wenn der Käufer mit Abnahme der Waare in Verzug tritt (Art. 343); ſodann in 
der vertragsmäßigen Uebergabe (Tradition) der Waare, welche Tegtere im übrigen, in= 
fofern ſie an den Käufer jelbit oder deſſen von ihm bevollmächtigten Stellvertreter erfolgt, 





2 i) S. darüber Hinfhius, Zeitichrift für Gefesgebung und Rechtspflege in Preußen, 
1.8. 11f. 

2) Endemann, 8. 92 107: Goldſchmidt, Handbbud, $. 64. 
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NS. Über die allgemeinen Lehren Endemann, 3 90— 99; über Retention Gold- 
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nichts Eigenthümliches hat. Im Diftancegeichäft aber ericheint fie Dadurch ausgezeichnet, daß 
der Verkäufer mangels bejonderer Drdre des Käufers für befugt gilt, ſeinerſeits den Spe— 
diteur oder Transportanten auszumählen, welder den Transport an den Käufer beforgen 
fol und an den nun die Uebergabe am Stelle des Käufers erfolgt (Art. 344. Eine 
Folge davon ift, daß, wenn nicht ſchon früher, durd den Kaufabſchluß oder durch Aus- 
ſcheidung der verfauften Uuantität aus dem Gefammtvorrath, jedenfall mit dieſem Mo— 
ment die Gefahr der Waare (zu umterjcheiden von der Transportgefahr) auf ven Käufer 
übergeht (Art. 345). 

Die Empfangnahme der Waare, werm vertragsmäßig geliefert wird, erjcheint nicht 
blos als Recht, ſondern als Pflicht des Käufers (Art. 346). Ste füllt nicht abjolut mit der 
äußerlichen Abnahıne der Waare zufammen. Denn wenn fie ald Anerfennung, daß mit 
diefer Yieferung der Vertrag erfüllt jei, erſcheinen fol, fo muß einerſeits die Möglichkeit ges 
geben fein, die Vertragsmäßigfeit der Lieferung zu prüfen, und unvertragsmäßige, d. h. 
in irgend einem wefentlichen Punkte von der Vereinbarung, insbeſondere von der Bes 
ichaffenheit der Probe, abweichende Yieferung, wober im ganzen der Handelöverfehr (3. B. 
auch in Betreff der Zeit der Fieferung) mit Abweichungen ftrenge verfährt, zurüdzumeifen 
(zur Diöpofition zu ftellen). Andererfeits muß aber auch der Verläufer zu verlangen berech— 
tigt fein, daß die Prüfung und etwaige Nüge prompt erfolgt. Bon dieſem Gefichtöpunft 
aus ift die Abnahme und die Empfangnahme (als kaufmänniſche, als Billigung der 
gelieferten Waare), was namentlich wieder für das Diftancegeichäft bedeutfam wird, geordnet 
(Art. 347. 348). Rügen folder Mängel, welche bei jefortiger Prüfung nicht entbedt 
werben fünnen, beichränft das allen nachträglichen Duerelen überhaupt feindjelige Han- 
delsrecht auf die Zeit von ſechs Monaten jeit der Ablieferung (Art. 349). Der Kauf: 
preis ift regelmäßig bei der Uebergabe (Zug um Zug) zu leiften, er kann aber auch nad) 
ausprüdlicher Abrede oder nad ftilljchweigender Uebereintunft, nach der Natur des Ge— 
ſchäfts oder nach Gebrauch, vorher (Pränumerationskauf) oder exit ſpäter (Creditfauf) ent= 
richtet werden ſollen (Art. 342, Abi. 2). 

Befondere Sorge wendet das Handelsrecht auf die rechtliche Ordnung derjenigen 
Folgen, welche bei Unterbleiben der vertragsmäßigen Erfüllung eintreten. Gegenüber ver 
gemeinen Yehre vom Berzug neigt fich der Handel dahin, die oft jchwierige Unterfuchung, 
ob wirklich Verzug vorliegt, durch eine fefte Zeitbeftunmung zu erſparen (Firgeichäft). 
Der andere Eontrahent fann ſich dann einfach auf die allenfalls durd) Proteft zu confta= 
tirende (Art. 358) Thatſache der Nichterfüllung hin enticheiden, ob er den Vertrag als 
aufgehoben anfehen, oder Erfüllung, beziehungsweile Schadenserfag fordern will. Das 
Nähere über die Wahlrechte in diefem Fall, jowie in dem anderen, wo mangels einer 
firen Zeitbeftunmung das Daſein des Verzugs nöthigenfall® erft beſonders dargethan wer— 
den muß, hat das Handelögefegbuc geregelt (Art. 354 — 357). }) 

Als Unterarten des Kaufgefchäfts erfcheinen der Probe- und Beſichtskauf. 
Der Kauf nach Probe oder Mufter ift im Zweifel ein unbedingtes Kaufgeſchäft, bei dem 
die Vertragsmäfigfeit der Waare nad) der Probe oder dem Mufter beurtheilt werben 
ſoll (Art. 340). Kauf zur Probe ift ein gewöhnliches Kaufgefchäft unter Angabe des 
Motivs (Art. 341). Der Kauf auf Probe behält dem Käufer Das Recht vor, die Waare 
erft zu probiren und danach zu entfcheiden, ob er fie behalten will. Zur Abſchneidung 
von Zweifeln des Civilrechts legt das Handelsgeſetzbuch der letzteren Verabredung im 


) Ueber die Lehre vom Kauf |. außer Thöl, 8. 63 ff, und Endemann, $. 103 ff. (mo- 
ſelbſt auch die Yiteratur der einzelnen Fragen), Treitichke, Der Kaufcontract, 2. Aufl. 
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Zweifel aufichiebende Bedeutung bei (Art. 339). ') Nahe verwandt erſcheint der Kauf 
à condition, über den jedoch das Handelsgeſetzbuch ebenfo wenig etwas enthält, wie über 
den Kauf in Auction. ?) 

2) An das eigentliche Kaufgeſchäft ſchließt fih ferner an das Lieferungsgeſchäft. 
Bon dein Lieferungsfauf oder Kauf auf Lieferung fteht feft, daß er nichts iſt, als ein 
Kaufgefhäft mit einem aufgefhobenen Termin der Erfüllung; und von dem Yieferungs: 
geichäft im engern Sinne, weldes namentlich den Verkauf erft anzufchaffender Waare 
umfaßt, ift anerkannt (Art. 338), fofern es fih auf eine Quantität vertretbarer Sachen 
bezieht, daß es nad den Regeln des Kaufs beurtheilt werden muß. Indem nun 
ſchon von dieſem Gefichtöpunfte aus für den Fall des Unterbleibens der feitbetagten 
Lieferung dem anderen Theil die Möglichkeit gegeben iſt (Art. 357, Abi. 3), Lediglich die 
Differenz geltend zu machen, bietet ſich hier der Speculation der Uebergang zu den reinen 
Differenz = oder Prämiengefchäften, dem Hauptgebiete der ſ. g. Börſengeſchäfte, var. Ihre 
Formen und Gegenftände (Waaren oder Papiere) find fehr mannichfaltig. Die Con— 
ftructton ihrer Rechtöverbindlichfeit, beziehungsweiſe Klagbarkeit bleibt, Da auch das Hans 
delsgefegbuch nichts darüber verfügt hat, eine Aufgabe der Wiffenfchaft und Praris, melde 
angefichts der thatfächlichen Erſcheinungen nicht Durch Anlegung des Begriffs ſchlechthin 
rechtöungültiger Spiels oder Wettverträge verlengnet, aber aud nicht durch unwahre 
Fictionen, foudern von dem Standpunkt aus gelöft werden muß, daß jede Quantität von 
Geld, Effeeten oder Waaren nady den heutigen Begriffen des Verkehrs lediglich als In— 
begriff oder Bezeichnung einer gewiffen dadurch repräfentirten Werthömenge aufgefaßt 
werden kann und in jenen Geichäften aufgefaft wird. 9) 

3) In Das Handelsrecht gehört ſodann weſentlich auch das Zablungs: 
geſchäft. Die Lehre von der Zahlung, als Grundlage der Geldgeichäfte, bat bier 
feine abmeichende pofitive Normen im Bergleih zu dem übrigen bürgerlichen Recht. 
Aleın, infofern Das legtere immer noch die Zahlung von dem Grundgedanken aus be— 
handelt, daß fie an fi in der veellen Numeration baarer Zahlungsmittel bejtebe, muß 
feine Lehre offenbar für Das gegenwärtige Handelsrecht infofern erweitert werden, als 
es Thatſache ift, daß fich der‘ Handelöverfehr vielfach die veelle Baarzahlung thunlichſt 
eripart. Es muß mithin außer der Bermittelung der Zahlung dur andere Perſonen 
befonders die objectwe Surrogirung der Baarzahlung durch andere Mittel der Werth: 
übertragung und Werthausgleichung bericjichtigt werden, wodurch ihrerſeits auch Die ins 
directe Zahlung durch Mittelsperfonen leicht einen anderen Charakter annimmt. Am 
wichtigiten wird im Diefer Beziehung die Anweiſung, welche der Verkehr ſichtlich zu einem 
möglichſt ftrieten Formalgeſchäft zu geftalten ftrebt. Das Handelsgeſetzbuch hat jedoch nur 
über die auf Kauflente Iautenden und von Kaufleuten in Betreff der Yerftung von Geld, 
vertretbaren Sachen oder Werthpapieren ausgeftellten Anweiſungen einige Beltimmungen, 
welche die Verbinvlichkeit Des Accepts, beziehungsweile die Entbehrlichteit der Angabe des 
Berpflichtungägrundes und die Indoſſabilität ausiprechen (Art. 300. 301). *) 

4) Einen bedeutenden Theil der Handelsgeichäfte bildet die Gruppe der Credit: 
geſchäfte. An pofitiven Normen gebricht es gänzlich. Mithin müſſen nad allgemeinen 
Grundſätzen und vor allem unter Zugrundlegung des heutigen Creditbegriffs die Rechts— 
verhältniſſe des Darlehns, als des Typus der auf den Gebrauch fremder Werthe ab- 
zielenden Berträge, und verfehtedener Unterformen deſſelben, insbejondere der öffentlichen 


) Thöl, 8. 71.72; Endemann, $. 117; Treitichle, $. 46. 53. 
) Koch, Arhiv, IV. S. 2361; Endemann, 8. 115. 

Thol, 8. 91— 99; Endemann, $ 120. 

Thöl, 5. 112 f.; Endemann, 5. 124 fi. 
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Anleihe (Emiſſions-, Zettelgefhäft), des Depofitengefchäfts, deſſen Gegenfag zu dem Dar- 
lehn darin befteht, daß bier das Capital Aufbewahrung und Vergütung fucht, während 
es dort gejucht wird, und des Conswcorrents, ſowie weiter der zur Bermittelung (Berichaffung) 
und Sicherung des Credits dienenden Gejchäfte, worunter Dedung, Bürgſchaft (Delcredere) 
und Greditauftrag am wichtigften, erörtert werden. Alle dieſe Geichäfte laſſen fich am 
uatürlichiten verftehen, wenn man, anjtatt fie durchaus in das Syſtem des gemeinen, beziehungs- 
weife römifchen Rechts einfügen zu wollen, Davon ausgeht, daß fich in den erſteren Die Gebraud- 
gewährung an einer beſtimmten Werthmenge und der dafür zu entrichtende Preis (Kauf- 
preis des Credits, oder Miethspreis der Capitalmiethe), welcher gezahlt wird, weil ber 
Gebrauch fremder Werthe eine folde Vergütung verdient, ald Leiſtung und Gegenleiftung 
gegenüberitehen ; woraus fich denn zugleich für die Iegteren ergibt, daß die Verſchaffung 
und Sicherung des Credits nicht minder al8 eine werthoolle, zur Vergütung Durch einen 
Preis geeignete Yeiftung den Inhalt ſelbſtſtändiger Verträge bilden fan. !) 

5) Aus der Gruppe der Arbeitsgeſchäfte, d. h. derjenigen Geſchäfte, welche 
eine dem Handel angehörige Thätigkeit gegen Vergütung zum Objecte haben, find mehrere 
ausführlich von der Gejeggebung geregelt worden. Hieher gehört 

a. Das Frachtgeſchäft, der Vertrag, wonach ein Frachtführer gegen Lohn die 
Ausführung eines Gütertransports übernimmt Die Verpflichtung des legteren erſtreckt 
fih auf rechtzeitige umverjehrte Ablieferung des Frachtgutes am Deftinationgorte, eins 
ſchließlich alles deſſen, was von der Empfangnahme des Gutes an bis zur Aushändis 
gung behufs Ausführung des Transports nad der ertbeilten Anmweifung, nad Orts: 
gebrauch oder beftem Ermeſſen nöthig iſt. Es trifft ihn ftrenge Haft für jeden Schaden 
durch Verluft oder Beſchädigung, Die nicht durch höhere Gewalt oder die Beichaffenheit 
des Gutes felbft herbeigeführt wird (Art. 395). Bei Ausmeſſung des Erjages ſoll im 
ganzen der gemeine (Handels) Werth zu Grunde gelegt werben (Art. 396 fi.) Diele 
Haft erftredt fich auch auf Die eigenen Leute oder die fremden Perſonen, deren ſich der Fracht— 
führer bedient (Art. 400). Dem entipricht das Recht defjelben, nur gegen Empfang 
der frachtbriefmäßigen Koften und Spejen ausftefern zu müſſen, wozu noch ein gejegliches 
Pfandrecht fommt, ſowie die Befugniß, bei Unmöglichkeit, da8 Gut an den Adreſſaten zu 
bringen, over bei Berweigerumg der Annahme, nicht nur daſſelbe niederzulegen, jondern auch 
fih aus demjelben durch Verkauf zu befriedigen (Art. 406 ff.). In dieſer Hinficht ift 
das Berhältnig mehrerer Frachtführer, dem der Frachtführer kann den Transport weiter 
begeben (Art. 401), näher geregelt (Art. 410 ff.) 

Charakteriftiich ift die Art, wie das Geſetz Die obligatoriichen Beziehungen des 
Frachtführers geordnet hat. Abermald galt es, Die Rechte und Pflichten Des letzteren 
von dem inneren Rechtsverhältniß des Abfenders und Empfängers loszulöfen und nad) 
augen bin möglichit formale Sicherheit zu gewinnen, Nächiter Contrahent des Fracht: 
führers ift der Abjender, der ihm die Fracht vergibt und demgemäß den Frachtbrief 
ausftellt, ferner die nöthigen Begleitpapiere (Art. 393) zu beforgen bat, ohne daß darauf 
dem Frachtführer etwas ankommt, ob jener Die Fracht in eigenem oder fremden Intereſſe, 
namentlih für Rechnung des Aorefjaten vergibt. Folgeweiſe muß er auch den Ordres 
des Abſenders durchaus folgen (Art. 402). Allein nicht nur iſt der Adreſſat in ges 
wiffer Weile befugt, ſchon vor Ankunft am Deitinationsorte zur Sicerjtellung des 
Frachtgutes Mafregeln zu ergreifen (Art. 404), jondern von der Ankunft an auch befugt, 
alle aus dem Frachtvertrag begründeten Rechte gegen Erfüllung der frachtbriefmäßigen 
Berpflihtungen, und zwar im eigenem Namen, geltend zu maden (Art. 405). Recht 


) Thöl, 53. 100ff; Endemanı, $. 137 ff. 
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und Pflicht hängt alfo für den Frachtführer eigentlich an dem Frachtgut, beziehungsweife an dem 
Frachtbrief (Art. 391, 392), welcher daher, wenn ihn auch das Geſetz zunächſt nur als 
Beweisurkunde auffapt, praktiſch die viel höhere Bedeutung einnimmt, daß er das Fracht: 
verbältmiß geradezu verkörpert. 

Neben dem letteren kann noch ein Ladejchein auögeftellt werden, durch den ſich der 
Frachtführer zur umbedingten Auslieferung des Frachtgutes an den darin bezeichneten 
Empfänger oder deſſen Orbre gegen Rüdftellung des Scheins verpflichtet (Art. 414 fi.) 
Ein ſolcher Schein wird zum Mittel, über die auf dem Transport befindlichen Waaren 
ähnlich zu disponiren, wie Dies durch Conofjement geichteht.") 

Die Grundfäge des Frachtgeichäfts finden einerjeits auch auf ſolche einzelne Trans— 
porte, welde ein Kaufmann außerhalb jeines gewöhnlichen Handelsbetriebs unternimmt 
(Art. 420), andererfeitd auch auf die Frachtgeichäfte der öffentlichen Transportanftalten 
Anwendung (Art. 421). Indeſſen ift diefe Geltung auf die Poftanftalten nur unter 
dem Borbehalt erſtreckt worden, ſoweit nicht befondere Gelege und Verordnungen beftehen. 
Jetzt find für Norpdeutichland die privatrechtlihen Beziehungen, insbejondere die Haft: 
barkeit, der Poft näher geordnet worden durch das Bundesgejeg vom 2. November 1867.2) 
Dagegen bat für den Verkehr ver Eiſen bahnen das Handelsgeſetzbuch ſelbſt nach großem 
Streit gewiſſe Normen aufgeftellt, weldye auch von den Statuten derfelben nicht über— 
Ichritten werden fünnen. Dennoch bleibt, indem feine Eiſenbahn bis jest ihre Ver— 
pflichtung über jenes Maß hinaus verfchärft hat, die Haftbarfeit immer noch eine vers 
hältnigmäßig jehr beſchränkte. ine Steigerung derſelben (als Affecuranz) muß erft 
durch beſondere Declaration und Vergütung erworben werden (Art. 422—431).?) Ueber 
die Rechtsverhältniſſe de Telegrapbenanftalten fehlt es noch an einem umfaſſenden 
Geſetz gänzlich. 

b. Die zahlreichen Gefchäfte, melde die VBermittelung des Umfages ſelbſt 
betreffen, folgen im ganzen den Grundfägen des Mandats oder Dienftleiftungsvertrags, 
wobei ſtets die Frage, ob und inwieweit nach außen eine Stellvertretung eintritt, ges 
trennt zu halten ift. 

Befondere Regelung hat empfangen zunäcft das Mäklergeſchäft. Die Mäfler 
bildeten biftoriich eine eigene Art von Handelöperfonen, indem fie mit einer amtlichen 
oder öffentlichen Qualität ausgerüftet waren. Das Handelsgefegbuch verbietet zwar bie 
Privatmäfleret mit, nennt aber Handelsmäkler nur die amtlich beftellten Vermittler. 
Es hat die Anftellung und Beeidigung, die Pflichten, diefe von der Idee aus, daß 
die Mäkler ald möglichft unparteiifche Mittelöperfonen den Abſchluß und die Beurfun- 
dung des Geſchäfts, zu welchen Behufe fie auch eigene Mällerbücher (Art. 71) führen 
müſſen, zu bejorgen haben, und die Rechte derfelben geordnet; nicht ohne gerade in diefem 
Abſchnitt Durch feine polizeilichepräventive, den freien Verkehr bemmende Haltung man 
cherlet Widerftreit zu erregen (Art. 66 ff.). Der Mäflervertrag ift das Geſchäft, Durch 
welches ſich der Mätler engagirt, die Vermittelumgsarbeit zu übernehmen. Er haftet 
jenem Auftraggeber für vollen Fleiß der Ausführung, alfo auch in der Auswahl, nicht 
aber weiter für die Yeiftungsfähigfeit des Gontrahenten (Art. S1), beiden Theilen für 
die Austellung der Schlußnoten (Art .73, 76), beziehungsweiſe die gehörige Eintragung in feine 
Bücher, Aufbewahrung der ihm überantworteten Probe (Art. 74, 76) u. dgl. Den 


) Siehe überhaupt Endemann, 8 153 ff. und Kubn, Ard. VI, ©. 355; Gold— 
ſchmidt, Hdb. &. 75. 
i SL, Siehe darüber, über bie früheren Poftverträge und bie Fit. Endemann, $. 160; 
ad, $. 146. 
*) Endemann, $. 161; Gab, $. 148; über bie Ausführung des Hanbelsgeferbuches im 
Bereindreglement Koch, Zeitichrift für Handelsrecht VIII und X; über andere Rechtsverhältniffe 
ber Eifenbahnen Koch, Deutſchlands Eifenbabnen 1555. 
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Mäflerlohn empfängt ev nur, wenn das Geſchäft wirflih zu Stande gekommen ift, im 
Zweifel von jedem Theil zur Hälfte (Art. 82). 

Das Commiſſionsgeſchäft bezwedt Vermittelung nicht blos des Abichluffes, 
ſondern der Ausführung von Handelögefchäften, und zwar, um Sicherheit nach außen zu 
haben, in der Weife, daß der Commiſſionär mit dem Dritten in eigenem Namen, aljo 
als deſſen eigentlicher Contrahent, wenngleich, was rein inneres Verhältniß tft, nach Ueber- 
ernfunft mit dem Gommmittenten für deſſen Rechnung contrahirt (Art. 360°. Dem 
legteren gegenüber macht ſich der Commiſſionär verbindlich, nach deſſen Aufträgen, wobei 
es ih namentlich um ein Preislimitum handeln kann, zu verfahren (Art. 361 ff.) Mehr 
als der Auftrag gilt jedoch Das Intereſſe des Committenten; Daher denn vortheilhaftere 
Abſchlüſſe, als nach der Drdre, nicht dem Commifjionär, jondern dem Committenten zu 
gute kommen (Art. 372). Im der Auswahl des Contrahenten haftet er für volle 
Sorgfalt, für Solvenz nur in Folge befonderen Delcrederes (Art. 370). Auftrags: 
wibrige Geichäfte braucht der Committent nicht für ſich anzuerkennen (Art. 362). Weiter 
ſchließt ſich häufig Sorge für Aufbewahrung des Commiffionsgutes an (Art. 365, 367). 
Die Rechte des Commiſſionärs auf Erſatz der Auslagen, Provifionen u. ſ. w. (Art. 374) 
find mit einem gejeglichen Pfand» und vorzugsweilen Befriedigungsrecht werfehen (Art. 
374); bejonders wichtig aber wird, indem fie im Verkehr dem Commiſſionsgeſchäft eine 
meit höhere Bedeutung gibt, nämlich in den Begriff der Unternehmung hinüberführt, die 
im Gejeg freilich nur ald Nebenmoment angelehene Befugniß des Commifjionärs, in das 
ihm aufgetragene Geſchäft als Selbitcontrahent einzutreten. Dies ift nicht nur bei Der 
Einfaufös und Berfaufscommifjion (Art. 376), ſondern auch bei der Spedition (als 
Zransportcommifjion), melde von dem Handelsgeſetzbuch in einem beſonderen Abſchnitt 
behandelt wird (Art. 379 ff.), und vermöge jener. Beredtigung leicht in Die jonft von 
dem Handelsgeſetzbuch nicht geregelte Transportunternehmung übergeht, anerkannt. Indeſſen 
fann ji) die Commiſſion auf Handelsgeſchäfte jeder Art beziehen. ') 

e. Gar feine Beſtimmungen enthält das Handelgejegbuh über das Verlags: 
geihäft, das unter diefem allgemeinen Titel eime ganze Reihe von verſchiedenen Ver— 
trägen im fich begreift. Ebenſo wenig ift bis jet das Hecht des Autors an feinen Pro- 
ducten (ſog. geiftiges Eigenthum) geſetzlich feftgeftellt worden. Abgeſehen von ben vielen 
Geſchäften, welche zur Ausführung des Verlagsunternehmens nöthig werden, z. B. mit 
‚Drudereien, Commifjionären, Subjeribentenfammlern u. dgl, muß eigens der Gomiffions- 
vertrag in's Auge gefaßt werden, welcher da vorkommt, wo der Autor den Verlag auf 
eigene Rechnung gehen und den Commiſſionsverleger nur den Vertrieb beforgen läßt. 
Ferner erſcheint nach den Einrichtungen des Buch- und Kunfthandels als ein eigenthüm— 
licher Vertrag derjenige zwiſchen Verleger und Sortimentern, vermöge deſſen der exftere 
dem legteren feine Artikel & condition überjendet, d. h. mit der Beflimmung, daß zur 
beſtimmten Zeit der Preis nur jo weit, als fie die Sortimentshandlung verkauft hat oder 
behalten will, der Reſt aber in Natur erftattet werden ſoll. Das eigentlide Verlags- 
geſchäft zwifchen Autor und Verleger bezwedt auf der einen Seite die Vervielfältigung und 
Publication des Werkes, auf der anderen die Vergütung der Autorenarbeit. Allein aud) 
dieſes Gefchäft nimmt leicht eine wohl zu beadhtende verſchiedene Geftalt an, je nachdem 


') Hierfemenzel, die Lehre vom faufmänniichen Commiſſionsgeſchäft, 1859; Ende» 
mann, 5 106ff. - 
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d. Endlich zählt zu den Handelsgeſchäften auch das Berſicherungsgeſchäft. 
Das Handelsgeſetzbuch hat nur die Seewerficherung geregelt. Andere allgemeine Geſetze 
über das Verſicherungsrecht Liegen bis jegt nicht vor. Hauptquelle deſſelben bilden Daher 
für die übrigen Verfiberungsarten die Statuten der Affecuranzanftalten, von denen Die 
Berfiherung gewerbsmäßig betrieben wird und die außerhalb der Seeverficerung To gut 
wie ausſchließlich Gefellichaften auf Actien oder auf Gegenfeitigkeit find. Im Verſicherungs— 
vertrag verfpricht der Berficherer gegen Zahlung der Prämie für den Fall eined gewiflen 
Ereigniffes an ven Verficherten, deſſen Nechtsnachfolger oder andere Perfonen entweder 
eine im voraus beftunmte Summe, oder den erlittenen Schaden zu erjegen. Darüber 
wird ein Schein, die Police, außgeftellt. Im Bezug auf Feſtſetzung des die Leiſtung 
der Berfiherungsfumme bedingenden Ereigniſſes, die Beltunmung der zum Em— 
pfang berechtigten Perfon, die Art und den Umfang der erwähnten Yeiftung herrſcht die 
größte Dehnbarkeit. Die rechtlihe Natur des Verhältniſſes, aus der fid Die nähere 
Auslegung der beiderfeitigen Verpflichtungen ergibt, kann nur dahin gefaßt werden, daß 
durch die Prämienzahlung die Leiftung der Affecuranzfumme für den fraglichen Fall, ſei 
8, daß diefer gewiß eintritt, oder daß es ungewiß ift, ob er eintritt, erfauft wird. 
Indeſſen leidet die juriftiiche Conſtruction, hiſtoriſch erllärlich, noch an manden Unklar— 
heiten und die Praxis, wie die Theorie wird vornehmlich durch die Meinung beherrſcht, 
daß es vor allem geboten ſei, Schranken gegen unredliche Abſichten der Verſicherungs— 
nehmer aufzurichten. Das Nähere läßt ſich nur bei den einzelnen Arten dev Verſicherung 
darftellen. Dieje beziehen ſich theils auf Unfälle, welde Sacengüter, theild auf Ereigniſſe, 
welche die Perfon treffen. Zu den erfteren gehören die Aſſecuranzen gegen Feuers— 
und Transportgefahr, gegen Hagelichlag, Viehverluft u. dgl., ſowie die Credit-, Hypotheken— 
und Rückverſicherung, zu den legteren, welche meift auf eine im voraus feitgejegte Summe 
geben, während dort regelmäßig nur der erjt feitzuftellende Schaden vergütet wird, die 
Lebens, Alterd-, Kranlkheits-, Yeibrenten=, Ausſteuer- und ähnliche Berfiherungen.!) 


A. Das Seeredt. 


Das Seerecht injomweit e8 die aus dem Handelöverfehr zur See entipringenden, 
Privatrechtöverhältniffe regelt, ift ein Beſtandtheil des Handelsrechts. Indeſſen recht: 
fertigt der Umfang und Die Eigenthümlichteit der dem Seeverkehr angehörigen Ber: 
hältniſſe, daß es ald ein getrennter Abfchmitt behandelt wird. Im weiteren Sinne ums 
fat dafjelbe freilich aud) eine Menge von ſtaats- und völferrechtlihen Beziehungen des 
Handels. Insbefondere gehört dahin die Stellung des Sechandels im Kriege, in Bezug 
auf welche eine umfaſſendere Ordnung des Schuges der Neutralität, Abjchaffung der 
Kaperei u. |. mw. neuerdings mehrfach angeregt worden iſt. Indeſſen find die öffent- 
lichen Berhältniffe des Seehandels, wie fie vorzugsweiſe durch Sciffahrtöverträge inter- 
national geregelt find, dem Staates und Völkerrecht zu überlaffen ?) Im engeren Sime, 
wie er bier zu Grunde zu legen, begreift das Geereht nur Brivatrechtänormen und 


) Siche die Ueberſicht des Berfiherungsrechts bei Endemann, $. 174 ff.; von Gerber, 
$. 202; Bluntſchli, $. 161; Über das Gefhichtlihe Endemann, Zeitichrift für Handelsrecht 
IX und X und über Lebensverfiberung Staudinger, Die Rechtslehre vom Yebensver- 
fiherungsvertrag, 1859. 

?) Siehe darüber von Kaltenborn, Grundfäge des praftifchen europäifchen Seerechts II, 
S. 337 (au Über die Literatur); Heffter, Böllerredt. Das Handelsgeſetzbuch enthält darüber 
nichts. Sammlungen der Sciffabrtsverträge fiebe Goldſchmidt, I, ©. 2u1. 
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zwar nicht alle im Sechandeldvertehr zur Anwendung kommenden Privatrechtsnormen, 
venn für die fonftigen Rechtsgeſchäfte und Nechtöbeziehungen des Seehandels gelten die— 
jelben Rechtsregeln wie für den Landhandel, ſondern fpeciell diejenigen, welche die Sees 
ſchiffahrt und den Sertransport betreffen. 

Die Entwidelung des Seerechts fehlieht ſich ihrem ganzen Charakter nach 
durchaus an die des fonftigen Handelsrechts an. Gerade auf biefem Gebiete war von 
jeher der Natur der Sache gemäß das internationale Weſen ded Seeverfehrs und folglich 
das Streben nach allgemeingültigen Normen befonders deutlich erkennbar. Daher hat fich 
almählig aus ursprünglich vereinzelten localen und particularen Gejegen oder Gebräuchen 
ein allgemeines Seerecht geitaltet, welches neuerdings für die meiften an dem Sechandel 
ketheiligten Staaten mehr oder minder umfaſſend codificirt worden iſt, wobei jedoch jo 
lange eine internationale Codificatton noch fehlt, immer auf die Berüdjichtigung der frem— 
den Rechte nothwendig hinzuweiſen bleibt. 

Als wiſſenſchaftlich- geſchichtliche Quellen find für das gemeine Recht in Letter Yinie 
die antiten echte, einige Abſchnitte des römiſchen Rechts, welches ſeinerſeits im dieſem 
Punkte fich auf das griechiſche (rhodiſche) ftügt, zu erwähnen. Die nach heutigen Begriffen 
auffällige Dürftigkeit diefer Quellen erklärt ſich aus dem total verfchiedenen Zuftande des 
damaligen Seehandels, welcher eben ſowohl bei der Hiftorifchen, als bei der ohnehin nur 
an wenigen Punkten möglichen praktiſchen Benutzung derjelben ſtets beachtet werden muß. 
Näber Tiegen uns die gewohnheitsrechtlichen Uebungen, weldye im Mittelalter, als ver 
Seehandel Aufſchwung nahm, überall zum Vorſchein famen und an manchen bedeutenden 
Platzen aufgezeichnet wurden. Cinzelne diefer Statutarrechte oder einzelne wiſſenſchaftliche 
Bearbeitungen aus Zufammenftellungen der geltenden Gewohnheiten erlangten, wie dies auch 
auf anderen Rechtsgebieten geſchah, eine weit über ihr urfprüngliches Bereich hin reichende 
Bedeutung. So für die weftlichen Küften das befannte Seerecht von Dleron, für die 
nördlichen Küften das von Wisby und vor allem das zunächſt für die Mittelmeerländer 
wichtige, in der Folge aber häufig als die Bafis des gejammten fpäteren Seerechts be— 
trachtete consolato del mare, wahriheinlich zu Barcelona (vor a. 1400) entitanden, 
Neben ihm ift noch der aus Weftfranfreich ftaınmende guidon de la mer bervorzubeben, 
für Norddeutſchland ericheinen als die unmittelbarften und wichtigften Quellen älterer Zeit, 
die banfeatiichen Receſſe. Hier und da finden fich auch bereits einzelne provincielle oder 
particulare Berordnungen. 

In der neueren Zeit, feit dem 16. oder 17. Jahrhundert, treten im fehr wies 
[en Yändern, in Frankreich (Ordonnances), Niederlanden, Schweden u. dgl. umfaſſen— 
dere Staatsgeſetze auf, während dagegen in England die Geſetzgebung durch eine Reihe von 
Spectalbeftimmungen ſucceſſiv mur einzelne Punkte zu ordnen pflegte. Von den deutſchen 
Küftenftaaten unternahm Defterreih (1774), ſodann Preußen in einem Abſchnitt jenes 
allgemeinen Landrechts (IT, 8. 8. 1389 ff.) eine ausführlichere Codification. Noch weiter 
zu der Gegenwart bin haben nad dem Mufter des Franzöfiichen Code de commerce 
faſt alle Handelsgeſetzbücher das Privatſeerecht im fih aufgenommen. Demgemäß hat denn 
auch Das deutſche Hanvelsgefegbuh das Seerecht mit behandelt ",. Der betreffende Ab— 
ſchnitt (Buch 5) ift als Theil des Handelsgeſetzbuchs in allen Staaten, wo letzteres gilt, 
mit Ausnahme von Defterreich, eingeführt worden ?). Diefe pofitive Grundlage wird um 
ſo wichtiger, ald gerade in dem Abfchnitte des Seerechts die Yegislation vollſtändiger zu 
Werfe gegangen ift, wie in andern Theilen des Handelsrechts. Ueber das Verhältniß zu 


') Ueber die Beratbung ſ. Goldſchmidt, Handbuch des Handelsrechts, I. ©. 139. 
— S. De ſämmtliche Onellen des deutfchen und außerdeutſchen Seerechts bis 1851 Kal— 
tenborn. 1. 8. T—31. ‚ 
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anderen Quellen und zu anderen NRechtögebieten gilt durchaus das Nämliche, wie von dem 
Handelsrecht überhaupt. 

Die Literatur des Seerechts ift theils in den allgemeinen Schriften über Han— 
delörecht enthalten, wie dies namentlich auch bei den älteren romaniſchen Schriftſtellern 
(Stracha, Cafaregis u 4.) der Fall, befteht aber zum Theil au aus Monographien. 
Für Deutichland find befonders zu erwähnen Stypmann, M. Pöhls, Darftellung des See— 
rechte, 1830—1833, und das mehrfach citirte Wert von Raltenborn, 1851 ). Seit 
Herrſchaft des Handelsgefegbuchs ift eine eigene ſyſtematiſche Bearbeitung des gefammten 
deutſchen Seerechts, fofern nicht eine ſolche als kurze Ueberficht den Lehrbüchern des deut— 
ſchen Privatrecht angereiht worden ift, noch nicht erfchtenen ; felbft die Bearbeitungen ein— 
zelner Materien find verhältnißmäßig felten und dürftig. Auch die Commentare zum 
Handelsgeſetzbuch beicyäftigen ſich feineswegs alle mit dem fünften Buche ?,. Hauptiſächlich 
muß zur näheren Kenntniß auf die Präjudicienſammlungen der Seeſtädte und bejonders 
des Dberappellationsgerichts zu Lübeck verwieſen werden. 

Den Inhalt des Seerechts anlangend, jo bat das Handelsgeſetzbuch in Ueberein— 
ftimmung mit anderen Redten zunäcft unter den allgemeinen Beſtimmungen das 
Schiffsregifter geordnet (Art, 432 ff.), im welches alle zur Führung der Landes- oder 
jet Bundesflagge berechtigte Schiffe mit Ausnahme der Eleineven Fahrzeuge, die nad) 
Landesgeſetz Davon frei bleiben fünnen, behufs authentiſcher Feftitellung der Nationalität, 
deren Vorausſetzungen übrigens an diefer Stelle nicht normirt worden find, ſich alſo nad 
den fonft bejtehenden Geſetzen, für den Norddeutſchen Bund nad dem Bundesgeſetz vom 
25. October 1867, ergeben, der Eigenthumsverhältniffe (Alleineigenthum oder Schifföparten) 
und des Heimathhafens einzutragen find. Die Veräußerung des ganzen Schiffs oder eines 
Antbeils, welche in den perſönlichen Nechtsverhältwiffen des Veräußerers zu Dritten nicht® 
ändert, bewirkt den Eigenthumsübergang ohne Tradition 3. 

Rheder ift der Eigenthümer eines Schiffes, der Damit Erwerb dur Seefahrt 
ſucht (Art. 450). Allen als Rheder gilt auch, mer zu dieſem Behufe ein fremdes Schiff 
verwendet (Art. 477). Ex baftet für allen Tchaden, den die Befatung in ihrem Tienſte 
verurſacht. Dem Umfange nach haftet er für gewiſſe Anfprüche Dritter nur mit Schiff 
und Fracht, für andere und möbelondere für die Forderungen der Schiffsbeſatzung auf 
den Dienſt- und Heuerverträgen unbeicränft (Art. 452— 454), kraft geſetzlicher Ver— 
pflichtung. Der Rheder tft entweder eine Einzelperfon, oder eine Handelsgejellichaft, oder 
eine Mehrheit von Perfonen (Mitrheder), die zwar feine Handelsgeſellſchaft, aber eine 
Rhederei bilden (Art, 456). Die Rechtsverhältniſſe der letzteren find in Hinficht auf 
Berechtigung und Berbindlichteit (Des Beitrags zu der Neparatur u, dergl,) nad Ana— 
logie der Gefellfehaft geordnet. ALS befonderes Organ des Geſchäftsbetriebs kann ein 
Gorrefpondentrheder beftellt werden, deſſen Befugniſſe nach aufen unbeſchränkbar find. Die 
Schiffspart des Einzelnen erſcheint als actienartiger, vweräuferlicher Antheil. (Art. 
450—477.) 

Umfaſſend find die Pflichten und Rechte des Schiffers (Gapitäns) feftgelegt. Ei— 
genthümlich ft, daß jeine Haft für getreue Pflichterfüllung nicht blos dem Rheder gegen: 


) &, über bie deutſche und außerdeutſche Fiteratur Kaltenborn, & 35—40. 

?, Bon ben Commentaren, welde dafielbe behandeln, f. befonders den von C. F. Koch und 
Makower. Diefe find überall zu vergleichen, wo ſich im Folgenden Artifel des Handelsgeſetzbuchs 
eitirt finden. Kitate auf ältere Lehrbücher, weldhe vor dem Handelsgeſetzbuch liegen, find bier 
nicht beigefügt worden 

2) © über die Einrichtung das preußifche Einf. Geſ. Art. 53 und die Inſtrnetion vom 
12. Deoember 1861, Thl. 2: 51. Auguft 1867 und jegt (wegen Führung ber Bundesflagac) 
zu dem oben berübrten Bundesgeſetz die Auftruction von 25. März 1868. 
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über, der ihn engagixt, Tondern auch den Befrachter, Ablavder, Yadungsdempfänger, dem 
Paſſagier, der ES chiffsbefagung und dem Schiffs-, insbefondere Boomerei = Gläubiger, 
und zwar jelbjt dann, wenn er auf Ordre des Rheders gehandelt hat, befteht (Art. 479). 
Es zeigt ſich alſo auch hier wieder eine fubjecttive Ausdehnung der Obligation des Schi: 
fers auf Perfonen, mit melden er urfprünglich gar nicht contrahirt hat, aber thatlächlich 
Durch die Ausübung feiner Functionen in Berührung tritt; eine Ausdehnung, die im Die: 
jer Weile dein gemeinen Recht fremd ift. Nach außen erſcheint ver Schiifer als der kraft 
feiner Anftellung berechtigte Disponent über Schiff und Yadung. Beſchränkungen feiner 
geſetzlichen Befugnifie, welche der Rheder befiebt, wirken gegen Dritte nur, wenn dieſen 
Kenntniß derjelben befonderd nachgemwiefen werden Tann (Art. 500). Die Berbinvlichteiten 
laſſen ſich im ganzen dahin bezeichnen : Aufiicht über die Ausrüſtung (Art. 4850—482) und 
außerhalb des Heimathshafens auch Sorge für die Erhaltung des Schiffs (Art. 496), für 


Bemannung, Berproviantivung, Legitimation u. ſ. w.; rechtzeitiger Antritt der Reiſe (Art. 


483), die verantwortliche Leitung des Schiffs während der ganzen Reife (Art. 484 fi); 
Führung des Schiifsjoumals (Art. 486— 138) und Aufnahme der in Hinficht der Bes 
weisfraft geſetzlich ausgezeichneten Verklarung über alle Unfälle (Art. 490—494); Wah— 
rung der Intereffen des Rheders und der Yadungsbetheiligten, zu welchem Behufe er nad) 
Bedürfniß auf ver Reife (Art. 495) Nechtögefchäfte eingehen, über die Yadung und jelbft 
über das Schiff verfügen, Darlehen aufnehmen und verbodmen kann (Axt. 496 - 512). 
Er foll nicht ſelbſt Mitbefrachter (Art. 514), kann aber Mitrhever jein (Art. 522). 
Auch ift die Entlaffung des Schiffers, ſowie die ſonſtige Aufgebung des Dienftverhältnifies 
und für diefen Fall das Recht deſſelben auf die Heuer oder einen Theil Davon näher 
geordnet (Art. 515— 526). 

Der Schiffsmannſchaft, zu der auch die Schtffsoffiziere mit Ausnahme des Ca— 
pitäng, gehören, hat das Handelsgeſetzbuch, ohne im übrigen die beftehenden Disciplinargefege 
aufzuheben (Art. 533) U, ihr Rechtsverhältniß keineswegs nur aus dem privatrechtlichen 
Gefichtspunft Des Dienftvertrags, Jondern zugleich aus dem der Unterwerfung unter die Dis— 
ciplinargewalt des Schiffers feftgefegt. Die Heuerverträge find in die Mufterrolle einzutragen 
(Art. 529). Der Dienft und damit das Necht auf die Heuer (Art. 531) beginnt mit der Ans 
mufterung. Wer ſich nicht freiwillig zur Anmuſterung ftelt, kann zum Dienjteintritt ges 
zwungen werden (Art. 532), Dem Gapitän unbedingten Gehorfam ſchuldig, hat der 
Schiffsmann auch von diefem die Zahlung ſeines Lohns zu verlangen. Doc ift ev in 
Hinſicht auf die Anstellung von Klagen aus Rüdfichten der Disciplm, To lange das Schiff 
in der Fremde fich befindet, bejchränft (Art. 533—537). Beſondere Berüdjichtigung hat 
die Beendigung des Heuervertrags aus zureichenden Gründen auch ſchon vor der Zeit, 
und das Recht auf Heuer bet Unterbrechung oder Auflöfung des Dienftverhältniffes er— 
fahren (Art. 542 fi.). 

In Bezug auf das Frachtgeſchäft untericheidet das Handelögefegbuch die Beför— 
derung von Gütern und von Reiſenden. Die Berfradtung von Gütern findet 
entweder in der Weife ftatt, daß Das ganze Schiff oder ein Theil deſſelben verfrachtet 
wird, in melden Fall die Ausftellung einer Urkunde über den Vertrag (Chartepartie) bes 
gehrt werden kann (Art. 558), oder über Stüdgüter. Zunächſt befteht der Frachtvertrag 
zwiſchen dem Berfrachter und Befrachter und in diefer Hinfiht hat das Handelögefegbud, 
die beiverfeitigen Rechte und Pflichten, namentlich betreffs der Einnahme der Ladung 
(Art. 560 ff.), der Lade: und beziehungsweife Ueberliegezeit, ſowie des Yiegegel- 
Des er 568 ff.), des Nücktritts des Befrachters vor Antritt der Reife gegen Zahlung 


’ Bl. preußiiſches Geſetz vom 31. März 1941; 20. März 1854; 26. März 1864. 
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der Fautfracht (Art. 581 ff.), der Abladung des Verfrachters jachgemäß georbnet. In 
Ausführung der Neife aber treten zugleich die Pflichten des Schiffers in Bezug auf die 
Bewahrung und die Ablieferung (Löſchung) des Frachtgutes hervor (Art. 593 ff.). In 
der Haftbarkeit des Verfrachters für Berluft und Beſchädigung (Art. 607 ff.) zeigt fich 
die Analogie der handelsrechtlichen Beftimmungen über das Frachtgeſchäft des Yand= oder 
Binnengewäffertransports ; nicht minder in der Verpflichtung des Empfängers, die Fracht 
foften zu zahlen (Art. 615), wenn ihm das Gut, mas jedody der Berfracdhter nur, zur 
Bezahlung oder Sicherftellung der darauf haftenden Beiträge zur großen Haverei u. dgl. 
thun darf (Art. 616), ſonſt aber jelbft im Falle des Streites gegen Depofition der ftreis 
tigen Summe thun muß (Art. 625), ausgeliefert wird. Der VBerfrachter braucht nur 
gegen Empfang des ihm Gebührenden auszuliefern und hat wegen der Fracht und Neben- 
gebühren, deren Unnfang näher normirt ift (Art. 617 ff.), ein Pfandrecht (Art. 624). Außer- 
dem mußte die Bedeutung der Zufälle, infofern fie möglicherweife zur völligen oder theil- 
weiſen Auflöfung des Frachtvertrags führen, geregelt werden (Art. 630 ff.). 

Statt des Frachtbriefs im Sinne des Binnentransportgefchäftes bedient ſich der 
Seeverkehr des Conoffements, dem dort, als eine befondere Erſcheinung, der Ladeſchein 
entſpricht. Turch das Conoſſement, eine mit gefeglihem Inhalt verfehene, an Ordre ftell- 
bare Urkunde, welche für die Rechtöverhältniffe zwifchen dem Berfrachier und Empfänger 
allein (formell) dergeſtalt entſcheidet, daß der Schiffer fich lediglich darnach zu richten hat, 
verpflichtet ſich der Schiffer, die darin bezeichneten Frachtgüter an den legitimirten Inhaber 
gegen Nücdgabe derjelben auszuliefern. Indeſſen find einzelne Vorbehalte und Claufeln 
möglih (Art. 645—661) ?). 

Sind mehrere Befrachter deſſelben Schiffes, ſo beftehen zwar zwiſchen diefen an ſich 
feine Vertragsbeziehungen und das Verhältniß eines jeden zu dem Verfrachter ift ein 
völlig für ſich beftehendes. Allein ein jeder Mitbefrachter kann den’ übrigen zu Schadens— 
erfag verhaftet werben, wenn er durch ſchuldhaftes Verhalten, insbeſondere in Uebertretung, 
der Strafgefege bei der Verladung, diefelben beſchädigt (Art. 564); und alle ſtehen,in— 
jofern in einer Rechtẽgemeinſchaft, als für fie aus dem Echidfal des gemeinfam befrach— 
teten Schiffes möglicherweife gemeinfam zu tragende PVerbindlichkeiten (Bodmerei) er= 
wachen. 

Einige verbeutlichende Beftimmungen finden fich auch über die Beförderung der 
Paſſagiere, insbefondere gegen Auflöfung des Bertrags und des Einfluffes von Un— 
füllen (Art 665). Die Geſetze über das Auswanderermefen werden dadurch nicht 
berührt. | 

Bodmerei im eigentlichen Sinne nennt das Handelsgeſetzbuch jenes Darlehns- 
geichäft, welches der Gapitän kraft der ihm evtheilten geieglichen Befugniß außerhalb des 
Heimathshafens behufs Ausführung der Reife oder auf der Reife behufs der Erhaltung 
und Weiterbeförderung der Yadung unter Verpfändung von Schiff, Fracht und Yadung, 
oder von einem dieſer Gegenftände dergeftalt abjchließt, daß der Gläubiger ſich nad) An— 
funft des Schiffs an dem beftimmten! Orte lediglich an die verbodmeten Gegenftände hal— 
ten fol (Art. 680. 681). Ueber andere ähnliche Gefchäfte, insbefondere über die un— 
eigentliche Bodmerei, welche der Rheder aufnehmen kann (Art. 701), verfügt das Han- 
delsgejegbuch nichts. Der Eciffer handelt als Organ des Schiffs und feiner Yadung ; 
nur mit der legten bat es der Boomereigläubiger zu thun. Ebendeshalb wird 
die Ausftellung eines Bodmereibriefs nothwendig, welcher alle für das Verhältniß weient- 


)e. über das Konoffement Goldfhmidbt, Handbuch bes Handelsrechts, 8. 70 ff.; 
Endemann, Handelsrecht, 8. 78, III.; Thöl, Handelsrecht, 8. 80. 
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liche Buntte zu enthalten hat und an Ordre geftellt werben fann (Art. 683 ff.). Die 
Bodmereiſchuld, einſchließlich der Bodmereiprämie (Art. 682), ift gegen den Brief in dem 
beftimmten Hafen an den legitimirten Inhaber des letzteren zu zahlen, widrigenfalld dem— 
jelben, vorbehaltlich des Vorabgangs der großen oder befonderen Haverei, die verbod- 
meten Gegenitände ſolidariſch verhaftet find (Art. 688—692). Letztere find von dem 
Schiffer, bei Meidung perſönlicher Haft, der er ſich auch durch Veränderungen der Bod— 
mereireife ausfetst, zu bewahren, jelbft gegen Anmeifung des Rheders (Art. 693— 696). 
Nach der Berfallzeit tritt der Berfauf von Schiff und Yadung ein, aus dem fidy der 
Gläubiger befriedigt (Art. 697). 

Das Handelsgeſetzbuch ordnet ferner die Seeſchäden. Es unterſcheidet zumächft, 
abgejehen von der ſ. g. Fleinen oder uneigentlichen Haverei (Art. 622, Abf. 2), die große 
und die befondere Haverei. | 

Zur großen Haveret gehören alle Schäden, welche behufs der Errettung aus 
einer gemeinfamen Gefahr, jet diefe Folge eines Zufalls, oder des Verſchuldens Dritter 
oder Betheiligter dem Schiff oder der Yadung vorfäglich von dem Schiffer oder auf deſſen 
Geheiß zugefügt werben, aljo infonderheit der Seewurf, Kappen der Maften u. dal., fo: 
wie die durch ſolche Mafregeln etwa weiter verurfachten Schäden und Koften, von denen 
das Gefes ausführliche Eremplificationen aufführt (Art. 708 fi). Alle anderen durch 
Unfall (nicht in Folge einer Willenshandlung) entftandenen Schäden oder Koften find fleine 
Haverei (Art. 702—704). Die bejondere Haverei wird von den Schiffd= und Ladungs— 
eigenthümern von jedem allein, die große Haverei dagegen von Schiff, Fracht und Yadung 
gemeinfam getragen, weil die Aufwendung im Intereſſe des Ganzen ftattfindet. Mithin 
muß, ſofern Schiff und Yadung ganz oder theilweiſe gerettet find, eine Vertheilung behufs 
entfprechender Beitragsleiftung vorgenommen werden (Art. 705 ff.). Diefe geſchieht nach 
gejeglich firirten Grundfägen für die Berechnung des Schadens und der erhaltenen Gegen— 
ftände in der Dispache, über welche die Einführungsgefege theilmeife noch genauere In— 
ftruction ertbeilen (Art. 710—731). Die hiernach Vergütungsberechtigten haben Lediglich 
ein Pfandrecht an den beitragspflichtigen Gütern, welche der Schiffer bei eigener Haft 
vor Zahlung oder Sicherftellung nicht ausliefern darf (Art. 733). ine perfünliche Ber: 
pflichtung zur Entrichtung eimed weiteren Beitrags zur Dedung des Beſchädigten entiteht 
für die Eigenthümer der beitragspflichtigen Güter gar nicht und nur in gewiſſem Um— 
fange für den Erwerber derjelben (Art. 727. 728). 

Den Schaden aus dem Zuſammenſtoß von Schiffen, wenn er durch Ver: 
ſchulden der Schiffsbeſatzung des einen herbeigeführt wurde, hat der Nheder zu er— 
fegen, während beit Mangel eines Berjchuldens oder beiverjeitigem Verſchulden eine 
foldye Haft ebenſo wenig eintritt, al8 in dem Fall, wo das Unglüd durch Verſchulden 
eines Zwangslootſen herbeigeführt wurde (Art. 736-741). Außerdem ift der Ans 
fpruch auf Yohn wegen Bergung und Hülfeleiftung in Seenoth geſetzlich näher 
definirt und durch ein Pfandrecht an ven geborgenen Gütern, wieder, ohne daß eine pers 
ſönliche Verpflihtung zur Entrichtung zum Vorſchein kommt, gefichert worden (Art, 
742— 756). | 

Befonderer Gegenftand der Regelung find ſodann noch die Rechtsverhältniſſe der 
Schiffsgläubiger, d. h. derjenigen, welde ein Recht der Befriedigung aus dem 
Werthe des Schiffes haben. Welche Gläubiger dazu gehören, ift genau aufgezählt (Art. 
757). Es find im ganzen folche, welche Aufwendungen zur Erhaltung und Rettung 
des Schiffs gemacht haben, oder denen aus anderen Gründen der Rheder nur mit dem 
der Eee anvertrauten Vermögen haftet. Diejenigen Gläubiger, denen etwa fenft nad) 
bürgerlichen Recht das Schiff verpfändet worden wäre, gehören nicht hierher. Alle Schiffs— 
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gläubiger haben ein gefetliches oder vertragsmäßiges (durch Verbodinung) Bfandrecht am 
Schiff und Zubehör, fowie an der Bruttofracht der betreffenden Reife, wegen Capital, 
Zinfen, Prämie und Koften (Art. 758 ff.). Daſſelbe kann ebenfo qut gegen den Schiffer, 
wie gegen den Rheder verfolgt werden (Art. 764). Es erliicht durch Verkauf des Schif- 
fes, insbefondere durd den im Wege der Zwangsvollſtreckung veranlaften (Art. 767). 
An der Fracht dauert es, jo lange diefe ausfteht, oder in den Händen des Schiffers ıft 
(Art. 774). Die Befriedigung der einzelnen Gläubiger erfolgt nad einer beftummten 
Ordnung (Art. 770 ff.) 

Endlich beichäftigt fi das Handelsgeſetzbuch fehr ausführlih in emem aus fieben 
Abfchnitten beftehenden Titel mit der Seeverfiherung Als Grundlage bat der 
venidirte Plan Hamburgiicher Seeverficherungen, welcher die älteren Aſſecuranzordnungen 
mannichfach mobdificirte, gedient. Im allgemeinen ſind der Verkehrsfreiheit und den ge— 
genwärtigen Auffafjungen des Affecuranzvertrags mancherlet Concefjionen gemacht worden, 
zu denen fich die frühere Theorie nicht entjchliegen konnte !). Inſonderheit geftaltet fich 
Dadurch aud) die Benutzung der Aſſecuranz auf diefem Gebiete viel weiter und zuverläf- 
figer, als im Gebiete der fonftigen, zur Zeit lediglich nad gemeinem Recht zu beurthei= 
lenden Aſſecuranzen. Das alles hindert jedoch nicht, daß das Geſetz nach vielen Rich— 
tungen bin Schranten zieht, um dem beforglich ericheinenden Mißbrauch vorzubeugen. 

Gegenftand der Seewerficherung ift jedes ſchätzbare Intereſſe daran, daß Schiff und 
Yadung die Gefahren der Seeſchiffahrt beftehen (Art. 782). In diefem Sinne fann 
Schiff, Fracht, Frachtgut, Bodmerei= und Havereigeld, der von der glücklichen Ankunft 
erwartetete (imaginäre) Gewinn u. ſ. w. (Art. 783), nicht aber die Heuerforderung (Art. 
784), jowohl für eigene, wie unter gewilfen Gautelen auch für fremde Rechnung (Art. 
785. 786), gegen möglichen zukünftigen, aber auch gegen einen bereits unmöglich gewor- 
denen Schaden, ſofern noch feine Kenntnig von der Unmöglichkeit feines Eintritt$ vorhan— 
den (Art. 789), verfichert werben. Als Grundregel gilt, daß der volle Werth und nur 
Diefer verfichert wird (Art. 790), wie fih in der Behandlung der unzulänglichen, der 
Nach- und Nebenverficherung zeigt. Uebrigens kann der Verficherungswertb auf eine 
fefte Summe (firirte Police), immer mit Vorbehalt der Herabfegung bei Nachweis eines 
wejentlichen Minderwerths, beftimmt werben (Art. 797). 

Ber Abſchluß des Geſchäfts iſt der Verfiherungsnehmer volle Treue in den erfor= 
berlihen Angaben aller Umſtände jchuldig (Art. 810 ff.). Gegen Auslieferung der Po— 
lice zahlt er die Prämie und erwirbt damit die Rechte gegen den Berficherer (Art. 816), 
die jedoch durch anderweitige Anordnungen in Bezug auf die Reife, Berladung in ein 
anderes Schiff u. |. mw. leicht alterirt werben. Jedenfalls hat er die glüdliche Ankunft, 
wie den etwa eintretenden Unfall dem Verſicherer anzuzeigen (Art. 817 fi.). 

Wichtig wird in jehr vielen Streitfällen die Frage, ob das betreffende Ereigniß in 
den Umfang der übernommenen Gefahr fällt. Das Handelsgeſetzbuch hat in diefer Hin— 
ficht eine Reihe theils allgemeiner, theils auf einzelne VBerfiherungsgegenftände bezüglicher 
Kegeln (Art. 824—857). 

Tritt Totalverluft Des verficherten Gegenftandes ein (Art. 858 ff.), fo muß der 
Berficherer die volle im voraus feſtgeſetzte Verſicherungsſumme zahlen (Art. 862), ſofern 
fich nicht aus befonderen Gründen, meil etwas gerettet worden ift u. dgl., viele Ver— 
bindlichkeit modificirt. Iſt das Schiff verichollen, mit Embargo belegt, von einer frieg- 
führenden Macht aufgebracht, ſonſt angehalten oder durd Piraten weggensinmen morben, 
jo fann der Verſicherte gegen Abtretung feiner Rechte an den verficerten Gegenftänden 
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(Abandon) die VBerficherungsfumme verlangen. Das Geſetz ftellt für die Verſchollenheit 
und die Abandonerklärung die näheren VBorausfegungen auf (Art. 865—875). Bei 
partiellem Schaden, welcher am Schiff ſelbſt in den Reparaturkoften befteht, bat der Ver— 
jiherer den entfprechenden Betrag für deſſen Berechnung einzelne Anhaltspunkte ertheilt 
worden find, zu vergüten (Art. S76—885). | 

Die Bezahlung des Schadens ift davon abhängig, daß dem Verſicherer eine Scha= 
densberechnung mitgetheilt, zugleich auch das Intereſſe Des Verficherten, zumal des Berfiche- 
rungsnehmers im fremden Intereſſe, ſofern er nicht einen Auftrag zur Verficherung nach— 
weift (887), ferner daß der verficherte Gegenftand wirklich der Seegefahr ausgefett worden 
iſt, ſowie der Unfall und ver Umfang des Schadens belegt wird (Art. 886). Indeſſen bat 
man dieje Yaft des Verſicherten dadurch einigermaßen zu erleichtern geſucht, daß gewiſſe 
Nachweiſe genügen jollen (Art. 888). Auch kann im Vertrage Befreiung von dem Nach- 
weile ftipulirt werden (Art. 890). Die Zahlung erfolgt gegen die Police (Art. 892). 
Das Recht aus dem Verſicherungsvertrag kann Dritten übertragen, die Police, die auf 
Ordre lautet, indofjirt werden (Art. 896). 

Wird die Unternehmung ganz oder theilweife aufgegeben, oder ohne Zuthun des 
Berficherten der Gegenſtand der Verſicherung der übernommenen Gefahr gar nicht aus— 
gejest, jo kommt es zu eimer entfprechenden Rückforderung oder Einbehaltung der 
Prämie (Riftorno), wober aber in der Regel eine bejondere Riſtornogebühr zu Gunften 
des BVerficherers berechnet wird (Art. 899). Zahlungsunfähigkeit des letzteren berechtigt 
den Berficherten, von dem Vertrag zurüdzutveten oder auf Koſten des Berficherers eine 
andere Berfiherung zu nehmen, e8 ſei denn, daß er vorber ficher geftellt wird (Art. 903). 

Schlieflih find für die Forderungen aus dem Seeverkehr im Intereſſe der promp— 
ten Erledigung kurze Berjäbrungsfriften von ein, zwei und fünf Jahren eingeführt. 
(Art. 906— 911). 


5. Das Wechſelrecht. 


Das Wechſelrecht iſt darum micht ein Theil des Handelsrechts, weil der Wechfel 
nicht blos dem Handelöverkehr angehört. Nach ver heutigen Bedeutung des Wechjels, 
der eine Jedermann zugängliche Geſchäftsform darftellt, ericheint das Werhjelvecht als Be— 
ftandtheil des allgemeinen Civilrechts, wird jedoch wegen feiner großen Bedeutung und 
wegen feiner Eigenthümlichteiten nach Geſetz und Wiſſenſchaft häufig ald eine eigene Rechts— 
disciplin betrachtet. 

Der Wechſel ift ein Bapier, durch welches mittelft bejtimmter wechſelmäßiger Erflä: 
rung der Ausfteller entweder fich ſelbſt verpflichtet (eigener oder trodener Wechſel), oder 
einen Audern auffordert (Tratte, traffirter oder gezogener Wechjel), eine gewiffe Summe 
Geldes an den darin genannten Berechtigten oder dejjen Nachmann zu zahlen. Jener ift 
ein einfacher Schuldſchein in Wechſelform, dieſer eine Anweifung in Wechſelform. Beide 
find in der Regel, wenn auch nicht abjolnt nothwendig Ordrepapiere. Sie können, wenn 
ihmen nicht ausnahmsweiſe ausdrücklich die Eigenfchaft von Rectapapieren beigelegt wird, 
durch Indoffament (Giro) übertragen werden und find eben durch dieſe leichtere und 
fichere Hebertragbarfeit zu einem verhältnißmäßig viel weiteren Umlauf befähigt. Die 
wirtbichaftlihe Bedeutung des Wechjels, den man im Berfehr vermöge des Credits, d. h. 
des Zutrauens auf die Nealifirung der darin ausgedrückten Verbindlichkeit, welche durch 
möglichft ftriete materielle und procefjualifche Grundſätze geſichert wird, geradezu als fürs 
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perlichen Werthgegenftand (kaufmänniſches Papiergeld) oder Waare bezeichnet, liegt eben 
darin, daß er die Girculation der Werthe ohne baare Mittel in größtem Umfang er= 
möglicht. 

Die Geſchichte des Wechſels !) kann zwar in legter Ferne an manche Erſchei— 
nungen des römischen Rechts anknüpfen, welche wie der Wechſel Werthübertragung ohne 
baares Geld zum Ziele hatten. Allein der Gebrauch eines Papiers in diefer eigenthüm— 
lichen Form und mit diefer eigenthümlichen Wirkung datirt erft aus dem Mittelalter. 
Erſt ſehr allmählig hat ſich der Wechlel als ein bejonderes Nechtöinftitut dem Verkehrs— 
bedürfnig entiprechend entwidelt und feftgeftellt ; Daher es denn erflärfich if, daß die hiſto— 
riſche Beſtimmung der erften Anfänge des Wechſelweſens oder die Meinungen darüber, ob 
gewifje ältere Schuldurfunden, melde an den Wechſel anftreifen, beveitd den Namen des 
Wechſels verdienen, ſtets unficher bleiben wird. Aus der Zerfplitterung des Münzweſens 
unter den vielen, mit dem Recht Münzen zu ſchlagen, verfehenen Herrichaften der Fürften 
und Städte ergab fich, zumal wenn häufig genug das eigene Münzrecht zu Münzver— 
ichlechterungen mißbraucht wurde, für den jteigenden Handel zuvörderft ein großes Be— 
dürfniß des reellen Geldumtauſches durch Wechsler oder Banfiers, um für irgend einen 
Platz das dort abjolut gejegliche oder vortheilgaftefte Geld zu haben. Dabei lag nahe, 
die Gefahr und Schwierigkeit des reellen Transporte von Geld nad dem auswärtigen 
Bla, ſei e8, daß es für dieſen bereits eingewechſelt war, oder dort umgewechſelt oder 
auögegeben werben follte, dadurch zu vermeiden, daß die Wechsler Briefe ertheilten, auf 
welche hin der Empfänger an den beſtimmten Ort das dort benöthigte Geld ausgezahlt 
erhalten ſollte. Anfänglich lauteten ſolche Briefe regelmäßig auf Die eigenen Gomtoire 
oder Commanditen, welche Die ausftellenden Wechsler in den bedeutenderen Städten zu hal— 
ten pflegten. Die älteften Beiſpiele, Handels, Studentens und andere Wechſel, find alfo 
den heutigen traffirtz eigenen oder domicilirten eigenen Wechſeln vergleichbar. 

Eine befondere Rechtfertigung aber bedurfte der Wechſel, der deshalb ſich als ein 
ganz eigenes und in der Folge auch einer befonders wifienfchaftlichen Behandlung zu unter— 
werfendes Inftitut darftellte, gegenüber dem fanonifchen Wucherverbote, weil nach diefem für 
eine Geld = oder Greditgewähr feinerlei Vergütung fein follte, mithin auch die Proviſion des 
Wechſelausſtellers eigentlich unterfagt bleiben mußte. Da man aber dem Berfehr gegenüber 
außer Stande war, den Preis des Wechjels, auf dem das Gewerbe der Banfiers beruhte 
und den der Empfänger für den Bortheil des Erfparniffes der Transportirung und Zah— 
(ung reeller Münze gern entrichtete, gänzlich abzufchneiden, fand man die Erklärung darin, 
daß der Ausfteller durch den Wechjel einen imaginären Transport des Geldes von dem 
Ausitellungss zum Zahlungsorte bewirkte. Ebendeshalb galt der an dem Ausftellungsort 
zahlbare Platzwechſel und vollends der eigene Wechſel als verjchleiertes Wuchergeſchäft 
für völlig unzuläſſig. Für den Diſtancewechſel hingegen war die Bewilligung der Mög— 
fichfeit eines Geldgewinns, der im Darlehnsgeſchäfte ftreng verboten erſchien, Grund ge— 
nug, das Capital anzuloden und fo dem Wechfelverfehr ſichtlich immer größere Ausdeh— 
nung zu verichaffen. Schon damals begann man den Wechſel zu einer ftrieten Berbind- 
Lichfeit auszubilden, im nahen Zuſammenhang mit anderen executoriſchen Urkunden. 
Mußte man ſich dody auch damals ſchon jagen, daß die Brauchbarfeit des Wechſels we— 
jentlicy Durch die Ausficht auf ſchnelle und fichere Nealifirung, nöthigenfalls mit Hülfe 
des Gerichts, bedingt jei. 

Für die weiteren Schickſale wurden die feit dem 14. Jahrhundert zahlreicher vor— 
tommenden Meffen und Märkte wichtig. Dadurch war die Gelegenheit zum Zuſammen— 
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treffen und Ausgleichen mit fremden Kaufleuten, eventuell eine ſchnelle Yuftiz unter Meß— 
oder Marktgerichtöbarfeit gegeben. Unter folden Umſtänden Tießen ſich jehr wohl für 
eine ſolche Meſſe auh auf Dritte in Geftalt von Anweiſungen Wechjel ausftellen, in- 
jofern dieſe auf der Meſſe zu treffen, gegebenen Falles gerichtlich zu belangen, oder zur 
Ausgleihung (Scontration) zu bringen waren. Man konnte auf ſolchem Wege Anwei— 
jungen auf den Schuloner in Betreff der Beträge, welde er am Meßplatz zu leiften hatte, 
ertheilen ; man konnte aber auch einen Echritt weiter Anweiſungen ertbeilen, durch welche 
ver Zahlende auf Credit, Ausficht ſpäterer Ausgleihung, kurz auf Vorſchuß zu zahlen 
aufgefordert wurde, die alfo zumächft nur den Verſuch einer Zahlungsverfchaffung von 
Seiten des Ausſtellers repräfentirten. Immer deutlicher trat num die Zratte, und in 
Folge davon die Präfentation, das Accept und die Proteftattion hervor, Inſtitute, welche 
die Meßorbnungen zu befeftigen vielfach beftrebt waren. 

Hatte ſich darnach der Wechſel bereit$ durch den Meßverkehr bedeutend über die ur— 
iprünglich faft ausichlieglih in den Händen der Bankiers befindlich geweſene Praxis hinaus 
ausgedehnt, jo machte er fich jeit dem 17. Jahrhundert auch von den Meilen los. Was 
bis dahin auf den Meſſen und Märkten nur periodiich geichehen war, ließ jich leicht ſtän— 
dig und ftelig machen. An allen größeren Plägen entitanden Wechſelordnungen, welche 
die wordem nur durch die Organiſation der Meilen gewährleifteten Einrichtungen für die 
Realifation des Wechſels jederzeit darboten. Im diefe neuere Periode fällt ferner als der 
allerbedeutfamfte Schritt in der Yaufbahn des Wechſelweſens die Ausbildung des Giros 
oder Indofjaments. Erſt dadurch wurde der Wechſel einerfeits leicht übertragbar, anderer- 
jeitd in feiner Greditfähigfeit geſtärkt, und ſolchergeſtalt das negotiable, zu ſo vielen 
Functionen berufene Papier, welches er jest darſtellt. Daneben erweiterte jich der Um 
freis der Wechlelfähigfeit nicht nur auf alle Handelöleute, fondern auch über den alten 
enger geichlofienen und jelbit über ven ungleich weniger gejchloffenen Handelsſtand ber 
Neuzeit hinaus auf alle anderen Privaten. Endlich hatte der Bruch mit der fanonifchen 
Wucherlehre die Folge, daß fich Die innere Natur des Wechſels unbehindert durch die frü— 
her unüberfteiglichen Bedenken frei entwideln und auf diefem Wege immer entjchiedener 
einen ftrieten und formalen Charakter annehmen konnte. Man durfte nunmehr die Nechts- 
beftändigfeit des Wechſelgeſchäfts nicht mehr bezweifeln ; und indem daſſelbe, menngleich die 
Theorie fortfuhr, in ihrer Art die Vertragsqualität zu conftruiven, thatſächlich als reines 
Geldgeſchäft erichien, ward die Entwidelung zu dem ftricten formalen Charakter eines 
Literalactes immer offener erfichtlih. Mit dem Hinwegfall der kanoniſchen Bedenken trat 
nicht nur die Tratte in ihre volle natürliche Freiheit ; e8 fiel auch jeder Grund hinweg, 
nun noch den Platz- und Eigenmwechjel auszuſchließen. 

Die Quellen ded Wechſelrechts find für die ältefte Periode ausſchließlich die Han— 
delsgewohnheiten, welche ſich allenfalls in einzelnen Statuten ausprägen. Dann folgt die 
Periode, der Meßordnungen, denen natürlich wiederum die praftiiche Uebung der Kauf: 
lente zu Grunde Liegt. In Diele Zeit fallen auch die erften wiſſenſchaftlichen Sonderdar— 
ftellungen des Wechſelrechts, hauptlächlih um der kanoniſchen Auftification willen unter 
nommen (Laurentius De Nudolfis, Thomas de Bio u. A., beſonders aber Ecaccia und 
Raphael de Turri). Hieran ſchließt fich die Zeit dev Wechfelordnungen zunächft einzelner 
Städte, ſpäter auch ganzer Provinzen und Staatsterritorien 1), indem auch auf dieſem 
Gebiete allmählig die Yegislation von der Stantögewalt ergriffen wurde. Cine reiche Li— 
teratur läßt fi, wie fin alle an dem Wechielverfehr betheiligten Yänder, ſo auch für 
Deutichland aufzählen ?). 


9 Thöl, 5. 144. 
2) ©. über die Literatur Thöl, 8.1175 Kuntze, 5. 3; Renaud, Lehrbuch d. W. R. 8. 8. 
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Endlich ift das deutſche Wechſelrecht ans Der territorialen Zerfplitterung herausgeho— 
ben und in umfajlender Weife umgeftaltet worden durch die deutſche Wechſelord— 
mung, welche eine vielfach ganz neue Bafis des Nechtszuftandes bildet. Nach maucherlei 
vergeblichen Berfuchen wurde im Jahre 1847 auf Beſchluß des Bundestags von einer 
Commiſſion zu Yeipzig ein Entwurf angefertigt, welcher 1848 von dem Parlament ans 
genommen, im einigen deutſchen Staaten als Reichsögeſetz, nach und nach in den meiften 
als Landesgeſetz publicirt wurde !). Die Wechſelordnung galt mithin zwar factifch (bis 
auf Limburg= Yuremburg) in ganz Dentfchland, aber nur vermöge  particulavrechtlicher 
Sanction. 

Zur Vervollſtändigung und Erläuterung des poſitiven Wechſelrechts wurden ſodann 
in Folge Bundesbeſchluſſes 1857 von der Handelsrechtscommiſſion die ſog. Nürnber— 
ger Novellen abgefaßt und feit 1858, beziehungsweiſe 1860 in den einzelnen Staa— 
ten eingeführt ?). 

Jetzt iſt die Wechlelordnung ſammt den Novellen für das Gebiet des Norddeutſchen 
Bundes von dem 1. Januar 1870 an als Bundesgefeg eingeführt worden. 

Die Yiteratur des neueften deutſchen Wechſelrechts befteht tbeils aus ſyſtematiſchen 
Yehrbüchern, unter denen befonders die von Renaud, Kunge und Thöl, theils aus Com— 
mentaren, unter denen die von Brauer, Hoffmann, Volkmar und Löwy, ſowie bejonders 
Borchardt zu nenmen find. Außerdem verdienen die Sammlungen von Präjudicien und Ab- 
bandlungen, mit denen ſich zugleih auch die handelsrechtlichen Zeitfchriften, namentlich 
das Archiv für Wechſel-, jest für Handels= und Wechſelrecht von Stebenhaar und 
Tauchnig, beichäftigen, Erwähnung *). 

In Bezug auf die rehtlihe Natur des Wechſels herrſcht umter den Gelehrten 
noch immer große Berſchiedenheit der Anfichten, die jedoch ſeitdem das Meifte durch die 
pofitive Geſetzgebung feſt geordnet ift, mehr die innere Erflärung, ald die praktischen Fol— 
gerungen betrifft. Für die ältere Theorie lag, wie bereits oben bemerkt, die Schwierig— 
feit darin, der Wucherlehre gegenüber einen annehmbaren Bertragstitel für Das cambium 
zu finden. Obwohl nun jpäter diefer Grund, der zu den künftlichiten ſcholaſtiſchen Wen— 
dungen genöthigt hatte, hinwegfiel, hielt es doch ihrem ganzen Geiſte entfprechend Die Ju— 
risprudenz für erforderlich, den Wechfel lediglich aus den anerfannten Rubriken des ge 
meinen Givilrechts beraus zu erfläven. Darmad galt der Wechfel bald als Innomi- 
nat-, bald als Yiteralvertrag, wober aber tet? die Rückſicht auf den Echuldgrund viele 
Schwierigkeiten bereitete, und die einzelnen Erſcheinungen wurden im gezwungener Weife 
als Ceſſionen oder Mandate aufgefaßt u. dgl. mehr Noch immer gibt es jelbit Vers 
treter diefer Nichtung, auch ſolche, welche den Wechſel nur ald Beweisurtunde ‚anfehen und 
die einzelnen Beziehungen des Wechlels mit dem Namen eine paetum de cambiando; 
acceptando u. }. w., eines Kaufs, mandatum alieni gratia u. dgl. darlegen zu können 
glauben. Andere erfenmen in dem Wechfel nadı dem Borgange von Thöl ein Summen 
verjprechen, ohne daß jedoch mit dem Charakter der Formalobligation, welde erft die Folge 
eines beftehenden Wechſels ausdrüdt, die Entftehung der objectiven Natur deiielben er: 
flärt wäre. Bon ganz anderer Seite ber, ungweifelbaft nach den vealen Verkehrsan— 
ſchauungen mit großem Necht, griff Einert Die Conftruction des Wechſels ar, indem er 
ihn als kaufmänniſches Papiergeld behandelte, mithin den Ausſtellungsact betonte, Ihm 
folgen Mande geradezu, Manche (wie Picbe, indem er den Wechſel als Formal akt defi— 
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nirt) nähern ſich wenigftens bedeutend, oder ſuchen zu vermitteln, indem fie zwar ben 
Greationsact betonen, aber im übrigen die Wirkungen nad) der hergebrachten Theorie des 
Obligationenrechts zu definiven ſuchen. Einige dagegen bezeichnen den Wechſel fogar als 
ein Zubject, was freilich nur ein anderer Ausdrud Fir Die ganz richtige Vorftelung tft, 
daß der Wechſel von der Enge der fubjectiven Beziehungen eier Obligation, wie fie der 
Schulbegriff des gemeinen (römiſchen) Rechts aufrecht erhält, losgelöſt ericheint und zum 
förperlichen Träger einer beftchenden Realifirungs = Berbindlichfeit, oder, mas daſſelbe, vers 
möge des Credits zu einem Werthträger, zu einer Wertbjache wird. Davon ift in der 
That auszugehen, daß der Wechfel als ein kürperliches Wertbobject behandelt werden muß, 
welches die Yeiftung, auf die er lautet, zwar noch nicht veell, aber ereditweiſe und um je 
gewiffer, je Ätrenger die Verbindlichkeit, in ſich enthält, und daß der Ausfteller durch 
den Ausftellungsact ein ſolches Werthpapier erichafft, für deſſen Credit er einzuftchen bat, 
jobald daſſelbe in Lauf gelegt wird. Die obligatorijchen Beziehungen, welche in den 
Schickſalen des Wechſels, wo es fih um die Nealifirung handelt, hervortreten, find nicht 
jelbft das innerfte Weſen des Wechſels, jondern erft die Folgen der angedeuteten fachlichen 
Dualität deſſelben }, 

Indem der Credit und folalih die Circulationsfähigleit des Wechſels von der zus 
verläffigen Erwartung der Realifirung abhängt, hat das Necht von frühe an fich bemüht, 
die etwa nöthig werdende Execution thunlichit zu fihern (. g. Wechſelſtrenge)) Die 
Wechſelordnung Art. 2 gab ſowohl Vermögensexecution als auch Perſonalhaft, beides jelbft 
nebeneinander nad) der Nürnberger Novelle 1. Seitdem ift jedoch durch Bundesgeſetz 
die Perjonalbaft als Ereeutionsmittel mit der ausgefprochenen Tendenz, Durch Verſagung 
deſſelben gefundere Greditverbältniffe zu erzielen, aufgehoben worden. Mithin kommen auch 
die ſeither beitandenen Privilegten mancher Perfonen und Klaſſen, vermöge deren fie dem 
Wechſelarreſt nicht unterworfen werden durften (Art. 2, Nov. 2), nicht mehr in Betracht. 

Wechſelfähig , d. h. fähig, eine Wechſelſchuld in dieſer oder jener Geftalt auf 
fich zu nehmen, ift jeßt, anders al$ im älteren Nechte, jede im Sinne des bürgerlichen Nechts 
vertragsfübige Berfon Art. 1). Die Folgen etwaiger Unfähigkeit einer an dem Wechfel 
betheiligten Perſon geben zumächft nur das Wechfelvecht an, ſchließen alfo nicht aus, daß 
diejelbe Perfon, wenngleich nicht wechſelmäßig, doch nad gewöhnlichen Civilrecht obligirt 
bleibt. Sie berühren ferner die VBerbindlichfeiten anderer an dem Wechſel Betheiligten 
durchaus nicht (Art. 3), treffen vielmehr in ftrenger fubjectiver Beſchränkung nur die 
Wirkſamkeit des Wechſels in Bezug auf die wechielfähige Perfon. Ausländer werden 
nach ihrem Recht beurtheilt, verpflichten fich aber durch in unferem Inland übernommene 
Wechfelverbindlichkeiten, wenn fie nur nad unſerem Geſetz wechielfäbig find (Art. 84). 

Eine Ueberficht der an den Wechfel ſich anknüpfenden rechtlichen Verhältniſſe wird 
am bejten erlangt, werm man den Yauf des Wechſels von jeiner Entftebung bis zu ſei— 
nem Ende verfolgt. 

I. Der Wechjel entfteht durch Ausstellung, und zwar in einer genau beftimmten 
ichriftlichen Form, deren Ergreifung eben als Kennzeichen des ernftlichen Verpflichtungs— 
willend dient, die aber dem Verfehr feinen Zwang anthut, weil der Mechjel nicht für 
gewiſſe Fälle oder Verträge abjolut vorgeſchrieben ift, jondern als generelle und formelle 
Art der Willenserflärung zwar überall, gleichviel, was der Grund unterliegender Verhält— 
niſſe ſein mag, gewählt werden fan, aber nirgends rechtlich nothwendig, ann überhaupt 
eine Verbindlichkeit zu begründen, gewählt werden muß. 
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Die Wechfelordnung ftellt zunächſt die Formerforderniſſe der Tratte !) zuſammen 
(Art. 4): Bezeichnung als Wechlel; Angabe der Geldſumme (vgl. Art. 5), welche nur 
eine einheitliche ſein kann (Ausſchluß des Zinswechſels, Novelle 4), während der Hypo— 
khekenwechſel nicht verboten, aber fehr unüblich iſt; die Perfon (Remittent) deſſen, an 
den gezahlt werden ſoll (Wedel au porteur gibt es nicht); die Zahlzeit, nach der meh— 
rere Unterarten von Wechſeln gemacht zu werden pflegen; die Unterfchrift Des Ausitellers 
(Traffanten), Unterfrenzung u. dgl. muß notariell beglaubigt werden (Art. 94) und Un: 
terfchrift durch einen Andern wird in Art. 95 geregelt; Ort, wonach die Gültigkeit beur— 
theilt wird (Art. 85), umd Zeit der Austellung; der Name veflen, der zahlen ſoll (Traf- 
fat); Zahlungsort, der, wenn er ein anderer, als der Wohnort des Traſſaten ift, den 
Begriff des domicilirten Wechjels hervorruft (Art. 24) und der jest auch derfelbe fein 
fann (Platwechlel), wo der Wechſel ausgeftellt wird. Dazu fommt leicht noch diefe 
oder jene nicht nothwendige, aber häufig übliche Clauſel als accidentieller Inhalt 2). 
Uebrigens kann auch die Zahl der am fich für den Begriff der Tratte erforderlichen drei 
Perſonen, theils vermehrt, theils vermindert erfcheinen. Die Commilfionstratte führt 
außer dem Namen des Traffanten allenfall® noch ven jeines Committenten in den Wech— 
ſelinhalt, ohne jedoch ſonſt deſſen Wirkung zu berühren. Im der Tratte an eigene Ordre 
find Ausfteller und Remittent, in dem trafjirt =eigenen Wechfel (Eigenwechſel in Tratten- 
form) Traffant und Aecceptant identiſch. Beide find gejeglich anerkannt (Art. 6). 

Der eigene Wechſel ?), den die Wechſelordnung förmlich recipirt hat (Art. 96), 
bedarf nur der Bezeichnung als Wechlel, der Geldſumme, des Ausftellers, der Zahlungs- 
zeit, alles wie bei der Tratte. Auch kann er domicilirt, d. h. mit einem befonderen Zah— 
lungsort (Art. 99) verſehen werben. 

Ausländiſche Wechfel werben in Betreff ver Form nad) dem Rechte des Aus⸗ 
ſtellungsortes beurtbeilt, allem fie gelten, wie die zwiſchen Inländern tm Auslande ge 
ſche henen Wechſelacte im Inlande, wenn ſie deſſen Erforderniſſe entſprechen (Art. 85). 

In der Auslegung der weſentlichen Formerforderniſſe, die immerhin zu einer reichen 
Caſuiſtik Anlaß geben, ſind dem Richterermeſſen die engſten Grenzen gezogen. Jeder Man— 
gel an den objectiven Eſſentialien macht das betreffende Papier überhaupt unfähig, als 
Wechſel zu fungiren (Art. 7), wenn auch dadurch nicht ausgeſchloſſen iſt, daß es immer 
noch als gewöhnliche Schuldurkunde wirkſam ſein mag. Die Verfälſchung einer wechſel— 
mäßigen Unterſchrift beeinträchtigt aber die Schuldigkeit der ſonſt vorhandenen echten in 
feiner Weiſe (Art. 75. 76; Kellerwechſel). Der formell-äußerlich richtige Wechſel gilt, 
quia ita seriptum est, als Willenserflävung des Inhalts. Indeſſen iſt es eine offene, 
auch von der Wechſelordnung nicht beantwortete Frage, welche Bedeutung bei echter Un— 
terichrift einer nachweisbaren Verfälſchung des Inhalts zutommt und ob der Einwand des 
Ausftellers, daß er den Inhalt trog feiner Unterfchrift nicht gewollt babe, wie das nament= 
lich bet Unterzeichnung eines Blanketts der Fall fein kann, zu bören fer ®). 

Jeder gezogene Wechfel kann und muß ſogar auf Verlangen des Nemittenten oder 
eines Indoffatars, alſo von Haus aus, oder erft Später, vervielfältigt werden. Im ſolchem 
Fall gibt es eine Prima, Secunda= u. ſ. w. Ausfertigung. Die Werhielordnung befagt, 
wie damit zu verfahren ſei (Art. 66 ff.). Eine jede der Ausfertigungen wırd ein eigener 
Wechſel, und als folcher ihrer eigenen Circulation, des Indoffamentes, Acceptes u. |. w. 
fahig ; allein durch Bezahlung der einen wird der objective Beftand, auf dem alle ruhen, zu 
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Gunften des Ausjtellers aufgehoben (Gorrealität). Denn nad) der Abficht ver Erempli- 
ficatton follte infofern doch nur Ein Wechjel vorhanden fein. Dagegen bleiben die In— 
boffamente und weiteren Schickſale der einzelnen Exemplare völlig jelbitjtändig (Art. 67) ?). 

E8 kommen ferner auch Gopien des Wechſels vor, von denen eine jede wiederum 
für die darauf fommenden Indoſſamente als Original gilt (Art. 70—72) ?). 

Für den Ausfteller, d. h. für denjenigen, welcher den Wechſel als ſolchen unter— 
fehreibt ſowie für denjenigen, welcher mitunterjchreibt, für ven letteren felbft dann, 
wenn er ſich nur ald Bürge (per Aval) bezeichnet (Art 81) °), hat der Ausftellungs= 
act die Bedeutung, daß er damit die Willenserflävung abgibt, für die Realiſirung des 
Papiers einftehen zu wollen. Seine Erflärung bindet ald Ausfluß des ernftlichen, in der 
Wechſelform ausgedrüdten und jedenfall durch das Bewußtſein der Verantworklichkeit 
getragenen Willens. Aus welden Motiven die Willenserklärung hervorgeht, ob völlig 
ipontan, oder in Folge übernommener Verpflichtung (pactum de cambiando, worüber 
mitunter ein Interimsſchein oder Interimswechſel ausgefertigt wird), ob aus der Abjicht, da— 
durch eine Schuld zu löſen, oder eine Forderung zu begründen, ob aus Rüchſicht für die eine 
oder für die andere Perſon, ift bei dem heutzutage anerkannten formalen Charakter des Wechfels, 
auf dem feine Brauchbarfeit für alle mögliche Zwecke beruht, gleichgültig. Ebenſo gleich: 
gültig erſcheint es, ob und welche Gegenleiftung (Valuta) der Ausfteller empfängt. Der 
Wechſel hat zugleich eine ſtreng einſeitig verpflichtende Natur. Man muß alfo das aus 
dem Wechfel als Yiteralact entfpringende äußere Verhältniß vollftändig von dem inneren 
Rechtsverhältniß zwischen ven betheiligten Perfonen trennen. Der einzige Grund des 
Wechſels ift der darin fich fundgebende Wille, die Credithaft für dieſes Papier zu über- 
nehmen. 

Diefe Willenserklärung erzeugt freilich noch feine rechtlich greifbare Berechtigung eines 
Andern, jo lange der Wechfel in der Hand des Ausftellerd bleibt. Allein ihre Bedeutung 
ift die, daß fie wirffam wird, jobald der Wechſel in Lauf kommt. Dies geichieht ent= 
weder Dadurch, daß der Ausjteller den Wechſel in der Abficht, ihn im Yauf zu ſetzen, 
einem Andern begibt, oder, und darin zeigt ſich eben die Verantwortlichteit der Creation, 
dadurch, daß der Wechſel aus feinem eigenen Gewahrſam oder aus dem des Dritten, 
welchem er feineswegs in der Abficht, ihm cireuliven zu laſſen, fondern, vielleicht um— 
gekehrt, um ihm zu bewahren, übergeben wurde, ohne oder gegen den Willen des Aus- 
ftellerd in Girculation geräth. Denn im dem legteren Fall iſt der Ausfteller nur in 
beichränftem Uinfang, gegen Abhandenfommen (Art. 73. 74) und allenfall8 dem bösgläu- 
bigen Inhaber gegenüber geſchützt. Im übrigen hat er die Gefahren und Folgen feiner 
Ausftellung eines ſolchen Werthpapiers, von dem er fid) jagen muß, daß es jelbft ohne 
feinen Willen in Yauf fommen kann, und das daher worfichtigerweife, womöglich erft Dann, 
wenn es in Yauf kommen fol, fertig ausgeftellt wird, zu tragen *). 

11. Aus der Begebung an eine andere Perſon entipringt die Möglichkeit, Daß der 
Wechſel unabhängig von dem Ausiteller weiteren Schidjalen entgegengeht und baf der 
Ausfteller in die Yage verjegt wird, denſelben realifiren zu müflen. Die Begebung tft 
zunächſt der thatjächliche Vorgang der Bejigübertragung, durch melchen der fertige Wechjel 
in fremde Hand gelangt. Die Bedeutung dieſes Vorgangs kann, abgejehen von der vor— 
erwähnten Verantwortlichkeit des Begebenden, welde dahin führt, daß er, weil er einen 
Wechſel aus der Hand und damit der Girculation preisgegeben bat, fpäteren Erwerbern für 
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die Realifivung einftehen muß, auch wenn ed gar nicht fein Wille war, den Wechſel in 
Cireulation zu ſetzen, im Verhältniß zu dem Nebmer eine jehr verichiedene fein. Es fann 
Kauf, Darlehn, Aufbewahrung, Mandat, Zahlungsempfang u. ſ. w. der Wechfelbegebung 
zu Grunde liegen. Darnach beftimmen fich die inneren Rechtsbeziehungen zwilchen Geber 
und Nehmer des Wechſels. Nach außen aber bat der Begebungsact infofern einen rein 
formalen Charakter, als er, völlig unabhängig von der inneren causa der Uebertragung 
dem Publikum gegenüber den Nehmer zum legitimirten und jomit dDispojitionsfühigen In— 
haber des Wechſels macht. Mau braucht nicht einmal eine Präfumtion zu unterftellen 
daß jede Begebung im Zweifel aus ver Abficht, daß der Nehmer den Wechfel für ſich 
gebrauchen fol, hervorgehe. Es genügt der Hinweis darauf, daß der Begeber des Wech— 
ſels weiß und willen muß, daß er den Nehmer in die Möglichkeit verfegt, über den Wechiel 
zu Diöponiven. Durch die formell= äußerlich berechtigte Inmehabung wird aber der Em— 
pfänger (Adreſſat) des eigenen Wechſels, wie der Tratte (Remittent) jedenfalls nad) außen 
bin der vollſtändig legitimirte Vertreter und Ausübungsberechtigte des Wechſels. 

Inden Durch die Begebung in diefem Sinne die in der Ausftellung bereits für ſol— 
hen Fall enthaltene Willenserklärung in praktiſche Geltung tritt, haftet demnach nunmehr 
der Ausiteller dem Nehmer und eventuell allen durch Indoffament bevedjtigten Nachfolgern 
bei dem eigenen Wechſel unmittelbar für Zahlung, die er felber zu leijten bat, bei der 
Tratte dafür, daß diefelbe von dem Traffaten acceptirt und bezahlt werden wird (Art. 8). 
Tiefe Haft ift Folge dev aus der Ausstellung fliegenden Creditgarantie für das Werth— 
papier, welche jchon in dem Ausftellungsacte allen künftig berechtigten Inhabern gegenüber 
erklärt worden ift und durch Doctrinelle Zweifel über die Möglichkeit einer obligivenden 
Erflärung ohne beftimmte Individualiſirung der dadurd zu berechtigenden Perfonen nicht 
geftört werden fann }). 

III. Bon dem eriten Nehmer aus fan der Wechiel, der jo lange al8 Ordrepapier 
ericheint, als ihm nicht ausdrücklich diefe Eigenihaft entzogen wird (Art. 9. 98, N. 2) 
durch Indoffament oder Giro weiter übertragen werden ?). Das Giro ift eine 
ſchriftliche Erklärung auf dem Original, dem Duplicat oder der Copie des Wechſels, be— 
ziehungsweiſe auf deſſen Allonge. Eine befondere Form iſt nicht erforderlich; es genügt ſogar 
ſchon Blankoindofjament (Art. 11—13). Das Indoffament ijt an ſich Die Erklärung Des 
Indojianten, durch welche, weil der Indoffant dieſe Form gewählt hat, der Indoſſatar legi— 
fimirt wird, den Wechſel nach allen Seiten Hin zu gebrauchen (Art. 10). Seine Wir- 
fung erflärt jich wiederum aus dem Durch die firicte Korn Fund gegebenen obligatoriichen 
Willen, ohne daß es der vielfachen Bedenken der Theorie bedarf, Der Indoſſant haftet 
dem Indoffatar und allen denen, welden durch weiteres Indoſſament der Wechlel über: 
tragen wird, mwechjelmäßig für Acceptation und Zahlung, wie der erjte Ausiteller dem 
erjien Wechjelnehmer. Das Indoſſament it allo gleichlam eine neue Ausftellung des 
Wechſels. Es iſt nicht blos Ausorud der Abficht, das Wechſelrecht übertragen zu wollen 
(Ceſſion), jondern zugleidy eine weitere Greditgarantie des Wechfels, indem der Indoſſant 
aus diefer feiner Erklärung dem Indoſſatar und allen ferneven Nehmern für die Reali- 
firung des Wechſels einfteht. Dieje Ereditgarantie iſt am ſich Dich den in Dev Form 
des Giro's erklärten Willen vorhanden, wird aber zu einer rechtlich greifbaren Verbind— 
lichkeit erſt durch hinzutretende reelle Webertragung des Papiers, wie Died bet der 
urſprünglichen Austellung der Fall. Der Indoffatar tritt vollſtändig in diejenige Yage 
des Wechſels und jener Nechtsbeziehungen ein, wie jie zur Zeit des Indoſſamentes be= 
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fteht ; jo namentlich auch in die Rechte aus dem bereits erfolgten Accept (Art. 16), 
Auch das Indoffament ift purer Formalact, der die verſchiedenſte Urfache und Bedeutung 
nach innen haben fann, während er nach außen ebenfo abfolut wirkt, d. h. eine formelle 
Yegitimation zur Geltendmachung und Benutzung des Wechſels verleiht, wie die Ausftel- 
lung. Das innere Verhältniß des Indoffanten zum Inboffatar ift daher wieder völlig 
zu trennen, 

Das Imdoffament kann übrigens durch mancherlei Zufäge modificirt werden, Durch 
den Zuſatz „ohne Obligo” lehnt der Indoſſant die Gewähr ab (Art. 14), durch den Zu— 
fag „richt am Ordre“ (Rectainboffament) wird der Indoffatar gehindert, weiter zu in- 
doſſiren (Art. 15), durch den Zufag „zur Einkaſſirung“ oder „in Procura” u. dgl. gibt 
der Indoſſant zu erfennen, dag der Imboflatar nicht Eigenthümer des Wechſels werden, 
fondern nur als Bertreter die Nechte ausüben joll (Art. #7). Nüdindoffament ift das- 
jenige, welches auf den erften Auöfteller, oder auf einen früheren Indoſſanten lautet. 
Ebenſo gut fann es auf den Traflanten oder Acceptanten Tauten (Art. 10). Die Folgen 
des Zufammentreffens von Berechtigung und Verbindlichkeit ergeben ſich in jedem ein- 
zelnen Fall. 

IV. Für die Realifirung des Wechſels gilt es zunächſt Die Annahme (Accept) 
zu erlangen. Der Wechjel wird zur Annahme präfentirt Y. Eine ſolche Präfen- 
tation ift bei Verluft des Regreffes gegen die Vormänner nothwendig bei allen Wechfeln 
auf eine gewiſſe Zeit nach Sicht, um den Zeitpunkt des Berfalls zu firtren (Art. 19), 
Sie ift ferner nothwendig, wenn der Ausfteller eines Domicilwechſels dies vorgeichrieben 
bat (Art. 24, Abi. 2). Sonft ift jeder Inhaber eines Wechſels, auch der des eigenen, 
wiewohl bei diefem dazu außer den eben berührten Fällen feine Veranlaffung, namentlich) 
aber ver des trafjirten berechtigt, zur Annahme zu präfentiren; und zwar in der Regel fo- 
fort, was jedoch bei einigen Wechſelarten eine Modificatton erleiden kann (Art. 18. 19, 
Nov. 5), und am gehörigen Orte (Art. 91). 

Die Annahmeerflärung (Accept) 2 gefchieht jchriftlich, ſchon durch bloße Na— 
mensunterihrift auf der Vorberfeite des MWechfels, auf Die ganze Summe oder auf einen 
Uimitirten Betrag. Andere Einfchränfungen gelten als Berweigerung der Annahme, jedoch 
fo, daß der Acceptant aus dem Inhalte feines Accepts verhaftet bleibt (Art. 21. 22). 
Ber dem eigenen Wechfel ift das Accept nur eine Wiederholung des Zahlungsverſprechens 
des Ausftellers, bei der Tratte dagegen die ummiderruflihe (Art. 21, Abj 3) Erklärung 
des Trafjaten gegenüber dem Wechfelinhaber, mit dem er bis dahin in gar feiner Bezie- 
bung ftand, zahlen, ſowie gegenüber dem Traffanten, wenn dies nicht ſchon früher ges 
ſchehen, deſſen Anmwerfung Folge geben zu wollen. Beide Verpflichtungen des Accep— 
tanten gehen nach Wechſelrecht, ohne daß diefer darum Wechjelrecht gegen den Trafjanten 
erwirbt (Art. 23). Auch das Accept ift rein formell verbindende Willenserklärung, deren 
Wirkſamkeit von dem Motiv oder dem inneren NRechtögrund unabhängig ericheint. Aus 
der Annahme folgt zugleich die Befugniß des Wechielinhaberd oder Befigers, unter ger 
willen Voransfegungen Sicherheit für die Zahlung zu fordem (Art. 29, Nov. 6), bezie— 
hungsweiſe im Falle der Berweigerung der Sicherheit jeitend des Acceptanten Securi— 
tätsproteft aufnehmen zu laffen, auf melden hin die Bormänner wegen Cautionsbeftellung 
in Anfpruch genommen werden fünnen.. 

Die Verweigerung des Acceptes führt zur Aufnahme des Proteſtes man- 
gels Anmahme, welche durch eimen Notar in beftummter Weife geſchehen und in bes 
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ſtimmter Form urkundlich gemacht werden muß (Art. 87—90) N. Aus der feitgejtellten 
Weigerung find die Indoffanten und die Ausfteller dem Wechjelinhaber verpflichtet, — jedoch 
nur gegen Aushändigung der Protefturfunde, welche aljo nothwendige Vorausſetzung ift, — 
wegen der verweigerten Wechlelfumme und der durch die Nichtannahme entftandenen Koften 
Durch gerichtliche Depofition oder in anderer Weife Sicherheit zu leiften (Art. 25). Darauf 
geht die Negrefklage mangels Annahme 2), welche beliebig gegen jeden der mehreren Vor— 
männer (per saltum) gerichtet werden kann (Art. 26). Die beitellte Caution haftet nicht 
blos dem Negreßnehmer, fordern auch allen Nachmännern deſſelben (Art. 27). Sie ift 
zurüdzugeben, wenn Annahme oder Zahlung des Wechjeld erfulgt, wenn Die Wechfeltlage 
erlojchen oder ein Jahr nad dem Berfall ohne Klageerhebung verfloffen ift (Art. 28). 

Den Folgen der Ammabmeverweigerung kann dadurch vorgebeugt werden, daR ein 
Dritter feine Ehrenannahıme (Intewention) erklärt 9. Dieſe geſchieht entweder aus 
eigenem Entſchluß, und eine folche braucht der Wechſelinhaber, wenn ev nicht will, nicht 
zuzulaffen, oder in Folge einer dem Wechſel eimverleibten Notbadrejfe %, welche ber 
Wechlelinhaber rejpectiren muß. Da der lettere nur ein Intereſſe daran hat, daß accep- 
tirt wird, jo kann die Ehrenannahme beliebig zu Ehren dieſes oder jenes Vormannes er— 
folgen. Bis zu Diefem bin wird durch fie der Wechſel acceptirt, alfo der Anlaß zu 
Sicherheitsregreß befeitigt. Der Intervenient haftet aus der Ehrenannahıne für Zahlung, 
jedoch nur bis zu Präfentation am zweiten Werktag nach dem Zahlungstag des Wechſels. 
Welches Rechtsverhältniß zwoiichen dem Interwenienten und dem Honoraten befteht oder ent- 
fteht, ift für den Wechjel gleichgültig ; indeſſen muß eriterer bei Haft für allen Schaden den 
legteren in beftummter Form benachrichtigen (Art. 56—61). Aus dem Chrenaccept ent: 
jpringt, wenn es nicht zur Zahlung führt, ein Anſpruch auf Provifion (Art. 65). 

Zur Zahlung verpflichtet ift nur der Ausfteller des eigenen Wechſels und ver 
Acceptant, ſei diefer der Traſſat, oder eim Dritter (als Ehrenacceptant). Ebendeshalb, 
weil der Traſſat von Haus aus dazır nicht verpflichtet ift, verſucht die Präfentation zur 
Annahme, eine Verpflichtung (Accept) zu erzielen. Ohne Annahme fann der Wechfelinha- 
ber den Trafjaten zur Zahlung nur auffordern, nicht zwingen. Die Zahlung muß, wenn 
fie als ſolche gelten fol, in geböriger Weife (über die Münze ſ. Art. 37, über Theilzah— 
lung Art. 38) zur Verfallzeit, fir deren Berechnung mut Abſchaffung der früher üblidyen 
Reſpecttage das Geſetz mehrfache Beſtimmungen trifft (Art. 30—35. 92. 93), und an 
dem gehörigen Orte (Art. 43. 99) geichehen 5). 

Um zur Zahlung des Wechſels zu gelangen, findet die Präfentation zur 
Zahlung Statt. Zu einer ſolchen Aufforderung berechtigt ift der legitimirte Inhaber 
des Wechſels. Das iſt entweder der erfte Empfänger des eigenen, wie des trafjirten 
Wechſels (Remittent), oder derjenige, auf melden durch Indoffament (auch in blanco), 
beztehungsweife durch eine ununterbrochene Kette von Indoffamenten, im mwelder ausge— 
ftrichene Giro's für nicht vorhanden gelten, das Wechſelrecht ſammt dem Mechfel ſelbſt 
übertragen worden tft (Art. 36). Der Wechfelinhaber muß aber auch präfentiren, info= 
fern durch die Präfentation und den Proteft feine eventuellen Regreßanſprüche bedingt 
fund. Solches ift nicht nur bei manchen befonderen Unterarten in der Weile der fall, 
dar eine gewiſſe Friſt einzubalten ift (Art. 31), ſondern auch bei allen trafjirten Wedh- 


) Thöl, $ 225, 239: Kuntze, $. 52; Renaud, $. 27. 

N Kuntze, $. 36; Nenaud, $. 82; Thöl, $. 240. . 
3) Runge, $. 43; Renaud, $. 71: Thöl, 8. 267. 
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ſeln, da der Regreß gegen den Ausjteller von dem Proteft mangel® Zahlung ab— 
hängt (Art. 40 N. 1), und bei allen acceptixten, infofem der Acceptant jonft nad Wblauf 
der Proteftzeit, um ſich feiner Verpflichtung zu entledigen, auf Gefahr und Koſten des 
Wechſelinhabers deponiren kann (Art. 40). Gar nicht verpflichtet zur Präfentation ift 
der Inhaber eines nicht domicilirten eigenen Wechſels (Nov. 8). 

Der Bezogene braucht die Echtheit der Indoffamente nicht zu prüfen, ſondern nur 
die Äußere Form und Kette (Art. 36 Abf. 3); vorausgefegt, daß nicht ein Verſchulden 
oder gar Kenntnig der Umechtheit vorliegt. Die Zahlung felbft braucht nur zu erfol- 
gen gegen das Wechjelpapier, und zwar feitend des Acceptanten gegen das acceptirte 
Ereinplar, während der Traffat oder der Ausfteller, der nicht zugleich Acceptant ift, bei meh: 
veren Eremplaren gegen ein jedes mit der Wirkung, dag alle erlöfchen, zahlen fan. Bei 
voller Zahlung erfolgt die Aushändigung des Wechſels, bei Theilzahlung darf der Zah— 
lende Notiz auf dem Wechfel und Quittung auf einer Abjchrift deſſelben fordern (Art. 
39). Dft kommt als einftweiliges Surrogat der Zahlung Prolongation vor. Einer der— 
artigen Webereinfunft, durch welche der Inhaber Credit gewährt, fteht nichts entgegen. 
Aber jie ift am fih ohne Einfluß auf die Verjährung der Wechſelklage gegen den Accep— 
tanten (nad) Art. 77). 

Verweigerung der Zahlung bat zur Folge, daß der Wechjelinhaber eines 
acceptirten Wechfel8 gegen den Neceptanten (Art. 33. 44) umd der eined eigenen Wech— 
ſels gegen den Auöfteller (Nov. 8) alsbald die Wechjelflage auf Zahlung anzuftellen bes 
rechtigt ift. Inſofern aber der Inhaber eines traffirten Wechſels in die Yage kommt, gegen 
einen Indoffanten oder gegen den Ausfteller Negreß zu nehmen, muß er Proteft mans 
gels Zahlung erheben (Art. 41, Nr. 2); eine Verpflichtung, die jedoch (nicht aber die 
Präfentation) unter Umftänden erlafien werden kann (Art. 42). Der Proteft muß am 
Berfalltage, oder ſpäteſtens am zweiten Werktage nachher, am gehörigen Orte, was na— 
mientlich für Domicilwechſel wichtig wird (Art. 43), und in gehöriger Form, welche bie 
felbe it, wie bei dem Proteſt mangels Annahme (Art. 87 ff.), aufgenommen werden N. 
Auch Hier verhilft möglicherweife die Intervention eines Dritten, Ehrenzahlung ?), 
zur Realifirung und erſpart dem Wechlelinhaber die Folgen der Zahlungsweigerung. Dieje 
fanı von Seiten eines Dritten gefchehen, welcher als Nothadreffat oder Ehrenacceptant 
auf dem Wechfel fteht. Einem ſolchen muß der Wechſelinhaber zur Zahlung präfentiren 
und von ihm Zahlung annehmen. Die freiwillig gebrachte Zahlung muß der Inhaber 
aber aud von jedem andern fremden Intervenienten annehmen (Art. 62). Der Ehren- 
zahler bat Aushändigung des Wechjels ſammt Proteft gegen Erftattung der Koften zu vers 
langen und tritt ganz am die Stelle defien, zu deſſen Gunften, und das kann irgend einer 
der Wechfelverpflichteten fein, er den Wechlel honorirt (Art. 63). Eigene Fürforge ift für 
den Fall getroffen, wo mehrere Intervenienten auftreten (Art. 64). 

V. Wird die Zahlung des Wechſels von dem Acceptanten, Traffaten, Domiciliaten 
oder (bei eigenem Wechfel) von dem Ausfteller verweigert, fo ift der Inhaber deſſelben berech— 
tigt, gegen alle Wechfelverpflichtete, oder gegen irgend einen von ihnen die Wechjelflage zu 
erheben, beziehungsweife Regrep mangels Zahlung zu nehmen ?); bei indofjirten 
Wechſeln namentlich auch gegen alle Indoffanten (Art. 49, 98, N. 6). Vorausſetzung ift 
die Pröfentation und Protefterhebung, deren bereits gedacht wurde. Daneben foll aber 
der Negrefnehmer bei Meidung des Schadenserjages und unter dem Nachtheil, daß ſonſt 
der Regreß ſich auf die blanke Wechjelfumme ohne Zinjen und Koften beichränft, feinen 
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nächſten Bormann und diefer weiter feinen Bormanı binnen zwei Tagen fchriftlich be- 
nachrichtigen (Art. 45—147). 

Der Inhalt des Regreßrechts begreift die nicht empfangene Wechſelſumme nebft 
Binfen zu 6 Procent, Procefkoften und Auslagen, fowie !/; Procent Provifion für 
ven Testen Inhaber (Art. 50); für den Inboffanten, der den Wechjel eingelöft hat, 
die von ihm bezahlte Summe, wieder mit 6 Procent Zinfen, Koften und 4, Procent 
Provifion (Art. 51). Außerdem find noch nähere Anleitungen über die Berechnung des 
Curſes ertheilt. Bei ausländiichen Wechfeln werben die etwa beftehenven höheren Sätze 
nicht alterirt (Art. 52). , 

Bei der Regreßnahme tft der Berechtigte an bie Reihenfolge der Vormänner nicht 
gebunden (Sprungregreß); er kann beliebig einen herausgreifen, auch in der Auswahl 
wechſeln (Art. 49. 81, Abi. 3). Leder Regreßpflichtige hat zugleich eine jus offerendi 
der Zahlung (Art. 48)... Die Ausübung des Regreßrechtes kann verſuchsweiſe Durch Zie— 
ben eines Rüchwechſels auf den betreffenden Verpflichteten gejchehen (Art. 53), erfolgt aber 
ſonſt durch Klage. Auch bier braucht die Zahlung nur gegen Auslieferung des Wechſels 
und des Proteftes geleiftet zu werben (Art. 54). Durch die Zahlung des Ausftellers oder 
des AUcceptanten wird der ganze Wechſel eingeläft, durch Zahlung eines Indoffanten werden 
alle Nachmänner, daher er auch deren Namen auöftreihen darf (Art. 55), nicht aber ſeine 
Bormänner befreit (vgl, Art. 51). 

vi. Wechſelklage ift die gerichtliche Geltendmachung irgend einer wechjelmäßigen 
Verbindlichkeit ; alfo auch die MWechjelregreßflage. Proceſſualiſch it die Wechfelflage in der 
Kegel durch eine erleihterte und beſchleunigte Procedur ausgezeichnet, den Wechſelproceß, 
den jedoch die Wechſelordnung völlig dem Givilprocerechte überlaffen hat). Bon ma— 
teriellev Bedeutung aber ift die um der Greditficherheit willen nothwendige und der firen- 
gen Yiteralobligation entgegentommende Beftimmung (Art. 82), daß jeder Wechfelverpflichtete 
nur folche Einreden vorſchützen fann, welche aus dem Wechſelrecht hervorgehen oder ihm 
unmittelbar gegen den Kläger zuftehen 2); alfo feine fonftige Einreden aus der Perfon 
der Bormänner. Allein es bleibt darnach, und dies ift einer der wichtigften Punkte, im— 
mer noch zweifelhaft, beziehungsweife der weiteren Ausbildung anbeimgeftellt, welche Ein- 
reden dem Wechjelrecht angehören und folglich gegen den Wechfel zuläffig erſcheinen. Auch 
die Praris erweift fi) darin ſehr ſchwankend. Indeſſen ift der Zug zu immer größerer 
Beſchränkung der Einreden, d. 5. zur Herftellung der möglichft reinen Literalverbindlichfeit 
nicht zu verfennen. 

VII. Erlöſchen der wechlelrechtlichen Verbindlichkeit tritt, abgejehen von der Zah— 
lung, von rectöfräftigem Urtheil, oder Verſäumniß einer mwejentlichen Vorausſetzung (prä- 
judieirter Wechſel) ein durch Verjährung. Dieſe letztere ift für die werfchtedenen Fälle aus- 
führlich im Geſetz geordnet worden (Art. 77—83) 9). 

Der Wechſel ſelbſt verſchwindet aus dem BVerfehr und der Circulation erft durch 
Einlöfung. Selbft die Zahlung gibt fonft nur eine perfönliche Einvede, wenn der Zah— 
lende ſich den Wechſel nicht ausliefern läßt. Der Möglichkeit des (erneuerten) Gebrauchs 
ift der Wechjel erft durch Vernichtung oder Zurücdhaltung entzogen. Eine Amortiſation 
findet nur im Balle des Abhandenfommens auf Antrag des Eigenthümers ftatt (Art. 73). 
Das Amortifationsverfahren beftimmt ſich nach den Barticularrechten. 


) &. über den gemeinen Wechſelproceß ftatt Aller Thöl, 8. 333 fi. 
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; I. Einleitung. 


Die Kirche, die Kirchen und dns Kirchenrecht. 


Nicht für die Bezeichnung aller Religionsgeſellſchaften, ſondern nur für vie folder 
Vereinigungen, weldye auf dem Boden des Chriftenthums ftehen, hat die Sprache den Ge- 
brauch des Wortes: „Kirche firiet. Die Kirche kann daher nur als die Gemeinjchaft 
Derer definirt werben, welche durch den chriftlichen Glauben verbunden find. Da aber 
die Kirche von ihrem Stifter den Auftrag und die Mittel zu fortdauernder Pflege und 
Weiterverbreitung der hriftlichen Lehre empfangen. und zur Verwirklichung diefer ihrer 
Aufgabe eine beftummte in die äußere Erfcheinung tretende Organifation entwidelt hat, 
fo muß fie auch zugleich als diejenige Anftalt bezeichnet werden, welche zum Glauben an 
Ehriftus fammelt. Der Grund der Kirche und ihrer Organifation ift die chriftliche Offen⸗ 
barung und wenn man aud) infofern, als dieſes Fundament für alle Belenner des Chriften- 
thums ein gemeinfames Band bilve, — abgefehen von dem gleich Darzulegenden katho— 
Then Standpuntt — nad dem Borgange der Apologie der Augsburger Confeffion von 
1531 Art. VIL und VIII. von Einer chriftlichen Kirche (umfaffend die „homines spar- 
sos per totum orbem qui de evangelio consentiunt et habent eundem Christum, 
eundem spiritum sanctum et eadem sacramenta sive habeant easdem traditiones 
humanas sive dissimiles“) fprechen fann, jo haben ſich Doch die verſchiedenen Auf— 
faffungen der Urkunden des Chriftenthums in verfchiedenen Kirchen verkörpert, und es be= 
ftehen daher die griechische, die fatholifche und die nad) ihren beiden Hauptrichtums 
gen in die [utherifche und reformirte zerfallende evangelifche Kirche als geſon— 
derte äußere Anftalten neben einander. 

Ohne eine beftimmte äußere Ordnung, welche die Anwendung der der Kirche über- 
tragenen Gnadenmittel und religiöfen Vollmachten und die Wirkung derjelben auf die in— 
nere fittlihe Seite der Menſchen ermöglicht und fichert, Tann feine der immitten des 
weltlichen Lebens ſtehenden Kirchen, ihre Aufgabe verwirklichen. Damit ift die Nothwen— 
digkeit eines beftinmmten Rechts für die Kirche gegeben, und es läßt ſich der Begriff des 
Kirhenrehts N (des ius ecclesiasticum) als die Gefammtheit derjenigen 
Normen faflen, welche das Leben der Kirche als einer äußeren, fihtbaren 
Gemeinihaft regeln. Im das Kirchenrecht gehört demnach die Darftellung der 
Grundfäte, welche die Rechte der durch ihre Negierungdorgane vepräfentirten Kirche als 
ſolcher zu ihren Gliedern, die Rechte diefer Einzelnen, und das Verhältniß der Kirche und 
ihrer Anhänger zum Staat, jowie zu den ihr Nichtangehörigen und den anderen Kirchen 


) Ueber den damit nicht zufammenfallenden Begriff bed ius canonicum f. oben S. 116. 
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und Religionsgeſellſchaften betreffen. Wenn man vielfach die Geſammtheit Diefer Normen 
in der Weiſe in die beiden Kategorien. öffentliches: und Privatkirchenrecht ein— 
geteilt hat, daß dem letzteren die Regeln über die Stellung der einzelnen Glieder als 
joldyer, dem erfteren aber alle übrigen anbeunfallen, jo verkennt diefe praktiſch um 
einzelnen ſchwer durchführbare und ſchiefe Glaffification, daß auf dem Gebiete der Kirche 
der Wille des Einzelnen nicht das beſtimmende Moment für Die Feſtſetzung feiner Bes 
fugniffe und Berpflichtungen iſt, jondern daß diefe legteren ebenfalls in der dem Belteben 
des einzelnen Rechtsſubjectes umerreihbaren Organifation der Kirche ihren Grund haben. 
Die fonft hergebrachten Eintheilungen des Kirchenrechts in ius ecelesiasticum eommune 
und partieulare, ſowie in ius eccles. generale und singulare erflären ſich von jelbft. 

Hinfihtlicd der Stellung des Kirchenrechts im allgemeinen Rechtsſyſtem ift eine ver— 
ſchiedene Auffaffung möglich und berechtigt. Den beiden Hauptgattungen des Rechts, 
öffentliches = und Privatrecht, fann e8 nicht untergeordnet werden. Dieſe Eintheilung nimmt 
den einzelnen Staat, in welchem fich alles Recht verwirklicht, zum Fundament an, die 
Kirche ift aber ein Organismus, welche ihrer univerfellen Bedeutung und Richtung gemäß 
zwar in den Staaten zur äußeren Erſcheinung gelangt, aber immer über den einzelnen 
Staat hinausgeht, und vielfach namentlich im Mittelalter ihr Recht unabhängig vom 
Staat entwidelt Bat. Da es fich demnach um incommenfurable, nicht in eine Linie zu ſtel— 
lende Größen handelt, jo muß bei der Glaffification der einzelnen Nechtögebiete das Kir: 
chenrecht nur dem Gebiete Des öffentlichen-, wie des Privatrechts, alfo dem weltlichen 
Rechte überhaupt als geiftliches Recht entgegengefegt werden, ein Standpunkt, welcher im 
Mittelalter bei der ausſchließlichen Regulirung einer ganzen Reihe von Lebensverhältniſſen 
praftifche Verwirflihung gefunden hat und auch noch heute in der Bezeichnung ius 
utrumque feitgehalten wird. Andererſeits kann indeffen das kirchliche Recht Lediglich vom 
Standpunkt des Staates aus betrachtet werden. Weil der leßtere für alles, was ſich in— 
nerhalb feines Territoriums befindet und feines Schutes theilhaftig werden will, auch die 
rechtlichen Normen zu ſetzen befugt ift, den einzelnen Staat aber die Kirche, infomeit fie 
über ihn hinausgreift, nicht intereffirt, jo ift aud die Anſchauung möglich und fie iſt die 
der heutigen Staatöpraris, daß das Recht der einzelnen Kirchen das Recht der im Staate 
beftehenden herworragendften Gorporationen und Geſellſchaften, mithin einen Theil des ſtaat— 
lichen Geſellſchaftsrechts, bildet. Freilich iſt ſchon bier darauf aufmerkſam zu machen, 
daß die katholiſche Kirche dieſe Anſchauung in Folge ihrer Auffaſſung des Verhältniſſes 
zwiſchen Staat und Kirche nicht als berechtigt anerkennt. 

Zum Weſen jeder Kirche gehört begrifflich ein beſtimmter poſitiver Glaubensgehalt. 
Dieſem muß die Organiſation und das Recht der einzelnen Kirchen entſprechen. Daher 
iſt mit der Verſchiedenheit des Dogmas auch zugleich eine Verſchiedenheit des Rechts der 
einzelnen Kirchen gegeben und es muß ferner einer Conſtruction des Kirchenrechts auf 
naturrechtlicher Grundlage und der Annahme eines ſ. g. natürlichen aus dem Ge— 
ſellſchaftsbegriff zu ſchöpfenden Küärchenrechts, — Theorien, auf welchen eine ganze 
Anzahl im vorigen Jahrhundert und Anfang des gegenwärtigen erſchienener Werke, ſo 
3. B. die früher viel gebrauchten Bücher von G. von Wiefe (+ 1824) ) baſiren, — Die 
Berechtigung abgeiprochen werben. In den bisherigen Darftellungen ift jene eben berührte 
Verſchiedenheit im Rechte der einzelnen Kirchen zwar nicht verfannt, es iſt ihr aber praftiich 
dadurch zu wenig Rechnung getragen, daß man gewöhnlich das katholiſche und proleſtantiſche 


') Grunbfäge des gemeinen im Deutſchland üblichen Kirchenrechts, Göttingen 1793, Aufl. 6. 
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Kirchenrecht nicht getrennt, und fo nicht nur dem proteftantifchen Kirchenrechte die unpaffende 
Syſtematik des Fatholifchen aufgezmungen, ſondern auch die Unterlaffungsfünde begangen 
hat, die Vereinbarkeit mancher heute für die evangeliſche Kirdye noch als mafgebend erflär- 
ter Ratholifcher Nechtsfäte mit dem Geifte derfelben genau zu prüfen. In der nachfolgen- 
den Weberficht Toll das Necht jeder Kirche geſondert dargeftellt werben. 


II. Das Recht der katholifchen Kirche. 


A. Die dogmatifhen Grundlagen der Berfaflung. 


Nach katholischer Yehre ift die Kirche die Geſammtheit aller Derjenigen, welche durch 
die Gemeinschaft deſſelben chriftlichen Glaubens und derfelben Sacramente unter dem Re— 
giment ihrer ſchriftmäßigen Oberhirten over Biſchöfe und befonders des fichtbaren Stell: 
vertreters Chriſti, des Bapftes zu Nom, verbunden find. Dieje Kirche, für deren Begriff 
gerade die furz charakterifirte Verfaſſung weſentlich ift, Hat allein darauf Anſpruch, Die 
heilige, katholiſche, d. h. die allgemeine, apoftolische und unfehlbare zu fein, während die 
übrigen chriftlichen Kirchen nach katholiſcher Anſchauung nur als Religionsgefelichaften, _ 
melche unberechtigterweife Die Bande des Gehorſams zerriffen haben, gelten. Das Recht 
diefer Kirche beruht entweder auf göttlicher Anordnung oder auf, menjchlichen Feſtſetzun— 
gen und ſcheidet fich daher in ein ins divinum und ius humanum. Die Erfenntniß- 
quelle für das erftere bilden das alte und neue Teftament, von denen das alte indeflen 
nur binfichtlich feiner Geremontal= und Rechtsvorſchriften im Frage kommt, fo wie die 
j. g. traditio divina, d. h. die von Chriftus erlaffenen, aber neben der heiligen Schrift 
nur mündlich fort überlieferten, und durch die Uebereinftimmung der Kirchenväter bezeugs 
ten Anordnungen, durch welche die heilige Schrift theils ergänzt, theils der Sinn derfelben 
näber beſtimmt wird. Das jus divinum ift als ein ewig unmandelbares Recht dem Einfluß 
jeglicher gefeßgebenden Gewalt in der Kirche entzogen und gerade feinem Gebiete gehören 
die Fundamentalfäse über die Verfaſſung der katholiſchen Kirche an. 

Niedergelegt ift diefes Recht, ſowohl das göttliche als auch' das menſchliche — abgefehen 
von der heiligen Schrift — in den oben (©. 116 ff.) beiprochenen Rechtsſammlungen und 
den in fie aufgenommenen, ſowie fpäter ergangenen Concilienbeſchlüſſen (namentlich das 
nenere in denen des Concils von Trient) und den pipftlichen Decretalen. 

Nach weiterer fatholifcher Lehre Hat die Kirche von ihrem göttlichen Stifter die nö— 
thigen Vollmachten zur Berwirflihung ihrer Zwede erhalten und die Gewalt, welche die— 
jen Bollmachten entfpricht, ſcheidet ſich in Die potestas magisterii, ordinis und iuris- 
dietionis, d. h. die Vollmacht, Die vechte Yehre zu werbreiten, die göttlichen Gnaden und 
Heilsgüter, insbefondere die Sacramente zu fpenden, und endlich die Kirche zu leiten und 
zu regieren. Die beiden erften Vollmachten find beftimmt, auf die innere und veligiöfe 
Seite des Menfchen zu wirken, und wenn fie materiell höher ftehen, als die po- 
testas iurisdietionis, welche ihnen nur dient, infofern fie die gedeihliche Wirkſamkeit der 
beiden anderen Gewalten durch Aufßerliche Anordnungen zu ſichern berufen ift, fo kommt 
doch die potestas jurisdietionis allein ihrem inneren Weſen nad für das Nechtögebiet in 
Betracht. Die potestas magisterii tangirt Dagegen Das lettere nur deshalb, weil ihre 
Ausübung äußerlich geordnet werden muß, die in ihr liegenden Befugniffe alfo Objecte 
der potestas iurisdietionis fein fünnen. Die potestas ordinis hat zwar ebenfalls aus 
demfelben Grunde für das Necht Bedeutung, aber fie nimmt eine ſolche auch noch unter 
dem viel wichtigeren Geſichtspunkt in Anſpruch, daß fie für Die Regel die Borausfegung 
der potestas iurisdietionis bilbet. 
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B. Die Hierarchie und die Leitung der Kirche durch dieſelbe. 


$. 1. Die Bildung der Hierarchie. Die der Kirche gegebenen Vollmachten find 
nicht der Gefammtheit der Mitglieder derjelben, fondern nur einem beſtimmten Stande inner- 
halb verfelben, dem Klerus, übertragen worden. Die Zugehörigkeit zu demſelben wird durch 
den Empfang der Weihe oder der Ordination erworben, d. h. Desjenigen Sacramentes, 
weldes die befondere geiftige Befähigung (facultas spiritualis) verleiht, die firchlichen 
Heilsgüter mit der von Chriftus verheigenen Wirfung zu verwalten. Unter den heiligen 
Functionen ift die bedeutungsvollſte: die Darbringung des unblutigen Opfers Chrifti durch 
die Berwandlung von Brot und Wein in deſſen heiligen Leib. Die Fähigfeit dazu fteht 
ſowohl dem Bilchof, wie auch dem einfachen Priefter (presbyter) zu, welche daher beibe 
unter der Bezeichnung: „sacerdotes“ und „sacerdotium“ begriffen werden. Eine höhere 
Machtfülle im Vergleich zum einfachen Presbyter kommt aber dem Biſchof infofern zu, 
als er allein im Stande iſt, durch Mittheilung des heiligen Geifte® das Priefterthum 
fortzupflanzen. Denn nur die Bifchöfe gelten — allerdings ſchon nad) einer Ende Des 
dritten Jahrhunderts firirten Auffaffung — als die Nachfolger der Apoftel Hinfichtlich 
der Vollmachten und des Berufes verfelben zur Bezeugung und Bewahrung der apofto 
lifchen Ueberlieferung. Aus dem Diaconat, einem Amte dienender Stellung gegenüber 
dem Priefterthum, deſſen Eriftenz ſchon für die älteften Zeiten der chriftlichen Kirche be= 
zeugt ift, haben fich fett dem” dritten Jahrhundert eine Reihe befonderer Aemter, auf 
welche die verfchiedenen und zwar die niedrigeren Functionen des urſprünglichen Diaconats 
übergegangen find, die Aemter de8 Subdiaconen, des Akolythen, des Exor— 
eiften, des Yectors und Oſtiarius beraudgebilvet, und die Inhaber derjelben vom 
Diaconat an werden im Gegenfat zu den sacerdotes als Träger des ministerium oder 
*al8 ministri bezeichnet. Somit umfaft die Ordination oder der ordo, je nachdem 
man — was in der fatholifchen Kirche Dogmatifch nicht entſchieden iſt — die Stufe des 
Biſchofs und des Prieſters als eine einzige, dem Weſen nach gleiche oder als zwei ver: 
Ichiedene auffaßt, fieben oder acht Weihegrade (ordines), deren Inhaber mit Rüdficht auf 
ihre verichiedenartig abgeſtufte Stellung die |. g. hierarchia ordinis bilden, und von de— 
nen früher jeder Grab beſonders und zwar der Reihenfolge nah vom Oftiariate auf, 
erlangt werden mußte. Bon diefen werden die vier erften (bis zum Subdiaconat inchuf.) 
als ordines majores oder sacri, die übrigen als ordines minores oder non sacri be= 
zeichnet. Die legteren find ſchon feit mehreren Jahrhunderten nur formelle Durchgangs- 
ftufen geworben und fünnen daher gemeinfchaftlich verliehen werden, wobei denn auch zu- 
gleich die allerdings auch abgefondert mögliche Ertheilung der Tonfur, des äuferen 
Zeichens des Priefterthums, erfolgt. 

Von dem Eintritt in den Klerikalſtand ausgeſchloſſen, alſo abfolut unfähig (inca- 
paces) für die Ordination, jo daß die dennoch vollzogene volltommen wirkungslos (inva- 
lida) ift, find nur Die Ungetauften und Weiber. Außerdem bat aber das Kirchenrecht 
noch eine Reihe von Erforderniffen für die Weihecandivaten aufgeftell, deren Mangel 
zwar die Ordination nicht null, aber als unerlaubt (illieita) erſcheinen läßt und die 
Ausübung des jo erlangten ordo, jowie die Erlangung eines höheren, hindert. Die Ab— 
wejenheit der nöthigen Dualification und das Vorhandenſein eines der Weihe entgegen- 
ftehenden Impedimentes heißt technifch: irregularitas. Sie fann hervorgehen aus einem 
Mangel (defecetus), welcher geeignet it, der Wide und dem Anſehen der Geiftlichen 
beim BVolfe Eintrag zu thun oder ihn zur Verwaltung der geiftlihen Functionen untaug= 
lich erſcheinen läßt. ALS ſolche ſ. g. irregularitates ex defeetu gelten der Mangel der 
ebelichen Geburt (def. natalium), das Vorhandenſein körperlicher Anſtoß erregender ober 
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die Ausübung der geiftlihen Functionen hindernder Gebrechen und Krankheiten Tdef. cor- 
poris), der Mangel des nöthigen Alters, welches für den Biſchof das vollendete 30., für 
den Priefter Das angetretene 25. Yebensjahr ift (def. aetatis), der Mangel der erforder: 
lichen Kenntniffe und Vorbildung (d. seientiae), die erft jüngft erfolgte Belehrung zum 
Chriſtenthum (def. fidei), der f. g. def. sacramenti, der dann vorliegt, wenn der Betref- 
fende ſchon in zwei durch Beiſchlafsvollziehung confummirten Ehen oder in der Ehe mit 
einer ſchon von einem anderen Mann fleiſchlich erfannten Perfon gelebt Hat, der Mangel 
der nöthigen Herzensmilde (def. perfectae lenitatis) bet ſolchen, welche erlaubterweile 
wie Richter, Zeugen, Soldaten ꝛc. durch ihre Handlungen Die Tödtung oder die Verſtüm— 
melung eines Menjchen herbeigeführt haben, der def. libertatis, wodurch Sklaven, Eher 
männer ohne Gonjens ihrer Frau, Inhaber, beftimmter Staatsämter, Vormünder, Ver— 
walter u. ſ. w., die ihrer Pflicht zur Rechnungslegung noch nicht genügt, ausgeſchloſſen 
werben, endlich der def. famne bei foldyen, welche durch Erleidung von Ehrenftrafen oder 
durch ihre Lebensweiſe und ihren Beruf der öffentlichen Achtung verluftig gegangen find, 
Wegen der ſ. g. irregularitas ex delicto ift dagegen der Eintritt in den Klerus allen 
denjenigen verwehrt, melde ſich vor Gericht erwieſene oder öffentlih befannt gewordene 
Vergeben uf ohne Rücdficht auf das Moment der Publicttät die VBerbredyen der Tödtung, 
Verſtümmelung, Kegerei, Apoftajie, des Mißbrauchs des Sacramentes der Taufe, des 
ordnumgswidrigen Empfangs und der ordnungswidrigen Ausübung der Weihen, des Ber: 
ſuchs der Eheſchließung trog der Ablegung des feierlichen Keuſchheitsgelübdes (alfo ſeitens 
eines Ordensgeiſtlichen oder eines Klerikers der höheren Weihen) haben zu Schulden kom— 
men laflen. 

In den erften Zeiten der Kirche wurde Niemand ohne die Erlangung eines Amtes 
an einer beftimmten Kirche (Des ſ. g. titulus) ordinirt und damit war ohne weiteres der 
Lebensunterhalt, des Geiftlichen ſicher geftellt. ALS fpäter die Zahl der kirchlichen Aemter 
oder Beneficien für die Kleriker nicht mehr binreichte, weihte man diejelben abfolut ohne 
Rüdficht auf ein beftimmtes Amt, wenn ihre Eriftenz durch eigenes Vermögen gefichert 
war. Darin liegen die Anfünge des heutigen Rechts, welches die abfolute Ordination 
geftattet, aber als Bedingung derjelben für den Geiftlihen der höheren Grade einen 
j. g. Titel im neueren Sinn, d. h. ein ftandesgemäßes Einkommen, verlangt. Neben dem 
noch immer alö die Regel geltenden Titel der Amtseinkünfte (titulus beneficii) kom— 
men daher jubjidiarifch vor: der ſ. g. titulus patrimonii, das auf Immobilien radicirte 
Einlommen oder eine auf diefe Weiſe feitend eines Dritten verficerte Rente (tit. pen- 
sionis,, Der ſ. g. fit. mensae, d. h. ein rechtöwerbinbliches Verſprechen, nöthigenfalls, 
namentlich bis zur Erlangung eines Beneficiums, dem Geiftlichen den erforderlichen Un— 
terhalt zu gewähren, deſſen Abart, ver ſ. g. Inndeöherrliche z. B. in Oeſterreich, Baiern und 
der oberrheinifchen Kirchenprovinz vorkommende Tifchtitel, eine derartige vom Yandeshern 
gewährte Berforgung, bilvet, endlid der ſ. g. tit. professionis oder paupertatis für Or- 
denögeiftliche und der tit. missionis für die Zöglinge der römiſchen Miffionsanftalten, weil 
der Yebensunterhalt ver betreffenden Geiftlichen durch ihr Klofter oder die Anftalt gefichert ift. 

Befähigt zur Ertheilung der Weihe iſt für die Kegel nur ein Biſchof und Diefer 
Grundfag gilt ausnahmslos für die Weihen bis zum Diaconat einfchlieglih. Die Befugniß 
zur Ordination ift aber mit diefer Befähigung noch nicht gegeben, vielmehr müſſen befondere 
Borausfegungen dafür vorhanden fein, weil es fid in diefer Beziehung um eine Einrichtung 
handelt, weldye die äußere rechtliche Ordnung der Kirche, das Gebiet der iurisdictio, betrifft. 
Da nur dem Papft die Yeitung und die Regierung der ganzen Kirche zufteht, jo kann 
er auch allein Geiftlihe aus allen Theilen der Kirche weihen, der einzelne Biſchof ift nur 
berechtigt, die feiner Regierungsgewalt unterworfenen Perjonen zu ordiniren. Seine be- 
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zügliche Competenz wird begründet ratione originis, d. h. durch Geburt des Candidaten 
in einem innerhalb der Diöcefe belegenen Domicil des Vaters, ratione domieilii, d. h. 
durch eigenes Domicil des Gandidaten, ratione heneficii, d. b. durch Uebertragung eines 
Benefictums in der Tiöcefe des weihenden Biſchofs, und endlich ratione familiaritatis s. 
commensalitii, d. h. durch ein Danerndes, mindeſtens dreijähriges Dienſtverhältniß des 
Sandidaten zum Biſchof, Jofern der erftere auf Koften des Biſchofs gelebt hat und binnen 
Meonatöfrift ein Beneficium übertragen erhält. Sonſt bedarf es einer Mebertragung 
ver Befugniß des competenten Biſchofs durch ſ. g. litterae dimissoriae Entlaſſungs- 
Ichreiben). 

Durch die Ordination empfängt die betreffende Perſon die bejondere, ſie ſpecifiſch 
von den Laien umterjcheidende geiftige Befähigung (facultas spiritualis) die aus dem er— 
baltenen ordo herfließenden Functionen vorzunehmen, wenugleich zwar nicht die gültige, 
wohl aber erſt die erlaubte Ausübung des ordo durdy Mebertragung eines Amtes oder 
fonftige Antorifatten, durch eine ſ. g. missio legitima, bedingt if. Durch die Prieſter— 
und Biſchofs-, nach Einigen auch durch die Diaconatswerhe wird nach der ſeit Ende des 
zwölften Jahrhunderts firwten Theorie die Befähigung in der Weiſe mitgetheilt, daß fie 
der betreffenden Perſon einen ſ. g. character indelebilis aufprägt, fie alfo auf Feine 
Weile, mithin z. B. nicht einmal durch Abjegung, oder Abfall vom driftlihen Glauben ver: 
loren gehen kann, und demnach der in ſolcher Yage Befindliche die Functionen feines ordo 
zwar illieite, aber immerhin valide ausübt. 

Diefer befonderen Stellung des Klerus gemäß bat die Kirche von jeher eine Reihe 
von Privilegien für denfelben beanfprucht, welche feine höhere Würde dem Yaienftande ge- 
genüber zum Ausorud bringen follen. Diefe kommen nicht nur den Ordinirten, jondern 
auch unter gewiſſen Borausfegungen ſchon denjenigen, welche allen die Tonſur erhalten 
haben, zu. Ausſchließlich auf kirchlichem Gebiete kann ſich Das |. g. privilegium cano- 
nis (sc. si quis suadente diabolo, e. 29. C. XVII. qu. 4., entnommen dem II, Ya- 
teranenſiſchen Concil von 1139), bethätigen, wonach die abſichtliche Berlegung eines Kle— 
rilers oder die Verübung einer Realinjurie gegen denſelben den ſofortigen, ipso iure er— 
folgenden Eintritt des großen Banns nach ſich zieht und der letztere für die Regel nur 
auf beim Papſte perſönlich nachgeſuchte Dispenſation gehoben werden kann. Während 
aber ferner die Kirche die Eremtion der Geiſtlichen von jeglicher, der Civil- und Straf: 
gerichtöbarfeit Ded Staates (das ſ. g. privilegium fori), die Freiheit derjelben von allen 
öffentlichen Abgaben und Yajten (ſ. g. priv. immunitatis), ferner die Erecutionsfreiheit 
des zum nothiwendigen Yebensunterhalt erforderlichen Theils des Eintommens (priv. com- 
petentiae) in Anfprud genommen bat, ift das erjte Privilegium von den deutſchen 
Stantögejeggebungen heute befeitiät, in Bezug auf die beiden anderen Punkte find dagegen 
die Geiftlihen gewöhnlich den Staatsbeamten gleichgeftellt. Die befonderen Standespflichten 
der Kleriler beſtimmen ſich im einzelnen durch den allgemeinen Grundjag, daß fie 
eine der Winde ihres Standes entjprechende Yebensart führen, fich ihrem Beruf uns 
getheilt hingeben, den übrigen Mitgliedern der Kirche in der Uebung chriſtlicher Tugenden 
als Leuchtendes Beiſpiel vorangehen und an ihrer eigenen intellectuellen Fortbildung und 
fittlichen Vervolllommmung weiter arbeiten Jollen. Im einzelnen find hervorzuheben die 
Vorſchriften, daß die Geiftlichen die Tonfur und die geiftliche, dem Gebraude ihrer Diöcefe 
entiprechende Kleidung tragen, einen keuſchen Yebenswandel führen und ſich bejonderd eines 
Verdacht ervegenden Umgangs mit dem weiblichen Gejchlecht enthalten, ſich nicht weltlichen 
Bergnügungen und Geſchäften (3. B. dem Betriebe des Handels) hingeben und regelmäßig 
den täglichen Gotlesdienſt nach Maßgabe des Dazu beſtimmten Seberbucyes, des ſ. g. Breviers, 
verrichten ſollen. Endlich beſteht für die katholiſchen Geiſtlichen der höheren ordines die 
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Pflicht zur Beobachtung des Cölibatsgeſetzes, welches diefelben hindert, eine gültige Ehe 
einzugehen. Urſprünglich dırcd die Anſchauung von der Berdienftlichteit der Ertödtung des 
Naturtriebed und der VBirginität hervorgerufen, ift in der abendländiſchen Kirche das Ber- 
bot zwar ſchon im dritten Jahrhundert aufgeitellt, Hat aber namentlich bei den germa= 
niſchen Bölferichaften in den erften Zeiten des Mittelalters keine praktiſche Geltung er: 
langt. Seit dem zehnten Jahrhundert hat die Kirche den nie ganz aufnegebenen Kampf 
fir die Durchführung des Cölibats energiicher wieder aufgenommen, namentlich aus dem 
praftifchen Grunde, um die Beeinträchtigung des kirchlichen Vermögens durch umd zu 
Gunſten der Deſcendenten der Kleriler und ein Erblichwerden der kirchlichen Beneficien zu 
binden. Im folgenden Jahrhunderte führte Gregor VII, unterftigt von der die Ent: 
haltſamleit als die wahre Heiligung proclamirenden Reform und Mönchspartei, dieſe 
Beftrebungen auf das energiichfte weiter, indem er in der Durchſetzung des Cölibats ein 
Mittel erkannte, das won allen Banden der Familie losgelöfte Priefterthum zu einem fir 
bierarchifche Tendenzen unbedingt verwendbaren Werkzeug zu machen. Von entjcheidendem 
Erfolge find diefe Beitrebungen ebenfalls nicht gemejen, fie haben vielmehr nur das er: 
reicht, daß jeit jener Zeit das Cölibatsgeſetz nicht, wie früher, völlig in der Praris in Ber: 
geffenheit gerathen ift. Denn erſt noch geramme Zeit nach dem Tridentinifchen Coneil im 
17. Jahrhundert hat das durch dafjelbe von neuem fanctionirte Geſetz volle praktiſche Wirk: 
ſamleit erlangt, und auch auf ſtaatlichem Gebiete in den meisten Yändern, 3. B. in Baiern, 
Sachſen, Würtemberg, Baden, Oefterreih u. f. w. — nicht aber in Altpreußen — An: 
erkennung gefunden. — 

8. 2. Der für die Yeitung der Kirche beſtimmte Organismus, Die Mit— 
glieder des eben in feiner rechtlichen Stellung charakteriſirten Standes find für Die Regel allen 
fähig, die äußere Yeitung und Regierung der Kirche zu führen, aljo die ſ. 9. iurisdictio 
auszuüben. Zu diefem Zweck beſteht in der Kirche ein Organismus mit ein für alle: 
mal abgegrenzten Befugniffen, und da der Inhaber mit dem Erwerb ded Amtes einen 
beftimmten fraft objectiver Nechtöregel damit verfmüpften Antheil an der Leitungsgewalt 
erbält, jo wird die ihm aus dem ebengedadhten Grunde zuftehende Yurisdiction als iuris- 
dietio ordinaria, und der Beamte jelbft als iudex ordinarius — unter welche Kate— 
gorie z. B. der Papft, die Erzbifchöfe und die Biichöfe gehören — bezeichnet, im Gegen: 
fat zu der iurisdictio delegata, welche Dadurch entjteht, daß der iudex ordinarius von 
der ihm zuftehenden Befugniß Gebrauch macht, einer anderen Perfon die Ausübung eines 
Theil feiner Yurtödictionsrechte zu übertragen. 

a) Betrachten wir den in der Kirche bejtehenden ordentlichen Organismus im einzel: 
nen, jo bildet der Papſt fraft der katholiſcherſeits angenommenen Zucceffion in die 
Stellung des Apofteld Petrus die Spige und das Haupt deijelben. Er bejist — ab- 
gefehen von dem ſ. g. primatus honoris, d. h. einer Reihe bejonderer Ehrenrechte — 
ven ſ. g. primatus iurisdietionis, welcher ſich in dem oberiten Geſetzgebungsrechte, der 
höchſten Gerichtöbarfeit, dem oberjten Aufſichts-, Beſteuerungsrechte, der Oberleitung der 
fichlichen Bermögenöverwaltung äußert. Gleichzeitig ift der Papſt auch Diöcefan = Bilchof 
von Rom, Erzbiſchof oder Metropolit der römijchen Provinz, Patriarch des Abendlandes 
und endlich weltlicher Sowverän deg Kirchenſtaates (patrimonium Petri), eine® Territo— 
riums, weldes jich Durch Schentungen und andere Erwerbstitel ebenfo wie die weltlichen 
Fürſtenthümer, im Yauf des Mittelalters gebilver hat, welches aber von jeher als ein 
Stüd Kirdengut umd als bejtimmt, die allgemeine Verwaltung der Kirche aus feinen 
Erträgniſſen mit zu beftreiten, betrachtet worden tft. Dap der Primat ein weſentliches Mo— 
ment der Verfaſſung fer, ift ein umbejtrittener Glaubensartifel der katholiſchen Kirche. Das 
gegen bat über die Stellung des Papſtes zu den Biſchöfen zu Zeiten ein bis jegt dogmatiſch 
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nicht entſchiedener Streit zwiſchen zwei verſchiedenen Auffahfungen, dem ſ. g Papal— 
und dem ſ. g. Episcopal-Syſtem, geherrſcht. In Folge der Zerrüttungen, welche 
die Ueberſiedelung der Päpſte nach Avignon, der lang andauernde Streit zwiſchen den 
verſchiedenen Gegenpäpſten und das Zerwürfniß zwiſchen Papſt und Kaiſer in der Kirche 
ſeit dem 14. Jahrhundert hervorgerufen hatten, trat bei der dadurch herbeigeführten Min— 
derung des päpſtlichen Anſehens der Episcopat naturgemäß als der zur Reform der 
Kirche berufene Factor in den Vordergrund. Auf den Reform-Concilien zu Piſa (1409), 
Gonftanz (1414— 1418) und Bafel (1431—1443) wurde die Theorie nicht nur aufs 
geftellt, jondern auch durch Abſetzung der Püpfte geltend gemacht, daß der zum allgemeis 
nen Goncil verfammelte Episcopat die höchſte Autorität in der Kirche, welcher auch der 
Papft unterworfen ei, repräſentire. Im Frankreich ift dieſer Grundfag, welchen die be- 
rühmte Declaration du clergé de France sur les libertes et franchises de l’eglise 
Gallicane von 1682 gleichfalls wiederholt, ein Theil des gallicaniſchen Kirchenrechts ges 
worben. Ebenfo hat er in Deutfchland nicht nur durch Bermittelung des ius ecelesiasti- 
eum des Niederländer van Espen eine weitere theoretifche Ausgeftaltung erfahren, 
fondern auch Die deutfchen Regierungen haben meiftens gleichfalls jene, die Stellung des 
Episcopat8 betonende Anſchauung fetgebalten und bis auf die neuere Zeit diefelbe praf- 
tifch zu verwerthen gejucht, ja ım 3. 1786 Hat felbft ein Theil des deutſchen Episcopats 
das freilich vergebliche Bemühen unternommen, eine durch das Bisthum vegierte, jelbft= 
ſtändige deutjche Nationalkirche zu ſchaffen. Die eben gedachte Theorie (das j. g. Epis- 
copaljyftem) bat aus dem erwähnten oberften Grundjag die Conjequenz gezogen, 
daß der Zweck des Primates allein die Erhaltung der kirchlichen Einheit fei, dem Papft 
alfo nur die dazu unbedingt nothwendigen Befugniſſe als wejentliche Rechte zutommen, wäh: 
vend die jonftigen von ihm geübten Rechte Lediglich als accidentielle betrachtet werden. Die 
gegentheilige Auffaffung (das |. g. Papalſyſtem) ſieht Dagegen im Papft den Träger 
der ganzen Machtfülle, und legt den Biſchöfen, denen jie die Stellung als von Gott ein= 
geſetzter Organe zur jelbftftändigen Leitung ihrer Diöceſen abſpricht, allein eine vom Papft- 
thum abgeleitete, fie nur zu Gehülfen defjelben erhebende Gewalt bei. Seit dem Triden- 
tinum, welches die directe Entſcheidung des Streites vermieden hat, aber in feinen einzel- 
nen Borjchriften dem Papalſyſtem eher günftig if, hat das letztere praktiſch die 
Dberhand behalten, und heute, wo Papft und Biſchöfe in dein Kampf gegen die mo— 
derne politifche Entwidelung und die Kortichritte der modernen Wiſſenſchaft durch Das 
gemeinjchaftliche Intereffe der Selbiterhaltung vereinigt find, ruht Die Controverfe ganz, 
ja felbit unter dem franzöfiichen Episcopat findet heute der Gallicanismus und Damit 
das Episcopalſyſtem nur noch eine ſpärliche Zahl von Bertretern, 

Neben dem Papfte ſteht als zweites höchſtes Organ das allgemeine Coneil, deſſen 
Berufung vom Papfte ausgeht und zu welchem alle ftimmberechtigten Theilnehmer, näm— 
Lich ſämmtliche Bifchöfe, die Cardinäle, die Ordensgenerale und die den Biſchöfen hinfichtlich 
ihrer Stellung gleichftehenden Aebte (die Aebte mit iurisdietio quasi - episcopalis umd 
j. g. praelati nullius dioeceseos) eingeladen werden müſſen, aber nicht nothwendig zu 
ericheinen brauchen. Die Concilien, auf welden auch Gejandte weltlicher Mächte und 
Gelehrte, jedoch ohne daß ihnen irgend ein Zutrittsrecht zukommt, gehört werben Können, 
werben nur felten berufen und fünmen zwar als ordentliche für die Leitung der Kirche 
beftimmte, aber nicht als Organe für die laufende Negterung betrachtet werden. Der 
Verſuch der vorhin erwähnten Reformconcilien, fie durch Feſtſetzung einer periodifchen Wie- 
verfehr zu ſolchen, namentlich zu einer Controle = Inftanz der päpſtlichen Verwaltung zu 
machen, it geicheitert. Der Papſt führt alfo allein die Yeitung der Kirche in oberfter 
Inftanz und bedient fich dabei als feiner Gehülfen des Collegiums der Cardinäle, welches 
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zufammen mit den übrigen päpftlichen Behörden ın Rom die ſ. g. curia Romana bildet. 
Die Sardinäle, vom Papfte auf die alten in und um Rom liegenden Kirchen (tituli) ernannt, 
und ihm dem Range nady am nächſten ftehend, zerfallen in drei, die Zahl von bezüglich 6, 
50, 14 Stellen enthaltende Claffen, die Cardinal-Biſchöfe, die Cardinal= Priefter und bie 
Carbinal= Diaconen, bei denen aber der Weihegrad nicht mit dem Garbinald= Range cors 
reipondirt, fondern für die Carbinal- Diaconen und Priefter vielfach ein höherer ift. 
Während der Papft mit ihrer Geſammtheit in den ſ. g. consistoriis die wichtigften An— 
gelegenheiten erledigt, üben fie auch ferner einen hervorragenden Einfluß auf die Regie: 
rung der Kirche dadurch, daß fie als Präfiventen und Mitglieder in eine Anzahl mit 
jelbftftändigen Befugniffen ausgeftatteter Behörden, von denen die feit dem 16. Jahrhun— 
dert errichteten den Namen Congregationes mit näherer Bezeichnung ihres Reſſorts (3.8. 
indicis librorum prohibitorum, cardinalium concilii Tridentini interpretum) führen, 
vertheilt find. Das wichtigfte ihrer übrigen Borrechte iſt das Recht, den erledigten päpftlichen 
Stuhl durch Wahl zu bejegen, welche in einem beſonders hergerichteten, von ihnen vor Been- 
digung derfelben nicht zu verlaffenden Ort (in dem ſ. g. Conclave, für die Regel in Rom) er- 
folgt und deren Modus, ſofern fichnicht ſofort (quasi per inspirationem) Einftummigfeit er— 
gibt, die geheime, eine Zweidrittel-Majorität erfordernde Abftimmung (electio per seruti- 
nium) oder die einftunmige Uebertragung der Wahlbefugnig am mindeftens zwei Cardi— 
näle (e. per compromissum) if. Mit diejem Vorrecht hängt der meitere — geſetzlich 
niemals feftgeftellte — feit Urban VI. (1378) aber ununterbrochen beobachtete, thatfüch- 
liche Vorzug zufammen, daß nur ein Cardinal zum Papſt gewählt wird. 

Die einzigen, regelmäßigen Regierungsinftanzen unter dem Papfte, welde die ſämmt— 
lichen verſchiedenen Fumctionen deſſelben (Geſetzgebungsrecht, Gerichtsbarkeit u. |. m.) für den 
Bereich ihrer geographifch abgegrenzten Bezirke, der . g. Diöcefen, auszuüben haben 
und daher vor allem mit dem Ausdruch: iudices ordinarii oder ordinarii ſchlechthin 
bezeichnet werden, find die Didcefanbifchöfe, deren es in der ganzen fatholifchen Welt (nach 
dem päpftlichen Jahrbuch von 1865) 608 gibt. In der älteften Kirche Beftanden zwar 
zwotichen ihnen und dem Papſte als wirkliche Mittelftufen der Regierung die Patriar— 
Ken von Alerandrien, Antiochien, Jeruſalem, Gonftantinopel), und die Metropo— 
Iiten oder Erzbiſchöfe, allein tm Oceidente, wo es außer dem Bilchof von Nom 
feine Patriarchen gab, ift der Name Patriarch nur einzelnen Biſchöfen und Erzbiſchöfen 
als ein mit einem Ehrenvorrang verfnüpfter Titel gewährt worden, während bie im 
Laufe der Zeit gleichfalls zu einem bloßen Titel herabgeſunkene Primatenwürde, 
welcher im Oriente ungefähr die Stellung der dem Range nach gleich nach den genann= 
ten Patriarchen ftehenden Erarhen von Epheſus, Cäſarea Cappadociä und 
Heraklea entiprady, im Abendlande den Vortritt vor allen übrigen Erzbilchöfen und 
Bilchöfen eines Reiches und die Befugniß, diefelben zu Nationalconcilien zu verfammeln, 
verlieh. Auch den Metropoliten oder Erzbijchöfen find Heute nur beſtimmte einzelne 
Rechte über die Bifchöfe (die f. g Suffraganbiſchöfe) verblieben, aus deren Diö— 
ceſen ihre erzbifchöfliche Provinz befteht. Sie bilden die zweite Inftanz in fürchlichen 
Kechtöftreitigkeiten, haben die Berfäumnifje der Suffraganbiſchöfe kraft des |. g. ius devo- 
lutionis zu juppliven, ferner das Recht, die Provinzialfynode zu verfammeln, die Diöcefen 
ihrer Suffragane zu vifitiren, und die Strafgewalt über diefelben im geringeren Fällen 
zu handhaben, dürfen jedoch die beiven letzgedachten Nechte nicht ohne Concurrenz der jchon 
erwähnten, eigentlich alle drei Jahre zu comwocirenden Brovinzialfynode ausüben. 
Diefe Synoden, auf welden die Suffraganbifchöfe, ſowie die Aebte und Domcapitel zu 
erjcheinen verpflichtet find, erftere aber allein neben dem präfibivenden Metropoliten ein 
Deafin-Votum befigen, haben den Zmed, die kirchliche Disciplin der Provinz durch von 
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ihnen zu erlafjende Beſtimmungen zu regeln. Daber find ihre Beſchlüſſe in Rom und 
zwar der Congregatio card. coneilii Trid. interpretum zur Prüfung, ob fie mit den 
Vorſchriften des Tridentiner Concils in Einklang ftehen und zur Beftätigung zu uns 
terbreiten. Die Abhaltung der Synoden, zu welcher es in den meiften beutichen Staaten 
(jo 3. B. in Preußen, Baiern, Defterreich) feiner Öenehmigung der Staatöregies 
rung bedarf, iſt nad) jehr Langer Unterbrechung erft neuerdings in öfterreichifchen und 
preußiſchen Provinzen (4. B. in Köln) wieder aufgenommen worden. 

Ber der Negierumg der Diöcefe ftehen dem Biſchof die Domcapitel als geichlof- 
jene, mit juriftiicher Perſönlichkeit ausgeftattete Corporationen zur Seite, deren Mitglieder 
(Domberren, capitulares, canoniei) beftunmte Pflichten in Bezug auf die Abhaltung des 
Gottesdienſtes in der Kathedral- oder Domkirche, andererjeits aber ein Recht auf ein ge 
wiſſes Einfommen (praebenda) haben, und ſich in drei Claſſen, je nachdem fie Stellen 
mit Jurisdictiondrechten und mit einem Vorrang, |. g. dignitates (in Deutfhland vie 
Stelle des Propftes, des Vorſtehers des Domcapiteld, mitunter auch Die des Decans) oder 
Stellen mit einem bloßen Ehrenvorrang (f. g. personatus) oder blos einfache Domberrn- 
präbenden befigen, unterfcheiden. Der Biſchof hat bei Strafe der Nichtigkeit für eine 
Reibe von Yuriödictionshandlungen den Rath (consilium) des Capitels, ohne freilich 
daran gebunden zu jein, in einzelnen anderen Fällen aber fogar den consensus deſſelben 
einzuholen, Im Wall der Erledigung des bijchöflihen Stuhles (sede vacante) gebt zwar 
die biſchöfliche Jurisdiction zunächſt auf das Gapitel über, mit der erfolgten, binnen acht 
Tagen von ihm vorzunehmenden Wahl eines ſ. g. Capitular-Vicars wird aber Die 
Negterungsgewalt auf den legteren privative, d. h. unter Ausjchluß des Gapitels, über- 
fragen. 

Die Gehülfen und Stellvertreter des Biſchofs bei der Ausübung feiner Rechte 
laffen ſich in zwei Kategorien ſondern, je nachdem ihre Befugniffe auf dem Gebiete der 
potestas iurisdietionis oder Der potestas ordinis liegen. Zu der erfteren gehört zumächft 
ver GeneralsBicar. Seine Beftellung ift Sache des Biſchofs, und fofern nicht ge— 
ſetzlich oder durch Vorbehalte deſſelben beftimmte Gegenftände ausgenommen jind, übt er 
die geſammte biichöfliche Jurisdiction aus, da er diefelbe aber nur ald Mandatar befigt, 
jo erlifcht fie nad) den Regeln des Mandats, z. B. durch Widerruf, Depofition und Tod 
des Biſchofs. Ihm fteht in den meiften Diöcefen eine berathende Behörde, das ſ. g. 
General=PVicariat, Ordinariat, auch Conſiſtorium zur Seite, oft ift er aber auf die rei— 
nen Verwaltungsgeichifte bejchränft und die Handhabung der Gerichtöbarkeit im eigent- 
lichen Sinne dagegen einem anderen Stellvertreter des Biſchofs, dem ſ. g. Official, neben 
welchen gleichfalls ein weiteres Colleg, das |. g. Officialat oder Confiftorium functionirt, 
übertragen. AS Organe des Biſchofs für die Uebung der Aufjiht über Wandel und 
Amtsführung der Geiftlichen und als Vermittelungsorgane zwifchen diejen und den bifchöf- 
lihen Behörden kommen die über aus mehreren Pfarreien beftehenden Kreife (Decanate) 
eingejegten Yanddehanten, Landdekane, Erzpriefter oder Bezirksvicare vor. 

Die ftellvertretende Ausübung der Functionen des bifchöflichen ordo liegt einem vom 
Papſt auf Anfuchen des betreffenden Diöceſan-Biſchofs zu beitellenden Biſchofe ob, wel- 
cher, weil jeder Biſchof auf eine Diöcefe geweiht werden fol, andererſeits aber für die 
einzelne Diöceſe nicht zwei Biſchöfe gleichzeitig nebeneinander ernannt werben Dürfen, auf 
ein in die Hände der Ungläubigen verloren gegangened Bisthum vrdinirt wird — daber 
der Name: episcopus in partibus (sc. infidelium), episcopus titularis, vicarius in 
pontificalibus, Weihbiſchof — und immer nur auf befondere Anweifung des Diö- 
cefanbifchofs thätig werben kann. 
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Endlich haben unter dem Biſchof in beftimmten, leineren Bezirken der Diöcefe (pa- 
rochiae) die Pfarrer (parochi, parochiales ecclesiae curati, par. ecel. rectores) — 
Geiftlihe mit dem priefterlihen ordo — fraft Auftrages und Sendung ihres Ordinarius 
die ſ. g. cura animarum, d. h. die Verwaltung der den biſchöflichen ordo wicht voraus— 
jegenden Sacramente, der Iiturgiichen und Gultusacte in gleichem Umfange, fowie des 
Lehramtes für die Pfarreingefeffenen und die Handhabung der Disciplin auszuüben. Cine 
eigentliche Jurisdiction kommt ihnen dagegen nicht zu. 

Abgefehen von dem Rathe des Domcapitel8 kann der Biſchof auch ven der f. 9. 
Diöcefanfynode bei der Leitung feines Sprengels - einholen. Auf diefer find die 
Domberren und die mit der Seelforge betrauten Kleriler zu erſcheinen berechtigt ; abge 
ſtimmt wird auf derjelben nicht, denn die Synode hat nur den Biſchof zu berathen, könnte 
ibn alfo durch ihre Beichlüffe nicht binden. Das Inſtitut, welches bauptfächlich den 
Zweden der Vifitation, fowie zur Ueberwachung und Sicherung der Ausführung der flr 
die Diöceſe erlafjenen allgemeinen und befonderen Verordnungen dient, ift lange Zeit in 
Deutſchland unpraktiſch gewefen und erft neuerdings find Verſuche zu feiner Wiederbelebung 
unternommen worden. — 

Ein befonderer Organismus von großer Beweglichteit beſteht für diejenigen Ge— 
biete, in welchen die katholiſche Kirche noch nicht feften Fuß gefaßt oder wo fie ihr 
früheres Terrain (wie 3. B. in den preufifchen Provinzen Brandenburg, Pommern) an 
den Proteftantismus verloren hat, — in den ſ. g. terrae missionis — (im es 
genfag zu den provinciae sedis apostolicae). Die Leitung der Miſſionsländer erfolgt 
unmittelbar von Rom aus und geſchieht durch eine eigens dafür bejtellte Abtheilung ber 
römiſchen Curie, die ſ. g. congregatio de propaganda fide, unter welcher bald nur em 
mit priefterlihem ordo ausgeftatteter apoftolifcher Präfect, bald ein ſ. g. apoftoliicher Bicar 
mit weihbtichöfliher Qualität — die widerruflih in das betreffende Land geſendet wer— 
den — die eigentlichen Miffionsgefchäfte mit einer Anzahl ihm zur Dispofition geftellter 
Geiſtlichen verfieht. 

Der gejchilverte Organismus fett ſich aus einer Reihe von einzelnen Aemtern zu— 
ſammen, über melche folgende allgemeine Grundſätze gelten. Das Amt oder Benefictum 
(offieium mit Rüdfiht auf die Pflichten, beneficium mit Nüdfiht auf die einzelnen 
Rechte genannt) ift das Necht und die Pflicht, die Kirchengewalt in einem beſtimmten 
materiellen Umfang und innerhalb eines feftgefeten geographiſchen Bezirkes kraft eines 
ftändig ertheilten Auftrages auszuüben. Wo Rechte und Pflichten getrennt find (alſo die 
Uebertragung der Einkünfte eines Amtes ohne das Amt Jemandem überlaffen wird, |. g. 
commenda) oder die Beftellung nur auf Widerruf erfolgt (mie bei den ſ. g. beneficie 
manualia, die für die zeitweife Verrichtung geiftiger Functionen aus dem Kirchenvermö— 
gen angemwiefenen Bezüge), liegt ein Kirchenamt im eigentlichen Sinne nicht vor. Je 
nachdem mit dem Benefictum mindeſtens eine biſchöfliche oder eine der biichöflichen analoge 
Jurisdiction verbunden ift oder nicht, fpridht man von beneficia maiora (— ihre In: 
haber heißen praelati —) und b. minora ; je nachdem ihre Functionen in der Berwal- 
tung der heiligen Handlungen beftehen oder nicht, von b. sacra und non sacra ; je nadj= 
dem fie endlich blos, wie 3. B. die Ganonicate, die Beneficien der Mefpriefter zum 
unmittelbaren Dienft am Altar und im Chor verpflichten oder weitere Rechte oder Ver— 
bindlichkeiten (wie z. B. bei den ſ. g. b. curata die Seelforge) Hinzufommen, von b- 
simplieia und duplicia, 

Daß die Inhaber der verjchtevenen Aemter, je nach der Bedeutung des Amtes, im 
einer ſtufenartig geglieverten Rangordnung ftehen (die ſ. g. hierarchia iurisdictionis, 
tanoniſch ausgedrüdt, bilden), ift aus ver früheren Darftellung erfichtlih. Die dadurch 
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bedingte Ueberordnung der höheren Aemter über die ımteren und die Unterorbnung ber 
legteren unter die erfteren wird vefp. mit dem Ausdruck maioritas und obedientia be— 
zeichnet. Das regelmäßige mit dem kirchlichen Organismus gegebene Subjectionsverhält- 
niß iſt aber feit dem Mittelalter vielfach dur |. g. Eremtionen, d. h. dadurch durch— 
brochen worden, daß einzelne Inftitute und Bezirke der regelmäßigen Jurisdiction entzogen 
worden find; jo haben die Klofteroberen als praelati minores über ihre Klöfter und die 
damit zufammenhängenden Kirchen und Perſonen biſchöfliche Yurispictionsrechte (die ſ. g. 
iurisdietio quasi episcopalis), oder gar über ein vom Bilhof unabhängiges Territo— 
rium (separatum oder nullits sc. dioeceseos) und die darin mwohnenden Laien als 
praelati nullius dioeceseos die bifhöfliche Gewalt ausgeübt. Heute fommen in Deutjch- 
land folde Eremtionen vor allem noch zu Gunften von Bilchöfen vor, indem dieſelben 
(3. B. der Biſchof von Breslau, Ermeland) von jedem Metropolitanverbande befreit und 
dem päpſtlichen Stuhl unmittelbar unterworfen find. 

Die Rechte der kirchlichen Amtöträger ergeben ſich durch die den Begriff des Am— 
te8 ausmachenden Befugniffe. Gemeinſam ift aber für Alle das Recht auf den Empfang 
des Pebensunterhalte®. Daher foll mit jedem Amt eine Pfründe (praebenda) verbun— 
den fein, welche in den Erträgniffen eines Gutes, Nenten, Zinfen von Gapitalien und einer 
als jährlihem Gehalt (3. B. vom Staat) gezahlten Geldſumme und auferdem noch aus 
accidentiellen, nicht firirten Einkünften, wie 3. B. den fir die Verrichtung gewiſſer 
pfarramtlicher Handlungen zu zahlenden Stolgebühren beftehen fann. Die Stellung 
des Berechtigten (Pfründners, Beneficiaten) gegenüber den einen Ertrag ergebenden, die Do— 
tation der Pfründe bildenden Bermögensftüden — welche beim Bisthum mensa episco- 
palis genannt werben — tft Die, daß er die Verwaltung und Nusniefung bat, demgemäß 
alfo weder über die Subftanz zu verfügen, noch dieſelbe rechtlich oder factifh zu ver— 
ſchlechtern befugt ift. Ueber den römischen Uſusfructus geht aber da® mehr einem vafals 
Kıtifchen ähnliche Verhältniß infofern hinaus, als der Pfründner die Früchte durch Sepa= 
ration erwirbt und wegen ber Subftanzftüde utiliter die Vindication und Sachbeſitz- 
Interdicte anftellt. Das von den Einkünften über feinen Unterhalt hinaus Erübrigte fann 
der Benefictat de iure zwar beltebig, in Folge einer ihm auferlegten moraliſchen Pflicht 
indeffen nur zu Werfen der Wohlthätigfeit verwenden. 

Alle kirchlichen Amtöträger follen fi die treuefte und unabläfjigfte Erfüllung ber 
durch ihr Amt gegebenen Pflichten angelegen fein laffen. Die Pflicht des Gehorfams 
gegen die Firchlichen Oberen wird gegenüber dem Papft jeitens ver Erzbiihöfe und Bis 
ichöfe, gegenüber dem Bifchof aber feitend der Inhaber der beneficia duplicia nod bes 
ſonders durch ein |. g. iuramentum obedientiae eidlich angelobt. Ferner haben diejel- 
ben Perjonen gleichzeitig oder ſchon vorher das Glaubensbefenntnißg abzulegen. Endlich 
befteht für die Inhaber der beneficia maiora, die Kanoniker und die Inhaber der be- 
nefieia duplieia (niit der simplicia) die Pflicht, zur perfönlichen Verwaltung der Amtö- 
functionen an dem Amtsdomicil gegenwärtig zu fein (Refidenzpflicht), umd daher 
follen zwei, diefe residentia localis erfordernde Beneficien (ſ. g. beneficia incompati- 
bilia) nie in berjelben Hand vereinigt werden, vielmehr ift nur zu einem nicht auskömm— 
lichen Seelforge- Amt noch der Erwerb eines die Reſidenz nicht erfordernden Benefictums 

eftattet. 
. Die Erridtung (erectio), Veränderung (innovatio) und Aufhebung (sup- 
pressio) der Kirhämter ruht und zwar die der beneficia maiora in der Hand des Papftes, 
die der b. minora in der des Biſchofs. Die Errichtung erfordert das Vorhandenfein eines 
gerüigenden Grundes (necessitas, utilitas, inerementum cultus divini), eines pafjenden 
Ortes, einer genügenden Dotation und die Anhörung der bei der Sache intereffirten Berfonen. 
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Eine Genehmigung des Staated erfcheint nicht erforderlich, in den meiften deutſchen Län— 
dern ift aber die Berftändigung zwiſchen der Staats- und Kirchenbehörve üblich, weil fonft 
die Träger der neu errichteten Aemter das Recht auf die mit denfelben verbundenen 
ftantlichen Functionen und Privilegien (Führung der Kirchenbücher mit ftaatlicher Anerken— 
nung, Recht der Beitreibung der Stolgebühren in einem befonderen Verfahren u. j. w.) 
nicht erlangen würden. Cine Veränderung in der kirchlichen Organifation fol ebenfalls 
nur aus einer dringenden Nothwendigfeit ober bei einem offenbaren Nuten vorgenommen 
werden. Sie fann entweder eine sectio, dismembratio fein, d. 5. es fann ein Amt 
in mehrere getheilt werden, oder auch eine ſ. g. unio, und zwar eine unio per con- 
fusionem, bei welder zwei Aemter unter völliger Aufhebung zu einem einzigen neuen 
verſchmolzen werden, oder eine unio aeque principalis, d. h. dauernde Verleihung zweier 
beftehen bleibender Beneficien an eine und diefelbe Perfon, oder endlich eine unio per 
subiecetionem oder accessoria, Verbindung zweier Beneficien in der Art, daß Das eine 
in einem beftimmten Abhängigfeitsverhältnig zu dem andern fteht, ein Verhältniß, Das 
3. B. bei den Mutter= und Tochterfirchen vortommt. Die Aufhebung endlich fett vor= 
aus, daß das betreffende Benefictum überflüffig und zwedlo8 geworben ift, ober fein 
Amtsträger (Beneficiat) mehr aus den Einkünften erhalten werden kann. Auch hierbei 
find, wie bei der Innovation die betheiligten Perfonen (Geiftlihe, Parochianen und Pa— 
trone) anzuhören. 

Das einzelne Amt kann unter folgenden Borausfegungen erworben werben. Es 
muß vacant ſein, fo daß alfo heute die im Mittelalter freilich häufigen Erfpectanzen auf 
noch bejegte Beneficien für die Regel ausgejchloffen find. Werner muß die betreffende 
Perjon, als |. g. persona idonea, die kanoniſche Dualification haben. Daher find aus: 
geſchloſſen: 1) die irregulares, 2) die Keger und deren Defcendenten, wenn der Vater 
in der Ketzerei verftorben ift, bi8 zum zweiten, wenn dies mit ber Mutter der Fall ge— 
weſen, bis zum erften Grad, 3) diejenigen, welche den für das Amt vorgefchriebenen 
ordo — für die meiften ift ber ordo presbyteralis nöthig — nicht befiten oder ihn 
nicht binmen Jahresfriſt erwerben können ;- jedoch muß auch in diefem Fall der Betreffende 
immer mindeftend die Tonſur und ein Alter von 14 Jahren haben; 4) darf es dem 
Erwerber nicht an der aetas legitima, welche der Alteröftufe des für das Amt feftgefeg- 
ten ordo correfpondirt, ebenfo wenig 5) an der erforderlichen Vorbildung fehlen. Das 
Maß der letzteren richtet ſich gleichfalls nach den für die Erlangung des betreffenden ordo 
vorgefchriebenen Bedingungen ; für die biichöfliche Würde und eine Reihe von Domher— 
renftellen insbeſondere wird die vorgängige Ermwerbung des Grades, rejp. eines Magiiters, 
Licentiaten oder Doctord der Theologie oder des Tanonifchen Nechts oder ein öffentliches 
Zeugniß über die Yehrfähigfeit verlange. Das Recht der einzelnen deutſchen Staaten 
fchließt für die Negel noch die Ausländer und mitunter (fo allgemem 3.8. in Baiern, 
Würtemberg, Baden, — in Preußen nur für die Biſchofsſitze —) die dem Lan— 
desherrn miffälligen Perſonen (personae minus gratae) aus, während eine directe Be— 
ftätigung der von der Kirche angeftellten Beamten durch die Staatsregierung nur noch 
jehr vereinzelt vorfonmt. 

Die Verleihung des Amtes jelbft ſoll erfolgen gratis, d. h. ohne Simonie, und be= 
hufs Ausſchließung jedes derartigen Berbachtes, pure und aperte (ohne Beringungen und 
öffentlich), ferner libere (ohne Zwang gegen den berechtigten kirchlichen Oberen) ſodann 
sine deminutione, ohne Schmälerung des Benefictums oder feines Ertrages durch Auf- 
lage von Abgaben, wovon freilih die reservatio pensionis für einen refignivenden Amts— 
vorgänger eine Ausnahme machen kann, und ſchließlich innerhalb der vorgefchriebenen Zeit, 
welche gewöhnlich für die niederen Beneficien ſechs, für die höheren drei Monate beträgt. 
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Geſchieht die Verleihung (provisio, collatio) durch den dazu ordnungsmäßig beru— 
fenen Oberen, jo ift fie eine ordinaria, im Gegenſatz zur provisio extraordinaria. 
Die niederen Kirchenämter befegt der Biſchof und zwar für die Regel frei (durch ſ. g. 
collectio libera) ; ift er dabei am den Borfchlag einer anderen Perſon gebumben (bei ſ. g. 
collectio non libera), fo heit der Act der Uebertragung, wodurd ſich der Erwerb des 
Amtes für den betreffenden Candidaten vollzieht, institutio collativa, von welcher bie 
institutio corporalis als Einwetfung in den Beſitz des Amtes zu unterjcheiden ift. 

Die Verleihung der höheren Aemter, insbefondere die der biſchöflichen Stühle, welche in 
den merovingiſchen und farolingifchen Zeiten, und auch nod im den erften Jahrhunderten 
des beutichen Reiches durch Königliche oder faijerlihe Ernennung befet wurden, und hin— 
ficgtlih deren der befannte Inweftiturftreit geführt worden ift, ruht jegt in letzter Inftanz 
in der Hand des Papſtes. Für die Regel hat aber in Deutjchland (z. B. in Preußen, der 
oberrheinifchen Kirchenprovinz) das Capitel die eine abjolute Stimmenmehrheit erfordernde 
Wahl (electio), vor welcher die personae minus gratae bald durch vorheriges, nicht 
näher formell regulirte8 Benehmen mit dem Souverän (fo in Prenfen) oder durch Ein— 
fendung der Wahllifte an den letzteren zur Streichung bis auf eine die Wahl noch möge 
lich Tafiende Anzahl (ſ. g. iriſcher Wahlmodus in der oberrheinifchen Kirchenprovinz) er— 
mittelt werden. Ueber den Gemählten, welcher mit der publicirten Wahl ein Recht auf 
dad Amt (ius ad rem) erlangt, werben von Rom aus nad Einfendung des Wahlpro— 
tocoll8 die nöthigen Exrkundigungen Recherchen (dev |. g. Informatioprocek) angeftellt, und 
ihm eventuell nach feierlicher Berfündigung im Confiftorium die päpftlihe Confirmation 
ertheilt, woburd; er das Amt (da$ ius in re) ſelbſt und damit die iurisdietio erlangt, 
während er die iura ordinis erſt nach erhaltener biichöflicher Conſecration ausüben kann. 
In einzelnen Ländern (4. B. Baiern, Defterreich) findet ftatt der Wahl durch das Gapitel 
eine Bezeihnung des Candidaten durch den Landesfürften (f. g. Nomination) ftatt, 
welchem der Papft nad) Beendigung des Informationsprocefied Die |. g. institutio cano- 
nica gibt. 

Unter den Beichräntungen des freien Verleihungsrechts der firchlichen Oberen nimmt 
das für die Regel nur, bei beneficia minora vorkommende Patronatrecht eine her— 
vorragende Stelle ein. Die urfprünglih von den Grundherrn in den germaniſchen Län— 
dern ald Ausflug des Eigenthums über die auf ihrem Grund und Boden erbauten Kir— 
hen geübte Befugniß, den Geiftlichen anzuftellen, bildet die Hiftoriiche Grundlage des In— 
ſtituts, welche das neuere und heutige Recht freilich als eine won der Kirche gewährte 
Beginftigung für eine derfelben erzeugte Wohlthat auffaßt. Diefe letztere befteht darin, 
daß Jemand dur Anweiſung des Grund und Bodens, Errichtung eines kirchlichen Ge— 
bäudes und Uebermadhung der für ben Geiftliben und die Ausgaben des Gottesdienftes 
nöthigen Fonds (assignatio fundi, aedificatio, dotatio) eine Kirche oder auch durch 
bloße Dotation ein neues Beneficium an einer ſchon beftehenden Kirche gründet. Ges 
ſchieht dies unter, wenn auch nur ſtillſchweigender, Genehmigung des Biſchofs, fo erwirbt 
er damit das Patronatrecht, welches das katholische Recht als ſ. g. ius spirituali an- 
nexum, der Cognition des weltlichen Richters entzogen und als untheilbar betrachtet. 

Außerdem kann e8 Durch die freilich im Tridentinum beſchränkte Erfigung, ferner 
durch päpftliches Indult entjtehen, auch überbebt die Darlegung des unvordenflichen Be— 
fige8 des Nachweiſes jedes anderen Erwerbögrundes, In perfönlicher Hinficht wird Rechts— 
fähigkeit, Zugehörigkeit zur katholiſchen Kirche und Befig der bürgerlichen und kirchlichen 
Ehre erfordert, jedech find in Deutjchland nach einer ſich an den Weſtphäliſchen Frieden 
anlebnenden Praris Proteftanten zum Befige eines Patronatsrechts über fatholiiche Kirchen 
und umgekehrt fähig. 
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Das Patronatrecht ift ein weltliche8 (ius patronatus laicale), wenn e8 von einem Laien 
oder auch einem Geiftlichen aus einem von feiner kirchlichen Stellung unabhängigen Grunde 
beſeſſen wird; ein geiftliche8 (ecclesiasticum), wenn es durch eine Stiftung aus firchlichen 
Mitteln entftanden oder einer geiftlichen Perjon vermöge dieſer ihrer Eigenſchaft gebührt, 
enblid ein ius patronatus mixtum, wenn e8 zum Theil Laien, zum Theil geiftliches 
Patronatrecht, alfo z. B. aus weltlichen und firchlicen Mitteln geftiftet ift. Im Deutich- 
land ift vermöge ver hiſtoriſchen Emtwidelung der ſ. g. dingliche Patronat (iusp, 
reale), d. h. derjenige, weldyer mit einem Grundftüd verknüpft und deſſen Subject ſtets 
der Eigenthümer des Tetteren ift, die Negel: während das fanonifche Recht Das iusp. 
personale, welches einer Perfon als folder zufteht und als haereditarium nad) den 
civilrechtlichen Exbfolge- Regeln, als familiare nur in ver Familie des Stifters ſich 
weiter vererbt, ald das gewöhnliche betrachtet. De nachdem das Recht Einem oder Meh— 
reren zufteht, ſpricht man von einem iusp. singulare oder compatronatus. Die wid: 
tigfte, im Patronate enthaltene Befugniß, welche ihm aber allerdings auch fehlen kann, 
ift dad ius praesentandi, d. h. das Recht, dem verleihungsberechtigten Kivchenoberen 
(alfo gewöhnlich dem Biſchof) und zwar für den Yaienpatron binnen viermonatlicher, 
für den geiftlichen binnen ſechsmonatlicher Friſt einen tauglihen Candidaten für das va— 
cante Amt zu bezeichnen und vorzufchlagen, welder in Folge feiner Annahme der Präjen- 
tation dem Oberen gegenüber ein f. g. ius ad rem, d. h. den Anſpruch auf Uebertra- 
gung des Beneficums — natürlich nur bei vorhandener Dualification — eflangt. Der 
Yaienpatron darf innerhalb der Frift noch andere Candidaten jomohl bei Verwerfung des 
erften durch den Ordinarius, als auch fonft beliebig nachpräſentiren, während der geiftliche 
Patron, deffen Recht überhaupt mehr vom Standpunkt einer der regelmäßigen Beneficien- 
Berleihung ähnlichen Collation aufgefaßt wird, nur in dem Fall einen Candidaten nad) 
präfentiren fann, wenn er unverfchuldet einen Unfähigen vorgeichlagen hat. Abgeſehen 
von eimaigen Modificationen in der Stiftungsurkunde kommt dem Patron die ſ. g. cura 
beneficii zu, früher das Recht und die Pflicht, die Kirche und ihr Vermögen gegen will 
kürliche und gewaltige Angriffe zu vertheidigen, jet Einficht von der Vermögensverwal⸗ 
tung zu nehmen und bei fchlechter Adminiſtration Anzeige zu machen, ferner ein durch 
Abftammung vom Stifter, Mangel civilrechtlich Verpflichteter, hinreichendes Vermögen 
der Kirche und unverfchuldete Armuth bedingter Alimentationsanſpruch, endlich eine Reihe 
von Ehrenrechten (wie das auf einen beſonders ausgezeichneten Sie, auf Einſchluß in das 
Kirchengebet u. ſ. mw.) 


Uebergehen auf ein anderes Subject kann ein ſchon beftehendes Patronatrecht, PER 
es ein dingliches iſt, durch Uebertragung des Eigenthums des berechtigten Gutes, das per= 
fönfiche durch Bererbung, durch Taufch (aber nur gegen eine andere res spiritualis, mit 
Conſens des Kirchenoberen), Schenfung (ohne eine folhe Genehmigung mir bein Compa— 
tronat an einen Mitpatron und beum laikalen an eine persona ecelesiastica) und end- 


lich durch Erfigung. 


Das Recht erliſcht durch Verzicht des Patrons, Suppreſſion des betreffenden Bene— 
ficiums oder der betreffenden Kirche, Untergang des berechtigten Subjects (z. B. Ausſter— 
ben der Familie), endlich in Folge der Begehung von gewiſſen unerlaubten Handlungen 
feitens des Patrond. Dann tritt die freie Collation des kirchlichen Oberen ein, welche 
derſelbe zwar nicht beim bloßen non usus des Patrond, wohl aber in Folge der usu- 
capio libertatis gleihfalls erlangt. Ein ſ. g. landesherrliches Patronatrecht, d. h. Das 
Recht des Landesherrn, die kirchlichen Beneficien zu bejegen, welches Anfang dieſes Jahr— 
hunderts theils aus der Souveränetät, theils aus der Succeſſion in die Güter und Rechte 
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der fäcularifirten Bisthümer und Klöſter hergeleitet worden ift, exiftirt nicht und ift von 
der neueren Theorie übereinftimimend verworfen. — 

Im Gegenfag zu der vorhin beiprochenen, |. g. provisio ordinaria tritt Die pro- 
visio extraordinaria iure devolutionis ein, wenn der gemöhnlicye collationsberechtigte 
Obere die Collation nicht ordnungsgemäß vornimmt (5. B. die Frift verfäumt, ein un— 
taugliche8 Subject ausmwählt) und zwar devolvirt das Necht bei Bisthümern an den Papft, 
binfichtfih der beneficia minora zunächſt an den Metropoliten und erft dann an Den 
erfteren. Außerdem kann eine provisio extraordinaria in Folge ſ. g. päpftlichen Vor— 
behalts ftattfinden. Ende des 13. Jahrhunderts haben die Päpfte ein in der oberiten 
Machtfülle begründetes oberſtes Collationsrecht aller kirchlichen Beneficten geltend gemacht 
und unter Ausſchluß der früher Berechtigten fich eine ganze Reihe von Aemtern zur eiges 
nen Belegung vorbehalten. Diefe Reſervationen, welche früher die Quelle fortwährender 
Streitigkeiten geweſen find, kommen heute nur noch in jehr beſchränktem Umfange für Deutjche 
land in Betracht (jo 3. B. für Capitelsftellen in Oefterreih, Preußen und Baiern, und 
für die Bisthümer im Falle des Ablebens ihrer Inhaber am Sit der Curie oder zweier 
Zagereifen davon in Preußen). 

Die Erledigung eines Amtes kann erfolgen, abgejehen vom Tode und der Ab— 
jegung des Inhabers durch Eintritt einer Thatfahe (3. B. Begehung eines Vergebene) 
welche ipso iure den Verluft des Beneficiums nach fich zieht, Durch Verzicht bei Vorliegen 
eines gerechlfertigten Grundes und durch translatio, Berfegung, welche hinſichtlich ver 
Biſchöfe durch den Papft ausgeſprochen werden muß. 

$. 3. Die Funttionen des Negierungs- Organismus im einzelnen. a) Das 
Sefeggebungsreht. Dem Papfte und dem allgemeinen Concil fteht das oberfte 
Geſetzgebungsrecht in der Kirche zu, ‚aber fomohl das Dogma der Kirche, welches beide 
nicht ändern, fondern bei entftehenden Streitigkeiten nur beclariven fünnen, als auch das 
ius divinum bildet für fie eine umüberfteigbare Schranke. Die innerhalb diefer Grenze 
vom Concil oder vom Papſte erlafjenen Normen binden die Kirche von dem Moment 
ihrer Bublication ab. Das Dispenfationsrecht kommt ebenfalls für die Hegel dem Papfte — 
nicht den unteren Inſtanzen — zu, aber auch bei der Ausübung diefer Befugniß fteht 
ihm das ius divinum unerreichbar gegenüber. Während dem Erzbifchof als ſolchem ein 
Geſetzgebungsrecht nicht zufteht — über die Provinzialfynoden |. oben — beſitzt es da— 
gegen der Biſchof für feine Diöceſe. Er ift aber hinſichtlich deſſelben einmal denjelben 
Beichränfungen wie der Bapft unterworfen, außerdem kann er, weil feine Macht über 
feine Diöcefe nicht hinausreicht, das ius commune nidyt abändern und daher nur Anord- 
nungen secundum ius commune, d. h. zur Sicherung und Ausführung deijelben oder 
praeter ius commune, d. h. zur Ergänzung der Lücken deſſelben, erlafien. Neben dem 
geſetzlichen hat die Kirche der Entwidelung des Gemohnheitsrechtes gleichfalld Raum ges 
laſſen, mır darf ſich die Gewohnheit nicht gegen Das göttliche Hecht richten, fie muß fer- 
ner im Sinne des fanonifchen Rechts eine consuetudo rationabilis fein, d. b. weder dem 
Weſen der Kirche nod) dem des in Frage kommenden Rechtsinſtitutes widerſprechen, end⸗ 
lich kraft pofitiver Vorſchrift auch die Verjährungszeit hindurch geübt (legitime prae- 
scripta) fein. 

b) Zur Ausübung des Aufſichts rechtes über die ganze Kirche kommt dem Papſte 
auch noch heute das freilich praftiich nicht mehr gehandhabte Recht zu, ſich durch eigene 
Abgefandte, Legaten und Nuntien, über den Zuſtand der einzelnen Diöcefen informiren 
zu laſſen. Aufer der Pflicht der Biſchöfe, auf jevesmaliges Verlangen dem Papfte Bes 
richt zu erftatten, befteht für dieſelben die Verbindlichkeit der ſ. g. visitatio liminum, 
d. 5. innerhalb beftimmter Zwifchenräume (drei, vier, fünf, zehn Jahre) in Rom per: 
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fönlid) oder eventuell durch einen Specialmandatar einen betaillirten Generalbericht über 
ihre Sprengel und ihre Verwaltung auf Grund einer einzureichenden ſchriftlichen |. g. re- 
latio status abzulegen. Die Metropoliten haben über die Suffraganbifchöfe nur ein 
beichränttes Aufjichtsrecht, infofern als fie allein die Innehaltung der Reſidenzpflege feitens 
verjelben und die biſchöflichen Seminarien zu überwachen haben umd die Viſitation der 
Suffragandidcefen nur nad) vollendeter PVifitation ded eigenen Sprengeld und nur unter 
Zuftimmung der Provinzialfynode vornehmen können. Die Biſchöfe endlich follen ihre 
Diöcejen mindeftens alle zwei Jahre perſönlich vijitiren, um ſich Kunde von dem Zuftande 
verjelben nach allen Richtungen hin zu verfchaffen und die nöthigen Mafregeln zur Bel: 
ferung treffen zu können; dagegen erfolgen die regelmäßigen jährlichen Bifitationen ver 
Kirchen, Geiftlichen, Beneficten u. |. w. durch Die Yanddefane. 

e) Handhabung der kirchlichen Rechtspflege Der Entwidelung ber 
firchlichen Gerichtöbarteit, ſowohl für das Gebiet der ftreitigen Rechtsſachen, als aud für 
das des Strafrecht iſt ſchon S. 127 ff.) gedacht. In erjterer Beziehung ift heute die 
Competenz der Kirche in Deutfchland eine jehr beſchränkte, die Civilſtreitigkeiten der Geiſt— 
lichen, Proceſſe über die Vermögensrechte der Kirche, ja ſogar vielfach die Patronatsfachen 
(fo 3. B. in Preußen) gehören vor das Forum der weltliden Gerichte. Hinſichtlich 
der Eheprocefie kommt die Berjchievenheit vor, daß auch dieſe mit bürgerlichen Wirkungen 
und durch die ſtaatlichen Yuftizbehörden entſchieden werden, während daneben den geiftlichen 
Gerichten die Verhandlung derjelben unbenommen, die Befolgung ihrer Erfenntniffe aber 
lediglich dem Gewiſſen der Parteien überlaffen bleibt (Preußen, ähnlich neuerdings auch 
in Defterreich) oder daß über die perfönlichen Verhältniſſe (Güftigfeit, Scheidung u. f. w.) 
die geijtlichen Gerichte auch mit für das Civilgebiet bindender Kraft verhandeln (fo, aller: 
dings mit Verſchiedenheiten im einzelnen, in Baiern, Würtemberg). Soweit eine 
Gerichtsbarkeit noch befteht, wird fie heute in erfter Inſtanz durch den Biſchof, bezüglich 
das biſchöfliche Officialat, in zweiter Inftanz durch den Erzbiſchof und in dritter Inftanz 
durch einheimifche, von den Provinzial=, vefp. Diöcefanfynoden zu defignirende und vom 
Papſte zu delegivende Richter (iudices in partibus oder synodales) verwaltet. 

Was das Gebiet des Strafiechts betrifft, jo ift über den Charakter deſſelben und 
die firchlihen Strafmittel ebenfalld ſchon früher (S. 134) gehandelt worden. Als ſ. g., 
für alle Kirchengliever anmwendbare censurae hat die Kirche das jegt unpraktiſche Inter 
dict, d. h. die Einftellung ſämmtlicher öffentlichen, gottesdienſtlichen Functionen, die Spen— 
dung der Eacramente mit eingefchloffen, für ein Yand, einen Bezirk oder bei einer Kirche 
und ferner die Ercommunication entwidelt. Yettere ift entweder eine exc. minor, welche nur 
von den Sacramenten umd der Wählbarkeit zu Tirchlichen Aemtern oder eine maior, die 
von der Theilnahme an allen Segmungen der Kirche, von kirchlichem Begräbnif und von 
jedem Verkehr mit den übrigen Kirchengliedern ausſchließt. Für die Gerftlichen kommt als 
Genfur die suspensio, Die Unterfagung der Ausübung der aus dem Amte herfließenden 
Rechte auf unbeftimmte Zeit vor, melde fich auf die Ausübung des ordo (suspensio ab 
ordine) oder die des officium der Yurisdictionsrechte (suspensio ab officio), die aber 
zugleich immer die erjtere mit umfaßt, oder die ded beneficium (suspensio a beneficio) 
auf den Genuß des Einkommens oder auf alle diefe Rechte zufammen (suspensio gene- 
ralis, suspensio plena) beziehen fann. Die Strafen im engeren Sinne (poenae 
vindicativae), welche gegen Geiftliche angewendet werben, find die Berhängung der Sus— 
penfion auf beftimmte Zeit, die privatio beneficii, Entziehung des Amtes ohne zugleich 
eintretende Unfähigkeit zum Erwerbe neuer, die Strafverfegung, die depositio oder Ab- 
fegung, wobei der Betreffende die Amtsrechte, die Fähigkeit zur Erlangung anderer Aem— 
er, aber nicht die geiftlihen Standesrechte verliert, die Degradation oder feierliche, auch 


* 
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die letzteren nehmende Abjegung, Geldbußen und Freiheitöftrafen, während die Körper— 
ftrafen jet unpraktiich find. Das Iettere gilt auch bis auf die hie und da noch vor— 
fommende Entziehung des chriſtlichen Begräbniffes von den gegen die Laien früher ver— 
bängten, in Geldbußen und förperlicher Züchtigung beftehenden poenae vindicativae. 
Ueberbaupt ziehen heute in Deutfchland die noch vorkommenden Kirchencenfuren und 
Strafen feine bürgerliche Folgen nad ſich und da auch die Geiftlichen in den durch die 
Stantögefege bedrohten Verbrechen und Uebertretungen den weltlichen Gerichten unterfteben, 
jo bat das kirchliche Strafrecht, ſowie die durch dafjelbe ausgebildete Theorie der ſ. g. 
firchlichen Verbrechen (wie der Härefie, Apoftafie u. ſ. w.) und ber kirchlichen Strafen nur 
noch praktiſche Bedeutung im Gebiete der der katholiſchen Kirche heute faft überall in 
Deutichland allein verbliebenen Gerichtöbarfeit wegen der Amts- und Disciplinarver: 
gehen, melde gleichfalls durch dieſelben Gerichte, wie die ftreitige Gerichtöbarfeit, ver: 
waltet wird. 

d) Zeitung des Unterrichtd. Die katholiſche Kirche beanfprucht das Recht, 
allein und felbftftändig die erforderlichen Vorſchriften über die Ausbildung ihrer Rleriter 
zu erlaſſen und dieſe Iettere zu leiten. Nad der Vorſchrift des Tridentinums follte in 
jeder Diöcefe eine unter der Yeitung des Biſchofs ftehende Lehranftalt errichtet werben, in 
welher Knaben von zwölf Jahren aufgenommen und die nöthige allgemeine, fowie die 
fpecielle flerifale Bildung erhalten follten, wm demnächſt gleih in den Klerus eintreten zu 
fönnen. Im Deutſchland find aber diefe Anftalten nur jehr vereinzelt ins Leben getreten, 
vielmehr erfolgt die Ausbildung der Kleriter gewöhnlih in ber Art, daß fie zumächft in 
eigenen Knabenſeminaren oder auch in den öffentlichen Unterrichtöanftalten des Ortes den 
Symmnafialunterricht empfangen, dann behufs des fachwiſſenſchaftlichen Studiums die katho— 
liſch- theologischen Facultäten oder eigene theologifche Yehranftalten befuchen, und erft dann 
in ſ. g. Priefterfeminaren die praftiiche Vorbildung erhalten. Kraft der ihr übertragenen 
Lehrgewalt erhebt die Kirche noch heute den im Mittelalter verwirklichten Anfprud auf 
die Leitung, bezüglich Ueberwachung der Volks-, Gelehrten- Schulen und Univerfitäten, 
aber hier ıft ihr Einfluß durch das Princip des Staatsunterrichtes auf Das erhebliche 
beſchränkt. 

e) Die Bermögens- und Finanzverwaltung der Kirche. Zur Reali— 
firung ihrer Zwecke bedarf die Kirche der erforderlichen äußeren Mittel. Sie muß daher 
ebenjo wie der Staat eine beftimmte Finanzverwaltung und ein Finanzrecht haben. 
Gleichzeitig fteht fie aber auch mit diefem Vermögen innerhalb des Staates und wird 
von dem Rechte deſſelben berührt. Die Vermögens- und Erwerböfähigfeit der Kirche ift 
feit der Anerfennung derſelben durch Gonftantin niemals in Frage geftellt worden. Wäh— 
rend die Controverje, ob die Geſammtkirche oder das einzelne kirchliche Inftitut (Pfarrei, 
Bisthum, Gapitel) als Eigenthümer der einzelnen Vermögensmaſſen anzufehen, im Sinne 
der letzten Alternative zu entſcheiden und diefe Annahme auch als gemeines beutfches 
Recht zu betrachten ift, haben einzelne Gefeggebungen, jo 3. B. das vreußiſche Landrecht, 
unzuläffigerweife die proteftantiiche Anfchauung, daß nicht dem einzelnen Inftitut als 
ſolchem, fondern der Kirchengemeinde das Eigenthum zukommt, als geltendes Recht firirt. 
Mit ihrem Vermögen fteht Die Kirche dem Staate wie jede andere phyſiſche Perſon 
gegenüber. Daher hat dafjelbe ven gleiden Anfpruch auf Unverleglichkeit, wie jedes andere 
Privateigenthum, — freilich ift diefer Durch Die mehrfach vorgefommenen Säcularifationen 
mitunter verlettt worden —, andererſeits auch die Pfliht, Die Staatölaften, wie jede 
andere Perfon, zu tragen. Die von der Kirche prätendirte Steuer- und Yaftenfreibeit 
(immunitas) ift nie in vollem Umfange anerfannt gemwejen und wird heute nur in 
ſehr beſchränktem Umfange gewährt. Hinſichtlich des vermögensrechtlihen Verkehrs unter- 
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fteht die Kirche den Vorfchriften des Civilrechts der einzelnen Länder, nur find ihr in 
diefer Beziehung einerfeit8 manche Privilegien vor den übrigen Perfonen (3. B. hinſichtlich 
der Bermächtniffe, Teftamente, Verjährung, Erfigung, restitutio in integrum) eingeräumt, 
andererſeits ift fie aber infofern ſchlechter geftellt, al für den Erwerb von gewiſſen Ver— 
mögensftüden (3. B. von Orundftüden), oder von Zuwendungen überein beftimmtes Maximum 
hinaus durch die |. g. Amortijationsgejege die Einholung der ftaatsrechtlichen Ges 
nehmigung aus voltswirthicaftlihen Gründen vorgeſchrieben ift. 

Die der Kirche gehörigen Vermögensmaſſen (res ecclesiasticae) zerfallen in bie 
res sacrae, d. h. diejenigen Sachen, welche (wie 3. B. die Kirchen, Altäre, Altargerätbe 
u. f. mw.) den Zwecken des Gottesdienſtes unmittelbar dienen, und in die res ecclesiasti- 
cae, welche als bona de mensa oder beneficii zur Unterhaltung der Geiftlichen oder als 
bona de fabrica zur Beftreitung der ſächlichen Ausgaben des Gottesdienſtes beſtimmt find. 
Abgeſehen von den Einkünften und den Erträgnifjen diefer einzelnen Maſſen beftehen aber 
für die Beihaffung der nöthigen pecuniären Mittel nody eine Reihe von Abgaben. Als 
eine allgemeine Kirchenfteuer kann der Zehnte betrachtet werden, welcher nach kanoniſchem 
Recht dem Pfarrer umd zwar von jeglihem Einkommen zuftehbt, der aber, ſchon früher 
in Deutichland nie innerhalb der Ausdehnung des kanoniſchen Rechts anerkannt, neuer- 
dings durch die Grundentlaftungs= und Ablöfungsgefeggebungen in Renten aus den dem 
Dotalvermögen der Pfarreien binzugetretenen Ablöfungstapitalten verwandelt worden ift. 

Für die Beftreitung der Ausgaben der oberften Kirchenleitung, ſowie des Unterhaltes 
des Papftes und der römiſchen Curie dienen, außer den Einfünften des Kirchenftaates, 
die fraft des oberften Beſteuerungsrechts des Papfles in Anſpruch genommenen Annaten, 
d. h. die Abgaben von den der päpftlichen Verleihung unterworfenen Beneficien, und die 
Pallientaren, welche jedoch heute im Vergleich zur früher eine wejentliche Beſchränkung er— 
litten haben, ſowie endlich die Dispenstaren. Ebenfo beziehen die Biſchöfe dergleichen 
Einkünfte, von denen heute noch die Taren für Ausfertigungen aus ber bifchöflichen 
Kanzlei, dad cathedraticum oder synodaticum, eine zur Anerkennung der biihöflichen 
Yurisdiction von den Einzelfirchen geleiftete Abgabe, das von den Beneficiaten zu Leiftende 
seminaristicum oder alumnaticum für die Unterhaltung der bifchöflichen Seminarien 
und endlih das im Nothfalle allen mehr ald den ausreichenden Unterhalt (portio con- 
grua) beziehenden Pfründnern aufzuerlegende subsidium charitativum theilmeife in 
praftiicher Uebung find. Als Einnahmequellen der Inhaber der Curatbeneficien endlich 
find bier die ſchon früher beiprochenen Stolgebühren zu erwähnen. 

Beſondere Vorſchriften beftehen ferner über die Beihaffung der Mittel zur baulichen 
Unterhaltung der Kirchengebäude. Während für die Kathebraltirchen die Mittel aus dem 
Fondsgut, eventuell vom Biihof und dem Capitel nöthigenfalls unter Beranftaltung von 
Collecten beichafft werden müſſen, haften binfichtlih der Pfarrkirchen bei unzureichendem 
Bermögen derſelben nad kanoniſchem Recht, welches aber vielfach Durch die Particulars 
geießgebung der einzelnen deutſchen Staaten mobificirt ift, zunächſt ſubſidiariſch diejenigen 
Perfonen, welde Einfünfte won "der Kirche beziehen, alſo der Patron unter biefer Be- 
Dingung, der Zehntherr, der mehr ald die Congrua beziehende Benefictat, und zwar alle 
diefe Perfonen in gleicher Linie nach Berhältnig ihrer Einkünfte; eventuell find die Pa- 
rochianen, für welche diefe Pflicht gemeinvechtlih nur eine perfönliche, feine Reallaſt iſt, 
heranzuziehen, und ebenfo kann der Patron, welcher feine kirchliche Einkünfte bezieht, unter 
dem Präjudiz des DVerluftes feines Patronatrehts zum Bauen angehalten werden. Die— 
jelben Grundſätze gelten, abgejehen von den durd die Beneficiaten jelbit zu bewirfenden 
fleineren Reparaturen, auch für die Unterhaltung der Pfarrhäufer, während die der Kirdy- 
böfe den Parochianen allein ſubſidiariſch zur Yaft fällt. 
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Außerdem erhält die katholifche Kirche in Deutſchland von den einzelnen Staaten, 
namentlih in Folge der auf dem fäcularifirten Kirchengute haftenden Verpflichtung, noch 
Dotationen (Jo z. B. für die Bisthümer und Capitel). Endlich beftehen in einzelnen Län— 
dern noch Fonds unter ſtaatlicher und concurrivender kirchlicher Verwaltung (fo der ſ. g. 
Neligionsfonds in Oeſterreich, ver |. g. Intercalarfonds in Würtemberg), zu weldem 
namentlich die Einkünfte vacanter Beneficien bis zur Wiederbeſetzung (vie |. g. Inter 
calarfrüchte) fließen, und welche zur Dedung allgemeiner, aus anderen Mitteln nicht zu bes 
ftreitenden, kirchlichen Bedürfniſſe beſtimmt find. 

Die Verwaltung des kirchlichen Vermögens ruht in der Hand des Biſchofs, 
jedoch ſteht die unmittelbare Adminiſtration des Pfarwermögens dem Pfarrer in Con— 
currenz mit einzelnen dazu ausgewählten Gemeindegliedern (Kirchvätern, vitriei, provi- 
sores, magistri fabricae) unter der Oberaufficht Des Biſchofs, Die des Eapitelgutes dem 
Domcapitel zu. Die Befugniffe umfafjen die laufende Berwaltung und die Verwalter 
ftehen im mejentliden den Bormündern gleich, wie denn auch die Kirche gegen ihre Hand» 
lungen gemeinrechtlich das beneficium in integrum restitutionis befitt. Freilich find 
diefe kanoniſchen Grundfäge in vielen deutihen Staaten — mur in Preußen und Defter: 
reich finden fie Anwendung — nicht maßgebend, weil die ftaatlichen Behörden eine Controle 
oder einen directen Einfluß auf die Verwaltung des Kirchenvermögens ausüben. 

Die Veräußerung kirchlicher Güter ift ohne weiteres geftattet, wenn es ſich um 
Saden unbedeutenden Werthes, Sachen, melde nach dem Yaufe der georbneten Berwal- 
tung alienivt werden, und endlich um heimgefallene Sadyen handelt, welde ftetS in einer 
beſtimmten Weife ausgeliehen worden find (res infendari oder in emphyteusin dari 
solitae). Sonft ift die Altenation, d. h. auch felbft jede dauernde Belaftung des Kirchen: 
guted, uur aus einer genügenden Urjache (necessitas, christiana charitas, evidens ec- 
elesiae utilitas) zuläjjig. ‘ferner wird ein nad darüber erfolgter Unterfuchung vom 
Biſchof zu erlaffendes deeretum alienandi und die Zuziehung aller Intereffenten, na— 
mentlich bei Sachen der Kathedrale, der mensa episcopalis, allgemeiner Inſtitute 
die Einholung des Conſenſes des Capitels, beim Dotalgut der Patronatsfirchen die Zu- 
ftimmung des Patrons erfordert. Kraft ihres Eides find die Bifchöfe ferner bei Aliena— 
tion von Menſalgütern verpflichtet, den Conſens des Papftes einzubolen, dagegen ift eine 
Beftimmung, welde legteren in allen Fällen verlangt, in Deutfchland nicht praktiſch ge— 
worden, indeſſen für Defterreich Durch Das Concordat von 1855 wieder vorgefchrieben. 
Enplich ift meiſtens — nicht in Preußen — auch die Zuftimmung des Landesherrn nöthig. 
Eine diefen Erforderniffen zuwider vorgenommene Veräußerung ift null und nichtig und 
fann fogar von dem Veräußerer felbft mit den geeigneten Rechtsmitteln (5. B. der Bin— 
Dication) rüdgängig gemacht werben. 


C. Die Rechtsverhältniſſe der Kirchenglieder. 


Die Zugehörigkeit zur Kirhe wird durch die Taufe erworben. Damit entfteht die 
firchliche Rechtsfähigkeit, zugleich aber auch die Pflicht der Unterwerfung unter das Recht 
der Kirche. Da die fatholiihe die Taufe der anderen chriftlichen Kirchen als gültig an— 
erkennt und die Taufe nicht wiederholt werden darf, jo gehören ihr die jo Getauften von 
ihrem Standpunkt aus an, und es bedarf für diefe zur Erlangung der activen Rechtö- 
fähigkeit, d. 5. nach dem modernen, ftaatlihen Sprachgebrauch, bei dem UWebertritt zur 
katholischen Kirche nur der Abſchwörung der früheren Irrthums und der Ablegung des 
tatholiſchen Glaubensbelenntniſſes. Das katholiſche echt erfordert für einen ſolchen 
Schritt das vollendete 7. Lebensjahr, während das ftantliche Recht das |. g. Discretions— 
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jahr, d. h. das Jahr, mit deſſen Erreihung der Einzelne die Confeſſion wählen kann, 
höher, meiften® auf das vollendete 14., mitunter das 18., ja ſogar das 21. Yebensjahr, 
ſowie ferner beftimmte Formen für die Exflärung des bezüglichen Entſchluſſes feſtgeſetzt 
bat. Nah Mafigabe der Kirchengeſetze hat jeder Katholit das Recht, an allen öffentlichen, 
rituellen und Liturgiichen Handlungen, namentlih an der Berwaltung der Sacramente 
teilzunehmen ; andererſeits aber auch die Pflicht, den von der Kirche gelehrten Glau— 
ben zu acceptiren, der Meſſe an Sonn- und Feiertagen beizuwohnen, mindeftens jährlich 
einmal zur Ofterzeit bei einem zur Verwaltung des Bußſacraments approbirten Priefter 
die Beichte abzulegen, ebenfalls zu der gedachten Zeit das Sacrament des Altars, das 
Abendmahl, in feiner Pfarrkirche zu empfangen, ſich der Bezeugung äußerer Mißachtung 
gegen die Kirche und der Störung ihrer Thätigfeit zu, enthalten, und endlich in firchlichen 
Dingen den ordnungsmäßigen kirchlichen Oberen (Papſt, Biſchof und Pfarrer) gehorfam 
zu fein. 

Da die Fatholifche Kirche die Ehe ald Sacrament betrachtet, fo nimmt fie für fid) 
die Gejeggebung und die Gerichtsbarkeit in Eheſachen in Anſpruch und beftreitet dem 
Staate das Recht, Kirchliche Ehehinderniffe zu beſeitigen, Firchlich gültige Ehen für un— 
gültig zu erflären, und über Gültigfeit und Ungültigfeit der Ehe zu entſcheiden. Somit 
find die Katholiken dem Eherecht der katholiſchen Kirche ausſchließlich unterworfen, ‚ein 
Grundfag, welder allerdings in einzelnen deutſchen Staaten (5. B. Baiern, Würtemberg, 
Sachſen) mit verſchiedenen Modificationen anerfannt ift, während andere Staaten (4. B. 
Preußen, Defterreich, Baden) ein eigenes ftaatliches, auch fir die Katholiten maßgebendes 
Eherecht codificirt haben. Alle Gründe, melde dem Zuftandefommen der Ehe entgegen= 
ftehen, werben Ehehinderniffe (impedimenta matrimonii genannt), Diefe find entweder 
trennende (impedimenta dirimentia) oder auffchiebende (prohibentia, impedientia), je 
nachdem die troß derſelben factifch abgefchlofiene Ehe als nichtige Verbindung erfcheint 
oder wenngleich ihre Abſchließung unerlaubt war, doch Gültigkeit behält; impedimenta 
publica oder privata, je nachdem die Geltendmahung im öffentlichen Intereffe von 
Amts wegen erfolgt, oder dem Belieben des einen der Contrahenten überlaffen ift. Trennende 
Ehehinderniffe bilden der Mangel der nöthigen Geifteöfräfte, der Mangel der pubertas 
(d. 5. des 14., refp. 12. Lebensjahres), die Impotenz, im Conſenſe Tiegende Fehler (wie Irrthum 
fiber die Berfon, freiheit und über, jedoch auch nur über ſolche Eigenſchaften, welche die 
Individualität der Perfon feftftellen und fie als eine beftimmte von allen anderen ausfondern, 
error qualitatis in personam redundans, Gewalt und Furcht, Nichteintritt der der 
Eheſchließung beigefügten, ftatthaften Bedingung), Blutöverwandtichaft (in auf» und ab- 
fteigender Pinie in infinitum, in der Seitenlinie bis zum 4. Grade kanoniſcher Compu— 
tation), Schwägerſchaft in demfelben Umfange, die aus dem Verlöbniß entftehende Quaſi— 
Affinität bis zum 1. Grade, die geiftliche, aus der Taufe und der Firmelung hervorgehende 
Berwandtichaft zwifchen dem Taufenden und dem PBathen auf der einen, dem Täuflinge 
und deſſen Aeltern auf der anderen Seite, die Adoptiv- VBerwandtichaft, Die beſtehende 
gültige Ehe, der Empfang eines der höheren Weihegrade, die Profekleiftung in einem vom 
päpftlihen Stuhl approbirten Orden, die Religionsverfchtedenheit (disparitas cultus) 
zwiſchen Getauften und Ungetauften (Juden, Muſelmännern x.), und unter Umftänden die 
Entführung (raptus), der Ehebruch und Gattenmord (impedimenta criminis s. adul- 
terii, resp. conjugieidii). Zu den auffchtebenden Ehehinderniffen gehört dagegen 3. B. 
der Mangel des Aufgebotes und der der Einwilligung der Aeltern. Wo die Ehehinderniffe 
nicht von felbit durch Veränderung der Umftände oder durch wiederholte fehlerfreie Con— 
ſenserklärung fortfallen können, bedarf e8 der Diöpenjation, welde in Betreff der tren- 
nenden allein dem Papfte zufteht. 


478 IV. Das öffentlihe Recht. 


Auch das der Ehe vielfach vorangehende Verlöbniß erachtet die katholiſche Kirche als 
eine das Sacrament der Ehe vorbereitende Handlung ihrer Gejetsgebung und Gognition 
unterworfen. Da daſſelbe nach vortridentiniſchem Recht ebenfo wie die Ehe durch nudus 
consensus gültig geichloffen werden konnte, jo ging daſſelbe (sponsalia de futuro) durch 
Bollziehung der copula carnalis in eine wirflide Ehe (sponsalia de praesenti) über. 
Nach dem Tridentinum ift aber außer dem ſchon Längft vor demſelben üblich geweſenen 
Aufgebot, welches an drei auf einander folgenden Sonn- und Feſttagen während des 
Gottesdienftes in der Pfarrkirche des Domieils der Brautleute erfolgen ſoll, bei Strafe 
der Nichtigkeit die Erklärung des ehelichen Conſenſes wor dem Pfarrer des Wohnortes der 
oder eines der zukünftigen Ehegatten und vor zwei oder drei Zeugen vorgeichrieben. Die Unter- 
laffung der nachher gewöhnlich erfolgenden Einfegnung oder der Trauung hat feinen Einfluß 
auf die Gültigkeit ver Ehe. Die einmal geſchloſſene Ehe gilt nach dem katholiichen Kirchen— 
rechte als unauflöslic, jedody erft von dem Zeitpunft ab, wo die copula carnalis unter den 
Ehegatten erfolgt ift. Bis zu Diefem ıft eine Aufhebung durch Dispenfation des Papſtes, 
fowie durch den auch wider Willen des anderen Theiles zuläffigen Eintritt in einen appro= 
birten religiölen Orden geftattet. Wbgefehen von der Nullitätserflärung, wodurch conftatirt 
wird, daß der ſcheinbar vorhandenen Ehe ein diefelbe ausjchliegendes Hindernig entgegen- 
ftand, kann fonft nur eine Auflöfung der ehelichen Gemeinſchaft, nicht des Ehebandes er— 
folgen. Eine folde (separatio a thoro et mensa) darf auf Antrag des unfchuldigen 
Theiles für immer wegen vollendeten Ehebruchs, fonft nur auf Zeit wegen anderer erbeb- 
licher Gründe durd Spruch des Firchlichen Gerichtes ftattfinden. Hinfichtlich der Ehen der 
Ungetauften, für welde die auf dem ius divinum beruhenden ehevechtlichen Vorfchriften * 
ebenfalld anwendbar erachtet werden, befteht die Vorſchrift, Daß wenn der eine Gatte ſich 
zum Chriftentbum befehrt hat und der ungläubige ihm auf feine Aufforderung nicht sine 
contumelia creatoris beimohnen, d. b. dem Chriften nicht die Befolgung der riftlichen 
Religion und der chriftlihen Gebote geftatten will, der letztere eine anderweitige Ehe 
eingehen und damit die frühere aufheben darf. 

Was endlich Die Ehen zwilchen Katholiken und den Angehörigen anderer chriftlicher Kir— 
den, namentlid den Proteſtanten betrifft, jo ſteht dieſen das impedimentum prohibens 
mixtae religionis entgegen und die fatholifche Kirche erachtet folche allen Beſtimmungen 
ihres Eherechtes unterworfen. Zur erlaubten Eingehung einer derartigen Ehe ift erforderlich 
geiftliche Dispenfation, die aber in Deutfchland die Biſchöfe Fraft befonderer Ermächtigung 
ertheilen, und ferner das eidliche Verſprechen beider Theile, die Kinder in der katholischen 
Religion erziehen zu laſſen, und ein eivliches Gelöbniß des nichtkatholiichen Theiles, ſei— 
nen Mitgatten in der Ausübung jeiner Neligion nicht zu hindern. Werden diefe Be— 
dingungen nicht erfüllt, jo darf der Tatholifche Pfarrer nur paſſiv bei der Ehefchliegung 
mitwirken, den Gonjens entgegennehmen, im umgefehrten Falle wird aber nad) der in 
Deutichland tolerirten milderen, nicht dem ſtrengen Recht entiprechenden Praris die ge— 
wöhnliche feierliche Form angewendet. Die deutſchen Staatsgeſetzgebungen (3. B. Preußen), 
weldye den gemiſchten Ehen fein Hinderniß in den Weg legen, übertragen für den all 
der verweigerten Mitwirkung des katholiſchen Pfarrers die Competenz auf den Geiftlichen 
der anderen Confeſſion oder die Sache erledigt ſich dadurch, daß für die bürgerliche Gül— 
tigkeit der Ehe eine Erflärung vor ſtaatlichen (ſ. g. Civilſtands- Beamten entweder unter 
allen Umftänden (ſ. g. obligatorijche Civilehe, z. B. in den Rheinlanden) erfordert wird, 
oder daß diefe Form nach Belieben der Brautleute ftatt der firchlichen gewählt (facultative 
Civilehe, 3. B. in Oldenburg) oder endlich erft bei Unmöglichkeit der Erlangung der firdh 
lihen Trauung beanfprucht werden fann (j. g. Notbeivilehe, z. B. in Würtemberg, Ba— 
den, jegt auch Oeſterreich). Ebenjo jind die Stantögefeggebungen der Prätenjion der 
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Kirche auf die katholiſche Erziehung der Kinder aus gemischten Ehen entgegengetreten, in 
dem fie die Vertragsfreiheit der Aeltern in diefem Punkte anerkannt, und eventuell Thei- 
lung nad dem Gefchlecht feſtgeſetzt (jo Defterreih, Baiern) haben oder unter Nichtig- 
feitserflärung jedes derartigen Vertrages den Willen des Baterd, eventuell die Confeſſion 
defjelben (Preußen) entfcheiven laſſen. 

Die Zugehörigkeit der Kirche kann nur duch den Tod des Individuums befeitigt 
werben. Der Abfall vom Chriftenthum oder der Hebertritt zu einer anderen Kirche bilvet 
nach der katholiſchen Auffaffung das Verbrechen der Apoftafie und der Ketzerei, und 
wermgleih in Deutjchland beides unter Aufhebung aller Pflichten gegen die verlaffene 
Kirche nach ſtaatlichem Rechte ftatthaft ift, fo ift doch andererſeits anzuerkennen, daß die 
Kirche unter folchen Umftänden befugt ift, den betreffenden Individuen die kirchlichen 
Rechte abzufprechen. 

Innerhalb der katholiſchen Kirche beftehen endlich; Vereine, welche den religtöfen 
Endzweden der Kirche auf verſchiedene Weife dienen. Die Erreihung der chriftlichen 
Bolltommenheit durdy Ertödtung der Sinnlichkeit bildet das Ziel der ſ. g. Orden, deren 
Mitglieder fich zu einem gemeinfamen, genau geregelten Leben unter eigenen Vorgeſetzten 
durch das dreifache, für die ganze Yebenszeit bindende Gelübde der perfönlichen Armuth, 
der ehelofen Keufchheit und des freiwilligen Gehorfams verpflichten. Die Mitgliever 
(religiosi) fünnen Männer oder Weiber, Kleriter oder Yaien fein. Die Errichtung neuer 
Orden (eines |. g. ordo religiosus) erfordert die päpſtliche Approbation und die eines 
neuen Haufes eines ſchon beftehenden Ordens die Zuftimmung des Ordinarius und Des 
Papftes, welchem Tetteren allein aud die Aufhebung eines ganzen Ordens und eines ein- 
zelnen Ordenshauſes zufteht. Während fih in Defterreich das Ordensweſen frei ent- 
falten fann, in Preußen mur der allgemeinen Vereinsgeſetzgebung unterfteht, bedarf in 
den meiften anderen Staaten die Zulafjung neuer Orden, ſowie die Errichtung neuer 
Drvenshäufer der ftaatlichen Genehmigung. Neben diefen eigentlichen Orden, welche der 
Einzelne nur nad) Aufhebung feines Gelübdes- wegen Nullität oder nad) Dispenjation des 
Papftes, nah manchen Landeögejegen (fo nach preußiſchem Yandrecht) beliebig wieder ver— 
laſſen kann, kommen noch |. g. congregationes religiosae, vor, welche namentlich die Zwecke 
des Unterrichtes, der Kranfen= und Armenpflege verfolgen, und bei denen von den Mit- 
glievern (quasi regulares) mitunter zwar auch Gelübde auf Lebenszeit abgelegt wer— 
den, ohne daß dieſe legteren (vota simplicia) aber alle diejelben Wirkungen wie die bei 
den Mönchsorden vorfommenden f. g. vota solemnia hätten. Wie dieſe Congregationen 
unter der Aufjicht der Biſchofs, reſp. des Papſtes, ftehen, ift Dafjelbe der Fall mit den 
einzelne kirchliche Zwecke verfolgenden Brüderſchaften (confraternitates), welde fid von 
den Songregationen dadurch unterfcheiden, daß hier feine Gelübde vorkommen, hinſichtlich 
des Eintritted und des Austrittes volltommene Freiheit herrſcht, fein Zwang zur Erfüllung 
der Pflichten abgeſehen von dem indivecten Mittel der Ausichliegung) ftattfindet, und 
endlich das gemeinjchaftliche Leben fehlt. — 


D. Die Stellung der Fatholifchen Kirche im Starte. 


Die Anfhauungen der Kirche über das Verhältniß der geiftlichen zur weltlichen Ge- 
walt, wie jie das Mittelalter entwidelt hat, find Icyon oben S. 126 ff.) beſprochen. Wenn⸗ 
gleich heute katholiſcherſeits dem Staate nicht mehr der gottgewollte Urſprung abgefprochen, 
vielmehr feine Eriftenz mindeftend mittelbar auf den Willen Gottes zurüdgeführt wird, jo 
wird doch aud noch heute die höhere Stellung der kirchlichen Gewalt mit der unmittel- 
baren göttlichen Stiftung der Kirche und mit ihren über das Irdiſche hinausreichenden 
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Zielen und Zmweden gerechtfertigt. Indem die katholische Kirche die oberfte Macht in 
allen geiftlichen und firchlichen Angelegenheiten für fi kraft ihrer göttlihen Miffion in 
Anſpruch nimmt, negirt fie gleichzeitig praftiich den von ihr im Princip zugegebenen Grund⸗ 
fa von der Soumeränetät des Staated in weltlihen Dingen dadurch, daß fie fi das 
Recht beilegt, über die Abgrenzung der beiden Gebiete mit bindender Kraft zu beftimmen. 
Weil fie fich ferner als die ausſchließlich berechtigte Geftaltung der chriftlichen Kirche an- 
fieht, Heißt ihre Forderung der volllommen freien, ihren Normen entſprechenden äußeren 
Entfaltung praktiſch nichts anderes, als mittelbare Herrfchaft über den Staat und in— 
directe Beeinträchtigung der Rechte ber übrigen Religionsparteien. In Deutichland hat 
die Reformation und in Folge derſelben der Augsburger Religions= und der Weitphä- 
liſche Frieden (bez. von 1555 und 1648) die ftaatliche Anerkennung der evangeliichen 
Religionsparteien herbeigeführt und damit die Stellung der katholiſchen Kirche als aus- 
ſchließlich berechtigter Form des religiöfen Lebens befeitigt. Die Anwendung des in dieſen 
Friedensichlüffen den Landesherren beigelegten |. g. ius reformandi, d. h. des Rechtes 
über die Confeſſion ihres Territoriums zu beftunmen und die Angehörigen der anderen 
Confeſſion, fofern dieſe nicht die Religionsübung in irgend einem Zeitpunft des Jahres 
1624 (des f. g. Normaljahres) gehabt hatten, aus dem Lande zu wöeiſen, hat die Folge 
gehabt, daß ſich feitbem bie einzelnen deutſchen Staaten in katholiſche und proteftantifche 
Ichieden, in welchen die Anhänger der anderen Religionspartei theils auf Grund des Weft- 
phäliſchen Friedens, theils in Folge der Toleranz des Landesherrn in verfchiedenem Um— 
fange zur Religionsübung beredhtigt waren. Die Säcularifationen des Jahres 1803 
haben aber dieſes Verhältniß dadurch, daß fie Fatholifche Gebietötheile in großer Anzahl 
an proteftantiihe Lanbesherren brachten, umgeftaltet und kraft der in Folge deſſen er 
gangenen particulären Rechtsnormen ftehen fich ſeitdem in den meiften deutfchen Staaten 
die fatholifche und proteftantiiche Kirche mit paritätiicher Berechtigung gegenüber und 
beide haben das ſ. g. exercitium religionis publicum, d. h. das Recht, ihren Cultus 
und ihre Berfaffung als Theil des öffentlichen Lebens unter corporativer Berechtigung 
frei zu entfalten. Nichtsdeftoweniger bat die ftaatlihe Gewalt in Uebereinftimmung mit 
manchen ſchon fett dem 16. Jahrhundert vorkommenden Vorgängen, und beeinflußt von 
proteftantiichen und gallicanifchen Anſchauungen, nicht nur im 18. Jahrhundert in Oeſter— 
reich durch die Gefeßgebung Joſephs I. und in Preußen durch das allgemeine Fandrecht 
(1794), jondern auch noch bis in die erfte Hälfte diefes Jahrhunderts hinein, durch po= 
lizeiliche Bevormundungsmaßregeln und Durch directe Betheiligung an der Verwaltung der 
firhlichen Dinge die volllommene "Entfaltung der Verfaſſung der katholifchen Kirche ımd 
die freie Bewegung ihrer Organe gehindert. Die letztere hat zwar ihren Widerſpruch da— 
gegen nie unterlaffen, aber erft die Bewegungen des Jahres 1848 haben denfelben ges 
ftergert und eine Reaction hervorgerufen, weldye meiftens die pofitiwe Betheiligung der 
Staatögewalt an der Leitung der Kirche befeitigt, ja ſogar wie im dem freilich jetzt im 
Defterreich theilweife durch die Gejege vom 25. Mai 1868 aufgehobenen Concordat von 
1855 zu einer faft völligen Wiederherftellung des kanonifchen und zu einer Beeinträch— 
tigung des ftaatlihen Rechts geführt hat. 

Principiell läßt fih vom Standpunkte der modernen Anfchaunngen, welche mehrere 
Religionsgemeinſchaften im Staate nebeneinander als berechtigt anerkennen und dem Staate 
eine felbftftändige, alle ihm unterftehende Verhältniſſe regulivende Macht zugeftehen, ein in 
der Souveränetät Tiegendes Recht, auch die Berhältniffe der Kirche zu normiren, das ſ. 9. 
ius circa sacra (Kirchenhoheit), nicht negiven. Im Folge der hiftorifchen Entmidelung in 
Deutſchland, wo die Fatholifche Kirche ein Theil des öffentlichen Lebens geworden ift, wird 
ſich aber dieſes Majeſtätsrecht nur infoweit äußern dürfen, als der Staat eine Aufficht 
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über die katholiſche Kirche und ein Recht der Abmehr (us inspiciendi, cavendi) 
beanfpruchen darf, um e8 zu verhindern, daß eine Gorporation, welde er felbit mit 
einer Reihe von Privilegien ausgeftattet bat, Tendenzen verfolgt und realifirt, welche feine 
eigene Eriftenz oder Die von ihm garantirten echte beeinträchtigen. Damit ift dem 
Staat, ſofern ihm nicht befondere Titel berechtigen, die Befugniß zu pofitiver Regelung 
der firchlicen Angelegenheiten abgeſprochen und ihm eine rein negative Stellung ein— 
geräumt. Andererſeits ift damit freilich auch die Grenze der Anfprüche der Kirche 
an den Staat bezeichnet; diefe kann ihrerſeits nur verlangen, daß ver erjtere fie auf 
ihrem Gebiete frei gewähren läßt, nicht aber, daß er ihre Rechtsordnung mit ftaatlicher 
Gemalt 4. B. das katholiſche Eherecht, den Göltbat x.) durchführt und daß er fidy der 
Regelung folder Verhältniſſe, welche ihn ebenjo gut wie die Kirche tangiren (3. B. der 
Ehe), ganz enthält. Während noch Anfang dieſes Jahrhunderts das Aufjichtsrecht fich 
gerade in der Anwendung präventiver Mafregeln (4. B. Ueberwachung des, Verkehrs mit 
dem päpftliden Stuhle, Handhabung des Placet, d. h. der Genehmigung zu Erlaſſen der 
firchlichen Autorität, Conſens bei der Anftelung der kirchlichen Beamten) bethätigte, ift 
man neuerdings vielfach (wie Die worangebende Darftellung gezeigt baben wird) von Diefen 
praftiich wenig nützenden und leicht den Charakter einer gehäffigen Bevormundung ans 
nehmenden Mafregeln ſo namentlih in Preußen) abgegangen und wendet ftatt Deffen 
Revreſſivmaßregeln an, für welche aber in Deutichland ein zwedentfpredyendes Syſtem 
noch nicht ausgebilvet if. 

Daß der Staat befugt ift, Die Normen über die hier befprochenen Verhältniffe allein 
zu treffen, umterliegt feinem Zweifel. Ein vorgingiges Einvernehmen mit der Kirche hat bei 
der Schwierigkeit, die von verfchiedenen Grundanſchauungen ausgehenden Anfprüche des moder— 
nen Staates und der katholiſchen Kirche auszugleichen, gewiß; feine volllommene Berechtigung, 
man tft aber in einzelnen Staaten (fo 1517 in Baiern, 1855 in Defterreih, 1857 in 
Würtemberg, 1859 in Baden) jo weit gegangen, die bier in Frage kommenden Punkte 
Durch ſich formell als Verträge darjtellende Vereinbarungen (ſ. g. Concordate) zu regeln. 
Ueber die rechtliche Natur derjelben iſt viel geftritten worden, aber fo vielfach auch die 
Bertragsnatur vertheidigt ift und fo jehr auch das Abgehen von einer ſolchen Vereinbarung 
nur für den Nothfall zu befürworten tt, weil der Staat fid) den Borwurfe des Ver— 
tragsbruces Dabei ausfert, muß dod vom Standpunkte des modernen Staatsrechts aus 
behauptet werden, daß ein Vertrag mit der Kirche, welcher ihre Rechtsverhältniſſe nur 
ſoweit betrifft, als fie innerhalb der Grenzen des einzelmen Staates fteht, obgleich fie ihm 
infofern ſchon und an und für ſich unterthan tft, ebenfo wenig gültig geichloffen werden kann, 
als ein Contract zur Ausübung der Gejetgebung in beftunmter Weiſe und Richtung mit 
einem andern Unterthan denkbar it. Weil es ſich hier lediglich um Ausübung der inneren 
Gefeggebung handelt, Liegt in einem folcyen Binden des ftaatlichen Willens ein unzuläfjiges 
Aufgeben der Sonveränetät, deſſen Statthaftigkeit durch den Hinweis auf völkerrechtliche 
Berträge, 3. B. auf Handeläverträge, nicht gerechtfertigt werden kann, weil dieſe fündbar 
find, alſo immer wieder durch den Willen des einen Theils bejeitigt werden fünnen. Aus 
demielben Grunde folgt auch, daß da, wo conftitutionelle Einrichtungen beſtehen, fich die 
Frage nach der erforderlichen Zuſtimmung der Yandeövertretung lediglich nach den Grund: 
fügen über die Ausübung der inneren Geſetzgebung, nicht nach den Regeln über die 
Abſchließung von Verträgen mit fremden Regierungen beantwortet. 
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II. Das Recht der evangelifhen Kirche. 


A. Dogmatiſche Grundlagen. 


Sowohl die lutheriſchen als die reformirten Bekenntniſſe definiren die Kirche als 
die Gemeinfchaft der Gläubigen und ferner als die Gemeinſchaft der Yehre und der 
Sacramente, als der äußeren Zeichen und Mittel, an denen die Gemeinfchaft erkannt, 
reſp. durch weldye fie bewirft wird. Die göttlihen Vollmachten, die ſ. g. potestas cla- 
vium, unter welder die ewangeliiche Kirche aber im Gegenſatz zur katholiſchen etwas 
Engeres verfteht, nämlich den Auftrag zur Predigt des Wortes, zur Verwaltung der Sacra— 
mente, zur Vergebung und Behaltung der Sünden, ſowie zur Ausfchliegung der Gott: 
loſen aus der hriftlichen Gemeinfchaft, find nad der übereinſtimmenden lutheriſchen und 
veformirten Lehre nicht einem beftimmten Stande, ſondern umnittelbar der ganzen Kirche 
übertragen. Mit dem Grundprincip der Reformation, der Rechtfertigung Durch das Vers 
dienft Chriftt und den inneren Glauben, war zugleich die Berwerfung der katholischen Lehre 
von dem befonders befähigten, beilvermittelnden Prieſterthum gegeben, und das neutefta- 
mentliche allgemeine Prieftertfum aller Gläubigen, d. h. die Befugniß jedes Einzelnen, 
fich felbft das Heil zu erwerben und die Befähigung, Die göttlichen Vollmachten auszu= 
üben, wieder im fein evangeliiches Recht eingefegt. Die Functionen des allgemeinen Prieſter— 
thums können aber nicht won Jedem beliebig wahrgenommen werden, vielmehr beſteht nach 
weiterer Lehre der Bekenntniſſe Fraft göttlicher Anordnung das Predigtamt (ministerium 
verbi divini), welches die Schlüfjelgewagt der Kirche handhabt und dieſe dabei repräfen- 
tirt. Weil aber der legteren die potestas elavium in erfter Yinte zukommt, jo bat jie bie 
Träger des Amtes zu beftellen und da dieje feiner befonderen fpirituellen Befähigung bevürfen, 
noch eine Solche haben können, jo tft Die Ordination der ewangelifchen Kirche nichts anderes, 
als die feierliche und öffentlihe Bezeugung der ordnungsgemäßen Berufung und der 
Fähigkeit zur Ausübung des Amtes durch den Berufenen, Andere Einrichtungen jind 
der evangeliichen Kirche nicht weientlich und göttlich vorgezeichnet, es Liegt alſo ſomit kei— 
neswegs die Nothwendigkeit vor, daß jie ihre Verfaſſung in ein= für allemal feitbeitimmten 
Formen entwidelt, wielmehr bat fie umerhalb der durch die oben dargelegten Grund- 
anſchauungen gegebenen Grenzen in diefer Hinficht vollfommene Freiheit, und insbeſondere 
famı davon nicht die Rede fein, daß, wie man behauptet hat, das Yehramt oder der 
Yandesherr kraft göttlichen Rechtes zur äußeren Yeitung der ewangelifchen Kirche berufen 
ſei. Thatſächlich hat denn auch eine verfchtedene Entwidelung innerhalb der evangelifchen 
Kirche ftattgefunden, Deren wefentliche Richtungen jegt zum — der Heute beſtehen⸗ 
den Einrichtungen zu harakterifiren find. 


B. Die Berfafiungsentwidelung. 


$.1. Im Gebiete der ſächſiſchen Neformation, Wenngleidy jeder Heinen Ge 
meinſchaft von Berfonen, bei welcher die weientlihen Requiſite Des Kirchenbegriffes vor: 
liegen, die Eigenſchaft als Kirche nicht abzufprechen ift, To kann doch Die Ortskirche oder 
die Yocalgemeinde den eine Fülle geiftiger und materieller Kräfte erfordernden Aufgaben 
nicht genügen und die Natur der Verhältniſſe bat faft überall zur Ausbildung größerer 
lirchlicher Gemeinſchaften geführt. Auch die Reformatoren ſind ſtillſchweigend von der 
Vorausſetzung einer größeren Gemänſchaft ausgegangen und das um fo zweifelloſer, als 
ihr ergentliches Ziel nicht Die Gründung eimer neuen Kirche neben der alten, ſondern die 
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Reformirung der legteren gewejen tft, wie Das die mammichfachen Verſuche, die Biſchöfe 
auf die Seite der Reformation berüberzuziehen, und die Erflärung, das Regiment der— 
jelben, zwar nicht als eine göttliche, aber als eine löbliche menschliche Ordnung anerfen: 
nen zu wollen, beweiſen. Noch vor der völligen Ausſichtsloſigkeit diefer Beſtrebungen 
trat aber das Bedürfniß nad einer äußeren leitenden und orbnenden Macht bevor. 
Thatfächlih waren dazu Die weltlichen DObrigfeiten, insbejondere Die Yandesherren, am 
meiſten geeignet, weil fie bei der Auflöfung der katholiſch kirchlichen Einrichtungen alleın 
einen feften Halt boten, vielfach mit der Reformation worangegangen waren, und in Folge 
des Reichsabſchiedes zu Speier von 1526, welcher die Entſcheidung über die Duldung der 
neuen Yebre in die Hände der Territorialberren Tegte, namentlich aber nad der Auf: 
hebung dejielben und des Verbotes von Neuerungen über den augenblidlichen status quo 
binaus, der Beftand der Reformation Lediglich von den deutfchen Yandesherren abhängig 
gemacht mar. Dieſe thatſächlich entſcheidende Stellung der Yandeskerren fand ſchon in 
den früher geübten Vogtei- und Patronatsrechten, aus denen die Pflicht, Die Kirche vor 
Srrlebren und vor der Vergewaltigung der eigenen Geiſtlichen zu ſchützen, hergeleitet 
werden fonnte, ihre innere Begründung. Ferner wurde von den Reformatoren die Legi— 
timation der weltlichen Obrigkeit zur Kirchenleitung in dem Umſtande gefunden, daß wie 
jeder Chrift mit allen jeinen Mitteln und Kräften für Die reine Yehre und ihre Sicher: 
ftellung zu wirken verbunden fer, jo vor allem ver Landesherr als membrum praeci- 
puum der Kirche jene fürftliche Macht den Zweden des Evangeliums dienſtbar machen müſſe 
und endlich wurde jene Berechtigung auf die der hriftlihen von Gott eingeſetzten Obrigkeit 
als folder, als Wächterin der beiden Tafeln der zehn Gebote, obliegenden Verpflichtung, für 
die rechte Verehrung Gottes und für Die Anftellung frommer Diener des Herrn zu forgen, 
bafirt. Außer dieſen Begründungen, bei welden der Gedanfe an die Möglichkeit ver 
gemeinichaftlihen Eriftenz mehrerer in demjelben Stante berechtigten Religionsgemein— 
fchaften und der Scheidung der Kirdenhoheit von dem Kirchenregiment der Stufe der 
damaligen Entwidelung gemäß noch vollkommen fehlt, fand man jpäter aud in der Bes 
ftimmung des Augsburger Religionsfriedend von 1555, welde die Jurisdiction der 
tatholiſchen Bilchöfe über Die Evangeliſchen fuspendirte, ein reichsſtaatsrechtliches Funda— 
ment für die Peitung der ficchlichen Angelegenheiten durch die Territorialberren, weil man 
dieſe Vorſchrift als eine Ddirecte Uebertragung der biſchöflichen Jurisdiction auf diejelben 
auffaßte. Zugleich wurde Durch dieſes Reichsgeſetz der bis dahin ftaatörechtlich ſchwan— 
fende Begriff der chriftlichen Obrigkeit — hatten dod früher auch vielfach Glieder des 
Herrenftandes und die Magiftrate landſäſſiger Städte das Evangeltum eingeführt und 
firhlibe Ordnungen fixirt — auf Die reichdummittelbaren weltlihen Gewalten einge— 
Ichränft und die Bezeichnung der dem Landesherrn zuftehenden kirchlichen Befugniſſe als 
jus episcopale, als biſchöfliche Machtvollkommenheit, hervorgerufen. Seitdem galt Das 
Kirchenregiment in der evangelifchen Kirche als Annexum der Yandeshoheit. Allerdings 
baben die Neformatoren das landesherrliche, Kirchenregiment als eine nur zunächſt provi— 
ſoriſche und bedingte Einrichtung betrachtet, und daflelbe kann daher, wenn es auch in 
der Entwidelung der ewangeliichen Kirche feine hiſtoriſche Berechtigung bat und den Prinei— 
pien der Reformation wicht widerſpricht, nicht als die alleinige, denfelben entiprechende 
Form der Berfafjungsgeltaltung angeſehen werden. 

Für die Organiſation Des neuen Kirchenweſens find im Gebiete der lutheriſchen Re— 
formation die Eimichtungen in Sachlen maßgebend geworden. Im J. 1527 wurden hier als 
ftändige Aufjichtsorgame über die Lehre, die Amtsführung und den Wandel der Geiftlichen 
ihres Kreiſes, ſowie mit einem gewiſſen Antheil an der Ehejuriödiction Die |. g. Super: 
intendenten — ein Amt, welches ſich zuerit in der von Bugenhagen verfaßten Stral— 

31* 


484 IV. Das öffentlidie Net. 


funder Kirchenordnung ven 1525 findet — eingelegt. Damit war dem ſich immer mehr 
geltend machenden Bedürfniß nad) einer feften Ordnung nicht geniigt und fo wurde auf 
Grund eines von Juftus Jonas verfaßten Gutachtens 1542 zur Einſetzung einer 
ftändigen (andesherrlichen Behörde in Wittenberg, in Erinnerung an die früheren biſchöf— 
lichen Gerichte Confiftertum genannt, geichritten. Zufammengefegt aus Theologen und 
Laien Juriſten), hatte daſſelbe die Aufiicht über die Yehre und Gleichförmigkeit der Ce— 
remonien, über den Wandel der Geiftlichen mit dem Rechte der Entfegung Derfelben, die 
Aufſicht und Handhabung der Zucht in den Gemeinden, Die Aufficht über die Firchlichen 
Gebäude und das Kirchenvermögen, fo wie die Gerichtsbarkeit in Eheſachen. Es blieb 
alfo nur ein Theil von Befugniffen (die |. g. iura reservata, wie 3. B. Geſetzgebungs— 
recht) in der Hand des Yandesheren, bei deren Ausübung ihm Die politische höchſte Be— 
börde (der Geheime Kath, die Regierung u. |. w.) zur Seite Stand. Die Confiftorien 
find unter Verdrängung Des zumächft vereinzelt fteben gebliebenen biſchöflichen Regiments 
in Preußen und Brandenburg ein Gemeingut der einzelnen beutichen Yandesfirchen gewor— 
den und bilden noch heute in den meiften die ordentlichen Behörden für die ftändige Ver— 
waltung. Im 16. Jahrhundert hatte denmac die Verfaſſung ihren Abſchluß dahin ge 
funden, daß an der Epige der Kirche der Landesherr ftand, ımter ibm die Conſiſtorien, 
Diefen untergeordnet die Superintenbenten und endlich als Mittelpunft der Einzelgemein- 
den die Pfarrer. Für die Gemeinden ift das Princip Des allgemeinen Prieftertbums nicht 
durch Gewährung von activen Rechten praftiich vwerwerthet, und wenn anfänglich Die Be— 
theiltgung einzelner Mitglieder bei der Handhabung des Banned vorgekommen ift, Die 
Gemeinde bei der Beſetzung der Pfarrſtelle em Einfpruchsrecht gegen die Perſon, die 
Lehre und den Wandel des defignirten Geiftlihen behalten bat, auch bei der Verwaltung des 
Kirchenvermögens einzelne, freilih nicht einmal ſelbſt gewählte Gemeindeglieder ſ. Kirchen— 
väter, Yuraten) comcurrirten, jo blieb die Gemeinde doch weientlih Object und geogra= 
phiicher Bezirk, an umd in welchem das Amt feine Miſſion vollzog. 

Die Principien der lutheriſchen Gonfiftorialverfaffung hat die lutheriſche Dogmatit 
theoretiich in der Dreiftändelchre formulirt. Man nahm an, dak in der Kirche Drei 
Stände, der ſ. g. status politicus, status ecelesiastieus und status oeconomicus vorhanden 
feten. Der erfte, der Regierſtand, der Fürft, babe die äußere Pertung, der zweite, der 
Yehrftand, welcher als folder in Der entwidelten Verfaffung feine Orgamlatton gefunden 
hatte, aber in Folge der ihm innewohnenden Kenntniß der Yehre immerhin eine wichtige 
Stellung einnahm, die Verwaltung des Amtes der Schlüſſel; dem Hausitand (Stand 
der Hauswäter) ſchrieb man endlich die Famtlienfeelforge zu. In Folge der Richtung der 
lutheriſchen Kirche auf die Reinheit der Lehre wurde jene Theorie (zum 1. a. Episco— 
palſyſtem) in der Weile umgewandelt, daß der Yandesherr, deſſen Gewalt zwar auf 
den Augsburger Neligionsfrieden zurüdgeführt, aber jet als Reftitution einer ibm uns 
rechtmäßig entzogenen Macht angefehen wurde, bei der Handhabung des Äußeren Regie 
ments fich Des Rathes des Lehrſtandes und der Conſiſtorien bedienen fol. Ja ſpäter 
bat man, jo namentlich der Juriſt Den. Carpzov und der Theologe Joh. Ben. 
Carpzov, das Urteil über die Lehre als ausſchließliche Befugniß des Lehrſtandes ans 
gefehen und das PBoftulat aufgeftellt, daß Die Richtung des Kirchenregiments lediglich 
durch den Legteren bejtimmt werden müſſe, und dem dritten Stande, Den man durch den 
Regierftand in feinen Nechten vertreten erklärte, nur Das Recht (1; der Aneignung der 
Mafregeln des Kirchenregiments — ohne Die entjprechende Befugniß der Berwerfung 
derfelben — zugeftanden. Dieſer Theorie gegenüber trat eine andere auf, welde an bie 
naturrechtliche Auffaſſung von der vertragsmäfigen Entitehung des Staates anfnüpfend, 
alle Rechte des Fürften aus dem Staaisvertrage und dem Naturrechte ableitete und dem— 
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jelben ohne Rüdjicht auf feine Confefjion damit die Befugniß beilegte, auch den Auferen 
Frieden in Religionsſachen aufrecht zu erhalten und in die das äußere Gebiet berührene 
ven religiöfen Dinge enticheidend einzugreifen, weil es allein dem Fürſten zufomme, Ges 
jege zu machen, und dem Bekenntniſſe feine rechtliche Autorität innewohne. Indem dieje 
Auffaitung den Begriff der Kirche ald emer eigenthümlichen Yebensordnung negirt und 
dieſelbe in einzelne Geſellſchaften, beſtimmt für den Zweck der Predigt, auflöft, ſowie die 
kirchliche Yehre als etwas rein Irrelevantes für den Staat anfieht, empfiehlt fie dem Für— 
jten die ausgedehntefte Toleranz und will fein Berhalten gegenüber der Kirche lediglich 
durch Die Regeln der Klugheit und Politik beſtimmt willen. Außer dem eben beſproche— 
nen, in jeiner letzten Geftaltung auf Thomaſius zurüdführenden |. g. Territorials 
ſy ſtem trat Anfang des 18. Jahrhunderts eine andere Lehre, das |. g. Collegial— 
ſyſtem hervor, welches den Begriff der Gefellichaft gerade auf die Kirche anwandte und 
deijen Hauptbegründer der Tübinger Kanzler Pfaff geweſen if. Die Kirche wird als 
eine freie Geſellſchaft gleichberechtigter Mitglieder aufgefaßt und ihr das Recht der Ord— 
nung ihrer eigenen Angelegenheiten, die iura collegalia in sacra, alſo die Beſtimmung 
ihres Bekenntniſſes, ihres Gottesdienstes, ihrer Dieciplin u. |. w. beigelegt. ‘Der welt 
lichen Obrigkeit wird principiell nur das ius circa, d. h. das Recht der Aufſicht zugeſtan— 
den, aber — um die Uebereinſtimmung mit den praftifch vorhandenen Zuſtänden herbet= 
zuführen — weiter angenommen, daß die Handhabung der iura in sacra durch ftill- 
Ichmweigendes Mandat auf den Fürften übergegangen ſei, dieſer alſo zwei verjchiedenartige, 
auf verfchiedenen Gründen berubende Gewalten im feiner Hand vereinige. 

Perioden der kirchlichen Verfaffungsgefchichte oder abweichende Typen einer gleichzei= 
tigen Berfallungsentwidelung bezeichnen dieſe Syfteme nicht, fie find nur Theoreme ges 
wejen, welche den vorhandenen Zuftand principiell zu erklären ſuchten. Praktiſch außerten 
fie aber inſofern Wirkung, als die Handhabung des Kirchenregiments und die Ausbildung 
des kirchlichen Rechts je nach der Adoption des einen oder anderen Syſtems eine verſchie— 
dene fein mußte. Im großen und ganzen ift fett dem 18. Jahrhundert von den einzel- 
nen Yandesherren das Kirchenregiment territorialiftiich fortgeführt worden, man behandelte 
die Kirche als eine Sittlichteits- umd Polizei Anftalt, die Confiftorien ald Staatsbehör- 
den und die Geiftlichen als Staatsbeamte für die Cultusangelegenheiten, ja zu Ende des 
vorigen und Anfang dieſes Jahrhunderts wurden die GConfiltorien entweder ganz beſei— 
tigt G. B. in Preußen) oder ihr Wirtungsfreis mindeftend erheblich beſchränkt. 

In Folge der unioniftiichen Beftrebungen und der Bewegungen des Jahres 1948 
ift im den meiften deutichen Yandesfirchen, theils unter Herübernahme veformirter Ber: 
faffungseinrichtungen , den Gemeinden ein gewilfer Einfluß auf die Verwaltung ihrer 
kirchlichen Angelegenheiten wieder eingeräumt, theils ein befonderer firchlider Organismus 
durch Wiedereinführung von Conſiſtorien und diefen übergeoroneten höheren Immediat— 
behörden Oberkirchenräthen, Oberconfiftsrien u. |. w.) errichtet worden. 

$. 2. Die ſchweizeriſche Reformation. Unter den beiden, der auf Zwingli 
und der auf Calvin zurüdführenden Richtungen ift nur die legtere über die Schweiz 
hinaus von bedeutenden Folgen geweſen. Calvin, welcher die Ordnung des Staates 
und der Kirche ſcharf auseinander hielt, aber andererfeitd von der Nothmendigfeit der 
gegenfeitigen Förderung beider ausging, verlangte ein von der bürgerlichen Obrigfeit uns 
terichtedenes , ſpecifiſch geiftliches, aber nicht Fleritales Regiment für die Yeitung der 
Kirche, inbefondere für die hauptſächlichſte Function derfelben, die Handhabung der 
Kirchenzucht. Für die Organifation der Kirche ging er auf die im neuen Teftamente fich 
findenden Nachrichten über die Einrichtung der älteften Chriftengemeinden zurüd und 
fuchte dieſe, ohne fie freilich für beildnothwendig zu erfläven, in den von ihm für die 
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Genfer Kirche entworfenen und zur Ausführung gelangten Ordonnances eceldsiastiques 
de Geneve von 1541 nadyzubilden. In diefen werden vier Aemter unterichieden: Das 
Ant der pasteurs, mit der Befugniß „d’annoncer la parole de dieu pour endoctri- 
ner, admonester, exhorter et reprendre tant en public qu’en partieulier, admi- 
nistrer les sacremens et faire les corrections fraternelles avec les anciens ou 
eommis“, das Amt dieſer legteren, beitimmt „de prendre garde sur la vie de chacun, 
d’admonester aimablement ceux qu’ils verront faillir et mener vie desordonnee ; 
et la ot il .en seroit mestier faire rapport & la compagnie qui sera de- 
putce pour faire les‘ corrections fraternelles et lors les faire communement 
avec les autres“, das Amt der diacres, eingelegt zur Verwaltung des Armengutes 
und der Handhabung der Kranken» und Armenpflege, endlich das Amt wer docteurs 
für die Unterweilung der Gläubigen in Der reinen Yehre. Sämmtliche Pfarrer und 
Aeltefte zulammen bilden Das consistoire oder Dad iudicium ecclesiasticum, deſſen 
Beruf die Uebung der Zucht bis zur Excommunication ift. Die Aelteften haben in= 
fofern auch eine ſeelſorgeriſche Thätigkeit, als fie jährlich mit den Paftoren Hausbejuche 
machen follen, um den Glaubenszuſtand zu prüfen. Die Grundidee diefer Aelteſten— 
oder Presbpterial- Ordnung ift die, ein jchriftmäßiges Organ für die Kirdyenzucht zu 
ichaffen, welches Das Einfeitige und das Gehäſſige einer blos flerifalen Zucht vermeidet. 
Das allgemeine Prieftertbum aller Gläubigen ift zur Begründung diefer Einrichtung nicht 
herangezogen, und auch der Gemeinde auf Grund deſſelben kein meiteres Recht gegeben, 
denn wenngleich diefe bei der Durch die Geiftlichkeit worzunehmenden Belegung der vacan— 
ten Paftorenftellen das Recht der Zuftimmung bat, jo werden Doch die Welteften aus 
den und durch die Rathscollegien unter Mitwirtung der Geiftlichkeit beftellt, ein Modus, 
welcher mit den Grundanſchauungen Calvins über das Verhältniß zwiſchen weltlicher 
und geiftlicher Obrigfeit nicht übereinftimmt, und auch hier den überwiegenden Einfluß 
der Staatlichen Gemalt darthut. 

Die weitere maßgebende Umbildung und Fortentwickelung bat Die Presbyterialord— 
mung im den reformirten Gemeinden Frankreichs empfangen. Hier, unter einer fathos 
liſchen Obrigkeit, fiel jeglicher Staatseinfluß auf die Ordnung der firhlichen Dinge fort 
und in den zerftreut exriftirenden Einzelgemeinden mußte für jede ein beionderes consi- 
stoire errichtet werben, To dafs daſſelbe hier ald reines Gemeinde Organ erſchien. Das 
Bedürfniß nad einer Vereinigung der Einzelgemeinden und eines höheren Yeitungsorgang 
führte zu der erjten franzöfifchen Nationalfonode zu Paris 1559), welche die diseipline 
ecceldsiastique des Eglises reformees de France entwarf und als natırgemäßes Com— 
plement der Presbyterial-, die Epnodal-Berfafiung einführt Als höhere 
Inftanz über den Confiftorien der Einzelgemeinden ift die Provinzialſynode organtfirt, 
welde von den Geiſtlichen nebft je einem Aelteften und Diacon der zur Provinz gehö- 
rigen Gemeinden beichieft wird und zweimal jährlich zufammentritt. Das oberjte leitende 
und gefeggebende Organ bildet die nad Bedürfniß zulammentretende Generalſynode, auf 
welcher bald nur die von der Provinzialſynode deputirten Geiftlihen und Aelteſten zu 
erfcheinen hatten. Endlich ift 1567 beziehungsweife 1572 noch ein Mittelglied zwiſchen 
die Provinzialfynode und die Einzelgemeinde, das ſ. g. eolloque, in Deutichland ſpäter 
Glaffifal= oder Kreisſynode genannt, eingeichoben, auf welches ein Theil der wichtigiten 
Rechte der Confiftorien übertragen wurde. In der legten Hälfte Des 16. Jahrhunderts 
haben jih Die hauptſächlich aus reformirten holländiſchen, engliſchen und franzöſiſchen 
Flüchtlingen gebildeten Gemeinden in den Rheinlanden nach diefem Vorbilde zunächſt im 
Verbande mit den Niederlanden, ſeit 1610 indeſſen unter Löſung dieſes Zufammenhanges 
organtfirt. Später aber ift in diefen Gebieten (alfo in Jülich, Cleve, Berg, Mark u. ſ. w. 
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die Berfaffung theilweife durch das nach dem Erwerb diefer Yante von Brandenburg, veip. 
Preußen feftgehaltene Iandesherrliche Kirchenregiment modificırt worden. So tft denn 
bier eine Mifchform zwilchen der Presbyterial- und Synodal= Berfaffung einerſeits und 
der landbesherrlich= confiftorialen angebahnt worden, welde für jene Gegenden in ber 
rheiniſch- weftphältichen Kirchenordnung vom 5. März 1835 eine Neugeftaltung erfahren 
bat und welde auch in den meiften andern deutſchen Yandesfirchen entweder ſchon einge— 
führt ift oder vorbereitet wird. 


C. Das geltende Recht. 


$.1. Die Rechtöquellen der evangeliſchen Kirche, Aus der vorftehenden Ueber: 
ficht der Verfaſſungsentwickelung ergibt fich, dar als hauptſächlichſte Quelle für das 
Recht der evangeliichen Kirche in Deutjchland die einzelnen Gefege der Yandesherren in 
Betracht fommen, die Bibel und die evangeliſchen Bekenntnißſchriften find mehr Schran— 
fen für Die Nechtögeftaltung als daß fie pofitive Normen für diefelbe gemähren. Das 
eorpus juris canoniei hat nur inſoweit Geltung, als ihm dieſe nicht durd) die Staats- 
geleggebung Direct oder indirect abgefprochen worden und' als feine Beftimmungen nicht Aus- 
fluß eines ſpecifiſch katholiſchen Dogma's oder eines ſpecifiſch katholiſchen Inſtitutes find. 

$. 2. Unirte und nicht unirte Landeskirchen. Die Beſtrebungen nad) Ver— 
einigung der beiden ewangeliichen Schweſterkirchen haben in der zweiten Hälfte dieſes 
Jahrhunderts zu der ſ. g. Union, zu der Verbindung beider zu einem gemeinfchaftlichen 
Kirchenweſen mit gegenfeitiger Abendmahlsgemeinſchaft und einheitlicher Kirchenverwaltung 
geführt, jo z. B. von 1817—22 in Preußen, Naffau, Rheinbaiern, Baden, Rheinheſſen, 
allerdings mit der Verſchiedenheit, daß in einzelnen Yandesfirchen Die Autorität und Selbft- 
jtändigfeit der beiden Bekenntniſſe gewahrt geblieben, die Differenz aber nicht als Grund 
gilt, fich gegenfeitig die äußere kirchliche Gemeinſchaft zu verfagen (jo in Preußen, wo 
indeſſen auch wicht der Union beigetretene lutheriſche und veformirte Gemeinden ſich 
dem gemeinfcaftlichen Kirchenregiment unterworfen haben), oder daß als maßgebendes 
Bekenntniß nur die Uebereinftimmung der Symbole angefehen wird (ſ. g. Conſenſus— 
Union z. B. in Baden) oder daß man ganz von den Belenntniffen abgefehen und nur 
die heilige Schrift als Grundlage (jo früher in Aheinbatern) bezeichnet bat. In anderen 
Fänvern find einzelne reformirte Gemeinden in Die lurheriiche Kirche aufgenommen wor— 
den (jo in Sadyfen- Weimar und Würtemberg), womit denn auch eine der preußtichen 
ähnliche Union bewirkt ift, oder es ftehen zwar die Neformirten neben den lutheriſchen 
Landeskirchen (fo in Hannover, Sachſen, Batern dieſſeits Des Rheins) mit der Berechtigung 
zur öffentlichen Neligionsübung, fie find aber der leitenden Behörde der lutheriſchen Kirche 
untergeordnet. Dagegen bilden in Preußen die ſich von der Landeskirche jeparirt hal 
tenden Altlutheraner auf Grund der General- Emceeffion von 1845 ein felbftftändiges 
ſtirchenweſen. 

8.3. Der Berfaſſungs-Organismus. a) Das landesherrliche und con: 
ftitoriale Kirhenregiment. Nach der hiftorifchen Entwidelung gilt das landesherr— 
liche Kirchenregiment als Annerum der Somveränetät, wenngleich es fein Ausflug derſel— 
ben ift. Urfprüngliche VBorausfegung deſſelben war die Einheit des Belenntniffes im 
ganzen Yande und Uebereinftimmung des letsteren mit dem des Fürſten. Zunächſt hat 
man aber davon bei reformirten Yandesherren gegenüber der Iutherifchen Kirche und um— 
getehrt abgejchen, ja jelbft dem katholiſchen Yandesfürften das ius episcopale jeit dem 
17. Jahrhundert zugefchrieben, und dieſer Widerſpruch ift nur dadurch gemildert wor— 
den, daß man eigene oberfte leitende protejtantiiche Behörden (in Sadfen die in evan- 
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gelieis beauftragten Minifter, in Baiern das Oberconfiftorium, in Defterreih den Ober: 
kirchenrath, mit der Leitung der ewangelifchen Kirche betraut und die Rechte Des Yandes- 
herrn im wefentlichen nur auf eine formelle Sanction beſchränkt, alfo Das ius episcopale 
wenn auch nicht ganz aufgehoben, doch binfichtlich feines Umfanges fait auf ein ftaatliches 
Aufſichtsrecht reducirt hat. 

Der von den Reformatoren aufgeftellten Forderung, daß der proteftantiiche Landes— 
berr das Regiment im Sinne der Kirche und nad kirchlichen Geſichtspunkten führe, bat 
man im neuerer Zeit dadurch gerecht zu werden gefucht, daß man für die Ausübung der 
dem Landesherrn vorbehaltenen Rechte unter demſelben ftehende höchſte Immebdiat = Behör- 
den (gewöhnlich Ober Kirchenräthe genannt) geichaffen bat (jo in Oldenburg, Baden, Med- 
lenburg = Schwerin). Ihr Reſſort ift mitunter (in Preußen) in Folge der principlofen 
Scheidung zwifchen inneren und äußeren Angelegenheiten auf die erſteren eingeſchränkt, fo 
daß die legteren (Aufficht über das Kirchenvermögen, Kirchhöfe u. |. w.) durch das Mi— 
miftertum des Cultus verwaltet werden. Im anderen Ländern (3. B. Würtemberg) ftehen 
aber die böchften firchlichen unter der oberjten weltlichen Behörde und Diele vermittelt den 
Berfehr mit dem Landesherrn. Endlich findet fich in Fleineren deutichen Staaten noch 
die oberfte Kirchenleitung mit der oberften Staatsleitung total vereinigt. 

ALS die Behörden für die laufende Verwaltung kommen dann in den meiften Staa= 
ten die Gonfiftorien vor, jedoch findet fi in den Staaten, welche, wie Preußen, einen 
Dualismus in der oberften Inftanz aufweifen, dieſer auch bier in der Art wieder, daß 
die äußeren Kirchenfachen dem Reſſort der Provinzialregierimgen zugewiejen find, Als 
Auffichtsorgane ftehen unter den Gonfiftorien die emem aus mehreren Gemeinden beite- 
henden Bezirke (Didcefe, Infpection, Ephorie) vorgefegten Superintendenten (Inipectoven, 
Propfte, Metropolitane u. ſ. w.). Cine höhere Stellung als dieje nehmen die General 
juperintendenten ein, welche mitunter den Titel Biſchöfe führen, jedoch find ihre Befug— 
nie, Tomte ihr Verhältniß zu den Gonfiftorien ehr verichieden geregelt. Den Mittel- 
punft der Einzelgemeinde bildet das Pfarramt, welches in derſelben die Ausübung der 
Seelſorge hat, dem aber bei der vielfach eingetretenen Durchlöcherung des Pfarrverbandes 
die Eingejeffenen mitunter nur noch hinſichtlich beftunmter Functionen «Aufgebot und Bes 
gräbniß) unterworfen find. 

Eine ſelbſtſtändige Stellung, welche der ewangelifchen Kirche neuerdings mehrfach 
(3. B. in der preußiſchen Verfaſſungsurkunde von 1850, Art. 15) garantirt ift, kann in 
diefer Organiſation nicht gefunden werden. Dem reformatorischen Princip, daß alle ein— 
zelnen Glieder nach Maßgabe ihrer Kräfte an den firchlichen Angelegenheiten theilzuneh— 
men befugt find, entjpricht eine Verfaffung nicht, bei welcher alle Impulſe von einem 
Durch Das Oberhaupt des Staates ernannten Beamtenthum ausgehen, und melde die kirch— 
liche Yegitimation diefes letzteren mur mit Hülfe der materiell immer Fiction bleibenden Ber: 
tretung der Kirche durch den Landesherrn beichaffen fan. Um jo weniger ift Das der 
Fall, als der Landesherr heute feine gefammte Macht nicht mehr der Kirche zur Dispo: 
fition zu ftellen befugt ift und außerdem in dem conftitutionellen Staate die Ausübung 
der nach dem Necht deſſelben zu handhabenden Kirchenhoheit mit der völlig freien Vers 
waltung des Kirchenregiments Durch ein und dieſelbe Perſon in Widerſpruch ſteht. 

b) Die presbyterialen und ſynodalen Elemente. Allerdings hat man 
in einer Reihe deutſcher Staaten dem landesherrlichen Verfaſſungsorganismus ſynodale 
und presbyteriale Elemente aufgepfropft, damit aber eine Organiſation geſchaffen, welcher 
es am einem einheitlichen Prineip fehlt. Denn es it nur denkbar, daß Das der Kirche 
in erſter Linie zuſtehende Regiment durch von unten nach oben ſich aufbauende Organe, 
von denen die je höhere Die auf der je unteren Stufe nicht zu verwirklichenden Functionen 
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erfüllt, ausgeibt wird, — und neben diefen findet dann das landesherrliche Kirchenregi— 
ment feinen Raum mehr und kann höchſtens auf cin Schugrecht mit gewiſſen Ehrenrechten 
reducirt werden, — oder daß das Regiment in erfter Linie dem Landesherrn übertragen ift, 
dann fünnen aber die presbyterialen und fynodalen Elemente ihre Pegitimation allein erft 
durch eine Delegation und Theilung feiner Befugniffe empfangen. Behält man das 
landesherrliche Kicchenregiment in dem bisherigen Umfange bei, organtfirt aber Daneben, 
wie vielfach geihehen, eine Vertretung der Gemeinden auf Grund eines Theilnahmerechts 
derfelben an der Yeitung der Kirche, jo it Damit ein Dualismus geſchaffen, welcher den 
Borwurf der Uebertragung conftituttoneller Theorien auf die Kirche verdient, denn es 
werden Damit zwei Vertretungen eingelegt, deren einer (dem Landesherrn) man irriger— 
weiſe Die volle Macht zufchreibt und deren anderer nur gewiſſe, dieſelbe befchränfende 
Befugniſſe gewährt werden, während princtpiell die eine gerade jo viel Rechte, wie Die 
andere hat, alfo die Coöriftenz beider nebeneinander undenkbar ift. 

Diefer innere Widerſpruch, welcher fich natürlih auf jeder Stufe der fehlerhaften 
Drganifation zeigen muß, tritt noch am wenigiten auf der unterjten, in der Gemeinde, 
bewor. Die für dieſe eingerichteten Presbyterien in Rheinpreußen, Hannover, Baden, 
Oldenburg, Baiern, Sachſen), welchen meistens die äußere Yeitung der kirchlichen Gemeinde: 
Angelegenheiten und die Pflege Firchlichen Lebens, fowie die Handhabung der Kirchenzucht 
zutommt, bilden unter dem Borfite des Pfarrers wenigſtens ein einheitliches Collegium. 
Die nächſt höhere Stufe, die Kreise, Diöceſan-, Bezirköfynode, über den Presbyterien 
der Einzelgemeinden, beſchickt durch die Geiftlihen und gewählten Kirchenälteften der Ge— 
meinden, unter dem Präſidium des Euperintendenten, hat dagegen im allgemeinen nur eine 
berathende und begutachtende Stellung und wenn ihr auch die Wahrnehmung des kirch— 
lichen und fittlichen Zuſtandes der Gemeinden, fowie die Aufficht über Geiftliche und 
Aeltefte übertragen ift 3. B. in Preußen, Hannover, Rbeinbaiern, Würtemberg, Baden, 
Divenburg), jo hat fie doch für die Regel nicht ſelbſtſtändig und enticheidend einzu= 
greifen, jondern ihre Beſchlüſſe bedinfen erft der Beſtätigung und der Ausführung durch 
die Tandesherrlichen Kirchenbehörden. Eine höhere ſynodale Ordnung über ven Kreis: 
ionoden ift in manden Staaten {den öſtlichen Provinzen Preußens) bisher nicht organifirt, 
mitunter kommt nur eine Provinztalfynode vor (fo je eine für Rheinland und Weftphalen), 
welche, abgefehen von ihrer berathenden und begutachtenden Stellung, über die Erhaltung 
der Reinheit der Lehre und der geltenden Kirchenordnung zu wachen hat. In anderen 
Staaten, deren territortaler Umfang die Nachahmung ver franzöſiſchen Provinzialipnode 
nicht geftattet hat (fo Baden, Oldenburg, Aheinbaiern, Hannover, Würtemberg, Sadıjen), 
find nur General= oder Landesſynoden organifirt, deren Zuſtimmung fir die Regel zu 
der firchlichen Gefeßaebung in Bezug auf Die Lehr- und Sottesdienftordnung (alio 
namentlich Einführung neuer Katechismen, Gelangbücer, Agenden), die Kirchenverfaſſung 
und die Einrichtung des kirchlichen Beſteuerungsweſens erforderlich ift, welche alſo gegen= 
über dem Landesherrn und der denfelben vertretenden oberiten Kirchenbehörde eine ähnliche 
Stellung, wie die Yandesvertretung im conftitutionellen Staate, einnehmen. Diele Syno— 
den, für deren Zuſammentritt verichtedene Perioden 3. B. von 4, 5, 6 Jahren) angeord: 
net find, fegen fich zufammen aus geiftlidhen und weltlihen Abgeordneten, welche entweder 
die nächit niedrigen Stufen der Organifation, alfo die Diöceſanſynoden (Rheinbaiern, Olden— 
burg, Würtemberg;, oder eigens zu diefem Behufe conftituirte Körper (Hannover, Sad: 
fen, Baden, — bier nad) Scheidung der Geiftlichen und Yaien für, die Wahl ihrer 
Abgeoroneten —) wählen, außerdem aus vom Yandesheren ernannten, von den Univerſitäten 
deputirten theologischen und Kirchenrechtsprofefforen, und endlich aus vermöge ihrer Stellung 
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dazır berufenen Geiftlihen und Beamten {wie 3. B. den Prälaten des Yandes, den Präft- 
denten der Gonfiftorien, den Decanatdvorftänden). 

e) Die Geiftliden und die Aemter. Die Nothwendigfeit der befonderen 
ſpirituellen Befähigung für die Verwaltung der heiligen Handlungen hat die evangelifche 
Kirche verworfen. Yaten find fähig, am Sirchenregiment theilzunehmen und man fann 
daher unter den in der ewangeliichen Kirche bejtehenden Aemtern allein das Pfarramt, als 
das Amt der Seelforge, den übrigen Aemtern gegenüberfegen, innerhalb der legteren aber nur 
danach jcheiden, ob fie Die theologiſche Vorbildung und geiftlihe Qualification (wie das 
Superintendenten=, eneralfuperintendentenamt) oder nidyt (wie 3. B. einzelne Conſiſto— 
rialratheftellen, die Preöbyterämter) erfordern. 

Was das Pfarramt betrifft, deſſen Bekleidung die Vorausſetzung der geiftlichen 
Qualification ift, jo erfordert daſſelbe Die Ordination in dem oben gedachten ewangeltfchen 
Sinne. Diefe wird aber nur bei der erften Erlangung ertheilt, weil die darin liegende 
Bezeugung der Würdigkeit und Fähigfeit des Subjectes nicht als blos für die fpecielle 
Gemeinde, fondern auch für die ganze Kirche abgegeben gilt. Wenn man die Vornahme 
vielfach den Superintendenten (ja wie in Preußen den Generalfuperintendenten) vorbehal: 
ten bat, ſo ıft doch die Fähigkeit jedes ordinirten Geiftlihen unzweifelhaft, und die des— 
fallfige Feftfegung nur als eine rein vegimentliche Mafregel aufzufaſſen. Eine abfolute 
Irdination kommt nur ausnahmsweiſe (namentlich für Mifjionäre) vor. Die Voraus- 
ſetzungen der Ordination und der Erlangung eines geiftlihen Amtes fallen daher in ber 
evangeliichen Kirche zuſammen; die letztere verlangt, indem jie die Detaillirte fatholifche 
Yehre won den Irregularitäten auf ihre Grundprineipien reducirt bat, nur Unbefledtheit 
des Rufes, ein gehöriges Alter (meift die Grofjährigkeit), ausreichende Gefundheit und 
Freiheit von ftörenden Leibesgebrechen, genügende wiſſenſchaftliche, gewöhnlich durch zwei 
Eramina (examen pro candidatura, pro lieentia conceionandi und examen pro 
munere oder ministerio) feftzuftellende wiſſenſchaftliche Qualification, Bekenntniß des 
Candidaten zu der ewangelifchen Confeſſion, im deren Dienft ex treten will, ſofern nicht 
die befondere Art der Union (mie 3. B. die Conſenſusunion) die Zugehörigkeit zum luthe— 
rijchen oder reformirten Bekenntniß irrelevant ericheinen läßt, endlich für die Regel auch 
den Indigenat. Als befondere Standesrechte find den evangeliſchen Geiftlihen gewöhnlich 
die den Staatöbenmten zuftehenden Privilegien eingeräumt; fie werben aber für Die Negel 
erft mit der Erlangung eines Amtes, micht ſchon durch die Ablegung der Eramina, er: 
worben, und gehen durch die Amtsentfegung zufolge der proteftantiichen Auffaffung der 
Ordination verloren. Hinſichtlich der Pflichten ift zunächſt Das allgemeine, von der ka— 
tholiſchen Kirche adoptirte Princip maßgebend. Den Gölibat hat dagegen die evangelifche 
Kirche verworfen. Die Amtsrechte und Amtspflichten ergeben fidh des Näheren aus Dem 
einzelnen Amte. Für das Verhältniß des Amtsinhabers zu den Das Amtseinfommen 
gemährenden Vermögensftücen gelten im allgemeinen die Grundſätze Des kanoniſchen 
Rechts, nur kommt in der ewangelifchen Kirche wielfach eine feite, aus Staatsmitteln zu 
gewährende Beloldung vor. Die Presbyter = (Aelteften =) Aemter werden dagegen als Ehren— 
ämter unentgeltlich verwaltet. 

Die Errichtung, Veränderung und Aufhebung der Aemter ruht in der Hand des 
Landesherrn, wird aber mitunter durdy die oberfte leitende Behörde (i in Preußen gemein- 
Ichaftlich durch den Oberfirchenratb und Das Gultusminifterium) ausgeübt. Ein Recht 
der Gemeinde und Imterefjenten auf Gehör, ſoweit es ſich um die Geftaltung der Pas 
rochialeintheilung und Pfarrämter handelt, läßt fich nicht beftreiten, ein ſolches iſt nicht 
nur mitunter anerfannt (jo in Preußen), jondern auch Anhörung der Presbpterien und 
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Kreisfonoden (Rheinland, ‚Weftphalen, Hannover), ja jogar Zuftummung der General- 
ſynode gefordert (Baden, Oldenburg). 

Die Verleihung der höheren, für das Regiment beftimmten Aemter (Obereonfiftorial- 
raths-, Conſiſtorialraths-, Generalfuperintendenten=, Superintendenten = Stellen) ift faft 
ausnahmslos Reſervatrecht des Landesherrn, wenngleich auch für einzelne derjelben, wie 
3.2. für die Superintendenturen, eine freilich zu beftätigende Wahl durch die Kreisſynode 
vorkommt. Das von den Reformatoren den Gemeinden principiell zugebilligte Recht, den 
Träger des Pfarramtes zu mählen, hat fi Dagegen nur vereinzelt erhalten, und es ift 
denfelben für Die Negel nur ein Recht des Einſpruchs gegen Leben, Lehre und Wandel 
des für fie beftimmten Geiftlichen geblieben. "Das Beſetzungsrecht ſelbſt fteht gewöhnlich 
dem Yandeshern zu, und wird mitunter von ihm ſelbſt auf Vorſchlag der Confiftorien 
(BWürtemberg), oder von der Immediatbehörde (Sachſen) oder durch die Confiftorien 
(Preußen) geübt. Den Patronat und die denjelben beherrichenden Regeln hat bie ewan- 
geliſche Kirche aus der katholischen herübergenommen, in den einzelnen Yändern ift aber 
das kanoniſche Net im einer den Rechten des Patrons günftigeren Weife modificırt wor— 
den, namentlid) kommt dem legteren ein größerer Einfluß auf Die Verwaltung des Kirchen— 
vermögend, mitunter das Recht auf Mitgliedſchaft im Presbyterium, auf Ernennung der 
mit der Bermögensverwaltung betrauten Kirchenworfteber, die Fähigteit zur Ehrenmitglied- 
ſchaft auf der Kreisſynode zu und jein Präfentationsredht hat vielfach die Natur eines 
Vocations-, Berufungsrechtes angenommen, gegenüber welchem das Recht des Kirchen— 
regiments, gewöhnlich der Gonfiftorien, lediglich als Confirmation erſcheint, aber anderer: 
ſeits freilich das Einipruchsrecht Der Gemeinde nicht audgeichloffen iſt. Der dingliche 
Patronat ift die Negel. Die Unterſcheidung zwilchen geiftlihem und weltlichen Patronat 
bat man meiſtens feſtgehalten, ohne ſich klar zu machen, daß dieſe für die evangeliſche 
Kirche feinen Sinn bat 

Während für Die höheren Aemter des Regiments, ſoweit fie mit Yaien befegt wer— 
den, die Qualification für den höheren Staats= (Verwaltungs: und Yuftiz=) Dienft er— 
fordert wird, verlangen die nenen Ordnungen in Betreff der Gemeindeälteften, Bresbyter 
und für die Mitglieder der Kreis, Provinzial, Generalſynoden männliches Gefchlecht, 
Selbftftändigfeit, ein beſtimmtes Alter (gemöhnlih 30 Jahre), Unbeicholtenheit, Leiftung 
der Kirchlichen Abgaben und meistens auch Berhätigung kirchlichen Sinnes, ein Erforder— 
niß das des Näheren auf fehr verſchiedene Weife, bald pofitiv, bald negativ, formulirt 
ft. Die Belegung diefer Aemter erfolgt für die Regel durch Wahl der Gemeindemit= 
glieder, deren actives Wahlrecht gleichfalls an die eben gedachten Erforderniſſe, nur ges 
wöhnlich unter Herabiegung des Alterd auf die Volljährigkeit oder Das 24. Jahr, ges 
fnüpft if. Für die höheren fimodalen Ordnungen wird außerdem vielfach verlangt, daß 
die Laienmitglieder einem Gemeindeworftand des Bezirls angehören, für welchen die be- 
treffende Synode gebildet wird. 

Ueber die Erledigung der Kirchenämter gelten analog bie Grundläge des katholiſchen 
Kirchenrechts, der bei voller Dienftfähigkeit reſignirende Geiftliche verliert aber die Rechte 
des Beamtenftandes. Ber den Presbyterämtern kommt, da diefe vielfach nicht lebensfähig 
find, noch als weiterer Erlöfchungsgrund der Ablauf der geſetzlichen Amtsperiode in Frage. 

$. 4. Die einzelnen Functionen des Berfaffungs - Organismus. a) Das 
Geſetzgebungsrecht ruht in der Hand des Landesherrn, indeſſen kann derſelbe 
feine Anordnungen treffen, welche mit dem Grundprincip der Reformation in Wider— 
ſpruch treten, wenngleich Freilih die Symbole der ewangeliichen Kirche nur als Zeugniffe 
für die Auffaffung der Offenbarung zu einer beſtimmten Zeit, mithin micht als un= 
abänderlich und unverbeſſerlich gelten. Ferner ſollen alle weientlihe Aenderungen (alfo 
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die die Lehre, die Yiturgie, die Verfaflung xc. betreffenden) nicht ohne Beirath des Lehrſtandes 
und ohne die Zuſtimmung dev Kirche erfolgen. Wo es an einer feiten Organiſation 
fehlt, bleibt nichts übrig, ald die ſämmtlichen inzelgemeinden zu befragen. Neuer— 
dings iſt aber in den meiften Yandesfirchen die Ausübung des Gefeggebungsrechtes an 
die Zuftimmung der Yandes= oder Generalfynode geknüpft worden (ſ. oben S. 489). 
Die Dispenlattonsbefuguig rubt ebenfalls in der Hand des Landesherrn, wird aber für 
die minder wichtigen Fälle in verſchiedener Abjtufung von ven einzelnen Verwaltungs: 
organen (Gonfifterien, Superintendenten x.) gelibt. 

b) Die Handhabung ver Aufficht fteht den vorhin näher charakteriſirten einzelnen 
Behörden nad Mafigabe ihres Reffortd zu. Die Bifitattonen, alſo Die perfünliche Unter: 
fuchung der Zuftände der einzelnen kirchlichen Kretfe, werden dagegen meiftens von den 
Superintendenten und den Generaljuperintendenten vorgenommen. Auch baben die Kreis-, 
Diöceſan- x. Synoden gerade die Hauptfunction, die Zuftände ihrer Bezirke zu unter: 
ſuchen, zu überwachen und Vorſchläge für Die etwaige Beſſerung derjelben zu machen. 

eo) Die kirchliche Nehtspflege Die wangelifche Kirche bat ein Recht auf 
einen befonderen kirchlichen Gerichtsſtand für die Geiftlichen und die aus firchlichen Rechts— 
verhältniffen hervorgebenden Streitigkeiten nicht geltend gemacht. Bei der Einferung der 
Conſiſtorien find denfelben aber alle dieſe Angelegenheiten zugewieſen worden, fo daß ihre 
Eompetenz der der katholiſchen biſchöflichen Gerichte ziemlich nahe fam. Wie diefe Eins 
richtung mit der früheren Gerichtöverfaffung zufammenhing, welche feine Trennung zwifchen 
Berwaltung und Nechtöpflege im eigentlichen Sinne fannte, jondern der betreffenden Ver— 
waltungsbehörde aud die innerhalb ihres Nefforts ftveitig werdenden Sachen zur richter— 
lichen Entſcheidung überwies, fo ift das gedachte Verhältniß mit der Umgejtaltung ver 
Anſchauungen über die Gerichtsorganifation " gleichfalls befeitigt worden, und es find 
heute die erwähnten Sadyen, — ja jelbft die Eheftreitigfeiten, an deren Verſammlung 
die Kirche durch Die Superintendenten ſchon im Anfang der Reformation Theil hatte, mit 
wenigen Ausnahmen — vor die Givilgerichte der einzelnen Länder gewieſen. 

Als Strafmittel gegen diejenigen Perfonen, welche der Gemeinde durch ihren Wan— 
del Anſtoß geben, hat ſich die enangelifche Kirche ebenfalls des Barnes, weldyer nad) ihrer 
Auffaſſung freilich nur Ausſchluß aus der kirchlichen Gemeinſchaft fein ſollte, indeſſen duch 
auch bald mit bürgerlichen Folgen verfehen worden ift, bedient. Im die Hand der Con— 
ſiſtorien gelegt und Tosgelöft von der Mitwirtung der Gemeinde, ift aber die Ausübung 
der Kirchenzucht ſchon im 17. Jahrhundert verfallen und erſt neuerdings bat man dieſelbe 
in Folge der neuen Presbyterial- und Synodalordnungen wieder zu beleben geſucht. 

Bon der Ausbildung eines bejonderen kirchlichen Strafrechts auf dem Boden der evange— 
liſchen Kirche konnte ſchon aus dem eben erwähnten Grunde nicht die Rede fein; außerdem 
kommt noch der Umſtand in Betracht, daß während die katholiſche Kirche ihr Strafrecht zu einer 
Zeit entwidelt hat, wo der Staat feine desfallfigen Pflichten nur in ehr geringem Maße 
wahrnahm, fich dieſe Verhältniſſe zur Zeit der Neformation bereits vollkommen geändert 
hatten und daß Die Geſetzgebung für die Kirche durch dieſelbe Perfon, welche fie für den 
Staat beſaß, ausgeübt wurde, Wenn einzelne ältere Kirchenordnungen der Verbrechen der 
Keterei und Simonte erwähnen, jo können dieſe jegt nur noch entweder ald Amtövergehen 
bei Seiftlihen in Betracht kommen oder die Kegerei die Ausfchliefung aus der kirchlichen 
Genoſſenſchaft ohne bürgerliche Folgen herbeiführen, während die Simonie bei Nichtgeift- 
lichen nur fofern fie den TIhatbeftand eines gewöhnlichen Verbrechens (5. B. Beſtechung 
eined Beamten) conftituirt, beftraft werden fann. Die Disciplinarvergeben der Geiftlichen, 
welche früher ebenfalls zum Reſſort der Conſiſtorien gehörten, find mit der Beichränfung 
der Yurisdietion der letteven vielfach weltlichen Behörden überwieſen, und erſt in neuerer 
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Zeit ift in manchen Ländern das richtige Princip wieder durchgeführt, daß die Geiſtlichen 
in dieſer Hinſicht eigenen kirchlichen Disciplinargerichten (in Preußen den Conſiſtorien und 
dem Oberlirchenrath, in Oldenburg dem Oberkirchenrath, in ſchwereren Fällen einem aus 
dem oberften Yandesgerichtspräfidenten, Pfarrern, anderen kirchlichen Beamten und Kirchen: 
älteften zufammengefegten Disciplinargericht; im Baden dem und zwar in fchmereren 
Fällen durch den General-Synodal-Ausſchuß verftärtten Oberfirchenvath) unterſtehen. Die 
Dieciplinarbehörden für die Kirchenälteſten bilden dagegen in der Negel die Kreis-, 
Diöceſan- x, Synoden oder Ausſchüſſe derjelben (fo in Preußen, Hannover, Baden). 
Als Disciplinarftrafen kommen vor: Berweife, Geloftrafen, Suspenfion, Amtsentjegung 
und ber Geiftlichen auch die Strafverfegung und die Strafemeritirung (zwangsweife Pens 
fiontrung mit geringerem als dem jonft gefeglichen Betrage). 

d) Der Unterricht. Auch Die ewangeliiche Kirche Hat in ihrer erften Zeit die 
umfaſſendſte Fürſorge für den Unterricht geübt. Jetzt hat freilich der Staat die Yeitung 
des Volksſchulweſens in die Hände genommen, indefjen ift die Kirche nach den neueren 
Einrichtungen meiftens wicht nur binfichtlid des Religionsunterrichtes, ſondern auch bei 
der Verwaltung des Unterrichtöwefens überhaupt betheiligt, da Geiftliche oft zugleich die 
Funetionen ftaatlicher Schulinfpectoren x. verſehen. Die Vorbildung der Geiftlichen er— 
folgt auf den Univerjititen und man bat, um der Kirche einen Emfluß auf die Borbil- 
Dung ihrer Diener zu gewähren, dem Sirchenregiment mitunter (fo in Preußen) das 
Recht eingeriumt, vor Anftellung der Lehrer der Theologie gehört zu werden. Zur praf- 
tiihen Ausbildung für Die evangeliiden Geiftlihen beftehen ſ. g. Predigerfeminare, Can— 
Didatenftifter 2c., in welcher die Gandidaten entweder noch während ihres alademiſchen 
Studiums oder erſt nad Ablauf dejjelben aufgenommen und in Denen fie bald zum ges 
meinichaftlichen Yeben, bald zu Uebungen und Yectionen vereinigt werben. 

e) Vermögens und Finanzverwaltung Hinfihtlih der Stellung der 
evangelischen Kirche auf vermögensrechtlichem Gebiete ift im allgemeinen auf das oben. 
S. 475) Bemerkte zu verweilen, denn das Verhältniß zum Staate iſt in diefer Hmficht 
gleichmäßig für beide Kirchen geregelt worden; ferner bat die evangelische Kirche ſelbſt, 
To weit es ſich um die ſonſt hier in Frage kommenden Normen handelt, das kanoniſche 
Recht zum großen Theil adoptirt. Für Die Beftreitung ihrer Ausgaben ift freilich die 
evangeliſche Kırche vielfah auf Staatsdotationen angewieſen, da in dev Neformationszeit 
mitunter die Güter der aufgehobenen Stifter und Klöfter von den Yandesherren eingezogen 
und jo Beſtandtheile des Staatsgutes geworden find. in Beſteuerungsrecht der Kirche 
gegenüber ihren Angehörigen, um die erforderlichen Mittel aufzubringen, iſt principiell 
gewiß anzuerkennen, und bat auch in den neuen Synodalordnungen (4. B. für Rheinland 
und Weftphalen, Hannover, Baden) oder in eigenen Gefegen (für Oldenburg) Ausdruck 
gefunden, indeffen handeln diefe nur von gelegentlich aufzubringenden Yaften und Abgaben, 
eine fortdauernde Beſteuerung zu kirchlichen Zweden iſt noch nirgends in ben beutjchen 
Yandesfirchen eingeführt. Hinfichtlich der Baulaft gelten da, wo feine particularreshtlichen 
Beftimmungen vorfommen, die Vorſchriften des kanoniſchen Rechts; bei dem häufigen 
Mangel eines Baufonds ift aber praftiich die Verpflichtung der Parochianen in die erfte 
Linie getreten, neben welchen meistens, der Patron, auch ohne daß er kirchliche Einkünfte 
bezieht, nach einem gewiſſen Verhältniß contributionspflictig iſt. 

Die Verwaltung des Kirchenvermögens fteht dem Gemeindeorgane, alfo meiftens jetzt 
den Presbpterten, Gemeindeficchenräthen x., mitunter unter activer Theilnahme des Patrous 
zu; für wichtige VBerwaltungsmaßregeln bedarf es aber des Conſenſes der landesherrlichen 
Behörden und ebenfo für Veräußerungen, für deren rechtliche Normirung die Negeln des 
tanoniſchen Rechts vielfach der Particulargefepgebung als Vorbilder gedient haben. 
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D. Die Stellung der einzelnen Glieder. 


Auch nad evangeliſchem Kirchenrecht wird die Zugehörigkeit zur Kirche durch die Taufe 
erworben; ein unbedingtes Recht auf das getaufte Kind in Folge derſelben ſchreibt ſich 
die ewangelifche Kirche aber nicht zu, vielmehr bleibt ein ſolches bis zur Confirmatton, 
der bewußten Wiederholung des Taufgelübdes, fuspendirt. Erſt dadurd wird die jelbit- 
ftändige Teilnahme au allen Sacramenten erworben, während die volle active Mitglied: 
ſchaft, d. h. die Berechtigung, mit in die Verwaltung der firchlichen Angelegenheiten durch 
Wahl der Aelteften, durch Befleidung des Aelteftenamtes; einzugreifen, nod von dem Ein— 
tritt anderer Vorausfegungen (f. ©. 491) abhängig iſt. Wenngleich die Kirche von ihren 
Zugebörigen zu fordern berechtigt ift, dar fie ihr auch ihre Kinder Dur die Taufe zu: 
führen, fo erſcheint es Doch al8 eine ungerechtfertigte Mafregel des Staates, wenn ev (fo 
3. B. in Preußen, die Weigerung der Aeltern durch eine unter obrigfeitlichen Zwang zu 
vollziebende Taufe Des Kindes befeitigt. Den Confeſſionswechſel faßt die evangeliſche Kirche 
in Uebereinſtimmung mit dem heutigen ftaatlichen Recht ald Austritt aus ihrer Gemein— 
ſchaft, nicht aber als Firchliches, den Betreffenden ferner Pflichten nicht überhebendes Ver— 
bredien auf. Das Recht der einzelnen Kirchenmitglieder, an dem Gottesdienfte und den 
Sacramenten tbeilzunehmen, ergibt fich jchen aus dem Geſagten. Ebenſo beftcht für die 
Einzelnen eine dabin gehende Pflicht, welche indejjen nicht To genau, wie in der katholiſchen 
Kirche, normirt ift, fo daß bei Vernachläſſigung derjelben für eine etwaige Handhabung 
der Kirchenzucht ſtets die befonderen Verhältniſſe und Umſtände in Nüdficht zu ziehen find. 

Die evangeliſche Kirche hat unter Berwerfung der Sacramentänatur der Ehe tm 
Gegenſatz zur katholiſchen dem Staat das Recht der Regelung der ehelichen Verhältniſſe 
nicht abgeſprochen. In Folge der Stellung der evangelischen Yandesherren zu ihrer Kirche 
it aber feit der Reformation bis zum 18. Jahrhundert die Ehegeleßgebung im Einflang 
mit der kirchlichen Auffaſſung ausgeübt worden oder — anders ausgedrüdt — die jtaat- 
liche · und lirchliche Ehegefeggebung waren zunächſt im den evangeliſchen Yändern identisch. 
Erft in Folge der naturrehtlihen Auffaſſung der Che als eines gewöhnlichen, nach reinen 
Privatrechtögrundfügen zu beurtbeilenden Vertrages, die namentlich der Geſtaltung des 
Eherechts im preußischen Yandredht zu Grunde Liegt, find Differenzen zwifchen dem ftaate 
lichen Recht und dem Recht der evangeliſchen Kirche entftanden. Bon den Ehehinderniſſen 
bat die ewangelifche Kirche diejenigen, welche mit von ihr werworfenen fpecifiich katholiſchen 
Anſchauungen zufammenbängen (jo das der geiftlichen Berwandtichaft, der höheren Weihen, des 
Ordensgelübdes), fallen laſſen müſſen; der Irrthum wirft ſchon dann ehehindernd, wenn 
er in Bezug auf das Weſen der Ehe gefährdende Mängel obgewaltet hat, deren vorgängige 
Kenntniß den Irrenden an der Eingehung abgehalten haben würde (3z. B. in Bezug auf 
die Birginttät, grobe Verbrechen x.). Für die Feitfegung der verbotenen VBerwandtichaftss 
und Echwägerichaftsgrade ift man im der erften Zeit theils auf das römische, theils auf 
das kanoniſche Recht zurüdgegangen, ſpäter hat man aber diefelben noch weiter beichräntt. 
Der Mangel des älterlichen Conſenſes ift mehrfach unter verichtedenen Beringungen (jo 
z. 3. mitunter nur bei Kindern im witerlicher Gewalt) zu einem trennenden Hinderniß 
geworden. Die Hinzufügung einer Bedingung bei der Erklärung des ehelichen Gonfenfes 
ift nach proteſtantiſchem Kirchenrecht nicht geftattet. Sie ift mit Der freilich erſt feit Dem 
18. Jahrh. als wejentlicer Form geltenden kirchlichen Trauung unvereinbar. Hinfichtlich 
des Aufgebotes und der Competenz zur Trauung gelten im allgemeinen die Grundſätze 
des katholiſchen Kirchenrechts, nur begründet es feine Nichtigkeit der Che, wenn ein in— 
competenter Geiftlicher die Einſegnung vorgenommen bat. 
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Ferner erkennt die evangelifche Kirche, gleichfalls im Gegenſatz zur katholiſchen, die 
Statthaftigfeit der richterlichen Scheidung Des Ehebandes an; mangels einer näheren Feſt— 
jegung der Gründe in den Symbolen bat eine Richtung im 16. Jahrh. als foldye nur 
den Ehebruch und die malitiosa desertio anerfannt, jedoch wurde innerhalb dieſer Die 
bösliche Verlaffung bald nur ald Entweichen des einen Gatten an einen dem Richter un: 
erreichbaren oder unbefannten Ort, bald aber auferdem auh als blos räumliche, nicht 
durch Zwangsregeln, 3. B. Gefängnißſtrafe zu überwindende Trennung (f. g. Quali: 
dejertion) aufgefaht. Cine mildere Richtung ließ dagegen, indem fie u. a. auf Das 
römische Recht (1. 8. C. V. 17) zurückgriff, außerdem noch unerträglice Sävitien und 
Lebensnachſtellungen als Scheidegründe gelten. Seit dem 17. Yahrh. fand aber die Strenge 
der erften Richtung da, wo die Confiftorien nach dem ſtrengen echt nicht ſcheiden konn— 
ten, eine Milderung durch die Ausübung des aus der oberſtbiſchöflichen Machtvollfommen- 
beit hergeleiteten landesherrlichen Scheiderechts; ferner zog man unter den Begriff der 
Defertion als Quaſideſertion nicht nur die räumliche Trennung und hartnädige Bei: 
Ichlaföverweigerung, fondern auch die Infidien und Sävitien, womit dann thatjächlich eine 
Ausgleihung beider Richtungen erfolgt war. Hatte endlich früher bei groben Berbrechen 
des einen Ehegatten in Folge des harten Criminalvechts die Vollſtreckung der Topesitrafe 
die Ehe geſchieden, jo ließ man fpäter nad) erfolgter Milvderung des Strafrechts alle die— 
jenigen Verbrechen als eheicheidend gelten, welche früher mit Gapitalftrafe belegt waren, 
Das heutige Scheiderecht der evangeliſchen Staaten ruht im weſentlichen noch auf dieſen 
Grundfägen, fofern nicht etwa Die Geſetzgebung, wie z. B. in Preußen, unter den Einfluß 
der früher ſchon erwähnten naturrechtlichen Anſchauungen geftanden bat. 


E. Die Stellung der evangelifchen Kirche im Stante. 


Bon der Entwidelung oder Bethätigung eines befonderen Aufſichts- und Schützrechts 
gegenüber der ewangelifchen Kirche konnte, jo Lange das oberſte kirchliche und ftaatliche 
Regiment in der Hand des Landesherrn vereinigt war, nicht Die Rede ſein. Erſt mit 
der Bejeitigung des Territorialismus und der abjoluten Monarchie ift der Unterfchied Des 
landesherrlichen Kirchenregiments und der oberiten Staatsleitung wieder hervorgetreten. 
Da der Yandesherr bei der Ausübung der Sonveränetät in der conftitutionellen Monarchie 
nicht unbeſchränkt ift, jo find jest Gonflicte denfbar, denn für das ſtaatliche Gebiet können 
Anordnungen erlaffen werden oder wegen Verweigerung der Zuſtimmung der Volksver— 
tretung unbefeitigt beftehen bleiben, gegen welche die Kirche ankämpft und umgekehrt. Daß 
bei einem etwaigen Gonflicte der oberften Staats- und Kirchenbehörben der Lanbeöherr 
zu entſcheiden hat, ift felbitwerftändlich, Damit find aber die Schwierigkeiten für ſolche 
Fälle nicht gelöft, wo der Yanbesherr auf ftaatlichen Gebiete nicht ohne Genehmigung 
ver Kammern, auf firchlichem nicht ohne Zuftunmung der neuorganifirten Generaljynovden 
handeln kann. Die dadurch nahe gelegte Frage, ob er bei einem folchen Streit dem 
Willen der ftaatlihen oder dem der firchlichen Organe folgen fol, zeigt praftiih — da 
ein vielleicht ald Expediens dienende, rein negatives Verhalten oft nicht möglich ſein wird —, 
wie das landesherrliche Kirchenregiment in feiner heutigen Geftaltung mit den Neubildungen 
auf dem Geblete des Staates und der Kirche unvereinbar ift, und weift nur wieder dar— 
auf zurüd, wie innerlich unbaltbar daffelbe wird, wenn ihm die Möglichkeit genommen 
ift, Die ftaatliche Macht den Kirchlichen Zweden zur Dispofition zu ftellen und andererſeits 
auf feine kirchlichen Entſchließungen andere tirchlihe Organe neben ihm einwirken und 
dieſe paralyſiren können. 
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IV. Anhang. 


Stellung der übrigen Religionsgemeinihaften im Staate. 


Der Weftphälifche Friede hatte ein ausdrüdlices Verbot der Duldung anderer „Re— 
ligionen oder Secten“, als der drei Reichöreligionen (der katholiſchen, lutheriſchen und 
reformirten Kirche) ausgefprochen. „Jedoch hat man diefen Cat fpäter jo ausgelegt, daß 
die Toleranz innerhalb des Territoriums nicht gehindert jei, und der Reichsdeputations— 
hauptſchluß von 1803 hat jene Beichränfung für die Entjhädigungslande befeitigt. Seit 
der Auflöfung des deutſchen Reiches hat die Particulargefeggebung der einzelnen deutjchen 
Staaten — die deutfche Bundesacte von 1815 enthält feine hierher gehörige Beſtimmung — 
die Verhältniffe der religiöfen Secten geregelt. Während allgemein die individuelle Be- 
fenntnißfreibeit und die Hausandacht garantirt und ferner für manche Länder (3. B. Preu— 
fen, Würtemberg, Baden) der Genuß der bürgerlichen und ftaatsbürgerlicen Rechte für 
unabhängig vom religiöfen Bekenntniß erklärt worden ift, war Doc vor dem Jahr 1848 
die Bildung neuer Religionsgemeinſchaften von der Bedingung der vorgängigen ftaatlichen 
Genehmigung abhängig gemacht, wobei dann gleih die Stellung der Gefellichaft in recht- 
licher Beziehung näher normirt wurde. 

Erſt nachdem die deutiche Reichsverfaflung von 1849 die Freiheit der Bereinigung 
zu religiöfen Zweden und der öffentlichen Religtonsausübung für die neugebildeten Re— 
ligionsgefellichaften und damit die Bejeitigung des ius reformandi auch den Secten gegen= 
über proclamirt hatte, find in einzelnen Yändern (3. B. Preußen, Oldenburg, Baden) die 
jelben Grundfäge verfaffungsmäßig anerfannt worden, nur hat man freilich den neuen 
Geſellſchaften die Rechte der juriftiichen Perſon verfagt und diefe von der Beilegung durch 
bejonderes Gefeg abhängig gemacht. Praltiſch find aber die Confequenzen dieſes neuen 
Principes noch nicht in allen Beziehungen anerfannt, denn mitunter werden die Anhänger 
ſolcher Religionsgelelfchaften no den Parociallaften der drei privilegirten Kirchen unter: 
worfen, und ihre Religionsbeamten fünnen die Geburts-, Heiraths- und Sterberegifter 
nicht mit bürgerlicher Wirkung führen, vielmehr treten ftatt derjelben die Geiftlichen 
der gedachten Kirchen ein, ſofern nicht der Staat für fie durch eigene Behörden (wie 3. B. 
in Preußen durch die Gerichte) Civilftandsregifter führen läßt. Endlich ift ihnen gewöhn— 
lich nur da die Möglichkeit der Eheeingehung mit Katholiken und Proteftanten gegeben, 
wo die obligatorifche oder facultative Civilehe geſetzlich feſtgeſetzt if. 

euere Literatur, katbolifches und proteftantifches Kirchenrecht umfafiend; tatholifcherjeits : 
Walter, Lehrbuch des Kirchenrehts aller chriftlichen Konfelfionen, 13. Aufl. Bonn 1861; pro— 
teftantifcherfeits: 8. 5. Eihhorn, Grundiäge des Kirchenrechts der fatholifchen und der evan- 
geliſchen Religionspartei in Deutichland, Göttingen 1531 — 33, 2 Bde; Ae. . Richter, Lehr— 
buch des fatholiihen und ewangelifchen Kirchenrechts, 6. Aufl, beforgt von Dove, Yeipy. 1867; 
O Meier, Lehrbuch des deutichen Kirchenrechts, 3. Aufl., Göttingen 1569; P. Hinjhius, 
Das Kirchenrecht der Katholiten und Proteftanten, Berlin 1369, Bd. 1, erfte Hälfte; allein 
fatbolifches Kirchenrecht bebandelnd: A AR Kirchenrecht, Regensburg 1845 fi. (unvoll- 
endet bis jegt 7 Bde); ©. Phillips, Lehrbuch des Kirchenrechts, 2 Abtheilungen, Regensburg 
1559, 1862; 5. Schulte, Das katholiſche Kirchenrecht, Giefen 1556, 1860; 2 Bor; F. 
Schulte, Lehrbuch des fatholiichen Kircbenrechts, 2 Aufl, Gießen 186>. 
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Einleitung. 


8.1. Begriff des Strafredhtd Wenn man von Strafrecht Ipridt, 
fo geichieht dieß, wie überhaupt, wenn vom Recht die Rede ift, in einem dop— 
pelten Sinn. Man nimmt nämlich das Wort Recht im fubjectiven oder im ob— 
jectiven Sinn. In jenem bezeichnet es ein Jemandem zuftehendes Befugniß; „Straf: 
recht” alfo bedeutet hiernach (ebendaffelbe, was jus puniendi) Recht oder Befugniß 
zu frafen Im objectiven Sinn dagegen meint man unter Strafrecht (jus 
eriminale) den Inbegriff von Rechtsſätzen, welde für die Ausübung des Straf: 
rechts im fubjectiven Sinn gelten. Im der Strafrechtswiſſenſchaft nun wird 
fih uns natürlicherweife ebenfalls diefer Inbegriff von Nehtsfägen und zwar im 
einer auf inneren Gründen beruhenden ſyſtematiſchen Ordnung darftellen. Allein 
nicht blos deshalb haben wir vor allem den objectiven Rechtsbegriff zu betonen, ſondern 
biefer bildet überhaupt die nothwendige Grundlage für den Begriff des fubjectiwen Rechts 
oder Befugniſſes. Man hat ein Recht nur, wenn es von dem objectiwen Recht zugetheilt 
wird; aus dem Nechtsfag entfpringt erft das Befugniß für irgend ein beftimmtes Rechts 
jubject. Die Regeln für Die Ausübung und Handhabung des (fubjectiven) Rechts zu 
ftrafen, werden fi uns aljo ergeben als Ausflug der Rechtsſätze, melde das objective 
Recht für die Sphäre jener menichlichen Thätigfeit, die man „trafen“ nennt, aufftellt. 

Sagten wir oben, das Strafrecht fer die Geſammtheit der Rechtsſätze oder Rechts— 
regel, welche für die Ausübung des Strafrechts gelten, jo haben wir damit allerdings 
den Begriff in feinem meiteften Umfang aufgeftelt. Man jchränft ihn aber in ber 
Rechtswiſſenſchaft in doppelter Weife ein: 

1) An ſich liegt in demfelben feine Beziehung auf den Staat. Es gibt feinen 
begrifflich nothwendigen Zuſammenhang zwiſchen der Strafe und dem Staat, jo daß 
jene ſtets nur als eine ftantliche Function auftreten könnte. Strafen heißt ein Uebel über 
Jemanden verhängen als Folge irgend einer von demfelben ausgegangenen Handlung, 
welche eben beftraft wird. So ftraft alfo der Vater fein Kind, der Pehrer feinen Schüler, 
die Kirche ihren Gläubigen u. |. w., und es laſſen ſich auch Rechtsſätze über die Aus: 
übung des Strafrechts der Familie, der Schule, der Kirche u. |. w. aufftellen. Bon 
all’ diefem nicht ftaatlichen Strafrecht wird aber abgefeben, wenn man von „Strafrecht“ 
ſchlechtweg ſpricht, und man bezeichnet mit diefem Wort nur das vom Staat ausgehende 
Strafrecht. Ja, ſelbſt im dieſer engeren Sphäre pflegt man in Folge einer vationellen 
Arbeitötheilung noch weiter zu ſcheiden, und die Rechtsläge über das Disciplinarftrafrecht 
des Staated gegenüber feinen Beamten, über die Beitrafung der Polizeiübertretungen, ber 
Steuer= und Zolldefraudationen den Publiciften und Gameraliften zu überlaffen. Dabei 
it e8 aber ein Mißkennen des wahren Sadyverhaltes, wenn man glaubt, daß diefe Dies 
eiplinen nicht alle ihre gemeinfame Wurzel in dem ethiſchen Grundbegriff der Strafe 
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haben, von welchem weiterhin die Rede fein wird. Diefer Begriff muß gerade ohne 
ipecielle Rückſicht auf Die eigentliche „Verbrechens = oder criminelle Strafe”, in einer Weiſe 
entwidelt werden, daß er die legte Grundlage für die rationelle Handhabung der jtrafen- 
den Thätigkeit in allen Sphären des Vebens bilbet. 

2) Aus dem Begriff des Strafrechts ſcheidet man ferner das |. g. formelle ober 
Strafprocekredt aus, d. h. den Inbegriff jener Nechtsgrundfäge, welche die Formen 
des Strafverfahrens (dev Anwendung des Strafgefeges auf den einzelnen Fall) feftjegen. 
Unter dem Strafrecht im engen Sinne verfteht man demnah mur das materielle 
Strafrecht, abgejehen von jenen Grundfägen, welche für den Strafproceh gelten. — 


$.2. Begründung der Strafe (f. g. Strafrechtstheorien). 
Ehe nun weiter eingegangen werden kann auf die Rechtsſätze jelbft, welche das Gebiet 
des Strafrecht, wie wir ed eben umgrenzt haben, beherrſchen, ift eine für alles 
Weitere entjcheidende VBorfrage zu erledigen. Wir ftehen vor der Thatjache, daß ver 
Staat Verbrechen beftvaft, belegt mit den empfindlichften Uebeln, und daß ihm ein Recht 
zu ſolchem Berfahren zugefchrieben wird. Sollen wir uns diefer Thatſache ald einer 
nun einmal durch die Gewalt begründeten ftumm beugen oder ift es nicht erlaubt, tit es 
nicht wiel mehr um unferer Würde willen fogar geboten, nad) der vernünftigen Grund— 
lage der Strafe zu fragen? Die Strafgewalt ift ein fo ſcharfes, ſchneidendes Werkzeug, 
Daß man in der That vor. Jabrtaufenden ſchon fich gefragt hat nach dem Warum? und 
Wozu? der Strafe. Bor Jahrtauſenden ſchon haben die großen Philoſophen der Hellenen, 
Platon und Arijtoteles, hierüber Rechenſchaft zu geben werfucht, haben es alfo ver: 
ſucht, eine ſ. g. Strafrechtstheorie aufzuftellen. 

Hier iſt, wie ſich von ſelbſt verſteht, nicht der Ort, auf eine genaue Darſtellung 
und Beurtheilung dev verſchiedenen Strafrechtötheorien einzugehen. Einige allgemeine Be— 
merkungen find aber jedenfall$ zur Orientirung und zur Begründung dev weiteren Aus— 
führungen unentbehrlih. — Die Strafrechtstheorien zerfallen in die f. g. relativen 
und im die abfoluten (man fpricht auch von ſ. g. gemiſchten Theorien; dieſe find 
aber eben feine anderen als zuſammengeſetzte relative Theorien, da ſich eine Miſchung 
von abjoluten und relativen Theorien nicht denken läßt). Da die Strafe ſelbſt nothwen— 
digerweife etwas Relatives ift, nämlich fih bezieht auf irgend ein Borangegangenes (zu 
beftrafendes) als deſſen Folge, jo it freilich der Ausdruck „abſolut“ nicht vollſtändig 
paſſend für jene Theorien, welche eben Darin die volle Begründung der Strafe finden, 
daß jie eimer vorangegangenen menſchlichen Handlung als entſprechendes Uebel nachfolgt. 
Die „relativen“ Theorien aber bleiben allerdings bei diefer nothwendigen Nelation der 
Strafe nicht ſtehen, ſondern halten die Strafe nur gerechtfertigt durch die Beziehung 
auf irgend einen befonderen Zwedch, welder mitteljt der Strafe erreicht werden fol. Die 
abjoluten Theorien begnügen ſich tm allgemeinen mit dem Cake: punitur quia pecca- 
tum est, welden fie tiefer zu begründen ſuchen; nicht fo die relativen. Dieſe letzteren 
zerfallen übrigens wieder in verſchiedene Arten je nach der Berjchtedenartigkeit der Zwecke, 
welche fie der Strafe fegen. Ohne in das Detail einzugehen, was uns hier verfagt tft, 
können wir bemerken, daß alle jene Unterarten ſich auf Die drei Begriffe der Nutzungs-, 
Sicherungs= und Befjerungstbeorien zurüdführen laſſen. 

Jene, melde wie Hobbes, Benthbam un. A., die Strafe blos durch ihre Nütz— 
lichleit begründen, verzichten Damit von vornherein auf eine wahre Rechtfertigung derjelben, 
Die Sicherungstheorien (zu welchen aud) die |. g. Vergütungstbeorien gehören, was 
hier nicht näher nachgewieſen werben farm) bewegen ſich, unter mannichfachen Modificativ— 
nen im einzelnen, in dev Sphäre des Gedankens der Sicherung der Rechtsordnung. Sie 
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finden die Rechtfertigung der Strafe darin, daß fie dient zur Verhütung weiterer Ver— 
breden des Beftraften (Specialprävention) oder zur Abichredung überhaupt aller 
„Bürger“ als möglicher Verbrecher Generalprävention). So nambaft die Ver 
treter dieſer wiſſenſchaftlichen Richtung find (wir nennen bier nur die Namen Grol- 
man und Feuerbach), fo wenig ftichhaltig ift fie ver näheren Betrachtung. Es bat 
eigentlich genau genommen teinen rechten Sinn, wenn man behauptet, die Strafe werbe 
mit Recht zugefügt nicht um der verübten Uebelthat willen, jondern um irgend welcher 
möglichen fünftigen Webelthaten willen. Dan fieht fich vergebens nach einem Rechtsgrund 
dafiir um, daß Jemand beftraft wird, weil er vielleicht in der Zukunft einmal ein Vers 
brechen begehen fünnte oder gar, weil Andere zu Berbrechern werden können. Ebenſo 
fucht man vergebens nad einem Mafftab für eine Strafe, welche ſich bemeſſen ſoll nach 
den Eindrüden, welde in der Seele des Verbrechers oder anderer Menſchen Anlaß geben 
fönnten zur Begehung won Verbrechen. Wird hier eigentlich alles auf eine pſychologiſche 
Unterfuchung über die abſchreckende Wirkung der Strafe geftellt, fo vermikt man um fo 
mehr eine richtige piochologifche Anſchauung über die Motive, welche zu Verbrechen ans 
treiben und von ihnen abhalten. Nicht zu überfehen ift endlich, daß die Auffaſſung der 
Strafe ald Sicherungsmittel, wenn man mit ihr Ernſt macht, zu der Anwendung ber 
Strafe auch ohne voransgegangenes Verbrechen auf gefährliche Menſchen, Yand- 
ftreicher u. ſ. m. führt. — 

Die Sicherungstheorien haben in neuerer Zeit wenig bewußte Anhänger mehr, 
obwohl man fi) in der Geſetzgebung und in der Praxis nicht felten auch heute noch von 
terroriſtiſchen Anſchauungen beberrichen läßt, ohne ſich darüber ar zu werben. Anders 
verhält es fih mit den Beſſerungstheorien, die, auf einer relativ höheren Stufe 
ftehend, durch ihre Humanität "und theilweiſe Nichtigfeit auf viele Gemüther einen bes 
ftechenden Einfluß ausüben. Gleichwohl ftellt jede confequente Beſſerungstheorie den Bes 
griff der Strafe geradezu auf den Kopf. Indem fie nämlich der Strafe den Charakter 
eines Uebels ganz und gar abfpricht, und dieſelbe vielmehr als eine Wohlthat aufgefaßt 
haben will, auf welche (als eine „Nacherziehung‘‘) der Verbreder ein Recht babe, macht 
fie das Verbrechen zu emem Titel für Nedhtserwerb und für Anfprüche auf Er- 
weifung von Wohlthaten. Sie bringt alſo im Widerſpruch mit der Gerechtigkeit den 
Verbrecher in eine beifere Yage, als den Unbefcholtenen. Indem fie ferner die Strafe 
nur als Beſſerungsmittel auffaßt, welches wegfallen muß, ſobald feine Beſſerung noth— 
thut, verletzt fie ebenfalls auf das ſchreiendſte die Gerechtigkeit. Denn hiernach müßte 
das größte Verbrechen wie z. B. ein Mord) gänzlich ungeſtraft bleiben, wenn die 
Befferung des Thäters conftatirt vorläge, währen felbft die geringfügigften Delicte zu 
langjähriger Einfpernfng führen könnten. — 

Finden wir dem Gefagten nad) feinen befriedigenden Aufichluß über Grund und 
Weſen der Strafe bei den relativen Theorien, jo müſſen wir und zu den abjolu= 
ten wenden, welche im allgemeinen darin übereinftimmen, daß fie die Strafe begritnbet 
finden durch die ethiiche Forderung einer Ausgleichung der begangenen Uebelthat, wonach 
die Strafe auch ihr gerechtes Maß eben in dem zu beftrafenden Berbrechen findet. 
Diefe Anſchauung haben in mannichfacher Were namentlich Kant, Hegel und jene 
Schüler Abegg, Köftlin, Berner, ſodann Herbart und feine Schule zu begrüns 
den geiucht, während fie von den Anhängern der ſ. g. bürgerliden Gerechtig— 
feitötheorten ziemlich verwäſſert und. beinahe in die Anſchauung der Sicherungstheorie 
umgewandelt wurde. Kant betonte dabei den Gedanken der Talion. Die Talion 
aber, welche dem Verbrecher ein Uebel zuzufügen vorichreibt, das quantitativ und quali= 
tatio identisch ift mit demjenigen, welches von ihm ausgegangen, ift abgejehen von ihrer 
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unfittlichen, verwildernden Grauſamteit und ihrer Unmöglichkeit in jehr vielen Fällen 
(wie will man politiiche Verbrechen, Gottesläfterung, Notbzucht Durch Talion betrafen ?) 
auch gar nicht geeignet zw einer vichtigen gerechten Ausgleihung, da fie einen ganz 
äußerlihen Maßſtab (Auge um Auge, Zahn um Zahn) anlegt, welcher Die pfſychiſche 
Wirkung der Berbreden und der Strafen wicht berüdfichtigt. — Die Hegel'ſche Theorie 
geht von der Behauptung der Nichtigkeit Des Unrechtes aus, welche, wenn fie mehr als 
Phrafe wäre, 68 unnöthig und unmöglich machen würde, Das jchen am ſich nichtige Une 
recht erit noch durch Strafe zu vernichten. Dabei ftütt jie fich auf eine unbaltbare 
Dreitheilung des Unvechtes und überfieht, daß das Berbrechen überhaupt nicht nothwen— 
digerweiſe ein „Unrecht“, eine Rechtöverlegung, fein muß. 

Einen anderen Standpunkt nimmt die Herbart'ſche Schule ein. Ste beruft fich 
auf die ethiſche Idee der Bergeltung oder der ausgleihenden Gerechtigfeit , zufolge 
welcher jede Wohlthat ebenjo wie jede Uebelthat entgolten werden ſoll dur den Rüdgang 
des gleichen Ouantums von Wohl oder Uebel auf den Thäter. Hiermit iſt nicht 
etwa die Talion deducirt, da dieſelbe gar nicht geeignet it, Die richtige Gleichung herzu— 
ftellen und wegen ihrer das Gemeinweſen entfittlichenden Wirkung das Uebel größer 
macht, ald es ſchon ift, was dem Begriff Der Ausgleihung widerjpriht. Die Quali— 
tät der Strafmittel wird vielmehr beſtimmt durch Wie Idee Des Rechts, welde 
Sicherung der Rechtsordnung fordert und durch die Idee Des Wohlwollens, welche vie 
Beſſerung des Verbrechers befürwortet. Unter der Borausjegung alſo, daß die 
Wahl gegeben it zwilchen verfchtedenen Strafmitteln, muR jenes gewählt werben, weldes 
in höherem Maße die Rechtsordnung fihert und Die Beſſerung des zu Beftrafenden er— 
möglich. Die Rüdficht auf diefe Strafzwede darf aber niemals zur Berlegung des 
Strafprincipes — Der Vergeltung — führen. Das verdiente Onantum von Strafübeln 
muß über Den Uebelthäter ſtets werbängt werden, und nur innerhalb diefer Schranken iſt 
es die Aufgabe des Strafvollzuges, von fittlihem Geiſte getragen, der Erreichung der 
angegebenen Strafzwede (Siherung und Beſſerung) möglichft gerecht zu werden. In 
ſolcher Weiſe fommt zu jeiner bedingten Geltung, was die velativen Theorien Richtiges 
und Wahres in fich enthalten. 

Die Forderung, daß den Uebelthätern entgolten werden ſoll, iſt eine allgemein und 
unbedingt für alle Arten von Uebelthaten geltende. Es iſt aber nicht Sache des Staa— 
tes, in allen Fällen die Entgeltung durch Ausübung ſeiner Strafgewalt zu bewirken 
oder mit anderen Worten: Nicht jede Uebelthat iſt ein Verbrechen im Sinn der Straf— 
vechtswiſſenſchaft. Das Nähere hierüber unten in der Yebre vom Thatbeitand des 
Verbrechens. — 

8. 3. Weberblid der Gefdidte des Strafrechts. Werfen 
wir zumächit einen Blick auf die geſchichtliche Entwidelung des Straf: 
rechts, jo feben mir, wie jih erſt jpät der Gedanke in der Strafrechtspraris Bahn 
bricht, es ſei die ſittliche Pflicht des Staates, im Dienfte der ansgleichenden Ges 
rechtigfeit Die Verbrechen zu trafen. Sie bedarf auch emer feiten Staatsorganifätion, 
wenn das furchtbare Necht über Yeben und Tod, Freiheit und Ehre dem Inhaber der 
Staatsgewalt zugeitanden werben fol. Wo die Staatsbildung noch in unvollkommener 
Weiſe vor ſich gegangen iſt, ſehen wir die Entgeltung begangener Miſſethaten daher ges 
tragen von anderen Lebenskreiſen. Ste zeigt ſich in den Anfängen der biftoriichen Zeiten 
einerfeits beſtimmt von dem Familienrecht, andererfeits von theokratiſchen Ans 
ſchauungen. Die Familie, patriarcbaliih Das Gemeinleben überwucernd, ſchreibt ſich ein 
bis zum Recht über Yeben und Tod gebendes Strafrecht über ibre Mitalieder zu, fie 
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fühlt ſich andererſeits verlegt durch Berlegung ihrer Angehörigen und verſchafft ſich Ges 
nugthuung, nicht jelten auf dem biutigften Wege, gegenüber dem fremden Frenler. Ge— 
wiſſe Uebelthaten aber gelten auch als Beleidigung der Gottheit, deren Zom durch 
Beftrafung, wo nicht Bertilgung des Ruchloſen befänftigt werden muß. So neigen beide 
Arten des Strafrechts, das Familien- und das theofratifche Strafrecht, zur Öraufamfeit, 
zur Blutrache und zur Entfühnung durch den Opfertod. Langſam bricht ſich das 
neben der Gedanke des ftaatlihen Strafrchts Bahn. Der erftartende Staat erkennt in 
den bedeutenderen Uebelthaten einen Bruch feiner Rechtsordnung, ſeines Friedens und 
reagirt hiergegen, und zwar gefchieht Died natürlicherweiſe zuerft bei den directen Angriffen 
auf den Staat, den ſ. g. Stantöverbreden, erſt ſpäter bei den Privatwerbreden. Die 
Staatögewalt fat hierbei die Strafgewalt zunächſt als einen wichtigen Zuwachs an 
Recht und Macht auf, und handhabt diejelbe im Geifte des Abſchreckungöſyſtemes ohne 
Rüdfiht auf das Wohl des Berbrechers, nicht felten fie zugleich ausnügend zu felbft- 
jüchtigen Zmeden und zur Bereicherung des Staatsſchatzes. Zuletzt erft wird das Be— 
wußtſein von der Pflicht ded Staates berrichend, zu ftrafen im Dienfte der fittlichen 
‚een und in durchaus fittlichem Geifte. In diefe hiſtoriſche Entwidelung haben überall 
auch die veligiöfen Anfchauungen eingegriffen, namentlih wo es der Kirche gelang, ihr 
Rechtsſyſtem auch auf die Regelung weltlicher und ftaatliher Verhältniſſe auszudehnen. 

Für die Geftaltung des heute in Deutfchland geltenden Strafrechts war von beſon— 
derer Bedeutung neben dem einheimischen auch das recipirte fremde, alſo das römiſche 
und kanoniſche Strafrebt. Darum ift eme kurze Charakteriftit diefer beiden Rechts— 
Tufteme geboten. 

Das römische Strafrecht fteht bei weitem nicht auf jener hohen Stufe der Vor— 
trefflichleit wie das römische Privatrecht. Es hat fich niemals zu einem vollſtändig ges 
gliederten Rechtsſyſtem entwidelt. Nachdem die Herrichaft des religiöfen Sacralrechts 
einerjeitd und der famtlienhaften Privatrache andererſeits durch die erftarfende Staatsge— 
walt gebrochen war, kam dieſe doch niemals hinaus über die Schaffung von emzelnen 
Gelegenheitsgeſetzen, welche aus Anlaß um ſich greifender Verbrechen gegeben, zu verſchie— 
denen Zeiten entftanden, nicht Durch Das Band eines allgemeinen Geſetzes über die Prin- 
<ipien des Strafrechts und ebenfo wenig durch die Entwidelung einer ſyſtematiſchen 
Doctrin über den allgemeinen Thatbeftand der Verbrechen zufammengehalten, weder ein 
widerfpruchöfreies, noch ein lückenloſes Ganze bilden. Bewährt fih auch im einzelnen viel- 
fach der bekannte Scharfſinn der römiſchen Juriſten bei Interpretation ihrer Strafgejege, 
fo mußte doch gerade in dieſem Theil Des Rechts, wo es Noth gethan hätte, dem pofitiv- 
rechtlichen mangelhaften Detail durch die Heritellung eines zufammenbängenden Baues 
von allgemeinen ehren eine tiefere Girumdlage und einen Impuls zu lebendiger Fortbil- 
dung zu geben, die bekannte Scheu der römiſchen Juriſten vor allgemeinen Deducttonen 
und ihre vorherrſchend privatrechtliche Auffaffung bemmend auf die Entwidelung der 
Wiſſenſchaft einwirken. Dazu kommt noch, daß einerjeits eine Anzahl von Delicten, welde 
nad unferer heutigen fittlichen Anſchauung dem Strafrechtögebiete angehören, von den 
Römern vielmehr als ſ. g. Privatdelicte geradezu in cwiliftiicher Weife behandelt werben 
und daß ſich amdererjeits in dem betreffs der Stantöverbrechen waltenden Terrorismus 
der rechtsfeindliche Geiſt Des römiſchen Deſpotenthums geltend macht, aus weldem auch 
das Beitreben hervorgeht, die Auflehnung gegen das in der jpiteren Zeit zur Staates 
religion gewordene Chriftentbum durch Feuer ımd Schwert zu vertilgen. Dem Strafrecht 
Drobt ftetd durch feinen unabweislihen Zufammenbang mit dem von Kämpfen durch— 
wählten Gebiet ſtaats- und kirchenrechtlicher eftaltungen eine Beeinträchtigung feines 
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wiſſenſchaftlichen Charakters, welchen ſich das Privatrecht durch feine Bewegung auf neu— 
trafeın Boden leichter zu wahren weiß. 

Aus der angedeuteten tumultuartichen Entwidelung des römischen Strafrecht ergibt 
ſich auch ſchon die Folge, dag von einem alles beherrichenden Strafprincip bei ihm nicht 
die Rede fein kann. Charakteriftiich ift aber ferner für das römiſche Recht die vorwie— 
gende Betonung des jubjectiven Clementes bei der Conftruirung des Thatbeftandes 
der Verbrechen. Die Folge davon war eine Geneigtheit, den Verſuch des Verbrechens 
ebenfo ftrenge zu beftrafen, wie das vollendete Verbrechen, dagegen blos aus Fahrläſſig— 
feit (culpa) begangene Handlungen vor den Givilrichter zu verweiſen. Dem römiſchen 
Strafenspftem ift im ganzen zur Zeit der höchſten Blüthe der Nepublit (wenn man 
abfieht von der Behandlung der Sklaven und der Nichtrömer) eine große Milve eigen 
und in der allgemeinen Schätung gilt damals die Verbannung aus dem Baterlande für 
ein jo großes Uebel, daß der römiſche Bürger fich jeder Strafe entziehen fan, wenn er 
ſich freiwillig ins Exil begibt. Im Gegenſatz hierzu entwidelt. das Strafrecht der Kaiſer— 
zeit einen Terrorismus namentlich gegen politische Verbrecher, welcher fich ſelbſt bis zur 
Beitrafung der Kinder und Kindeslinder fteigert, wofür man fi, als das Chriftenthum 
Staatöreligion geworden war, auf Das graufame mojatiche Hecht berief. — 

Das kanoniſche Recht faht das Verbredien als Sünde auf, d. h. als eine Ver— 
fegung des göttlichen Gebotes, woraus fich einerjeitS eine ungehörige, faft ganz ausſchließ— 
liche Berüdjichtigung der jubjectiven Seite des Berbrechens ergibt, jo daß ſelbſt ver 
bloße fündhafte Gedanke der That Telbft nahezır gleichgeftellt wird, mährend andererfeit® 
die Reaction gegen das Verbrechen als eine öffentliche Angelegenheit der Kirche erſcheint. 
Darum ift bier der Standpunft der blos privatrechtlichen Behandlung des Delictes über- 
wunden durch den Gedanken, daß es Pflicht ſei, das Verbrechen zu fühnen und tritt an 
die Stelle der Strafe im Geifte der Kirche der Begriff der beilernden Zucht. Die kirch— 
(ihe Strafe fell verhängt werden, um den Verbrecher mit Gott auszuſöhnen und ihn 
auf den Weg des Gerechten zurüdzuführen. Die Kirche will nicht, daß der Sünder 
fterbe, fondern daß er lebe umd ſich beilere. Es zeugt von einem auffallenden Berfennen 
diefer wahrhaft chriſtlichen Anſchauung, wenn heutzutage noch von den Strenggläubigen 
aller Confeffionen in der Regel behauptet wird, die Todesſtrafe jet ein Gebot des Chris 
ſtenthums. Die Bertheidiger einer ſolchen Lehre finfen zurüd auf den Standpunkt des 
alten jüdischen Rechts umd ihr Gott ift der ftrenge Jehovah, welcher die Sünden der 
Väter ftraft an Kindern und Kindestindern. 

Auf die Umgeftaltung des weltlichen Strafrechts wirkte die Kirche namentlich das 
durch, daß fie ſich nicht blos über rein kirchliche Berbrechen (delieta ecclesiastica), 
fondern auch über die ſ. g. gemilchten Delicte, delieta mixta (d. h. Verbrechen, welden 
irgend eine nähere Beziehung auf die firchlichen Gebote haben, wie Ehebruch, Inceft, So— 
domie, Blasphemie, Magie, Sacrilegium, Wucher), Gerichtsbarkeit zufprad. Die Aus— 
Dehnung der geiftlichen Gerichtsbarteit mit ihrer wohlgegliederten Oxganifation wirkte im 
Mittelalter bet der Ohnmacht, Zerfahrenheit und Unbehülflichteit der weltlichen Straf: 
vechtöpflege vielfach wohlthätig ein. Namentlich) wurde durch Die Kirche auch der Rück— 
fihtnabme auf Rang und Stand des Berbrechers, welche das Mittelalter charatteriſirt, 
entgegengetreten. Ihr gelten alle Menſchen als Kinder Gottes, aud der Fürft ift ihr 
nicht legibus solutus und in diefem Sime fucht fie den Grundfag der Gleichheit 
vor dem Gejege durdzuführen. — 

Im älteften germaniſchen Strafrecht finden wir neben theokratiſchen Antlängen 
eine ſehr ausgedehnte Geltung der Privatradhe, Das Fehderecht war im meitelten 
Umfang anerfannt und die Volksgerichte wurden erft thätig, wenn fie vom Verlegten an— 
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gerufen wurben, denn dieſer konnte allerdings, auf die Privatrache verzichtend, auf eine 
Buße, eine compositio, welche bei der Tödtung Wergeld hier, Hagen. Diefe Buße er 
ichten alſo als ein Schadenserſatz für die zugefügte Verlegung und ebenfo mußte num der 
Berleger audy an das Gemeinweien eine Vergütung für Den von Gericht ihm wieder zu 
gemwährenden Frieden, das Friedensgeld zahlen. Diefe Auffaffung der Strafe als 
eines Schadenserjages führte dazu, Das Verbrechen vorzugsweiſe äußerlich nach dem zu— 
gefügten Schaden abzuichägen und im Gegenfag zu dem römiſchen und fanontichen Recht 
Die ſubjective Seite des Delicteö weniger zu würdigen. Hier griff einerfeit® die firchliche 
Anſchauung modificrend ein, andererjeitS nahmen auch mit der Erſtarkung der Königs— 
macht die öffentlihen Strafen an Leib und Yeben überhand. Gleichwohl gelang es wäh— 
rend des ganzen Mittelalterd nicht, Das Fehderecht und das Compofitioneniyftem voll- 
tommen zu befeitigen. Die unglüdjeligen politiichen Verhältniſſe, die Zerfplitterung des 
Reichs im Hunderte nahezu unabhängiger Territorien, die Unbehülflichkeit der deutſchen 
Serihtsverfaflung und die große Mangelbaftigkeit des Strafverfahren — das alles 
wirfte zufammen, um die. Geftaltung der Strafrechtöpflege zu einer faft unerträglicen zu 
machen. Hülfe ſuchte man zumäcft am Ende des Mittelalterd in der Reception des 
römischen und fanonifchen Rechts. Allen gerade in dem ſtrafrechtlichen Gebiet war eine 
ſolche Reception megen des innigen Zufammenhanges viefes Rechtstheiles mit den ſtaats— 
rechtlichen Berhältniffen und der nationalen ethiſchen Anſchauung nicht ohne weiteres durch— 
führbar, und jo madıte ſich das Bedürfniß einer allgemeinen Strafgefesgebung 
geltend. Veranlaffung zu der Abfaſſung derfelben gaben die wiederholten Klagen des 
Reichskammergerichtes über die entieglihen Mißſtände in der Strafrechtöpflege. Nach 
mannichfaltigen Borarbeiten fam fo endlich auf Grundlage der von Joh. Freiherrn 
von Schwarzenberg verfaßten, im Jahre 1507 in den biſchöflich Bam ber giſchen 
Ländern publicirten Bambergiichen Halsgerichtsordnung, im Jahre 1532 auf dem Reichs— 
tag zu Regensburg ein das Strafredht und den Strafproceß behandelndes Reichsgeſetz zu 
Stande unter dem Titel: „Des allerdirrchleuchtigften großmechtigften vnüberwindtlichen 
Keyfer Karls des fünfften: vnnd des heyligen Römiſchen Reichs peinlich gerichtsordnung“; 
furzmeg als peinliche Gerichtsordnung (BP. G. DO.) oder Constitutio Criminalis Caro- 
lina (C.C,C.)citirt. Sie wurde übrigens leider nur als ſubſidiäres Gefeg unbeſchadet 
ver beftehenden Particularrechte publicirt. So konnte fie nicht zu gehöriger Wirkſamkeit 
gelangen, obwohl fie unzweifelhaft gegenüber den Particulargeiegen des 16. und ſelbſt 
des 17. Jahrhunderts auf einer relativ hohen Stufe der Vollkommenheit fteht. Die 
Carolina bat, ohne einen volftändigen allgemeinen Theil aufzuftellen, dennoch die allge 
meinen Lehren des Strafrechts weſentlich gefördert und hierbei fowie bei Aufftellung ber 
Berbrechensthatbejtände in der Negel zwiſchen der römifchen und deutichrechtlichen Anficht 
nicht ohne Glück zu vermitteln gewußt, Yeider war der Zuſtand der Doctrin und 
Praris bis In das 18. Jahrhundert hinein ein im ganzen ſehr erbärmlicer, ſo daß man 
zu einem wiflenjchaftlichen Verſtändniß der Carolina erft zu einer Zeit gelangte, als fie 
mit ihren grauſamen Strafen den milderen Sitten durchaus widerftrebte und die neuere 
Particulargejeggebung felbft die’ jubfidiäre Geltung des gemeinen Rechts ausſchloß. 

Die Carolina ſelbſt erfannte das römiſche und fanoniiche Necht als recipirt an und 
verwied auf fie zur Ergänzung etwaiger Lücken. Der Rechtszuſtand war alfo bis ins 
18. Jahrhundert hinein der, daß zunächſt Particularrecht und ſubſidiariſch in erſter Linie 
die Carolina ſammt den fpärlich ergangenen fonftigen Neichögefegen, in zweiter Linie das 
recipirte fremde Recht galt. Auf diefe Weiſe war vieles der Wiſſenſchaft überlaffen, 
welche ſich aber unfähig erwies für Die ziemlich ſchwierige Arbeit, die Rechtöquellen zu 
einem harmoniſchen Ganzen zu geftalten. Das Strafrecht wurde fogar erft fett dem 
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Anfang des 18 Jahrhunderts Gegenſtand felbftftändiger afademticher Vorträge und Lehr: 
bücher. Die Praris geftaltere ſich jeit dem Anbrucde des Beitalters der Humanität 
immer mehr zu einer veim willfürlicden, indem fie die harten Reichs- und Yanbesftrafs 
geſetze nach ſubjectivem Belieben im Sinn der Milde umzudeuten ſuchte. Dadurch ges 
vieth der Rechtszuſtand fo ſehr ins Schwanken, daß man in den größten Reichsländern 
es für geboten hielt, durch eine geſchloſſene Geſetzgebung dem richterlichen Belieben feſte 
Schranken zu ziehen. Den Anfang damit machte Baiern. Hier wurde 1751 der Codex juris 
Bavarioi eriminalis erlaſſen, welcher Die ſubſidiäre Geltung des gemeinen Rechts gänzlich 
beſeitigt. So bethätigte ſich zuerſt die in volle Souveränetät umgewandelte Landeshoheit 
gegenüber der zu einem Schatten herabgeſunkenen Reichsgewalt. Zunächſt folgte auf dieſem 
Wege Defterreih durch den Erlaß der Constitutio Criminalis Theresiana vom 31. Des 
cember 1768. Beide Gefegbücer aber, das bairiiche ſowohl wie das öſterreichiſche, 
ftehen noch ganz unter dem Banne der alten terroriftiihen Anſchauung und machen in 
mancher Beziehung jelbft noch Rückſchritte hinter die Carolina. Der Geift der Auf: 
Färung, namentlich gewedt durch Die franzöſiſchen Enenelopädiften nd genährt durch die 
aufgeflärten Fürſten und Miinifter jener Zeit, macht fich dagegen bereits in dem unter 
Kaifer Joſeph II. für die öfterreicifchen Erblande publicirten allgemeinen Geſetz über 
Verbrechen und Strafen vom 13. Januar 1787 geltend, weldyes ſich durch jene Büu— 
Digfeit und Durch Die Befeitigung der Todesftrafe (für alle Fälle, wo nicht ſtand— 
rechtlich verfahren wird) auszeichnet. Diefe Strafe wurde freilich ſchon im Yahre 1795 
in Defterreich wieder eingeführt. — Bald darauf trat aud in Preußen ein Strafgeleg- 
buch (enthalten in dem weitichweifigen 20. Titel des II. Buches Des allgemeinen Yand- 
rechtes won 1794) in Kraft und endlich erjchien im Jahre 1803 in Defterreich ein von 
dem Joſephiniſchen Geſetz vielfach abweichendes neues „Strafgeſetzbuch über Verbrechen 
und ſchwere Polizeiübertretungen“. Dieſe beiden letztgenannten Geſetzbücher repräſentiren 
vorzugsweiſe den Standpunkt der ſtrafrechtlichen Doctrin am Ausgang des vorigen Jahr: 
hunderts. Sie ftehen in jeder Hinficht an der Schwelle einer wichtigen Epoche für das 
Strafrecht. Denn die Strafrechtswifjenicaft ging um jene Zeit namentlich durch die 
ſcharfſinnigen kritiſchen und dogmatiſchen Arbeiten Feuerbachs einem neuen Auf— 
ſchwunge entgegen, welcher ſich zuerſt in dem bairiſchen Strafgeſetzbuch von 1813 
praktiſchen Ausdruck verſchaffte, und um dieſelbe Zeit verſetzte die Auflöſung des Deutſchen 
Reiches dem gemeinen Recht, welchem ſchon durch die Geſetzbücher Baierns, Oeſterreichs 
und Preußens ein großer Theil ſeines Geltungsgebietes entzogen worden war, den Todes— 
ftoß. Denn wern auch nad dem Aufbören des Deutichen Neiches im vielen deutjchen 
Ländern das aus der früheren Zeit ber überfonnnene Recht fortbejteben blieb und fo 
von einem thatſächlich gemein ſamen Recht geiprochen werben fann, fo ruht dieſe Ge: 
meinſamkeit Doch nicht mehr auf der Unterlage einer einbeitlichen ftaatlichen Gewalt und 
überall gilt von jegt am das „gemeine Recht“ höchſtens als ſubſidiäres Yandesrecht. Die 
bindende Kraft deijelben beruht zulegt nur auf der ausdrüdlichen und ſtillſchweigenden 
Geftattung des fouveränen Landesherrn und das „Formelt gemeine Recht“ eriftirt von 
jegt an nur in den Köpfen ber Theoretiter. 

Ueberdies entfaltet num Die Geſetzgebung eine immer regere Thätigkeit und läßt 
jenem ſ. g. gemeinen Recht nur noch in einigen fleinen Gebieten praktiſche Geltung in 
dem oben angegebenen Sinn. Die Reihe Diefer neueren Geſetzbücher eröffnet, wie ſchon 
oben erwähnt wurde, das Wert Feuer bachs, das bairiſche Geſetz von 1813, weldes 
durch feinen Äoftematiichen Aufbau und die mufterbafte Präciſion der Sprache epoche— 
macend war. Dabei ruht es freilih auf der unhaltbaren Abichrefungstheorie Feuer— 
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bachs und fucht der früher herrſchenden Willkür der Richter in verkehrter Weiſe durch eine 
allzu große Einengung des rihterlichen Ermeſſens und durch das Verbot des Commentirens 
zu begegnen. Neben dieſem bairiſchen Geſetzbuch find bier noch folgende deutſche Straf- 
gefegbücher zu nennen, welche heutzutage, da fie neueren Gejegen weichen mußten, nur 
noch Hiftorifche Bebeutung haben: 

1) Das Criminalgejegbuh für das Königreich Sachſen vom Jahre 1838, welches 
im weſentlichen dem noch jet im Herzogthum Sacdfen- Altenburg geltenden Crimi— 
nalgejegbuch vom 3. Mat 1841 zu Grunde Tiegt. 

2) Das Criminalgefegbuch für das Kömgreih Hannover vom 8. Auguft 1840, 
welches an Präctfion des Ausdrucks binter dem bairiſchen Gefeg von 1813 beveutend 
zurückſteht, ihm Dagegen an Härte der Strafen (e8 kennt fogar geſchärfte Todesftrafe!) 
wenig nachgibt. Es ift übrigens in Folge der Einverleibung Hannovers in die preußiſche 
Monarchie neueftend aufer Kraft getreten. 

8. 4. Quellen des beutigen deutſchen Strafrechts. Was die jet 
noch geltenden deutſchen Strafgefewbücher betrifft, To find fie, ber eis Auf- 
einanderfolge nach betrachtet, folgende: 

1. Das würtembergiſche Strafgefegbuch vom Jahre 1839, ein Geſetz, deſſen 
ſchwächſte Seite die terroriftiihe Behandlung der Staatsverbrecher ift. 

2. Das braunſchweigiſche Strafgefeßbudh vom Jahre 1840, hervorragend durch 
relative Milde des Strafenſyſtems umd Durch die Ueberfichtlichkett der Anordnung, ſowie 
die Bündigkeit des Ausdruds. — Dieſes Geſetzbuch ift im Jahre 1843 in fat ganz 
unveränderter Geftalt auch für das Fürſtenthum Lippe Detmold zum Geſetz erhoben 
worden. 

3. Das Strafgejegbuch für das Großberzogthum Hejfen vom Jahre 1841, Das 
feiner vielen Vorzüge wegen aud in Naſſau (im Jahre 1849, unter Befeitigung der 
Todesſtrafe), in Frankfurt a M. und in Homburg Eingang fand, wo es jett aber 
wieder Durch das preußische Necht bejeitigt ift. 

4. Das badiſche Strafgefegbud vom Jahre 1845, welches bei vielen Vorzügen 
doch eine Menge Definitionen von Begriffen enthält, deren Entwidelung der Doctrin 
überlaffen werden muß. 

5. Die Heinen thüringiſchen Staaten vereinigten fih tm Jahre 1849 zur Ab- 
faffung eines gemeinfamen Strafgefegentwurfes, welcher mit einzelnen Mopdificationen in 
dem Zeitraum von 1850 bi8 1864 nach und nach Geſetzeskraft in Sachſen-Weimar, den 
beiden Schwarzburg, Anhalt, Meiningen, Koburg-Gotha umd Neuß jüngerer Linie erhielt. 
Diefes ſog. thüringiſche Strafgefegbuch ſchließt ſich hauptfächlich dem ſächſiſchen Criminal 
geſetzbuch von 1838 an. 

6. In Preußen fam nad vielfachen Entwürfen endlich im Jahre 1851 em 
Strafgeſetzbuch zu Stande, welches unleugbar durch die Bündigkeit feiner Sprache und 
die Durchſichtigkeit feiner ſyſtematiſchen Gliederung die übrigen deutſchen Gejegbücher über- 
trifft, während eö freilich von mannichfachen Härten, namentlich betreffs der Staatöver: 
brechen, ebenjo wenig freigefprodhen werden kann, als von einer bedauerlichen Gonnivenz 
gegen unbaltbare Anfchauungen des franzöfiihen Rechts. Zu diefer wurde man 
veranlagt dadurch, daß bis dahin der franzöfifche Code penal in den Rheinlanden 
Geltung nehabt Hatte, Gegenüber der despotifchen Härte dieſes Gefegbuches ift freilich 
das preußiſche wäterlich mild. Das preufifche Geſetzbuch wurde mit unweſentlichen Aenderungen 
im Jahre 1858 in Walded und mit erheblichen Modificationen des Strafenfyftens im 
Jahre 1864 in Lübeck adoptirt. Auch in Oldenburg, defien Gejeg vom Jahre 1814 faft 
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ganz mit bem bairiichen von 1813 übereinftimmt, ſchloß man fich durch Publication des 
Strafgeſetzbuches von 1858 im wmejentlichen dem preußiſchen Recht an, jedoch unter 
erheblicher Verbefferung des Strafenſyſtems, namentlich mit Befeitiguug der Todesitrafe 
und des febenslänglichen Verluftes der bürgerlichen Ehre. 

7. Das öſter reichiſche Strafgefegbuch von 1852 ift nur eine verbefierte Ausgabe 
des Geſetzbuches von 1803. Abgeſehen won mandyen veralteten Definitionen des allge 
meinen Theiles zeigt ſich als auffallendfter Mißſtand der Terrorismus in Androhung 
zahlreicher Tebenslänglicher Ehrenfolgen für alle und namentlih auch die politifchen Ver— 
brechen, welche letztere überhaupt viel zu hart behandelt werden. 

8. Das Strafgefegbuch für das Königreich Sachſen vom Jahre 1855, ein den 
alten Ruhm der ſächſiſchen Yurtften von neuem bewährendes Geſetz, welches freilich dem 
Doctrinarismud etwas zu jehr huldigt und in der Behandlung der politifchen Verbrechen 
die Reactiongzeit, in welcher es entjtanden ift, nicht zu verleugnen vermag. In neuefter 
Zeit (1862) wurde es mit wenigen Abänderungen aud in Reuß älterer Linie als 
Geſetz publicirt und am 1. October 1868 einer erheblichen Reviſion unterworfen. 

9. Das bairiſche Strafgefegbuh vom Jahre 1861 zeigt, da man aud hier 
Rückſicht zu nehmen hatte auf das vorher in der Nheinpfalz geltende franzöſiſche Recht, 
viele Verwandtichaft mit dem preußiſchen Strafgeſetzbuch. Die Redaction des batriichen 
Geſetzes iſt aber eine fchwerfülligere und weniger präcife, als die des preußiſchen, deſſen 
Härten dagegen in jenem bier und da befeitigt find. — 

Da durd die Eimwerleibung in Preußen auch in Kurheſſen md Schleswig— 
» Holftein das preuftiche Recht an die Stelle des gemeinen getreten ift, während Liſech— 
tenftein ſich ganz der öfterreichifchen Geſetzgebung angeichleflen bat, da ferner Ham- 
burg fürzlih eine neue Strafgefeßgebung erhielt, fo gilt das fog. gemeine Recht nur 
noch in den beiden Medlenburg, in Bremen und Schaumburgsfippe Die 
Quellen deffelben find neben einzelnen einheimiichen Gejegen, Die dentichen Reichsgeſetze, 
namentlich die Carolina, ferner das Fanoniiche und das römiſche Recht. Auch das Ge— 
wohnbeitsrecht gilt im den Ländern des fog. gemeinen Rechts als Rechtsquelle und 
ift als ſolche ausprüdlich in der C,-C.-C. anerkannt. 

Der Zuftand der deutſchen Etrafgefeßgebung ift, wie dieſer Ueberblid lehrt, der 
einer unerfreulichen Zeriphitterung Wie auf anderen Gebieten wird aber auch auf diefem 
die nächſte Zukunft Icon eine Wendung zum Befferen bringen. Während in Defterreich 
demnächſt (zu Ende des Jahres 1868) im Abgeordnetenhauſe die Beratbungen über einen 
neuen Strafgeſetzentwurf begimmen !), welder wenigftens zum Theil mit den alten Tra— 
ditionen bricht und im Strafeniyftem einen großen Wortfchritt macht, geht man anderer: 
ſeits an die Vorarbeiten für die Abfaffung eines Entwurfs, welder dem Strafgefegbuch 
für den Norddeutſchen Bund zur Grundlage dienen ſoll. Möge man dabei die formellen 
Vorzüge des preußiſchen Geſetzes würdigend die Gallicismen und die Härten deſſelben 
befeitigen. Dann würden wir in dem neuen Geſetzbuch ein Werk begrüßen, weldes jehr 
bald auch im Süddeutſchland moraliiche Eroberungen zu machen berufen wäre. Das 
Königreich Sachſen bat noch in legter Stunde, erft im Jahre 1868, die Todesitrafe 
abgeichafft und wir wünſchen von ganzem Herzen, daß nie mehr in feinem Gebiete unter 
norddeutſcher Aegide das ES chaffot wieder errichtet werde, — 

In der gegebenen Ueberficht tft zugleich die Angabe der hauptlächlichftn Quellen 
des heutigen deutſchen Strafrechts enthalten, Allerdings gibt es neben den genannten 


) Neueſtens (November 1868) find dieſe Berathungen vertagt worden und ſcheint das 
Juſtizminiſterium an eine abermalige Umarbeitung ded Entwurfs zu denten. 
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noch mannichfache ergänzende und abündernde Geſetze und Kovellen. Dagegen wird in 
den neueren Gelegbüchern überall der Say auögeiproden: nullum crimen sine lege, 
durch welchen dem Gewohnheitsrecht auf dem Gebiete des Strafrehtd — und mit 
gutem Grund — der Lebensnerv abgejchnitten ift. Nur das Feithalten an dem Grund: 
fage, daß keine Handlung als Berbredien behandelt werden Darf, welche nicht Durch ein 
vorhergehendes Geſetz für ein ſolches erklärt wurde, vermag einen Schutz gegen Willkür 
der Richter und Cabinetöjuftiz zu gewähren. — j 

Treten wir nun dem Inhalt des Strafrecht näher, jo müſſen wir vor allem be— 
merken, daß dieſes in einen allgemeinen und in einen befonderen Theil zerfällt. 
Iener umfaßt die Lehre von dem allgemeinen Thatbeſtand der Verbrechen, von ven 
Strafmitteln und der Anwendung der Strafgejege, der beſondere Theil dagegen handelt 
von dem befonderen Thatbeſtand der einzelnen Verbrechensarten und von deren Beitrafung. 


I. Allgemeiner Theil. 


A. Bom allgemeinen Thatbeitand des Verbrechens. 


8.1. Begriff des Berbrechens. Definirt man den Begriff des Verbrechens 
mit NRüdficht auf das pofitwe Recht, jo kann man nur jagen, Verbrechen ſei eıne Hand» 
lung, welche der Staat mit Criminalitrafe bedroht, Man ‚mag dies den formellen Be— 
griff des Verbrechens nennen, während der materielle die Frage zu beantworten bat: 
welche Handlung der Staat mit Criminalſtrafen bedrohen jolle? 

Bor allem läßt ſich hierauf fogleih antworten, daß Strafe überhaupt nur zuläfjig 
fei umter der Vorausfegung einer begangenen Uebelthat ald Entgeltung derſelben, wes— 
halb es fittlich verwerflih ift, wenn der Staat an fich indifferente, feine Verlegung in 
jih enthaltende Handlungen dennoch (als fog. delicta juris eivilis) mit Strafe bedroht. 
Nur von dem Gefichtöpunkt aus, daß auch aus ſolchen Handlungen Berlegungen hervor: 
geben können, iſt es geftattet und um des gemeinen Wohles willen geboten, fie als „ges 
fährliche“ polizeilich zu beftrafen. 

Aber es ift auch nicht die Aufgabe des Staates, jede Uebelthat vor feine Straf: 
gerichte zu ziehen. Zahlloje Berlegungen find von einer ſolchen Geringfügigfeit, daß ihre 
Abndung durch den Staat außer allem Verhältniß mit ihrer Bedeutung ftehen würde. 
Selbſt beveutendere Nechtöverlegungen werden auf ausreichende Weife durch den Civil 
proceß und feine Folgen ausgeglihen. Der Staat fann überdies auf die Zuftummung 
der fittlich Gebilveten zur Ausübung feiner Strafgewalt und auf jene Anerkennung, ohne 
welde das Strafen blos eine Thatſache der Macht, aber feine rechtlich begründete 
Function wäre, blos dann vechnen, wenn er nur jene Mebelthaten als Verbrechen be- 
bandelt, welche entweder wegen der ihnen zu Grunde liegenden Geſinnung oder wegen 
des Umfanges des aus ihnen entjpringenden Uebels von ver geläuterten öffentlichen 
Meinung ald Angriffe auf die Grundlagen des Staates ſelbſt angejehen werben, jo daß 
ihre Beitrafung als eine Angelegenheit des Staates ericheint, ihre Unbeftraftheit als ein 
allgemeines Uebel gefühlt wird. Die Ausdehnung der Strafgewalt des Staates hängt 
jomit von biftorifch gegebenen Verhältniſſen ab, und es it em Irrthum, zu glauben, 
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man fünne die Untericheidung zwiſchen dem Verbrechen und dem „Civilunrecht“, oder über— 
haupt zwifchen jenem und allen anderen Uebelthaten a priori feftftellen. Es kommt auf 
die Feinfühligkeit der ethiſchen Vollsanfchanung und auf die größere oder geringere So— 
libität des Staatögebäudes an. Je mehr eine höher cultieirte Zeit einbringt im bie 
piychologiihen Beziehungen der mannichfachen Uebelthaten, deſto häufiger findet fie, daß 
die Reaction gegen Ddiejelben anderen, mit dazu mehr paflenden Organen ausgerüfteten 
Gemeinichaften oder dem Nichteramt der öffentlichen Meinung überlaffen werden muß, 
deſto häufiger erkennt fie auch, daß die äußerlichen, ſchwerfälligen und derben Strafmittel, 
welche dem Staat zu Gebote ftehen, bei Entgeltung vieler Uebelthaten den Dienft verfagen, 
welche eine weniger fein bdiftinguirende Zeit ald Verbrechen behandelt. So verengt fich 
mit der fteigenden Gultur das Gebiet, des ftaatlihen Etrafrechts immer mehr, ohne daß 
man etwa hierin wie die laudatores temporis acti ein Kennzeichen erſchlaffter fittlicher 
Geſinnung finden darf. Es zeugt vielmehr von einer geläuterten Auffaffung, wenn ber 
Staat zurüdtritt von einem Gebiet, für defien Beherrihung ihm die Feinheit der Organe 
mangelt. Es zeugt ſodann won ſelbſtbewußter Feſtigkeit des ftaatlihen Organismus, 
wenn die direct auf jenen Beltand gemachten Angriffe von ihm nur ausnahmsweiſe fo 
ſchwer empfunden werben, daß er ihmen mit feiner Strafgewalt entgegentritt. — Wohl 
verdient noch bemerkt zu werden, daß wir feine Nachgiebigfeit gegen die frivole Meinung 
des Tages vertheidigen, wenn wir verlangen, der Staat jolle feine Strafgewalt nur dort 
ausüben, wo es gefordert wird von der Stimme des fittlih gebildeten Kernes der Bes 
völferung, daR alſo die Strafrechtöpflege getragen fein mühe von der Zuftunmung und 
Anerkennung der üffentlihen Meinung im beften Einne des Wortes. Damit der Staat 
auch ſtets Fühlung behalte mit der Vollsanſchauung, empfiehlt ſich (abgefehen von 
anderen Vorzügen des Injtituts) Die Auziehung von Geihworenen bei Verwaltung 
der Strafrechtöpflege. 

$.2. Die Zurechnung in ftrafredtlider Hinſicht. Wir fehreis 
ten nun zur Bergliederung des allgemeinen Thatbeftandes des Verbrechens. Jedes 
Verbrechen iſt eine Handlung, nicht blos eine Tätigkeit, denn die nothwendige Vor— 
ausfegung für Verhängung der Strafe ift die, daß das eingetretene Uebel zurüdgeführt 
werden kann auf den Willen eines Menfchen, dem das Geſchehene zurechenbar ift. 
Die ethiſche Forderung der Vergeltung hat ohne dieſe Vorausfegung feinen Sinn, 
Darum muß die Lehre vom Thatbeftand mit der Erörterung über die Zurehnung 
und die Damit zufammenhängenden Begriffe beginnen 


Wir ftehen hiermit auf einem mannichfach beftrittenen piycholegiichen Boden und 
müſſen es ung verjogen, auf die große Controverje über die Freiheit des menſchlichen 
Willens einzugeben. Die folgende gedrängte Darjtellung ftügt ſich auf die Nefultate, 
welche die wiſſenſchaftliche Pſychologie ver Herbart'ſchen Schule gefunden hat. 

Tie Vorausfegung für die Zurechnungsfähigkeit eines Menſchen ift die, daß er 
piychiiche Freiheit befite. Diefe ift wohl zu untericheiden von der fittlichen Freiheit, 
welche vorhanden ift, wenn der Menſch feiner Jittlichen Ueberzeugung gemäß will und 
handelt. Pfſychiſche Freiheit Tiegt dagegen nicht blos in diefem Fall vor, ſondern über: 
haupt dann, wenn der Menjch fein Wollen zu beherrſchen im Stande ift durch die von 
feinem Ic ausgehenden, in den praftifchen Grundſätzen (welche nicht fittliche fein müſſen) 
ausgeiprochenen Gebote und Verbote. Wer diefe „Selbftbeftummungsfähigteit” nicht 
befigt, iſt plychiich unfret, eine widerſtandsloſe Beute der einzelnen in feinem Gemüth 
auftauchenden Begehrungen, für welche er daher feine Verantwortlichfeit hat. Die Kraft 
der Selbſtbeherrſchung it übrigens in jedem Menfchen nur in einem beftummten Grabe 
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vorhanden, feiner it abjolut frei und am allerwenigften kann davon die Rebe fein, 
daß der Menſch von Geburt an ſchon mit Freiheit begabt ſei. Tas Kind wird vielmehr 
ohne jene ſ. g. Selbftbeitimmungsfähigkeit geboren und nur nad und nach erwirbt es 
ſich pſychiſche Freiheit. Es ift aud nicht richtig, Daß Die pſychiſche Freiheit feiner Ab— 
ftufungen, feiner Grade fühig fe. Im Gegeniheil ift, wie gejagt, die Kraft ber 
Selbftbeherrichung in mannichfacher Entwidelung in den Menjchen vorhanden und ftets 
eine relative. GE ift allerdings richtig, daß ein beftimmtes Wollen nur entweder frei 
oder unfrei fein kann. Aber das freie Wollen kann aud in verfchiedenem Grade frei 
fein. Dem Gebote oder Verbote des Ich können ſich fo viele Vorſtellungsmaſſen und 
phyſiologiſche Reize entgegenftenmen, daß die Herricaft über das Wollen eine im höchſten 
Maße eingeichränfte wird, ohne daß fie doch vollftändig verloren geht. Der Ausdruck 
„verminderte Zurechnungsfähigfeit” ift dabei freilich nicht immer am Platz. Dean muß 
nämlich folgende Begriffe genau unterjcheiden : 

Die Zurehnung ift das Urtheil, welches ausjagt, daß eine That aus dem Ic) 
eines Menſchen entfprungen fe. Zurehnungsfähig ift derjenige Menſch, welchen 
zugerechnet werden kann, daß er pſychiſche Freiheit befigt. Nun kann Jemand im allge 
meinen piychiich jo weit entwidelt fein, daß er fähig tt, aus feinem Sch Handlungen 
herwortreten zu lajjen, in einem beftimmten Fall können aber feine piychiichen Kräfte ihm 
den Dienft verfagen, jo daR er, obwohl ein im allgemeinen Zurechnungsfähiger, in dieſem 
Fall pfychiſch unfrei erfcheint. Die That felbft ericheint aber als zur echen bar, wenn 
fie. auf das Ich eines Menſchen zurüdzuführen iſt. Sonach fann ein am fich Zurech— 
nungsfähiger (nicht Geiſteskranker u. ſ. w.) doch unzurechen bare Thaten (5. B. von 
einem Affect hingeriſſen, oder von einem Irrthum verblendet) verüben. 

Die Zuredhnungsfähigfeit genügt nicht ſchon für ſich allein zur crimmaliftiichen Zu— 
rechnung. Zu diefer wird nämlich nicht blos Selbftbeftimmungsfähigfeit erfordert, ſondern 
auch die Einficht, day die Handlung verlegende Folgen nad) ſich zieht, alſo daß fie eine 
Uebelthat ift. Das dreijährige Kind, welches ſchon im Stande ift, bis zu einem ges 
wifien Grade fich felbit zu beherrfchen, kann gleichwohl wegen einer begangenen Rechts— 
verlegung nicht beftraft werden, da es keinen Begriff von Recht und Unrecht hat. Es 
fann an denjenigen nicht die Zumuthung geitellt werben, fein vechtöwerlegendes Wollen 
zu beherrfchen, welcher gar nicht im Stande ift, das rechtöverlegende Wollen von einem 
nicht rechtswidrigen zu unterjcheiven. Leicht einzufehen it mun aber, daß die Einficht in 
die verlegende Natur einer Handlung 1) bei verſchiedenen Individuen zu verſchiedener 
Zeit und 2) auch im demfelben Individuum nicht gleichzeitig betreffs aller ftrafbaren 
Handlungen ſich entwideln wird. Früher gewiß wird das heranwachſende Kind einjehen 
lemen, daß Körpewerlegung und Tödtung eine Uebelthat uno etwas Umerlaubtes ift, als 
ſolche Einfiht etwa betrefis der Fundunterichlagung und des Stehlens aus Naſchhaftigkeit 
erwachen wird. Strenge genommen müßte aljo in jevem einzelnen Fall unterjucht werden, 
0b derjenige, welcher eine Uebelthat verübt hat, bereits jo weit pſychiſch entwidelt war, 
um die Unerlaubtheit derjelben einjehen zu können. Gleichwohl ift es nicht zu empfehlen, 
diefen Weg, welchen das franzöfifche, preukiiche und bairiſche Necht eingefchlagen haben, 
zu wählen, da es ein peinliches und widriges Schauſpiel tft, wenn felbjt gegen vier= und 
fünfjährige Kinder ein Strafverfahren eingeleitet wird. Mit gutem Grund folgen die 
meiſten Gejegbücher dein römischen Recht, welches eine feite Altersgrenze für den Beginn 
der jtrafrechtlichen Zurechnumgsfähigfeit zieht, mur gehen manche zu weit, wenn fie das 
erreichte wierzehnte Jahr zu diefer Grenze machen, während das römiſche Recht das 
fiebente Jahr als entſcheidend anfieht. Unferen klimatiſchen Verhältniſſen .entfpricht es 
wohl am beiten, Zurechnungsfähigkeit mit dem vollendeten zehnten Jahr anzunehmen. 
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Natürlich ift Durch eine ſolche geſetzliche Beſtimmung niemals der Beweis ausgeihloffen, 
daß auch ein Menſch, der jenes Normaljahr überjchritten bat, zurechnungsunfähig fei. 

Im Hindlid auf den angegebenen Begriff der ftrafrechtlichen Zuredmungsfäbigfeit 
werben fi) die Gründe, welche dieſe Fähigkeit aufheben, unter folgende Rubrifen zu= 
fammenftellen laſſen: 

L Unvollkommene piychtiche Entwicelung. 

Hierher gehört: 1) die Kindheit in dem oben näher bezeichneten Sinne, 2) der 
angeborene Blödſinn, 3) der Zuftand eines ununterrichteten Taubjtummen, 4) die 
völlige Wildbeit (bei uns felten praktiſch). 

II. Borübergebende (wollftändige) Hemmung der pfuchiichen Freiheit. Namentlich: 

1) Schlafzuftände, wie Sclaftrunfenheit, Traum, Nadtwandeln. Der phyſio— 
logiſche Drud, welcher in ſolchen Zuſtänden auf Gehirn und Nexenſyſtem ausgeübt wırb, 
hebt, wem er im höchſten Grad vorhanden ift, die Zurechnung für etwaige Körper— 
thätigkeit auf. 

2) Die volle Beraufhung, herbeigeführt durch den Genuß berauſchender In— 
gredienzien, namentlich geiftiger Getränfe. Es kann jedoch vorkommen — mas fich 
übrigens auch bei den Schlafzuftänden denken läßt — daß der Zuftand der Beraufchung 
nicht ohne Verſchulden des Thäters eingetreten ift und in einem ſolchen Fall ift die Zu— 
rechnung der ım Rauſch verübten Verlegung zur Fahrläſſigkeit (eulpa) nicht von vorn: 
herein ausgeſchloſſen. Ja man muß noch weiter gehen. Wenn fih nämlich Jemand ab— 
fichtlih in den Zuftand der vollen Beraufhung oder in einen Schlafzuftand verjegt, um 
in demjelben einen verbrecheriſchen Erfolg herbeizuführen und wenn er auch feine Abſicht 
in der angeftrebten Weife verwirklicht, jo ift ihm das Gethane zur Abficht zuzurechnen, 
da hier unleugbar ein Caufalzufammenhang zwifchen der Abficht und der That vorliegt. 
Dan nennt ſolche Handlungen gewöhnlich actiones liberae in causa, ift aber freilich 
weder in der Theorie noch in der Gefeßgebung über ihre Auffaffung ganz einig. 

3) Der Affeet, eine meift durch plöslich in das Gemüth neu eintretende Vor: 
. ftellungen bervorgerufene bedeutende Abweichung von dem Gleichgewichtszuſtand der Vor— 
jtellungen (wohl zu unterjceiden von der Leidenſchaft) kann fi bis zu einer ſolchen 
Höhe fteigern, dar er die Beſonnenheit und Selbftbeherrfchung volfftändig raubt. 

4) Borübergehbende Geiftestrantheiten, 

III. Als dauernde (wollftändige) Hemmung der pſychiſchen Freiheit erfcheinen die 
dauernden Geiſteskrankheiten, in deren Charakterifirung die neuere Pſychiatrie be 
deutende Fortſchritte gemacht, mandmal auch freilich ſehr bevenflihe Theorien entwidelt 
bat. Beſondere Schwierigkeiten bereiten die ſ. g. lichten Zwiſchenräume, die man nicht 
jelten aud) da angenommen bat, wo blos ein Zurücdtreten der äußeren Kranfheitserichei- 
nungen bei fortbauernder Geiftesftörung vorliegt, mährend von wirklicher zeitweiliger 
Geiſtesgeſundheit und folglich Zurehnungsfähigfeit nur die Rede fein kann bei wirflicher 
Pertodicttät der Geiftesfrankheit. 

Eine jelbftftändige Betrachtung erfordert noch der ſ. g. Notbitand im crimi⸗ 
naliſtiſchen Sinne. Er iſt im allgemeinen dann vorhanden, wenn Jemand ſich in der 
Lage befindet (oder doch zu befinden glaubt), entweder fremde Güter in verbrecheriſcher 
Weiſe antaſten oder irgend eins der ihm gehörigen Güter verlieren zu müſſen. Gewiß 
iſt es nun, daß die Noth kein Rechtstitel iſt, da Andere deshalb nicht ihre Rechte ver— 
wirft haben können, weil ich mich in einer bedenklichen Lage befinde, obwohl auch das 
angeblide „Nothrecht” feine Anhänger zählt. Ebenſo gewiß tit es andererſeits, daß Die 
Nothlage Afferte hervorrufen fan, welche vollftändige pſychiſche Unfreiheit bewirken. Allein 
man gebt gewöhnlich noch weiter in Berüdjichtigung des Notbitandes, und läßt jelbit 
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folhe in demfelben verübte Handlungen, welche mit Bejonnenheit im Zuftande pſychiſcher 
freiheit begangen und an fidy eigentlich verbrecheriſch find, ftraflos, wenn man fich nad) 
billiger Erwägung aller Verhältnifie jagen muß: ed würde ein über den an die menſch— 
liche Sittlichkeit zu Legenden Durchſchnittsmaßſtab weit hinausgehender heroifcher Tugend» 
muth dazu gehört haben, in einer folchen Yage das fremde Gut unangetaftet zu laſſen 
und den eigenen Berluft mit Gleihmuth zu ertragen. Es wird demnach gewiſſermaßen 
ein Zuftand der Zurechnungsunfähigkeit fingirt, weil man fittlichen Heroismus nicht wohl 
unter Strafe gebieten fann. 

Wenn die pfuchtiche Freiheit, wie wir fagten, Grade Hat und ſich ein allmähliger 
fletiger Uebergang von der vollen Freiheit zur vollen Unfreiheit denfen läßt, jo wird der 
Strafgeſetzgeber dies nicht ignoriren dürfen. Die volle Zurechnung darf nicht eintreten, 
wenn ein Zuftand der geminderten Freiheit nachgewieſen wird. Es müflen aljo Zuftände, 
melde an die - Zurechnungsunfähigfeit angrenzen, als Strafmilderungsgründe 
erklärt werden, jo daß es dem Richter möglich ift, fie im vollen Maße zu berüdfichtigen 
und bis zu einem Minimum der Strafe herabzugehen. Die Zuftände, welche hierher 
gehören, find: 1) Schwachfinnigkeit, 2) der Affect, ſobald ev die Freiheit nicht ganz 
raubt, 3) die Beraufchung unter derſelben Borausfegung, 4) Zuftände, welche an ven 
Nothftand angrenzen. Endlich wird man hierher auch zu vechnen Haben 5) Die 
Jugend in dem Sinne, daß eine mildere als die oxbentlihe Strafe eintreten ſoll für 
ſolche Verbrecher, melde zwar der Kindheit entwachlen, doc wegen ihres jugendlichen 
Alters ihrer Minderjährigfeit, noch nicht die volle geiftige Reife und die vollftändige 
Einfiht in die Tragweite ihrer Handlungen befigen. Im den neueren Gefeßbüchern, 
(namentlich in den ſächſiſchen) werden die erwähnten Zuſtände zum Theil viel beifer ge— 
wirdigt, als e8 früher der Fall war. — 

Endlich bevarf es wohl faum der Bemerkung, dafs eine Körperthätigfeit, welche 
gänzlich unmwillfürlich, alfo feine Handlung ift, ganz unzurechenbar ift, daher der ſ. 9. 
phufiiche oder mechanifche Zwang (vis absoluta) die Strafbarfeit des Gezwungenen 
ausſchließt. Man pflegt dieſem phyſiſchen Zwang gewöhnlich den ſ. g. pſychiſchen 
(vis compulsiva) entgegenzufegen, worunter nichts anderes zu verftehen ift, als eine 
pigchiiche Einwirkung auf einen Menſchen, durch welche derſelbe pſychiſch unfrei wird. 
Sie befteht in Drohungen (verbunden mit mechanischer Gewalt oder ohne ſolche), durch 
welche Affecte der Furcht und des Schreckens in einem ſolchen Maße erzeugt werben, 
daß Willensunfreibeit und daher Nichtverantwortlichteit für die in einem ſolchen Zuftand 
Degangenen Handlungen die Folge ift. Diejenigen, welche ald Anhänger der abjoluten 
Freiheit die Möglichkeit des pſychiſchen Zwanges leugnen und darum mit dem Gate 
eoactus voluit, tamen voluit übereinftimmen, überfehen dabei (abgejehen von dem Irr— 
thum, als könne irgend ein Menich abjolute Freiheit befigen), daß zwar die That des 
in Folge pſychiſchen Zwanges Handelnden auf feinen Willen zurüdzuführen, alfo Handlung 
ft, dar der ihr zu Grunde liegende Wille aber unfrei, folglih dem Handelnden nicht 
jurebenbar ift. Gonfequenterweife müßten die Anhänger der abjoluten Freiheit bes 
banpten, daß der Affeet miemal$ die Zurechenbarfeit aufbebe, ja von ihrem Standpunkt 
aus wird überhaupt eine Minderung oder Störung der Willensfreikeit, die ja eine 
abjolute, aljo unveränderlic ſich gleichbleibende fein joll, durch Raufchzuftände, Geiftes- 
franfheit u ſ. mw. unbegreiflich. — 

AZumeilen hat man auch die Straflofigfeit der im Zuftande dev Notbwehr verübten 
Handlungen damit zu begründen gefucht, daß man auf die pſychiſche Zwangslage hinwies, in 
welcher ſich der Nothwehr Uebenve befinde. Allein Handlungen der Nothwehr find ſtraflos, 
auch mern feine pfychiſche Unfreiheit nachgewiefen werden fann, Freilich beruht dieſe 
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Straflofigteit nicht etwa auf einem angeborenen Recht, fondern zunächſt wird ſich der 
Staat beſtimmt fühlen, die Straflofigfeit von Handlungen der nöthigen Selbftwertheidigung 
in einem gewiſſen Mafe anzuerkennen, weil es widernatürlich wäre, auf den Trieb ver 
Selbfterhaltung gar feine Rückſicht zu nehmen und weil ſolche in der Noth verübte 
Handlungen wohl nicht als eine Verlegung des Gemeinweſens empfunden werden. ragt 
e8 ſich nun aber nach der näheren Beitimmung jenes Maßes, jo wird man hierfür das 
Princip der Vergeltung als entjcheidend anerkennen müſſen. Nothwehr tft die mit an 
ſich ftrafgefetwidriger Verlegung des Gegners vollzogene Selbftvertheidigung gegen einen 
gegenwärtigen (oder unmittelbar drohenden) vechtöwidrigen Angriff, gegen welchen es 
(wenigjtens nach der Meinung des Angegriffenen) fein anderes Mittel der Abwehr gibt, 
als die Selbftvertheivigung. Sie erſcheint alfo als ein Gegenzwang gegen den vom Ans 
greifer ausgehenden Zwang, ald Gegengewalt im Hinblid auf eine Gewaltübung. Sie 
findet eben darum ihr nothwendiges Maß an der Gefahr, welcher fie abbelfen ſoll. Wenn 
der Angegriffene bei feiner gewaltfamen Selbftvertheidigung dem Anderen fein größeres 
Uebel zufügt, als diefer ihm angedroht hat, jo kann er nicht beſtraft werden, weil bie 
Strafe der Ausprud der ausgleichenden Gerechtigkeit (Bergeltung) jein muß; die von dem 
Angegriffenen gefetste Mebelthat hat aber ſelbſt nur ausgleichend und nicht über das Map 
hinaus gewirft; die Strafe kann nicht ihrem eigenen Princip zuwider eine theilweiſe 
bergeftellte Ausgleichung wieder zerftören. Wohl aber, wird fie den Angreifer treffen, 
defien That ald Verlegung des Gemeinwefend einer Sühne bedarf. Will man viele 
Berhältnigmäßigfeit zwilchen Angriff und Vertheidigung nicht ald Schranfe der Nothwehr 
aufitellen, jo muß man die Tödtung zur Rettung des geringfügigiten Eigenthumsgegen— 
ftandes geſtatten, falls fie das einzige Mittel hierzu wäre. Uebrigens wird man bei Ab- 
wägung der VBerbältnigmäßigfeit Rückſicht zu nehmen haben auf die fubjectiwe Anſchauung 
des Angegrifienen über feine Yage, die ihm oft gefährlicher erſcheint, als jie wirklich ift. 
Man wird dabei wohl bevenfen müffen, daß die Art des Angriffs und nicht blos Das 
Dbject deſſelben entſcheide. Unzuläffig ift auch die Beichränfung der Nothwehr auf Ab— 
wehr gegen Angriffe auf umerfegliche Güter, zumal die Unterjcheidung zwifchen unerjet- 
lichen und erjeglichen Nechten eine unbeftimmbare und fließende ift. — Nothwehr ift 
geftattet gegen jeden rechtswidrigen Angriff, welchem überhaupt Durch gewaltfane Abwehr 
entgegengetveten merden fann. — Nothwehr zur Bertheidigung eines Anderen wird in 
demjelben Maße zu geftatten fein, wie die zur Selbftvertbeidigung. 

8.3. Berbrecheriſche Abſicht und Fahrläſſigkeit. Nachdem von den 
Bedingungen der Zurechnung überhaupt gehandelt wurde, haben wir nun von dem zwei 
Hauptarten der Zurechnung, der Zurechnung zur Abſicht und jener zur Fahr— 
Läjfigkeit zu ſprechen. 

Die verbrederifche Abficht (dolus) iſt die Richtung des Willend auf das Uebel, 
deffen Herbeiführung mit Strafe bevroht if. Man unterjcheivet von derſelben, obwohl 
namentlich die Gejege bier von ‚einer gewiſſen Nachläffigkeit des Ausdrucks ſich nicht frei 
halten, den Borjag, d. h. die Richtung des Willens auf jene Thätigfeiten, welche als 
Mittel zur Herbeiführung des werbrecheriichen Erfolges dienen follen. Bei einer Tödtung 
3. B. gebt der Vorſatz auf das Abſchießen eines Gewehrs, die Abficht auf Tödtung eines 
Menſchen. Mit der Abjicht darf aud die Endabſicht oder das Motiv des Thäters 
nicht vermengt werden. Diefe Endabſicht und folglich auch der Umſtand, ob jie ver: 
wirfliht, ob der Zwed des Thäters erreicht wurde, 3.8. ob die Habjucht befriedigt wurde, 
welche zum Morde trieb, tft in der Regel, wenn die Gefege nicht das Gegentheil beftunmen, 
gleichgültig für den Thatbeftand des Verbrechens, dagegen wird man bei Feſtſetzung ber 
Strafe allerdings auf das Motiv Nücfiht nehmen müſſen, worüber fpäter Näheres. 
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Man hat die verbrecheriſche Abficht in verfchiedene Unterarten eingetheilt, in welcher 
Binficht wir hervorheben: 

1) Die Eintheilung in beftimmte und unbeftimmte oder beſſer in aus— 
Ihlieglih und eventuell beftimmte Abſicht (dolus determinatus und dolus 
indeterminatus oder befier eventualis)., Eine ganz allgemeine unbeftimmte auf Bes 
Ihädigung überhaupt gerichtete Abjicht ift mur vorhanden, wenn ein Affect die Geiftes- 
Harbeit trübt, fie füllt aljo unter den Begriff des |. g. Affeetdolus (fiehe Nr. 2). Das 
gegen tt einfach beftimmte Abficht vorhanden, wenn der Thäter feinen Willen auf einen 
beftummten Erfolg ausſchließlich richtet, während eventuell beftimmter Dolus vorliegt, 
wenn er von mehreren Erfolgen, welche möglich find, aber melde nicht zugleich ein- 
treten fünnen, entweder den einen oder den anderen will, alſo ewentuell in jeden willigt, 
endlich mehrfacher beftimmter Dolus, wenn die Abficht fih auf mehrere Erfolge der That 
richtet, Die vereinigt eintreten können und deren gemeinfamer Eintritt (3.3. der Tod mehrerer 
Menfchen in Folge einer Erplofion) von dem Thäter gewollt wird. Der eventuelle Dolus 
ft namentlich in dem häufig vorfommenden Fall minder ftrafbar gegenüber dem beftummten, 
wenn vorzugsweiſe die geringere Berlegung gewollt, eventuell aber auch die ſchwerere 
gebilligt wird. Tödtung mit beftimmtem Dolus ift ftrafbarer, als die Tödtung mit 
eventuellen Dolus, bei welcher der Thäter zunächſt und vorzugsweiſe nur eine Ver: 
wundung beabfichtigte. 

2) Die Unterfcheivung zwifchen überlegter Abſicht (dolus praemeditatus) und 
der aus einer heftigen Gemüthsbewegung entitandenen (Affectdolus, impetus, dolus 
repentinus) ift eine mohlbegründete, da Die bei jener vorhandene volle pſychiſche Freiheit, 
welde es allen Abhaltungsgründen möglih macht, ihre Wirkſamkeit gegen den ver— 
brecheriichen Willen zu entfalten, die Strafbarkeit dieſes letzteren fteigert, wenn ev Dennoch, 
zur That ſchreitend, feine Intenfität offenbart. Hat dagegen der Affeet zur Verübung 
des Verbrechens den Anftoß gegeben, fo ift diefes minder ftrafbar. Dabei darf man fich 
von dem Ausdruck dolus repentinus nicht irie machen laſſen und glauben‘, die überlegte 
Abficht erfordere zu ihrer Entwidelung und Verwirklichung ſtets eine längere Zeit. Die 
volle veifliche Ueberlegung kann bei geiftesgewandten und namentlich in Verbrechen ge 
übten Yeuten auch ganz plöglid vor fich geben, fo daß Abjicht und That bligeöfchnell 
aufeinander folgen, ohne daß' dabei irgend eine Gemüthsbewegung die Willensfreiheit ein— 
engt. — Der Unterfchied zwijchen überlegtem und Affectvolus iſt namentlich für das 
pofitive Recht dadurch wichtig, daß auf ihm der Beariff des Mordes im Gegenjat zum 
Todtſchlag (Tödtung im Affectvolus) beruht. Mit dem Fall des ſ. g. Affectvolus darf 
man nicht jene oft vorkommenden Fälle verwechleln, in welchen die Verübung der That 
ſelbſt Affecte erzeugt, die natürlicherweife nicht mildernd auf die Beurtheilung der Abjicht 
einwirken fünnen. — 

Die fonftigen Eintheilungen des Dolus können wir hier übergeben, da fie zum 
Theil ganz veraltet find, wie die in mittelbare und unmittelbare Abſicht (dolus 
directus und indireetus) — welche allerdings im öfterreichiichen Strafgeſetzbuch noch 
vorkommt — und die in vorhergehende, begleitende und nahfolgende Ab: 
fiht (daß die letztere ein Unding fer, ift leicht einzuſehen), over eined fehr genauen Ein: 
gehend im die Details zu ihrer richtigen Würdigung bedürfen würden, wie 3. B. der 
Gegenfat von dolus specialis und generalis, welder legtere in neuejter Zeit wieder 
Anhänger gefunden hat. — 

Unter der VBorausfegung einer beventenden Verlegung wird der Staat nicht umhin 
können, auch Felde Handlungen zu ftrafen, welche nicht zur Abjicht, ſondern nur zur 
Fahrläffigkeit /culpa, Verfchulden) zuzurednen find. Yieße fich freilich die Fahr— 
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Täffigteit, wie Manche meinen, nur auf einen Berftanbeöfehler zurüdführen, jo könnte von 
Strafe nicht die Rede fein, da man Jemanden deshalb, weil er weniger Verftand befitt, 
als wünſchenswerth wäre, nicht ftrafen farm. Nun läßt fich aber in der That die Fahr— 
läſſigkeit auf einen Willensfehler zurüdführen. Mit Recht fordert man von dem Men— 
Ichen, daß er an die Möglichkeit übler Folgen denken jolle, welche fi aus feinen Hands 
lungen entwideln können, d. h. mit anderen Worten, man fordert, er jolle aufmerkſam 
fein wollen, damit Verlegungen vermieden werden. Er foll ferner, wenn eine be 
fonnene Erwägung ihm die Gefährlichkeit dev Handlung, welche er unternehmen will, zeigt, 
fo viel Willenskraft haben, fich felbft diefe Handlung zu verbieten. Dabei wird man 
allerdings feinen übertrieben ftrengen Maßſtab anlegen, wenn 8 ſich um Beſtrafung einer 
Tahrläffigfeit, nicht blos um Wiedergutmachung des angerichteten Schadens handelt. Es 
hieße Unmöglichfeiten verlangen, wenn man den Menjchen bei Strafe verpflichtete, bei 
jedem Unternehmen vor dem Beginn deſſelben alle denfbaren Eventualitäten zu erwägen 
und es aufzugeben, wenn unter denfelben fich auch die Verlegung eines Anderen befände. 
Wenn man ftetd auch die entfernteften und unmahricheinliciten Erfolge jedes Unterneh: 
mend zu würdigen verbunden wäre, würde man überhaupt gar nicht zum Handeln 
fommen, Deliberante Roma Saguntum perit! Man kann alſo nicht mehr fordern, 
als die Rückſichtnahme auf jene nicht gar zu unmahrjcheinlichen, im gewöhnlichen Lauf der 
Dinge nicht allzu felten eintretenden Folgen, an welde ein bejonnener, gewiflenhafter 
Mann bei feinen Unternehmungen zu denken pflegt. Das Maß der gebotenen Aufmert- 
ſamkeit fann nicht etwa von dem Geſetz genau angegeben werben; bier ift vielmehr dem 
vernünftigen Ermeſſen des Nichterd ein weiter Spielraum angewiefen. Dieſer wird 
Alter, Gejchlecht, Temperament, Beruf und Bildung des Handelnden und die ganze 
Eigenthämlichkeit der Lage, in der er ſich befand (die nicht felten ein raſches Handeln 
fordert) einer genauen Prüfung unterwerfen müfjen. 

Man pflegt die Fahrläffigfeit einzutheilen in unbewußte und bewußte. Uns 
bewußte Fahrläffigfeit, Unvorfichtigfeit, negligentia ift dann vorhanden, wenn Jemand 
durch feine Handlung einen üblen Erfolg herbeiführt, am den er überhaupt nicht gedacht 
bat. Bewußte Fahrläffigkeit, Frevelhaftigfeit, Juxuria hingegen dann, wenn der Thäter 
zwar an bie möglichen üblen Folgen feiner Handlung denkt, -trogdem aber in der Hoff: 
nung, daß feine ſolchen eintreten werden, handelt und num der nicht gewünjchte üble Erfolg 
eintritt. Allerdings ift es richtig, daß die bewußte Fahrläſſigkeit im allgemeinen ein 
höheres Verſchulden begründet und manchmal ganz nahe an ein doloſes Berhalten an— 
grenzt Wer fih z. B. ſelbſt durch die ganz augenſcheinliche Gefahr für Menfchenleben 
nicht abhalten läßt, ein Gewehr loszuſchießen, unterjcheidet fi wenig von demjenigen, der 
eventuell einwilligt darein, daß der Schuß einen Menfchen treffe. Immer aber bleibt 
der Unterſchied, daß jener den Tod des Andern nicht will und wünſcht, während biefer 
äuferften Falles mit ihm einverftanden iſt. Es iſt felbft nicht allgemein richtig, daß 
die bewußte Fahrläſſigkeit ftets höher ftrafbar fer, als die unbewufte. Wer die Mög- 
lichkeit einer Verlegung erwägend, Vorſichtsmaßregeln gegen diefelbe trifft, welde aber 
dennoch ihren Zweck verfehlen, tft wielleicht milder zu beurtheilen, als ein Anderer, der, 
um gemiffenlofen Yeichtfinn handelnd, felbft am die nächitliegenden Gefahren nicht denkt, 
welche er herbeiführen fan. Man muß fich hüten, eine Schablone als Mafftab für 
die ftrafrechtliche Beurtheilung zu gebrauchen. — Nicht zu überfehen ift aud), daß man 
an denjenigen höhere Anforderungen ftellen wird, welder durch feine Berufs- oder Amts- 
pflichten zu beſonderer Aufmerkjamfeit verbunden ift, als an andere Perſonen — ein 
Umjtand, den auch die Strafgefeßbücher meiftens berworheben. — 
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8.4. Einfluß des Irrthums auf die Strafbarfeit. Haben 
wir die werbrederifche Abſicht bezeichnet als die Richtung Des Willens auf Das Uebel, 
deſſen Herbeiführung mit Strafe bedroht ift, fo ergibt ſich hieraus, daß der Dolus 
ganz oder zum Theil wegfallen kann in Folge einer irrigen Auffaflung thatſäch— 
Liber oder rechtlicher Berhältniffee Wer in Bolge eines ſolchen Irrthums 
nicht einfieht, daß feine Handlung überhaupt zu einer Berlegung führt, bat auch feine 
verbrecherifche Abficht; geht der Irrthum nicht jo weit und bezieht er fich micht auf den 
ganzen Cauſalzuſammenhang zwifchen Handlung und Verlegung, jo jchließt er aud ben 
Dolus nicht ganz aus. Wer einen Menfchen für ein Thier hält und in diefer Mei: 
nung auf ihn ſchießt, kann nicht wegen dolojer Menſchentödtung belangt werden, wer 
Dagegen im Zuſtande voller Befonnenheit auf einen Menfchen mit der Abficht zu töbten 
ſchießt, ohne zu wiffen, daß derfelbe fern Bater fei, kann zwar wegen (werfuchten oder voll» 
endeten) gemeinen, aber nicht wegen Vater mordes verurtheilt werden. Cine andere 
Frage aber ift es, ob der Irrthum, auch wenn er von der Beichaffenheit ift, daß er ben 
Dolus gänzlih ausſchließt, etwa doch zur Fahrläffigkeit zuzurechnen ſei oder nicht. 
Konnte der Irrthum bei Anwendung der gehörigen Aufmerkſamkeit vermieden werden, fo 
liegt eine Fahrläſſigkeit vor. Man nennt einen ſolchen Irrthum einen vermeidliden 
{error vincibilis), während man unter unvermeidlichem Irrthum (error invinei- 
bilis) denjenigen verfteht, welcher bei Anwendung pflichtmäßiger Achtſamkeit nicht zu vers 
meiden mar. 

Der Irrthum ift dann ganz einflußlo8 auf die Strafwiirdigfeit der That, wenn er 
blos eine Verwechſelung des einen für die Berübung des Verbrechens tauglichen 
Dbjectes mit einem anderen ebenfo tauglichen herbeiführt (error in objeeto, namentlich 
error in persona), Wenn A den B abfichtlich niederſchießt, weil er diefen für den C 
bält, dem er auflauerte, jo ift A wegen der Tödtung des B zu beftrafen, da fein Wille 
in der That auf die Tödtung der Perfon, welche er erſchoſſen hat, gerichtet war. A er: 
fennt den wor ihm ftehenden B als einen lebenden Menſchen, richtet auf ihn feine Thä— 
tigkeit, um ihn zu tödten, und wollbringt fie aud. Dies genügt zum Thatbeftand der 
dolofen Tödtung. Anders dagegen verhält fich die Sade in dem Fall der |. g. Ab— 
lentung der Handlung (aberratio actus). Wenn A zu einem tödtlichen Streich 
gegen B ausholend, nicht diefen, fondern den in der Nähe befindlichen C tödtlich trifft, 
fo kann er blos wegen eines gegen B gerichteten Verſuches und zugleich wegen fahrläffiger 
Tödtung ded C jchuldig erkannt werden, In jenem Vermechlelungsfalle war die Tödtung 
der getroffenen Perſon eine gewollte, wenn auch gewollt aus einem irrigen Grund, was 
aber für den Thatbeftand gleichgültig it, in dem Fall der Ablenkung dagegen war die 
Tödtung des zum Opfer Gefallenen überhaupt gar nicht gewollt, Daher ift fie nicht zur 
Abſicht zurechenbar. Manche Schriftfteller leugnen freilih, daß ein innerer juriſtiſch 
relevanter Unterſchied zwiſchen den beiden Fällen beſtehe und nehmen in beiden Vollendung 
der That an. 

Wenn wir früher fagten, der den Dolus ausſchließende Irrthum könne fich nicht 
blos auf tbatjächliche, jondern auch auf vehtlihe Verhältniſſe beziehen, jo follte Damit 
nicht eine Gleichftellung der Untenntnig oder irrigen Auffaffung des Straf- 
geſetzes mit dem thatfächlichen Irrthum gemeint fein. Jene Unfenntniß oder mangel- 
hafte Kenntniß des Strafgeſetzes (ignorantia 8. error juris criminalis) wird in ber 
Kegel jogar von den Gefegen, wie von den Schriftftellern für ganz unerheblich erflärt. 
Es müfje, pflegt man zu fagen, angenommen werben, daß Jeder bie gehörig kund— 
gemachten Gefege auch kenne; feine Unkenntniß beruhe alfo nur auf eigenem Verſchulden 
und könne um fo weniger als Entſchuldigung dienen, da die Strafwürbigfeit verbrecheri— 
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her Handlungen ohnehin jedem zurechnungsfähigen Menſchen auch ohne Kenntniß der 
Staatsgeſetze einleuchtend fein müſſe. Diefe faft allgemein herrſchende Lehre ift nun 
freilich nicht ſtichhaltig. Zunächſt iſt es auffallend, daß man eine Fiction an die Stelle 
der Wahrheit jet, wenn man die Kenntniß der Strafgefete als eine allgemein verbreitete 
anfieht. Ebenfo ftimmt es wenig zu dem wirffihen Sachverhalt, wenn man meint, die 
Strafmürdigfeit aller in den Strafgefegbücern verpönten Verbrechen vermöge jeder Zu— 
rehnungsfähige einzujehen. Wäre Das legtere wirklich der Fall, dann hätte die Be— 
rufung auf Gejegesunfenntmig in der That feine Bedeutung. Zuzugeben ift alfo nur 
Folgendes: Mangelhafte Kenntnig der Strafgefege entſchuldigt nicht, wenn das begangene 
Verbrechen ein ſolches ift, deſſen Strafwürdigfeit jeder Zurechnungsfähige auch ohne 
Kenntnignahme von den Strafgefegen einfehen muß. Das Bewußtſein der Unerlaubtheit, 
Schädlichkeit, Umfittlichleit einer jolhen Handlung bedarf ja hier zu feiner Weckung nicht 
erft der Strafgefege. Wenn dagegen die Handlung ein bloßes delietum juris civilis 
ift, deſſen Strafmürdigteit man ohne Kenntniß des Strafgeſetzes nicht ohne weiteres ein— 
zufehen vermag, da es am fich feine Andere verletzende Uebelthat it, fo kann auch bei 
nachgewieſener Unkenntniß des pofitiwen Rechts feine Strafe eintreten, da von einer 
Schuld hier nicht die Rede iſt. Und ſolche delieta juris eivilis finden fi) in unferen 
Strafgeſetzbüchern namentlich unter den |. g. politiichen Verbrechen. Befeitigt man fie 
jorgfältigft au® den Gejegen, dann fann man allerdings den Sat ohne Bedenken aufs 
ftellen: daß die Berufung auf Unkenntniß der Geſetze nicht entſchuldige. 

Was hier über den Rechtsirrthum ausgeführt wurde gilt aber nur, wenn ſich der= 
jelbe auf die Strafgefege bezieht. Ein Irrthum über jonftige gejegliche und gewohnheits— 
rechtliche, 3. B. dem Staats = oder dem Privatrecht angehörige, Bejtimmungen bingegen 
ſteht in ftrafrechtlicher Hinficht ganz gleich mit dem Irrthum in Thatfahen Wer aus 
irriger Auffaſſung der maßgebenden privatrechtlihen Säge — ohne falfche Kenntniß der 
Thatſachen — eine Sache für die jeinige hält, während fie eine fremde ift, kann nicht. 
wegen Diebitahls beftraft werden, wenn er fie einem Anderen wider defjen Willen wege 
nimmt; wer zufolge einer irrigen Auffaffung der einfchlägigen Gefege glaubt, ihm ftehe 
(3. B. als Gutsheren) das Befugniß zu, Andere gefangen zu halten, ift nicht wegen ab- 
fichtlicher Freiheitsberaubung zu ftrafen, wenn er fein vermeintliches Recht wirklich ausübt. 

Das Gegenftüd zu dieſer letzterwähnten Art des Irrthums ift der Fall des Wahn- 
verbrehens im engern Sinne (delietum putativum), wenn nämlid Jemand in der 
irrigen Meinung, eine beftummte Handlung fer durch das Gefe verboten, dieſelbe vor= 
nimmt, alſo z. B. unehelichen Beiſchlaf pflegt, obwohl er ihn für ftrafgefegwidrig hält. 
Auch Hier handelt es fih um einen Rechtsirrthum; die Handlung bleibt aber natürlich 
ſtraflos. — 

8.5. Strafbarfeit von Unterlajfungen Wir haben das Verbrechen 
bezeichnet als eine Handlung. Allerdings ift nun die regelmäßige Bedingung für die 
Strafbarfeit die, daß Jemand körperlich thätig geworden ift und hierdurch ein Uebel 
herbeigeführt hat. Allein eimerjeits iſt es nicht möthig, daß das den Thatbeftand des 
Verbrechens charakterifivende Uebel auch wirklich volftändig eintritt, und es ift vielmehr 
ſchon der bloße Berfuc des Verbrechens ftrafbar, andererfeits aber fann auch ein bloßes 
Unthätigfein, das bloße Unterlaffen emer beftimmten Thätigkeit die Elemente der 
Strafwürdigkeit in fi tragen. Den letzteren Punft müſſen wir noch kurz beleuchten, 
ehe wir zu der Lehre vom Verſuch übergeben. 

Schon bei Betrachtung der culpoſen Verbrechen haben wir gefunden, daß auch eine 
bloße Unterlajjung ftrafwürdig fein kann. Derjenige, welder einen Menfchen über- 
fahren und getödtet hat, kann dieſen Erfolg herbeigeführt haben dadurch, daß er die 
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Pferde unvorfichtigerwetie zu ſchnellem Yauf antrieb, aber auch dadurch, daß er fie un— 
vorfichtigerweife zurüdzubalten unterließ, obwohl er einfehen mußte, daß Gefahr 
für em Menfchenleben drohe. Es läßt fich aber felbft denfen, daß ein doloſes Verbrechen 
auf einer bloßen Unterlaffung beruht. Zunächſt ift dies der Fall, wenn ein Strafgeſetz 
eine beftimmte Handlungsweife vworjchreibt und die dolofe Unterlaffung der gebotenen 
Thätigkeit mit Strafe bedroht. Einem ſolchen „Präceptivgeſetze“ gegenüber kaun man 
nur durch Unterlaffung Verbrecher werden; die betreffenden Verbrechen find aljo reine 
Unterlaffungsvelicte (delicta omissionis). Gebietet 3. B. ein Strafgefeg von begangenen 
Berbrechen die Anzeige zu machen, jo übertritt man dafjelbe eben durch Unterlafjen ber 
Anzeige und nur auf diefe Weile. (Natürlich kann das Geſetz auch die culpoje Unter- 
lafjung mit Strafe bevrohen, worüber nichts Beſonderes zu bemerken ift.) Aber auch 
die |. g. „Prohibitingefetse”, welche die Regel bilden, können durch bloße Unterlaffungen 
übertreten werden. Man kann den Erfolg, deilen Herbeiführung unter Strafe verboten 
ift, ausnahmsweiſe auch durch Unterlaffungen herbeiführen (delietum per omissionem 
commissum). Dod muß immer forgfältig darauf geachtet werden, daß die Vorbebingung 
für die Beitrafung auch in biefem Fall ein wirflicher Caufalzufammenhang zwiſchen der 
Unterlafjung und dem eingetretenen Uebel ift, fo daß jenes Unthätigbleiben mit in der 
Reihe der Urfachen der verbrecheriſchen Wirkung erfcheint. Bloße Gedanten, ruchloſe 
Wünfche und Gefinnungen ohne Wirfung in der Außenwelt ftehen mit diefer in feinem 
Zufammenhang; ein Gefchehnig in derfelben kann aljo nicht dem bloßen Gedanken, der 
das Ereigniß herbeiwünfchte, zugerechnet werden. Man kann auch den Caufalzufammens 
bang nicht fuppliven weder durch eine rechtliche Verpflichtung zur Abwendung eines Er— 
folges thätig zu werben, noch durch die fpecielle Verpflichtung, jene üblen Erfolge abzu— 
wenden, melde aus der eigenen (am ſich nicht dolojen) Thätigkeit hervorzugehen drohen, 
Wer z. B. zu nicht verbrecheriichen Zwecken eine Grube gegraben bat, hat allerdings die 
fittliche Pflicht, den berammahenden Feind vor dem Sturz in diefelbe zu warnen, wenn 
er die Warnung aber unterläßt, To ift er nicht Mörder, auch wenn er den durch den 
erfolgenden Sturz herbeigeführten Tod wünſchte. Ob er felbft oder ob ein Anderer die 
Grube gegraben hat, ift ganz gleichgültig, da die Handlung des Grabens vorausgeſetzter— 
maßen gar nicht zu dem Thatbeftand des Verbrechens gehört, — Es läßt fi allerdings 
denfen, daß ein Geſetz denjenigen, welcher troß feiner jpeciellen Verpflichtung zu handeln, 
einen Erfolg nicht abwendet, ebenfo ftrenge behandelt, wie wenn er ihn herbeige- 
führt hätte; ein folches Präceptiogefeg beftätigt aber durch fein Dafein nur die Regeln 
des Cauſalzuſammenhanges, melde es durch eine Fiction erfett. — 

8.6. Verſuch. Die Lehre vom Verſuch (conatus delinquendi) ifl der Sitz 
einer großen Anzahl von Controverfen. Die Conftruction des Verſuchsbegriffes zeigt auch, 
wegen der mangelhaften fragmentariichen Forın der Handlungen, welde dabei in Frage 
ftehen, ihre großen Schwierigfeiten, Schwierigkeiten, welche e8 mit fich brachten, daf man 
im älteften deutſchen Recht von einer ſelbſtſtändigen Auffaffung diefer Erſcheinungsform 
des Berbrechens fo gut wie nichts vorfindet. 

Zwei Factoren mußten wir als nothmwendige Elemente einer ftrafwürbigen Handlung 
betrachten: die Willensrichtung (welche auch eine culpoſe fein kann) und irgend eine 
äußere Handlung (mit Inbegriff der Unterlaffungen in dem obigen Sinn). Die bloße 
Abfiht allein, der bloße Entſchluß kann alfo noch nicht geftraft werden; Gefinnungen 
mögen vielleicht durch Gefinnungen erwiebert werden, ihnen kann aber nicht die ftaatliche Strafe 
als paſſende Vergeltung entgegentreten. Indeſſen kann freilich auch dann ſchon ein Ber: 
brechen vorliegen, wenn die verbrecherifche Abficht nicht zu ihrer wollen, aber duch zu einer 
theilweiſen Verwirklichung gefommen ift. Es Liegt fogar in der Natur einiger unter den 
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f. g. Staatöverbreden, daß bei ihmen die verbrecheriſche Abſicht nicht zur wollftändigen 
Verwirklichung fommt. Wer 5. B. den Untergang des Staates jelbft beabjichtigt, wird 
mit Recht beftraft werden, wenn auch feine Handlungsweife nicht jenen Untergang wirklich 
herbeigeführt hat; ſchon die theilweife Verwirklichung einer ſolchen Abficht ift ein ernftes 
Uebel für den Staat, die volle Verwirklichung aber würde dieſen außer Stand fegen, 
überhaupt die Strafgewalt zu üben; fie zur Strafmürdigfeit vorauszuſetzen, wäre alfo 
gerabezu abfurd. Ueberhaupt enthält aber auch ſchon die theilweiſe Verwirklichung der 
verbrecherifhen Abficht (abgefehen von der Bedrohung, welche für denjenigen in dem Ver— 
ſuch Liegt, gegen den dieſer gerichtet ift, auch dann alſo, wenn der Bedrohte von dem 
Verſuch nichts erfährt) ein ftrafwürdiges Uebel für das Gemeinweſen in fi. Liegt ein— 
mal eine Uebeltbat, nicht blos eine fundgegebene Gefinnung vor, dann kann auch die 
Verſuchsſtrafe eintreten. Dagegen wird man in der bloßen Drohung mit Begehung eines 
Verbrechens noch feinen Verſuch die ſes Verbrechens zu ſehen haben. Allerdings kann 
aber eine ſolche Drohung, wenn ſie Anderen Furcht einjagt, als ſelbſtſtändiges Verbrechen 
behandelt werden oder auch als Verſuch einer Nöthigung oder Erpreſſung, eines Raubes 
u. ſ. w. erſcheinen, wenn ſie als Mittel zur Verübung derartiger Verbrechen auftritt. 
Der Verſuch iſt, wie aus dem Geſagten erhellt, eine theilweife Verwirklichung 
der verbrecheriſchen Abſicht im Gegenfag zu der vollftändigen Verwirklichung, 
welche in vem vollendeten Verbrechen (delietum consummatum) liegt. Iſt es ein- 
mal zu einer theilwerfen VBerwirflihung des Dolus gekommen, jo kann auch a priori 
nicht weiter unterjchteden werben zwiſchen bloßen ftraflos zu Laffenden Borbereitungs= 
bandlungen und den ftrafbaren Berfuhshandlungen. Sobald die Berwirklihung der 
Abficht beginnt, beginnt auch die Strafbarkeit, welche nun allerdings mit dem Fortſchrei— 
ten der Handlung zu einem immer höheren Grade anwächſt. Nimmt Jemand einige zu 
einem verbrecherifhen Zwecke dienlihe Handlungen vor, ohne noch die Bollendung be= 
ichloffen zu haben, macht er es vielmehr von dem Gelingen jener Handlungen erjt ab- 
bängig, ob er den Entſchluß faflen wolle, zur Vollendung zu fchreiten, jo find jene Hand: 
lungen freilich ftraflos, weil noch fein Dolus vorliegt; ſobald aber diefer vorhanden ift 
und num zu feiner Verwirklichung irgend eine Handlung unternommen wird, welde zu 
derſelben auch beiträgt, jo bilvet dieſe Handlung bereits einen integrivenden Theil ber 
Uebelthat, eine ftrafbare Verfuchshandlung. Aus guten Gründen bedrohen die Straf: 
gefege jedoch in der Kegel nur ſolche Handlungen mit der Verſuchsſtrafe, aus welchen fich 
bereit Die Richtung auf ein beftimmtes Verbrechen mit Wahrfcheinlichfeit er— 
fennen läßt. Ohne einen ſolchen äuferen Anhaltspunkt kann der Beweis fir das be 
abjichtigte Verbrechen nicht geliefert werden, da die vorliegende Handlung an fich eine viel— 
deutige iſt. Wer z. DB. ein Gewehr kauft, kann dies zwar zu einem verbrecherifchen Zweck 
thun, aber auch in durchaus unverfänglicher Abjicht. Blos ein (gewiß äußerſt felten zu 
erwartendes) Geſtändniß könnte bier Aufichluß geben und ſelbſt auf ein bloßes, durch die 
vorliegenden Thatſachen nicht unterftügtes Geſtändniß Hin zu verurtheilen, wäre äußerſt 
bedentlich. Strafprocefle, welche wegen derartiger Handlungen geführt würden, müßten 
alſo refultatlos in den Sand verlaufen, was das Vertrauen zur Strafrechtspflege tief 
erfchüttern würde. Die Strafgefege ignoriren alfo mit Recht folche Handlungen, in wel- 
hen fich der Thatbeftand eines beitimmten Berbrechens nody nicht erfennbar darftellt, als 
ſJ. g. ſtrafloſe Vorbereitung. Ausnahmsweiſe erklären fie indeß, namentlich (im Geifte 
des Terrorismus) bei Staatöverbreden, auch ſchon |. g. Vorbereitungshandlungen für 
ftrafbar. Manchmal wird, wo es fih um ſehr geringfügige Delicte handelt, der Verſuch 
ganz ſtraflos gelaflen, jo 3. B. nach preufifchen Recht dev Verſuch der ſ. g. Uebertre— 
tungen und vieler „Vergehen“. Defter fommt ed auch vor, daß die Gefege eine Hand— 
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Iung, welche begriffsmäßig ein bloßer Verſuch üft, weil jie die Abficht nicht vollftändig 
verwirklicht, als vollendetes Verbrechen beftrafen, jo z. B. bei manchen Staatsverbrechen, 
wie jchon oben bemerkt wurde, oder beim Naub, wenn manche Gefegbücher erklären, dieſer 
ſei vollendet durch die in räuberifcher Abficht geichehene Vergewaltigung einer Berfon, wenn 
auch nichts wirklich derjelben mweggenommen (geraubt) worden ıft, u. |. w. 

Aus unferer Auffaffung des Verſuches als einer theilmeifen Verwirklichung, 
nicht blos einer Aeuferung der verbrecheriichen Abficht, ergibt ſich auch unfere Stellung 
zu der Streitfrage über die Strafbarkeit der ſ. g. untauglidhen Berfuhshandlungen. 
Im einer Berſuchshandlung, welde zur Herbeiführung des verbrecheriſchen Erfolges nicht 
tauglih ift, finden wir nichts von einer Verwirklichung des Dolus. Die Abjicht 
zu tödten fann man nur verwirklichen durch eine Einwirkung auf den zu Tödtenden, 
welche geeignet iſt, deſſen Tod herbeizuführen, nicht aber 3. B. durch Berabreichen von 
unſchädlichen Mitteln, durch Zauberformeln u. dgl. m. Es kann auch nicht den Aus— 
ſchlag geben, ob derjenige, welcher einen Anderen durch ein untaugliches Mittel tödten 
will, dies thut, weil er aus Unwiſſenheit dieſes vorjäglich gewählt hat, in der Meinung, 
es babe tödtliche Eigenichaften oder ob er es mur irrthümlich durch Verwechſelung, Zu— 
fall u. ſ. w. in die Hand bekam, während er ein wirklich taugliches Mittel ergreifen 
wollte. Es iſt z. B. gleichgültig, ob Jemand deshalb mit der Abſicht zu tödten einem 
Anderen Magnefia beibringt, weil er in dem Wahn lebt, Magneſia ſei ein Gift, ober 
ob er es thut im dem Wahn, es fei Arfenif und nit Magneſia, was er verabreiche. 
Die geiftige Beichränftheit, welche im erften Fall vorliegt, ift nicht der Grund der Straf: 
Iofigfeit, ebenjo wenig der Mangel des Dolus; Dolus ift vielmehr in beiden Fällen vor: 
handen, in beiden aber auch keine Verwirklichung deſſelben, aljo feine Strafbarkeit. 

Während mande Schriftiteller Strafbarfeit aller untauglihen Verſuchshandlungen 
oder Doch die regelmäßige Strafbarkeit mit gewiſſen Einfchräntungen vertheidigen, haben 
dagegen Andere einen Unterſchied gemacht zwiſchen abfoluter und relativer Untaug- 

lichteit. Bei blos relativer Untauglichfeit der Mittel, d. b. ihrer Unzulänglichkeit im ges 

gebenen Fall, ſei Strafbarfeit anzunehmen; hätte der Thäter mir diefelben Mittel in 
größerer Quantität angewandt, jo wäre ihm die That ja gelungen. Seien dagegen Die 
Mittel auch qualitativ (oder abjolut) untauglid, dann bliebe der Verſuch ftraflos. Allen 
auch in dem Fall quantitativer Untauglichkeit Liegt keine Verwirklichung der Abficht vor, 
jo wenig als es eine Verwirklichung der Abjicht, in den Mond zu fteigen, ift, wenn man 
in einem Yuftballon eine Meile body über den Erdboden emporjchwebt. 

Im weientlichen gilt daſſelbe auch von dem ſ. g. Verſuch an einem untauglichen 
Dbject. Das Schießen auf einen Leichnam z. B. ift gewiß keine irgendwie die Abjicht - 
einen lebenden Menfchen zu tödten verwirflichende Handlung. — 

Die Strafgefege erklären denjenigen für ftraflos, welcher vor der Vollendung Des 
Verbrechens noch freiwillig von dem verbrecheriſchen Unternehmen zurüdtritt. Selbſt wenn 
in einem ſolchen Fall das bereits Gefchehene etwa ſchon für fi ein jelbftftändiges Ver— 
brechen darftellt, wird zwar wegen eben dieſes vollendeten, nicht aber wegen des verſuchten 
Berbrediens beſtraft. Wer alſo, nachdem er einen Anderen mit der Abjicht zu tödten 
vermundet bat, die Tödtung frenvillig unterläßt, wird nicht wegen Mordverſuchs, jondern 
nur wegen vollendeter Benwundung beſtraft. Vergebens jieht man fich für dieſe Auf- 
faffung nach einer principiellen Begründung um, obwohl die jehr große Mehrzahl 
der Schriftfteller ebenfalls die Straflofigteit des Verſuchs wegen freiwilligen Rücktrittes 
behauptet und zu begründen ſucht. Man fann nur (unzureichende) criminalpolitiſche 
Gründe für ſolche Straflofigkeit anführen, namentlih den Grund, daß der Thäter nicht 
jelten noch im legten verhängnigvollen Augenblid zum Nüdtritt bewogen wird, wenn ihm 
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Straflofigfeit in Ausficht fteht. Aber freilich: der Verbrecher wird auch leichter zur Aus— 
führung ſeines Vorhabens jchreiten, wenn er weiß, daß ihm der Nüdtritt vor der Voll— 
endung noch immer freiftehe! Und betrachtet man die Sache principiel, jo fan man im 
Rücktritt höchſtens einen Strafmilderungsgrund finden, infofern fi aus ihm eine geringere 
Intenfität des verbrecheriſchen Willens ergibt, keineswegs aber einen Strafausihliefungs- 
grund, da das ſchon Gefchehene Durch bloße Willensänderung nicht ungefchehen gemacht, 
das Strafbare durch das bloße Nihtweiterhandeln nicht wieder ftraflod werben 
kann (woraus fich auch ergibt, daß derjenige firafbar ift, welcher einen Verſuch mit taugs 
lichen Mitteln begann, ihn aber fpäter mit untauglicen Mitteln weiter fortgefett hat). 

Mit Rüdjiht auf die Straflofigfeit bei wor der Vollendung erfolgendem Nüdtritt 
theilt man den Berfuh gemöhnlih ein in den nicht beendigten und in ben be— 
endigten (conatus perfectus, delictum perfectum, delit manque) und behauptet 
bei einem f. g. beendigten Berfuch laſſe fih gar fein Rücktritt denfen, er könne aljo nicht 
mehr ftraflo8 werden. Dies ift aber nur richtig, wenn man ben beendigten Verſuch als 
denjenigen Definirt, bei weldem der Thäter alles gethan hat, was zur Vollendung des 
Verbrechens von feiner Seite nothwendig war (micht bloß, was er dazu für nothwendig 
hielt), ohne daR der beabjichtigte Erfolg eintrat; oder auch als denjenigen, da der Han— 
delnde fruchtlo8 die ummittelbar auf den Erfolg gerichtete Handlung vollzogen bat. Unter 
diefer Vorausſetzung läßt fih in der That fein eigentlicher Rücktritt denken. Es wäre 
aber noch fraglich, ob man nicht dem erfolgreichen Entgegenwirten gegen die ſchädlichen 
Folgen des beendigten Verſuchs ebenfalld Straflojigkeit zur Belohnung in Ausficht ftellen 
follte, wenn man dieſe beim Rücktritt gewährt. Es handelt ſich ja doch zulegt nur um 
freiwillige Verhinderung der Vollendung. Dieje liegt aber auch ver, wenn Jemand einem 
Anderen mit der Abficht ihn zu töbten Gift gereicht hat (mas einen beendigten Verſuch 
conftituirt) und nun, von Reue ergriffen, durch Gegengifte jede ſchädliche Wirkung feiner 
Handlung bejeitigt. 

Keinen Werth Hat dagegen die Eintheilung in nahen und entfernten Verſuch, 
welche nur auf willtürlicher Grundlage durchgeführt werden fanı. — Man untericheidet 
ferner aud gewöhnlich den qualificirten Verſuch vom einfachen. Der erftere Liegt 
dann vor, wenn der Verſuch eines Verbrechens zugleich den felbftftändigen Thatbeſtand 
eines anderen in dem Thatbeftand jenes erften nicht enthaltenen) vollendeten Verbrechens 
in ſich faßt. Wenn z. B. ein Haus in Brand geftedt wird, um einen in demfelben be= 
findlichen Menſchen zu töten, jo Liegt nebft den verjuchten Mord auch vollendete Brands 
ftiftung vor. 

Was die Strafe des Berfuchd anbetrifft, Jo bildet fie, fo wie der Verſuch blos 
Fragment des Verbrechens ift, auch nur einen Bruchtbeil der Strafe des vollendeten Ver— 
brechens; d. h. wenn e8 beim bloßen Berjuc geblieben ift, jo muß jedesmal eine geringere 
Strafe verhängt werden, als Diejenige ift, auf welche man ertannt hätte, wenn das Ver— 
brechen in dem vorliegenden Fall vollendet worden wäre. Dagegen ift eö wohl denkbar, 
daß die Strafe eines Verſuchs höher ausfällt, als die Strafe, melde bei Vollendung 
eines gleichartigen Verbrechens in einem anderen jehr milden Fall eintritt. Die teils 
weile Verwirklichung der Abſicht in jenem Fall kann ein ſchwereres Uebel in jich enthalten 
als die vollftändige Verwirklichung in dieſem. Niemals aber fann man jagen: obwohl 
es nur beim Verſuch geblieben fer, Liege Dody ein ebenfo ſchweres Uebel vor, wie wenn 
zu dem Gefchehenen auch noch die Vollendung hinzugetveten wäre; das Plus des Uebels, 
welches in diefer Liegt, verlangt nothwendigerweife Berüdfichtigung. Darum ift die im 
franzsfiihen Recht, und in etwas abgefchwächter Weile im öfterreihiichen, 
preußiſchen und bairiſchen Recht vortommende Gleichftellung des Verſuchs mit 
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der Bollendung nicht zu billigen. Im Sinn der obigen Ausführung liegt es, für ven 
Verſuch gegenüber der Vollendung einen jelbftftändigen niederen Straffag aufzuftellen, 
deſſen oberfte Grenze aber über das Minimum des für Vollendung gegebenen Straf: 
ſatzes hinausragt. Daß fich eine gejeglihe Unterſcheidung zwiſchen werfchiedenen Graden 
des Verſuchs und die Erklärung des Rücktrittes als Strafausihliefungsgrund nicht recht— 
fertigen laſſe, wurde ſchon früher bemerkt. — 

8. 7. Theilnahme (und Begünftigung) Wir haben bisher den fubjec 
tiven und objectiven Thatbeftand des Verbrechens unter der Borausfegung betrachtet, daß 
der das Verbrechen Begehende eine einzige Perfon ift. Eigenthümliche Schwierigkeiten, 
bie eine befondere Würdigung fordern, tauchen aber in bem Wall auf, wenn mehrere 
Perfonen zur Ausführung eines Verbrechens abfictlic zufammenmwirten, ein Verhältniß, 
welches man mit dem Namen der Theilmahme (concursus plurium ad idem delietum) 
oder auch der Mitjchuld bezeichnet. Berfteht man alfo unter Theilnahme die abſicht-— 
lihe Mitwirkung Mehrerer zum Zuftandefommen eines BVerbrechens, 
fo ift von diefem Begriff ausgeſchloſſen: 

1) Jede Mitwirfung zu einem Verbrechen, welche nicht abfichtlih ftattfindet. Wer 
durch feine Fahrläffigkeit Anderen Gelegenheit zu einem Diebftahl gibt, wer einen Anderen 
zu wiſſenſchaftlichen Zweden in die Kenntniß der Gifte einweiht, welche dieſer bei einem 
Verbrechen verwerthet — der hat zwar mitgewirkt zum Zuſtandekommen des Verbrechens, 
ift aber wegen der mangelnden Abficht nicht Theilnehmer. 

2) Nach der herrſchenden Anſchauung jede Mitwirkung zu einem Berbrechen, 
welche zwar abſichtlich geichieht, aber von dem Begriff des Verbrechens zu dem Zuſtande— 
fommen beffelben gefordert ift — der ſ. g. concursus necessarius (plurium ad idem 
delictum). So liegt es im Begriff des Aufftandes, daß eine größere Anzahl von 
Menjchen zu dem Verbrechen mitwirten. Da diefe Art von Mitwirkung nur bei ein= 
zelnen Berbrechensarten vortommt, jo gehört zwar ihre nähere Betrachtung nicht hierher, 
ſondern bilvet einen Gegenftand des bejonderen Theiles, indeſſen gelten allerdings für die 
Schuld der Theilnehmer diejelben Regeln bei dem „concursus necessarius“ wie bei 
dem „concursus facultativus“. 

3) Die ſ.g. Begünftigung, welde erft nach vollendeter That zu dem Verbrechen 
binzutritt, und dem Verbrecher die aus dem Berbrechen gezogenen Vortheile fihern ober 
ihn der Strafe entziehen ſoll, ift feine Mitwirkung zur Entftehung des Verbrechens, alſo 
feine Theilnahme, jondern ein ſelbſtſtändiges Verbrechen. Sie ift eime abfichtlihe Mit— 
wirfung zur Fortdauer der durch das Verbrechen entftandenen Uebel, indem fie die Til 
gung des Verbrechens ganz oder theilmeife zu verhindern fucht, und ihre Strafbarteit 
wird ſich daher allerdings nad dem Charakter und der Schwere des „Hauptverbrechens“ 
(im Beziehung auf welches fie ftattfindet) richten. Als Begünſtigung wird in den Straf: 
geſetzbüchern namentlich behandelt die Hehlerei in Bezug auf die Eigenthumsverbrechen 
(namentlich auf Diebftahl und Raub), die Berbergung des Verbrechers vor der Obrigkeit, 
und die Befreiung deffelben aus der Haft. | 

Die zwei Hauptarten der Theilnahme find die Urheberſchaft und die Bei— 
bülfe. Da man aber ferner zu eimem Verbrechen Towohl duch intellectuelle 
Eimpirfung auf Andere, als auch durch eigene phyſiſche Thätigkeit mitwirken kann, To 
zerfällt ſowohl die Urheberſchaft als die Beihilfe wieder in eine intellectnelle und in 
eine phyſiſche. 

I. Sntellectueller Urbeber, moralifher Urbeber, Anftifter ift 
derjenige, welcher einen Anderen abſichtlich zu emer verbrecheriſchen Thätigkeit beſtimmt, 
alſo ven Entſchluß zu derfelben in dieſem hervorruft. Die verbrecheriiche Thätigkeit, zu 
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welcher angeftiftet wird, kann phyſiſche Urheberichaft oder Thäterſchaft fein, aber auch 
Beihülfe. Es gibt alio eine Anftiftung zur Beihülfe und endlich auch eine Anftiftung 
zur Anftiftung, oder „mittelbare Anftiftung“. Immer aber beginnt die Strafbarteit des 
Anftifterd erft, wenn der Thäter ſchon bis zu einem ftrafbaren Verſuch vorgeſchritten iſt 
und die Etrafbarteit des Auſtifters wächſt mit der des Thäters, wenn dieſer zur Vol— 
lendung weiter geht. Die Anftiftung wird beftraft als eine Mitwirkung zum Verbrechen, 
von einem ſolchen ift aber erft die Rede, wenn es zum mindeften weriucht iſt. An ſich 
betrachtet als bloße Einwirkung auf den Willen eines Anderen ıft die Anſtiftung noch 
nicht ftrafbar. Kommt es nicht bis zum Verſuch des Verbredens durch den Thäter, To 
biegt noch Feine ſtrafbare Uebelthat vor, und erft werm eine ſolche begangen ift, kann 
man die an ihr Betheiligten dafüc zur Verantwortung ziehen. Mande Schriftiteller und 
Gejege nehmen allerdings an, daß ſchon Die ſ. g. verfuchte (oder miglungene) Ans 
ftiftung jtrafbar fei, verfemmen aber Dabei, daß; eine bloße Aeuferung des Dolus no 
feine Verwirklichung iſt. 

Die Strafbarkeit des Anſtifters iſt im allgemeinen ebenſo groß, wie die des Thäters. 
Manchmal zeigt freilich ſein Verhalten größere Intenſität des verbrecheriſchen Willens 
als das des Thäters, allein nicht ſelten tritt auch das umgekehrte Verhältniß ein. Be— 
ſondere Strafzumeſſungs-Aenderungs- oder Ausſchließungsgründe, welche nur in der Perſon 
des Einen oder des Anderen zutreffen, müſſen natürlich auch ihre ſelbſtſtändige Wür— 
digung finden. 

Die Mittel, welche zur Anſtiftung benutzt werden, ſind gleichgültig. Der Streit 
über dieſelben iſt daher ein ziemlich müſſiger. Befehl, Auftrag, Rath, Bitte, Drohung, 
Geſchenke und Verſprechungen ſind die gewöhnlichſten Formen der Anſtiftung. Ueberall 
muß aber mit der Abſicht, den Willen des Anderen zum Verbrechen zu beſtimmen und 
mit dieſem Erfolg gehandelt werden. Die Drohung iſt nur dann ein Mittel der Au— 
ftiftung, wenn fie nicht pſychiſche Unfreibett in dem Bedrohten bewirkt; handelt dieſer 
ohne Freiheit, jo ift er feines Verbrechens ſchuldig und der alleinige Urheber des Ber: 
bredens iſt dev Drohende. Ueberhaupt gilt der Sat ganz allgemein: fein Anjtifter obme 
einen angeftifteten dDolofen Berbreder Wenn alio dem ſcheinbar in Folge einer 
„Anſtiftung“ zu eimem verbrecheriſchen Erfolg Mitwirkenden feine Thätigkeit überhaupt 
nicht oder wenigſtens wegen eines bei ihm obwaltenden Irrthums nicht zum Dolus, 
ſondern blos zur Culpa zugeredinet werden kann, jo ift der ſcheinbar Anftiftende, wenn 
er zu einer urheberiſchen Thätigkeit (3. B. zum Yosichieken eines Gewehrs auf einen 
Menſchen) beſtimmte, alleiniger Urheber des Verbrechens; wenn er zu einer blos unter— 
ftügenden Thätigkeit (z. B. zur Verfertigung von Nachſchlüſſeln fir einen Dieb) beſtimmte, 
Gehülfe, Beibelfer zum Verbrechen. 

Beſondere Schwierigkeiten entftehen, wenn der Angeftiftete den ihm vom Anjtifter 
gewordenen Auftrag überichreitet. Man muß ſich bei der Benrtbeilung folder Fälle 
biten, die civilrechtlichen Grundfäge über Die Haftung des Mandanten auf das ftraf- 
rechtliche Gebiet zu verpflanzen. Der Anftifter baftet nur für jene Thätigkeit, welche 
umerbalb der Grenzen des von ibm Beabfichtigten liegt, allerdings alſo aud dann, wenn 
das Berbreden des Angeftifteten mur zum Theil den Thatbeftand des Verbrechens, wozu 
angeftiftet wurde, erfüllt, 3. B. wenn der zum Raub Angeftiftete nur einen Diebitahl 
(nicht aber, wenn er einen Betrug) beging. 

Die Frage nab Dem Nüdtritt von der Anftiftung mit der Wirkung des Strafloss 
werdend bedarf einer vorfichtigen Würdigung. Nicht felten meint man, es genüge hierzu 
ſchon Die Zurücknahme Des Auftrags vor der Ausführung der That. Allein wenn der 
früher von dem Anftifter ausgeübte geiftige Einfluß trog jener Zurücknahme noch fort: 
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wirft und den Angeftifteten zu der That mit beftimmt, jo fan von Straflofigkeit nicht 
die Rede fein, vielmehr nur dann, wenn es dem Anftifter gelingt, ſelbſt den Verſuch 
des Verbrechens zu verhindern. Sieht man freilih in dem Nüdtritt von dem Berfuch 
einen Straflofigteitsgrund, To wird man auch den Anftifter für ſtraflos erklären müſſen, 
wenn dieſer bewirkt, daß das Verbrechen nicht vollendet wird und «8 bei dem bloßen 
Verſuch deſſelben bleibt. — 

Es läßt fich Sehr wohl auch eine Anftiftung zu einem Verbrechen denfen, welches 
der Anftifter Telbft als Thäter nicht begehen könnte. Es kann alſo ein Nichtbeamter 
einen Beamten zu einem Amtsverbrechen, eine Frau einen Mann zur Nothzucht u. 1. w. 
allerdings anftiften. 

Wenn Mehrere abfichtlich durch gemeinfchaftliche IThätigfeit einen Anveren zu einem 
Berbrechen beftimmen, jo find fie mtellectuelle Miturheber (Miturheber im engeren Stimme). 

II. Phyſiſcher Urheber, Thäter ift derjenige, welcher ein Verbrechen ſelbſt 
begeht (oder ausführt). Im der Lehre von der Theilnahme bat man dabei zunächft nur 
an einen dolofen Thäter zu denfen, obwohl der Begriff der Thäterfhaft am ſich auch 
auf den culpofen Berbrecher anwendbar ift. Nur der doloſe Thäter ericheint, wie wir 
ſchon oben bemerft haben, als ein angeftifteter. 

Zur Begehung eines Verbrediens können auch mehrere Thäter mitwirken. Soll aber 
nur Ein Verbrechen durch ihre vereinigte Thätigfeit zu Stande kommen, fo müſſen fie 
auch wirffih in bewußter Gemeinfchaft handeln. Es kommt vor, daß ein eingetretener 
Erfolg das gemeinichaftliche Rejultat der Thätigkeit mehrerer Perfonen ift, welche in ders 
felben verbrecheriichen Abfiht thätig waren, ohme daß fie aber von einander, vor oder 
bei der Handlung, wuhten, 3. B. es ſchießen auf denfelben Menſchen, mit der Abficht, 
ihm zu töbten, gleichzeitig zwei Perfonen, ohne daß eime von der anderen weiß. Hier 
wird man die That eines Jeden ganz felbftftändig zu beurtheilen haben, weil feinem zu— 
gerechnet werden kann, was ohne fen Wilfen der Andere getban hat. Schießen daher 
beide fehl, oder find die von ihnen beigebrachten Wunden nur durd ihr Zuſammenwirken 
tödtlich, To find beide nur wegen Verſuchs zu beftrafen, ebenſo wenn nicht conftatirt werden 
kann, welcher von beiden die tödtlihe Wunde beigebracht hat. Kennt man den Uxheber 
der Wunde, melde den Tod herbeiführte, To ift er wegen vollendeten Mordes zu beftrafen 
Es ift alfo Jeder ebenfo felbitftändig zu beurtheilen, wie in dem Fall, wenn das Zu— 
fammentreffen zweier fahrläffiger Handlungen in demſelben Object einen Erfolg herbei— 
geführt hat. 

Anders verhält es fi dagegen, wenn zwei oder mehrere Perfonen gemeinfchaftlich 
mit dem Bewußtſein diefer Gemeinſchaftlichkeit ein Verbrechen begehen; fie find dann 
Meitthäter und es iſt Jedem von ihnen der eingetretene Erfolg ganz zuzurechnen. Wenn 
alfo zwei Perfonen in folder Gemeinihaft einen Menſchen verwundet haben und beffen 
Tod die Folge war, fo find beide des wollendeten Mordes ſchuldig. Die Borausfegung 
bleibt aber dabei, daß wirklich Jeder von ihmen wie ein Thäter, nicht blos wie ein 
Gehülfe gehandelt hat. Jeder muß alfo eine Begehungshanblung ausgeführt, nicht blos 
dem Anderen ſich unterftütend untergeorbnet haben. 

Man unterſcheidet die ſ. g. zufällige Mitthäterichaft von der auf einer Ber= 
abredung beruhenden. Die erftere ift dann vorhanden, wenn ohne vorherige Verab— 
redung erft im Augenblid der That das Bewußtſein Des gemeinfamen Handelns eintritt. 
Für den Fall einer vorherigen Verabredung wird zugleich die Frage nad) einer etwaigen 
Anftiftung des Einen durch den Anderen entftehen. Abgeſehen davon wird man aber bie 
Mitthäterſchaft auch Hier ebenſo wie in dem anderen Fall zu beurtheilen haben. Näheres 
unten, wo vom Gomplott die Rebe ift. 
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III. Gehülfe ift derjenige, welcher einen Anderen, bet Begehung eines Verbrechens 
wiſſentlich unterftügt. Seine Handlungsweiſe darf feine ſolche fein, melde ibn zum 
Thäter macht. Wer, fer e8 auch nur im fremden Intereſſe, aus Freundſchaft u. ſ. w., 
die den Ihatbeftand des Verbrechens darftellende Hauptbandlung ganz oder zum Theil 
begeht, iſt Thäter. Es kommt alfo hierbei nicht blos auf ein ſubjectives, ſondern in 
erfter Linie auf ein objectives Unterſcheidungsmerkmal an. Nicht Telten allerding® wird 
eine entgegengelegte Behauptung verfocten. Nicht das foll mithin enticheiden, ob die 
Thätigkeit Des Verbrechers eine unfelbitftändige und untergeorbnete war, ſondern die Ver— 
Ichtedenartigfeit des Motivs. Wer zu dem Verbrechen nur um fremden Intereſſe mit 
wirfe, e8 nur „als ein fremdes wolle“, behauptet man, jet ein Gehülfe, wer das Ver: 
brechen als fein eigenes wolle, in feinem eigenen Iutereffe handle, fer ein Thäter. Nun 
fann aber derjenige überhaupt nicht ein Verbrechen blos als fremdes wollen, welder es 
durch feine Mitwirfung zu feinem eigenen madt; blos Tem eigener Dolus macht ihn 
zum Verbrecher. Welche Motive ihn bei feiner Thätigkeit leiten, ift fir den Thatbeſtand, 
wie gewöhnlich To auch im dieſem Fall gleichgültig. Wer das lebhafteſte Interefie an dem 
Zuftandefommen des Verbrechens hat, diefes aber nur durch eine beihelfende Handlung 
bethätigt, kann wegen jenes Intereſſes allein, welches eine bloße innere Geſinnung iſt, 
nicht zum Thäter werden, und wer das Verbrechen ſelbſt vollführt, ſelbſt den tödtlichen 
Streich führt, kann nicht behaupten, daß er blos einem Anderen vielleicht ganz unthätig 
Gebliebenen) geholfen babe, wenn er auch mer in deſſen Intereffe gehandelt bat. Dean 
darf die Abjicht nicht mit dem Motiv oder Zweck verwechleln. Wer in Wirflichkeit blos 
hilft, deſſen angeblicher urheberiſcher Dolus hat ſich nicht verwirklicht, kann ihn alſo nicht 
zum Urheber machen. Der unbefangenen Anſchauung wird man es niemals einleuchtend 
machen, daß z. B. derjenige, welcher einem Dieb Nachſchlüſſel verſchafft hat, dann nicht 
mehr Gehülfe, ſondern Urheber ſei, wenn er ein eigenes Intereſſe an der Vollführung 
des Diebſtahls hatte. — 

Die Beihülfe wird eingetheilt in die ſ.g. phyſiſche und die intellectnelle. Letztere 
beſteht in einer wiſſentlichen Unterſtützung durch geiſtige Einwirkung. Sie geſchieht alſo 
durch Beſtärkung des verbrecheriſchen Entſchluſſes, durch Ertheilung von Rath oder 
Unterricht, durch Anpreiſen der That, Verſprechen einer Begünſtigung nad) der That u. 
dgl. Sie iſt zuweilen ſehr ſchwer von der Anſtiftung zu unterſcheiden; feſtzuhalten iſt 
dabei ſtets, daß letztere beſtehen muß in einer Thätigkeit, welche den verbrecheriſchen Ent— 
ſchluß hervorruft und in dieſer Abſicht unternommen iſt. In der Regel wirkt übrigens 
die phyſiſche Beihülfe auch intellectuell den Entſchluß des Verbrechers durch das Be— 
wußtſein der Beihülfe verſtärkend, außer wenn der Verbrecher nicht weiß, daß ihm Bei— 
hülfe geleiſtet wird, (denn es iſt allerdings nicht nothwendig, daß dieſer um Die geleiſtete 
Hülfe wiſſe, wenn ſie ihm nur in einer das Verbrechen wirklich fördernden Weiſe zu 
Theil wird). 

Die Beihülfe wird ebenfo wie die Anftiftung erſt ftrafbar, wenn der Thäter mindeftens 
einen Verſuch des Berbredens begangen hat. Nur Die Beziehung auf das von dieſem 
beabjichtigte Verbrechen drüdt ihr den Charafter des Verbrechens auf, und ale Mit: 
wirfung zu einem nicht zu Stande gekommenen Verbrechen fann fie nicht beftraft werben. 
Es gibt alſo feinen Verſuch der Berhülfe, wohl aber Beihilfe zu einem verſuchten Ver— 
breden. Ebenfo wie die Strafbarteit der Anftiftung wächſt auch die der Beihülfe mit 
der zur Vollendung fortichreitenden Thätigkeit des phyfiichen Urbebers. 

Bezugs der Höhe der Strafe fteht aber der Gehülfe dem Thäter nicht gleich. Seiner 
untergeordneten Mitwirkung zum Berbreden muß eine mildere Beſtrafung entiprechen. 
Die Gelege werden das Richtige treffen, wenn jie für die Beihilfe (ähnlich wie für den 
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Verſuch) einen miedrigeren Strafſatz als für die Urheberſchaft aufftellen, deſſen Dart: 
mum aber über dad Minimum der fir die Urheber bejtimmten Strafe übergreifen muß, 
da allerdings ein Gehülfe in einem befonders ſchweren Fall ftrafwürdiger fein kann, als 
der Thäter in einem anderen leichteren. Nach dem Gefagten tft e8 nicht zu billigen, 
wern nad dem Borbilde des franzöfiihen Rechts das preufiiche und Das bairiſche 
Strafgelegbuh die Gehülfen dem Thäter im allgemeinen gleichftellen, ein. Sag, deſſen 
Conſequenzen zu ziehen, fie ſich freilich geicheut haben. Auch das öſterreichiſche Recht 
kommt zu ähnlichen Halbheiten und Inconfequenzen. 

Nah dem früher Angedeuteten gilt von der Beihülfe der Sag: feine Beihülfe 
ohne doloſen Thäter. Iſt alfo dem ſcheinbaren Thäter die That gar nicht oder 
doch nicht zum Dolus zuzurechnen, jo ift der ihn dolos Unterftügende nicht Gehülfe, 
fondern der alleinige Urheber des Verbrechens. Seine Thätigkeit ift feine untergeordnete, 
ſondern eine jelbftitändig den Cauſalzuſammenhang beherrſchende. Wir fünnen alfo die 
Beihülfe füglih als ein Acceſſorium der Urheberichaft bezeichnen, was aber nicht daran 
hindert, bei der Strafzumefjung die beionderen perfönlicen Verhältniſſe des Gehülfen zu 
würdigen. Ebenſo wenig wird durch jene accejjoriihe Natur der Beihülfe eine Nicht: 
beachtung des Erfordernifjes der Abfichtlichkeit fire die Beihilfe entichuldigt. Der Gehülfe 
wird alfo nur joweit Theilnehmer des Thäters, als er wirflid werden wollte. Begebt 
der Thäter ein anderes Verbrechen, als dasjenige, zu“ welchem der Gehülfe Unterftügung 
Leiften wollte, jo baftet diefer für Das begangene Berbreden nur in jo weit, als deſſen 
Thatbeftand übereinftummt mit dem Thatbeftand jenes Verbrechens, zu welchem er bei 
helfen mollte. Begeht alfo der Thäter einen Diebftahl ftatt des Raubes, jo haftet der 
Gehülfe als Miticyuldiger, nicht aber im umgelchrten Fall, in weldem er vielmehr nur 
ald Beihelfer zum Diebitahl verurtheilt werden fann. 

Der Rücktritt von der Beihilfe muß ganz analog wie der Rücktritt des Anftifters 
beurtbeilt werden. Gelingt e8 dem Gehülfen nicht, den Thäter vom verbreceriichen 
Verſuch abzuhalten, To hilft der bloße Widerruf nichts, ſobald die That wirflih unter 
Benutzung der beihelfenden Ihätigfeit verübt wird. Benutst aber 3. B. der Dieb die 
erhaltenen Nachſchlüſſel nicht, da er fie nicht tauglich findet, To haftet der Gehülfe nicht‘ 
für feinen „untauglihen Verſuch der Beihilfe‘. Nach der Analogie der gewöhnlich an— 
genommenen Straflofigfett des vor der Vollendung zurüdtretenden Thäterd wird man 
natürlih auch dann dem Gehülfen Straflofigfeit zugeftehen müſſen, wenn er die Bollen- 
dung des Verbrechens dur den Ihäter verhindert. 

Endlich fei noch erwähnt, daß häufig aber ohne ftihhaltigen Grund zwifchen wef ent— 
licher Beihülfe (ver Thätigkeit des „Hauptgehülfen“) und unweſentlicher unter: 
ſchieden wird. Mehr Bedeutung hat es, wenn man denjenigen Gehülfen oder Anſtifter, 
bet welchen daſſelbe Die Strafbarkeit beeinflußende perſönliche Verhältniß zu dem Object 
des Berbredens obwaltet, wie bei dem Thäter, „Ipestellen Theilnehmer“ nennt. So 
üt alfo 3. B. der Beamte, welcher einem anderen bei einem Amtsverbrechen hilft, 
fpecieller Theilnehmer. — 

Daß es auch eine Berhülfe zur Beihilfe gibt, ift Leicht einzuſehen; feltener wird 
ſich Beihülfe zur Anftiftung nachweiſen laſſen, obwohl aud hier Hanmentlich der Begriff 
der intellectuellen Beihilfe nicht ſehr Ichwterig zu conftruwen ift. 

Mit der näheren Beſtimmung der Begriffe Anftiftung, Thäterſchaft und Beihilfe 
haben wir nun eigentlich den ganzen Umfreis der Arten der Theilnahme beichrieben. 
Gleichwohl müſſen wir noch die Begriffe von Complott und Bande in's Auge fafien, 
da ihnen Die Wiffenichaft und Die Gelepgebung öfter eine eigenthümliche Behandlung zu 
Theil werden läßt. 
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beiden Verbrechen befteht feine luft und dennoch fol zwiſchen ihrer Beftrafung eine 
ſolche geſchaffen werden. — Abgeſehen von alledem iſt ſchon Die Gleichung, welche in 
den „Leben um Leben“ Tiegt, an ſich eine unrichtige; Die Schägung des Lebens iſt ja 
eine ungemein werfchiedene. Sieht man auf die äußere Gleihartigfeit der Behandlung, 
fo muß man geftehen, daß diefe bei der Todesſtrafe faft nie vorhanden iſt. Ihr geht 
die Kundmachung des Urtheild an den Berurtheilten zu deſſen Vorbereitung Tage, ja 
Meonate lang voran,!) und wer will ermefien, welchen Inbegriff von Uebeln und Qualen 
die jo eröffnete Ausficht auf die Stunde der Humichtung für den Verbrecher in ſich 
ſchließt? Nur äußerft felten handelt der Mörder feinem Opfer gegenüber in ähnlicher 
Weile. Fragt man aber nach der inneren Natur des Uebels, meldes man mittelft der 
Todeöftrafe über einen Menſchen verhängt, To fteht man vor einem dunklen unlösbaren 
Nüthiel, denn wer weiß es, was ſich hinter der Pforte zum Jenſeits verbirgt, die man 
dem Verbrecher öffnet? Menfchen müſſen ſich hüten vor einem Ausſpruch, über defien 
Tragweite und Bedeutung fie jelbft gar feine Auskunft geben können. — Sodann tft e8 
ein ſchwerer, für fich allein ſchon den Ausichlag gebender Einwurf gegen die Todesſtrafe, 
daß fie die Möglichkeit der Wiedergutmachung abichneidet. Bis zu einem gewiffen Grade 
ift dies allerdings bei jeder Strafe der Fall; bei keiner kann man. mit Sicherheit Tagen, 
ob ſpäter noch Gelegenheit jein werde, es wieder gut zu machen, wenn etwa ein Un— 
ſchuldiger beftraft werden ſollte. Allein die Todesftrafe läßt es nicht bei dieſer allgemeinen 
Gefahr bewenden, jondern ftellt von vornherein die Gewißheit her, daß fein Weg ber 
Heilung für einen möglichen Irrthum gegeben ift. Die Möglichkeit eines Irrthums aber 
ift Durch feine Vorſichtsmaßregel ganz zu vermeiden. Es iſt einleuchtend, daß eine Strafe, 
weldye ein ganz unbeſtimmbares Uebel, ohne die Möglichkeit einer Ruckgängigmachung, 
über einen Menſchen und möglicherweife über einen Unfchuldigen verhängt, etwas fo Unheim— 
liches und Grauenhaftes an ſich trägt, daß von ihr Die Göttin der Gerechtigkeit ſich un— 
willig abwendet. Site ſteht geradezu in Wideripruch mit dem Princip der Strafe. 

Fragt man weiter, inwiefern die Todesftrafe etwa eine Verfolgung der Strafzmwede 
zuläßt, jo erhält man feine erfreulichere Aushunft. Hierbei möge man übrigens fefthalten, 
daß Jelbft, wenn bier die Auskunft beijer lautete, Dies nicht enticheiden würde, ſobald 
einmal feititeht, daß die Todesſtrafe principiell verwerflih ift. Daß dieſe mm für eine 
gründliche Beſſerung keinen Raum läßt, ift leicht erfichtlih und Jedermann weiß, wie viel 
Werth die ſ. g. Belchrungen auf den Scaffot eigentlih haben. Gerade von dieſem 
Standpunkt aus erflärte ſich die hriftlihe Kirde in den älteften Zeiten ebenfo gegen Die 
ZTodesftrafe, mie Died heutzutage die aufgellärten Katholiten in Belgien und die Anhänger 
der Beſſerungstheorie thun. Zweifelbafter könnte anf den erjten Blid die Beantwortung 
der Frage Icheinen: ob die Todesſtrafe abihredende Kraft habe? Dieſer abichreden- 
den Kraft wenigftens vertrauen jene maßgebenden Perfönlichkeiten, welche heutzutage noch 
in Den meiften Staaten die Todeöftrafe aufrecht zu erhalten willen. Indeſſen jind die 
Beweiſe, melde man dafür aus der Erfahrung beibringt,. ſehr trügerich. Die Erfahrung 
zeigt vielmehr, daß nach Abichaffung der Todesftrafe in einem Staate die Zahl der früher 
“mit derielben bedrohten Verbrechen nicht wächft. Diele Erfahrung machte man namentlich 
ganz allgemein bei der überall eingetretenen Beſchränkung der Todeöftrafe auf die bedeu- 
tendften Verbrechen. Sie erklärt ſich Dadurch, daß die Verbrecher, wenn fie überhaupt vor 
Begehung der That an die drohende Strafe denken, derſelben durch fluge Beranftaltungen 





') Bor kurzem ließ man einen Berbreder in Baiern vier Monate lang in Todesaugſt 
ſchweben, bis man ihm enblich zu lebenslänglichem Zuchthaus begnadigte. 





zu entgehen hoffen, und daß fie faft nie zum Verbrechen fchreiten würden, wenn fie die 
zweifelloje Gewißheit hätten, daß fie die Strafe erreichen würde, weil umter dieſer 
Borausſetzung feine Ausficht für fie vorhanden wäre, die gehofften Früchte des Verbrechens 
zu genießen. Daber Tiegt die abidredende Kraft der Strafe nicht Towohl in der Höhe 
der Androhung als in dem Grade der Sicherheit, mit welchem die Beftrafung zu erwarten 
it. Es muß alio dafür geforgt werden, daß durch eine gute Organifation der Criminal— 
polizei die Wahricheinlichfeit des Unentdeckt- und Unbeftraftbleibens der Verbrecher fich 
mindert. 

Infofern die Todeöftrafe nicht gänzlich beſeitigt wird, muß man wenigftens Darauf 
dringen: 

1) Daß fie blos angedroht werde für den vollendeten Mord und außerdem höchſtens 
für die verſuchte abfichtlihe Tödtung des Staatöoberbauptes in einem monarchiichen Staat. 

2) Daß zur Füllung eines Todesurtbeils Einſtimmigkeit der Geſchworenen gefordert 
werde. 

3) Daß man die Todesftrafe nur alternativ meben einer Freiheitsſtrafe und nicht 
abiolut androhe. 

4) Daß fie nicht unmittelbar durch Menſchenhand und in der möglichſt ſicheren und 
Tchmerzlofen Weile vollftredt werde. Dem entipricht die neuerdings faſt allgemein ges 
Ichehene Einführung des Fallbeiles. 

5) Daf man die Todesftrafe, um nicht jene empörenden Scaufpiele zu veranlafien, 
welche die öffentlichen Hinrichtungen bieten (Die recht deutlich zeigen, wie wenig abichredende 
Kraft der Todesftrafe innewohnt), innerhalb eines gefchloffenen Hofraumes vor wenigen 
Solennitätözeugen vollziehe Intramuranhinrichtung), wie Dies neuerdings faft überall 
eingeführt ift. 

$. 2. Die Freiheitsftrafen. Die Freibeitöftrafen zerfallen in mehrere 
Unterarten. Es gehören hierher nämlich: 1) die Berweifung, 2) die Berftridung, 
3) die Verbringung, 4) die Gefängnißſtrafe. 

1) Was Die Verweiſung betrifft, To kann dieſe entweder eine bloße Ausweiſung aus 
einem einzelnen Ort oder Gebiet im Inlande oder eine Verweiſung aus dem Inland, Landes— 
verweilung, Verbannung fein. Die erftere kann höchſtens als polizeiliche Nebemnaßregel 
neben einer anderen Strafe eintreten, fir ſich allein führt fie zu feiner genügenden Be— 
ftrafung der Verbrechen. Die Yandeöverweilung dagegen wird heutzutage durch das 
Völkerrecht verboten, jofern fie ſich gegen Inländer richtet. Als alleinige Strafe ift fie 
gegenüber Ausländern nicht empfeblenswertb (cher anwendbar als Sicherungsmaßregel 
gegen Perſonen, wider welde nad völkerrechtlichen Grundſätzen eine eigentlihe Strafgewalt 
nicht zufteht), Dagegen allerdings paſſend und auc Fehr im Gebrauch ald Zuſatzſtrafe 
für Schwere Verbreden der Ausländer, zu vollitveden nad) der Verbüßung der Gefäng— 
nißſtrafe. 

2) Die Verſtrickung Confination, Internivung), d. h. eine mit einer gewiſſen Be— 
aufſichtigung verbundene Anweiſung, einen Ort oder ein beſtimmtes Gebiet nicht zu ver— 
lafſen, hat ebenfalls nur den Charakter einer Polizeimaßregel. 

3) Die Berbringung Deportation) iſt überhaupt nur unter ganz beſonderen Vor— 
ausſetzungen durchführbar. Sie kann eine ſittliche Bedeutung gewinnen, wenn man die 
Berbrecher zu Werkzeugen der Cultur benutzend, durch ſie wüſte unbewohnte Gegenden 
urbar machen läßt. Sie iſt aber nicht haltbar, ſobald neben der Verbrecherbevölkerung 
eine nur einigermaßen zahlreiche einheimiſche Bevölkerung in dem Deportationsgebiet 
(welches nicht ſelten eine überſeeiſche Colonie ift) ſich ausbreitet. Schwierig bleibt es 
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immer, den Charakter der Strafe bei der Deportation nicht ganz zu verwiſchen oder 
andererfeit8 in ungebührliche Strenge ausarten zu laffen. Nicht Telten ift auch die Des 
portation in fehr ungelunde Gegenden zur Erecution einer langfam wirkenden Todeöftrafe, 
namentlich gegenüber politifchen Widerſachern benutt worden, fo z. B. von der franzö= 
ſiſchen Regierung die Verbringung nad Cayenne. 

4) Das heutzutage in den bei weitem meiften Fällen angewandte Strafmittel iſt die 
Gefängnißſtrafe. Es iſt leicht einzuſehen, dat dieſe Strafe in der That (ihre richtige 
zweckmäßige Einrichtung vorausgefegt) weit mehr als irgend eine andere jene Eigenſchaften hat, 
welche wir von einem tauglichen Strafmittel verlangen. Denn vor allem befigt fie eine faft 
unbegrenzte Theilbarkeit, für ‚welche nur die Yänge des menfchlichen Lebens die unvermeidlichen 
Schranken zieht, überdies aber auch eine Dehnbarkeit dadurch, daß fich eine äußerſt verſchieden⸗ 
artige Behandlung der Gefangenen mit fehr vielen Abftufungen größerer und geringerer 
Strenge und Milde denken läßt. Hieraus ergibt ſich, wie fehr fie geeignet ift, eine dem 
Berfehulden in jedem einzelnen Falle entiprechende Strafausmeflung zu geftatten. Zus 
gleich gewährt fie im Hinblit auf mögliche ungerechte Verurtheilungen den Troft, Daß 
fie eine Wiedergutmachung wenigſtens nicht von vornherein ausfchließt. Nicht minder aber 
erfcheint die Gefängnißftrafe empfehlenswertb wegen ihrer Tauglichkeit für die Verwirk— 
lihung der Strafzwecke. Zunächſt ift gewiß eine ſolche Einrichtung der Haft denkbar, 
welche, indem fie den rechten Ernſt der Strafe fühlen läßt, abjchredend wirft. Und ans 
dererſeits ift im der länger dauernden Haft die Gelegenheit geboten, diejenigen Verbrecher, 
welche befferungsbebinftig umd befferungsfähig find, zu einer inneren Umwandlung ihrer 
Gefinnungen zu bewegen. Sollen freilih dieſe Ziele erreicht werden, fo wird man die 
Gefängnißfrage unter Benutzung der gemachten reichen Erfahrungen ſyſtematiſch nach feten 
Principien zu löſen verſuchen müſſen. Bon einem Gefänguikfyftem fonnte man im 
früheren Zeiten nicht ſprechen. Man ftrebte nur darnach, einerjeitS den Verbrecher in 
ficherer Haft zu halten und andererjeits, werm man ihn nicht aus befonderen Gründen einfam 
in einem verborgenen Kerfer verborgen hielt, feine Arbeitöfraft möglichft nugbar zu machen. 
Dabei war die ganze Behandlung des Sträflingd darnach angethan, in ihm jeden Funken 
einer befferen Negung vollends zu erftiden. Man brachte die Verbrecher gewöhnlich in 
Gemeinſchaft miteinander, und fo fam es dazu, daß die Juchthäufer, wie man ohne 
Uebertreibung fagen. fonnte, zu wahren Hochſchulen des Laſters und Brutftätten von 
Complotten zu neuen Verbrechen wurden. Erft am Anfang diefes Jahrhunderts führte 
die überhandnehmende Ueberzeugung von der Miderfinnigfert eines ſolchen Borgehens zu 
einer rationelleren Einrichtung der Gefängnifanftalten, und zwar zuerft in Norbamerifa, 
Dort bildeten fi zwei Gefängnißſyſteme nebeneinander heran: das Auburn'ſche oder 
Schweigfpftem und das der Einzelhaft (das pennſylvaniſche Bellenfoften). 
Das erftere, welches fih namentlih auch über Belgien und Frankreich ausgebreitet bat, 
forgt für Abfonderumg der Sträflinge während der Nachtzeit, mas jedenfalls ein Fort— 
ſchritt iſ. Am Tage arbeiten die Eträflinge gemeinfam, jeder Verfehr durch Worte oder 
Geberden ift aber ftreng unterfagt. Diefes Verbot ift jo widernatürlih, daß es felbft 
mit ber äuferften Strenge nicht vollftändig aufrecht erhalten werden fann, und im ben 
Gemüthern der Sträflinge Heuchelei, Trog umd Berbitterung erzeugt. Die Etatiftif der 
Rückfälle beweift, daß es ebenſo wenig wie die althergebradhte gemeinichaftlicye Haft einen 
beffernden Einfluß bat. — Das pennſylvaniſche Syſtem begann mit einer Webertreibung 
des an ſich richtigen Eedankens, daß man den Verbrecher nicht im die verderbliche Ges 
meinichaft mit anderen Verbrechen bringen dürfe. Man fperrte ihn alfo in eine Belle 
und ließ ibn ohne allen Verkehr und ohne Arbeit, um in feinem Inneren eine beilfame 
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Unmandlung zu bewirken. Das Refultat muß Verzweiflung oder Stumpfheit und 
gänzliche Unfähigkeit, fich nach der Entlaffung in der Freiheit zu bewegen und fortzubelfen, 
fein. Allmählig fam man, namentlich in Europa, zu einer rationellen Umgeftaltung des 
Syſtems der Einzelhaft. Im dieſer Geftalt beruht fie auf dem Princip der Abjonderung 
des Sträflingd von anderen Sträflingen, ohne Abſchließung deſſelben von dem veredelnden 
und wohlthuenden Verkehr mit den Gefängnigbeamten und den Mitgliedern von Ges 
fängnifwereinen, und mit Benügung der die geiftigen und fittlichen Kräfte hebenden Arbeit, 
ſowie des Unterrichts, wo dieſer noththut. So wird der Sträfling gewahrt vor der Anz 
ftefung durch Seineögleichen, behütet vor Zuchthausbetanntichaften, welche ihn auch nad) 
feiner Entlafjung wieder auf Die Wege des Yafters führen könnten, und Durch den Ber: 
kehr mit Liebreihen Menſchen, ſowie durch die Befähigung zur Arbeit, welde auf ihn 
ſchon im Gefängniß ihren fittlich Mräftigenden Einfluß äußert, berangebildet zu einem 
tauglichen Mitglied der bürgerlichen Geſellſchaft, welches im Stande ift, durch eigene 
Thätigkeit ſich fortzuhelfen und den Verſuchungen zum Rüdfall zu widerftehen. Natür- 
Liherweife darf man fich nicht der Täuſchung hingeben, daß ſolche Reſultate bei jedem 
Verbrecher zu erreichen find; wenigftens aber gewährt das Einzelhaftſyſtem die Beruhigung, 
daß die Sträflinge nit Durch den Aufenthalt im Gefängniß noch jchlechter und verwor— 
fener gemacht werden, als fie vorher waren, daß alfo dem Staat der ſchwere Borwurf 
erjpart bleibt, der ihn treffen muß, wenn er auf diejenigen, deren Geſchick in feine Hand 
gelegt ift, einen entfittlichenden Einfluß ausübt. Es kann auch nicht geleugnet werden, Daß Die 
Einzelhaft nicht für jeden Sträfling anwendbar ift. So nicht für Perfonen, welche zu 
Geifiesftranfheiten neigen, namentlich aber nicht für ganz jugendliche VBerbredyer. Für dieſe 
empfiehlt ſich als beftes Erziehungs- und Zuchtmittel ein familienartiges Zufanmenleben 
und Beihäftigung mit landwirthſchaftlichen Arbeiten. Anftalten, weldye in dieſer Weiſe 
organifirt find, haben ſich, namentlich in den Niederlanden und in Frankreich, gut bewährt. 

Neben den oben genannten Syſtemen wäre noch zu erwähnen das |. g. Elaffi- 
fications= oder Genfer Syſtem, welches die Verbrecher nach ihrer Verdorbenheit in 
Claſſen einzutheilen jucht und eine Borrüdung von einer Claſſe in die andere bei gutem 
Berhalten in Ausficht ſtellt. Da eime ſolche Claffification niemals gelingt, jo ıft dieſes 
Syſtem nicht viel mehr werth, als die alte Gemeinfhaftshafl. Mehr Beachtung vers 
dient das |. g. irifche Syitem der Zwiſchengefängniſſe (intermediate prisons), welches 
auf dem Gedanken beruht, die Sträflinge allmählig für die Freiheit und Selbſtſtändigkeit 
zu erziehen. An den Anfang der Strafverbüßung ift die Einzelhaft geftellt, welche nur 
fo lange dauern ſoll, als namentlich zur inmeren Sammlung des Sträflings und zum 
Belanntwerden mit defjen Individualität nöthig iſt. Weiterhin foll der Sträfling in 
Gemeinſchaft mit anderen Sträflingen leben, um im Berfehr mit diefen almählig durd) 
ftufenweis geftattete immer größere Freiheit vorbereitet zu werden für den Eintritt in die 
volle Freiheit. Es bleibt jedenfalls fraglich, ob die Gefellung von Verbrechern wirklich 
ein pafjendes Uebergangsſtadium zwiſchen Einzelhaft und dem Yeben in der bürgerlichen 
Geſellſchaft ift, und ob jener Verkehr der Sträflinge nicht vielmehr die guten Keime wies 
der zerjtört, welche durch die Einzelhaft gelegt worden find. Die Controverje über diejen 
Punkt ift noch nicht ausgetragen und ſoll hier nicht entſchieden werben. 

In neueſter Zeit hat man in einzelnen deutjchen Staaten begonnen, das Inſtitut 
ver ſ. g. bedingten Entlaffung der Sträflinge (bedingte Freiheit, Beurlaubung, 
„bedingte Begnadigung“) einzuführen, welches zuerft in England in einer ſehr unſyſtema— 
tiſchen Weife zur Anwendung gefommen iſt. Es befteht im wejentlfchen darin, daß der— 
jenige Eträfling, welcher ſich längere Zeit hindurch im Gefängniß tadellos verhalten hat, 
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aus demfelben unter der Bedingung Des Wohlverhaltens für den Reſt der Strafzeit ent= 
laſſen und in den Zuftand einer nur durch eine gewiſſe Beauffichtigung eingefchräntten 
Freiheit verſetzt wird. Verletzt er die Bedingung durch übles Berhalten, jo wird er — 
gewöhnlich zur Verbüßung Des ganzen Keftes der Strafzeit, melde ihm bedingungsweiſe 
erlaffen war — wieder in die Strafanftalt zurückgebracht. Dieſes Inſtitut wirft ſehr 
wohlthätig auf die Befferung der Sträflinge und widerfpricht aucd Dem Princip der 
Strafe nit. Denn da der Richter zur Zeit der Berurtheilung nicht im Stande ift, 
das Maß des Verſchuldens genau zu beftimmen, jo läßt fich eine nachträgliche Correctur 
des Urtheils wohl denken, welche ihre Begründung in einem Rüdichluß findet, den man 
von dem durchaus löblichen Berbalten des Sträflings auf die geringere Intenfität jener 
verbrecherifchen Gefinnung macht. 

Die Gefängnißſtrafe wird in unferen Geſetzbüchern gewöhnlih im mehrere Unter- 
arten zertheilt. Am häufigsten findet ſich eine Dreitheilung in Zuchthaus, Arbeitshaus, 
Gefängniß (oder Zuchthaus, Gefängniß, Einſchließung, wie in Preußen), zuweilen auch 
eine Biertheilung in Kettenftrafe (welche durchaus verwerflich it), Zuchthaus, Arbeitshaus, 
Gefängniß, in Defterreich jogar eine Fünftheilung in ſchweren und einfachen Kerker, ftrengen 
und einfachen Arreft und Hausarreſt. Daneben kommt mit Berüdfichtigung des Stan= 
des, der Bildungsftufe oder fonftiger berüdfichtigungswerther perfünlicher Verhältniffe die 
ſ. g. Feſtungsſtrafe als ein nicht immer zu vechtfertigendes Privilegium vor. Ein 
innerer Grund zu einer ſolchen weitgehenden Zerjpaltung der Gefängnißftrafe liegt nicht 
vor. Es läßt fih nur eine Unterſcheidung zwiſchen nicht entehrender und entehrender 
Freibeitöftrafe (Gefängniß und Zuchthaus) rechtfertigen, wie dies im Lübiſchen Strafgeſetz 
und in dem Bremer Entwurf anerkannt ift. Das Nähere hierüber wird die unten fol 
gende Betrachtung tiber die Ehrenftrafen auseinanderjegen. 

$. 3. Die Bermögensftrafen. Dieje find heutzutage in den Hintergrund ge 
treten, während fie faft das ganze Mittelalter hindurch den Mittelpunkt des Strafenſyſtems 
gebifvet hatten. Namentlich ift die Bermögenseinziehung (Confiscation), welche früher 
mit den ſchwereren Strafen verbunden zu werben pflegte, heutzutage aus den Geſetzbüchern 
verſchwunden, da man eingeiehen bat, daß ihre Wirkungen viel-mehr die unfchuldigen 
Angehörigen als den Verbrecher treffen und daß fie dem Beſſerungszweck zuwider— 
läuft. Ganz anders iſt Die ſ. g. ſpecielle Gonfication, d. h. die Strafe des 
Verfalles einzelner beftimmter Sachen zu beurtheilen, Sie wird zum Theil als eine 
Polizermaßregel angewandt, um weitere üble Folgen zu verbüten, wie 3. B. die Confis— 
cation von geſundheitsſchädlichen Waaren, faljchen Münzen u. dal, oder fie erſcheint als 
eine pallende Form der Geldſtrafe bei gewiſſen Verbrechen, welche aus Gewiunſucht bes 
gangen werben, jo wenn 3. DB. angeordnet wird, daß derjenige Beamte, welcher fi) bes 
ftechen ließ, Das erhaltene Geſchenk oder deſſen Werth herausgeben muß. Als eine 
eigenthümliche Form von Bermögensftrafen ift aud vie Unterfagung der Ausübung ge= 
wiſſer Beichäftigungen, Gewerbe u. |. w. zu betrachten, welche aber zugleich auch entweder 
vom polizeilichen Standpunkt gewürdigt werden muß (mie 3. B. wenn einem Baumeifter 
wegen ſchlechter Bauführung die Ausübung feines Gewerbes verboten wird), oder zunächſt 
wenigſtens der Tendenz der Gelege nach den Charakter einer Ehrenfolge an ſich tragen 
ſoll (wie 3. B. die Entziehung der Advocatenbefuguiß), aber deshalb nicht zu billigen 
it, da fie, ohne daß dies beabjichtigt und am Plage ift, hauptſächlich als Vermögens— 
ftrafe wirt. 

Was num die Bigentliben Geldbufen betrifft, jo haben fie den Vorzug einer 
großen Theulbarfeit und geftatten auch in ähnlicher Weife, wie die Freibeitsftrafen, eine 
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Wiedergutmachung. Indeſſen find fie vorerft nicht fo häufig anwendbar, weil die Mehr— 
zahl der Verbrecher fein Vermögen befigt, auf das man greifen fönnte. Werner bieten 
fie gewiß jehr wenig Bingichaften für Erreihung der Strafzwede, der Beſſerung ſowohl, 
als ver Sicherung. Ihre Wirkung ift ferner im Hinblid auf die möglichen Verſchieden— 
beiten der Vermögensumſtände des Berbrechers ſchwer zu berechnen und «8 ift faum mög— 
lich, die richtige Gleichung herzuftellen. Dan bat daher in älterer und neuerer Zeit den 
Borſchlag gemacht, die Geldftrafen nad beftimmten Quoten des Vermögens auszumefien. 
Alleın dies würde zu der ärgften Ungleichheit führen, da das Vermögen eine ganz andere 
Bedeutung fir den auf feine Handarbeit Angewiejenen und für den reichen Capitaliften 
bat. Es würde überdied eine genaue Unterfuhung der Bermögensumftände des zu Bes 
ftrafenden vorausfegen, welche zu einer für den Betreffenden unter Umftänden höchſt pein— 
lichen, durchaus unzuläfjigen Erörterung der Privatverbältniffe Anla gäbe und jehr 
häufig nicht einmal zum Ziele führen würde. — Den Gelbitrafen fteht ferner das Bes 
venfen entgegen, daß fie, in einem größeren Ausmaß verhängt, ähnlich wie die Ver— 
mögenseinziehung mehr die unfchuldigen Angehörigen, als ven Verbrecher treffen. Die 
Geldſtrafen empfehlen ſich daher nur dann als ausfchließlih anzudrohende Strafen, wenn 
die fraglichen Delicte geringfügiger Natur find und aus einer Gefinnung hervorgehen, 
weldye ein Hinwirfen auf Beilerung des Verbrechers unnöthig ericheinen läßt. Außer— 
den fünnen fie aud, wie Died im preußischen Geſetzbuch gefchehen it, verbunden mit 
Freiheitöftrafe gegen ſolche Verbrechen angedroht werden, welche aus Gewinnſucht bes 
gangen werden und deren Thäter nicht jelten ziemlich wohlhabende Leute find (aljo gegen 
Betrug u. dgl.. 

8.4. Die Ehprenftrafen. Dieſe find in unſeren Strafgefegen in emer jehr 
mangelhaften Weife behandelt, obwohl die neueren Geſetzbücher einen Fortſchritt gegenüber 
ven älteren gemacht haben (was nur von dem öfterreichifchen Gefeg von 1852 nicht gilt, 
welches jogar hinter Das von 1803 zurüdgegangen iſt).“) Will man bier zu einer durch— 
greifenden Reform kommen, jo muß man fich vor allem klar werben über den Begriff der 
Ehrenftrafen. Nach unjerer heutigen Anſchauung nun fann der Staat nur in einer ſehr 
beicdränften und mittelbaren Weile über die Ehre feiner Bürger verfügen. Während in 
Rom die Ehre nicht dem Menſchen, jondern dem Bürger als ſolchem zukommt, daher der 
Staat auch über die Ehre, welche er als ein Attribut der freien Staatsbürgerichaft jchafft, 
mit Recht und Wirkung verfügen kann, knüpft ſich bei uns der Begriff der Ehre an bie 
menſchliche Würde und deren Anerkennung durch die öffentlihe Meinung. Ueber dieſe 
durch Herfommen und Sitte, Reflexion oder auch Vorurtheil gebildete und beftimmte 
öffentliche Meinung bat der Staat fein ummittelbares und unbejchränftes VBerfügungsrecht ; 
er it daher nicht in der Yage, ein Urtheil über den Beſitz oder Verluſt der Ehre zu 
fällen, kann nicht für ehrlos und nicht für ehrenhaft erklären. Allerdings aber vermag 
der Staat mittelbar auf die öffentliche Meinung über den Werth und Charakter eines 
Menſchen einzuwirken, indem er einen ſolchen, welder duch ein Verbrechen eine ehrlofe, 
gemeine, niederträchtige Gefinnung an den Tag gelegt hat, für unwürdig erflärt, gewiffe 
Rechte auszuüben, deren Befig nad allgemeiner Anſchauung, weil derjelbe eine bejondere 
Ehrenhaftigfeit der Gefinnung worausjegt, etwas Ehrenvolles iſt. Der Staat fann alfo 
mut anderen Worten den Berluft ders. g. Ehrenrechte ausfpredhen. Soll aber dabei 
nicht willfürlich vorgegangen werden, Jo darf ein ſolches Urtheil nur ergehen, wenn das 


') Dagegen bat ein Gefek vom 15. November 1867 erhebliche Reformen angebahnt, wenn 
es auch aut halbem Wege ftehen geblieben ift. 
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Verbrechen, welches begangen wurde, wirklich aus einer unehrenhaften Gefinnung ent 
Iprungen ift. Man darf die Aberfeunung der Ehrenvechte nicht unbedingt mit der Ver— 
urtheilung zu einer gewiffen Art der Freiheitöftrafe verbinden, 3. B. mit der Zuchthaus— 
ftrafe, wenn dieſe nicht ausſchließlich für entehrende Verbrechen angedroht wird (was in 
unjeren Gejegbühern nicht der Fall if). Denn unzweifelhaft iſt es micht Die Strafe, 
jondern die verbrecheriſche Handlungsweife, welche entehrt. Allerdings wird es ſich aber 
zur Vereinfachung des Strafenfuftems empfehlen, anzuoronen, daß die ſchwerſte Art der 
Freiheitsftrafe nur bei entehrenden Verbrechen eintrete und daß dann mit der Verurthei— 
lung derſelben von felbft der Berluft der Ehrenrechte in dem vom Gejeg beftimmten 
Mafe verbunden ſei. Da es ferner aber vorfommen kann, daß ſolchen Verbrechen, 
welche in der Regel aus entehrender Gefinnung heroorgehen (wie 3. B. Betrug, Diebſtahl), 
ausnahmsweiſe ein nicht entehrendes Motiv zu Grunde Liegt, und wngefehrt, jo muß 
dem Richter die Ermächtigung gegeben werden, in folden Fällen ausnahmsweiſe auf 
„nicht entehrende”, beziehungsweiſe „entehrende Strafe“ zu erkennen. Die leptere Er— 
mächtigung wird wegen ihrer fchweren Folgen am beten nur bei jenen Berbrechensarten 
zugeftanden, bezüglich welcher das Geſetz im beſonderen Theil dies ausdrücklich hervorhebt. 

Was ferner den Inhalt der Ehrenftrafen betrifft, jo fünmen dieſe mur in der 
Entziehung von öffentlichen Rechten beftehen, wie 3 B. von Amtsrechten, dem Wahlrecht, 
dem Recht Gejchworener zu fein, Titel zu führen, öffentliche Würden zu befleiden, Orden 
zu tragen u. |. w. Der Staat erkennt ſolche Rechte überhaupt nur zu unter der Vor— 
ausfegung befonderer Ehrenhaftigkeit und Befähigung und einer pflichtgemäßen Ausübung 
der Befugniffe, welche damit ertheilt werden, und es befteht keine Nothwendigteit, folche 
Rechte Allen in gleihem Maße zuzutheilen. Nicht hierher gehören dagegen die Privatrechte. 
Ste verleihen dem Berechtigten teine befondere Ehre und überdies würde ihr Verluft 
einerjeit dem Beſſerungszweck zumwiderlaufen, andererſeits unbetheiligten Dritten am meiften 
zum Nachtheil gereihen. Das legtere gilt auch von dem Verluſt Des Rechts, vor Ge— 
richt Zeugniß zu geben, welcher überdies unvereinbar ift mit einem Verfahren, das dem 
Nichter die freie Würdigung der Beweislraft anheimſtellt. — Auch afademtjche Grabe 
fann man nicht zur Strafe entziehen, weil fie nur eime gewiſſe wiſſenſchaftliche Bildung 
vorausfegen, deren Mangel keine Strafe nach fich ziehen fan. — 

Eine weitere Frage ift die über das Maß der Ehrenftrafen. Und bier finden wir 
nun in den Geſetzbüchern gewöhnlich mit der Zuchthausftrafe lebenslängliche Ehrenfolgen 
verfnüpft. „Jedenfalls ift hiervon die falfche Auffaffung die Urjache, melde meint, man 
könne Iemanden nicht auf eine beftimmte Zeit „ehrlos erklären“, während «8 ſich nur 
um die Entziehung beftimmter Rechte handelt, welde allerdings ohne inneren Widerſpruch 
ald eine zeitliche gedacht werden fann. Auch an die Ehrenftrafen muß man, wie, an alle 
Strafen, die Forderung ftellen, daß fie im Verhältniß zu der Verfchuldung ftehen müffen. 
Es iſt faft ebenfo verkehrt, lebenslängliche Ehrenfolgen für alle mit Zucthausftrafe be— 
drohten Verbrechen eintreten zu laſſen, als es verfehrt wäre, für alle diefe Delicte lebens— 
längliche Zuchthausftrafe zu verhängen. Es wird ſich vielmehr die gefegliche Beitimmung 
eined Maximum der Zeitdauer empfehlen, bis zu welcher höchſtens nach Verbüßung der 
Freiheitsſtrafe die Ehrenfolgen fortzudauern haben, während es dem Richter geftattet iſt, 
auch auf eine kürzere Dauer zu ertennen oder ſogar die Ehrenfolgen mit der Verbüßung 
der Freiheitsſtrafe zugleich als befeitigt zu erklären. Sodann würde man auch bezüglich 
des Umfanges der Ehrenftrafen ungerecht verfahren, wenn man alle Berbrechen nad) 
Einer Schablone behandelte. Man wird darauf zu fehen haben, in welder Richtung 
fih Die entehrende Gefinnung durch Das BVerbreben geoffenbart bat. Dann wird es 
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unter Umftänden alfo ſich als entfprechend herausſtellen, nur einzelne der Chrenrechte für 
eine Zeit abzuerfennen, alfo z. B. das politiſche Wahlrecht, wenn eine Fälſchung in Bes 
zug auf politifche Wahlen vorgefommen it, das Kechtl, öffentliche Aemter zu befleiven, 
wenn ein Mißbrauch des Amtes in nicht Ichlechthin entehrenber Weiſe ftattgefunden hat 
u ſ. w. — Es ift wohl aus biefen Andeutungen zu erfehen, daß unfer beftehendes 
Recht in dieſem Gebiet gründlicher Reformen bedarf. Namentlich findet ſich in allen 
Gejetbüchern, wie erwähnt, die Berhängung lebenslänglicher Ehrenfolgen in ſehr reichlichem 
Mafe, während fie fi doch nur in Verbindung mit lebenslänglicyer Freiheitsftrafe vecht- 
fertigen läßt, wobei freilich noch die Frage offen bleibt, ob die lebenswierige Freiheits- 
ſtrafe jelbft beibehalten werden ſolle. — 

Unter die Ehrenftrafen find auch neben dem Berluft der Ehrenrechte die f. g. be— 
fhämenden Strafen zu ftellen, die ſich noch heutzutage in einigen Ueberreſten vorfinden, 
während die beſchimpfenden, wie ſchon früher erwähnt wurde, nicht mehr in Anwendung 
find. Jene beſchämenden Strafen beftehen zumeift in einer den Schuldigen auferlegten 
Handlung, welde einen für denſelben demüthigenden Charakter an ſich trägt. So bei 
der Ehrenerflärung, der Abbitte und dem Widerruf. Diefe Strafen find im einzelnen 
Geſetzbüchern gegen Ehrenbeleidigungen angedroht, aber jedenfalls ſehr precärer Natur. 
Sie müfjen eigentlih von dem Berurtheilten an fich jelbft vollzogen werden, hängen alfo 
von deſſen Willen ab und können durch die Art und Weife, wie dieſer fie vollzieht, in 
ihr Gegentheil verehrt werden. Es ift auch eine Unſittlichkeit, Jemanden zu einer Er— 
tlärung zu zwingen, felbft wenn diefe im Widerſpruch mit feiner Ueberzeugung fteht. — 
In einer größeren Anzahl deutſcher Gejegbücher findet ſich auch noch als die geringfte Strafe 
der durch den Richter zu ertbeilende Verweis angedroht, welcher wohl ebenfalls am 
füglichften unter die beſchämenden Etrafen eingereiht wird. Gegen dieſe Strafe bemerkte 
die würtembergifche ſtändiſche Commiſſion mit Recht: „es hänge ihre Größe völlig von 
der Art ihrer Einfleivung und von dem Ehrgefühl deſſen ab, gegen welchen fie erfannt 
werde; fie könne hierdurch eine jehr empfindliche Strafe werden, fie eigne ſich nur zur 
Disciplinarftrafe”. Man kann außerdem heruorheben, daß fie ausnahmsweiſe zwar aller: 
dings ſehr empfindlich werden kann, in der Regel dagegen faum als eme ernſthafte Be— 
ftrafung aufzufafien ift und darum nicht im Einklang jteht mit der Bedeutung und 
Würde des Strafverfahrens, daß fie femer auf der Boransfegung eines patriarchaliſchen 
Verhältniſſes zwiſchen dem Richter und dem zu Beftvafenden beruht, welche bei ung 
nicht zutrifft. 

$.5. Die PBrügelftrafe Die Prügelſtrafe oder Strafe der kör— 
perlihen Züchtigung bat fih bis auf die neueſte Zeit als das legte Ueber— 
bleibjel der früher jo häufigen Yeibesftrafen erhalten und findet immer noch den einen 
oder anderen begeifterten Vertheidiger, jo daß man jie 3. B., nachdem ſie der Sturm 
des Jahres 1848 himveggefegt hatte, ſelbſt in dem hochgebildeten Sachſen im Jahre 
1855 wieder einzuführen für nöthig hielt. Neueſtens ift fie nun faft überall wieder 
bejeitigt, nur in Sacyjen= Altenburg und in größerem Umfange in den beiden Medlen- 
burg befteht fie noch. Ihr letztes Stündlein hat aber unzweifelhaft geſchlagen, ſobald 
die Einführung des Strafgefegbucdyes für den Norbdeutihen Bund erfolgt. Sie übt eine 
durchaus entjittlihende, Das Ehrgefühl erftidende Wirkung auf den Verbrecher und ihre 
Intenfität hängt überdies von der nicht zu controlivenden Willfür, der Kraft und Laune 
des erequivenden Bütteld ab. Daß die Prügelftrafe jelbit als Disciplinarftrafe in den 
Strafhäufern gar nichts taugt, ift von den tüchtigften Praktilern anerkannt. Sie macht 
die Sträflinge trogig und verbittert und untergräbt auf dieſe Weiſe die Disciplin. Mit 
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einem Wort: die Prügelftrafe paßt nur fir ein Neich, wie das chinefifche, in welchem 
das Staatöoberhaupt wie ein Bater über feine unmündigen Kinder herricht. Dort freilid, 
ift das Bambusrohr im Schwung und die Applicirung befjelben ift mit einer in ihrer 
Art bewundernswerthen mimutiöfen Genauigkeit geregelt. 

Fallen wir das Ergebniß unferer Betrachtung über die Strafmittel zufammen, jo 
jehen wir, daß das Strafenfyften der jetzt geltenden Geſetze noch viel zu complicirt ift. 
Weder die Todeöftrafe, noch Die fürperlide Züchtigung, noch eine unmotivirte Vieltheilung 
der Freiheitöftrafen ift zuläffig. in vationelles Strafenſyſtem geftaltet ſich alfo ganz 
einfach in folgender Weife: 

1) Die regelmäßige Strafe ift die Gefängnißſtrafe. Und zwar ift Diefelbe mit Rück— 
ficht auf die entehrende oder nicht entehrende Natur des Verbrechens entweder im Zucht: 
haus oder tm Gefängniß im engeren Sinne zu vollſtrecken. Alſo zwei Freiheitöftrafen: 
Zuchthaus- und Gefängnißſtrafe. 

2) Für gewiſſe geringfügigere und auch bedeutendere, aus Gewinnſucht begangene 
Verbrechen (in dem letzteren Fall cumulativ mit der Freiheitsſtrafe) empfehlen ſich auch 
die Geldbußen. — 

3) Die Ehrenſtrafen find mit der Freiheitöſtrafe (dem Zuchthaus) in die oben näher 
angegebene Berbindung zu bringen. 

Die Hauptfache bleibt nun freilich die Einrichtung der Gefängniſſe. Auf dieſe wich 
tige Frage concentriven ſich in ber neueren Zeit jo jehr die Beſtrebungen der tüchtigſten 
Theoretiter und Praktiker, daß eine Löſung derſelben nicht in allzu ferner Ausſicht ſteht. 
Erft eine rationelle Einrichtung der Gefängntife kann die Strafe wirklich zu den machen, 
was fie den idealen Anforderungen gemäß fein joll. 


C. Von der Anwendung der Strafgefehe anf das Verbrechen. 


$. 1. Geltungsögebiet der Strafgefege. Die Frage über das Geltungs- 
gebiet der Strafgefege zeripaltet ſich wieder in eine Doppelte, nämlich in die Frage nad) 
der zeitlihen Herrſchaft und in die nah den Perſonen, welche der Herrſchaft 
des Strafgejeged unterworfen ſind. 

Rückſichtlich der zeitlichen Herrſchaft gilt im allgemeinen der Satz, daß das Geſetz 
feine Herrſchaft erſt mit der verfaſſungsmäßigen Publication (Kundinadhung) beginnt. Ge— 
wöhnlich wird aber noch bei der Publication, namentlich bei umfangreichen und wichtigen 
Geſetzen, ein ſpäterer Zeitpunkt für den Beginn der Wirkſamkeit des Geſetzes beſtimmt, 
damit diejenigen, welche dem Geſetz gehorchen ſollen, ſich die Kenntniß deſſelben aneignen 
können. Daß man unzuläſſigerweiſe allgemeine Kenntniß der gehörig publicirten Geſetze 
fingirt, davon war ſchon früher die Rede. 

Gewöhnlich ſtellt man ven Satz auf: daß das mildere Strafgeſetz auch zurück— 
wirke, d. h. auf jene Verbrechen anzuwenden ſei, welche ſchen vor Erlaß deſſelben be— 
gangen wurden zu einer Zeit, als ein härteres Geſetz galt. Der Grund hiervon wird 
darin geſucht, daß der Staat durch den Erlaß eines milderen Geſetzes ſeine Ueberzeugung 
von der Ungerechtigkeit der früheren härteren Beſtrafung ausſpricht, daher jenes ältere 
Recht jetzt nicht mehr ſeiner Ueberzeugung zuwider anwenden kann. Dies iſt richtig, 
führt aber zu der Conſequenz, daß auch das ſtrengere Strafgeſetz, alſo überhaupt 
jedes Strafgeſetz rücwirtende Kraft haben müſſe. Durch Die Kundmachung eines Straf: 
geſetzes erfüllt der Staat feiner Ueberzeugung nach die Pflicht vergeltende Gerechtigkeit zu 
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üben, und ift Das neue Strafgeſetz bärter, ald das frühere, jo Liegt darin auch der Aus- 
ſpruch, daß das legtere ungerecht, weil zu mild, geweſen ſei. Der Verbrecher hat auch durch 
das frühere Gefet fein Recht auf die mildere Strafe erworben, er bat nicht etwa einen 
Vertrag abgeſchloſſen, dahin lautend, daß er ein Verbrechen begehen wolle unter der Bes 
dingung, nicht härter geftraft zu werben, ald das beftehende Necht feſtſetze. Gleichwohl 
iſt es zu billigen, wenn die allgemein herrſchende Anficht ftrengeren Strafgejegen die rüd- 
wirfende Kraft verfagt. Denn im entgegengefegten Fall wäre die Möglichkeit zu ftraf- 
erhöhenven Gelegenbeitögejegen gegeben, die eigentlih mr eine Verhüllung der Cabinets- 
juftiz wären. Mißliebige, namentlich politiihe Gegner könnte die Regierung durch ſolche 
rüchwirfende Geſetze maßregeln. 

Die Wirkfamfeit eines Strafgeſetzes erliicht nach unferer heutigen Auffaffung nur 
entweder mit dem Ablauf der Zeit, für melde es gegeben wurde, oder durch ein neues, 
mit dem früheren nicht vereinbares (oder dafjelbe geradezu aufhebendes) Geſetz, nicht aber 
kann ed auf dem Wege des Gewohnheitsrechtes bejeitigt werden. Eine etwaige, mit dem 
Geſetz im Widerſpruch ftehende Gerichtspraris kann nicht als Nechtöquelle gelten, da fie 
wielmehr als eme Verlegung des Gejeges den Richter verantwortlich macht. — 

Sehr viel Streit befteht über das Herrichaftögebiet des Strafgefeges rückſichtlich der 
ihm unterworfenen Perſonen. Allerdings ift man einig über die durch das Staats— 
recht und Völkerrecht begründeten Ausnahmen. Hiernach iſt der Souverän des eigenen 
Staates ebenfo wenig dem Strafgeſetz unterworfen, als andererfeitö fremde Souveräne 
und fremde Gefandte ſammt dem Gefandtichaftsperlonal (Desgleihen deren Familien nad) 
pofitivem Völkerrecht) vor dem hieſigen Strafgericht zur Rechenſchaft gezogen werben kön— 
nen. Abgeſehen hiervon ftehen ſich namentlich das |. g. Territorial= und das Per: 
lonalprincip gegenüber. Das erftere jicht den Aufenthaltsort der Perſonen als ent— 
ſcheidend an und erflärt alſo, „Jever jet dem Gelege unterworfen, der fib in dem 
Staatsgebiet aufbalte, für welches das Gefeg erlaffen worden, gleichviel ob er Ausländer 
oder Inländer ſei. Das Perfonalprincip hingegen legt auf die Staatsangehörigkett mehr 
Gewicht. Ihm zufolge find allerdings alle hierzulande Lebenden, dem biefigen Gele 
unterworfen, da auch die Fremden als ſ. g. zeitweilige Unterthanen (subditi temporarii) 
betrachtet werden, weldye den Schutz der Strafgefege genießen und fie beobachten müſſen, 
allen überdies werden die Inländer, auch wenn fie im Auslande verweilen, ebenfalls als 
dem inlänbifchen Geſetz unterworfen erflärt. Hierbei wird nur abgejehen von Gefegen 
rein localer Natur, hamentlich polizeilihen Vorſchriften. Dagegen habe der Staat jeden- 
falls im allgemeinen fein Recht, Verbrechen zu beitrafen, welche von Ausländern im 
Ausland begangen find. Hiervon wird aber meiftens wieder eine Ausnahme gemacht, 
wenn die im Ausland von Ausländern begangenen Handlungen gegen den inländiſchen 
Staat (oder auch feine Angehörigen) gerichtet find. Im diefem fall pflegen die Geſetze 
die Beitrafung des Ausländers (mit verschiedenen Modificationen im einzelnen) anzuordnen 
und dies wird begründet entweder aus einem angeblicyen „natürlichen Strafrecht”, weil 
fonft, wenn fremde Staaten nicht einfchreiten, unfer Staat nnd feine Angehörigen des 
Strafſchutzes beraubt wären, oder durch eine (fingirte) ftllichweigende wechſelſeitige Dele— 
gation, oder aus dem Geſichtspunkt einer nur ganz ausnahmsweile zu übenden 
Nothwehr. 

Andere Schriftſteller und zum Theil auch einige Geſetzbücher, wie das öſterreichiſche 
und das fächfiiche) find noch weiter gegangen und erklären auch die im Ausland von 
Ausländern begangenen Verbrechen im Inland ftrafbar, wenn fie nicht geringfügiger oder 
localer Natur find, für den Fall, al$ der ausländische Staat nicht jelbit feine Straf— 
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gemalt ausübt. Diefe Anficht ruht auf einer tieferen ethiſchen Grundlage, als die ſonſt 
vorherrſchende. Sie ftütst fi auf den Gedanken, daß «8 die Pflicht eines jeden Staates 
jet, ftrafwürbige Uebelthaten zu beftwafen, weldye er zu üben bat, ohne egoiſtiſche aus- 
ſchließliche Rückſichtnahme auf feine eigenen Rechte und Intereffen; eine Pflicht, in deren 
Ausübung die Staaten auch verbunden find, einander gegenfeitig zu unterftigen. Solde 
„Weltrechtöpflege” Tann natürlih nur geübt werden rüdjichtlih der an ſich Schon und 
nicht blos in Beziehung auf einen einzelnen Staat und deffen Geſetze ftrafwürdigen Hand— 
lungen und wird eingeſchränkt Durd das politischen Verbrechern zuzugeftehende Aſylrecht. 
Dieſes Aſylrecht muß heilig gehalten werben, denn wollte man auswärtige Verbrecher, 
welche ſich gegen eine fremde Regierung oder Berfaflung vergangen haben, jelbft beftrafen 
oder auch nur ausliefern, jo müßte man die VBorfrage enticheiden: ob die fremde Regie— 
rung oder Verfaſſung wirflidy eine rechtmäßige ſei — eine Entſcheidung, für welche den 
diesfeitigen Gerichten nicht jelten die Prämiſſen fehlen und die zu wölferredhtlichen Ver— 
widelungen führen kann. Die Auslieferung wäre da nicht felten eine Mitwirkung zur 
Berurtheilung an ſich berechtigter umd edler Beftrebimgen. Das Aſylrecht wird der 
Staat allerdingd nur unter der Bedingung gewähren, daß es nicht zur Anipinnung neuer 
Unternehmungen gegen den fremden Staat mißbraucht werde. Mit Hecht wird in den * 
neueſtens zwiſchen verſchiedenen Staaten abgelchlofjenen Auslieferungsverträgen die Claufel 
aufgenommen, daß wegen j. g. politiicher Berbreiben feine Auslieferung ftattfinde. 

Diejenigen Staaten, welde von Ausländern um Ausland begangene Verbrechen bes 
ftrafen, nehmen dabei das auswärtige Recht zur Richtſchnur, wenn diefes milder iſt, als 
das einheimiſche. Die Strafwürdigfeit einer Handlung kann aber ftrenge genommen der 
Staat nur nach feinen eigenen Gefegen beurtbeilen, wobei allerdings Rückſicht zu neh— 
men iſt auf den etwaigen entichuldbaren Irrthum eines Ausländers, in deſſen Heimath 
das Delict allgemein als ein minder ftrafbares oder gar nicht ſtrafwürdiges gilt. — 

Delicte geringfügiger Art, die im Ausland von Ausländern begangen werden, ignorirt 
man mit Recht, weil die langwierige Procedur und die fonftigen Folgen, welde fih an 
die Auslieferung knüpfen, Häufig emen über das Maß der werdienten Strafe hinaus: 
reichenden Nachtheil zufügen witrden, und andeverfeits die Unterfuchung und Beftrafung 
verurſacht. — 

8 2. Strafzumeſſungs- und Strafänderungsgründe imallgemei- 
nen. Betrachtet man das Strafgeleg im Verhältniß zum Strafrichfer, To ergibt ſich der 
unbeftrittene Sag, daß der legtere jih zum Organ des Gefeges machen, alſo das Urtheil 
dem Gelege gemäß ſprechen muß, da es nicht feines Amtes ift, die Gelee zu corrigiren. 
Es ift aber verfehlt, wenn die Strafgefege das Ermeffen des Richters ganz ausschließen 
wollen. Dies geſchieht namentlih durch die I. g. abfoluten Strafandrohungen , welche, 
ohne der vernünftigen Erwägung der Umftände durch den Richter irgend einen Spielraum 
zu lafjen, die Strafe beſtimmen. Im folder Werle finden wir in der Regel die Todes- 
und die lebenslänglice Strafe in den Geſetzbüchern angedroht. Abſolut unbeftimmte 
Strafgelege, melde blos erflären, daß eine Handlung ftrafbar ſei, Art und Maß der 
Strafe aber ganz dem Ermefjen des Richters überlaffen, ſchützen nicht vor der Willfür 
des legteren. Darum find nur die relativ beftimmten Strafprobungen zu rechtfertigen, 
welche beutzutage auch fait alleinberrichend find. Der Geſetzgeber ftellt hier mitteljt der 
Angabe eines Höchſt- und Meindeftbetrages der Strafe einen Strafrahmen auf, umerbalb 
deffen der Nichter die Strafe nadı gewilfenhafter Erwägung aller Das vorliegende Ber: 
brechen mehr oder minder ſtrafwürdig macender Umſtände zumeſſen kann. Eine ſolche 
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blos relative Strafandrohung entſpricht allein der Natur ſtrafbarer Handlungen. Denn 
die Strafwürdigkeit derſelben iſt nicht eine gleiche für jedes ſolche Verbrechen, welches 
unter dieſelbe Art von Delicten gehört, ſondern man kommt nur dann zu der richtigen 
Abſchätzung des Verſchuldens, wenn man jeden einzelnen concreten Fall nach feiner ſub— 
jectiven und objectiven Bedeutung würdigt. Jedes einzelne begangene Verbrechen hat 
feinen individuellen Werth und kann nie blos als ein Exemplar feiner Art oder Gattung 
behandelt werden. 

Wie Schon angedeutet worden ift, gibt es Gründe, welche, weil fie auf das Maß Des 
Berfchuldens von Einfluß find, bei der Zumeflung der Strafe von dem Richter zu bes 
rüchfichtigen find. Man nennt diefelben Strafzumeffungsgründe und theilt fie 
nad ihrer Wirkung ein in Straferhöhungs: und Strafminderungsgrimde. Nicht felten 
verfuchen es die Gefege, dieſelben beiſpielsweiſe oder gar vollftändig aufzuzählen. Eine 
vollftändige Aufzählung anzuftreben, ift ein won vornherein verfehltes Unternehmen, Da 
feine menschliche Weisheit im Stande ift, a priori alle jene Umftände anzugeben, welche 
möglicherweile auf die Strafbarfeit einer That Einfluß üben können. ine blos bei— 
ſpielsweiſe Aufzählung dagegen iſt geeignet, den Richter irre zu leiten und fein Augenmert 
von der eindringenden Beurtheiluug de8 conereten Falles himveg zur Subfumirung des: 
jelben unter allgemeine Schablonen zu lenken. Die Strafzumeffungsgründe widerftreben 
überdies jeder allgemeinen Formulirung, weil fie zumeift ſolche Umftände find, welche eben 
jedes Verbrechen in einem höheren oder geringeren Grade begleiten, fo daß alfo ein bloßes, 
im allgemeinen nicht zu bezeichnendes Quantum den Ausichlag für die höhere oder niedere 
Strafzumeffung gibt. Ob der Schaden größer oder geringer ift, die Verlegung von mehr 
oder weniger Pflichten vorliegt u. ſ. w. — derartige durchaus fließende und relative Bes 
ſtimmungen find nicht geeignet zu einer gefeglichen Fixirung. Jeder verftändige Richter 
wird ohnehin darüber mit fih im Klaren fein, daß die Intenfität des verbrecherifchen 
Willens, die Größe des verurfachten Uebels, auch die Gefährlichkeit der Handlung, fo weit 
der Thäter mit dem Bewußtſein der Gefahr gehandelt hat, als Zumeſſungsgründe in’s 
Auge zu faflen, und daß die Energie des verbrecheriihen Willens wieder zu meffen fer an 
der Menge und Größe der Hinderniffe, welche der zum Verbrechen Schreitende (in feinem 
Inneren oder in der Außenwelt) zu überwinden hatte. Für ihn kann eine gefegliche Anz 
leitung nur überflülfig und vielfach einengend fein; für den unverftändigen Nichter dagegen 
wird fie zu einem Stndenbof, auf den er alles Unheil ſchieben kann, welches eine ſchiefe 
und oberflächliche Beurtheilung der Verbrechen anrichtet. 

Die Strafzumeffungsgründe pflegt man gewöhnlich einzutheilen in criminalrechtliche 
und criminalpolitiſche. Die erfteren beruhen auf dem größeren oder geringeren Verſchulden 
des Verbrechers, die legteren Dagegen beziehen ſich nicht auf dieſes Verſchulden, ſondern 
auf irgend melde Nütlichkeitsrüdfichten. So 3. B. ſoll es ein erimmalpolitiiher Straf⸗ 
minderungsgrund fein, wenn der durch das Verbrechen Beichädigte auch ohne Zuthun des 
Berbreherd Schadenerſatz erhalten hat, oder wenn der Verbrecher der Obrigkeit andere, 
bisher verborgen geweſene Verbrecher entdedt u. dgl. m. Allen es bedarf wohl feines 
Nachweiſes, Daß es eine Verlegung der Gerechtigkeit ift, Umftände, weldye mit dem Ver— 
brechen ſelbſt nicht zufammenhängen, als ſtrafmindernd zu betrachten. — Ebenſo wenig 
gehört unter die Strafminderungsgründe die Erduldung einer (unverichuldeten) Unter 
ſuchungshaft, da Diele ebenfalld auf die Intenfität des verbrederiihen Willens und die 
Größe der Uebelthat keinen Einfluß übt. Allerdings muß aber die Unterfuhungshaft, 
als ein um des Verbrechens willen erbuldetes Uebel, bei der Ausmeffung der Strafe dem 
Verbrecher zu gute gerechnet werben. 
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Die Eintheilung der Strafzumefiungsgründe in fubjectwe und objective bat zwar 
manches für fich, kann aber leicht zu Mißverſtändniſſen führen. Die jubjectiven beziehen 
ſich unmittelbar auf den verbrecheriſchen Willen; hierher gehören 3. B. größere oder 
geringere Reiflichkert der Ueberlegung, Gemüthsbewegungen, gute oder ſchlechte Erziehung, 
Berführung durch Andere u. dgl. Die objeetiven bezieben ſich auf die Größe des ver: 
urfachten Uebel — wobei es aber nur zu oft aufer Acht gelaffen wird, daß Diele 
nur in Betracht kommt, wenn fie dem Thäter zur Abſicht oder zur Fahrläſſigkeit zus 
zurechnen iſt. 

Von den Strafzumeſſungsgründen unterſcheidet man die Strafänderungsgründe, 
welche entweder die Strafe ſchärfen oder mil dern, d. h. Umſtände, bei deren Vor— 
handeuſein eine ſchärfere oder mildere Strafart, oder ein anderes Strafmaß, als das ge— 
wöhnliche, angewandt wird. Man iſt wohl einig darüber, daß die Strafſchärfungsgrümde 
im Geſetz ſelbſt genau beſtimmt werden müſſen, weil man eine Schärfung nicht in das 
Ermeſſen des Richters ſtellen darf, was zur Willkür führen und den Grundſatz: nulla 
poena sine lege poenali verlegen würde. Als ein folder Schärfungsgrund erſcheint 
gewöhnlich der Rüdfall im engeren Sinne, d. h. Das Begehen eines Verbrechens von 
Seiten eines bereitd einmal wegen eines gleichartigen Berbredens Beftraften; häufig auch 
das Zufammentreffen ftrafbarer Handlungen, wovon fpäter zu reden fein wird, — Rück— 
fichtlich der Strafmilderung ftehen ſich zwei Anfichten gegenüber. Die eine meint, es 
genüge, wenn die Geſetzgebung dem Richter eine allgemeine Ermächtigung zur Strafe 
milderung ertheile, ohne ihn irgendwie durch eine Angabe der Milderungsgründe zu binden, 
welche ohnehin nicht thunlich ſei, da es fi um Umftände handle, welche das Gele nicht 
vorausfehen könne. Nun ſcheint es aber unzweifelhaft, daß eine ſolche allgemeine Er— 
mãchtigung, „mildernde Umstände“ anzunehmen, den Richter über das Geſetz ftellt und 
ihm einen Theil des Begnadigungsrechtes einräumt. Dabei kaun auch nicht zugegeben 
werden, Daß es fih um für den Geſetzgeber nicht vorausſehbare Fälle handle, im Hinblid 
auf welche vworausichend er eine allgememe Ermädtigung ertbeilt. Oper kann man es 
nicht vorausichen, dap Jemand in einem Zuſtand geminderter Zurechnungsfähigkeit, un 
einem an die Kindheit angrenzenden Alter u. dgl. m. ein Verbrechen begeht? — So weit 
es alſo vorausichbar ift, was bier in Frage ſteht, muß es die Geſetzgebung aud möglicht 
genau firiren und wirflid nicht vorausichbare Milderungsgrimde müſſen dem Begnadiger, 
nicht dem Richter zur Würdigung überlaffen werden. Da ferner jene angedeuteten echten 
Milderumgsgründe hauptſächlich in gewiſſen geiftigen Zuſtänden beftehen, Die, ſobald jie 
im höchſten Grade vorhanden find, die Zuredinung ganz ausfchliegen, jo wird der Richter 
allerdings zu ermäctigen fein, bei ihrem Vorhandenſein ſelbſt Bi8 auf em Minimum von 
Strafe herabzugehen. 

Die Umjtände nun, melde bier in Betracht kommen, find: 1) Das jugendliche 
Alter zwiſchen der Kindheit und der Bolljührigkeit in dem ſchon früher entwidelten 
Sinne. 2) Zuſtände, melde ſich der Zurechnungsunfähigkeit annäbern, wie 3. B. 
Affeete, Die fih bis zur Beſinnungsloſigkeit ſteigern können, Zuſtände, Die an den 
Nothftand, Die volle Berauſchung, die Schlaftrunkenheit angrenzen, Schwachſinnigkeit 
u. dgl. m. (Dies find die Fälle der ſ. g. „verminderten Zurechnung““. 3) Die nahezu 
gänzlıh abgelaufene Berjäbrungsfrift (fiehe unten). 

Geitattet man dem Richter, Diele Umſtände in der angeführten Weile zu berücfichtigen 
und gibt man ihm überdies das Net, dann, wenn er findet, daß eine Handlung nicht 
auf entebrender Geſinnung berube, zu nicht entehrender Strafe zu verurtheilen, fo tft Dem 
vernünftigen Ermeſſen des Richters gewiß ein vollkommen genägender Spielraum gegeben, 
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ohne daß man zu dem höchſt bevenflichen Syftem der blos vom Richter Feftzuftellenden 
mildernden Umftände zu greifen braucht. 

$.3. Das Zufammentreffenvon Berbreden indbejondere. 
Schwierigkeiten entftehen für die Strafzumefjung in dem Fall des |. g. Zuſammen— 
treffend von Verbrechen (Concurrenz, concursus delictorum). Man verfteht hierunter 
das Zufammentreffen von mehreren noch unbeftraften Verbrechen deſſelben Thäters als 
Gegenftand gemeinfamer Aburtheilung. Man theilt dafielbe ein in das einthätige 
(ideale, gleichzeitige) und mehrtbätige (reale, ungleichzeitige) Zufammentreffen, je nach— 
dem der Verbrecher dich ein und dieſelbe That mehrere Strafgeſetze übertreten hat 
(3. B. indem er durd einen Act Nothzucht und Blutichande gebt, durch dafjelbe Wort 
mehrere Perjonen beleidigt hat u. f. w.) oder Die Webertretungen durch jelbitftindige 
Handlungen verübt wurden. Nach einem anderen Geſichtspunkt untericheidet man zwiſchen 
gleihartigem Zuſammentreffen (3. B. Concurrenz mehrerer Diebftähle) und ungleich 
artigem (3.3. Comeurrenz von Diebftahl und Betrug). Iſt die mehrthätige Concurrenz 
gleihartig, jo nemmt man fie auch Wiederholung, ift fie ungleihartig, Häufung von Ber- 
breden. Man muß fih übrigens wohl hüten, die Fälle der Scheinconcurrenz mit der 
wirflihen Concurrenz zu verwechſeln. 

Rückſichtlich der Beſtrafung zulammentreffender Verbrechen bat man drei verſchiedene 
| Syſteme aufgeftellt: 1) Das Abforptionsfyftem (poena major absorbet minorem), 
| wonach blos auf die höchfte der mehreren verwirkten Strafen erfannt werben fol. Damit 
ertheilt man offenbar einen Freibrief für Die mit dem ſchwerſten Berbrechen zuſammen— 

treffenden geringeren Delicte. Begreiflih war die Vertheidigung dieſes Syſtems zu einer 
Zeit, im welcher unter den concurrirenden Verbrechen gewöhnlich eines mit Todesſtrafe 
bedroht war. 2) Das Schärfungsiyftem, zufolge defien man die Strafe des 
Ichwerften Verbrechens mit Rückſicht auf die übrigen jchärft, wofür aber feine rationelle 
Begründung gegeben werden kann. Auch nach diefem Syſtem werden die concurrirenden 
Verbrechen namentlich dann, wenn fie ſchwerere find oder ihre Anzahl eine größere ift, 
ftraffrei bleiben. 3) Das Gumulations= (Strafbäufungs:) Syſtem, weldes von 
dem richtigen Grundfat, Daß jedes Verbrechen bejtraft werden ſolle (quot erimina tot 
poenae) ausgeht. Zunächſt ergibt ſich nun freilich, daß eine einfache Zufammenrehnung 
oft thatſächlich unmöglich it, fo 3. B. wenn mehrere mit dem Tod oder mit Lebenslänglicher 
Strafe bedrohte Verbrechen concurriren. Sie iſt ferner auch dann (,juriſtiſch“) unmöglich, 
wenn durch fie eine Gefanmtftrafe ji ergeben würde, welche das Geſetz aus der Reihe 
der Strafmittel geftrichen hat (3. B. verſchärfte Todesftrafe), oder wenn fich durch die 
Zulammenrehnung die Einzelftrafen in eine Strafe anderer Qualität verwandelten, 3. 2. 
zeitliche Freibeitsitrafen in eine lebenslänglice. Indeſſen ſelbſt abgelehen hiervon tft die 
einfache Zujammenrehnung verwerflih und vielmehr ein Abzug von der To gefundenen 
Summe am Plat (neneftens juriftiiche Cumulation genannt), weil die Strafen durch 
ihre gleichzeitige, beziehungsweiſe ununterbrochen zufammenbängende VBerbüßung unver 
hältnißmäßig an Intenfität zunehmen. Im diefem Sinne findet ſich das Strafhäufungs- 
ſyſtem im der Regel in unferen Gelegbüchern betveffs der mehrthätigen Concurrenz durch— 
geführt, während für Die einthätige gewöhnlich das Abſorptionsſyſtem angewandt ift, ohne 
daß ein triftiger Grund für dieſe verfchiedenartige Behandlung befteht. 

Wie oben erwähnt wurde, verfteht man unter zufammentreffenden Verbrechen im 
allgemeinen nur jene, welde Gegenftand derſelben Aburtheilung find. Es iſt aber nicht 
erfichtlich, warum Diele rein proceſſualiſche Rückſicht maßgebend fein Toll. Liegt der Grund 
für Die Aufftellung einer ſ. g. Concurrenzſtrafe in der Rückſicht auf die Wirkung der 
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gemeinſam zu verbüßenden mehreren Strafen, To bat man eben nur darauf zu fehen, 
ob ein folder Fall vorliegt. Man ſollte alfo ftatt von zulammentreffenden Verbrechen 
von zufammentreffenden Strafen ſprechen, und die Regeln über die Berhängung einer 
entiprechenden Gelammtftrafe für alle jene Fälle aufftellen, in melden es ſich um gleich— 
zeitig zu verbüßende oder ununterbrochen zufammenbängende Strafen handelt. Wenn der 
zu vierjährigem Zuchthaus Verurtbeilte im Gefängniß ein Verbrechen begeht, To fann 
man die nun verwirfte Strafe ebenfo wenig einfach zu der früher erfannten hinzufügen, 
als wenn das zweite Verbrechen ſchon vor der Aburtbeilung über das erfte begangen 
worden wäre. Die Mehrzahl der Schriftfteller erflärt ficd allerdings gegen eine ſolche 
Ermweiterung des Concurrenzbegriffes, 

Gewöhnlich ſucht man von dem Zufammentreffen der Verbrechen das |. g. forte 
gelegte Verbrechen zu unterfcheiden, allein weder die Schriftfteller noch die Gefege find 
über den Begriff defjelben einig. Man will durch denſelben ſolche Fälle zuſammenfaſſen, 
in welden mehrere verbrecheriihe Handlungen begangen find, deren jede für fich allein 
bon den Thatbeftand defjelben Verbrechens darftellt, die man aber doch wegen ihres 
inneren und äußeren Zulammenhanges als die Fortſetzung eines einzigen Verbrechens 
behandeln will. Wie man auch immer diefen Begriff feftzuftellen ſucht, leidet er meines 
Erachtens an inneren Widerfprüchen. Iſt dem Richter bei Berbängung Der Concurrenz- 
ftrafe der gehörige Spielraum eingeräumt, fo wird er auch ſolchen Eoncurrenzfällen gerecht 
werden können, welche eine mildere Beurtheilung verdienen, weil der plychologiiche Zus 
ſammenhang der verſchiedenen Verbrechen die Strafbarkeit verhältnißmäßig geringer 
erfcheinen läßt. — 

8.4. Strafverwandlung. Bon der Strafünderung hat man die Straf 
verwandlung zu untericheiden. Jene befteht in der Zuerkennung einer fchärferen 
oder milderen Strafe ftatt der gewöhnlichen, Diele dagegen ift die Zuerkennung eines 
von der geſetzlichen Strafe der Art nad) verichiedenen, aber dem Grade nad gleichen 
Strafübels. Der Richter vollzieht alſo in einem ſolchen Fall das dem Buchſtaben 
nach nicht vollziehbare Gele nur in einer anderen Form. Eine Strafverwandlung wird 
nothwendig: 

1) Wenn es thatſächlich unmöglich iſt, die won dem Geſetze verhängte Strafe zu voll— 
ziehen, weil der zu Beſtrafende das Gut nicht hat, welches ihm entzogen werden ſoll, ſo 
3. B. wenn eine Vermögensſtrafe an einem Vermögensloſen, oder die Strafe des Gewerbs— 
verluftes an demjenigen vollzogen werden Toll, welcher auf die Ausübung des Gewerbes 
reſignirt bat. 

2) Wenn die Bollziehung der Strafe in dem gegebenen all ein Uebel zufügen 
würde, welches unzweifelhaft nicht in der Mbficht des Geſetzgebers gelegen ift, To z. 2. 
Vollzug harter Lerbesftrafe oder Zwangsarbeit an ſehr ſchwächlichen und gebredhlichen, 
franfen Perſonen u. dgl. 

In den Gelegen finden fid) namentlich Vorſchriften über den Mafitab, nach welchem 
eine Freiheitsſtrafe in eine andere wngewandelt werden kann (wobei ſie Das entehrende 
Moment, welches die Zuchthausſtrafe in ſich ſchließt, nicht gehörig beachten) und über die 
Umwandlung von unwollitretbaren Geldftrafen in Freibeitsftrafen. In dieſer letten Be- 
ziehung verdient der im neuerer Zeit gemachte Vorfchlag Beachtung, in eriter Yinie zu 
geftatten, daß die Gelditrafe abgearbeitet werden könne und erft in zmeiter Linie Freiheits- 
ftrafe eintreten zu laffen. Eine ſolche Einrichtung wird das Ehrgefühl fteigern und beitragen, 
die Kluft zwiſchen Arm und Reich fleiner zu machen. 

Iſt im Geſetzbuch für einen Fall, in weldem ſich die gefegliche Strafe als unvoll- 
ziehbar erweiſt, feine Vorſchrift über die Strafverwandlung gegeben, To darf der Richter 
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feine ſolche Verwandlung — weil ſonſt der Grundſatz: „feine Strafe ohne Straf- 
geſetz“ verlegt würde, und 08 bleibt nichts übrig, als das unvollftretbare Gefeg eben 
unvollzogen zu laflen. — 

8.5. Strafausihliefungsgründe Den Schluß der Lehren des allge 
meinen Thetles bildet die Betrachtung derjenigen Gründe, welche die Anwendung des 
Strafgeieges auf ein begangenes Verbrechen ausſchließen. (Man darf fie nicht 
verwechieln mit jenen Gründen, melde die Zurechnungsfähigkeit oder die Zurechenbarfeit 
ausichließen, bei deren Vorbandenfein demmach gar keine ſtrafwürdige Handlung , fein 
Verbrechen vorliegt.) Diele Strafausichliefungsgrände find: 

1) Der Tod des Verbrechers. 2) Die Berjährung. 3) Die Begnadigung. 
4) Bei gewiffen Verbrechen die Verzeihung der verlegten Brivatperfon. — 

Zu 1. Daß der Tod des Verbrechers die Vollftredung der Strafe ausfchliekt, ver: 
fteht fich heutzutage wohl von Telbft, da die Strafe nur den Schulvigen und nicht etwa 
deſſen Angehörige oder Erben treffen darf. Bon einem Bollzug der Strafe an dem 
Leichnam des Verbrechers, wie man ihm in barbariſchen Zeiten vornahm, kann ebenfalls 
feine Rede fein. Gleichwohl findet fih noch in allen Geſetzbüchern (mit Ausnahme des 
öfterreichiichen — und auch des öfterreichiichen Entwurfs) noch ein Heberbleibfel einer gegen 
die Erben gerichteten Beftrafung und erfrent fi fogar der Zuſtimmung der meiften 
Schriftfteller. Es wird nämlich im Anſchluß an Beftimmmngen des römischen Rechts die 
Geldſtrafe am Nachlaß des Berftorbenen vollftrekt, wenn fie noch bei Yebzeiten deffelben 
rechtöfräftig zuerkannt wurde. Das beißt nun offenbar nichts anderes, ald die Erben 
des Berbrechers für deflen Delict zur Strafe ziehen, und läßt ſich durch ſolche nichts— 
fagende Gründe nicht rechtfertigen, wie 3. B. die Behauptung ift, daß die rechtskräftig 
zuerlannte Geldbuße wie eine Civilſchuld oder wie eine „öffentliche Schuld“ auf dem Ber: 
mögen hafte. Anders verhält es ſich mit der ſ. g. Tpeciellen Confiscation, infofern fie 
als eine Mafregel der Rechts: oder Geſundheitspolizei in ihrem Bollzug unabhängig ift 
von dem Tod des Berbrechere. 

Es verfteht ſich ferner von ſelbſt, wenn es auch gemöhnlich nicht ausdrücklich hervor— 
gehoben wird, daß ebenſo wie der Tod des Verbrechers eine beſtändige Geiſteskrankheit 
deſſelben den Vollzug der Strafe ausſchließt. Zweifel mögen entſtehen, ob, wenn der 
Verbrecher während der Strafzeit in eine vorübergehende Geiſteskrankheit verfällt, die 
Dauer derſelben in die Strafzeit einzurechnen ſei. 

Zu 2. Daß durch den Verlauf einer längeren Zeit die Beftrafung eines Ver— 
brechens ausgeſchloſſen werden könne, wird zuweilen nur als ein auf Willkür beruhendes 
Inſtitut des pofitiven Rechts bingeftellt. In der That ſprechen aber gewichtige Gründe 
für die Verjährung der Verbrechen. Zunächſt kommt hierfür in Betracht der Umftand, 
daß nach Ablauf einer längeren Zeitfrift das Andenken an das Verbrechen in den Menſchen 
erfifcht und damit aud das Verlangen nach einer Beftrafung, welchen durch diefe eine 
jittlihe Genugtbuung gewährt werden Toll. Namentlich, aber ift zu ermägen die Ber: 
änderung, welche mit der Berfon des Verbrechers vor ſich geht, To dar „der Menſch 
nah Ablauf eines längeren Zeitraums feines irdiſchen Dafeins nicht mehr derſelbe iſt“. 
In Folge dieſer Ummandlung wird es unmöglich, nad Verlauf einer langen Zeit 
die ragen ins Reine zu bringen, welche ſich auf den fubjectiven Thatbeftand des Ver: 
brechens beziehen. Auch die Auslagen des Angeichuldigten über feine einftigen Anfchaus 
ungen, Stimmungen und Beftrebungen find trügeriſch, da wir nur zu wohl wifien, wie 
oft wir zurückblickend auf frühere Zeiten uns ſelbſt nicht wiedererfennen in den Hand— 
Lungen, welche einft der Ausorud unfered Inneren waren. Es iſt alfo nicht möglich, 
auf Grundlage der Beurtheilung einer Perlönlichkeit, wie fie ſich ums jet darftellt, Die 
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Größe der Schuld zu bemejjen, welche ihr vor langer Zeit zur Yaft fiel. Man iſt ges 
nöthigt, in der Dunkelheit ruhen zu laſſen, was nicht mehr an dad Tageslicht gebracht 
werden kann. Dies wird um jo mehr geboten fein, ald man durch Unterfuchungen, 
welche erſt angeftellt werden, nachdem viele Jahre fett Begehung des Verbrechens vers 
laufen find, oder durch eine fo ſpäte Vollſtreckung eines längft Thon geſprochenen Urtheils 
das Vertrauen zu der Wirkſamkeit der Strafrechtöpflege in der bedenflichiten Weiſe 
erſchüttert. Denn durch eine ſolche verſpätete Unterfuhung oder Strafvolljiehung wird 
es offenkundig, daß der Verbrecher nicht ſelten der Hand der Nemeſis ganz entgeht, und 
daß dann nur ein Zufall feine ſpäte Beſtrafung berbeiführt. Gewöhnlich wird auch noch 
auf die Verdunkelung der Beweiſe aufmerffam gemacht, welde um Yaufe der Zeit eintritt, 
und aus welder in der Regel eine Reſultatloſigkeit der Unterſuchung ſich ergibt, wenn 
es nicht etwa gar wegen Verdunkelung des Entlaftungsbeweiles zu einer ungerechten 
Berurtheilung kommt. Beides iſt höchſt mißlich und erfchiittert dad Auſehen der Juſtiz 
gewaltig. 

Der lettangeführte Grund läßt ſich allerdings nur geltend machen für die Verjährung 
der Anklage, nicht fir Die Verjährung der bereits durch Urtheil zuerfannten Strafe. 
Gleichwohl ift auch dieſe gerechtfertigt, weil für fie die übrigen angeführten Gründe ſprechen. 
Namentlich wird die Bedeutung und Wirkung der Strafe in Folge der mit der Zeit 
eintretenden Ummandlung des Verbrechers ganz unberehenbar. Die Verjährung der zus 
erfannten Strafe ift auch in der Mehrzahl ver neueren Geſetze (beziebentlih Entwürfe) 
anerkannt, während andere nur eime Verjährung der Anklage kennen. 

Die Berjährungsfrift bei der Verjährung der Anklage fol eigentlich von dem Moment, 
in welchem dad Verbrechen begangen wurde, ) gerechnet werden, meiſtens wird aber ber 
Tag, an welchem das Verbrechen begangen wurde, im die Friſt mit eingerechnet, obwohl 
kein Grund vorliegt, im Strafrecht zu derartigen Fietionen zu greifen. Es eniſpricht 
der verfchiedenartigen Schwere der Verbrechen, wenn in den Gefegen (mit kheilweiſer Aus: 
nahme des ſächſiſchen) die Dauer der Verjährungszeit je nah der Art und dein Maße 
ber Strafe, welche auf Die Verbrechen gelegt ift, verſchieden beftimmt wird. Mehrere 
Geſetzbücher erklären die mit der Todesftrafe, zum Theil auch Die mit lebenslanger Freiheits— 
ftrafe bedrohten Verbrechen für unverjährbar, wofür, ſich nur der unbaltbare Gedanke an 
die in ſolchen Fällen nöthige Abichredung als Grund anführen läßt. 

Die Verjährung der bereits zuerfannten Strafe beginnt nach der berrichenden Anficht 
mit der Nechtöfraft des Strafurtbeils ; richtiger it es wohl, wenn einige Geſetzbücher 
beſtimmen, die Friſt laufe von der Kundmachung des Urtheils, da der Ablauf einer Frift 
für Rechtsmittel feinen Einfluß auf den Yauf der Verjährung baben fanıı, 

Unterbrochen wird die Berührung der Anklage durch jede Handlung des Gerichts 
oder der Griminalpolizet (imöbefondere der Staatsamwaltichaft), welche als ein gegen die 
Perſon des Verbrechers gerichteter Unterſuchungs- oder Berfolgungsact auftritt. Wird 
die begommene Unterfuchung wiedey eingeftellt, jo Täuft von dem legten Act derfelben die 
Verjährung von nenem. — Die Verjährung der erkaunten Strafe wird unterbroden 
durch jeden Act der Strafvollftredung, und die Verjährung begumt ihren Lauf von neuen, 
wenn Die Vollſtreckung unterbrochen wird. 

Die vorgetragene Anficht über die Wirkung der Unterbrechung eier Berpibrungsfrift 
iſt die faſt allgemein herrſchende; gleichwohl bleibt es febr fraglich, ob fie emer rationellen 


Y Eogenannte bauernde Verbrechen verjähren natürlich erfi von dem Zeitpunft an, in 
welchen ber dauernde, durch verbrecheriſche Thätigleit aufrechterhaltene Zuftand, z. B. ber Bu- 
ſtaud der Unfreibeit eined Gefangengehaltenen, aufhört. 


m: “ 
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Wegründung fähig iſt. Die wundenheilende, menſchenumwandelnde Zeit wirkt ununter— 
brochen fort, und wenn man auch die Zeit, während welcher die Unterſuchung, beziehungs— 
weiſe Strafvollftrefung u. ſ. w. dauerte, nicht wohl in die Berjährungszett einrechnen 
kann, fo wäre ed doch mehr im Einklang mit dem Wehen der Sache, nach der Unter: 
brechung die Verjährung ihren Yauf To fortiegen zu laſſen, als wenn die Unterbredung 
nicht ſtattgefunden hätte, To daß allo die Verjährung während der Unter brechung nur als 
ruhend betrachtet würde. — 

Neben dem Zeitablauf finden ſich in mehreren Geſetzbüchern noch verſchiedene andere 
Bedingungen für die Verjährung aufgeſtellt, ſo die, daß der Verbrecher ſich während der 
Verjährungszeit nicht aus dem Inland geflüchtet haben, daß er nach Kräften vollen 
Schadenerſatz geleiſte und von Dem Berbrechen feinen Nutzen mehr in den Händen 
haben, ferner daß er während der Berjährungsgzeit fein neues Verbrechen mebr begangen 
haben dürfe. Rur die legtermwähnte Bedingung bat einen inneren Grund fir fich, infofern 
aus dem Begehen eines neuen Verbrechens daranf zu ſchließen tft, Daß jene innere Um— 
mwandlung in dem Verbrecher nicht vor fich gegangen ift, melde wir als den Hauptgrund 
für die Verjährung aufgeführt haben, Allerdings wird man indeſſen auf die Art 
und Größe des neu begangenen Verbrechens fehen müſſen, Da aus der Verübung eines 
ſehr geringfügigen oder von dem früheren der Art nad ganz verſchiedenen Delictes Fein 
Schluß in jener bezeichneten Were möglich ift. Am beften wird es fein, nur das Begeben 
gleihartiger Delete als Unterbrehungsgrund hervorzuheben. 

Aus den Erwägungen, welche für die Aufitellung der Berührung als Strafaus: 
ſchließungsgrund ſprechen, ergibt fich auch Die Forderung, daß man den nabezu vollitändig 
erfolgten Ablauf der VBerjübrungszeit als einen Strafmilderungsagrund gelten laſſe. Thut 
man dies nicht, To Führt man überdies die äffentlihe Meiming auf die Vermuthung 
daß bei der Beſtimmung der Verjährungsfriſt die bloße Willkür walte (und eine gewiſſe 
Willkürlichkeit iſt ja bei allen derartigen ziffermäßigen Beftimmungen nicht zu vermeiden), 
Es muß in der That ungereimt ericheinen, wenn den Berbreder die volle Strafe trifft, 
weil er wenige Tage vor dem Ablauf der Verjährungszeit entdedt wurde, To daf ein 
Unterſchied von wenigen Tagen, ja Stunden, den Sprung von der gefeglicen Beſtrafung 
zur Strafloſigkeit begründete. 

Daß man die Verjährung von Amts wegen zu berückſichtigen bat und auf ihre 
Wohlthaten nicht vom Berbrecher verzichtet werden Tann, verfteht fi von felbft, da es 
fib um fein Privatrecht des Uebelthäters, ſondern um die Pflicht des Staates, Gerechtigkeit 
zu üben, handelt. 

Zu 3. Auch das Begnadigungsreht bat man öfter, ſowie die Verjährung, 
als ein auf Willkür berubendes pofitiwsrechtliches Inſtitut angefochten, verleitet einerjeits 
durch Die nicht jelten allerdings unbegründete und launenhafte Ausübung jenes Rechts 
und andererleits durch eine unrichtige Gegenüberftellung der Begriffe von Recht und Gnade. 

Nicht Selten nämlich meint man, die Gnade walte unter gewiffen Vorausſetzungen 
an der Stelle des Rechts, aus ſ. g. Billigkeitsrückſichten, als Ausdrud der Menichlichkeit 
oder zum Zwech der Förderung irgend welcher ſtaatlicher Intereſſen. Faßt man die Ber 
gnadigung in dieſer Weiſe auf, Jo ergibt ſich allerdings ihre Verwerflichkeit, weil ſie ſo 
unvereinbar mit der Gerechtigkeit wäre. Soll ſie eine Stelle in der Rechtsordnung des 
Staates einnehmen, To muß ſich nachweiſen laſſen, daß fie im Dienſte der Gerechtigkeit 
ſtehe. Die Begnadigung iſt allerdings ein Souveränetätsrecht, es laſſen ſich alſo nicht 
Regeln für dieſelbe aufſtellen, welche den Souverän zwingend verpflichten könnten, 
zumal ſich die Umſtände, welche dabei in Frage kommen, überhaupt einer genügenden 
allgemeinen Formulirung entziehen. Nichtsdeſtoweniger kann aber die Wiſſenſchaft die 

357 


548 IV. Das öffenttihe Recht. 


Geſichtspunkte Feftftellen, aus welchen das Begnadigungsrecht ausgeübt werden dürfe und 
folle, Damit c8 im Einklange ftehe mit dem Princip der ausgleichenden Gerechtigkeit. — 

Betrachtet man Die Fälle der Anwendung jenes Rechts näher, To ſondern fie ſich 
in zwei Gruppen. In der einen ftehen jene Fälle, in welden fid) das Strafgeſetz zu 
bart oder zu mild erweift. Im allgemeinen fünnte man num von einen idealen Stand» 
punkt aus dem Eouverän (wenn er ohne Kehl und Gebrechen wäre!) die Function zu— 
theilen, hier das Geſetz in der entiprechenden Richtung zu corrigiren, alfo nicht blos die 
der wirfliben Verſchuldung entſprechende geringere Strafe oder gänzlıde Straflofigfeit 
auszuſprechen, ſondern aud eine ftrengere ald die geſetzliche Strafe zu verhängen, wenn 
dDiefe im conereten Fall durch zu große Milde die gerechte Ausgleichung nicht verwirklicht. 
Inder muß im Hinblid auf die menschliche Fehlbarkeit der Sag: „fine Strafe obne 
Strafgeſetz“ auch bier wieder geltend gemacht werden, Tonft könnte Fürftenlaune und 
Cabinetsjuſtiz an die Stelle des Richterſpruchs treten und darum ift das Strafſchärfungs— 
recht dein Souverän nicht zuzuerfennen, obwohl es ein begriffliches Correlat zum Bes 
anadigungsrecht ift. Im den Fällen alſo, welche wir bier ver Augen haben, ift es die 
Aufgabe der Gnade, gegenüber einem in conereto ungerechten Geſetz die Gerechtigkeit zu 
wahren umd dem ver dem Geſetz Schuldigen das zuzutbeilen, was ihm feinem Berfchulden 
nach wirklich gebührt. 

Eine andere Gruppe von Fällen ift diejenige, in welden Gnade geitbt wird gegen 
foldye Verbrechen, welchen gegenüber das Geſetz nicht als zu ftrenge, ſonach als durchaus. 
gerecht ericheint, und zwar, wie man zu fagen pflegt, weil dies höhere Rückſichten auf 
dad Wohl des Staatsganzen fordern. Diele Rüdfichten können aber in der That nur 
dann ein genügender Grund für die Begnadigung Tein, wenn fie ſelbſt ſich auf dem 
Standpunkt der ausgleichenden Gerechtigkeit rechtfertigen laffen. Num muß man wohl 
bedenfen, daß der Idee der: Gerechtigkeit (Vergeltung) entiprehend Strafe nur gefordert 
wird als eine Ausgleichung beftehender Uebel, daß es alſo jener Idee zuwiderläuft, eine 
Etrafe zu vollzieben, welche nicht zur Ausgleihung, fendern zur Erhöhung des Uebels, 
zur Hervorrufung neuer Uebel führen würde Hierin allein und unter der Boranslegung, 
daß die Sache fo Liegt, ift jene Rückſichtnahme auf das Gemeinwohl begründet. Die 
Sache muß alſo fo geftaltet fein, daß das Unbeftraftbleiben eines allerdings ftrafbaren 
Verbrechers (oder mehrerer folder) als das fleinere Uebel gegenüber jenen Uebeln erſcheint, 
welche die Beftrafung für den Staat nad fid ziehen wiirde. Es läßt ſich rechtfertigen, 
ja es iſt geradezut geboten, die Strafe zu erlaffen, wenn 08 im dem angegebenen Sinne 
eine noch größere Verlegung dev ausgleichenden Gerechtigfeit wäre, fie zu vollziehen. Nicht 
aber kann etwa umgekehrt behauptet werden, daß man über einen Schuldloſen oder minder 
Schuldigen eine von ibm nicht verdiente Strafe werbängen dürfe, wenn Dies zur Ver— 
hütung größerer Uebel geboten fei. Denn es gibt feine Nothwendigfeit, melde es ent= 
ſchuldbar machte, über einen Unſchuldigen wilfentlih eine Strafe zu verbängen, was 
überhaupt nicht mehr ftrafen, fondern ein Verbrechen begeben hieße. 

Das Begnadigungsreht ift ein Souveränetätsrecht. Im Republiken kommt es der 
fouveränen Körperichaft ;u, melde an der Spitze des Staates fteht, und bat eben deshalb- 
bier feine beſonderen Schwierigkeiten, Da geringe Majeritäten bei der Abftummung, 
namentlich wenn es ſich um Begnadigung eines zum Tede Berurtheilten handelt, nur zu 
leicht den Eindrud der Willfüv und Zufälligkeit erzeugen. Zur Prüfung des dem 
Souverän vorzulegenden Begnadigungegefudes hat man nicht ohne Grund die Einfegung, 
eines Gollegiums von Grimmaliften, Pſychologen und Geiſtlichen verlangt; noch beſſer 
wäre eg, wenn man auch Die wierte Facultät durch Aerzte vertreten ließe. 
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Die Begnadigung kann entweder eine ſolche ſein, welche ſich auf einen einzelnen 
beſtimmten Fall bezieht, oder fie iſt eime allgemeine, ganze Claſſen von Fällen oder 
Perſonen betreffende. Die legtere nennt man Amneſtie /abolitio generalis. Die 
erſtere ıft wieder entweder eine Abolition tm engeren Sinne, wenn fie als Nieder— 

ſchlagung des Procefjes auftritt, oder eine eigentliche Begnadigung (melde wieder entweder 

eine volle oder theilweiſe ft, da fie in dem gänzlichen oder theilweiſen Erlaß der zuer— 
kannten Strafe befteht). Die lettere kann auch ertheilt werden nach bereits theilweiſe 
erfolgter Vollftredung der Strafe dur Erlaß des Strafrefted oder (ald restitutio ex 
capite gratiae) durch Erlaß der mit der Strafe verbundenen nachtheiligen Folgen. Die 
Amneſtie kann Sowohl Abolitionen als eigentliche VBegnadigungen und insbefondere Re— 
ftituttonen in fich begreifen. Bei ihr find namentlich jene Rüdfichten auf das Wohl 
des Staatöganzen maßgebend, melde wir oben aus dem Gefichtöpunft der Gerechtigkeit 
gewiirdigt haben. Die Nieverichlagung des Proceſſes ift in mehreren Verfaſſungsurkunden 
mit Recht als unftattbaft erflärt, da fie. dem bereit® in Unterfuhung Gezogenen das 
Recht entzieht, Feine Unschuld zu conftatiren und dieſelbe durch den Richteripruch anerkannt 
zu ſehen. 

Das Begnadigungsrecht bedarf übrigens auch noch anderer Beſchränkung. So Toll 
es in der Regel nicht ausgeübt werden bei jenen ſ. g. Antragsdelicten im engeren Sinne, 
bei weldyem die Anklage und der Verzicht auf diefelbe ganz in das Belteben des Ver— 
testen geftellt ift, deffen Recht alſo geichädigt wiirde wenn eine Abolition oder eine voll: 
ftändige Begnadigung erfolgte. Ferner ift auch das gewöhnliche Vorgehen bei den aus 
Gnade eintretenden Strafunmvandlungen nicht zu billigen. Die Strafen find bet der 
höchſt verfchiedenen ſubjeetiven Empfindlichkeit für dieſelben bei weitem nicht in dem Ma fe 
nach ihrer größeren und geringeren Schwere gegen einander abzumägen, ald man ges 
wöhnlih annimmt. Darum ſoll auch feine Begnadigung durch Umwandlung der gelet- 
lichen Strafart in eine andere (die blofe Abkürzung oder Minderung tft natürlich unbe 
venflidh) erfolgen obue Zuſtimmung des zu „Begnadigenden“ über welden man fonft 
vielleicht unter den Namen der Gnade eine Verſchärfung verhängen würde. Natürlich 
aber wird man nad jener Zuſtimmung nicht zu fragen baben bei der Umwandlung der 
Todesſtrafe in eine andere Strafe, da Die Todesftrafe, wo es nur immer gebt, vermieden 
werden muß — und ebenfo nicht bei der bloßen Ummandlung der entehrenden Freiheits— 
jtrafe in eine nicht entehrende. Endlich wird im jenen Staaten, welde das Inſtitut der 
Minfterverantwortlichfeit fennen, Die Begnadigung der Minifter inſoweit auszuſchließen 
ſein, als fie mit jener Verantwortlichteit nicht wereinbar ift. 

Der Begnadigte kann, da das Begnadigungsrecht ebenfo wie das Inſtitut der Ver: 
jährung aus der Pflicht des Staates, Gerechtigkeit zu üben, entipringt, nicht auf die 
Gnade verzichten. Diefen Sag wird man ſelbſt, wo die Abolttion im allgemeinen nicht 
zuläffig ift, auf jene Abolitionen anwenden müſſen, welche in einer erlaffenen Amneſtie mit 
inbegriffen find, da, wenn es ſich darum handelt, um des Staatlichen Friedens willen 
durch eine Amneſtie vergangene Ausicreitungen und Kämpfe mut dem Schleier der Ber: 
geſſenheit zu bedecken, dies vereitelt werden wiirde durch eine Sonderung dev verichiedenen 
Fälle und die Geftattung eines Auffehen erregenden Strafproceffes. 

Zu 4. Die Berzeihung der durch das Verbrechen verlegten Privatperſon kann in 
der Negel nur ald ein für die Strafzumeffung einflußreiher Umftand betrachtet werden. 
Nur bei jenen Delicten, in welchen das Privatintereffe mehr hemortritt, wird jene Ver— 
zeihung größere Berückſichtigung verdienen. Die ſ. g. Antragsvelicte, welche bierbei in 
Betracht kommen, zerfallen aber in zwei Klaſſen, deren jede einer zum Theil verichiedenen 
Behandlung bedarf. Alle diele Deliete baben allerdings Das gemeinfam, daß ohne das Ber 
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gehren Den Antrag) der verlegten Perſon fein Strafverfahren eingeleitet werden fann. 
Site ſcheiden fid) aber weiter in ſolche, bei welchen das Privatintereſſe durchaus über— 
wiegend iſt, wie z. B. Ehrenverlegungen, Ehebruch, einfache Diebftäble, Unterſchlagungen 
u. ſ. w., welche im Kreiſe der Familie begangen werden, und in ſolche, bet welchen zwar 
aus Nücficht auf die Ehre der BVerlegten ohne deren Begehren nicht zum Strafverfahren 
geichritten wird, indeß an fich auch das öffentliche Intereſſe und der fittliche Beftand des 
Gemeinweſens in hohem Grade an der Beftrafung betheiligt ift, To z. B. bei ver Ent— 
führung und der Nothzucht, ſoweit fie Antragsdelicte find. Nücjichtlih der Verbrechen 
der erften Kategorie wird man die Verzeibung der Privatperſon aud noch nach erhobener 
Anklage während Des Proceſſes, To lange nod kein Urtbeil gefällt tft, als Strafaus— 
ſchließungsgrund anerfenmen, bei den Fällen der zweiten Art aber ift kein Grund mehr 
vorhanden, von .der allgemeinen Negel, daß die Privatverzeibung nur als ein Straf— 
minderungsgrund gilt, abzumeiden, Tobald einmal der Antrag auf Beitrafung geftelt, 
alio die Publieität der Sache von dein PVerfegten nicht geicheut wird. 

Tie Friſt, Binnen welder der Antrag auf Beſtrafung geftellt werden muß, pflegt 
eine ziemlich kurze zu Term höchſtens ſechs Monate); die Yerfäbrungsfrift läuft von ihr 
unabhängig. . 

Dem Weſen der Strafgerechtigkeit entſpricht es allerdingd am meiften, wenn ber 
Strafantrag als untheilbar erklärt wird, d. b. wenn er ſtets die Beſtrafung aller Theil- 
nehmer am Delict nach ſich ziebt, ſollte auch der Antragfteller nur die Veftrafung des 
einen oder anderen bezweden. Ebenfo wäre an fi die Untheilbarteit des Verzichts zu 
billigen. Gleichwohl ſprechen für Die von manden Geſetzbüchern geftattete Theilbarkeit 
gewwichtige Gründe, Da die Durdführung des Princips der Untheilbarfeit auf. unüber— 
windlihe Schwierigkeiten ſtößt und bezugs gewiſſer Delicte nicht im Einklang fteht mit 
der Wahrung und Feſtigung der Familien- und namentlich der ehelichen Bande.) 


Il. Beſonderer Eheil. 


Da diefer von dem befonderen Thatbeſtand der verſchiedenen Verbredhensarten und 
ihrer Beſtrafung banvdelt, fo muß fich diefe enchelopädiſche Meberficht beichränfen auf eine 
Anführung und Würdigung der verfchiedenen Verſuche, die Verbrechen einzutheilen und 
auf eine ganz allgemeine Charakterifirung der Verbrecbensarten, während alle Einzelheiten 
den betreffenden Artikeln vorbehalten bleiben müſſen. 

Mehrere Eintbeilungen der ftrafbaren Handlungen wurden ſchon im allgemeinen 
Theil erwähnt und können nicht zu einer Grundlage für das Syſtem des beſondern 
Theiles dienen. So die Einteilung in dolofe und culpofe Delicte, über weldye 
noch weiter unten eine Bemerkung zu maden ift, die in Begehungs- und Unter= 
laſſungs verbrechen, in vollendete und verſuchte Delicte. Eine gewiſſe Bedeutuug 
namentlich für die Lehre vom Rechtsirrthum und für das internationale Strafrecht bat 
die Eintheilung in ſolche Verbrechen, welche ſchon an ſich ſtrafwürdig find (delicta juris 
naturalis) und im ſolche, welche blos durch das poſitive Recht verpönt, eigentlich den 


) Wenn manche Geſetze, wie namentlich in großem Umfang das öſterreichiſche, die volle 
Wiedergutmachung des Schadens bei manchen Verbrechen als Strafausſchließungsgrund gelten 
Karen ft das cine Degradirung der verbrecheriichen Schuld zu einer ciwilrecbtlichen Ver- 
indlichkeit. 
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Charakter einer Uebelthat gar nicht an fich tragen (delicta juris civilis). Für ben be— 
fondern Theil kann man fie nicht verwerthen, da die legteren nur eine feltene Ausnahme 
bilden. — Die Eintheilung in delieta ecelesiastica, secularia und mixti fori hat nur 
einen hiſtoriſchen Werth, ebenfo wie die in eine ſchwerere Gattung von Verbrechen, bie 
Friedensbrüche, Ungerichte, peinlihe Fälle genannt werden, im Gegenfag zu geringeren 
Delicten, die den Namen Rechtsbrüche, Frevel, Ueberfahrungen, bürgerliche Fälle führen, 
oder aud die Untericheidung von delicta atrocissima, atrocia und leviora. 

Im römischen Recht unterfchted man erimina publica, bezugs welcher öffentliche 
Strafe eintrat, von den delicta privata, welde blos eine Privatftrafe (Geldbuße an 
den Berlegten) nach jich zogen. Eine andere Bedentung hat die in neuerer Zeit ges 
machte, mehreren Gefegbücern zu Grunde Liegende Eintheilung in öffentlide und 
Privatverbrechen. Erſtere richten ſich unmittelbar gegen den Staat, letztere gegen 
BPrivatperfonen und deren Güter. Diefe Eintheilung bedarf einer gewiffen Gorrectur, 
worauf wir noch zurüdkommen. 

Dan unterfcheidet ferner delicta communia und propria, gemeine und Standes 
verbreden, welde lettere mr von Angehörigen gewiffer Stände, 3. B. Geiſtlichen, 
Beamten begangen werden können. ine folde Sonderung bat ihren Grund, aber die 
gemeinen Verbrechen bedürfen jedenfall® noch einer weiteren Eintherlung. 

Mehrere Schriftfteller haben einfache, materielle oder determimirte von 
alternativen, formellen oder vagen Verbrechen unterfcheiden wollen, je nachdem 
die Handlung ſich auf Verlegung eines beſtimmten Rechtes richtet, oder der Gegenftand 
der Berlegung bald diefer, bald ein’ anderer fein kann. Allen da jedes Verbrechen eine 
beftimmte Verlegung enthalten muß, ift die Eintheilung nicht brauchbar. 

Die Eintheilung in Verbrechen und PBoltizeiübertretungen ift wohl be 
gründet, aber da die legteren in einem Polizeiſtrafgeſetzbuch zu normiren find, nicht für 
die Strafgeleßbücher im engeren Sume zu werwerthen. 

Die Eintheilung in Verbreden gegen angeborene und folde gegen erworbene 
Rechte ift willkürlich, da es gar feine angeborenen Rechte gibt. 

Nach dem Vorgang des franzöfiichen Rechts, welches crimes, delits und contra- 
ventions unterideidet, findet man im preußtichen und batrifchen Geſetzbuch eine Eins 
tbeilung in Verbrechen, Vergehen und UWebertretungen, eine ähnliche im öſterreichiſchen, 
während manche Geſetzbücher blos Verbrechen und Vergeben unterfcheiden. Letztere ſtimmen 
eigentlich mit dem preußiichen Recht überein, infofern fie die Polizeiübertretungen nod) 
als eine dritte Klaffe (die in anderen Landesgeſetzen normirt find) untericheiden. Das 
öfterreichiiche Geſetzbuch wirft in feinem 2. Theil von Bergeben und Uebertvetungen unters 
ſchiedslos geringere Verbrechen und Polizetübertretungen zufammen. Die Dreitbeilung 
bat man hauptſächlich zu proceffualifhen Zwecken gemacht, obwohl fie dazu nicht nöthig 
ft. Inſoweit die Uebertretungen als polizeiliher Natur ausgeſchieden und in eine befondere 
Klaſſe zufammengeftellt werden, iſt nichts dagegen zu bemerken. Dagegen ift die Ein- 
theilung der eigentlich criminellen Handlungen in Berbredben und Vergeben will 
fürlih und unbaltbar.‘) 

Etwaige rationelle Eintheilungsgründe fir dieſe Untericheidung könnten fein: 

1) Der Umftand, ob eine Handlung dolos oder culpos begangen ift. Allein die 
culpoſen Verbrechen bilden nur eine feltene Ausnahme und mande von ihnen find ſogar 


) Am weiteften treibt Die verfehrte Eintheilung das bairſce Gefetzbuch, welches, wie geſagt, 
eine Dreitheilung hat, obwohl daneben noch die meiſten Polizeiübertretungen in einem Polizei— 
ſtrafgeſetzbuch Aufnahme fanden. 
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höher ftrafbar als manche dolofe Verbrechen 3. B. culpofe Tödtung ift gewiß mit höherer 
Strafe zu belegen, ald die Ehrenbeleidigung). 

2) Die Berüdjichtigung der Objecte, gegen welche ſich Die Handlung richtet. Alleın 
wern aud z. DB. das Leben gewiß ein wichtigeres Object ald das Eigenthum ift, jo wird 
doc der Diebftahl unter die Verbrechen einzureiben fein, dagegen die Injurie, die das fo 
hoch ftchende Gut der Ehre antaftet, nur ein Vergehen bilden müßte. 

3) Der Unterfcied, ob. die Handlung aus entehrender Gefinnung hervorging oder 
nicht, iſt allerdings ein höchſt wichtiger für die Frage, ob Ehrenftrafen zu verhängen 
feien oder nicht (fiehe oben). Aber zu einer Eintheilung in Verbrechen und Vergeben 
fann ev nicht verwendet werden, da unter den nicht entehrenden Handlungen mande von 
hoher Strafbarkeit ſich befinden, die man unmöglich Vergeben nennen kann (3. B. Hoch— 
verratb) und umgekehrt entehrende Handlungen ſehr geringfügiger Art vorfommen (3. B. 
geringere Eigentbumsverlegungen). Ueberdies ift die Grenzlinie zwifchen beiderlei Hand— 
lungen in abstracto nicht ſicher zu ziehen, wovon ſchon früher die Nede war. 

Man ficht ſich demnach genöthigt, auf einer willlürlichen Grundlage die Scheidung 
von Verbreden und Vergehen durchzuführen. Dies muß als ein ſchweres Unrecht gegen 
Diejenigen erflärt werden, welde man nun eben aus bloßer Willkür als „Verbrecher im 
engeren Sinne” behandelt. in derartiges willfürliches Vorgehen kann nicht anders, als 
das fittliche Bewußtſein des Volkes entweder verlegen und ſonach Mißtrauen gegen Gejeß- 
gebung und Rechtspflege hervorrufen, oder — was noch ſchlimmer iſt — dieſes Be— 
wußtfein verfälſchen und zu einer unrichtigen Wertbichägung der verbrederiichen Schuld 
verführen. — j 

Wil man zu einer dem befonderen Theil des Strafrechts zu Grunde zu Legenden 
Eintheilung der ftrafbaren, Handlungen fommen, fo wird man zu berüdjichtigen haben, 
daß das Verbrechen ſich charakteriſirt ald eine Uebelthat, mithin als eine Verlegung von 
menihlihen Gütern. Darum wird man die Eintheilung zu machen haben auf Grund- 
lage einer Eintheilung der Angriffsobjecte, der Güter, welche durch das Verbrechen 
verlegt werden. . 

Dit Nüdficht darauf ferner, daß die Menfhen in mannichfachen Gemeinſchaften 
Geſellungen) zufammen leben und nicht blos als Staatsbürger oder Privatperfonen in 
Betracht kommen, wird fich- folgendes Schema ergeben: 

I. Berbreden gegen die Gitter des Einzelnen. 

1) Berbreden gegen das Yeben. Hierher gehört: Die abjichtlihe und die fahr: 
läſſige Tödtung, die Ausfegung von Kindern vder anderen bülflofen Perſonen und die 
Abtreibung der Leibesfrucht. Die abſichtliche Tödtung zerfällt wieder in die mit befonnener 
Ueberlegung ausgeführte (Mord) und in jene Tödtung, bei welder die Abſicht aus einem 
Affect entiprungen iſt Todtſchlag). 

2) Verbrechen gegen die leibliche Unverſehrtheit Körperintegrität). Hierher 
gehören die abſichtlichen und fahrläſſigen Körperverletzungen, unter welchen nicht ſelten 
den Verletzungen durch Gift eine ausgezeichnete Stelle angewieſen wird. 

3) Verbrechen gegen die Züchtigkeit, wie Kuppelei, unfreiwillige Schwächung, 
Nothzucht (und widernatürliche Unzucht, ſoweit dieſe beſtraft wird). 

4) Verbrechen gegen die Ehre, welche hauptſächlich zerfallen in Berleumdung und 
Beleidigung {oder Beihhimpfung). 

5) Verbrechen gegen die perſönliche Freiheit. Hauptſächlich rechnet man hierher: 
die Gefangenbaltung, die Behandlung eines Menſchen ald Sclaven, den Menichenraub, 
die Entführung, die Nöthigung und die gefährlide Drobung. Gewöhnlich wird aud ber 
Hausfriedensbruch bievher geſtellt. 
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6) Verbrechen gegen das Vermögen, wohn namentlich Diebſtahl, Unterihlagung, 
Betrug, Untreue und Sachbefhädigung, auferdem Erprefjung und Raub gerechnet werben 
(die Testen beiden fünnte man faft ebenjo gut in die vorhergehende Gruppe ftellen). 

II. Verbrechen gegen die Gemeingüter der menschlichen Gefellungen (mit Aus- 
nahme des Staates). 

1) Berbreden gegen die Familie, wie Ehebruch, Doppelehe, Blutichande und 
Verbrechen gegen den Familienſtand. 

2) Berbreden, welche fi auf die Neligion beziehen, wohin Religionsftörung und 
Entweihung von Leihen und Gräbern gehört. 

3) Friedensftörungen, wie Pandzwang und Landfriedensbruch. 

4) Verlegungen von Treu und Glauben im Berkehröleben, unter welde ge 
wöhnlich Fälihungen, namentlih Fälibungen von Maß und Gewicht, von Urkunden, 
öffentlichen Creditpapieren und Münzen geftellt werden (lettere als Deltet gegen die 
Münzhobeit aufzufaſſen, ift eine formaliftiiche Einfeitigfeit). 

5) Kann man bier die precäre Rubrik der ſ. g. gemeingefährlichen PVerbreden 
anreihen, welche eigentlih nur qualificirte Verlegungen des Vermögens oder des Lebens 
und der leiblichen Unverſehrtheit ſind. Man rechnet dazu die Branpdftiftung, die Ver: 
urfahung von Erplofionen und Ueberſchwemmungen, Beichädigung von Eifenbahnen, 
Telegraphen, Brüden, Vergiftung von Brummen, Viehweiden u. dgl. "Diele Deltcte werden 
in der Regel auch dam beftraft, wenn ihnen blos Fahrläffigfeit zu Grunde liegt. 

III. Berbreden gegen den Staat. 

1) Verbrechen gegen den Beftand des Staates, nämlich Hoch- und Yandes- 
oder Staatöverrath. 

2) Berbreden gegen da8 Staatsoberhaupt (Meajeftätsbeleivigung) und gegen 
die Bolfövertretung. 

3) Verbrechen gegen die Staatsverwaltung, als: a) Gegen die Nechtöpflege: 
Meineid, falſche Angebung, Nichtanzeige von Verbrechen, Selbftbefreiung, unbefugte Rück— 
fehr des Berwiefenen, Selbithülfe, Zweikampf. Hierher kann man auch die Begünftigung 
eines Verbrechers ftellen. by Gegen die Polizeigewalt: Wiverieglichkeit, namentlich Auflauf 
und Aufruhr. ec) Gegen die Militärhoheit: Anwerbung für fremden Militärdienſt, Ver— 
Leitung zur Dejertion und folde Handlungen, durch welde man ſich miderrechtlich der 
Militärpflicht entzieht. 

4) Verbrechen der Beamten, namentlih Mißbrauch der Amtsgewalt, Amts- 
erpreffung, Veruntrenung ım Amt, Beugung des Rechts, Verbrechen der Anmwalte u. 1. w. 
Diefen Delicten ſchließen ſich zunächſt an die widerrechtliche Erlangung oder Verleihung 
eines Amtes und die Beftehung. 


Anbangsweife haben wir noch fummariih auf die Literatur des deutſchen Strafredits zu 
verweilen. Kappher's Handbuch der Literatur des Criminalrechts und defien philoſophiſcher 
‚und mebicinifcher Hülfswiſſenſchaften, 1838, gibt eine faft vollftändige Ueberficht der ſeit dem 
Jahre 100 erfhienenen Schriften, von der älteren Fiteratur nur das Bedeutendfte. Weitere 
Nachweiſe findet man namentlich reichhaltig bis zum Jahre 1847 in ber 14. von Mitter - 
maier beforgten Ausgabe von Fe uer bach's Lehrbuch des peinlichen Rechts. Ueber die fpätere 
Literatur des allgemeinen Theils fiebe Köftlin Syſtem des beutfchen Strafrehts, 1855, und 
Geib, Lehrbuch des deutihen Strafrechts, 2. Band, 1862 (im I. Band, ber 1961 erfchien, 
reichhaltige Nachweiſe über die Y.teratur ber Geſchichte des Strafredhts). Ueber bie neuefte 
Literatur kritiſche Ueberfichten in verfciedenen Zeitichriften, wie im Gerichtsſaal, in 
Schletter's Jahrbüchern der Rechtswiſſenſchaft und namentlih alljährlich in der deutſchen 
Strafredbtszeitung, herausgegeben von von Holgenborff. 

Außerdem beben wir noch bervor: 

1) Betreffs der Gefhihte des Strafrechts: Rein, Das Criminalrecht der Römer, 1844. 
Geib, Lehrbuch des deutſchen Strafrechts, 1. Band. Wilda, Das Strafrecht der Germanen, 
1542. Oſenbrüggen, Das alamannifche Strafrecht im deutſchen Mittelalter, 1860. Der- 
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jelbe, Das Strafrecht der Langobarden, 1863. John, Das Gtrafredht in Norbdeutichland 
zur Zeit ber Rechtsbücher, I 1555. Berner, Die Etrafgefebgebung in Deutichland vom 
Jahre 1751 bis zur Gegenwart, 1867. 

2) Bon älteren gemeinrechtlichen Schriften: Bened. Carpzov, Practica nova imperialis 
Saxonica rerum eriminalium, III. Partt., zuerft 1635 oder 1638, zuletzt gebrudt 1758. 
J. P. Kress, Commentatio suceineta in constit. erim. Caroli V, 1721, zulett 1786, 
J. S. F. de Boehmer, Element. jurisprudentiae eriminalis, 1733, zulett 1774. Derfelbe, 
Observationes selectae ad Bened. at pract. novam, 1759, 

3) Bon neueren Lehr- und Handbüchern des gemeinen Rechts (außer den fchon früber 
genannten Werfen von Feuerbach, Köftlin und Geib): Wächter, Lehrbuch des römiſch-deutſchen 
Strafrechts, 2 Bände, 1825, 1526. Abegg, Lehrbuch der Etrafrechtäwifienichaft, 1536. Henke, 
Handbuch des Eriminalrechts, 4 Bände, 1825— 39. Heffter, Lehrbuch des gemeinen deutſchen 
Strafrechts, 6. Auflage, 19857. Marezoll, Das gemeine deutfche Eriminalrecdht, 3. Auflage, 
1856. Berner, Lehrbuch des deutſchen Strafrechts, 4. Auflage, 1867. 

4) Von Abhandlungen über die Lehren des allgemeinen Theil: Berner, Grundlinien 
ber crimimafiftifchen Imputationslehre, 1843. Levita, Das Recht der Nothwehr, 1856. 
Geyer, Die Lehre von der Notbwehr, 1857. Seeger, Abhandlungen aus dem Strafrecht, 
1 1»55, II 1862. DOfenbrüggen, Abhandlungen aus dem deutichen Strafrecht, I 1857. 
Merkel, Eriminaliftiihde Abhandlungen I 1867. Geßler, Ueber den Be uf und die Arten 
des Dolus, 1860. Zachariä, Die Yehre vom BVerfuche der Verbrechen, 2 Bände, 1836, 1839. 
Berner, Die Lehre von der Theilmahme am Verbrechen, 1847. von Burli, Zur Lehre von 
der Theilnahme an dem Berbreden und der Begünftigung, 1860. Mittermaier, Die Todes- 
ſtrafe u. ſ. w., 1862. Derfelbe, Der gegenwärtige Zuftand der Gefängnißfrage, 1860. 
von Holgendorff, Das iriſche Gefängnißweſen, 1859. Derfelbe, kritifhe Unterfuchungen 
über die Grundfäge des irischen Strafvollzugs, 1565. Wahlberg, Die Ehrenfolgen der ftraf- 
gerichtlichen Berurtheilung, 1864. Berner, Wirkungstreis des Strafgefepes nah Zeit, Raum 
und Perfonen, 1853. von Bar, Das internationale Privat: und Strafrecht, 1562. Reinhold 
Schmid, Die Herrichaft der Gefege nah ihren räumlichen umd zeitlichen Grenzen, 1863. 
Unterbolzner, Ausführliche Entwidelung der gefammten Berjährungsicehre, 2. Auflage, 1858. 
Schwarze, Bemerkungen zur Lehre von der Verjährung im Strafrechte, 1567. Lueder, 
Das Souveränetätsrcht der Begnabigung, 1960. 

Ueber die particularrechtliche Literatur gibt Auskunft Berner im dem oben erwähnten Wert: 
Die Strafgefeßgebung in Deutjchland vom Jahre 1751 bis zur Gegenwart, 1867. Ebenda 
Seite 75 ff. eine Ueberficht über die Literatur des Code pénal. ß 

‚Die ſehr beachtenswerthe neuere italienifhe Piteratur behandelt Pessina dei progressi del 

iritto penale in Italia nel secolo XIX, Firenze, 1568, im belebrender Weife. 
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Einleitung. 
Vorbemerkungen über das Weſen und die geſchichtliche Entwidelung des Proceſſes. 


Rechtsanſprüche werden oft genug befriedigt, lediglich dadurch, daß derjenige, welcher 
einer Rechtspflicht nachzukommen bat, derſelben genügt und damit denjenigen Rechtsan— 
ſpruch erfüllt, welcher der ihm obliegenden Nechtöpflicht entipricht. Wenn beifpielömeife 
der Schuldner das erhaltene Darlehn Dem Gläubiger an dem verabredeten Tage zurück— 
bezahlt, jo wird der Rechtsanspruch, welchen der Gläubiger dem Schuldner gegenüber 
durch Gemährung des Darlehns erlangt bat, befriedigt, indem der Schuldner der ihm 
obliegenden Rechtöpflicht durch Zurüdzahlung des Darlehns nachkommt. 

Wenn in diefer Weile Rechtsanfprüche befriedigt werden, jo fommt es zu feinem 
Proceß. Gläubiger und Schuldner find über den Inhalt der Forderung einig, der 
Schuldner will feiner Verpflichtung nacdtommen, und fein Handeln entipricht feinem Wollen, 

Möglich wäre e8 auch, daß Gläubiger und Echuldner über den Umfang der dem 
letzteren obliegenden Yeiftung verſchiedener Anficht wären, — Schuldner beftreitet, dem 
Gläubiger überhaupt etwas jchuldig zu fein, oder er behauptet wenigftend den geringeren 
Betrag feiner Schuld — aber diefe Meinungsverichiedenheit wird Durch einen Vergleich 
beigelegt, ver Vergleich wielleiht notariell oder gerichtlich confirmirt. Der entftandene 
Vergleich läßt es zu einem Proceſſe micht kommen. 

Auch könnte der Fall eintreten, daß der Gläubiger dem widerwilligen Schuldner 
eigenmächtig dasjenige fortnimmt, was dieſer ihm zu leiſten verpflichtet iſt. Ein ſolches 
Vorgehen mag nicht in der Ordnung ſein; es mag daſſelbe nach den Beſtimmungen des 
römiſchen Rechts mit dem Verluſt der Forderung und ſelbſt mit weitergehenden Nachthei— 
len bedroht ſein; es mögen die deutſchen Geſetze — Reichsgeſetze und neuere Particular— 
geſetze, unter denen ſich übrigens beiſpielsweiſe das preußiſche Strafgeſetz nicht befindet — 
ein ſolches eigenmächtiges Vorgehen ſchon um der bloßen Eigenmächtigkeit willen ſelbſt 
mit Strafe bedrohen; die Möglichkeit des Proceſſes iſt ausgeſchloſſen, ſobald auf dem 
Wege der Eigemmacht ein Rechtsanſpruch realiſirt wird. 

‚Soll ein Proceß entſtehen, jo iſt hierzu Vorausſetzung, daß der Zwang ge— 
gen den widerwilligen Schuldner, oder überhaupt gegen denjenigen, welcher einer ihm ob— 
liegenden Rechtöpflicht nicht genügen will, von einer zu dieſem Zwecke eingeſetzten ftaat- 
lihen Behörde geltend gemacht wird. Erzwungen darf aber nicht werben, was der— 
jenige, der einen Nechtsanipruc zu haben wermeinte, erzwungen willen will ; fondern nur 
dasjenige darf erzwungen werden, was die von dem Staate eingejegten Gerichte als 
wirklich vorhandenen Rechtsanſpruch endgültig feftgeftellt haben. Die Entſcheidung darüber, 
welch' einen Rechtsanſpruch Jemand zu erheben befugt ift, erfolgt in dem rechtskräf— 
tigen Erkenntniſſe. 

Der Proceß beginnt mit der gerichtlichen Geltendmachung eines Rechtsanſpruches 
und er endigt mit dem vechtöfräftigen Erfenntniffe. Auch die Vollftredung des rechtöfräf- 
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tigen Erfenntnifles, die Erecution, fann den Gerichten übertragen jein ; und fo bes 
trachtet man auch die Execution als einen Theil des Proceſſes. Aber abgeſehen Davon, 
daß jelbft die im Civilproceſſe erftrittenen vechtökräftigen Erkenntniſſe keineswegs überall 
durch die Gerichte ſelbſt vollſtreckt werden — es gelchteht Died nicht im franzöſiſchen Recht, 
we lchem hierin beifpielöweije die hannöveriſche Proceß-Ordnung gefolgt ift — daß fer— 
ner in anderen Proceßarten die Execution in feiner Weiſe als Beſtandtheil des Proceſſes 
aufgefaßt werden kann — 3. B. die Vollſtreckung einer rechtskräftig erfannten Freiheits— 
ſtrafe — ; wenn man Die Execution als einen Theil des Proceffes auffaht, jo wird man 
dabei jedenfalls fefthalten müſſen, daß es begrifflich etwas anderes it, einen Rechtsſtreit 
zu entjheiden, und etwas anderes, den Inhalt der Entſcheidung zu vealijiren. Auch 
wird Niemand behaupten mögen, es fei Damm, wenn beifpielöweife der verurtheilte Schuld: 
ner in Folge des ihn verurtbeilenden Ertenntniffes zahlt, ohne die Execution abzuwarten, 
ein unvollftändiger Proceß geführt worden. Der Proceß ift auch in dieſem Falle zu Ende 
geführt ; und nur, wenn der Proceß vor dem Zuſtandekommen Des vechtöfräftigen Erkennt: 
niſſ es abgebroden wäre, würde man jagen dürfen, e8 ſei Der Proceß unvollſtändig, d. h. 
nicht bis zu Ende geführt. 

Die Geltendmachung eines Rechtsanſpruches vor dem zuftändigen Gericht ift Die erjte 
Proceßhandlung — die Handlung einer Partei — das Erkenniniß, welches vechtöfräftig 
über den geltend gemachten Rechtsanfpruch entjcheidet, iſt Die legte Proceßhandlung — 
die Handlung des Richters. Zwiſchen diefer. erften und diefer legten Proceßhandlung Lies 
gen nun noch andere Handlungen, theils des Gerichtes, theils der Parteien ; und Die Summe 
aller dieſer, theild von den Parteien, theils won dem Gerichte bebufs der Herbeiführung 
des vechtsträftigen Erfenntniffes vorgenommenen Handlungen ift das Procefverfahren. 

In welden Weiſe Die einzelnen Proceßhandlungen, in welcher Weile demnach das 
gejanmmte Procefverfahren geregelt iſt, das beitimmt ſich weſentlich nach der Art und 
Beſchaffenheit des geltend gemachten Rechtsanſpruches. 

An ſich kann jeder betwittene Rechtsanspruch Veranlaffung zu einem Proceſſe geben, 
und ift der Begriff Des Proceſſes keineswegs auf die beiden am bäufigften vorfommenden 
Arten deijelben, den Civilproceß und den Strafproceh beſchränkt. So werden, um an— 
de res zu übergeben, beiſpielsweiſe durch richterliche Erkenntniſſe Ehen geſchieden oder für 
nichtig erklärt — eherechtliche Verhältniffe geben mithin Veranlaffung zu Proceſſen — es 
gibt Staaten (z. B. Würtemberg, Sachſen, in denen Berfaflungstreitigteiten, welche zwi- 
ihren den Kammern und der Regierung entjtehen, durd den Ausſpruch eines Staate- 
gerichtöhofes entjchieden werden ; zur Zeit des Deutſchen Bundes war die Bundesaufträ- 
gal-Inſtanz dazu beſtimmt, Streitigkeiten zwijchen den einzelnen zum Bunde gehörenden 
Staaten zu entjheiden — es führten und führen ſomit auch ftaatsrechtliche Verhältniſſe 
zu Proceflen. Nur joldye Rechtsanſprüche, zu deren Entjcheidung, Falls fie ſtreitig gewor— 
ven wären, ein von einer Stantögewalt — gleichviel ob eines Einzelftaates oder eines 
Bundesſtaates — eingefegter Gerichtshof micht eriftirt, werden zu Proceſſen nicht führen 
fünmen. Aus dieſem Grunde läßt das Völlkerrecht zwar Nechtsaniprüche der einzelnen 
fouveränen Staaten gegeneinander entſtehen; aber einen Proceß, im welchem über völker— 
rechtliche Anſprüche verbaudelt und entſchieden würde, Den gibt es nicht. 

Wenn nun auch Rechtsauſprüche ſehr verſchiedener Art zu Procefien führen, jo ift 
Die Art der Proceßführung doch nicht überall eine gleiche, ſondern, wie ſchon erwähnt, 
verichtedenartig geftaltet, entfprechend der juriftifchen Natur des in dem Proceſſe zur Gel— 
tung gebrachten Rechtsanſpruches. In dieſem Umſtande Liegt ein vorzugsweiler Grund 
für das wiſſenſchaftliche Intereffe und die wiſſenſchaftliche Befriedigung, welde Das Proceßrecht 
gewährt. Mande von den VBorfchriften und Regeln, welche bei Führung eines Proceſſes zu 
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beobachten find, werden zwar den Charakter der Zufälligkeit nicht verleugnen können. Dieje 
Zufälligfeiten machen aber das Weſen der Sache nicht aus. Es ift dieſes im Gegentheil in 
den Örmdprincipien des Verfahrens zu finden ; und diefe das ganze proceffualifche Berfahren 
beherrſchenden Grundprincipien beftimmen fich aus der juriſtiſchen Natur des verfolgten Rechts⸗ 
anſpruchs. Wenn demnach der Strafproceß weſentlich anders ift als der Civilproceß, jo beruht 
dieſe Berfciedenartigfeit nicht auf irgendwelchen Willkürlichkeiten der Geſchgebung; fondern 
weil Die jurijtifche Natur des im Civilproceſſe geltend gemachten Rechtsanſpruches von dem im 
Strafprocejfe geltend gemachten Rechtsanſpruche wefentlich verſchieden ift, deshalb mußte 
das Strafverfahren ſich weſentlich anders geftalten, ald das Civilverfahren. Und nur jo 
lange ald man die Verſchiedenartigkeit des ftrafvechtlichen und des civilrechtlichen Rechts⸗ 
anſpruches verkannte, konnte es geſchehen, daß man den Strafpweeß und den Civilpro⸗ 
ceß mach wejentlid gleichen Principien geſtaltete, wie dieſes beiſpielsweiſe in dem älteren 
deutſchen Rechte, wenn and wicht ohne mannichfache Modificationen der Fall war. 

Das Proceßrecht behandelt Die Formen, unter deren Beobachtung Rechtsanſprüche 
vor Gericht verfolgt, unter deren Beobachtung aber die erhobenen Rechtsanſprüche feiteng 
des Gerichts entſchieden werden. Dan jagt daher, das Procefrecht fei Formelles Recht, 
und ſetzt dieſem Ausdrucke gegenüber den Ausdruck materielles Recht, unter welchem 
man ben Inhalt des Rechtsſtreites, oder noch weiter gehend, jeden Rechtsanſpruch ver— 
fteht, welcher zu einer gerichtlichen Geltendinachung führen kann. 

Es ift ohne weitered Far, daß, wenn im öffentlichen Intereſſe ein Rechtsanſpruch 
erhoben wird, der jo entſtehende Proceß dem Gebiete des öffentlichen Rechts an- 
gehört. Aber auch dann, wenn lediglich wegen eines privaten Intereſſes ein Procefi ges 
führt wird, was kei jedem Civilproceß der Fall ift, gehört der Proceß dem öffent= 
lichen Rechte an. Denn nicht ſowohl im Intereſſe der einzelnen Privatperfonen, als 
vielmehr vorzugsweiſe um öffentlichen Intereffe find Die Gerichte zur Entſcheidung von 
Civilrechtöftreitigkeiten eingejegt. Es ſoll im öffentlichen Intereſſe die Eigemnacht verinie- 
den werden, und fo muß „Jeder die Möglichkeit haben, feinen Rechtsanſpruch vor einem 
Gerichte geltend zu machen, womit die Pflicht der Gerichte, das Recht zu gewähren, in 
Verbindung fteht. Es find die Gerichtsbeamten Staatsbeamte und durch die Pro— 
ceßführung treten die Parteien in ein beſtimmtes Verhältniß zu den richterlichen Staate- 
beamten — weldes Verhältniß zwiſchen Gericht und Parteien während der Dauer des 
Procefied ſich forticreitend ändert — ; Dies alles bewirkt, daß jeder Proceß, aud) der Ci— 
vilproceß, als ein Theil des öffentlichen Rechts aufzufaſſen ift. 

So viel über den Proceg im allgemeinen. Im Folgenden fol ausſchließlich won 
den beiden wichtigiten Procefarten, dem Civilproceß und dem Strafprocek gehandelt wer: 
den, und zwar in der Weile, Daß wir zunächſt die hiſtoriſchen Grundlagen des deutſchen 
Proceſſes vorführen ; zunächſt 1. des Civilproceſſes und ſodann 2. des Eriminalproceffes. 


1. Abriß der Gedichte des deutſchen Civilprocejies vom Jahre 
1495 an. 


Dasjenige, was man mit dem Ausdrude „gemeiner beutfcher Civilproceß“ bezeich⸗ 
net, iſt nicht der Inhalt irgend eines von der Geſetzgebung des deutſchen Reichs erlafjenen 
Civilproceßgeſetzes, welches als ſolches Anwendung in allen deutſchen Gerichten gehabt hätte 
— etwa im der Art, wie die jegt für den Norddeutichen Bund in Vorbereitung befindliche 
Civilproceß⸗ Ordnung gemeines Civilproceßrecht für Norddeutſchland begründen wird — 
ſondern es iſt dasjenige, was man bis jetzt mit dem Ausdruck „gemeiner deutſcher Civil- 
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proceß“ bezeichnete und bezeichnet, das Refultat wifienfchaftlicher Abſtraction. Die Rechts— 
wiſſenſchaft hat jedoch bei Aufftellung des Syſtems des gemeinrechtlichen Givilprocefjes fei- 
neswegs der pofitiven Grundlage entbehrt ; nur fand fie diefe pofitive Grundlage nicht 
in einem überall gültigen Proceßgeſetz, fondern fie erfannte, daß ſowohl in dem Reichs— 
procefle, wie auch in dem Proceſſe, wie er in den einzelnen beutjchen Territorien geführt 
wurde, eine Uebeweinftimmung der Methode, eine Gleihartigkeit der Borfchriften vorhanden 
war, melde es ermöglichten, das den territorialen Rechten und dem Reichsrechte Gemein— 
ſame zufammenzuftellen. Somit find die Elemente des gemeinen deutichen Civilproceſſes 
ſowohl der Proceß des Reichslammergerichts — der Proceß des Reichshofraths hat eine gleiche 
Bedeutfamkeit für die Entwidelung des deutfchen Civilproceſſes nicht erlangt — wie aud) der 
Proeeß der einzelnen Yanbeögerichte ; und bei dem einen wie bei dem anderen wird der Proceh- 
gang ſelbſt theils durch Proceßgeſetze, theils durch den Gerichtsgebrauch geregelt. Für die Be- 
deutſamleit, welche Reichsproceß und particularer Proceß auf den Entwickelungsgang des Civil- 
procefies in Anſpruch nehmen dürfen, kommt einestheil® in Betracht Die Autorität, welche der 
Reichsgerichtsproceß eben deshalb, weil er der Proceß des Neichögerihts war, erlangte; — 
die Yandeögerichte ließen dasjenige, was am Reichsgericht geſchah, auch für fich maßgebend 
fein, und wenn fpäter der Dep. Abſch. von 1600. $. 15. und der jüngfte Reichsab— 
ſchied 1654 ($. 137) es vorſchrieben, daß in den Landesgerichten ſoviel als möglich der 
kammergerichtliche Proceß beobachtet werden ſolle, ſo wurde damit eben etwas vorgeſchrie— 
ben, was auch ſchon ohne dieſe Vorſchrift ſo wie jo geſchah — anderntheils aber kommt 
in Betracht, daß gegenüber der Reichsgewalt die Territorialgewalt das ſtaatlich Bedeut— 
ſamere wird, daß viele und unter dieſen gerade die bedeutendſten Staaten durch die Er— 
langung des privilegium de non appellando — der Inhalt deſſelben beſtand darin, 
daß, wenn das Landesgericht letztinſtanzlich entſchieden hatte, die Parteien den Proceß 
nicht an das Reichsgericht ziehen durften — ſich von der Rechtſprechung des Reichs— 
gerichts vollſtändig losſagten, daß die Landesgeleßgebung von erbeblichfter Bedeutſamteit 
jelbft noch während des formellen Beftebens des deutichen Reiches wird und daß nadı die— 
jer Zeit der Landesgeſetzgebung felbftwerftändlich die alleinige Aufgabe blieb, das civilpro— 
cefjualifche Verfahren jo zu regeln, daß e8 den Bebürfniffen des Verkehrs entſprechen konnte. 

Die hiſtoriſche Beranlaffung für die Errichtung des Reichsfammergerichts iſt micht 
darin, daß man einen gemeinjchaftlichen höchften Gerichtöhof für Das deutſche Reich haben 
wollte, jondern in dem Zufammenhange zu finden, im welchem die Errichtung des Reichs— 
tammergerichts (1495) mit der Begründung des ewigen Yandfriedens (1495) fteht. Frü— 
ber ſchon z. B. in den Jahren 1471, 1474, 1486 wurden ſ. g. vertragsmäßige Frie— 
den auf eine beſtimmte Reihe von Jahren abgeſchloſſen. Die durch einen ſolchen vers 
tragsmäßigen Frieden Verbündeten wollten eimestheils durch ihr Bündniß ſtark genug 
werden, um jede Gemwaltthätigkeit, welche einem von ihnen begegnen möchte, gemeinſchaftlich 
abmwehren zu können; anderntheils verpflichteten fie fich, Streitigkeiten, welde in ihrem 
Kreife entftänden, nicht auf dem Wege der Eigenmacht, der Fehde, fondern vor Gerichten, 
Austrägen, Friedensgerichten beizulegen. Diefe Bemühungen, Ruhe und Ordnung im 
Reiche herbeizuführen, gelangten denn aud endlich zu einem Abſchluß. Auf einem Reichs— 
tage zu Wormo vereinigten fidh die Reichsſtände zu einem Yandfrieden, welder allgemein 
in Deutichland beobachtet werben, defien Dauer an feine Zeit gebunden (ewiger Yand- 
frteden, im Gegenfag zu den früheren nur auf Zeit errichteten Frieden) und durch den 
jede Fehde bei Strafe der Reichsacht und 2000 Mark Gold wrbedingt verboten fein 
folte. Diefem für die Dauer errichteten Frieden mußte dann auch ein für die Dauer 
errichtetes Friedensgericht entfprechen, ein Gericht, bei welchem Diejenigen Anfprüche und 
Beichwerden, welche fonjt zur Eigenmacht, zur Febde geführt hätten, auf dem Wege Rech— 
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tens zum Austrage gebracht werden konnten. Und dieſes Gericht mar das mit dem 
ewigen Yandfrieden in ein und bdemfelben Jahre (1495) errichtete Neichöfammergericht. 
Zunächſt war denn auch das Keichsfammergericht ein Gericht, bei welchen die Neichd- 
unmittelbaren Recht zu nehmen verpflichtet fein ſollten. Die Unterthanen follten dagegen 
vor den Yandeögerichten Recht zu nehmen verpflichtet bleiben. Um die Bollziehung der 
fammergerichtlichen Urtheile und die Aufrechthaltung des Landfriedens zu ſichern, follte 
eine jährlidie Verſammlung ftattfinden, durch welche auch eine permanente Thätigkeit des 
Kaiſers und der Reichsſtände in Reichsangelegenheiten zu ermöglichen wäre. Die Befug— 
nifje einer derartigen Verſammlung wurden indeffen ſchon im Jahre 1500 einem in Nürn— 
berg verfammelten Reichöregimente übertragen, welches unter dem Vorſitze des Kaiſers oder 
eines kaiſerlichen Statthalters aus perfönlich gegenwärtigen Reichsſtänden und aus zwan— 
zig Abgeordneten der Reichsſtände aller Claſſen beitehen ſollte. Die genauere Regelung 
des Procefverfahrens bei dem Reichskammergericht erfolgte durch die Neichsfammergerichts= 
Dronungen. Schon bei der Gründung des Reichskammergerichts wurde beſtimmt, daß 
daſſelbe aus einem Richter (Präfidenten), der ein Fürſt, Graf oder Freiherr wäre, und 
aus ſechzehn Urtheilern, deren Hälfte „der Rechte gelehrt und gewürdigt — d. h. Doe— 
toren des römiſchen und des kanoniſchen Rechts — zuſammengeſetzt fein ſollte. Damit 
war der Einfluß der fremden Rechte auf Nechtiprechung und auf den Procekgang des 
Reichslammergerichts in hervorragender Weife anerfannt. Das Gleiche war auch der 
Fall bei Erlaf ver R. C. G. DO. von 1555. Die überwiegend romaniſtiſche Nich- 
tung des Proceffes ſchließt fih am den Kammergerichtsproceß an und findet ihren 
Ausdrud theild in particuläven Procefordnungen, namentlich des ſüdlichen und weltlichen 
Deutichlands, unter denen die Churmainzer Hofgerichtsordnung von 1516 und die Uns 
tergerichtsordnung von 1534 hervorzuheben find, theils in den Schriften der ſ. g. Ca— 
meraljchriftfteller, unter denen Andreas Gall und Joachim Mynfinger einen hevvorragen- 
den Einfluß gewannen. Indeſſen konnte die Neception der fremden Rechte nicht überall 
die einheimiſchen Nechtsbildungen gänzlich unterdrüden. Vorzugsweiſe in Sachſen er— 
bielt ſich eine kräftige Oppofition des einhetmifchen Rechts, und unter den Yändern, welche 
ven ſächſiſchen Fürften unterworfen waren, durfte namentlich Churſachſen als der Mittel 
puult der Oppofition des deutichen Nechtselements gegen das fremde Recht bezeichnet wer— 
den. Unter diefem Gefichtspunkte find die churſächſiſchen Conftitutionen von 1572 und 
die von Hartmann Piftoris berrührende Gerichtsordnung von 1622 aufzufajlen. Und 
der Einfluß diefer Geſetze geht, unter der Mitwirkung ſächſiſcher Schriftfteller (Chilian 
König, Benedict Carpgov) und bei der Bedeutſamkeit der ſächſiſchen Univerfitäten, welche 
es veritanden, dem einheimischen Rechtsſtoffe auch diejenige Form zu geben, deren er bes 
durfte, um in der damaligen juriftiichen Welt überhaupt Beachtung zu finden, über Die 
ſächſiſchen Lande hinaus; namentlich erftredt fich derjelbe auf den Norden Deutſchlands — 
und dringt endlich in die Neichögefeßgebung felbft ein. Dasjenige Reichsgeleg aber, in 
welchem das einheimiiche Recht einen der bedeutendften Stege über das fremde Proceß— 
recht Davon trug, ift der jüngfte Reichsabſchied von 1654. Im demfelben heikt 88: ($. 7.) 
„Da bei vorgewejenen langwierigen Kriegs = Lüufften das heilſame Juſtiz-Weſen fait gänzlich 
zerfallen ft, und über das Neichs = Sammer - Gericht zu Speyer allerhand Klagen und Be— 
ſchwerden vorfommen, und Wir dann von Zeit an Unferer Kaiſerlichen mühjamen Regierung, 
zu Katferlichem Gemüth vielfältig gezogen, und dahin jederzeit forgfältig bedacht geweſen, 
welcher Geitalt fo bald nach erlangten allgemeinem Neichöfrieden, das Yuftiz = Werk, ohne 
welches fein Neich in ordentlichen friedfihen Weſen erhalten werden kann, in förderlichen 
Gang wiederum zu richten und zu ftellen, und wie neben dem Unterhalt und Erſetzung 
Unjeres und des Heiligen Reichs Cammer = Gerichts, zugleich auch der ohngeſperrte, rich— 
v. Bolgendorff, Eneyclepadie der Rechtswiſſenſchaft. I 36 


562 IV. Das öffentlihe Recht. 


tige und ſchleunige Yauff der heilfamen unparteiiſchen Juſtiz befördert, und die geurtheil- 


ten Sachen jedesmals ohne Verzug vwolleftredt werden mögen, ....... (8. 8.) So 
haben Wir um fo vielmehr Urſach genommen, diefen Punctum justitiae feiner felbit 
Nothdurfft und Wichtigfett nach, auch ob morae periculum, vor allen Dingen... . in 


gewöhnliche Reichs-Conſultationes bringen zu lafjen. Es werben ſodann vier Punfte 
erwähnt, auf welche die Juftizgefeßgebung ſich zu beziehen habe: 1. „wegen berührtes 
Unjeres und des heiligen Reich Kammergerichtd Unterhalt” ; 2. „wegen deſſen Wieder: 
erfegung und Beftellung‘ ; 3. „wegen angeregter Reformation und Erecution der Juſtiz“; 
4. „wegen des Orts oder Translation defjelben.” Unter diefen vier Punkten ift der 
dritte jedenfall® der für uns wictigfte und mag es daher geftattet ſein, in Betreff 
deſſelben einzelnes aus dem jüngften Reichsabſchiede anzuführen. Der jüngfte Reichsab— 
ſchied flagt, daß der bisherige Proceß zu langwierig geweſen fei. (8. 34.) „Dieſemnächſt 
num fich befunden, wie viel Zeit vergeblich zugebracht, die Sachen meiftentheild ohne Noth 
viel Jahr lang aufgezogen, die Acta dadurch fich überhäuft, und die Proceß ſowohl zu den 
litigirenden Parteyen größtem Schaden und Nachtheil, ald zu dieſes höchſten Gerichts im 
Reich merflicher Verkleinfügung, gleichſam unfterblidy gemacht werden“ ... jo, u. ſ. w. ... 
Es ſollen nun gegenliber dem früheren Verfahren Abkürzungen ſtattfinden; bei Formu— 
lirung der Klage — Das Factum ſoll kurz und nervoſe, jedoch deutlich und diſtinete, 
flar, auch da es den Parteien beliebt, oder der Sache Weitläuftigkeit und Umſtände es 
erforderten, Punkten-Weiß verfaßt und ausgeführt ſein“ — desgleichen werben Abkür— 
zungen für die Klagebeantwortung vorgeſchrieben — die Eventualmaxime wird zu dieſem 
Zwecke ſtraffer angezogen, aber noch nicht mit voller Conſequenz durchgeführt — ſo braucht 
die Einlaſſung nicht zu erfolgen „vor Erörterung des puncti competentiae fori“; die 
Bevollmächtigten ſollen gleich im erſten Termine die Bollmachten beibringen oder caviren; 
hinſichtlich des Beweiſes wurden Beſtimmungen getroffen, welde die gemeinrechtliche 
Anertenmung des. im ſächſiſchen Proceſſe ausgebildeten Beweis = Interlocutes beförderten ; 
in appellatorio follen nova angebracht werden dürfen, jedoch mit eivlicher Verſicherung, 
daß die nova in der früheren Inftanz nicht gefannt, oder doch erft jetzt für nöthig er— 
achtet fern.” Diefe und andere Abkürzungen jedoch, welde der jüngfte Reichsabſchied 
anordnete, geben wiel mehr ein Zeugniß Dafür, won welcher Yangwierigkeit der Proceß vor 
dem Jahre 1654 gemelen ift, als dafür; daß nun nad dem Yahre 1654 der Proceß 
„kurz und nervoſe“ geführt ſei. Es erfolgte durch den jüngften Reichsabſchied ein gewiſſer 
Abſchluß in der Entwidelung des gemeinrechtlichen Civilproceſſes, dieſer Abichluß ließ aber 
noch immer ein civilproceſſualiſches Verfahren beftehen, weldes wenigſtens nach unjerer 
heutigen Auffaſſung binfichtlich feiner Yangiwierigkeit und feines Formalismus kaum etwas 
zu wünjchen übrig läft. 

Die Rechtswiſſenſchaft hielt es nicht für nöthig, auf die Quellen zurüdzugehen ; nicht 
einmal die Schriften der italienischen Yuriften, wie namentli das speculum juliciale 
von Wilhelmus Durantis fanden Berüdjichtigung, fondern man begnügte fich die Arbei= 
ten der nächſten Vorgänger auszubeuten und denſelben eigene Einfälle hinzuzufügen, Die 
dann, wenn ed die Einfälle beliebter Nechtölehrer waren, für die Praris leicht eine Autos 
rität erlangten. Hierher gehören unter anderen die Schriften von Brunnemann, Ludo— 
vici. Eſtor, Claproth. Dem ungebührlichen Uebergewicht der Praris trat danı in Der 
zweiten Hälfte des achtzehnten Jahrhunderts eine willenfchaftliche Methode entgegen, welche 
die Theorie des Civilproceſſes durch die Entwidelung jener Grundgedanfen zu fürs 
dern ſuchte (Gönner, Grolmann, Harſcher von Almendingen), weldhe auf eine 
firengere Beachtung feiner gefeglihen Quellen hinwies (Martin, Gensler, Linde, Sin— 
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tenis u. 9.) und endlich im der geichichtlich organischen Auffaſſung des Rechts ihren 
Abſchluß fand (Heffter, Bethmann = Hollmeg, Keller, Briegleb, Pland). 

Die Proceßgeſetzgebung wurde nach dem Erlaf des jüngften Reichsabſchiedes nur noch 
von den einzelnen deutfchen Territorien weiter fortgebildet. Unter dieſen Gefegen weicht 
in weſentlichen Grundprincipien die Preußische Allgemeine Gerichtdordnung des Jahres 
1795 von den Grundjägen des gemeinrechtlichen Civilprocefies ab. Es wurde bier der 
Verſuch gemacht, für den Civilproceß Die Inquiſilions-Maxime wenigftens theilweife ein= 
zuführen. Zu dieſem Ende wurde beftimmt, daß die Parteien in Perfon vor dem Nic: 
ter ericheinen, von dieſem jelbft gehört, und daß der Nichter durch Befragen der Parteien 
die materiell wahre Lage des Nechtöftreites kennen lernen ſolle. Nicht die Aovocaten, 
welche die Broceffe in die Länge zögen und durch ihre bald größere, bald geringere Brauch- 
barfeit Ungleichheiten in der Parteiftellung berdeiführten, follten die Nechtöintereffen der 
Parteien vertreten, ſondern es ſollte diejed Durch den Richter geichehen, welcher eben, weil 
er zur Vertretung der Rechtsintereſſen der vor ihm erjcheinenden Parteien berufen war, 
am dasjenige, was die Parteien ohne Befragung des Richter vorbringen mochten, nicht 
gebunden fein dınfte, jondern in die Yage gebracht werben mußte, dasjenige, mas zur 
Erforſchung der Wahrheit Dienftlih war, unabhängig von den Anträgen der Parteien zu 
benugen. So wurde der Proceß zunächſt durch Befragung der Parteien inftruirt; 
und aus dem von dem injtruirenden Richter (Inftruent) zufammengeftellten Material 
hatte ein anderer Nichter, der Decernent, die Nefultate zu ziehen. Im dieſer Weife 
erlangte der Decernent aud eine controlivende Thätigkeit gegenüber dem Iuftruenten, der 
übrigens ſchon bei der Inſtruction Durch die Aififtenzräthe zu controliren war. Doch 
aber war diefe, inquifitoriiche Behandlung des Civilprocefied der Natur des Gegenftandes 
des Civilproceſſeb zu ſehr widerſprechend, als daß man einen inquiſitoriſchen Civilproceß 
folgerichtig hätte durchführen können. Es gab keinen Zwang zur Klage oder zur Verthei— 
digung; der Richter durfte beim Ausbleiben des Klägers den Proceß nicht von Amts 
wegen fortſetzen; falls der unterliegende Theil ſeinen Verpflichtungen nicht nachkam, ſo 
durfte die Erecution nur auf Antrag des obſiegenden Theiles veranlaßt werden; die Par— 
teien waren an den Rath des inftruirenden Richters nicht gebunden, diefer war vielmehr 
gehalten, ſelbſt die feiner Anficht nad fehlerhaften Anträge der Parteien aufzunehmen ; 
und endlich war aud das Tragerecht des inſtruirenden Richters nicht ein unbeichränttes, 
jondern e8 blieb dafjelbe auf diejenigen Punkte beichränft, welche in dem Vorbringen der 
Barteien bereits eine Andeutung fanden. Diefer Halb inquifitorifche Civilproceß der preu— 
ßiſchen allgemeinen Gerichtsordnung erhielt fih nur bis zum Jahre 1833. Am 1. Juli 
18533 wurde eine „Verordnung über den Mandats-, den ſummariſchen und den Bagatell- 
Proceß“ publicirt und durch dieſe die Verhandlungsmaxime für die genannten Procch: 
arten wieder eingeführt. Die wejentlichite Bedeutung hatte aber $. 7 dieſer Berord- 
nung, durch melden beftimmt wurde, daß es den Gerichten frei jtehe, auf übereinſtim— 
menden Antrag der Parteien — zu mweldem Antrage übrigens die Mandatare eine Spe— 
cialvollmacht nicht bedürfen ſollten — auch andere als die in der Verordnung genannten 
Klagefahen nad Art der ſummariſchen Brocefie zu behandeln. Die Folge diefer Beſtim— 
mung war, daß in faum fünf Jahren durd die Praris die Inquifitionsmarime der Ge- 
richtsordnung befeitigt, und an deren Stelle durchweg Die gemeinrechtlihe Berhandlungs- 
marime eingeführt wurde. Die fpätere Verordnung vom 1. Juli 1846 fancttonirte dann 
dieſes durch die Praxis berbeigeführte Nefultat und regelte von neuem den preußiſchen Ci— 
vilproceh auf der Baſis der gemeinrehtlichen Verhandlungsmaxime. So jtimmt der 
preufifche Civilproceß feit dem Jahre 1846 binfichtlich feiner principiellen Baſis wieder 
mit dem gemeinen Rechte überein ; aber der im Jahre 1795 erfolgte Bruch mit dem ges 
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meinrechtfichen Proceß hatte die Folge, da, als der preußiſche Civilproceß wieder zur 
Heimath zurückkehrte, ex viel gelernt und viel vergefien hatte; er war den praktiſch hem— 
menden Formalismus des gemeinen Proceſſes los geworden, und hatte ficb an deſſen 
Stelle die Mündlichkeit und Oeffentlichkeit des Berfahrens, wenigſtens theilweiſe angeeig— 
net, Das Princip der Mündlichkeit wurde dann in noch enticjtedenerer Weiſe durch Die 
hannöverſche Procefordnung von 1850 anerfannt und wird muthmaßlich durch die all- 
gemeine Anerkennung deſſelben eine volljtindige Reform des deutſchen Proceßrechts herbei— 
geführt werden. — 

In ähnlicher Weiſe wie im funfzehnten und jechzehnten Jahrhundert Das deutjche 
Recht durch Die Neception fremder Rechte eine neue Geftaltung erhielt, ſo Juchte feit Ans 
fang diefes Jahrhunderts, und theitweile nicht ohne Erfolg, das franzöfiiche Recht in 
Deutjchland Einfluß zu erlangen. Im Gebiete des Civilproceſſes geſchah dieſes durch den 
code de procddure civile (1806), welcher noch jetzt Geltung bat in den linksrheiniſchen 
Ländern der preußiſchen Monarchie. Der franzöfiiche Proceß charakterifirt ſich zunächſt 
durch die Gerichtsorganiſation. Collegialiſch bejegte Gerichte, Tribunale erſter Inſtanz, 
ſind nur für größere Bezirle eingeſetzt und zur Vermeidung der Nachtheile ſolcher aus— 
gedehnten Gerichtsſprengel dienen die Friedensgerichte. Der Thätigkeit der Gerichte iſt die 
J. g. freiwillige Gerichtsbarkeit, die gerichtliche Polizei entzogen und ebenſo dienen das 
Hypothekenbewahrungsamt, das Notariat, Das Inſtitut der Civilſtandsregiſter dazu, 
die Thätigkeit der Gerichte lediglich auf die Thätigkeit des Richtens zu beſchränken; und 
ans gleichen Grunde ift aud die Vollſtreckung des rechtskräftigen Urtheils fein Gegen— 
ftand richterlicher Thätigfeit, ſondern es hat ſich die obfiegende Partei an die Vollziehungs— 
beamten, au die Huifiiers, zu wenden, melde nad den ſpeciellen geſetzlichen Vorichriften 
das Urtheil vollſtrecken. Es iſt ſodann für den franzöſiſchen Givil= Proceh von größter 
Bedeutung die Stellung, welche in demſelben die Staatsanwaltſchaft (ministere publie) 
einnimmt. Dieſe neben den Gerichten ftehende Behörde, mit ihrer eigenen Hierarchie, Dat 
die Pflicht, dafür zu jorgen, daß Jedem unparteiiſch Recht widerfahre. Ihre Beanıten, 
von dem Öeneralprocurator des Caſſationshofes an bis zu den Eubftituten der Staats— 
procuvatoren üben die Aufficht über alle zur Juſtiz gehörigen Perſonen aus, über Nichter, 
Gerichtsichreiber, Notarien, Anmälte und Gerichtövollzieher ; fie beforgen die ganze bei 
den Gerichtöböfen vorkommende Gorreipondenz mit in= und ausländifchen Behörden ; in 
den öffentlichen Sitzungen, bei welchen fie gegenwärtig fein müſſen, haben fie dariiber zu 
wachen, daß das Geſetz beachtet werde ; fie gebe mottwirte Gutachten ab, und müſſen in 
den vom Gefege bezeichneten Fällen mit ihren Anträgen gebört werden. Der franzöſiſche 
Proceß betrachtet nicht das ganze Verfahren von der Anftellung der Klage an bis zur 
Erecution als ein in fich felbft zuſammenhängendes Ganze, jonden man nimmt an, 
daß der Proceß erft dann an das Gericht gelange, wen die Barteien im Stande jind, 
bei dem Gerichte mündlich ihre Anträge vorzubringen. Dasjenige, was der deutiche Pro= 
ceß unter Proceßleitung verfteht, iſt Dem franzöfiichen Proceffe fremd. Was zur Vor— 
bereitung Der von den Parteien dem Gerichte mündlich zu ftellenden Anträge erforderlich 
ift, machen die Parteien ohne Mitwirkung des Gerichts von Anwalt zu Anwalt unter— 
einander ab. Die Friſten, welche für diefen zwiſchen den Parteien ftattfindenden 
Schriftenwechjel einzuhalten find, beſtimmt das Geſetz, und zum Beweiſe Der richtig erfolge 
ten Injinuatien, ohne welde eine Gontrole über Beobachtung der Friſten nicht möglich 
jein würde, inſinniren die Parteien fich ihre Schriftſätze durch offictelle Perſonen, Die 
Huiſſiers. — Was vor dem Gerichte verhandelt wird, wird mündlid verhandelt, jo daß 
das Gericht einer Ichniftlichen, actenmäßigen Unterlage für feine Entſcheidungen fait ganz 
entbehrt ; und Diefe mündlichen Verhandlungen erfolgen in öffentlichen Gerichtsfigungen. 
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In der Sache felbit entſcheiden im franzöfiichen Procefje nur zwei Inftanzen. Der Caf- 
fationshof ift nicht ein Gericht, welches in dritter Inſtanz entjcheidet ; es ift vielmehr die— 
ſes Gericht darauf beichränft, fehlerhafte Erkenntniſſe zu vernichten und die nochmalige 
Entſcheidung der Sad, und zwar unter Beobachtung des von dem Caſſationshofe auf: 
geftellten Rechtsſatzes, dem Inftanzgerichte, welches das bejtehende Recht fehlerhaft angewandt 
bat, aufzutragen. 

In Borftependem find die wejentlichiten Momente zuſammengeſtellt, welche für bie 
Entwickelung des deutſchen Civilproceſſes bis jegt von Einfluß geweſen find. 

Die wichtigiten der jetzt geltenden Givilprocefgefege find nun folgende : 

Defterreich: Gerichtsordnung Joſeph's IL. von 1781; Verordnung vom 21. Juli 
1816 ; Gerichtsorganiſationsgeſetze v. 14. Yunt 1849 und 18. Juni 1850. 

Breußen: Im den alten rechtsrheiniſchen Provinzen: Allgemeine Gerichtsordnung 
von 1795 woran fich verfchiedene, Das Givilverfahren und die Gerichtdorganifation prin— 
cipiell ändernde Geſetze anjchliegen, namentlich von 1833, 1846, 1849. In den links— 
rheiniſchen Ländern gilt der code de procddure eivile. In Hannover: die bürgerliche 
Proceßordnung von 1850 mit mehreren ergänzenden Gejegen von 1859. In Naflau : 
Civilproceßordnung vom 23. April 1822. In Frankfurt: Geleg vom 7. und 14. No— 
vember 1948. In Kurheſſen: außer Gefegen von 1834 und 1851 befonders Geſetz 
vom 28. Ditober 1963. Die neueren dem gemeinen deutſchen Civilproceß in Schles— 
wig-Holjtein modifictrenden Gefege find zufannnengeftellt bei Stemann, Sammlung 
(Kiel 1868). 

Sachſen hat feine neuere Godification. Unter den neueren Proceßgelegen iſt na— 
mentlich die Novelle vom 30. December 1862 hervorzuheben. 

Die Gefeggebung der Thüringiihen Staaten (dev zum Oberappellationsgericht 
zu Jena vereinigten Yänder) iſt bet Heimbad, Lehrbuch des ſächſiſchen bürgerlichen Pro— 
ceſſes (1861) nachzuſehen. 

Oldenburg: Proceßordnung vom 2. November 1857. 

Braunſchweig: Procefordnung vom 19. März 1850. 

Medlenburg bat fein umfaſſenderes neues Proceßgeſetz aufzumeifen. 

Yippe=- Detmold: Procefordnung vom 12. April 1859; Novelle vom 15. 
Juni 1864. 

Waldeck: Gefeg vom 10. Juni 1850. 

Yübed: Procefordnung vom 28. April 1862. 

Baden: Praefordnung vom 18. März 1964. 

Baiern: Codex Maximilianeus bavaricus judieiaris (1753) Gejege: 1819, 
1837. Entwurf von 1861 wird gegenwärtig (December 1868) berathen. 

Württemberg: Givilprocekordnung vom 3. April 1868. 

Das Streben nach Nechtseinheit in Deutfchland hatte ſchon zur Zeit des Deut- 
ſchen Bundes dazu geführt, daß, in Folge eines Beichluffes der deutſchen Bundesverfamme 
lung, zu Hannover der Entwurf einer allgemeinen deutichen Civilproceß-Ordnung 
ausgearbeitet wurde. Diefer Entwurf erſchien unter dem Titel: „Entwurf einer allgemeis 
nen deutſchen Givilproceß - Ordnung“ im Jahre 1866. An den Arbeiten in Hanno— 
ver nahm Preußen mit einigen anderen dentichen Staaten nicht theil, und jo wurde 
an Berlin ein „Entwurf einer Procefordnung in bürgerlichen Rechtöftreitigfeiten für 
den preußiſchen Staat” (1864) ausgearbeitet. Die VBerfaffung des Norddeutfchen Bun— 
des weift in Art. 4 die gemeinſame Geſetzgebung über das gerichtliche Verfahren der 
Bundesgeleggebung zu. Die deutjche Civilprocek = Ordnung wird gegemwärtig durch eine 
in Berlin tagende Commiſſion ausgearbeitet. 
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Eine genauere Kenntnig des Givilprotefrechts ift aus folgenden Lehr- und Hand: 
büchern zu entnehmen: Martin, Lehrbuch des deutfchen gemeinen bürgerlichen Procefjes- 
(13. Aufl. 1862). Linde, Lehrbuch des gemeinen deutſchen Civilproceſſes (7. Aufl. 
1850). 4. Chr. 3. Schmid, Handbuch; des gemeinen deutfchen Civilproceſſes, 5 Bde. 
1843— 1845. 9. Bayer, Vorträge über den gemeinen deutſchen ordentlichen Civil— 
proceß (9. Aufl. 1865). © W. Wegell, Syſtem des ordentlichen Civilproceſſes 
(2. Aufl. 1865). 4. Renaud, Lehrbuch des gemeinen deutſchen Civilproceßrechts, 1867. 
W. Endemann, Das deutjche Civilproceßrecht (1568). 


2. Abriß der Geſchichte des deutihen Strafprocefies vom Jahre 
- 1332 an. 


Für den Strafprocek eriftirt ein deutſches Reichsgeſetz, durch welches der gemeine 
deutiche Strafproceß begründet wurde, die peinliche Gerichtsorbnung Kaiſer Karls V. die 
f. g. Carolina vom Jahre 1532. Das Strafverfahren, welches durch dieſes Geſetz feſt— 
geftellt wurde, ift in feinen Fundamentalprincipien ein wejentlicd anderes, als dasjenige, 
welches das ältere deutſche Recht (Sachſenſpiegel, Richtſteig-Landrecht) kannte. Im leg: 
terem finden wir ein durchweg accuſatoriſches Verfahren, veranlaßt durch die Klage des 
Berlegten, melden nur für einzelne Berbredien und nur für den Fall, daß der Ber: 
letzte jelbft nicht klagt, die Klage eines Fraft ſeines Amtes auftretenden Klägers gleiche 
geftellt wird. Das gerichtliche Verfahren aber, melches fi an diefe Strafflage — pein= 
liche Klage — anſchloß, war, abgejehen von Einzelheiten, im wejentlichen das gleiche, 
welches durch die ciwilvechtliche, die bürgerliche Klage veranlaßt wurde. Namentlich 
kannte der ältere deutſche Strafproceh weder die Veranlaſſung des Berfahrend durch das 
amtliche (ex officio) Einfchreiten des Richters, noch auch eine von demfelben vorgenom— 
mene Erforſchung der materiellen Wahrbeit ; ſondern, wie Die Beranlaffung zum Proceß 
nur in der Strafllage gefunden werden konnte, fo bafirte auch Das Kefultat des Proceſſes 
auf den von den Parteien, rejp. ihren Vertretern (Borfprechen) geführten Verhandlungen. 
Hinzuzufügen iſt noch, daß der Richter des älteren deutichen Rechts auch im Strafpro= 
ceſſe das Urtheil nicht jelbft Iprach, jondern daß er dafielbe von den Schöffen erfragte. 

Als die Carolina publicirt wurde, hatte Die Reception des fremden Rechtes auch 
für das Strafrecht ſich vollzogen. Die Trennung zwiſchen Richtern und Schöffen in dem 
inne, wie diefelbe für Das ältere Deutiche Recht ftattfand, mar demnach nicht mehr mög— 
[ich ; der neue deutſche Straſproceß bedurfte ebenfo wie der Civilproceß der rechtsge— 
lehrten Richter, und damit dieſe für die Urtheilsfprehung — in unferem heutigen 
Eine des Worts — überall vorhanden fein möchten, beftimmte die Carolina in ihrem 
legten Artikel (219), Daß die Acten zum Sprude an YJuriftenfacultäten oder an fonftige 
Rechtöverftändige verfchit werden follten (Actenveriendung). Schon hieraus ift zu erjeben, 
daß Die Grundlage des Urtheils nad) dem Procefje der Carolina (C CC. Constitutio 
Criminalis Carolina) nicht in einer von dem erfennenden Richter geführten mündlichen 
Verhandlung gefunden wurde, jendern daß Die alleinige Bafis deijelben in zuſammen— 
gefchriebenen Acten beftand. Der Proceß der CCC war ein durchaus ſchriftlicher 
Proceß; von Deffentlicleit des Verfahrens konnte dabei ſelbſtverſtändlich feine Rede ſein. 

Es war aber auch der Proceß der CCC. ein durchaus inquifitoriidher 
Proceß. Zwar gab e8 eine doppelte VBeranlaflung für den Beginn des Strafproceſſes. 
Entweder nämlich Schritt der Richter von Amts wegen ein (Art. 6 ff.) oder es wurde 
derfelbe zum Einjchreiten veranlaft durch eine ihm überreihte Stra fflage, welche legtere 
dann entweder von einer Privatperfon oder von einer namens dev Obrigkeit flagenden Per— 
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fon (Rläger von Amts wegen) ausging. Schritt der Richter von Amts wegen ein, jo hatte 
er allein die geſammte Unterfuchung zu führen, die gefammte Wahrheitserforichung lag 
ihm allein ob; es exiſtirte fein Kläger, es war mithin eine Parteiverhandlung überhaupt 
nicht denkbar. Wurde Dagegen der Strafproceß durch die Strafflage veranlaßt, jo war 
es zwar für die weiteren proceſſualiſchen Folgen volltommen gleichgültig, ob die Klage 
von einer Privatperfon oder von einem Kläger von Amts wegen herrührte (Art. 188. 189), 
aber der Umftand, daß der Proceß durch eine Klage veranlaft wurde, machte den Straf- 
proceß keineswegs zu einem accufatorifchen, ſondern in Folge der Klage begann ein inqui— 
fitorifcher Proceß, der faft ausichlieglih in den Händen des Unterfuchungsrichters Tag. 
Die faſt einzige weſentliche Mitwirkung des Klägers bei dem Proceß beftand nur darin, 
daß er feine Strafflage gehörig begründete. Diefe Begründung der Klage konnte durch 
Anführung von Beweismitteln geſchehen, welche zur VBerurtheilung ausveichend waren, fie 
konnte aber auch erfolgen durch die bloße Anführung geeigneter Judicien, welche die 
weitere Verfolgung des Berflagten vechtfertigten (Art. 12), oder durch Widerlegung 
etwaiger von dem Angeflagten gegen die Straftlage vorgebrachten Erceptionen (Art. 13). 
Daß der Anfläger dieſen feinen Verpflichtungen nachkomme, dafür hatte er, allenfalls ſelbſt 
in Form der Perfonalhaft, Sicherheit zu ftellen. Gegen die Nachtheile einer ungerechtfer- 
tigten Anklage follte der Berklagte gefchütt werden (Art. 11. 12. 14). Hat aber der Klä— 
ger jeine Klage in geeigneter Weile begründet, jo wird er von jeder weiteren Berpflich- 
tung, Die Sache ſelbſt zur verfolgen, entbunden ; er binterläßt dem Unterfuchungsrichter 
feine Addreſſe, Damit etwaige Mittheilungen ihm gemacht werden fünnen, und damit ſchei— 
det er als Kläger aus dem Strafprocefle aus; und „was also durch annemung des 
beklagten, mit klag, antwurt, bürgschafft, fragen, erfarung, weisung vnd anders 
gehandelt, auch darauff geurtheylt würde, Das soll alles der gerichtschreiber 
ordentlich vnd vnderschiedlich beschreiben“ u. f. w. (Art. 15. 17). Nur dann, 
wen der in Folge der Klage begonnene Proceß zur Folter führte, bei welcher zu afjifti- 
ren der Kläger auch vorgeladen wurde (Art. 45), und der Gefolterte nicht geftehen wollte, 
jo fonnte nody einmal auf den Ankläger zurüdgegriffen, und diefem verftattet werden, Be— 
weis für Die Schuld des Angeklagten zu führen (Art. 62). Dies geſchah in der Weile, 
daß der Kläger einzelne Beweisartikel ſchriftlich auffette, bei jedem Artikel die Namen 
der Zeugen vermerkte, diefe Schrift dem Gerichte übergab, worauf dann die Vernehmung 
der Zeugen durch das Gericht ſelbſt oder durch geeignete Commiffarien erfolgte (Art. 70). — 
Aus dieſen ſoeben beichriebenen Einrichtungen läßt fich zwar nicht vwerfennen, daß der 
Etrafproceh der C CC. noch nicht alle Erinnerungen an den in früherer Zeit geltenden 
Accufationsproceh verloren hatte, aber, um den Proceß der C CC. zu einem accufato= 
riſchen Proceß zu machen, dazu find diefelben doch keineswegs ausreichend. 

Der Proceß der C CC. verlangt zur Berurtheilung entweder das Geftändnig des 
Thäters oder den „Beweis“ feiner Schuld (Art. 22). Der Begriff des Beweiſes 
ift indeffen nady der Auffaffung der C CC. keineswegs iventifch mit dem, was wir heute 
unter Beweis in Straffadyen zu werftehen pflegen. Man fan jagen, daß der Begriff 
des Beweiſes, poſitiv ausgedrüdt, jo gut wie identiſch geweſen fer mit dem Beweiſe 
durch die Ausfage zweier tauglicher und unverdächtiger Zeugen; und negativ würde zu 
fagen fein, daß dasjenige, mas wir heute unter Indicienbeweis verftehen, nad) der Auf— 
faffung dev C CC. nicht nur nicht Beweis war, fondern gerade den Gegenfag zum Bes 
weite bildete. 

Nun konnten folgende Fälle eintreten; 1) der Angefchuldigte geftand. Im dieſem 
Falle war er auf Grund feines Geſtändniſſes zu verurtheilen; denn die Feſtſtellung des 
objectiven TIhatbeitandes ımd die, Prüfung der Glaubwürdigkeit des Geftändniffes wird 
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nur dann von der C C C. vorgeichrieben, wenn eine Folterung des Angeſchuldigten ftatt- 
finden foll, vefp. ftattgefunden hat “Art. 6. 48 fi). 2) Es wurde gegen den Angeſchul— 
digten der Zeugenbeweis geführt. Im diefem Falle hatte der Unterfuchungsrichter darauf 
zu jehen, daß die Zeugen tauglich und glaubwürdig wären und die gejeglichen Normen 
der Zeugenvernehmung beobadjtet wurden (Art. 62 ff.). Auf Grund des Zeugenbemeifes 
erfolgte dann die Verurtbeilung, unangefehen, ob der Angeichuldigte nach diefem Beweiſe 
ſich ſchuldig befannte, oder die ihm zur Laſt gelegte Miſſethat leugnete (Art. 69). 3) Ges 
gen den Angefchuldigten lagen Indicten feiner Schuld vor. In dieſem alle mußte 
zunächft die indieirende Thatfache durch zwei „gute Zeugen“ bewiejen fein; und es 
mußte die indicirende Thatſache eine im Sinne des Geſetzes „genugſame“ An- 
zeige fein. Dasjenige aber, was unter „genuglamer” Anzeige zu verjtehen, ift von der 
CCC. (Art. 24 ff.), mit einer folchen Umficht, in jo treffender Weiſe und mit folder 
Ausführlichkeit dargelegt, daß diefe Beſtimmungen die Grundlage der Theorie des Indi— 
cienbeweiſes To lange für Willenfhaft, Praxis und Geſetzgebung gebilvet haben, ald man 
fi überhaupt für das ftrafproceffualiiche Beweisrecht um eine Theorie des Indicienbewei— 
jes kümmerte. — Waren nun „genugſame“ Indicten „bewiefen“, jo führte Dies zur 
Folter (Art. 22. 45 ff. 59). Führte die Folter zum Belenntniffe, Jo mußte die Glaub— 
wirdigfeit des Geftändniffes durch weitere Ermittelungen geprüft werden (Art. 48 ff.) 
und führten diefe Ermittelungen dazu, dag an der Glaubwürdigkeit des Geftändnifjes nicht 
zu zweifeln war, fo lieferte das in Folge der Tortur abgelegte Bekenntniß derartig vollen 
Beweis, daß ein Widerruf des Geſtändniſſes nur zu neuer Folterung führte; es wäre 
denn, daß der Gefangene „ſolche Urfachen feines Yeugnens fürwendet, dardurch der Nich- 
ter bewegt würde, zu glauben, daß der Gefangene ſolch Bekenntniß aus Irrſal gethan ; 
alsdann mag der Nichter denfelben Gefangenen zur Ausführung und Beweiſung ſolches 
Irrſals zulaſſen.“ Art. 57). Geſteht der Angeichuldigte nicht, fo ift er freizufprechen 
und find Richter, reſp. Ankläger, welche auf Grund der im Gelege ald „genugſam“ be= 
zeichneten Anzeigen die Folter in der vom Geſetze worgeichriebenen Art und ohne Ueber: 
Ichreitung des beftimmten Mafes vorgenommen haben, dem Angeſchuldigten für die an 
ihn vorgenommene Folterung nicht verantwortlich (Art. 61. 20). Darüber freilich, ob 
die Folterung im vorliegenden Fall gerechtfertigt fer, konnte Streit entftehen, und diefer 
Streit wurde dann beigelegt, durdy ein richterliches Urtbeil, welches feiner Natur nach ein 
Zwiichenurtheil war, und zu deſſen Erlangung die Unterfuchungsacten in gleicher Weiſe 
zu verfenden waren, wie zur Erlangung des Endurtheils (Art. 28). 

War dann der Strafproceh bis zum rechtskräftigen Endurtheil durchgeführt, fo 
konnte noch, entweder auf Antrag des Klägers oder auf Antrag des BVerflagten der |. g. 
„endlihe Rechttag“ ftattfinden (Aıt. 78). Der Gedanke, welcher dieſe Einrichtung 
entitehen ließ, war der, daf, da der Procek der C CC. den öffentlich mindlichen Anflages 
proce Des älteren deutfchen Rechts der Sache nad bejeitigt hatte, wenigitens der Form 
nad etwas ftattfinde, mas jo ausfähe, als ob der frühere, in dem Volfsbewußtfein noch 
fortlebende ältere Proceß noch extftirte. Um dieſer Form zu genügen, wurde eine Komödie 
aufgeführt, Die darin beftand, da man wor dem Bolfe fo that, als ob der durch das 
ſchriftlich abgefaßte Erkenntniß bereits Verurtbeilte, erſt jet unter Beobachtung der For— 
men des älteren Proceſſes verurtheilt werde. Im dieſem Schaufpiele, welches durch das 
Läuten einer Glocke angekündigt wurde, treten auf: der Nichter, mehrere Schöffen, der 
Kläger, der Verklagte, der Vorſpreche des Klägers, der Vorſpreche des Verflagten und 
am Schluffe die wichtigfte Perſon, nämlich der Nachrichter. Was zu ſprechen war, was 
zu geſchehen hatte, das war wörtlich durch die C CC. vorgeichrieben. Der Nichter fragt 
die Schöffen nad dem Recht ; diefe weiſen es ihm ; der Vorſpreche des Klägers ftellt die 
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Klage an, der Vorſpreche des Verflagten antwortet darauf; dann fragt dev Richter einen 
der Schöffen, wie in der Sache zu urtheilen fei, worauf dieſer antwortet, es fer jo zu 
urteilen, wie Dies in dem ſchriftlich abgefaßten Exkenntniffe zu Iefen. Dies wurde num 
publicirt ; der Nichter bricht den Stab über den Verurtheilten und übergibt ihn dem 
Nachrichter. — Bon diefer Komödie ift man im Yaufe der Zeit abgefommen, Aber die 
Glockee, welche früher den „endlichen Rechttag“ bebeutete, die bedeutet auch noch heute an 
vielen Orten die Vollſtreckung der Todesftrafe, ſelbſt da, wo diejelbe als Intramuran=Hin- 
richtung ftattfindet ; die Sänderglode ift das legte Ueberbleibſel des „endlichen Rechttages.“ 

Wichtiger aber als das Aufgeben des endlichen Rechttages find folgende Aenderungen, 
welche der Proceß der C CC. im Laufe der Zeit erfuhr. 

1) Der Gegenftand des Strafprocefjes der C CC. umfaßt mur diejenigen Straffälle, 
in welchen peinlich geitraft wurde. Diefe peinlihen Strafen bilden aber den Ge— 
genjag zu den bürgerlichen Strafen, und die letzteren herbeizuführen, dazıı diente nicht 
der peimliche Procek, von welchem die CC C. ausſchließlich handelt, ſondern die bürgerliche 
Klage und das bürgerliche Verfahren, welches im weſentlichen mit dem civilproceffualifchen 
Verfahren iventifch war. Diefer Unterfchied bafirt auf der Unterfcheibung, welche das ältere 
deutſche Strafrecht aufitellte zwischen den ſ. g. „Ungerichten‘‘, den mit einer öffentlichen Strafe 
zu belegenden eigentlichen Berbredhen, und den „bußwürdigen Handlungen“, d. h denjenigen 
Rechtöwidrigfeiten, welche mit einer Geldzahlung, — der Bupe an den Berlegten, und 
dem Gewedde (Friedensgeld) an die Obrigkeit — geahndet wurde. Nur auf die Fälle 
der erfteren Urt, auf die Ungerichte, nicht aber auf Die der letteren Art, die bußwür— 
digen Delicte, bezog fich die peinlihe Klage des älteren deutjchen Rechts. „Peinliche 
Klagen“, fo fagt der NRichtiteig, „beiten deshalb peinlich, weil der DVerflagte, wenn er 
durch die Klage überwunden wird, gepeinigt werben fol.” Das Peinigen des Berflagten 
erfolgt aber dadurch, daß an ihm die öffentliche Strafe vollzogen wird. „Nun wilje“, fo 
fagt der Nichtfteig, „daß es fünferlei Arten von Pein gib. Man peinigt den Scul- 
Digen dadurch, daß man ihm jein Peben nimmt, oder feine Gejunpheit (verftimmelnde 
Strafen) oder fein Recht, oder feine Ehre, oder den gemeinen Frieden.” — Damit ift das 
Syſtem der öffentlichen Strafen erichöpft und damit ift aud der Gegenftand der peinlichen 
Klagen bezeichnet. In der CC C. hatte fich das Syſtem der öffentlichen Strafen, wenn aud) 
nicht dem Principe nach, jo doch binfichtlih der Strafmittel in etwas geändert. Aber der 
Sat bleibt befteben, daß ein Strafproceß nur dann ftattfindet, wenn auf eine öffentliche Strafe 
erfannt werden follte. Im Laufe der Zeit ift nun das Syſtem der öffentlichen Strafen 
wejentlich anders geworden, und namentlich dadurch, daß der Begriff der bufwürdigen De- 
Ticte, im Stimme des älteren Rechts, aufhörte. Dieje verichwinden entweder überhaupt aus 
dem Bereiche der ftrafbaren Handlungen, oder die Buße, reip. das Gewedde erlangt den Cha— 
rafter einer öffentlichen Strafe. Hiedurch erweiterte ſich der Gegenitand des Strafproceſſes 
und zwar in demfelben Umfange, wie fich der Begriff der „öffentlichen Strafe” erweiterte, 

2) Während die C CC. den Strafprocek entweder beginnen ließ durch Einfchreiten 
des Nichterd ex officio oder durch Erhebung der Straftlage und diefe beiden Arten der 
Beranlafiung des Strafproceſſes als gleichberechtigte nebeneinander ftellte, jo daß in 
dem einen, wie in dem anderen Fall der ordentliche Strafprocek ftattfand, befchräntte 
man fpäter — namentlich ſeit Carpzoo — den Begriff des ordentlichen Proceſſes auf 
diejenigen Fälle, in welden der Nichter von Amts wegen einfchritt. Die Einleitung des 
Strafverfahrens durch den Kläger von Amts wegen hörte gänzlich auf und ein Strafver: 
fahren in folge der Strafflage einer Privatperfon eintreten zu laſſen, kam zwar vor, in— 
deſſen blieben derartige Strafproceffe meiftens auf Die Verfolgung geringerer Delicte be= 
ſchränkt, der Privatkläger führte den Proceß auf eigene Koften und der Procergang hatte 
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viel Aehnlichkeit mit dem Procefgange des Givilprocefies. Ein Fall diefer Art bat ſich 
bis auf den heutigen Tag erhalten; es ift die Privatllage wegen Ehrverlegungen. 

3) Der Proceß der CCC. verlangt, daß, wenn verurtheilt werden foll, dies nur 
geſchehen dürfe in Folge des Beweiſes (durch Zeugen), oder in Folge des Geſtändniſſes, 
nicht aber im Folge von Indicien. Der Imdicienbeweis hatte vielmehr nur die Bes 
deutung, daß derſelbe zur Folter und fo mittelbar zum Geſtändniß führte. Alſo nur 
mit Hülfe der Folter war das Beweisſyſtem des CCC. aufrecht zu erhalten. Nun wurde 
aber, und zwar zuerft in Preußen beim Negierungsantritt Friedrich's des Großen, die 
Folter aufgehoben — die anderen deutſchen Staaten folgten nad, wenn auch fpäter, jo 
3. B. Baiern erft im Jahre 1806 — und damit ſchwand die Möglichkeit, auf Grund 
des Geftändnifjed da verurtbeilen zu können, wo man dafjelbe früher nur durch Ans 
wendung der Folter zu erlangen im Stande war. Es entjtand ein Schwanfen in ber 
Praris, ob man beim Nichtworhandenfein des Geftändniffes, jedoch beim Vorhandenſein 
derjenigen Indicien, welche früher zur Folterung beredtigten, jest überhaupt noch ftrafen 
dürfe, ob, wenn dies zuläffig, Die wolle geſetzliche oder nur eine minder ſchwere als die 
volle geleglihe Strafe (gegenüber der ordentlichen Strafe poena ordinaria bezeichnete 
man die legtere mit dem Ausdruck „außerordentlide Strafe” poena extraordinaria) 
erkannt werden dürfe. Dur die Praris und durch Particulargeſetzgebung fanden diele 
Zweifel darin ihren Abſchluß, daß aud auf den Indicienbeweis bin, falls derjelbe nur 
gewiffen Anforderungen entſprach, zur vollen geſetzlichen Strafe verurtheilt werden durfte. 

4) In dem Proceffe der CCC. fondert ſich ſehr deutlich das Berfahren gegen 
einen Angeſchuldigten, weldes vor der Folterung defjelben, von demjenigen Ber: 
fahren, welches während und nad der Kolterumg ftattfand Es ıft Damit Die Glie— 
derung des Strafverfahrens in Generals und Specialinquifition angedeutet. Die General- 
inquifition war dad Vorverfahren, die Spectalinguifition das Hauptverfabren, und, wenn 
auch im Laufe der Zeit mande Schwankungen darüber ftattgefunden haben, was zum 
Inhalt des VBorverfahrens, was zum Inhalt des Hauptverfahrens zu rechnen fer, jo darf 
doch im allgemeinen gelagt werden, daf es mährend der Tauer 8 Vorverfahrens noch 
zweifelbaft war, ob N. N. proceſſualiſch als Angefchuldigter zu behandeln ſei; während 
es im Hauptverfabren feſtſtehen mußte, daß N. N. proceſſualiſch als Angeſchuldigter zu 
behandeln jet, im Betreff dejfen es nunmehr fejtzuftellen ſei, ob er auch ald Schuldiger 
verurtbeilt, oder als Nichtjchuldiger freigefprochen werden müſſe. Einzelne praftiiche 
Mifftände bei der Beweiserhebung, auf welche hier nicht näher einzugeben ift, veranlaßten 
es, daß die Gliederung des Strafproceſſes im die genannten zwer Procefftadien ſich in 
eine Gliederung in drei Etadien verwandelte, Information, Unterfuchung und Special— 
inquifition. In dem erften dieſer genannten Abichnitte des Verfahrens wurde überbaupt 
nicht Beweis erheben; die Vernehmung der Auskunftsperſonen erfolgte nicht eidlich und 
der Verdächtige wurde nur ſo vernommen, als ob er jelbft nur eine Ausfuifts- 
perfon wäre. Die Unterſuchung enthielt das geſammte Beweismaterial, namentlich 
die eidlihe Vernehmung der Zeugen und die, wenn aud nur ſummariſche, To doc) 
verantwortliche Vernehmung des Angeihuldigten als ſolchen. Fir die Specialinquiſition 
blieb dann nur ned das artifulirte Verhör des Angefchuldigten übrig, d. b, die Ver— 
nebmung deſſelben über beftimmt formulirte Frageftüde, Artikel, welde nad) den Er— 
gebnifen der voraufgegangenen Unterfuchung zu entwerfen waren. 

Diefe Aenvderungen des durch die CCC. begründeten proceffualiichen Berfabrens 
wurden theils durd die Praxis, tbeils durch die Partieulargeſetzgebung berbeigefübrt. 
Die wictigiten dieſer Barticulargefegße find: Der Codex Maximilianeus juris bavarıei 
eriminalis 1751; die allgemeine Griminalgerichtserdnung Kaiſer Joſeph's IL. (1798); 
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Geſetzbuch Kaifer Franz II. über Verbreden und ſchwere Polizetlibertretungen (3. Sept. 
1808. Theil II, Abſchnitt 2); Preußiſche Criminalorduung vom 11. December 1805 ; 
Bairiſches Strafgefeßbuch von 1813 (zweiter Theil). 

Die Ereigniffe des Jahres 1848 veranlafiten eine durchgreifende Aenderung des 
deutichen Strafprocefied. Diefe Anderung läßt ſich mit einem Worte dadurch bezeichnen, 
daß man jagt: Während man im 16. Jahrhundert den ttalieniichen Strafproceß recipirte, 
recipirte man um 19. Jahrhundert den franzöfiihen Strafproceh. Ohne Borbereitungen 
freilich erfolgte dieſe jüngfte Neception fremden Rechtes in Drutfchland nicht. Die praktiſch 
bedeutfamfte derfelben war die Einführung des franzöſiſchen Rechts, ſpeciell auch die des 
franzöfiichen Strafprocefies (code d’instruction eriminelle, 1808) im demjenigen Yänbern, 
welche durch die franzöſiſche Invaſion mit Frankreich verbunden wurden. Nach den 
Freiheitöfriegen blieben die franzöſiſchen Inſtitutionen in den linksrheiniſchen Ländern 
Deutichlands beftehen, und To blieb aud der franzöſiſche Strafprocek ein particulärer 
Proceß in Deutichland. Diefer vheintiche Proceß konnte gegenüber dem Strafproce in 
den übrigen Theilen Deutfchlands darauf hinweiſen, daß er ſich der Deffentlichkeit und 
Deümdlichfeit des Verfahrens, daß er fih des Inftitules der Geſchwornengerichte erfreue. — 
Der rheiniſche Proceß erlangte in dem übrigen Deutichland dasjenige, was man mit dem 
Worte Popularität zu bezeichnen pflegt. Außer dieſer Eriftenz des franzöſiſchen 
Proceſſes auf deutſchem Boden wird noch zu erwähnen fen, daß am einzelnen Stellen 
Deutſchlands durch die Geſetzgebung verſuchsweiſe Reformen des Strafverfahrens unter: 
nommen wurden. So madıte man 1843 in Würtemberg den höchſt verunglüdten Ber: 
ſuch, an das Ichriftliche Unterfuchungsverfabren in ſchweren Straffüllen eine öffentliche 
Schlufwerhandlung zu fnüpfen; in Baden wurde 1845 eine Strafproceßordnung publicirt, 
welde das PBrincip der Mlündlichkeit, eine beichränfte Oeffentlichkeit, Das Inftitut der 
Staatsanwaltichaft, aber nicht das Geſchwornengericht adoptirte, — cin Geſetz, welches 
übrigens nicht zur Ausführung gelangte; in Preußen wurde durch das Geſetz vom 
17. Juli 1846 für die bei dent Kammergericht und dem Grimmalgericht zu Berlin zur 
Berbandlung kommenden Strafladhen Mündlichkeit, Oeffentlichkeit, Staatsanwaltichaft, 
aber nicht Geichornengericht eingeführt. Außerdem wurde die Einführung des Geſchwornen— 
gerichts, worunter man immer nur an das franzöfiiherheiniiche Geſchwornengericht Dachte, 
Gegenſtand der Agitation — wenn auch zum Theil nur der mehr doctrinären Agitation, 
wie 3. B. gelegentlid der Germaniſtenverſammlung in Lübeck (1847). Als dann im 
Jahre 1848 „Oeffentlichkeit, Mündlichfeit und Geſchwornengerichte“ zu den ſelbſtver— 
ftändlichen „‚serderungen“ und auch zu den ſelbſtverſtändlichen „Conceſſionen“ gehörten, 
da dachten weder Fordernde noch Concedirende an etwas anderes, als an die Verallge— 
meinerung des der Popularität ſich erfreuenden franzöſiſchen Gefchwornengerichts, und des 
franzöfiihen Proceffes überhaupt. Daß die franzöſiſchen Inftitutionen hinſichtlich ihres 
proceſſualiſchen Wertbes von der Actionspartet nicht unterfucht wurden, verftand fi von 
jelbit; denn es fam ja weſentlich darauf an, ein die „Freiheit“ fidherndes procefjualiiches 
Inſtitut zu erlangen ; und man überichätte in dieſer Beziehung das franzöſiſche Geſchwornen— 
gericht nicht minder, wie in feiner procefiualtichen Bedeutſamkeit. Jedenfalls aber ver- 
ftanden es die rheiniſchen Juristen, die Popularität, deren fih ihr Recht im Jahre 1848 
erfreute, in der umfafjendften Weile außzunugen. Die fett dem Jahre 1848 publicirten 
Strafproceßordnungen bafiren durdweg auf Franzöfiicherheintichen Principien. Die jet 
geltenden Strafproceßgeſetze find folgende: 

Preußen: I) In den alten Provinzen, mit Ausnahme des Bezirks des Appellationg- 
gerihtshofes zu Cöln: Verordnung vom 3. Januar 1849 und Gefeg vom 3. Mai 
1852, Tiefe Gefege werden ergänzt durch die Griminalordnung vom 11. December 1805. 
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2) In dem Bezirk des Appellationsgerichtsbofes zu Cöln: der code d’instruction eri- 
minelie von 1808. 3) In den feit dem Jahre 1866 mit dem preußiſchen Staate 
verbundenen Provinzen: die Strafprocefordnung vom 25. Juni 1867 — im weſent— 
lichen eine Godification der in den alten Provinzen geltenden, in verſchiedenen Gefegen 
(fiebe unter 1) enthaltenen ſtrafproceſſualiſchen Vorſchriften. In Pauenburg gilt no 
der alte Schriftliche Unterlubungsprocen. 

Sachſen: Revidirte Strafprecegordnung vom 1. October 1868. Geſetz vom 
14. September 1568, die Bildung der Gefchwornenliften und der Geſchwornenbank betref— 
fend, ſowie Geſetz, betreffend das Verfahren vor Geſchwornengerichten, vom 1. October 1868, 
und Geſetz, betreffend die Wahl von Gerihtsichöffen und die Mitwirtung derfelben bei der 
Verhandlung und Aburtheilung ver bezirtögerichtlichen Strafladen, vom 1. October 1868. 

Großherzogthum Helfen: Strafprocefordnung vom 15. September 1865. 
In Rheinheſſen der code d’instruction eriminelle, mit dem Gele über die Bildung 
der Schmwurgerichte vont 31. December 1848. 

Braunſchweig: Strafprocehorbnung vom 21. October 1858, 

Thüringiihe Staaten (Weimar, Meiningen, SchwarzburgsSondershaufen und 
Nudolftadt, Coburg-Gotha, Anhalt — Defjau, Köthen und feit 1. Oct. 1364 Bernburg 
— und Reuß j. X. feit 28. April 1863): Thüringiſche Strafprocefordnung von 1850. 

Altenburg: Strafproceßordnung vom 27. Februar 1354. 

Didenburg: Strafprocekerdnung vom 2. November. 1857. 

Waldeck: Gefeg vom 14. Juni 1850 (Nachbildung der preußiſchen Verordnung 
vom 3. Januar 1849), 

Yübed: Strafproceßordnung vom 26. November 1862 — in Kraft getreten am 
1. März 1864 (ohne Schwurgerichte). 

Bremen: Proviſoriſche Strafprocefordnung vom 30. Juli 1863 (mit Schwur= 
gerichten). 

Baiern: In Rheinbaiern code d’instruction eriminelle. In den übrigen 
Landestheilen: Strafproceßordnung von 1815; modificirt durch Das proviſoriſche Geſetz 
über das öffentlich mündliche Verfahren vom 10. November 1848. 

Würtemberg: Strafproceßordnung vom 17. April 1868. 

Baden: Strafproceßordnung vom 15. März 1864 und Geſetz über die Gerichts— 
barkeit und das Verfahren in Polizeiſtrafſachen vom 28. Mat 1864. 

Oeſterreich: Strafproceßordnung von 1853 (obme Geſchworne in gemeinen Ver— 
brechensfällen). 

Hamburg: Strafproceßordnung vom 30. April 1869. 

Der gemeinrechtliche, ſchriftliche heimliche Inquiſitionsproceß gilt noch in den Groß— 
herzogthümern Medlenburg, in den Fürſtenthümern Liechtenſtein, Schaumburg-— 
Lippe, Lippe und Reuß ä. vV. 

Die ausführlichere Kenntniß des jetzt geltenden Strafproceßrechts werden folgende 
beiden Werke vermitteln: Planck, Syſtematiſche Darſtellung Des deutſchen Strafverfahrens 
(Göttingen, 1857) und Zacha riä, Handbuch des deutſchen Strafproceſſes (Göttingen, 
1561—1868, 2 Bände). 

Die Berfaflung Des Norddeutichen Bundes nennt Art. 4, M. 13 als Gegenftand 
der Bundesgefepgebung „Das gerichtliche Verfahren“, mithin auch Das Strafverfahren. 
Die Vorarbeiten zu einer gemeinfamen deutſchen Strafprocehordnung haben zur Zeit noch 
nicht begonnen, und es läßt ſich auch nicht verkennen, daß die Schwierigkeiten, welche dieſer 
gefetsgebertichen Arbeit entgegenfteben, ſehr erheblich find, Die principtell wichtigite legis— 
latoriſche Frage ift die, ob der neue gemeinfame deutſche Strafproceh auch nad dem Vor: 


Be Se 


3. Der Proreh. 573 


bilde des Franzöfiichen Rechts gearbeitet, d. b. ein inquiſitoriſcher Proceß mit einzelnen 
accuſatoriſchen Formalitäten, oder 0b derſelbe auf der Grundlage des Acenjationsprincips 
errichtet werden wird. So ſehr es zu mwünfchen wäre, daß man fich für legteres ent- 
ſcheiden möchte, jo wird diefer Schritt doch dadurd nicht unerheblich erichwert werden, 
daß es ſich Dabei nicht blos um einen Bruch mit dem franzöfiichen, Tondern aud um 
den Bruch mit den jeit Jahrhunderten geübten gemeinvechtlichen inquiſitoriſchen Ein— 
richtungen handelt. Neben dieſer principtell wichtigften Frage: ob Accuſationsproceß, ob 
Inquiſitionsproceß, erſcheinen andere legislatoriiche Fragen, wenn diefelben auch an fid) 
bedeutſam genug find, von verbältnigmäßig wntergeordneterer Bedeutung, und Died 
namentlich auch Deswegen, weil Ddiefelben durch die Beantwortung jener wefentlichften 
Frage ebenfalls, wenn auch mur mittelbar beantwortet werden. Dahin gehören bie 
Fragen nah dem Verhältniß der Staatsanmaltichaft zum Gericht uift der Staatsanwalt 
Partei oder miht?), zur Yuftizverwaltungsbebörde (ft die Staatsamwaltichaft bei Er- 
hebung der Anklage vom Juſtizminiſter abhängig, oder enticheidet fie hierüber, wie Dies 
in Schottland der Fall, unabhängig vom Yuftizminifterum ?), zur verlegten Privatperfon 
(Anklagemonopol der Staatsammwaltichaft oder auch Strafflage von Privatperjonen ?), 
dabin die Fragen nad dem durch Einſtimmigkeit oder durch Majorität beichloffenen 
Geſchwornenverdict; nadı der Stellung des der Hauptverhandlung präfidirenden Richters 
und der Art feiner den Sefchworenen zu ertbeilenden Direction und mandes andere. 
Ein weites Feld für nützlichſte Thätigkeit Liegt bier vor und. Es darf aber auch nicht 
an eifrigfter Arbeit fehlen, wenn die zukünftige gemeinfame dentihe Strafproceßordnung 
einen hervorragenden Markſtein in der fortichveitenden Entwickelung des deutſchen Ziraf: 
procehrechts bilden Toll. 

Wir menden ums nunmehr zur Darftellung der wichtigften Grundzüge des heutigen 
Proceßrechts unter den in römiſchen Ziffern bezeichneten Nubriten. 


l. Die Gerichte. 


Ter Inhaber der geſammten Staatsgewalt — alfo in monarchiſchen Staaten der 
regterende Landesherr — iſt aud Inhaber der richterlichen Gewalt, des Juſtizhoheitsrechts. 

Die Juſtizhoheit enthält Das Recht und die Verpflichtung, die erforderliden Gerichte 
einzulegen, Diefelben den Beſtimmmungen der beftehenden Gelee gemäß in ausreichender 
Were zu befegen, ſowie die fonftigen für die Nechtspflege erforderlichen Anftalten und 
Einrichtimgen — Gerichtögebände, Strafanftalten — zu beſchaffen und zu erbalten. 
(Anftizverwaltung. Die Juſtizhoheit enthält aber ſodann auch Das Recht der Recht— 
ſprechung ſelbſt. Wenn demnach der Yandesberr Inhaber des Rechts der Juris— 
diction tft, Jo übt ev Doc dieſes Recht nicht ſelbſt aus, ſondern es ift die Ausübung 
dieſes Rechts den Gerichten — bald Einzelrichtern, bald collegialiich zuſammengeſetzten 
Serichten — übertragen. Ber der Rechtſprechung iſt der Richter ausschließlich an die 
Berolgung Des beftebenden Rechts — Gele oder Gewohnheit — gebunden; auf diefer 
Baſis enticherdet ev den einzelnen ſeiner Cognition vorliegenden Fall, indem er das be= 
jtebende Recht auf denſelben anwendet, nach denjenigen Regeln, welche die Rechtswiſſen— 
ichaft für Die Findung des Rechts aufgeftellt bat. Nur das von ihm felbft erfannte 
Recht bat der Richter auszuſprechen und feiner fremden Autorität, keiner ibm zukommenden 
Weiſung darf er bei der Urtheilsfällung nachgeben. Die Ausübung der Rechtspflege ift 
den Gerichten dergeftalt übertragen, daß der Staatsgewalt felbit feine pofitive Eimvirfung 
auf die Handhabung Des Rechts im einzelnen Falle zuftcht. Die Ausihließung der 
Cabinetsjuſtiz bedeutet, daß der Yandesherr und feine Adminiſtrativbehörde feine 
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Eimvirfung auf die vichterliche Gognition haben, wobei es vollfommen gleichgültig iſt, 
ob eine ſolche Einwirkung erfolgt durch Befehle, welche die Yuftiz verhindern oder hemmen 
follen, oder durch Befehle, welche einen Einfluß auf die Proceklettung oder Proceßent— 
ſcheidung bezweden. Die Richter find durch ihr Amt verpflichtet, einem etwa erfolgenden 
Cabinetsbefehle der bezeichneten Art nicht zu geberlamen; und alle in Folge eined Cabinets- 
befebl8 ergangenen richterlichen Verfügungen würden nichtig, alle aud für die Parteien 
unverbindlich fen. Bon der Cabinetsjuſtiz iſt aber wohl zu unterſcheiden die Ober— 
aufficht darüber, daß die Yuftiz gehörig, dem Gefeg und der Geihäftsordnung gemäß 
gehandhabt werde. Als ein Ausflug dieſes Oberaufſichtsrechts ftellen ſich dar die Viſi— 
tattonen der Gerichte, die Handhabung der Disciplinargewalt über die richterlichen Beamten. 
Hier handelt es fi nicht um Beeinflußung der Recht ſprechung, ſondern um Vor— 
nahme von Acten der Yujtizverwaltung. 

Die Belegung der Gerichte mit tauglichen Richtern jteht dem Yandeshern 
ausſchließlich zu. Nur wereinzelt findet fi die Mitwirfung anderer ftaatsrechtlicher 
Organe; fo concnrrirten beiſpielsweiſe die Stände in Hannover und Kaſſel bei Belegung 
der höchſten Gerichtshöfe; To findet fih in Braunſchweig ein ſtändiſches Präſentationsrecht 
zu zwei Nathöftellen des Obergerichts. Der taugliche Richter (judex habilis); muß 
gewiffen natürlichen, —volle Wahrnehmungs- und Urtheilsfähigkeit, hinlängliche Alters— 
reife, männliches Geſchlecht — ſowie gewifien rehtlidhen Borausfegungen — 5. B. 
Bollgenuß der bürgerlichen Ehre — entiprechen. Zu Dielen rechtlichen Vorausſetzungen, 
durch welche die Tauglichkeit des Richterd bedingt wird, rechnete man früher jelbft 
die hriftliche Nechtgläubigkeit und ſchloß Tomit Ketzer von dem Richteramte aus. 
Die Art des briftlihen Glaubensbekenntniſſes ift nun beute für das Richteramt 
gleichgültig, wogegen die Zulaffung der Juden zum Nichteramte noch vielfach beftritten 
wird. Vor allem aber gebört zu den rechtlichen Borausfegungen eines tauglichen Richters 
die Rechtskenntniß. Wer nicht nachweiſen fann, daß er mac den Geſetzen ſeines 
Landes die erforderlihe Rechtskenntniß erworben bat, darf nicht ald Richter angeftellt 
werden — mitunter müſſen noch befondere Erforbderniffe erfüllt fein, um denjenigen, 
welcher feine Qualification zum Nichteramt überhaupt nachgewieſen hat, aud für die 
Bekleidung eines Richteramts bei einem höheren Gerichte für qualificirt zu erachten, z B. 
die preußiſche Beſtimmung, nach welcher nur derjenige für ein Richteramt bei dem nächſt 
höheren Gerichte qualificirt ſein ſoll, welcher mindeſtens vier Jahre lang Richter oder 
Staatsanwalt bei dem nächſt niederen Gerichte geweſen iſt. Von den Vorausſetzungen 
für die Tauglichkeit des Richters hängt es ab, ob Jemand als Richter angeſtellt 
werden darf. Durch die Anſtellung, mit welcher die Vereidigung und die Einführung 
in Verbindung ſteht, wird der Angeſtellte befugt und verpflichtet, als Staatsdiener die 
Functionen des Richters wahrzunehmen. Die Anſtellung ſelbſt iſt, im Intereſſe der Un— 
abhängigkeit des Richters, eine definitive und dauernde und darf der einmal angeſtellte 
Richter außer auf Grund eines ſtrafgerichtlichen oder diseiplinargerichtlichen Urtheils weder 
ſeines Amtes entſetzt, noch wider ſeinen Willen in ein anderes als das ihm übertragene 
Richteramt verſetzt werden. 

Außer dieſen rechtsgelehrten Richtern werden indeſſen auch aus nicht rechtsgelehrten 
Ständen Perſonen zur Richterthätigkeit berufen. Es geſchieht dies in der Weiſe, daß 
entweder die rechtsungelehrten Richter bei der Urtheilsfällung die gleichen Functionen haben, 
wie die rechtsgelehrten Richter, oder in der Weile, Daß die Function der Urtbeilsfällung 
nur zu einem Theil von dem vechtögelehrten und zum anderen Theile von den rechts— 
ungelehrten Richtern wahrgenommen wird. Erſteres ift beiſpielsweiſe bei den Handel s— 
gerichten, wie dieſelben in einzelnen preußiſchen Städten beſtehen, der Fall. Es iſt 
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nämlich ein jedes Handelsgericht beſetzt mit einem rechtsverſtändigen Divector, nebft zweien 
rehtöverftändigen Mitgliedern und mindeſtens vier Mitgliedern, welche dem Handelsſtande 
angehören. Yettere werden durch die angefehenften Dandeltreibenden (25 —60) des Bezirks, 
für welchen das Handelsgericht beftimmt tft, gewählt, für die Ermwählten wird die Be 
ftätigung des Juſtizminiſters nachgeſucht, worauf, wenn dieſelbe erfolgt, die Vereidigung 
und Einführung der gewählten Richter in ihr Amt erfolgt. Während der Dauer ihres 
Amtes, welches fie als unbefoldetes Ehrenamt verwalten, haben die Richter aus dem 
Handelöftande die Rechte und Pflichten richterliher Beamten und nehmen an den Be— 
Ichlüffen des Handelsgerichtö gleich den vechtöverftändigen Mitgliedern mit unbejchränttem 
Stimmrecht theil. Aehnlich verhält es ſich mit den zur Aburtheilung geringerer Straf: 
ſachen beranzuziehenden Schöffen. Diele werden nad ähnlichen Grundſätzen wie Die 
Geſchworuen ausgewählt, und ihr Votum ift gleichberechtigt mit dem Decifiw-VBotum 
des rechtögelehrten Richters. Eine gewiſſe Beeinfluffung des Schöffen durch den rechts— 
gelehrten Richter würde dann erfenmbar fein, wen, wie dieſes in der Procefordnung für 
die neuen preußiſchen Provinzen vorgeichrieben ift, der rechtögelehrte Richter feine Stimme 
vor den Schöffen abgibt. Mit dem für die Handelögerichte gewählten rechtsungelehrten 
Richter hat der Schöffe das gemeinfam, daß fein Urtheil ebenfo weit reicht, wie Das des 
rechtögelehrten Richters; während aber die für das Handelögericht erwählten rechtsunge— 
lehrten Richter eine längere Zeitdauer hindurch in ihrem richterlichen Amte verbleiben, 
ift das Amt der Schöffen ein vorübergehendes Ehrenamt, welches mit dem einmal 
geleifteten Schöffendienft erliicht ; in Diefer Beziehung ftehen die Schöffen den Geſchwornen 
gleich. 

Eine Theilung der Functionen der Urtheilsfällung zwiſchen vechtögelehrten und 
rechtsungelehrten Richtern findet in demjenigen Proceſſen ftatt, in welden unter Mit: 
wirkung von Geſchwornen verhandelt und geurtheilt wird. Obwohl in England auch 
in Civilſachen thätig, ift in Deutichland die Function der Geſchwornengerichte auf Straf: 
fachen befchränft geblieben; jo daß wir in Deutichland in dem Geſchwornengericht nicht 
ein allgemein procefjualiiches, ſondern ausſchließlich ein ftrafprocefjualiiches Inftitut zu 
erbliden haben. Auch waren in England die Geihwornen urſprünglich nicht Richter, 
ſondern fie bilveten ein Beweismittel zur Feſtſtellung der ftreitigen Ihatfrage. Wie 
Zeugen, welde ja auch dasjenige, mas fie von der Sache wiſſen, nicht erft an der Ge- 
richtöftelle erfahren, fondern an die Gerichtöftelle mitbringen, To erklärten auch Die Ges 
ihwornen, ald die Gemeinde vertretende Zeugen, was fie über das Recht oder das Un- 
recht der Parteien erfahren, ehe und bevor fie am der Gerichtöftelle erichienen. Hiermit 
bing das Recht des Richters zufammen, die Geſchwornen nad) dem Grunde ihres Berdictes 
zu befragen, fie in ihrer Glaubwürdigkeit zu controlliren, unter Umftänden ſelbſt fie 
wegen unrichtiger Berdicte zu beftrafen. Richter, und zwar dem rechtsgelehrten Richter 
gegenüber für ihr Verdict unverantwortliche Nichter wurden die Gefchwornen erft, 
nachdem fich das gerichtliche Verfahren in der Weiſe herausgebildet hatte, daß die Ge— 
ſchwornen nicht auf Grund eigenen Willens, jondern nur auf Grund des ihnen an 
der Gerichtöftelle vorgeführten Beweiſes ihr Berdict abzugeben hatten. In Deutichland 
find die Geſchwornen feit ihrer durch das franzöfiiche Recht vermittelten Reception nur 
Richter gewelen und zwar Richter über die Thatfrage (Schuldfrage), während 
die rechtögelehrten Richter über die Rechtsfrage zu urtheilen haben. Weber diefen 
Unterſchied zwiſchen Ihatfrage und Necdtöfrage wird weiter unten das Erforderliche 
angeführt werben. 

Die Frage, wer zum Geichwornendienft heranzuziehen, beantwortet ſich mit Rückſicht 
darauf, Daß die Geſchwornen Richter find und daber zur Wahrnehmung der ihnen 
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obliegenden richterlichen Functionen tauglich fein müſſen; ſodann aber aud mit Rüchſicht 
darauf, daß der Geſchwornendienſt eine dem allgemeinen Intereffe — Tpeciell dem Intereſſe 
ver Rechtöpflege — gewährte unentgeldliche Yerftung ift, daß Daher nur diejenigen unter 
den an fich Tauglichen zum Gefchwornendienft zu berufen find, won welchen billigerweife 
eine ſolche Yeiftung um öffentlichen Interefje verlangt werden darf. Während mit Rückſicht 
auf die Tauglichkeit nur Männer, nad zurüdgelegtem dreißigſten Jahre, Die ſich im 
vollen Genuffe der bürgerlichen Ehrenrechte befinden, zum Gefchwornendienfte berufen 
werden Dürfen, — zu welden Erforderniffen durch einzelne Gelege noch binzugefügt wird: 
der mindeſtens einjährige Wohnfig in der Gemeinde, die Fähigkeit des Leſens und 
Schreibens, refp. (nody weiter gehende Garantien) einer höheren zum Geſchwornendienſte 
erforderlichen Bildung, körperliche und geijtige Geſundheit — wird die Verpflichtung zum 
Gejchwornendienfte mit Nüchjicht auf die dem allgemeinen Intereffe zu gewährende unent— 
geldliche Yeiftung namentlich von dem Befige eines gemifjen Vermögens — dem Cenſus 
— abhängig gemacht; wobei allerdings nicht unbemerkt bleiben darf, daß, wenigſtens 
nach der Auffaffung einzelner Gelege, in dem Genfus aud) die Garantie einer gewiſſen 
höheren Bildung gefunden wird. Auch jollen von dem Geſchwornendienſte befreit bleiben: 
Richter, Staatsanwalte, höhere Staatsbeamten, active Militärs, Geiftliche, Elementarlchrer, 
Dienftboten, Bolizeibeamte, Die am Ort der Schwurgerichtsſitzung befindlichen Rechts— 
anmalte, Berfonen von höherem Alter (60 bis 70 Jahre), ‘Perfonen, welche in demfelben 
Jahre ſchon einmal den Gefchwornendienjt wahrgenommen haben. Hierbei ift übrigens 
“auf Folgendes aufmertfam zu machen: 1) daß Die verſchiedenen deutjchen Gefege bins 
fichtlich der Befreiungsgründe in Einzelheiten von einander abweichen; 2) daß die Bes 
fretungsgrimde bald die Wirkung haben, daß der Geſchworne gar nicht berufen wird, 
bald nur die, daß der berufene Gejchworne, wegen eines ihm zur Seite jtebenden Bes 
freiungsgrundes Die Veiftung des Geichwornendienfted verweigern darf Excuſationsrecht); 
3) daß manche von den Befreiungsgründen auch deshalb aufgeftellt find, weil man in 
den Geſchwornen vorzugsweiſe rechtsunkundige Perfonen haben mollte, und weil man 
einzelnen Kategorien von Perfonen die zur Ausübung des Geſchwornenamtes erforderliche 
Urabhängigfeit nicht zugeftehen mochte. Haben Geſchworne bei der Entjcheidung einer 
Straffache mitgewirkt, welche nicht Geſchworne fein durften, jo wird Died auf die Gültige 
feit des Verfahrens nur dann einen Einfluß Außen, wenn der Geſchworne denjenigen 
Erfordernifien, von welden feine Tauglichkeit abhängt, nicht genügt; wogegen eine 
Nichtigkeit des Verfahrens dann nicht einzutreten hat, wenn Geſchworne mitgewirkt haben, 
welche aus einem anderen Grunde von dem Geſchwornendienſte frei bleiben Tollten, 
oder doch mwenigftend frei bleiben durften. Dieſes Princip hat freilih im den vers 
ichiedenen pofitiven Geſetzgebungen verichtedenartige Anwendung gefunden. So beichränfte 
ſich beiſpielsweiſe das preußiiche Geſetz auf folgende Beſtimmung: „Das Verfahren ift 
nichtig, wenn ein Gefchmorner mitgewirkt hat, welcher die Eigenfchaft eines Preußen nicht 
beſitzt, oder fich micht im Vollgenuß der bürgerlichen Ehre befindet‘ — während im 
Gegenſatz hierzu das neue ſäch ſiſche Gele vom 14. September 1868 die Zahl ber 
Nichtigleitsgründe wegen Mängel in der Perlon der Geſchwornen ſehr viel weiter 
ausdehnt. 

Alte Perſonen eines beſtimmten Bezirks — Gemeinde, landwirthſchaftlicher Kreis, 
Stadt —, welche zum Geſchwornendienſt berufen werden können, werden von den Vor— 
ſtehern des Bezirks (Gemeindevorſteher, Landrath, Magiſtrat) in den Urliften vers 
zeichnet. Gegen dieſe Urliſten ſind Reclamationen zuläſſig, ſowohl für diejenigen, welche 
trotz ihrer Qualification zum Geſchwornendienſte übergangen, wie auch für Diejenigen, 
welche, obwohl von dem Geſchwornendienſt befreit, dennoch in der Urliſte verzeichnet ſind. 
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Das Verfahren, mittelft deſſen aus der Geſammtheit diefer Urhften die Jahresliſte 
gebildet wird, d. 5. Das Verzeichniß derjenigen Perſonen, welde für das kommende Jahr 
Geihmwornencandidaten find, erfolgt in einzelnen Staaten in der Weife, daß die auf bie 
Jahreslifte zu fegenden Geſchwornen durch einen hierzu beftimmten Wahlausſchuß gewählt 
werden (Würtemberg, Baiern, Thüringen); in anderen Staaten dagegen (Preußen, 
Darmftadt — früher auch Kaſſel —) wird die Jahreslifte von dem Regierungspräfidenten, 
nad) deſſen alleinigem Gutbefinden, zufammengeftellt. In Braunjchweig endlich wird 
eine Jahresliſte gar nicht angefertigt, fondern die Gefammtbeit der Urliften gilt zugleich 
als Yahreslifte. Die Dienftlifte, d. 5. das Verzeichniß derjenigen Perfonen, welche 
für die bevorftehende Schwurgerichtäfigung als Geſchworne einzuberufen find, wird in den- 
jenigen Staaten, welde die Jahresliſten aus den Urliften durch Wahl entftehen Lajien, 
ebenfalls durch Wahl reip. durch Ausloofung aus den Jahresliſten gebildet; während da, 
wo die Jahreslifte durch den Regierungspräſidenten zujammengeftellt wird, diefer auch die 
Dienftlifte und zwar in der Weiſe anfertigt, daß er aus der von ihm zufammengeitellten 
Yahreslifte eine Anzahl von Perjonen (60 reip. 48) auswählt, und das Berzeichniß der— 
jelben dem Schwurgerichtöpräfidenten überjendet, welcher dann noch eine beftimmte Anzahl 
wegftreicht und die übrig bleibenden (36 reſp. 30) als Geſchworne einberuft. 

Eine bejondere Erwähnung verdient das durch Gefeg vom 14. September 1868 
für das Königreib Sach ſen vorgefchriebene Verfahren. Nach diefem werben ſämmtliche 
Urliften an den Director des Bezirksgerichts eingefandt, welder den Wahlausichuß beruft. 
Diefer befteht regelmäfig aus dem Director des Bezirksgerichts, der eriten Magiftrats- 
perfon und dem Stabtverorbnetenvorftande der Bezirköftadt, und den von dem Director 
des Bezirkögericht3 zu beftimmenden Borftänden von drei ftädtifchen und von drei ländlichen 
Gemeinden des Bezirks. Diefer Wahlausihug wählt aus ven Urliften — und zwar 
auf je 1000 Einwohner einen Geſchwornen — die Gefhwornen für das nächſte Jahr 
aus und fertigt hierüber eine Lifte an (Bezirfslifte). Die ſämmtlichen Bezirtsliften des 
Schwurgerichtsbezirks merden hierauf an das Bezirksgeichwornengericht eingefandt, hier 
zufammengeftellt und durch den Präſidenten der legten Geſchwornengerichtsſitzung, oder 
durch den Director des Bezirksgeſchwornengerichts auf Die Hälfte reducirt (Jahresliſte). 
Endlich wird, fpäteftens 14 Tage vor Eröffnung der Sigungen des Geſchwornengerichts 
in öffentlicher Sitzung desjenigen Bezirksgerichts, in deſſen Bezirk das Geſchwornengericht 
zufammentreten fol, die Sprudlifte dur Ausloofung von 30 Geſchwornen gebilvet. 


ft num für ein Gericht die erforderliche Anzahl tauglicher Richter — rechtögelehrter 
und nicht vechtögelehrter — beftimmt, find auch die übrigen zur vollftändigen Belegung 
des Gerichts erforderlichen Beamten, namentlich der Gerichtöichreiber und die Unterbeamten 
vorhanden, fo ift Das Gericht in der Lage, die ihm obliegenden Geſchäfte erledigen zu 
können. 

Daraus aber, daß ein Richter im allgemeinen befähigt iſt, Civil- oder Strafproceſſe, 
jei e8 allein, ſei 8 in Gemeinihaft mit anderen Richtern, zu enticheiven, folgt noch nicht, 
daß- er aud befähigt ift, jeden einzelnen Rechtsfall zu enticheiden. Der Richter foll 
unparteiiich fein. Der Richter darf alfo dann nicht urtheilen, wenn die feiner Ent— 
ſcheidung vorliegende Sache jo beſchaffen ift, daß er wirflich nicht unparteiiſch fein kann, 
oder wenn menigitend mit Fug bezweifelt werden darf, daß er unparteiiich fein werde. 
Der an ſich fühige Richter ift dann mit Bezug auf derartige Sachen entweder ein 
relativ unfähiger oder ein verdädhtiger Richter. Erfteres, nämlich die relative Un- 
fähigkeit des Richters, ift mamentlih vorhanden, wenn der Richter ein Richter im 
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eigener Sade fein würde. Diefer Begriff der eigenen Sache iſt aber für Civil= 
proceffe dann anzunehmen, wenn der Richter am der zu entſcheidenden Sade ein 
Interefie bat, welches die Thätigkeit des Urtheilens zu beeinfluffen geeignet ift — ob 
Diefes ver Fall, läßt ſich übrigens ofimald nur mit Rüchkſicht auf die concreten Ver— 
hältniſſe entſcheiden —, im Strafproceffe dagegen iſt Die eigene Sade vorhanden, 
wenn Das zur Aburtheilung vorliegende Verbrechen gegen den Nichter ſelbſt oder gegen 
die nächſten Angehörigen deſſelben gerichtet war, oder wenn ein Verbrechen zur Abur— 
tbeilung gelangt, in Betreff deſſen der Richter jelbft oder einer feiner nächſten Angehörigen 
ale Thäter oder Mitſchuldiger in Anſpruch genommen werden fünnte. Ob Dagegen 
legteres, nämlich die Verdächtigkeit des Richter, vorliege, läßt fich lediglich mit 
Bezug auf den einzelnen Fall beurtheilen. Als Anhalt für die Enticheidung dieler Frage 
läßt ſich allenfall® anführen, daß Gründe, welde geeignet fein würden, einen Zeugen zu 
einem verbächtigen zu machen, auch geeignet find, den Richter als einen verdächtigen Richter 
(judex suspeetus im Gegenſatz zum judex inhabilis) hinzuftellen, wobei man nicht 
nnberücfichtigt Tafjen wird, daß einen anderen, weniger fuspecten Richter zu finden, in 
den meisten Fällen leichter fein wird, als einen vwerdächtigen Zeugen durch einen umvers 
dächtigen zu erfegen; jodann aber wird der bloße ſubjective Verdacht einer Partei, wenn 
derſelbe ſich nicht auf beſtimmte Thatfachen zu ftügen vermag, nicht ausreichend fein, die 
Verdächtigkeit eines Richters zu begründen. 

Richter, welche überhaupt nicht befähigt find, zu richten, — abfolut untaugliche 
Richter — dürfen überhaupt nicht mit der Wahrnehmung richterlicher Functtonen betraut 
werden. Relativ untaugliche oder verdächtige Richter follen aber in demjenigen Fällen, 
für welche jie nicht tauglich, reip. verdächtig find, nicht richten. Handelt es ſich dabeı 
um einen Richter, welchen für die Dauer richterliche Funetionen übertragen find — mag 
es nun ein rechtskundiger, vom Staate angeftellter, oder, wie 3. B. Der aus dem Kauf: 
mannsftande für die Handelsgerichte gewählte, rechtsunkundiger Richter fein —, fo muß 
demſelben ad hoc, d. 5. fir die Aburtbeilung dieſer Sache, ferne richterlihe Function 
entzogen werden, was entweder Dadurch geſchieht, daß Der betreffende Richter fich jelbit 
recuſirt, d. b. auf feine Mitwirkung bei der Enticheidung dieſer Sache verzichtet, oder 
dadurd, daß von Amts wegen ein anderer Richter an die Stelle des relativ untauglichen, 
reſp. verdächtigen Richters geitellt wird, oder endlich dadurch, daß eine der ftreitenden 
Barteien auf die Entfernung des werbächtigen Richters anträgt (Recuſationsgeſuch), über 
welchen Antrag dann verhandelt und an competenter Stelle entſchieden wird (Recufations- 
verfahren). Handelt es ſich dagegen um foldhe Nichter,_ welche, wie dies bei den Ge— 
ſchwornen der Fall, überhaupt nur die Beſtimmung haben, in einem Falle vichterliche 
Functionen auszuüben, To kommen diefe gar nicht in die vichterliche Function hinein. 
Denn daher 3. B. die 30 auf die Dienfllifte gelegten Geichwornen einberufen find, fo 
wird, ehe Die Bildung der Geichwornenbanf für eine beftunmte Sade erfolgt, feftgeftellt, 
vb bei dem einen oder dem anderen Geſchwornen ein Grund vorliegt, weshalb derſelbe 
in diefer Sache nit Gefhworner fein darf. Es werden demgemäß die Geſchwornen 
aufgeford.rt, Darüber Auskunft zu geben, ob einer won ihnen mit den Angeſchuldigten 
verwandt oder verſchwägert, ob jemand von ihnen dur das zur Verbandlung kommende 
Verbrechen verlegt it, ob einer der Geſchwornen in der Sache ein Gutachten ertbeilt, 
oder als Zeuge oder Sadveritändiger vernommen worden iſt; und nur Diejenigen Ge— 
ſchwornen, denen feine der genannten — in den verichiedenen Gefegen übrigens mit ver: 
ſchiedenen Modalitäten aufgeführten — Hinderungsgründe entgegeniteben, werden zur Bil 
dung der Geſchwornenbank Für die Aburtheilung des einzelnen Straffalles beugt. Wenn 
hierbei ſowohl dem Angeichuldigten, wie aud dem Staatsanwalte das Recht zuiteht, 
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WGeſchworne, deren Namen ans der Urne gezogen ift, abzulehnen, und wenn dieſes Abs 
lebnungsrecht nicht nur ohne Angabe von Gründen erfolgt, jondern ſogar ohne Angabe 
von Gründen erfolgen muß, To wird bier dem bloßen fubjectiven Meinen von der Ber: 
dächtigkeit eines Geſchwornen Rechnung getragen, was mit Rückſicht auf Die Beveutiamteit 
der Güter, um Die es ſich im fchmurgerichtlichen Strafſachen handelt, wohl gebilligt 
werden darf. 


Der Staat ftellt jo viele und fo verſchieden geartete Gerichte auf, daß für die voll: 
ftändige Beilegung eines jeden Nechtöftreited Die erforderlichen Gerichte vorhanden find 
Gerichte, welche nicht Staatögerichte find, — 5. B. Patrimontalgerichte, geiftliche Ge: 
rihte — gebören der hiſtoriſchen Vergangenheit an, oder find doch da, wo fie nod 
erijtiven, lediglich als veraltete Weberbleibiel einer vorübergegangenen Zeit zu betrachten. 
Es iſt daher hier ausichlieglih von Staatsgerichten zu handeln. 

Da für ale Staatsangehörigen gleiches Recht gilt, jo würde ‚hieraus folgen, daß 
auh die Staatsgerihte und mit ihnen die Bedingungen der Rechtöverfolgung für alle 
Staatdangebörigen die gleichen ſein müſſen. Man drückt dieſes durch Die Forderung aus, 
dar alle Staatögerichte ordentliche Gerichte, fora communia, au ſich für alle Berfonen 
und alle Sachen bejtimmte Gerichte fein ſollen. Nichtsdeſtoweniger beftehen aber fir 
gewifje Claffen von Berfonen oder für gewiſſe Arten von Nechtsftreitigfeiten Sonder- 
gericte, fora partieularia, mit einer Ausnahmsgerichtsbarkeit. Zu dieſen Sonder: 
gerichten gehören die Militärgerichte, die Unwerfitätögerichte, Die Berggerichte, die Handels: 
gerichte, Die Gerichte zur Aburtbeilung der politifchen Berbreden, 3. B. der Staats: 
gerichtshof in Preußen. Nur dann, wenn zur Entſcheidung gewiſſer Rechtöftveitigkeiten 
befondere, bei jedem Richter nicht zu vermuthende techniſche Kenntniffe gehören, werben 
jich dieſe Eondergerichte trotz mandyer fie begleitenden Mißſtände — 3. B. Gompetenz- 
jtreitigfetten mit den ordentlichen Gerichten — dennoch aus Zweckmäßigkeitsrückſichten 
vertheidigen laffen; nicht zu rechtfertigen find dieſelben, wo fie nichts weiter find, als 
hiſtoriſche Refte einer Zeit, im welcher nod jeder Stand eine corporative Jurisdiction 
bejigen konnte; verwerflich erfcheinen fie da, wo ihr Eutjtehen durch politifche Motive 
veranlaßt worden ift. Von diefen Sondergerichten find die Privilegirungen binfichtlich 
des Gerichtöftandes zu unterjcheiden. Diefe Privilegirungen, die früher in jehr weiten, 
jegt jedoch nur in beſchränktem Umfange, namentlid den mediatifirten Reichsſtänden und 
den Mitgliedern der landesherrlichen Familien, gewährt werden, beftehen darin, daß den 
Privilegirten das Recht eingeräumt ift, bei einem höheren Gerichte verklagt zu werden, 
als die nicht Privilegirten. Die Brivilegirten haben daher auch ihren Gerichtsftand bei 
ven ordentlihen Staatägerichten, aber ftatt bei einem Untergerichte bei einem Ober: 
gerichte, welches dann für die Nechtöftreite dev Privilegirten als Gericht erjter Initanz 
fungirt, während es im allgemeinen Gericht zweiter Inſtanz iſt. 

Das Verhältnig num, in weldes die einzelnen Gerichte zu einander treten, um Dem 
Kechtsbedürfniiie zu genügen, ift die Gerichtöorgantfation. Namentlich wird durd 
die Gerichtsorgantfation beſtimmt der Inſtanzenzug und die Gompetenz. Außer 
dem gehören zu den die Gerichtsorganiſation betreffenden Borichriften auch die Beſtim— 
mungen über die Hiülfeleiftungen , welde die einzelnen Gerichte ſich gegenfeitig zu ges 
währen haben. 

Die VBorichriften in Betreff des Inftanzenzuged beruben auf dem proceffualtichen 
Grundlage, daß ein Rechtsſtreit durch die Enticheidung eimes Gerichted nur dann als 
pefinitiv entichieden gelten dürfe, wenn beide Parteien durch dieſe erſte Entſcheidung be— 
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friedigt find; daß aber auch im entgegengeletten Falle die Möglichteit gegeben fein müſſe, 
das Urtheil einer ermeuerten Prüfung und zwar regelmäßig durd ein höheres Gericht zu 
unterwerfen. Durch das in Deutichland allgemein anerkannte Recht der drei Inftanzen 
entfteht vergeftalt eine Ueber= und Unterorbnung der einzelnen Gerichte, als einer ber 
ftimmten Anzahl von Untergerichten ein Obergericht und ſämmtlichen Obergerichten der 
höchfte Gerichtshof des Staates zu dem Zwecke vorgefegt ift, Damit die Obergerichte die 
von den Untergerichten, der höchſte Gerichtshof aber die von den Obergerichten ergangenen 
Urteile eimer erneuten Prüfung unterziehe. Wenn zur Zeit in Preußen zwei höchſte 
Gerichtshöfe beftehen, Das Obertribunal für die alten und das Oberappellationsgericht für 
die feit dem Jahre 1866 mit Preußen verbundenen Provinzen, jo tft Dies eine vorüber— 
gehende, mit dem Bedürfniſſe nach Einheit der Rechtspflege ebenfo wenig wie mit Art. 92 
der preußiichen Berfaffungsurfunde zu vwereinbarende Einrichtung. Andere Staaten find 
zu Klein, um für fich allein auch nur ein Gericht dritter Inſtanz haben zu können; und 
jo haben die großherzoglih und herzoglich ſächſiſchen und die fürftlich reußiſchen, ſowie 
die ſchwarzburgiſchen und anhaltiniichen Länder das gemeinichaftlihe Oberappellations: 
gericht zu Jena; die beiden Medlenburg das Oberappellationsgericht zu Roſtock; Yippe, 
Schaumburg=Yippe ımd Waldeck das Oberappellationsgericht zu Wolfenbüttel; — die 
Straffachen für Walde enticheivet jet März 1851 das Obertribunal in Berlin — die 
drei freien Städte das Oberappellationsgericht zu Lübeck. Uebrigens wird gelegentlich der 
Emanirung der für Norddeutſchland beftiimmten Civilprocefordnung es mohl zu erwägen 
jein, ob nicht eine gemeinjchaftliche, in einem gemeinfamen höchſten Gerichtöhofe gipfelnde 
Gerichtsorganifation wenigftend in demfelben Umfange, den die Bundesjuftizgefeggebung 
gemäß der Verfaſſung des Norddeutſchen Bundes einnimmt, im Intereſſe der Einheit der 
Rechtſprechung herzuftellen ſei. 

Die Bedeutung der Competenz beſteht darin, daß obwohl jedes Gericht zu judieiren 
befähigt ift, jo doch nicht jedes Gericht autoriſirt ift, jede Rechtsſtreitigleit zu entjcheiden, 
daß es mithin darauf ankommt, jede einzelne Nechtöftreitigkeit an dasjenige Gericht zur 
bringen, welches gerade diefe Rechtsſtreitigkeit zu entſcheiden autorifirt, d. h für die Ent- 
ſcheidung dieſer NRechtöftreitigkeit competent ift, oder, zu defien Competenz die Entſcheidung 
diefer Rechtöftreitigfeit gehört. Die Frage aber, weldes Gericht für die Entſcheidung 
eined Rechtöftreites Das competente ıft, fällt zufammen mit der Frage, bei welchem Ge— 
richte der Berflagte (reus) feinen Gerichtsftand hat, d. h. Recht zu nehmen vers 
pflichtet ft. Der Kläger als folder hat gar fein Gericht, dem er unterworfen wäre; 
dies ift vielmehr nur bei dem Berflagten der Fall; und der Kläger hat demnach die 
Aufgabe, den Verklagten an dasjenige Gericht zu verfolgen, welchem der Verklagte unter- 
worfen iſt (actor sequitur forum rei), Die einzelnen, die Competenz betreffenden Be— 
ftimmungen find zweckmäßig gejondert für den Civilproceß und für den Strafprocek 
Darzuftellen. 

A. Kür den Civilprocef. Für alle Klagen gegen eine beftimmte Perfon, 
auch wenn für eine derfelben noch ein befonderer Gerichtsſtand begründet jein ſollte, iſt 
dasjenige Gericht competent, in deſſen Bezirk der Verklagte feinen Wohnfig, fein Domicil 
bat (forum domieilii). Wegen dieſes Umftandes, daß bei dem forum domieilii alle 
gegen einen Beflagten zu erhebenden Anfprüce geltend gemacht werden fünnen, heißt Das 
forum domieilii auch Das forum generale, im Gegenſatz zu anderen Gerichten, bei 
welchen nur Rechtsanſprüche gewiffer Art gegen einen Berklagten geltend gemacht werben 
fünnen. Da, wo Jemand dauernd, d. b. bis zum Eintritte eines noch nicht beſtimmten 
Ereigmiffes, bleiben will und diefen Willen durch concludente Handlungen, alfo namentlid) 
durch Errichtung eines Hausftandes, documentirt hat, da hat er, ohne daß es auf feinen 
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Geburtsort, auf feine Gemeinde: oder Staatdangehörigkeit irgendwie ankäme, fein Do- 
mic. Wenn man fein Domicil verlaffen bat, fo ift man unterwegs; und man hört 
auf, unterwegs zu fein, jobald man in fein Domicil zurüdgefehrt iſt. Es kann ftreitig 
werden, ob Jemand bier oder anderswo fein Domicil bat. Diefer Streit ift dann 
lediglich unter Berüdfichtigung der coneret vorliegenden thatſächlichen Berhältniffe zu ente 
ſcheiden. Bagabunden haben Fein Domicil; Erterritoriale, 3. B. fremde Gefandte, 
haben ihr Domicil nicht in dem Staate, in welchem fie ſich aufhalten, ſondern in ihrem 
Heimathöftaate; jurifttiche Perfonen an dem Orte, welchen Gefeg oder beftätigtes Statut 
als ihr Domicil bezeidmen; mehr als ein Domicil haben namentlich diejenigen, melde 
an verichiedenen Orten einen Geſchäftsbetrieb begründet Haben. Die Wahl des Domicils 
ift regelmäßig Frei (domieilium voluntarium); dagegen wird Staatsdienern , activen 
Militärs, Sträflingen, mitunter auch Handelsgeſellſchaften ein Domicil durch die Staats- 
gewalt zugewiejen (domicilium necessarium) und wo der Mann fein Domicil bat, 
da haben e8 Frau und Kind ebenfalls. 

In einzelnen jpeciellen Saden hat der Berflagte nicht nur bei dem Gerichte 
feines Domicils, ſondern auch noch bei einem anderen Gerichte feinen Gerichtsftand, fo 
daß der Kläger, wenn es fich um die Verfolgung einer ſolchen jpeciellen Sache hanbelt, 
die Wahl hat, ob er den Berflagten bei deſſen forum domicilii oder bei demjenigen 
Gerichte, welches für dieje fpecielle Sache competent ift (forum speciale), verfolgen will, 
Als ſolche fpecielle Gerichtöftinde (fora specialia) find folgende anzuführen: 1) Der Ges 
richtsſtand der gelegenen Sache (forum rei sitae); d. h. competent ift dasjenige Ges 
richt, im deſſen Bezirk die Cache, über welche geftritten wird, fich befindet. In einzelnen 
Geſetzen bleibt diefer Gerichtsftand auf Immobilten beſchränkt, in anderen wird er auch 
auf Mobilien ausgedehnt; bald läßt man dem Kläger die Wahl, ob er vie Detveffende 
Sadye bei dem forum domieilii, oder bei dem forum rei sitae verfolgen will, bald 
ichreibt man vor, daß die Geltendmachung dinglicher Rechte (3. B. Eigenthumsklagen, 
Pfand= und Servitutenflagen) ausjchlieglib bei dem forum rei sitae erfolgen dürfe. 
2) Das forum contraetus, d. h. dasjenige Gericht, in deifen Sprengel ein Recht 8— 
geihbäft abgeichloffen wurde, oder dasjenige Gericht, in deſſen Sprengel die durch ein 
Rechtsgeſchäft bedingte Zahlung oder fonftige Yeiftung nach Berabredung der contrahi- 
renden Parteien erfolgen ſoll (forum solutionis); indem man einerſeits davon ausging, 
daß dasjenige Gericht, im deffen Sprengel der Contract gejchloffen wurde, auch competent 
fern müffe, über die aus diefem Contracte entitehenden Ansprüche zu enticheiden (forum 
contractus), andererjeitd dagegen der Auffalfung Folge gab, nad) welder troß der 
um allgemeinen vorbandenen geleglihen Regelung der Competenz Doch dem Privat— 
willen inſoweit die Berechtigung micht verfagt werden dürfe, daß, wenn durch Die Ber: 
abredung der beiden Contrabenten ein Erfüllungsort beſtimmt wäre, durch Diefen auch 
das Gericht, welches über die Erfüllung des Contracted zu urtheilen hätte, mit beſtimmt 
fein jolle (forum solutionis)., Auf vdemjelben Grundgedanfen, auf welchem das 
forum solutionis beruht, beruht aud) 3) das forum gestae administrationis, d. h. bie 
Zuftändigfeit desjenigen Gerichts, in welchem eine Verwaltung geführt wurde, für alle 
aus dieſer Verwaltung entftehenden Rechtsanſprüche (Rechnungslegung, Erftattung des 
Saldo, Anſprüche des Verwalter gegen den Geichäftsheren und umgekehrt). 4) Das 
forum delicti commissi, der Gerichtsſtand des begangenen Verbrechens. Die civils 
procejfualifche Bedeutung dieſes Gerichtöftandes, der übrigens nicht überall, 3. B. 
der Regel nach nicht in den älteren preußiſchen Provinzen, anerkanut ift, befteht darin, 
daß derjenige, welcher ein Delict begangen, auch von dem durch dieſes Delict Beſchädigten 
an dem Orte für den entftandenen Schaden in Anſpruch genommen werden darf, an 
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welchem das Deliet begangen wurde. 5) Man fpridt aud von einen forum arresti. 
Es fann nämlich ſowohl vor, wie auch während des Procefies, wie auch nad) ergangener 
Sentenz zur Sicherung des Gläubigerd die Beſchlagnahme gemiffer Sachen des Schuld— 
ners erfolgen (Arreftanlegung). Die Arreftanlegung erfolgt jedesmal von demjenigen 
Gerichte, in deſſen Bezirke die mit Beichlag zu belegenden Sachen des Schuldners ſich be— 
finden, und wenn die Arreftanlegung vor Beginn eines Proceffes beantragt wird, fo be— 
findet diefes Gericht auch Darüber, ob der Anſpruch, zu deſſen Sicherung die Arreftanlegung 
gefordert wird, ſoweit begründet ift, daß die Arreftanlegung ſelbſt ſich vechtfertigt. Sit 
indeffen der Proceß ſchon im Gange, fo befindet über die Zuläffigkeit der Arreftanlegung 
dasjenige Gericht, bei welchem der Proceß geführt wird, worauf der Arreft felbft in Folge 
einer Nequifiton des Procefgerichts durch dasjenige Gericht vollzogen wird, im deſſen Be— 
zirk fich die mit Beichlag zu belegenden Sachen befinden. Bon einem Gerichtsftande Des 
Arreftes, einem forum arresti, würde man aber mur dann Sprechen fünnen, wenn die 
Arreftanlegung dasjenige Gericht, welches dieſelbe vollzogen, auch zur Enticheidung des den 
Arreſt veranlaffenden Rechtsanſpruches competent machen würde, was indeſſen nicht ver 
Fall ift. Daffelbe, was über die Arreftanlegung von Sachen gefagt ift, gilt auch für 
Diejenigen Fälle, in welchen zur Sicherung des Schuldners Perionalarreft erwirft wird. 
Denn das Bundesgefeg vom 29. Mai 1868 befeitigt den Perfonalarreft lediglich als- 
Erecutionsmittel in bürgerfihen Rechtsſachen, wogegen diejenigen Vorſchriften, welche 
den Berfonalarreft geftatten, um die Einleitung und Fortfegung des Proceßverfahrens, 
oder die gefährdete Execution zu fihern (Siherungsarreft), durd die Bundesgeſetzgebung 
unberührt geblieben ift. Gegen Perionen, welche kein Domicil haben — Bagabımden —, 
wird man Rechtsanſprüche bei demjenigen Gerichte geltend machen, in deſſen Bezirfe man 
fie findet, refp. arretiven läßt — ubi te reperio ibi te judico — und will man in 
einem folhen Falle von einem Gerichtöftande des Arreſtes ſprechen, jo wird ſich Dagegen 
nichts einmwenden laſſen. 6) Es fan der Fall vorfommen, daß gegen mehrere Bellagte 
(3. B. A, B, C behaupten, Exben zu fein, während ihnen gegenüber H ein alleiniges 
Erbrecht geltend zu machen gemeint ft), die ihren Gerichtöftand bei werichiedenen Ger 
richten haben, zu gleiher Zeit, die lage zu erheben ift; auch kann es vorfommen, daß 
zu gleicher Zeit mehrere, aber in verjchiedenen Gerichtöbezirten belegene Sachen beanfprucht 
werden. In Fällen diefer Art ordnet die Yuftizvenwaltung, reſp. das Geſetz, an, daft, 
um ded Zuſammenhanges willen, in welchen diefe mehrere Klagen fteben, dasjenige Ges 
richt, welches zwar nur für eine diefer Klagen competent fein würde, dennoch der Zweck— 
mäßigfeit halber für alle Klagen competent fein ſolle. Für diefe durch praftifche Bedürf— 
niſſe hervorgerufene Erſcheinung gebraucht die Theorie — allerdings mit ſehr zweifelhafter 
Berechtigung — den Ausdrud: Gerichtöftand der Connexität (forum continentiae 
causarum ex identitate personali vel reali). 

B. Für den Strafproceh. Hier find drei Gerichtöftände anzuführen. Es 
wird nämlich ein Gericht competent, eine Straflache zu entjcheiden: 1) wenn das Ver— 
brechen innerhalb feines Sprengels begangen ift (forum delieti commissi); als Ort des 
begangenen Berbrechens gilt in diefer Beziehung derjenige Ort, an welchem der Thäter 
bei Begehung des Verbrechens ſich befand; 2) wenn der Verbreder innerhalb des Ge— 
richtöiprengel8 fein Domicil hatte (forum domieilii); wobei über das Vorbandenfein des 
Domiecils die gleichen Grundfäge mafigebend find, wie Diefelben oben in Betreff des cieil- 
proceffualifchen forum domieilii aufgeftellt find; 3) wenn der Verbrecher innerhalb des 
Gerichtsſprengels ergriffen ift (forum deprehensionis); die Gompetenz wird in die— 
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gründete Gompetenz dadurch, daß der Verbrecher die Flucht ergreift, nicht aufgehoben 
werben. 

Die Stellung, welche die einzelnen deutſchen Strafprocegorbnungen biejen drei Ge— 
richtsſtänden gegenüber einnehmen, ift eine verfchiedene. Die preußiſchen Geſetze erklären 
alle drei Gerichtöftände für gleichberechtigt. Wenn demnach ein Verbrecher in Königsberg 
wohnt, in Berlin ftiehlt und in Hannover ergriffen wird, jo kann gegen ihn an jedem 
der genannten Orte procedirt werden, und fommt es nur darauf an, bei melden der 
drei Gerichte der Staatsanwalt zuerft die Strafflage erhebt; auch wenn Dies geſchehen, 
fann, bis zur Publication des Exkenntniffes der erften Inftanz, das höhere Gericht aus 
Zwedmäßigfeitsrücfichten anordnen, daß nicht dasjenige Gericht, bei weldem die Straf: 
Hlage erhoben, fendern ein anderes der competenten Gerichte über bie betreffende Sache 
enticheive. Andere Gefege dagegen erfennen die Gleichberechtigung der drei Gerichtöftände 
nicht an, indem theil$ das forum deprehensionis nur ald ein aushülfsweiſe eintreten= 
des Gericht angefehen, theild das forum domicilii ald Gerichtöftand in Straffachen ganz 
übergangen, wie dies 3. B. in Batern der Fall ift, oder doch nur für einzelne Aus— 
nahmsfälle anerkannt wird. 

In ähnlicher Weife, wie dies für den Givilprocek zu behaupten war, äußert auch 
im Strafproceß der Zujammenhang mehrerer Etraffachen — die Gonnerität — einen 
Einfluß auf die Competenz. Die Commerität entfteht theils dadurch, daß ein Berbredyen 
von mehreren Betheiligten, oder daß von eimem Thäter mehrere Verbrechen begangen 
wurden. Beide Arten der Gonnerität können das praftiiche Bedürfniß der gemeinſchaft— 
lichen Verhandlung entftehen laſſen; aber ebenfo ift e8 möglich, daß die Verhandlung der 
conneren Sachen ſich zweckmäßiger geftaltet, werm über jedes der conneren Berbrechen ge- 
ſondert verhandelt wird. Deshalb wermeiden es die meiften Gefege, Beſtimmungen dar— 
über zu treffen, warm ein Gericht, welches fonft zur Aburtheilung einer Strafladye nicht 
competent fein würde, doch deshalb competent werden folle, weil die betveffende Strafſache 
mit einer anderen, fir welche dieſes Gericht competent ift, im Zuſammenhang ftebt. 
Vielmehr beſchränkt man ſich meiftens auf die allgemeine Beitimmung, daß zuſammen— 
hängende Straflachen behufs der Unterfuhung und Entfeheidung mit einander vereinigt 
werden fünnen, Und diefe Wirkung der Connexität bezieht ſich nicht nur auf die ört— 
liche, jondern aud auf die ſachliſche Competenz ber verichiedenen Strafgerichte, von 
welcher legteren weiter umten zu handeln ift. Auch in Folge des Auftrags eines höheren 
Gerichts fann ein fonft nicht competentes Etrafgericht competent werben. So beſtimmt 
beiipielsweife $. 41 der Proceforbnung für die neuen preußiichen Provinzen: „In fol 
genden Fällen muß an Stelle des an fich zuftändigen Gerichts das gleihftehende Gericht 
eined anderen, möglichft nahe belegenen Sprengels mit der Unterfuhung und Entſcheidung 
beauftragt werden: 1) wenn wegen irgend eines Hindernifjes eine Sache bei dem erfteren 
Gericht nicht erledigt werden kann; 2) wenn von der Verhandlung bei demjelben eine 
Störung der öffentlichen Ordnung zu befürdten iſt; 3) wenn gegründete Beſorgniß vor— 
liegt, daß die bei dieſem Gerichte zur Mitwirkung berufenen Geſchwornen für die befonbere 
Sadye der genügenden Unbefangenheit entbehren würden.“ 

In dieſer Weife vegelt ſich Die örtliche Kompetenz der Strafgerichte. Neben diefer 
tommt aber noch die ſfachl iche Kompetenz in Betracht. Die Grundfäge der örtlichen 
Gompetenz enticheiden, in welchem Gerichtsbezirke eine Strafſache zur Enticheidung kommt. 
Aber innerhalb dieſes Bezirkes gibt es entiprechend der verjchtedenen Schwere der Strafe 
fachen verichtedene Arten der erkennenden Etrafgerichte. Im Anichluffe an Die von dem 
franzöſiſchen Strafrechte beliebte Dreitheilung der ftrafbaren Handlungen — Berbredyen, 
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Vergehen, Uebertretungen — bat man in der neueren deutſchen Strafprocekgefeßgebung 
auch drei Arten der erfennenden Strafgerichte unterfchieden und weift, allerdings nur der 
Regel nach, die ſchwerſten Straffülle, die Verbrechen, den Gefchwornengerichten zu, wäh— 
rend die minder ſchweren Fälle, die Bergehen, von collegialiichen ausſchließlich mit rechts— 
gelehrten Richtern bejegten Gerichten entjchieden werben und die Enticheidung der Teichteften 
Straffülle, der Uebertretungen, den Einzelrichtern zufällt. Diefe Regel ift aber vielfach 
durch Ausnahmen modifieirt und dieſe haben meiftens die Tendenz, dem fürzeren Ver— 
fahren der Gerichte niederer Ordnung eine weitere Ausdehnung zu geben, indem man ihnen 
Straffachen zur Entſcheidung zuwies, welde nach der Größe ihrer Strafbarkeit von einem 
Gerichte höherer Ordnung zu entjcheiden gewefen wären. So weiſen beifpieläweife preußiſche 
Geſetze (1852, 1856) die Aburtheilung einzelner Verbrechen wor die Gerichtsabtheilung und 
die Aburtheilung einzelner Vergeben vor die Einzelrichter. Das Umgekehrte hat dagegen nicht 
ftattgefunden. Denn wenn aud anfänglich in Preußen Vergehen, vorausgefett, daß fie durch 
die Preſſe begangen waren, zur Competenz der Geſchwornengerichte gehörten, jo erinnerte 
man fich doch bald daran, daß die Gejchwornengerichte nur über Verbrechen abzuurtheilen 
hätten und entzog ihnen demgemäß die Judicatur über Prefvergehen, wobei denn auch 
noch einzelne „Verbrechen“, nämlich die politifhen Verbrechen, den Geſchwornen— 
gerichten verloren gingen und ftatt deſſen den Staatögerichtöhofe zugewielen wurden. An 
dieſer Gejchäftsvertheilung unter die verfchiedenen Arten der Strafgerichte wird die be 
vorftehende deutſche Strafproceßgeſetzgebung manches zu ändern haben. Zunächſt wirb 
jedes Ausnahmegeriht für politiſche Verbrechen zu befeitigen fein, da, gleichwiel wie fonft 
die Verhältniffe Liegen mögen, im Intereſſe der Kechtöpflege felbft der Schein vermieden 
werden muß, als käme es bei Mburtheilung der Straffachen außer auf die Nealtfirung 
des Rechts auch noch auf die Realiſirung anderer, namentlih politiicher Beftrebungen 
an. Sodann aber wird die Entſcheidung der Frage, welche Strafſachen dem Geſchwor— 
nengerichte zuzuweiſen find, allerdings von der Bedeutſamkeit der Strafiachen ab» 
bängig zu machen, dieſe Bedeutſamkeit aber nicht blos nach der Höhe der angevrobten 
Strafe zu bemeſſen ſein. Wenn namentlich in Ausübung des Rechts der freien Mei— 
nungsäußerung durch Die Preſſe, oder durch Reden in öffentlichen Berfammlungen die 
Strafgejege verlegt wurden, jo bemißt fich die Bedeutſamkeit derartiger Delicte feines- 
wegs blos nach der Schwere der angedrobten Strafe, fondern aud nad der Bedeutſam— 
feit des Rechts der freien Meinungsäußerung, über deſſen Umfang in Proeeſſen diefer 
Art mit entschieden wird. Außerdem dürfte es durchaus fraglich fein, ob aufer Ge- 
Ihmwornengerichten und Einzelrichtern noch die rechtögelehrten collegialiichen Gerichte erfor— 
derlich find, oder ob es nicht volllommen ausreichend wäre, wenn die Aburtheilung der 
Straflachen entweder durch Gefchiwornengerichte oder durch Einzelrichter, vielleicht mit Zus 
ziehung von Schöffen, erfolgt. 

Der Inftanzenzug iſt bei den Strafgerichten der gleiche, wie bei den Givilgerichten. 
Untergerichte entſcheiden in erfter Inſtanz — vereinzelte Privilegien, denen zufolge in 
erfter Inftanz ein Obergericht entjcheidet, können hier übergangen werden — die Ober: 
gerichte und der böchfte Gerichtshof in den höheren Inftanzen, wobei dann allerdings zu 
bemerken it, daß keineswegs in allen Straflachen das Recht der drei Inftanzen ans 
erkannt ift, daß man fich vielmehr bei ehr vielen und zwar mit bei den bedeutenditen 
mit zwei Inftanzen begmügt. 

Außer den erkennenden Strafgerichten kommen noch die VBorunterfuchungägerichte 
in Betracht. Diele beftchen aus dem Unterfubungsrichter, welder präſumtiv 
mit Unterftügung des Gerichtöfchreibers ſämmtliche Unterfuhungshandlungen jelbftftändig 
vornimmt, und zweien anderen Richtern, welche gemeinichaftlich mit dem Unterſuchungs— 
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richter diejenigen Beſchlüſſe fafien, die ausnahmsweiſe collegialiich gefaßt werden müſſen, 
wie 3. B. der Beichluß über die Verhaftung eines Angefchuldigten. Diefes Vorunter— 
ſuchungsgericht ift auch zugleich Anklagefammer, d. h. es entfcheidet, ob und vor 
weldem erfennenden Strafgerichte über einen Straffall zu entſcheiden ift. In Straf: 
fachen, welche zur Competenz der Gefchwornengerichte gehören, ift ein derartiger Beſchluß 
des Unterfuchungsgerichted nur ein provifortfcher, welcher erft in Folge einer nochmaligen 
Prüfung durch den Anflagefenat des Obergerihtd zu einem definitiven gemacht wird. 
Einzelne deutſche Gejege (mie z. B. die thüringiiche Strafprocehordnung) beftimmen auch, 
daß das Borumterfuchungsgeriht in Schwurgerichtsſachen gar nicht beſchließen, ſondern 
die VBorumterfuchungsacten zur alleinigen Beſchlußfaſſung über die Erhebung der Antlage 
an die Anflagelammer des Obergerichts einjenden joll. 


I. Die Parteien. 


Ob und inwieweit im Strafprocejfe überhaupt von Parteien die Rede 
fein fann, das hängt von dem Fundamentalprincipe ab, nad) weldem das Strafverfahren 
organifirt tft. Die Frage, melde fih auf die Parteien im Strafproceffe bezieht, 
wird demnach weiter unten, wo über die procefjualiihen Marimen überhaupt zu handeln 
ift, beantwortet werden. An diefer Stelle bleibt daher nur übrig, dasjenige anzuführen, 
mas ſich auf die Parteien im Civilproceffe bezieht. Kläger ift derjenige, welcher 
durh das Erkenntniß des Nichterd einen pofitiven Vortheil über feinen Gegner zu er— 
ringen fucht, beftünde dieſer Vortheil auh nur in der Anerkennung eines Nechtes, 
welches der Gegner wörtlich oder factifch beftreitet. Das Schlimmfte, was dem Kläger 
als ſolchem begegnen kann, ift die definitive Abmerfung feiner Klage; ärmer ald zuvor 
fann der Kläger als folder durch den Proceß nicht werden. Denn jelbit feine Ver— 
urtheilung zu den Procefkoften erfolgt in Folge eines gegen ihn ſeitens des Verklagten 
erhobenen Angriffes, welder in der Form eines auf die Procefigefege geftütten Ge— 
ſuche s erfolgt. Beklagter ift derjenige, welcher fid) dem Angriffe des Klägers wider: 
jet, der fich in feiner bisherigen Yage behaupten, viejelbe aber nicht verbeſſern will. Die 
günftigfte Folge, welde für den Verflagten aus dem Procek ſich ergeben kann, ift die 
definitive Entbindung von der Klage; fein Berflagter kann als folder durch den Procek 
reicher werden. Und wenn der Berklagte, um fich gegen eine Klage zu vertheidigen, einen 
ihm gegen den Kläger zuftehenden Gegenanfprud; erhebt, jo wird er nur jo lange Ber: 
flagter bleiben, als er diefen Gegenanſpruch ausfchlieglich Dazu bemugt, um den Kläger 
zurückzuweiſen; er wird dagegen Kläger — Wiederfläger —, wenn er im Folge der von 
dem Kläger gegen ihn erhobenen Klage kraft feines ihm gegen den Kläger zuftehenden 
Gegenanfpruches die Berurtbeilung des legteren, und zwar in demjelben Procefie, betreibt. 
In jedem Givilproceffe müſſen Kläger und Bellagter eriftiven; außer Kläger und Ber- 
flagtem gibt es feine weitere Partei, wenn auch auf der Seite einer jeden dieſer beiden 
Parteien mehr als eine Perſon thätig werden famı. (Streitgenoffen, welche, wenn 
fie auf der Seite des Klägers, active, wenn fie auf der Seite des Berflagten vorhan— 
den find, paſſive Streitgenofjen heien.) Ber der Streitgenoffenfchaft kämpfen die meh— 
veren auf einer Parteifeite ftehenden Perſonen entweder direct und unmittelbar für fich 
jelber — 3. B. drei Perfonen, melde, gleichviel ob zu gleichen oder ungleihen Theilen, 
ein Landgut von dem jetzigen Inhaber für fich beanfpruchen; oder zwei Erben, welche von 
dem Gläubiger ihres Erblaſſers wegen einer Schuld des Tegteren verklagt werden — und 
heißen dann eigentliche Streitgenofien (litis consortes proprii); oder von den meh— 
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reren Streitgenofien bat der eine nur das Interefle, daß der andere obſiege; — 3. B- 
A nimmt gegen B eine Servitut in Anspruch, welche nad) der in der Klage des A auf- 
gejtellten Behauptung auf dem Haufe des B ruhen fol. X, welcher dem B dieſes Haus 
als ein mit einer Sevvitut nicht belaftetes verkaufte, hat das Intereſſe, daß B nicht ver— 
urtheilt werde, weil er ihn andernfalld entjebädigen müßte; und jo wird X Streitgenoſſe 
des B, nicht um jelbjt einen Proceß zu gewinnen, fondern, um durch feine Hülfe ven 
B den Proceß gewinnen zu laſſen — und in diefem Falle beißen die Streitgenoffen un: 
eigentliche Streitgenoffen (litis consortes improprii). Dieſe zweite Art der Streits 
genoſſenſchaft, Das litis consortium improprium, geitaltet ſich mın bald jo, daß ver 
dem anderen belfende Streitgenoffe auf eigenen Antrieb feine Hülfe gewährt (Intervention), 
wobei dann die procefiualiiche Frage durch Doctrin und Gefeggebung zu beantworten it, 
in welchen fällen eine Partei ſich die Intervention einer dritten Perſon gefallen laſſen 
muß; bald jo, daß die Hülfe des Streitgenoffen erſt dann eintritt, wenn jie von Direct 
Berheiligten gefordert wird (die Streitgenoffenichaft it dann Folge der Litis-Denun— 
ctation), wobei dann die procefiualiiche Frage entitcht, in welchen Fällen zur Vermei— 
dung etwaiger Nachtheile Die ftreitende Partei verpflichtet ift, einer dritten Perſon litem 
zu denunciren, d. 5. ihr, diefer dritten Perſon, die Möglichkeit zu gewähren, bei der Füh— 
rung des Procefies belfend dahin zu wirfen, daß bei der Proceßführung nichts verichen 
werde; denm ginge der Proceß für die Partei verloren, jo würde diejenige Perſon, an 
welche die Yitis = Denumciation erfolgen müßte, der unterliegenden Partei für den Verluſt 
des Streitobjectes einzuftehen, d. b. Eviction zu präftiven haben und hieraus er— 
gibt ſich Das indirecte Intereſſe des Evictionspflihtigen, fih an der Procefführung als 
Streitgenoffe zu betbeiligen. 

Fähig einen Proceß zu führen, d. h. als Kläger vor Gericht aufzutreten oder als 
Verklagter vor Gericht vorgeladen zu werden, find nur folde Perſonen, welche jelbjtftändig 
vermögensrcchtliche Dispofitionen treffen können. Dieſe Fähigkeit (persona legitima 
standi in judicio) haben phyſiſche und juriftiiche — Letzteren ſtehen die Han— 
delsgeſellſchaften gleich, welche unter ihrer Firma klagen und verklagt werden, wogegen 
bei Einzelgefchäften der Inhaber derjelben klagt und verklagt wird. Wer dagegen außer— 
gerichtlich Nechtöverbindlichfeiten nicht einzugehen im Stande üt, dem fehlt die Fähigkeit 
zur Procefführung. Demnach Elagt nicht der Benorinundete oder der furiosus, Jondern 
an ihrer Stelle geichieht dies durdy den Bormund oder den curator furiosi; nicht der 
Diimderjährige wird als Verklagter vorgeladen, ſondern an jeimer Stelle der Vormund. 
Das Gericht bat von Amts wegen darauf zu jeben, daß den als Proceßparteien auftreten- 
den Perfonen die persona legitima standi in judieio nicht fehle. Würde eine Perſon, 
bei welcher dieſe Vorausſetzung nicht zutrifft, als Partei einen Proceß geführt haben, fo 
würde ein ſolches Verfahren ein nichtiges fein, namentlich dann, wenn die Fähigkeit der 
Procefführung micht blos im Intereſſe der einzelnen Perſonen, ſondern im öffentlichen 
Intereile an beftimmte Vorausſetzungen geknüpft it. 

Dieſe allgemeine Fähigkeit, überhaupt Proceſſe führen zu können, befähigt aber natür⸗ 
lich nicht Jeden, jeden Proceß führen zu können; wielmehr muß Jeder, welcher gegen einen 
Anderen einen Rechtsauſpruch vor Gericht geltend machen will, darthun, daß gerade er 
legitimirt ſei, dieſen Rechtsanſpruch geltend zu machen, und zwar gerade gegen den von 
ihm benannten Berklagten. Man bezeichnet Died in der Proceßtheorie mit dem Ausdrude, 
der Kläger müfle ad causam legitimirt fein und nennt legitimatio ad causam activa 
die Anführung derjenigen Thatlachen, aus denen es Mar wird, daß dieſe Perfon berechtigt 
ſei, als Kläger aufzutreten, und mit dem Ausdrude legitimatio ad causam passiva 
bezeichnet man die Anführung derjenigen Thatſachen, durch weldye dargethan wird, daß 
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gerade Diefer Verllagte auch der richtige Verflagte ſei. In den meiften Fällen wird es 
übrigens nicht nöthig fein, um des Legitimationspunftes willen irgend eine Thatſache ans 
zuführen, welche nicht auch jo wie fo zur Begründung der Klage angeführt werden müßte. 
Denn wenn A gegen B beiſpielsweiſe in folgender Weiſe Hagt: Am 1. Juli habe ich 
dem B 100 Thlr. ald Darlehn gegeben und hat ſich B verpflichtet, dieſe 100 Thlr. am 
1. October zurüdzuzahlen; nun iſt B dieſer feiner Verpflichtung nicht nachgekommen; ich 
jehe mich daher genöthigt, gegen denfelben zu Elagen und beantrage u. ſ. w. — jo ent= 
hält die Anführung diefer Thatjachen alles dasjenige, mas erforderlich ift, um zu begrüns 
den, daß A berechtigt iſt zu Magen und zwar gegen B als gegen den richtigen Verklagten. 
Aber jede der angeführten Thatſachen war auch anzuführen, wenn A genen B die Darz 
lehnsklage begründen wollte. Wenn aber beiipielöweife die Klageichrift folgende Angaben 
enthielte: Am 1. Juli gab X dem Y ein jederzeit kündbares Darlehn von 100 Thlrn.; 
dieſes Darlehn iſt bis jest noch nicht zurüdgezablt, folglich Flage ich, der A, gegen B— 
jo weiß man in feiner Weile, wie aus einem won X an Y gegebenen Darlehn A bes 
rechtigt fein Fan, gegen B zu Hagen. Deshalb wird e8 erforderlich, daß A, um dem 
Erfordernifje der legitimatio ad causam zu gemügen, in feiner Klagejchrift anführt, daß 
er Erbe des X geworden, mithin Die Forderungen des X auf ihn übergegangen fein — 
damit ift die legitimatio ad causam activa gegeben — und daß ebenfo aud) B Erbe 
des Y gemorden und fomit verpflichtet jei, die Schulden jenes Erblaffers zu bezahlen — 
womit die legitimatio ad causam passiva gegeben ift. Aber nicht blos derartige Unis 
verfalfucceffionen, fondern auch andere Verhältniſſe geben Veranlaffung bejondere zur Feſt— 
ftellung des Legitimationspunktes erforderliche Thatfachen anzuführen. Wenn beifpielsweife 
A flagt, weil der Vertlagte ihm ein Sewitutrecht beftreitet, Jo muß er behaupten, Eigen- 
thümer des feiner Anficht nach jerwitutberechtigten Grundſtückes zu fein, weil er nur unter biefer 
Borausfegung berechtigt it, Das mit einem Grundſtücke verbundene Servitutrecht Hagbar 
zu verfolgen. Unter. allen Umftänden gehört aber die Anführung derjenigen Thatjachen, 
weldhe um der legitimatio ad causam willen angeführt werden, zu demjenigen Theile 
der Klagichrift, welcher die Gefchichtserzählung, der thatlächliche Klaggrumd, genannt wird — 
worüber noch weiter unten zu handeln iſt — und die proceflualiiche Behandlung der ben 
Pegitimationspunft betreffenden Thatſachen ift in feiner Weife verſchieden von der pro— 
ceffualiichen Behandlung irgend einer anderen zur Geichichtserzählung gehörenden Thatſache. 

Wer nun persona legitima standi in judiecio hat, wer ferner den Anforderungen 
der legitimatio ad causam als Kläger, und binfichtlic der Exceptionen und der Wieder- 
flage als Verklagter gerecht geworben ift, kann den Proceß führen und braucht hierzu 
regelmäßig feinen weiteren Beiftand, falls er ſich nämlich Die erforderlichen Rechtskenntniſſe 
und die erforderliche Erfahrung zutraut, um eine weitere Unterftügung entbehren zu 
fönnen. Im den meiften Fällen ift dies nun aber nicht ver Fall, ſondern die Parteien 
bedienen fich des Beiftandes rechtöfundiger ‘Perfonen, der Advofaten, Rechtsanwälte u. ſ. w., 
ja für manche procefjualifche Acte it es jogar ausdrücklich vorgejchrieben, daß fie von ven 
Parteien nur unter Beiſtand eines Advokaten vorgenommen merden dürfen (Advofaten= 
zwang). Die Anwälte treten in einem Procefle entweder neben der Partei auf — dann 
werben fie Ipeciell Advofaten, im Strafproceſſe Bertheidiger, genannt — bald fun— 
giren jie an Stelle des Klägers oder des Berflagten — und dann jind fie Vertreter 
der Bartei, Brocuratoren. Anwalt kann nur derjenige ein, melder als hiezu befähigt 
von der Staatögewalt anerfarnt if. Auch wenn man von der „Freigebung der 
Advokatur“ ſpricht, will man damit nichts weiter Jagen, als daß alle Diejenigen, welche 
ihre Qualificatien dargethan haben, auch das Anmwaltögewerbe ausüben birfen, wo und 
wie fie wollen. Im Gegenſatze bievon wird aber im größten Theile Deutichlands dieſes 
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nicht geftattet, ſondern es behält fid Die Staatögewalt vor, die ihrer Anficht nach erfor 
verlihe Anzahl von Advofaten und zwar mit Beichränfung ihrer Thätigfeit auf diejenigen 
Drte, an welchen nach der Anficht der Regierung Advofaten gebraucht werden, in ganz 
ähnlicher Weiſe, wie auch amdere Staatöbeamte, anzuftellen. Zur Vertretung einer 
Partei im Procefje wird der Anwalt durch die Vollmacht legitimirt. Das ift feine legi- 
timatio ad processum. Dieſe Proceßvollmacht autorijirt den Bertveter, jede Proceß— 
handlung ftatt feines Auftraggebers vorzunehmen, falls nicht die Vornahme einer an fich 
unvertretbaren Handlung, wie der Yeiftung eines Eides, nothmendig wird, oder falls Das 
Gericht 3. B. bei einem Bergleihsverfuche das perſönliche Erſcheinen der Parteien für 
nötbig erachtet. Ueberdem find in den Procegelegen einzelne Proceßhandlungen befonders 
bezeidnet, zu deren Vornahme der Vertreter nur dann autorifirt fein ſoll, wenn dieſes 
ausdrüdlih in der Vollmacht ausgeſprochen ift. Der bevollmächtigte Vertreter fteht dem 
Gerichte und der gegneriichen Partei procefjualiich jo gegenüber, als ob er felbit Partei 
wäre. Die von ihm geftellten Anträge gelten als von der Partei geftellt, durch die vom 
Gerichte an ihn erlaffenen Ladungen gilt Die Partei als geladen u. |. w. 

Durch die Vollmacht wird jeder Vertreter allerdings nur für feine Perſon berech— 
tigt, feinen Mandanten zu vertreten. Es tt indeſſen geftattet, daß der Bevollmächtigte für 
einzelne Handlungen die ihm ertbeilte Vollmacht auf einen Anderen übertragen, ſich ſelbſt 
einen Anderen fubftituiren darf. Bald iſt hiezu eine beſondere Willenserklärung der be 
vollmächtigenden Partei erforderlih — elausula substituendi — bald nimmt man an, 
daß ſtillſchweigend mit jeder Proceßvollmacht das Subſtitutionsrecht mit gewährt fer, felbft 
in dein Umfange, daß der urfprünglich bevollmächtigte Mandatar berechtigt jet, durch Die 
Eubftitutton den Anwalt für die höhere Inftanz oder für Die Erecutionsinftanz zu 
beſtimmen. 

Weiter als für den Umfang eines Proceſſes reicht eine Vollmacht präſumtiv nicht. 
Soll dieſes geſchehen, ſoll der Mandatar bevollmächtigt werden, die Vertretung Jemandes 
über die Grenzen eines Proceſſes hinaus wahrzunehmen, ſo muß er hiezu durch eine 
Generalvollmacht autoriſirt werden, der gegenüber dann die zur Führung eines ein— 
zelnen Proceſſes ermächtigende Vollmacht Specialvollmacht genannt wird. 

In dem Proceſſe kommen nun außer den bevollmächtigten, auch nicht bevollmächtigte 
Vertreter vor. Faßt man die Vollmacht auf als Beweis dafür, daß zwiſchen der Partei 
und ihrem Vertreter Einverſtändniß vorhanden jet, jo konnte man auch dahin gelangen, 
zu behaupten, dieſes Einverſtändniß ſei bei einander nahe ftehenden Perfonen zu vermu— 
then, jo lange, bis dieſe Vermuthung widerlegt wäre. So ließ man es fraft eines man- 
datum praesumtum zu, daß Afcendenten und Defcendenten, Geſchwiſter, Verſchwägerte 
bis zum zweiten Grade ſich gegenfeitig vertreten durften, man geftattete, daß ver Ehe 
mann die Frau, daß ein Yitisconforte den anderen vertreten durfte. In neuerer Zeit ift 
Dagegen diefe wollmachtlofe Vertretung auf diejenigen Fälle, in welchen Gefahr im Ver— 
zuge vorliegt, beſchränkt; oder man läßt auch wohl vollmachtloſe Vertreter vorläufig und 
unter der VBorausfegung, daß fie eine Vollmacht nadıträglich beibringen, zur Vertretung zu. 

Dagegen wird im anderen Fällen eine Vertretung notbwendig, und zwar ohne 
dar die Vertretenen auch nur in der Page find, eme Vollmacht auöftellen zu können, 
Dies findet ftatt mit Bezug auf alle diejenigen Rechtsfubjecte, welche nicht bandlungsfühig 
find, und welchen wegen diefer fehlenden Dispofitionsfähigfeit auch die persona legitima 
standi in judicio fehlt. Die Rechtöverhältniffe der Minderjährigen, ver unter Curatel 
geitellten Geiſteskranken oder Verſchwender fünnen die Führung eines Procefjes nothwendig 
machen. Das Gleiche iſt ber juriftiichen Perfonen, bei VBermögensmaffen, wie Erbichafts- 
mailen, Concursmaſſen, der Fall. Im allen diefen Fällen muß natürlich ein Vertreter 
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des Proceßſubjeetes den Proceß führen, und zwar deshalb, weil ein folder Vertreter, 
der Vormund des Minorennen, der Curator des Geiftesfranfen, des Verſchwenders, der 
Syndicus der Corporation, der Curator der Erbſchaftsmaſſe durch feine Perſon die feh- 
lende Handlungsfähigkeit der von ihm Vertretenen ergänzt. Diefe |. g. notbwendige 
Vertretung ift daher auch procefjualiich etwas ganz anderes ald die anf ertheilter oder 
präfumtiver Vollmacht berubende. Letztere gewährt dem Vertreter die legitimatio ad 
prucessum und nur diefe, Diejenige Vertretung aber, welche man mit dem Namen 
der nothwendigen Bertretung bezeichnet, überträgt auf den Vertreter die persona le- 
gitima standi in judieio, welche die Dispofitionsunfähigen, reſp. Handlungsumfähigen 
nicht haben. Deshalb ift diefer |. g. nothwendige Vertreter, procefjualiich betrachtet, 
nit Bertreter einer Partei, jondern ſelbſt Partei und als Partei befugt, einen Ber- 
treter durch Vollmacht zur Proceßführung zu legitimiren. 


II. Gegenfand des Procefles. 


Den Gegenftand des Proceffes bilden die Juſtizſachen. Unter Yuftizfadyen aber 
find ſolche Rechtsanfprüche zu verftehen, welche, falls hiezu VBeranlaffung geboten, vor den 
unabhängigen Staatsgerichten zur Geltung zu bringen find. Es leuchtet ein, daß biemit 
nichtö weiter als ein idem per idem gegeben ift, da ja gerade die Frage eine Beant— 
wortung wünjchensmwerth macht, welde Rechtsanſprüche vor den Gerichten zum Austrage 
zu bringen find, und welche vor den Gerichten nicht zum Austrage gebracht werden dür— 
fen, jondern als Adminiftrativfadhen von den Berwaltungsbehörden zu erledigen 
find. Und dod wird man trog aller Mühe, die aufgemandt worden ift, um eine be= 
griffliche Unterſcheidung zwiſchen Juſtizſachen und Adminiſtrativſachen herbei— 
zuführen, kaum zu einem anderen Reſultate als zu dem gelangen, daß Juſtizſachen ſolche 
Rechtsſachen ſind, welche von Gerichten, und Adminiſtrativſachen ſolche, welche von den 
Verwaltungsbehörden zu entſcheiden ſind. Gelänge es aber, eine theoretiſche Begriffsbe— 
ſtimmung der Juſtizſachen im Gegenſatze der Apminiftrativfachen zu allgemeiner Befrie— 
digung aufzuftellen, jo würde, jobald man mit einer ſolchen theoretischen Begriffebeftimmung, 
‚ der beftehenden Praxis in den einzelnen deutfchen Staaten gegemüberträte, es ſich zeigen, 
daß diejelbe mit den Erfcheimungen des praftiichen Rechtslebens nicht übereinftinme, daß 
fie demnach mehr eine theoretiiche Forderung als eine begriffliche Erklärung des Beftehen- 
den enthalte. Hat man ſich doch auch im der Theorie genöthigt geſehen, außer den Juſtiz— 
fachen und den Aominiftrativfachen noch ein Drittes, nämlich die Juſtiz-Adminiſtrativ— 
lachen anzunehmen und mit diefem Ausdrucke ſolche Rechtsſachen zu bezeichnen, welche 
entiprechend der theoretiihen Definition als Juſtizſachen vor die Gerichte gehören müß— 
ten, doch aber thatlählih von den Berwaltungsbehörden entſchieden werden und 
umgekehrt. 

Es Leuchtet ein, daß, wenn es nicht verichiedene Behörden gibt, won denen die einen 
Yuftiz=, die anderen Adminiftvatwbehörden find, der Streit darüber, ob eine beftimmte 
Rechtsſache Juſtiz- oder Adminiſtrativſache ſei, gar nicht entitehen fan. Diefer oft bes 
regte Unterjchied entfteht wielmehr erjt, jeitvem das moderne Staatöleben eine Trennung, 
der Juſtiz- und Aominiftratiobehörden vorgenommen hat, feitden die Gerichte von 
der Staatsgewalt unabhängige Behörden wurden, ohne daß jedoch die Entſcheidung aller 
vermögensrehtlidhen Anfprüde — denn nur für Diele hat die hier in Frage 
jtehende Unterſcheidung eine praktifche Bedeutung — den unabhängigen Gerichten übertra= 
gen wurde. Denn die Befugniß ded Staates, im allgemeinen Interefie Anordnungen zu. 
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treffen, kommt nicht jelten in Conflict mit den Vermögensrecht der einzelnen Staatsanges 
börigen. Es ift dies bei jeder Steuererhebung, bei jeder tun Staatlichen Intereſſe vorge— 
nommıenen Erpropriation, bei jeder auf Grund eined Geſetzes oder einer beftehenden Ges 
wohnheit zu gewährenden Leiftung, 3. B. zum Unterhalte der Kirche, der Schule u. ſ. w., 
der Fall; und nicht blos in Geldzahlungen braucht Die fragliche Leiftung zu beftehen, fie 
kann ebenſo gut eine Peiftung von perfönlichen Dienften fein wie biefür die allgemeine 
Militärpflicht Das hauptſächlichſte Beiſpiel darbietet. Wenn nun en Streit entjtände, ob 
A ſo viel Steuern zu zahlen babe, als die Steuerbehörde von ihm fordert, oder wie viel 
weniger; ob B das Holz zum Neubau eines "Schulgebäudes unentgeltlich zu liefern; ob 
C der Milttärpflicht zu genügen habe, oder von derjelben befreit jei; ob D es ſich ge= 
fallen lafjen müſſe, daß durch fein Yandgut eine Eifenbahn gelegt werde, oder ob Died 
nicht der Fall; — fo wird man in der Natur derartiger Rechtsſtreitigkeiten an ſich feinen 
Grund finden, weshalb die Gerichte über diefelben nicht ebenfo gut follten entſcheiden können, vote 
die Verwaltungsbehörden. Denn in diefen, wie in anderen, das Vermögensrecht betreffenden 
Streitigkeiten fommt es darauf an, die beftehenden Geſetze auf den vorliegenden ftreitigen Fall 
in Anwendung zu bringen und dies nach richtigen Grundſätzen zu thun, darin beftcht ja gerade 
die vichterliche Kunft. Wenn demnach Berwaltungsbehörden ftatt der richterlichen Behörden 
Streitigkeiten der bezeidmeten Art zu enticheiven berufen werben, fo üben die VBerwaltungs- 
behörden der Sache nad eine Art der Judicatur aus; aber fie üben diefe Judicatur aus, 
weder nad den Formen des Civilproceßrechts, noch auch in der Stellung 
eines von der Staatögemalt unabhängigen Richters. WII man nun bebaupten, 
das öffentliche Intereſſe geftatte e8 nicht, daß der Staat warte, bis feine ihm von Pris 
vaten beftrittenen Anfprüche unter Anwendung der oft weitläufigen Formalitäten des 
Civilproceſſes entjchteden wären, jo wilde eine derartige Behauptung zwar am fich ges 
vechtfertigt jein, Doch aber aus ihr nur folgen, daß über Anfprücde der bezeichneten Art 
in einer fürzeren Weile entſchieden werden müßte, keinesweges aber, daß die Entſcheidung 
den Gerichten überhaupt zu entziehen je. Und wenn man glaubt, daß in der gebotenen 
Kürze der Form nur Berwaltungsbehörden, nicht aber Gerichte entfcheiden können, To 
würde es nod immer möglich fein, daß entweder der vorläufige Entfcheid der Verwal— 
tungsbehörde zwar befolgt, aber durch ein von dem Berlegten veranlaßtes gerichtliches 
Berfahren von neuem geprüft und definitiv feftgeftellt werde, oder daß die Beſchwerde 
über Verfügungen der Berwaltungsbehörden an legter Stelle, wenn auch nicht won einem 
Gerichte, jo Doch durch eine von der jeweiligen Staatsregierung unabhängige Verwaltungs: 
behörde — Staatsrath — entjchieden würde. Geht man Dagegen von der Anficht aus, 
daß der Staat in den an die Untertbanen zu ftellenden Anforderungen fich dem Epruche 
der Gerichte überhaupt nicht, oder doch nur für feine privatrechtliche Perfönlichteit (Fiscus) 
unterwerfen dürfe, To ift Died deshalb nicht gerechtfertigt, weil von dieſem Geſichtspunkte 
aus der Staat feinen Angehörigen gegenüber ald Partei und Richter gegenübertritt, und 
ein Richter, welcher zugleih Partei ift, die richterlichen Pflichten entweder nicht in erfor— 
derliher Welje wahrnehmen fann, ober doc nicht wahrnehmen zu können ſcheint — 
was jo ziemlich auf daſſelbe herauskommt. Und hieran wird auch nichts geändert, wenn 
der Staat etwa prätendiven wollte, durch die Organe der VBerwaltungsbehörden das be 
ftehende Recht und fomit den Umfang feiner Befugniſſe beifer zu kennen, als die einzelnen 
zu Yeiftungen bevangezugenen Staatdangehörigen. Jeglicher Rechtsgrundlage würde aber 
eine Anſchauung entbebren, welde vwermeinte, mit Hilfe der Verwaltungsbehörden die 
Staatdangehörigen auch ohne Geſetz zu Leiſtungen beranzteben zu können; eine Anſchauung, 
die nur dann entftehen fann, wenn man es für möglich hält, einen Staat auch anders 
als nad) den Vorſchriften der Gefege regieren zu Können. 
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Der Umftand nun, daß über vermögensrechtliche Rechtsanſprüche gewiſſer Art die 
Gerichte nicht competent fein follen die Entſcheidung zu treffen, erzeugt Competenz— 
conflicte, d. b. es entiteht ein Streit darüber, ob über einen vermögensrechtlichen An— 
ſprach Die Gerichte oder die Verwaltungsbehörden entſcheiden follen. Dieje Competenz: 
conflicte fünnten — wenn man den Gerichten dieſe Präponderanz einräumen wollte — 
dadurch entjchieden werden, daß Die Gerichte felbit ihre Competenz beſtimmen. Soll jedoch 
dieſe Entſcheidung durch Die Gerichte nicht willfürlich getroffen werden, jo müſſen beſtimmte 
geſetzlich firirte Grundſätze darüber beftehen, welde Sachen zur Gompetenz der Gerichte, 
und welde zur Competenz der Berwaltungsbehörden gehören. Das Gleiche jollte auch 
dann die VBorandfegung fein, wenn derartige Competenzconfliete durch einen bejonderen 
Gerichtshof, — Gerichtsof zur Entſcheidung der Gompetenzconflicte — der aus vichterlichen 
und Verwaltungsbeamten zufammengejett ift, entichieden werben. Da indeilen dieſe Bor: 
ausjegung fehlt, Jo baben aud die Enticheidungen eines ſolchen Gerichtshofes mitunter 
feine weitere Bedeutung ald die, daß entſchieden wird, es gehöre die Entfcheidung einer 
gewiſſen Rechtöftreitigkeit zur Competenz der Verwaltungsbehörden. Das Verfahren aber, 
welcyes mit der Entjcheidung dieſes Gerichtähofes abichliegt, ift das Verfahren in Com: 
petenzconflicten und wird daſſelbe durch befondere Geſetze geregelt, auf deren Beftinmmungen 
hier näher einzugehen indeffen feine Beranlaffung vorliegt. (Bgl. 3. B. das preußiſche 
Geſetz vom 8. April 18147.) 

In Straffachen ift, wie ſchon erwähnt, die eben beiprochene Unterfcheidung zwiſchen 
Juſtiz- und Adminiſtrativſachen von keiner Bedeutſamkeit. Man fpricht zwar im Gebiete 
des Strafrechtd von Delicten, welche der polizeilichen Ahndung unterliegen, welde zur 
Competenz des Polizeirichters gehören, und wie die Ausprüde lauten mögen. Damit ift 
aber nichts anderes gefagt, als daß die Rechtſprechung über gewilfe Arten von Delicten 
einem Richter übertragen ift, welcher Polizeirichter beißt, der aber weder Verwaltungs- 
beamter, noch aud von der Staatögewalt abhängig ift, der vielmehr als unabhängiger 
Staatörichter nach feinen anderen Nüdfichten als nad den Borfchriften der beftehenven 
Strafgefege urtheilt. Die VBerwaltungsbehörden, Ortd= und Yandespolizeibehörden, fünnen 
allerdings, wenn auch in beichränftem Umfange, auf die Strafrechtöpflege dadurch einen 
Einfluß üben, daß fie aus polizeilichen Nückfichten allerlei Verbote und Gebote aufitellen 
und auf die Uebertretung diefer von ihnen aufgeftellten Vorſchriften beſtimmte — ein ges 
wiſſes geſetzlich beſtimmtes Martmum nicht überfteigende — Strafen androben. Diefe 
Thätigkeit der Polizeibebörven hat aber mit der Rechtſprechung nichts gemein, erjcheint 
vielmehr als eine diefen Behörden durch Geſetz übertragene Gefeggebungsbefugnif. Eine 
Art richterlicher Thätigkeit würde es fein, wenn die Polizeibehörden in der Lage’ wären, 
einer individuell beftimmten Perſon dieſe beſtimmt bezeichnete Handlung zu gebieten oder 
zu verbieten. Diefe Befugniß hat zwar exiftirt und wurde dadurch gehandhabt, daß die 
Polizeibehörden autorijirt wınden, von dem ihren Befehlen Ungehorfamen eine Selditrafe, 
unter Umſtänden von recht erheblichem Betrage ohne voraufgegangenes vichterliches Urtheil 
erecutivifch beizutreiben. Cine derartige Befugniß der Polizeibehörden wideripricht aber 
dem Grundſatze des heute geltenden Berfaffungsrechtes, nach welden Strafen nur auf 
Grund beftehender Strafgeſetze erkannt werden Dürfen — wo daher dieler letztere 
Grumdfag Anerkennung gefunden hat, ift mit feiner Anerkennung jene erecutivifche Bei: 
treibung von Geldftrafen ſeitens der Polizeibehörden von felbft außer Wirkſamkeit gefekt. 

Durch die Begehung eines Verbrechens erwächſt dem Staate das Recht, durch Be- 
ftrafung des Schuldigen Die geftörte Rechtsordnung miederberzuftellen. Die Geltend— 
machung dieſes Strafanfpruches bildet den Gegenftand des Strafverfabrend, wobei es 
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gleichgültig ift, in welcher Form diefer Strafanfpruch zur Geltung gebradit wird. Der 
Segenftand des Strafprocefies ift von der Form deſſelben unabhängig; es ift daher der 
Gegenftand des Strafprocefies der gleiche, der Strafproceß felbft mag nad) den Grund— 
ſätzen des accufatorifchen oder des inquifitoriichen Proceſſes geregelt fein. > 


IV. Die procefnalifhen Marimen. 


1. Durch den Brock ſoll Wahrheit feftgeftellt werden. Man fagt, im Eivil- 
proceffe folle formale, im Strafprocefie Dagegen materielle Wahrheit herausgeftellt 
werden. Nicht das wird durch dieſen Ausfpruch behauptet, daß es zwei vwerichiedene Arten 
von Wahrheit gebe; — denn es kann ganz wohl die ſ. g. formale Wahrheit, welche 
durch den Civilproceß gewonnen wird, ihrem Inhalte nad mit dem, was man unter 
materieller Wahrheit verfteht, vollfommen übereinftimmen. Es fnüpft fich vielmehr der 
Unterſchied, welcher durch die beiden Ausdrüde: materielle und formale Wahrheit 
bezeichnet werden ſoll, Tediglih an die Kenntnifquellen, welde der Richter bei‘ der Ur— 
theilsfällung in dem einen oder in dem anderen Falle benuten darf. Der Richter die: 
ponirt aber im Strafproceh deshalb über andere Kenntnißquellen als im Civilproceß, weil 
im erfteren nicht in privatem, ſondern in öffentlichem, im letzteren nicht in öffentlichem, 
jondern in privaten Intereſſe procedirt wird. Das öffentliche Intereffe muß gewahrt 
werden, unabhängig von dem Belieben und den Anträgen einzelner Privatperſonen; daher 
für den Strafprocek dafür Sorge zu tragen ift, daß der Richter über das gleihe Ma— 
terial der Wahrheitserforſchung gebieten fünne, wie dieſes der Hiftorifer zur Feſtſtellung 
einer in der Vergangenheit liegenden Thatſache braucht. Diejenigen vermögensreghtlichen 
Anſprüche dagegen, welche den Gegenitand des Civilproceſſes bilden, berühren nur die 
Privatintereffen der procekführenden Parteien; es find durchweg ſolche Intereſſen, auf 
welche der Berechtigte, ohne dadurch dem öffentlichen Interefle zu ſchaden, ganz, aljo auch 
theilweiſe verzichten faun; es wird mithin von dem Berechtigten allein abhängen, ob und 
wie weit er derartige Intereffen verfolgen will, und e8 wird mithin der Richter für die 
von ihm im Givilprocefie vorzunehmende Wahrheitserforihung auf dasjenige Material 
beſchränkt bleiben, welches ihm die Privatparteien mitzutheilen für gut finden. Das 
richterliche Erkenntniß, welches das Reſultat dieſer Wahrheitserforihung enthält, fann 
daher der Wahrheit nur infomweit entipredyen, als ſich dielelbe als Rejultat aus dem 
Borbringen der Privatparteien ergibt. Und Das eben iſt cd, was man mit dem Aus- 
drude formale Wahrheit bezeichnet. Haben daher die Privatparteien dem Richter alles 
dasjenige Material mitgetheilt, welches zur tharfächlihen Feftftelung des zwiſchen ihnen 
wirklich beftehenden rechtlichen Verhältnifies überhaupt beichafft werden fann, jo wird in 
diefem Falle die durch den Givilproceh gewonnene formale Wahrheit dem Kefultat nady 
vollfommen mit der materiellen Wahrheit übereinftimmen. Beliebt es dagegen den Par— 
teien, dem Richter weniger vollftändiges Material zu geben, fo wird nur ein mit Bes 
zug auf die Anführungen der Parteien wahres Reſultat gewonnen werben 
fünnen, und die formale Wahrheit, die in dieſem Falle gewonnen, wid mit der mates 
viellen Wabrbeit nicht übereinftimmen, d. h. der Nichter wird die Rechtsaniprüche der 
Parteien gegeneinander in anderer Weiſe zu normiren haben, als er es gethan haben 
würde, wenn er in der Yage gemwelen wäre, das zwilchen den Parteien beftehende Rechts— 
verhältniß volftändig umd über die Anführungen der Parteien hinaus aufzutlären. 

Für diefe Art der Wahrheitserforſchung find in der procefinaliichen Theorie einzelne 
Säge aufgeftellt, welche das Wefen derfelben in geeigneter Weiſe bezeichnen, Es find dies 
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folgende: Nemo invitus ad agendum cogitur — wer nicht Magen will, kann dazu 
nicht gezwungen werden; es hängt alfo von dem Berletten ab, ob ein Proceß ftattfinden 
fol. Ne procedat judex ex officio — auch wenn der Nichter weiß, daß Jemand 

, in feinen vermögensrechtlihen Anfprüchen verlegt wurden ift, bat er nicht das Recht, 
demjenigen, der ein fremdes Recht verletzte, die Verpflichtung aufzuerlegen, die begangene 
Nechtöverlegung wieder gut zu machen, fondern er hat zu warten, bis die verlegte Partei 
feine Hülfe anruft. Ne eat judex ultra petita partium — mehr als die Parteien 
von dem Richter verlangen, hat er ihnen nicht zuzuerkennen; jollte daher auch der Richter 
aus den Verhandlungen entnehmen, daß der Kläger nicht blos 50 Thaler, ſondern 100 
Ihaler von dem Berflagten zu fordern bat, jo wird er den PVerflagten doch nur zur 
Zahlung von 50 Thlrn. verurtbeilen können, weil der Kläger nur jo viel verlangt bat. 
Quod non est in actis non est in mundo — was der Richter nicht in den Proceß— 
acten findet, eriftirt für ihn überhaupt nicht, ein Sat, der in dieſem Wortlaute allerdings 
nur für den durchweg ſchriftlich geführten Proceß paßt, feiner weientlichen Bedeutung nad) 
aber auch auf den allermindlichft geführten Civilproceß Anwendung finden würde. Denn 
diefer Sat beventet nichts anderes, ald daß die Bafis für das richterliche Urtheil in den 
Anführungen der Parteien beftehen joll, und nicht in dem, was der Richter etwa jonft 
noch weiß — im dem jchriftlich geführten Proceffe enthalten aber die Procefacten alle die— 
jenigen Anführungen, welde die Parteien dem Richter machen wollten. 

Daß dem fo ift, und jo fein muß, mie die eben angeführten Säge es ausdrüden, 
bängt nicht mit der Schriftlichfeit des Verfahrens zufammen. Im Givilprocek würbe 
man auch dann ausſchließlich auf die Herftellung formaler Wahrheit befchränft bleiben, 
wenn der Procek ein durdaus mündlicher wäre, aud) dann, wenn man die Geſchwornen 
und eine der jest geltenden Beweistheorie (fiehe hierüber weiter unten) entgegengejeiste für 
den Givilprocek einführen wollte. Denn die Natur derjenigen Rechte, um welche im 
Civilproceß geftritten wird, ift von der Art, daß die berechtigte Partei auf die Geltend- 
machung ihres Rechts ganz oder zum Theil und zu jeder Zeit verzichten kann. Diele 
Natur des Rechts bedingt auch ein proceffualiiches Verfahren, bei welchem dieſe Verzicht 
barkeit auf das ftreitige Recht in jedem Augenblide zur Geltung gebradyt werden kann, 
und es würde ein ungerechtfertigter Eingriff im privatrechtliche Befugniſſe fein, wollte man 
den Civilproceß auf einem anderen Principe bafiren, als auf dem, nad) welchem ber 
Givilproce nur dazu beitimmt ift, den Parteien Recht zu gewähren, falls fie es wollen 
und To wett jie ed wollen. Die praftiiche Erfahrung hat ja aud) gezeigt, daß es anders 
nicht gebt. Die Preußiſche Allgemeine Gerichtsorbnung, welche fid) von dem joeben aus- 
geführten Principe des Civilprocefjed entfernte und den Richter gewilfermaßen auch zum 
Advokaten der Parteien machte, mußte ihre die Parteien bevormundende Tendenz bald 
aufgeben — zum großen Theil geſchah es ſchon im Jahre 1833, vollftändig durd) die 
Geſetzgebung des Jahres 19846. — Auch läßt fid) nicht behaupten, daß durch die Bes 
Ichränfung auf die Herftellung der formalen Wahrheit der Civilproceß einem nicht zu 
rechtfertigenden Formalismus verfalle. Es kommt eben nur darauf an, dag der Wille 
der Parteien zur Geltung gelange, nicht aber darauf, daß er ſich in einer beftimmten 
Form ausſpreche; es wird daher auch, um diefen Zwed zu erreichen, ein gewiſſes Frage— 
recht des Nichterd gegenüber den Parteien zuläſſig fein — 3. B. der Kläger veicht eine 
dunkele, uuſchlüſſige Klage ein, und der Richter fegt einen Termin an, zur „Berbeijerung 
und Berpolfftändigung der Klage” — es wird der Richter, wenn er erft weiß, daß eine 
betreffende Partei den Proceß führen will, die Yeitung des Proceſſes vornehinen, ohne 
daß dieſerhalb befondere, allgemeine oder fpecielle Gejuche an ihn geftellt zu werben 
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brauchten: es wird der Richter auf den ihm vorgetragenen Fall das beftehende Recht an— 
wenden, jo wie e8 eriftirt, und nicht gebunden Durch die Anträge der Parteien. 

Ganz anders liegt Die Sadye Dagegen im Strafprocef. Die ftrafrechtlicen Au— 
ſprüche wurden zwar in älterer Zeit der Negel nad auch nur als Anſprüche der bethei— 
ligten Berlegten, als Anfprücde von Privatperfonen aufgefaßt — wenn aud dev Ges 
ſichtspunkt, dar aufer der verlegten Privatperion auc Das Gemeinweſen Durch die Begehung 
des Verbrechens verlegt worden, dem älteren deutſchen Rechte keineswegs fremd mar. 
Und aus dieſer privatrechtlichen Auffaſſung des Berbrechensbegriffes — das VBerbrecen . 
geht nur den durch daſſelbe Berletsten etwas an —- ergab ſich auch ein Proceßverfahren, 
welches die ftrafrechtlichen Anſprüche nicht weſentlich anders behandelte, als die cwilrecht- 
lichen. Aber dieſe Auffaſſung des Verbrechensbegriffes hat fich geändert. In dem Vers 
brechen erbfidt man beute das öffentliche Imtereffe angegriffen, oder verlegt, nicht blos 
in den Füllen, im denen das Verbrechen unmittelbar gegen den Staat gerichtet ift, wie 
bei dem Hochverrath, dem Yandesverratb u. ſ. w., jondern auch in Den Fällen, in denen 
durch das Verbrechen zunächst eine Privatperfon verlegt it, wie bei dem Diebftahl, ver 
Körperverletzung u. |. w. Gntfprechend diefer Auffaffung des Verbrechensbegriffes iſt denn 
auch das Strafverfahren ein im öffentlichen Intereffe geführtes Verfahren — welches 
regelmäßig unabhängig von dem Willen der durch das Verbrechen etwa verlegten Privat- 
perion geführt wird. Die Ausnahmen von Diefer Regel, alſo die Beſtimmung, daß ein- 
zelne Verbrechen nur nach voraufgegangenem Antrage der verlegten Privatperfon verfolgt 
werden follen —' 3. B. Entführung, Injurien, Diebſtähle zwiſchen Eltern und Kindern 
und Ehegatten u. |. w. erflären ſich Daraus, daß Die Bloßlequng der mit derartigen Ver: 
brechen zulammenbingenden Thatſachen, wenn es ohne oder wider den Willen der Betbeis 
ligten gefchieht, ein größeres Uebel im privaten, als die Beſtrafung deffelben ein Bor: 
theil für das öffentliche Intereſſe fein würde. Wird nun aber wegen begangener 
Verbrechen im öffentlichem Intereſſe procedirt, ſo kann auch das Ergebniß dieſes Proceſſes 
nicht von dem Belieben von Privatparteien abhängig gemacht werden. Dies würde aber 
der Fall ſein, wollte man das Material, durch welches das verurtheilende oder frei— 
ſprechende Erkenntniß bedingt wird, auf dasjenige beſchränken, was Privatparteien über 
das begangene Berbrechen den Strafrichter anzuführen für gut befinden möchten. Die 
Rechte, um welche 08 ſich im Strafproceſſe handelt, find unverzichtbare Rechte. Der 
Staat Darf nicht darauf verzichten zu Strafen, wenn ein Verbrechen begangen iſt; und 
der wegen der Begehung eines Verbrechens Angeſchuldigte darf nicht auf Diejenigen Rechte 
verzichten, welche Durch ein Strafurthetl ihm entzogen werden fünnen. Es ift daher für 
den Strafprocen nicht Die Durch Verhandlungen von Privatparteien beransgeftellte formale 
Wahrheit ausreichend, jondern es muß ‚materielle, d. b. ſolche Wahrheit berausgeitellt 
werden, wie diefelbe der Hiftoriter herauszuftellen die Aufgabe bat. Um dieſes zu ers 
reichen, iſt es aber erforderlich, daß beftinmnte Organe vorbanden find, welde von Amts 
wegen dazu berufen find, alles dasjenige, was fich auf das begangene Verbrechen beztebt 
jo zu erforſchen, daß es proceſſualiſch werwerthet werden kann. Bald ift hiezu der 
Strafrichter ſelbſt verpflichtet, bald ift e8 ein von Amts wegen bejtellter Ankläger — dem 
einen wie dem anderen find Gehülfen zugeordnet, Die Criminalpolizeibeamten, — bald ift 
aud die Wahrbeitserforihung als eine gemeinſchaftliche Aufgabe zwiſchen Richter und 
öffentlichen Ankläger vertbeilt Diefe Organe allein genügen aber noch nicht; es iſt auch 
nothwendig, Dar ihnen die Gewalt beigelegt werde, aud wider den Willen dev Betheiligten 
das zur Wahrheitserforſchung erforderliche Matertal zu erlangen, Im Strafprocefie gibt 
8 daher proceſſualiſhhe Zwangsmittel, welde dem Civilproceß unbekannt find, Die 
Verhaftung, die Hausſuchung, Die Beſchlagnahme von Papieren, der Erlaf von Sted: 
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briefen, es find Zwangsmittel, die zum Zwecke der Wahrheitserforſchung, theilweiſe auch 
zur Sicherung des eventuell Schuldigen in Anwendung zu bringen find. Stellt man fich 
nun bei Beurtheilung dieſer Zwangsmittel auf den Standpunft der verfolgenden Behör- 
den, jo wird man eine möglichſte Ausdehnung diefer Zwangsmittel verlangen. Stellt 
man fich Dagegen auf den Standpunft des Berfolgten, auf den Standpunkt der Bertheis 
digung, To wird die möglichfte Einſchränkung dieſer Zwangsmittel gefordert werden. 
Dient die Verfolgung an erſter Stelle dem öffentlichen, Die Bertheidigung an erfter Stelle 
dem privaten Intereffe des Verfolgten, jo wird auf dem Gebiete der ſtrafproceſſualiſchen 
Zwangsmittel ein Conflict jener allgemeinen und diefer Tpeciellen Intereffen entiteben. Dies 
ten Conflict beizulegen, iſt Die Aufgabe jener Geſetze geweſen, welde unter dem, wenn 
auch verichtedenartig lautenden, Titel der „Geſetze zum Schute der perfönlichen Freiheit“ 
einen integrivenden Beftandtheil jeder Straßproceßgeſetzgebung bilden. 

Diefe Unterſcheidung iſt alſo zwiſchen Civilproceß und Strafproceh feſtzuhalten: 
Der Civilproceß bat formale, der Strafproceß materielle Wahrheit herauszuſtellen. Aber 
diefe Unterſcheidung ift keineswegs identisch mit der Untericheidung zwiſchen Verhandlungs— 
und Unterfuchungsmartne Denn, wenn audy einerfeits die Feſtſtellung ver formalen 
Wahrheit nur Die Verhandlungsmaxime als Grundlage des Proceſſes geftattet, To ges 
ftattet Die Herftellung der materiellen Wahrheit ſowohl die Verhandlungs-, wie auch die 
Unterſuchungsmaxime. Dieſer Unterſchied ift daher — umd zwar für Das Gebiet des 
Strafproceſſes — feftzuftellen. Iſt dies geichehen, jo wird auch dargerhan fein, was es 
heißt, daß der Civilproceß auf der Verbandlungsnarime bafire. 

2. Mag der Strafproceh auf der Bafis der Verhandlungsmarime oder der Unter: 
ſuchungsmaxime beruhen, oder, was gleichbedeutend ift, mag der Strafprocer Anklageprocer 
oder Unterfuhungsprocer ſein — in beiden Fällen iſt e8 die Aufgabe des Strafproceſſes 
materielle Wahrheit beranszuftellen. Ob nun der Strafproceß Anflageprocek oder Unter: 
ſuchungsproceß ift, hängt lediglich von der Art und Weiſe ab, wie die Erforſchung ber 
materiellen Wahrheit bewirkt wird. Es kann das in der Weile geicheben, daß Der 
Richter ſelbſt in Folge einer ihn gewordenen Anzeige, in Folge eines entftandenen 
Gerüchtes, von Amts wegen Darangeht, die mit der angeblichen Begehung eines Verbrechens 
zulammenbängenden Thatfachen zu erforichen. Auf Grund der von ihm jelbit angeftellten 
Wahrbettsermitteling, auf der Baſis des von ihm felbit zum Zwecke der Wahrheits- 
erforſchung gelammelten Materials entjcheivet dann der Nichter, ob und von wen ein 
Verbrechen begangen und wie dafjelbe zu beftrafen ſei. Der Richter unterſucht, — 
und megen Diefer unterfuchenden Thätigfeit des Richters heißt auch der geſammte Straf— 
proceß, in welchen das freiiprechende oder verurtheilende Erkenntniß auf der Baſis dieſer 
richterlichen Unterſuchung erfolgt, der Unterſuchungsproceß, der Inquiſitionsproceß. Wenn 
in dem ſchriftlich geführten Unterſuchungsproceß, bei welchem die geſammten Ergebniſſe 
per Unterſuchung in den Acten zuſammengeſtellt waren, das Urtheil nicht von dem unter 
ſuchenden Richter (dem Inquirenten), fondern von einem anderen Richter (denn Decernens 
tem, geſprochen wurde, To geihah Dies aus Zweckmäßigkeitsgründen, damit nicht der Durch 
das Inquiriren befangen gewordene Nichter den von ihm gewonnenen Nelultaten eine 
Bedeutſamkeit fin das Endurtheil beilege, die fie nicht verdienen. Das Wefentlide 
des Unterfuchungsproceiies bejtand und befteht jedoch weder in jener Schriftlichteit des 
Berfahrens, noch auch im diefer Trennung Des Inyuirenten von dem Decernenten, ſondern 
Lediglich darın, daß der Nichter jelbit die Wahrheit und zwar dadurch zu erforichen ſucht, 
daß er das zur Wahrbeitserforihung erforderliche Material ſelbſt ſammelt. Ber dem 
Inquiſitionsproceß bedarf es mithin für den Beginun der inquiſitoriſchen Thätigkeit des 
Richters feines Antrages — mag man ſich nun dieſen Antrag von der verlegten Privat— 
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perfon oder von einem zur Verfolgung begangener Verbrechen vom Staate angeſtellten 
öffentlichen Anfläger ausgehend denken — der Inquiſitionsproceß kennt überhaupt feinen 
Ankläger. Der Inquiſitionsproceß fennt auch keinen Angeklagten; denn derjenige, 
welcher der Begehung eines Verbrechens beſchuldigt wird, dient ſelbſt als Wahrheitserfor— 
Ihungsmittel in der Hand des unterfuchenden Richters — der Angeſchuldigte iſt Object 
der Unterfuhung und in diefer Beziehung dem unterfuchenden Richter zur Wahrheit ver- 
pflichtet, wie denn der Unterluchungsrichter ſelbſt das Recht hat, die Wahrheit von dem 
Angefchuldigten zu verlangen, woraus denn folgt, daß; der Angeſchuldigte, falls er ſchuldig 
iſt, Die Verpflichtung bat, ein Geftändniß abzulegen, wozu der Richter den feiner 
Pflicht nicht nachlommenden Angeichuldigten zu verichiedenen Zeiten in verſchiedener Weile, 
früher durch die Folter, jegt durch gutes Zureden, nötigen Darf — wie fi) denn mit 
als eine Folge des Inquiſitionsproceſſes noch jet der Grundfag erhalten bat, daß der 
geftändige Verbrecher, eben weil er geftanden, d. h. feiner proceffualtichen Pflicht, die 
Wahrheit zu Tagen, nachgekommen ift, milder zu beftrafen ſei, als derjenige, welcher dieſe 
Pflicht nicht erfüllen, d. h. nicht geftehen mochte. Bei dem Unterfucdungsprocek ift ſodann 
aber auch die unterfuhende Thätigkeit des Richters durch keinerlei Anträge irgendwie be: 
ſchräukt, Tondern der Richter ſucht feftzuftellen, was geicheben ift, nicht aber, ob irgend 
ein bejtunmtes Berbrechen begangen ıft. Gibt mithin beiſpielsweiſe die Vermuthung, daß 
ein Diebftahl ftattgefunden habe, Veranlaſſung zu einer Unterſuchung, als deren Er— 
gebniß ſich herausftellt, daß zwar fein Diebftahl, wohl aber eine Falſchmünzerei 
ftattgefunden habe, fo geht der Unterfuchungsrichter dieſem Berbredyen, von deifen Exiftenz 
ihm erſt bei der wegen eines ganz anderen Berbrechens veranlagten Unterfuchung Kennt— 
nif geworben ift, ebenſo nad, als ob er gleich anfänglich die Unterfuchung wegen der 
Falſchmünzerei begonnen hätte. Der Unterfuchungsrichter ift hinfichtlih des Umfanges, 
welchen die Unterfuchung erlangt, am irgend welche Anträge nicht gebunden. Und ebenſo 
werig ift dies der Fall binfichtlich der Art und der Zahl der Kenntnifguellen, der Be— 
weismittel, welde der Unterfuchungsrichter zu benutzen für gut findet. Er ıft nicht 
auf dasjenige Material befehräntt, welches ihm von irgend einer Bartet dargelegt wird, — 
und dies um fo weniger, als es ja im Unterſuchungsproceß gar feine Parteien im pro= 
ceffualifchen Sinne des Wortes gibt — ſondern er fucht auf eigene Veranlaſſung bin 
das geſammte, zur Aufklärung dev Sache dienende Material zu beſchaffen und nur infos 
weit ift er Darin beichräntt, als ihm durch die Procefigefege die Benugung diefer oder 
jener Beweismittel oder eine beftunmte Art ihrer Benugung unterlagt if, Beichränfungen, 
weldye übrigens mit dem Wefen des Inqutfitionsprocefies gar nichts zu thun haben, ſon— 
dern ebenfo gut auch bei dem Anklageproceß vorkommen können. 

Der Anflageproceß weiſt dagegen dem Richter eine volllommen andere Stellung an. 
Nicht der Richter hat die Wahrbeitserforichung zu bewirten, fondern dies iſt Sache der 
Parteien. Der Anflageproceß fett zu feiner Eriftenz die Eriftenz zweier Parteien, des 
Klägers und des Verklagten, voraus. Kläger und Berflagter haben proceſſualiſche Rechte 
und zwar gleiche proceijualiiche Rechte, d. h. es iſt weder der Kläger vor dem Ber- 
flagten, noch auch der Verklagte vor dem Kläger begünftigt. Der Kläger behauptet, 
daß ein beftunmtes von ihm in der Strafflage bezeichnetes Verbrechen und zwar von dem 
in der Strafflage bezeichneten Angellagten begangen fe. Und daß dem fo jet, Dafür 
bringt der Kläger dem Richter die Beweismittel bei. Ueber diefe von dem Kläger bei— 
gebrachten Beweismittel hinaus bat der Richter fein Matertal, um die Begründung Der 
Anklage zu prüfen; er felbft namentlich hat nichts zur Wahrbeitserforihung zu thun, 
auch nicht Durch Fragen, welche er an den Angeflagten oder an Zeugen richtet — er 
bleibt an dasjenige Material gebunden, welches die vor ihm verhandelnden Parteien ber- 
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ausftellen. Der Berflagte iſt nicht Object der Unterſuchung, Daher auch nicht verpflichtet, 
irgend ein Geſtändniß abzulegen, Jondern er hat das Recht, abzuwarten, ob ihm ſeitens 
des Anklägers der Beweis der Schuld geführt werben wird. Die Verhandlung felbft 
bleibt auf den in der Anklage geltend gemachten Straffall beſchränkt, darf aljo nicht 
auf einen anderen im Yaufe der Verhandlung etwa ſich herausitellenden weiteren Straf: 
fall ausgedehnt werben; wogegen der im der Anklage bezeichnete Straffall unabhängig von 
den etwaigen Anträgen der Parteien von dem Nichter behandelt wird, ſowohl hinſichtlich 
feiner juriftiichen Qualification — der Richter kann aljo beiſpielsweiſe megen Betrugs 
verurtbeilen, während die Anklage die That als Diebftahl qualificirte — wie auch hin= 
jichtlih der Höhe des Strafantrages, es kann mithin der Richter auf eine höhere 
als die von dem Ankläger beantragte Strafe erkennen, Denn auf denjenigen Straffall, 
welcher in Folge der erhobenen Anklage von dem Nichter verhandelt wird, joll ver 
Richter das gejeglich beftehende Strafrecht anwenden und find die Anträge der Parteien, 
welche in Bezug hierauf erfolgen, lediglich als gutachtliche Aeukerungen der Parteien aufs 
zufaffen, durch welche in feiner Weife das beftehende Strafrecht, wie e8 durch den richter= 
lichen Ausipruch zur Geltung fommen fol, mobificirt werden darf. Daß dem fo ift, 
rührt aber daher, daß der Strafproceh im öffentlihen und nicht im Intereſſe der 
Parteien geführt wird. Aus dieſem Grunde ift es denn aud) nicht zuläflig, die Frage, 
ob eine Anklage erhoben, wie die erhobene Anklage vor dem Richter zu beweiſen fei, von dem 
Willen einer Privatperfon abhängig zu machen; vielmehr verlangt ‚das öffentliche Intereſſe, 
um dejjen willen der Strafproceh geführt wird, auch die Eriftenz eines öffentlihen 
Anklägers. Diefer braucht übrigens keineswegs die. Möglichkeit des Auftretens eines 
Privatanklägers gänzlich auszuichliegen, Denn ift e8 auch richtig, daß Durch jedes Ber: 
brechen das öffentliche Intereſſe verlegt wird, jo ift es keineswegs richtig, Daß Durch jedes 
Verbrechen nur das öffentliche Intereffe verlegt werde; vielmehr gibt es eine nicht uns 
beträchtliche Anzahl von Verbrechen, welche direct auf die Verlegung einer Privatperjon 
gerichtet find, und bei denen die allgemeine Nechtsordnung, der Staat, das öffentliche 
Intereffe, oder wie man ſich ausdrüden will, nur mittelbar durch die der PBrivatperjon 
zugefügte Verlegung in Mitleidenfchaft gezogen werben, Bet Fällen diefer Art wird es 
zwar auch immer nöthig fein, daß die Verfolgung unter allen Umftänden, alfo durch den 
öffentlichen Antläger ftattfindet, falls die durch das begangene Verbrechen verlegte Privat— 
perſon ſelbſt nicht die Strafflage erheben will. Wäre diefes aber der Fall, jo wiirde au 
fich fein Grund vorhanden fein, die Erhebung der Strafflage durch die verlegte Privat- 
perfon auszufhließen und könnte höchftens geltend gemacht werden, daß die Privatperfon 
es nicht jo gut wie der öffentliche Ankläger verftehen werde, die Anklage zu begründen 
und durchzuführen — was imdeflen keineswegs überall der Fall fein würde — aber 
durchaus ungerechtfertigt ift e8, das Anflagemonopol des öffentlichen Anklägerd To weit 
auszudehnen, daß die Erhebung der Strafflage durch den Verletzten auf feine Koften und 
Gefahr auch dann ausgefchloffen bleibt, wenn der öffentliche Anflüger die Strafklage zu 
erheben ſich nicht in der Yage ſieht. Ebenſo aber, wie der accufatoriiche Strafproceh die 
Eriftenz des öffentlichen Anflägers nothwendig macht, muß derjelbe auch die Parteien in 
die Yage ſetzen, Das volle Beweißmaterial dem Nichter vorlegen zu können. Aus dieſem 
Grunde kann der accuſatoriſche Strafproceß feines derjenigen proceffualifchen Zwangsmittel 
entbehren, welche für den Strafproceß überhaupt erforderlih find, Nur wird im Ans 
flageprocei Die Anwendung dieſer Zwangsmittel nicht Sache des Nichters, ſondern Sache 
ver Parteien fein, melde indeſſen diefe Zwangsmittel nicht nad) eigenem Belieben, ſondern 
nur nad voraufgehender Erlaubniß eines richterlihen Beamten vornehmen, welder 
Die Zuläffigkeit des Zwangsmitteld mit Rückſicht auf Die einzelnen Verhältniſſe des 
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sinzelnen Falles zu prüfen bat. In der Praxis geftaltet ſich dann Die Sadıe jo, dat 
die betreffende Partei, Anfläger oder Angellagter, bei dem Richter Die Vornahme Des er— 
forderlichen Zwangsmitteld beantragt, und daß der Nichter dieſem Antrage Folge gibt, 
falls die geſetzlichen Voransfegungen zur Amvendung dieſes Zwangsmittels vorliegen. 

Wäre mın unfer heutiger Strafproceß ein accuſatoriſcher Proceß, jo dürfte das In— 
ftitut des Öffentlichen Anklägers demfelben nicht fehlen. Nun nimmt man wohl an, daR 
der öffentliche Anfläger vorhanden fer, weil der Staatsanwalt vorhanden it. Doch aber 
muß es betont werden, daß die heutige Staatsanwaltichaft etwas wejentlich anderes iſt, 
als der öffentliche Ankläger, und daß, falls der beitehende Strafproceh ein accujatori= 
ſcher Strafproceh werben joll, dDiefes ohne eine Reform des Inſtituts der Staatsanwalt: 
ſchaft nicht möglich fein wird. 

Das Inftitut der Staatsanwaltſchaft iſt dem franzöfiichen Rechte entnommen und 
eriftirte bier bereits, ald das ftrafprocefjualiiche Berfahren noch durchaus nach den Grund— 
fügen des Inquifitionsproceffes geregelt war. Der Richter brauchte demnach nicht auf 
den Strafantrag des Staatsanwaltes zu warten; ev begann das Verfahren, wenn ihm 
ſelbſt hiezu Beranlaffung zu ſein ſchien. Der Richter jammelte Das Beweismaterial 
gegen den Angeſchuldigten und, fomeit Died der ältere Ffranzöfiiche Proceß nothwendig 
machte, auch für denielben. Die Staatsanmwaltichaft ministere publie) hatte daber im 
Strafproceffe, wie auch an anderen Stellen, lediglich die Aufgabe, darüber zu wachen, 
daß fo verfahren, daß jo erfannt werde, wie dies entiprechend den Geſetzen gejcheben follte. 
Der Staatsanwalt fürderte die Unterſuchung (Daher die Bezeichnung: promovens inqui- 
sitionem), indem er Die Beobachtung der Geſetze überwachte. Da zu dieſem Zwede der 
Richter ebenfalls thätig zu ſein hatte, jo war die Staatsanmwaltichaft neben den Richter 
geftellt, um im Intereſſe des Geſetzes bald gegen, bald für den Angelchuldigten einzutres 
ten, je nachdem der Angeſchuldigte ſelbſt oder die gegen ihn veranlaßte Verfolgung nach 
der Anfiht des Staatsanmwalts die größere Berechtigung zu haben ſchien. Als dann 
ſpäter dem franzöfifchen Proceß einzelne Formen des Anklageproceſſes gegeben wurden, 
ging man nicht jo weit, einen befonderen öffentlichen Ankläger aufzujtellen, neben welchen 
die Staatsanwaltſchaft nach wie vor die Möglichkeit gehabt hätte, bald den Ankläger, bald den 
Angeflagten im Intereſſe Des Geſetzes zu umterftügen, jondern man beſchränkte ſich dar— 
anf, Die Partei des Anklägers ald vorhanden lediglich zu fingiren und den Staats— 
anmwalt zu beauftragen, zu Gunſten diefes fingirten Anflägers dann zu interpeniren, wenn 
er im Rückſicht auf die beftchenden Geſetze dafür haften follte, daß die Partei des fingirten 
Anklägers die beifer berechtigte ſei; jellte ev Dagegen finden, daß die Partei des Ange— 
klagten die beifer berechtigte wäre, jo folle er zu Gunften des Angeklagten interveniren. 

Dieſes Inftitut der Staatsanwaltichaft wurde nun in Dentichland recipirt. Auch 
hier ift der Staatsamwalt nicht Partei, ſondern er intervenirt lediglich zu Gunften der 
beifer berechtigten Partei. Er verfolgt, wen er für ſchuldig hält, aber nur jo lange, als 
Dies der Fall; überzeugt er ſich von der Nichtichuld des von ibm Verfolgten, jo inter— 
venirt er zu Gurſten des Verfolgen und ftellt demgemäß die dieſem günftigen Anträge ; 
8 Liegt in ſeinem Amte, Berurtbeilung ſowie Freiſprechung Des Angefchuldigten zu be— 
antragen; und nicht minder ift ev befugt, zu Gunſten des Verurtheilten, wie zum Nach— 
theile des Freigeſprochenen Rechtsmittel einzulegen. Wenn es in einem neueren beutichen 
Proeeßgeſetze heißt: „Die Staatsanwalticaft bat Darüber zu wacden, daß bei dem Straf— 
verfahren den geſetzlichen Vorichriften überall genügt werde”, jo zeigt eine ſolche Beſtim— 
mung, daß die Stantdanwaltichaft nur ein neben dem Nichter ſtehendes Yroceffualifches 
Organ ift, und als foldhes dem Nichter gegenüber nicht als Partei gedacht wersen kann. 
Um dieſes feftzuftellen, wäre e8 daher auch gar nicht nöthig geweſen, in demfelben Eeſetze, 
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aus welchem ſoeben eine Beitimmung angeführt wurde, auch noch die weitere zu treffen: 
„Die Staatsanwaltſchaft ift in ihren Amtsverrichtungen von den Gerichten unabhängig.” 
Und nur darın befteht eine Abhängigkeit der Staatsanmwaltichaft von den Gerichten, Daß 
der Staatsanwalt nicht ſelbſt enticheidet, Jondern darauf beſchränkt it, feine Anträge zu 
ftelen, über welche dann der Richter enticheivet. 

So dürfen wir alfo ſchon aus dem Angeführten das Nefultat ziehen: der heutige 
deutſche Strafproceh kann nicht Anflageprocek fein, weil der Staatsammalt nicht Partei, 
und fpeciell nicht öffentlicher Ankläger ıft, während der Anklageproceß die Eriftenz des 
Anflägerd zu feiner notbwendigen Borausfegung hat. Aber ſelbſt wenn der Staatsanwalt 
nichts meter wäre als der öffentliche Antläger, jo wirde das Weſen des Anklageproceſſes 
es verlangen, daß Der Nichter nicht felbit das zur Wahrbeitserforichung erforderliche Ma— 
terial ſammelt, jondern die Beurtheilung des Straffalles Tediglih auf Das von dem 
Staatsanwalte und dem Angeklagten ihm vorgelegte Material beichränfe. Statt deſſen 
wird aber in dem heutigen Strafprocefje der Richter neben dem Staatsanwälte und dem 
Angeflagten thätig, um die Herbeiſchaffung des zur Aufklärung des Falles erforderlichen 
Materials auch jeınerfeitö zu fördern. Und wollte man auch hievon noch abiehen, jo ers 
fordert doch der Anklageproceß jedenfalld die Eriftenz eines Angeklagten als einer proceſ— 
ſualiſchen Bartei, welche als ſolche berechtigt it, den Beweis der Schuld zu verlangen, 
nicht aber für verpflichtet erachtet werden kann, ſich felbft als Kenntnißquelle benugen zu 
(afien, und welche überdem die gleichen proceflualiichen Nechte wie die anflagende Partei bean— 
ſpruchen darf. Nun ift der Angefchuldigte während der ganzen Dauer der Vorunterſuchung 
nicht im allerenifernteften Partei, ſondern gerade jo ledigliches Unterjuchungsobject, wie 
ſich -Diejes der frühere Unterfuchungsproceß nur irgend wünſchen fonnte, und erft nach Ab- 
ſchluß der Vorunterſuchung beginnt er, Angeflagter zu fein. Aber nachdem cr Died ge 
worden, it er als Partei gegen den Etaatsanmwalt in mancher Beziehung zurückgeſetzt und 
dem Richter gegenüber in der Yage, ſich ausfragen und durch Inquiriven zu einem Ge— 
ftändniffe nöthigen zu laſſen. Wollte ein Angellagter der Befragung des Richters in der 
Hauptverhandlung mit der Erflärung entgegentreten, daß er feine Antwort geben, jondern 
den Beweis abwarten werde, jo würde ein derartig unerhörtes Auftreten des Angeklagten 
im günftigften Falle jo aufgefaßt werben, als ob derjelbe zur Befeitigung Des gegen ihn 
erhobenen Verdachts nichts beizubringen babe. Auch heute noch erachtet man den Anz 
geflagten für verpflichtet, die ihm von dem erfennenden Richter vorgelegten Fragen wahr: 
heitsgemäß zu beantworten und jo das Gericht bei der Wahrheitserforichung zu une 
terftügen. 

Wenn nun aber aud eine beworftehende Proceßgeſetzgebung den Accuſationsproceß 
conjequent durchführen wollte, jo wird diefer doch immer auf Das Hanptverfahren bes 
ſchränkt bleiben. Zwar fehlt es nicht an Stimmen, welche aud für die Vormterfuchung 
die accuſatoriſche Form des Verfahrens durchgeführt wiſſen wollen. Es jcheint jedoch Diele 
Forderung auf einen Mißverſtändniſſe zu beruhen. _ 

Denn die Vorunterfuhung behandelt lediglich die Frage, ob eine Anklage zu erheben 
ift, d. h. ob ein Strafverfahren beginnen ſolle. Das Etrafverfahren felbit beginnt erſt 
mit der Erhebung der Anklage. Bis dahin ift es ja noch fraglich, ob überhaupt ein 
Angeflagter eriftiven wird ; und jo lange ein Angeflagtev nod nicht eriftirt, Fehlt auch eins 
der mejentlichiten Vorausſetzungen Des Anklageprocefied. Aber unzweifelhaft würde in 
vielen Fällen die Yorunterfuhung nur dann mit Erfolg geführt werben können, wenn 
gegen den Angeichuldigten mit Handlungen, welche den Gharafter von Angriffs hand— 
lungen haben, vorgegangen wid. Dies ft jelbitwerftändfih überall da der Fall, wo 
Zwangsmittel, wie Verhaftung, Hausſuchung u. ſ. w. gegen den Angejchuldigten in An: 
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wendung gebracht werden. Aber auch ſchon dann wird angriffsweiſe gegen den Angefchul- 
digten vorgegangen, wenn Zeugen oder Sadwerftändige in beweiender Form genen ibn 
vernonnnen werden. um ift es ein allgemeiner proceffualiicher Grundſatz, daß jede Ans 
griffshandlung nur dann gerechtfertigt ift, wenn fie auch die Vertheidigung geftattet. Und 
gegen diefen erften Grundſatz eines jeden Proceßrechts fehlt die gegenwärtige Organifation 
der Vorunterfuhung. Es ift zuläffig, den Angeichuldigten zu verhaften, Hausſuchung bei 
demjelben vorzunehmen, Zeugen und Sachverſtändige gegen ihn nicht blos informatoriſch 
fondern auch eidlich abzuhören, ohne daß es dem Angefchuldigten ermöglicht würde, ges 
gen irgend eine diefer Angriffshandlungen ſich vwertheidigen zu können. So lange die 
jenigen Behörden, weldye die Borunterfuhung zu führen haben, bei ee den Ange: 
ſchuldigten ungeſchoren laſſen, mögen fie die Anklage vorbereiten, wie es if _ — 
dünkt; ſobald aber die Vorunterſuchung Angriffe gegen den Angeſchuldigt T 

Diefem dad volle Recht ter Vertheidigung gewährt m-rden. Wenn man hiergegen unsen= 
det, daß die Angriffshandlungen in der Vorunterfuchung entweder durch den Richter felbft 
over doch unter deſſen Mitwirkung erfolgen, daß mithin der Angeichuldigte fich immer 
unter vichterlihem Schu 2 befinde, jo beweift diefer Einwand zu viel; denn es ftreitet der— 
ſelbe nicht blos gegen Die Vertheidigung in dev VBorunterfuhung, jondern gegen jede 
Vertheidigung. Nicht alſo darauf kommt es an, die Vorunterſuchung aceuſatoriſch zu 
organtfiren, jondern darauf, auch für die Vorunterſuchung die Bertheidigung überall da 
zuzulafien, wo Angriffshandlungen gegen den Angeſchuldigten ftattfinden. 

Der heutige Strafproceß geftattet die Vertheidigung des Angefchuldigten erft nach 
Erhebung der Anklage. Bald ift die Gewährung der Vertheidigung ein weſentliches Er— 
fordernig des Strafverfahrend — in Schwurgerichtsſachen — fo daß alfo, falld der An- 
geflagte jelbft ſich einen Bertheidiger nicht wählt, von Amts wegen ihm ein folder beftellt 
werben muß — bald wird die Vertheidigung nur als zuläffig betrachtet, — fo daß alſo 
ein Bertheidiger nur dann für den Angeklagten auftritt, wenn dieſer ſich einen Verthei— 
Diger gewählt bat, oder um die Zuordnung eines Vertheidigers bittet. 

Der Bertheidiger aber tritt der Negel nach nicht jelbftftändig in die Parteirechte des 
Angeflagten, ſondern er unterſtützt denfelben nur, indem er neben dem Angeklagten die 
Rechte deſſelben auszuführen ſucht. Denn, jo nimmt man an, die Güter, um welde es 
fih in einem Strafprocefie für den Angeklagten handelt, find won fo bedeutſamer Natur, 
daß fein Vertheidiger darüber allen disponiren kann, vielmehr immer dem Angeflagten 
jelbft die Möglichkeit verbleiben muß, für ſich einzutreten. Trifft dieſe Vorausſetzung 
nicht zu, d. h. handelt es ſich Lediglich um geringfügige Strafen, fo fan aud der Ber: 
theidiger die Parteirechte des Angefchuldigten vollftändig wahrnehmen, und ein folder Ber: 
tbeidiger, der nicht neben, ſondern ftatt des Angeflagten den Proceß führt, it Ber- 
treter des Angeflagten und fteht proceſſualiſch dem Gerichte gerade jo gegenüber, als ob 
er ſelbſt Bartei wäre. Die Vertreter find aud in der Nechtömittel= Inftanz ftatt 
der BVertheidiger zuläffig, mitunter, z. B. in der Nichtigfeits = Inftanz, wird nur ein 
Vertreter des Angeflagten zugelafien. 

3. Schriftlihfeit und Mündlichfeit des Verfahrens. Es gibt feinen 
noch jo mündlichen Proceß, in welchem nicht vieles niedergeichrieben, und feinen noch jo 
ſchriftlichen Proceß, in welchem nicht vieles gefprochen würde. So wird beifpielsweile, 
wenn man fich einen auf dem Brincip der Mündlichkeit beruhenden Strafproceß denkt, 
Doch mindeftens die Anklage dem Angeflagten durch ein Scriftftüd — die Anklageſchrift 
— mitzutbeilen, und das Erkenntniß fehriftlich auszufertigen ſein; und in einem ganz 
ſchriftlichen Givilprocefie werden die Zeugen dem fie vernehmenden Richter ihre Ausfagen 
mündlich mittheilen, welche Dann der vernehmende Richter erſt niederichreibt. Die Frage 
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mithin, ob ein procefjualifches Berfahren nad dem Principe der Mündlichkeit oder dem 
der Schriftlichkeit geregelt ift, beantwortet fich nicht nach dem bloßen Vorhandenfein der 
ſchriftlichen Aufzeichnung oder des mündlichen Vortrages in einem Procefie — denn bei- 
des ift im jedem Procefie vorhanden — ſondern lediglich danach, ob die richterliche Ent: 
jheidung auf Grund von Procefacten, oder ob fie erfolgt auf Grund eines vor dem 
ertennenden Richter geführten mündlichen Verfahrens. Für den ſchriftlichen Procef 
gilt ald Princip der Sat, Daß der erkennende Richter nichts weiter weiß als dasjenige, 
was er in den Yleten findet, während für den mündlichen Proceß als PBrincip ber 
Sa gilt, daß, wenn Acten geführt find, der erfenmende Richter von dem Inhalte der 
Acten nichtö wifjen darf, vielmehr feine Kenntnig von der Sache lediglich auf Das von 
es verlangen, 'n mündlihem Bortrage ihn dargelegte bejchränten muß. 

terial ſamme' Strafverfahren iſt in Deutſchland fett den Reformen der Jahre 1848, 
199° 095 Princip der Mündlichkeit; für das Hauptverfahren. anerfannt, mober denn 
allerdings zugegeben werden muß, daß der erfennende Strafrichter, falls in der Vorunter— 
ſuchung Acten zufammengefchrieben find, diefe ehr gut Tennt, und daß Died auch nöthig 
ut, weil, wie unten gezeigt wird, ber erfennende Richter auch z: gleich Inquirent für das 
Hauptverfahren ift, und denmach aus den Vorunterfuchungsactei den Plan für die von 
ihm vorzunehmende Inquifition fich zu entwerfen hat. Die Borunterfuhung tft dagegen 
nad dem Principe der Schriftlichkeit geregelt, da die Bafis des nach beendigter Borunter- 
juhung zu faſſenden Bejchluffes Tediglih in den Borunterfuhungsacten zu finden ift. 
Möglich wäre es allerdings auch, daß auf Grund eines mündlichen Verfahrens die frage, 
ob eine Anklage zu erheben, entjchieden werden könnte ; aber es mag dahingeſtellt bleiben, 
ob dies für die Bebürfniffe der Praris auch nöthig iſt. 

Der gemeinrechtliche Civilproceß ift Durdaus nach dem Princip der Schriftlichkeit 
geregelt, wogegen durch neuere Proceforbnungen aud die Mündlichkeit des Berfahreng, 
wenn auch im verichiedenem Umfange wieder zur Geltung gebracht ift; bald jo, dag mit 
dem jchriftlichen Proceß eine mündlihe Schlußverhandlung verbunden ift, weldye Dann ent= 
weder nur Rechtsdeductionen, oder auch das Borbringen thatlächlichen Materials, zur Er: 
gänzung des in den Schriftjägen beigebraspten enthält ; bald fo, daß der Proceß prin- 
eipiell mündlich iſt, fich aber doch auf gewiſſe jchriftliche Grundlagen ftügt. 

4. Deffentlidkeit des Berfahrens Mit dem Principe der Schriftlichkeit tft 
die Deffentlichkeit des Verfahrens naturgemäß unvereinbar. Das mündliche Berfahren 
braucht aber deswegen, weil 8 mündlich ift, noch nicht ein öffentliches Verfahren zu fein. 
Der Zufammenhang zwifchen Oeffentlichkeit und Mündlichteit des Verfahrens ift daher 
auch nur darin zu finden, daß nur das mündliche Verfahren die Deffentlichtett geftattet, 
und daf die Deffentlichteit ded Verfahrens — tm Civilproceß wie im Strafproceß — nur 
jo mweit reichen kann als die Mündlichfeit exiftirt. Im Strafproceß ift daher nur bie 
Hauptverhandlung, nicht aber die Borunterfuhung öffentlich, und Die der Publication 
ded Erfenntmifjes oder eined Beſchluſſes voraufgehenden Berathungen eines collegialiichen 
Gerichts, ſowie Diejenigen Berathungen, welche zum Zmede der Abgabe des Verdiets von 
den Geſchwornen geführt werden, entziehen ſich ſämmtlich der Deffentlichkeit. Allgemein 
it es anerkannt, daß namentlich mit Rückſicht auf die Eittlichkeit die Deffentlichkeit aus- 
zufchließen oder Doch wenigſtens zu bejchränten je. Wo dieſelbe jedoch ftattfindet, muß 
fie nicht blos für diejenigen Perſonen, welche zufällig einmal in die Gerichtöfigung geben, 
fondern fie muß für Alle vorhanden fein. Dies Refultat kann aber nur erreicht werben, 
wenn die Breffe in der Yage ift, mit VBollftändigfeit wahrbeitögetreu dasjenige zu berich— 
ten, was in der Gerichtsſitzung, ſoweit dieſelbe öffentlich ift, verhandelt wurde. 
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V. Der procefualifche Beweis. 


Es ift ein allgemeiner proceſſualiſcher Grundjag, daß jede der beiden Parteien vor 
dem Richter gleiches Recht habe. Dieler allgemeine Grundja führt dann aud dazu, 
daß feine der beiden Parteien vermöge ihrer Parteiftellung einen größeren Anſpruch hat, 
ihre Behauptung für wahr gehalten zu ſehen, als die ihr gegenüberftehende Partei ; d. h. 
der Richter befindet fid) in der Yage, den Behauptungen des Klägers ebenlo ſehr zu- glaus 
ben, wie denen des Berklagten. Behaupten nun beide Parteien Das Gleiche, To erübrigt 
für den Richter nichts weiter, als auf dasjenige, was Die Parteien ver ihm angeführt, 
das beftchende Recht in Anwendung zu bringen. Sind die Parteien über die That: 
ſachen einig, fo können fie fich nur noch darüber jtreiten, in weldyer Weile das beftehenpe 
Recht auf diefe unter ihnen unbeftrittenen Thatfachen anzuwenden jet; und da der Rich— 
ter das beftehende Recht kennt, fo wendet er daſſelbe an; er entjcheidet den Streit, ohne 
daß es zu eimem proceffualtichen Beweiſe kommt Rechtsſätze, — falls es ſich micht 
etwa um Die Anwendung ausländiichen Rechts handelt — find nicht Gegenftand des Bes 
weiſes. Behauptet Dagegen die eine Partei anderes als Die andere, beftreitet mithin Die 
eine Partei Die Behauptungen der anderen, jo weiß der Richter nicht, auf welde That— 
ſachen er das beftehende Recht anzınvenden bat; ev muß mithin Diele Kenntniß erlangen 
und das Mittel, durch welches ihm dieſe Kenntniß verſchafft wird, it der proceſſualiſche 
Beweis. 

Bewieſen werden alſo nur ſolche Thatſachen, welche unter den Parteien ſtreitig 
ſind. Mithin iſt das Geſtändniß, weil deſſen Exiſtenz den Begriff der ſtreitigen That— 
ſache, d. h. Die Vorausſetzung Des proceſſualiſchen Beweiſes ausſchließt, fein Beweismittel, 
ſondern im Gegentheile ein Beſeitigungsmittel des Beweiſes. 

Doch geſtaltet ſich hier die Sache anders im Civilproceſſe als im Strafproeeſſe. 

Wie oben gezeigt, kommt es im Civilproceſſe nur auf das Herausſtellen der forma— 
len Wahrheit an, d. h. es hat der Richter dasjenige für wahr zu halten, was die Par— 
teien unter ſich für wahr gelten laſſen wollen. Das einzige, was der Richter zu prüfen 
hat, würde nur ſein, ob die ſtreitenden Parteien dispoſitionsfähig ſind und das iſt nicht 
ein Gegenſtand des Beweiſes, ſondern eine Vorausſetzung des Proceſſes überhaupt. Im 
Strafproceſſe dagegen kommt es auf die Ermittelung der materiellen Wahrheit an; es 
tann mithin dasjenige, was die Parteien ſich gegenſeitig zugeſtehen, nicht ſchon um deswillen 
für wahr gelten, weil die Parteien es ſich gegenſeitig zugeſtanden haben. Geſteht dem— 
nach der Angeklagte zu, dasjenige gethan zu haben, was ihm die Anklage zur Laſt legt, 
iſt alſo der Angeklagte geſtändig, jo würde es nicht blos darauf ankommen, zu conftatiren, 
daß ein Geſtändniß abgelegt ſei, ſondern namentlich auch darauf, daß das Geſtändniß 
em wahres ſei, d. h. es wird nothwendig ſein, nicht blos die Exiſtenz, ſondern auch 
die Glaubwürdigkeit des Geſtändniſſes zu prüfen. In ſoweit alſo iſt das Geſtändniß im 
Strafproceſſe ein Beweismittel und iſt nicht wohl abzuſehen, weshalb die Geſchwornen 
zwar über die Glaubwürdigkeit eines jeden Beweismittels, aber nicht über die Glaubwür— 
digkeit des Geſtändniſſes urtbeilen follen, wie Diefes im gegemwärtigen Strafprocefie der 
Kal. Wenn man dies dem englischen Strafgeſetz nachgebildet hat, To ift eben Die pro- 
eeſſualiſche Auffaſſung des Geſtändniſſes im engliſchen Rechte eine andere, ald im deut: 
ſchen, und die Conſequenz jener verichtedenartigen Auffaſſung des Geſtändniſſes fonnte da— 
ber audy für Deutichland nicht maßgebend Tein. 

Aber auch ber dem Vorhandenſein ftreitiger Thatſachen braucht ein Beweis dann 
nicht geführt zu werden, wenn Die beftrittene Thatſache auf Notorietät beruht. No— 


toriſch iſt eine Thatſache, wenn diefelbe gerichtsfundig ift, d. h. wenn dieſelbe der 
Richter kennt, und zwar in ſeiner Eigenſchaft als Richter. Es iſt daher die 
Gerichtskunde auf dasjenige zu beſchränken, mas der Richter bei Vornahme irgend welcher 
amtlicher Functionen fennen gelernt hat umd nicht auf Dasjenige auözudehnen, was ihm 
außeramtlich zur Kenntniß gekommen ift. Hierauf allein beſchränkt fich aber der Begriff 
Der Notorietät nicht, ſondern es ift derſelbe auszudehnen auf ſolche Thatjachen, welche 
allgemein befannt find. Daß vieles der Fall, wird meiſtentheils nicht beftritten werden. 
Geſchieht es und ift namentlich dem Richter ſelbſt dasjenige nicht bekannt, was als all 
gemein befannt gelten fann, fo wird es erforderlich, die Eriftenz der Notorietät ſelbſt 
Darzuthun. Bewieſen wird dann nicht Die von der Partei behauptete Thatſache, jondern 
der Notorietät diefer Thatſache. 

Der Beweis einer Thatſache findet auch dann nicht ftatt, wenn die Geſetze oder die 
Yogif den Richter nötbigen, eine Thatſache deshalb für erwiejen zu erachten, weil eine an— 
dere Thatſache, aus welcher die zu erweilende folgt, erwieſen iſt. CPräfumtion). Bald wird 
dabei jeder Giegenbeweis ausgeſchloſſen (praesumtio juris et de jure), bald ift der Ge— 
genbeweis zuläſſig. So ift es unzuläffig, den Beweis zu führen, daß die von einem Anz 
deren beichworene Thatſache nicht richtig ei, wogegen es zuläflig ift, zu beweifen, daß, 
obwohl ein Kind von der A. geboren worden, während fie mit dem B. verheirathet war, 
der B. dennody nicht Vater diefes Kindes ſei. Denn der Sag pater est, quem justae 
nuptiae demonstrant enthält nur eine praesumtio juris. Bon Diefen praesumtiones 
juris untericheiden ſich die praesumtiones facti oder praesumtiones hominis nur hin— 
fichtlicdh ihrer Beweisfraft. Nach den Grundfägen der ſ. g. geſetzlichen Beweistheorie, 
über deren Bedeutung weiter unten gehandelt wird, Liefert nämlich) die praesumtio juris 
vollen Beweis, während dies bei der praesumtio facti nicht der Fall fein ſoll. Diefes 
Refultat für die Beweistraft der Präſumtionen gründet fid) aber im weſentlichen auf die 
Zuverläffigfeit der Schlußfolgerung ; und daß die betreffende Schlußfolgerung eine zuver— 
läffige fe, das haben dann in einzelnen Fällen, wie z. B. in dem oben angeführten Bei— 
ſpiele, die Geſetze ausdrücklich anerkannt. In anderen Fällen aber, wo dies nicht geſche— 
hen, ſpricht man von praesumtio facti, und es wird dann auf die Individualität des 
Falles anfommen, um zu enticheiden, wie viel derartige praesumtiones facti beweifen 
fünnen. Die Präfumtionen find übrigens für den Strafproceß von ehr viel größerer 
praftticher Bedeutung als für den Civilproceß. Denn dasjenige, was man im Strafpro— 
ceſſe Indicienbeweis nennt, ift nichts anderes als das Fehlen des Beweiſes für Die 
zu erweiſende Thatſache — daß 3. B. NN. eine Sache weggenommen babe — während 
TIhatfachen, aus welden auf die zu bemeifende Thatſache geichloifen werden fann — daß 
3. B. bei NN. Die dem N, geftohlene Sadye gefunden — erwiefen werden. Bei jedem 
Indicienbewerje findet alfo eine Schlußfolgerung ftatt, deren Oberſatz ein allgemeiner Er— 
fahrungsiag — 3. B. wird bei Jemandem eine geftohlene Sache gefunden, jo kann ders 
jenige, bei dem dieſe Sache gefunden, dieſelbe geftohlen haben — deren Unterfag eine 
erwiejene Thatſache iſt — 3. B. nun ift bei NN. die dem N. geftehlene Sadıe gefun= 
den — und deren Schluß auf die zu erweilende Thatfache hinführt — z. B. folglich 
faun NN. die dem N. gehörende Sache geftohlen haben. Die Sicherheit eines Indicien— 
beweifes hängt demnach Davon ab, daß der Oberſatz der Schlußfolgerung auch wirklich 
ein anerkannter Erfahrungsſatz, daß der Unterfag eine erwiejene — alfo nicht blos 
durch eine neue Schlußfolgerung gefundene — Thatſache fei, und daß endlich richtig con— 
cludirt wurde. Und wenn diefe Borausfegungen zutvefien, fo lautet doch Das Beweis— 
vejultat, welches ein Indieium gewährt, immer nur: Folglich kann dasjenige geichehen 
jein, auf deſſen Beweis es anfommt. Deshalb müſſen bei jedem Indicienbeweife mehrere 
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und jo viele ſich gegenfeitig unterjtügende Indicien zufammentreffen, daß ſchließlich aus 
al’ dem gewonnenen „kann“ em „muß’ ſich ergibt. 

Wenn der Richter felbft dasjenige mit eigenen Augen jehen, mit eigenen Händen 
greifen kann, von deſſen Eriftenz die Rechtfertigung eines erhobenen cwwilvechtlichen oder 
ftrafrechtlihen Anipruches ganz oder theilweiſe abhängt, jo findet ein Beweis ebenfalls 
nit ſtatt. Denn dasjenige, was der Nichter in amtlicher Eigenfchaft wahrnimmt, wird 
dadurch gerichtäfundig und ſomit unbeftreitbar. Wenn man daher von einem Bewerömit- 
tel der „Augenſcheineinnahme oder jonftiger finnliher Wahrnehmungen des Richters“ Ipricht, 
To heißt Das nichts weiter, als daß im nicht jeltenen Fällen die Vornahme der Augen: 
ſcheineinnahme durch die Parteien felbft beantragt wird und daß beftimmte Vorſchriften 
jowohl zu dem Zwecke getroffen find, daß der Richter dasjenige auch wirtlic fehe, was, 
wenn er es geſehen, den betreffenden Rechtsanſpruch zu ftügen geeignet ift, wie audy zu 
dem weiteren Zwecke, daß dasjenige, was der Nichter gefehen, für die Dauer gerichts— 
tundig bleibe. 

Ein Beweis findet dann ftatt, wenn dem Richter die Kenntniß einer Thatſache, Die 
er nicht hat, durch die Thätigkeit der Parteien (Beweisführung) vermittelt wird. 
Dazu bedienen ſich die Parteien der Beweismittel, 

Welches die Beweismittel find, und wie dieſelben benugt werden, iſt weiter unten 
Darzuftellen. Zunächſt kommt 8 darauf an, feftzuftellen, was bewielen werden muß, und 
welche der Parteien zu beweifen bat. 

Was num die erfte Frage anbetrifft, d. h. die Frage, was bewiefen werden müſſe, fo 
it ſchon angeführt, daß den Gegenftand des Beweiſes mur ſolche Thatſachen bilden, welche 
unter den Parteien ftreitig find. Nicht aber erftvedt. fich der Beweis auf alle Diefe 
jtreitigen Thatfachen, fondern nur auf die weſentlichen unter denſelben. Welche That- 
ſachen jedoch umter den ſtreitigen Thatfachen zu den weſentlichen gehören, das beant- 
wortet fich in anderer Weile fir den Civilproceß und in anderer für den Strafproceh. 
Im Civilproceß find nämlich alle diejenigen Thatſachen wejentliche, von welchen die Exi— 
jtenz und die Größe des wermögensrechtlichen Anfpruches abhängt; im Strafproceh find 
dagegen der Regel nach nur diejenigen Thatſachen wejentlicye, won welchen die Eriftenz 
des strafrechtlichen Anfpruches abhängt, wogegen diejenigen Thatſachen, von welchen die Größe 
des ftrafrechtlichen Anſpruches abhängt, nicht bejonders unter Beweis gejtellt werden, dem— 
nach alfo auch nicht für welentliche erachtet werden. Wenn z. B. im Civilproceſſe A. 
gegen B. klagt, daß B. ihm 100 Thaler ſchuldig ſei, und B. zwar zugefteht, vem A. 
Geld ſchuldig zu fein, nicht aber 100 Thaler, ſondern nur 50 Thaler, jo wird die Frage, 
ob 100 Thaler oder ob 50 Thaler unter Beweis geftellt — der Beweis bezieht fich 
alfo in dieſem Falle nicht auf die Eriftenz eines Rechtsanſpruches. Da ja die Parteien 
darın übereinftimmen, daß A. von dem B. Geld zu fordern babe, jondern nur auf die 
Größe deſſelben —; wenn dagegen der öffentliche Ankläger gegen ven X. wegen eines 
von dieſem begangenen Diebftahls die Strafklage erhebt, jo werden nur diejenigen That: 
jachen unter Beweis gejtellt, von welchen die Eriftenz des ftrafrechtlihen Anſpruches, alfo 
die Begehung des Diebjtahls, abhängt, und it dies erwieſen, oder durch Geſtändniß Des 
Ungeflagten der Beweis überflüjfig gemacht, fo wird darüber, ob der Angeklagte zu zwei 
Monaten oder zu zwei Jahren zu vwerurtbeilen, ein Beweis nicht mehr erhoben. 

Diejenigen Thatſachen nun, welche den Gegenftand des Beweiſes bilden, werden in 
einem Satze zufammengefaßt, dem Beweisfate, der freilich je nach der verfchiedenen Art 
des Verfahrens eine verichtedenartige Form annimmt. Im dem Civilproceh findet fich 
dieſer Beweisſatz in dem das erfte Verfahren abfchliegenden Beweisurtheil (vergl. weis 
ter unten) — oder falls der Civilproceß das Beweisurtbeil nicht kennt, in der Beweis: 
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refolution. Im Strafprocefie dagegen wird ftatt des Beweisſatzes die den Geſchwornen 
vorzulegende Frage formulirt, während in nicht Ichwurgerichtlichen Sachen die „thatfächliche 
Feſtſtellung“ die gleiche Bedeutung hat, wie die von den Geſchwornen beantwortete Frage. 

Die weitere Frage aber, nämlih die, wer beweiſen müſſe, ift die frage nach ber 
Bewerslaft. Der heutige Procek beantwortet diefe Frage damit, Daß er derjenigen Partei 
die Beweislaft auferlegt, welche die für die Entſcheidung des Proceſſes wefentliche ftreitige 
Thatſache behauptet hat. „Wer behauptet, muß beweiſen“ — mas indeifen nicht iden- 
tifch ft mit dem Satze: „Der Kläger muß beweilen.” Denn es fünnen Fälle vorkommen, 
in denen der Berflagte, und Fälle, in denen ſowohl der Kläger, wie auch dev Verflagte 
beweiſt; 3. B. 1) A klagt gegen B., weil B. das von A. erhaltene Darlehn im: Be- 
trage von 100 Thalern nicht zurückgezahlt habe. B. beftreitet, Das Darlehn erhalten zu 
baben. Im diefem Kalle behauptet allen A. die ftreitige Thatſache und muß diefelbe 
demnach beweiſen. 2) A. flagt, gegen B., ebenfo wie in dem vorigen Falle; B. antwor= 
tet: Es ift richtig, ich habe von dem Kläger 100 Thaler als Darlehn erhalten, aber ich 
bin nicht verpflichtet, ihm diefelben zurüczuzahlen, da ich eine Gegenforderung in gleichem 
Berrage gegen A. babe. Diefer legteren die Gegenforderung betreffenden Behauptung des 
Berflagten widerfpricht wieder der Kläger. In dieſem Falle geht die ftreitige Behauptung 
von dem Berflagten aus und demnach trifft diefen die Beweislaſt. 3) Auf die gleiche 
Klage, wie in den beiden vorhergehenden Fällen antwortet der Verklagte: Ich beſtreite, 
von dem Kläger 100 Thaler erhalten zu haben; hätte ich fie aber auch erhalten, ſo 
brauche ich fie ibm doch nicht wiederzugeben, da mir der Kläger ebenfalls 100 Thaler 
ſchuldig iſt. Letzteres beftreitet wieder der Kläger. Im diefem Falle muß jedenfalls Klä— 
ger die von ihm aufgeftellte und ſeitens des Verklagten bejtrittene Behauptung bemeifen. 
Selänge ihm diefes und ftände dann dem Kläger nur die umbewiejene Behauptung des 
Beklagten binfichtlih der Gegenforderung entgegen, jo würde Kläger der obfiegende Theil 
bleiben. Deshalb liegt es im Intereſſe des Verklagten, feine Die Gegenforderung gegen 
ven Kläger betreffende Behauptung für den Fall daß der klägeriſche Beweis gelingen follte 
ebenfalls zu beweifen. So beweiſt denn neben dem Kläger auch der Verklagte; jener führt 
den Hauptbeweis, diefer den Gegenbeweis. Auch im Strafproceß ift die Beweislaft unter 
den Parteien vertheilt. Der Antläger muß alles dasjenige beweifen, was zur Begrün— 
dung der Anklage gehört ; er beweift 3. B. durdy den Taufſchein eines Mädchens, daß 
daſſelbe an einem bejtimmten Tage 13 Jahre 11 Monate und 29 Tage alt geweſen, er 
beweift durch Zeugenauslagen, daß der Angeklagte an jenem Tage mit diefem jelben Mäd— 
hen unzüchtige Handlungen vorgenommen habe — es würde damit ein Anfläger, welder 
feinen Strafanfprucy auf die Beſtimmungen des preußiſchen Strafgeſetzbuchs ftütt, alles 
dasjenige bewieſen haben, mas er beweifen muß, um eine Berurtheilung des Angeklagten 
herbeizuführen. Nun behauptet aber der Angeklagte, daß ihm der Umftand, daß das bes 
treffende Mädchen ihr vierzehntes Yebensjahr noch nicht vollendet gehabt babe, unbefannt 
geblieben jet. Diefe Behauptung zu erweiſen tft nun des Angeflagten Sache; er hat Die 
Beweislaft für diefen Strafausichliegungsgrund zu übernehmen. Daß der Nichter bei 
diefem Defenfionalbeweis den Angeklagten ebenfo zu unterftügen bat, wie den Antläger 
bei Führung des Belaftungsbeweifes, folgt aus dem Grundſatz der Gleichheit der Parteien. 
Und diefe Bertbeilung der Beweislaſt im Strafprocelfe findet fi nicht nur bei dem ac= 
cufatorifchen, jondern auch bei dem inquifitoriichen Proceſſe. Der Richter muß diejenigen 
Bewersmiütel berbeilchaffen, weldye Die Schuld des Angeklagten darthun und darf abwar— 
ten, was der Angejchuldigte zum Zwecke feiner Bertheidigung anführt. Aber freilich Toll 
der inquirirende Nichter auch dafür forgen, daß fein Unfchuldiger werurtheilt werde und 
demgemäß wird er dem Angeichuldigten den Beweis des Strafausichliegungs- oder des. 
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Strafmilderungdgriumdes nicht allein überlaffen dürfen, ſondern er wird verpflichtet fein, 
ſobald der Angeſchuldigte eine zu feiner Vertheidigung Dienende Behauptung mit enger 
Wahricheinlichkeit aufzuftellen vermag, dem Grunde diefer Behauptung ſelbſt nachzugehen 
und fo für den Angeichuldigten den Defenfionalbeweis zu führen In einer ähn— 
lichen Stellung wird ſich auch der Staatsanwalt in unſerem deutſch-franzöſiſchen Proceſſe 
befinden, wenn ihm durch das Geſetz vorgeichrieben wird, er habe darauf zu jehen, ſowohl, 
dar fein Schuldiger befreit, wie auch, daß fein Unfchuldiger verfolgt werde; und in einer, 
ähnlichen Yage wird ſich auch der Nichter befinden, und zwar nicht blos der Unter: 
fuchungsrichter, welcher dem Angefchuldigten durchaus To gegenüberſteht, wie der Inquirent 
im früheren Unterſuchungsproceß, ſondern aud der erfennende Nichter Des Hauptverfah: 
rend, da auch ev dazu gebalten ift, dur Inquiriren die wahre Sachlage zu erforicen. 
Diele Umftände bewirken denn, daß die Beweislaft in unſerm beutigen deutſchen Straf: 
proceffe nicht ſo klar vertheilt erſcheint, als Dies beim Borbandenfein eines conjequent 
durchgeführten Anflageproceifes der Fall jein würde. Freilich wird auch bei letzterem der 
öffentliche Anfläger auf Die dem Angeklagten zu Gebote ftehenden Bertheidigungsgründe 
und Entlaftungsbeweismittel Rüdficht nehmen müflen — fragt doch auch jeder veritün- 
dige Advofat feinen Chienten, der einen Anderen verflagen will, ganz gewiß nach den Ein: 
wänden, welche der Berflagte der etwa zu erhebenden Klage entgegenfegen kann — aber 
wenn Died geſchieht, To geſchieht es micht im Intereſſe des Angeflagten, ſondern lediglich 
im Intereſſe der Anklage ſelbſt. Denn nicht darauf kommt es au, daß Anklagen erho— 
ben, ſondern darauf, daß ſie mit Erfolg erhoben werden. Und um zu beurtheilen, 
ob man eine Anklage mit Erfolg werde erheben können, muß man auch berüchſichtigen, 
was der Anzuflagende gegen die Anklage etwa vorzubringen im Stande fein werde; und 
findet der Anfläger, daß der Bertheidigungsbeweis die Anklage zurüdichlagen köunte, fo 
wid er von Erhebung der Anklage zurüditeben, nicht, um den Angeflagten zu ſchützen, 
ſondern um nicht eine erfolgloſe Anklage zu erheben. 

Die Frage ſodann, wie bewieſen werden müſſe, beantworten die ſ. g. Beweis— 
theorien. Man unterſcheidet dem Worte nach zwei verſchiedene Beweistheorien, die 
ſ. g. gelegliche Beweistheorie und die ſ. g. Ueberzeugungstheorie. Der Unter: 
ſchied beider wird durch Folgendes klar werden. Man ſagt ſich: Jede Beweisführung hat 
den Zweck, zu erkennen, was in früherer Zeit geſchehen iſt. Die Wahrheit aber zu er— 
kennen iſt ſchwer und menſchliche Schwäche führt zu Irrthümern. Es entfteht ſoinit Die 
Frage, wie können die Irrthümer vermieden werden? Das Geſetz beantwortet dieſe Frage 
damit, daß es ſich auf die Erfahrung ſtützt, und ſagt: die Erfahrung lehrt, daß ſich 
Irrthümer vermeiden laſſen, wenn für die Beweisführung erſtens nur dieſe beſtimmten 
Beweismittel und feine anderen angewandt werden, wenn zweitens bei der Benutzung 
dieſer für zuläſſig erklärten Bewersmittel auch eine beſtimmte Korn beobachtet wird, und 
wenn drittens Die Wirkung, melde Die zuverläffigen und in zuverläffiger Norm benug: 
ten Beweismittel auf die Ueberzeugung des Nichterd ausüben dürfen, nicht jede beliebige, 
jondern nur dieſe beſtimmte it. Wenn in Diefer Werfe die drei ragen: 1) welche 
Beweismittel dürfen benutzt werden ? 2) welde Formen find bet der Beweisführung zu 
beobachten ? 3) welde Wirkung haben die Beweismittel auf Die Ucberzeugung des Nic: 
ters ? — wenn Diefe Drei Fragen durch Das Proceßgeſetz beantwortet werden, jo anerkennt 
dieſes Proceßgeſetz die geſetzliche Beweistbeorte. Wir wollen nun aber die drei To: 
eben aufgeftellten Fragen nod einmal aufitellen, diefelben aber von einem anderen Pro: 
ceßgeſetze beantworten laſſen. Alſo: 1) Welche Beweismittel Dürfen benutzt werden ? 
Antwort: Darüber beſtimmt das Geſetz nichts, mithin alles und jedes, was, wen auch 
nur für den vorliegenden Fall, als ein zweckmäßiges Wabrbeitserforichungsmittel ſich dar— 
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ftellt. 2) Welche Form ift bei der Beweiserbebung zu beobachten ? Antwort : darüber 
fann ſelbſtverſtändlich das Geſetz gar nichts bejtimmen ; denn will es überhaupt Die 
Form der Beweiserhebung vorichreiben, Jo kann es dieſes mur thun unter der Vorauss 
tegung, daß die zu benugenden Beweismittel ſelbſt beſtimmt find. Wenn dagegen Das 
Geſetz ſelbſt erflärt, es gar micht zu willen, welche Beweismittel vorkommenden Falles 
benugt werden, fo muß es auch Darauf verzichten, die Form der Beweiserhebung vorzu— 
Ichreiben. Es wäre zwar möglich, daß auch im dieſem Falle für einzelne der befannteren 
Beweismittel die Form der Beweiserhebung vorgefchrieben würde; das Geſetz erflärt 
aber, daß es Derartige Borichriften nicht treffen wolle 3) Welde Wirkung übt ver 
geführte Beweis auf die Heberzeugung des Richters aus ? Antwort : Darüber beftimmt das 
Geſetz gar nichts, überläßt Diefes vielmehr der individuellen richterlichen Ueberzeugung. Ein 
Proceßgeſetz nun, welches diefe drei Fragen in der Weile beantwortete, wie dies ſoeben 
angenommen tft, ein ſolches Gefeg anerkennt die |. g. Ueberzeugungstbeorie In 
dem erjteren Falle, dem der geleglichen Beweistheorie anerfennt man Die Reſultate jahr: 
bundertalter Erfahrungen und jucht durch diefelben Sicherheit in die Beweisführung zu 
bringen, geftattet dagegen der Kritit des einzelnen Richters binfichtlicy der Beurtheilung 
der in dem einzelnen Falle worgebrachten Beweismittel nur geringen Spielraum. In dem 
letzteren Falle ftügt man die Sicherheit der Beweisführung lediglich auf die Beurthei— 
Iungsfähigteit des einzelnen Richters ohne irgendwie voraufgegangenen allgemeinen Erfah— 
rungen Bedeutſamkeit einzuräumen. Es iſt nun auch möglich, weder Dem einen noch dem 
anderen Extreme nachzugeben, fondern das Beweisſyſtem jo zu vequliven, daß ſowohl ver 
Beurtheilung des einzelnen Falles durch dieſen Richter, wie auch den allgemein gemachten 
Erfahrungen über die Zuverläffigteit oder Unzuverläfigkeit geführter Beweiſe gebührend 
Rechnung getragen werde. Man kann beifpielsweile beſtimmen: 1) Zuverläſſig follen nur 
Dieje im Geſetze ſpeciell bezeichneten Beweismittel fein und feine anderen; — Died wäre 
ein Satz, welder der gefeglichen Bemeistheorie angehörte — 2) Dieſe zuverläffigen Be— 


meißmittel jollen nur in diefer und in feiner anderen Form bemugt werden — auch Dies 
ſer Satz würde der gefeglichen Beweistheorie angehören — 3). Weldye Wirkung die ges 


ſetzlich zuläfjigen, in geſetzlich vorgeichriebener Form erhobenen Beweismittel auf Die 
Ueberzeugung des Nichters ausüben, das ſoll lediglich von der Beurtheilung des den vor— 
liegenden einzelnen Fall entfcheidenden Richters abhängen — diefer Sat würde der Leber: 
zeugungstheorte angehören. Aber auch dann, wenn die Bewersführung z. B. mie Dies 
eben angenommen wurde, gevegelt tft, Tpricht man von Ueberzeugungstbeorie, fo 
daß bierans erhellt, wie aus dem bloßen Worte nod nicht hervorgeht, wie die Beweis— 
fürung im einem einzelnen Proceßgeſetze geregelt iſt, daß vielmehr, um Dies zu willen, Die 
Kenntniß der einzelnen Beſtimmungen dieſes Proceßgeſetzes erforderlich ift. 

An ſich kann Die eine oder Die andere Beweistheorie ſowohl im Civilproceſſe wie 
auch tm Strafproceſſe anerfannt fein. Denn der Feltftellung der formalen Wahrheit, um 
welche es fich im Givilprocefie handelt, wiirde die umfaſſendſte Anerkennung dev Ueber: 
zeugungstheorie nicht wideriprechen, da das Recht der Parteien, nur dasjenige zu behaup- 
ten und nur dasjenige zu beweiſen, was ihren Privatintereffen am entiprechenpften jein 
möchte, neben der Anerkennung der Weberzeugangstbeorie wohl beftehen bleiben kann. 
Und ebenfo wenig widerfpricht die geſetzliche Bewetötbeorie der Aufgabe des Strafproceſſes 
die materielle Wahrheit zu erforichen, Da die gefeliche Beweistheorie wicht weiter für fich 
behauptet, als daß ohne Beobachtung der im Geſetze aufgeftellten Regeln die Wahrheit 
überhaupt nicht mit Zicherheit ermittelt werden fünne. Aber obwohl dem fo ift, neigt 
man ſich tm allgemeinen Dazu, der geleglichen Beweistheorie eine größere Berechtigung für 
den Civilproceß und der Ueberzeugungätheorte eine größere Berechtigung für den Straf: 
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proceß einzuräumen. Für legteres führt man auch wohl ald Argument die Exiftenz der 
Geſchwornengerichte im Strafprocefie an; und nicht felten hört man Geſchwornengerichte 
und Ueberzeugungstheorie in einen ſolchen Zufammenbang mit einander bringen, ala 
ob eins ohne das andere nicht eriftiren könne. Diefe Auffafjung tft jedoch nicht eine 
berechtigte. Denn, wenn ein Proceßgeſetz beſtimmt, daß nur gewiſſe Beweismittel und 
feine anderen als diefe zuläffig feien, fo wird der Richter andere ald die durch das Ges 
feß für zuläffig erflärten Bemeismittel zur Benutzung nicht zulaffen; wenn das Geſetz 
jagt, daß bei der Benugung der zuläffigen Beweismittel eine beſtimmte Form beobachtet 
‚werden jolle, jo wird der Richter auch in Geſchworneuſachen darauf zu jehen haben, 
daß dieſes geſchehe. Und jelbit wenn das Geſetz beftunmte, daß Beweismittel nur unter 
diefer oder jener Vorausſetzung Glaubwürdigkeit erlangen follten — wie wenn z. B. be— 
ftimmt würde, daß megen Meinetdes oder wegen Hochverrathes nur dann verurtheilt wer: 
den jolle, wenn die übereinftimmmenden Ausfagen zweier Zeugen gegen den Angeklagten 
vorliegen, jo würde dies fein Hinderniß fein — und die Praris des englifchen Nechts 
liefert hierfür den Beweis — dennoch mit einer ſolchen geſetzlichen Beweisregel auch vor 
Geſchwornen zu procediren. 

Die geſetzliche Beweistheorie hat aber noch zu folgenden proceſſualiſchen Erſcheinun— 
gen geführt, Nimmt man nämlid an, daß das Geſetz beftummt, der Nichter dinfe nur 
unter gewiſſen Vorausfegungen von der Wahrheit des zu Erweiſenden überzeugt fein, fo 
kann auch wohl der Fall eintreten, daß dieſen Erfordemifjen zwar nicht ganz, aber doc) 
zum Theil entfprochen ift; woraus man denn ſchloß, der Nidyter werde durch eine ders 
artige Beweisführung zwar theilweife, aber nicht ganz überzeugt fein — was man aud) 
jo ausdrüdt, daß man jagt, es ſei zwar bewieſen, aber es fer nicht vollbewieſen, 
fondern ftatt des vollen Bewerfes fer nur halber oder mehr alö halber, oder we— 
niger als halber Beweis geführt. Es wird das aus folgendem Beifpiel Har: das 
Geſetz beitunmt : wenn durch Zeugen bewiefen wird, joll die zu bemeifende Thatfache durch 
die übereinftunmende Ausjage zweier glaubwindiger Zeugen bekundet werden. Diefem 
Erfordernig werde nun aber nicht genügt, jondern ed werde die zu beweiſende Thatſache 
nur befumdet entweder durch einen glaubwürdigen Zeugen (halber Beweis) vder durch 
einen glaubwürdigen und einen, wenn auch an ſich tauglichen, jo Doc) unglaubwürdigen Zeus 
gen (mehr als halber Beweis) oder endlich nur durch einen und zwar nicht glaubwür- 
digen Zeugen (weniger ald halber Beweis). Etwas, jo nimmt man an, ift aud) bei bal- 
bem und felbft bei weniger als halbem Beweiſe bewiejen, und man kann diefen theilweilen 
Beweis auch nicht ganz unberüdfichtigt laſſen. Für den Civilproceß bedient man ſich dann 
eines noch weiter unten näher zu charafterilivenden Aushülfsmittels, des j. g. nothwen— 
digen Eides, während man im Strafprocejie in der Weile argumentirte, daß man fagte: 
Zur Verurtheilung in die ordentliche Strafe gehört voller Beweis; dieſer ift- nicht ge— 
führt, mithin kann von einer Berurtheilung zur ordentlichen Strafe nicht die Rede fein ; 
aber genug iſt bewieſen, um eine geringere, al8 die von dem Strafgefege beftimmte, d. h. 
die ordentliche Strafe, eintreten zu laſſen; wir verurtbeilen daher zu diefer geringeren, 
d. h. zu einer auferordentlichen Strafe; oder es ift nicht einmal jo viel bewieſen, daß 
ſich die auferordentlibe Strafe rechtfertigen würde, aber das was bewieſen tft, läßt vers 
vermuthen, daß ſich ‚weiterhin noch Beweiſe für Die Schuld finden werben; wir ſprechen 
daher nicht definitiv, fondern nur vorläufig frei (absolutio ab instantia). Dieſe ftraf- 
procefinaliichen Mißbräuche fallen jelbftwerftändlich fort, jobald die Wirfung der benugten 
Beweismittel auf die Ueberzeugung des Richters nicht mehr durch geſetzliche Vorſchriften 
beſtimmt wird — aber auch, wenn derartige Beſtimmungen exiftirten, würde es noch 
immer möglich fein zu Sagen, daß Die Verurtheilung die ausſchließliche Folge des vollen 
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Beweifes fer, daß daher, wo dieſer nicht vorliegt, immer nur Freiſprechung eintreten 
müſſe, niemals aber Verurtheilung zu einer auferordentlicden Strafe oder die absolutio 
ab instantia mit ihrem Damoklesſchwert der von neuem aufzunehmenden Unterfuchung. 


Nachdem bereits oben die Bedeutſamkeit des Geftändniffes, der Präfumtionen, ber 
Indicten, der Augenſcheineinnahme für den Beweis hervorgehoben, bleibt noch iibrig über die 
Beweismittel der Zeugen, der Sachverftändigen, der Urkunden und des Eides das Erfor— 
derlihe anzuführen. Voraufzuſchicken ift dabei die Bemerfung, daß die erften drei der 
genannten Beweismittel dem Civilprocek und Strafproceß gemeinfam find, während der 
Eid als ſelbſtſtändiges Beweismittel ausfchlieglih dem Civilproceß angehört. 

1) Zeugen find Perjonen, welche an der Procekführung unbetheiligt find, und vor 
Gericht über Thatfachen, welche fie jelbft finnlich wahrgenommen haben, ausfagen. Zur 
Ablegung des Zeugniffes find — infoweit das Gejeg felbft hiervon nicht ausbrüdlich 
Ausnahmen gemacht hat, — ſämmtliche Staatsangehörige verpflichtet. Unter Zeugen: 
zwang ift die Anwendung derjenigen Zwangsmittel zu verftehen, welche die Gerichte gegen 
den renitenten Zeugen in Anwendung bringen dürfen, um denfelben zur Erfüllung feiner 
Pflicht zu nöthigen. Es beftehen diefe Zmangsmittel in Geldbußen und Freiheitsentzie— 
hungen. Die Zeugenpflicht felbit enthält aber dreierlei. Erſtens, die Pflicht nad, vor— 
aufgegangener Vorladung vor Gericht zu ericheinen ; zweitens, vor Gericht dasjenige aus— 
zufagen, wonach gefragt wird — d. h. die Pflicht Das Zeugniß abzulegen, welche Pflicht 
fich übrigens nicht blos beichränft auf das fpecielle Beantworten der ſpeciell geftellten Fra— 
gen, jondern ſich auch erftret auf die allgemeine Beantwortung der allgemeinen Frage: 
„Bas willen Ste von der Sache.” Drittend aber enthält die Zeugmißpflicht auch die 
Berpflichtung, die Ausfagen, welche der Zeuge vor Gericht gemacht bat, zu befchwören, 
d. 5. den Zeugeneid zu leiften. Als Zeugen Sollen nur ſolche Perſonen zugelaffen wer: 
den, welche tauglihe Zeugen finds. BVBerdächtige Zeugen können benutzt werden, 
wenn auch ihre Ausfagen einen geringeren Grad von Glaubwürdigkeit haben, als die 
Ausjagen derjenigen Zeugen, denen ein Verdachtsgrund nicht entgegenfteht. Der Unter: 
ichted aber zwiichen den untauglicyen und den verbächtigen Zeugen befteht darin, daß bie 
erfteren, nämlich die untauglihen Zeugen, entweder aus phyſiſchen Gründen — 3.8. 
der Taube kann nicht ausfagen, mas er gehört hat, — die Wahrheit nicht fagen kön— 
nen, oder auß juriftiichen Gründen — 3. B. dem Zeugen find die bürgerlichen Ehren- 
rechte aberfannt, der Zeuge tft früher megen Meinetds verurtheilt — dafiir erachtet wer— 
den, daß fie die Wahrheit nicht Tagen können; während die verbäctigen Zeugen zwar 
die Wahrheit jagen fönnen, diefelben aber aus beftimmten Gründen, z. B. Verwandt: 
ſchaft, Freundſchaft oder Feindſchaft mit einer der Parteien, muthmaßlich nicht jagen 
wollen. Auf zweierlei ift hierbei aufmerffam zu machen. Erſtens darauf, daß ber 
Unterichied zwiſchen verbächtigen und nicht verbächtigen Zeugen nur unter den taug— 
lichen Zeugen gemacht werden kann, daß mithin die Behauptung, ein Zeuge fer ein 
verdäcdtiger Zeuge zugleich die Behauptung involvirt, daß der Zeuge ein tauglicher 
Zeuge ſei. Zweitens darauf, daß die juriftiichen Untauglichfeitögründe und die Ver— 
dachtsgründe einigermaßen in einander verfliehen, was ſich daraus erklärt, daß das „Die 
Wahrheit nicht jagen wollen” Leicht jo intenjiv werden kann, daß es dem „vie Wahrs 
heit nicht jagen können“ gleich zu achten ift. Welches daher die juriftifchen Untauglich- 
keitsgründe, und welches im Gegenfage hierzu die Verbachtsgründe find, darüber kann num 
das einzelne pofitive Proceßgeſetz Auskunft geben. Die Frage darf wenigftens angeregt 
werben, ob es für das Beweisrecht nicht beilex wäre, wenn man die jurifitichen Untaug- 
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lichteitsgründe als abfolute Untauglichfeitsgründe überhaupt aufgibt, und ftatt deſſen die 
Untauglichkeit des einzelnen Zengen für diefe Sache durch richterlihen Beſchluß feſtſtellen läßt. 

2) Die Sahverftändigen (Experten, artis periti) vermitteln dem Richter die 
Kenntniß folcher Dinge, welche nur unter der Vorausfegung fpecieller wiſſenſchaftlicher 
oder technifcher Kenntniß und Erfahrung erfannt werden können. Bald kommt es für Die 
Sachverſtändigen darauf an, ihre Sinneswahrnehmung da eintreten zu laſſen, wo eine 
technisch gelibte Sinneswahrnehmung erforverlih ift — 3. B. ift der vom Verläufer ges 
Lieferte Kaffee Mokha- oder Javalaffee; find die an der Art wahrgenommenen Flecken 
Blutfleden oder nicht — bald darauf, das aud für den ungeübten Sim Wahrnehmbare 
in feinen Folgerungen richtig zu beurtbeilen — 3. B. wie groß ift der Schaden, welcher 
durch einen Hagelfchlag entftanden ; hat die wahrgenommene Wunde den Tod zur Folge 
gehabt oder nicht. — Die urtheilende oder wahrnehmende Thätigleit der Sachverſtändigen 
läßt ſich aber in den meiften Fällen nicht von einander trennen und iſt es Danady für Die 
proceffualifche Stellung des Sadverftindigen gleichgültig, ob er vorzugsweiſe finnlich wahr: 
nimmt, oder vorzugsweiſe urtheilt. Ein Zwang zur Abgabe fachverftändiger Gutachten 
ift, inſoweit derfelbe fich nicht, wie dies beiſpielsweiſe bei den vom Staate angeftellten 
Gerichtöärzten der Fall, auf die Amtspflicht zurücführen läßt, nicht anzuerfennen. Die 
Analogie des Zeugenzwanges genügt nicht, um einen derartigen Zwang zur Abgabe von 
fachwerftändigen Gutachten zu vechtfertigen. Denn Zmangspflichten dürfen durch Auwen— 
dung der Analogie überhaupt wicht erweitert werden, und abgejehen hievon befteht auch 
zwischen den Zeugen und den Sadwerftändigen der jehr erhebliche Unterfchten, daß die 
Zeugen, infofern fie nicht zur Wahrnehmung ausprüdlih herangezogen werden (Urkunds— 
perjonen) ihre Kenntnig von der Sache regelmäßig mur einem Zufalle verdanten und daß 
deshalb der Zeugenbeweis auf die Ausfage derjenigen Perfonen beſchränkt bleiben muß, 
welche zufällig etwas von der Sache wahrgenommen haben, während man fich die Sach— 
verftändigen ausfuchen fann. Aus diefem Grunde wird man auch ſolche Sachverſtändige 
nicht zum Beweiſe benugen, melde, wer fie Zeugen wären, ale verdäcdtige Zeugen 
gelten würden. Die Stellung der Sachverſtändigen im Procefje wird dadurch bedingt, 
daß diefelben Beweismittel find. Und fo wie der Richter überhaupt die Glaubwür— 
digkeit der Beweismittel, bald nach den Grundſätzen der gejeglichen Beweistheorie, bald 
nach den Grundſätzen der Weberzeugungstheorie zu prüfen bat, jo hat er auch zu prüs 
fen, ob die Gutachten der Sachverſtändigen glaubwürdig find. Das fol nicht heifen, daß 
der Nichter die Sache ſchließlich Doch beffer verftebe, als der Sadjwerftändige, ſondern es full 
heißen, daß der Nichter eine Thatjache in Folge des ſachverſtändigen Gutachtens mur dann für 
erwiefen annehmen foll, wenn er durch das Gutachten des Sachverſtändigen überzeugt worden 
ift, wober 8 ganz gleichgültig if, ob der Richter, welcher überzeugt werden foll, ein rechts— 
gelehrter Nichter oder ein Geſchworner ift. Hieraus ergibt fich denn für den Beweis durch 
Zachverftändige, daß die Begründung des Gutachtens ebenjo wichtig tt, wie das Gut— 
achten ſelbſt, ja, daß ein fachwerftändiges Gutachten ohne Begründung proceſſualiſch über- 
haupt nicht denfbar ift. 

3) Wenn durch Urkunden der Beweis geführt wird, jo kommt es darauf an, 
daß Die Urkunde echt iſt und der Inhalt der Urkunde beweifen fann. Was nun den 
Beweis der Echtheit einer Urkunde anbetrifft, jo wird man öffentliche Urkunden von 
Privaturkunden unterfcheiden müffen. Die öffentlichen Urkunden find folche, welche 
entweder von einem Notar, oder von einem öffentlichen Beamten innerhalb feiner 
Competenz ausgeftellt find. Wie umfänglich eine ſolche Urkunde ift, ift natürlich ganz 
gleichgültig — der kurze Präfentationsvermerf auf einer Proceffchrift ift z. B. eine öffent- 
liche Urtunde — und die Form der öffentlichen Urfunde iſt zwar jo weientlih, daß ohne 
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Beobachtung der für dieſe Art der öffentlichen Urkunden vorgeſchriebenen Form, dieſe Art 
der öffentlichen Urkunden gar nicht entſtehen kann; aber die Formen der öffentlichen Urs 
funden find ebenſo verichiedenartig, als die öffentlichen Urkunden felbft es find. Die 
öffentlichen Urkunden haben Präſumtion für ihre Echtheit, d. h. diejenige Partei, welche 
durch eine öffentliche Urkunde beweiſen will, braucht die Echtheit derjelben nicht, Darzuthun, 
vielmehr würde es Sache der Gegenpartet fein, die Unechtheit derjelben zu beweiſen. Auch, 
daß dasjenige Ereigniß, diejenige Thatlache, derjenige Vorgang, welcher in der öffentlichen 
Urkunde befundet wird, der Wahrheit entiprechend ſei — alſo 3. B., daß nicht blos eine 
Forderung ingroffirt fei, ſondern daß, weil eine Forderung ingroffirt ift, auch eine Schuld 
beftanden habe wird bei öffentlichen Urkunden präfumirt, jo daß alfo ein vollftändiger 
Gegenbeweis nothwendig ift, um darzuthun, daß der in einer öffentlichen Urkunde verzeich— 
nete Vorgang der Wahrheit nicht entiprechend ſei. Anf öffentliche Urkunden geftütt kann 
jede der Parteien, gleichwiel von wem die öffentliche Urkunde auögeftellt ift, dasjenige be— 
weiſen, was dur den Inhalt diefer öffentlichen Urkunde fich beweiſen läßt und zwar ift 
dieſer Beweis nach Den Grundſätzen der geleglichen Beweistheorie ein voller Beweis. 
Auch durch Privaturkunden kann voller Beweis geführt werden; im übrigen aber ift 
deren procefiualiiche Stellung eine weientlih andere, als die der öffentlichen Urkunden. 
Zunächſt können nur ſolche Privaturfunden benußt werden, welche von einer der ftreiten- 
ven Parteien ausgeftellt find, micht auch folche, die von dritten Perfonen herrühren — 
Legtere könnten höchſtens im Strafprocefie die Bedeutſamkeit von Indicten erlangen. — 
Würde nämlich beilpielöweile der von A. verflagte B. bei feiner Rlagebeantwortung bes 
baupten: Ich babe dem A. die eingeflagten 100 Thaler zurüdgezahlt, Beweis hiefür ein 
Schriftſtück, im welchem X. erklärt, gejeben zu haben, wie ich dem A. die fraglichen 
100 Thaler ausgezahlt und A. dieſelben eingeftedt; jo würde ein ſolches Schriftitüd 
um deswillen nichts beweiſen, weil Diele jchriftlich nmievergelegte Aeußerung des X. 
ihrer Natur nah ein Zeugniß enthält, welches aber unberüdjichtigt bleiben muß, weil 
es weder mündlich vor den Richter abgegeben, noch auch beeidigt if. Sodann aber hat 
die Privaturkunde nicht wie die öffentliche Urkunde Präſumtion ihrer Echtheit. Es muß 
diefe daher, falls fie von der Gegenpartei beftritten wird, erwiejen werden. Um diejes 
zu thun, bedient man ſich im Civilproceß neben anderen Beweismitteln auch des ſ. g. 
Diffeſſionseides. Es iſt dieſes eine befondere Art des zugeihobenen Eides (jus jurandum 
Jdelatum) und bedeutet berielbe, daß, falls Product (in dem Beweisverfahren heißt Die 
den Beweis führende Bartei der Producent, die dem Beweisführer gegenüberftehende Partei 
der Product) Die Unechtheit derjenigen Urkunde, deren Echtheit er beftreitet, eidlich erhärten 
“Sollte, Producent auf das Beweismittel der Urkunde verzichten wolle. Im Strafprocefje 
tann der Diffellionseid nicht benugt werden, da im Strafprocefie überhaupt jede Art des 
zugeichobenen Eides unzuläſſig ift. Man bedient fih im Strafproceffe neben anderen 
Beweismitteln der Bergleihung der Handichriften (comparatio litterarum) einer Tpeciel- 
len Art des Sadjverftändigen = Beweifes, indem man diejenige Schrift, von welcher es zwei— 
felhaft ift ob fie von dem Angeklagten herrührt, durch Schreibwerjtändige mit einer ſolchen 
Schrift vergleichen läßt, welche unzweifelhaft von dem Angeklagten herrührt. Für bie 
Beweisfraft der echten Privaturfunde it namentlih der Sag: seriptura pro scribente 
non probat — Die Urkunde beweiſt micht zu Gunften ihres Ausftellevg — bemerkens— 
wertb; d. h. dur eine von mir ausgeftellte Urkunde kann ich micht etwas mir jelbit 
Vortheilhaftes, ſondern es kann nur mein Gegner etwas mir Nachtheiliges beweiſen. 
Der Grund hiefür ift ver, daß ich auch Durch meine Behauptungen nichts für mic, aus 
meinen Geſtändniſſen mein Gegner aber gegen mid beweiſen kann. Bon zweifelhafterer 
Bedeutung iſt Dagegen dev Satz: referens sine relato non probat, — wenn in einer 
39* 
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Urkunde (referens) ſich Mittheilungen über den Inhalt einer anderen Urkunde (relatum > 
befinden, fo fol hierauf nichts gegeben, vielmehr die Beibringung jener zweiten Urkunde 
abgemwartet werben. — Zweifelhaft ift diefer Sag, weil die Thatſache, daß die producirte 
Urkunde über den Inhalt einer anderen referirt, nicht in Abrede geftellt werden fan ; 
wie viel dann freilich das Referat felbft zu bemweilen im Stande ift, kann nur mit Bes 
zug auf den conereten all beurtheilt werden. Befindet ſich eine Urkunde, durch welche 
eine Partei beweifen will, im Befise des Gegners oder einer dritten Berfon, fo kann bie 
Edition, die Herausgabe diefer Urkunde, verlangt werden. Der Editions eid ift das 
eidliche Ableugnen des Bejiges der verlangten Urkunde. 

4) Der Eid. Im allgemeinen eriftirt ein Recht auf Wahrheit nicht. Wenn aber 
Jemand verfichert, daß er die Wahrheit fagen werde, und durch Beobachtung beftimmter 
Formalitäten und in feierlicher Weife Documentirt, daß er diefer Verpflichtung nachkom— 
men wolle, fo entfteht hieraus allerdings ein Recht auf Wahrheit. Der Eid ift die Ver— 
ſicherung der Wahrheit deſſen, was eidlich werfichert wird, unter der Beobachtung beſtimm— 
ter Formalitäten. Ohne Eid würde die Beweisführung überhaupt nicht möglich et. 
Zeugen= und Sadwerftindigen = Beweis bafiren auf der Bereidigung der Zeugen, reſp. 
der Sadhverftändigen — bei dem Urfundenbeweife kommt der Diffefjionseid in Betracht ; 
der Zeugen= und Sacverftändigenetd iſt jo eim weſentlicher Beſtandtheil des Zeugen- 
und Sadwerftändigenbeweifes und der Diffeffionseid ift jelbft cin Beweismittel zur 
Gewinnung eines anderen Beweismittel. — Zeugen= und Sadwerftindigeneid gehören 
dem Givilprocefje und dem Strafprocefle an. Ueberall aber, wo der Eid als ſelbſtſtän— 
diges Beweismittel auftritt, erſcheint ev nur im Givilprocefie. Und diefer Procefeid ift 
bald der freiwillige Eid (juramentum voluntarium) bald der nothwendige Eid (jura- 
mentum necessarium). Das Vorkommen des freiwilligen Eides hängt von der beweis- 
führenden Partei ab; und wird Died Beweismittel in der Weiſe benugt, daß nicht der 
Beweisführende ſelbſt ſchwört, ſondern daß er die ihm gegenüberftehende Partei nöthigt, zu 
ſchwören (Eidesantrag, Eidesvelation, jus jurandum delatum). Die Eivesvelation hat den. 
Sinn, daß der Beweisführer (ver Producent, welcher fid) des Eidesantrages als Beweis: 
mittel$ bedient, heißt Deferent, der Product in diefem Falle der Delat) erklärt, er 
werde von der Behauptung einer ihm vom Gegner beftrittenen Thatſache Abftand nehmen, 
falls Delat die Unwahrheit dieſer Thatſache eidlich befräftigen wolle. Diefer Eidesantrag 
kann num folgende Wirfungen haben: 1) Delat acceptirt den ihm zugejchebenen Eid und 
ſchwört denſelben: dann ift die Unwahrheit der vom Deferenten behaupteten Thatſache 
dargetban. 2) Delat acceptirt zwar den ihm zugefchebenen Eid, vermag denſelben indefs 
ſen nicht auszuſchwören; dann ift die Wahrheit der von Deferenten aufgeftellten That— 
fache bewiefen. 3) Delat erklärt, zwar wicht ſchwören, wohl aber die Unrichtigfeit der 
vom Deferenten behaupteten Thatſache durd andere Beweismittel darthun zu wollen (Ges 
wiffensvertretung). 4) Delat ſchiebt den ihm vom Deferenten zugeſchobenen Eid dieſem 
zurück, d. h. Delat überläßt dem Deferenten die Nichtigkeit der von ihm behaupteten 
Thatſachen zu beſchwören (Eidesrelation. Delat wird dabei Referent und Deferent wird 
Relat). Die Eidesrelation bat abgelehen Davon, daß ein referirter Eid nicht von neuem referirt 
werben kann, für den Relaten die gleichen Wirkungen, wie die Givesvelation für den De— 
Iaten. Zweiſelhaft iſt es allerdings, ob Relat zur Gewiffensvertretung greifen dürfe — 
aber das ganze Anftitut der Gewiffensvertretung hat etwas Zweifelbaftes. — Dev not h— 
wendige Eid ift nicht ein Beweismittel, welches in der Hand der Parteien, ſondern ein 
folcyes, welches in der Hand Des Richters Liegt (dev nothwendige Eid wid vom Nichter 
auferlegt), er ift cin Beweismittel, welches niemals für ſich allein vorkommt, fondern 
immer eine voraufgegangene Bewersführung verausfegt, und zwar eine folche, weldye nach 





3.- Der Proceß. 613 


ven Grundfägen der gefeglihen Beweistheorie zu einem vollen Beweife nicht ges 
Führt hat. Findet der Richter, daß Producent mindeftend halben Beweis geführt 
Hat, fo läßt er ergänzungsweile den Beweisführer die Nichtigkeit feiner noch nicht voll 
bemiejenen Behauptung beſchwören (Ergänzungseid, juramentum suppletorium). Erfolgt der 
Schwur, jo ift voller Beweis geliefert; wird der auferlegte Eid nicht gefchworen, fo bleibt 
nicht etwa der halbe Beweis übrig, fondern es ift in ſolchem alle dann gar nichts bes 
wiefen. Die Frage, ob genug erwieſen fei, um den Erfüllungseid zuzulafen, hängt von 
richterlicher Beurtheilung ab; praktiſch wird daher die Frage ganz überflüffig, wie es zu hal— 
ten, wenn gerade halber Beweis geliefert wurde. Der Neinigungseid (juramentum purgato- 
rium) fell dem Producten alsdann gewährt werden, wenn Producent nicht einmal halben 
Beweis geliefert Hat. Es fegt dies aber voraus, daß durch diefen weniger als halben 
Beweis Product in irgend einer Weife verdächtigt worden ſei. Es iſt daher diefe Art 
des nothwendigen Eided wenn überhaupt jo nur bei einzelnen Arten von Sachen Ehe— 
ſachen, Schwängerungsfachen) anerkannt, Schmwört Product den ihm auferlegten Reis 
nigungseid nicht, jo bewirkt dies für den Producenten vollen Beweis. 

Alle in Vorftehendem genannten Eide — Zeugen- und Cadwerftändigeneid mit 
eingeſchloſſen — find ſ. g. aſſertoriſche Eide; d. h. der Inhalt des Beſchwornen Tiegt in 
der Vergangenheit. Man fann auch bejchwören, daß man etwas thun wolle, was noch 
in der Zuhmft Liegt (promiſſoriſcher Eid). Dies geſchieht z. B. bei em Beamten- 
eide Aber gerade, weil Das in dem promiſſoriſchen Eide Veriprochene noch in der Zus 
funft Liegt, it es feinem Umfang und Inhalt nach unbeſtimmt. Proceſſualiſch kann man 
Daher den promiſſoriſchen Eid nur dann benugen, wenn Inhalt und Umfang des Vers 
ſprochenen qualitativ und quantitativ genau beftinmmt if. Beim Manifeſtationseide iſt 
dies der Fall, inſoweit dieſer Eid ein promifforiicher Eid ft. Dem bei dem Manifeſta— 
tionseide wird gejchworen: erftens, daß der Schwörende kein weiteres Vermögen bat, als 
das von ihm bezeichnete, und zweitens, daß er es mitteilen wolle, falls fi noch 
weiteres Vermögen vorfinden follte. Dev Zeugeneid — jelbjt wenn er vor der Verneh— 
mung der Zeugen geſchworen wird — tft immer ein affertoriicher Eid; denn der Inhalt 
des Zeugniſſes Liegt volftindig in der Vergangenheit. 


Vi. Die einzelnen Handlungen des Eivilprocefles in der 
erften Inſtanz. 


Die Reihenfolge, in welcher die einzelnen Procefhandlungen — theils Parteihand- 
ungen, theils richterliche Handlungen — aufeinanderfolgen, laſſen ſich gemeinſchaftlich 
für den Strafproceß und den Civilproceß nicht darſtellen. Für den Gang des civilpro— 
ceſſualiſchen Verfahrens iſt der gemeinrechtliche Civilproceß zu Grunde zu legen. 

Das Berfahren in erſter Inſtanz beginnt mit dem ſ. g. erſten oder vorbereitenden 
Verfahren. Die Parteien ſtellen in demſelben Behauptungen auf, ohne dieſelben zu be— 
weiſen, und der Zweck des Verfahrens iſt, feſtzuſtellen, worüber die Parteien einig ſind, 
und worüber ein Streit zwiſchen den Parteien ſtattfindet. 

Das erſte Verfahren beginnt der Regel nach mit Einreichung der Klagſchrift bei 
dem competenten Proceßgericht. Die Klagſchrift enthält als weſentliche Beſtandtheile zu— 
nächſt denjenigen Rechtsſatz, auf welchen der Kläger ſeinen Rechtsanſpruch ſtützt — z. B. 
jeder Schuldner iſt verpflichtet, dem Gläubiger am verabredeten Termine das erhaltene 
Darlehn zurückzuzahlen. — Da indeſſen der Richter das beſtehende Landesrecht kennt, ſo 
wird es praltiſch meiſtentheils nicht nöthig fein, den Rechtsſatz, auf welchen ſich die Klage 
ftügt, in der Klagſchrift noch beſonders anzuführen. Die Klagſchrift beginnt daher regel— 
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mäßig mit der |. g. Geſchichtserzählung, d. h. mit der Anführung derjenigen Thatſachen, 
auf weldye der Rechtsſatz anzuwenden, und welche Beranlaffung zur Rlageanftellung ges 
geben haben, 3. B. Kläger hat am... . dem Verklagtem 100 Thlr. ald Darlehn ges 
geben und tft biebet zwiichen ihm und Verklagten verabredet worden, daß Berflagter dieſes 
Darlehn am .... zurüdzahlen und bis dahin mit... pC. vwerzinfen folle; Verklagter 
ift diefer feiner Berpflichtung nicht machgefemmen. An die Sefchichtserzählung ſchließt fich 
das petitum, d. 5. Kläger gibt in Form eines Gefuches an, wie er will, daß das End— 
erkenntniß lauten ſolle; 3. B. Ich bitte demnach, Verflagten zur Zahlung von 100 Thlen. 
nebft Zinfen zu... pC. vom. . . am gerechnet, ſowie zur Tragung der Procekfoften zu 
verurtheilen. Das petitum it zwar der logiſche Schluß aus Oberfas Rechtsſatz) und 
Unterfag (Gefchichtserzählung) der Klage; ausdrüdlich ansgeiprochen muß es werden, wegen 
des für civilrechtliche Anſprüche anerfannten VBerzichtörechtes der Parteien. Co gewiß nun 
eine Klageichrift, welde, um bei dem angeführten Beifpiele ſtehen zu bleiben, ftatt 
100 Thlr. — 50 Thlr. forderte, eine unſchlüſſige Klage Tein würde, fo muß es doch dem 
Kläger freiftehen, im petitum zu Jagen: Ich bin zufrieden, wenn Verflagter mir ftatt 100 
Thlr. nur 50 Thlr. bezahlt, und bitte daher, ihn zur Zahlung von 50 Thlrn. zu verurtbeilen. 

Die eingegangene Klage hat der Richter zu prüfen, und ift diefelbe nicht fo fehler 
haft, daß fie von vornherein: zurüdgemiefen werden mug — einzelne Geſetze, 3. B. das 
preußiiche, beftimmen, daß, wenn eine unverſtändliche Klage eingegangen, der Richter einen 
bejonderen Termin „zur Vervollſtändigung und Verkefferung der Klage” anzulegen babe, 
wo dann mit Hülfe des richterlichen Fragerechts, einer Abweichung von der Verbands 
lungsmaxime, die Fehler der Klage verbeffert werden, während die fehlerhafte Klagſchrift 
wenigjtens noch zur Unterbrechung der Berührung Dienfte thut, — ſo theilt er dieſelbe 
dem Berflagten mit und gibt dieſem dabei auf, innerhalb eier beftimmten Frift Die 
Klage zu beantworten. Dies iſt ein procchleitendes Derret, ein Theil der proceß— 
leitenden Thätigkeit des Richters überhaupt und der Gegenfag zur proceßentſchei— 
denden Thätigfeit des Richters, welche fich nicht blos in den Endertenntnifien, londern 
auch in den Zwiſchenerkenntniſſen zeigt. 

Der Verklagte hat das Recht, Die Einreichung der Klagebeantwortungsichrift Bis zum 
Endtermin der Frift aufzuſchieben — der Teste Tag einer Frift heißt Termin, anderers 
ſeits heißt aber auch Termin derjenige Tag, auf welchen der Richter die Vornahme einer 
Procefhandlung, 3. B Termin zur mündlichen Verhandlung, feitgeletst hat — er fann 
fie aber auch früher einreichen, da den Parteien zwar nicht das Necht zufteht, die Friſten 
zu verlingern — nur im einzelnen, vom Geſetze bezeichneten Fällen ift Dies mit Ge— 
nehmigung des Richters möglich — wohl aber, diefelben abzukürzen. Verſäumt der 
Verflagte die Eimeihung der Klagebeantwortungsichrift vor dem Ablaufe der ihm zus 
ftebenden Frift, jo it er, proceflualiich geiprochen, ungehorfam (eontumax), Die Contu— 
maz kann nicht bewirken, daß der Rechtsanipruch des Klägers ımentichieden bleibe; und 
deswegen bat die Contumaz des Berflagten in dieſem Falle die Folge, daß Die Klage 
beantwortung deilelben fingirt, und zwar jo fingirt wird, als ob er alle Anführungen 
des Klägers zuftimmend beantwortet hätte. 

Die Hagebeantweortungsichrift ift die Bertheidigung des Verflagten gegen den Kläger ; 
‚und diefe Verteidigung kann, abgeſehen daven, daß ver Berflagte die Nichtigfeit des 
von dem Kläger aufgejtellten Nechtsfates beftreitet, eine dreifache fein: 1) Verflagter führt 
aus, daß er zur Zeit auf diefe Klage gar nicht zu antworten babe, weil z. B. die Klage 
bei einem incompetenten Gericht angebracht fer, oder der Kläger nicht legitima persona 
standi in judieio babe u. |. w. 2) Verflagter beftreitet Die vom Kläger in der Ge— 
ſchichtserzählung angeführten Thatſachen — 3.2. es ift nicht wahr, daß ich vom Kläger 
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100 Thlr. erhalten babe; es ift nicht wahr, daß id vom Kläger 100 Thlr. als Dar— 
lehn erhalten habe, es iſt nicht wahr, daß ich mit dem Kläger etwas verabredet habe; 
es ift nicht wahr, daß ich die Zurüdzahlung eines Darlehüs mit ihm verabredet habe; 
u. ſ. w. Die Gefchihtserzäblung einer Darlehnsflage Tiefe fih zwar auch kürzer bes 
antworten, indeffen verlangt der gemeinrechtlihe Proceß, daß dasjenige, was der Ver— 
Elagte beftreitet, er punktweife beftreiten müſſe; neuere Procehigefege haben von dieſem For— 
malismus abgefehen. 3; Berflagter führt aus, daß, felbft wenn die Anführungen des 
Klägers richtig wären, derſelbe doch feinen Anfpruch gegen ihn haben würde — z. B. 
als ih Das Darlehn empfing, war ich nicht Dispofitionsfähig; oder: ich habe eine Gegen- 
forderung gegen den Kläger; oder: ich habe das Darlehn zurüdgezahlt. — Die unter 
1) und 3) angeführten Berthetdigungsmittel find Erceptionen; — e8 werden von dem 
Berklagten neue Thatfachen angeführt, und für diefe von ihm angeführten Thatſachen 
liegt dem Verflagten auch der Beweis ob; und hierauf bezieht ſich der Cat reus exei- 
piendo fit aetor, d. h. inſoweit es die Beweislaft anbetrifft, wird der ercipirende Ber: 
flagte ebenjo behandelt, wie der Kläger. — Die unter 1) angeführten Exceptionen wür— 
den den Berflagten nur vorübergehend von dem gegen ihn erhobenen Anſpruch befreien — 
bi8 der Kläger an das competente Gericht ſich gewendet, bis ftatt des Mündels der Vor- 
mund die Klage erhebt — fie heißen deshalb dDilatorifche Einreden; Dagegen würden 
die unter 3) angeführten Exceptionen den PVerflagten für immer von den flügerifchen Anz 
jprüchen befreien; deshalb der Name peremtorifche Einreden. Das Gleiche ift auch 
die Tendenz des unter 2) erwähnten Bertheidigungsmittels. Letzteres unterſcheidet ſich 
aber dadurch von den Exceptionen, daß diefe immer die Anführung neuer Behauptungen 
enthalten, während das Leugnen der Gefdichtserzählung, die |. g. negative Pitiscoutefta= 
tion, niemals das Behaupten neuer, fondern immer nur das Peugnen vom Kläger be 
haupteter Thatſachen enthält. Dilatoriihe Exceptionen, negative Yitisconteftation und 
peremtoriihe Exceptionen ftehen nun in dem Berhältniffe zu einander, daß der Berflagte 
feine Veranlaſſung hat, To lange auf die Behauptungen des Klägers einzugeben, als er 
ſich Durch eine dilatoriſche Einrede ſchützen kam, und daß er erft dann Beranlaffung 
haben würde, von den peremtoriichen Einreden Gebraud zu machen, wenn Kläger die 
Behauptungen der Geſchichtserzählung erwieſen hat. Wollte man aber einen Proceß in 
diefer Weile durchführen, To würde derjelbe jchwerlich jemals zu Ende fommen. Und 
aus dieſem Grunde ift e8 geboten, daß Verflagter alle VBertheidigungsmittel, deren er ſich 
überhaupt zu bedienen gedenkt, in ein und derſelben Schrift, nämlich in ver Klagebeant— 
wortungsichrift zufammenftelle. Der Verflagte führt für den Fall, daß das erfte Ber: 
theidigungsmittel den Dienft verlagen follte, eventualiter das zweite und eventualiter Das 
dritte u, ſ. w. an. Das iſt es, was man unter dem Ausdrucke Eventualmarime ver: 
fteht. Allgemeiner ausgetrüdt, würde das der Eventualmaxime zu Grunde Tiegenve 
Princip lauten: Alles dasjenige, was die Parteien an einer beſtimmten Stelle des Pro— 
ceffes überhaupt vorbringen können, müſſen fie auch an diefer Stelle vorbringen, und 
au fie es nicht, jo können fie es ſpäter nicht mehr nachholen, müſſen vielmehr die Nach— 
tbeile tragen, die ihre Verſäumniß zur Folge hat. Im diefer Strenge wird nun zwar 
dad Princip der Eventualmarıme nicht an allen Stellen des Proceſſes durchgeführt, doch 
aber geldieht Died infomeit, Daß man um der Eventualmarime willen jelbft das Vor: 
bringen von Widerſprüchen nicht ſcheut. Wenn BVerflagter beiſpielsweiſe auf eine Dar— 
lehnöflage in folgender Weile antwortete: 1) dilatoriſche Exception: Ich bin zur Zeit 
noch nicht verpflichtet, das Darlehn zurüdzuzahlen, ſondern erft nach vier Wochen ; 2) nega= 
tive Yıtisconteftation: Ich habe gar fein Darlehn erhalten; 3) peremtoriiche Exception: 
Sch babe das Tarlehn bereits zurüdgezahlt, — jo widkrſprechen ſich diefe Behauptungen. 
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Das ſchadet aber nichts. Verflagter weiß noch nicht, welche diefer Behauptungen er aufs 
geben, bei welcher er ftehen bleiben wird — er hat ſich aber für die Vertheidigung freie 
Hand gefchafft. Hat der Verklagte nichts weiter gethan, als die Geſchichtserzählung des 
Klägers zu beantworten, fo ift der Zweck des erften Verfahrens erreicht — man wei, 
worüber die Parteien einig find, und worüber fie ſich ftreiten. Hat Dagegen Berklagter 
in Erceptionen neue Behauptungen aufgeftellt, jo muß Kläger Gelegenheit haben, fih auf 
biefelben zu erflären. Diefe Erklärung erfolgt in ver Repliffeprift und kann bald nur 
eine Beantwortung der vom Verklagten aufgeftellten neuen Thatſachen, bald auch eine 
Erception der gegnerifchen Exeeptionen enthalten — 3. B. Verflagter hat excipirt: als 
ich mit Kläger den fraglicen Vertrag abſchloß, ftand ich noch in wäterlicher Gewalt ; 
worauf dam die Replifichrift entweder ſich darauf befchränft, diefe Behauptung zu beant- 
worten oder diejelbe noch überdem mit einer Exception zu bekämpfen; 3. B.: „Berflagter 
bat aber, als er nicht mehr unter väterliher Gewalt ſtand, feine Verpflichtung von 
neuen anerkannt”. In legterem Falle wird es nöthig, daß DVerflagter Gelegenheit bat, 
fich auf die vom Kläger in der Replif neu aufgeftellten Thatfachen zu erklären, und das 
geichieht in der Dupliffchrift, mit welcher das erfte Verfahren abſchließt. Das, was die 
Parteien gegenfeitig behaupten, Tiegt nun in den Schriftfägen derſelben vollftändig vor 
und es entfteht die Aufgabe des Richters zunächſt feftzuftellen, worüber die Parteien einig 
find und worüber nit. (Die Herftellung des status causae et controversiae.) Sind 
die Parteien in ihren Behauptungen einig, beſchränkt ſich mithin der Streit auf die recht— 
lihe Auffafjung der vorgetragenen Thatfachen, jo erfolgt jest Schon das Enderkenntniß; 
der ganze Proceß — wenigftend in dieſer Inſtanz — erhält feinen Abſchluß mit dem 
Abſchluß des erften Verfahrens. Sind dagegen zwilchen den Parteien weſentliche Be— 
hauptungen beftritten, jo erfolgt zunächſt — im gemeinredhtlihen Proceß — ein Das End» 
urtbeil worbereitendes Zwiſchenurtheil, das Beweisurtheil. Durch das Beweisurtheil — 
weil e8 ein Zwilchenurtheil, Interlocnt, ift, beißt e8 auch Beweisinterlocut — wird 
das Enderkenntniß von dem Beweife der erheblichen, unter den Parteien ftreitigen That— 
lachen abhängig gemadt. Zu diefem Zwecke firirt das Beweisurtheil den Beweisfag und 
die Deweislaft, bald, mie oben gezeigt, nur für eine, bald aud) für beide Parteien, 
(Haupt= und Gegenbeweis.) 
Das Beweisverfahren beginnt mit der fchriftlichen Beweisantretung. Dieſe befteht 
darın, daß der Beweisfab in einzelne Artifel (Probatorialartifel) zerlegt und für jede 
einzelne Thatſache Das Beweismittel, reſp. die Beweismittel bezeichnet werden. Die Be- 
weismittel können auch für den ganzen Beweisſatz aufgeftellt werben, in welden Falle 
dann die Bemersartifel fortfallen. Die Beweisantretungsfchrift wird Der Gegenpartet zur 
Geltendmachung von Eimvendungen gegen Die in ber Beweisantretung bezeichneten Be- 
weismittel mitgetheilt. Replik und Duplik können folgen. Findet außer dem Haupt— 
beweis noch ein Gegenbeweis ftatt, jo fann zwar die Beweisantretung Des Gegenbeweifes 
mit der Beantwortung auf Antvetung des Hauptbeweifes verbunden werben; es kann 
aber auch eine befondere Antretung des Gegenbeweiſes erfolgen, welche dann wieder Be— 
antwortung, eventuell Replik und Duplik nöthig macht, fo daß, wenn das Glüd gut ült, 
die gemeinrechtliche Beweisantretung nicht weniger als acht Schriftfäge enthalten kann. 
Diefes Beweisantretumgsverfahren ſchließt mit dem Relevanzbeſcheide, einem dev Rechtskraft 
fähigen Zwifchenurtheile — aud Productions =, reſp. Reproductionserfenntmiß genannt — 
in welchem über die Zuläffigkeit und Erheblichfeit der Beweisantvetung entjchteden wird. 
Darauf beginnt das Productionsverfahren. Producent bringt Die Beweismittel 
wirflidhy bet — und Product erflärt ſich auf die Bewerömittel, nachdem er jet erfahren, 
was die Beweismittel darzuthun vermögen. Das Gleiche findet im Falle des Gegen— 
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beweiſes jeitens des Nepropucenten ftatt. Die won einer Partei vorgebrachten Beweis— 
mittel dienen übrigens. nicht allein der beweisführenden, ſondern auch ihrer Gegenpartei ; 
man nennt Died Gemeinschaftlichkeit der Beweismittel, 

Hat nım die Beweisaufnahme ftattgefunden, fo debucren die Parteien fchriftlich dar- 
über, mas für ein Nefultat die Beweisaufnahme ergeben hat. Das ift das ſ. g. Haupts 
verfahren — vier Schriftfäge: Salvationsihrift, Impugnationsichrift, Neplit, Duplit, wo 
möglich ſowohl für den Hauptbeweis, wie auch für den Gegenbemeis. 

Dann folgt das Enderkenntniß, falls es nicht erforberlid wird, das Enderkenntniß 
noch von der Auferlegung eines nothwendigen Eided abhängig zu machen. 


Nehmen wir nun felbft an, daß ein Gegenbeweiß gar nicht geführt wird, jo würde 
doch der gemeinrechtliche Proceß allein in der erften Inftanz nicht weniger als zmölf 
Schriftfäge und drei appellable Exkenntniffe enthalten. Bier Schriftfäge des erften Ver— 
fahrend; dann das Beweisinterlocut; ift dies durch die drei Inſtanzen gebracht, fo 
geht es an das Bemweisverfahren — mit vier Schriftfägen, welche durch das Productions: 
erkenntniß abgeſchloſſen werden; ift auch dieſes durch die drei Inftanzen gebracht, fo folgt 
erft die Beweiserhebung, und falls dieſelbe zu feinen weiteren Schriftfägen Veranlaffung 
gibt, jo kommen doc; jedenfalls noch die vier Schriftfäge des Hauptverfahrens heran, und 
nad dieſen erft das Enderfenntniß, mit welchem, nachdem es die möglichen Inſtanzen 
durchlaufen, endlich der Proceß ſchließt. Wird aber noch ein Gegenbeweis geführt, fo 
fönnen noch weitere vier Schriftfäge im Beweisverfahren, noch weitere vier Schriftfäge im 
Hauptverfahren und noch ein appellables Zwilchenurtheil, nämlich das Reproductions- 
urtbeil, vorkommen. 

Dieſes Verfahren ift zwar höchſt ehrwürdig, aber auch höchit langweilig und die 
Praris umd die neuere Gefeggebung hat Sorge getragen, daſſelbe ven Bedürfniſſen des 
praktiſchen Rechtslebens angemefjen zu geftalten. 

Zu dieſem Zwede hat man beiſpielsweiſe das Productions- und Reproductions— 
erfenntnig in ein procefleitendes Decvet verwandelt, Durch welches angeordnet wird, daß 
die Beweiserhebung ftattfinden folle. Sodann bat man ftatt der Schriftfäge des ſ. g. 
Hauptverfahrens das mündliche Plaidoyer der Barteien treten laſſen, wodurch man er— 
reichte, daß im einer halben Stunde dasjenige abgemacht wurde, wozu die Parteien beim 
Schriftenwechfel etwa ein Bierteljahr gebrauchten. Selbft Das Beweisinterlocut und mit 
ihm jedes appellable Zwiſchenurtheil ift befeitigt worden. Der preußiſche Proceß erreicht 
Died dadurch, daß Das Beweisantretungsverfahren fofort mit dem erſten Verfahren ver- 
bunden werden muß. Es iſt alfo nicht abzuwarten, ob und welche Behauptungen der 
einen Partei ron der Gegenpartet beftritten werden möchten, fondern es ift vorauszuſetzen, 
daß jede Behauptung Widerfpruch finden werde, und deshalb betrachtet man auch nur 
diejenigen Behanptimgen als proceſſualiſch zu berüdfichtigenvde Behauptungen, welche fofort 
durch Beweismittel unterftügt find. Zwei, drei, höchſtens vier Schriftfäge enthalten ſo— 
mit alles, was der gemeinrechtliche Proceß in den Schriften des erften Verfahrens bes 
Beweis- und Gegenbeweisverfahrens enthält. Ein richterlihes Decret ordnet ſodann die 
Deweiserhbebung an, und an diefe ſchließt fich das mündliche Plaidoyer der Parteien, 
worauf Das erfte und zugleich) das letzte Urtheil der Inſtanz erfolgt. Im den ſ. g. Ba— 
gatellprocefien — Werth des Streitobjected unter 50 Thlen. — ift das Verfahren noch 
mehr abgekürzt. Der gemeinrechtliche Proceß kennt nämlich ſchon eine Art der ſ. g. 
ſummariſchen Proceffe, bei welchen man von der Anfchauung ausging, daß, wenn ber 
Kläger feinen Anſpruch auf Beweismittel geftütt habe, gegen welche, wie 3. B. gegen 
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eine bypothetarifche Eintragung ſich nicht wohl etwas vorbringen laffe, daß dann Ber- 
flagter auch wohl nichts zu feiner Vertheivigung haben werde. Demnach erließ man uns 
mittelbar auf die Klage einen richterlichen Befehl, ein richterlihes Mandat am den 
Berflagten, wodurch dieſem aufgegeben wurde, die Forderung des Klägers zu erfüllen 
(Mandatsproceß). Das iſt in Wahrheit nichts anderes, als ein Erkenntniß vor dem 
Gehör des BVerflagten, eine procefjualiihe Anomalie, die ſich indeffen dadurch rechtfertigt, 
daß man annehmen durfte, Berklagter werde in den Fällen, in denen der Mandatsproceß 
für zuläffig erflärt wurde, zu feiner Bertheidigung nichts zu jagen haben. Täuſchte man 
ſich in diefer Annahme, jo wurde dem Berflagten das Vertheidigungsrecht nicht entzogen ; 
ver Verflagte erhob Widerſpruch gegen das Mandat und führte denfelben dann in der 
Klagebeantwortungsichrift aus. Auf ähnlichen Anſchauungen bafirt der preußiſche Baga— 
tellproceh. Warum — jo wird erwogen — ſoll man bei joldyen Kleinigkeiten gleidy die 
gefammte proceſſualiſche Formalität in Gang bringen. Bielleicht zahlt Verklagter, wenn 
er ficht, daß es Ernſt wird. Man erläßt alfo auf jede Bagatelltlage das Zahlungs: 
mandat und wartet den Wideriprud des Berflagten ab, und erfolgt derfelbe, jo wird wo 
möglich in einem Termine Klagebeantwortung, Beweiserhebung und mündliches Verfahren 
mit einander verbunden. 

Es follte Hier wenigſtens andeutungsweiſe an einem Beifpiele gezeigt werben, was 
unter dem Ausorude ſummariſcher Procep im Gegenfage zu dem ordentlichen Procefie zu 
verftehen ift. Ueber Weiteres müſſen die ©. 566 angeführten Yehrbüder Auskunft 
ertheilen. 


VI. Die einzelnen Handlungen des Strafprocefles in der 
erſten Inſtanz. 


Für den Strafproceß find zwei Stadien zu unterſcheiden: die Borunterſuchung 
und das Hauptverfahren Die Vorunterfuchung ſoll die Frage beantworten, ob 
gegen eine beftimmte Perſon wegen eines beftimmten Verbrechens die Anklage zu erheben 
jet; das Hauptverfahren ſoll die Frage beantworten, ob der Angeflagte des ihm zur 
Yaft gelegten Verbrechens ſchuldig ſei. 

Soll aber die Frage beantwortet werden, ob eine beſtimmte Perſon wegen eines 
beſtimmten Verbrechens anzuflagen fei, ſo muß zunächſt Feftitchen, daß ein beſtimmtes 
Verbrechen begangen ift. Es werden aljo, genau genommen, während der Vorunter— 
ſuchung zwei Fragen beantwortet: erftens, iſt ein beftimmtes Verbrechen begangen, und 
zweitend, wer bat das Verbrechen begangen? Aber diefe beiden Fragen laſſen ſich 
praftifch nicht in der Weife auseinanderhalten, daß man num aus der Vorunterſuchung 
ſelbſt zwei verfchiedene Stadien — eined zur Feſtſtellung des objectiven, Das andere zur 
Feſtſtellung Des jubjectiven Thatbeſtandes — machen könnte. 

Die Vorunterſuchung iſt entweder eine polizeiliche Vorunterſuchung oder eine gericht— 
liche Vorunterſuchung. 

Die polizeiliche Vorunterſuchung, auch Serutinialverfahren (Ermittelungsverfabren) 
genannt, wird durch den Staatsanwalt ſelbſt geführt, der ſich dabei der Hülfe der ihm 
untergebenen gerichtlichen Polizei bedient. Die gerichtliche Vorunterſuchung führt der Unter: 
ſuchungsrichter, veip. das Vorunterſuchungsgericht (vergl. oben). 

Ob in einem beſtimmten Falle die polizeiliche oder die gerichtliche Vorunterſuchung 
ftattfindet, das wird um melentlicen durch die Procepgefege dahin entſchieden, daß fir 
die Leichteften, zur Gompetenz des Einzelrichters gehörenden Straffälle ausſchließlich die 
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polizeiliche, in den ſchwerſten Straffällen dagegen, in den Schmurgerichtöfachen, die ge— 
richtliche Vorunterſuchung ftattfinden follte. In denjenigen Strafſachen endlich, welche 
zur Competenz der Gerichtsabtheilung gehören, ift es dem Staatsanwalte anheimge— 
geben, ob er das Scrutinialverfahren vorzieht, oder ob er die gerichtliche Borunterfuchung 
beantragen will. 

Auch da, wo die gerichtliche Vorunterſuchung ftattfinden muß, darf Das Unter 
fuchungsgericht nicht auf eigenen Antrieb (ex officio) die Vorunterfuchung beginnen, ſon— 
dern bat hiefür den Antrag des Staatdanmaltes abzuwarten. Selbft da, wo dem Ge— 
richte die Kenntniß von einem begangenen Verbrechen früher zugeht, als dem Staatsanwalt, 
bat dafjelbe zwar, falls Gefahr im Verzuge vorliegt, das Recht des f. g. erften Angriffes, 
d. 5. es kann ohne ftaatdanmwaltlichen Antrag das Erforderliche veranlafjen, um die Spu— 
ren des Verbrechens ficher zu ftellen und des Thäters habhaft zu werden; ift dies aber 
geicheben, fo hat Das Gericht die betreffenden Aeten an die Staatsanwaltſchaft einzuſen— 
den und, bevor weitere Schritte geichehen, den Antrag der Staatsanwaltichaft abzumarten. 
Auch hört die Thätigkeit des Staatsanmwaltes, nachdem derſelbe die gerichtliche Vorunter— 
fuchung beantragt bat, damit nicht auf. Er hat vielmehr das Recht, von jedem Vor— 
gange während der Vorunterſuchung Kenntnig zu nehmen — Recht der Acteneinficht des 
Staatsanwalt während der Worunterfuhung — und alle ihm zur Ermittelung der 
Wahrheit dienlich ſcheinenden Unterſuchungshandlungen zu beantragen. 

Zwangsmittel können bei der polizeilichen Borunterfuhung ebenfo vorfommen, wie 
bei der gerichtlichen Vorunterſuchung; es gibt fein proceffualiiches Zwangsmittel, welches 
ausichlieglih ein Attribut ver gerichtlichen Vorunterſuchung wäre. Aber fein Zwangs— 
mittel, jo wie feine verantwortlide Bernehmung des Angelchuldigten, wie auch feine 
eidliche Zeugenvernehmung fann von dem Staatdanmwalte jelbft vorgenommen werben. 
Wird Daher eine derartige Handlung während des Ecrutinialverfahrens nöthig, jo requi— 
rirt der Staatsanwalt ad hoc das Interfuhungsgericht, welches in diefem Falle mit 
Erledigung der Nequifition feine Thätigkeit beendet, ohne auf das Ganze der Unter 
ſuchung einzugehen. Würden derartige Nequifitionen häufiger erforderlich werben, jo 
kann dieſes in denjenigen Fällen, in denen der Staatsanwalt die Wahl zwifchen Scruti= 
nialverfahren und gerichtlicher Vorunterſuchung bat, die Veranlaffung geben, daß der 
Staatsanwalt das Serutinialverfahren aufgibt und die gerichtliche Vorunterſuchung 
beantragt. 

Der procefjualiiche Unterſchied zwiſchen gerichtlicher VBorunterfuhung und Scrutinial 
verfahren befteht darin, daß letteres durch den Beichluß der Staatsanwaltſchaft, erftere 
durch den Beichluß des Vorunterfuchungsgerichtd beendigt wird. Wenn und jo lange das 
Serutinialverfahren ftattfindet, hängt e8 von dem Ermeſſen der Staatsanwaltichaft ab, 
ob ein Strafprocek ftattfinden wird. Ihrer Erwägung iſt es anheimgegeben, ob die 
Berfolgung einzuftellen oder ob diefelbe weiter fortzuführen fei. Soll erfteres eintreten, 
jo werben die Das Scrutinialverfahren betreffenden Acten bei der Staatsanwaltſchaft repo- 
nirt; geſchieht letsteres, jo beantragt die Staatdanwaltichaft entweder die gerichtliche Vor— 
unterfuchung oder fie erhebt in denjenigen Fällen, in welchen die gerichtliche Vorunter— 
ſuchung fortfallen kann, veip. fortfallen muß, bei dem competenten Gerichte die Anklage. 
Durch das eine ſowohl wie durch das andere wird der Staatsanwaltichaft Die Dispofition 
über die Sache dergeftalt entzogen, daß das Fallenlaffen der Sache nicht mehr von ihr 
abhängt; die Staatsanwaltfchaft kann die erhobene Anklage nicht mehr zuräcdziehen, fie 
tann die beantragte und im Folge des Antrages eingeleitete gerichtliche Borunterfuchung 
nicht ſiſtiren; ift die Anflage erhoben, jo muß das erkennende Strafgericht durch Ertennt- 
niß die Sache erledigen; ift die gerichtliche Vorunterſuchung beantragt, jo muß das Vor— 
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unterfuchungsgericht über die Reſultate der Borumterfuchung beſchließen. Dieſer Beſchluß 
des Vorunterſuchungsgerichts, vor deſſen Faſſung die Staatsanwaltichaft mit ihrem in 
Form eines Antrages gefleiveten Gutachten gehört wird, ift entweder ein Einftellungsbe- 
ſchluß: es fol feine Anklage erhoben werden — oder ein Berweilungsbeichluß : die 
Anklage ſoll erhoben werben. Letzterer, nämlich der Verweiſungsbeſchluß, enthält erftens 
den Auftrag an die Staatsanwaltichaft, wegen eines. beftimmten Verbrechens die Anklage 
zu erheben und zweitens die Bezeichnung desjenigen Gerichtes, bei welchem die Anklage 
erhoben werden joll, vor welches, ald vor das erfennende Strafgericht, die Sache ver— 
wiefen ift. Dieſer Verweiſungsbeſchluß hat denn auch verbindliche Kraft erftens für den 
Staatsanwalt, welcher, jelbft wenn er von der Nichtfchuld des Berfolgten überzeugt fein 
follte, dennody dem Berweifungsbefchluffe gemäß die Anklage erheben muß, und zweitens 
für das erfennende Strafgericht, an welches die Sache verwiefen wurde, welches, ſelbſt 
wenn es nicht das competÄnte wäre, dennoch die Hauptverhandlung beginnen und dann 
feine Incompetenz durch Erkenntniß feftitellen muß. 

Wenn dem Angeklagten die gegen ihn erhobene Anklage zugejtellt ift, erlangt der— 
felbe infoweit Parteircchte, als er fich von jetzt an des Beiftandes eines Vertheidigers be- 
dienen kann und ald er von jegt an das Recht der Acteneinficht erlangt. Während die 
den Belaftungsbeweife dienenden Beweismittel auf der Anflagefchrift ſelbſt bereitö ver- 
zeichnet find, ift es jet Sache ded Angeflagten, die Herbeiichaffung der Entlaftungsbeweis- 
mittel unter Mitwirkung des Gerichtes zu betveiben. Gleiche Rechte mit der Staatsans 
waltjchaft hat hiebei der Angeflagte gewöhnlich nicht. Denn während beiſpielsweiſe die 
von der Staatsanwaltichaft benannten Zeugen von dem Gerichte vorgeladen werben 
müffen, hat das Gericht hinfichtlih der von dem Angeklagten benannten Zeugen zu prüs 
fen, ob die Ausfage eines derſelben, wenn er dasjenige befunden follte, wovon der Anz 
geflagte behauptet, Daß er es werde befunden fünnen, auf das Reſultat der bevorftehenden 
Berhandlung ven Einfluß fein würde. — 

Gehört die Straffache zur Competenz des Geſchwornengerichts, jo erhält der Ange— 
llagte eine Pifte der für den Dienft bei diefer Schmurgerichtsperiode einberufenen Ge— 
ſchwornen, damit er bei der Ausloofung der zwölf, die Geſchwornenbank bildenden, Ge: 
ſchwornen fein Ablehnungsrecht geltend machen kann. 

Nachdem in dem Termine zum öffentlichen mündlichen Verfahren — dem Haupt: 
verfahren — conftatirt it, daß die erforderliche Anzahl von Gefchwornen zugegen, nach— 
dein die Ausloofung der Spruclifte — der Geſchwornenbank — unter Geltendmachung 
des Ablehnungsrechtes feitend des Staatsanwaltes und des Angeflagten erfolgt ift, wird 
der Angellagte von dem vorjigenden Richter befragt, ob er ſich ſchuldig over nicht ſchul— 
dig befenne. Bekennt er ſich Ichuldig und findet der Gerichtshof, daß das Geſtändniß 
glaubwirdig fei, jo geht Die weitere Verhandlung ohne Mitwirkung der Gejchwornen vor 
fich. Im englischen Proceß wird zwar aud ohne Geſchworne in diefem Falle verhandelt, 
Aber die Frage, ob ſchuldig oder nichtſchuldig, wird an den Angeflagten geftellt, che die 
Geſchwornenbank ausgelooft ift. Denn die Geſchwornen find dazu beſtimmt, den Streit 
über Die Schuldfrage zu entfcheiden, und wenn der Angeklagte ſich ſelbſt ſchuldig befennt, 
jo ift fein Streit über die Schuldfrage vorhanden. Das Geſtändniß ift eben nad) der 
Auffaſſung des englischen Strafprocefies fein Beweismittel, deſſen Glaubwürdigkeit zu 
prüfen wäre. Im deutlichen Strafprocefie ift jedoch, wie oben gezeigt wurde, das Ge— 
ftändnig ein Beweißmittel, deſſen Glaubwürdigkeit zu prüfen tft, und dieſe proceſſualiſche 
Auffaſſung mühte richtig zu der Gonfequenz führen, daß die Geſchwornen, welche über- 
haupt die Glaubwürdigkeit der Beweismittel zu prüfen haben, auch die Glaubwürdigfeit 
des Geſtändniſſes zu prüfen berufen würden. Die Prüfung der Glaubwürdigkeit des Ge— 
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fländniffes erfolgt dadurch, daß der vorfigende Richter den Angeflagten vernimmt, und 
aus den Antworten defjelben, allenfalls unter Vergleihung des Geftändniffes mit anderen 
Bemeismitteln, die Anficht erlangt, daß fein Grund vorhanden fei, an ber Glaubwürdig⸗ 
keit des Geſtändniſſes zu zweifeln. 

Erklärt der Angeichuldigte, daß er nichtſchuldig fei, jo würde der accufatorifche Proceß 
den Ankläger anweifen, die Beweismittel des Belaſtungsbeweiſes dem Richter der Schuld- 
frage — alio in Schwurgerichtsſachen den Geſchwornen — vorzuführen; wogegen dem 
Angeklagten, reip. deſſen Vertheidiger, die Wivderlegung des Belaftungöbeweiies und die 
Borführung der Beweismittel des Entlaftungsbeweifes obläge. Der vorfigende Richter 
würde hiebei nur die Yeitung des Verfahrens und die Entſcheidung darüber haben, ob 
dies oder jenes Beweismittel nad den bejtehenden Gefegen überhaupt zuläffig fe. In 
dem engliichen Proceß ruft der Ankläger den Belaftungszeugen auf; der Richter vereidigt 
venfelben und hierauf befragt der Ankläger den Zeugen. Iſt dieſes geihehen, jo befragt 
der PVertheidiger denfelben Zeugen im Intereſſe der Vertheidigung Kreuzverhör). In 
derjelben Weiſe ruft der Vertheidiger die Entlaftungszeugen auf und, nachdem diefelben 
vom Richter vereidigt find, werden fie von dem Bertheidiger vernommen mit Kreuzverhör 
des Anflägere. 

Der deutfche Proceß gefteht zwar auch dem Staatsamwalte und dem Bertheidiger das 
Recht zu, dem Angeklagten ſowohl wie auch den Zeugen Fragen vorzulegen; es geftattet 
derielbe auch wohl das Kreuzverhör, indeſſen ift der Schwerpunkt der Berweiserhebung, 
leineswegs in die Hand der Parteien, ſondern ftatt defien in Die Hand des vorfigenden 
Richters gelegt. Diefer ift Dazu verpflichtet, durch Vernehmung des Angeklagten — deren 
Zwed, wie bei dem Inquiſitionsproceſſe, darin befteht, den Angeklagten zum Geſtändniſſe 
zu bringen, oder wenigftens denfelben in für ihn gravivende Widerfprüche zu verwideln — 
durch Bernehmung der Zeugen, der Sadverftändigen, durch Erhebung jonftiger Beweis— 
mittel, die Wahrheitserforichung herbeizuführen. Wird der Richter hiebei durch Staats⸗ 
anwalt oder Vertheidiger unterſtützt, fo iſt das etwas rein Zufälliges, was ebenſo gut auch 
anders ſein könnte. Unſer heutiger Proceß iſt auch im Hauptverfahren bis zum Schluſſe 
der Beweiserhebung ſo ſehr Inquiſitionsproceß, daß man ſagen kann: Nachdem durch 
die Vorunterſuchung feſtgeſtellt iſt, worauf die Hauptunterſuchung zu richten iſt, und nach— 
dem für die Hauptunterſuchung die Sache ſo vorbereitet iſt, daß dieſelbe ohne Unter— 
brechung bis zu Ende geführt werden kann, findet in dem Hauptverfahren die Haupt— 
unterſuchung Statt. Ausführliche Acten brauchen da nicht mehr zufammengejchrieben zu 
werben, denn der die Schuldfrage entſcheidende Richter — die Geſchwornen — hören Die 
Inquifitton ſelbſt mit am, und der die Rechtsfrage entſcheidende Nichter inquirirt jelbit. 

Diefer legtere Umftand wird für die Stellung des vorfigenden Richters gegenüber 
den Geſchwornen von jehr erheblicher Bedeutſamkeit. Die Gejchwornen werden die ihnen 
geftellte Aufgabe um jo beifer zu löfen im Stande fen, je mehr ihnen das ſachverſtän— 
dige Gutachten eines erfahrenen Richters über feine Auffaffung von der Sadıe zur Seite 
fteht. Iſt von den Parteien vor dem Richter verhandelt worden, ift dev Nichter lediglich 
auf die Yeitung der Verhandlung beſchränkt geblieben, ohne ſelbſt zu inquiriren, ſo ift 
nicht das geringfte Bedenken vorhanden, weshalb der Nichter am Schluſſe der Beweis— 
erhebung den Geſchwornen nicht rückhaltlos feine Anficht über den Werth der von den 
Parteien geführten Beweiſe mittheilen, weshalb er irgendwie mit einen Ausſpruche dar— 
über, wie feiner Anſicht nach das Verdict lauten müßte, zurückhalten ſollte. Hat freilich) 
der Richter und zwar an der Hand von Vorunterfuchungsacten, auf deren Grund die 
Anklageerhebung beſchloſſen wurde, ftundenlang inquirirt, jo fteht Diele feine vorauf— 
gegangene inquiſitoriſche Thätigkeit der Rückhaltloſigkeit feiner Divection an die Geſchwornen 
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entgegen; — mie denn auch der alte Inquiſitionsproceß fagte: der Inquivent darf in ber 
Sache ſelbſt nicht entjcheiden, fondern das muß ein anderer Nichter thun; — und jo 
wird denn aus der Direction, welche der vorſitzende Nichter den engliichen Geſchwornen 
gibt, das franzöſiſche Reſums, welches dem Nichter zwar auch geftattet, alle diejenigen 
Bemerkungen zu machen, welche ihm zur Herftellung eines ſachgemäßen Ausſpruches der 
Geſchwornen geeignet eriheinen, bei welchen indeſſen der Richter dadurch, daß er vorher 
inquirirt hat, factiſch verhindert wird, mit voller Rückhaltloſigkeit feine Ueberzeugung von 
der Sache darzulegen. 

Dieſes Reſumé des vorfigenden Richters findet in der Reihenfolge der proceſſuali— 
hen Handlungen erſt dann feinen Platz, wenn nad dem Schlufie der Beweisaufnahme 
das Plaidoyer des Staatdanwaltes und des Vertheidigers zur Erörterung dev Schulpfrage 
ftattgefunden bat. Dies Plaidoyer ift dem accuſatoriſchen Proceije entſprechend bis auf 
den Umftand, daß der Staatsanwalt auch hier nicht Partei, und auch nicht als Partei 
dem Richter ſubordinirt iſt. 

Wenn mm nad diefem Plaivoyer der Borfigende fein Reſumé gegeben, jo erhalten 
die Gejchwornen Diejenigen Fragen, welde fie mit Ya oder mit Nein zu beant- 
worten haben. 

Die Frageftellung an die Geſchwornen ift eine der am meiften verworrenen Ma- 
terien des deutjch = franzöfiichen Strafprocelied. Es können bier auch nur einzelne Ge— 
ſichtspunkte aufgeftellt werden, mehr für das Verſtändniß deſſen, was geſchieht, als zur 
Verdeutlichung der Grundfäge, nach denen bei der Frageftellung verfahren wird. Man 
jagt alfo, die Geſchwornen jeren Richter der Thatfrage, die vechtsgelehrten Richter dagegen 
Richter der Rechtsfrage. Soll dies heißen, daß alles Thatſächliche, was für die Entſchei— 
dung der Sache von Erheblichkeit fein könnte, durch die Geſchwornen feitzujtellen, daß da— 
gegen alles dasjenige, was juriſtiſcher Natur ift, Durch den rechtögelehrten Richter zu 
erledigen jet, jo würde dies barer Unſinn fein. Denn Thatfachen haben in einem Procek 
überhaupt nur dann Bedeutung, wenn ein Rechtsſatz auf diefelben anzuwenden ift, und 
Rechtsſätze nur dann eine Bereutung, wenn Thatſachen vorhanden jind, auf welche fich 
em Rechtsſatz anwenden läßt. Verftändlich wird die Sade dam, wenn man daran feft: 
hält, daß der Strafprocek zwei Fragen zu enticheiden hat, nämlich erftens: Bat der 
Angeklagte das ihm zur Laft gelegte Verbrechen begangen? oder mit anderen Worten: 
Steht dem Staat der von ihm gegen den Angeflagten geltend gemachte ftrafrechtliche 
Rechtsanſpruch zu? Und im Falle dieſe erite Frage bejaht wird, bleibt noch die zweite 
Frage zu beantworten: Wie groß tft die den Schuldigen treffende Strafe? oder mit ans 
deren Worten: Wie groß it der dem Staate gegen den Angeklagten zuſtehende ftrafredht: 
liche Rechtsanſpruch? Die erfte dieſer beiden Fragen iſt die Thatfrage — richtiger: Die 
Schuldfrage; die zweite iſt die Nechtöfrage. Die Thatfrage kann natürlich nicht ohne 
Kenntniß des Geſetzes — die für Dielen Fall den Gefchwornen durch den Richter ehr 
gut vermittelt werden kann — Die legtere nicht ohne Berüdjichtigung thatſächlicher Ver— 
hältniffe, — Der Strafzumeflungsgründe — erledigt werden. Im deutſchen Strafpro= 
ceffe will man nun den Gefchwornen die Thatfrage nicht unpräparirt vorlegen, ſondern 
verlangt, daß ihnen die Ihatfrage durch Auflöfung der juriftiichen Begriffe in ihre that— 
ſächlichen Vorausfegungen präparirt werde. Dies bat fo lange einen Sinn, ald das 
Strafgefeg ſelbſt beftummte juriſtiſche Begriffe definirt. Wenn beiſpielsweiſe das Geſetz 
den Begriff des Mordes definirt, ſo wird man den Geſchwornen nicht die Frage vorlegen, 
ob der Angeklagte ſchuldig ſei, einen Mord begangen zu haben, ſondern man wird ſie — 
um beiſpielsweiſe die Legaldefinition des preußiſchen Strafgeſetzbuches zu benutzen — fra— 
gen: Iſt der Angetlagte ſchuldig, vorſätzlich und mit Ueberlegung einen Menſchen getödtet 
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zu haben? Will man aber noch weiter gehen und auch ſolche juriftiiche Begriffe „auf: 
Löten“, für melde das betreffende Gefeß feine Pegalbefinition gegeben, fo verfällt man 
rettungslos nicht nur der Willfür, fondern man handelt auch gegen die Intention des 
Geſetzes, welches nur diejenigen Begriffe als Rechtsbegriffe anerkennt, die es felbft und 
zwar Durch die Legaldefinition zu Nectsbegriffen gemacht bat. — Ferner ftellt man den 
Geſchwornen eventuelle, oder aucd alternative Fragen. Das müßte nicht geichehen, und 
zwar müßte dies deshalb unterbleiben, weil man von der Anklage verlangen darf, daß 
diefelbe am Schluffe des Verfahrens wiſſe, mas fie will, und nicht blos, was fie eventuell 
oder alternativ auch wolle. Endlich geftattet man den Geſchwornen, nicht Die ganze 
Frage zu bejahen, fondern dieſes nur mit einem Theile derjelben zu thun, indem einzelne 
der in der Frage enthaltenen Umftände als nicht ermielen bezeichnet werden. So können 
beifpielsmeife die Geſchwornen eine wegen Mordes an fie geftellte Frage dahin beant- 
morten: Ja, der Angeflagte iſt ſchuldig, aber es iſt nicht erwieſen, daß er vorfäglich und 
mit Ueberleaung gehandelt hat. Wenn Die Anflage weiß, was fie will, jo müffen bie 
Geſchwornen entweder Die ganze Frage bejahen, oder, wenn fie dies nicht können, weil ein 
einzelner Umftand der Frage ihnen nicht erwiefen ift, jo müſſen fie die ganze Frage vers 
neinen. Das engliiche Specialverdict ift etwas vollfommen anderes. Ber diefem beant- 
worten die Geſchwornen die Schuldfrage gar nicht, fie antworten weder: Ya, der Ange: 
flagte ift ſchuldig, noch auch: Nein, der Angeflagte ift nicht ſchuldig, Jondern fie Tagen 
nur: Der Angeflagte bat das und das gethan; und wenn ein ſolches Spectalverdict ab- 
gegeben wird, To auterifiven die Geſchwornen den Nichter, Die Schuldfrage auf der Grund: 
lage des Specialverdictes felbft zu beantworten. Das Specialverdiet ift alfe Feine theil- 
weile, ſondern es ift gar feine Beantwortung der Schulofrage. 

Die Beantwortung der den Geſchwornen geftellten Fragen erfolgt in England, jo 
lange das Geichwornengericht dort beiteht, immer durch Einftimmigfeit. In Deutichland 
wird das Geſchwornenverdiet meiftens — Braunichweig fordert Einſtimmigkeit — durch 
Majoritätövotum feftgeftellt. Man wollte damit „Die Ueberzeugung” der Geſchwornen 
reſpectiren. Ermwägt man aber, daß, um die Worte Feuerbachs zu brauden, bie 
Wahrheit in der Sache, die Ueberzeugung im Menfchen Liegt, erwägt man, daß die Ein— 
ſtimmigkeit nicht erzwungen, fondern Geichworne, welde innerhalb 24 Stunden ficy nicht 
einigen fönnen, als untaugliche Geſchworne entlaffen werden, berüdfichtigt man, daß die 
Findung des Verdictd durch zweckmäßigere Fragftellung und Durch geeignetere Mitwirkung 
des Nichters erleichtert werden Tann, jo wird ſich — und die praktische Erfahrung Liefert 
biefür den Beweis — gegen die Einftimmigfeit des Verdictes nichts eimwenden laſſen und 
erft durch dieſelbe das Inſtitut des Geſchwornengerichtes die Garantie erlangen, welche 
darın Liegt, daß die in der Sache Tiegende Wahrheit zu einem einſtimmigen Verdiete 
geführt hat. Am Ichlimmften ift Die Beitimmung derjenigen Gelege, welche bei einer nur 
geringen Majorität der Geſchwornen (7 zu 5) für die Schuld des Angeklagten, dem Ge: 
richtöhofe die Verpflichtung auferlegen, fih der Majorität oder der Mlinorität der Ge: 
ſchwornen anzufchliegen. Das heißt, den Gefchmornen die Möglichkeit geben, ſich von 
jeder VBerantwortlichfeit zu befreien und dieſelbe den Richtercollegium zuzuweiſen. 

Haben die Geſchwornen die ihnen geftellten Fragen beantwortet, jo wird auf ber 
Baſis des Geſchwornenverdietes darüber zwiichen Staatsanwalt und Angeflagtem verban: 
delt, welde Folgen für die Beftrafung des Angeflagten aus dem Geſchwornenverdicte fich 
ergeben; die für die Größte der Beitrafung mafgebenden Strafzumeliungsgründe werden 
dabei aus dem Gange des voraufgegangemen Berfahrens entnommen, ohne daß für die 
jelben eine befondere thatfächliche Feſtſtellung erfolgte. Hierauf befchlieft der Gerichtähof 
über die Strafe, welche von dem Borfigenden publicirt wird. Yautet das Verdiet der 
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Geſchwornen: Nichtſchuldig, jo fällt diefe legte Verhandlung fort und der Borfigende 
des Gerichts verfügt die Freilaffung des Angeklagten. 

In denjenigen Fällen, welche ohne Mitwirkung von Geſchwornen entſchieden werben, 
hat der vechtögelehrte Richter fich felbft diejenigen Fragen vorzulegen, welde er andernfalls 
den Geſchwornen vorgelegt haben würde, und fich diefe Fragen dann ſelbſt zu beantworten. 
Das ift die ſ. g. thatfächliche Feftftellung, welche indeſſen nicht wie das Gejchwornenverbict 
beſonders publicirt, fondern fofort mit den Endurtheile verbunden wird. Die Verhand— 
lungen der Parteien nach Schluß der Beweisaufnahme beziehen ſich daher in dieſen Fäl— 
len zugleih auf die Thatfrage und auf die Rechtsfrage. 


VIII. Die Rechtsmittel. 


Die Mittel, im proceſſualiſchen Wege die Abänderung eines richterlihen Decretes zu 
erlangen — Rechtömittel — beziehen fid) ſowohl auf die procefleitenden, wie auch auf 
die proceßenticheidenden Decrete des Richters. Gegen eritere, die procepleitenden Verfü: 
gungen fann überall von den Parteien Beſchwerde am das höhere Gericht erhoben 
werben. Gegen lettere, gegen die Urtheile — gleichviel ob Endurtheile oder Zwiſchen— 
urtheile gibt es fehr verſchiedenartige Nechtsmittel, verfchiedenartig nicht blos dem Namen, 
fondern aud dem Inhalte und der Wirkung nad). 

Es iſt mun am diefer Stelle nicht möglich, die einzelnen Nechtömittel, jo wie für 
jedes einzelne Rechtsmittel Das Nechtsmittelverfahren, d. h. den Gang des procefjualifchen 
Verfahrens, welcher nach Einlegung eines Nechtsmitteld vor ſich geht, im Detail darzu— 
ftellen. Die Darftellung muß ſich wielmehr hier darauf befchränfen, Die weſentlichſten Ge— 
ſichtspunkte, welche für das Verſtändniß der Rechtsmittel makgebend find, zufammenzuftelfen. 

Iſt eine Partet durch ein richterliches Erkenntniß verlegt, To kann Diejelbe auf zwei 
Wegen durch die erneute Prüfung der Cache durch einen anderen Nichter eine ihr gün— 
ftigere Entjcheidung herbeizuführen erwarten. Entweder nimmt fie an, daß das Procek- 
material in der erften Iuftanz wollftändig und ausreichend geweſen, Daß Dagegen die rich— 
terliche Beurtheilung defjelben nichts tauge. Nichtet man die Rechtömittel von diefem Ge— 
fichtöpunfte aus ein, jo wird fich als Gonfequenz ergeben, daß der Enticheidung des 
Richters der zweiten, veip. dritten Inftanz fein anderes Material zu Grunde liegt, als 
dasjenige, welches auch dem Richter der erften Inftanz zur Beurtheilung vorlag, und mit— 
bin der procefjualiiche Effect des Rechtsmittels darauf beſchränkt bleibt, dag nur dasjenige 
procefjualiihe Material, welches bereits in der erften Inſtanz beurtbeilt worden, nun in 
der zweiten Inſtanz noch einmal beurtbeilt wird. Oder die Partei geht von der Anficht 
aus, der ganze Proceß ſei in der erften Inftanz ſowohl feinem procefjualiichen Material, 
wie auch feiner vichterlihen Entſcheidung nach ſchlecht geführt ; die Partei will daher den 
ganzen Proceß noch einmal von neuem führen. Im dem erfteren Falle wird das Vor— 
bringen neuer Thatſachen und neuer Beweismittel unzuläſſig, in dem legteren Falle voll- 
fommen unbeſchränkt fein. Das jchriftliche Verfahren wird die erſtere wie die Ießtere 
Methode gejtatten ,; das mündliche Verfahren, felbft wenn neue Thatfachen und Beweis— 
mittel nicht gefordert werden, nur die legtere Methode. Die Geſetzgebung hat mm bis 
jegt mit Nücficht auf den ſoeben berührten Unterſchied die Sache jo geftaltet, daß fie den 
in erfter Inftanz geführten Proceß zwar keineswegs als nicht geführt betrachtet, jobald ein 
Rechtsmittel eingelegt ift, denfelben vielmehr auch für das Verfahren in der höheren In— 
ftanz zu Grunde legt ; dabei jedoch geftattet, daß auch in der höheren Inſtanz neue That— 
jachen und neue Beweismittel, wenn auch in verfehiedenem Umfange und unter mannich— 
fachen Veichränfungen beigebracht werden können (ſ. g. benefieium novorum). 
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Bon einem ganz anderen Geſichtspunkte aus laſſen ſich ſodann die Rechtsmittel in 
folgender Weile von einander unterfcheiden. Entweder man will, daß dasjenige Gericht, 
welches durch Einlegung des Rechtsmittels mit der Sache befaßt wird, die Sache jelbft 
entjcheide, oder man will nur von dem angerufenen Gerichte, daß es die ftattgehabte Pro— 
cepführung und zwar deshalb verwerfe, meil bei dieſer die beitehenden Gefege unrichtig 
angewandt worden find. Hat dann das Rechtömittel Erfolg, jo, wird das ftattgehabte 
Berfahren vernichtet, caffirt, und indem durch die höhere Inftanz angegeben wird, wie mit 
Bezug auf den vorliegenden Fall das beftehende Recht anzuwenden ſei, erfolgt eine noch— 
malige Procefführung in derſelben Inftanz, vor der ſchon eimmal der Proceß geführt 
wurde, jegt jedoch unter Befolgung der vom Caſſationsgerichte ertheilten Anmeifung über 
die Rechtsanwendung. 

Verſchieden find ferner die Rechtsmittel darin, daß einzelne derjelben die fernere Ent— 
ſcheidung der Sache an ein dem Inftanzenzuge nach höheres Gericht bringen — Rechts— 
mittel mit Devolutiv Effect — während andere Rechtsmittel einen ſolchen Devolutiv- 
Effect nicht haben, vielmehr nur bewirken, daß die nochmalige Entſcheidung bei einem 
Serichte gleicher Initanz erfolgt; entweder bei einem anderen Gerichte der gleichen In— 
ſtanz, oder bei einem anderen Senate deſſelben Gerichts, oder von dem Collegium desje- 
nigen Gerichts, deſſen Einzelvichter die Sache zuerft entſchieden hatte. 

Nicht minder find die Nechtömittel dadurch von einander unterjchteden, daß einige 
derfelben das im der früheren Imftanz gefprochene Erkenntniß nicht vechtöfräftig werben 
faffen — Suspenfiv= Effect — während andere diefen Suspenfiv = Effect nicht haben, 
woraus denn folgt, daß trog der Einlegung des Rechtsmittels das angefochtene Erkenntniß 
durch die Erecution vollſtreckt werden fann. 

Auch die Friſt, inmerhalb deren ein Rechtsmittel eingelegt werben darf, unterjcheidet 
die Rechtsmittel von einander. Denn bald mu ein. Rechtsmittel, falls die Anwendung 
deffelben nicht überhaupt unzuläffig werden foll, innerhalb einer beſtimmten Frift eingelegt 
werden — ordentliche Rechtömittel — bald ift die Einlegung des Rechtsmittels an keine 
Frift gebunden — auferordentlice Rechtsmittel. 

Endlich ift noch zu erwähnen, daß bei Beurtheilung der Begründung ded Rechts- 
mittel8 der Nichter der neuen Inftanz bald nur auf die Prüfung derjenigen Beſchwerde 
beſchränkt bleibt, welde von der das Nechtömittel ergreifenden Partei geltend gemacht 
wird, bald dagegen durch die Einlegung des Rechtsmittels autorifit wird, die vor ihn 
gebrachte Sache über die von der Partei geltend gemachte Beſchwerde hinaus, nach allen 
Seiten zu prüfen. In erfterem Falle würde das Rechtsmittel erfolglos bleiben, wenn die 
von der Partei erhobene Beſchwerde ſich ald unbegründet darftellt, wern auch an anderen 
Stellen noch jo begründete Fehler des ftattgehabten Verfahrens ſich herausſtellen jollten. 
Im legteren Falle dagegen würden derartige Fehler des früheren Verfahrens dem Rechts— 
mittel zum Erfolge verhelfen, jelbjt wenn diefelben von der Partei gar nicht ald Grund 
einer Beſchwerde anerfannt worden find. 

In Borftehendem find die Elemente angeführt, welche in verfchiedenartigen Combi— 
nationen die verichiedenartigen Rechtsmittel der verfchiedenen Gefege und der verſchiedenen 
Brocefarten bilden. Es wird möglich fein, ein beftimmtes Rechtömittel einer bejtimmten 
Procefart und eines bejtimmten Procefgefeges zu verftehen, jobald man dafjelbe nach ven 
bier aufgeftellten Gefichtöpuntten analyfirt. So z. B. tft die Nichtigfeitöbejchwerbe des 
Preußischen Strafproceffes ein ordentliches Rechtsmittel mit Suspenfiv- und Devolutiv- 
Effect, bei welchem neue Thatſachen oder Beweismittel nicht vorgebracht werden dürfen, 
bei defjen Prüfung der Nichtigkeitsrichter auf die — allerdings ziemlich allgemein gehal- 
tenen — Beichwerbepuntte beſchränkt bleibt, und welches, wenn es von Erfolg ift, entwe— 
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ver Gaflation des früheren Verfahrens oder ein Erkenntniß in der Sadye ſelbſt zur Folge 
bat. So ift, um ein anderes Beiſpiel anzuführen, die Nevifion oder Yäuterung des ge— 
meinrechtlichen Civilproceſſes ein ordentliches Rechtsmittel mit Suspenſio- aber ohne De: 
volutiv= Effect, bei welchem die Anführung neuer Thatſachen und Beweismittel benutzt 
werben kann, und auf welches ein Erkenntniß in der Sache felbft erfolgt. 

Trog aller oxdentfihen und außerordentlichen Rechtömittel jedoch; — einmal muß 
die Sache definitiv zu Ende fommen. Das Recht kann eine Zeit lang unſicher fein; — 
aber die Rechtsordnung würde es ſchlechterdings nicht vertragen, wollte man das Recht 
fortdauernd ımficher laſſen; und dies würde gefchehen, wenn nicht Durch die Proceßgeſetze 
beitimmt würde, daft, an einem gewilfen Punkte angelangt, die Sache definitiv zu Ende 
fein, und das Einlegen der Rechtsmittel aufhören folle. 

Diefer Gedanke hat namentlich zu einem für den Strafproceh jehr wichtigen Rechtö- 
ſatz geführt, welcher Rechtsſatz durch die wenigen Worte: non bis in idem bezeichnet 
wird. Im Strafproceh Toll doch materielle Wahrheit feitgeftellt werden. Dazu gehört 
natürlich, daß alle Thatfachen, alle Beweismittel, welche für diefen Zwed verwerthet wer— 
den können, auch wirklich verwerthet werden. Wollte man nun Ddiefer Forderung in 
unbefchränfter Werfe nachgeben, jo würde hieraus folgen, daß jedes ftrafrechtliche Urtheil 
nur ein proviforifches fein, d. h. Rechtöfraft nur ımter dem Vorbehalte erlangen könnte, 
daß nicht noch ſpäter Thatſachen oder Beweismittel gefunden werben, welche eine andere 
Beurteilung der Sade nothwendig machen. Diejem Gedanfen ift denn auch im 
ver Weile Rechnung getragen, daß man eimerjeits freilprechende Erkenntniſſe in vielen, 
Fällen nur vorläufig freiipredende fein ließ, ſich alſo die Möglichkeit offen erhielt 
die Sache von neuem zu verfolgen, jobald fich neue Belaftungsmomente ergeben follten ; 
andererſeits auch verurtheilenden Erfenntniffen gegenüber die Möglichkeit gewährte, neu 
aufgefundene Entlaftungsmomente zu verwerthen, indem man in weitem Umfange die Re— 
ftttution wegen nen aufgefundener Beweismittel (restitutio ex capite novorum) geftat= 
tete. Es konnte mithin der Fall eintreten, daß wegen einer und derſelben Eadye mehr 
als einmal procedirt wurde. Das neuere Recht bat es zwar keineswegs aufgegeben, 
durch den Strafprocer die materielle Wahrheit herauszuftellen, e8 gibt daſſelbe die Mög: 
(ichteit in jeder Weiſe zuwerläffige Wahrbeitserforichungsmittel zu benuten ; aber — wenn 
nun alles geicheben it, was nach menfchlichem Willen zur Erforichung der Wahrheit ges 
ſchehen konnte, jo verlangt es die Sicherheit des Rechts ſowohl im Intereſſe der öffent: 
lichen Ordnung, wie aud im Intereſſe des verfolgten Angeklagten, dak dann die Sache 
definitiv zu Ende ſei. Der beutige Strafproceh gewährt feine restitutio ex capite no- 
vorum, er fermt keine nur vorläufige Freiſprechung, er geftattet nicht, daß, wenn rechts— 
fräftig erkannt ift, wegen derſelben Sache noch einmal procedirt werde ; vielmehr find 
jeine Freiſprechungen wie feine Berurtheilungen nur definitive. Das ift der Inhalt des: 
non bis in idem. Soll diefer Sag angewandt werden, jo ift die Griftenz des rechts— 
kräftigen Enderkenntniſſes die eine VBorausfegung ; die andere Vorausjegung ift Das Mo— 
ment derjelben Straffade. It durch das Strafverfahren eine verbrechertfche Rechtsver— 
legung individualiſirt, d. h. durch Zeit, Ort, Perfonen und Art der Rechtsverlegung be- 
ſtimmt bezeichnet, jo ift es gleichgültig, ob Freiſprechung oder Verurtbeilung Deswegen 
erfolgte, weil die begangene Rechtsverletzung unter einem unrichtigen juriftiichen Geſichts— 
punfte aufgefaßt wurde; ſo iſt 28 gleichgültig, ob die höhere oder geringere Beſtrafung, 
ob die Beltrafung oder Freiſprechung überhaupt erfolgte, weil diejer oder jener für die 
Strafbarteit, veſp. Strafausichliegung, für die Straferbähung oder die Strafminderung 
bedeutjame Umftand überjehen wurde Wenn dagegen bei ein und derjelben Gelegenheit, 
von den gleichen Perſonen verſchiedene Rechtöverlegungen begangen wurden, fo wird trotz 


des äuferlichen Zuſammenhanges, in weldem diefe verſchiedenen Strafverletzungen ftehen, 
jeve verfelben als für fich beftehend zu betrachten, und der Sat: non bis in idem fein 
Hinderungsgrund fein, eine Rechtsverlegung zu verfolgen, melde mar auch ſchou Früher 
‚gelegentlich der Verfolgung einer anderen mit ihr in äußerlihem Zuſammenhange ftehenden 
hätte verfolgen fünnen. Der Schlüffel für die mit der Anwendung des Satzes: non bis 
in idem zufammenhängenden Streitfragen liegt in der ftrafrechtlichen Lehre der Ver— 
brecbensconcurrenz. Käme der Fall vor, daß die Unſchuld eines Verurtheilten durch neu 
aufgefundene Thatſachen oder Beweismittel dargethan werden fünnte, fo gibt e8 fein‘ 
Rechtsmittel diefelbe zu erlangen, jondern es famı dann nur Begnadigung helfen. Walls 
jedoch eines der Beweismittel, welche zur Verurtheilung führten, gefälfcht worden wäre 
— Meineid eines Zeugen, Fälſchung einer Urkunde — fo wirde das außerordentliche 
Rechtömittel, die restitutio ex falsa causa, zuläffig fein. 
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IX. Ererntion. 


Im Givilprocek gibt es keine Execution von Erkenntniſſen, durch welche Kläger mit 
feiner Klage abgewieſen wird — follte Kläger von neuem eine Klage anftellen, fo iſt 
Berklagter genügend dadurch geſchützt, daß er fich auf Das den Kläger abmweifende Ertennt- 
nik beruft — (exe. rei judieatae) und ebenfo wenig gibt es im Strafproceh eine Exe— 
cutton wegen freifprechender Urtheile. 

Die Erecutien, d. h. die Vollftredung eines rechtskräftigen Urtheils bezieht fich da— 
ber im Givilproceh, wie im Strafproceß lediglich auf verurtheilende Erkenntniſſe. Nicht 
immer aber ift weder im Civilproceſſe noch auch im Strafprocefie die Rechtskraft eines 
Urtheils identiſch mit der Vollſtreckbarkeit deſſelben — «8 kann durch das civilrechtliche 
Erfenntnig Dem Schuldner eine Friſt zur Zahlung nachgelaſſen; es können in der Perſon 

des Forderungsberechtigten, z. B. durch Erbſchaft, Geffion u. |. w. Aenderungen entſtan— 
den ſein, welche die Frage entſtehen laſſen, ob der die Executivn Nachſuchende auch hierzu 
legitimirt ſei; es kann der verurtheilte Schuldner in Concurs gerathen ſein, ſo daß eine 
einſeitige Befriedigung dieſes Gläubigers unzuläſſig wird; es kann von dem in einem 
Strafproceß rechtstkräftig Verurtheilten die Begnadigung nachgeſucht fein, wodurch wenig— 
ſtens in manchen Fällen die Vollſtreckung des Urtheils gehemmt wird, oder es iſt der zu 
einer Freiheitsſtrafe Verurtheilte jo krank, daß der Beginn der Strafvollſtreckung für ihn 
einen größeren, als den durch die Geſetze benbfichtigten Rachtheil herbeiführen wiirde — 
es iſt daher im diefen und ähnlichen Fällen nicht nur die Rechtskraft, ſondern and die 
Vollſtreckbarkeit des Urtheils feftzuftellen. ine befondere richterliche Verfügung in dieſer 
Beziehung (Ereeutionsclaufel) wird aber im Strafprocefie gar nicht nöthig fein, da, wenn 
nicht das Gericht ſelbſt, ſo doch die Staatsanwaltſchaft die Vollſtreckung zu veranlaffen 
bat; in Giwilproceflen mird Dagegen die Erecutiondclaufel da nothwendig, wo nicht das 
Gericht ſelbſt, ſondern wie im franzöſiſchen Proceffe die Gerichtsvollſtrecker (Huiffiers), de 
nen die Beurtheilung über die Exrigibilität des Erfenmtniffes nicht zugemutbet werden Tann, 
die Erecution zu vollftreden haben. 

Die Exeention der Straferfenntniffe erfolgt immer ex officio, Wie das gamze 
Strafverfahren nur in öffentlichem Intereſſe geführt wird, fo wird auch das Urtheil in 
öffentlichem Intereſſe vollitredt, und bedarf es Hierzu namentlich nicht eines Antrages der 
verlegten Privatperfon. Nur in den jeltenften Fällen wird dem Antrageredht des Ver: 
fegten auf Beitrafung die Ausdehnung gegeben, daß derfelbe feinen Strafantrag Bis zur 
Vollſtreckung des Erfenntniffes zurüdnehmen kann. Die Vollſtreckung des Strafurtbeils 
bejtebt darin, daß man den Verurtheilten die im Strafurtbeile feſtgeſetzte Strafe ver: 
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bien läßt. Wie das geichieht, das beſtimmt das materielle Strafrecht. Yautet die Ver— 
urtbeilung auf Geldbuße, fo erfolgt die Beichaffung der Geldſumme, zu welder der An— 
geflagte verurtheilt wurde, in ähnlicher Weife wie im Civilproceffe durch Execution Geld— 
ſummen beigetrieben werben. . 

Im Eivilproceffe erfolgt Dagegen die Erecution nur auf Antrag der Partei; denn 
nur in ihrem Intereſſe und auf ihre VBeranlaffung wurde der Proceß geführt. Dasjenige 
num, zu deſſen Peiftung der Verflagte verurtheilt werben kann, tft ebenſo verjchiedenartig, 
wie die Anfprüce, welche im Civilproceſſe erhoben werden fünnen, verichievenartig find. 
Schließlich aber reducirt fi Die Sade darauf, daß eventuell alles auf den gemeinfamen, 
den wirthichaftlichen Verkehr ſowohl wie auch das Privatrecht beherrſchenden Generalnen= 
ner, nämlich auf das Geld zurüdgeführt wird, 

1) Nehmen wir den Fall, daß der Verflagte zu einer Geldzahlung verurtheilt 
fe. Die Erecution foll dies Geld dem Kläger vericaffen. Zu dielem Zwecke läßt man. 
dem Schuldner Vermögensobjecte wegnehmen, durch welche Die Geldforderung gededt wer— 
den kann. Man nimmt Geld, Geldrapiere, find dieſe nicht vorhanden, bewegliche Sachen, 
die man verkauft; find auch diefe nicht vorhanden, jo ergreift die Execution Grundſtücke 
(Immobilien), deren Berfauf (Subhaftation) nach beftimmtien mit dem Hypothekenrechte in. 
naher Beziehung ftehenden Borfchriften erfolgt (Subhaftationsverfahren). Auch Forderuns 
gen dienen als Erecutionsobject. Der Schulpner des Erequendus wird angewieſen, nicht 
an diefen, ſondern an das exrequirende Gericht, reſp. an den die Erecutton Nachſuchenden 
feine Schuld zu entrichten. Papiere au porteur werden jofort nach dem baaren Gelde 
als Erecutionsobject betrachtet. 

2) Iſt dem Kläger eine Sache durch gerichtliches Erfenntnig zugeſprochen, ſo wird, 
wenn e8 eine Mobilie iſt, diefelbe dem Sculoner fortgenommen ; handelt es fich jedoch 
um eine Immobilie, jo wird die Erecution dadurch vollzogen, daß der Schuldner geridht- 
lid) Hinausgeworfen (Ermifjion) und der Gläubiger gerichtlich in den Befig eingeführt 
wird (Immiſſion). Wenn aber die Sadye jelbft, um die es fih handelt, nicht zu erlangen 
ift, jo muß fich der Gläubiger mit dem Werthe berfelben begnügen, und die Erecution. 
geichieht durch Herbeiichaffung der den Werth; repräfentirenden Geldſumme. 

3) Die Berurtheilung geht dahin, dag der Schuldner etwas thun folle. Es wird 
dem Gondemnirten aufgegeben, innerhalb einer beftimmten Frift die Handlung ſelbſt vor— 
zunebinen, die Arbeit ſelbſt zu leiften ; geichteht dies nicht, jo wird die Arbeit durch einen 
Anderen auf Koften des Condemnirten geleiftet und die entitandenen Koften werben von. 
dem Condemnirten wie eine Geldfchuld beigetrieben. Dies ift natürlich nur möglich, wenn 
es ſich um Yeiftungen handelt, welche gleich) gut und gleich werthvoll won verſchiedenen Per— 
fonen geleiftet werben können (j. g. fungible Yeiftungen) ; handelt es ſich Dagegen um 
Yeiftungen, welche ihren Werth weſentlich dadurd erhalten, daß fie gerade von dieſer Per— 
fon gewährt werden (nicht fungible Leitungen — 3. B. ein Schriftſteller wird condemnirt 
einer Berlagskaudlung jo und fo viel Bände Romanstiteratur zu liefern), je bleibt zus 
letzt nichts anderes übrig, ald die nicht erfolgte Yeiftung ihrem Geldwerthe nach zu taxi— 
ren und die betreffende Geldſumme von dem Gondemmnirten beizutreiben. 

4) Geht die Verurteilung darauf, daß der Condemnirte etwas unterlaffe, 3. B. einen 
von ihm bis dahin über ein fremdes Grundſtück benugten Weg in Zufunft nicht mehr benuge, 
jo wird dem Gondenmirten aufgegeben, die fragliche Handlung in Zukunft zu unterlaffen, 
unter der Androhung, daß wenn er es dennoch thue, er eine beftimmte, im Wiederholungsfalle 
noch zu erhöhende Geldbuße zu zahlen haben werde. Handelt dann der Gondemmirte gegen 
das vechtäfräftig gewordene Verbot, jo wird die" Geldbuße und der etwa noch weiter ges 
hende vom Beſchädigten zu liquidirende Schaden wie eine Geldſchuld exequirt. 
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I. Die allgemeinen Grundlagen des neueren deutfchen Verfaſſungsrechts. 


8.1. Begriff und Weſen des Staatsrechts. Der Staat ift die Vor- 
ausſetzung des pofitiven Rechts überhaupt. Jedes Geſetz umd jedes Nechtsverhältnif trägt 
aljo eine Beziehung zum Staate in ſich. Inſofern aber Die Aufrechterhaltung der ſtaat— 
fichen Herrichaft über die einzelnen ihr unterworfenen Glieder des Volks, die Formen mid 
Dbjecte ihrer unmittelbaren Wirtfamteit als Inhalt einer nothwendig verpflichtenden Orb- 
dung erfaßt und gewollt werden, ſcheidet fich innerhalb des Geſammtgebietes der Kechtö- 
geftaltungen als ein befonderer Theil defielben das Staatsrecht aus. Hierbei zeigt 
ſich die Wechſelwirkung und gegenfeitige Bedingtheit der Begriffe von Recht und Staat. 
Während der legtere dem Rechte nach allen ihm unterworfenen Richtungen des menſch— 
lichen Yebens Wirflichkeit gibt, wird er jelbjt von den Rechtsideen erfaßt, gebildet und ge— 
leitet. Er tritt den Individuen gegemüber ein in Das Berhältniß des Berechtigten und 
Berpflichteten. Die dieſe Beziehung der Staatsgeſammtheit zu den ihr Angehörigen be 
herrfchenden Normen wiflenfhaftlih zu begründen und im Zuſammenhang nachzumeifen, 
bezweckt die Darftellung des Staatsrechts. 

Das Eigenthümliche diefer Normen liegt vorwiegend in der durch die biftorifche Eut— 
widelung und den Geſammtcharakter des Volkes bedingten Abhängigkeit von gegebenen, 
der menſchlichen Willkür größtentheils entzogenen Zuftänden, woraus der verhältniß— 
mäßig ſtärter herwortretende nationale Charakter aller ſtaatlichen Rechte ſich erklärt. Auch 
in der deutfchen Staatöentwidelung bewährt fid) dies. Denn während das römische Recht 
auf meiteften Streden des Privatrechts als gemein gültiges Aufnahme fand, vermochte es 
die juriſtiſche Geftaltung der ftaatlichen Herrfchaftsverhältniffe nur vorübergehend zu bes 
einfluffen. Die Berfchiedenheiten in der pofitiwen Bedeutung der ſtaatlichen Herrſchafts— 
rechte, welche wir im Staatsrechte der einzelnen Yänder betrachten, find nämlich gleichzeitig 
die Quelle und die Grundlage aller nattonalen Rechtsbildungen in den Mubergeocbuten 
Kreifen der individuellen Thätigkeit. 

8.2. Das allgemeine Staatsredt. Ein tiefer En Verſtändniß 
der den einzelnen Staat in ſeinem Berhältniß zu den Staatsbürgern unmittelbar be— 
treffenden Rechtsordnung, des poſitiv geltenden Staatsrechts, iſt allerdings erſt möglich 
durch die Erkenntniß ſeiner eigenthümlichen Natur, die nur begriffen werden kann in der 
Segenüberftelung zu anderen Stsatöwefen. In Diefer Betrachtungsweiſe ift Das Beſon— 
dere der einzelnen in der Geſchichte Tebendig geweſenen oder noch lebenden Staatslörper zu 
trennen von den allgemeinen Merkmalen der ſtaatlichen Wirkſamleit überhaupt. So ent— 
ſteht, dieſer Trennung entſprechend, neben der Wiſſenſchaft des poſitiven, zwangsweiſe 
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wirfenden Rechts der Staaten auch bier die Wilfenichaft des allgemeinen, im ftaatlichen 
Weſen ſchlechthin begründeten, oder durch univerſal menjchliche Zwedbeftinunungen gefor= 
derten Rechts. 

Die wichtigfte Borfrage für die willenfchaftliche Begründung des Staatsrechts bildet 
die Feftftellung des Staatsbegriffes, deſſen Ausarbeitung Sache der Geſchichtsphilo— 
fophte ift, und aud in der That von feinem der philoſophiſchen Syſteme vermieden wers 
den fonnte, Mit den Mitteln der Jurisprudenz allein kann der Staat nimmer völlig 
begriffen oder conftruirt werden. Wenn die Gelege nämlich den Rechtskundigen auch ftets 
auf ihre in dem Geſammtwillen eines Bolfes liegende Quelle, alfo auf den Staat felbit, 
zurüdleiten, jo ift doch der Staat ſeinerſeits hinwiederum eine Wirkung folder Urfachen, 
die außerhalb jeder pofitiven Rechtsordnung Liegen und deswegen nicht juriftiich beſtimmt 
werden fünnen. | 

Die Rechtswiſſenſchaft betrachtet den Staat nur unter einem genau abgemeſſenen 
Geſichtswinkel. Sie bat es nur mit denjenigen Erſcheinungen des jtaatlichen Pebens einer 
beſtinnnten Nation zu thun, melde ſich als Willensacte aus dem Einheitsbewußtſein der: 
jelben ergeben und als Rechtsnormen ankündigen. Neben der juriftiichen Betrachtung 
fteht die biftorifche und politiiche ergänzend und Das Verſtändniß des Staates in feiner 
Geſammtheit geradezu bedingend. Nur zum, geringften Theil wird das Weſen eines be- 
ftimmten Staates durch die Conftruction ein;s dogmatiſch abgejchlofienen Syſtems der in 
ihm geltenden Normen begreiffih gemacht. Vielmehr ift die praktifche Geftaltung des 
poſitiven Staatsrechts welentlib abhängig von der Erkenntniß der Entwidelungsgeiete, 
welche die Völker beherrſchen und bejtimmen; die tiefere Erfafjung des Staatsrechts daher 
nur denfbar durch die Heritellung eines Zufammenhangs zwifchen den ihm eigenthümlichen 
Lehren und den Staatswiſſenſchaften, weldhe auch die juriftifch und legislativ unbe— 
ftunmbaren Pebensäußerungen des Staates feftzuftellen juchen oder in ihrer Bedeutung 
nachweiſen. Die VBermittelung zwijchen dem pofitiwen Staatörecht einerſeits und den 
Lehren der Staatswiſſenſchaft auf Grundlage geſchichtlicher Forſchung und einer die Mehr: 
heit auf gleicher Culturgrundlage ftehender Nationen umfpannenden Bergleihung ift Sache 
theils des allgemeinen Staatsrechts, theils der Politif, wobei jenem mehr die Exflärung 
der wejentlichen und dauernden Merkmale des Ttaatlichen Lebensproceſſes, diefer hingegen 
die Nachweiſung der den thatſächlichen Erfolg der Staatöbandlungen bedingenden 
Momente veränderliher und geichichtlih wandelbarer Art zufüllt. 

(Literatur. Außer den einleitenden Abfchnitten in den Vehrbücern des deut ſchen Staats: 
rechts handeln vom allgemeinen Staatsrecht: Bluntſchli, Allgemeines Ztaatsrecht, 4. Aufl. 1368 
(2 Bel; v. Held, Grundzüge des allgemeinen Staatsrechts oder Inftitutionen des öffentlichen 
Rechts, Leipzig 1865 (2. 20 ift die ältere Yiteratur aufgeführt). Ueber das Berhältniß Des 
Staatsrechts zu den Staatswiſſenſchaften: R v. Mohl, Encvelopädie der Staatswiſſeuſchaften, 


1859, und biftorifh in: Bluntfhli, Geſchichte des allgemeinen Staatsrechts und der Politik, 
1864. — v. Holkendorff, Die Principien der Bolitif, 1969.) 


$. 3. Tie Staatögewalt. Der Entſtehungsproceß und der Untergang Der 
Staaten in der Gecſchichte iſt zumächit Fein Object dev Darftellung für das poſitive 
Staatsrecht, jondern vielmehr eine Borausfegung, auf welche daſſelbe zu begründen: ift. 
Keine pofitive Staatsordnung kann ewig fein. Die Borgänge der ftaatlidien Geburt und 
des Staatlichen Verfalles vollzieben ſich niemals in vehtlih voraus beſtimmter Form. 
Ueberhaupt nimmt der Staat überall erft auf einer höheren Stufe der Entwidelung 
einen Rechtscharakter für das Bewußtſein der in ihm verbundenen Nation an. Yange 
Zeit nach feiner Entftebung bleibt er nur eine inſtinetiv als nothwendig empfundene, aber 
nicht als fittlich erfannte Macht über den Einzelnen. Und fein Untergang wird meiften- 
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theils eingeleitet durch die aus Verkennung der nothwendigen Gemeinſchaftsordnung empor⸗ 
wuchernde Ueberordnung des individuellen Eigennuges und der gelellichaftlichen Intereſſen. 

Der Grundbegriff, an welchen ſich das pofitive Staatsredht überall anfnüpft, iſt der— 
jenige der Staatögewalt, zu deren Definition der Reihe nach verſchiedene Formeln 
aufgeftellt worden find. Meiftentheils wurden dieſelben aus dem geichichtlichen Entſtehungs— 
procek einiger Staaten, oder aus dem jeweiligen Entwidelungsftande des individuellen 
Rechtsbewußtſeins abgeleitet. Im allgemeinen ftanden diefe Definitionen außerdem in 
Berbindung mit der juriftiichen Conftruction des Staates. Bon den orientaliichen Staats- 
anſchauungen oder der Ficchlich = ftaatliben Offenbarungslchre abgefehen, waren e8 vor- 
zugsweiſe drei verfchiedene, auch gegenwärtig noch nebeneinander fortlaufende theorettiche 
Grundrichtungen, welche gleihfam den Bauftil beftimmen in der Architectur der ſtaats— 
rechtlichen Syſteme. Inden man erftens den Staat hervorgehen Tieß aus der präfus 
mirten Webereinftimmung der durch gemeinfchaftliche Interefjen verbundenen Individuen, 
und fi) der Analogien des Privatrechts bediente, erblidte man in der Staatsgewalt 
nichts anderes, als die überall abgeleitete Function eines Mehrheitswillens, wobei man 
vielfach fogar die Formel der durch Fiction geichaffenen, für vermögensrechtliche Zwecke 
beitimmten Perſönlichteit der Geſellſchafts- oder Genoſſenſchaftsverwaltung verwendete. 
Der Staat war hiernach die juriftiiche oder moraliſche Berfönlichkeit, verliehen an die ges 
meinfamen Zmwedbeftimmungen der ftaatsbir.gerlichen Individuen. Als man das Unzu— 
reichende diefer Auffaſſung erkannte und die Macht der gejchichtlic überlieferten Zuſtände 
verftand, begann man zweitens den natürlichen Charakter des Staates hervorzuheben 
und ihn als Organismus zu begreifen, in welchem jeder Theil ein vom Ganzen bes 
dingtes und wiederum auch das Ganze in Wechſelwirkung bedingendes Leben entfaltet, als 
deſſen Mittelpunft dir Staatsgewalt gedacht wurde. Damit follte deren Geftaltung vor 
allen Dingen den bewußten und rationalen Einwirkungen der individuellen Willensiphäre 
entrücft werden. Endlich hat man drittens unter Anerkennung der organischen Natur 
der Staatsbildungen einen Zuſammenhang der Staatögewalt mit dem Vollsbewußtſein 
in der Formel der Staatsperfönlichkteit aufzuftellen unternommen. 

Obgleich nun die juriftiiche Theorie die Kanten des für ihren Aufbau zu benugen- 
den Grundſteines keineswegs überall ſcharf ausgemeißelt hat, jo iſt dennoch in der Be— 
feitigung ehemals herrſchender Irrthümer ein großer Fortſchritt unverkennbar. Das 
Verftändnig des Staates bat überall gewonnen , ſeitdem man ſich von der einfeitigen 
Herrſchaft des römischen Privatrechts befreite, die nationalen und gelchichtlichen Elemente 
in den deutjchen Staatsweſen begriff umd gegen die Abftractionen der alten naturrecht— 
lichen Schule mißtrauiſch ward. Diefe beffere Ertemutmiß tritt namentlid darin hervor, 
daß man den im Staate herrſchenden Willen und feine Bethätigung dur eine im Staate 
widerſpruchslos gebietende Macht nicht mehr aus der Webereinftimmung der einzelnen 
Willen im Wege der Addition zu begründen fucht, ſondern als rein natürlich aus dem 
äuferlih in territorialer Begrenzung abgeichloffenen Volfskörper erwachſen und durch Das 
gleichfalls geſchichtlich gewordene Voltsbemußtfein Teiten und beichränfen Tief. Die 
Staatögewalt ift fomit der höchſte, mit äußerlich zwingenden Machtmitteln ausge 
rüftete und deswegen zuftändlich herrſchende Einheitswille des Volkes. Als ſchlechthin un— 
erläplih und abfolut nothwendig begriffen fowohl für die Selbiterhaltung des Volles 
neben anderen Völkern, als auch für die fittliche Entwidelung umd rechtliche Geltung aller 
zum Volke gehörigen Individuen, empfängt die Staatsgewalt, ohne Rüdjicht auf ihren 
Entftehungsproceß und deſſen Uebereinftimmung, die rechtliche Sanctton ihres Beltandes 
dur die Anerkennung des zum Selbftbewußtfein gelangten Volkes. Als höchſter Wille 
ift die Staatögewalt fouverän, d. b. fie fan weder in der Theilung gleichberechtigter, 
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nebeneinander berrichender Willensträfte, noch in der Unterordnung unter eine andere, inner- 
oder außerhalb des Volkskörpers beftehende Macht ihren Begriff wahren. Untbeilbarfeit, 
Selbſtſtändigkeit, Zuftändlichfeit umd Unabhängigkeit find ſomit die unentbehrlicyen Ele— 
mente ihres Dafeind. Dagegen ift es für den Begriff der Souveränetät gleichgültig, ob 
fie ſich ſelbſt bezüglib der Gegenftände ihrer Thätigleit beſchräukte oder beichränfen 
ließ, wofern nur die Möglichkeit beſteht, Daß fie, in Lebereinftunmung mit dem Princip 
ihrer Exiftenz, alle einzeluen, thatſächlich beherrihbaren Funectionen des Voltslebens 
oder der Privatthätigfeit ihrer Macht unterwerfen fan. Die Formen, in denen ſich Die 
Staatsgewalt äußert, find mit Rückſicht auf den Gegenftand und den Zweck ihrer Herr— 
ſchaft ſehr verichieben. 

Vor Jahren Kat man verſucht, Die wichtigſten Aeußerungen der höchſten Staatsge— 
walt unter gensiffe entſcheidende Geſichtspunkte zu clafjificiren. Die dem Alterthum ent= 
ſtammende und auch heute mit Vorliebe fejtgehaltene Eintheilung unterfcheivet als funda— 
mentale Wirkfamfeiten: die gejeggebende Gewalt, melde allgemein verbindende, 
dauernde Normen des Handelns aufftellt ,; die richterliche Gewalt, welde über die 
ftreitig gemeordene Anwendung des Geſetzes auf den einzelnen Fall entjcbeidet und die 
Folgen einer gefchehenen Kechtsverlegung für Rechtſuchende beftummt; endlich die aus— 
führende Gewalt (Eyecutive), welche Die äußeren Machtmittel zur Aufrehthaltung 
des Geſetzes und Erzwingung des rechtlich geſchuldeten Gehorſams ordnet und verwendet. 
Gegen diefe Eintbeilung ift eingewendet worben, daß fie nicht erfchöpfend ſei. Und in 
der That muß zugegeben werden, Daß die Geſammtheit aller von der Etaatögewalt zu üben- 
den Functionen ſprachlich nicht überall auf jene Dreubeilung zurüdgeführt werben kann. 
Andere haben deswegen verfucht, entweder dieſe Unterfcheidungen zu vermehren, oder gar 
durch Aufftellung eines fertigen Schemas die einzelnen Thätigkeiten der Staatögewalt nach 
logiſchen und politiſchen Merkmalen zu einander in das Verhältniß der Webers oder Uns 
terordnung zu bringen. 

Wenn man indeffen das Welen der ausführenden Gewalt jo auffaft, daß fie nicht 
nur den in Form des Geſetzes bereits gegebenen, ſondern auch den unmittelbar aus ber 
Totalität der Staatsgewalt hervorgehenden, der Geſetzesform nicht bedürfenden Willen 
des Volkes zu realifiren bat, läßt fi jene Dreitheilung immer ned gegenwärtig als bie 
für wiſſenſchaftliche Darftellung des Staatsrechts zweckmäßigſte Art der Untericheidung aufs 
recht erhalten. 

Dagegen war es allerdings eine der richtigen Erkenntniß des Staates höchſt nach— 
tbeilige Auffaffung, wenn man den Grundcharalter der nicht im der Gefeggebung und der 
richterlichen Thätigkeit hervortretenden Functionen der Staatögewalt damit erſchöpft glaubte, 
daß es fih nur um Vollſtreckung einer im voraus überall gegebenen objectiven Norm 
handle. Cine derartige engere und Deswegen trrige Beftimmung der ausführenden Ge— 
walt lag vielfach Der ehemals befiebten Theorie der Theilung der Stantögewalt und 
des ſ. g. Gleichgewichts der Stantögewalten zu Grunde Der Grundgedante dieſer Theorie, 
Die namentlih um vworigen Jahrhundert und zu Anfang des gegenwärtigen vielfach Ver— 
breitung gefunden hatte, beſtand darin, daß die freiheit der Staatöbürger durch eine 
gleichmäßige Bertheilung der Staatögewalt auf mehrere nebeneinander wirkende Factoren 
in der Ausübung ſicher zu ftellen ſei. 

8. 4 Wiffenihaftlibe Behandlung des Staatsrechts. Mit der 
Untericheidung der wejentliden, aus der Natur der Staatögewalt abzuleitenden Functionen 
des einheitlich wirkenden Bolfswillens hängt die Eintheilung des ſtaatsrechtlichen Stoffes 
für die Zwede der mwifienichaftlichen Behandlung eng zuſammen. Wir unterſcheiden inner— 
halb Des Staatsrechts zuwörderft VBerfaifungs: und Bermaltungsredt (droit 
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eonstitutionel und droit administratif) in dem Gimme, daß jenes bie Formen, in 
denen, und die Schranfen, bi8 zu melden fih der Staatswille allgemein äufert 
und berhätigt, dieſes Hingegen die bejondere Natur und Behanblungsweife der ber 
Verfügung der Stantögewalt unterliegenden Objecte aus dem Gefichtspunfte der ma= 
teriellen Gefegesanmenbung zu feinem Gegenftande bat. Gegen dieſe Eintheilung hat 
neuerdingd Gerber (in feinen Grundzügen eined Syſtems des deutſchen Staatsrechts, 
1865, 2. Ausg. 1869) Widerfpruch erhoben, indem er feinerfeits das Berfaflungsrecht 
mit dem Staatsrecht identificirt und das Verwaltungsrecht als eine davon abgeichiedene, 
jelbitftändig conftitwirte Materie des öffentlichen Rechts neben dem Strafrecht, Dem Böl- 
ferrecht u. ſ. w. anerfannt ſehen will. Für die Zwecke der Darftellung aller dem Ber- 
waltungsrecht angehörigen Einzelheiten ift indeſſen bereitS eine weitere Specialifirung faft 
überall eingetreten, indem die Finanzwiſſenſchaft, die Polizeiwiſſenſchaft oder die Berwal- 
tumgslehre ſchlechthin für ihre Zwecke fich einen großen Theil des verwaltungsrechtlichen 
Details angeeignet haben. Die allen Berwaltungszweigen gemeinfamen Grundfäge, ſo— 
weit fie vechtliche Geftalt gewonnen haben, find indeſſen um jo mehr im wifjenfchaftlich 
engeren Zufammenhange mit dem Verfaſſungsrecht zu erhalten und durch den Titel des 
Staatsrechts zu combiniven, als die richtige Behandlung und die Kritik der Verfaſſungs— 
bildungen gar nicht von der Würdigung der VBerwaltungsorgantlationen getrennt werden 
fann. Unter dem gemeinfamen Titel des Staatsrechts iſt Daher, methodiſch gewürdigt, 
das Verhältnig von Staats- und Verwaltungsrecht faum ein anderes, als zwiſchen Fa— 
milienrecht und Erbrecht innerhalb des gemeinfamen Rahmens des Privatrechts. 

Für die Zwede unferer encyclepädiihen Darftellung eignen wir ung jene herkömm— 
lich gewordene Unterfheidung an; dod wird das Verwaltungsrecht, weil es inner= 
halb des Staatsrechts genügend abgegrenzt werben fann, einer anderen und fachverftäns 
digeren Feder anvertraut werben. 

Eine andere Eintheilungsweile, die jedoch. nicht für das pofitive Staatsrecht aller 
Yänder benugt werben fann, ift diejenige m gemeines und particuläres Staat$- 
recht. Eine beſondere Bedeutung hat dieſelbe für die zufammengefegten Staatskörper, 
von denen meiterbin in der Lehre von den Staatenwerbindungen die Rede fein wird, 
Bon einem formal gemeinen Rechte für Deutjchland kann feit der Auflöfung des deutſchen 
Reiches oder des deutſchen Bundes feine Rede mehr fein. Ob von einem materiell ge— 
meinen Staatsrecht gefprochen werben darf, ift zweifelhaft, weil die aus dem ehemaligen 
Zufammenbang übertommenen, gemeinichaftlich gebliebenen Rechtsnormen weder an Zahl, , 
noch an Inhalt bedeutend genaunt werden können. Im übrigen verfteht es ſich von ſelbſt, 
daß Erforihung und Darftellung des die einzelnen deutſchen Staaten betreffenden Staats- 
rechts nur auf einer hiſtoriſchen Baſis vollftindig zu löſen ıft. Die Uebergäuge in 
der deutichen Staatsrechtsbildung find niemals jo ſchroffe geweſen, wie in anderen conti= 
nentalen Staaten, vorzugsweiſe in Frankreich. Daraus erklärt ſich auch beiſpielshalber, daß 
die Trennung zwiſchen dem heutigen Verfaſſungsrecht und dem ſ. g. Privatrecht der fürſtlichen 
Familien noch nicht vollſtändig in der Darſtellung des Staatsrechts vollzogen werben 
kann. Mannichfache Reſte Des Lehnrechts und des auf den hohen Adel ehemals bezüg⸗ 
lichen Standesrechts haben ſich in die Gegenwart fortgepflanzt, ſo daß das Verſtändniß 
des Gegenwärtigen überall weſentlich aus dem Vergangenen zu ergänzen iſt. Vornehm— 
lich gilt dies für die Lehre von der Thronerbfolge, und der Schleswig-Holſteinſche 
Streit insbeſondere hat gezeigt, welcher Aufwand rechtshiſtoxiſchen Wiſſens noch bei der 
Unterſuchung gegenwärtiger Streitfragen verbraucht werden kann. 

(Literatur. Faſt alle Lehrbücher des deutſchen Staatsrechts find durch bie Natur bes 
Stoffes genöthigt, eimerfeits Bundesrecht und Landesftaatsreht, andbererfeits innerhalb des 
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Tetsteren wiederum Berfaffungsreht und Verwaltungsrecht auseinanderzubalten. — VBerzeichnet 
ift die Literatur des älteren Reichsſtaatsrechts bei Pütter, Literatur des deutſchen Staatsrechts, 
3 Theile, 1776— 1783; diejenige der neueren Zeit bis 1855 bei Mohl, Die Gedichte umd Li— 
teratur der Staatswiſſenſchaften in Monograpbien dargeftellt, 3 Bände, 1855 ff. Bon neueren 
Spftemen und Lehrbüchern find hervorzuheben: Klüber, Deffentliches Recht des Deutſchen Bun— 
des und der Bundesjtaaten, Frank. 1817, 4. Aufl. 1841. — Jordan, Lehrbuch des allgemei- 
nen und deutſchen Staatsrechts, Caſſel 1841. — Maurenbreder, Grunbdjäte des beutigen 
deutfchen Staatsrechts, 1837. — Weiß, Syſtem des deutſchen Staatsrechts, 1843. — H. B. 
Zadbariä, Deutſches Staats- umd Bundesrecht, zuerft 1841, 3 Aufl. 1867. — Zöpfl, 
Grundfäge des gemeinen deutſchen Staatsrcchts mit befonderer Rückſicht auf das allgemeine 
Staatsrecht und auf die neueften Zeitverhältnifie, 5. Aufl. 1863. — 3. Held, Syſtem des Ber— 
faſſungsrechtes der monarchiſchen Staaten Deutſchlands mit befonderer Rüdfiht auf Conftitu- 
tionalismus, 2 Bände, 1856 fi. — Grotefend, Spftem des öffentlichen Nechts der deutſchen 
Staaten, 1. Abth. 1860. — Schulze, Spitem des deutſchen Staatsrechts, 1. Abth. 1865. — 
Gerber, Grumdzüge eines Syſtems des deutichen Staatsrechts, 1865, 2. Aufl. 1569. ALS eim- 
leitende Schriften kommen in Betracht: Mejer, Einleitung in das beutiche Staatsrecht, 1861, 
und v. Kaltenborn, Einleitung in das conftitutionelle Berfaffungsrecht, 1863. — Yericalifche 
Werke: v. Rotted und Welder, Staatslericon oder Encyclopädte der Staatswilienichaften, 
begonnen 1834, 3. Aufl. in 14 Bänden jeit 1856 ff. — Bluntſchli und Brater, Staats 
wörterbuch, feit 1857. Fortlaufende Urkundenfammlung zur Zeitgeſchichte: Aegidi und Klau— 
bold, Staatsardio, feit 1861. Eine dem Staatsrecht ausſchließlich gewidmete Zeitfchrift eriftirt 
nicht; die von Aegidi berausgegebene Zeitichrift für deutiches Staatörecht und deutſche Ver— 
faffungsgefdichte börte nad der Ausgabe weniger Hefte 1867 wieder auf, zu erſcheinen.) 

$.5. Die Staatöformen Die grundfäglic wichtigſte Satung des pofitiven 
Staatsrechts ift die Staatsform. Der Begriff des Staates ſelbſt ift eine Abftraction 
aus dem gefdsichtlichen Leben der Völker; er bedeutet den Zuftand des einheitlich in 
Nechtögemeinjchaft lebenden Volkes, deſſen Gefchlechter, Gejellfchaftsgliederungen und Ent: 
widelungsprocek durch den Staat zufammengefaft und verbunden werden. Solder Zu: 
ftand kann im geichichtlicher Dauer nur erhalten werden durd ununterbrochene Bethätigting 
des Geſammtwillens vermittelſt natürlider in der Sinnenwelt wirkender Kräfte, To daß 
alle Rechte der Staatögewalt gleichzeitig als nothwendig auszuübende Pflichten, mindeftene 
in ihrem Brincip, aufzufaflen find. 

Ye nach der äußeren Erſcheinung der die Staatögewalt ausübenden perſönlich menfch- 
lichen Kräfte beſtimmen fih die Staatdformen, deren Aufzählung und Belchreibung 
eine der wichtigften und ſchwierigſten Aufgaben des allgemeinen Staatsrechts und der 
Politik bildet. Wie viele einfache Grundformen, mit Rückſicht auf die die Staatsgewalt 
ausübenden Subjecte anzunehmen find, war von jeber und tft auch noch heute in Der 
Theorie ftreitig, bejonders deswegen, weil man mit dem Subjecte der Ausübung der 
- Staatögewalt meiftentbeils das Princip der Thätigkeit oder die Motive und Zweckbeſtim— 
mungen der Staatöhandlungen vermifchte. Die Dreitheilung des Ariftoteles, welcher 
Monarchie, Ariftotratie und Demokratie (mebft drei ſ. g. Parekbaſen oder Entartungen 
in der Deſpotie, der Oligarchie und der Ochlofratie) annahm , findet noch gegenwärtig 
ihre Anhänger, während andere, je nachdem die Staatögewalt durch eine Perjon oder 
durch eine Perfonenmehrbeit ausgeübt wird, nur die zwei Grundformen der monarchiſchen 
oder republitaniich geftalteten Staatsgewalt gelten laſſen wollen. Allein auch mit diefer 
Aufftellung ift micht jeder Zweifel befeitigt; denn von einigen Zeiten wird beiiptelömeife 
die lebenslängliche oder Wahlmonarchie als eine republikaniſche Staatsform, dem Sprach— 
gebrauch zunvider, angenommen. Sogar mit Beziehung auf Die heutige Geftaltung des 
engliſchen Königtbums ift öfters Die Behauptung zu bören, daß im Grunde eine Ne: 
publit anzunehmen ſei. Um diefen Schwierigkeiten zu entgehen, bat man vorgejchlagen, 
auf Grundlage jener einfachen Staatöformen weitere Unterfchtede mit Rüchſicht darauf 
zuzulaffen, ob die Ausübung der Staatögewalt in Beziehung auf die Objecte ihrer Wirt: 
Jamteit unvermittelt vor fi gebe (reine Staatöformen) oder vermittelt durch Die 
nicht willfürlich abzumeiende Mitwirkung anderer Berfonen (gemischte Staatsformen). 
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Welche von den an ſich möglichen Staatsformen die befte oder wünſchenswertheſte 
ft, läßt fich ohne Rückſicht auf gegebene Zuftände und thatlächliche VBorausfegungen gar 
nicht allgemein beantworten, jo oft auch der Verſuch „Damit gemacht worden ift. Jede 
Staatsform hat der Reihe nad) ihre Anhänger und ihre Gegner gefunden, je nad) ber 
Leiſtungsfähigleit der leitenden Staatsmänner. Irrig wäre es indeſſen, Deswegen zu glau— 
ben, daß die Staatöform überhaupt jo gut wie gar nichts zu bedeuten hätte, denn es 
ift gewiß, daß der Uebergang von der einen Staatöform zur anderen -feinenfalls eine 
Sache des bloßen Beltebens oder der Willtür der Völker iſt. 

In Deutichland finden ſich noch gegenwärtig die beiden Grundformen der Monar— 
hie und der Republik nebeneinander; doch ift letztere gegenwärtig faſt als eine Sin— 
gularität gegenüber der vorwiegend monarchiichen Entwidelung des legten Jahrhunderts 
ftehen geblieben. In der vergleichenden Würdigung der Staatöformen entjcheidet man 
ſich übrigens gegenwärtig faft allgemein in Deutichland für die erbliche, bejchränfte und 
repräfentativ geftaltete Monarchie. Vor einer verhältnißmäßig wenig entlegenen Zeit ward 
die Behandlung des deutſchen Staatsrechts noch in jehr hohem Maße beeinflußt von der 
Vorliebe für die eine oder andere Staatsform, entweder der abſoluten Monarchie oder der 
repräſentativ beichränften, oder der ftändiichen Lehnsherrſchaft. Gegenwärtig ſcheint es in= 
deſſen, als ob trog mannichfacher Abweichungen in der theoretiichen Benrtheilung der 
deutihen Staatszuſtände der Untergang jowohl der abfoluten als ver altſtändiſchen Mon- 
archte zu den unwiderruflich vwollzogenen Thatſachen der Zeitgefchichte zu rechnen und 
nur noch darüber zu rechten ift, wie das Verhältniß der erblihen Monarchie zu den in 
dem einheitlichen Boltswillen ruhenden Grundlagen der Staatögewalt wiſſenſchaftlich zu 
beftimmen ıft. Daß die Perſon des Monarchen nicht die ftaatlihe Souveränetät in ſich 
abjorbirt, jondern vielmehr in freier, jelbitftändiger Weife handelnd darftellt, daher auch 
nicht über das Geſetz, fondern von Rechts wegen nur durch das Geſetz herricht, Darf gleich- 
falls als eine aus beſſerem Verſtändniß des Staates heroorgegangene Frucht der neueren 
Wiſſenſchaft bezeichnet werden. Durch dieſe Anſchauung unterfcheidet ſich das gegenwärtige 
Zeitalter in bemerkenswerther Weile, jowohl von derjenigen Lehre, welche im Anſchluß an 
beitimmte theologiſche Ueberlieferungen einen überirdiſchen und myſtiſchen Urſprung der 
monarchiſchen Gewalt als fortwirfend im deren Regierung annahm, als auch von der 
Anficht, welche in der erblichen Monarchie nur eine willtürlic zu entziehende Delegation 
der der Volksgeſammtheit zuftehenden Souveränetätsrechte erblidte. 

Die Staatsformen, melde man früher nur mit Rückſicht auf die herrſchenden 
Subjecte beftimmen zu fünnen glaubte, find in der neueren Zeit auch noch einer anderen 
Betrachtungsweiſe unterworfen worden. Bon hohem Intereſſe ift dabei nur der Gejichts- 
punkt: Welche Geftaltungen fich im wejentlichen ergeben, wenn man den leitenden Staats— 
willen in Beziehung treten läßt zu den räumlichen Schranken feiner Wirkſamkeit. Wie 
er im den gemiſchten Staatöformen beichränft fein kann durch die Repräfentation der 
Boltsgefanmntheit oder einzelner ihrer Gliederungen, jo können in räumlicher Hinficht 
durch die Aufrechterhaltung territorialer Selbftftändigfeit oder durdy andere Gründe Ver— 
mittelungen und Schranten für die Geltung des Staatäwillend gegeben fein. 
Zwar fehlte es auch im clafjiichen Alterthum nicht am derartigen Staatögebilden ; doch 
hat erft die neuere Zeit, im Vollbefige eines reicheren hiſtoriſchen Wiſſens und aus nächſt— 
biegender Theilnahme für die in der Gegenwart jelbft noch nicht völlig abgefchloffenen 
Entwidelungen, ihnen eine tiefer eindringende Prüfung zu Theil werden laffen. Neben 
den monarchiſchen und republifanifch geformten, werben daher gegenwärtig noch zwei weis 
tere Grundgeftalten in den territorial einheitlichen und zuſammengeſetzten Staatsförpern zu 
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unterfcheiden jein. Dies führt und auf die |. g. Staatenverbindimgen, im denen fich für 
und gleichzeitig der Uebergang zu den deutſchen Verfaſſungen vorbereiten wird. 

8. 6. Staatenverbindungen Noch mehr ald dur dasjenige, was 
man herkömmlicherweiſe die Staatsform mannte, wird die Wirffamteit und Orga— 
nifation der Staatögewalt charakterifirt durch die territoriale Stellung der Staats: 
gemalt oder durch ihre dauernde Unterordnung unter, eine ihr mit anderen Staaten 
gemeinfame Zweckbeſtimmung. Im vdiefer Richtung treffen wir auf folgende Unterſchei— 
dungen. Zunädhft 

1) der Einbeitsftant. Der berrichende Staatöwille ericheint volltommen jelbit- 
ftändig und — anderen Staaten gegenüber — uneingefchränft in Beziehung auf die Ge— 
genftände ſeiner Wirkfamteit: ein Staatögebiet gegenüber einer Regierung. Vergrößert 
fih der Einheitsftaat, Jo fann dies mur im Wege der Eimverleibung oder Incorpo= 
ratton geſchehen, womit freilich nicht ausgeſchloſſen wird, daß den einverleibten Gebiets- 
theilen befondere, wirflih oder vermeintlich berechtigte Eigenthümlichkeiten in Geſetz und 
Verwaltung belaffen werden, wie dies auch mach den legten großen Einverleibungen 
durch Preußen im Jahre 1866 geſchah. Das Anerkenntniß folder Eigenthümlichkeiten 
bängt indeſſen lediglich von dem Willen des Geſetzgebers ab, welchem keinerlei bindende 
Schranke geſetzt ift. Vereinigt fich der Einheitsftaat mit anderen Staaten zu gemein: 
Ihaftlihen Zweden, jo kann dies nur im Wege wölterrechtlicher Alliancen worübergehend 
nad dem Princip der Gleichberechtigung ſouweräner Staaten gefchehen. 

2) Die Realunion, die dauernde umd von Rechts wegen unlösliche Verbindung 
mehrerer Staaten unter einem gemeinſchaftlichen Herrſcher, aber unter Aufrechterhaltung 
ver Gebietstrennung beider und unter ftaatövechtlih anerfamter Bavahrung des jedem 
Stoatögebiete eigenthümlichen Verfaſſungsrechtes. Innerhalb der Realunion ſind man- 
nichfache Abftufungen denfbar, indem die vereinigten Gebiete einander frandartiger gegen: 
überftehen oder näher verbumden ſein können. Gegenſtand und möglicherweiſe auch Form 
der Willensäußerumg der einen Staatögewalt find ſomit in beiden Gebieten verjchteden. 
Ein nächftliegendes Berfpiel Liefert Ungam mit feiner beionders geftalteten Berfaffung 
gegenüber dem Kaiſerthum Oeſterreich. 

3)- Die Perfonalunion, als die von Rechts wegen Tösliche Verbindung mehrerer 
Staaten unter der Perfon eines und deſſelben Herrſchers, daher auch von einigen Publi— 
ciſten „worübergehende Unten” genannt. Irrigerweiſe erblicdt man bier und da ſchon in 
der wölligen Verſchiedenheit zweier nebeneinander beftehender Berfaffungen ehemals fremder 
Staaten das Merkmal der Perfonalunion. Eine folhe iſt berzuftellen entweder zwiſchen 
mehreren Wahlreichen, welche einen und denjelben Herricher erwählen, oder zwifchen einem 
Wahlreih und einer erblichen Monarchie, oder zwiſchen mehreren Erbmonarchien, wenn 
deren Succeſſionsordnung eine verſchiedene ift (wie beijpielsweife zwiſchen England und 
Hannover von 1714 — 1837), oder endlich bei gleicher Succeſſionsordnung, wenn nach 
dem Ausfterben des gemeinjchaftlichen Herrichergeichlechtes jedem Staate für fi die Be— 
rufung des neuen Herrſchers fFreigeftellt bleibt, Schleswig, Holſtein und Yanenburg in 
ihrem wechlelfeitigen Verhältniß und tm Verhältniß zur däniſchen Monarchie zeigten ehe— 
mals Perſonal- und Realunionen neben einander. Schleswig und Holftein, in Realumion 
zu emander ftehend, befanden ſich nach der beutichen Staatsrechtslehre gemeinſam im 
Berhältuiß der Perfonalunton zu Dänemark, nachdem die Thronfolgeerdnung im letzteren 
Staate eine cogmatifche geworden war. Yuremburg und Holland ftehen um Verhältmiß 
der Perſonalnnion, was auch in Beziehung auf Yauenburgs Verhältniß zu Preußen bes 
bauptet wird. 
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Eine weitere Art der Staatenverbindung bilden endlich 

4) der Staatenbund md 

5) der Bundesftaat. Dieje beiden letzteren Bezeichmungen gehören der dentſchen 
Theorie an, weldyer die ausländiſchen Schriftfteller erit ſpäter in befonderen Wortbildun— 
gen nachzuahmen fuchten.) Die urfprünglih gemeinfchaftliche Bezeichnung für beide 
Staatöverbindungen war „Conföderation“. Die fefte juriftiiche Unterſcheidung vom 
Staatenbund und Bundesftaat iſt ebenſo wichtig als ſchwierig, auferdem aber auch ftreitig, 
weil die Begriffsmertmale keineswegs in gleicher Unzahl angegeben werden. Man kann 
daher im allgememen wejentlihe und unmwefentlihe Merkmale untericheiden. Solche un— 
mejentliche Merkmale find vielfach hereorgefucht worden, indem man entweder das rein 
biftoriiche Moment der Entjtehung beftimmter Staatenverbindungen ins Auge faßte, over 
fich allzu fehr am augenblidlich gegebene Verhältniſſe einzelner Conföderationen genera— 
liſirend anſchloß. Die in der neueften Zeit als Mufter vielfach benugten, ſogar für die 
Theorie unausgeſprochen maßgebenden Staatenverbindungen waren: die nordamerika— 
niſche Union und die Schweiz (feit 1848), als Formen für den Bundesſtaat, und der 
Deutfhe Bund als Staatenbund. Uebrigens ift man nicht einmal dariiber völlig 
einig, wie jich der Bundesſtaat vom Einheitsſtaat durchgreifend unterfcheibet, ſonſt wäre 
die öfters aufgeworfene Streitfrage nicht denkbar: ob das Deutiche Reich feit Dem weit: 
phãliſchen Frieden nad der Anerfenmung der Landeshoheit, als eines in den Terri— 
torien völlig ſelbſtſtändigen Negterungdrechtes, einen nur thatfächlich geloderten Einheits— 
ftaat wegen des Fortbeitandes der kaiſerlichen Würde oder einen Bundesſtaat dar- 
gejtellt habe? 

Das verbindende Glied zwiſchen Staatenbund und Bundesftaat Tiegt nur darin: daß 
beide Verbindungen auf der für mehrere Staaten gegebenen Gemeinſamkeit gewiſſer 
Zwedbeftimmungen, der ihnen entiprechenden dauernden und unlöslichen Berbin- 
dung der Betheiligten und dem Borhandenfein gewiſſer gemeinihaftlichen Anftalten beruhen. 
In Ermangelung diejes Elementes der Dauer, als eines für dieſe Staatenverbindungen 
weſentlichen, konnte beifpielsweife der Zollverein als ſolche bisher nicht anerkannt werben. 
Als der natürlichhte und wirffamfte Grund der Staatenverbindungen ericheint jedenfalls 
das gemeinfame Bydürfniß ſchwächerer Staaten, ſich dauernd gegen einen mächtigen Nach- 
bar zur Vertheidigung zu verbinden und ebendeswegen auf bloße Alltanceverträge und 
deren zeitliche Begrenzung Berzicht zu leiſten. Diefe internationale Zweckbeſtim— 
mung, deren Erfafjung bereits eine Ueberwindung des den einzelnen Staaten innewohnen- 
den Selbititändigteitötriebed und der ſelbſt unter verwandten Gemeinweſen üblichen Eifer: 
fucht verlangt, tritt am ftärkften bevor in dem Staatenbunde, welcher eine gemeinſame 
und dauernd geficherte Verpflichtung der einen Staatöregierung gegen die andere umd aller 
gegen jede einzelne darſtellt. 

Aber Schon der Staatenbund,, wenngleih feinem Urfprunge nach nur auf einen 
Zweck angelegt, trägt nothwendigerweiſe cine Beziehung zu den inneren Angelegenheiten 
der einzelnen zu ihm gehörigen Staaten in fih und um der äußeren Sicherheit willen 
muß er die Einigkeit aufrechterhalten, das Beftehen jeder einzelnen Regierung gegen innere 
Gefahren ſchützen, an Stelle des Kriegsrechts unter den Mitgliedern für eime vechtliche 
Entſcheidung Sorge tragen, die Bereitihaft won Geldmitteln und Truppen fir den Noth— 
fall überwachen. Im Bundesftaat hingegen herrſcht poſitiv die Idee, daß eine äußer— 
liche Trennung des internationalen Zweckes einer Staatengemeinfchaft von den inneren 
Angelegenheiten in einer feften Yinte nicht durchzuführen ift, und daß äußere Sicher— 


) So fprechen neuerdings die Italiener von stato federativo und confederazione degli stati. 
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beit au innere Gemeinſchaft des nationalen Lebens in den Grundzügen feiner Thä— 
tigkeit verlangt. 

Hieraus nun ergibt fid der ftaatörechtlih höchſt wichtige und oberfte Unterjchied 
zwifchen beiden: Im Bımdesftaat wird erfordert dad Vorhandenfein einer höchſten, den 
Sefanmtwillen Aller nad) aufen und innen vepräfentirenden Gewalt mit unmittelbarer 
Verfügungsberechtigung über die gemeinfamen Machtmittel und unmittelbarer Herrſchaft 
über die Staatsbürger in ihrem Berhältnif zur Bundesgewalt. Daher: mindeftens eine 
verpflichtende Bundesgeſetzgebung, wirkſam ohne Zuthun der einzelnen Staatsregierungen. 
Im Staatenbund find einftunmig oder mit Mehrheit gefafte Beſchlüſſe der Regierungen 
nur für dieſe felbft verpflichtend und zwar ohne die für das Weſen des Geſetzes weſent— 
lihe Form der Publication, während fie für die Unterthanen nur in Geftalt eines publi- 
eirten Yandesgefeges verbindlich werden fünnen. Diefer tief eingreifende Unterſchied ift 
auch ſprachlich wiedergegeben in der Gegenüberftellung von Bundesbeihlüffen und Bun 
deögejegen. Vom Standpunfte der Untertanen aufgefaßt, ſpiegelt fich dieſe Verſchiedenheit 
nothwendigerweiſe darin ab, daß im Staatenbunde nur einfades Unterwerfungsverhältniß 
zu den Yandesregierungen, im Bundesftaate ein doppeltes, zu Yand und Bund geordnetes 
ſich berausftelen muß. Vollkommen durdgeführt, verlangt der Bundesſtaat endlich die 
völferrechtlihe Darftellung der nationalen Einheit nad aufen in einem einfachen Ver— 
tretungöverhältniß des Bundes unter gleichzeitiger Aufhebung jeder Communication zwiſchen 
den Yandesregierungen und dem Auslande, während im Staatenbunde das Vertre— 
tungsrecht der einzelnen Staaten bei auswärtigen Mächten nur durch die Zweckbeſtimmung 
der gemeinfchaftlichen Sicherheit, alfo durch Verbot kriegeriſcher Alliancen beſchränkt zu 
fein braucht. 

ALS anderweitige, aber doch bei gründlicher Erwägung nur unweſentlich ericheinende 
Begriffömertimale pflegt man aufzuftellen: 

a) Die Heeresverfaffung. Für den Bundesftaat auf einem divecten Aushebungs— 
recht und der Organifation einer Bundesarmee begründet, ſoll jie un Staatenbunde 
nur auf dem Syſtem der Gontingentögeitellung bajiren. 

An ſich ift ſelbſtverſtändlich, daß die Bundesgefepgebung um Bundesftaate zu allererft 
competent fein wird, die Bertheidigungsanftalten zu ordnen und ſomit auch erforderlichen= 
falls felbft ein directes AUshebungsſrecht zu üben. Aber 8 iſt nur eine Zwedmäßig- 
feitöfrage thatfächlicher Art, ob er ſich an Comtingenten der einzelnen Bundesregierungen 
genügen laſſen will und fann, wodurch feinenfalls ſein Beftand ſchlechthin negirt fein würde. 

b) Die Finanzverfaſſung, infofern als der Bundesftaat nothwendig auf un= 
mittelbare Erhebungen 5. B. aus Zöllen oder Poften), der Stgatenbund auf Umlagen 
und Beiträge der einzelnen Regierungen anzumweifen je. Zufammenhängend Damit: 

e) Das Bundesbramtentbum, infofern ald der Bundesftaat auf ein ftändiges, 
feiner Gewalt unterworfened und ihm ummittelbar vwerpflichtetes Beamtenthum nicht Vers 
zicht leiſten könne, während der Staatenbund durd die Hülfsleiftungen der Bundesregie- 
rungen genügend feine Angelegenheiten wahrzunehmen im Stande fe. Endlich 

d) Die Volksvertretung, welde im Bundesftaate mindeftens theilmeife durch 
Wahlen aus der Volksgeſammtheit aller Yänder gebildet werden müſſe, für den Staaten- 
bund bingegen fehlen könne oder müſſe. 

Alle diefe Merkmale mögen politiſch ſehr ſchwer ins Gewicht fallen, für die allge 
meine Theorie der Staatenwerbindungen find fie durchaus nebenfühlih. Die Hauptfadhe 
bleibt: im Bundesſtaat concurriren Bundes = und Yanbeögejeggebung Telbftwerftändlich 
unter Ausichliegung der legteren in allen Bundesſachen, im Staatenbund befteht nur die 
eine gefeggebende Gewalt der einzelnen Yänder. ine Abgrenzung der in Bundesftaaten 
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der Geſammtheit zuftehenden, von den den einzelnen Yändern vorzubehaltenden Gefeg- 
gebungämaterien ift theoretiſch wicht zu finden. Das Maß des Gemeinfamen kann 
fleiner oder größer, es kann jo groß fein, daß in Frage kommt, ob der Name des 
Staates den einzelnen Beftandtheilen belafjen werden fann oder nicht. Von ſouve— 
ränen Staaten kann im confequent vollendeten Bundeöftaate nicht mehr die Rede fein, 
wofern es ſich nicht etwa um eine Ehren halber belafjene Titulatur handelt. 

Außer dem Bundesftaat und Staatenbund wollen einige Staatsrechtölehrer noch eine 
dritte Form der Staatenverbindungen unterjcheiden: der Staatenftaat, welder gleich— 
fam im der Mitte ftehen joll zwilchen den bereits bejchriebenen Geftaltungen, indem er 
das Nebeneinanderbeftehen zweier Staatsgewalten, einer Reichsgewalt und einer Territorials 
gewalt, wie Deutjchland nach dem weſtphäliſchen Frieden aufzeige. Oder man fucht ihn 
to zu bejtimmen, daß man fagt, der Reichsgewalt ftehe bier die Präſumtion ihrer Com— 
petenz zur Seite, mährend fie ihr im Bundesftaate entgegenjtehe. Andere find der auch 
von uns geteilten Anficht, daß ein Bedürfniß zur Aufftellung einer ſolchen Berbindunge- 
form nicht befteht und der Staatenftaat eine überflüffige Abftraction aus vereinzelten 
hiſtoriſchen Vorkommniſſen darftellt. Zwiſchen den reinen und jcharf ausgeprägten For— 
men des Bundeöftaates und des Staatenbundes gibt es allerdings unleugbare Uebergangs— 
zuftände, in denen die Formen undeutlih und unklar ericheinen. Auch in Deutichland, 
wo die Vehre von den Staatenverbindungen befonders wichtig ift, zeigt fidh dies an der 
Geſchichte der neueren Staatdentwidelung feit 1806. 

(Literatur, Bon ben Staatenverbindungen handeln ſämmtliche Lehrbücher bes deutſchen 
Staatsrehtd. Außerdem: Freeman, History of federal Goverument, vol I, 1863. — 
Waitz, Das Wefen des Bunbesftaates in feinen Grundzügen der Politil, 1862.— G. Cohn, 
Quid intersit inter confoederationem eivitatum et civitatem confoederatam ex constitu- 
tionibus Germaniae, Helvetiae, Americae septentrionalis, Gryphiae 1865. — ©. Meyer, 
— — des Norddeutſchen Bundesrechts, 1868, S. 1—40. Ebenda und bei Cohn find auch 


die gangbarften Werke der in biefer Materie wichtigen Arbeiten ber Schweizer und Nordameri— 
faner angeführt.) 


$. 7. Die deutjhen Staatenverbindungen 1) Der Nheinbund und 
der Deutiche Bund. 

Die Lehre von den Staatenwerbindungen bat ihre befondere Bedeutung für Deutjd- 
land. Sie ift zum größeren Theile fogar eine Abftraction aus den deutſchen Staatözu- 
Händen. Denn ſeit dem wejtphäliichen Frieden von 1648 bildete Deutfchland einen zu— 
fammengefegten Staatskörper. Auch feit der im Jahre 1806 erfolgten Auflöfung 
des deutſchen Kaiſerreichs find Die deutfchen Staaten thatſächlich nebeneinander niemals 
vollfommen fonverän und unabhängig, ſondern vielmehr mindeſtens theilweile in einem 
Berbande irgend welcher Art geblieben. Diefe drei neueren deutſchen Staatenverbinduns 
en find: 

i 1) der Rheinbund, die Vereinigung deutſcher Mittel- und Kleinftaaten unter 
Ausſchließung der beiden deutſchen Großmächte, Preußen und Oeſterreich; 

2) ver Deutſche Bund, unter Annahme eines dualiftiichen Princips in ber 
Theilnabme beider Großmächte, aber unter Belafjung eines Theiles ihrer Befigungen 
außerhalb des Bundesgebietes, und 

3) der Norddeutſche Bund als die Vereinigung deuticher Staaten unter ber 
Vorherrſchaft einer Großmacht bei gleichzeitiger grundſätzlicher Ausſchließung Oeſterreichs. 

Dieſe drei für die neueren deutſchen Staatszuſtände wichtigen Verbindungen ſind in 
der Kürze zu betrachten. 

Erſtens der Rheinbund, deſſen durch die franzöſiſchen Revolutionskämpfe, Die Ab: 
tretung des Linfen Rheinufers an Frankreich und den Reichsdeputationshauptſchluß von 
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1803 eingeleitete Bildung durch die zu Paris am 12. Juli 1806 abgejchloffene Ahein- 
bundsacte (Acte de confederation du Rhin, traite entre $. M. l’Empereur des 
Frangais et les membres de l'’Empire germanique denommeds) von ſechzehn deut— 
Ichen Fürflen volgogen ward. Andere Fürften traten ſpäterhin nad der Niederwerfung 
Preußens Hinzu. Mit Ausnahme des preußiſchen, öfterreichtihen und Durch Einverleibungen 
- franzöfiich gewordenen Gebietes umfaßte daher der Aheinbund ſämmtlich deutſche Staaten 
im Jahre 1810: 5703 Duadratmeilen mit 14,935,265 Einwohnern). Eine Schöpfung 
Napoleoniſcher Fremdherrſchaft und dynaſtiſcher Selbftftändigfeitsgelüfte deuticher Fürften, 
überdauerte er den Sturz feines Schutzherrn nicht, jo daß fein etwa fiebenjähriger Beſtand 
nur eine kurze Uebergangsperiode darftellt, während welcher ſich eine fefte Verfaflung der 
neuen Staatengruppe nicht herausbilden konnte. Politiſch ward indeſſen der Aheinbund 
von Bedeutung dur die Zerftörung der legten Reſte der alten Reichszeit, durch Voll— 
endung der fürftlichen Souveränetät feiner Mitglieder, durdy die mit ihm bewirkte terri= 
toriale Ummwälzung, in welcher der mächtige Nachbar die Gebietötheile der ſchwächeren 
verichlang. Die reichsritterſchaftlichen Gebiete verichwanden von der Starte, mit ihnen die 
Reichsſtädte Frankfurt und Nürnberg, die Befigungen des deutichen, des Johanniterordens 
und die Herrichaft von 72 veichöftindifchen Firften und Grafen. Sp ward das 1803 
begonnene Wert der willfürlichen Einziehungen vollendet. Auch auf die inneren Staats— 
verhältnifie der einzelnen deutfchen Yänder wirfte die Nheinbundsperiode vielfach zerſtörend 
in der Aufhebung ftändifcher Berfaffungen, deren Fortbeftand mit der fürftlidhen Souve— 
ränetät als unverträglich erachtet ward oder doch Proteft gegen das Geſcheheue befürchten 
ließ. Das Ergebniß der Durch den Sturz Napoleons nothwendig gewordenen, auf dem 
Wiener Congreß bewirkten Neuordnung der deutſchen Berbältniffe war men 

Zweitens der Deutfhe Bund ſouveräner Fürften und freier Städte, Hervorge— 
gangen aus ſehr verfchtedenartigen Beſtrebungen und aus einer vein äußerlichen und lockeren 
Berfnüpfung widerftreitender Regierungsintereſſen, zeigte er von Anfang die unverföhnliche 
GSegenüberftelung von Preußen und Defterreih, der Mittel und der Kleinſtaaten. We: 
jentlih ein Werk öfterveichiicher Ueberlegenbeit auf dem diplomatiichen Gebiete, ward die 
deutſche Bundesacte, zwanzig Artikel enthaltend, Durch die Bevollmächtigten von 36 deut— 
chen Regierungen (wozu ſpäter noch ein ferneres Mitglied binzutrat) zu Wien am 8. Juni 
1815 einzeln und zwei Tage darauf auch als Beitandtheil der Wiener Congreßaete unterzeichnet. 

Zu einer fefteren Abgeichloffenbeit und Geftaltung gelangte der Deutſche Bund erft 
feit dem Jahre 1820 mit dem gemeinfamen Gegenfage aller Regierungen gegen Diejenigen 
Beitrebungen des deutichen Volkes, welde ſich auf eine freiheitliche und nationale Fort— 
bildung der gegebenen Einrichtungen richteten. An die Stelle einer theils verbeigenen, 
theils beabfichtigten Garantie allgemein ftändifcher Berechtigungen durd den Bund ent- 
ftand eine Garantie fürftlicher Machtvolltoinmenheiten, die ſich ſogar gegen die von ein— 
zelnen Regierungen felbft ausgegangenen Staatsrechtsbildungen kehren konnte. Aus den 
Karlsbader Minifterialeonferenzen (vom 6. bis 31. Auguft 1819), bet welchen zehn 
deutiche Regierungen betbeiligt waren, und den allgemeinen Wiener Gonferenzen ging 
die Wiener Schlufacte vom 20. Mai 1820 hervor, melde als eine Ergänzung der 
Bundesacte von 1815 das zweite Grundgeſetz des Deutichen Bundes darflellt, und 65 
Artikel enthält. An diefe beiden Bundesgrundgeſetze ſich anfchliegend, bildeten bejondere 
Bundesbeſchlüſſe des im Frankfurt a. M. ftändig verfammelten Bundestages, auf 
Grundlage entweder einer einfachen Majorität oder in allen wichtigeren Fällen fogar der 
Einſtimmigkeit die Quellen der öffentlichen Ordnung für ganz Deutfchland. 

Durch die Bewegung des Jahres 1848 überwältigt, ward der Bımdestag durch ges 
meinſamen Beichlug feiner Mitglieder aufgehoben, um einer von ihm felbit als nothwendig 
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erklärten Neugeftaltung der Dinge im bundesftaatlihen Sinne Pla zu machen. Die 
Bemühungen der am 18. Dat 1848 zufammengetretenen „conftituirenden Natio= 
nalverfammlung‘” in Frankfurt, der am 23. Juni deſſelben Jahres geſetzlich ge— 
ordneten Gentralgemalt und der nad) der Auflöfung beider unmittelbar mit einander vers 
handelnden Regierungen Deutfchlands jcheiterten gleihmäßig an dem Wiverftande unver: 
einbarer Regterungsintereffen und unverföhnliher Parteimeinungen. Zwar fam eine 
deutſche Reichsverfaſſung zu Stande, welde am 28. März 1849 zum Abſchluß gelangte 
und tm Reichsgeſetzblatte nom 28. April deffelben Jahres verfündet ward, nachdem fchon 
vorher deren auf die allgemeinen ftaatsbürgerlichen Rechte bezüglichen Beſtimmungen un- 
ter dem Titel der deutfchen Grundrechte am 27. December 1848 als Gele verkündet 
worden waren. Dieſe wejentlich demokratiſch geartete Berfalfung ward indeſſen hinfällig, 
als am 28. April 1849 der König von Preußen die ihm angetragene erbliche Kaiſer— 
würde ablehnte. 

Bon diefem Augenblide begann eine Zeit der Wirren und fürftlichen Coalitionen, 
die einen inneren Krieg beraufbefchworen hätte, wenn nicht die öſterreichiſche Diplomatie, 
mit den jüddeutichen Königreichen und dem Auslande werbündet, einen entfchiedenen Steg 
über die preußifchen Neformbeftrebungen davon getragen und die nad den worangegan- 
genen Ereigniffen rechtswidrige Wiederherftellung des alten Bundesrecht durchgeſetzt hätte, 
ALS das Ergebniß drerjähriger innerer Kämpfe in Dentfchland ſtellt ſich heraus, daß der 
ehemalige Deutfche Bund wie im Jahre 1815 mm nochmals eine rem negative Baſis 
feines Beſtehens gewonnen an der Unmöglichkeit eine Uebereinftimmung der fürftlichen 
Gabinete hinfichtlich irgend welcher Berbeilerung zu erreichen. Die bauptfächlichiten Re— 
forinverfuche nach dem Scheitern der deutſchen Reichsverfaſſung waren die folgenden : 

a) Das preufifche Unionsproject, beruhend auf dem |. g. Dreikönigs— 
bündniß zwiſchen Breußen, Sachſen und Hannover vom 26. Mai 1849. Eine Tren- 
nung von Nord und Süddeutichland war hierin von vornherein angedeutet. Als Weg 
zu einer Reform war vorgezeichnet : Feſthaltung der weſentlichen in der deutichen Reiche: 
verfaffung von 1849 enthaltenen Beſtimmungen, freie Vereinbarungen unter den deutſchen 
Regierungen wegen ihres Veitrittes zu dem neu zu gründenden Bundesftaat, Beibehaltung 
des völferrechtlich 1815 zu Defterreich geſchaffenen Verbältniffes in einem weiteren Bunde, 
Alles in allem genommen, war das Unionsproject ſomit ein Verſuch, die als berechtigt 
anerfannten Forderungen einer neueren Zeit in ihrer Darftellung durch einen preußiſch— 
deutfchen Bundesftaat zu vereinigen mit dem alten Bundesrechte unter Annahme eines 
Dualismus in den wechfelfeitigen Beziehungen innerhalb Geſammtdeutſchland. 

Der von Preußen vorgelegte Entwurf und die dazu gehörige Additionalacte vom 
26. Februar 1850 warb von dem am 20. März 1850 eröffneten Parlamente der 
deutſchen Union zu Erfurt angenommen, nad einigen ſchwachen Verſuchen der Verwirk— 
lichung indelien im November 1850 definitiv aufgegeben, als ſich herausftellte daß Defter- 
reich und feine ſüddeutſchen Verbündeten entichloffen waren, mit den Waffen in der Hand 
der Unton entgegenzutreten. 

b) Das mittelftaatlide Broject, berubend auf dem ſ. g. Mündener 
Entwurfe vom 27. Februar 1850: An Stelle einer bundesftnatlichen und einheitlichen 
Erecutive ein Directortum von fieben Mitgliedern, aus welchem die Kleinftanten gänzlich 
verbannt bleiben ſollten; Beſchlußfaſſung im Directorium mit einfacher Stimmenmehrheit 
vorbehältlih der Fülle einer Berfalfungsänderung ; eine ſ. g. Nationalvertretung von 300 
Mitgliedern nach dem Gedanken der Trias, welche je 100 Mitgliever aus den beiden 
Großmächten und der außer ihnen verbleibenden Staatsgruppe durch Delegationen aus 
den einzelnen Ständefammern berufen will; im wmejentlichen damit übereinftimmend 
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waren Oeſterreichs Beftrebungen unter der Boransfegung, daß die Aufnahme feines ges 
ſammten außerdeutſchen Befigftandes in den Deutſchen Bund zugeftanden werden würde, 
Aus der Natur der Dinge folgte, daß Preußen und die Kleinftaaten einem folden Pros 
jecte durchaus abgeneigt fein mußten, 

e) Die freien Eonferenzen in Dresden vereinbart durch die Olmützer Punc- 
tation vom 29. November 1859 umterzogen ſich zwar noch der Erörterung etlicher im 
ganzen wenig bedeutender Verbeſſerungsvorſchläge. Doch verdient gegenwärtig fein ein= 
ziger derjelben auch nur vorübergehende Erwähnung. Nach dreijährigen Interim war 
der alte Bund im Juni 1951 wiederum veftaurirt. Ein Theil der alten, vor 1848 ges 
faßten Bundesbeſchlüſſe! (die ſeit 1819 erlaffenen ſ. g. Ausnahmegefege) blieb in— 
deſſen in Folge eines am 2. April 1848 gefaßten Beichluffes aufgehoben. Inwiſchen wen: 
dete fich, kaum wieberhergeftellt, die Bundesverfammlung fehr bald von neuem gegen Die 
freiere Berfafiungsentwidelung der einzelnen deutichen Staaten, indem fie darauf Bedacht 
nahm, Die vom Jahre 1848 und 1849 zurüdgelaffenen Spuren, die deutfcen Grund: 
rechte, die Preß- und Vereinsfreiheit wieder zu tilgen, und die Verfaſſungen einzelner 
Länder als bundeswidrig außer Kraft zu ſetzen. 

Obwohl in Deufchland felbft wenig angefochten, gewann der Deutſche Bund dennoch 
ſehr bald, namentlich im Hinblif auf die nad dem orientalischen Kriege und dem Empor— 
fommen des franzöfiichen Kaiſerthums völlig veränderte Yage der äußeren europäiſchen 
Berhältniffe die Ueberzeugung eines ihm innewohnenden Schmächezuftandes. Mit dem 
Jahre 1861 ergriffen daher die Regierungen felbft vielfach die Initiative in mehrfachen 
Vorſchlägen zur Verbefferung des alten Bundesrechts, wobei indeſſen die Parteiftellungen 
im Verhältniß zu den Jahren 1815 und 1850 mur wenig verändert waren. Grwähnenss 
werth aus diefem legten fünfjährigen Zeitraum von 1861 bis 1866 find folgende Ver— 
fuche und Anregungen : 

1) Der ſächſiſche Neformplan vom 15. October 1861, mit welchem. die in 
Würzburg berathenden Mittelftaaten in ihren Anträgen vom 14. Auguft 1862 im wefent- 
lichen übereinjtimmten, indem eine ſ. g. Delegirtenverfammlung am Bunde zur Berathung, 
allgemeiner Gejegentwürfe verlangt wurde, 

2) Das öfterreihifche Reformproject vom 17. Auguft 1863, bevathen auf dem 
Frankfurter Fürftentage ohne Antheilnahme Preußens. Vielfach den Münchener Entwurf 
von 1850 wiedergebend, ftellt dalielbe eine Berbindung der mittelftaatlic = öfterreichifchen 
Intereffen dar. Daher die Vertheilung der 300 Delegirten auf die drei Staatengruppen 
der Trias. Vorgeſchlagen war: Bundeödirectorium, Bundesgericht und Bundesrath und 
eine von aller früheren Tradition abweichende „Fürftenverfammlung” ; Beſchlußfaſſung 
im Directorium, beftehend aus Defterreih, Preußen und Baiern und zwei anderen durch 
die Souveräne der drei gemifchten Bundesarmercorps gewählten Fürften, und zwar mit 
Stimmenmehrheit unter öſterreichiſchem Borfig. Ferner: blos in demjenigen Falle Mehr: 
beit der Stimmen, wo zu entjcheiden fein würde, ob fich der Bund an einem Kriege bethei- 
ligen fell, der einen deutſchen Staat bezüglich feiner außerdeutichen Beſitzungen bedroht. 
Gegen diefen öſterreichiſchen Vorſchlag erklärte ji) Preußen am 22. September 1863 un- 
ter Andeutung feines eigenen Standpunftes, auf weldyen es auch nach den jchleswig-hol- 
fteinifchen Zerwürfnifien im Frühling 1866 zurüdging. 

3) Das preußiſche Neformproject, welches in einem Antvage vom 9. April 1866 
die Einberufung einer aus directen Wahlen und allgemeinem Stimmrecht hervorgegangenen 
Nationalvertretung vom Bundestage verlangte und vorzugsweiſe auf militäriſche Zuſam— 
menjegung der nationalen Streitkräfte und eine volle Gleichberechtigung der beiden Groß— 
mãchte gerichtet war. Schr bald veränderte ſich indeſſen die Sachlage fo weit, daß Preu— 
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fen in der Girculardepeiche vom 10. Juni, auf das Unionsprojet von 1849 zurückkom— 
mend, die Stiftung eined neuen Bundesverhältnifjes unter Ausichliegung des öſterreichi— 
ſchen Kailerftaates in Vorfchlag brachte. Die Grundzüge dieſes Vorſchlages waren fol- 
gende: Geſetzgebende Gewalt des Bundestages und einer nach den Beftimmungen des 
Reihöwahlgefeges vom 12. April 1849 gewählten, periodiich zu berufenden Nationalver- 
tretung, gemeinſames und einheitliches Zoll- und Handelögebiet aller Bundesſtaaten. 
Gompetenz des Bundes in Angelegenheiten des Verfehrs, der gemeinfamen wirthichaftlichen 
Intereſſen und des damit zufammenbängenden Rechtsichuges. Zu Kriegserflärungen ift ers 
forderlic die Zuftimmung der Souveräne von mindeftens zwei Drittheilen der Bevöl— 
ferung des Bundesgebieted. Einheitliche Kriegsmarine unter preußtichem Oberbefehl ; 
Zweitheilung des Oberbefehls für die deutſche Landarmee zwiichen Preußen für den Nor— 
den und Baiern für den Süden. 

Dur den Bundesbeichlug vom 14. Juni, welcher den Austritt Preußens aus dem 
Bundestag zur Folge hatte und die unmittelbar fich daran fchliegenden Eveigniffe auf den 
böhmtjchen und füddeutſchen Schlachtfeldern ward demnächſt die Auflöfung des Bundesver— 
hältniſſes definitiv herbeigeführt. Durch den Prager Frieden den 23. Auguft erflärt Oeſter— 
reich fein Ausicheiden aus Deutichland. Am 24. Auguft verfammelten fich die Minder— 
zahl der ehemals im Bundestag vertretenen Regierungen zum legtenmale in Augs— 
burg, um die Auflöfung förmlich zu conftatiren. 


(Literatur ; Ueber die Gedichte der deutichen Bundesverhältniffe: von Kaltenborn, Ge- 
ſchichte der deutſchen Bundesverhältniſſe, Berlin 1957; Ilſe, Gefchichte der deutfchen Bunbesver- 
fammlung, 1860 (unvollendet); (+. v. Meyer, Corpus Juris Confoederationis Germani- 
cae, dritte von Zöpfl beforate Ausgabe feit 1858. 

ferner a) für bie Snrftcbung des Bundes als Hauptwerk: Klüber's Acten des Wiener 
Eongrejies. 2. Aufl. 15335 Derfelbe, Ueberficht der dipfomatifchen Verhandlungen des Wie- 
ner Congreſſes 1816; %. E. Aegidi, Die Schlußacte der Wiener Miniſterial Conferenzen zur 
Ausbildung und Befeftigung des Deutſchen Bundes, 1860. 

b) Für die Reformwerfuche 1948 und die Rejtauration des Bundes: E. Weil, Quellen 
und Actenftüde zur beutichen Berfafiungsaefhichte, 15505 P. Roth und H. Merd, Duellen- 
ſammlung zum deutichen öffentlichen Recht, 1850—1852; Bier Monate ausmwärtiger Politik. 
Mit Urkunden, 1551; Zachariä, Die Rechtswidrigleit der verfuchten Reactivirung der im Jahre 
1848 aufgehobenen deutichen Bundesverfammlung, 1850. 

e) Kür das Ende des Deutſchen Bundes: H. Schulze, Die Krifis des deutſchen Staats- 
rechts im Jahre 1866 (Nachtrag zu defien Ginleitung in das deutſche Staatsrecht), Leipzig 
1867; Die Urkunden in: Aegidi und Klaubold, Staatdardiv (feit 1861). 


8.8. Das ehemalige deutſche Bunbesredt. Was die Gefchichte in dem 
fünfzigjährigen Beftande des ehemaligen deutſchen Bundesrechtes erwies, war übrigens 
ſchon in den Paragraphen der Bundesgrundgefege ſelbſt für diejenigen flar vorgezeichnet, 
welche wiflen, daß ein dauernder Widerfpruch einer veralteten umd im fich ſelbſt nicht ent= 
widelungsfähigen Satzung gegen die Yebensbedingungen einer noch kräftigen oder gar 
fortfchreitenden Nation unmöglich ift. Die wichtigften Inhaltsbeſtimmungen der deutſchen 
Bundesacte und der Wiener Echlufacte mögen daher an diefer Stelle furz erwähnt wer— 
den, um das Verhältniß des jegt beftehenden neuen Zuftandes zu dem vorangegangenen 
vergleichungsweiſe zu erfennen. 

1) Zwedbeftimmung des alten Bundes war: Erhaltung der äußeren und in- 
nerven Sicherheit Deutichlands und der Unabhängigkeit umd Umverlegbarteit der einzelnen 
deutfchen Staaten. Daher das Berbot der bemaffneten Selbfthülfe unter den deutſchen 
Souveränen und die Ordnung eines fchiedsrichterlichen Aufträgalverfahrens; daher 
die Beilegung der völferrechtlihen Verfönlichkeit an den Bund und die wechſelſeitige Ga— 
rantie des Yandesterritoriums gegen das Ausland; daher im Zufammenhange mit der 
milttärifchen Aufgabe des Bundes die gemeinfame Unterhaltung von fünf Bundes- 
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feftungen (Furemburg, Mainz, Landau und ſpäter Ulm und Raſtatt) und die Herftel- 
lung einer Bundeskriegsverfafſung in den allgemeinften Grundlagen einer nach dem Be— 
völferungsverhältnig bemefienen Contingentäziffer, jedoch ohne Einheit der Heeresorganifas 
tion und ohne ftändigen, aud im Frieden wirffamen Oberbefehl. Cine dem Bumdestage 
untergeordnete Bundesfeldherrnichaft war erft für den Kriegöfall georbnet. Das ganze, 
übrigens nur auf den Landfrieg berechnete VBertheidigungsiwefen war, wie insbefondere von 
Preußen ſchon vor 1848 gerügt und durch die Erfahrungen aud) von 1866 erwieſen, 
unſicher, unklar und zuſammenhangslos, beruhend auf einer jchroff durchgeführten po= 
litiſch unhaltbaren, weil einer genügenden Vermittelung entbehrenden Unterſcheidung ver 
Friedens- und der Kriegsverhältniffe. 

2) In dem territorialen Beftande: Die vollftändige Zugehörigkeit weitaus: 
der meiften Staaten zum Bunde, jo daß dieſen ein ſelbſtſtändiges Kriegsrecht gegen das 
Ausland entzogen war. Daneben die Doppelftellung Preußens und Oeſterreichs 
als deuticher und gleichzeitig wegen ihrer nicht zum Bunde gehörigen Beſitzungen euro— 
päiſcher Mächte, welche ihnen erlaubte, den däniſchen Krieg 1864 ohne Antheilnahme des 
Bundes zu führen, und jeve Neutralität des Bundes bei micht= deutfchen Intereſſen— 
fragen diefer Mächte von vornherein gefährdete. Endlich die theilweiſe Zugehörigkeit 
von Staaten, welche von Deutſchland durchaus verichtedene Intereſſen ihrer ganzen An— 
lage nad) zu verfolgen hatten (Holland wegen Yuremburg, Dänemark wegen Holftein und: 
Yauenburg). 

3) Als ſtaatsrechtliche VBorausfegung: in den einzelnen Staaten die volle Sou— 
veränetät ber zum Bunde gehörigen Mitglieder und deren Rechtsgleichheit. Die urfprüng- 
liche, im Art. 6 der Bundesacte aufgeführte Ziffer der Mitgliever betrug 38 ; ſpäterhin 
traten durch Aufnahme eines neuen Staated (Heilen = Homburg) und durch Abfterben meh— 
rerer Herricherhäufer oder durch Geffionen Beränderungen ein. Der Grundiag der Rechts— 
gleihheit, im Widerfpruch ftehend, mit der thatjächlichen Vertheilung der Macht innerhalb 
des Staatenbundes war indefjen nicht ftreng durchgeführt, wie 

4) die Organilation der Bundesverfammlung nadweift, welde im einen 
weiteren Rath (plenum) für Zmede der Abftummung in wichtigeren Fällen und in 
einen engeren Rath für Zwecke der Discufjion und der Beforgung der laufenden 
Geſchäfte, ſowie aller dem Plenum nicht vorbehaltenen Sachen zerfie. Die 69 uriprüngs 
lichen Stimmen des Plenum waren jo vertheilt, daß jeder Staat mindeftens eine derſel— 
ben führte, größere und mittelgroße Staaten Hingegen deren mehrere höchſtens vier) ab- 
zugeben hatten. Im engeren Rath hatten auch die Gropmächte nur je eine Stimme ;. 
außer elf ſ. g. Virilſtimmen beftanden indeſſen noch ſechs die kleineren Staaten zuſam— 
menfaſſenden Curiatſtimmen. 

An die Stimmenvertheilung im Plenum knüpfte ſpäterhin Die norddeutſche Bundes— 
verfaſſung an. Jedenfalls war ‚die Gleichberechtigung der ſouveränen Staaten Deutſch— 
lands gewahrt in dem Erforderniſſe der Einſtimmigkeit für alle wichtigeren Bundes— 
angelegenheiten. Nach den Bundesgrundgeſetzen ſind dies folgende: 

Alle Gegenſtände, die nur im Plenum entſchieden werden (mit Ausnahme der Kriegs— 
erflärungen und Friedensſchlüſſe, Neligionsangelegenheiten, Abänderung von Rechten 
und Pflichten eined Bundesgliedes, Veränderung des Befigftandes, Abtretung von Bun— 
desgebiet an auswärtige, nicht verbündete Fürften, Fortführung einer Stimme im Ple— 
num nach erbrechtlichem Anfall des Territoriums an einen andern Fürften, alle jura 
singulorum und folglid) aud) die Auferlegung bejonderer Yaften für Bundeszwede, Ab: 
änderung ber VBundesgrundgelege und beftchender ſ. g. organiſcher Einrichtungen. 
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In dem letteren Umftande war der Grund zu erfennen, aus welchem jede durch— 
greifende Verbefferung der Bundeszuftände bei dem von Anfang an gegebenen Gegen- 
fate der Intereſſen als eine factiiche Unmöglichkeit zu bezeichnen war. 

5) Das Verhältniß des Bundes zu den einzelnen Regierungen und 
deren Untertbanen war im allgemeinen ziemlih unbeftimmt gelaffen. Nur in folgen: 
den Punkten konnte eine Intervention von Bundes wegen ftattfinden : bezüglich der Me— 
diatifirten und der ihnen garantirten Rechte; bezüglich der von der Wiener Schlußacte ga= 
rantırten Madıtfülle der fürftlihen Gewalt, wovon fpäterbin noch die Rede fein wird; 
bezüglih der etwa von innen ausgehenden Bedrohungen der Sicherheit des Bundes, 
woraus fich Die Bundesbeſchlüſſe über Preſſe und Bereinswefen und andere Dinge ergeben ; 
bezüglich der den Unterthanen rechtswidrig verweigerten Rechtshülfe. 

Da die Einzelheiten des alten Bundesrechts, insbefondere die Vorschriften über Die 
Geſchäftsbehandlung, über die Erecution und das Aufträgalverfahren jedes Interefle für 
die Gegenwart verloren haben, genügen die von und wiedergegebenen Grundzüge, um die 
bezeichnenden Merkmale des im Jahre 1866 befeitigten Zuftandes erfennbar werden 
zu laſſen. 


(Literatur: Jordan, Lehrbuch des allgemeinen und deutſchen Staatsrechts, 1851; 
Klüber, Deflentliches Recht des Deutſchen Bundes überhaupt und der Bunbesftaaten. 4. Aufl. 
1540. Außerdem die Lehrbücher des beutfchen Staatsrechts; am ausführlicften: Zöpfl, 
Grundfäge ded gemeinen deutſchen Staatsredhts. 5. Aufl. 1563. Th. 1. S. 270 ff.) 


8.9. Die Begründung des Norddeutfhen Bundes. Im Artifel 2 des 
Prager Friedens erkennt der Kaiſer von Defterreich nicht nur die Auflöfung des ehemaligen 
Deutichen Bundes an, jondern er ertheilt auch feine Zuftimmung zu einer anderweitigen, 
ohne Defterreich zu bewirkenden Geftaltung der deutſchen Staatswerhältniffe. Hierbei ift 
ein Unterfchted gezogen zwilchen den Staaten nördlih vom Main, bei weldyen ein 
engeres Bundesverhältniß mit Preußen im voraus anerfannt wird und den füddeutjchen 
Staaten, melde „in einen Berein treten Können, dejien nationale Berbindung 
mit dem Norddeutihen Bunde der näheren Berftändigung zwiſchen 
beiden vorbehalten bleibt.“ 

Diefe nationale Verbindung wurde jofort bei Beendigung des Krieges in den 
Bündnifverträgen, welde für einen Kriegsfall dem König von Preußen den Oberbefehl 
übertragen und fpäterhin Durch die Reconftruction des deutſchen Zollvereins in Verbin— 
dung mit der Herftellung eines Zollparlamentes vorläufig eingeleitet, wobei es juriftiich 
zweifelhaft und beftritten ift, ob das Verhältniß der ſüd- und norbdeutfchen Staaten zu 
einander ſchon gegenwärtig als dasjenige eines Staatenbundes angefeben werden kann. 
Richtiger erfcheint und Die Verneinung dieſer Frage. 

Das Auftandefommen des Norddeutſchen Bundes beruht auf mehrfaden Grund- 
lagen thatjächlicher und rechtlicher Art: auf Eroberung bezüglich der ehemals ſelbſt— 
ftändigen, 1866 in Preußen einverleibren Staatötheile, auf freiwilligen Bündnißverträgen 
zwilchen Preußen und der Mehrzahl der norddeutſchen Regierungen vom 18, Auguft 
1866 (mit Medlenburg unter einigen Vorbehalten vom 21. Auguft); auf Friedensichlüffen 
mit denjenigen norddeutſchen Staaten, welche fih am Kriege gegen Preußen betheiligt 
hatten (Rheinheſſen wegen feiner nördlidh vom Main belegenen Gebietstheile, Meiningen, 
Reuß ä. L. und Königreich Sachſen); auf der Mitwirkung eines mit berathender Stimme 
gewählten norbdeutichen Reichstags und endlich der Genehmigung der Einzellandtage nord— 
deuticher Staaten, joweit dieſelbe erforderlich war. 

Die norddeutiche Bundesverfaffung vom 24. Juni 1867, in Gültigkeit ſeit dem 
1. Juli deſſelben Jahres war vorbereitet worden durch Gonferenzen der Bevollmächtigten 
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norddeutſcher Regierungen, welche in Berlin vom 15. December 1866 bis zum 7. Fe— 
bruar 1867 verfammelt waren und den von Preußen vorgelegten Entwurf ihrer Prü— 
fung unterzogen. 

Am 24. Februar 1867 ward der erfte Neichstag des Norddeutſchen Bundes eröffs 
net, durch welchen der von den verbündeten Regierungen vorgelegte Entwurf in vielen 
Punkten erhebliche Abänderungen erfuhr, deren größter Theil ſich auf eine Erweiterung 
der dem Reichötag einzuräumenden Befugniffe oder auf eine Ausdehnung der der Bundes: 
gefeßgebung zu gewährenden Competenz bezog. Schließlich ward der Entwurf, nachdem 
einige wenige won dem Reichötage geforderte Abänderungen entweder zurüdgemiefen oder 
doch erheblich abgeichwächt worden waren, in der Endabſtimmung Des Reichstages mit 
230 gegen 53 Stimmen, von den Bundesregierungen einftimmig angenommen. Am 
17. April ſchloß der König von Preußen den Reichstag, In dem kurz Darauf einberu= 
fenen preußiſchen Yandtage ertheilte das Abgeordnetenhaus feine Zuſtimmung mit 226 
gegen 93 Stimmen, das Herrenhaus einftunmig. 

Die norddeutihe Bundesverfaſſung enthält 79 Artikel, von denen ein Theil fich 
auf einen Uebergangszuftand bezieht. Dahin gehört der Art. 60 bezüglid der Friedens: 
präfenzftärfe des Bundesheeres, welche bis zum 31. December 1871 auf ein Procent 
der Bevölkerung von 1967 normirt wird, der Art. 62 bezüglid der Ausgabenbewilligung 
des Neichdtages im Militäretat, des Art. 71 und andere. Auch eine territoriale Erwei— 
terung des Bundes ift ind Auge gefaht. Nac dem legten Artifel (79) kann der Eins 
tritt der ſüddeutſchen Staaten auf ven Vorſchlag des Bundespräſidii im Wege ver 
Bundesgefeggebung befchloffen werden. Andere Berfafjungsveränderungen erforderten tm 
Bundesrathe eine Mehrheit von zwei Dritteln, wenn fie im Wege der Gefeggebung bes 
ſchloſſen werben. 

(Literatur: Die Berfafiung des Norddeutſchen Bundes. Mit Himmweilung auf die ftenogra- 
pbifchen Protocolle der darüber im Reichstag des Norddeutſchen Bundes ftattgefundenen Berathun— 
en und alphabetiihen Sacregifter. Herausgegeben von Dr. Metzel, Berlin 1367; Die Ver— 
aflung des Norddeutſchen Bundes, erläutert mit Hilfe und unter vollftändiger Mittheilung 
ihrer Entftehungsgefchichte von E. Hierfemenzel, Berlin, 1867. Die auf die Bundesgeſetz- 
gebung bezüglien Urkunden enthält G. Hirtb, Aumalen des Norddeuticen Bundes feıt 
1863; ferner 9. Koller, Archiv des Norddeutſchen Bundes und des Zollvereind, Jahrbuch 
für Staatöverwaltungsrebt und Diplomatie des Norddeutſchen Bundes und des Zollver- 
eins, 1568). 

$. 10. Die Norddeutihe Bundesverfaliung Aus der nachfolgenden 
Darftellung wird fich ergeben, daß fich der Norddeutſche Bund unter feine der bisher in 
der Lehre von den Staatsverbindungen begrifismäßig abgezweigten Formen einreihen läßt, 
fondern eine von den theoretifchen Aufftellungen abweichende, eigenthümliche Staatsgeſtal⸗ 
tung darftellt. ' 

Mitglieder des Norddeutſchen Bundes find 22 Staaten, deren Verhältniſſe im eins 
zelnen höchſt verſchieden find nach der völkerrechtlich anerlannten Rangftufe der Souveräne 
(zwei Könige, fünf Großherzöge, fünf Herzöge, fieben Fürften und drei freie Städte), 
nad) dem Größenraum der Territorien (in einem Abftande von 6393,,, Meilen für Preußen 
und beilpielsweife 8 QMeilen fir Schaumburg Yıppe), nach den Berfaffungsformen und dem 
Verfaffungsrecht der einzelnen Bundesitaaten und endlich nach der Zugebörigteit der Ge: 
biete zum Bunde, welche bei dem Großberzogthum Heſſen nur eine theilweiſe iſt. In 
diefem legteren Umftande liegt Die einzige Erinnerung an die ehemaligen Deutſchen Bun— 
deszuftände und ihre Dualiftifche Trennung der Staatsgebiete. Bon den ehemals nord— 
deutjchen Ländern find Yımburg und Yuremburg aus dem nationalen Berbande aus: 
geſchieden. 
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Die Mitglierfchaft im Bunde ift verpflichtend, Freimilliges Ausfcheiven unzuläffig. 

Die dem Bundesverhältniß vorgezeichneten Zweck beſtimmungen laflen ſich auf drei 
Geſichtspunkte zurüdführen: Schuß des Bundesgebietes gegen Berlegungen (der 
nationale Machtzwef), Aufrehterhaltung des innerhalb deſſelben geltenden 
Rechtes (der Nechtzwed) und Pflege der Wohlfahrt des deutichen Volkes (ver 
Eulturzwed). Aus Dielen im einzelnen näher beftimmten Zwecken ergibt ſich, joweit fie 
nur Dur gemeinſchaftliche Anftalten erreihbar erjcheinen, die Unterorbnung der 
einzelnen Yandesregierumgen unter die Bundeseinrihtungen. 

Das Verhältniß der einzelnen Bundesimitglieder zu einander ift weientlich abwei— 
hend von dem vorangegangenen Zuftande geftaltet. Auch hier find drei Beftimmungen 
zu unterfcheiden. Erſtens nämlich das Verhältnig relativer Gleichheit in der Vollksver— 
tretung, indem die Benölferungsziffer, abgejehen von der Ausnahme, welche auch Kleinften 
Staaten ımbedingt einen Vertreter zubilligt, über die Anzahl der in den Reichstag zu 
entjendenden Mitglieder enticheivet. Zweitens das Verhältniß relativer Ungleichheit zum 
Nachtheile Preußens, infofern als daſſelbe trog feiner Größe im Bundesrath ſich in der 
Minorität befinder. Und endlich drittens das Verhältnig der relativen Ungleichheit zum 
Bortheile Preußens, infofern eine Unterordnung unter das Bundespräfidium in gewiſſen 
denfelben ein für allemal zur felbftftändigen Yeitung überwiefenen Angelegenheiten ftatt- 
findet (3. B. Heerweien und Diplomatie). 

Beginnen wir mit dem Bundesrathe, welcher die Vertretung der einzelnen Lan— 
desregierungen nach Analogie des im Plenum der ehemaligen Frankfurter Plenarverſamm⸗ 
lung maßgebend geweſenen Stimmverbältnifies darftellt. Weitaus die meiften Regierungen 
führen nur eine einzige Stimme, zwei Regierungen je zwei, Sachſen vier ımd Preußen 
17, fo daß ſich eine Gefammtziffer von 43 ergibt, von denen jomit Preußen über ein 
Drittel innehat. Hieraus ergibt fich, daß die im Bundesrath erforderliche Stimmen= 
mehrheit von zwei Dritteln bei etwa beantragten Verfaffungsveränderungen niemals ge 
gen den Willen Preußens gebildet werden fann. Auf der andern Seite bedarf Preußen 
nur einer Verftärfung von fünf weiteren Stimmen, um die einfache Majorität für jeine 
Vorſchläge im Bundesrathe zu erlangen. Ber Stimmengleichheit gibt die Präfidialftunme 
den Ausichlag. Der Bundesrath übt legislative und erecutive Junctionen zugleich, indem 
er fomohl in der Gejeggebung eine den erften Kammern analoge Stellung eumtmmt, als 
aud die Ausführung, Vorbereitung und Yeitung der dem Bunde obliegenden Berwaltungs- 
geichäfte beforgt. Sieben dauernde Ausſchüſſe, welche theils durch Ernennung von Seiten 
des Bundespräfidiums, theils durch Wahl des Bundesrathes zufammengejegt werben, thei⸗— 
fen mit einander die wichtigften Gefchäfte, deren Behandlung, Vorbereitung oder Fortführung 
im Bundesrathe jelbft unzwedmäßig oder für den Tall, daß der Bundesrath nicht ver- 
fammelt ift, erforderlich erfcheint. Die Gegenftände der Geſchäftsvertheilung ſind: Yand- 
heer und Feftungen, Seeweſen, Zoll: und Steuerweien, Handel und Berfehr, Eiſenbah— 
nen, Poſten und Telegraphie, Juſtizweſen und Rechnungsweſen. Es erhellt hieraus, daß 
Gegenftand und Zahl der für die Ausſchüſſe bezeichneten Geichäftsfreife etwa mit den 
höchſten Berwaltungsftellen, den Minifterien eines Großftaates zuſammenfällt. 

Der Norddeutſche Reichstag, welcher niemals getrennt vom Bundesrat durch 
das Bundespräfidium berufen werden fann und jährlich mindeftens einmal berufen wer: 
den muß, geht aus allgemeinen, directen und geheimen Wahlen hervor und ftellt die ein- 
beitliche Volfövertretung am Bunde dar. Die Rechte, welche er in feiner Geſammtheit, 
den Bundesregierungen gegenüber ausübt, find gleicherweife wie die bejonderen, den eins 
zelnen Reichstagsmitgliedern zuftehenden perfönlichen Rechte im mejentlihen nad dem 
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preußifchen Verfaffungsrechte bemeſſen. Doch find infomweit nicht unerhebliche Abweichun— 
gen gegeben, als das Recht der Minifteranklage gegenüber der Erecutwe gänzlich fehlt, 
als das Recht der Auggabenbewilligungen einigen Beſchränkungen in Beziehung auf den 
militäriichen Aufwand unterliegt, und ald den Mitgliedern des Reichstags feine Tagegel- 
der von den Regierungen gezahlt werben dürfen. Zwar bedürfen Die vom Bundesprä- 
jidtum ausgehenden Kegierungsacte der Gegenzeihnung des Bundesfanzlers, welder 
damit die VBerantwortlichkeit übernehmen ſoll; doch ift damit feine Anklagebefugnig gegen 
ihn zu begründen. 

Unter allen Beamten des Bundes nimmt der Kanzler die erfte Stelle ein. Bon 
der Präjidtalmacht ernannt, führt er den Vorſitz im Bundesrathe. Abweichend von dem 
früher durch die Negierungen aufgejtellten Reformprojecte ift die der Krone Preußen 
unter dem Titel des Bundespräfidti gegebene Machtftellung, welche im Verhältniß zu den 
einzelnen Staaten ded Norddeutichen Bundes eine ftärfere ift, als fie jemals dem deutſchen 
Kaiſerthum -zugeftanden hatte. Das Präfidialrecht der preußtfchen Krone ſchließt Rechte in 
fich, welche in höherem oder geringerem Maße durch die Mitwirkung anderer Factoren 
beichräntt find. Mit Nücficht hierauf find fie dreifacher Art : 

1) ſolche, welche nur mit Zuſtimmung des Bundesratbes und des Reichstages 
ausgeübt werden können, wohin namentlich die Geſetzgebungsrechte gehören, ſpeciell die 
Publication der Geſetze; 

2) ſolche, welche mit Zuſtimmung des Bundesrathes allein ausgeübt werden, wohin 
im allgemeinen die Competenz der Bundesverwaltung zu rechnen iſt und 

3) ſolche, welche die Krone Preußen vollkommen ſelbſtſtändig im Namen des Bun— 
des ausübt. 

Hierher gehören das Repräſentationsrecht im Krieg und Frieden, Kriegserklärung 
und Friedensſchluß, Die Berufung des Reichstages und des Bundesrathes, welche letztere 
jedoch geichehen muß, wenn ein Drittel der Bundesrathsſtimmen e8 verlangt, das Ober: 
aufſichtsrecht über Die Ausführung der Bundeögefege, Die Ernennung, Vereidigung und 
Entlaffung der Bundesbeamten, Die Erecution gegen Bundesregierungen wegen verläumter 
Erfüllung von Bundespflicten ohne jede Mitwirkung Des Bundesrathes, wenn es ſich um 
militäriiche Yeiftungen bandelt und Gefahr im Berzuge ft. Auch darin zeigt fich die 
Ueberlegenheit der preußiſchen Machtftellung, dap dem Präfivium ein Veto eingeräumt 
ift genen Beränderungen in der Gefeggebung über Milttärweien und Kriegsmarine (Art. 5), 
in dev Geſetzgebung über Zoll- und Handelsweien, bei Haudels- und Schtffahrts = Verträs 
gen, ſowie auch bei den zur Ausführung der gemeinichaftlichen Geſetzgebung dienenden, im 
Bundesrath zu beichließenden Berwaltungsvoridriften und Einrichtungen (Art. 37). Al 
wichtigfte Präſidialrechte ericheinen unzweifelhaft der Oberbefehl über die Streitkräfte des 
Bundes in Krieg und Frieden, zu Yande und zur Ser, und das Geſandtſchaftsweſen für 
den Bund, obwohl den deutichen Eingelftaaten fir ihre eigenen Angelegenheiten ein Ge— 
Tandtichaftsrecht mit einer bisher noch nicht feſt beftimmten. Abgrenzung gegen die Bundes— 
angelegenbeiten belaifen worden ift. ine einheitliche, in allen erheblichen Stüden gleich 
mäßig durchgeführte Heeresverfaflung, welche der ehemalige Deutiche Bund ſich vergebens 
zu begründen bemühte, erlangte der Norddeutſche Bund im Verlauf eines Jahres nad 
feiner Stiftung in der Annahme des geſammten preußtichen Heerweſens, des Geſetzes 
vom 9. Nov. 1867 betreffend die Verpflichtung zum Kriegsdienft und der Königlichen 
Verordnung vom 7. November 1867 betreffend die Einführung der preußiſchen Militär: 
gefeggebung im Norddeutſchen Bunde. Die Gegenftände Der geleßgebenden Gewalt, an 
welcher e8 dem ehemaligen Deutfchen Bunde durchaus gebrad, find in dem Art. 4 der 
Bundesverfaffung aufgezäblı. Der Verfügung der einzelnen Staaten find diefelben damit 
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feineöwegd von vornherein entzogen, ſondern erft jomeit, als durch den Bund darüber 
beſchloſſen worden if. Denn völlig felbftverftändlich gehen die Bundesgelege den Landes— 
gelegen voran, jo daß ber eintretenden Widerſprüchen die legteren von jelbft außer Kraft 
treten müſſen. 

Eine theoretiſch fichere und auf jeden vorkommenden Fall anwendbare Abgrenzung 
der ber Bundesgefetgebung zuzumeifenden von den dem Landesſtaatsrecht vorzube— 
baltenden Angelegenheiten ift nirgends zu geben. Für die dem Norddeutſchen Bunde ver- 
wandten Conföderationen hat ſich niemals ein unabänderliches Princip der Grenzregulirung 
aufftellen lafjen. Bald überwiegt die Idee des Gemeinfamen, bald die Vorliebe für das 
Bejondere in den verfafiungsgebenden Gewalten oder den ihr Werk ergänzenden Nachtrags- 
gefegen. Für den Norddeutſchen Bund find namentlich die Erfahrungen und die Nachtheile 
beſtimmend geworden, welche fi gerade in Deutſchland aus dem Zuftande der Zeriplitterung 
und wechſelſeitiger dynaſtiſcher Eiferjucht als dem Gemeinwohle entgegenftehend erwieſen hatten. 
Der Art. 4 der Bundesverfaffung zählt die der Bundesgefetgebung vorbehaltenen Gegen= 
ftände unter fünfzehn Rubriken auf. Diefelben regeln ſich aus den bereits früher her— 
vorgehobenen Zwedbeitimmungen des Bundes ald Gonlequenzen. Sie berufen daher ent— 
weder 1) auf dem Gefichtspunfte der nationalen Einheit und Sicherheit, oder auf ber 
völferredhtlichen Stellung des Norbdentfchen Bundes nach außen: folglich das Keiegsweſen 
zu Yande und zur See, womit die handelöpolitiichen Angelegenheiten und das Finanzweſen 
des Bundes, Bundesfteuern, Anleihen und der Bundeseredit, die conjularen Inftitutionen - 
im Zufammenbang ftehen. Oder: 2) Auf der Pflege des materiellen Gemeinwohls, vor= 
nehmlich der national- ökonomiſchen Interefien und des wirthichaftlichen Verkehrs, welche 
ihre Bafis findet in der Anerkennung eines Norddeutſchen Bundesindigenats. In eng- 
fter Berbindung damit: Eiſenbahnweſen und Straßenbau im Geſammtintereſſe, Flößerei 
und Schiffahrtsbetrieb auf den mehreren Staaten gemeinſchaftlichen Stromſtrecken, das 
Boft= und Telegraphenwelen, das Bankweſen und die Emiſſion von Papiergeld, Maß-, 
Münz- und Gewichtsſyſtem, endlich die Abwehr gemeingeführliher Beichädigungen von 
Perfon und Eigenthum durch Meafregeln der Medicinal- und Beterinärpolizei. Oder 
endlich 3) auf der wirfjamen Handhabung des Rechtsſchutzes, welcher durch einheitliche 
Geſetzgebung zu garantiven ift. Materien der Bundesgefeggebung find deswegen aus die— 
ſem Gefichtspunfte der Einheit: das Obligationen=, Handels= und Wechſelrecht, das 
Strafrecht und der Proceß, die Bollftveebarteit der in einem anderen Bundesftaate er= 
gangenen Erkenntniſſe, die Erledigung der gerichtlihen Requifitionen, die Beglaubigung 
öffentlicher Urkunden. Theil auf dem wirthichaftlich = politifchen Grunde, theils auf der 
dem Einzelrechte gegen abminiftrative Willfür zu gemährenden Schutze beruhen ſchließlich 
noch folgende Materien: Die Ordnung der Erwerb und Berluft des Staatsbürgerrechts 
betreffenden Normen, Heimaths- und Niederlafiungsverhältnifie, Paßweſen, Fremdenpo— 
lizei, Verſicherungsweſen, Auswanderung und Colonilation. 

Während die Herftellung der Rechtseinheit durch Begründung umfaſſender Godifica- 
tionen der längeren Vorbereitung naturgemäß bedarf und daher in der kürzeren Zeit jeit 
der Herftellung des Norddeutſchen Bundes höchſtens eingeleitet werden konnte, bat jich die 
Bundesgeieggebung bisher im Verlaufe zweier Yahre außerordentlich thätig und erfolg- 
veich auf dem zweiten der von ums bezeichneten Gebiete erwielen. Mindeftens gilt Die 
Anerkenntniß überall nach der negativen Seite, wo die leichtere Arbeit zu vollziehen 
war, die in der Beieitigung alter und hemmender, dem Verkehrsbedürfniß wideriprechender 
Schranken beitand. Bon den wichtigeren Bundesgelegen find zu erwähnen, diejenigen bezüg- 
lich des Paßweſens vom 12. October 1867 ; betreffend Die Nationalität der Kauf: 
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fahrteifchiffe vom 25. October 1867 ; über Freizügigkeit vom 1. November 1867 ; 
über das Poſtweſen des Norddeutſchen Bundes vom 2. November 1867 ; über die 
Drganifation der Bundesconfulate vom 8. November 1867 ; betreffend die ver— 
tragsmäßigen Zinjen vom 14. November 1867. Aus dem Jahre 1968 verzeich- 
nen wir nachitehende Gejeggebungsacte : über die Aufhebung der polizeilihen Beſchrän— 
kungen der Eheichliegung vom 4. Mai; die Aufhebung ver Shuldhaft vom 
29. Mat; die Schliefung der äffentlichen Spielbanfen vom 1. Juli, die privatrecht- 
liche Stellung der Wirthſchafts- und Erwerbsgenoſſenſchaften vom 4. Yult; 
den Betrieb ftehender Gewerbe vom 8. Juli; die Maß- und Gewichtsordnung 
vom 17. Auguft. 

Aus der oben gegebenen Skizze der der Bundesgeſetzgebung unterliegenden Gegen- 
ftände und der bereitd von Bundes wegen geordneten Materien ergibt ſich, daß der Aus: 
legung des Art. 4 ſehr viel überlaffen bleiben muß. Ob der Bund in einem beſtimmt 
gegebenen Fall competent it gegenüber dem Yandesregierungen läßt fich jedenfall$ aus dem 
Wortlaute der Berfaffung allein nicht entnehmen ; es wird in Zukunft vielmehr weientlich 
Darauf anfommen, von den beftummt bezeichneten Zwecken der Bundesgemeinſchaft aus: 
gehend, zu prüfen: imwiefern Die vom Bund bereits feftgeftellten Nechtsgrundiäge durch 
die in den einzelnen Staaten fortbeftebenden Cinrichtungen in ihrer Durchführung und 
Geltung beeinträchtigt werden. Sieht man von der Gemührleiftung beſtimmter politifcher 
"Grundrechte für die Bürger der einzelnen Bundesitanten, melde bet der Berathung 
der Berfaffung entgegen den Darauf gerichteten Anträgen abgelehnt wurde, ab, jo wird es 
wenige Angelegenheiten geben, welche ſich der Einwirkung und Beeinfluffung vom Bunde 
aus völlig und unbedingt zu entziehen vermägen. Um dies durch ein Beispiel anfchaulich 
zu machen, genüge der Hinweis auf das Schulweſen, welches ficherlih Der freien Verfü— 
gung der einzelnen Yandesregierungen unterftellt bleiben jollte. In dem Zuſammenhange 
aber der mittleren und gelehrten Schulen mit dem Vorzugsrechte Des einjährigen freiwil- 
ligen Heerbienftes ift auch hier eine wenigjtens mittelbare Einwirkung und Beaufjichtigung 
der Bundesbehörben gegeben. 

Eine Schilderung des in den einzelnen Bundesgefegen gegebenen Inhalts liegt außer— 
halb unferer Aufgabe. Nicht zu umgehen tft aber wegen der verfaffungspolitiihen Seite 
ein Hinweis auf die Zoll: und Handelsangelegenheiten. Der Norddeutſche 
Bund bildet ein einheitliches Zoll- und Handelögebiet, deſſen Einkünfte zur Bundeskaſſe 
vereinnabmt werden. Innere Zollſchranken dürfen nicht errichtet werden. Ausgenommen 
von dem einheitlichen Gebiete find, nachdem Yüber feinen Eintritt bewirkt hat, die beiden 
Hanfeftädte Bremen und Hamburg, ſofern fie nicht jelbit ihre Aufnahme beantragen. 

Andererfeits hängt das Großherzogthum Yuremburg noch durch das lockere Band 
des Zollvereind mit Deutfchland zufammen, ohne indeſſen an der Reorganiſation Theil zu 
haben, welche der Zollverein durd Die am 8. Juli 1967 mit den ſüddeutſchen Staaten 
geihlofienen Berträge empfing. Dur den Hinzutritt ſüddeutſcher Abgeordneten zum 
Norddeutichen Neichötage erweitert ſich derjelbe zum Zollparlament, der Bundesrath 
zum Zollbundesrath (mit 58 Stimmen, von denen Batern ſechs führt), So ergibt 
fi) denn gegen früher die melentliche Veränderung, Daß der Zollbund der nord= und 
ſüddeutſchen Staaten mit einem Geſetzgebungsrechte ausgeftattet tft, in welcem die Majo— 
vität über etwaige Veränderungen enticheidet, während im alten Zollverein jede einzelne 
Stimme eines ſouveränen Staates über etwa nothwendig oder wünſchenswerthe Abände— 
rungen nad den Grundſatz der vollen Gleichberechtigung als völkerrechtlicher Contrahent 
entſchied, ſo daß bei jeder Gelegenheit der Fortbeftand oder doch die Fortentwidelung des 
Zollvereind in Frage geftellt werden konnte. Allerdings iſt auch gegemwärtig der Zollbund 
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beichränft durch die Annahme einer Zeitfrift feines Befichens bis zum 31. December 1877. 
Innerhalb diefer Zeit können ſich aber neue Bedürfniſſe und die ald nothwendig ans 
erfannten Berbefierungen ungehindert realifiven. Der Verfügung des Zollbundes unter- 
fiegen das geſammte Zollmefen und die Verbraüchsfteuern von fünf einheimifchen Erzeug— 
niffen: Zuder, Branntwein, Salz, Bier und Tabad. 

Die aus den Zöllen bervorgehenden, auf die Staaten des Norbbeutichen Bun— 
des fallenden Einkünfte fliegen ſofort als eine verfaffungsmäfig geordnete Finanzquelle 
in die Kaffe des Norpdeutichen Bundes, Daffelbe gilt von den Einnahmen aus der 
Poſt und ver Telegrapbie, aus den etwa zu beichließenden Bunbesfteuern und den vom 
Bunde aufzunehmenden Anleihen, deren erfte für Zwecke der Kriegsmarine beftimmt wurde. 
ALS Haupteinnahme des Bundes ericheint freilich der von den einzelnen Regierungen an 
den Bund abzuführende Matricularbeitrag, welder bezüglich jedes nach der Be— 
völferungäziffer zu ftellenden Heerpflichtigen in der ftehenden Armee mit einem feften Bei— 
trage von jührlih 225 Thlrn. in der Bımdesverfaffung ſelbſt feftgefegt worden ift. 

Um das vom Norodentichen Bunde in großen Umriſſen entworfene Bild zu vers 
vollftändigen, ift auch der Bundesftreitz und Yuftizfachen zu gedenken, Bon Haufe aus 
bleibt die Nechtöpflege den einzelnen Staaten überlaffen. In gemiffen Angelegenheiten in= 
deffen findet eine Einwirkung des Bundes ftatt. Zunächſt nämlich liegt es in der Ver— 
pflihtung der Yandeögerichte, thätliche oder wörtliche, die Bundesverfafjungsbehörden oder 
Bundesbeamten verlegende Angriffe nach den die Behörden u. |. w. des einzelnen Staates 
ſchützenden crimtnalrechtlichen Beftimmungen zu beftrafen, was in gleicher Werfe auch von 
hoch = und landesverrätherifchen Angriffen gegen den Bund fo lange gelten ſoll, bis dem 
zum höchften Gerichtshofe defignirten Oberappellationsgericht in Lübeck an einer beftimmten 
procefiualiichen Norm ein Wegweiſer für das Berfahren geboten fein wird. 

Außerdem können noch in Betracht kommen: 1) Streitigkeiten zwiſchen den 
Bundesftaanten. Sind Diefelben nicht privatrechtlicher Natur, jo entſcheidet auf Ans 
rufung des einen Theile8 der Bundesrath. 2) Verfaffungsftreitigfeiten zwiſchen einer 
Regierung und deren Unterthanen. Nach vorangegangenem Verſuche gütlicher Aus— 
gleihung erfolgt die Erledigung im Wege der Bundesgefeßgebung, vorausgejegt, daß nad 
dem betreffenden Landesſtaatsrecht nicht eine zur Entſcheidung folcher Strettigfeiten eompe— 
tente Behörde im voraus beftimmt if. 3) Juftizuerweigerungen durch einen Bun— 
vesftaat, vorausgefegt, daß auf gefeglichen Wegen feine Abhülfe erlangt werden Tann. 
Derartige Beichwerden wegen verweigerter oder gehemmter Rechtspflege kann der Bundes- 
rath annehmen und, wenn fie ſowohl thatſächlich erwieſen find, als nad) pofitiwem Recht 
des dabei betheiligten Bundesftaated begründet erfcheinen, durch geeignete Einwirkung auf 
die bejchuldigte Regierung befeitigen. Schon nad der Wiener Schlußacte konnte ber 
ehemalige Deutſche Bund unter gleihartigen Borausjegungen Beſchwerden annehmen (Art. 29). 
Dagegen fehlt es hier wie dort an einer Beftimmung, wie und wo bie vermögensredht= 
liche Perfönlichkeit des Bundes in Givilftreitigfeiten vor Gericht zu agiren hat. Ihren 
Abſchluß wird die Bundesjuftizverfaffung erjt in der Einrichtung eines höchſten Gerichts— 
bofes erhalten. Schon im gegemmärtigen Augenblide ift für Handels und Wechjel= 
ſachen eine gemeinfame höchfte Inftanz in Ausficht genommen und damit eine Berfaflungs- 
veränderung von größter Bedeutung in Vollzug gebradt. So viel vom Norddeutſchen 
Bunde. Ein Rückblick auf die wichtigften Grundfäge der Bundesverfaffung belehrt ung, 
daß diejelbe zwar auf einer feften Zufammenfügung äußerliher Machtmittel beruht, allein 
ver formalen Sicherheit in der Wirffamfeit ihrer nicht militäriſchen Elemente noch ent— 
behrt. Site befindet fih noh im Stadium des Wachsthums und einer noch flüfjigen 
Entwidelung. Die Möglichkeit, Verbeiferungen zu bewirfen und jie mit veränderten 
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Thatſachen in Einklang zu bringen, iſt überall gewahrt, der Zutunft hinreichende Freiheit 
gelaffen, ihre gerechten Anfprüche durchzuſetzen. Die Vorwürfe, welche ihr won verſchiede— 
nen Seiten gemacht werden, beruhen wejentlih auf dem Mangel an Uebereinſtimmung 
mit denjenigen Grundfägen, welde man theoretiich als unentbehrlich für den Bundes— 
ftaat zu erachten pflegte. Den Einen zu Ioder, weil fie den Bundesfürften zu viele 
Rechte, 3. DB. das Geſandtſchaftsrecht, gewährleiſte, ohne die politiichen Grumdrechte der 
Staatöbürger in einem mindeften Maße gegen willtürliche Verletzungen ſicher zu ftellen, 
ericheint fie Anderen zu fraff m der militärifchen Concentration unter ber einheitlichen 
Peitung Preußens, zu ſehr auf den Einheitsftaat angelegt umd die Beſorgniß zu ftarker 
Gentralifatton rechtfertigend. Als noch umfertige, der Ausbildung bedürftige Anlagen 
in der Bundesverfaſſung bürfen bezeichnet werden: die Unficherheit der finanzpolittichen 
Einrichtungen, begründet theild in der engbegrenzten Gompetenz Des Zollbundes, welche 
auf einem an fid) unhaltbaren Verſuche der Trennung des Zollwelens von ben allgemein 
ftaatlichen Angelegenheiten beruht, theils in den Mangel einer wirffamen Verantwortlich- 
feit der höchſten Bımdesbehörden; die Unficherheit der Bundesverwaltung, welche ohne 
genügende Trennung verfchtedener Verwaltungszweige und ohne Vorhandenſein einer per 
fünlichen Trägerſchaft in einzelnen Bundesminiſterien im Bundesfanzleramte gleichſam 
eilig zufammengerafft iſt; Die Unficherheit der Grenzlinien zwiſchen dieſem letzteren Ver— 
waltungsorgane und den höchſten preußifchen VBermwaltungsftellen ; der Mangel eines höchften 
Gerichtshofes nicht nur zur Wahrung der Einheit auf den Gebieten gemeinfamer Geſetz— 
gebung, fondern aud zur Aufrechterhaltuung der Gleichmäßigkeit in der Anwendung der 
öffentlich rechtlichen Normen des Bundes gegenüber der bereits hinveichend erwieſenen 
Mammichfaltigkett der Auslegungen in den einzelnen Bundesitaaten. 

(Literatur. Ueber das Norddeutiche Bundesrecht ift zu vergleihen: G.Mever, Grundzüge 
des Norbveutichen Bundesrechts, Leipzig 1868, und F. v. Martig, Betrachtungen über bie 


Berfaflung des Norbdeutfchen Bundes, Yeipzig 1869. Friedentbal, Reichstag und Zollpar- 
lament, 1, Berlin 1569.) 


$. 11. Das Landesſtaatsrecht in Deutihland Die Bundesacte vom 
Sabre 1815 hatte im ihrem dreizehnten Artikel beſtimmt, daß im allen deutfchen Staaten 
eine landſtändiſche Verfaſſung ftattfinden werde, ohne indeſſen eine Nötbigung feitzufegen, 
diefer Verordnung innerhalb einer beftimmten Frift zu genügen. Die Fleinen und mitt 
leren Staaten, durch die Vorgänge zu Anfang des gegenwärtigen Jahrhunderts gewarnt 
und vor Medtatifirung belorgt, fuchten indeffen nach und nach ihren Beſtand durch Be— 
friedigung der von ihren Angehörigen anfgeftellten Nechtöforderungen und durch ein 
jchnelleres Entgegentommen gegen die Vorſchrift der Bundesacte zu fihern. Im allges 
meinen machte die verfaffungsrechtliche Entwidelung der deutlichen Staaten jeit 1815 in 
Deutichland nur äußerſt langſame und fehr geringe Fortichritte. Sie blieb von fremd: 
artigen, dem nationalen Yeben feindlichen Elementen beherrſcht. Einerſeits waren die 
deutſchen Staaten den Stößen und Gegenſtößen ausgefett, welche von Weften die revolu— 
ttonären Volkserhebungen in Frankreich, von Often die heilige Alltance oder das Vorwiegen 
der ruſſiſchen Politif gegen Deutfchland ausführte. Andererfeits verſuchte auch der Bund 
jelbft eine gemeinfame Kräftigung des volfsthümlidhen Lebens durch freiheitliche Inſtitu— 
tuttonen als feinem eigenen Beſtande gefährlich abzumeifen. Deswegen ift die Geſchichte 
der deutſchen Landesverfaſſungen gelennzeichnet durch das ſtarke Hervortreten einzelner 
kritiſcher Jahre, in ‘denen entweder die Nachwirkung der franzöſiſchen Revolutionen 
oder Die gegentheilige Strömung der Rückſchritisbewegung bervortritt. Solche abichnitt: 
bildende Yahreszahlen find 1820 (Wiener Schlufacte), 1830 Julirevolution), 1848 
Februarrevolution), 1851 (Reftauvation des Bundes). Im der erften Beriode bis 


4. Das deutſche Verfaſſungsrecht. | 655 


zum Jahre 1820 wurden von dreizehn deutichen Regierungen neue Berfaflungen einge- 
richtet, welche fich entweder an die altlandftändifchen Ueberlieferungen (wie in den mittel- 
deutichen Staaten) anfchloffen oder dem franzöfiich conftitutionellen Syſteme (wie in den 
ſüddeutſchen Staaten) näherten. Da alle diefe Berfalfungen im Berlaufe der Zeiten und 
unter dem Einflufje der von uns verzeichneten kritiſchen Jahre erhebliche Veränderungen 
erfahren, ift eine Beſchreibung ihres urfprünglichen Inhalts Lediglich von hiſtoriſchem In— 
tereffe. Nur Die Yahreszahlen mögen daber hier verzeichnet werden. Aus dem Jahre 
1814: Naffau; aus dem Jahre 1816: Schaumburg-Lippe deſſen neuejte Ver: 
fafjungsordnung vom 17. November 1869 datixt); Wal deck (durch Acceffignövertrag vom 
18. Juli 1867 unter preußtiche Verwaltung geftellt); Weimar (vom 5. Mai); 1818; 
Hildburghaufen (nad feiner Vereinigung mit Meiningen in gemeinfchaftlicher Ber: 
faffung vom Jahre 1829 ftehend) und Yichtenjtein; 1819: Hannover und 1820: 
Braunfchweig. Zur zweiten Klafje der conftitutionellen Berfafjungen zählen: Baiern 
(26. Mai 1818), Baden (22. Auguft und 23. December 1818), Würtemberg 
(25. September 1819) und Darwſtadt (17. März 1820). 

Der die weitere Entwidelung der deutſchen Berfaffungen hemmende Einfluß der 
Wiener Schlufacte trat weientlih in folgenden Punkten hervor: Die anerkannte 
Wirkjamfeit habenden landſtändiſchen Berfaffungen können nur auf verfaflungs- 
mäßigem Wege (d. h. unter Zuſtimmung der damals Privilegirten) wieder abgeän- 
dert werden (Art. 56); die gefammte Staatögewalt muß in dem Oberhaupt des Staates 
vereinigt bleiben, und der Souverän kann durch eine Landftändifche Verfaffung nur in der 
Ausübung beftummter Rechte an die Mitwirfung der Stände gebunden werden (Art. 57); 
die Bundesfürften dürfen durch landſtändiſche Verfaſſungen in der Erfüllung ihrer bun- 
desmäßigen Verpflichtungen nicht gehindert oder beſchränkt werben (Art. 58); die 
Deffentlichkeit landſtändiſcher Verfaſſungen ift im Intereffe der Ruhe des einzelnen Bun— 
desſtaates und des gefammten Deutſchlands zur überwachen. Das Unbeſtimmte, Dehnbare 
und Unfichere diefer Satzungen begünftigte eine dem dynaſtiſchen Abſolutismus in jedem 
einzelnen Falle ſich anpaflende Auslegung, dergeftalt daß dieſe Beltimmungen den Bor: 
wand darboten, um dur den Bund feierlich übernommene Verpflichtungen und befchmo- 
rene Verheißungen des Landesfürften hinterher durch Interventionen rüdgängig zu machen. 

Einen erneuten Anftoß bot erft die Yulirevolution, von welcher die beiden Groß— 
mächte allerdings unberührt blieben. Ohne derjenigen Staaten, die ſeitdem ihre Selbft- 
ftändtgfeit verloren haben, zu gedenken, ift zu erwähnen, daß das Königreih Sachſen 
am 4. September, das Herzogthbum Altenburg am 29. April des folgenden Jahres 
eine Verfaſſungsurkunde erhielten. Nach der Vertreibung des Herzogs Karl entftand die 
braunfhweigtiche Yandidaftsorbnung vom 12. October 1833. Auh Schwarz: 
burg-Sondershauſen (24. September 1841) md Yuremburg /12. October 1841) 
unterwarfen ſich einer ftaatörechtlihen Neuordnung. Bon befonderem biftorifchen und 
politiſchen Gewichte war indellen die kurheſſiſche Berfaffung vom 5. Januar 1831, 
Sie fpielte in der Neftauvation des Bundes und in den Benwidelumgen, welche ſich ſpä— 
terhin daraus ergaben, eine verhängnißvolle Rolle. 

Radical war der Umſchwung des Jahres 1848 zu nennen. Zum erftenınale trat 
der Gedanke der deutichen Einheit in engfte Gemeinschaft mit der alle Staaten, auch die 
deutſchen Großmächte, ergreifenden Bewegung, deren Ziel fein anderes war, als: Her: 
ftellung einer demokratischen Grundlage des Verfaſſungslebens, völlige Aufhebung der 
Stände, allgemeine Gleichheit vor dem Geſetze, weitefte Feſtſtellung ftantsbürgerlicher 
Grundrechte, insbeſondere der Preffreiheit und des Bereinsrechtes, Berretung des Grund: 
eigenthums von allen wirtbichaftlihen und feudalen Schranken, foweit fich ſolche erhalten 
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hatten, u. |. w. Keine der 1848 und 1849 entitandenen Verfaſſungen bewahrte indeffen 
den Stempel ihres Urſprungs; wo Die Yandesregierungen nad dem Berlaufen der revo- 
Intionären Fluth nicht aus eigener Machtvollkommenheit die Confequenzen der demokrati— 
ſchen Principien vernichteten, griff der Bund ein, indem er, außer feiner Einwirkung gegen 
die Grundrechte, noch durch befondere Beichlüjfe aus dem Jahre 1854 gegen Preſſe 
und Vereinsrecht einfchritt. Faſt überall ergingen daher einfeitige, formal und meiften- 
theils auch materiell rechtswidrige Verordnungen der Yanvesherren zur Befeitigung der 
1848 und 1849 geſchaffenen Zuſtände. Am wenigjten verändert ward der batriiche 
Berfafjungszuftand, der durch wichtige Gejege vom 4. Juni 1848 über bie ftändtjche 
Initiative und die Minifterverantwortlichkeitt ergänzt ward. Nur die im mejentlichen bleis 
benvden Neugeftaltungen, welde die Februarrevolution zur Folge hatte, jeien bier verzeich— 
net: In Coburg-Gotha ward die alte coburgiiche Berfafjung vom 8. Auguft 1821 
und das gothaiſche Grundgejeg vom Jahre 1849 in einem gemeinſchaftlichen Grundgeſetz 
vom 3. Mai 1852 (mit Sonderlandtagen) verſchmolzen; in Oldenburg, wo vor 1848 
gar feine Landſtände beftanden, blieb das revidirte Staatögrundgefeg vom 22. November 
1852; ferner in Reuß jüngerer Yinie Das revidirte Stantögrundgeleg vom 14. April 1852; 
während Reuf älterer Yinte unterm 28. März 1867 feine Berfaſſung in einer neuen Urfunde 
umgeftaltete. Sehr durchgreifende Neftaurarionen, meiftentbeils zu Gunften des ftändiichen 
Princips, vollzogen ſich: in Medlenburg 1850; in Anhalt (ſ. g. Geſammtland— 
ihaft von 1859) und ShwarzburgsSondershaufen (Berfaflung von 1857) und 
Schwarzburg-Rudolftadt (1854. Auch die freien Städte geftalteten ihre alten 
Zuftände wefentlih anders: Yübed 1551, Bremen 1854 und Hamburg 1860. 

Ueber Oeſterreich ift in Kürze folgendes zu bemerfen. Dem Umſchwung des 
Jahres 1848 folgte jehr bald eine vollftändige Reftauration der abjoluten kaiſerlichen 
Gewalt, deren Macht durch die Befeitigung der alten ungariſchen Verfaſſung und die 
völlige Niederwerfung der nationalen Bewegung Italiens in einem alles umfaſſenden 
Gentralismus erheblich gefteigert wurde, Im eben derjelben Thatſache Des öfterrei- 
chiſchen Gentralismus lag die Ummöglichkeit der Vereinigung mit der deutſchen Einheits— 
entwidelung, felbft wenn jener hiſtoriſche Antagonismus gegen Die jüngere deutſche Groß— 
macht in Rorbbeutichland nicht vorhanden gewejen wäre. Erft das Mißgeſchick auf den 
italieniſchen und böhmiſchen Schlachtfeldern führte zu einem nochmaligen Bruce mit dem 
Abfolutismus und einer Wiederberftellung der umgariihen Berfafiung, jo dag nunmehr 
der Kaiſerſtaat in eine öftliche und weſtliche Reichshälfte zerfällt. Gegen dieſen Dualis- 
mus reagirt die Tendenz weiterer Selbititändigfeit in den einzelnen Kronländern unter 
dem Namen des Föderalismus wie aud des momentan wenig bedeutenden Gentvalisinus, 
deſſen Hauptitärfe bisher in den Deutjchen Provinzen lag. Die wichtigſten Daten der 
neueren Berfaffungsentwidelung find: Das DOctoberdiplom 120. Oktober 1860), 
föderaliftiich gehalten, das Februarpatent (26. Februar 1861), centraliftiiche Rich— 
tung, das Septembermanifeft (20. September 1865), betreffend die Siftirung der 
Februarverfaſſung, endlih die Staatsgrundgejege vom 21. December 1867. 

Die vorangegangene Darftellung ergibt, daß der Compler der deutichen Staaten ein 
innerlich jehr verſchieden geartetes Berfaffungsrecht aufzuweiſen hat. Auf der einen Seite 
ftehen einander gegenüber vepublifaniih und monarchiſch regierte Staaten, wobei unzweifel- 
haft die letztere Gruppe vielfah auf die Regierungsweiſe der erjteren eingewirft hat. 
Auf der anderen Seite find unter den Monarchien ſehr verfchteden geftaltete Gruppen 
nachweisbar: wefentlih von den neueren Entwidelmgen unberührt zunächſt die altland— 
ftändifchen, auf dem Grundgedanken der Patrimontalirät beruhenden Gemeinweſen wie 
Yauenburg (Yandeörecei vom 15. September 1702 und Patent vom 20. December 
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1853) und Medlenburg (landesgrundgefeglicher Erbvergleih vom 18. April 1755 
und Patentverordnung vom 28. November 1817, über vechtliche Erledigung der Strei— 
tigfeiten zwiſchen Yandesherren und Yandtänden); ſodann diejenigen Staaten, in welchen 
die alte ſtändiſche Gliederung wenigftens als Claffenvertretung auf den Yandtagen confer= 
virt wurde, was bei manchen Rleinftaaten der Tall, oder endlich die Gruppe folder Staa— 
ten, deren Berfaffung unter dem Einfluffe der in Frankreich oder Belgien geltenden In— 
ftitutionen des conftitutionellen Staatsrechts entftand. 

. (Ziteratur. Zu vergleichen, außer den Biftorifchen Werken, welche die neuere deutſche Gefchichte 
feit 1815 behandeln: v. Kaltenborn, Einleitung in das conftitutionelle Verfaffungsrecht (1863), 
©. 289. — Schulze, Syſtem des deutſchen Staatsrechts (1865), ©. 342. — Zöpfl, Grund- 
füge des deutſchen Staatsrechts, II, S. 341, 416. — Zahariä, Deutjches Staatsrecht, I, $. 51, 
123. Gefammelt find die deutſchen Berfafjungsurtunden fir bie ältere Zeit bei Pölik, Euro- 
päifche Berf., 2. Aufl. 1832 (fortgefegt von Bülau) und bis zur neueften Zeit fortgeführt bei 
Zahariä, Die deutfchen Berfafiungsgefete, 1855 (nebit Fortfegungen 1858 ff.). Die widhtig- 
ſten fyftematifchen Bearbeitungen des Yandesftaatsrechts find: Pözl, Baierifches Berfaffungsrecht, 
3. Aufl. 1860.—- Derfelde, Grumdriß zu Vorleſungen über baieriſches Verwaltungsrecht, 1850. 
Mohl, Wirtembergifches Staatsrecht, 2. Aufl. 1840. K. E. Weiß, Spftem des Verfaſſungs— 
rechts des Großherzogtbums Helfen, 1837. elmsdorf, Die Berfaffungsurkunde für das Kö— 
nigreih Sachſen mit ben fie erläuternden Beltimmungen zufammengeftellt, 1837. Ueber die auf 
das deutſche Landesftaatsrecht bezügliden Monographien |. R. von Mohl, Die Gefchichte und 
Literatur der Staatswiſſenſchaften, 1855, Bd. Il, ©. 333 ff. — Ueber die Streitfrage des med- 
lenburgiſchen Verfaſſungsrechtes: Dr. Julius Wiggers, Das Verfafjungsrecht im Großher- 
ogthum Medlenburg - Schwerin, 1860. — Derfelbe, Die Medlenburgifhe Berfafjungsfrage, 

Hchrift, dem Norddeutſchen Reichstag vorgelegt, Roftod 1869.) 


8. 12. Die preußifhe Berfaffung. Bon großer Wichtigkeit unter den deut- 
ſchen Verfaffungsgejegen ift dasjenige Preußens, als des größten deutſchen Staates, deſſen 
hervorragende und bis- zu einem gewilfen Maße hberrichende Stellung im Norddeutſchen 
Bunde ihr einen befonderen Einfluß ſichert. Durch die höchften Verwaltungsftellen und 
die Krone felbft mit der Peitung des Norddeutichen Bundes verwachſen, muß ihr Inhalt 
nothwendigerweife auch auf das Yandesftaatsrecht der übrigen norddeutſchen Monarchien 
einwirfen. Es bleibt jedenfalls fraglih, ob jo weit abliegende Gegenfäge, wie fie fi) 
beifpielöhalber in der medlenburgiichen Staatsordnung und der preußiſchen Verfaſſung 
darftellen, längere Zeit hindurch in dem Norddeutſchen Bundeöftaate werden unvermittelt 
nebeneinander beftehen fünnen. 

Die Gefchichte der preußischen Berfaffungsentwidelung ift in der Kürze die folgende. 
Den Ausgangspunkt der neueren Periode bildete unzweifelhaft für die ftantsbürgerlichen 
Grundrechte des Einzelnen das preußiſche Yandrecht von 1794, für die öffentliche Nechts- 
ordnung die Stein-Hardenbergſche Geſetzgebung, die nach tiefem Falle das 
Staatöwejen von Grund aus erneuernd, gleihlam die organiſchen Einrichtungen zuerft 
ſchuf, welche demnächst ihren politiichen Abſchluß in einer Gefammtverfaffung hätten finden 
müffen. Am 22. Mat 1815, in Zeiten einer durd die Rücktehr Napoleons heraufbe= 
Ichworenen Gefahr und unmittelbar vor dem Abſchluß der Deutjchen Bundesacte, erging 
die fünigliche Verheißung einer reihsftändiichen Berfaffung, deren durch den Einfluß der 
Wiener Schlußacte gehemmte Erfüllung indeffen ſowohl unter Friedrich Wilhelm III., als 
unter der Regierung feines Nachfolgers vor 1847 vergebens erwartet wurde. Die Ber: 
ordnung vom 5. Juni 1823 brachte nur Provinzialftände ohne entjcheidende Mit— 
wirkung an der Feltftellung des Staatshaushalts und der Gefeggebung. Als eine Er— 
füllung jener königlichen Zufage vom Jahre 1815 war die Schöpfung des vereinigten 
Landtages durch Patent vom 3. Februar 1847 gemeint, doc) feineswegs anerkannt. Ohne 
Periodicität in der Berufung, ohne Gejeßgebungsrechte oder eine über die Bewilligung 
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neu einzuführender Steuern und Anleihen hinausreihende Befugniß auf dem Gebiete der 
Finanzen, entfprach derſelbe auch nicht beſcheidenen Anforderungen, wenn man auch von 
der ftändischen Grundlage derjelben gänzlich abſehen wollte, welde durch acht am 21. Juni 
1842 publicirte Verordnungen durch Herftellung von Ausſchüſſen aus den Yandtagen der 
einzelnen Provinzen vorbereitet worden war. Vor der Bewegung des Yahres 1848 er- 
wies fich der vereinigte Yandtag unbaltbar. Am 21. März erging in einem Aufruf an 
das preuftiche und deutſche Bolf die Zuficherung „wahrer conftitutioneller Berfaflungen 
mit Verantwortlichkeit der Minifter in allen einzelnen Staaten und einer wahrbaft volks— 
thümlichen, Freifinnigen Verwaltung“. Am 22. Mai trat, auf Grundlage indirecter all- 
gemeiner Wahlen (nad dem Gefeg vom 8. April) berufen, die Nationalverfammlung in 
Berlin zufammen, „um die Fünftige Staatsverfaffung mit der Krone feſtzuſtellen“. Der 
von der Krone vorgelegte Entwurf derſelben datırt vom 20. Mat. Da demfelben ein 
Gegenentwurf (wom 26. Juli) aus dem Schooße der Berfammlung als Grundlage der 
Beratbung vorgezogen ward und eine Vereinbarung mit der Krone ausfichtölos erſchien, 
ward die Verſammlung nach einem Verlegungs- und Vertagungsverſuche durch königliche 
Verordnung vom 5. December 1848 aufgelöft. Unter dem gleichen Tage wurde eine 
Berfaffungsurfunde vetroyirt, welche auf dem Wege der Gefepgebung einer Nevifion durch 
die nach dem ebenfoll® octroyirten Gefege vom 6. December 1848 gemäblten Kammern 
unterworfen werden ſollte. Auch die oetrohirte Berfaffung hatte ſich in allen weſentlichen 
Stüden die demokratiſchen Principien des Jahres 1848 angeeignet; die erſte Kammer 
war eine Wahlfammer. Schon tm Nevifionsftadium tjeit dem Zuſammentritt der Kam— 
mern am 26. Februar 1849) ward indeifen der gewaltfame Bruch mit dem eben ſanctio— 
nirten Princip vollzogen, indem nad) gefchehener Auflöfung der zweiten Kammer die noch 
gegenwärtig für Die Yandtagsmwahlen geltende, in ihrem Urſprung unzweifelhaft rechts— 
widrige Verordnung vom 30. Mat 1849 erlaffen ward, durch welche das nach Steuer— 
ftufen eingerichtete Dreiclaffenwahliyitem eingeführt ward. Aus weiterer Revifion 
nach der Neuwahl einer zweiten Kammer ging demnächſt die Verfaffungsurtunde vom 
31. Januar 1850 hervor, welde am 6. Februar von dem Könige, den Miniftern und 
den Volksvertretern feierlich beichworen ward. 

Um ihren Inhalt zu veranidaulichen, zeichnen wir die Aufeinanderfolge ihrer Haupt- 
abſchnitte in elf Titeln: Vom Staatsgebiete (Art. 1—2), von den Rechten der Preußen 
(618 Art. 42), vom Könige (bis Art. 59), von den Miniſtern (bi8 Art. 61), von ben 
Kammern (bis Art. 85), ven der richterlihen Gewalt (bis Art. 97), won den nicht zum 
Nichterftand gehörigen Staatsbeamten (bis Art 98), von den Finanzen (bi8 Art. 104), 
von den Gemeinde=, Kreis-, Bezirks- und Provinzialverbinden (bis Art. 105), allge 
meine Beftimmungen (bi8 Art. 111), Webergangsbeftimmungen (bi8 Art. 119). Vielfach dem 
belgiihen Mufter folgend, gewährte die preußiſche Verfafiungsurtunde vom 31 Januar 
1850 der freien politifhen Bewegung (vielleicht von jehr wenigen Beſtimmungen abge: 
ſehen) ausreichenden Raum. Ihre Principien gertethen indeſſen fehr bald in Widerſtreit 
mit der zur Herrichaft gelangten Rückſchrittsbewegung, wurden von diefer offen und ſcho— 
nungslos angegriffen und entweder geradezu befeitigt oder Doch durchgehends abgeſchwächt. 
Eine Anzahl von wichtigen Berfaffungsartifeln verſchwand, andere wurden in einer ihrer 
Entftehungsgefchichte geradezu zumiderlaufenden Art ausgelegt oder gehandhabt, der größere 
Theil nur als eine Berheifung auf unbeftummte Zeit ohne jede VBermittelung mit der 
Staatöverwaltung beibehalten. Die wichtigften unter dieſen ſpäteren Aenderungen find 
die folgenden: Die Abinderungen der Beitinnmungen über die Gefchwornengerichte bei den 
ſchwerſten politifhen Berbredien (Art. 94 und 95, durch Gefeg vom 21. Mai 1852), 
die Wiedereinführung der Fideicommiſſe (Art. 40 und 41, durch Geſetz vom 5. Juni 


4. Das deutiche Verfaffungsrecht. 659 


1852), die Bildung des Herrenhauſes an Stelle der erſten Wahllammer Geſetz vom 
7. Mat 1853 und die ihrem Rechtscharakter nach angezweifelte königliche Verordnung 
vom 12. October 1854, betreffend das Herrenhaus), die Aufhebung des die Gemeinden 
und Yocalverbände betreffenden Art. 105 durch Gefeg vom 24. Mat 1853), die Wie— 
derberftellung der Vorrechte der Mediatifirten (Gefeg vom 10. Juni 1854), die Wieder: 
geftattung der Uebertragung anderer bejoldeter Staatsämter an den Richter (Gefeg vom 
30. April 1856). Aus den angeführten Jabreszahlen ift erfichtlich, daß dieſe Reviſionen 
der Periode vor 1855 angehören. Das Bedürfniß weiterer Abänderungen war befrie- 
digt, indem man im Herrenhaus im Anſchluß an altſtändiſche Ueberlteferungen eine 
Körperſchaft geichaffen hatte, von welcher mit völliger Gewißheit anzunehmen war, daß 
fie im entjchiedenften Gegenfage zu den im Jahre 1850 bei der Emanation der Ver: 
fafjungsurtumde anerkannt gewejenen Grundſätzen jtehen wirde. Der Fortbejtand dieſer 
Verfaſſungsurkunde im großen und ganzen ſchien Tängere Zeit hindurch zweifelhaft ; 
eine weitere Abänderung einzelner Beſtimmungen den ihr feindlich gefonnenen Elementen 
faum wichtig genug. Im großen und ganzen befindet fich Das preußiſche Verfaſſungs— 
recht alſo noch in einem höchſt unfertigen Zuftande. Die organiſche Geſetzgebung blieb 
feit 1856 im Ztillitande, Veraltetes, wie die ehemaligen Kreisftände, ward im Wider: 
ſpruche zu den Grundgedanfen der Verfaffung reſtaurirt, Streitiged, wie das Verhältniß 
der evangelifchen Kirche zur Staatögewalt, Die Ordnung der Volksſchule, verharrte im 
Zuſtande des Zweifels und der Anfechtungen. Auch entftand dadurch auf dem Gebiete 
des öffentlichen Rechts ſehr bald eine allgemein wahrnehmbare Unficherkeit, Daß Das Ber: 
hältniß der alten (im Widerſpruch mit der Berfaffungsurfunde) Spectalgefege Durch ven 
höchſten Gerichtshof zu verſchiedenen Zeiten verſchieden ausgelegt murde, indem anfangs 
mehrfach Aufhebung, ſpäter Fortbeftand folder der abjoluten Periode angehörigen Gefege ſta— 
tuirt ward. Jeder Auslegung durch die Partenneinungen und die Intereffen der Verwaltung 
bloßgeitellt, entbehrt die Berfafjung auch der Garantie einer in der Mintfterwerantwort- 
lichkeit geficherten Entſcheidung der verfaſſungsrechtlichen Streitpunkte. Im Princip zwar 
anerkannt, gelangte fie bisher nicht zu der nothwendigen Ordnung und Ausführung. 

Die Anerkennung diefes im weientlihen auch umvollendeten Zuftandes des preufifchen 
Verfaſſungsrechts ift keineswegs nur von Wichtigkeit für Die etwa in der Politik zu befols 
genden Grundſätze. Auch die juriftiiche Theorie it davon abhängig in um jo größerem 
Mafg, als ſich auch Das Norddeutſche Bundesrecht noch in einem Uebergangszuftande be: 
findet. ine feſt zufammengefügte, abgerumdete und von confequenten Principien bes 
berrichte Yehre des pofitiven deutſchen Staatsrechts wird erſt Dann eine Macht im 
Leben entfalten können, wenn fie einen Anfchluß zu finden vermag an der gleichmäßigen 
Bollendung eines in feinen Grundbeftimmungen unerjchütterlichen, in den erheblichen Con— 
fequenzen der organiſchen Gejeggebung und der Staatöverwaltung durchgeführten Ver— 
fafjungszuftandes. Bis jegt konnte es aus den von uns hiſtoriſch Dargelegten Gründen 
nicht anders geicheben, als daß jede Darftellung des Staatsrechts ohne Ausnahme gleich: 
zeitig als die Darftellung politiicher Gefichtöpunfte und einer mit den Parteibeftrebungen 
verwachjenen Anempfehlung angeiehen wurde. Daher denn das Bertrauen in den juris 
ftilhen Werth der Nechtölehren vorzugsweiſe bedingt war von der entweder befannten 
oder doch vermutheten Zugehörigkeit der lehrenden Perſonen zu der einen oder anderen 
der in den verfaflungsgebenden Gewalten vorhandenen Nichtungen. 

Diefe Schwierigkeiten offen und rückhaltslos Darlegend, wenden wir uns nunmehr 
zu den nur im Umriß zu bietenden Inhaltsbeſtimmungen des deutſchen Verfaſſungsrechts, 
wober ji aus äußeren Gründen eine bejondere Berückſichtigung der in der preufiichen 
Verfaſſungsurkunde niedergelegten Grundſätze empfiehlt. Für die beifere Ueberficht des 
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Zufammengebörigen wählen wir die Aufftellung in fünf Abtheilungen: 1. die ftaatsbür- 
gerlihen Grundrechte, 2. das monarchiſche Recht; 3. die Volksvertretungen; 4. Gemeinde 
und Corporation; 5. das Stantöbeamtenthum. 


(Literatur. Für das preußiſche Verfaffungsrecht ift noch immer ein Werk ohne Nebenbuhlerſchaft: 
L.von Rinne, Das Staatörecht der preußifchen Monarchie, 2 Bde, zweite Aufl. 1864 (die dritte 
ift gegemwärtig im Erfcheinen begriffen); für bie ältere Zeit: Heinrich Simon, Das Preußiiche 
Staatsrecht, 2 Bde, 18414. — v. Lancizoller, Rechtsquellen für die gegenwärtige landſtändi— 
ſche Berfaflung in Preußen, 1847.) 


I. Die ſtaatsbürgerlichen Grundrechte. 


8. 13. Staatsbürgerlide Grundredte und Grundpflidten Die 
Aufitellung beftimmter ſtaatsbürgerlicher Grundrechte in den neueren Verfafiungsurfunden, 
als einer Schranke für die Wirkffamfeit der Staatsgewalt entftamımt den im vorigen 
Jahrhundert herrſchend gewordenen Anſchauungen, die ihrerfeits aus der Annahme eines 
iveellen Naturrechtözuftandes hervorgingen und in den „Menſchenrechten“ ber fran= 
zöſiſchen Revolution ihren Gipfelpunkt erreichten. Die neuere Staatsanſchauung leitet 
indeſſen dieſe Rechte nicht aus einer unhiſtoriſchen, abfoluten Qualität dev menfchlichen 
Einzelperfon, fondern vielmehr aus den Zwedbeftinmungen ver Staatsgeſammtheit jelbit 
her, deren fittlihe Natur erft dann in das Bewußtſein des Einzelnen eintritt, wenn Die 
Freiheit des Einzelnen innerhalb des ihm zuzumeienden Gebietes rechtlich fichergeftellt iſt 
gegen willkürliche Eingriffe der Staatsmacht. Um der Gefammtbeit willen find dieſe 
Rechte gegeben, was deswegen hervorzuheben ift, Damit fie nicht auf eine und dieſelbe 
Stufe mit bloßen Privatrechtsbefugniſſen geftellt werben. 

Borausfegung für den Genuß der ftaatsbürgerlichen Grundrechte ift im allgemeinen, 
da Fremde und Ausländer nur privatrechtlih den Einheimiſchen volllommen gleichgeftellt 
zu fein pflegen, der Erwerb des Staatöbürgerrechts, welcher entweder durch die natürliche 
Thatſache der Geburt und der Uebertragung des elterlichen Nechts ſei es Des Vaters in 
der Ehe, ſei e8 der Mutter bei unehelicher Zeugung oder durch Verleihung an Auslän— 
der (Einbürgerung, Naturalifation) vermittelt wird. Die Bedingungen der Naturalifation, 
über deren Borhandenfein entweder die höchſte Staatsgewalt, oder ımtergeordnete Ber: 
waltungäftellen (in Preußen die Regierungscollegien), oder die Gerichte (wie in amerifanis 
ſchen Staaten) zu befinden haben, find überall verichteden georbnet, theils dem Ausländer 
günftiger, theils die Aufnahme erichwerend. Zuweilen iſt dev Erwerb des Staatsbürger: 
rechts Im voraus durch das Geſetz an eine beftinmmte, von der Willtür des Ausländers 
abhängige Handlung als jelbftwerftändliche Nechtöfolge geknüpft, z. B. die Verheirathung mit 
einem Inländer oder die Annahme eines Staatsamtes. (Im Preußen bisher Das Geſetz 
vom 31. December 1842 über Erwerb und Verluft der Eigenichaft als preußiicher Untertban.) 
Ebenfo verfteht es fich für den Genuß der ftaatsbirgerlichen Nechte von ſelbſt, daß die Eigen: 
ſchaft eines Unterthanen nicht hinterher verloren gegangen fein darf. Auch in Beziehung auf 
diefen Punkt befteben erhebliche, für Die wölferrechtlichen Beziehungen jehr nachtbeilige Ab: 
weidhungen in der pofitiven Ordnung der einzelnen Staaten. Ginfeitig kann nach Deutz 
ſchem Staatörechte die Staatsangehörigkeit durch den Untertbanen, es ſei Denn etwa als 
Folge verbotener Handlungen oder unerlaubten Aufenthaltes im Auslande, nicht aufge 
hoben werden. Zum Zwede der Auswanderung begehrt, darf indeſſen die Entlafjung 
aus dem ftaatsbürgerlicen Verbande micht verweigert werden, wenn nicht eine Verpflich— 
tung zum Heerdienſt im Wege ſteht; welche indefjen bei Refewiften nad dem Bundes- 
milttärgefeg von Norbveutichland nicht mehr angenonmen wird. 
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Mit der Beſchränkung der ſtaatsbürgerlichen Rechte auf die Unterthanen ſteht in 
Verbindung als überall ergänzender Gedanke die Leiſtung der allgemeinen ſtaatsbürger— 
lichen Pflichten, insbeſondere die jetzt in ganz Deutſchland eingeführte allgemeine Wehr- 
pflicht, die allgemeine Schulpflichtigkeit für den elementaren Unterricht, die all— 
gemeine Steuerpflicht und die Gerichtspflichtigkeit, melde letztere indeſſen auch 
auf anfäffige, theilweiſe ſogar durchreifende fremde erftredt werben fann, um jo mehr als 
ihnen ebenfalls Schuß für Perſon und Eigentum verliehen wird. Die genauere Beftim- 
mung der den Fremden zufommmenden Rechte und Pflichten, ihre Annäherung oder Fern 
haltung von dem Rechtskreiſe der Einheimifchen it übrigens feine Sache der Willkür, 
Wenn auch zunächſt das Geſetzgebungsrecht jedes einzelnen Staates bier waltet, fo hat 
das Völferreht doch eine Schugwehr gegen Maflofigkeiten oder zu weit gebende Be— 
ſchränkungen erhalten. Schon die deutſche Bundesacte gemährleiftete den Angehörigen der 
ehemaligen Bundesitanten den Erwerb von Grundeigentbum ohne Rüchſichtnahme 
auf ihre Zugehörigfeit zu einer oder der anderen der drei reichörechtlih anerkannten Res 
ligionsparteien; Staatöpraris und Gewohnheit der neueren Zeit geben indeſſen dieſen 
Erwerb ganz allgemein frei. 

8. 14. Gleichheit vor dem Geſetz und perfönlihe Freiheit. Unter 
den berechtigten und verpflichteten Staatsbürgern darf nach den jeit 1848 geltenden Grund— 
gefeßen keinerlei Untericeidung und Ungleichheit in Beziehung auf das Maß der ihnen 
individuell zuftehenden Befugniſſe aufgeftellt werden. In der preußiſchen Verfaſſungs— 
urhınde, welde die alten Stände und die politiſchen Unterjchiede der Geburt aufhebt, ift 
der Orundfag der Gleichheit vor dem Geſetze Tanctionirt, woraus ſich als einfache 
Eonfequenz ergab: Die Aufhebung der Gerichtsprivilegien, der erimirten Gerichtsſtände, 
von denen allgemein nur drei: bezüglich der Militärperionen, der Mediattjirten und der 
Studirenden, beitehen blieben, die gleiche Zugänglichkeit der Staatsimter für alle Be 
fähigte und die Unzuläffigkeit der Ertheilung von Steuerprivilegien,. Wo die Stände fich 
erhalten haben, find ſelbſtverſtändlich diefe Grundſätze ausgeſchloſſen. Dagegen wäre es 
irrig, aus der Gleichheit der Staatsbürger vor dem Gelege auch Die Notwendigkeit des 
allgemeinen gleichen Stimmrechts theoretisch herleiten zu wollen. Schon in der Stellung 
der Frauen zeigt fich, dar bet der Aufammenfegung der Volfsvertretungen ein anderes 
Brinctp aufzufuchen iſt; denn während ihnen die ftaatsbürgerlichen Grundrechte im allge: 
meinen 3. B. Gewiſſens- und Auswanderungsfreiheit) überall zuftchen, begründet der 
Unterichied des Gefchlechtes bis jest ganz allgemem Ausſchließung vom Wahlrechte, be: 
ziehungsweiſe Zuertennung deifelben. Außerdem gibt es aber noch gegenwärtig eine überall 
in Deutichland im Wivderfpruche zur Nechtsgleichbeit bevorrechtete und auf allen Gebieten 
priwilegirte Claffe: die Mediatifirten, deren Vorzugsrechte zur Entſchädigung für die 
ihnen entzogenen Souveränetätsrechte durch Die Bundesacte garantirt wurden, und auch 
nach deren Aufhebung als gemeines Recht in Deutichland beftehen blieben. Solcher zum 
hoben Adel gezäblten Familten gab es in Deutſchland eeinſchließlich der öſterreichiſchen 
Landestheile, fünfzig mit firftlichen und dreiundfünfzig mit gräflichem Titel, 

Unter den jtaatsbürgerlichen Grundrechten fteht in erfter Yinte: die Anerfennung 
der verjönliden Freiheit in dem Sime, daß felbige nicht willfürlichen, von den 
Verwaltungsbehörden beliebig zu handhabenden, ſondern nur geſetzlich im voraus be 
ſtimmten Beſchränkungen unterwerfen werden darf. Nad ihrem Inhalt Hiftoriich ges 
wirdigt, bedeutet daher die perſönliche Freiheit entweder Erweiterung der dem Einzelnen 
zuftehenden öffentlichen Rechtsbefugniſſe oder engere Begrenzung der von den Verwaltungs- 
behörden gegen den Einzelnen zu übenden Machtvolltommenbeiten, oder, was meiftentheils 
der Fall ift, beides zugleih. Daß die allgemeine VBorbedingung der öffentlichen Freiheils— 
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rechte in der Aufhebung der perfönlichen Unterwerfung unter die Verfügung anderer Pri- 
vatperfonen, in der Beſeitigung der Leibeigenſchaft und Gutsunterthänigkeit längſt gegeben 
waren, che Deutichland feine neueren Berfafjungsurfunden erhielt, ift befannt. Aus dem 
Princip der perlönlichen Freiheit find mit Nothwendigfeit folgende Anwendungen abzus ' 
leiten: a) der Schuß gegen willfürlide Berbaftungen zum Zwecde der gerichtlichen 
Vorunterfuhung wegen ftrafbarer Handlungen oder gegen rüdjichtölofe Hausfuchungen, die 
j. g. Unmerleglichfeit der Perfon oder des Haufes, melde in den neueren Strafproceford- 
nungen oder in befonderen Specialgefegen, |. g. Habeas = Corpus = Acten näher ges 
ordnet wird. 

(In Preußen Geſetz vom 12. Februar 1850 zum Schute ‚der perfünfichen Freibeit. Eine 
vergleidende Darftellung gibt: P. Eundelin, Die Habeas - Corpus- Acten und Vorſchriften 
zum Schutze der Berfon in den deutichen Etrafprocehgefeten, 1862.) 

b) Ter Schug gegen willfürlide Strafandrohung oder Strafver: 
hängung, welde beide nur in Gemäßheit des Geſetzes geſchehen ſollen. e) Der Schuß 
gegen willfürlide Unterftellung unter die Gerichte, vermittelt durch die 
Garantie Des ordentlichen geleglichen Gerichtsftandes und das Verbot commiſſariſcher Er— 
nenmmg von Nichtern. A) Die Freiheit der Meinungsäußerungen in ihren 
Hauptanwendungen, als Preßfreiheit, als Verſammlungs- und Vereinsrecht, ald Religions— 
freiheit und als Lehrfreiheit. 

8. 15. Preßfreiheit und Verſammlungsrecht. Was die Preßfrei— 
heit betrifft, ſo iſt zwar die Cenſur, welche vor 1848 beſtand, nach ihrer Abſchaffung 
nirgends wieder eingeführt worden. Allein jene weiteſte Ausdehnung, welche ihr durch 
die deutfchen Grundrechte gegeben worden war, indem man ein neues, auf die Schwur— 
gerichte bafirtes Repreſſivſyſtem angeorbnet hatte, ift nirgends unverſehrt geblieben. 
Faft überall find vorbeugende Maßregeln gegen den Mißbrauch der Preſſe geftattet: Daher 
die Verpflichtung zur Hinterlegung von Eremplaren vor der Herausgabe zur Borprüfung 
durch Die Behörden, die Beftellung von Gautionen für politiiche Zeitichriften, die Con— 
ceffionspflichtigfeit der Drud= oder Prefigewerbe oder des Zeitungsverfaufes, die Befugniß 
abminiftrativer Beichlagnahıne wegen eines von der Polizeibehörde präfumirten Preßver— 
gehens und endlich die Vermehrung der auf den Mißbrauch der Preſſe bezüglichen, mei 
ftentbeils höchft wagen und aus unflarer Furcht dev Regierungen hevvorgegangenen Straf: 
beftunmungen. Diefe eben bervorgehobenen Merkmale treffen auch das preußiſche Preß— 
geleg vom 12. Mat 1851, am deſſen Sagungen ſich aud die Beſeitigung des Schwur— 
gerichts anfchlog. Im einzelnen Staaten, wie in Baiern, erhielt fi jedoch trog der ım 
Jahre 1854 gefakten Bundesbeſchlüſſe das Schwurgericht für die Aburtbeilung der 
Prefprocefje und neuerdingd hat man auch andermwärts begonnen (wie in Baden, Mei— 
ningen, Altenburg, Oefterreih u. |. w.), die Grenzen der Preffreiheit wiederum zu 
erweitern. 

(Für Preußen ſ. Hartmann, Das Gejeg über bie Prefle, Berlin 1865. — 
Glaſer und John, Juriſtentags-Gutachten über die Frage: Fordert es die nothwendige Freiheit 
der Preſſe und genügt es der Rücſicht auf die öffentliche Sicherheit, daß bei den mittelſt ber 
Brefie verlibten ftrafbaren Handlungen die allgemeinen Strafgelege ausnahmslos zur Auwendung 
tommen, oder follen in gewiſſen Hauptpumften Ausnahmen ftattfinden ? abgebrudt in den Wer- 
bandblungen des fechöten deutſchen Juriftentage, 1865.) 

Mindeftens von gleicher Bedeutung, wie die Preffreibeit, wenn nicht von noch grö— 
ßerer, ift Die rechtlich anerfannte Uebung des Bereins- md Berjammlungsrehtes, 
wobei es in feiner Werfe darauf ankommt, für welche an fich zuläſſige Zwede, ob für 
religiöfe, wiſſenſchaftliche, gefellige, wirtbichaftliche oder politiihe Davon Gebrauch gemacht 
wird. Nur Die eine Schranke ift zu ziehen, daß die Form der Verſammlungen nicht 
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der allgemeinen Ordnung oder Sicherbeit bevrohlich werde ; Daher Verſammlungen unter freiem 
Himmel nicht denjenigen in geichloffenen Räumen gleichgeftellt werben können, noch auch bewaff⸗ 
nete Verſammlungen berathichlagen dürfen. Desgleichen braucht der Staat feine Organifa= 
tionen zu dulden, welche unter dem Deckmantel der VBerfammlungsfveiheit einen gewalt— 
famen Angriff gegen die Staatögewalt vorbereiten. Hieraus ergeben fich als angemeſſene 
Schugmittel des Staated gegen den Mißbrauch des Bereinsrechts: das Verbot geheimer 
Verſammlungen, das Erforderniß der Publicität, wonach der Obrigfeit nicht nur Kennt- 
niß von jeder Verfammlung, fondern auch Zutritt zu derjelben zu gewähren ift, die vor— 
läufige Schliegung von politischen Vereinen vworbehältlich der gerichtlichen Entſcheidung und 
das Verbot der Gentralifation politifcher Localvereine unter gemeinſchaftlicher Yeitung, 
wovon indeflen zu Gunften der Wahlvereine im Imtereffe forgfältiger Vorbereitung der 
Wahlen zur Voltsvertretung eine Ausnahme gemacht zu werden pflegt. Zweifelhaft hin— 
fichtlih ihres Nechtswertbes ift Dagegen die Befugniß, Verſammlungen wegen eines in 
der Meinungsäußerung präfumirten Vergehens aufzulöfen. Auch darf vom juriftiichen 
Standpunkt aus behauptet werben, daß eine fefte und fichere Abgrenzung zwischen po— 
litiſchen und nichtpolitiichen Vereinen jchwerlich gezogen werden fan. (So im allgemeinen 
das preußiſche Vereinsgefeg vom 11. März 1850.) 

Die Bedeutung der Vereins- und Preffreiheit für den Staat ift übrigens nicht zu 
allen Zeiten die gleiche. Die dur die Erfahrung hinreichend bewährte Vorausfegung für 
ven Beitand aller perfönlichen Freiheitsrechte ift ihre Verträglichkeit mit der Gefammt- 
rechtsordnung und die Sicherheit des Staates. Ber dem Borhandenfein ungewöhnlicher, 
den Staat bedrohender Gefahren, bei äußeren Kriegen oder offenem Aufruhr iſt aus— 
nahmsweiſe zu forgen, daß das Recht Des dem Geſetze gehorfamen Bürgers nicht zur 
Waffe des Feindes werde, der da bereit ift, aus der dem Frieden geweihten Senfe des 
Schnitters eine Partifane zu ſchmieden. Das englifche Recht kennt daher außerordentliche 
Steigerungen der Regierungsrechte und eine durdy das Parlament zu genehmigende Sus- 
penfion der Habeas = Corpus-Acte. Auch nad der preußischen Berfaffung Art. 111) 
können ausnahmsweiſe gewifle Grundrechte, Freilich ohne Mitwirkung der Vollsvertretung 
bei ungewöhnlichen Nothſtänden zeit= und diftrictSweife außer Kraft gefegt werden. Unter 
dieſen Geſichtspunkt fällt auch die aus Frankreich überfommene Proclamation des Bes 
lagerungszuftandes nach dem für den ganzen Norbdeutichen Bund gültig gewordenen Ges 
jege vom 4. Juni 1851. 

$. 16. Gewiſſens- und Lehrfreiheit. Mit dem Vereinsrechte hiſtoriſch 
verwachſen ift die Freiheit des Gewiſſens und der Religionsübung. Ehe 
das Bedürfniß der Antheilnahme an dem Gange der öffentlichen Angelegenheiten erwachte, 
bethätigte ſich bereits das religiöfe Bedürfniß der Cultusgemeinſchaft, fo dar dieſe feit dem 
Zeitalter der Reformation unter allen Zweckbeſtimmungen der freien Bereinigung am frübeften 
zum Borfchein fam. Die verjchtedenen Abjtufungen in der Verwirklichung der Religions: 
freiheit, von der einfachen Duldung des Hausgottesdienftes an beginnend, gehören der 
Geſchichte an. In volltommenfter Anerkennung bedeutet fie: nicht mur freie Darlegung 
der veligiöfen Weberzeugungen in Gottesdienft und Vehre, ſondern auch bürgerliche und 
polittiche Gleichſtellung mit den hiſtoriſch worberechtigt gemejenen Bekenntniſſen, aljo Ne- 
gation des Staatskirchenthums. Die Bundesacte von 1815 (Art. 16) erklärte, daft Die 
Berfchiedenheit der hriftlihen Neligionsparteien in den Ländern und Gebieten des 
Deutjchen Bundes feinen Unterſchied in den bürgerlichen und politifchen Rechten begrüm— 
ven kann. Fir die chriftlichen Secten und die Juden war Damit nichts aefagt. In 
Preußen erging ſpäter das Patent vom 30. März 1847, betreffend die Bildung neuer 
Keligionsgefellichaften, und die Sanction der Verfaſſungsurkunde, welche jeden Unterichted 
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der Belenntniffe befeitigte, inſofern es ſich nicht um Anftalten handelt, welche mit der 
Neligionsübung im Zufammenbange ftehen. Dabei war vorzugsweife an die Volklsſchule 
gedacht. Anderwärts blieben aud noch 1848 mancherlei Beſchränkungen der Juden bes 
ftehen oder es ward fogar, wie in Defterreich durch das Concordat von 1855, die Gleich— 
ftellung der Proteftanten verfünmert. Mit der verfaſſungsmäßigen Anerfennung der Ge— 
wiljensfreiheit im weiteften Umfange ift übrigens nur ein individuelles Recht gewahrt. 
Die Grundſätze, nad denen fih corporative Kirhengefellichaften mit ftaatliher Anz 
erfenmung bilden fünnen, oder das Verhältniß der Kirchengefellichaften zum Staate geordnet 
wird, gehören zunächſt in das Kirchenrecht. Dod iſt anzuerkennen, daß die Bildung 
neuer Rirchengejellichaften in corporativer Geftalt nicht won einer obrigfeitlichen Prüfung 
des GHlanbensinhaltes oder von willfürlich zu verfagender Genehmigung abhängig gemacht 
werben darf, ſondern, wenn anders Gleichberechtigung befteben foll, nur von gewifjen 
formalen Erforderniffen bedingt fein ſollte. In Preußen bedarf e8 dazu eines Geſetzes. 
Ihre Schranke findet die Neligionsfreiheit an der ftaatsbürgerlihen Orbnung und dem 
Strafgefeg, gegen welches Bekenntniß und Gultus nicht verſtoßen dürfen. Auch Die 
wiffenfhaftlihe Forſchung und die Yehre der veligiöfen oder wiſſenſchaftlichen Dinge 
darf unter den gleichen VBorausfegungen nicht gehemmt werden. Diefer, in neueren Ber: 
faffungen gleichfalls anerkannte Grundfag bezieht fich theils auf die Staatögewalt, inſo— 
fern dieſe verfucht fein konnte, die dem herkömmlichen Dogma widerjprechende Ausbildung 
celigiöfer Wahrheiten zu hindern , theils auf die alten Kirchengefellfchaften , infofern dieſe 
beanfpruchen könnten, von einen dogmatiſchen Princip aus das Unterrichtswelen in feiner 
Geſammtheit zu beherrfchen oder zu leiten. 

In der Schulgefeggebung der deutſchen Staaten herricht indeſſen, da eine klare Aus- 
einanderfegung zwiſchen den polittihen, allgemein menjchlichen und kirchlich dogmatiſchen 
Anforderungen meiftentheils noch nicht erfolgt ift, vielfach Unklarheit und Verwirrung. 

(Bgl.: 3. B. Mever, Religionsbelenntnig und Schule, 1863.) 

Bon ſelbſt verfteht ſich ferner, daß das individuelle ftantsbürgerliche Recht der freien 
wiffenihaftlihen Lehre ausgefchloffen tt innerhalb des von Staate oder der Gemeinde 
fir gewiſſe Gegenftände und innerhalb einer beitimmten Unterrichtsinethode übertragenen 
und den „Inhaber verpflichtenden Yehramtes Auch die Begrimdung von Privatımter: 
richtSanftalten ift won der ftaatlichen Genehmigung abhängig geblieben, wogegen fid) die 
neneven wirtbichaftlichen Doctrinen unter Berufung ‚auf völlige Erwerböfreiheit vielfach 
auflehnen. | | 

8. 17. Wirthſchaftliche Verkehrsfreiheit. Die bisher aufgeführten Anz 
wendungen der perfönlihen Freiheit beziehen ſich meiftentheild ganz vorwiegend auf höchſte 
ethiſche Intereffen, wenn gleich auch gewerbliche Zwede daber in Betracht kommen können, 
was im Vereinsrecht überall da der Fall ift, wo es fid zum ökonomiſchen Genoffen= 
ſchaftsweſen geftaltet und auch in der Ausnutzung der Tagespreife keinenfalls überſehen 
werden darf. Eine andere Claſſe ſtaatsbürgerlicher Grundrechte ruht Dagegen von vorn— 
herein vorwiegend auf wirtbichaftspolitifcher Bajis. Dahin zählen wir 

a) die Auswanderungsfreiheit, obſchon diefelbe uriprünglih in Deutichland 
als Schutzmittel des Individuums gegen willfürliche religiöſe Berrüdung im 17. Jahr— 
hundert aufgefaßt wurde. Die Deutiche Bundesacte Art. 18) gewährte den Angehörigen 
deutfcher Staaten nur das Recht des freien Wegziehens aus einem deutjchen Bundes: 
ftaat in den andern, der fie erweislich zu Unterthanen annchmen will und die rei: 
heit von aller Nachſteuer für ihr in einen anderen Bundesftaat übertragenes oder über: 
gebendes Vermögen. Dieje Belchränfung auf ein beftimmtes Auswanderungsziel ift indeſſen 
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gefallen. Preußen gewährt nahezu völlige, nur durch die Wehrpflict von Staats wegen 
beſchränkte Auswanderungsfreibeit. 

b) Die Freizügigkeit im Imeren des Staatsgebietes und das echt der Nie 
derlaffung und der freien Wahl des Aufenthaltes, ſowie 

e) die Gewerbefreiheit. Alle Diefe Nechte hängen eng zufammen. Ihre Hem— 
mung und Negation in älterer Zeit gefchah weniger von Seite der Staatögewalt, obſchon 
diefelbe oft genug im Wege der Gefeggebung und der Polizeiverwaltung aus Gründen 
einer nur vermeintlichen Wohlfahrt intervenirte, ald vielmehr von Seiten der Gemeinden, 
Innungen und Zünfte. Hieraus erflärt ſich theilweife, weswegen Freizügigkeit und Ge— 
werbefreiheit, obſchon unleugbare Gonfequenzen des höheren Princips der perfünlichen 
Freiheit, durch die Verfaffungen feit 1818 nicht unmittelbar berührt, jondern mamichfach 
verfümmert blieben, bis ſpäter die Gewerbeordnungen einzelner Staaten eine Beſſe— 
rung ſchufen und neuerdings der Norddeutſche Bund diefe Angelegenheit zur feinigen 
machte, 

d) Die Umverlegfittet und Freiheit des Grundeigenthbums im vermögens— 
rechtlichen Berfehre, deren Gegenſatz gleichfall® weniger in der Staatsgefeggebung, 
al vielmehr in ven Tegten Reften der fendalen Periode und in den Satzungen des ger 
maniſchen Familienrechts gegeben war. Als Anwendungen dieſes Satzes ergeben fich 
gegenüber dem Staat: die Beleitigung der Parcellirungsverbote, im gewiſſen Sinne auch 
die VBermögensconfiscation als einer Strafe, die Unverletzlichkeit des Eigenthums in dem 
Sinne, daß Zwangdenteignungen (Erpropriationen) mur gegen vichterlich feſtzuſtellende 
Entſchädigung im Streitfalle ftattfinden dürfen, Die Aufhebung der Oberlehnsherrlichkeit (mit 
Ausnahme der Thronlehen in Preußen), das Berbot der Errichtung newer Lehen, die 
Befeitigung des dinglichen Jagdrechtes auf fremden Grund und Boden, die Ablösbarfeit 
der Grundlaften — Neuerungen, welche nicht überall im gleicher Schärfe durchgeführt wur— 
den. Gegenüber dem Familienrechte des grundbefigenden Adels ward aus dem Gefichts- 
punfte Des freien Grundeigenthums und der ftaatöbürgerlichen Gleichheit auch die Auf- 
bebung des agnatiichen Yehnsverbandes und der Familienfideicommiſſe durch die demokrati— 
ſchen Berfaflungsprincipien Des Jahres 1848 gefordert, Doch wicht überall durchgeſetzt. 
(Das Geſetz vom 5. Juni 1852 befeitigte die Beftimmungen der preußiſchen Verfaſſungs— 
urfunde und geftattet Die Errichtung neuer Fideicommiſſe.) Uebrigens waren die Unver: 
leglichkeit und Freiheit des Eigenthums in allen wejentlihen Stüden durch die Ge— 
ſetzgebung der abjoluten Monarchie entweder chen gewährt oder doch vorbereitet worden, 
ehe ihnen eine ſtaatsgrundgeſetzliche Sanction zu Theil ward. 

Aus dem Gefihtöpunfte eines ftantsbürgerlichen Grundrechts wird vielfach auch das 
Briefgeheimniß aufgefaßt; doch ericheint dafjelbe vielmehr als eine Conſequenz Des 
vom Staate in Anfpruch genommenen Poftregals, mittelit deifen der Staat zwangsweile 
unter Ausichluß des Privatverfehrs die Beförderung von Briefen monopoliſirt, jo daß 
der Mißbrauch der ihm eben nur zum Zwecke der Beförderung amwertrauten Briefe einen 
Vertrauens- und Vertragsbruch conftituiren würde. In diefes Vertragsverhältniß einzus 
greifen, kann nur Sache der richterlichen Gewalt auf Grund beftimmter gejeglich geregelter 
Vorausfegungen fein. Auch das Petitionsrecht ift, weil ohne jelbftftändigen ma— 
teriellen Werth den übrigen Grundrechten, nicht an die Seite zu ftellen, vielmehr aus dem 
Sefihtspunfte zu würdigen, daß ed entweder, wo es ich um allgemeine Angelegenheiten, 
3. B. den Erlaß eines neuen Geſetzes Handelt, ald Anwendung der freien Meinungss 
äußerung über ſtaatliche Dinge aufzufafien ift, oder als eine Garantie des beftehenden Rechts: 
zuftandes erachtet werden muß, wenn nämlich der Inhalt der Petition als eine Beſchwerde über 
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eine wirkliche oder doch vermeintliche Gejetesverlegung gemeint iſt. In beiden Richtungen 
bat das Petitionsrecht eine große Bedeutung. 


(Literatur. Ueber ftaatsbürgerliche Freiheit im allgemeinen: meine Schrift: Die Prin- 
eipien ber Politif, 1869, und die S. 350 Note 85 angeführte Literatur.) 


II. Das Recht der Monarden. 


$. 18. Das monarchiſche Erbredt. Die hiſtoriſchen Wurzeln und die 
alten Grundfeſten der deutichen Monarchie Liegen theils in dem Eigenthum oder Ober- 
eigenthbum in Grund und Boden, theils in dem Yehnsvertrage und dem Bafallenverbältnif. 
Der politiſche Gedanke: daß Das Recht des Monarchen die Darftellung der höchſten 
Staatögemalt auf Grundlage des Gefammtwillens einer Nation beveute iſt weientlich 
neueren Urjprungs, wobei allerdings nicht zu vergeflen ift, daß die Thatſache an und 
für ſich älter ift in feiner Erſcheinung, als die voltsthümliche Rechtsgrundlage, welche 
fich erft aus der Schöpfung der neueren Staaten ergab. Seit dem Verfall des deutſchen 
Kaiſerthums und der Ueberhandnahme der Territortalgemalt ftellte jih die Entwidelung 
in Deutchland jo: die Monarchie bildete aus den von ihr politifch vernichteten Ständen 
das Heutige einheitliche Volksbewußtſein heraus, nicht umgekehrt das Volksbewußtſein die 
Monarchie. Dieſer hiſtoriſche Proceß, für jich allein genommen, bat feine Bedeutung, 
wenn es davauf ankommt, Die Nechtöftellung des monarchiſchen Herrſcherrechts inner 
halb des Staats feftzuftellen, und gänzlich verkehrt ift es, aus dem hiſtoriſchen Ent— 
wickelungsgange der deutichen Staaten eine gegenfägliche Stellung zwiſchen dem Monarchen 
und dem lebendig gewordenen Volksbewußtſein berzuleiten, nie wenn Das legtere nur ein= 
feitig als ein bloßes Object monarchiſcher Verfügung aufzufaffen wäre. Die Monarchie 
ift gegenwärtig in Deutjchland allgemein eine erbliche. Diele ihre Natur entftammt 
nicht erft den neueren Verfaſſungsgeſetzen, fondern einer entlegenen Vergangenheit; fie tft 
im ftärkften Maße geichichtliches Recht geblieben durch die ihr in den Verfaffungen ftill: 
Ichweigend oder ausdrüdlich gewordene Anerkennung. 

Hieraus erflärt ih auch Die im großen und ganzen weitgehende Uebereinſtimmung 
in dem deutſchen Thronfolgerecht, weldes einen höchſt wichtigen Beitandtheil des 
Verfaſſungsrechtes ausmacht, obgleich deſſen Normen vielfach nur in den fürjtlichen Haus- 
geſetzen näher geordnet find, und mit dem Privatrecht der fürftlichen Familien noch 
gegenwärtig eng zufammenhängen. 

Ausnahmsweiſe und aushülflich beftimmt ſich das Recht zur Thronfolge durch Erb— 
verträge, welche entweder dem eimen Gontrahenten ein Succeffionsrecht gemäbren, oder 
zwifchen zwei und mehreren Häufern für den Fall des Ausfterbens im Mannsſtamm ei 
gegenfeitiges Erbfolgerecht in ein Territorium conſtituiren. Solcher aus der Vergangen- 
beit überkommener Erbverträge eriftiren noch gegenwärtig mehrere, deren Wirkung keines— 
wege erichöpft ift, nachdem die Thronfolge längft aufgehört hat, tm Wege der Vertrags: 
ſchließung unter fürftlihen Häufern werfügbar zu fein. Regelmäßig beruht das Erbrecht 
auf der Abftammung von dem erften Erwerber des Herrſcherrechts, vermittelt durch agna= 
tiſche Berwandtichaft und Geburt in einer vollgültigen Ehe. Was cine vollgültige Ehe 
ift, beantwortet ſich zunächſt nach den Hausgefegen der fürftlichen Gefchlechter und dem 
Privatfürftenvechte. Die mwefentlihen Abweichungen deſſelben vom bürgerlichen Rechte 
Ichlechthin treten darın hervor: daß auch durch nachfolgende Ehe Yegitimirte (nach der 
vorwiegenden, wenn ſchon angefochtenen Meinung) ebenfo wenig ſuccediren, wie Adoptirte, 
dag Ebenbürtigkeit der zur rechten Hand gefchloffenen und von dem regierenden Familien 
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haupt genehmigten Ehe vorausgeſetzt foird; welches Erforderniß der Ebenbürtigfeit bei 
allen Ehefchliegungen unter den Mitgliedern ſouveräner Häufer der Gegemwart und Vor— 
zeit, fowie der im Jahre 1806 und fpäter mebtatifirten Familien des ehemaligen hohen 
Reichsadels erfüllt ift. Weberall in Deutichland fteht dem Mannsſtamme der Vorzug vor 
den Frauen zu und nur darin waltet Verjchtedenheit, ob beim gänzlichen Abfterben des— 
jelben die Frauen zur Thronfolge überhaupt gerufen werden fünnen wie in den ſüddeut— 
ſchen Monarchien), oder gänzlich ausgeſchloſſen bleiben jollen, Die preußiſche Verfaſſung 
beſtimmt: daß die Krone erblich iſt im Mannsſtamme des königlichen Hauſes und 
ſchweigt über die Frauen gänzlich, woraus ſich verſchiedene Schlußfolgerungen ziehen laſſen. 
Die Ordnung der Thronfolge war ehemals je nach der Natur der Territorien im 
Reiche entweder land = oder lehnrechtlich beftimmt. Als die in der Gegenwart herrichende, 
dem Weſen der Monarchie am beiten unzweifelhaft entjprechende, ift die Yınealfolge und 
Primogeniturordnung anerkannt. Der Erftgeborene und bei feinem frühen vor der 
Thronerledigung erfolgten Abfterben deſſen erftgeborner Deſcendent u. |. w. fuccebiven; in 
Ermangelung jeder Dejcendenz wiederum der Erftgeborne der dem legten Herrſcher nächſten 
Pinie Für die Kurfürftenthümer warb als nothwendige Garantie der Untheilbarteit 
des Territoriums die Primogeniturordnung in der goldenen Bulle feftgefegt, für andere 
Reichsländer im Verlaufe der Zeit durch die Hausgeſetze angenommen. Die Frage: ob 
in Ermangelung der Primogeniturordnung die ſ. g. Lineal- oder Linealgradualfolge bet 
der Succeffion der Seitenverwandten Plag greife, ift feit langer Zeit ftreitig gemefen. 

Mit dem Auftommen der Primogeniturordnung entftand in den Familien des hohen 
Reichsadels die Nothwendigfeit, Für Die |. g. nachgebornen Prinzen (d. b. alle wicht 
primogeniti) Vorſorge zu treffen, was entweder in ©eftalt ſ. g. paragia, d. h. der 
Nutzungsrechte an Grundherrfchaften, oder der Apanagen, d. h. des Rentenbezuges, 
geihah. Die hierfür, ſowie die für die Austattung der Prinzeffinnen geltenden Regeln 
hängen mit dem deutihen Staatsrecht vielfach zufammen, da Die Bermögensmaffen 
des Staates und der Iamdeöherrlichen Familien nicht überall ftreng geſchieden werben 
fonnten. Das fürftlihe Privatrecht berührt fich daher in dieſem Punkte mit dem Finanz- 
rechte und noch gegemmärtig pflegt eine mindeftens ſubſidiäre Haftung des Staates für 
Die perfönliben Bedürfniſſe der Prinzen und Pringeifinnen innerhalb gewifier Grenzen 
zu beftehen. 

(Literatur des Privatfürftenrehts im allgemeinen: I. 3. Mofer, Familienſtaatsrecht ber 
deutichen Reihsftände, 2 Bde, 1775. — Derjelbe, Perfönliches Staatsrecht (!) der deutſchen 
Reihsftände, 2 Bde, 1775. — Heffter, Beiträge zum deutſchen Staats- uud Kürftenrecht, 
1829. — Bauer, Beiträge zum deutſchen Privatfürſtenrecht, 1839. — Schulze, Die Hause 
gelevc der regierenden deutſchen Fürſten häuſer, herausgeg. und eingeleitet, Band I, 1862. — 

erielbe, Das Recht der Erftgeburt in den deutſchen Fürſtenhäuſern, 1851.) 

8. 19. Gegenftand der Thronerbfolge und Inhalt des Herrſcher— 
rechts. Immerhin ift der Gegenftand der Thronerbfolge begriffömärig gefchieven 
von dem privaten Rechtskreis der Fürften, indem man jenen als die Staatsverlaſſen— 
ſchaft, vielen al8 die Privatverlaffenihaft zu begeichnen pflegt. Die Grund» 
füge, nach denen das fürftliche Privatvermögen vererbt wird, folgen theils in Beziehung 
auf das ſ. 9. perfünliche Vermögen den Negeln des gemeinen Civilrechts, theild in Bes 
ziehung auf fürftlichen Grundbefig und deſſen Zubehör vielfach den für fideicommiſſariſche 
Stiftungen üblichen Normen, Im einem einzelnen Falle und in Beziehung auf einzelne 
Objeete kann es ftreitig fein, ob bei der Beurtbeilung ihres Charakters auf Die Privat- 
verlafienichaft oder die Staatöverlaffenihaft zurückzugehen tft; der Grundſatz iſt indefjen 
am fich einfach: zur Staatsverlaſſenſchaft gehören alle in dem monarchiſchen Rechte 
enthaltenen Befugniſſe und Pflichten der Regierung, nebft ven ihrer Ausübung, beziehungs- 
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weile Erfüllung gewidmeten Gütermaſſen ohne Unterſchied ihre Benennung, Tofern fie 
nur ihrer Zwedbeftimmung nach eine politijche Qualität entweder urſprünglich ae oder 
tm Berlauf der Zeit empfangen haben. Bon bejonderer Wichtigkeit iſt diefe Frage ges 
worden für die |. g. Kammergüter over Domänen, bei denen ihre Zugehörigfeit 
zum Staatdeigenthum oder zum Privatvermögen der Fürſten zwiſchen Yandesherren umd 
Ständen noch in neuefter Zeit vielfach ftreitig ward. Im einigen Staaten, in denen eine 
ausdrüdliche Uebertragung in das Staatövermögen ftattfand, wie in Preußen, ift ihre 
Eigenichaft ımftreitig; ebenio dort, wo nach der Gegenfeite bin, wie m Medlenburg 
der Patrimontal = oder Eigenthumsitaat des Fürſten ſich Bisher erhalten hat. In der 
Mehrzahl der Eleinen Staaten indeffen, im denen das politiiche Princip der Regierung 
weniger deutlich bervortrat, bildeten ſich Vermiſchungen ſtändiſcher und landesherrlicher 
Bermögensrechte, melde Die Gyenze zwiichen den ſtaatlichen Finanzquellen und dem fürft- 
lichen Privatvermögen verdunfelten. Der Grund diefer Unficherbeit Tiegt meiſtentheils 
darin, daß nach älterem Rechte der Fürſt verpflichtet gewelen war, aus feinem Grundbe— 
fige die Regierungskoſten zu beftreiten, die Stände aber, wegen ihres Steuerbewilligungs— 
rechtes an der Verwaltung der Domänen intereffirt oder mitbetheiligt, die Vermendung 
der Einkünfte für Negterungszwede zu fordern berechtigt waren. Die Regel, daß Die 
Staatöverlafienihaft niemals von der Perſon des Herrſchers getrennt werden darf, läßt 
übrigend auch noch weitergehende, über das Thronfolgerecht binausreihende Amvendungen 
zu. Auch wenn das Herrſchaftsrecht in Folge innerer Umwälzungen oder gewaltiamer 
Eroberung verloren gebt, kann der Befig und Genuß der dem’ Staate gewidmeten Güter: 
malen nicht von dem feiner Herrſchaft entſetzten Monarchen oder deſſen Rechtsnachfolger 
beanfprucht werben. 

(Literatur: Ueber Domänen im Allgemeinen; A. Kräter, vom Urfprung der Domänen in 
Dentfchland insbefondere in Baiern, 1840. H. A. Jabariä, das rechtliche Berbältuiß der 
fürftlihen Kammergüter, insbefondere im Herzogthum Meiningen, 1861). 

$. 20. Regierungsfähigkeit und Kegentibaft Das 
Recht des Thronerben wird bei eimtretendem Todesfall oder bei einer nur zu 
feinen Gunsten möglichen Entlagung ſofort wirkſam. Uwermittelt geſchieht der Ueber: 
gang der Herrichaft auf ihm, ohne daß es einer befonderen Antrittsertlärung bedinfte. 
Wenn die Thatſache des Ueberganges democh in Broclamationen öffentlich kundgegeben 
wird, jo hat Dies nur die Bedentung eines Solennttätsactes, Ebenſo wenig bängt der 
Anſpruch auf Gehorſam, den der neu eintretende Herrſcher erheben darf, von der eben— 
falls üblichen Vereidigung des Heeres und der Beamten, noch auch von Huldigungen 
oder Krömumgen ab. Dagegen iſt auch nad neuerem Berfaffungsrechte, mie Dies 
nad dem alten Reichsrechte für die Kater der Fall gewelen war, der Herricher ſeinerſeits 
verpflichtet, da8 eiblihe Gelöbniß auf die Berfaffung abzulegen, deſſen Unterlaffung 
indeſſen auch ihn nicht zu einer Herrichaft gegen Verfaſſung und Recht legitimiren könnte, 
da er feine Rechte überall nur in Gemäßheit der Verfafjung ausüben darf. In Belgien 
wird die Uebertragung des Thronrechtes ſelbſt bis zur geſchehenen Eidesleiftung auf Die 
Verfaffung binausgeihoben,, To daß dort ein Interregnum nad dem Ableben der 
Monarchen eintreten muß. 

Obgleich der Uebergang des Thronfolgerechts auf den Erben keiner Vermittelung 
bedarf, kann die Uebernahme der Regierungsgeſchäfte ſelbſt dennoch von Rechts wegen einen 
Aufſchub erfordern. Dies iſt dann der Fall, wenn dem Herrſcher im Augenblick der 
Thronerledigung die perſönliche Fähigkeit zur Wahrnehmung der Regierungspflichten 
fehlt. — Nach der mittelalterlich lehnsrechtlichen Anſchauung begründete eine abſolute 
körperliche Unfähigkeit zur Wahrnehmung des Lehnsdienſtes im Augenblicke des Anfalles 
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Unfähigkeit zum Lehnserwerbe. Doch erftredte ſich nach und nad die für den Fall ber 
bloßen Unreife georbnete Yehnsvormundfhaft aud auf andere Berhältniffe der Behin— 
derung. Je nach der juriftiichen Formulirung des monarchiſchen Princips wird ſich 
auch für die Regierungsvermundihaft oder Reichsverweſung, oder wie man am beften 
fagt, Regentſchaft, eine fefte Grumdlage ergeben. Faßt man das monarchiſche Recht 
auf als eine jelbftjtändige, pflichtmäßige und gleichzeitig nothwendige Bethätigung des Herr- 
ſchaftswillens in Beziehung auf die hier vorgezeichneten Objecte, jo wäre die natürliche 
Schluffolgerung: daß bei abfoluter und dauernder Unfähigkeit zu eigner, durch vernünfs 
tiges Wollen beſtimmter Entſchließung oder zur Wahrnehmung der in der Sinnenmelt 
eintretenden Vorgänge Succefjionsunfähigkeit won vornherein anzunehmen ſein 
würde, fofern ſolche unüberwindliche Hinderniffe im Augenblide der Thronerlevigung bes 
ftehen. Ganz im Gegentheil hat aber das deutfche Staatsrecht gerade während der Pe— 
riode der’ abfolutiftiichen Staatsentwidelung um Widerfpruche zu dem Gedanfen einer per— 
fünlichen Herrfchaft die Entwidelung dahin genommen, daß auch dauernde Gründe ber 
Unfähigkeit zur Herrſchaft mur die Einfegung einer Regentſchaft vechtfertigen ſollen. 

Die wichtigſten Gründe der Regentſchaft find die folgenden: 

1) Minderjähriges Alter des Thronerben, deſſen Ende durch die goldene 
Bulle für die Kurfürften, und im Anſchluß dann durch die Hausgefege vieler Fürſten— 
häuſer auf die Vollendung des 18. Yebensjahres beftimmt wird. 

2) Geiſteskrankheit und langdauernde Abweſenheit. 

3) Das Verbleiben einer fchwangeren Wittwe nad; dem Tode Des Herricers, 
wenn derſelbe keine männliche Descendenz hinterließ und es daher ungewiß bleibt, auf wen 
der Thron übergeben wird. 

Ganz allgemein erwähnt, außer dem minderjährigen Alter, die preußtiche Verfaſ— 
fungsurtunde dauernde Behinderung des Herrſchers, zu regieren, jo daß.die einzelnen 
Regentichaftögrände in Ungewißheit gelaffen find. Das thatſächliche Vorhandenſein eines 
ſolchen Behinderungsgrundes fan zweifelhaft fein, wenn es von einer Seite behauptet, 
von anderer beftritten-wird, Wie die ftrafrechtliche Zurechnungsfähigkeit eines Angeklag— 
ten im Strafproceß, jo kann die politifche Zurechnungsfähigkeit eines Herrichaftsberechtig- 
ten im Falle einer ewidenten, Geſetz und Necht dauernd verlegenden Mißregierung in Frage 
fommen. Wer daher über die Eriftenz eines Regentfchaftsgrundes — abgejehen von 
den an ſich Haven Fällen der Minderjährigkeit — zu entſcheiden hat, bilvet eine an ſich höchſt 
ſchwierige und gleichzeitig wichtige Frage. Nach neuerem Verfaſſungsrechte wird für Eins 
fegung der Regentſchaften den Volksvertretern ein Mitwirkungsrecht zugeſprochen; in Preu— 
fen haben jie die Nothwendigfeit einer eintretenden Regentſchaft anzuerkennen. 

Die Rechtöftellung des Regenten ergiebt ſich aus der Beranlaffung feiner Berufung 
von ſelbſt. Er kaum weder durch Inftructionen des unfähigen Herrſchers noch an Aufs 
träge der Herricherfamilie beſchränkt ſein. Im der Negentichaft zeigt ſich deutlich, 
daß das monarchiſche Hecht eine von der Perfon des unmittelbar berufenen Herricers 
unabhängige, objective Bedeutung bat. Abgefehen von den rein äußerlichen Ehrenrechten der 
Titulatur, verwaltet der Regent die Subftanz der höchſten Staatsgewalt nach ihrem vol 
len verfaſſungsmäßigen Inhalt. Ex regiert jelbititändig, höchſtens im Namen, nicht aber 
im Sinne des Unfähigen. Nur darin Liegt ein weſentlicher ftaatsrechtlicher Unterſchied 
zwiichen einer vegentichaftlidhen und Der auch nominell monarchiſchen Gewalt, daß jene 
ihrem Beftande nad) bedingt ift durch ein in einer dritten Perſon waltendes , möglicher 
weife fortfallendes Hinderniß. Ob in Anbetracht dieſes eigenartigen Rechtscharaklers der 
Regentichaft auch beſondere Schranken gegeben werden ſollen, zumal fie ſich möglicherweife 
gegen bie Intereſſen der nur zeitweife verhinderten Perſon des Herricers Lehren Fünnte, 
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ift eine weſentlich politiihe Frage, die in dem einzelnen Verfaſſungen verfchiedenartig ges 
löft wird, indem dem Regenten entweder die Befugniß, Verfaffungsänderungen herbeizu— 
führen entzogen oder die Mitwirkung eines Regentſchaftsrathes am die Seite gejegt wird. Die 
preußiſche Verfaflung läßt dem Regenten alle Mactvolltommenbeiten des Herrichers, 
durch deren jelbitftändige Ausübung nad eignem Ermeſſen feine Stellung ſich von derjente 
gen eines einfachen von dem Monarchen jelbit eingejegten Stellvertretersd unter 
jcheidet. Die Regentſchaft hat ihre Grundlage meiftentheil an Thatfachen und Umſtän— 
den, welde von dem Willen des Monarchen und des Negenten jelbft unabhängig find, 
die Stellvertretung beruht gänzlich auf der eignen Anordnung ded Monarchen. Zwar 
kann derjelbe durch eignes Zuthun oder jogar durch eigne Schuld jene Thatjachen ber: 
beiführen,, welche die Nothwendigfeit einer Regentichaft bedingen z. B. eine Nee in 
ferne Weltgegenden , oder Geiftesfranfheiten in Folge von Ausjchwerfungen), doch fann 
darauf nichts anfommen, ob er felbft den Grund einer thatlächlich eingetretenen Behin— 
derung anerkennen will oder nicht; ebenfo wenig hat er eine Auswahl derjenigen Perjon, 
auf welche das Regentjchaftsrecht übergehen joll, während er in der Beitellung von Stell: 
vertretern eine völlig unbehinderte Auswahl hat, worausgefegt, daß demſelben niemals 
- der volle Umfang der Staatögewalt, fondern immer nur die Beſorgung einzelner Ges 
ichäfte übertragen wird. Im übrigen ift zu bemerken, daß über das Stellvertre= 
tungsredht des Monarchen verfaffungsmäßige Feſtſetzungen meiſtentheils fehlen. 

Jedenfalls muß dies vom juriſtiſchen Standpunkt aus als eine ſchwer auszufüllende 
Lüce betrachtet werden. Seinem Rechtscharakter nah it Das monarchiſche Herricherthuun 
untbeilbar, wie chen der Name der Einheit darthut. Eine Theilung fünnte hier nur in 
Seftalt des Bruchtheils zum Vorſchein kommen. Weil man dies begriffen, nimmt auch, 
ohne daß ein Divected verfaſſungsmäßiges Verbot angeführt werden könnte, Die neuere 
Nechtörheorig, wo fie den monarchiſchen Willensiußerungen den weiteften Raum zu gewäh— 
ven geneigt it, die Unmöglichkeit an, dar der Herrſcher dur Beltellung eines Mit— 
vegenten feinen Beruf verringere. Man bat bisher faſt überall nur ven Fall ins Auge 
gefaßt, daß einem widerwilligen Monarden durch eine vegierungsfeindlihe Oppofitton 
einzelne Befugniffe verfümmert werden fünnten. Aber auch Die entgegengeſetzte Möglich: 
feit ift ind Auge zu fallen: daß ein Monarch freiwillig darauf Bedacht nimmt, Beſtand— 
theile jeiner Gewalt zu veräußern. Iſt Die Unantaftbarfeit und Unverleglichteit der 
monarchiſchen Prärogative gleichbedeutend mit ihrer freiwillig etwa eritvebten Veräußer— 
lichkeit dur den Monarchen ſelbſt? Durch den Waldeckiſchen Accejftionsvertrag 
mit der Krone Preußen wird eine jolhe Frage für Das neue Staatörecht beſonders 
nabe gelegt. 

Auch in der Berufung zur Negentichaft tritt deren ftaatsrechtlicher Grund: 
typus gegenwärtig immer mehr und mehr hervor, nachdem man früher die völlig uns 
zutreffende Analogie der Privatvormundichaft berbeigezogen und für die Gonftruction der 
einzelnen Rechtsſätze ausgenugt batte. Der fundamentale Unterjchied liegt nämlich darin, 
dan bei der Privatvormundichaft durchaus der Vortheil der bevormundeten Perfon den 
Ausgangspunkt aller Rechtsgeſchäfte Bilder, während bei der Regentſchaft die Fürſorge 
für die Erziehung des minderjährigen Herrichers, die Pflege eines Geifteöfranten oder die 
Erhaltung Des fürftlichen Vermögend durchaus nebenfächlih ericheint neben der Pflicht 
des Regenten, die Functionen der verfaſſungsrechtlich beftebenden Gewalt im Staate 
zu üben. 

Die Einjegung eines Regenten nach Analogie der obervormundſchaftlichen Bejtallung 
eined Tutor kann in fonveränen Staaten nicht verfommen, ſondern höchſtens in Vaſal— 
Lenftaaten gegenüber einer lehnsherrlichen Oberaufjicht zuläffig fein, Aber auch teita- 
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mentarifche Einjegung für unmündige oder winderjährige Herrfcher wiirde mit dem 
Princip des monarchiſchen Erbrechts geradezu in Wiverfpruch ſtehen. Es bleibt daher 
nur übrig die eim fir allemal im voraus beſtimmte, meiſtentheils hausgeſetzlich geord- 
nete Berufung des nächſten regierungsfähigen Agnaten, einer Perion, melde nad) dem 
Princip des monarchiſchen Erbrechts auch herrſchaftsberechtigt fein könnte, jo daß 
Berechtigung zur Regentichaft auch (abftracte, Befähigung zur Thronerbfolge, nicht aber 
umgekehrt Berechtigung zur Thronerbfolge eine Befähigung zur Regentichaft bebentet. 
Eine Ausnahme von diefem Grundſatze findet ſich zuweilen, wenn ſelbſt bei dem Bor: 
handenſein regierungsfähiger Agnaten, Frauen in ihrer Eigenſchaft als Mutter noch min: 
derjähriger Prinzen, nad der Analogie des römiſchen Privatrechts zur Regentichaft bes 
rufen werden. Hält man fich an die ftaatsrechtliche Natur der Negentichaft, jo bietet es 
feine Schwierigkeit, die Frage zu beantworten, ob der Regent nach der Beendigung feiner 
Stellung zur rechtlichen Berantwortlichkeit gezogen oder etwa megen ungehörigen Gebrau— 
ches jeiner Machtvollkommenheit entjegt werben kann? Eine Bermeinung wird bier Mar 
efordert. 
. (Literatur. S. Zöpfl, die Negierungsvormundfcaft im Berhältnig zur Landesverfaffung 1830.) 
8. 21. Zwiſchenherrſchaft. Die Unfühigteit zu regieren kann auch durch 
gewaltjam wirkende Hinderniffe hervorgerufen werden: Bertreibung, Ente 
gung oder Entthronumg eines Exbfürften, entweder Durch innere Umwälzungen oder 
auch kriegeriſche Gewalt. Ueberall wird bier ein unmittelbar phyſiſcher Zwang gegen 
den Monarchen vorausgelegt. Dagegen wäre eine freiwillige Einftellung der Regierungs— 
geichäfte ohne Vorſorge für deren Fortführung, oder die dauernde Wohnjignahme im 
Auslande ald Entlagung aufzufafjen. Bet gemaltfam und widerrechtlich berbeigeführtem 
Thromverfufte entjteht inbeilen der im Staatörechte bedeutende Widerfpruch zwifchen ber 
Herrichaft, eines unberechtigten Ufurpator® und der thatjächlihen Verhinderung des berech- 
tigten Herrſchers. Diefer Conflict zwiſchen Thatſache und Recht kann damit endigen, daß 
die urſprünglich ufurpatortiche Gewalt durch den Gefammtmwillen des Volkes entweder 
ummittelbar oder verinöge der vertretenden Organe anerkannt wird und in das Rechts— 
bemußtiein Des Volkes als dauernder Zuftand ſich feftiegend, legitime Qualität erlangt; 
oder daß die uſurpatoriſch angeeignete Gewalt nachträglich wieder verloren geht und in 
die Hände des legitimen Herrſchers zurüdgelangt. Die Herrſchaftsacte deſſen, welcher 
über die Staatsmittel in der Abficht dauernder Verfügung und eigenen echtes gebie- 
tend, ſich Gehorſam verjchafft, können hinterher nicht einfach negirt werden. Sie laſſen 
fich nicht ungeſchehen machen. Nur ihre Rechtsfolgen fünnten möglicherweiſe beſeitigt wer- 
den. Jeder derartige Verſuch würde aber gegen das Princip des Staatsrechts jelbit ver— 
ftoßen, demzufolge der materielle Beitand des Gemeinweſens die höchſte aller Nothwendig- 
feiten it, die das Vorhandenſein irgend einer Regierung erfordert. Beſtände 
nad der thatſächlichen, wenn auch gewaltfamen Berhinderung des legitimen Herrichers 
die abjolute Verpflichtung ſich jedes Negterungsactes in dem herrſchaftslos gewordenen 
Staat zu enthalten, oder jeden Gehorſam der thatſächlich geübten Macht zu verlagen, 
jo wäre damit nicht nur Das Recht des Vertriebenen, fondern auch überhaupt jede Rechts— 
gemeinschaft im Staate, ja der Staat felbit iveell zum Untergange gebracht. Wie die 
einer Dynaſtie widerfahrende Unbill das geringere Uebel ift im Bergleih zur Anarchie, in 
Ansjicht auf welche Völker jogar evidente Nechtsverlegung des Monarchen ertragen, jo iſt 
auch die Verlegung dynaſtiſcher Rechte geringer als die Verlegung der Staatsgefanmt- 
beit in ihrer Selbiterhaltung. Wenn ein Zwiſchenherrſcher nicht etwa durch ein perſön— 
lich begangenes Verbrechen gegen die entthronten Fürſten, fondern nur in Anerkennung 
eines bereits vollzogenen Umſturzes zur Herricaft berufen wird, jo fann er auch bei 
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einer etwa eintretenden Reftauration der legitimen Dimaftie nicht zur Rechenfchaft gezo= 
gen werben. eine Herrichaftsacte, mögen diefelben num auf gejeggebender Gewalt oder 
auf Bertragsichliegungen mit den ihn anerfennenden Mächten des Auslandes beruhen, 
wirken ebenfo verpflichtend wie die Acte eines Negenten. Nur die eine Schranfe ift ihm 
gezogen: daß die von ihm ausgehenden Willensäuferungen und Gefege, melde eine dauernde 
Ausichliefung des entthronten Fürften oder feiner Rechtönachfolger gebieten, niemals ein 
legale Hinderniß fir die fich vollziehende Neftauration des legitimen Herrſchers abge- 
ben fönnen. 

(2iteratur: ©. Brodhbaus, das Pegitimitätsprincip 1868. — Zachariä, über die Ver— 
Fern reftaurirter Regierungen aus ben’ Handlungen * Zwiſchenherrſchaft in der Zeitſchrift 

die geſammte —— enſchaft, Tübingen 1853, S. 79. — Brie, die Ufurpation einer 
in: Staatögewalt, bth. 1866). 


IV. Die Volksvertretungen und die Landkände. 


8. 22. Wejen und Rehtsharafter ver BolfSvertretungen. 
Die hiſtoriſche Vorausſetzung und Grundlage der Monarchie in Deutichland ift ihre 
Beſchränkung. Selbſt nachdem Die mittelalterlidien Stände in Berfall gerathen 
waren, konnte man von einer formell abjoluten Monarchie nicht ſprechen; denn troß die— 
ſer Bezeichnung fand die Fürftliche Macht mindeftens eine Schranke an den echten ber 
taiſerlichen Reichsgewalt und auferdem an den fürftlichen Hausgefegen und den in ibnen 
vorgezeichneten Erbfolgeordnungen, die zu ändern oder ohne Genehmigung der Agnaten 
umzugeftalten, außerhalb der Verfügung des Herrichers lag. Die Gründe, welche den Ver— 
fall der altſtändiſchen Verfaffungen herbeiführten, beichleunigten oder vollendeten, Tiegen 
nicht im Bereiche der gegenwärtigen Darftellung; doch ift in dem hiſtoriſchen. Entwide: 
lungsgange des neuern deutſchen Staatsrechts auf den Umbildungsproceh, welder zu Ans 
fang dieſes Jahrhunderts begann, bereits hingewieſen worden. Wenn dabei auch der 
Name der Yandftände in der Bundesacte (Art. 13) und in dem neueren Repräfentattv- 
verfaffungen meiftentheild beibehalten wurde und von Kammern im franzöſiſchen-belgi— 
ſchen Sinne nicht überall die Rede iſt, fo beſteht ʒwiſchen den alten Landſtänden und den 
neuern Volksvertretungen doch thatſächlich und rechtlich ein bedeutender Unterſchied. Jene 
übten in ihrer Mitwirkung an den öffentlichen Angelegenheiten entweder nur ihr eignes 
dinglich⸗perſönliches Recht (wie der ritterſchaftliche Grundbeſitz), oder die ihnen ſonſt 
zuſtehende Vertretung einzelnen Corporationen. Hierin lag allerdings der Uebergang 
zu dem modernen Wahlſyſtem. Das Grundſyſtem der neueren Volksvertretungen iſt Wahl, 
entweder durch das Bolfs oder für das Volk. 

Durch das Volk gefchicht die Wahl, indem entweder numeriſch oder Local 
abgegvenzte Gruppen von Individuen berufen find, den Voltswillen nad) ihrer Auffaſſung 
in Geſtalt dev Majoritäten zu conftatiren. Daffelbe ift auch dann noch ver Fall, wenn 
es gelingt, auf einer gewiſſen Entwickelungsſtufe eine Darftellung des Voltslebens in 
Berufs- und Befitclaffen zu gewimen, Für das Volk geichieht die Wahl, wenn Durch 
landesherrliche Berufungen ein Factor oder ein Theil der Vollövertretungen gebildet wird, 
oder wenn aus präjentirten Gandidaten eine Auswahl durch den Yandesherru getroffen 
wird. Dagegen haben fich die Reſte der altftändiichen Auffafjung mit dem Gedanten 
der englijchen Pärie wielfady in der Bildung der erjten Kammer verſchmolzen. 

Für das Staatsrecht iſt nun die Hauptfrage, welcher Rechtscharakter Der Wolfsver: 
tretung als folcher, ohne Rückſicht auf ihren Herftellungsproceh zufomme, wohingegen Die 
politische Leiſtungsfähigleit derjelben wejentlih durch die in ihr wirfenden Elemente be: 
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Dingt erfcheint. Die franzöfifche Theorie des Konftitutionalismus, an die Staatölehre 
des vorigen Jahrhunderts anknüpfend, brachte die Repräſentation des Bolfes in Zuſam— 
menbang mit der Yehre von der Gewaltentheilung, der zufolge die Kammern als 
ein neben dev Krone gleichberechtigter Factor der gejeßgebenden Gewalt hingeftellt, aber 
gleichzeitig von dev Staatwerwaltung oder Erecution völlig getrennt gedacht wurden. 

Nach der neueren engliichen Staatsanſchauung wird ;anz im Gegentheil die Einheit 
ver höchſten Staatögewalt mır im Parlament geſucht, fo daß der Krone nur ein corris 
girender Einfluß auf die mit Ausübung der höchſten Staatsgefhäfte durch die Parla— 
mentsmehrheit beauftragten Minifter zugeftanden wird. Unmerflih und allmählig hat 
mit ven Aufkommen der neueren Handels- und Mercantilinterefien eine Derartige Anz 
ſchauung, wenn auch nicht eine juriſtiſche Yegitimation, fo doch eine weit verbreitete Zus 
ftunmung gefunden. Dieſes Jogenannte engliſche parlamentarische Syftem ward fogar von 
Stahl ald der entjchiedene Gegenſatz gegen das monarchiſche Princip aufgefaft. Beide 
Anſchauungen, die engliiche, wie die franzöfiiche, üben ihren Einfluß auf die Behandlung 
des deutſchen Staatsrechts. Doch war hierbei auch eine dritte, durch die Wiener Schluß— 
acte gleichſam autoriſirte Theorie höchſt einflußreich, wonach Die Volksvertretung als un— 
ter dem Monarchen wirkende und von ihm pflichtmäßig zu gebrauchende Unterſtützung 
bei der Ausübung einzelner, genau bezeichneter, und beſtimmt abgegrenzter Staats- 
geichäfte gedacht wurde. Man hatte daher im Ganzen drei Formeln gefunden: bie 
Bolfsvertretung als gleichberechtigt, oder als herrſchend, oder als dienend, jomit entweder 
neben, oder über, oder unter dem Monarchen ftehend. Jede diefer Theorien war zunächft 
nur das Spiegelbild einer bei den verjchiedenen Nationen gegebenen Thatfache. 

Auch gegenwärtig gibt es im deutſchen Staatsrechte noch feine allgemein gitltige 
Rechtslehre über dad Wejen, die Competenz und bie Grundlage der Bolkövertretung ; 
es wird Dies auch nad) eben demſelben Geſetze, welches die Bildung der Theorie bes 
berricht, nicht eher der Fall fein können, als bis die gegemwärtig noch im Fluß begriffene 
Berfafiungsentwidelung zu einem gewiſſen Stillftand oder vielmehr Abſchluß gekommen 
fein wird. Nur das darf ald Ergebnif der vorangegangenen Bewegungen bezeichnet wer— 
der, daß weder die franzöftiche noch die englische Auffaffung von dem Welen der Volls— 
vertretung den wirklich beftehenden Zuftänden entipricht, oder auch nur Ansicht hätte, als 
die allgemein richtige vom Standpunkt des monarchiſchen Verfäſſungsrechtes anerkannt zu 
werden. Ebenſo wenig ericheint es zuläflig, den Einfluß der Volksvertretungen auf den 
Gang der Staatsgeſchäfte nach dem Grundgedanken der Wiener Schlußacte an ein feſtſtehen— 
des und unabänderlices Minimum zu bannen. Die Grundlage der BVolfövertretung 
und deren innere Berechtigung tm allgemeinen iſt zunächſt berzuleiten aus dem Weſen, 
der Größe, der Zufammenfegung und Gulturentwidelung der modernen Bölter einerjeits 
und aus der in das allgemeine Bewußtſein eingetretenen Erfaſſung der individuellen 
Grundrechte andererjeits. In letterer Beziehung ift eine Garantie und Abwehr der er 
fahrungsgemäß in jeder Gemalt "wirkenden Neigung zum Mißbrauch die unumgänglich 
durch die Heritellung einer Volksvertretung zu befriedigende Rechtsforderung. Was da— 
gegen die allgemeine Gultiventwidelung der Zeit betrifft, fo ericheint es unmöglich ‚ben 
realen Volkswillen auf einem einfachen Wege der monarchiichen Entjchliegung, oder ſelbſt 
in Republifen der einfachen, fofort in Geſetzeskraft tretenden Majoritäten einer Verſamm— 
lung darzuftellen, fo daß nad) diefer Seite hin der Grundgedanke der Nepräfentation tft: 
Zufammenwirten mehrererim Staat vorhandener, aber Durch Zwedfbeftint- 
mung verbundener Willensträfte zur gemeinfamen Aeußerung des in Wahrheit vorhandenen 
Einheitswillens, wobei je nach der Natur der diejer Aeußerung unterliegenden- Digest der 

v. Holgendorff, Enchelorädie ber Rechtswiſſenſchaft. I 43 — 
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Einfluß des einen Factord gegenüber dem andern thatſächlich und rechtlich ſehr verſchieden 
beftimmt werden kann. 

Diejenigen Staatsgeſchäfte und Willensacte, bei deren Vorbereitung oder Durchfüh— 
rung die Volksvertretung verfafjungsrechtlich nicht betheiligt iſt, beißen gemeiniglich bie 
Prärogative der Krone oder die Majeftätsrehte im engern Sinne. Allein auch 
ihre Ausübung ſoll wenigſtens in jedem einzelnen Falle der Prüfung binfichtlich ihrer 
Rechtmäßigkeit unterliegen. Hierauf bezieht fi das Erforder niß minifterieller Ges 
genzeihnung, welder alle Regierungsacte zu ihrer Gültigkeit bevürfen. 

(Literatur: Zur Gefchichte der Landſtände zu Reichözeiten: O. Giercke, Deutſches Ge- 
noſſenſchaftsrecht 1868, ©. 814 fi.) R 

8. 23. Rechte und Befugniffe der Boltövertretung. Rechtskreis und 
Thätigfeitögebiet der Volksvertretung find, nad dem won und aufgeftellten Ge— 
ſichtspunkt bemeflen und auf das Princip des öffentlichen Nechtöfchuges oder des 
zwedmäßigen Zuſammenwirkens zur Feſtſtellung des einheitlichen Staatswillens zu— 
rüdgeführt, nicht an eine fefte, der Entwidelung unzugängliche Formel zu bannen. Die 
juriftiiche Schrauke, welche Das Recht des Monarchen von der formalen Mitwirkung 
der Bolfövertretung tremmt, wird abzuleiten jein aus dem Grundprincip der ftaats 
lichen Einheit, infofern fie im der monarchiſchen Form ihre eigenthümliche Darftellung 
findet. Wo nad der Natur der Dinge das Zuſammenwirken mehrerer Faetoren die poli— 
tiſche Kraft der Einhett zerftören oder im weſentlichen Richtungen hemmen würde, iſt der 
Monarch in voller Selbſtſtändigkeit des Handelns zu belafjen. Aus der Anwendung 
dieſes Grundſatzes ergibt ſich beiſpielsweiſe: daß das Weſen des militäriſchen Oberbes 
fehls, der Kriegführung und des Friedensſchluſſes, der Repräſentation gegenüber fremden 
Mächten, die Ernennung und Anweiſung des Beamtenthums, kurz geſprochen: das Weſen 
aller Dinge, welche ſtrengſte Einheit des Entſchluſſes und planvolle Durchführung ver— 
langen, unverträglih iſt mit bein Eingreifen anderer Factoren des Staatslebens außer 
den unmittelbar Beſchließenden und umittelbar Handelnden. Dieſes Grundgeſetz des 
ſtaatlichen Geſchehens gilt auch für Republiken im allgemeinen, nur daß in ihnen die 
perſönliche Verantwortlichkeit der handelnden Perſonen ſtärker hervortritt. Völlig verkehrt 
wäre es aber aus dieſer in der Natur nicht nur der ſtaatlichen, ſondern auch der indi— 
viduellen Handlung liegenden Einheitlichkeit zu folgern, daß deren Proceß oder Reſultate 
der Kritik, Meinungsäußerung oder Beſchwerde deswegen entzogen bleiben müßten, deren 
rechtliche Anerfennung gerade die Garantie bildet für den unangefochtenen Beſtand folder 
Prärogativen. Das Zufammenwirken der Kammern mit der höchſten ausführenden 
Staat&gewalt oder der Perfon des Monarchen ift hingegen überall da von Rechts wegen 
zu fordern, mo nad) feinen Objecten betrachtet, der Staatöwille einestheils verſchieden— 
artige Interefien und Gegenfäge in ſich ſchließt und deswegen, wm überall anerkannt zu 
werben, der Vereinbarung und der Zulammenfafiung des Mannichfaltigen bedarf. 
Daher in der Geſetzgebung, als in der Aufftellung allgemeiner Normen, und in der 
Beitenerung des Volles, als einer nothwendig gewiſſe Intereſſen verlegenden Staatsfune— 
tion, Das Zuſammenwirken der Staatsidee entipredend iſt. Aus dieſen Geſichtspunkten 
find nun die wefentlihen Rechte der Bolfsvertretung berzuleiten. 

Erftens aus der Zwedbeſtimmung der Prüfung umd Kritik der noch nicht begon= 
nenen, oder doch bereitö vollendeten Staatshandlungen, fowie der Abwehr geſchehenen oder 
bevorftehenden Unrechts: das Recht der Bitte und Beihwerde, der Empfang= 
nahme und Beurtheilung von Petitionen der Staatsbürger, Das Recht der Adreſſe 
an den Monarden, das Recht der Kenutnißnahme von den Staatsangelegenbeiten, 
zu üben entweder durch Frageſtellung an die Miniſter (Interpellationen) oder durch Ein— 
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ladung der Minifter zur Antheilnabme an den Yandtagöverbandlungen, wie andererjeits 
‚ diefen auch das Recht zufteht, gegenwärtig zu fein nad ihrem Gutdünken; zu üben endlich 
durch Einiegung von Unterſuchungsausſchüſſen zur Erforſchung zmeifelhafter 
Thatſachen. Das formal meientlichfte Net, die Minifterantlage, bildet endlich den 
Schlußſtein in dieſer Reiihe. Zweitens aus dem Gefichtspunfte der Herausbildung des 
materiell einbeitliben Staatöwillens aus der Mannichfaltigkeit der Geſellſchaftögruppen: 
das Recht der Mitwirkung an der Gefeßgebung, der Beſteuerung und Finanzcontrolle. 

(Literatur: Campe, Die Lehre von den Yandftänden nach gemeinem —— Staatbrecht, 
1864. — C. Rößler, Studien er nn der preufifhen Berfaffuna, I. Abth., 1863; 


Die parlamentariiche Re gem © ‚3115 Held, Staat und Sellin, 3. ». 1865 
aub unter dem Titel: Der — oder conftitutionelle Staat, ©. 71 ff.) 


$. 24. Minifterverantwortlidfeit, Das Recht der Minifteranflage 
fteht weder im Widerſpruch mit den gefchichtlihen Grundlagen des deutſchen Staats: 
rechts, noch auch im Gegenfat zu dem Princip der monardiichen Unverletlich: 
keit Kaiſer und Reichsſtände waren dem Reich gegenüber zur Rechenſchaft ſogar 
ſelbſt verpflichtet? aber auch den Landſtänden alten Datums ward öfters das 
Privilegium gegeben, gegen die höchſten fürſtlichen Räthe eimzufchreiten. Die formale 
Umerantwortlichteit der Monarchen in den ſouverän gewordenen Staaten Deutfchlands 
ift aber nur der legte umd vollendete Ausdrud des der höch ſten Stantögewalt über: 
haupt zufommenden Rechtscharakters, welcher eine Unterwerfung unter eine richtende Ges 
walt, als eine erft aus jener abzuleitende vollfommen ausſchließt. Dagegen find die auf: 
geftellten Rechtsnormen und das pofitive Geſetz auch in der abſoluten Monarchie Schranz 
fen und Thätigfeitsprincip der höchſten Staatögewalt felbft, To lange fie befteben. 
Wire jede von dem Monarchen intelleetnell ausgehende Verlegung des pofitiwen Rechtes 
einfach als geichehene Thatſache hinzunehmen, jo würde er nicht mehr als Nepräfentation 
der Staatögewalt, ſondern nur noch als phufiich wirkende Macht anerfennbar fein. Die 
Verbindlichkeit folder poſitiven Schranken des monarchiſchen Handelns wird daher entweder 
nur einfach megirt (mit der Negation des Rechtsſtaates jelbit) oder fie muß dargeftellt 
werden in der Verantwortlichkeit derer, melde entweder als Berather eine rechts- 
irrthümliche Entfchliefung veranlaffen oder als oberfte Organe einen rechtswidrigen Auf- 
trag ausführen. Die monarchiiche Unverantwortlichkeit erſtreckt ſich daher einfach auf 
das Unrecht, welches der Monarch etwa in eigener Perſon und felbitthätig begeht, niemals 
auf das Unrecht, welches Unterthanen im Namen oder im Auftrage eines Monarchen 
begehen. Wäre legteres der Fall, jo wäre in den Berfafiungsurfunden aud) die Unver— 
antwortlichfeit und Anverleglichkett der Minifter und Beamten in ihrer den monarchiſchen 
Willen ausdrüdlib und präſumtiv vertretenden Eigenfchaft auszufprechen. Umgekehrt muß 
juriftiich der Satz gelten: das Miniftertum kann eine eigene Unverantwortlichteit nicht aus 
derjenigen des Monarchen ableiten und der Monarch fann die ihn verfaffungsmäfig ges 
wäbhrleiftete Unverantwortlichkeit an Niemand delegiren. 

Die Lehre von der Miniſterverantwortlichkeit iſt weder in der ſtaatsrecht— 
lichen Theorie zum vollkommenen Abſchluß gediehen, noch auch ans den deutichen Verfaſ— 
fungsgelegen der Gegenwart einheitlich zu begründen. Sie tft nicht einmal überall an— 
erfannt. Die preußiſche Berfaffungsurkunde verzeichnet Das Princip, ohne ihm bisher 
die Möglichkeit der Anwendung gefihert zu halten. Die Norddeutſche Bundesverfaffung 
Ipricht von einer Minifteranflage überhaupt nicht. 

Die ftaatörechtlich wichtigfte Frage bezieht ſich übrigens nicht auf die Formen der 
Verwirklichung, auf Die Art des Procefies, auf die beſondere Geftalt der Anklagebefugniß, 
welche indefjen nur den Bolfövertretungen entweder in Ihren einzelnen durch das Zwei— 
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kammerſyſtem gegebenen Organen oder in deren Zuſammenwirken zufteht, ſondern vielmehr 
1) auf die Gegenftände der miniftertellen Berantwortlichkeit und 2) auf Die urtbeilfällende Inftanz. 

ALS Gegenftand der Minifterverantwortlichkeit (übrigens ohne Unterſchied, ob poſitive 
Handlungen oder Unterlaſſengen zur Sprade kommen) kann gedacht werden: a) die all: 
gemeine Zwechwidrigkeit oder der für den Staat nachtheilige Erfolg einer Regierungshand— 
lung; daber auch Mißbrauch einer 1. g. Prärogative (3. B. Mifbraud des Begna— 
digungsrechts; b) pofitive Rechtsverletzung im weiteften Sinne z. B. aud Verlegung 
einer beftebenden, nicht aufgebobenen, Berordnung der höchſten Staatsgewalt; ce) Ber: 
letzung des Staatögrundgeleges oder der von der gefeggebenden Gewalt erlafienen allge 
meinen Normen und Berfalfungsverlegung; d) Verlegung politiicer Strafgefege, welche 
allgemein bindend find, oder Dad alle Beamten ſchlechthin verpflichten. Zu einer Berfol- 
gung diefer Testen Claſſe durch Anklage der Volksvertretung liegt eine unbedingte, in der 
Conſequenz des Staatsrechts begründete Nöthigung nicht vor; böchftens gilt die Zweck— 
mäßtigfeitserwägung: ob die gewöhnlich geordneten Organe des Strafproceiies aus— 
reihend ſtark fein werden, Die Rechtsordnung gegen Die ihnen vorgelegten Machthaber 
jelbft zu vertheidigen, jo daß in Beziehung auf gewiffe Amts: und Staatsverbrechen eine 
concurrirende Anklage oder Urtheilsinftanz an den Kammern geihaffen werden kann. 
Da conerete Zwedmäßigfeitsfragen, allo auch die Beſchädigung durch miniſte— 
riellen Mißbrauch der Prärogative niemals nach pofitiwen Geſetzesnormen entſchieden wer— 
den können, ericheinen fie jedenfalls zu procelfualifihem erfahren ungeeignet, und 
es bleibt ſomit als ſpecifiſches Object der Minifteranflage durd die Volksvertretung: 

die Verfolgung wegen Verfaſſungs- und Geießesverlegung, 

welde durd das Strafgeſetz nit befonders bedroht und im Civil— 
oder Strafprocen nicht verfolgbar ift. 

Aber nicht jede Gefegesverlegung verpflichtet zur Anklage. Es ift denkbar, daß ein 
veraltetes Gefeg, defien Aufhebung Jedermann gutbeißen würde in einem gegebenen Falle, 
der wichtige Staatöintereffen berübrte, von einem Minifter verlegt wurde. Solche Ber: 
ftöße, bei denen der Minifter im voraus der Zuftimmung der Kammern ſicher fein fan, 
mögen ungerügt bleiben. Oper es kann ſogar geichehen, daß ihnen nachträglich und aus: 
drüdlih eine Billigung im Geftalt eine ſ. g. Indemmitätserflärung zu Theil wird. So— 
mit handelt es fich bei der Minifteranklage nur um ſolche Gelegesverlegungen , welche 
das Rechtsintereſſe des Staates ſchädigen. Aber auch der ſubjective Thatbeſtand der 
miniſteriellen Verfaſſungsverletzung iſt nach der richtigern Anſchauung der ſtaatsrechtlichen 
Principien verſchieden von demjenigen der gewöhnlichen Verbrechen, zu deren Beſtrafung 
eine fittlihe Verſchuldung und das Bewußtſein der Rechtswidrigkeit erfordert wird. Zwar 
verlangen deutſche Geſetze, damit ein Minifter zur Rechenſchaft gezogen werben kaun, 
ebenfalld den Nachweis eines gejegwidrigen Vorſatzes oder doch grober Fahrläſſigkeit. 
Hiervon ſollte indeß höchſtens die Strafe beeinflußt werden, ſoweit fie etwa den Gharafs 
ter einer Eriminalitrafe am fih tragen würde. Dem VBerfalfungsrecht genügt zu 
feiner Aufrechterhaltung der Ausfprub, daß eine Verlegung vorliegt; ſelbſt 
der Rechtsirrthum, von den höchſten Berathern der Krone begangen, muß die Folge 
haben, fie zur weiteren Verwaltung ihres Amtes unfähig zu machen. Wo indeſſen wirk— 
lich eine Strafe ausgeſprochen wird, folgt aus der Confequenz des ganzen Inſtituts der 
Diinifterverantwortlichfeit, daß deren einfeitige Aufhebung im Wege der landesherrlichen 
Beqnadigung Für unzuläſſig erflärt werden muß. Als weientliche Folge eines devartigen 
zu einem pofitiven Ergebniß der Berurtheilung gelangten Staatsproceſſes Tollte überall 
der Amtöverluft eintreten; geringere oder ſchwerere, über dieſe Grenze binausgebende 
Strafen würden entweder der ſtaatsrechtlichen Wichtigkeit eines ſolchen Mittels der Nechte- 
vertheidigung widerfprechen, oder einfach dem Strafrichter zu überlaflen fein. 
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ALS eine weitere höchſt bedeutſame Schwierigkeit in der Durhführung dev Miniſter— 
verantwortlichkeit ift Die Bildung einer dem Rechtszweck angemefjenen Urtbeilsinftanz zu 
bezeichnen. Bon vornberein ift bier daran zu erinnern, daß eim nicht geringer Beſtand— 
theil des Verfaſſungsrechtes den Auslegungen der politiichen Parteien anheimfällt und 
daber in der Anwendung befonder® dann ftreitig wird, wenn das öffentliche Necht grund— 
fäglich der Cognition der Juſtiz entzogen, oder nur den formlos gegebenen Entſcheidungen 
der Berwaltungsbehörden überlaffen wird. Iſ letzteres der Fall, fo erſcheint es um jo 
weniger gerechtfertigt, für die ohnehin ſehr feltenen Fülle einer Minifteranflage den höch— 
ften Gerichtshof des Pandes als geeignete Urtheilsinftanz zu Defigniven (wie das Obertris 
bunal nad der preußiſchen Verfaffungsurtunde), wogegen ohnehin auch gewichtige, der Unze 
abbängigfeit der Rechtspflege entlehnte Bedenken sprechen würden. Eine zweite dem 
nordamerifantich-englüchen Muſter entnommene Hinweiſung rechtfertigt die Urtheilsfällung 
als Attribut der erften Kammer neben der Anklageerhebung als Attribut der zweiten. Al- 
gemein annehmbar für alle Staaten ift indeſſen dieſer Gedanke nicht; er paßt nicht für 
das in Hleineren deutſchen Ländern beftehende Einkammerſyſtem, ebenfo wenig aber auf die— 
jenige Geftaltung Des Zweikammerſyſtems, welde uns in jeder Kammer grundfäglich ver 
ſchiedene, oder gar mit den Parteibildungen zuſammenfallende Elemente in feindlicher Ge— 
genüberftelung zeigt. Als eime legte Möglichkeit ift endlich Die vorwiegend ſchiedsrichter— 
lihe Qualität einer durch Vereinbarung der ftreitenden Theile gebildeten Urtheilsinitang 
anzudenten. Als höchſte, durch jeden Gerichtshof zu befriedigende Anforderungen wer— 
den immer, alle auch in den Fällen der Miniſterverantwortlichkeit, beftehen bleiben: Die 
ſachverſtändige Vertrautheit mit der Rraris des Staatsrechts, die Unpartetlichkeit, welche 
ſich weder durch Die Autorität der Krone, noch durch die entichieden geäußerten Wünſche 
einer Majorität blenden läßt, endlich jene Unbefaugenbeit, Die befähigt it, auch Die eigne 
Meinung in politiſchen Barteifragen Dem Anerkenntniß des poſitiven Rechtes unterzuord— 
nen. Wo ſolche Elemente zu finden ſind, iſt eine Thatfrage. 

(Literatur: R. v. Mohl, Die Verantwortlichkeit der Miniſter in Einherrſchaften mit ber 


Boltsvertretung, 1537. — B. Constant, Cours de Politique constitutionelle p. E. La- 
boulaye, Paris 1861. — yon: in ber allgemein deutſchen Strafrechtszeitung IIT., 1863. — 
Götz, ebendal. 1864. — 6. Röfler, Studien zur DOT DEM ve: NN en Berfafjung, 
2. Abthl. 1964, 36—96. — Kerchove de Deuterghem, responsabilite des 


ministres dans er droit publie Beige, 1867. — Samuelv, — — der Miniſterver⸗ 
antwortlichleit in der conſtitutionellen Monardie, 1869, woſelbſt am Schluffe ein Literatur» 
verzeichniß gegeben wird). 


$. 25 Das Redt der Stenerbewilligung und der Finanzecontrole. 
Die Unverleglichkett Des Privateigenthums wäre nach einer böchft wichtigen Seite hin ges 
führdet, wem Die Auferlegung von Abgaben und die Erhebung der Steuern in Das Bes 
lieben der Staatsregierung geftellt wäre. Locke Teitete daher das Recht der Volköreprä- 
Tentation aus der Natur des Privateinentbums ber. Auch hatte in der That nicht nur 
der engliſche Parlamentarismus, Tondern auch Das continentale Ständeweſen feine ſtärkſte 
Wurzel in dem wachlenden, durch das Lehnsweſen nur auf freiwillige Gelvleiftungen 
angewieſenen Bedürfniß Des Staatshaushaltes. In der Gegenwart iſt Das allgemeine 
Recht des Staates, feine finanziellen Mittel aus den Beiträgen der Staatsbürger zu ent— 
nehmen und entipredend deren Pflicht, zu den Staatslaften beizutragen, anerkannt. Das 
Maß und die Art der Yeiftungen aber darf von den Zufälligfeiten und Schwankungen 
der politiſchen Zwechmäßigkeiten nicht abhängig gemacht werden, vielmehr tft die Ordnung 
der Vollswirthſchaft im ihrer Geſammtheit bedingt durch die feſte Berechnung und 
Begrenzung der Staatsbedürfniſſe, wie die Finanzverwaltung ihrem Erfolge nach bedingt 
iſt durch Die Schonung der wirthichaftlich thätigen Kräfte der Nation. Dazu tritt die 
Forderung, daß bei der Vertheilung, Erhebung und Berwendung der vom Staate zu bes 
anſpruchenden Gelder auch Die Grundſätze des Rechtes und der relativen Gleichheit zu 
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wahren find. Staatövermögen, Volkswirthſchaft und Privateigenthbumsgebraud find ın 
ſo innige Wechlelbeziehung gelegt, daß ein Zuſammenwirken ber verſchiedenen, in dieſen 
ſtreiſen thätigen Willensrichtungen als nothwendig begriffen werden mußte. Die Regeln, 
weldye zur Beftveitung der ftaatlichen Geldbedürfniſſe von der Erfahrung auf dein Gebiete 
der Volkswirthſchaft und Staatöverwaltung gemeinfam an die Hand gegeben werben, 
bilden den Inhalt einer mit dem Verwaltungsrecht verſchmolzenen Specialtunde: der 
Finanzwiſſenſchaft, u welcher die leitende Idee dahin wirft, daß jede Entziehung 
wirthſchaftlicher Werthe Des Volkes und der Einzelnen für den Staat gleichzeitig durch 
deren Berwendung für die Geſammtheit Fruchtbringend zurüdwirten muß auf das Yeiftungs- 
vermögen der nationalen Kräfte. Was als Drud empfunden wird, muß aud) ald Sporn 
wirken, und jene Ueberſpannung der ftaatlichen Anforderungen zeigt fih auf die Dauer 
nothmendig als Erichlaffung der im Volke arbeitenden Productionsträfte. 

Das Recht der Voltswertretungen zur Mitwirkung und Controle auf dielem Verwal— 
tungsgebiete entipricht ſomit gleichzeitig dem Weſen des Staates und dem Yehren der 
Nationalötonomie, deren theoretiiche Ausbildung mit der freieren Berfaffungsentwidelung 
der Neuzeit Hand in Hand geht. Seinem Gegenftande nach erftredt ſich dies Recht auf 
folgende Punkte: 

1) Zunächſt auf die Einführung neuer Steuern und auf jeve Mehrbelaftung des 
Volkes durch Aufnahme von Anleihen, ohne daß ein Unterichied zwiſchen directer oder in= 
directer Boftenerung in dieſer Beziebung zu machen wäre. 

2) Auf die Verwendung ſämmtlicher fir den Staat vwereinnahmten Gelder, deren 
Anmwerfung in den ſ. g. Budget oder Staatshaushaltetat zu prüfen und im ben feftges 
fetten Finanzperioden (im großen Staaten alfo jährlich, im den älteren ſüddeutſchen Ber: 
faflungen mehrjährig) in Form eines Geleges vorausbeftimmt wird. Auf die eigenthinn— 
lihe Natur dieſer nur für eme Kalenderfrift geltenden und ftetd zu erneuernden Finanz-— 
gelege ift Durch Die Theorie vielfach hingemielen. Ihre Einrichtung geftattet es, fie gleich 
ſam als eine legalifirte Wahricheinlichfeitsrechnung der Einnahmen und Ausgaben zu bes 
zeichnen, To daß die won umvorhergeſehenen Thatſachen gelieferte Correctur nicht außer 
Acht gelaffen werden fan. Hinterher notbwendig gewordene Mebrausgaben, auf ner ber: 
vorgetretenen Thatumftänden berubend, Können deswegen nicht als Gefegeöverlegungen 
ichledhthin behandelt werden, Tondern meiſt in Geftalt der Etatsüberichreitungen unter 
Borausfegung ihrer Angemeffenheit genehmigt werden. 

3) Die Prüfung der von der Staatsregierung über die Berausgabung der Staats: 
gelder zu legenden Rechnungen und die Entlaftung der Regierung bezüglich der bewillig— 
ten Ausgaben, und der pflichtmäßig zu bewirtenden Tilgung dev Staatsichulden. 

Diefe Finanz: und Steuerbewilligungsrechte der Volksvertretung fordern als noth— 
wendig connere Objecte der Mitwirkung ferner: . 

4) Die Genehmigung zur Beräuferung der Staatögüter, insbelondere Der Domänen 
und des fiscaltichen Grundbeſitzes. 

5) Die Zuftimmung zu ſolchen Staatsverträgen mit dem Auslande, welde den 
Stantsbürgern finanzielle Opfer auferlegen oder Das Volksvermögen zu beeinträchtigen ver= 
mögen, Daher vorzugsweife zu Handels-, Zoll- und Schiffahrtsverträgen, oder zur Ueber— 
nabme ftaatlicer Garantien für die von dritten Mächten zu bewirkenden Yerftungen. 

6) Die Gutheißung von Veränderungen in der Höhe des vom Staate bei Staats— 
anleihen adeptirten Zinsfußes. 

Nicht überall ift die Begrenzung der der Volksvertretung zuftehenden Befugniſſe völ- 
lig Mar geftellt. ine fehr erhebliche Berichiedenheit waltet beifpielswetle darin, daß Die 
Forterhebung bereits beſtehender Steuern in einigen Staaten gleichfalls der Zuſtimmung der 
Vollsvertretung bedarf, in anderen Staaten Dagegen nicht. Des in dem wierten und ſech— 
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ften Punkte erwähnten Rechtes iſt beiſpielsweiſe in der preußiſchen Verfaſſung nicht aus- 
drüdlich gedacht, und ebenfo ift die Anwendung des fünften Punktes auf einzelne Katego— 
rien von Staatöverträgen ftreitig geblieben. ALS eine eigenthiimliche Beichränkung der in 
Preußen dem Yandtage zugeftandenen Yunctionen ift außerdem hervorzuheben: daf auch 
die Forterhebung geleglich eingeführter Steuern, von feiner Bewilligung unabhängig 
fo Lange geichieht, als wiederum im Wege Des Geſetzes, d. h. ımter Zuſtimmung der 
Krone die Aufhebung beichloffen worden ift. 

Das Steuer = und Ausgabebewilligungsrecht iſt Hinfichtlich feiner Ausübung feine 
Sache der Willfür, der Vorliebe oder Abneigung für eine von der Staatsregierung in 
der Politit eingehaltene Grundrichtung. Die Verweigerung nothwendiger Eumahmen oder 
Ausgaben fünnte höchftens eine Auslegung zulaffen: als ein ſuspenſiv gemeintes Miß— 
trauensvotum gegen ein Miniftertum; ernjtlich gewollt, würde eine folde Maßregel fich 
gegen den Staatsbeftand ſelbſt kehren. Eine allgemeine Steuerverweigerung, ſtaatsrecht- 
lich unbedingt unzuläſſig, wäre, wenn fie vorfommt, nur aus dem Gefichtspunfte der Re— 
volution als Vertheidigungs- oder Angriffsmittel zu würdigen. Ebenſo wenig ift die Vers 
weigerung derjenigen Zahlungen ftatthaft, zu Denen der Staat durch beſtimmte, ihm ver 
pflichtende NRechtsgeichäfte gehalten if. Wenn es auch feinem Zweifel unterliegt, daß 
die Kammern alle für den Staat nothwendigen Aufwendungen zu bewilligen haben, fo 
gehört Doch die Prüfung der politiichen Nothwendigkeit allerdings zu ihrer Competenz und 
ift Daher der fehlerhaften Entſcheidung ebenfo zugänglich, wie die Bewilligung offenbar 
Ichädlicher oder ganz überflüffiger Ausgaben. Eine völlige, durch feine Nechtöpflicht bes 
ſchränkte Freiheit der Bewilligung waltet Daher erft auf dem Gebiete der Nützlichkeiten, 
wo Für und Wider nach jubjectiven Auffaffungen abgemejjen werden können. 

Der zweiten Kammer ift, ald der durch Wahl berufenen Vertretung der Stenerzahs 
lenden naturgemäß ein VBorzugsrecht in der Feſtſetzung des Staatshaushaltes zuzugeftehen, 
was (mie in Preußen) dadurch geichehen kann, daß fie Finanzgelege zuerft prüft ober 
die ihr zugegangene Vorlage des Staatshaushaltes allein amendiven darf. Ohnehin 
würde bei einer complicirten Finanzverwaltung durch die Gleihberechtigung zweier Kammern 
"in der Bewilligung einzelner Poften die Vereinbarung des nothwendig zu erledigenden 
Finanzgeſetzes erheblich erichwert oder verzögert werden. Allerdings ift Damit gleichzeitig 
zugegeben , daß der Einfluß der zweiten Kammer auf diejenigen Berwaltungsein- 
richtungen, deren Durchführung Geldmittel erfordert, ebenfalld ein vorwiegendes jein 
muß. Aus Anlaß der Budgetberathungen unterliegen -fie mindeſtens der Kritik und Be— 
ſchwerde in der Bolfövertretung. 


(Literatur: Hüllmann, Urfprung der Beftenerung, 1818. — Stahl, das Steuerver- 
weigerungsredt, 1549. — Srider, die Natur ber Steuervermilligung ı und des Finauzgeſetzes, 
Zeitſchrift für die geſammte Staatswiſſenſchaft XVII. 636. — v. Hock, die öffentlichen 


Abgaben und Schulden, 1863. — Gneiſt, Budget und Sefet nach dem conftitutionellen Staatd- 
recht Englands mit Rüdficht auf die deutfche Neichsverfaflung, 1567. — v. C zörnig, Darftel- 
fung der —— über Budget, Smatdrchnung und Controle in Deflerreid, Preußen, 
Sachſen, Baiern, Würtenberg, Baden, Frantreib und Belgien, 1566). 


8. 26. Die Geſetzgebungsrechte der Bolfsvertretungen. Daß 
Mitwirkung an der Gejeggebung zu den weſentlichen Rechten der Volksvertretung zählt, 
wurde bereits gezeigt. Zu dem Zuftandefommen des Geſetzes gehört alſo die Webers 
einftinmnung der Krone und der mehreren Factoren der Volksvertretung, wo ſolche beftehen. 
Hierdurch iſt bei einigen Schriftftellern der Irrthum entjtanden, als ob das Geleg in 
conftitutiomell regierten Staaten die Natur eines Vertrages zwiſchen drei von einander 
unabhängigen Gontrahenten habe. Daß died unrichtig, zeigt ſich zunächſt ſchon darin, 
daß Die Vorlage eines Gefegentwurfes durch die Krone nach deſſen Annahme noch nicht 
zur Bublication verpflichtet (was in Beziehung auf das Bundespräſidium in Norbs 
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deutjchland nach geichehener Annahme ein Geleges durch den Reichſstag und den Bundes— 
rath aus anderen Gründen allerdings der Fall fein würde), Dit eine Uebereinſtimmung 
unter den Vollsyertretungen und der Negterung nicht zu erreichen, To bleibt der bisherige 
Zuſtand unverändert, eine Gonfequenz, die zu beſonderer Schwierigkeit und heftigem Streite 
führte, als es fi um deren Anwendung auf das jährliche Finanzgeleg in Preußen han— 
delte, deſſen Zuſtandekommen einmal ein nothwendiges iſt und außerdem gewiſſe Ver— 
änderungen gegenüber den Finanzgeſetzen einer früheren bereits abgelaufenen Periode ſiets 
in ſich ſchließt. Im Anbetracht ſolcher Schwierigkeiten, zu Deren directer Beſeitigung 
die preußiſche Verfaſſungsurkunde fein Mittel ſtatuirt, haben mehrere deutſche Staatsgrund— 
geſetze 3. B. Würtemberg, Heſſen, Baden); Auskunftsmittel verordnet, welche den Zwieſpalt 
der Kammern im Intereſſe der Geſetzgebung zu heben beſtimmt find: entweder Durchſtim— 
mungen unter Zuſammenzählung der in beiden Kammern vorhandenen Majoritäten und 
Minoritäten, oder nad fruchtloſen Vereinigungsöverſuchen das Erforderniß einer befondes 
ven Stimmenzabl in der verwerfenden Kammer, wenn zwiſchen der Regierung und der 
anderen Kammer Uebereinſtimmung im Beziebung auf einen Geſetzesvorſchlag beſteht 
(Sachſen). Ein derartiges Syſtem kann als eine Uebergangsform zwiichen dem Ein— 
tammerſyſtem und dem Grundlage der abfoluten GHeichberechtigung beider Kammern nad) 
dem Zweikammerſyſtem aufgefaßt werden. 

Der Antheil der Kammern an der Geſetzgebung it nicht überall in Deutichland der- 
felbe. Er iſt bemefjen entweder nad dem Maßſtabe der Gleichberechtigung mit der Krone, 
oder nad dem Mafftabe der Borberebtigung der legteren; erſteres in Preußen, letz— 
teres nad dem älteren Verfaffungsrecht ſüddeutſcher Staaten. Wo Gleihberechtigung bes 
fteht, bat jeder Factor der Geſetzgebung 1) Mitbeſtimmung, ohne jede Rüdficht auf den 
Gegenftand und Inhalt des Geſetzes, To daß unter dem Titel des Geſetzes eine Publi— 
cation ohne Genchmigung dev Kammern und deren Erwähnung überhaupt nicht geſchehen 
kann. 2) Das Recht des Geſetzvorſchlages (ſ. g. geſetzgeberiſche Inittatiwe) und 3) 
das Recht der Verbeſſerung eingebrachter Geſetzesvorſchläge (Amendirungsrecht) abgeſehen 
von der zu Gunſten der zweiten Kammer bei Finanzgefegen gemachten und bereits erwähn— 
ten Ausnahme Zum Schuse der Majoritäten beitebt überdies meiftentheils der Grund— 
lag, daß einmal verworfene Geſetzesvorſchläge in derſelben Sieungsperiode nicht noch ein— 
mal wiederholt werden Dürfen. Für Annahme oder Verwerfimg genügt bei Geſetzesvor— 
Ichlägen die einfache Majorität in beiden Kammern; anderd bei Berfafjungsveränderungen, 
die durch das Erforderniß eimer velativ ſtärkern Majorität erichwert werden follen, was 
in der preußiſchen Berfaflungsurfunde im geringerem Maße Durch die Vorfchrift einer 
zweimaligen Abſtimmung mit einfacher Mehrheit erftrebt werden Toll. Eines beionderen 
und völlig ausnahmsweiſen Vorrechtes genießen die deutſchen Staatsregierungen infofern, 
als fie proviſoriſch ohne Genehmigung der (nicht verlanmmelten) Kammern in Notbfäls 
len geſetzgeberiſche Anordnungen in der Form von Verordnungen treffen Dürfen. An 
einer anderen Stelle (im Verwaltungsrecht) wird Davon weiter Die Nede fein. Außerdem 
fteht der höchſten Staatsgewalt Das Recht zu, über die Art und Weife der Ausfüb- 
rung eines beftebenden Geleged ihren Organen bindende Anweiſungen (ſ. g. Ausführungs— 
verordnungen) vorzuzeichnen. Aus Diefem Grunde ift, um Verordnungs- und Geſetz— 
gebungsvecht ven einander zu treimen, von größter Wichtigkeit, theoretiich zu ermitteln: 
welde Rechte und Berpflichtungen nur im Wege der Geſetzgebung geichaffen oder auf: 
gehoben werben fünnen ? Im allgemeinen ift darauf zu antworten: daß im Wege ber 
Berordnung nur Normen aufgeftellt werden können, welche, ohne dem allgemein für ſämmt— 
liche Staatsbürger verbindlichen Rechte zu widerfprechen, befondere Obliegenheiten des 
Beamtenthums in deſſen internem Verhältniß zur Staatögewalt begründen follen, alle an: 
deren Normen Hingegen der Gefeggebung zufallen, oder begriffsmäßig zugehören follten. 
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Eine Prärogative der höchſten Staatögewalt bildet ferner die Befugniß, in einzelnen Fäl- 
len von der Anordnung des gemeinen Rechts Ausnahmen zu ſtatuiren oder gewiſſe Spe— 
cialvechte einzelner Perſonen zu ſchaffen, Die auch Dritten gegenüber wirkſam werben. 
Aus Diefer, im älteren deutſchen Staatsrecht als Privilegienhoheit bezeichneten 
Prärogative entftammt die Verleihung von Würden, Titeln und Auszeihnungen, von Pas 
tenten und von Corporationsredhten. An dem böheren Grundfag der ftaatsbürgerlichen 
Gleichheit vor dem Gefetse gemeffen, kann die Privilegienhoheit oder Die Befugniß a lege 
zu Diöpenfiren nur innerhalb der ihr im voraus geiegten Schranfen und in beftimmt 
bezeichneten Fällen als eine Reaction bloßer Nützlichkeitsmomente anerkannt werben. 
Steuerprivilegien und Monopole dürfen nicht ertheilt werben. 

$. 27. Berfönlide Rechte der Volksvertreter. Aus dem ftaatliden 
Beruf der Volksvertretungen find die befonderen Rechte ihrer Mitglieder abzuleiten. Irrig 
wäre es, diefelben als Privilegien aufzufafien, da fie vielmehr einfach als Mittel erfchei- 
nen zur Erfüllung eines als nothwendig anerfannten Zweckes. Ber der Abmeffung dies 
jer Berufsrechte gilt der Grundfag, daß die Volksvertreter, um ihre Ueberzeugung un- 
verfälicht zu erhalten, ficher zu ftellen find gegen bevrohliche Eimwirkungen fowohl der 
Regterungsbehörven, wie auch der Wählerfcaften. Daher als Folgerungen : die Unzuläf- 
figfeit der GCriminalunterfuchungen und Verhaftungen aufer bei einer Eingreifung in fla- 
granti, das Verbot, die Stellung als Volksvertreter nach Uebernahme eines Staatsamtes 
oder einer Beförverung im Staatsdienfte chne Neuwahl fortzuführen, die Unabhängigkeit 
des Volksvertreters von Aufträgen oder Imftructionen feiner Wähler, und das Verbot, 
Petitionen den Landtagen perſönlich zu überreichen. Dagegen ift es eine rein politische, 
der ftaatsrechtlichen Theorie fremde Frage, ob Die Volfövertreter Tagegelver empfangen 
follen, oder nicht, wenngleih die Ausſchließung der Tagegelder bei dem Zuſtandekommen 
der Norbbeutichen Bundesverfaffung eine wichtige Rolle ſpielte. Poſitiv-rechtlich pflegt in 
Deutichland diefe Angelegenheit To geordnet zu fein, daß nur Die Mitglieder der zweiten 
Kammern vom Staate Tagegelder beziehen. 

Auch Das ift fein dem Berfaffungsrecht fpeciell angehöriger Satz, daß Kanı- 
mermitglieder wegen ihrer Abſtimmungen und Meinungsäußerungen in den Kammern nicht 
anders, ald auf Grund der Geſchäftsordnung zur Verantwortlichfeit gezogen werden kön— 
nen, Nur zur Vermeidung von Irrthümern oder zu Abwehr der Leidenſchaft braucht ein 
folcher, an fich ſelbſtherſtändlicher Sag in die Verfaſſungsurkunde eingezeichnet zu werben. 
Die ftrafrechtliche Umverantwortlichkeit auf dem Gebiete der Meinungsäußerungen 
ift für die ftaatsrechtlichen Functionen der Volksvertretungen ebenfo wejentlih und imma— 
nent, wie monarchiſche Unverantwortlichkeit auf den gefammten Gebiete der Staatshand- 
lungen. Am allerwenigften duldet die ſprachliche oder juriſtiſche Yogit eine Unterfcheidung 
zwifchen Meinungen und Aeußerungen, wenn freie Rede in Frage kommt. 

$. 28. Aeußere Einrihtung, Berfammlung und Geſchäftsord— 
nung der Kammern Die Bildung und Zufammenfegung der Kammern läßt ſich 
auf kein gewiſſes Nechtöprincip zurücführen. Der Werth der in Deutichland bejtehenden, 
in fich verichiedenen Wahlſyſteme und die Hertellung der eriten Kammern find nur von 
höchſten politischen Gefichtspunften aus zu prüfen. Eine Aufzählung oder Beichreibung 
der gegenwärtig geltenden Wahlgelete, ſowie der Regeln über actives und pafjives Wahl- 
recht bat für die juriftiiche Betrachtungsweiſe des heutigen Staatsrechtd geringe Be: 
Deutung. 

Abweichend von den älteren ftändiihen Einrichtungen fehlt (von einigen Ausnahmen 
in Deutichland abgejeben‘ nad neuerem Berfaffungsrehte den Kammern das Selbſtver— 
Tammlungsredt. Nur auf Berufung der Krone können fie fih verfammeln, wobei 
pflichtwidrig unterlaffene Berufung allerdings die einfache Folge der geletlich eintretenden 
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Berufung nach ſich ziehen jollte, andernfalls fogar jede Minifterverantwortlichteit in dem 
ſchwerſten Falle des Verfaſſungsbruchs durch umterlaffene Berufung illuſoriſch gemacht wer: 
den könnte. Um jo mehr gilt dies von dem Standpunkte der jwriftiichen Conſequenz, als 
ſogar willfürlichen Vertagungen durd) die Staatsregierung und willkürlichen Verlängerun— 
gen der Neuwahlen nach geichehener Auflöſung der Wahllammern eme Scranfe durch 
die Berfaffungsurfunde gezogen zu fein pflegt (Art. 51. 52 der preußiſchen Berfaffung). 
Für das Zweikammerſyſtem gilt als natürliche Folge des Grundſatzes, der ihr Zuſam— 
menwirken und ihre Webereinftunmung in der ſtaatsrechtlichen Action der Gefetgebung 
verlangt, die Regel der Gleichzeitigkeit in der Berufung, Eröffnung, Vertagung und 
Schliegung, welde legtere, als Endpunkt der einer Sitzungsperiode obliegenden Gefchäfte 
auch dann eintreten muR, wenn eine der Wahlfammern aufgelöft worden ift. In der 
Regel beratben und ftummen die Kammern im’ getrennten Sitzungen, wovon nur bei So— 
lennitätsaeten (Eröffnung) oder der Erledigung formaler Geſchäfte eine Ausnahme zugelaſ— 
ſen zu fein pflegt. 

Zwiſchen dem Schluß eimer Situngsperiode und dem Begum einer neuen befteht 
keine Continuität, jo daß nicht erledigte Geſchäfte völlig von neuen reaſſumirt were 
den müſſen. Die fübdeutichen und einige norbdentiche Verfaſſungen baben indeſſen aus 
der altſtändiſchen Periode die in Preußen fehlende Einrichtung der ftändtichen Ausſchüſſe 
zur Borbereitung oder Fortführung der den Yandtagen obliegenden Geſetzgebungsgeſchäfte 
während der Zwilchenzeit beibehalten, wofür erhebliche Zweckmäßigleitsgründe angeführt 
werben können. 

Die Gefhäftserdnung der Kammern, welche gleihlam den parlamentartfchen 
Proceh und die formale Methode richtiger Beſchlußfaſſung darftellt, ft zum Theil vor— 
bedingend für den Werth der Berathungen und Abftimmungen. Ihre Wichtigkeit ſchien 
e8 früber zu vehtfertigen, den Landesherrn zu ihrer Feſtſetzung zu berufen oder doch mit— 
wirken zu laſſen. In Uebereinſtimmung mit der richtigeren Anficht, welche die Gefchäfts- 
ordnung und die Wahl der Präſidenten als eine innere Angelegenheit beratbichlagenden 
Berfammlungen erachtet, entfcheidet ſich die Preußiſche Berfaffungsurtunde dahin, dan die 
Staatöregierung der Beſtimmung der geſchäftlichen Ordnung fern bleibt. Erfahrung und 
Praxis geben bier Die Regeln an Die Hand, welche einerſeits beftimmt find, die Rechte 
der Minorität gegen die Mehrheit und umgekehrt zu vertheidigen, andererſeits bezweden, ges 
gen Berjchleppung und Ueberftürzung der Beſchlußfaſſungen Vorkehr zu treffen. Gewiſſe 
Grundſätze der Geſchäftsordnung ericheinen indeſſen fo wichtig und für den Nechtöcharafter 
der landftändiichen Verhandlungen fo beveutjam, daß deren Beobachtung und Aufrechts 
erhaltung nicht in das Belieben der Kammern jelbft geftellt bleiben darf. Diele find in 
der Verfafſungsurkunde ſelbſt niederzulegen. Dahin gehören: 1) Die Oeffentlichkeit 
der Verhandlungen als Regel, von welcher nur unter befondern Umjtänden Ausnahmen 
zuzulaffen find. Auch garantirt das preußiſche Preßgeſetz die Straflofigfeit wahrheitsge— 
treuer Berichte über Die Kammerverbandlungen. 2) Die Yegitimation und Vereidi= 
gung der Mitglieder, als eine weientliche Vorausſetzung für die Berechtigung der Stimm— 
abgabe. Hierbei jind ſehr vwerichtedenartige Vorfictsmaßregeln gegen wrtbümliche oder 
faliche Wablrefultate möglih. Nach der preußiichen Berfaffung prüft jede Kammer Die 
Yegitimatton ihrer eigenen Mitglieder ſelbſt derjenigen Wahlen, die pon feiner Seite ans 
gefochten werden auf Grund der Geidäftsordnung von Amts wegen), während anderwärts 
nur angefochtene Wahlen einer gerichtlichen Entſcheidung unterliegen (England). 3) Die 
Zulalfung von Regierungscommiſſarien zu den Yandtagesverbandlungen. Endlich 4) 
die zur Beſchlußfähigkeit notbwendige Ziffer der Anwelenden. Der Streit- 
fragen, Die jid aus dev Auslegung und Handhabung der Geſchäftsordnung ergeben, find 
Sehr viele. Daſſelbe gilt von der Beurtheilung und Behandlung angefochtene Wahlen, 
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wobei die politiichen Grundrichtungen meiftentheils zur Geltung fommen. Für das Staats: 
recht ift nur der eine Sat von erheblicher und grundfäglicer Bedeutung, daß ungerügt 
gebliebene Verſtöße gegen die Geſchäftsordnung niemals die Ungültigkeit eined Daraus herz 
vorgegangenen Geſetzes zur Folge haben können. Dagegen iſt es eine Streitfrage, 
ob ein Berftoß gegen die von der Berfaffung ſelbſt vorgezeichneten Regeln der Verhand— 
lung (z. B. eine zur Beſchlußfähigkeit nicht ausreichende Anzahl der Votirenden), wenn 
derſelbe unzweifelhaft Feftgeftellt it, das verfalfungsmäßige Zuftandefommen des Geſetzes 
auch nach geichehener Publication in Frage zu ftellen erlaubt, Für das Studium der in 
den parlamentariichen Berbandlungen aufgefammelten Beobachtungen tft die engliiche Praxis 
von befonderer und geradezu unvergleichlicher Reichhaltigkeit. Der Nachahmung des Kor: 
mellen fteht bier nichts im Wege; nur diejenigen Regeln der Geſchäftsordnung des eng— 
lichen Parlaments würden unanwendbar fein, melde auf vem engliſchen, von unferem 
deutſchen Etaatörecht werfchtedenen Vorausſetzungen beruben. 

(Literatur: Tb. E. May, Das englifche Parlament und fein Verfahren. Ueberſetzt von 
DOppenbeim, 1860. — Zade, Ueber ——— in Verſammlung und Collegien, 1867. — 
Geſchäftbordnung des engliſchen Unterhauſes bei Erledigung öffentlicher Angelegenheiten. Ueber— 


ſetzt von ©. DO. Oppenheim, 1867. — Geſchäftsbordnung des Norddeutſchen Reichſtages vom 
6. Juni 1868 Hirth, Annalen I, 913)). : 


V. Rechte der Gemeinden nnd Corporationen. 


8. 29. Die Gemeinden. Die Rechte der Gemeinden, d. 5. der politifchen 
Gorporationen zur Pflege der Intereffen einer Localen Gemeinichaft gehören nur zum Theil 
in das Verfaſſungsrecht; nur ſoweit nämlich, als ihr äußeres Verhältniß zur Staats- 
gewalt in Betracht kommt, oder den Gemeinden gegenüber gewiffe Grundrechte der Staates 
bürger gewährleiftet werden jollen. Die inneren Angelegenheiten der Gemeinde bilden entweder 
einen Beitandtheil des Berwaltungsrechtes oder beruhen auf autonomiſchen Feftfegungen in 
Gemaßheit der Gemeindeordnungen. Weldes Maß von Selbftftändigfeit den Gemeinden 
eingeräumt werden Toll, Das bildet allerdings eine Frage von grundläglich weittragender 
Bedeutung. Es ift denkbar, daß der Etaat die Gemeinde als ein Organ feiner eigenen 
Verwaltungsinterefien ald 1. g. Staatsanftalt wie in Frankreich benugt und vom Stand— 
punkte der Bevormundung oder der Wohlfahrtöintereffen aus regiert. Andererſeits ift 
möglich, daß die Sphäre Der Gemeinde aus der Geſammtheit der ftaatlihen Aufgaben 
ausgeſchieden und völlig auf fich felbft wie um Mittelalter angewielen wurd. Die Er— 
fenntnig der Unzuträglichkeit und Nachteile, mit denen jede diefer Einrichtungen verbunden 
ift, bat zu dev, durd den Hinweis auf England verftärkten Forderung der Selbſtver— 
waltung der Gemeinden geführt. Die eigenen Aufgaben des Localen Gemeinlebens 
müſſen zunächſt, ſoweit Die Beurtbeilung eines Localen Thatbeftandes zur Anwendung all: 
gemein geieglider Negeln erfordert wird, der Gemeinde überlaſſen bleiben. Bet der Ab: 
grenzung dev localen und darum communalen Angelegenheiten ven den allgemein ſtaat— 
lichen kann allerdings nicht vermittelſt einer mechaniſchen Trennung beider, ſondern nur 
in der überall hinzutretenden Erwägung bewerkſtelligt werden, daß der Gedanke der Volke— 
einheit auch in der Gemeinde, der Gedanke der localen Mannichfaltigleit und der indi— 
viduellen Berechtigung auch gegenüber der Staatsverwaltung zu wahren iſt. Unter dieſer 
Vorausfetzung iſt die Selbſtverwaltung der Gemeinde als ein Grundſatz des neueren 
Verfaſſungsrechts ebenſo ſehr anzuerkennen, wie die Freiheit der einzelnen Perſon. Dabei 
iſt man indeſſen nicht ſtehen geblieben. Auch die Verwaltung der ſtaatlichen Angelegen— 
heiten in unterſter Inſtanz wird zwar nicht für die Gemeinde als Corporation, aber doch 
für Gemeindeangehörige als zur unentgeltlichen Uebernahme verwaltender Functionen Ver— 
pflichtete auf Grund ſtaatlicher Ernennung in Anſpruch genommen. Nach dieſer Seite 
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hin bedeutet die Selbftverwaltung nicht communale Selbftftändigfeit, Tondern vielmehr die 
Bafis der geſammten Staatöverwaltung ſelbſt. ALS zu dem natürlichen Rechtskreiſe der 
Gemeinde gebörig find anzuſehen: die Verwaltung des Gemeindevermögens, die Belegung 
der Gemeindeämter, Die Handhabung der äußeren Ordnung in der Polizei, Die Armen— 
pflege und das Elementarichuhvelen, woraus ſich von felbft ergibt, daß der Gemeinde 
auch Die Befugniß gewährt werden muß, ihre Mitglieder ſelbſtſtändig zur Beſtreitung ber 
Gemeindebedürfniſſe zu beftenern. Die objective Grundlage dieſer Functionen muß Die 
Geſetzgebung klar ftellen. Auch ift ſelbſtverſtändlich, daß fir den Fall des Uebergreifeng 
über die dev Gemeinde zuftehenden Befugniſſe oder ihres den Staat berührenden Miß— 
brauches ein Oberauffichtsredht der Staatöregierung nicht entbehrt werden lan. Dagegen 
ift jede Einmiſchung der Regierung bei fehlerhafter oder nachtheiliger Behandlung der 
Gemeindeangelegenbeiten als folder mit dem Princip der Selbftftändigfeit der Gemeinden 
ſchlechthin nicht zu vereinigen. Die noch ungelöften Fragen der Gegenwart werden an 
einer anderen Stelle (um Verwaltungsrecht) dargelegt werden. Was das Berhältniß Der 
Gemeinde zu ihren eigenen Mitgliedern betrifft, To verftebt ſich won ſelbſt, Daß die Der 
Staatögewalt gegenüber garantirten Grundrechte der Staatsbürger auch durch jene nicht 
verlegt werden Dürfen. Cine befondere Schwierigkeit in dieſer Hinficht bot indeſſen nur 
Die Freiheit der örtlichen Bewegung und des Gewerbebetriebes, welche vielfach mit dem 
Intevefje der Gemeinde, die Yaften der Armenpflege durch Abwehr unvermögenver Perſo— 
nen zu vermindern oder wenigftens nicht anwachſen zu laſſen, zuſammenſtieß. Durch Die 
Norddeutſche Bundesverfaffung, welche den Grundſatz der Freizügigfeit anerfannte und Die 
meiſtentheils aus dem Gemeinderecht bervorgegangenen polizeilichen Eheſchließungoverbote 
befeitigte, ist Das Recht des Einzelnen zu ftärterer Geltung erhoben worden und dem 
Gemeinderecht eine bis dahin fehlende Schranfe an dem Inhalt des Bundesindigenats 
gegeben. Ebenfo ergibt fid) aus Dem höheren Grundſatz der ftaatsbürgerlicen Freiheiten, 
daß der Erwerb des Gemeindebürgerrechts nicht von willfürlich zu ftellenden Bedingun— 
gen der Gemeinde abhängig zu machen, vielmehr durch Aufftellung fefter, von nenanztehen= 
den Perſonen zu erfüllender Anforderungen zu nermiren it. 

$. 30, Das Recht der nicht polttiiben Corporationen. Nicht mur 
den Gemeinden gegenüber ift das Eingreifen der Staatögewalt beſchränkt. Die neueren 
Verfaſſungsgeſetze erfennen die durch den eigentbiimlichen Zweck gebotene Selbftjtändigteit 
auch anderen Gorporationen zu, Die cbemals in den Kreis der ftaatlihen Verwaltung 
bineingezogen waren. Dies gilt zumächft von den anerkannten und mit Gorporationds 
rechten ausgeftatteten Kirchengeſellſchaften, deren innere Organiſation durd das katholiſche 
oder yroteftantiiche Kirchenrecht Darzuftellen iſt. Wem aud die wöllige Selbitftändig: 
feit der Kirche verfaſſungsmäßig amerfannt ift, To läßt ſich freilich auch bier ein ſou— 
veränes Nebeneinanderbejtehen zweier Organifationen, einer weltlichen und einer geiſt— 
lichen Macht in neuerer Zeit ebenſo wenig durchführen, wie im Mittelalter. Dem Staat 
muß Die Befugniſß gewahrt bleiben, Uebergriffe der kirchlichen Behörde in fein eigenes 
Gebiet mit feinen Zwangsmitteln zurüdzumeiien und von dem äußeren Yeben der Kirche 
wie von dem Thun aller anderen Vereinigungen Kenntniß zu nehmen.  Uebrigens 
ift in dem größten deutichen Staate Die volle Selbtitändigfett nur der katholiſchen Kirche 
bisher eingeräumt, während der hiſtoriſche Zuſammenhang zwilchen dem Staat und dem 
proteftantiichen Bekenntniſſe noch nicht gelöſt worden ift. Aus der Freiheit und Selbſt— 
jtändigfeit der Kirche Folgt übrigens nicht, daß dem Staate die Verpflichtung obliegt, kirch— 
liche Neuerungen innerbalb der Kircbenverfaffungen unbedingt anzuerfennen. Auch iſt 
ihm nicht zu verwehren, einzelne Orden oder gar die Klöfter als mit dem Grundprincip 
der heutigen Staatsgeſellſchaft unvereinbar durch Geſetz zu verbieten, und dem Firchlichen 
Erwerb von Grumdbefig ſ. g. todte Hand) Schranken zu fegen. In allen zweifelhaften 
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Fällen ift es Sache des Staates, die Competenz der Kirchengeſellſchaften ſeinerſeits zu orbnen, 
und nicht zu dulden, Daß unter dem Namen der firchlichen Selbititinbigfeit die Einheit 
feines Waltens durchbrochen werde. Aus dieſem Gefichtspunfte erflärt ſich auch, wes— 
wegen die äußere Stellung der Volksſchule in den Verfaffungsurtunden berührt wird. Die 
Art. 21 bis 26 der Preußischen Verfaſſungsurkunde handeln von den Grundſätzen, nad) 
denen diefelbe einzurichten ift, ſoweit als bier das gegenfeitige Verhältniß der drei neben= 
einander wirfenden Wactoren der Staatögewalt, der Gemeinde und der Kirche in Be— 
trat kommt. 


(Literatur; Ueber die biftorifhe Entwidelung und ben gegenwärtigen Zuftand der beut- 
ſchen Gemeindeverbältnifie f. ©. Gierde, Das deutſche Genofjenfhaftsrecht. I Band Rechts- 
geſchichte, 186%). 


VI. Das Stantsbeamtenthum. 


$. 31. Der Staasdienft. Die Lehre vom Staatöbramtenthum bildet theo= 
retiich und ſyſtematiſch den Uebergang des Berfaflungsrechtes zum Verwaltungsrechte. Es 
ift Daher zuläffig, Davon entweder am Schluffe des eriteren oder im der Einleitung Des 
legteren zu handeln. Die leitenden Gedanken der Organifation und der dem Beamten: 
thum zufommenden Nechtöftellung werden in den Berfaffungsgelegen niederzulegen fein. 
Zunächſt ift hierbei der Gefichtspunft mitbeftinnmend, daß die Verlegungen der politiichen 
Grundrechte der Staatsbürger meiftentheils in Amtsüberſchreitungen ihren Grund haben, - 
deren bejonderer Inhalt ftrafrechtlih gar nicht erichöpft werden kann und deswegen zu ſei— 
ner Darftellung der Minifterverantwortlichfeit bedarf. Ebenſo wichtig ift aber, daß auch 
die Erfüllung des Geleges in der öffentlich rechtlichen Ordnung auf das Beamtenthum 
zunächſt angewiefen ift. Berlegung und Ausführung der Berfaffungen, in einem Worte 
ihre wirkſamſte Garantie beruht auf der Ordnung des Beamtenthums, als des michtig- 
jten, allgemeiniten und unentbebrlichften Werkzeugs für Die geſetzmäßige Realiſation der 
Staatshandlungen. Da deren zwedentjprechender Erfolg weſentlich bedingt ift von 
der Macht eines einheitlich leitenden Willens, jo it die Verknüpfung des Staatsbeamten- 
thums mit dem Ausgangspınkte der gefammten Staatöverwaltung und dadurch mit dem 
ftändigen Factor der Gefegaebung unumgänglich nothwendig. Hieraus erklärt ſich, daß 
in Monarchien der Fürft als die Tuelle der Ehren und Aemter bezeichnet wird; da in— 
deſſen nur die allgemeinen Befugntife der Inmehabung des Amtes, nicht aber der Grund 
und die Art des Amtsgebrauchs aus der monarchiſchen Perſon hervorfliehen, wäre es 
fehr bedenklich, die Beamten als Gehülfen des Monarchen um juriſtiſchen Sinne auf: 
zufaffen. Niemand ift am fich verpflichtet, fich Helfen zu laffen, amı wenigſten aber dauernd 
eine Unterftügung durch fremde Kräfte anzunehmen. Durch die Vorftellung der Hülfs- 
bedürftigfeit würde in ihrer eigenthümlichen Sphäre die Winde. des monarchiichen 
Arts, wie umgekehrt durch Die Vorſchrift der Hülfsleiftung zur Ausführung eines perſön— 
lichen Willens die objective Macht des Beamtenthums abgeſchwächt und verbunfelt werben. 

Bis zum Anfang des gegenwärtigen Jahrhunderts war der juriſtiſche Charakter des 
Staatsamtes unflar geblieben. Das kanoniſche Recht hatte dafür innerhalb ihres kirch— 
lichen Wirkungstreifes die Formel der göttlichen Miſſion und der befonderen Weihe als 
Diufter aufgejtellt, das Lehnrecht Die Uebertragung der patrimenialen Erblichkeit von 
Grund umd Boden auf die Amtörechte in den Erbämtern Patrimonialjuſtiz, gutsherr— 
liche Polizei) verfucht ; die Herrſchaft des römiſchen Privatrehts die Aehnlichkeit einzelner 
Rechtsgeſchäfte z. B. Mandat, Dienftmtethe oder bittweile Befigübertragung) zur Beichreis 
bung des Rechtscharakters benugt. Erſt indem man einſah, daß die nationalökonomiſche 
Seite des Staatödienftes, in dem Anſpruch auf Gehalt liegend, juriftifch ebenfo wenig 
entſcheidend jei, wie Die Beziehung auf die perfönlichen Bedürfniſſe des Fürſten, ver 
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Schwerpunkt des Amts vielmehr in der Ständigen und berufsmäßigen Ausführung 
des Geſetzes und folglich des Staatswillens zu fuchen fe, gewann man den richtigen 
Ausgangspunkt. Schon im Preußiſchen Landrecht ift derjelbe deutlich worgezeichnet, indem 
die Inhaber des Amts überall „Staatödiener“ genannt werben. Wenn ſolche in ber 
Praris die Bezeichnung als königliche Beamte erhielten, fo ift dies gerechtfertigt durch 
die Erwägung, daß im weiteſten Sinne das Amt, weil auch auf den Dienft der Gemeinde, 
der Kirche, der Gorporationen und anderer Genofienichaften anmendbar, feiner bejonderen 
Natur vach näher zu unterſcheiden ift. 

Während der Staatögemalt gegenüber das Amt vorzugsweiſe als Berpflichtung zur 
Erſcheinung kommt, wirft e8 den Staatöbürgern gegenüber in erfter Lime als Berechtigung 
zur Ausführung des Gefees und zur Anwendung des etwa erforderlichen Zwanges ges 
gen Widerfeglide. Somit bedeutet Das Amt: Berechtigung und Berpflichtung einer be: 
ftimmten Perſon zur Vornahme gewiſſer, auf den Staatözwed bezogener, geſetzlich vor— 
gejchriebener oder zuläffiger Handlungen. 

Mit Rüdficht auf die Verfchiedenartigfeit des Gegenftandes, auf welchen ſich Die 
Amtshandlungen richten, find im Beamtenthume jelbjt verſchiedene Glaffen von Beamten 
zu unterfcheiven ; denn das Geſetz der Arbeitötheilung beberricht auch den Staatsdienſt 
auf ven höheren Stufen der Entwidelung. Innerhalb diefer Claſſen können wiederum bejon- 
dere Norinen, als Abweihungen von dem dem Beamtenthum zuftehenden Durchichnittsmaß 
° amtlicher Berechtigungen und Verpflichtungen Geltung beanfpruchen. Unter der Vorauss 
fegung der Trenmung von Kirche und Staat und folglich des Ausſcheidens der Geiftlichen 
aus dem Staatöbeamtentbume, pflegt man inöbefondere auseinander zu halten: Mili— 
tärbeamte (im weiteften Sinne alle zur Armee gehörigen und für Zwecke des Heer: 
dienſtes ausſchließlich thätige Berfonen) und Eivilbeamte; unter den Civilbeamten weis 
terbin: vihterlidhe und Berwaltungsbeamte; und endlih unmittelbare oder 
mittelbare Staatöbeamte, als welde man die Communalbeamten beiſpielsweiſe zu 
betrachten pflegt. Innerhalb dieſer Kategorien befteht keineswegs cin und daſſelbe Ab: 
hängigteitsverhältniß von der Staatögewalt ; es tft am fehärfiten ausgeprägt im Heerwe— 
fen, deſſen Angehörige einen bejondern, nur auf den Kriegsherrn, nicht auch auf Die 
Beobachtung der Berfaffung gerichteten Eid ſchwören, und einer weitgehenden Disciplinar- 
gewalt ihrer Vorgeſetzten unterworfen find, abgeſehen davon, daß fie in Strafſachen über: 
haupt nod nicht theilhaben an den Garantien, welde fir Staatsbürger in Proceßſachen 
faft als unentbehrlich gelten. Auf der anderen Seite ift den richterlichen Beamten 
das größte Map von perfönlicher Unabhängigkeit gewährleiftet. Die Rechtspflege von den 
Einwirkungen der Regierung und Des Barteigeiftes Frei zu balten, bildet eine der wich: 
tigften Aufgaben des neueren Verfaſſungsrechtes; ihre Unabhängigkeit den oberften Grund— 
ſatz des Procefrechtes und der Gerichtöverfaflung. Eingriffe des Staatsoberhauptes in 
die Rechtspflege werden gegenwärtig überall als verwerflidie Cabinetsjuſtiz erachtet ; feine 
Inſtruction kann Das richterliche Gewiſſen binden, feine Verordnung die Regeln des Pro= 
ceffes weränpern. Aber meiftentheils ift nur nach der einen Seite bin Die vichterliche 
Unabhängigkeit Dadurch gefichert, daß directe Nachtbeile für eine mißliebige Amtsführung 
vom Wichter fern gebalten werden ſollen, während durch perfönliche Bevorzugungen im 
Anſtellungsweſen derſelbe, für Das richterliche Amt nachtbeilige, Erfolg herbeigeführt wer— 
den fünnte, 

8. 32. Berpflibtung und Beredbtigung der Beamten gegenüber 
der Staatsgewalt. Die Verpflichtungen des Beamten laffen fich auf zwei Haupt— 
punkte zurüdführen: auf die befonders aufmerflame Erfüllung alle deſſen, was den all: 
gemeinen oder beionderen Inhalt feines Amtes ausmacht und die Unterlaffung alles deſ— 
jen, was der Würde und dem Anjehen des Amtes in der öffentlichen Meinung der Staats— 
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bürger und feiner Amtsgenoſſen Eintrag thun könnte. Gewiſſe gröbfte Zuwiderhand— 
lungen gegen das ftaatliche Aeınterrecht (3. B. Beftehung) pflegen in allen Strafgelegbüchern 
mit Strafe bevroht zu fein. Andere unterliegen einem beionderen Rügeverfahren, welches 
in Disciplinargejegen geordnet ift, wobei ſelbſtverſtändlich jene bereits bemerkbar gemachte 
Verſchiedenheit in der Weiſe hervorzutreten pflegt, daß Disciplinarftrafen gegen Militär: 
perfonen in formlofefter Zuerkennung, gegen richterliche und Berwaltungsbeamte mur nach 
einem proceffualiihen Rechtsgang erledigt werden. ine erichöpfende, mit genauer Be— 
Ichreibung des Thatbeftandes verbundene Aufzählung folder Zuwiderhandlungen iſt nicht 
möglich. Bon Wichtigkeit ift jedoch, da ſich die Staatsregierung weder um reine Pris 
vatangelegenbeiten noch um die Ausübung der allgemein ftantöbürgerlicen Grundrechte zu 
befümmern bat; es kommt überall nur darauf an, daß die fittliche Integrität des Amts 
in der Deffentlichfeit gewahrt werde. Die Verpflichtung zum Gehorfam gegen Borgefette, 
ein beionderd wichtiges Moment im Staatsdienfte, wird durch dieſelbe Rückſicht beichräntt. 
Niemand braucht ſich hinſichtlich feiner häuslichen Angelegenheiten, feiner Familienverhält— 
niffe, jener Religionsübung dienftlihen Vorſchriften zu fügen, oder einen Befehl auszu— 
führen, welcher gegen Recht und Berfafjung ftreite. Die aus dem Berfaflungseide ers 
wachſende Verpflichtung des Beamten ift zwar häufig verſchieden ausgelegt worden ; doch 
ift mit Beſtimmtheit anzunehmen, daß bei rein politiichen, gegen fein allgemeines Straf: 
geſetz verſtoßenden Necztöverlegungen der Beamte durch einen ihn dazu anweiſenden Be— 
fehl gegen unmittelbare perſönliche Verantwortlichfeit gededt wird. Andererſeits kann 
niemals ftrafdare Infubordination als Vergehen angenommen werden, wenn ein Be: 
amter einem verfaſſungs- oder geſetzwidrigen Befehl den Gehorfam verweigert. Die 
Berufung auf fittlich = rechtliche Pflichten fteht ihm zur Seite, wenn er fi der Mitwir— 
fung an der Ausführung des als geſetzwidrig Erkannten entzieht und auf die Gefahr, fein 
Amt zu verlieren, bei feiner Ueberzeugung verbartt. 

Die private Rechtsſphäre der Beamten kann von Staats wegen nur foweit befchränft 
werden, als für die Erfüllung der Amtszwede nothwendig ericheint. Hierbei iſt aller 
dings der Auslegung em breiter Spielraum gelaffen. Das Aemterrecht in Deutjchland ift 
meiftentbeild in mittleren und Fleineren Staaten in der Beichränfung der Beamten weiter 
gegangen, als in Preußen. Neuerdings iſt mit dem Auffommen der Barteibemequngen 
im öffentlichen Yeben die Frage wichtig geworden : welche Stellung dem Beamten bei po= 
litiſchen Wahlen oder in dem Ausprud feiner politiſchen Gefinmung rechtlich worgezeichnet 
fe. Wührend von einigen Seiten beansprucht wird, daß jeder Beamte fiir die herr- 


ſchende Partei thätig werde, haben Andere zu zeigen unternommen, daß ihm ein völlig 


yallines Verhalten am beften gezieme ; eine dritte Anficht geftattet ihm eimen völlig uns 
beichränften Gebrauch des allgemein ftaatsbürgerlichen Rechts der Meinungsäußerung. 
Aus dem Begriffe des Staatdamtes folgt zumächlt, daß der Staatsdiener niemals feine 
öffentlich rechtlichen Befugniffe für oder wider eine Partei zu brauchen berechtigt oder ver— 
pflichtet fein fan, obme daß hier irgendwie eine Untericheidung zwiſchen herrſchenden oder 
unterliegen den Parteien zu geftatien wäre. Die Grenze zwiſchen dem Parteüntereſſe und den 
Kegierungspflichten wird nicht immer jcharf zu ziehen fein, wenn einmal beſtimmte Res 
gierungägrundfäge zu Parteifragen des Staatölebens geworben find. Doch kommt es bier 
überhaupt nur darauf an, den richtigen Grundſatz aufzujtellen und daran die Forderung 
zu Mmüpfen, Daß das Aemterrecht für gewifle höhere Amtsftellungen mit den Wechjel der 
Minifterien lieber eine Aenderung in den Perſonen eintreten laſſe, als einen Wechfel ver 
Ueberzeugungen verlange. Auf der anderen Seite kann es feinem Zweifel unterliegen, daß 
die Abweichung der polttifchen Gefinnungen niemals ein Grund fein kann, um fich der 
Ausführung eines ordnungsmäßig ertheilten Befehles zu entziehen, deſſen Zweckwidrigkeit 
oder Nachtheil dem Auftraggeber allein zur Yaft fallen würde, 
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Wenngleich die Verpflichtung des Beamten gegen feine vorgefegten Behörden in dem 
ganzen Zuſammenhange des Aemterrechtes befonders ftarf betont wird, jo darf dennoch 
die Eeite der Berechtigung des Angeftellten gegenüber der Staatögewalt feineswegs über- 
fehen werben. Der Beamte bat eimen Anfprudy auf das von ihm verdiente, oder ihm 
doch gültig zugefagte Gehalt. Er ift ferner gefchütt gegen willfürliche Entlaffungen und 
Suspenfionen. Das Gefeg ordnet die Gründe und Formen der Entlafjung theils mit 
Rückſicht auf die Zweckmäßigkeit der Staatswerwaltung, theils in Anknüpfung an rechtliche 
Berihuldungen des Beamten ſelbſt, theils endlich in Erwägung der perjönlichen Vertrauens 
verhältnuffe.. Daß Minifter als Rathgeber der Krone jederzeit entlaflen werden können, 
ft nur eime Gonfequenz ihrer eigenthümlichen Stellung an der Spitze der geſammten 
Staatöverwaltung. Einige andere Beamtenclaffen, bei denen die volle Uebereinftimmung 
der politiichen Ztelpumfte mit der oberjten Etaatöleitung wünſchenswerth ift, können unter 
Borbehalt der Wiederanftellung mit vermindertem Gehalt „zur Dispoſition“ geftellt werden, 
ohne daß ein fürmliches Berfahren zur Ermittelung Mr Ihatfrage erforderlich wäre, 
Sonftige Gründe, melde die Entlaffung gegen den Willen des Beamten herbeiführen kön— 
nen, find: Verurteilung zu einer gemeinen Strafe, inſofern nicht der Amtsverluſt ſelbſt 
die nothmwendige Folge eines Criminalverbrechens oder der entehrenden Strafe ift, ſchwere 
Verſtöße gegen Die Disciplin nad vorangegangenem rechtlichen Gehör und körperliche Un: 
fähigkeit zur Wahrnehmung der amtlichen Functionen. Im Zuſammenhang mit diefem 
Berhältniffe fteht Das ſtaatlich Penſionsweſen, welche Dis in alle Einzelheiten durch 
Geſetz geregelt zu ſein pflegt. Die Entlaffung aus dem Staatsdienfte begehren zu Dürfen, 
gehört ebenfalld zu den Rechten De8 Beamten. Bon ausnahmsweiſen Berbältniffen (wie 
Kriegfübrung) abgeſehen, befteht feine Verpflichtung zur Uebernahme oder Fortführung von 
Staatövienften. Nur verftcht ſich von ſelbſt, daß dur Das Entlaffungsgeiud die Er: 
füllung bereits begründeter Obliegenbeiten aus der Amtsführung nicht hintertrieben werden 
darf. Noch viel weniger ift eine einſeitige Einftellung der amtlihen Thätigkeit zuläffig. 

(Bol. in Preußen: Geſetz vom 7. Mai 1851, betr. die Dienftvergeben der Richter und 
die unfreiwillige Verſetzung derſelben. — Geſetz vom 21. Juli 1852, betr. die Dienftwergeben der 
nichtrichterliben Beamten.) 

$. 33. Berufung zum Staatsdienfte Fir Die Begründung der ſtaats— 
amtlichen Rechte und Pflichten hat man unter der Herrichaft der privatrechtlihen Analogie 
ehemals die Formel des Contracts oder des ſ. g. Anftellungsvertrags angenoms 
men. Gegemwärtig fapt man fait allgeme, obwohl eine Uebereinſtimmung des Willens 
bei der Begründung des Amtsverhältniſſes zwilchen dem Angeftellten und der Staatögemwalt 
vorausgefegt wird, Den Berufungsact unter dem Gefichtspunfte Der öffentlich vechtlichen 
Verordnung auf, womit juriſtiſch gelagt ſein ſoll: daß Die Verpflichtung zur Wahrnehmung 
beftinnmter Pflichten auf Seiten des Beamten und Die Berechtigung der Staatsgemalt, 
Gehorſam zu fordern, nicht aus der materiellen Uebereinfunft und dem präſumtiven Con— 
ſens der unmittelbar betbeiligten Perſonen, ſondern vielmehr aus der Function des 
Staatsamtes jelbft -bergeleitet werden müſſen. Hieraus ergibt ſich beiſpielsweiſe, daß 
Verwaltungsbeamte ſich ſowohl eine Veränderung in der Art der Dienftleiftungen (unter 
Rorausfegung einer dazu vorhandenen Befähigung), als auch in der Anmweifung Des Dienft- 
ortes, Sofern Dadurch der privatrechtlih erworbene Anſpruch auf ein beftimmtes Gehalt 
nicht verlürzt wird, gefallen laſſen müſſen. Das Bedürfniß der Staatöverwaltung tft bier 
überall der zunächſt entſcheidende Gefichtöpunft, welchem das perſönliche Intereſſe des Bes 
amten ſelbſt durchaus untergeordnet iſt. Eine Ausnahme von dieſer allgemeinen Negel 
wird indeflen wiederum gefordert durch die bejondere Natur des richterlichen Amtes, deſſen 
Unabhängigkeit durch Verſetzung Widerwilliger erheblich bedroht jein würde. Nur um 
Zufammenhange mit einer durchgreifend veränderten Gerichtserganifation könnte eine Nö— 
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thigung gegeben fein, auf Grund befonderer gefeglicher Ermäditigung von diefer Regel 
abzumeichen ; denn aud die (in Preußen vorkommende) Verſetzung richterlicher Beamten 
zur Strafe für Disciplinare Berftöße fteht im Widerſpruch mit der Würde des richterlichen 
Amtes. Der Charakter der Freimilligfeit in der Ausübung diefer weniger auf das Ver: 
trauen ber Regierung, als der Rechtfuchenden angewiejenen Stellung würde dadurch bes 
droht, wenn nicht verletzt ericheinen. _ 

Der gleiche Unterſchied zwifchen richterlichen Aemtern und anderen Beruföfreifen tritt 
auch in den VBorbedingungen der Anftellung jelbft hervor. Negativ ift zwar die Staats— 
gemalt ganz allgemein infoweit gebunden, als nach dem Grundſatz der ftaatSbürgerlichen 
Gleichheit die Staatsämter allen Befähigten offen zu halten find, fein Befähigter aljo 
von der Bewerbung überhaupt ausgefchlofien werden darf. Die Befähigung felbft jedoch, 
mit Rückſicht auf die für einzelne Staatsämter wünjchensmwerthen Eigenjchaften ver Perſon 
näher zu beftunmen, ift Sache der Staatsregierung. Sie hat zu erwägen, welche Merk— 
male der intellectuellen oder moraliſchen Tüchtigfeit von den Bewerbern nachzumeifen find 
und wie diefer Nachweis erbracht werden kann, ob je nach der Anzahl der Bewerbungen 
die Anforderungen zu ſteigern oder im Intereſſe des Staatödienftes vorübergehend herab- 
zufegen find, ob fie einen derartigen Nachweis allgemein verlangen oder ausnahmsweiſe 
erlafjen will. Prüfungsorbnungen zu erlaſſen und außer Anwendung zu fegen, ift ihre 
Sade und Gegenftand ihrer Verantworlichfeit. Was jedoch das vihterliche Amt an- 
belangt, jo müſſen andere Rüdjichten in Erwägung gezogen werden. Die Unabhängig: 
feit wäre von vornherein in der Perſon des Richters gefährdet, wenn er der Staats— 
regierung zeitlebens verpflichtet bliebe wegen einer Befreiung von läftigen Vorſchriften, die 
regelmäßig zu erfüllen find, ehe das Amt verliehen wird. Probeweiſe Anftellungen auf 
Widerruf, an ſich betrachtet vielleicht das ficherfte Mittel, die Befähigung einer Perſon 
zur Amtsführung deutlich zu erkennen, wären aus gleichem Grunde entjchieden zu ver 
werfen. Aus dem Grundprincip der richterlichen Unabhängigkeit ift deswegen aud) bier 
die Gonfequenz zu ziehen: Lebenslange unwiderrufliche Anftellung auf Grund einer nad) 
Vorſchrift des Geſetzes dargethanen Befähigung, deren Nachweis dur Dispenfa= 
tionen nicht erlaffen werben kann. Dieſe Regeln beziehen ſich jelbftverftändlih nur auf 
das monarchiſche Staatörecht, deſſen Entwickelung in Deutſchland ſich ſchon in der abſo— 
luten Periode dadurch kennzeichnet, daß dem Beamtenthum eine Sicherung ſeiner Stellung 
um ſo mehr dargeboten werden ſoll, als berufsmäßige und fachwiſſenſchaftliche Ausbildung 
die Grundlage des Aemterrechtes bilden. Umgekehrt iſt dem republikaniſchen Staatsrecht 
von jeher eigenthümlich, daß neben dem Verzichte auf fachmäßige Vorbereitung zum Staats- 
dienfte auch die kürzere Dauer der durch Wahl bewirkten BVerleihungen fteht und durch 
die Ausficht der Wahlerneuerungen ein viel jtärteres Abhängigfeitsverhältnig der ökonomiſch 
auf das Amt angewiefenen Perfonen geichaffen wird. Trog mannichfacher Inconfequenzen 
und Unvolltommenheiten in der Wahrung richterliher Unabhängigkeit, welche der neueren 
Staatöpraris vielfach unbequem ward, läßt fich jedenfalls nicht leugnen, daß die Feftigfeit 
der Amtöftellungen zu den beſonders hervortretenden Merkmalen der deutſchen Staats- 
rechtöentwidelung zählte. In viel geringerem Maße gilt dies von ſolchen Functionen, 
welche der Staat zumeilen ohne innere Berechtigung, wie beiſpielsweiſe die Advokatur, in 
ven Kreis feiner Verwaltung Hineingezogen oder aus Mißtrauen gegen die Gemeindever- 
waltung feiner mittelbar gelibten Herrichaft unter dem Titel des Beftätigungsrechtes umter- 
wirft. Das Princip der freien Advofatur nimmt im Zuſammenhange der gerichtlichen 
Drgantfationen jedenfalls eine jo bedeutende Stelle ein, daß deſſen Anerkennung in den 
Staatsgrumdgefegen im Vergleich zu anderen, dad Aemterrecht berührenden Feſtſetzungen 
vollkommen gerechtfertigt fein würde. 

v. Holgendorff, Encyhclopädie der Rechtswiſſenſchaft. 1. 44 
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Nicht nur die Verleihung der unmittelbaren Staatsämter gehört zu den Privilegien 
der Krone, welche in den minder wichtigen Fällen und bei niederen Amtöftellungen ihre 
Befugniffe zu delegiren pflegt. Auch die Organifation der Behörden nach ihrem ftehenden 
Zufammenhange, ihrem Unterordnungsverhältnif und ihrem Geichäftsgange fällt in ihren 
Rechtskreis, vorbehaltlich der zu Geldaufwendungen nothwendigen Zuftimmung der Volls— 
vertretung. Doch gilt auch bier jener fundamentale Unterſchied zwiſchen Gerichts= und 
Verwaltungsbehörden. Zuvörderſt erfcheint der Proceß, welden die Gerichte in Anwen— 
dung zu bringen haben, nicht als formaler Geihäftsgang, ſondern vielmehr als eine das 
materielle Recht bedingende Methode der Anwendung, und deswegen durchaus ungeeignet 
unter die Objecte des Verordnungsrechtes ſubſumirt werben. Als melentliche Grundlage 
des Proceſſes hinwiederum bewährt fih die Gerichtsverfaſſung, deren allgemeine 
Normen daher nothwendig in den Berfaffungsurkunden jelbft niederzulegen find ALS jolche 
find insbejondere zu verzeichnen : 

1) Die Einheit der Rechtſprechung als eine Folgerung aus der Einheit des Geſetzes 
und im gewiflen Richtungen fogar auch der Gleichheit vor der Geſetzesanwendung 
(Art. 92 der Preußiſchen Verfaſſungsurkunde, mit welchem in ibeellem Widerfpruch die 
Herftellung eines Oberappellationsgerihts fir die 1866 einverleibten Provinzen fteht). 

2) Die Einheit der Gerichtöherrlichfeit, durch welche eine Verleihung der Rechts— 
pflege an Privatperfonen oder Communen auögejchloffen wird, (Rechtſprechung im 
Namen des Yandesherrn.) 

3) Die Mitwirkung der Geſchwornen bei der Entſcheidung gewiſſer Straffälle, ent= 
weder der ſchwerſten oder der politifchen und mittelft der Prefje begangenen Bergehen, 
Faft alle Verfafiungen, die während der Jahre 1848 und 1849 entitanden, hatten den 
deutſchen Grundrechten diefen Sat entlehnt, welcher keineswegs nur als eine Garantie 
der ftaatsbürgerlichen Freiheit, ſondern gleichzeitig al8 Confequenz einer von Parteibejtre- 
bungen und Regierungseinflüffen thunlichſt unabhängigen Juſtiz aufzufaſſen if. Die 
fpätere Gefeßgebung in der Mehrzahl der deutſchen Staaten, zu denen aud Preußen 
zählte, bat die Geſchwornengerichte nicht nur von der Beurtheilung politiicher Straffülle 
wiederum verdrängt, Jondern auch theilweiſe durch Herftellung beionderer |. g. Staatsge— 
richtshöfe est (preußifcheg Geſetz vom 25. April 1853). 

4) Der Grundſatz der Deffentlichkeit und Mimdlichkeit des Verfahrens (von welchem 
indeffen die Militärjtrafgerichtöpflege des Norddeutſchen Bundes, beruhend auf einer ver- 
alteten Gefeßgebung vom Jahre 1845 nicht berührt worben if) 

5) Die Ausübung des BeynadigungsrechtS, welches in der Mehrzahl der deutſchen 
Verfaſſungsurkunden gegenſtändlich nicht näher definirt iſt, wohl aber in Preußen und 
Baiern ſich nicht auf die Niederſchlagung bereits eingeleiteter Unterſuchungen erſtrecken 
darf, welche zu verordnen der Geſetzgebung vorbehalten bleibt. 

Außerhalb der für die Uebertragung des Richteramtes geltenden, nicht willkürlich zu 
ändernden Regeln kann der Monarch in der Auswahl der zu ernennenden Perſonen be— 
ſchränkt fein durch Präſentationsrechte der Collegien und Gorporationen. Wo 
perfönliche8 Vertrauen derjenigen, die in unmittelbarer Berührung mit den Beamten tre— 
ten, einen welentlichen Factor der erfolgreichen Amtöwirkfamfeit ausmacht, kann die Prä- 
jentation als ein im voraus ertheiltes Vertrauensvotum oder ald Gegengewicht gegen die 
heimlich wirfenden Einflüſſe der Stellenvergebung von Bedeutung werben. 

Die Formen der Ernennung find in Deutichland nicht überall gleichmäßig geordnet. 
Da jede Ernennung indefjen einen Regierungsact darftellt, iſt unzweifelhaft bei ſolchen 
Derufungen, die von dem Monarchen jelbft ausgehen, Gontrafignatur eines Minifters er— 
forderlibd. Nur bei der Ernennung der Minifter felbft kann der Zweifel begründet er- 
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Ichernen, ob Dies Erfordernii nicht möglicherweife das Recht des Monarchen, Miniſter zur 
ernennen, vereiteln würde, mern ſich unter den zu entlaffenden Miniftern Niemand bereit 
finden Tiefe, feine Unterfchrift zu einem ſolchen Zwecke darzuleihen. Ueberall übliche Form 
ift: die Bereidigung der Staatsdiener auf die Erfüllung der im Amte liegenden 
Pflichten, die verfönliche Treue gegen den Monarchen und nad conftitutionellem Staats- 
recht auch auf die gewiſſenhafte Beobachtung der Verfaſſung. Auf einen Unterſchied 
zwtjchen dem Fahneneide der Soldaten und dem Amtseid der im Civildienfte angeftellten 
Perionen ift bereits bingewiefen. Webrigens ift ver Eid eine Befräftigung, nicht der 
Entitehungsgrund der Amtöpflichten, deren Ausübung und Rechtswirkung, von einzelnen 
Ausnahmen abgefeben, nicht von der vorgängigen Ableiftung bedingt ift. Auf der anderen 
Seite wird auch die Verlegung übernommener Amtspflichten ohne Rückſicht auf deren eid— 
liche Bekräftigung zu ftrafen fein. Die zum Monarchen gegebene Beziehung der perſön— 
Tichen Irene der Beamten kann dadurch ausgedrüdt fein, dar bei jeveömaliger Thron— 
erledigung der Eid zu wiederholen if. Mit dem Wegfall des perfönlichen Herrſcherrechts 
endet naturgemäß auch die Verpflichtung aus dem Eide gegen den abdieivenden Monarchen. 
Nah der richtigen, von theologiſcher Seite zumeilen angefochtenen Rechtsanſicht kann auch 
ein vertriebener Monarch, nachdem fid eine neue Staatögewalt conftituirt hat, aus dem 
Staatödienereide feine Verpflichtung zum Gehorfam gegen feine Befehle herleiten. End- 
lich ift daran zu erinnern, dag Ernennungen, um Dritten gegenüber wirffam zu werben 
und zur Befolgung der Amtöbefehle zu verpflichten, der öffentliben Belanmmtmahung 
bedürfen. 

(Biteratur. Gönner, Der Staatsbienft aus dem Geſichtspunlte bes Rechts und der 
Nationaldtonomie betrachtet, 1808. — Perthes, Der Staatsdienft in Preußen, ein Beitrag 


er deutfchen Smatsreht, 1533. — Pfeiffer, Die Selbftitindigkeit und Unabhängigkeit des 
ichteramtes, 2. Aufl, 1865.) 


$. 34. Berantwortlichfeit der Beamten gegenüber den Staats— 
bürgern. Dem Beftreben, die Einheit der Staatshandlungen auch gegen die etwa im 
Beomtenthum ſelbſt möglichen Rechtsbedenken zu wahren, ift es vielfach zuzufchreiben, daß 
neben der Steigerung der disciplinaren Berantwortlicheit de8 Beamtenthums inner: 
balb der VBermaltungsinftanzen eine ausnahmsweiſe Verminderung des allgemeinen Rechts— 
ſchutzes gegen Uebergriffe der Staatödiener geleglich Tanctionirt ward. Aus diefem, in 
ver Natur der abjoluten Monarchie begründeten Gefichtöpuntte einer mindeftens theilmeifen 
Uebertragung politiiher Verantwortlichkeit auf den Beamten erflärte ſich die ehemals be= 
ſtehende Privilegirung bezüglich des Gerichtöftandes, ſowie die Erjchwerung der ftrafge- 
richtlichen Berfolgungen. Die Spuren diefer privilegivenden Gefeggebung find noch nicht 
völlig verwiſcht. Wenn beifpielöweife in der preußiichen Berfaffungsurtunde das ältere 
Recht, wonach eine Genehmigung der vorgefegten Dienftbehörde zur Criminalverfolgung 
‚gegen Beamte erfordert wurde, bejeitigt ward, jo mendete man dennoch im ganz unzu— 
Läffiger Weile den Gedanten der Trennung der Juſtiz von der Bermaltung auch auf 
die Haftbarfeit des Beamten für die Uebertretung der allgemeinen Strafgefege an. Dies 
geſchah in der Weile, daft man den Adminiſtrativbehörden die Befugniß einräumte, ſo— 
wohl in Civil- als in Eriminalprocefien gegen einen Beamten, welder in Veranlaſſung 
der Ausübung des Amtes oder in der Ausübung des Amtes ſelbſt fih einer Handlung 
oder Unterlaffung im Widerſpruch gegen die allgemeine Rechtsordnung ſchuldig gemacht, 
ven Competenzconflict zu erheben und damit die Borfrage, ob eine zur gerichtlichen 
Verfolgung „geeignete Ueberfchreitung der Amtsbefugniffe gegeben ſei, den ordentlichen 
Gerichten zu entziehen (preußifches Gejeg vom 13. Februar 1854). Die civile und 
eriminelle Berantwortlichteit der Beamten gegenüber ven von ihnen beſchädigten Berfonen 
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ift biernady zu einer Zweckmäßigleitsfrage abminiftrativer Gattung herabgefegt. Die Un- 
terfcheidung folder Berlegungen , welche fich zur gerichtlichen Behandlung eignen und 
folcher, welche fih nicht eignen, ift nach objectiven Regeln nicht durchzuführen. Durch 
eine von den Anweifungen der Yuftizverwaltung durchaus abhängige Staatsanwaltſchaft 
ift aber außerdem noch der Rechtsſchutz gegen Delicte der Beamten erheblich verringert. 
Den mäfigften Anforderungen des Rechtöftaates entipricht ein derartiger Zuftand fehr 
wenig. Er verleugnet die nächitliegenden Ecylukfolgerungen aus dem Princip der Gleich— 
berechtigung und Gleichwerpflichtung, welches in der Uebernahme des Staatsamtes mur 
gefteigert erſcheinen kann. Bor allen Dingen wird die wichtigfte Garantie des Rechts— 
lebens felbft negirt, wenn der gerichtliche Schug gegen Gewalttbätigfeiten des Beamten- 
thums ausgeichloffen oder gehemmt wird. Auch die Miniſterverantwortlichkeit, im weiteften 
Umfange venvirflicht, wäre durchaus unzureichend, die hiermit im Nechtsleben entftandene 
Lücke auszufüllen. Wenn die Verpflichtung der Beamten zum Ecadenerfag wegen der 
ihm zur Loft fallenden und von ihm verſchuldeten Verlegungen. in irgend einer Weife 
zu verringern wäre, würde jedenfalls das Geſetz jelbjt und der zur Anwendung deſſelben 
berufene Richter, nicht aber die Verwaltungsbehörde nad Gründen der Nüglichfeit mit 
der Aufftellung der Normen und der Entſcheidung darüber zu betvauen fein. Was die 
Berantwortlichkeit der Beamten anbelangt, ecicheinen die höheren Verwaltungsbehörden in 
Frantreih und Deutichland als Gefeggeber und Richter in ihrer eigenen Angelegenheit. 
AS Richter, indem fie den ordentlichen Rechtsweg hemmen, als Geſetzgeber, in- 
dem fie formlos die Verfaſſung interpretiven. 

Im Zufammenhang mit der eben berührten Frage ſteht auch die Haftung des 
Staates für die von feinen Beamten verurfachten Schadenszufügungen, wober regelmäßig 
an eine fubfidiäre Erfatleiftung zu denfen iſt. Innerhalb der vermögensrechtlichen Sphäre 
fiscalifcher Wirkſamkeit bietet dieſe Frage geringe Schwierigkeit dar, weil ſich die Regeln 
über Geſchäftsführung, Stellvertretung und Auftrag auch auf die Stellung des Beamten 
zu der Regierung anwenden laſſen. Anders verhält es fich indeſſen in ſolchen Fällen, in 
denen Beamte durch den Mißbrauch ihrer Amtsbefugniffe, durch unbefugte Vermägens- 
verlegung oder durch Begehung eines |. g. Amtsverbrechens Privatrechte beſchädigen und 
deswegen in Anfpruch genommen werden können. Eine Bertretungspflicht des Staates könnte 
nur (wenn man nicht auch bier auf die Analogie der privatrechtlichen Geſchäftsklage zu= 
rüdgehen und deswegen die fofortige directe Einflagung gegen den Staat irrigerweiſe 
geftatten will) aus folgenden Geſichtspunkten hergeleitet werden: 1) aus dem Auftrag, 
welcher in allgemein geſetzwidriger Norm, 3. B. in Geftalt einer Verordnung, eine- Rechts— 
verletung berbeiführt; 2) aus der von der Regierung unterlaffenen Hinderung eines be— 
vorftehenden und mit den verfügbaren Mitteln abzumwehrenden Unrechts, oder 3) aus 
dem matertellen Vortheil, welder dem Staatövermögen durd eine Amtöwidrigfeit zuge— 
ftoffen it; A) aus der Vernachläffigung der die Anftellungsfähigkeit bedingenden objectiven 
Normen. In allen diefen Fällen fünnte freilich nur von einer ſubſidiären Haftung die 
Rede fein. Eine ganz allgemeine Haftbarfeit der Staatöfaffe für den von den Be— 
amten verurfachten Schaden wird zwar von einzelnen Schriftſtellern mit Nüdjicht auf 
Billigfeitsgründe oder auf das allgemeine Repräſentationsverhältuiß zwifchen Staatsgewalt 
und Staatöbenmten befürwortet, ift jedoch im pofitiven Recht nirgends anerkannt. 

(Mteratur: Bluntſchli, Gutachten, betr. die Haftung des Staats, refp. der Gemeinde, 
für Echabenserfaganfprüde aus Berlegung der Amtspflichten der Beamten, in den Verhand— 
lungen des ſechsten deutſchen Juriftentags, I, ©. 45.— Heinze, Das Recht der Unterfuchungs- 


baft, 1565. — Zadartä, in der Tübinger Seitfeprift für die gefammten Staatswiſſenſchaften, 
Bd. XIX, ©. 552. — Zöpfl, Staatsrecht, IL, $. 520.) 
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I. Verfalfung und Verwaltung. 


In den Bearbeitungen des pofitiven deutſchen Staatsrechts wird das gefammte Ma- 
terial herlömmlich nach. ven Kategorien Verfaſſungs- umd Verwaltungsrecht zur Darftel- 
lung gebracht. 

Das Princip der Abgrenzung ift aber ein doppelte®. 

Nach dem Borgange von Pütter?) findet fich bei Yeift, Gönner, Eichhorn 
Grundriß von 1818) und bei Zachariä, alfo bei allen hervorragenden Lehrern des ſ. g. 
gemeinen deutjchen Sthatörechtd eine Eintheilung, nach welcher Das Verfaffungsrecht den 
Organismus oder die Gliederung, das Verwaltungsrecht dagegen die Functionen oder die 
Wirffamfeit der Staatsgewalt begreift. Das Berfaflungsrecht enthält demgemäß die Leh— 
ren vom Staatsoberhaupte, von der Boltövertretung, von den Provinzen, Kreiſen und 
Gemeinden, von den ftaatsbürgerlichen Nedhten, von den Behörden und Beamten ; das 
Berwaltungsrecht die Lehren von der Geſetzgebung, von der Juſtiz, der Polizei, den Fi— 
nanzen, dem Kriegsweſen, den auswärtigen Angelegenheiten. 

Ohne durch den Einfluß ausländiicher, insbejondere nordamerikaniſcher Muſter be— 
ſtimmt zu fein, wie das neuerdings behauptet wurde *), vielmehr im engen Zufammen- 
bange mit der Emanation der modernen Berfaffungsurkunden in Deutichland, bildete ſich 
ein anderes Syſtem aus, welches bei von Mohl, Pözl, von Rönne, überhaupt bei 
den Bearbeitern des Territorial= Staatdrechts zu Grunde liegt, auf dem Unterſchiede von 
ftaatögrundgefeglichen und anderweitigen Einrichtungen und Normen beruhend. Das Ber: 
faflungsrecht umfaßt demgemäß in Uebereinſtimmung mit den BVerfafjungsurfunden bie 
Lehren vom Staatöoberhaupte, von der Volfsvertretung, von den ſtaatsbürgerlichen Rech— 
ten, von ben Provinzen, Kreifen und Gemeinden, außerdem aber auch die ganze Lehre von 
der Gefeggebung, vom Staatödienft und die oberften Grundfäge über die Yuftiz, die Fi— 
nanzen, das Unterrichts= und Kriegsweſen, während das Verwaltungsrecht auf die nä- 
here Entwidelung der Behördenorganifation und die Details des Yuftizs, Finanzs, Polis 
zei=, Unterrichts, Militärweſens ſich befchräntt. 

Erft in neuerer Zeit haben gleichzeitig Carl Friedrih von Gerber md Lorenz 
von Stein eine Revifion diefer Grundbegriffe unternommen und wiſſenſchaftliche Sy— 
fteme aufgeftellt, in welchen ſich die einzelnen Gejtaltungen als die Entwidelungen ein 
heitlicher Grundgedanken darftellen. Es ift insbefondere das Berdienft von Gerbers, 


') Puetteri Institutiones juris publiei; edit. I.; praef. 
*) Ueber den gänzlihen Mangel an Syſtemen bei den Amerikanern jener Zeit vgl. v. Mohl 
Geſchichte und Literatur der Staatswiſſenſchaften. Bv. I. ©. 535. 573 ff. 
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das eigenthümliche Weſen unſeres modernen Verfaſſungsſtaats zum anſchaulichen Gejammt- 
ausdruck gebracht zu haben, während die Steinſchen Unterſuchungen vorzugsweiſe dem 
Berwaltungsrechte, dem inneren Zuſammenhange der einzelnen Lehren deſſelben gelten. Die aus 
diefen bedeutenden Anregungen hervorgegangene wiljenfchaftliche Bewegung ift zwar zu einem 
definitiven Abjchluffe noch nicht gelangt und man wird noch immer, je nachdem man mehr vom 
Standpunkte der Berfaffung oder mehr vom Standpunfte der Verwaltung ausgeht, über 
die Stellung und Behandlung mander Materien im Zweifel fein können. Indeſſen ſoviel 
dürfte Doch als ſicheres Reſultat ſchon heute feititehen, daß das Verwaltungsrecht aus der 
bisherigen Verbindung gelöft und zum Range einer jelbftftändigen Wiſſenſchaft erhoben 
worden ıft ). 


I. Geſehgebung und Verwaltung. 


Indem alle Handlungen der Staatsgewalt entweder in Feitfegung abftracter Nor— 
men, oder ın Unordnungen bejtehen, die nur für ein concretes Verhältniß wirkſam wer: 
ben, jo ergibt fi) daraus die Scheidung der gefammten ftantlichen Thätigfeit in Gefeg- 
gebung auf der einen, in Erecutive, Bollziehung, Verwaltung auf der an— 
deren Seite (Dahlinann, Bluntfchli, von Gerber). 

Diefe Begriffsbeſtimmung ift jedoch rein theoretiſch und trifft in feiner Weije den 
praktiſchen Unterjchied von gefeggebender und vollziehender Gewalt, fofern für dieſe Fune— 
tionen im Staatöleben gefonderte Träger beftehen, insbejondere die gejetsgebende Gewalt 
gemeinſchaftlich durch den König umd beide Häufer des Landtags ausgeübt wird, während 
die vollziehende dem Könige allein zufteht 2). 

Vielmehr hat überall in alter und neuer Zeit nach der altlandftändifchen umd nad) 
der modernen Repräſentativ-Verfaſſung, insbefondere auch gerade in dem Lande, welches 
einst der Theorie Montesquiew’s zur biftorifchen Unterlage gedient hat, die geſetzgebende 
Gewalt gewiſſe Functionen der Executive, und die wollziehende Gewalt gewiſſe Functionen 
der Geſetzgebung beſeſſen. 


A. Die executiven Functionen der geſetzgebenden Gewalt. 


Zu den executiven Functionen der gefeggebenden Gewalt gehören in Preußen nad 
der Verfaſſungsurkunde Veränderungen der Grenzen des Staatögebiets, Ertheilung von 
Eorporationsrehten an Religions- und geiſtliche Geſellſchaften, Niederſchlagung bereits 
eingeleiteter Unterſuchungen, Errichtung von Gerichten für beſondere Claſſen von An— 
gelegenheiten, insbeſondere Handels- und Gewerbegerichte an Orten, wo das Bedürf— 
niß ſolche erfordert, Feſtſtellung des Staatshaushalts-Etats, Aufnahme von Anleihen 
fir die Staatöfaffe und Uebernahme von Garantien zu Yaften des Staats’). Im 


) Eine nähere Darlegung ift bier nicht möglih. Bol. jedoch C. F. von Gerber, Grund— 
züge eines Syſtems des deutſchen Staatsrechts, Feiysig 1565. Zmeite Aufl. 1869. ©. 1 ff. 165 fi. 
und befonders die Beilagen 1-3, ©. 211 ff. Dazu von Mobl, Bemerkungen Über die neueſten 
Bearbeitungen des allgemeinen deutſchen Staatsrehts (im Aegidi's Zeitfchrift für deutſches 
Staatsrecht Bd. I. (1867) S 366 fi.); Herm. Schulze, Ueber Princip, Methode und Spitem 
des deutſchen Staatsrechts (a. a. O. S. 417 fi); Fricker in der Tübinger Zeitfehrift für die 
gefammten Staatswiflenihaften, Bd. 22. ©. 425 fi. Bd. 24. ©. 198 fi. — Y. von Stein, Die 
Verwaltungslehre Tb. I. 1865. Zweite Aufl. 1869. Th. I. Abtb. 1. S. Si. 14 ff. Dazu 
Schmoller in den Preuß. Iabrbücern Bd. 19. Heft 3 (1867). 

?) Preußiſche Berfafiungsurtunde vom 31. Januar 1850. Art. 62. 45. 

) Vreußiſche Berfaflungsurtunde. Art. 2. 13. 49. 91. 99. 103. 
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allen dieſen Fällen ſind Geſetze erforderlich, es handelt ſich jedoch nicht um die Feſtſtellung 
abftracter Normen, ſondern um die Regulirung concreter Verhältniſſe, nicht um Aenderuns 
gen im objectiven Recht, ſondern nur im ſubjectiven Rechtszuſtande des Staats, nicht um 
Geſetze in materiellem, jondern nur in formellem Sinne, um Berwaltimgsacte in Geftalt 
von Geſetzen. 

In England gehören zu den erecutiven Funetionen der geſetzgebenden Gewalt ins- 
befondere die ſ. g. Privatbills, wie die Gemährungen von Naturalifationen und Eheſchei— 
dungen, die Ertheilungen von Gorporationsrechten, die Genehmigungen zu Exrpropriationen, 
die Regulirungen des Waflerlaufs, die Ablöfungen, die Comceffionen zur Vornahme öffent- 
licher Bauten, zur Anlegung von Straßen, Eifenbahnen, Canälen, Dods, die Einrichtung 
localer Berbefferungsmaßregeln, wie Straßenbeleuchtung, Nachtwachweſen, Pflafterung. 
Das Parlament erſcheint darnach geradezu als Glied des ordentlichen Berwaltungs- 
organismus N). 

Es gibt ſogar Mafregeln der vollziehenden Gewalt, welche dev Volksvertretung oder 
einer Abtheilung derjelben allein ohne Concurvenz der Regierung zuſtehen. Es gehören 
dahın m Preußen die Beſtimmungen, wonach jeded Haus die Yegitimation feiner Mit— 
glieder felbit prüft und darüber entjcheidet, auch feine Präfidenten, Vicepräfidenten und 
Schriftführer wählt, wontich jedes Haus das Recht hat, Adreſſen an die Krone zu richten, 
Petitionen an die Minifter zu überweifen und von den Miniftern Auskunft über einzelne 
Beſchwerden zu verlangen — ein Recht, welches fich thatjächlich zu einer Oberinſtanz über 
die geſammte Erecutive geftalten faun — ferner die Beſtimmungen, wonach jedes Haus 
behufs feiner Information Commiſſionen zur Unterfuhung von Thatſachen ernennen 
fann, mwonad jedes Haus das Recht hat, wegen Berfaffungsverlegung, Beſtechung und 
Berrath die Minifter anzuflagen, endlich die Beſtimmungen, wonach beide Häufer in 
vereinigter Sitzung über die Nothwendigfeit einer Regentſchaft beſchließen, und in 
vereinigter Sigung den Negenten wählen, jofern fein vwolljähriger Agnat vorhanden und 
nicht bereits vorher gejegliche Fürforge getroffen iſt 9. Es gehören dahın in Eng- 
land ganz bejonderd die jurisdictionellen Befugniſſe des engliſchen Oberhaufes, wonach 
dafjelbe als höchſtes Reichsgericht in der dreifachen Stellung eined Pairgerichtshofs, eines 
Staatögerichtöhofs und eines Dberappellationsgerichts, letzteres ſowohl über die Gerichts: 
höfe des gemeinen Rechts, ald auch über die der Billigkeit, erſcheint. 


B. Die geſetzgeberiſchen Functionen der VBollzichungsgewalt. 


In gewiſſen Fällen bat die vollziehende Gewalt Das Recht, abjtracte Normen in 
der Form von Verordnungen zu erlafjen. 

Zwei Arten derjelben find zu unterfcheiden, je nachdem es ſich um die Befugniß 
handelt, proviſoriſche Feitfegungen, bei denen unter normalen Berhältniffen die Concurrenz 
der Bolfövertretung nothwendig fein würde, oder definitive Feitfegungen, welche innerhalb 
eines engern Kreiſes der vollziehenden Gewalt völlig ſelbſtſtändig zuftehen, zu treffen. 

Die ſ. g. proviforifchen Verordnungen mit Gefegestraft — Nothgeſetze, Octroyirun— 
gen — erfolgen nach preußiſchem Staatsrecht zur Aufrechthaltung der öffentlichen Sicher: 
heit und zur Befeitigung ungewöhnlicher Nothftände in Zeiten, wo der Landtag nicht ver 
jammelt ift. Unter Berantwortlichkeit des geſammten Staatöminifteriums erlaffen, können 


) Gneiſt, Das Englische Verwaltungsrecht mit Einſchluß des Heeres, der Gerichte und der 
Kirche. 2, Aufl. Berlin 1867. ®v. II. ©. 602 fi. 
?) Preußiſche Berfafiungsurkunde. Art. 75. SI. 52. 61. 56. 57. 
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fie fich auf alle Gegenftände der Gejeggebung erftreden, dürfen jedoch dem Inhalte der 
Berfaffung nicht zuwiderlaufen und müfjen dem Vandtage bei deſſen nächſtem Zufammen- 
tritt vorgelegt werben. Sie treten ſofort außer Kraft, wenn eins der beiden Häufer bie 
Genehmigung verjagt. 

Die Verordnungen im eigentlichen Sinn haben entweder eine jelbftftändige Bedeu— 
tung neben den Gefegen oder find dieſen lediglidy untergeoronet. Im erften Falle haben 
fie die Kraft, neues Recht zu jchaffen, bilden fie für gewiſſe Verhältniffe die rechte Form 
des Staatswillens; im zweiten Falle haben fie nur die Bedeutung den in den Geſetzen 
enthaltenen Stoff zur praktiihen Anmendung berzurichten, einer gejeglihen Norm ihre 
Bollziehung und Ausführung zu fichern. 

In Preußen war die felbitjtänpige Verorbnungsgewalt während des alten Staatö- 
wejend die Negel gemwejen, und hatte ſich auf alle Rechtsverhältniſſe mit Ausnahme der 
Perfonen = und Eigenthumsrechte und der Steuern erjtredt )). 

Die Fortdauer deffelben in gewiſſem Umfange ift zwar ſeitens der Staatöregierung 

in einem einzelnen Falle — bei Gelegenheit des während des Schleswig-Holſteiniſchen 
Kriegs von der Regierung einſeitig erlaffenen PBrijen = Reglemente — behauptet worden, 
läßt fich jedoch mit den Beftimmungen der Verfaſſungsurkunde nicht in Einklang bringen. 
Denn die Verfaſſung kennt ausdrüdlich Verordnungen nur als Ausfläffe der vollziehenden 
Gewalt und zum Zwede der Ausführung der Geſetze. Es würde aber um jo willfürlicher 
fein, neben vielen Ausführungsverordnungen auch noch jelbitftändige Verordnungen als ftill- 
jchmweigend zugelaffen anzunehmen, als über die Zuläfjigkeit jener auch ohne die ausdrüdliche 
Erwähnung kaum ein Zweifel beftehen würde, während für die Zuläfligfeit dieſer jedenfalls 
eine ausdrüdliche Erwähnung gefordert werden müßte. Wenn trogdem die Berfajlungs- 
urtunde an einigen Stellen noch ausdrüdlid hervorhebt, daß Vorſchriften gewiffer Art 
nur durch Geſetze getroffen werden dürften, jo iſt Das theils deshalb gejcyehen, um die 
Grenzen zwiſchen Geſetzen und Verordnungen, Die auch bei gegenjeitig gutem Willen in vie= 
fen Fällen ſchwer zu finden find, an einzelnen Stellen zu unftreitigen zu machen, theils 
deshalb, um Anordnungen, die ihrem Inhalt nach den Gejegen nicht beizuzäblen fein 
würden, dennoch auf dem Wege der Geſetzgebung entftehen zu laſſen 2). 
Es find jedoch Reſte der alten felbftftändigen Verordnungsgewalt in Bezug auf die 
Regelung gewiffer localer Verhältniſſe allerdings beftehen geblieben ; ed gehört dahin 
einerſeits Das Recht gewiſſer Behörden, Polizeiftrafverordnungen zu erlajjen, andererjeits 
das Recht von Communen und communalen Verbänden zu ftatutarifchen Feſtſetzungen. 

Das Recht gewiffer Behörden, polizeiliche Verbote mit Strafclaufeln zu erlaſſen, ift 
zwar ſeit Emanation der Berfafjungsurfunde modificırt und im einigen Beziehungen ein= 
gejchränft, in andern aber erweitert worden. Während nämlich früher die Minifter ins 
nerhalb der Grenzen der polizeilichen Strafgewalt unbedingt, Die Regierungen entweder auf 
Grund minifterieller Genehmigung oder in Anfnüpfung an ein bejtehendes, einer aus— 
drüdlihen Strafbeftimmung ermangelndes Verbotsgeſetz, die Ortöpolizeibehörden aber nur 


) Gefe vom 5. Juni 1523, wegen Anordnung der Provinzialftände, und Patent vom 3. 
Februar 1847, die ftändifchen Einrichtungen betreffend. 

2, Kür das geltende preußische Recht vgl. insbejonvere die „Studien zum preußiſchen Staats- 
recht (in Aegidi's Zeitfehrift für deutſches Staatsrecht. Bd. I. (1867) ©. 197 fi.) und von 
Rönne, Das Staatsrecht der Preußischen Monardie, 3. Aufl. 1869. Bd. I, Abth. 1. $$. 16. 
46. 47. 52. (©. 66 fi. 174 ff. 223 fi.); auch die Verhandlungen des Abgeordnetenhaufes vom 
20. Juni 1564 und vom 31. Januar und 12. Juni 1865. — De lege ferenda beſonders 
Gneift, Berwaltung, Juftiz, Rechtsweg 11869), ©. 62 fi. 73. 74. und Stein, Verwaltungs 
Ichre, Thl. 1. Abth. 1. (2. Aufl. 1869), &. 42. 70, 116. 301. Bgl. auh von Gerber a. a. O. 
(Zweite Aufl. 1860) ©. 149. 
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in der Rheinprovinz auf Grund der franzöfiichen Gefeggebung zu derartigen Seftfegungen 
ermächtigt waren, fo ift gegemmwärtig dieſe Befugnig zwar den Mliniftern genommen, 
die deshalb darauf befchränft find, allgemeine polizeiliche Anordnungen zu treffen 
und die Strafbeſtimmungen ihren Organen zu überlaffen, dagegen jowohl den Landes— 
polizeibehörden (Regierungen und Landdrofteien), als auch den Ortöpolizeibehörden Polizei— 
präfidenten und Bürgermeiftern, Amtshauptmännern und Amtmärmern, Rittergutöbefigern 
und Domänenrentmeiftern, nicht aber den Yandräthen) durch nachverfaſſungsmäßige Geſetze 
theild gewahrt, theils neu ertheilt. Die Strafelaufeln gehen bis zur Höhe von zehn, be 
ziehungsweife drei Thalern; die Gegenftände find ſehr mannichfaltig, Schug von Perſonen 
und Eigenthum, Ordnung, Sicherheit und Yeichtigfeit des Verkehrs, Schug von Yeben und 
Geſundheit, eine Menge anderer namentlich aufgezählter Gegenftände und überhaupt „alles 
Andere, was im befonderen Intereſſe der Gemeinde und ihrer Angehörigen oder des Be— 
zirks polizeilich geordnet werden muß“ ; die Ortöpolizeibehörden müfjen zwar das Gut: 
achten des Gemeindevorftandes einholen, find jedoch nur bei Gegenftänben der landwirth— 
ſchaftlichen Polizet an dafjelbe gebunden 2). 

Da nun diefe Bolizeiverordnungen nicht füglic als Verwaltungsacte, als Unterarten 
polizeiliher Berfügungen aufzufaffen find, jo ift allerdings ein Widerſpruch derjelben 
mit der Verfaſſungsurkunde, insbefondere mit Art. 62, wonad dem Yandtage ganz allge: 
mein eine Mitwirkung bei der Gejeggebung, alſo auch bei der Polizeigefeggebung gewährt 
ift, und mit Art. 7, wonach Strafen nur in Gemäßheit eines Geſetzes angedroht und 
verhängt werben fünnen, nur unter der doppelten Borausfegung abzulehnen, daß einerfeits 
Das Gejeg vom 11. Mai 1850 jenes Geſetzgebungsrecht delegirt hat, — was aber ſtreng 
genommen nur auf Grund einer Verfaffungsänderung möglich geweſen wäre, — und daß 
andererjeits die Strafen um deöwillen in Gemäßheit eines Gefeges verhängt werben, weil 
ein Geſetz allerdings die Formen beftimmt und die allgemeinen Bedingungen enthält, 
unter denen die Polizeiltrafverordnungen zu erlaffen find. 

Das in den verichiedenen Städtes und Landgemeinde» Ordnungen, in dem neueren 
Kreisordnungen und in zahlreichen andern Gejegen den Stadt, Land- und Kreisgemein— 
den, jowie fonftigen Genofienihaften ausprüdlih gewährte Necht fiatutariicher Anordnun— 
gen ift feineswegs ein Neft mittelalterliher Autonomie. Denn die in allen folden Fällen 
ausnahmslos vorbehaltene höhere Genehmigung macht die genoſſenſchaftliche Mitwirkung 
lediglich zu einem unmaßgeblichen Borichlage, mag fie ſich wie gewöhnlich auf unbedeu— 
tende Detailvorichriften oder wie bei den Neuvorpommernichen und Rügenſchen Städten 
unter Einhaltung gewiſſer Normatiobeftimmungen auf die Regelung des ganzen Rechtsver— 
hältniffes beziehen. Vielmehr erfcheinen dieſe ſtatutariſchen Anordnungen lediglich als Anwen— 
dungen des Verordnungsrechts; in den meiften Fällen als Verordnungen zur Ausführung 
der Gelege, insbeſondere zur Ergänzung derjelben, zur Ausfülung von Yüden, deren 
Normirung wegen Eigenthümlichteit der concreten Verhältniſſe der generellen Anordnung 
fih entzogen bat; ausnahmsweiſe aber aud als ein Reſt jener ältern ſelbſtſtändigen Ber: 
ordnungsgewalt, injofern die ftatutarifche Regelung Abweichungen von den Geſetzen ent- 
hält, wenigftens von denjenigen, auf welde fie fich zunächſt bezieht, fwie ſolches nament- 
lich nach der jegt für die öftlihen Provinzen gültigen Städteordnung binfichtlich der 
Wahlberechtigung, der Fall ift 2). 

" Verordnung vom 26. December 1808. $. 40. 45. Geichäfts- Inftruction für bie Negie- 
rungen vom 33. October 1817, 5. 11. Rheiniſches Rejiort» Reglement. Gele über die Polis 
zei Verwaltung vom 11. März 1950. $. 5—16. Berorbnung über die Bolizet- Berwaltung in 
den neu erworbenen Yandestbeilen vom 20. Sept. 1867. $. 5—1t. 

*) Städte» Orbnung von 1808. 8. 49. 51; von 1831 $. 1—4; von 1853. $. 11; für Weit- 
phafen und Rheinprovinz $8. 10; für Hannover 1858. $. 1-3; für Schlesrwig- Holftein 1369. 
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II. Inſtiz und Verwaltung. 


Je nachdem die Handlungen der Vollziehungsgemalt entweder Anwendungen abftracter 
Normen auf einzelne Fälle oder freie, von folhen Normen unabhängige Entichliegungen 
find, ſondert jich die gefammte Executive in Rechtſprechung und Verwaltung im engern Sinn. 

Aber auch dieſe Begriffsbeftimmung ift eine rein theoretifhe und trifft in feiner 
Meile den praktiichen Unterfchied von Juſtiz und Verwaltung, infofern für dieſe Functionen 
verſchiedene Träger, von einander gefonderte Yuftiz= und Berwaltungsbehörden, befteben. 

Denn überall, mo diefe dem Alterthum und Mittelalter unbefannte Scheidung in 
neuerer Zeit fih vollzogen bat, ) iſt die Abgrenzung der Competenz zwilchen dieſen 
Behörden in ver Weife erfolgt, Daß zwar die Gerichte, abgefehen von gewiſſen Ge— 
ſchäften der ſ. g. freiwilligen Gerichtsbarkeit, Tediglih auf Anmendung abftracter Nor: 
men bejchränft find, daß dagegen die Verwaltungsbehörden aller Länder — Staats- und 
Communalbehörden — ebenfo wohl eine Rechtſprechung wie die Vollziehung jener freien 
Thätigfeit haben, und daß in den einzelnen Verwaltungsdecernaten die Rechtſprechung Die 
discretionäre Verwaltung an Ausdehnung häufig überwiegt. 

Wenn nun im allgemeinen die Rechtſprechung der Juſtizbehörden Das eigentliche 
Strafrecht und diejenigen Nechtöftreitigkeiten, die zwiſchen Privatperfonen über reine Pri- 
vatrechte geführt werden, die Nechtipredung der Berwaltungsbehörden dagegen (ſſ. g. Ab: 
miniftrativjuftiz) vielfach das Polizeiftrafrecht und diejenigen Rechtöftreitigkeiten, Die zwiſchen 
ver Stantögewalt und einzelnen Unterthanen geführt werden, umfaßt, jo ift doch die 
Abgrenzung tm einzelnen, die Frage nach der Zuläffigfeit Des Rechtsweges (vor den Ge- 
richten), in feinem Yande nach einfachen Principien entfchteden, in wenigen, wie im König: 
reich Sachen, durch ein einheitliches Geſetz beſtimmt. 

Zur näheren Drientirung find fünf Punkte zu erörtern. 


A. Fiscaliihe Rechtsſachen. 


Es fragt ſich zunächft, ob der Staat injofern der Yuftiz unterworfen fer, als der: 
ſelbe im gewöhnlichen privatrechtlihen Vermögensverfehre, durch Abſchließung von Ber: 
trägen oder Erwerb von Eigenthum, als juriftiiche Perfon mit dem Einzelnen in Colli— 
fion geräth. 

In England findet zwar in den Fällen, wo der Fiscus als Kläger auftritt, eine 
Jurisdictton feitens der Büreanbeamten der Finanzverwaltung nicht mehr ftatt, das 
Schagfammergericht ift gegenwärtig ein mit allen Garantien verſehener Gerichtshof; mo 
dagegen der Fiscus ald Beklagter erſcheint, ift die Anhängigmacung der Klage noch beut- 
zutage von dem diseretionären Ermeſſen des Kronanwalts abhängig, der die Genehmigung 
nad einer von dem Reichögericht neuerdings als legal anerkannten Praxis verweigert, 


$. 17. Geſetz betreffend bie Berfafjung der Städe in Neuvorpommern und Rügen vom 31. Mai 
1853. — Landgemeinde» Ordnung 1856. 8.4 ff.; für Weſtphalen 5. 12 ff.; für Schleswig - Hol- 
fiein (1867) 8.4. 9. 13. — Kreid- Ordnung für Hannover $. 10; Schleswig. Holftein 8. 7; Caſ⸗ 
fel $. 3. und Wiesbaden $. 3. (1867); wörtlich gleichlautend. 

i) Ueber die allmählige Bildung einer ſelbſtſtändigen und unabhängigen Juſtiz in England 
vgl. meine Abhandlung : „Ueber das Verhältniß der Juftiz und Verwaltung in England“ (in Aegidi's 
Seitfchrift für deutfches Stantsrect, Bd. 1 (1867), ©. 275 — 353). Die beifpiellofe —— 
der engliſchen Staatsentrwidelung macht es möglich, einen geſchichtlichen Proceß, der anal 
ber gefammten europäiſchen Staatsentwidelung ftattgefunden bat, in völliger Beftimmtbeit S eitt 
vor Schritt nachzuweiſen 
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wenn er den Anſpruch für „offenbar unbegründet“ hält.) Wenn nun auch von dieſer 
Rechtsverweigerung ein durd die öffentliche Meinung und das Parlament regulirter ge— 
mäßigter Gebrauch gemacht wird, jo muß man doch mit Lord Brougham fagen: „Why, 
I demand, should it be left in the breast of any man, to refuse that, which 
another may claim as a right and as the lowest of all rights, to have his right 
enquired into by law“. Nach ertheilter Genehmigung geht dann ver fiscalifche Proceß 
allerdings an das ordentliche Neichögericht, indeflen beftehen binfichtlic des Berfahrens 
jehr bedeutende materielle Begünftigungen des Fiscus, die eine große Ungleichheit in den 
Parteirollen hervorrufen. ?) 

In Frankreich herrſcht em ſehr complicirte® Syſtem. Hinſichtlich - dinglicher 
Rechtsverhältnifle ift der Fiscus im ganzen der Yuftiz unterworfen; .bei Obligationsver- 
hältniffen fommt es darauf an, ob der Fiscus zum Schuldner oder zum Gläubiger ges 
macht werden fol; im erften Fall ift der Rechtsweg generell ausgeſchloſſen, im letzteren 
kommt das jpecielle Obligationsverhältnig in Betracht ; der Nechtöweg ift zuläffig oder nicht, 
je nachdem es fi um Kauf, Tauſch, Miethe, Commodat, Depofitum oder Mandat handelt, 
und je nachdem der Fiscus ald Käufer oder Verkäufer, Miether oder Vermiether, als Gone 
trahent über Mobilien oder Immobilien erjcheint. Insbeſondere ift Dad große Gebiet 
der öffentlichen Arbeiten unter der Rubrik locatio eonductio operarum, und demgemäß 
das Streitgebiet zwiſchen dem Unternehmer öffentlicher Arbeiten und der Verwaltung 
über Eriftenz und Inhalt der Verträge faft ganz zur Dispofition der Verwaltung ge— 
ftellt. Dazu kommen noch ziemlich weitgehende Privilegien des Fiscus in den Fällen der 
Zuläffigkeit des gerichtlichen Berfahrens.®) 

Es ift der Ruhm der deutſchen, inöbefondere der preußiſchen Gefeßgebung, 
die fid) in einzelnen Ausiprüchen der Lanbesherren ſchon früh documentixte und im Preu- 
ßiſchen Landrecht zu einem Maren und entichiedenen Ausdruck gelangt ift, den Rechtsſtaat 
auf diefem Gebiete ohne jede Beſchränkung ausgebildet zu haben, indem fowohl vie 
Rechtsftreitigfeiten, die aus Privathandlungen des Monarchen, als auch diejenigen, welche 
aus fiscalifchen Verhältniſſen entftehen, den Gerichten unterworfen find, fo daß Jemand 
fein Recht gegenüber dem Fiscus ebenjo Leicht beanfpruchen und vertheidigen fan, wie 
gegenüber jeder Privatperjon.*) 


B. Bagatell- Strafgerichtsbarfeit. 


Eine zweite wichtige Frage ift ſodann die, ob die Auflegung leinerer Strafen, ins— 
befondere wegen Uebertretung gewiſſer Polizei- und Finanzgejege, dem Geſchäftskreiſe der 
Juſtiz- oder der Verwaltungsbehörden angehören fol. 


) Gneift, Verwaltung, Yuftiz, Rechtsweg (1869), ©. 145. Ganz befonder8 aber Lord 
Brougham, Speech on the present state of the law delivered in the House of Commons, 
February 7 1828 (Speeches Vol. II. S. 319 — 486; insbef. ©. 382 ff.); eine fechsftiindige 
Rebe, die nicht blos wegen des umfafjenden Materials, jondern insbeſondere auch wegen ber 
unbefangenen Kritit von Werth ift, die ben englifchen Einrichtungen bier vielfach zu Theil wird. 

2) Das Gleiche gilt in Norbamerifa; weder die Union nod die Einzelftaaten können m 
ihre Einwilligung gerichtlich belangt werben; dieſe Einwilligung wird von der gejetgebenden Ge— 
walt ertheilt, führt aber meiſt nur zu eimem dem richterlihen nachgebildeten Verfahren vor einer 
ftändigen Commtffion der Legislative (committee of claims). Bgl. Rüttimann, Das norb- 
ameritanifche Bundesſtaatsrecht, Tb. I. ©. 352. Züri 1867, 

) Dareste, justice administrative en France, 1862 (vgl. meinen Bericht in den 
Gött. Gel. Anz. 1864. ©. 921 fi.). 

) Allgemeines Landrecht Einl. $. 80. Th. II. Tit. 13. $. 18; Verordnung vom 26. Dec. 1808; 
Sabinetsorbre vom 4. Dee. 1831. Manche anſcheinend weitergehende Ausſprüche der Praxis und 
Doctrin des vorigen Jahrhunderts haben lediglich diefen Sinn. 
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In England it das Polizeirichteramt mit dem Amte der Polizeiverwaltung für 
die zahlreichen Fälle der Gewerbes, Preß-, Sitten, Jagd-, Armen, Fabrilpolizei⸗ 
Eontraventionen, für die Zoll-, Steuer=, Stempel=, Bots Defraudationen und Gontraven- 
tionen bis zur Höhe eines Strafmaßes von zwanzig Pfund oder ſechs Monate Gefängnif 
i® den Händen der riedensrichter vereinigt, die regelmäßig als Einzelrichter ohne Jury 
nach ſummariſchem Verfahren darüber urtheilen, ohne daß in der Mehrzahl ver Fälle 
eine Appellation an die friedensrichterliche Collegtalbehörde, die Quarter Sessions, ges 
ſetzlich zuläifig wäre. Jedenfalls kommt ‚eine ſolche thatlächlich fo wenig vor, daß von 
400,000 ſummariſchen Strafurtbeilen nur etwa 60 jährlich zur Gognition dev Quarter 
Sessions gelangen. 

Es ſcheint doch nad manchen Zeichen nicht, daß man in England mit dieſer Ein— 
richtung durchgehends zufrieden wire. Man bat vielfach über bie Härte der großen 
Orundbefiger und ihre Neigungen zu Verurtbeilungen bei gewiſſen Arten von Uebertre- 
tungen, wie Jagbpolizeicontraventionen, geflagt. Und was im preußiſchen Yandtage doch nur 
binfichtlich der Gonfular= Iurisdiction behauptet wurde, das ift etwa vierzig Jahre früher 
im engliihen Parlament Hinfichtlih der WPolizeigerichtsbarfeit der Friedensrichter mit 
größerem Ernſt und von einer gewichtigeren Autorität behauptet worden, daß dieſelbe 
Schlechter fer, ald die des türfiichen Kadi.!) 

In Preußen ift mit Rüdfiht auf Erfparung von Zeit und Koften einerſeits den 
abminiftrativen Polizeibehörden das Recht der vorläufigen Straffeftfegung in ſehr engen 
Grenzen und unter Beobachtung richterlicher Formen (Gefeg vom 14. Mai 1852), ans 
dererfeitS den Staatäfinanzbehörden, insbefondere den Regierungen die reſolutoriſche Straf: 
feftiegung bei Zoll-, Gewerbefteuer-, Stempel=, Poft = Defraudationen und Gontraven- 
tionen durch die einfchlagenden Geſetze beigelegt; in allen dieſen Fällen it jedoch die 
Provmation auf den Rechtsweg zugelafien, in Polizeiſtraffällen abſolut, ohne daß eine 
Beſchwerde an die höhere Polizeibehörde auch nur möglich ift, in Finanzſtraffällen mit 
der Beichränfung, daß entweder der Rechtsweg oder der Beſchwerdeweg an die vorgelegte 
Adminiftratiobehörde Finanzminiſter) beichritten werden kann. Und zwar liegt Diefe 
Rechtscontrole der Verwaltung, die jo weit geht, wie das Verwaltungsrecht auf Straf: 
clauſeln gebracht ift, im der Hand der Einzelrichter, denen insbejondere auch eine Con— 
trole darüber zufteht, ob die Polizeiftrafverordnungen der Yocal= und Yandespolizeibehörben 
nach den Borichriften des Geferes vom 11. März 1850 formell richtig erlaſſen find. 


C. Berwaltungsrehtspflege im engern Sinne, 


Die dritte und wichtigfte Frage ift dann Die, ob und wie meit die Verwaltungsbe— 
börden befugt fein jollen, diejenigen Rechtsfragen, melde bei Anwendung der Verwaltungs- 
geſetze entſtehen, ſelbſt zu beurtheilen, insbeſondere diejenigen Neclamationen zu entjcheiden, 
welche aus Beranlafjung von Acten der Adminiftration bei Handhabung der einzelnen 
Hoheitörechte, der Finanz =, Polizei-, Militärgewalt in Bezug auf Gegenftände der Be— 
fteuerung, Einquartirung, Milttärpflict, in Bezug auf Gewerbe-, Armen, Schul- und 
Agrarweſen in zahllofen Fällen ſich ergeben, ſei es, daß die angeblich verlegten Einzel— 
rechte dem Privatrechte angehören, wie die Eingriffe in das Vermögen, oder dem öffent— 





!) Lord Brougham, a. a.O. S. 373. „There is not a worse constituted tribunal 
on the face of the earth, not even that of the Turkish Kadi.“ Intereſſante Bemerkungen 
bei Alexis de Tocqueville, Voyage en Angleterre, bei —— eines Beſuchs der 
Petty Sessions in Salisbury, September 1833 (Oeuvres completes, T. VIII. Mélanges, 
Fragments historiques ete., &. 314 unb 338). 


— 
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lichen Rechte, wie Indigenat-, Orts- und Staatsbürgerrecht, actives und paſſives Wahl- 
recht; — oder ob aud derartige Fälle der Rechtſprechung durch die Gerichte zu 
überlaffen find, fo daß jeder einzelne, durch ſolche Maßnahmen Berübrte, die Befugniß 
befigt, über dielelben einen Proceß herbeizuführen, und die Verwaltung nur wirkſam 
werben fann, wenn entweder der Einzelne zuftimmt, oder der Richter in Uebereinftimmung 
mit der Nechtöanficht der Verwaltungsbehörde enticheidet; ob etwa gar die Verwaltung 
bei völliger Gleichftellung mit dem Einzelnen — der Staat als Genofjenfchaft — jedes 
„ Vorgehen, wo es in die Rechtsſphäre des Einzelnen eingreift, erft vorher zu legalifiren 

bat, oder ob man ihr eine bei Privaten jedenfalls unftatthafte Eigenmacht gewähren will, 

Es find vor allem theoretifche Gründe, die Einfachheit und Confequenz der PBrin- 
cipien, welche den Nechtöftant in diefem Sinne in den Augen Vieler empfehlen. Es läßt 
fich indeijen auch, abgejehen von ſolchen Gefichtspunften, im feiner Weile verfenmen, dafı 
einerjeits die Gefahr einer Nechtöverlegung durch die Verwaltung, und zwar vielfadh einer 
ſehr tief greifenden, befonders nahe Tiegt, da fie als Vertreterin des Geſammtintereſſes 
bei Förderung des öffentlichen Wohles leicht die Unbefangenheit verliert, um entgegen- 
ftehende Einzelrechte genügend zu berüdfichtigen, und daß es andererſeits auffallend er 
fchernt, für die gewöhnlichen Civil- und Strafprocefje die Perfonen der Richter und die 
Formen des Verfahrens mit ſchützenden Garantien zu umgeben, aber gerade demjenigen 
Gebiete der Rechtsanwendung, weldes folder Schutmittel am meiften bebirftig wäre, 
dieſelben zu entziehen.) Ä 

Wenn mn dem gegenüber zur Rechtfertigung der Apminiftrativjuftiz geltend gemacht 
ift, daß zwar in Straffahen und in reinen Privatrechtöftreitigfeiten die Herrichaft des 
abfoluten Rechts, ohne Nüdficht auf Zweckmäßigkeit und öffentliches Wohl, nad dem 
Grundfage fiat justitia, pereat mundus zur Geltung gebracht werden müſſe, daß dagegen 
in den mit öffentlichen Zuftänden in Verbindung ftehenden Rechtsverhältniſſen nach rela— 
tiven Grundſätzen, die gleichzeitig dem Gejege und dem öffentlichen Wohle genügten, zu 
verfahren ſei (Stahl, Bluntſchli, won Gerber), daß im Zweifel ſogar das allgemeine 
Intereſſe prädominire (Yaferriere und die meiften Franzoſen), da der Staat nicht 
blos Rechtsſtaat, ſondern auch Culturftaat fer, jo ift bereit8 von anderer Seite darauf 
bingewiejen, daß die Verwaltung in ihrer vechtiprechenden Thätigfeit das Geſetz ebenfo 
unbedingt anzumenden habe, wie die Gerichte, und daß der Stahl'ſche Sat, für die Ge- 
richte ſei das Geſetz Zweck, für die Verwaltung Schranke, lediglich auf die freie Discretio- 
näre Thätigfeit der Verwaltung zu beziehen fer, mo allerdings zunächſt nicht das Geſetz, 
fondern das öffentlihe Wohl, die Zweckmäßigkeit das treibende Element: ift.?) 

Dagegen treten der Verwirklichung des Rechtsſtaates in jenem Sinne folgende Er- 
wägungen allerdings entgegen. 


ı) Bähr, Der Nechtsftaat, eine publiciftifche Skizze (1864); — ein ebenfo geiftwoller wie 
fharffinniger Verſuch, einer —— Rechtſprechung auf dem Verwaltungsgebiete die Berech- 
tigung zu vindieiren. — Aus früherer Zeit befonders KR. W. Pfeiffer, Praftiiche Erörterungen, 
I, 213 ff.; II, 361 ff., 405 ff.; III, 182— 636; V, 201 ff, 521 fi; VI, 1—105; VIII, 481 fi. 

2) Regelsberger, Ueber Juftiz und Verwaltung (Kritifche Ueberfhau, IV, 52 ff). Die 
weiteren Ausführungen fuchen nadzumeifen, baf diejenigen Rechtöverbältnifie, welche nicht noth- 
wendig die Verbindung zu einem gefchloffenen Gemeinwefen, zum Staat, zur VBorausfegung 

ben, zur Competenz ber Juftiz, Dagegen biejenigen, im benen ber politiihe Verband das ge- 

altenbe Element ift, zur Kompetenz; ber Berwaltung gehören. Man kann die babei zu Grunde 
liegende Theorie über das Verhältnig von Staat und Recht anertennen; man kann — an⸗ 
ertennen, daß die Gegenſtände nach dem angegebenen Geſichtspunkte ſich ziemlich zwanglos grup- 
piren, man wird aber bezweifeln müſſen, daß aus dieſem Grunde die Abgrenzung geſchichtlich 
entſtanden ſei; die Erklärung dafür liegt nicht auf fo theoretiſchem Gebiete. 
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Erftend find die Richter auch bei ver forgfältigften und umfaffendften Borbildung 
nicht im Stande, neben dem Privat: und Strafrecht auch das ganze Gebiet der Ver— 
waltungsgefeggebung vollſtändig zu beberrichen, während für die Berwaltungsbehörden vie 
Anwendung derfelben in täglicher Uebung Pebensaufgabe ift. 

Zweitens ift in den weit meiften Streitfällen, die bei Handhabung der Verwaltung 
entftehen, weniger die Rechtsfrage, ald die Thatfrage fireitig. Wenn es fi darum 
handelt, ob Anlaß zu einer Armenpflege im concreten alle vorliege, ob ein Yandarmen= 
verband einem Ortsarmenverbande Hülfe zu leiften babe, ob das zu einer Conceffions: 
ertheilung vorausgefegte Bedürfniß vorliege, ob die zu eimer Concefjionsertheilung noth- 
wendige Zuverläfjigfeit vorhanden fei, ob ein öffentlicher Weg geiperrt, in meldem Maße 
derſelbe benutzt werben ſolle, ob ein Grundſtück beichpflichtig Tei, und zu welchem Betrage 
daffelbe an der Deichlaft zu participiren habe, ob die’ VBorfluth genügend bejchafft jet, ob ein 
Haufirfchein eine gewiffe Art von Waaren umfaſſe, ob die Einguartirungslaft richtig vertheilt, 
die verfchtedenen Steuern richtig eingeſchätzt ferien, die Milttärpflicht nad Eintritt und Dauer 
gehörig bemefjen fer, — fo find allerdings in allen ſolchen Fällen Gejege anzınwenden, 
und es iſt außerdem theoretiich zweifellos, daß an ſich der Nichter auf Grund eines 
ausführlichen Beweisverfahrens und unter Zuziehung techniſcher Sadverftändiger zu einer 
Beurtheilung des Sachverhalts, allo zu einem Urtheil über das Vorhandenſein der Ar: 
muth, über Die richtige Bonitirung eines Grundſtücks, gelangen würde, wie er aud in 
anderen PBroceffen, etwa Des Handels- und Wechſelrechts, fernliegende Lebens = und Ver— 
fehrsverhältniffe in den Kreis feiner Erwägungen ziehen muß, indeſſen ift doch unbefan= 
generweiſe nicht zu verkennen, daß die leichte und fichere Beurtheilung ſolcher Verhältniſſe 
nur dann möglich ift, wenn Ausführung und Rechtſprechung in einer Hand Liegen. 

Drittens wirft eine ſolche ommipotente Gontrole der Juſtiz lähmend auf die ge 
fammte Verwaltung Wenn auch einer blos theoretiichen Betrachtungsweiſe die richterliche 
Thätigkeit lediglich als eine Logifche Function ſich darftellt, als ein Syllogismus, in welchem 
das geltende Recht den Oberfag, der Streitpunft den Unterfag und das Urtheil den 
Schlußſatz bildet, jo daß der Richter nur in der beicheidenen Rolle eines techniſchen Sach— 
verftändigen ericheinen würde, jo weiß doch Jedermann, ſchon aus dev Verſchiedenheit der 
Richterſprüche in den Inftanzen, daß auch auf diefem Gebiete das fubjective Belieben ein 
jehr weites Feld hat, daß namentlich „die 1. g. analoge Anmendung Des Geſetzes durch 
den Richter eine dem freien Ermeſſen der Berwaltungsbehörden einigermaßen parallele 
Function“ darftellt, daß die Auslegungsbefugnig dem Nichter die Macht gibt, den Willen 
des Geſetzgebers in fein Gegentheil zu werfehren.’) 

Aus diefen Gründen ift überall der Verwaltung eine Geſetzesanwendung in weitem 
Umfange überlaſſen.) Die Art und Weile aber, wie das Verhältniß von Juſtiz und 
Verwaltung in den einzelnen Yänbern geregelt ift, Darf in der That nach einem Ausdrucke 
von Gneiſt als der archimediſche Punkt aller Verfaſſung betrachtet werden, denn es hans 
delt ſich um jenes Gleichgewicht, welches den Einzelnen im Gehorſam dem Staatswillen 
unterwirft, und doch die nothwendige Achtung der Staatögewalt vor dem Rechtskreiſe 
des Einzelnen erzwingt. 

Die Verſchiedenheit iſt indeffen nicht To bedeutend, wie man vielfach annimmt, 


) von Holtzendorff, Die Principien der Politik (186%), S. 109 fi. 

2) Auch in Kurheſſen troß der 88. 35 und 113 der Berfaffungsurfunde vom 5. San. 18315 
(gl. meine Abhandlung über Auftiz und Berwaltung in England, ©. 295 ff.) Gegenmärtig 
dere die im Gebiet des Allgemeinen Yandrechts bejtchenden Normen über die Zuläffigteit des 

echtswegs (Berorbnung vom 26. September 1867). 
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In England beftehen gegenwärtig nebeneinander zwei Syſteme ftaatlicher Voll— 
ziehung, das Selfgevernment, noch immer weitaus den größten Theil der Yandesvenwal- 
tung umfaflend, und ein Behörbenfyften nad continentalem Zufchnitt für gemwiffe Zweige 
moderner Aominiftration. 

Im Gebiete des Selfgovernment hat ſich die ursprüngliche Ioentität von Yuftiz und 
Bermaltung noch in einem großen Umfange erhalten. Die Friedensrichter verbinden mit 
einer geringen Civilgerichtöbarkeit, einer umfaffenden Polizeigerihtöbarkeit, einer Criminal: 
gerichtsbarkeit umtergeorbneter Art und der Vorunterſuchung aller Criminalfälle, die ge- 
fammte innere Landesverwaltung auf den Stufen der Local-, Kreis- und Provinzialver- 
waltung. Ohne von perfönlihen Garantien gefchligt zu fein, dem Rechte nach beliebig 


entlagbar, üben fie fir den ganzen Umfang ihrer Aominiftration eine Adminiſtrativjuſtiz 


aus, regelmäßig als Einzelne oder zu Zweien, ausnahmsweiſe in Special oder Quarter 
Sessions. Dieſe Adminiſtrativjuſtiz hat allerdings wie die friedensrichterliche Verwaltung 
überhaupt in Geift und Formen einen wefentlich vichterlichen Charakter; fie ift ferner, 
wie das Selfgovernment überhaupt, gänzlih unabhängig von höheren abminiftrativen 
Enticheidungen, was nad) englifchen Berhältniffen nothwendig zu einer Ausvehnung Des 
parlamentarifden Parteiregiment in die unteren Kreife des Staatölebens führen müßte ; 
fie ift aber andererfeits der eigentlichen Juſtiz mar unter fehr bedeutenden Einfchräns 
kungen unterworfen. 

Erſtens wird die richterlice Gontrofinftang lediglich von den drei Reichsgerichten: 
dem Court of Kings (Queens) Bench, dent Court of Common Pleas und dem Court 
of the Exchequer, geübt, alfo durch fünfzehn hohe Staatöbeamte, meldye, foweit Das in 
menſchlichen Berhältniffen zu erreichen ift, Die rechtlichen und thatlächlichen VBorausfegungen 
perſönlicher Unabhängigkeit ſowohl gegenüber der Negierung als auch gegenüber der öffent: 
fichen Meinung befigen. Dagegen haben die englifchen Kreisrichter (County Court Judges) 
mit diefer Gontrole nicht das Mindefte zu thun. Es handelt ficd dabei weniger um eine 
Unterordnung der Verwaltung unter die Juſtiz, als um eine Controle der oberften Staats— 
gewalt über die felbftverwaltenden Kreiſe. 

Zweitend wird diefe Controle nicht etwa gehandhabt in den Formen eines ges 
wöhnlichen Civilproceſſes, als gerichtliche Klage des Einzelnen gegen den Friedensrichter 
oder Die Session, ſondern mur auf Grund beionderer Rechtsmittel, im weientlichen in 
doppelter Weile, entweder in der Geftalt des writ of certiorari, eines veichSgerichtlichen 
Referipts, ein Geichäft nicht Telbft zu erledigen, ſondern die Acten einzufenden, oder in 
der Geitalt des writ of miandamus, eines reichsgerichtlichen Neferipts, ein Geſchäft als 
im Recht begründet vorzunehmen, beziehungsweile die Gründe der Nichtvornahme der 
reichsgerichtlichen Beurtheilung zu unterbreiten. Dieje Rechtsmittel führen nun entweder 
blos zur Regelung der Competenz, zur Geltendmachung von Recuſationen, zur Abhülfe 
von Yuftizuerweigerungen, in welchen Beziehungen ſonſtige Nechtömittel fehlen, oder fie 
bewirken zwar die erneuete Prüfung der Rechtsfrage in formeller und materieller Beziehung, 
fie bewirfen aber niemals ein new trial, eine erneuete Prüfung der question of fact, ins- 
befondere feine erneuete Beweisaufnahme, auch feine Beurtheilung darüber, ob diefelbe 
vollſtändig fer; fie find alfo im günftigften Falle mehr Rechtsmittel der Caffatton, al? 
der Appellation, und haben alfo RN eine Äußere, als eine inmere Gontrole der Admini— 
ſtrativjuſtiz zur Folge. 

Drittens iſt zwar can ſich fein Gegenſtand des friedensrichterlichen Geſchäftskreiſes von 
diefer Gontrole ausgeſchloſſen; fie bezieht ſich jedoch nad) den geſetzlichen Beftunmungen mehr 
auf die judicial acts, z. B. auf Polizeireſolute, die allein auf Diefem Wege, da es an dem 
eigentlichen Appellationsinittel, writ of error, fehlt, an die veichögerichtliche Beurtheilung ges 


©. Holgenberff, Enchelepadie der Rechtewiſſenſchaft. 1. 45 
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langen können; fie bezieht fih zwar auch auf das Berwaltungsgebiet, hat aber für jedes 
Gebiet der inneren Staatöverwaltung einen verfchtedenen Umfang, „einen engeren auf dem 
Gebiet der Finanz= und Milttärverwaltung, einen weiteren auf dem Gebiet der Polizeis 
verwaltung; die Zuläffigfeit des Rechtswegs im einzelnen, ergibt fih aus mehreren hundert 
Geſetzen“; im früherer Zeit in weiter Ausdehnung zugelaffen, wird derſelbe ſeit andert- 
halb Jahrhunderten ftetig eingeichränft ; die Wegnahme von Certiorari und Mandamus 
ift in der Mehrzahl der neueren Geſetze eine ftehende Clauſel; der Rechtsweg bezieht fich 
eigentlich nur noch auf Grundrechte und Principienfragen; es kommen jährlih im ganzen 
nur etwa 160 derartige Fälle vor. 

Wie den Friedensrichtern, To ıft auch den Behörden des modernen Adminiſtrativ— 
ſyſtems, welche auf den Gebieten des Armen-, Geſundheits- und Bauweſens in den 
letzten Menichenaltern entftanden find, fir. den ganzen Umfang ihrer Verwaltung eine 
Rechtſprechung beigelegt. 

Und wenn nun gerade in Dielen Gebieten Gollifionen zwihen der Berwaltung und 
den individuellen Rechten thatlächlich Tehr häufig vorfommen, und dieſen Behörden jeder 
richterliche Charakter, jede Garantie richterlicher Unabhängigkeit fehlt, To bilden doch die 
regelmäßige Oberinftanz lediglich die Gentralbehörden der einzelnen Berwaltungszweige, 
insbefondere auch vielfach der Minifter des Innern. Eine reichgerichtliche oder ſelbſt nur 
friedensrichterliche Controle Fehlt faft ganz. Es bedarf aber keiner Ausführung, daß «8 
bedenklich ift, einen großen Theil des öffentlichen Rechts, wichtige Verhältniſſe der perſön— 
lichen Freiheit und des Eigenthums zur Dispofition von Parlamentöparteien und Bartet- 
minifterien zu ftellen, „Da Parteichefs niemals die Chefs einer unparteiiihen Verwaltung 
fein können‘. 

In Frantreih, in Deutihland, insbefondere in Breußen, ift eine voll 
ftändige Trennung von Yuftz und Verwaltung in Geftalt eines parallel laufenden Be: 
hördenorganismus ausgebilvet. 

Im allgemeinen ift mit der Aominiftratton auch eine Adminiſtrativjuſtiz im gleicher 
Ausdehnung verbunden. 

In Frankreich und neuerdings in Baden find jedoch gewiſſe Rechtsverhältniſſe 
zur Entſcheidung eigener Behörden unter Einhaltung gewiſſer Formen ausgeſchieden Ad— 
miniſtrativjuſtiz tm engeren Sinne). 

Auch bier Hat nicht ſowohl ein abftractes Princip, als vielmehr das praftifhe Be— 
dürfniß die Grenze gezogen. 

Es gehören insbeiondere m Frankreich zum Gebiete des Contentieux admini- 
stratif viele Gegenftände des fiscaliſchen Gebiets, der ſ. 9. domaine de l’6tat, die dort 
in weitem Umfange der Juſtiz entzogen find, alle Rechtsftreitigteiten, welde aus Verträgen 
des Staats beim Kauf von Mobilten, welde aus der louage d’ouvrage in Bezug auf 
die Verhältniſſe dev Arbeiter in den öffentlichen Werfftätten, aus der Boftverwaltung ent: 
ſtehen; es gehört dabın ferner faſt das ganze Gebiet der domaine public, d. h. alle 
Rechtsfragen, die in Bezug auf die Verwaltung der öffentlichen Wege, Flüſſe, Meeres: 
ufer entftehen; es gehören dahin aus der Verwaltung der directen Steuern die demandes 
en echange und en reduction, während Die demandes en remise und en moderation 


i) Gneiſt, a. a. O. ©. 144. 173. 175 und passim; fowie Geſchichte und heutige Geftalt 
der englifchen Communalverfaſſung oder das Selfgovernment ı2. Aufl. 1563), Bd. II, S 825 ff 
1330 ff. und passim. Aeußerungen in deutſchen und engliichen Büchern, wie etwa bei Fiſchel, 
Berfafjung Englands, 2. 142: „Benwaltungsbeamte haben in der Regel gar feine Jurisdiction, 
ſo daß ber Nechtöpflege alled dasjenige zufällt, was ihr von Rechtöswegen gebührt”, können leicht 
unrichtige Borſtellungen hervorrufen. 
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wor die administration pure gehören; es gehören endlich dahin gewiſſe Streitigfetten in 
Bezug auf die Ausübung des Wahlrechts.". 

Es gehören in Baden zum Gebiet der VBerwaltungsrechtöpflege alle Streitigkeiten, 
in Bezug auf die vermögensrechtlichen Verbältniife der Gemeinden und reife, nament— 
lich über die Bürgernutzungen und ſonſtige auf dem öffentlichen Recht berubende An: 
Iprüche der Einzelnen an die Gemeinde; tiber die Beiträge und perlönlichen Leiftungen zu 
Gemeindezwecken, zu Socialausgaben; über die Beitragspfliht der Einzelnen zu Kriegs— 
koſten; über den Berzug zur Einguartirung und zum Vorſpann; tiber die Beiträge und 
perfönlichen Leiſtungen zu den Koften der Kirchen- und Schulverbinde und über die aus 
der Staatskaſſe zu leiftenden Beiträge zu den Gehalten der Volksſchullehrer; über die 
Beitragspfliht und das Beitragsverhältniß zur Unterhaltung der Bicinal= und Berbin- 
bindungsſtraßen, über Gemartungsrehte und Zuweiſung von Heimathsloſen und fonftige 
auf dem öffentlichen Rechte berubende Anfprüche, Toweit über eine diefer Fragen zwiſchen 
mehreren Gemeinden oder Gemarfungsinhabern geftritten wird, endlich über Anfpritche 
an den Kreisverband und das Beitragsverhältniß zu deſſen Bebürfniffen. Es gehören 
dahin ferner Angelegenheiten der Bodencultur, insbefondere Entwäſſerungs- und Bes 
wäjlerungsanlagen, Anlegung von Feldwegen; die Ausübung der. Jagd und Fiſcherei 
und die Benugung des Waſſers; die Frage der Schuldigfeit zu Staatsabgaben umd 
deren Größe, Towie der Anſpruch auf Zurüderftattung zur Ungebühr gezahlter Staats: 
abgaben; endlich die ftreitige Stimmberedhtigung und Wählbarfeit bei Gemeinde-, Be: 
zirks- und Kreiswahlen, jowie der Anfpruch auf das Heimathsrecht, das Ortsbürgerredt, 
das badiſche Staatöbürgerredt.?) 

Die Organe diefer Aominiftratiojuftiz find in Frankreich im erfter Inſtanz die 
Conseils de prefecture, ‚deren Mitglieder, eine in jeder Hinficht abhängige Stellung 
haben, auch am der fonftigen Adminiſtration theilnehmen, deren Berfahren nad La— 
ferriere'8 eigenem Ausdrud von einer ‚Einfachheit iſt, wie man ſolche in der Civil— 
juftiz micht antrifft, und fich im der That von dem gewöhnlichen formlofen adminiſtrati— 
ven Berfahren in nichts unterfcheidet, als darin, daß die Refolute mit Gründen verſehen 
fein müſſen; fett 1863 iſt jedoch eim öffentlich = mündliches contradictoriiches Verfahren 
- mit Zulaffung von Anwälten zur Berivetung der Parteien eingeführt werden. Die Ad— 
miniftratiwjuftizbehörde zweiter und legter Inſtanz ift der Staatörath, deſſen Mitglieder, 
rechtlich beliebig entlaßbar, thatächlich eine Lebenslängliche Stellung haben und andere 
Berwaltungsämter nicht befleiden dürfen, deſſen Verfahren dem ded gewöhnlichen Civil— 
proceſſes ziemlich genau nachgebildet ift, und nad einer geheimen Vorberathung in der 
section du contentieux mit emen öffentlich = mündlichen contradictoriichen Verfahren 
vor der assemblee du conseil d’etat d@liberant en contentieux endigt. Indeſſen hat 
der Staatsrath ftreng genommen auch auf dieſem Gebiete nur berathende und nicht ent= 
Iheidende Befugniſſe; der eigentliche Richter des Contentieux iſt wielmehr der Kaiſer, 
der die Deerete des Staatsraths durch feine Unterſchrift Tegalifirt und das Recht befikt, 
eine von dem Gutachten des Staatsraths abweichende Enticheidung zu treffen, die dann 
aber in den Moniteur und in das Bulletin des Lois eingerückt werden muß. 

Die Organe der VBerwaltungsrechtspflege find in Baden in eriter Inſtanz vegel- 
mäßig die Bezirksräthe, beftehend aus den Bezirkßamtmann und ſechs bis neun Bewoh— 
nern des Bezirks, Die auf Grundlage einer größeren, von der Rreisverlammlung aufzu= 


N) Das Einzelne bei Dareste, a. a. O. S. 220 - 652. Laferritre, Cours de droit 
publie et administratif (edit. 5me), T. I. ©. 515 ff, 541 ff. 
2) Geſetz vom 5. Oetbr. 1963 über die Organifation der inneren Berwaltung 58. 5. 15. 36. 
45 * 
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ftellenden Lifte vom Minifter des Innern auf zwei Jahre ernannt werden, die übrigen 
auch bei der ſonſtigen Adminiſtration betheiligt find; ausnahmsweiſe für die Ansprüche 
an ben Kreiöverband umd das Beitragdverhältnig zu defien Bedürfniffen eine Behörde, be- 
ftehend aus dem Kreishauptmann, zwei Bezirksamtimännern und Deputivten der einzelnen 
Bezirksräthe; endlich der Berwaltungsgerichtshef, beftehend aus einem Präfidenten und ſechs 
Näthen, die in ihrer rechtlichen Stellung den Berwaltungsbeamten gleichſtehen, für ein— 
zelne der angeführten Gegenftände, wie Steuerfragen und Staatebürgerrecht, als erfte und 
einzige, für alle übrigen Gegenftände als zweite und legte Inſtanz. 

Das Verfahren in Berwaltungsftreitigkeiten iſt dem gerichtlichen auf allen Stufen 
möglichſt nachgebildet.!) 

Endlich in Preußen iſt ein nicht unbedeutendes Gebiet von Rechtsſtreitigleiten, Die 
bei Verwaltungshandlungen ſich ergeben können, der Juſtiz unterworfen, nameutlich wenn es 
ſich bei Verfügungen von Polizei- und Finanzbehörden um Verletzung eines auf ſpeciellem 
Titel beruhenden Einzelrechts handelt, in welchem Falle ein förmlicher Civilproceß gegen 
die decretirende Behörde erhoben wird; außerdem wenn der von der Verwaltung angeblich 
Verletzte die Verpflichtung eines Dritten in dem conereten Falle, wie das namentlich bei 
Negulirung der Armenpflege vortommen kann, 2) bebauptet, wo dann die Klage ſeitens 
des angeblid Berlegten gegen den Dritten erhoben wird. 

Im allgemeinen gilt jedoch der Grundſatz, daß der Rechtsweg „weder über wirkliche 
Majeſtäts- und Hoheitsrechte, noch gegen allgemeine, in Gegenftänden der Regierungsver— 
waltung ergangene Verordnungen, noch über Die Verbindlichkeit zur Entrichtung allgemeiner 
Anlagen und Abgaben“ ftattfindet.) 

Nach der Berfaffungsurtunde Art. 96: „Die Gompetenz der Gerichts- und Vers 
waltungsbehörden wird durch das Geſetz beſtimmt“, fteht zwar unzweifelhaft feit, daß die 
Anwendung von Verordnungen auf die Juſtiz- oder Berwaltungsqualität einer Sache aus: 
geſchloſſen fer, dagegen iſt es mehr als zweifelhaft, ob aus jener Faſſung die Nothwen— 
digkeit einer anderweitigen generellen Regulirung der Beſtimmungen über die Zuläffigkeit 
des Rechtswegs zu folgern ei, für deren Inhalt jedenfalls eine ftaatsgrumdgeleglihe Norm 
nicht gegeben iſt. 

Im allgemeinen liegt dieſe Adminiftratrojuftiz in der Hand der Verwaltung jelbit. 

An einer Garantie in der Form Des Verfahrens für diefe adminiftrativ = contentiöfen 
im Öegenfag zu den vein adıniniftrativen Sachen fehlte 88 bisher. #) 


', Bollgugsverordnung zu dem Gefege Über die Organifation der inneren Verwaltung vom 
12. Juli 1864, 85. 48-52, 8. su fi, 8. 99 fi. 

2) In dem bier erwähnten Falle entfcheidet die Regierung durch ein miotivirtes, von dem 
Auftitiar im Concept zu zeichnendes Refolut, gen weldes alternativ der Recurs an die höhere 
Verwaltungsbehörde, oder bie Civilklage bei Gericht zuläffig it. 

3) Verordnung über die verbefferte Einrichtung der Provinzialpolizei- und Finanzbehörde 
vom 26. Decbr. 1808, Ueber das Einzelne von Rönne, Staatsrecht der preußifcen Monarchie, 
1. 1. &. 236 ff., und die bekannten Schriften von Hobrecht, Sydow, Primter, Oppen— 
boff und Hartmann. 

*) Mit einer einzigen Ausnahme, herbeigeführt durch das Geiek vom 22. Juni 1861, be— 
treffend die Abänderung einiger Beltimmungen der allgemeinen Gewerbeordnung $. 71 fi. Da- 
nad können die Approbationen der Aerzte, Wundärzte, Apotbefer, Unternehmer von Kranken— 
und Irren-, von Erziehungs- und Unterrichtsanftalten, die Conceffionen von Schaufpielunter- 
nehmern und Unternehmern von Tanz- oder Fechtſchulen, Bade- oder Turnanftalten, endlich die 
Beftallungen der Banconducteure, Feldmeſſer, Mätler, Yootfen sc. von der VBerwaltungsbebörde zu— 
rüdgenommen werden, wenn bie Unrichtigteit der Nachweiſe dargethan wird, auf deren Grund 
folche ertheilt wurden, oder wenn aus Handlungen oder Unterlafiungen des Inhabers der 
Mangel der erforderlichen und bei Ertheilung der Konceffion voransgeicgten Eigenicaften Mar 
erhellt. Eine folde Zurüdnahme lann aber nur auf Grund einer fchriftlichen Borunterfuchung 
und einer mündlichen Verhandlung durch Plenarbeihluß der Regierung erfolgen. Zu der Bor- 
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Dagegen bieten die Formen, in denen fich die preußiſche Verwaltung überhaupt be= 
wegt, und noch mehr die perfönliche Stellung ihrer Beamten ſolche Garantien allerdings dar. 

In beiden Beziehungen nehmen namentlid die Regierungen binfichtlich der Intelligenz 
und gefiherten Stellung ihrer Mitglieder und binfichtlih der collegialiihen Form der 
Berathung eine Stellung ein, Die fie den Obergerichten ebenbürtig macht und als „Ges 
richtshöfe des öffentlichen Rechts“ qualificirt. 

Für die höchſte Inftanz wird ſich allerdings im conftitutionellen Staat, namentlich 
mit Nücjicht auf die Behandlung von Petitionen feitens des Landtags, die Frage auf: 
drängen, ob nicht im Anſchluß am eine ſchon vorhandene Abtheilung des Staatsraths Die 
Bildung eines von der laufenden Minifterwerwaltung und von den zeitigen Landtagsmajo— 
ritäten unabhängigen Verwaltungsgerichtshofs mit fefter Stellung feiner Mitglieder und 
öffentlich = mündlicher contradictoriicher Verhandlung ins Auge zu fallen fet. ’) 

In Bezug auf die neue Negulirung der Agrarverhältniffe haben die ausführenden 
Behörden, die Generalcommiſſionen, beziehungswerle die Regterungsabtheilungen, ſowie das 
Revifionscollegium für die Yandesculturfachen wegen des fortwährenden Cingreifens in 
Privatrebtöverhältniffe annähernd die Geftalt richterliher Behörden mit Unterordnung 
unter das Obertribunal angenommen. 


D. Die Berantwortlichfeit der Beamten aus Amtshandlungen. 


Es fragt ſich viertend, wie weit der Rechtsweg zuläffig ſei, inſofern es fich nicht 
ſowohl um eine Klage gegen die Stantögewalt felbft, als wielmehr gegen die Perfon des 
ausführenden Beamten handelt, möge diefe einen cheilrechtlichen oder einen ftrafrechtlichen 
Inhalt haben. 

Dergleihen kann als eine laufende geichäftliche Gontrole gemeint fein, und zwar ale 
eine ſehr wirfiame, da die taufendfältigen Gollifionen mit den perlönlihen und vermö— 
gensrechtlihen Interefien der Privaten, in welchen fich die tägliche Verwaltung befindet, 


unterfuchung wird der Angefchuldigte unter Mittheilung der Anfchuldigungspuntte vorgeladen, 
und wenn er erjcheint, gehört; es werben die Zeugen eidlich vernommen und die zur Aufflärum 

der Sache dienenden fonftigen Beweiſe berbeigeihafft; die Berrichtungen ber Stanttonwaltiat 
werben durch einen von ber Regierung ernannten Beamten wahrgenommen; bei ver Bernebmung 
des Angefchuldigten und dem Verhöre der Zeugen ift ein vereibeter Protocollführer zuzuzichen. 
Nach Abſchluß Ber Vorunterfuhung überreicht der Beamte der Staatsanwaltichaft der Regie— 
rung die Anjchuldigungsichrift. Der Angeichulbigte wird unter abfchriftlicher Mittheilung der— 
felben zu einer Plenarfigung zur mündlichen Berhandlung vorgeladen. Bei der mündlichen 
Berbandlung, welche im nicht öffentlicher Situng ftattfindet, gibt zunächit ein aus ben Mitglie- 
dern der Regierung ernannter Referent eine Darftellung der Sache, wie fie aus ben bisherigen 
Berbandlungen bervorgeht. Der Angefchuldigte wird vernommen. Es wirb darauf ber Beamte 
der Staatsanmwaltichaft mit feinem dor. und Antrage und der Angefchuldigte mit feiner Ver— 
tbeidigung gebört. Dem Angefhuldigten fteht das Tette Wort zu. Der Angefchuldigte, welcher 
ericeint, kann ſich des Beiftandes eines Advocater oder Rechtsanwalts als Bertheidigers bedie- 
nen. Der nicht ericheinende Angefchuldigte kann fi Durch einen Advocaten oder Rechtsanwalt 
vertreten laſſen, wenn micht das perfönliche Erfcheinen des Angeſchuldigten unter der VBerwar- 
nung angefagt if, daß bei feinem Ausbleiben ein Vertheidiger nit werde zugelafien werben. Es 
fönnen auch mündliche Zeugenvernehmungen erfolgen. Die Entfcheibung erfolgt, ohne an po- 
ing Beweisregeln gebunden zu fein, nach freier Ueberzeugung; fie muß mit Gründen verfeben 
ein und wird in der Sigung felbft verkündet. Ueber die Verhandlung ift ein Protocol auf- 
zunehmen. Für die Recursinftanz gelten dieſe Borfchriften nit — Derartige Zuriidnahmen 
find auch nad der Gewerbeordnung für den Nordbeutfhen Bund vom 21. Juni 1869 $. 53 
noch zuläffig; die in $.21 aufgeftellten Normen über Behörden und Berfahren führen für Preu- 
ben mur die Mobdification berbei, daß bie Publication der Regierungsentſcheidung in Öffent- 
licher Sitzung erfolgen muß. 

) Gneift, Communalverfaſſung x., ®b. II, ©. 1346 fi. 
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die Beamten einer endlofen Reihe won Berfolgungen und Bedrohungen auslegen, und 
auf indirectem Wege die Verwaltung unter die Herrichaft der Juſtiz bringen würde. 

Demgemäß findet ſich Das Syſtem, wonad Die ordentlichen Gerichtshöfe über der— 
artige Amtshaudlungen lediglich in Gemäßheit Des gemeinen Rechts urtheilen, weder in 
England, noch auf dem europätichen Gontinente H. A 

Es befteht aber zwiſchen England und dem Gontinent die Differenz, daß dort ma— 
terielle, hier formelle Schranken gezogen find. 

Indem in England eimerleits die Gefahr eines aus Dev Parteiregierung hervor: 
gehenden ſyſtematiſchen Mißbrauchs einer Discretionäven Beamten = Protection beſonders 
nahe lag, andererfeits die Nüdficht auf den Charakter des Ehrenamts der Friedensrichter ſich 
geltend machte, die nach Den Worten eines Geſetzes von Georg IL. „leicht entimuthigt were 
den in der Ausübung ihres Amtes durch veratoriiche Klagen wegen Heiner und unwill— 
fürlicher Irrthümer in ihren Proceduren, und die deshalb ſicher geftellt werden müſſen 
in der Ausiibung ihres Ehren = und Bertrauensamts, ſoweit es wereinbar iſt mit der 
Gerechtigkeit und mit der Sicherheit und Freiheit Der Uniertbanen, über welche ihre 
Amtsgewalt ſich erftredt‘ ; fo ift man aus diefen Erwägungen zur Aufftellung ſehr weit— 
gebender, von den Grundſätzen des common law ſtark abweichender materieller Rechtsnor— 
men gelangt, welde die Entſchädigungspflicht und Verantwortlichkeit des Beamtenthums 
auf ein Minimum vedueiren. 

Es ift demigemäß eine Civilklage nur dann zuläſſig, wenn ein Beamter durch Ver: 
legung weientlicher Normen oder völlige Ueberichreitung feiner Jurisdiction, indem er etwa 
eine Haft oder ein Strafverfahren ohne vorberige eidliche Information verfügte, oder 
einen Haftöbefehl außerhalb feines Bezirks erließ, aleihfam als Nicht = Beamter, als Pri- 
vatmann gehandelt hat. Eine Givilklage gegen Beamte wird alſo grundſätzlich verwei— 
gert; als Private find fie andern Privaten für Eingriffe in Vermögens = und Freiheits— 
rechte zwar werantwortlic, genießen aber noch immer eine weitgehende Protection, ſofern 
fie nur den Nacweis führen können, daß ihr Berfeben auf bonı fides beruht. 

Die ftrafrechiliche Verfolgung findet gegen den bona fide handelnden Beamten nie— 
mals ftatt. Die Borausfegung einer ſolchen ift in allen Fällen eine aus dolus hervor— 
gegangene Verlegung der Arntöpflicht, wie die Verhaftung eines Unſchuldigen aus Rachſucht 
oder Uebermuth, die Verweigerung einer Gewerberonceifton aus Gewinnfucht. Der Nach— 
weis folder partial, corrupt, malicious motive:, folder private interest, resentment, 
oppression ıft aber, da es ſich nicht um bloße Meinungen handelt, äußexſt ſchwierig zu 
führen, und Yord Brougbam jagt gewiß mit vollem Redt: „Let him only give no 
reason for his conduct, and no power on earth can touch him.“ Auperdem bat 
die Kronanwaltichaft Die Befugniß, jede Derartige Anklage Durch nolle prosequi nieder— 
zufchlagen ®). 


", Auch in Amerika gebt die Kompetenz der ordentlichen Gerichte keineswegs feweit, wie 
man vielfadb annimmt ; im zahlreichen Fällen biefer Art entfcheivet der court of sessions, eine 
aus Friedensrichtern beftebende vom Gouverneur ernannte Graffchaftsbehörde die nach Tocaucville 
zwiſchen Berwaltung und Yuftiz in der Mitte ftebt, und deren Mitglieder in ber Weife an der 
gewöhnlichen Berwaltung theilnehmen, daß Die wictigften Ace des commumalen Yebens unter 
ihrer Betheiligung erfolgen, und doch ein großer Theil der Grafſchaftsverwaltung, wie die Errich— 
tung von Gefaͤngniſſen, die Vorberathuug des Grafſchaftsbudgets, Die Repartition der Graſſchafts— 
ſteuern, die Verleihung gewifier Patente die Eorge für die Graffchaftebrüden und die Neparatur der 
Grafibaftswege in ibrer Hand liegt. Bal. Toequerille, De la democratic en Amerique 
14. edit, (Paris 1869), T, 1. ©. 121 #. Die frage verdiente Übrigens auf Grund der Gucl- 
len eine eingehendere Erörterung als nah Maßgabe der Yitcratur möglich ift. 

NRGneiſt, Das enaliihe VBerwaltungsredt (2. Aufl. 1867) Pr. II. S. 705 fi, Geſchichte 
amd beutige Geftalt der engliſchen Communalveriafiung (2. Aufl. 1853), Bd. II. ©. 5 fi. 
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Gleichmäßig mit der Ausbildung des modernen Beamtenftaats und mit der Tren— 
nung der Verwaltung von der Juſtiz bilvete fich Towohl in Frankreich als auch in 
Preußen die Tendenz aus, die Beurtheilung von Amtshandlungen der Adminiſtraliv— 
beamten der Gognition der ordentlichen Gerichte mehr oder weniger zu entziehen. Wenn 
in Frankreich ſchon feit Ende des Mittelalters dergleichen Klagen zur Adıniniftratiojuftiz 
gerechnet wurden, und zur Competenz der zahlveichen, Ichon damals beftehenden Admint- 
ftratigjuftizbehörden wie Die cour des aides, Die chambre des comptes, die cour des 
monnaies, Die juges d’amiraute, Die juges des eaux et furäts, das conseil d'ötat ge— 
hörten, jo hat in Preußen jchon die Neumärkiſche Kammergerichtsordnung vom 11. December 
1700 den Grundſatz aufgeftellt, daß die Beamten zwar in Privatlachen vor die Regierungen 
(Obergerichte) gehören, Daß aber davon die Sadyen ausgenommen ferien „jo ihr Ambt und 
Bedienung jelbft concerniven“, es hat ferner die Berordnung wegen Verbeſſerung des Juſtiz— 
weſens vom 21. Mai 1713 vorgefchrieben, daß «8 „zur Kammer-Erkänntniß“ gehört, „wann 
die Beambten wegen ihrer Funktion und Ambtsrerrichtung beiprochen, over ſonſt zur Ver— 
antwortung deshalb gezogen werden”, es hat endlich das Neglement vom 19. Juni 
1749 eine ſehr eingehende Sonderung verfucht und insbefondere beftimmt, daß es zur 
Cognition der Kammer gehört, „wenn ein Kriegs- und Tomänenrath oder ein anderer 
den Kammern ſubordinirter Beambter wegen ihrer Ambtöverrihtungen beiproden, oder 
dieferhalb zur Verantwortung gezogen werden, oder Jemanden in Ambtsſachen injuriret 
haben.” Gegemwärtig findet zwar in beiden Yändern eine civil= und ftrafrechtliche Ver— 
folgung won Staatöbeamten aus Anlap von Amtshandlungen vor den ordentlichen Ge— 
richten ftatt; indeflen abgeiehen davon daß die ftrafrechtliche Verfolgung durch die Stellung 
der Staatsanwaltichaft thatſächlich der höhern Genehmigung unterliegt, To iſt jede gerichtliche 
Beamtenverfolgung wegen Amts und Dienftvergehen an eine vorgängige Erlaubniß gebunden, 
die zwar nicht von den vorgefegten Dienftbehörden ertheilt wird, was in Preußen nad 
der Verfaſſung unzuläſſig fein würde, Art. 97, die aber in Frankreich an die Beurthei- 
lung des Staatöraths, in Preußen an die Beurtheilung des Gerichtshofs zur Entſcheidung 
der Gompetenz = Gonflicte gebunden ıft. Während man aber in frankreich mit diefer Ein: 
richtung im ganzen zufrieden ift, To bat ſich das deutſche Rechtsbewußtſein gegen Dielelbe 
gefträubt. Die preußiſche Regierung bat deshalb, geftügt auf ein Öutachten jener Be: 
hörde jelbft im Jahre 1861 einen die Aufhebung enthaltenden Gejegentwurf eingebracht. 
Derielbe gelangte indeilen nicht zur Annahme und die Einrichtung ift neuerdings auf die 
neuen Yandestheile ausgedehnt. Die ganze Frage bedarf noch der ernfteften Erwägung )). 


E. Die Competenz - Eonflicte. 


Da überall die Abgrenzung zwiſchen Yuftiz, Verwaltung und Berwaltungsrechtss 
pflege nach ſehr complicirten Gefichtspunften erfolgt, To können natürlich leicht Con— 


Juftiz, Berwaltung, Rechtsweg (1869), S. 154 fi. — Stein, Berwaltungsichre, Th. J. Abth. 1. 
(2. Aufl. 1869), ©. 413 fi. — Lord Brougham a. a. ©. Il. 371. 

) Für Franfreid Dareste, a. a. O. ©. 514 ff, Laferriere, II, 563 fi.; fir Preu— 
gen von Rönne a.a O. 1, 1.@. 412 ff, Koh in Grudots Beiträgen Bd. V. ©. 249 ff.; 
ganz befonder® „Ueber die Befugniß der ordentlichen Gerichte zur ſtraf- und civilrechtlichen Ver— 
folgung von Staatsbeamten aus Anlaß von Amtsbandlungen nah preußiſchem Recht. Bon 
einem preußifhen Richter, Berlin 1868.” — Uebrigeus find auch in der Schweiz alle Eivilffa- 
gen gegen Beamte wegen geſetzwidriger Amtshandlungen zunächft beim Bundesrathe anzubrin- 
gen; wenn biefer Die Zuſtimmung verweigert, fo fann der Kläger dennoch den beflagten Beam- 
ten auf dem Givilwege belangen, muß jedoch vorher eine vom Bundesgericht zu beſtimmende 
Kaution Teiften (Schweizer Vundesgefeß vom 9. December 1850 betreffend die Berantmwortlichkeit 
der eidgenöffiihen Behörden und Beamten. 
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fliete darüber entftehen, ob ein Gegenftand zur Duftiz, zur Verwaltung, zur Verwaltungs: 
rechtöpflege gehöre. 

Soldye Competenz = Conflicte find in doppelter Weile möglich, indem entweder eine 
Competenz in Anfpruch genommen wird, was eben der regelmäßige Fall iſt (f. g. pofitiwer 
Sompetenz = Conflict) oder im Abrede geftellt wird (ſ. g. negativer Competenz = Conflict). 

Die Wege, ſolche Conflicte zu löſen, find wieder in den verſchiedenen Yändern vers 
ſchieden. 

In England entſcheiden darüber die Reichsgerichte. 

Yu Preußen war bei der Neugeſtaltung des Jahres 1808 nur feſtgeſetzt worden, daß 
die Sache höhern Orts zur Sprade zu bringen fer. Erſt durch die Cabinetöordre vom 30. 
Juni 1828 wurde näher feftgeftellt, daß Diejenigen Competenz-Conflicte, die nicht durch eine 
Bereinigung zwiſchen dem Juſtizminiſter und dem Minifter der betreffenden Berwaltung erledigt 
wirden, vermittelit eines Gutachtens des Staatsraths dem Könige vorgelegt werden Tollten, 
welcher fich worbebielt, entweder ſelbſt zu entſcheiden oder Die Enticheidung dem oberften Ge— 
richtshofe aufzutragen, Die mit diefer Einrichtung verbundenen Webelftände führten zu dem 
Geſetze vom 8. April 1847, wodurch ein aus bleibenden Mitgliedern zu bildender Ge— 
richtöhof, beftehend aus dem Präfiventen des Staatsraths, dem Staatöfeeretiv und neun 
andern Mitglievern des Staatöraths, von denen finf Juftiz - =, Die übrigen vier Verwal: 
tungsbeamte fein follten, errichtet wurde. Wenn nun die Verfaſſungsurkunde Art. 96 
feftjetst, dak über Competenz » Conflicte zwiſchen Berwaltungs= und Gerichtöbehörden ein 
durch das Geſetz bezeichneter Gerichtshof enticheiden ſoll, fo ift dadurch einerſeits die Ein- 
richtung eines Gerichtshofs für Entſcheidung der Competenz-Conflicte zu einer verfaflungs- 
mäßigen Einrichtung erhoben worden, jo daß alfo eine principiell abweichende Einrichtung, 
etwa die Enticheidung der Competenz = Conflicte durch die Gerichte, nur auf Grund einer 
vorgängigen Berfaffungsänderung möglich fein würde. Andererſeits fann man jedoch zwei— 
felhaft darüber fein, ob im Hinblid auf die Anforderungen, welche die Verfaſſungs-Urkunde 
in Art. 86. 87 an die Zufammenjegung und in Art. 93 an das Verfahren eines Gerichts- 
hofs ftellt, der Gompetenz = Gerichtähof des Geſetzes von 1847 auch der verfaffungsmäßig 
richtige ſei, da eimerfeits die Mitglieder zwar thatfächlih nad einer Erklärung des Ju— 
ſtizminiſters in ihren Functionen dauernd belafjen find, eine derartige vechtliche Garantie 
aber nicht eriftirt, und da andererjeitS das Verfahren geheim und fehriftlich ift. 

Wenn eine Zeit lang die Klagen über angebliche „Trockenlegung“ der Juſtiz gegen 
die Eriftenz diefer Behörde gerichtet waren, jo bat man doch alsbald anerkennen müfjen, 
daß die Urtheile durchgängig auf unzweifelhaft richtiger Auslegung der geſetzlichen Beſtim— 
mungen über die Refjortverhältniffe beruhen, daß eine Beeinträchtigung der Yuftiz einer 
Behörde nicht vorzuwerfen tft, welche in einer ganzen Reihe von Fällen gegen die überein- 
ftimmenden Urtheile der beiden Inftanzgerichte den Rechtsweg für zuläffig erklärt bat, daß 
alfo bei Befeitigung diefer Behörde für die Juſtiz außer der Ehre ſich jelbit für incom— 
petent zu erflären, wenig gewonnen ſein würde. 

In Frankreich gebührt die Entſcheidung der Competen; - Sonflicte dem Staats⸗ 
vathe, der dabei ganz wie bei den Enticheidungen des Contentieux verführt, oder vielmehr 
nad) den oben dargelegten Grundfägen ftrenggenommen dem Sailer. Die Competenz- 
Conflicte heißen techniſch eonflits d’attribution, im Unterſchied von den conflits de ju- 
risdietion, die zwiichen Behörden deſſelben Reſſorts entftehen. 
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IV. Innere Verwaltung. 


Wenn die Wirkſamkeit der Staatögewalt zu allen Zeiten im allgemeinen auf aus- 
wärtige Berhältniffe und Kriegsweſen, auf Juſtiz und innere Verwaltung, ſowie auf 
Herbeiihaffung der für alle dieſe Functionen erforderlichen materiellen Mittel, Finanzwe— 
- fen, fi) erftredt bat, To ift doch der Umfang der ftaatlichen Thätigkeit auf Dielen verſchie— 
denen Gebieten nah Zeiten und Völkern ein ſehr vwerichiedener gewefen. 

Und zwar hat die innere Verwaltung, die öffentliche Sorge für das individuelle 
Wohl, in germaniſchen Staatöverhältnifien am ſpäteſten ſich ausgebilvet. 

Es find wieder zwei Stadien in diefer Entwidelung zu unterſcheiden, infofern Die 
Staatögewalt in diefer Hinficht anfangs auf eine mehr negative Thätigfeit auf Abwen— 
dung von Gefahren, welche den Einzelnen aus den Kräften der umgebenden Natur, oder 
aus dem rechtöwidrigen Beginnen dev Menichen bedrohen, auf Sorge für Sicherheit, auf 
Friedensbewahrung gerichtet war, umd erft in neueren Zeiten, hier früher, dort ſpäter, 
im größerer oder geringerer Ausdehnung, je nad der Anlage des Vollsgeiſtes und 
nad dem Bewußtſein der Nationen über das Weſen ded Staats, zur pofitiven För— 
derung der Einzeleriftenzen fortgegangen ift, ımd durch Sammlung und Verwendung der 
ftaatlihen Geſammtkraft in Bezug auf Berkehrsweſen, Yandesculturpflege, Förderung 
von Kunft und Wiſſenſchaft ein umfafjendes Spftem moderner innerer Verwaltung ge: 
Ichaffen hat ?). 

In der Terminologie hat diefer Entwidelungsgang feine Spuren bis heute zurück— 
gelafjen. 

Wenn einft die gefammte innere Verwaltung ald enkıreia@ der Yuftiz gegeniiber 
trat, jo wurde der Ausdrud Polizei doch vorzugsweiſe auf die zur Erhaltung der Sicher— 
heit nothwendigen Einrichtungen und Maßregeln auf die negativen Functionen der in: 
neren Verwaltung angewendet. Man bat dann zwar jpäter auch die poſitive Seite 
der inneren Verwaltung Polizei genannt, von einer Unterrichts: und Landwirth— 
ſchaftspolizei (Meliorationsweien) geiprohen, die ſämmtlichen Behörden der inneren 
Verwaltung Polizeibehörden, die gefammte Wifjenihaft der inneren Verwaltung Poli- 
zeiwiffenichaft genamnt. Die erjtere Bedeutung von Polizei ift aber auf die Dauer 
in Theorie und Praxis die überwiegende geblieben. Man hat daher nad heutigem 
Spracgebraud die Polizei von der inneren Verwaltung zu jcheiden, jedoch nicht in dem 
Sinne, daß fie ein beionderes Gebiet wäre, fondern in dem Sinne, daß fie der ganzen 
inneren Verwaltung inmmanent ift, und ſtets die negative Seite derſelben bezeichnet, jo daß 
fie auf jedem einzelnen Gebiete ſich vorfindet. Da jedoch weder begrifflich noch praftijch die 
pofitive und die negative Eeite der inneren Berwaltung ſich überall Iharf von einander 
trennen laffen, wie das namentlich auf den Gebieten des Sanitätöwejens, des Fremdenwe— 
jens, des Batımeiens herwortritt, jo haftet dem Begriffe der Polizei noch immer eine 
Unbeftimmtbeit an, die denjelben namentlich zu gefetlicher Feſtſtellung ſchwer definir— 
bar madıt 2). 

Der Unterſchied zwiſchen der negativen und pofitiven Seite der inneren Verwaltung tritt 
in ben $$. 2 und 3. Tıt. 13. Th. IT.Q, 2. R. Mar hervor; $. 2: „Die vorzüglichfte Pflicht des 
Oberhaupt im Staat ift, fowohl bie äufere als innere Ruhe und Sicherheit zu erhalten, und 
einen Jeden bei dem Seinigen gegen Gewalt und Störungen zu fügen.“ $. 3: „Ihm kommt 
es zu, für Anftalten zu forgen, woburd den Einwohnern Mittel und Gelegenheit verichafft 
werben, ihre Fähigkeiten und Kräfte auszubilden und dieſelben zur Beförderung ihres Wohlftan- 
des anzuwenden.“ 

2) Stein, Verwaltungslehre I, 197. II, 62 fi. IV, 2 fi. — Rau, Ueber ven Begriff der 
Bolizei (Zeitfhrift für die gefammte Staatswiſſenſchaft, 1553). 
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Die einzelnen Theile der inneren Berwaltung, das Syſtem derjelben, bieten uns die 
großen Elemente des inneren Staatölebens dar. Man ſcheidet danach eine Verwaltung des 
perfönlicen, wirthſchaftlichen und gejellichaftlichen Yebens. Die Verwaltung des perlöns 
lichen Lebens bezieht ſich ſowohl auf das phyſiſche, wie auf Das geiftige Yeben der Perſön— 
lichkeit, umfaßt im jener Beziehung das Bevölkerungs-, Geſundheits- und Pflegſchaftswe— 
fen, in diefer Beziehung Unterrichts-, Bildungs: und Gultuswejen. Die Berwal- 
tung des wirtbichaftlichen Yebens enthält zunächſt die auf das geſammte Wirthſchaftsweſen 
bezüglichen Verhältniſſe der Entäußerung (Grundentlaſtung, Ablöfung, Gemeinheitsthei- 
lung) des Verkehrsweſens, des Umlaufsweſens, des Creditweſens, ſodann die beſonderen 
Arten Des Wirthſchaftsweſens, wie Urproduction, Land- und Forſtwirthſchaft, Gewerbe, 
Induftrie, Handel, geiftiges Eigentbum. Die Verwaltung des gelellichaftlichen Lebens 
endlich umfaßt das Familienweſen, Claſſenweſen und die ſtändiſche Ordnung )). 


V. Stantsverwaltung und Communalverwaltung. 


Die Verwaltung erfolgt entweder durch den Staat, oder durch Genoſſenſchaften öffent— 
lich rechtlichen Charakters, die wie dev Staat auf territorialer Grundlage und auf Zwangs- 
mitgliedicdhaft beruhen — Gommumen im weiteren inne. Die Staatöverwaltung ift ent— 
weder Local⸗ oder Kreis, Bezirks-, Provinzial- und Gentralverwaltung Syſtem der ad» 
miniſtrativen Gentraltfation und Decentralilation). 

Die Communalverwaltung bezieht fich entweder auf allgemeinere, durch örtliches Zu— 
ſammenwohnen entjtandene Zwecke: Gommmmalverwaltung im eigentlihen Sun, die 
wieder auf werichiedene Weiſe als Verwaltung der Yocalgemeinde, der Sammtgemeinde, 
dev Kreise, Bezirls-, Provinztalgemeinde ericheint, oder auf einzelne Tpecielle Zwede : 
Syſtem der Verwaltungsgemeinden, unter deren Arten beſonders die Schulfocietäten, 
die Landarmen-, Wege- und Deidverbände, Die Jagd = und Entwälferungsgenoflenfchaften, die 
Ereditinftitute, endlich Die Kirchengemeinden niedever und höherer Stufe hervorzuheben find. 

Staats- und Communalverwaltung werden entweder durch Berufs oder durch Eh— 
venämter, oder durch eine Gombination beider Elemente geführt. Die Staatsverwaltung 
durch Ehrenämter iſt der Begriff des engliſchen Selfgewernment, die Gommmmalverwal- 
tung in der Combination von Berufs- und Ehrenamt ift der Begriff der Selbſtverwal— 
tung im deutſchen Sinne. 

Sowohl die Staats: als auch die Communalverwaltung mit oder ohne Ehrenämter 
werden entweder in bureaukratiſchen oder in collegialiſchen Formen gehandhabt. Der 
nenerdingd mehrfach aufgeftellte Begriff von Bureaukratie füllt mit dieſer Eintheilung kei— 
neswegs zuſammen; derſelbe iſt aber überhaupt ſchwer zu definiren, und weniger ein 
wiſſenſchaftlicher Begriff, als ein politiſches Schlagwort, mit dem die — Par⸗ 
teien ſehr verſchiedene Bedeutungen verbinden. 


A. Die Staatsverwaltung. 


In England beruht dieſelbe für die untern Stufen noch immer weſentlich auf 
dem Amte der Friedensrichter. 
Das Friedensrichteramt charakteriſirt ſich durch zweierlei. 


Stein, Berwaltungslehre Il, 565 Mohl, Polizeiwifienicaft, 3. Aufl. Is66; Mohl, 
Staatsrecht des Königreichs wurtemberg. Bb Il; Pözl, Bairifches —— Mün- 
ben 1656, 0. Rönne, Staatsrecht ber preufiichen Monardhie, Bd. TI. Abth. 
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Daffelbe ift erftens ein Staatsamt; denn es wird einerfeitd von der Krone verlie- 
ben und bleibt auch zur Dispofition der Krone, wie die jährliche Erneuerung der Com: 
missions und die Befugniß zur jederzeitigen Zurücknahme derfelben beweift, und es be- 
zieht ſich andererfeits auf wirkliche ftaatlihe Hoheitsrechte, auf die Verwaltung von Mi- 
Itär= und Steuerangelegenbeiten, auf die ftaatsfeitige ziemlich tief eingreifende Gontrole 
und Yeitung des Communalweſens, endlih auf eine ausgedehnte Polizeiverwaltung, Die 
ih dem Umfange nach zwar wejentlib auf das Syſtem der alten Friedensbewahrung, 
ausnahmsweiſe jedoch aucd auf einzelne Zweige der modernen Wohlfahrtöpolizei, der Art 
nad ſowohl auf die Handhabung der Orts- wie der Yandespolizei erftredt. 

Daſſelbe ift zweitens ein Ehrenamt, von dem Nachweiſe eines höheren Grundfteuer: 
Reinertrags abhängig, ohme an eine fonftige Unalification gebunden zu fein, und ohne 
die Borausfegung einer ausſchließlichen Hingabe an den Dienft, der von einer ganz eror= 
Bitanten Anzahl von Friedensrichtern geleiftet wird, umd in jedem einzelnen Falle mehr 
oder weniger auf Freiwilligkeit beruht. 

Wie nun auch Diele Friedensrichterlihe Verwaltung innerhalb ihrer Sphäre ſich be— 
währt haben mag, jedenfalls hat fie fi zur Erfüllung der modernen Staatsaufgaben zur 
Handhabung einer Wohlfahrtöpolizet unzureichend erwieſen. Wenn einſt Binde „Leine Mi— 
nifterialdivifionen und Bureaur oder General: und Yandesdirectorien, feine Ober = ımd Unter: 
präferten, feine Regierungs = und Kammercollegien, feine Yand = und Seuerräthe, feine Gens: 
Darmen und Polizeicommiffäre, faſt gar keine ſichtbaren Regierungsbeamten“ vorfand, ſo 
vermißte er doch zu gleicher Zeit „Sorge für Volkserziehung, für Medicinalpolizei, genügende 
Borbengungsmaßregeln gegen Lebens und Eigenthunnsgefahren”, und fand Dagegen „ausgedehnte 
wüſte Gemeinheiten, eine Armenpflege, weldye nur darauf berechnet ſchien, alle Menschen 
arın zu machen“ ') Und in demſelben Maße, wie nun ſeit der Reformbill die Pflege der: 
artiger Intereſſen, insbejondere Die Sorge für die untern Claſſen auf den Gebieten des 
Armen =, Geſundheits-, Unterrihts- und Fabrikweſens gefördert worden ift, hat ſich ein Be— 
rufsbeamtenthum und eim Behördenſyſtem ausgebildet, welches ‚dem continentalen Verwal— 
tungsapparate durchaus entipricht. 

Dies engliiche Beamtenthum entbehrt jedoch jeder wiſſenſchaftlichen Fachbildung; die 
feit 1855 eingeführten Prüfungen find lediglich auf Elementarbildung gerichtet, Die Zus 
rückweiſungen erfolgen wegen Ichlechter Handichrift, wegen grober Umwiljenheit im Buch— 
ftabiven und Rechnen. Die Anftellungen beruben zum weitaus größten Theil auf Partei— 
patronage; nad der Schilderung von Yord John Ruffel in der Weile, Daß, wenn eine 
Stelle im Stempel: oder Poftamt vacant ift, die Treasury an den Abgeordneten für Die 
Grafſchaft oder den Flecken, der mit der Regierung ſtimmt, Schreibt und ihn auffordert, 
eine Perſon zu recommandiren. Niemand leugnet nad Gneiſts Ausdruck, daß bei Anſtel— 
lungen in erfter Yınie an Brüder und Schwiegerföhne der Parlamentsminiſter gedacht 
wird, dann an Parlamentömttglieder, deren Stimmen wichtig find, und deren Angehörige, 
damı am Proteges der Miniſter, Peers und Unterhausmitglieder, „dam auch wohl an 
talentvolle Zeitungsredacteure und Bamphletichreiber 3. B. wurde Punch mit 1000 Y., 
Graminer mit 800 Y, Dir. Procter mit 1500 L. angeftellt), Dann auch wohl an eine 
entichieden tüchtige Capacität oder einen eifrigen Subalternbeamten, in unteren Stellen 
an Privatſecretäre und Kammerdiener. Die Anftellungen erfolgen ferner nicht auf Ye 
benszeit (during good behaviour), jondern auf Widerruf (during pleasure), und jo we— 
nig von der grundſätzlichen Entlaßbarkeit thatſächlich Gebrauch gemacht wird, rechtlich ift 


bu 2 


') Darftellung der inneren Berwaltung Großbritanniens von Y. EDEN v. Binde Her— 
ausgegeben von B. G. Niebuhr. 2. Anfl. Berlin 1848. ©. 1. 
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die Stellung der engliſchen Beamten durchaus precär. Endlich findet eine Beförderung 
nicht nach Berdienft, fondern nur nad Anctennetät ftatt. Die Ausficht auf die höchſten 
Stellen iſt aber dem engliihen Beamtenthume überhaupt verichlofien, da nicht blos die 
Miniſterien ſelbſt, Tondern auch Die mit denfelben mechlelnden ſ. g. pofittichen Aemter, etwa 
60, mit Parlamentsmitgliedern befett werden, ein Parlamentsfig aber mit einer eigent— 
hen Beamtenftellung in der Regel incompatibel ift. 

Die Behörden dieſes modernen Adminiſtrativſyſtems find im ſtreng bureaufvatiicher 
Weiſe, auch bei ſcheinbarer Collegtalität, organifirt, und zugleich ftarf centralifirt; ſtändige 
Provinztalbehörden fehlen, die reiſenden Infpectoven haben feine enticheidende Gewalt 9. 

An Frankreich liegt die eigentliche Entſcheidung für Die ganze Spbäre der inne— 
ren Verwaltung und zwar bis im Die unterften Inftanzen in der Hand von Berufsämtern. 
Diefe find überall da, wo es zunächſt auf Handeln ankommt, bureaukratiſch organifirt 
und nur fir die Stufen der Gentral= und Provinzialvermwaltung finden ſich neben den 
Miniftern und den Präfecten aus Berufsämtern beftehende Collegien : der Staatsrath 
und der Präfecturrath, die jedoch für die eigentliche Verwaltung auf eine Lediglich bera- 
thende Stellung beſchränkt find. Innerhalb dieſes Behördenorganismus hat die im Prä— 
fecten concentrirte Provinzialverwaltung gegenüber der mintftertellen Gentralverwaltung 
feit dem Decentralilattonsdeerete vom 25. Mai 1952 2 eine gewiſſe Selbititindigfeit 
erlangt, indem eine beträchtliche Anzahl von Gegenftinden aus der Commmmalverwal: 
tung, aus dem Gebiet des Yandesculturmeiens, aus der Verwaltung der indivecten Steuern, 
der Domänen und Forſten, und eine nicht minder beträchtliche Anzahl von Stellenbeſetzun— 
gen in den verſchiedenſten Zweigen des öffentlichen Dienftes, den Präfecten zur ſelbſtſtän— 
digen Erledigung überwiejen wurden. Der bei jener Gelegenheit officiell ausgeſprochene 
Gedanke, daß man wohl von fernher regieren, aber nur aus der Nähe verwalten künne, 
bat auf die Stellung der Berwaltungsbehörden vom Präfecten abwärts insbefondere auf 
die Stellung der Unterpräfeeten und Mairs feinen Einfluß geübt, diefe erfchienen viel— 
mehr ohne jede felbitftändige Initiative lediglich als commissaires departis. 

AS „fragmentariſche Ergänzung“ dieſes Beamtenftaats ift dann ein populäres Ele- 
ment in den f. g. Conseils herbeigezogen ; das conseil general neben der Verwaltung 
des Präfecten, das conseil d’arrondissement neben der Verwaltung des Unterpräfeeten ; 
das conseil municipal neben der Verwaltung des Maire. Alle dieſe Conseils beruhen 
auf dem allgemeinen Stimmrecht. Sie haben eine gewiſſe reale Bedeutung für die Ge- 
biete der Communal- und Interefienverwaltung, für die ſtaatliche Adminiſtration ift ibre 
ganze Thätigkeit nur eine ſcheinbare *). 

In Breußen find die Stufen der Local-, Kreis:, Bezirks-, Provinztal = "und Gen- 
tralverwaltung genauer von einander zu untericheiben. 


1. Die Localverwaltung. 


Die Organifation derſelben bietet eine große Mannidyfaltigfeit von Geftaltungen dar. 
Inden es der Ritterichaft in emem großen Thetle von Deutichland, insbelondere im 
den durch Eroberung gewonnenen öftlihen Gegenden, gelungen war, gejtügt auf großen 


) Gneift, Das une —— Th. IL ©. 678 fi. 601 fi. 1343 fi. Juſtiz, 
Verwaltung, Rechtsweg. ©. 32, 

) Abgedruckt bei ee a.a. O. H, 608 fi. j 

») Stein, Berwaltungsiehre I, 390 fi. 420 fi. 476 fi; Gneiſt, Juſtiz, Verwaltung, 
Rechtsweg, ©. 106 ff. 
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Grundbefig und militäriſche Stellung, den größten Theil des platten Yandes in perfönlicher 
und dinglicer Beziehung fih zu unterwerfen, und die altgerinaniiche Feldmark mit ihrer 
gleihberechtigten Hufe in berrichendes Hoffeld und unterthäniged Banernfeld zu verwan— 
deln, das gefammmte Areal entweder in unmittelbaren oder mittelbaren Befig zu Bringen, 
fo hatte fih alsbald aus dem Dominium ein Imperium entwidelt, indem die Hinterfafien 
unter der landesherrlichen Gewalt hinweggezogen, die Nittergüter zu feinen Territorien 
gemacht wurden, und im der Händen ber Beſitzer eine ortsobrigfeitliche oder polizeiobrigs 
feitliche Gewalt ſich bildete, Die nicht den Charakter eines Amts, Tondern eines aus pris 
vatrechtlichem Titel fließenden felbftftändigen Rechts hatte. 

Dies Verhältniß verlor aber feine Grundlage in demſelben Augenblide, wo die wirth- 
ichaftlichen Beziehungen zwiſchen Gutsherrſchaft und Hinterſaſſenſchaft gelöft, Die privat— 
rechtliche Unterthänigfeit aufgehoben wurde. 

In dent ſ. g. Steimfchen Teftamente — dem Nundichreiben au die Oberbehörden 
vom 24. November 1808 — war diele Sachlage Far erfannt. „Regierung, heißt es 
dort, „kann nur von der höchſten Gewalt auögehen ; ſobald das Recht, Die Handlungen 
eines Mituntertband zu beftunmen, mit einem Grundſtücke everbt oder verkauft werben 
tann, verliert die höchfte Gemalt ihre Winde und im gefränkten Unterthan wird die Ans 
hänglihkeit an den Staat geſchwächt; nur dev König fei Herr, infofern diefe Benennung 
die Polizeigewalt bezeichnet, und fein Recht übe Der aus, dem er es jedesmal überträgt.‘ 
Und in voller Uebereinſtimmung Damit erflärte der König im eimer am folgenden Tage 
erlaffenen Gabmetsordre „Ich bin Willens, die Polizeigewalt nicht ferner von dem Beige 
eined Grundſtücks abhängen zu laſſen; die Polizei Toll, wie es in anderen Staaten ges 
fchieht, nicht von den Grundbeſitzern, ſondern won Orts- und Kreispolizeibehörden ver 
waltet werden.‘ 

Erft die Berfafjungsurtunde vom 5. December 1848 Art. 40 und die Ber- 
fafjungsurtunde vom 31. Januar 1850 Art. 42 Haben wörtlich gleichlautend die 
Aufhebung der gewiſſen Grundſtücken zuftchenden Hoheitsrcchte, insbeſondere der guts— 
herrlichen Polizei und obrigkeitlichen Gewalt ausgefproden. Demgemäß hatte die Ges 
meindeorduung fowie dad Geſetz über Die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 die 
Handhabung der Ortöpolizet als ſtaatliches Hoheitörecht in allen ſtädtiſchen und Ländlichen 
Communen dem Gemeindevorſtande übertragen. Es war gleichzeitig dem Minifter des 
Innern ein ſehr umfaſſendes Recht zur Einfegung füniglicher Polizeiverwaltungen und 
andererfeits der Staatsregierung Die Befugniß beigelegt worden, Gemeinden, welche 
eine genügende Polizeiverwaltung aus eigenen Kräften herzuftellen nicht wermöchten, mit 
benachbarten Gemeinden zu einem Polizeibezirfe zu vereinigen. Die Geſchäftsführung 
ſollte regelmäßig geeigneten Eingefeffenen Des Bezirks, Kreisamtmännern, als Ehrenamt 
und nur ausnahmsweiſe auf Noften des Bezirks anzuftellenden Commiſſarien übertragen 
werden. 3 

Diele Organtfation ift aber nirgends in erheblichen Maße zur Ausführung gebradıt, 
und durch das Geleg vom 24. Mai 1853 betreffend die Aufhebung der Gemeindeord- 
nung wiederum beſeitigt. Das Geſetz vom 14. April 1856 hat dann auch den Art. 42 
der Verfaſſungsurkunde abgeändert, und das Geſetz über die ländlichen Ortsobrigfeiten von 
demielben Tage die gutsherrliche Polizeigewalt in den öftlihen Provinzen neu geregelt '). 

Demgemäß befteht die gutöberrliche Polizeigewalt gegenwärtig in den Provinzen 
Preußen, Pommern, Brandenburg, Sachſen und Schlefien. 


von Rönne, Staatörcht I, 1. 288 fi. 298 ff. 
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In der praftiichen Handhabung befteht ein großer Unterſchied, je nachdem ein Pri— 
vater oder der Staat als Gutsherrſchaft ericheint. Wärend der ſonſtige Gutsbefiger feine 
Polizeigewalt entweder felbft oder durch einen Stellvertreter ausübt, und regelmäßig Tei- 
nen Wirtbichaftsinspector zum Polizeidirector ernennt, der fi dann thatlächlich um Die 
Polizeiverwaltung wenig befiimmert, jo beauftragt der Domänenfiscus mit der Belor- 
gung feiner Gutspolizei über die ſ. g. Amtsdörfer entweder Domänenpäcdter (1. g. Do— 
mänenämter) oder Subalternbeamte (f. g. Domänenrentmeifter), die zunächſt fin die Einzie— 
bung der Domänen = Amortilationd = Renten und Forſtgefälle eingefegt find, deren Gehalte 
auf dem Etat des Finanzminiſteriums, und zwar unter den VBerwaltungsfoften und Yaften 
der einzelnen Einnahmezweige, nicht unter den Staatöverwaltungäfoften ftehen, die aber 
dennod in erfter Yinie Polizeibeamte find, von ihrer Polizeigewalt auch häufig einen ſehr 
ausgedehnten Gebrauch machen, und. mit der allen Subalternen gemeinfamen Neigung 
zum Bureandienft, auch in ihrem Verhalten gegen das Publicum, welches gerade an die— 
jer Stelle am häufigſten mit dem Staate in Berührung fonunt, die abſtoßenden Eigen: 
Ichaften der Büreaukratie verbinden. 

In der Provinz Schleswig-Holſtein hat ſich zwar eine gutsherrliche Polizeigewalt gleich— 
falls erhalten, in denjenigen ländlichen Diftrieten jedoch, in melden die Wahrnehmung der 
amtsobrigkeitlihen und polizeilichen Geſchäfte bisher landesherrlichen Beamten übertragen 
war, find nach durchgeführter Trennung der Rechtöpflege von der Verwaltung Diftrietsbeamte 
angeftellt worden, die in Schleswig Hardesvögte, in Holftein Kirchſpielsvögte heißen, und 
denen außer der Bejorgung der ortspolizeilichen Geichäfte auch noch die Verwaltung der 
landräthlicen Obliegenheiten unter der Aufjicht des Landraths, ſowie die Telbitftändige 
Erledigung einzelner Gefchäftszweige als ftändiger Commiffarien des Yandrath3 oder der 
Regterung, namentlih auf den Inſeln ausdrüdlih übertragen werden kann 9). 

In der Provinz Pofen, in Weftphalen, in der Rheinprovinz, in Heſſen-Naſſau und 
in Hannover übt der Staat als folder die Pocalverwaltung aus. 

Die Einrichtungen find aber wieder ſehr verſchieden. 

Die Diftrietscommiffarten der Provinz Poſen find reine Staatsbeamte, zugleich bloße 
Subalterne. Die Amtmänner des Regierungsbezuts Wiesbaden, die Yandräthe des Regie— 
rungsbezirks Gaffel, die Amtshauptmänmer der Provinz Hannover find reine Staatsbeamte, 
gehören jedoch dem höheren Berwaltungsvdienfte an. Die rheiniichen Bürgermeifter find 
gleichzeitig Staats- und Gommumnalbeamte, indem fie vom Staate ernannt find, und 
in erſter Reihe ftaatliche Functionen zu verliehen haben, aber doch zugleich Vorſteher einer 
Commune find, ſei es einer Einzelgemeinde, jet ed einer Sammtgemeinde, von der fie auch 
unter Ttaatlicher Feitiegung ihre Beloldung empfangen. In den weitphälifchen Amtmän- 
nern endlich wiederholt jich jenes Doppelverbältnif von Staats- und GCommunalbeamten 
in ganz analoger Weile; zugleih aber ift das Amt principiell als ein „Ehrenamt“ ges 
dacht, „mit welchem nur eine fefte Entſchädigung für Dienftunfoften verbunden tft, und 
welches einem angefehenen und vorzugsweile aus den größeren Grundbefigern auszuwäh— 
(enden Eingeleifenen übertragen werden fol“ ; und nur wegen des häufigen Mangels an 
‚geeigneten Gandidaten ift Das Amt thatfächlich zu einem befoldeten Berufsamt geworden . 


') Verordnung vom 22. September — betreffend die Organiſation der Kreis- und Di— 
jtrietöbehörden von Schleswig-Holſtein $. 4 

?) Berordnung vom 22. Februar 1967, "betreffend die Organifation der Berwaltungsbehör- 
den in dem ehemaligen Kurfitritenthume deſſen ꝛc. 8. 8. 9. — Berordnung vom 12. Sept. 1867, 
betreffend die Amts- und Kreisverfaſſung in der Provinz Hannover, $ 1. 2. 4. 7. — Revi- 
dirte Amtsordnung vom 10 Mai 185%, 5. 1-18. 37. 41-4. — Rheiniſche Gemeindeordnung 
—— 23. 39 1845, 3. 103. 107. 108. — Weſtphäliſche Candgemeindeorbmung vom 19. März 
56. $. 69 
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Eine von allen bisherigen abweichende Organiſation für die Yecalverwaltung ift neuer— 
dings ın Baden ins Yeben geführt. Wie bei der Entſcheidung gewiſſer öffentlich, rechtlicher 
Streitigkeiten, To ſteht auch bei der ſonſtigen ftaatlichen Verwaltung dem Bezirksamte ein 
Bezirksratb, in welchen ſechs bis neun Bewohner des Amtsbezirks vom Minifterium des 
Innern aus einer von der Kreisverſammlung aufgeftellten Lifte fir je zwei Jahre berufen 
werden, zur Seite. Diefer Bezirksrath wirkt theils als berathende Behörde bei allen das 
Intereffe des Bezirtd berührenden allgemeinen Mafregeln nad Art eines franzöfiichen Con— 
feil, theils als beichliegende Behörde, insbelondere als Auffichtsinftang über das Gemeinde- 
weien, und als Bolizeibehörde in Bezug auf Gonceffionsweien und gewerblihe Anlagen, 
theil8 endlich durch die einzelnen Mitglieder, indem der Amtsbezirk unter dieſe zu per: 
lönliher Theilnahme insbelondere an der Handhabung der Yandespolizei und an der Auf: 
ficht über die Ortöpolizei vertheilt wird, fo daß auf diefe Weile über fünfhundert freiwillige 
Polizeibeamte gewonnen find. ?) 


2. Die Kreisverwaltung. 


Schon im ſechzehnten Jahrhundert finden ſich in der Markt Brandenburg die An: 
fänge einer freisftändiichen Berwaltung. Unter den Kreiſen verftand man aber urjprüng- 
lich die Altmark, Mittelmart, Ukermark und Priegnig, und erjt allmählıg bilveten fich 
durch weitere Theilungen, am frübeften in der Mittelmart und Altmark, die Kreife in 
ihrer jpätern Geſtalt aus.*)j 

Zur Gompetenz vieler kreisſtändiſchen Verwaltung gehörte insbejondere Das Steuer: 
weien, und zwar in früh vollzogener Trennung des platten Landes von den Städten, Die 
insbefondere dadurch herbeigeführt war, daß die Ländlichen und ſtädtiſchen Abgabenverhält: 
niffe von Grund aus verfchieden waren; die Kreisftände beftanden alfo lediglich aus der 
Ritterſchaft. 

AS Organ der Kreisſtände erſchienen die Kreisdirectoren oder Landräthe. 

Das Yandrathsamt war uriprünglih ein reines Communalamt, dur Wahl der 
Ritterichaft aus ihrer Mitte befegt, und lediglich zur Wahrnehmung ſtändiſcher Gefchäfte, 
inöbefondere zur Yeitung der kreisſtändiſchen Verhandlungen und zur Bertretung der kreis: 
ſtändiſchen Rechte beftummt. i 

Das Yandrathsamt war ferner ein reined Ehrenamt, die normale Einrichtung einer 
Zeit, wo die Geſchäfte von einer Einfachheit waren, daß fie neben dem Betriebe der 
Landwirtbichaft won dem Gute aus ohne übermäßige Betheiligung von Subalternen bes 
ſorgt werden konnten. 

Neben den Yandrätben kamen als weitere ſtändiſche Ehrenämter zu ihrer Unter: 
ftügung Kreisdeputirte, als ftändiiche Berufsämter der Kreisſyndieus, Kreiseinnehmer, 
Kreisfaffencontroleur, Kreiskaſſenrendant, Kreisiecretär vor. Die Kreiskaſſe war eine rein 
ftändiiche Kaffe, aus der die Abgaben an den Landesherrn entrichtet, die Adminiſtrations— 
foften und Gehälter bejtritten wurden. 


') Gefeg vom 5. Detbr. 1863 39. 2—9Y. Verordnung vom 20. Aug. 1964, die polizei- 
lihen Funetionen ber Bezirksräthe betreffend. 

2) Rgl. darüber: „Die Kurmark Brandenburg, ihr Zuftand und ihre Verwaltung unmittel- 
bar vor dem Ausbruche des franzöfiichen Krieges im October 1806. Bon einem ehemaligen 
höheren Staatsbeamten — Ober- Präfidenten von Baffewig — Leipz. 1847", S. 159 ff. Das 
Werk hat zwei Fortiegungen: „Die Kurmark Brandenburg im Zufammenhange mit den Schid- 
falen des Gefammtitaats Preugen während der Zeit vom 22. October 1806 bi8 zum Ende des 
Jahres 1808, 2 Bde, Leipz. 1851, 1552 und „Die Kurmart Brandenburg ıc. während der 
Jahre 1509 und 1510, Yeipz 1960". Für die Gefchichte der preußischen — * ein Quellen- 
werk erften Ranges. 
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Mit der- Ausbildung des modernen Berwaltungsorganismus hört jedoch die ſelbſt— 
ftändige kreisſtändiſche Aominiftration Shen früh auf; und auch das Landrathsamt wird 
durch Uebertragung vieler ftaatlicher Functionen, durch Unterordnung unter rein ftaatliche 
Behörden, und durch Anſprüche auf eine befondere geſchäftliche Qualification im Yaufe Des 
achtzehnten Jahrhunderts, namentlich in Folge der Drganifationen Friedrich Wilhelms T., 
zu einer Mifchung von Communal- und Staatsamt, in gewiſſem Sinne auch bereitd zu 
einer Milhung von Ehrenamt und Berufsamt. 

Bei der Reorganifation der geſammten innern Verwaltung zu Anfang dieſes Jahr: 
hunderts wurde überall der ftaatlihe Charakter des Yandrathsamts auf Das beſtimmteſte 
in den Bordergrumd geftellt. Und nur darüber fand zwiichen Binde und Stein auf der 
einen und zwiſchen Hardenberg auf der andern Seite eine Differenz ftatt, daß jene das 
Landrathsamt als ftaatliches Ehrenamt, diefer als ftaatliches Berufsamt reorgantfiren wollte. 
Die Vorſchläge Binde’s find in einer auf Steins Veranlaſſung abgefaßten Denlſchrift, 
über die Organifation der Unterbehörden für die Bolizet vom Auguft 1808 niedergelegt ; fie 
tragen in allen wefentlichen Beziehungen die Züge des engliichen Friedensrichteramts: Er— 
nennung durch den König aus Grundbeſitzern und Notabeln; Theilung des jegigen Yand- 
rathsamts unter Mehrere, die ſämmtlich den Namen Yandräthe führen follen; Einzel 
verwaltung mit concurrivender Jurisdiction; Deputationen und vierteljährlihe Sigungen, 
letztere ebenſo wohl Kreistage als adminiftrative Beſchwerdeinſtanz. Diele Ideen find 
von Stein in feinen Randbemerkungen im großen und ganzen gebilligt, im einzelnen 
aber mehrfadh ermäßigt, indem er zwar die Ernennung von zahlreicheren Kreis— 
deputirten, allenfalls mit concurrixender Jurisdiction, gutbieß, die Beibehaltung ber 
bisherigen Yandräthe jedoch, mindeftend in der Stellung des engliichen Quorum, 
verlangte. Der baldige Rüdtritt Steins machte ſolchen Plänen ein Ende.) Dagegen 
haben die Ien Hardenbergs in einem Stüde der Geſetzſammlung einen ſehr 
deutlichen Ausdruck gefunden. Das berühmte Edict wegen Errichtung der Gensdarınerie 
vom 30. Juli 1812 enthält außer einer vellftindigen Kreiscommunalordnung insbeſon— 
dere auch eine völlige Neuordnung der Kreisverwaltung. In der Abficht, Die Mängel zu 
befeitigen, „welche der Wirkfamfeit der Staatsregierung in Bezug auf das platte Yand 
binderlich find“, werden, unter einer Fehr durchgreifenden Befeitigung des bisherigen lands 
räthlichen Perfonals, Kreisdirectorien emgerichtet, Denen die Polgzewerwaltung als erjte 
YandespolizetInftanz und als Oberbehörde der Gemeinde- und Localpolizei mit Einſchluß der 
Aufficht über Die Gemeinden und Gorporationen, dev Kirchen: und Schulangelegenbeiten, 
des Conſeriptions-, Marſch- und Einguartirungsweiens und der Militärverpflegung, ſo— 
wie die Guratel der Finanz- und Kaffenvenwaltung von allen Staatscinfünften aus dem 
Kreife, endlich die Divection der Kreiscommunalverwaltung „wegen der immer ineinander— 
laufenden Staats= und Communalintereffen” übertragen wird, doch To, daß das Amt Des 
Kreisdirectord fünftig vom Staate aufgetragen werden, und weder eine ftändiiche Wahl, 
noch ein ſtändiſcher Repräſentativcharakter fortbeftehen fol. Die Kreisdirectoren erhalten 
das für jene Zeit bedeutende Einkommen von 1200 Thlrn. nebft 400 Thlrn. für Equi— 
page und Büreaukoſten; fie müſſen ihren Wohnfig in der Kreisftadt nehmen. Der nächſte 
Gehülfe des Kreisdirectors tft der Kreisbrigadier; er bearbeitet in und außer dem Büreau 
und unter Leitung des Kreisdirectord alle Angelegenheiten, welche ihm von jenem über: 
tragen werden; ev vertritt den Kreisdireetor in Füllen: dev Abweſenheit und bei allen 
Vorfällen, we große Gemwaltmittel in Anwendung zu bringen und zu ordnen find, er 

') Die Bincke'ſche Dentichrift bei v. Bodeljhwin 12 Das Yeben des Ober-Präfibenten 


Breiberen vo. Binde, Bd. I (Berlin 1859), S. sun Die Ztein’fhen Bemerkungen 
bei Berg, II, 670 fi. 


* 
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muß aber überall in feiner Dienftführung den Anweifungen, Beichlüffen und Inftructionen 
des Kreisdirectord Folge leisten. Neben dem Kreisbrigadier kommen für jeden Kreis noch 
fünf weitere Gensdarmerieoffictere in Betracht; ihre Hauptbeftimmung ift zwar die execu— 
tive Polizei, und überhaupt die Vollſtreckung der obrigfeitlihen Anordnungen, außerdem 
aber follen fie theils zur Erleichterung des Kreisdirectors, theils zu ihrer Inftruction 
„wegen zwedmäßiger Ausführung ihrer befonderen Geſchäfte“, theil® zu ihrer Ausbildung 
im Givildienft im Bürcau des Kreisdirectord und den von dielem abhängigen Reſſorts 
arbeiten, auch als Commiſſarien zu örtlichen Unterfuchungen gebraucht werben. 

Die bald eintretenden Ereignifje haben die Einführung diefer Einrichtungen verhin- 
dert; man ift ſpäter auf dieſelben nicht wieder zurüdgefommen. ?) 

Nur in der Provinz Pofen ift das Yandrathsamt damals zu einer reinen Beamten- 
ftellung geworben. 

Es iſt indeflen nicht zu werfennen, daß die Verwandlung des Yandrathsamts aus 
einem communalen Ehrenamte zu einem ftaatlichen Berufsamte während des nächften 
Menſchenalters in einer allmähligen, aber ftetigen Entwidelung große Fortſchritte ge— 
macht hat. 

Die Kreis-, Bezirks- und Provinzial Ordnung vom 11. März 1850 zog bie 
Summe diefer Entwidelung, indem fie den Yandratb von der Yeitung der Kreiscommunal- 
angelegenbeiten, insbeſondere vom Vorſitze auf dem Kreistage gänzlich entband, und ihn 
lediglich zu einem von der Regierung zu ernennenden ftaatlichen Organe machte. 

Diefe Kreisordmung ift zwar wieder befeitigt, und es bat fi) demgemäß in den 
alten Provinzen, mit Ausnahme von Pofen, einerjeits der communale Charakter des 
landräthlihen Amts in dem Präfentationsrechte der Nitterfchaft oder des Kreistags, ſo— 
mie in der Yeitung und Beforgung der communalen Angelegenheiten des Kreisverbandes, 
andererjeitö der ehrenamtliche Charakter in dem Erfordernif ritterjchaftlichen oder notabeln 
Grundbeſitzes und in dem damit zufammenhängenden Verzicht auf die für andere Be: 
amtenftellungen gleicher Bedeutung nothwendige wiſſenſchaftliche Dualification bis heute 
erhalten. 

Dagegen iſt für die neuen Yandeötheile die ftaatlihe Ernennung ohne ftändijche 
Präfentation und ohne das Erforderniß ritterfchaftlihen oder notabeln Grundbeſitzes gel- 
tendes Recht geworben. ?) 

Dazu fommt, daß zwar die jchleswig = holfteinichen und heſſen- naffaufchen Land— 
räthe — abgefehen von der Yocalverwaltung im Regierungsbezirke Caſſel — im allge 
meinen diefelbe Stellung haben, wie die Yandräthe in den älteren Provinzen, daß aber 
die Stellung der hannoverſchen Kreishauptmänner eine durchaus andere ift. Nach aus: 
drücflicher gefetlicher Beftimmung üben im Bereiche der Provinz Hannover im allgemet- 
nen die Amtshauptleute die Functionen der Landräthe aus. Der Schwerpunft der Ber: 
waltung liegt dort nicht in den Kreifen, ſondern in den Amtsbezirken Insbeſondere 
bilden die Kreishauptmänner feine Inftanz über den Amtshauptinännern. Die Kreife find 
zwar feineswegs blos als Commumalbezirte, fondern auch als Verwaltungsbezirke gebilvet, 
indefjen jind nur beftimmte einzelne Geſchäfte, namentlich ſolche, die fih auf die Militärs 


) Näheres über das Gensdarmerie- Edict findet fi weder bei Stein, noch bei Binde, 
dba beide dem Staatödienfte zu jemer Zeit nicht angehörten; bie a Biographien Har— 
denbergs find aber gänzlich ungenügend; auch Fr. v. Raumer, der kurz vorher ausgetreten 
war, gibt nur unklare Andentungen; höan wahrſcheinlich werben bie Dentwürbigkeiten Shöns, 
deren Beröffentlihung ohne Zweiſel für die Gefchichte der Verwaltung von höchſtem Werth fein 
würde, und die man fchon lange vergeblich erwartet, ben — Aufſchluß geben. 

2) Berordnungen vom 22. Febr. 1867, 8. 7 (für Heſſen-Naſſau); vom 12. Septbr. 1867, 
8. 1. 2. 6. 7 (für Hannover); vom 22. Septbr. 1867, $. 2 (für Schleswig » Holftein). 

v. Holgendolrff, Enchclobädie der Rechtswiſſeuſchaft. 1. 46 
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und Steuerverfaffung beziehen, auf den Kreis übertragen. Und bis das Bedürfniß ſich 
herausſtellt, an die Spige eines Kreifes einen bejonderen Beamten zu ftellen, wird mit 
Wahrnehmung der fraglichen Gefchäfte einer der Amtshauptmänner, der während dieſes 
Auftrags den Titel Kreishauptmann führt, beauftragt. ) 


3. Die Bezirköverwaltung. 


Denn auch noch zu Aufang ded achtzehnten Jahrhunderts die märkifchen Stände bei 
Gelegenheit einer Mehrforderung den Verſuch gemacht hatten, eine weſentlich ftändifche 
Berwaltung für Kriegs- und Steuerweſen einzurichten ?) und in einigen Yanbestheilen, 
wie im Oftfriesland und im Gelderuſchen, eine Betheiligung der Stände bei der höheren 
Verwaltung ſich erhalten hatte, ) fo war dieſe doch in den preußiſchen Staaten im gan— 
zen fchon früh eine ausichlieglih Tandesherrliche geworben. 

Sie war uriprünglich wejentlih Finanzverwaltung. Die Staatseinfünfte gruppirten 
fih nad den Bedürfnijfen des Staats in zwei Haupttheile, tm die zur Unterhaltung des 
Kriegsweſens beſtimmte Contribution und Acciſe, und in Die zur Haus: und Hofhaltung des 
Yandesheren und zur Bejoldung der zum Finanz- und Juſtizweſen gehörigen Beamten 
beſtimmten Domänen = und Forſtgefälle, denen ſich die Erträge der Zölle und der Staate- 
gewerbe, wie Bergwerke, Salzregal, Post, anſchloſſen.“) Für den erften Zweig bilveten 
fih die Kriegscommiſſariate, für den letztern die Amtskammern; aus der Bereinigung 
beider formirte Friedrich Wilhelm 1. 1723 die Kriegs- und Domänenkammern, parallel 
den Landesjuſtizeollegien, nach der damaligen Benennung Regierungen ; in der unterm 
26. Jannar 1723 erlafienen königlichen Inſtruction ſteht der finanzielle Geſichtöpunkt 
noch weitaus im Vordergrunde, Diefelbe erinnert in mander Hinſicht an die Capitularia 
de villis.®) 

Erjt die Vererbung vom 26. Dec. 1808 wegen verbefjerter Einrichtung der Pro— 
vinzial-, Polizei- und Finanzbehörden geht darauf aus, „in den Kriegs- und Domänen: 
kammern den Vereimigungspunft dev geſammten innern Staatöverwaltung in Beziehung 
auf die Polizei=, Finanz- und Yandeshoheitsangelegenbeiten zu bilden, weshalb fie von 
jegt ab den Namen Regierungen führen follen“, 

Es ift Damals von zwei Seiten ber der Verſuch gemacht worden, die Organiſation 
dieſer Behörden weientlih wnzugeftalten, und zwar ähnlich wie bei dem Pandrathsamte 
von Stein und feinen Umgebungen im Sinne der Betbeiligung von Ehrenämtern, von 
Hardenberg und jeinen Umgebungen im Sinne franzöſiſch-weſtphäliſcher Präfectur. Die 
Ideen Steind haben in der Verordnung vom 26. Dec. 1808 beftunmte Geftalt erhalten. 
Es Sollen danach landftändiiche Repräſentanten an den Gefchäften der Regierungen Ans 
theil nehmen. Ihre Beſtimmung ift, die öffentliche Adminiftration mit der Nation in 
nähere Verbindung zu Tegen, den Geſchäftsbetrieb mehr zu beleben und durch Mitthei— 
lung ihrer Orts-, Sach- und Perſonenkenntniß möglichſt zu vereinfachen; die Mängel, 


) Verordnung vom 12. Septbr. 1867, betr. die Anıts= und Kreißverfafjung in der Pro- 
vinz Hannover, 88. 1. 2. 6. 7. 

2) Drovjen, Geſchichte der preußiſchen Politif, Bb. IV, Abth. 1, ©. 265. 

+; Stein, Dentfchrift vom Juni 1807 bei Bert, I, 425 N: 

) Ueber Eontribution und Aceiſe vgl. Rante, Neun Bücher preußischer Gefchichte, 1, 
S. 57 fi.; über Domänenbenugung, insbefondere Erbverpadtung, IT, ©. 127 fi. 

») Sie follte nah den Schlußworten: „höchſtens fecretiret und Niemandem, dem diefelbe 
zu Sehen nicht gebilhret, vorgeneiget, am allerwenigiten aber ganz oder zum Theil communiciret 
werden“; fie fehlt daher bei Mylius und ift erft beit Rödenbed, Beiträge 20. (Berlin 1836), 
Bd. I, S. 31 — 77, veröffentlicht. 
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welche fie ın der öffentlihen Admimiftratien bemerken, zur Sprache zu bringen, und nad 
ihren aus dem praktischen Leben geichöpften Erfahrungen und Anfichten Borichläge zu 
deren Berbeflerung zu machen, ſich ſelbſt ven der Nedhtlichfeit und Ordnung der öffent: 
lichen Staatöverwaltung näher zu überzeugen, und diefe Üeberzeugung in der Nation 
gleichfalls zu erwecken und zu befeftigen. Ihre Zahl wird für jeve Regierung vorläufig 
auf neun beftummt. Die Generalverfammlung der Provinz bringt zu jeder Stelle zwei 
Subjecte in Vorſchlag, aus denen der König einen wählt; die Wahl gilt für drei Jahre; 
‚alle drei Jahre ſcheidet der Dritte Theil aus. Die Tandftändifchen Repräſentanten haben 
eine volle Stimme in dem verfammelten Collegium und erhalten ihren Zig nach den Re— 
gierungsdirectoren zur Tinten Seite der Präfidenten. Ein Ipecielles , Departement kann 
ihnen wegen ihrer kurzen Dienftzeit nicht angewieſen werden; fie find aber die gewöhn— 
lichen Gorreferenten im den wichtigeren Berwaltungszweigen, und können dem Regierungs— 
präſidium die Fächer vorichlagen, in denen fie vorzüglich beichäftigt zu ſein wünſchen. 
Sie werden durch ihr Votum nur inſofern verantwortlih, als ihnen böfer Wille oder 
grobe Fahrläffigkeit nachgewielen werden kann. Ste find aber verpflichtet, in einzelnen 
Fallen Aufträge anzumehmen, und haften wegen deren zwedmäfiger Ausführung gleich 
jedem anderen Staatsbeamten. Sie werden endlich bei ihrem Eintritt in Das Collegium 
mittelft Handichlages an Eivesftatt, welder aber die volle Wirkung eines törperlichen 
Eides bat, inöbelondere zur Amtswerichwiegenheit verpflichtet. ") 

Indeſſen iſt diefe Einrichtung nur im oftpreußiichen Departement ind Leben getreten 
und bat auch dort wegen bald auöbrechender Gonflicte mar kurze Zeit beitanden. 9) 

In der nächſten Zeit machte fich auch eine entgegengefette Strömung geltend. Offen: 
bar ſollte im Anſchluß an das Gensdarmerie-Ediet eine Umgeftaltung der Negierungen 
in Präfecturen berbeigeführt werden, das Ediet ſelbſt erwähnt bereit? Oberbrigadiers, 
welche in die Regierungen eintreten und als Mitglieder derfelben in den Polizeideputattonen 
Die Angelegenheiten der Sicherbeitspolizei unter Goncurrenz eines zweiten Regierungsrathes 
bearbeiten follten. Man hatte aber ohne Zweifel weitergehende Pläne, wenigſtens glaubt 
Friedrich von Raumer, der damals eben von der Praxis zur Theorie ſich gewandt hatte, 
in einem Briefe an den Staatöfanzler vom 25. Auguft 1812 die bisherige Organiſation 
energiſch in Schuß nehmen zu müſſen. „Die Yandesbehörden eriegten bisher bis auf einen 
gewiſſen Punkt die Repräſentation, fie erlegten die Verfaſſung ſelbſt. Nur in diefem großen 
Körper war noch Zuſammenhang, Feſtigkeit. In den Behörden biete ſich der Geiſt, der 
fi des Böſen ſchämt, man hielt auf Ehre, Einer zügelte, Eimer bildete den Anderen. Der 
Jüngling Tab einen edlen Wirkungskreis, ein ſchönes Ziel der Thätigkett. Der Präſi— 
dent — mar er tüchtig — regierte, aber wie in einem freien Staate, nicht wie ein ges 
ſetzter Tyrann; feine Einficht, feine Gründe wurden Freiwilliges Geſetz; feine Willfür, ſeine 
Berfehrtheit, Seine Einſeitigkeit konnten e8 nicht werden. Man klagte über die Unbeweg— 
lichkeit der Regierung, Über ihre Langſamkeit, und ſoweit die Klage gerecht iſt, läßt fie 
jih beben, ohne die Grundformen aufzulöien. Aber es gibt auch eine ungerechte Klage, 
ſowie Friedrich IT. über die Yanglamket und Schwierigkeit des engliſchen Parlaments 
klagte“. 3) 


) Berorbnung wegen verbefferter Einrichtung der Provinzial- Polizei und Finanzbehörden vom 
26. Dec. 1808, 85. 17— 22; und Gefhäftsinftruction 2c., de eod. $. 93. — Aeußerungen Stein 
bei Bert, I, 430; II, 642 ff.; V, 188, 284. 
*) Ueber die Verbältnifje bei der Regierung zu Potsdam, wo bamald Binde präfident 
war, vgl. v. Bafjewig, Il, ©. 145, 175. 
V Yebenserinnerungen und Briefwechſel von Friedrib von Raumer, TH. I (Kein. 1961), 
. 262 f. 
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Die definitive Geftaltung, wie folhe in der Verordnung vom 30. April 1815 
wegen verbefferter Einrichtung der Provinztalbehörden — abgelehen von mehrfachen Ipäteren 
Eompetenzbeichräntungen hinſichtlich firhlicher und finanzieller Angelegenheiten in noch gegen: 
wärtig maßgebender Weile — erfolgt ift, hat dann weder der einen, noch der anderen 
Richtung Raum gewährt, Tondern bat es im weſentlichen bei den Älteren Einrichtungen 
belaffen. Es ift einerſeits verfucht worden, „in dem Gefchäftsbetriebe mit der collegialifchen 
Form, welche Achtung für die Berfaffung, Gleihförmigteit des Verfahrens, Yiberalität 
und Unpartetlichkeit fichert, alle Bortheile der freien Benutzung des perfänlicen Talents 


und eines wirkſamen Vertrauens zu verbinden“. Man bat andererfeits davon Abftand 


genommen, Das ehrenamtliche Element in dieſen Mittelpunkt der Staatöverwaltung ein- 
zuführen. Es ift jedoch im Tegterer Beziehung Darauf hinzuweiſen, daß Das preußtiche 
Berufsbeamtenthum durch Charakter, Intelligenz und rechtliche Stellung ein weſentlich 
anderes Element ded Staatslebens ıft, als das ſchematiſche Beamtenthum des permanenten 
Dienftes in England oder ald die Commiffaires der franzöſiſchen Adminiftvation, daß das— 
felbe die Bedeutung der engliſchen Gentry hat gegenüber alt= und neuftändiichen An— 
ſprüchen. Es iſt feine geringe Autorität, welde allerdings geltend gemacht hat, daß ein: 
zelne Minifter Friedrichs des Großen den hervorragenden Männern Englands im 
achtzehnten Jahrhundert und daß die maßgebenden Vertreter der Stein = Hardenbergiichen 
Periode den neueren Staatsmännern Englands ebenbürtig an die Seite zu ftellen find, ?) 

Jedenfalls, wie ſehr es zu bedauern bleibt, dag „Die gewohnheitsmäßige Theilnahme 
an der perlönlicen Erfüllung der Pflichten des Staated, der Dienft der geiftigen und 
fittlihen Eigenichaften des Menichen für die Zwecke eines höheren Ganzen, die Ausbil- 
dung des Charakters durdy die ftetige Unterordnung der Intereffen und Borurtheile unter 
die Amtspflicht“, auf einen verhältnißmäßig flemen Kreis beichränft bleiben, fo ift es doch 
ein Act der Gerechtigkeit, zu conftatiren, „daß die unermeßliche Entwidelung der Cultur 
des deutichen Volkes in ökonomischer und politiſcher Hinficht feit den legten fünfzig Jahren 
zum großen Theil auf der Arbeit des Staatsdienftes beruht‘. 7) 

Das Inftitut der Regierungen ift dann neuerdings nad den für die alten Landes— 
theile geltenden Beſtimmungen, unter ausdrüdlicher Berufung auf die Inftruetion vom 
23. October 1817, in den Provinzen Heſſen-Naſſau und Schleswig - Holftein, in legterer 
Provinz mit der Modification, daß der Regierungsbezirk mit der Provinz zufammenfällt, 
eingeführt. 

In der Provinz Hannover dagegen ftehen an der Stelle der Regierungen mehrere 
Yanddrofteien, eine Finanzdirection, und mehrere Confifterien. Die Yanddrofteien haben 
die gelammte Regiminalverwaltung, ziemlich tn dem Umfange, wie ſolche bei den Regie: 
rungen von der Abtheilung des Innern geübt wird; die Geſchäftsbehandlung iſt rein 
collegialiſch, die Negterungsräthe und Negierungsaffefforen haben volles Stimmrecht in 
allen Sachen. Die Finanzdirection verwaltet im drei Abtheilungen die Divecten Steuern, 
die Domänen und die Forſten für die ganze Provinz, genau in dem Umfange, wie dieſe 
Verwaltung bei den Regierungen ſeitens der Abtheilung für divecte Steuern, Domänen 
und Forſten erfolgt; die Geſchäftsbehandlung ift gleichfalls collegialiſch. Die Confiftorien 
endlich haben vorläufig die Bearbeitung der äußeren Kirchen: und Schulfachen, die in den 
anderen Landestheilen den Regierungen gebührt und für melde meift eigene Abtheilungen 
beſtehen, zurüclbehalten.ꝰ 





Bu Juſti Verwaltung, en (1869), S. 86. 
Gerber, rundzüge ıc., 1u7. 

Beh vom 22. Febr. 187. betr. die Organifation der Berwaltungsbehörben in 

dem vormaligen Kurfürfientbum Helfen sc, 88. 1. 2. 5. 6. — Erlaß vom 20, Juni 1868, betr. 
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4. Die Brovinzialverwaltung. | 


An Organen für die Provinzialverwaltung batte es im alten Staatöwelen gefehlt. 
Erft das Publicandımm vom 16. Dechr. 1808, betreffend die veränderte Verfaſſung der 
oberften Staatsbehörden, vichtete das Amt der Oberpräfidenten ein, und gab ihnen einen 
Wirkungskreis in dreifacher Beziehung. Sie follten zunächſt einen Vereinigingspunkt in 
Anfehung derjenigen Berwaltungszweige bilden, bei denen es von Wichtigkeit ift, daß fie 
nad größeren Abtheilungen ald einzelnen Regierungsdepartements geleitet und ausgeführt 
werden, was namentlich bei größeren allgemeinen Landespolizeigegenftänden der Fall ift; 
fie bilden in Diefer Beziehung eine auöführende Behörde und erſcheinen hierbei als be- 
ftändige Commiſſarien dev Minifter; zu ihrem Geſchäftskreiſe gehören danach die Auf: 
ſicht über die ſtändiſchen Angelegenheiten, einſchließlich der ſtändiſchen Inftitute, die Ber: 
bandlungen mit den Chefs der Armeecorps und alle Angelegenheiten, welche das ganze 
Armeecorps betreffen, die Sicherheitsanftalten, welche ſich auf ein größeres Gebiet er: 
ftreden, größere Santtätsanftalten, Viehſeuchencordons; die Verhandlungen mit den Ober: 
zoll = und Poftämtern; Pläne zu neuen größeren Anlagen, Meliorationen. Sie follen 
dann zweitens den oberften Staatöbehörden Stellvertreter geben, welche mehr in der Nähe 
und an Ort und Stelle in ihrem Namen eine genaue und nicht blos formelle Controfe 
über fünmtliche Unterbehörden führen; fie bilden in diefer Beziehung eine controlivende 
Behörde, Tollen dieſe Controle aber mır auf Die Adminiftration im ganzen erftreden, ins— 
beſondere nicht am der Detailverwaltung der Regierungen theilnehmen, und feine 
Zwiſcheninſtanz bilden. Sie Tollen endlich drittens bei vorkommenden Fällen nad) erwei— 
terten, ganze Provinzen umfaſſenden Geſichtspunkten Gutachten abgeben, und erſcheinen 
alio in dieſer Beziehung als confultative Behörden. !) 

Diefer Wirkungskreis ift, ımter Fefthaltung der Grundidee, Ipäter nicht unerheblich 
erweitert und gefteigert worden. Maßgebend ift gegenwärtig die Inſtruction von 
31. December 1825. 

Die ganze Einrichtung hat jedoch mehrfache Angriffe erfahren, indem einerſeits Die 
Umerträglichfeit derſelben mit der Collegialität der Regierungen, amndererieits Die Ent- 
behrlichkeit derfelben behauptet worden ift. Beide Vorwürfe find wohl übertrieben. Und 
wenn insbeiondere gelagt worden ift, daß, auf Jahrzehnte zurückgerechnet, von' einem wirt: 
ſamen Einfluß einer ſolchen perlonificirten Provinziaboerwaltung wenig zu ermitteln fen 
werde, To ift dem gegenüber auf die Spuren zu verweilen, melde Männer wie Binde 
in Weftphalen, Sad in Pommern, Schön in Preußen zurüchkgelaſſen haben. 

Das Inftitut der Oberpräfidenten ift neuerdings nad) den für Die alten Laudes— 
tbeile geltenden Beſtimmungen, unter ausprüdlicher Berufung auf die Inftructton vom 
31. December 1825, ohne irgend eine Modification in Die Provinzen Helfen = Naflau, 
Schleswig Holftein und Hannover eingeführt. ©) 


die Einrichtung einer Regierung in der Provinz Schleswig-Holftein. — Ediet dd. Carltonhouse 
12. Vet. 1822, bie Bildung der künftigen Staatsverwaltung betr., Ausführungsverordnung vom 
15. April 1523, — Neue Yandprofteiorbiung vom 25. Scpt. 1552, 88. I—6. 37. 45. 50. 56; 
vgl. au Lehzen, Hannovers Staatshaushalt, Th. II (1854), S 70 ff. — Allerhöcfter Er- 
laß vom 5. April 1869, betr. die Einrichtung einer Provinzial- Finangbebörde in Hannover. 

') Bublicandum, betr. die veränderte Berfafjung der oberften Staatsbehörben in Beziehung 
auf innere Landes- und Finanzverwaltung, vom 18. Dechr. 1808, $. 34, und Inftruction für 
die Dberpräfidenten vom 23. Dechr. 1805. 

2) Berordbnung vom 22. Febr. 1867, betr. die Organifation der Berwaltungsbehörben in 
dem vormaligen Kurfürftenthum Heflen x., $. 10. — Allerhöchſier Erlaß vom 7. Dee. 1363, ' 
betr. Die Bildung der Provinz Heſſen-Naſſau. — Allerhöchſter Erlaß vom 20. Juni 1868, betr. 
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5. Die Eentralverwaltung. 


Nocd während des ganzen ſechzehnten Jahrhunderts war die Staatsverwalting der 
furbrandenburgiichen Yänder in hohem Grade einfah. Die meiften der Aufgaben an den 
modernen Staat waren noch nicht erheben. Die Regierung war noch eine weſentlich 
perfönliche, wie für die übrigen Zmeige der Executive, jo auch im ganzen für Die Rechts— 
pflege. Neben dem Kurfürften gleichſam als fein Stellvertreter erichten der Kanzler; er 
leitete nicht nur als Vorſteher des 1516 gegründeten Hof- und Kammergerichts ſämmt— 
liche Rechtsangelegenheiten, ſondern er war auch gewiſſermaßen der alles dirigirende Mi— 
niſter. Alle landesherrlichen Ausfertigungen gingen nothwendig durch ſeine Hände, weil 
die Kanzlei ihm untergeben und das Siegel ſeinem Gewahrſam anvertraut war. Es 
gab neben ihm vertraute oder geheime Räthe, die entweder aus der Ritterſchaft oder aus 
der Claſſe der Rechtsgelehrten genommen wurden; fie hatten noch fein beſtimmtes Reſſort; 
regelmäßige Zuſammenkünfte fanden nicht ſtatt. Außer denjenigen, welche ſich dauernd 
bei Hofe aufhielten, gab es auch „Geheimräthe von Hauſe aus“, die das Recht hatten, ſich 
regelmäßig auf ihren Gütern oder an anderen Orten frei von Rathsbeſchäftigungen auf— 
zuhalten, und nur verpflichtet waren, auf beſonderes Erfordern zu erſcheinen und entweder 
ihre Meinung abzugeben oder beſtimmte einzelne Geſchäfte, namentlich diplomatiſche Sen— 
dungen, „Schickungen“, zu übernehmen. ) Die älteſte märkiſche Staatsverwaltung iſt 
ſomit eine eigenthümliche Combination von Berufs- und Ehrenamt. 

Unterm 5. Januar 1605 errichtete dann Johann Friedrich einen ſtehenden gehei— 
men Rath, den geheimen Staatsrath, deſſen Competenz ſich ziemlich auf alle Damals vor: 
handenen Zweige der Staats- und Landesverwaltung erftredte, im Bordergrunde ftand 
wiederum das Finanzweſen, infonderheit die Sorge für das Kammergut, „Daraus wir 
den nervum rerum gerendarum nehmen müſſen“. 

Es hat dann der große Kurfürſt in einer Inſtruction vom 4. Dec. 1651 den An— 
ſtoß zu einer Eintheilung des Staatsrathes in Departements gegeben.) Als foldye er 
Iheinen zu Ende des fiebzehnten Jahrhunderts für die Verwaltung des Innern und der 
Finanzen einerfeits Das Generalcommiſſariat als Oberbebörde für Die Kriegscommiſſariate, an— 
dererfeits das Domänendirectorium als Oberbehörde fir die Amtskammern. Friedrich Wil— 
beim I. get gleichzeitig mit der Vereinigung jener Unterbehörden auch dieſe Oberbehörden 
vereinigt, 9 und überhaupt den geheimen Staatörathe diejenige Geſtak gegeben, die ex 
bis 1808 gehabt hat. Derſelbe zerfiel danach in drei große Departements, im Das Ca— 
binetöminifterium für die auswärtigen Angelegenheiten, in das General Ober: Knanz =, 
Kriegs- und Domänen Directerium , das |. g. Generaldirectertum für Finanzen und 
Inneres, und in den geheimen Juſtizrath für Rechtspflege, geiſtliche und Unterrichtsange— 
legenheiten. Tas Generaldirecterinm bejtand zuletzt aus neun Dirigirenden Staatsmini— 
ftern, die für allgemeine Angelegenheiten ein Generaldepartement bildeten, und deren jeder 


die Beſtimmungen über den Wirlungskreis des Oberpräſidenten in Schleswig-Holſtein. — Für 
Hannover fehlt ein ſolcher Erlaß in der Geſetzſammlung; die ſpäteren Verordnungen ſetzen das 
Veftchen des Überpräfidenten voraus. 

') Cosmar und Klaproch, Der königlich preußiſche und kurfürſtlich brandenburgiſche 
wirlliche geheime Staatsrath, Berlin 1805, &. 79 fi. 

*) Tot darüber Drovfen, a. a. ©. Th. III, Abth. 2, ©. 

»Die Inftruction vom 20. Decbr. 1722, bis auf die Sfaffung das perlönliche Friedrich 
Wilhelms I., achört zu den intereflanteften Aetenftüden für Die Geſchichte der preußischen Ver⸗ 
uns fie” ift zuerft veröffentlicht bei Förfter, Friedrich Witpelm 1, Bd. II 1845), 2. 173 - 
255. Vgl darüber Ranke, a. a. ©. I, S. 466; fie ſetzt übrigens die Vereinigung der Kriegs 
commiſſariate und Amtstammern noch nicht voraus. 


” 
Il 
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an der Spige eines Specialdepartements ſtand. Die letzteren beruhten theils auf realer, 
theils auf provinzieller Grundlage, indem das Berg: und Hüttemwefen, — das Acciſe-, 
Zoll-, Salz-, Fabrikenweſen, — die allgemeinen Militärangelegenbeiten, — endlich das 
Kaſſen-, Münz-, Stempel-, Bank-, Yotterie=, Poſt- und Medizinalwefen in vier Des 
partement® für den gefammten Staat, dagegen das Domänenmejen, die directen Steuern, 
bie Forften, die Polizei in fünf Provinzialdepartements verwaltet wurden, von denen das 
erfte Die Provinzen Brandenburg, Pommern und Südpreußen, das zweite Anfpach und 
Bayreuth, das dritte Oſt-, Weft- und Neuoſtpreußen, das vierte Die niederſächſiſchen und 
weſtphäliſchen Provinzen, das fünfte Schlefin — letzteres in größerer Selbitftindigfeit 
als die übrigen — umfafte. }) 

Im Anſchluß an eine ſchon vor Ausbruch des Krieges vorgelegte Denkſchrift über 
die fehlerhafte Organifation des Gabinets und die Nothwendigkeit der Bildung einer 
Minifterialconferenz forderte der Minifter von Stein im November 1806 von neuem 
auf Das nachbrüdlichfte „Reactivirung des Staatöraths in der Form, wie durch ihn 
alle Grundeinrichtungen emanirten, wodurch der preußifche Staat feine bewunderte, von 
Größern oft bemeidete, von Schwächern gefürchtete Größe gewann, die gefegliche Ver: 
eimigung der Minifter zu unmittelbavem Bortrag und gemeinfchaftlicher Prüfung der 
für jedes Fach der Verwaltung zu Janctionivenden Grundſätze“. 

Die Merkjteine in der weiteren Entwidelung find dann in dem Nafjauer Entwurfe 
vom Juni 1807, in dem Berichte vom November 1807, und in der zwar genehmigten, 
aber nicht publicirten Verordnung vom 24. Novenber 1808 gegeben. Das Welentliche 
war eine geniale Combination von Staatsminiſterium und Staatsrath, um die Energie 
und Die Intelligenz der Adminiftration zu verbinden. Durd die Verordnungen dev 
Folgezeit, insbejondere durch das Publicandum vom 16. Decbr. 1808 und durch das 
Geſetz vom 27. Detbr. 1810, ift zwar die Organiſation des Staatöminifterums im 
wejentlihen nad Stein'ſchem Plane in einer für die Executive vereinfachten Geftalt bes 
wirft worden, während Dagegen die Organiſation des Staatsrath nad den Verordnungen 
von 1810 und 1817 -hinter den Stein’fchen Plänen zurüdblieb. 


B. Die Communalverwaltung. 


Die Commune hat auf allen Stufen einen doppelten Wirkungskreis. 

Ste bildet erſtens eimen ftaatlichen Verwaltungsbezirk, indem fie einerleitd in ihren 
Behörden die Organe darzubieten bat, deren der Staat in jedem geſchloſſenen Mittel: 
punkte dev Berölferung zur Durchführung feiner Mafregeln auf den werichtedenften Ges 
bieten der inneren Verwaltung bedarf, und indem fie andeverfeits zur Tragung gewiſſer 
Yaften verpflichtet ift, Die zumächit nur das allgemeine Staatsinterefje berühren; in dieſen 
Beziehungen handelt die Commune nicht aus eigenem Necht, jondern auf Grund höheren 
Auftrags, und ift den Aufträgen und Anweifungen der Stantöbehörden unterworfen. 

Sie bildet dann zweitens einen wirthſchaftlichen Organismus, der in älteren Zeiten 
und auf dem unteren Stufen des Communalweſens tief in die Privatwirthichaft hinein 
fich erſtreckte, indem die Yandgemeinden Berbände zum gemeinfamen Betriebe dev Yand- 
wirthichaft, die Städte Verbände zum gemeinfamen Betriebe von Gemerben und Handel 
waren, und der jegt in weitem Umfange die öffentlichen Wirthichaftöbeziehungen, die aus 
dem örtlichen Zufammemvohnen nad allen Richtungen hin entftehen, und die zunächſt nur 


ee * tlarſte Darſtellung fir die Zeit unmittelbar vor 1806 bei v. Baſſewitz, a.a ©. 
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für den communalen Kreis jelbft von Wichtigfeit find, pflegt und fördert; in dieſen Be— 
ziehungen handeln die Communen aus eigenem echte und find ſelbſtſtändig. 

Die Commmmalverwaltung befteht jedoch auf beiden Gebieten der communalen Thä— 
tigfeit, fowohl in den Fällen, wo die Commune als ftantlicher Berwaltungsbezirt, als auch 
in den Fällen, wo fie als wirthichaftlicher Organismus ericheint, weitaus überwiegend in 
der Aufbringung von Laften. Alle Communalverwaltung ift wejentlih Finanzverwaltung, 
in früherer Zeit hauptlächlich eine Vermögens-, in neuer Zeit vorzugsweiſe eine Steuer: 
verwaltung. Das Communalbudget fteht in ſehr viel höherem Maße im Meittelpunfte 
der geſammten Communalverwaltung, ald das Staatsbudget im Mittelpunfte der Staatd- 
verwaltung; Die Sommunaljtenern überwiegen in den meiften Ländern die Staatöfteuern ; 
in den Communen Liegt der finanzielle Schwerpunft für die innere Verwaltung. 

Demgemäß ruht auch durchfchnittlih die Communalverfaffung, der Antheil an ber 
Ausübung der Communalgewalt, auf ganz anderen Grundlagen, als die Staatöverfaflung. 
Und während für das Staatsleben aud noch andere Momente beftimmend wirkten, Yo 
fommt für die Commune im erfter Linie die Vertheilung der Yaften für die Vertheilung 
der Rechte in Betracht. 


1. Das englifche Communalwejen. ’) 


In England fehlt &8 am Yandgemeinden ganz, es gibt weder eigentliche Dörfer, 
noch einen Stand Feiner Ländlicher Grunpbefiger; die unbedingte Verfügbarkeit über den 
Grund und Boden bat im England zur Bildung großer Outöcomplere geführt; Die Be- 
völferung des platten Yandes befteht aus Pächtern, Tagelöhnern , Gemwerbtreibenden, 
Schenkwirthen. 

Die unterſte Stufe des engliſchen Communalweſens bilden die Kirchſpiele, welche im 
Anſchluß an die beſtehende Kirchenverfaſſung das platte Land zu größeren Verbänden zu— 
ſammenfaſſen, die Städte in Bezirke theilen. Es gibt keinen Fuß breit engliſchen Bodens, 
welcher nicht einem Kirchſpiele angehört; ſie ſind von der verſchiedenſten Größe, manche 
unter 50 Einwohnern, die meiſten zwiſchen 300 und 800; einzelne ſtädtiſche Kirchſpiele 
20,000, ja 100,000; im ganzen in England und Wales etwa 16,000. 

In Diefen Kirchſpielen bat das engliſche Communalweſen noch gegenwärtig feinen 
Schwerpunft. Die Functionen derſelben find, neben der Kirchenbaulaft, insbefondere das 
Armenweſen, die Geſundheitspolizei und die Wegebaulaft. Hinfichtlic der Organe ift zu 
unterſcheiden. Für die Firchliche Seite der Verwaltung hatte fih ſchon früh eine unmittel- 
bare Theilnabme der Kirchipielögenoffen, deren Verſammlung nad dem gewöhnlichen Orte 
ver Zuſammenkunft, dev Sacriftei, Vestry genannt wurde, mit gleihem Stimmrecht aller 
Steuerzahler gebildet. Es ift dann zwar fpiter auf dem Wege des Gewohnheitsrechts 
an Stelle der allgemeinen Kirchipielöverfammnlung (general and open Vestry) eine auf 
Cooptation beruhende Repräfentation in Geftalt eines engern Ausſchuſſes (select Vestry) 
getreten. Jedenfalls waren diefe Vestries Jahrhunderte hindurch Die einzigen wirklichen 
commumalen Körperichaften mit Stenerbewiligungsreht und Gontrole über Die Bermö— 
gensverwaltung. Die legtere lag in den Händen der von den Vestries gewählten Kir— 
chenvorftchern, churchwardens. 

Diefe Berfaflung iſt auf Die weltlichen Geſchäfte des Kirchſpiels nicht ausgedehnt, 
und obgleich insbeſondere die Armenftener um das zwanzig = bis dreißigfade den Betrag 





) Gneift, Geſchichte m ee Geftalt der engliſchen Kommunalverfaffung und bes 
Selfgowernment, 2. Aufl. Bd. ©. 847 ff., 965 fi, 999 ff. 1096 Fi. 1154 fi. — Stein, 
Berwaltungsiehre, Bb. I, ©. Bi fl. 
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der Kirchenſteuer überftieg, und in den erften Decennien dieſes Jahrhunderts vier bie 
fünf Thaler auf den Kopf der Geſammtbevölkerung betrug, jo war doch die Ausſchrei— 
bung und Erhebung Lediglich Sache der Armenvorfteher, die für jedes Kirchfpiel von den 
Friedensrichtern ernannt und in ihrer Geſchäftsführung von diefen beauffichtigt wurden, 
obne daß irgend ein Antheil der Steuerzahler an diefer Verwaltung ftattgefunden hätte. 

Die in der General Vestries Act. 58 Geo. III. c. 69 verſuchte Neform ber 
Kirchſpielsverfaſſung ift im weſentlichen geicheitert. 

Seit den Zeiten der Reformbill find damı größere communale Verbände gebilvet 
worden, und zwar für jede der einzelnen Sirchipielsfunctionen befondere Verbände, |. 9. 
Verwaltungsgemeinden, namentlich fin Armenpflege, Wegebau, Gefunpheitöpflege. 

Die Armenverbinde, im ganzen 600 — 700 von etwa 25,000 Einwohnern, find 
einheitliche Bezirke für die Verwendung der Armenfteuer, für die Bewilligung der Unter: 
ftügungen, nicht aber für die Aufbringung der Armenfteuer. Wenigftens bleibt in der 
Regel die Erhaltung der einzelnen Armen eine Laft jedes Kirchſpiels und nur die Koften 
für die Arbeitöhäufer und für die Heimatbslofen find auf den Armenverband übernom- 
men, wobei die Repartition im allgemeinen nach dem Durchſchnitt der Armenlaft der ein- 
zelnen Kirchſpiele erfolgt. Doch kaum auf Grund freiwilliger Uebereinfunft der Verband 
zu einem einheitlichen Bezirke für die Erhebung der Armenfteuer (union for rating) ge- 
nacht werben, jo daß dann eine gemeinfame Steuer von allen Kirchipielen zur Beſtreitung 
der gefammten Armenlaft nach dem fteuerpflichtigen Werth des Grundbeſitzes erhoben 
wird, eine Ausbildung der Armenverbände, die nur m fehr feltenen Fällen zu Stande 
gelommen iſt. 

Organe dieſer Verbände ſind die boards of guardians, beſtehend theils aus den 
dem Verbande angehörigen activen Friedensrichtern, theils aus Deputirten der einzelnen 
Kirchſpiele, die von den Kirchſpielsgenoſſen nach einem Sechsclaſſenſyſteme nad Maßgabe 
der Plurality of Votes in der Weiſe gewählt werden, daß bis zu 300 Thlen. Grund— 
fteuer eine, bis zu 600 Thlen. zwei, bis zu 900 Thlrn. drei, bis zu 1200 Thlen. 
vier, bis zu 1500 Thlrn. fünf, über 1500 Thlen. ſechs Stimmen abgegeben werben, 
was man übrigens auch jo ausdrücken kann, daß bei einem Grundſteuerertrag von über 
1500 Thlm. eine volle, zu 1500 Thlm. °/,, zu 1200 Thlm. %,, zu 900 Thlrn. ®/,, 
zu 600 Thlrn. 26, zu 300 Thlrn. Stimme abgegeben wird. ?) 

Die oberften Communalverbände find die Grafſchaften, 60 in England und Wales, 
angelfächfijchen Urfprungs und in wunderbarer Continuität bis auf den heutigen Tag 
fortbeftehenn. Die communale Function der Grafichaften ift die Aufbringung der Graf: 
Icaftöfteuer (county-rates), d. h. die Aufbringung derjenigen Geldmittel, welche für bie 
Srafichaftsverwaltung, Juſtiz und Polizet, nothmwendig find. Dem Staatöbudget fehlen 
derartige Pofitionen. Wie nun die Friedensrichter die einzigen Organe der Grafſchafts— 
verwaltung find, jo liegt auch die Ausichreibung der Graffchaftefteuer allein in ihrer Hand; es 
fehlt an jeder Neprälentation der Steuerzahler, die friedensrichterlichen Quarter Sessions 
haben die Stellung von Kreistagen. Dan ift jedoh in England weit entfernt, damit zus 
frieven zu fein und es find ſchon feit dreißig Jahren, insbefondere auf Anregung von 
Hume und Milner Gibſon, Beitrebungen auf eine Vertretung der Steuerzahler, auf 
die Errichtung von financial boards heworgetreten; „no other tax of such magni- 
tude“, heißt es im einem Report der Commissioners on county rate vom „Jahre 
1836, „is laid upon the subject except by his representatives; the admini- 


') Kries, Die engliſche Armenpflege, berausgegeben von K. Frhru. von Richthofen, 
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stration of this fund is the exereise of an irresponsible power intrusted to a 
fluetuating body“. Es iſt and die Richtigkeit des Gedankens in England kaum anges 
fochten, ein praftifcher Erfolg ift aber insbefendere Deshalb noch nicht erreicht, weil man 
fich über die Modalitäten der Ausführung nicht einigen konnte, Die Zeit aber wird nicht 
fern fein, wo man auch in England Kreisftinde, Grafſchaftsparlamente errichtet. ") 

Eine eigenthümliche Stellung zu diefem Communalweſen nimmt endlich eine Anzahl 
von Städten mit felbftitändiger ftädtiiher Verfaſſung ein, municipal boroughs; im 
großen und ganzen diejenigen Städte, die eine Vertretung im Haufe der Gemeinen haben, 
parlamentary boroughs ; ohne daß; jedoch diefe Begriffe ſich vollftändig decken, indem 
einige munieipal boroughs ohne parlamentariiches Wahlrecht, einige parlamentary 
boroughs ohne corporative Verfaſſung find. 

Diefe Städte haben einerjeits für die Wahrnehmung des Polizei» und Gerichts— 
weſens eigene ftädtiiche Beamte, Die früher vwielfacdy von den Städten gewählt, neuerdings 
allgemein vom Könige emannt werben, insbeſondere eigene ftädtiiche Friedensrichter, 
vielfach beſoldete Polizeirichter, für Die Fälle einer eigenen ftädttichen Etvafjuftiz beſol— 
dete Stadtridter (recorder), endlih in den |. 9 counties corporate einen eigenen 
Sheriff. Sie haben andererjeits einen felbftftändigen communalen Organismus. Der 
Schwerpunkt defjelben Liegt nad) der neuen Städteordnung vom 9. Septbr. 19835 — 
An Act to provide for the regulation of municipal corporations in England an-l 
Wales 5 u. 6 Will.IV e. 76 — in dem Common Couneil, einer von Der Bürgers 
ſchaft mit Ausichluß der Meinen Zteuerzahler nad gleichem Stimmrecht gewählten 
ftädtifchen Vertretung, beitehend aus 12 — 48 Mitgliedern, mit dreijäbriger Amtsdauer 
und vier regelmäßigen jährlichen Sigungen. Die laufenden Geſchäfte Liegen vorzugsweiſe 
in der Hand der Aldermen, die vom Common Couneil auf fehsjährige Dauer gewählt 
werben. Der vom Common Couneil aus Der Zahl der Councillors und Aldermen 
auf einjährige Dauer gewählte Mayor führt den Borfig im Common Couneil und ver- 
tritt die Stadt nad außen. Diefer communale Organismus bat vorzugsweile die Ver— 
waltung des ftädtifchen Gorporationsvermögens, ſowie Die Beſchaffung der von den Etädten 
für die innere Verwaltung, insbefondere das Juſtiz- und Bolizeimefen, analog den Graf: 
ſchaften zu beſchaffenden Yalten, in der Weile, Daß da® Common Couneil alle Diejenigen 
Befugniſſe ausübt, Die den Uuartalfigungen dev Friedensrichter hinfichtlich der Grafſchafts— 
iteuer zufteben. Außerdem nehmen die Aldermen an der Verwaltung der abminiftrativen 
Polizei theil. Endlich find mande Functionen der Kirchipiele in Bezug auf Pflafterung, 
Beleuchtung, Geſundheits- und Baspolizei namentlich in Gemäßheit der neueren Geſetz— 
gebung auf Die Städte übergegangen. 


2. Das franzöſiſche Communalweſen. 


In Frankreich Liegt der Schmwerpunft des Commumalwefens ?) in den Ortes 
gemeimden, Die mit Ausnahme des von den bureaux de bienfaisance reffortivenden Ar— 
menweſens die geſammte Gommunalverwaltung umfaſſen. An der Epige der Ortsgemeinde 
fteht der Maire, der überall von der Regierung, in größeren Gemeinden vom Kaiſer, in klei— 
neren vom Präfeeten ernannt wird, und lediglich der Regierung verantwortlich iſt. Es gibt 


!;, May, The constitutional bistory of England, Vol II (1863), S. 511: „The sole 
loeal administration indeed, which has been left withont representation, is that of coun- 
t.es; where rates are levied and expenditure sanetioned by magistrates appointed by 
the erown.“ 

2, Laferriere, Il, 355 fi, 108 fi Stein, I, 476 fi. 
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aber überhaupt fein eigentliches Gemeindeamt, Denn auch Die den Maire in der Ge— 
meindeverwaltung unterftügenden Adjoints find nach Ernennung und Stellung Staats: 
beamte, es fehlt jomit jeve Theilmahme der Bürgerſchaft an der vollziehenden Gewalt in 
der Gemeinde Der nad allgemeinem Stinmmrecht auf fünf Jahre gemäblte conseil 
munieipal von 10 —36 Mitgliedern, der jährlib nur vier regelmäßige, nicht öffentliche 
Sitzungen hält, bat beſchließende Befugniffe Tediglich bei der Verwaltung des Privateigen- 
thums der Gemeinde. 

Der Canton und das Arrondiſſement find adminiftrative Eimtheilungen, nicht aber 
zugleich commumale Verbände Der Canton bat weder einen eigenen Beamten, noch eine 
eigene Vertretung, er bildet eine Einheit von Gemeinden für Arrondiffements- und De: 
partementöwablen, für Militärs un? Steuewerwaltung und für die Juſtiz. Das Arron- 
diſſement hat zwar einen eigenen Beamten, den Unterpräfecten, und eine gewählte Vertre— 
tung, aber feine vermögensrechtliche Perfönlichkeit ; jene Bertretung ift auf die Repartition 
der Directen Staatöfteuern unter die Communen und auf Bequtachtung der Reclamations— 
geſuche beichränft. 

Das Departement endlich it nicht blos ein wichtiger adminiftrativer Bezirk, fondern 
auch ein Communalverband. Neben dem Bräfeeten erſcheint der Conseil general, nad) 
allgemeinem Stimmrecht auf neun Jahre gewählt und aus jo vielen Mitgliedern beftchend, 
als das Departement Cantons enthält, weſentlich als Organ für die bepartementale 
Bermögensverwaltung, die indeffen von geringem Umfang ift, und ſich faft nur auf öffent- 
liche Gebäude fr gerichtliche und adminiftrative Zwede bezieht, deren Unterhaltung vom 
Staatö= auf Das Departementalbudget abgemälzt ift. 


3. Das preußiihe Communalweien. 


a) Die Localgemeinden, 


In Preußen liegt dev Schwerpunft des Communalweſens in den Einzelgemeinden, 
den Städten, Yandgemeinden und den Die Yandbgemeinden in alten und neuen Provinzen er= 
ſetzenden ſelbſtſtändigen Gutsbezirken, — Rittergütern, fiscalifchen Gütern, insbefondere Stan tö= 
forften, und anderen Yandgütern, deren Größe fich nicht nur von dem Umfange einzelner 
bäuerlicher Höfe, jondern von der ganzen Gemarkung dev Gemeinde weſentlich unterfcheis 
det, und deshalb eine Einfügung in den Rahmen der Yocalgemeinde, wenn anders bem 
natürlichen Wechſelverhältniß von Yaften und Pflichten einigermaßen entſprochen werben 
ſoll, nicht gejtattet, 


aa) Der Wirfungstreis der Yocalgemeinden. 


In erfter Reihe kommt die Locale Bolizeiverwaltung in Betradt. Es ift 
ohne weitere Folge geblieben, wenn die Verfaffungsurfunde vom 5. Devember 1848 die 
Polizeiwerwaltung zur jelbftftändigen Gemeindeangelegenheit erklärte, denn bei der Reviſion 
haben theils Befürchtungen vor der gutsherrlichen Polizeigemalt, theild doctrinäre Beden— 
fen, wonach die ganze vollziehende Gewalt im Oberhaupte des Staates vereinigt fein 
joll, dahin geführt, aud Die Loralpolizei zu einer Staatsangelegenheit, an deren Verwal: 
tung den Gemeinden nur eine Berheiligung zuftehen foll, zu erheben. Dieſe Betheiligung ift 
nun aber zwiſchen Yandgemeinden und Städten und wiederum zwifchen den Yandgemeinden un: 
tereinander und Städten untereinander ſehr verfchtedenartig geftaltet. Während die Yand- 
gemeinden in den alten Provinzen und in Schleswig = Holftein in ihren VBorftehern die 
untergeordneten Organe des Inhabers der Polizeigewalt berzugeben baben, ift in einigen der 

’ 


732 IV. Das öffentliche Recht. 


neueren Landestheile, insbeſondere in Hannover und Kurheſſen, Die ältere Einrichtung befteben 
geblieben, wonad die Gemeinden ſelbſt die Orts- und Feldmarkspolizei durch Gemeinde— 
beamte unter Aufjicht der Staatsbehörde auszuüben haben. In den Städten liegt die 
Ausübung dieſes Rechts regelmäßig in den Händen ftädtifcher Organe; nach der Städte 
ordnung von 1808 in den Händen des Magiftratd, nach der Städteordnung von 1831 
in den Händen entweder des Magiftratd, oder des Bürgermeiſters, oder eines anderen 
Magiftratsmitglieds, nach den neuern Städteordnungen aus den Jahren 1853 und 1856 
entweder in den Händen des Bürgermeifterd oder eines anderen Magiftratsmitgliedg, 
nach der hannoverſchen Städteordnung von 1858 entweder in den Händen des Ma: 
giſtrats, oder eines einzelnen Mitglieds, oder einer eigenen ſtädtiſchen Polizeidirection. 
Diefe Ortspolizeibeamten, die regelmäßig neben der eigentlichen Poltzeiverwaltung auch 
noch die Berrichtungen eines Hilfsbenmten der gerichtlichen Polizei und eines Poli— 
zeianwalts haben, beforgen dieſen Gefchäftsfret® unter dem Namen „Polizeiverwaltung“ 
völlig unabhängig von Stadtwerordneten oder Bürgervorſtehern, Lediglich nadı den Weis 
Jungen der vorgefegten Staatöbehörden im Namen des Könige. Daneben it dem Staate 
das Necht vorbehalten, eigene fünigliche Poltzeibehörden einzurichten ; nach der Städteord- 
nung von 1808 im unbejchränfter Ausdehnung, nach den in den alten Yanbestheilen ges 
genwärtig berrfchenden Normen zeitweife und aus dringenden Gründen überall, Dagegen 
dauernd und ohne befondere Gründe in allen größeren Städten, die wenigftend 10,000 
Einwohner haben, und in den fleineren, form jie Site größerer Behörden Regie— 
rungen, Stadt=, Land-, Kreisgerichte) oder Feſtungen find, endlich in den neuen Pro— 
vinzen, ſoweit nad der dort beftehenden Geſetzgebung dieſe Befugniß vorbehalten ift, 
mit der wahrjcheinlich ‚Durch wiederholte Anträge beider Häufer des Yandtags, namentlich 
des Hervenhaufes, verbejlerten Modification nach ſächſiſchem Vorbild, daß auch in ſolchen 
Fällen einzelne Zweige der örtlichen Polizetverwaltung den Gemeinden zur eigenen Ber: 
waltung unter Aufficht des Staats überwiefen werden künnen. ®) 

Während die Landgemeinden in den Mtlihen Provinzen bei dem Syſteme der qutös 
berrlichen Polizeigewalt won den Koften der Polizeiverwaltung liberirt find, To fallen 
dieſe den Städten in allen Füllen zur Yaft, mag die Verwaltung von ftädtifchen oder 
ftaatlihen Behörden geführt werden, und nur die in legterem Falle entftehenden beionderen 
Ausgaben für die Gehälter fallen dem Etaate anheim. Die Städte haben nun zwar 
tbatfächlich binfichtlich des Belaufs folder Koften, binfichtiih der Vornahme von polizet- 
lichen Einrichtungen , zu denen materielle Mittel erforderlich find, einen gewiffen Raum 
eigener Entſchließung, und namentlih in den Fällen, wo die Polizeiverwaltung felbjt 
ftädtisch ift, werben im ganzen nur ſolche Koften erwachjen, die von der Stadtgemeinde 
jelbft für notbwendig erfannt find, während dagegen Gonflicte über die Verwendung 
ſtädtiſcher Mittel zu polizeilichen Maßnahmen zwiſchen königlichen Polizeibehörden und 
ſtädtiſchen Gemeinden ſehr wiel leichter entftehen werden und bei dem täglichen Wechfel 
der polizeilichen Bedürfniſſe audy durch Die mehrjeitig vorgeichlagene, vom Yandtage be- 


) Berfafjungsurfunde vom 5. December 1848 Art. 104, Nr. 3. VBerfaflungsurkunde vom 
31. Januar 1850 Art. 105, Nr. 3. Städteordnung vom 19. November 1808 $. 161 fi. Re— 
vidirte Städteorbnung vom 17. März 1331 $ 32. Stäbteorbnung für die öftliben Provinzen 
vom 30. Mai 1553 $ 62. Städteordnung für die Provinz Weftpbalen vom 19. März 1556 
$. 62. Städteordnung für die Rheinprovin vom 15. Mai 1856 $. 57. Hannoverſche revie 
dirte Stäbteorbnung vom 24. Mai 1858 88. 71. 7%. Schleswig - Holfteinfhe Städteorbnung 
vom 14. April 1869 8. 89. — Hannoverfches !andgemeindegefeg vom 29. April 1859 $$. 69. 
70. Landgemeindeorbnung fir Schleswig - Holftein vom 22. September 1867 $. 23. Kurbeffifche 
Gemeindeordnung von 1834. — Gefe Über die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 $. 1 ff. 
er? nu die Polizeiverwaltung in den neuerworbenen Yandestbeilen vom 20. Septem- 
er 
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fürmortete Fixation der Polizeifoften nicht aus der Welt gefchafft werden würden. Im 
allen Fällen hat übrigens die ftantliche Aufſichtsbehörde das Recht, derartige Ausgaben zu 
veranlaflen, wie das z. B. Hinfichtlih der Pflafterung, der Einrichtung einer Strafen- 
beleuchtung, der Anſchaffung einer Stadtuhr mehrfach geichehen ift. 

Zu der Verwaltung des Schul: und Kirchenweſens ftehen die Gemeinden der 
alten Provinzen, insbejondere im Geltungsgebiete des allgemeinen Landrechts, nur in fehr Lofen 
Beziehungen. Selbſt Hinficgtlih der Elementarichule Liegt die Unterhaltspflicht ven zur 
Schule gewiejenen Einwohnern, den ſ. g. Schulfocietäten, und nicht wie dev durch die 
Verfaſſung felbjt fuspendirte Verfaſſungsartikel vorjchreibt, den Gemeinden ob. Dieje 
haben jedoch thatfächlich meift die Schullaft als Communallaft übernommen, insbefonvere um 
die Forenſen und juriftiichen Perſonen an derfelben zu betheiligen, fie find ferner ohne irgend 
eine Verpflichtung, vom Standpunfte der Pflege örtlicher Intereflen aus, zur Gründung höherer 
Schulanftalten, Gymnaſien, Real= und Gewerbeſchulen fortgegangen, und es haben ſich 
daraus mannichfache Berechtigungen in Bezug auf Anftellungen und dergleichen ergeben. 
Ebenſo Liegt Die Kirchenlaft, inabefondere die firchlicye Baulaft, an ſich nur dem Patron und 
den Eingepfarrten ob, doch haben die Communen, in freiwilliger Erweiterung ihrer Aufgaben, 
auch auf dieſes Gebiet ihre Wirkſamkeit ausgedehnt. Endlich bedient fi der Staat zur 
Aufficht über das Elementarjchulmejen gewiſſer Organe, die mit der Gemeinde in einigem 
Zuſammenhange ftehen, ver Schulverftände auf dem Yande, beftehend aus dem Patron, 
dem Geiftlihen und einigen Kamiltenvätern, unter denen wo möglich der Schulze fein ſoll, 
den Eduldeputationen ın den Städten, beitehbend aus einer gleichen Anzahl von Magi— 
ſtratsmitgliedern, Stadtverordneten und des Schul= und Erziehungsmelens fundigen Män- 
nern, zu denen auch Die Vertreter derjenigen Schulen, die nicht ftädtifchen Batronats find, 
hinzugezugen werden müſſen. 

Ein jehr auögedehnter Wirtungskreis bietet ſich den Gemeinden dar, inſofern ſie als 
Ortsarmenverbände ihren hülfsbedürftigen Angehörigen nach Maßgabe des Unter— 
ſtützungs⸗Wohnſitzes den Unterhalt zu gewähren haben ). 

Sie haben ferner bei der ftaatlihen Steuerverwaltung mitzuwirken, ſowohl bei 
der Beranlagung und Einſchätzung, als auch bei der Führung der Rollen und der Erhebung. 
Eine Mitwirtung bei der Veranlagung und Einſchätzung kommt für den ganzen Staat 
nur bei der Glaffenfteuer vor, indem eine aus dem Magiftrat oder Gemeindevorftande und 
mehreren von der Stadtverordneten- (Gemeinde=) Berfammlung gewählten Mitgliedern 
beftehende Commiſſion unter Aufjicht des Landraths die Borjchläge macht, deren Feſtſtel⸗ 
(ung durch die Regierung erfolgt ; für Die Stadtgemeinden bei der Gewerbeſteuer, fofern 
die Stabtgenteinde zu eimer der drei erften Gewerbefteuer = Abtheilungen gehört, indem in 
diefem Falle der Magiſtrat Die Steuer auf die Steuerpflichtigen vwertheilt, wo nicht eine 
Stenergefelihaft die Vertheilung vomimmt. Außerdem haben dann die Gemeinden in 
den öftlihen Provinzen die Verpflichtung, die Erhebung der Grund und Gebäubefteuer, 
ſowie die Aufftellung der Rollen und die Erhebung hinfichtlih der Gewerbe= und Elaj- 
jenfteuer einjchließlich der Erecution, auch die Ablieferung an die Staatöfaffe zu bewirken, 
wogegen fie bei der Gebäudeſteuer eine Erhebungsgebühr von drei, bei der Gewerbe= und 
Claſſenſteuer von vier Procent beziehen. Dagegen hat die Gemeinde weder bei der Erhebung 
der In und Schlachtftener, wo ſolche als Eurrogat der Claſſenſteuer befteht, obgleich 





) Allgemeined Yandrecht II. 19. 8. 10-13; Geſetz über bie Berp — zur ra ri 
vom 31. December 1842; Gefet Über bie Aufnahme neu anziehender onen, vom 31. Octo— 
ber 1842, Gele zur Ergänzung der Gefege vom 31. December 1842 über die Verpflichtung n 
Armenpflege und die Aufnahme neu anziehender Berfonen vom 21. Mai 1855; Norbbeuti 
Bundesgeſetz über Die Freizügigkeit vom 1. November 1867. 
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ein Drittbeil vom Rohertrage der Mahlſteuer der Gemeinde zufällt, und diefe häufig com= 
munale Zujchläge erhebt, noch bei der Veranlagung und Erhebung der elaſſificirten Ein— 
fommenfteuer irgend eine Betheiligung‘ ’). 

Die Gemeinden haben ferner bei dem Militärweſen mitzuwirken. Insbeſondere 
fallen ihnen bedeutende Yaften zu, wenn das Gefeg vom 11. Mat 1851 wegen der Kriegs— 
Leiftungen in Wirkfamteit getreten iſt; fie haben dann die Verpflichtung, unentgeltlich an 
die Truppen auf Märfchen und in Gantonntrungen Naturalguartiere zu gewähren, Ar: 
beitöfräfte und Transportmittel, insbejondere Boripann, innerhalb gewiſſer Grenzen zu 
jtellen, und disponible oder leer jtehende Gebäude, freie Pläge, unbejtellte Grundftüde zu 
militärtichen Sweden zu überweiſen; und jie haben die weitere Verpflichtung gegen Ent- 
Ihädigung für Naturalverpflegung der Truppen, für Fouragelieferung, für Arbeitskräfte 
und Transportmittel, Grundjtüde und Gebäude, ſoweit ſolche überhaupt erforderlich jind, 
ſowie für alle anderen denkbaren Kriegsbedürfnifie zu ſorgen. Während des Friedens da— 
gegen find die Gemeinden von materiellen Yerftungen befreit, denn auch die Fürſorge für 
die räumliche Unterbringung ver bewaffneten Macht iſt während des Friedenszuſtandes 
eine Laft des Bundes, deren Naturalleiftung zwar gegen Entſchädigung verlangt werben 
fann, aber nicht den Gemeinden, ſondern den Einzelnen zur Laſt füllt. Die Gemeinde- 
vorftände haben jedoch die Pflicht, fir die gehörige und rechtzeitige Erfüllung der Quar— 
tierleiftungen — etwa durch eigene Servisdeputationen — zu ſorgen ®). 

Die Gemeinden haben überhaupt alle örtliden Geſchäfte der Kreis-, Be— 
zirks- und allgemeinen Staatöverwaltung, namentlich binfichtlich des Füh— 
vend von Perjonenftandsregiftern, hinfichtlih der Vornahme von Wahlangelegenbeiten, ſo— 
fern nicht andere Behörden dazu beſtimmt find 9). 


bb) Organismus der Yocalgemeinden, 


a) Die Gemeindeverfammlung oder Gemeindevcertretung. 

In jeder Gemeinde befteht ein dDoppeltes Organ. Zunächit eine Körperichaft, welche 
entweder aus ſämmtlichen Mitgliedern der Gemeinde oder aus Repräjentanten derjelben 
zuſammengeſetzt ift. Jenes it noch heute das Negelmäfige auf dem Yande. Insbeſon— 
dere im den öftlichen Provinzen in Schleswig = Holftein und in Hannover, in welchen Yan: 
destheilen nur dur ſtatutariſche Anordnung unter minifterieller Genehmigung eine Ge— 
meindevertretung, neben welcher das Fortbeſtehen der allgemeinen Gemeindeverfammlung 
für gewiſſe Angelegenheiten in Hannover ausdrücklich gewahrt ift, eingeführt werden kann. 
In den beiden weftlichen Provinzen find die Gemeinden nad der Zahl der ſtimmberech— 
tigten Mitglieder zu jcheiden, indem in den kleineren bis zu achtzehn Mitgliedern eine 


') Gefeg Über die Einrichtung des Abgabenweiens von 30. Mai 1820, 8. 7; Geſetz wegen 
Einführung einer Klaffenfteuer vom 30. Mai 1820, 8. Ge; Geſetz wegen Entrichtung der Ge- 
werbeftener vom 30. Mat 1320, 5. 26—36; Gefeg, betr. die Einführung einer Claſſen- und 
claffifieirten Eintommenftener vom 1. Mai 1551, $. 10. 15. 34. 35; Gefeg, betr. die Einfüh- 
rung einer allgemeinen Gebäudeftener vom 21. Mai 1561, $. 14; Geſetz, betr. einige Abänderun— 
gen des Gefehes wegen Entrictung der Gewerbefteuer vom 19. Juli 1561, $. 11. 

Geſetz wegen der ——— und deren Bergütung vom 11. Mai 16551, 8. 3. 8—12. 
15. 16; im ganzen Bundesgebiet eingeführt durch die Verordnung vom 7. November 1867, 8. 1; 
Bundesgeſetz, betr. die Quartierleiftung für bie bewaffnete Macht während des Friedendzuftandes 
vom 25. Juni 1568, 3. 1. 5. 6. 

’) Allgemeines Landrecht II, 7. 8. 53 ff.; Weftphälifche Yandgemeindeordnung vom 19. März 
1556, 8. 74; Rheinifche Gemeindeordnung vom 23. Juli 1845, $. 105; Schleswig-Holſteiniſche 
‚Gemeindeordnung vom 22. September 1867, $. 24. — Städteordnung vom 30. Mai 1953, $. 62; 
vom 19, März 1856, $. 62; vom 15. Dat 1856, 3. 57. 
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allgemerme Gememdeverlammlung, im den größeren ein gewählter Gemeinderath bejteht ; 
indefien kann ın Weftphalen auch in diefen größeren Gemeinden durch Gemeindeſtatut die 
Bildung einer gewählten Gemeindevertvetung ausgeichloffen und in dem oftrheinifchen 
Theile des Regterungsbezirts Coblenz die allgemeine Gemeindeverfammlung auf Grund eines 
Gemeinvebeichluffes beibehalten werden 9. 

Dagegen follten in den Städten die gemeinfchaftlichen Angelegenheiten ſchon nad) 
dem Yandrecht 2) nicht in Allgemeinen Berfammlungen der ganzen Bürgerichaft, ſondern mur 
mit den Repräfentanten derfelben verhandelt werden, die jedoch — charalteriſtiſch für die 
Behandlung des Gemeindeweſens im Yandredit — gleich den Stellvertretern privatredıt- 
licher Gefellfhaften an die Genehmigung der Gemeinde gebunden blieben, indem fie ins— 
befondere verpflichtet wurden, mit den Borftehern der Zünfte und übrigen einzelnen in 
der Stadtgemeinde befindlichen Gorporationen, ſowie Diefe hinwiederum ein Jeder mit den 
Mitgliedern feiner Zunft oder Corporationen darüber Rückſprache zu nehmen. Indem 
die Städteordmung von 1808 auf der einen Seite — und zwar in einer für ein Gefeg 
auffallenden Hervortretung des theoretijchen Gedankens — die gefammte Bürgerichaft als 
den Träger der Gemeindegewalt hinftellt, und der VBürgerichaft als folder alle möglichen 
Gemeinderechte einzeln aufgeführt beilegt, um dann fortzufahren : „von allen nah Inhalt 
dieſer Ordnung der Stadtgemeinde beigelegten, oder denjelben ſonſt zuftehenden Rechten 
wird einzig und allein die Befugniß der Stadtverorbnetemwahl von der Stadtgemeinde 
in der Geſammtheit ausgeübt, in allen übrigen Angelegenheiten des Gemeindewefens wird 
die Bürgerſchaft durch die Stadtverordneten vertreten,” denn „die Vertretung der Stadt: 
gemeinde oder Bürgerſchaft durch Stadtverordnete ift nothwendig, weil jene aus zu vielen 
Mitglievern beiteht, als daß ihre Stimmen über öffentlihe Angelegenheiten jedesmal ein- 
zeln vernommen werben könnten,” fo iſt doch nun die Bedeutung dieſer Vertretung mit 
vollem Bewußtjein aus der privatrechtlicen in die öffentlich = rechtliche Sphäre erhoben wor— 
den, „die Stadtverordneten jind berechtigt, alle Angelegenheiten des Gemeinweſens ohne 
Rückſprache mit der Gemeinde abzumachen, fie bedürfen dazu weder einer bejonderen In— 
ftruction noch einer Vollmacht der Bürgerſchaft, noch find fie verpflichtet, über ihre Be— 
ſchlüſſe Rechenſchaft zu geben ; das Geſetz und die Wahl find ihre Vollmacht, ihre Ueber: 
zeugung, und ihre Anficht vom Beſten der Stadt ihre Inftruction, ihr Gewiſſen aber die 
Behörde, ver jie deshalb Rechenſchaft zu geben haben ; fie find im vwollften Sinne Vertre- 
ter der ganzen Bürgerſchaft“ 9. 

Hinfihtlih der Zufammenjegung dieſer Körperichaft, ſei es der allgemeinen Gemeinde— 
verfammlung, jet e8 der Repräfentation, herrſcht in Der gefammten Gefeggebung für das 
platte Land fehr entſchieden der Grundſatz einer Beziehung und Verhältnißmäßigkeit der 
gewährten Rechte und Bortheile zu dem Maße und zu der Bertheilung der Yaften. 


+) Allgemeine Landrecht II, 7, $. 15 fi ; Geſetz, betr. die Yandgemeindeverfaffung in ben 

ſechs öftlihen Provinzen vom 14. April 1556 ı Novelle zum Landredt), $. 8; Verordnung, betr. 
die Landgemeindeverfafjuug im Gebiete der Herzogtblimer Schleswig - Holftein vom 22 September 
1567, $ 16 (in wörtlicher Uebereinftimmung mit dem Gejet für bie öftlichen Provinzen) ; Han- 
noverſches Geſetz, betr. die Landgemeindeorbnuung vom 28. April 1859, $. 41. 51.52; Gemeinbe- 
ordnung für bie Rheinprovinz vom 23. Juli 1345, $. 45; Yandgemeinbeorduung für die Pro- 
vinz ftpbalen vom 19. März 1856, 8. 24. 

®) Ueber die ältern ſtädtiſchen Berbältnifie = namentlib von Bafſſewitz I, 30 fi. 80 ff. 
89. 252 5. II, 1642 $.; über die landredhtlihen Beftimmungen von Baffewig, IIT, 210 fi.; 
über die Einführung der Städteorbnung von 1808 in Berlin und den übrigen Städten der 
Kurmarf von Baffewik III, 212 ff. 219 ff. — Lieber die älteren Verhältniſſe auch Fiſcher, 
Lehrbegriff ſämmtlicher Cameral- und Polizeirechte I, 556 fi. 634 fi. 

9) — Landrecht IT, 8. 5. 110—114; II, 6. 5. 114 ff. 118. 131; ‚Stäbteorbnung 
vom 19, November 1808, 8. 47. 48. 52. 67—69. 108. 
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Nach ·den wörtlich übereinftimmenden Feftfegungen für die ſechs öſtlichen Provinzen 
und für Schlewig - Holftein wird jowohl die Theilnahme an dem Stimmrechte, als auch 
die Bertheilung der Yaften zumächft durch die Ortsverfaffung beftimmt, die, insbejondere 
im Gebiete des Landrechts, in einer Glaffeneintheilung der angefeffenen Wirthe nad Art 
und Größe der Ländlichen Befitweife durchſchnittlich beſteht. Wo jedoch durch Parzellirun- 
gen, Anfievelungen oder Coloniebildungen hinſichtlich der ac ae Dunfelheiten oder 
Mißverhãltniſſe entftanden find, und das Bedürfniß einer neuen Feſtſtellung der Stimmrechte 
und der Gemeindelaſten, oder eines dieſer beiden Verhältniſſe ſich geltend macht, da ſoll 
die Vertheilung der Gemeindelaſten unter Berückſichtigung der Abſtufungen des Grund— 
beſitzes und des Claſſenverhältniſſes in der Weiſe geſchehen, daß die den einzelnen Ges 
meindegliedern oder den Claſſen aufzuerlegenden Antheile an den Laſten in ein angemeſſenes 
Verhältniß zu den Rechten und Vortheilen treten, welche dieſelben in dem Gemeindever— 
bande genießen, während bei einer neuen Feſtſetzung der Stimmrechte darauf Rückſicht zu 
nehmen iſt, daß den Beſitzern ſolcher Grundſtücke, welche die übrigen an Werth und Größe 
erheblich überſteigen, mehr als eine Stimme beigelegt wird, daß die Gemeindeglieder 
in Claſſen eingetheilt werden, und daß die Stimmen der Beſitzer derjenigen kleineren 
Grundſtücke, welche zu ihrer Bewirthſchaftung kein Zugvieh erfordern, zu Geſammtſtimmen 
verbunden werden, jo daß dergleichen Beſitzer das Stimmrecht in der Gemeindeverſamm— 
lung durch Abgeordnete auszuüben haben, welche fie aus ihrer Mitte wählen. Ganz 
analoge Beftimmungen gelten in Hannover ; auch bier ſoll zunächſt die Ortöverfafjung 
enticheiden, bei eintretenden Veränderungen der Antheil an den Gemeindelaften zu Grunde 
gelegt werben, und vegelmäfig eine Claffeneintheilung ftattfinden ; „die Grundlagen für 
diefe Eintheilung bilven die verichtedenen Claſſen der in der Gemeinde vorhandenen Höfe 
und Güter ; die Nichtanſäſſigen bilden, ſoweit fie nicht unter Berücjichtigung ihrer Con: 
currenz zu den Gemeindelaften einer dieſer Claffen einzureihen find, die unterfte Claſſe; das 
Stimmrecht der Mitglieder der einzelnen Glaffen ift unter Berüdfichtigung der Coneurrenz 
zu den Gemeindelaften und des Interefjes an den Gemeindeangelegenbeiten zu beftimmen.‘ 
Abweichend find wiederum die VBerhältniffe in den beiden wejtlichen Provinzen. Es mar 
der Mangel an organifchen Verſchiedenheiten in der Ländlichen Beſitzesweiſe, welcher dazu 
geführt hat, bei der für Etadt und Yand gemeinfamen Negulirung des Gemeindewejens 
in der Nheinprovinz jenes Dreiclafjenfuften, welches ſeitdem auf dem Gebiete des Staatd- 
(ebens und des ftädtischen Communalweſens von großer Bedeutung geworden ift, zum erften 
Male zur Geltung zu bringen. Dieſes Syftem it ſpäter auch auf die Yandgemeinden 
der Provinz Weftphalen ausgedehnt, jedoch mit der Modification, daß abweichende Bes 
ftimmungen zum Zweck fefter und dauernder Abgrenzung der Wahlclaffen dem Gemeinde— 
ftatut vorbehalten bleiben, woraus die Befugniß gefolgert ift, durch Gemeindeftatut auch 
die alten Claſſenunterſchiede der ländlichen Grundbefiger, etwa in Vollbauern, Halbipän= 
ner und Kötter, wo ſolche ſich noch erhalten haben, ſelbſtſtändig oder neben dem Drei: 
clafjenfyfteme zur Anwendung zu bringen. Webrigens find in beiden Provinzen die grö— 
Keren Grundbefiger fowohl in der Gemeindeverfammlung als aud in der Gemeindever- 
tretung noch bejonders bevorzugt "). 


) Allgemeines Landrecht IT, 7. 8. 20 fi.; Gefeß, betr. die Landgemeindeverfaffung in ven 
echs öftlihen Provinzen vom 14. April 1856 (Novelle zum Landrecht), $- 3. 4. 5. 11. 12. 13; 
zerordnung, betr. die Pandgemeindeverfaflung im Gebiete der Herzogthlimer Schleswig und Hol— 
ftein vom 22. September 1867, $. 8. 9. 10. 24. 25 (in wörtlicher Uebereinftimmung mit dem 
Geſetz für die öftlichen Provinzen); Hannoverfches Geſetz, betr. die Landgemeindeordnung vom 
28. April 1859, 8. 3. 4. 8. 17; Belanntmadhung vom 2%. April 1859, 8. 19 fj.; Gemeindeord- 
nung für die Rheinprovinz vom 23. Zuli 1845 8. 50 fi ; Landgemeindeordnung für die Provinz 
Weftphalen vom 19. März 1556, 8. 27 ff.; Inftruction vom 9. Mai 1856, Art. 6. 9. 10. 12. 
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In den Städten war in älterer Zeit, und noch nad) den Grundfägen bes Landrechts, 
die Theilnahme an der ſtädtiſchen Verwaltung auf die Zünfte gegründet, die in der That 
damals ın ähnlicher Weife wie die agrariihen Beſitzverhältniſſe hinſichtlich der Yandgemein- 
den eine organiſche Grundlage für das gefammte Städtemefen bildeten. 

Die Stäbteordnung von 1808 verfolgte jedoch gerade vorzugsmeile den Zweck, an 
die Stelle „des nach Claſſen und Zünften ſich theilenden Interefies eine wirtfaine Theil 
nahme der Bürgerſchaft an der Bermaltung des Gemeinweſens“ zu jegen ; e8 wurde dem— 
gemäß „die Wahl der Stadtverordneten, nah Ordnungen, Zünften und. Corporationen 
gänzlich aufgehoben.“ ; 

Und jo häufig nun auch gerade der Urheber der Städteordnung, der fein großes 
Wert keineswegs für unverbeſſerlich hielt, im Eingehen auf Niebuhrſche Entwürfe, insbe: 
ſondere bei der beabjichtigten Einführung der Städteordnung in Weftphalen auf derartige 
Einrichtungen zurüdgefonnmen ift, jo ſehr ferner die Gefeßgebung der ſpätern Zeit ders 
artige ſtatutariſche Anordnungen zugelaffen und begünftigt, und dieſerhalb in einem Theile 
des Staats fogar Abweichungen von der gefeglihen Wahlordnung geftattet hat, jo muß 
doch einerjeits Die theoretifche Richtigkeit des Gedanfens einer modernen ftändifchen Gliederung 
auf dieſem Gebiete beſonders um deswillen beftritten werden, weil das moderne Erwerbs— 
leben gar nicht im der früheren engen Verbindung mit dem Communalweſen fteht, die 
Bedeutung der Gemeinde, insbefondere der Stadt, eine ganz andere geworden tft, wie 
denn auch amdererfeitd die praftifchen Reſultate dieſer Richtung, trogdem daß der 
Kaum zu einer derartigen Entwidelung freigegeben war und eine hinlängliche Zeit ver 
ftrichen ift, gleich Null find und ſich auf Die Erperimente dreier ganz kleiner Städte 
reduciren . 

Die pofitiven Verfaffungsgeftaltungen auf dem Gebiete des ftäbtifchen Gemeinde— 
weiens in Preußen zerfallen in zwei Claffen. 

Im Anſchluß an das Landrecht hatten die Städteordnung von 1808 und 1831 den 
Grundfag beibehalten, innerhalb der Etädte die Eimmohnergemeinde md die eigentliche 
Bürgergemeinde zu trennen. Es zerfiel darnach die ftädtifche Bewölferung in Bürger und 
Schutzverwandte. Das Bürgerrecht beitand, abgejehen von den bald nad) Emanation der 
Städteordnung von 1808 obſolet gewordenen Wirkungen in Bezug auf Gewerbetrieb 
und Grundbeſitz, in der Theilnahme am Gemeindeſtimmrecht und in der Befähigung zu 
Gemeindeämtern. Daffelbe wurde nur auf Antrag durch eine fürmliche Urfunde verlie— 
ben; nach der Stäbteorduung von 1808 war daſſelbe von einem ziemlich niedrigen, nad) 
der Stüdteordnung von 1831 von einem jehr hohen Cenſus abhängig. Innerhalb die 
fer Bürgergemeinde fanden jedoch weitere Slaffificirungen nicht mehr ftatt ; die Wahl der 
Stadtverordneten erfolgte nach Bezirken 2). 

Ganz auf dieſen Grundlagen, in einer oft wörtlichen Uebereinſtimmung mit der 
Städteordnung von 1808, iſt die Regulirung der ſtädtiſchen Gemeindeverhältniſſe durch 
die — wohl von Stüve herrührende — Hamoverſche Städteordnung vom 1. Mai 1851, 
und durch die noch jetzt geltende, in dieſen weſentlichſten Punkten nicht abweichende, revi— 


) Allgemeines Landrecht IT, 8. $. 112; Städteordnung vom 19. Novbr. 1808, Einleitung 
und 8 ;3; Pers, Das Yeben des Minifters Freiheren von Stein, 2. Aufl. Bd. V. ©. 339, 
Bd. VI. Abth. 1. ©. 304-336, Bd. VI, Abth. 2._©. 348 ff.; v. Savigny, Die preußifche 
Stäbteorbnung (Ranke, Hiftorifch- politische Zeitfehrift. Bd. I. (1532) ©. 396 ff.) ; Städteord⸗ 
nung vom 17. Wai 1831, 8. 2. 3. 51 fi; vom 30. Mai 1853, $. 11. Ar. 2. (Inftruction vom 
20. Juni ejusd, Nr. VIL); vom 19. März 1556 $. 11. (Inſtruetion vom 9. Mai ejusd, Nr, 
IV); vom 15. Mai 1856, $. 10. 

*) Stäbteordmung vom 19. November 1808, $. 15. 17. 23 fi. 74; Revidirte Stäbteorbnung 
vom 17. März 1831, & 15-17. 23 ff. 

v. Solgenbertt, Enchelopädie ber Rechtswiſſenſchaft. I. 47 





733 IV. Das öffentliche Recht. 


dirte Städteordnung vom 24. Juni 1858 erfolgt. Auch die gegenwärtig geltende kurs 
heſſiſche Gemeindeordnuug fteht auf diefem Standpunfte ®) 

In den älteren preußtichen Yandestheilen Dagegen if un der Gemeindeordnung vom 
11. März 1850, und in den nad) Dem Borbilde der jelben aufgeftellten drei Städteorbnungen für 
die öftlichen Provinzen, für Die Rheinprovinz und für Weftphalen jene frühere Bafis verlafien, und 
einerſeits eine Identität von Bürgergemeinde und Eimvohnergemeinde in der Weife herbeige- 
führt, daß alle felbftftändigen Preußen das Bürgerrecht von felbft erwerben, wenn fie jeit 
einem Jahre Einmohner des Stadtbezirts find, d. h. nach den Beftimmungen der Gefege 
ihren Wohnfig haben, keine Armenunterjtügungen aus öffentlichen Mitteln empfangen, die 
Gemeindeſteuern bezahlt haben, und außerdem entweder ein Wohnhaus im Stadtbezirk be— 
figen, oder ein ftebendes Gewerbe daſelbſt als Haupterwerbäquelle, in größeren Städten 
mit zwei Gehülfen, ſelbſtſtändig betreiben, over an Claffenftener einen Jahresbetrag von 
mindeftens vier Thalern entrichten, was in mahl= und jchlachtfieuerpflichtigen Städten 
durch ſpecielle Einſchätzung nad den Grundſätzen der Glaffenjteuerweranlagung oder durch 
ein gewifjes Einkonnnen erjegt wird ; während andererjeits eine Claſſificirung ver Bürger 
zum Zwede der Wahl der Ztadtverordneten nach Maßgabe der von ihnen zu entrichten: 
den Ddirecten Steuern Gemeinde-, Kreis-, Bezirks-, Provinzial und Staatsabgaben) in 
die befannten drei Abtheilungen erfolgt ift, weil, wie Die Negterungsmotive bei Gelegen: 
beit ver Vorlage der Gemeindeordnung von 1850 ausführen, ungeachtet die Gemeinde 
feine Actiengeſellſchaft fer, und noch andere Momente in ihr im Betracht fümen als die 
Steuerkraft des Einzelnen, Doch eine Bertbeilung des Stimmrechts nach den Steuern ein 
richtiges Verhältniß erwarten laſſe, eine Correlativität von Recht und Pflicht wohl gerecht- 
fertigt fei, und denjenigen, welcher einen taujendfadh höheren Beitrag zu den Gemeinde: 
laften gebe, auch ein größerer Antheil an der Wahl der ihn bejtenernden und das Ge: 
meindevermögen werwaltenden Vertretung bewilligt werben müſſe ?,. 

Endlich iſt neuerdings fir Schleswig = Holftein einerſeits die Identität von Bürger: 
und Eimmohnergemeinde nach den Grundſätzen der älteren Landestheile zur Geltung ges 
bracht, dagegen andererjeits die Wahl der Stadtverorbneten den Bürgern ohne weitere 
Claſſeneintheilung übertragen und mit den Aufgeben des Dreiclaffen - Wahliyitenns ein 
Princip vwerlaffen, welches ſeit 1845 die preußifche Gemeindegeſetzgebung beherricht bat. 
Ebenfo wird im Negierungsbezirke Kaſſel nad der fir die Städte und Yandgemeinden 
Kurbejiens gleichmäßig erlafienen Gemeindeordnung vom 25. October 1834 der Ger. 
meinde⸗ Ausſchuß von der Gefammtbeit der ſtimmfähigen Ortswähler gewählt, mit der 
Beſchränkung daß die Ausſchußmitglieder zur Hälfte der Claſſe der Hochbeitenerten ans 
gebören müſſen 9. 


2) Der Gemeindevorftand. 
In jeder Gemeinde befteht neben dev Gemeindeverſammlung oder Vertretung ein 
Gemeindevorſtand. Dieſer befteht auf dem Pande aus einem Einzelnen, dem Schulzen 


i) Hannoverſche Städteordnung vom 1. Mat 1551. 8. 18 ff, $. 55 fi-; Hanuoverfche revi⸗ 
dirte Städteordnung vom 24. Juni 1858, 8. 19 ff. 8. so ff.; Gemeindeordnung für die Städte 
und Yandgemeinden Kurbefiens vom 23. October 18341 8. 20. 21. 27. 28. 33. 34. und Gefet 
vom 6. Auguſt 1840, betreffend die authentiſche Interpretation des $. 25. der Gemeindeordnung 
vom 23. October 1531. 

*) Gemeindeordnung vom El. März 1850, 8. 4. Städteordnung für die ſechs öſtlichen 
Provinzen vom 30. Mat 1853, $ 5. 13; —— für die Krovinz Weſtphalen vom 19. 
März 156, 8. 5. 13. (wörtlich gleichlautend mit Ausnahme des die Mahl- und Sclachtſteuer 
betreffenden Paſſus in 5. 5); Städteordnung für die Rbeinprovinz vom 15. Mai 1556, $. 5 
12, (im wejentlichen übereinſtimmend). 

Gefſetz, betreffend die Berfaſſung und Verwalturg der Städte und Fleden in der Provinz 
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oder Gemteindevorfteher, weldem Gehülfen, Schöffen, Gerichtsmänner beigegeben find. 
Diefe Vorſtandſchaft baftet vielfach namentlich in den öftlichen Provinzen an dem Beſitze 
eines ländlichen Grundſtücks, Schulzenguts. Abgefehen von dieſen Lehn- oder Erbſchul— 
zen werden die Schulzen in den öftlichen Provinzen, fofern nicht durch Obſervanz oder 
Tonftige Rechtsnormen etwas Abweichendes feftiteht, von dem Inhaber der Ortsobrigfeit 
Gutsbeſitzer oder Domänenrentmeifter) nad) Anhörung der Gemeinde unter landräthlicher 
Beftätigung, die Ortscorfteher im der Rheinprovinz vom Landrath auf Gutachten Des 
Bürgermeifterd ernannt, während in Weftphalen, in Helen, in Naſſau, in Hannover und 
in Schleswig» Holftein den Gemeinden das Wahlrecht unter höherer Betätigung, wozu in 
Schleswig - Holftein no die Genehmigung der Gutsobrigfeit kommt, zufteht . 

Das Amt der Schulzen oder Gemeindeworfteher ijt überall ein Ehrenamt. Es 
wird ihnen wenigftens feine zu ihrem Unterhalte hinreichende Beſoldung gewährt, Dagegen 
haben fie, abgelehen von dem Falle, daß Jemand als Befiger eines Schulzenhofs zur 
Uebernahme aller Yaften verpflichtet ift, Anfprucd auf eine Entſchädigung für die mit dem 
Amte verbundenen Koften und Aufwendungen ; e8 wird dafür häufig ein Pauſchquantum 
in Geftalt einer Yandbotation gegeben, die in den öſtlichen Provinzen zu gleichen Theilen 
von der Gemeinde und von der Ortsobrigfeit zu gewähren ift, weil der Schulze im 
Dienſte beider ftebt, und deren Feſtſetzung dort in fireitigen Fällen durch ein Zufammen- 
wirfen des Schulzen, der Gemeinde, Des Gutsherrn, des Landraths, des Kreistags, ver 
Regierung erfolgt. 

In einer ähnlichen Stellung wie der Vorfteher zu der Gemeinde befindet fich der 
Defiger eines ſelbſtſtändigen Gutsbezirks gegenüber den Bewohnern deſſelben, mit dem 
Unterichtede, daß er niemals an ihre Zuftimmung gebunden ift, aber auch nicht das echt 
bat, zur Erfüllung der dem ſelbſtſtändigen Gutsbezirke gleich der Gemeinde obliegenden 
Verpflichtungen, Yaften oder Yeiftungen von ihnen zu verlangen. 

Für die Städte befteht der Gemeindevorftand in der Nheinprovinz regelmäßig aus 
einem Einzelnen, dem Bürgermeifter, welchem Gehülfen (Beigeordnete) an die Seite gefett 
find, und mur ganz ausnahmsweiſe auf bejonderen Antrag der Städte aus einem collegia- 
liſchen Magiftvate, in den öftlihen Provinzen, in Weftphalen und in Schleswig = Holftein 
vegelmäfig aus einem collegialiichen Mogiftrate, und nur ganz ausnahmsweife für Städte, 
welche nicht mehr als 2500 Einwohner haben, in Schleswig = Holftein ohne foldhe Bes 
Ihränfung, aus einem Einzelnen, in Hannover ftetd aus einem collegialifchen Magiſtrate, 
während in Kurbefien Ortsvorftand ‘Bürgermeifter) und Gemeinderatb (in den Städten 
Staptrath) zu unterfeheiden find, indem jener die laufende Verwaltung, diefer die Bera- 
thung und Beſchlußführung über alle Gemeindeangelegenheiten hat, die nicht zur gewöhn— 
lichen Amtsführung gehören ?). i 

Während auf dem Standpunkte des Landrechts nach den Privilegien und Statuten 
jedes Orts und bei deren Ermangelung nach den Provinzialgefegen zu beurtbeilen war, 


Schleswig » Holftein vom 14. April 1869; Kurheſſiſche Gemeindeordnung vom 23. October 
1834. 8. 38. 

') Allgemeines Landrecht IL, 7. 8. 46 fi.; Gefet, betr. bie en Ortsobrigfeiten vom 
14. April 3856, 5. 21, und — vom 30, Juli 1856, Art. 11; Rheinifche Gemeindeorb- 
nung vom 23. Jůli 1845, 3. 72; Weſtphäliſche Gemeindeordnung vr 19. März 1856, 8. 38; 
Hannoverices Geſetz, betr. die Landgemeinden vom 23. April 1559, 8. 22. 26 ff. 46; Schles- 
wig⸗ Holſtemiſche Gemeindeordnung vom 22, September 1867, 8. 19. 20. 21. 

Rheiniſche Städteordnung vom 15. Mai 1856, 8. 65 ff.; Städteordnung für bie ſechs 
öffichen Provimen vom 30. Mat 1853, 8. 72 fj.; Weſtphäliſche Städteorbnung vom 19 Mai 
1856, 8. 72 fi ; Schleswig⸗ Holfteinifcbe Städteordmung vom 14. April 1867, 8. 28 94; Halt 
noveriche revidirte Städteordnung vom 24. Juni 1958, $. 39; Kurbef füiche Gemeindeorbnung 
vom 23. October 1834, $. 36. 59, 63. 
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ob der Magiftrat gemäblt oder vom Yandeshern beftellt werde, im zweifelhaften Falle 
jedoch vermuthet werben follte, daß der Gemeinde das Wahlrecht zuftehe, und endlich in 
dem Falle, daß die Gemeinde das Wahlrecht hatte, jelbiges der Negel nach durch den 
Magiftrat ausgeübt wurde, fo befteht gegenwärtig das Recht, den ftädtifchen Gemeinde 
vorstand zu wählen, in allen Provinzen des Staats, indem daſſelbe regelmäßig von den 
Stadtverorbneten, in Hannover jedoch von einem aus den vorhandenen Magiftratsperfos 
nen und einer gleichen Anzahl Bürgervorfteher (Stadtverorbneten) gebilveten Wahl: 
collegium, in Schleswig = Holftein aber von der wahlberechtigten Bürgerichaft in der 
Weife ausgeübt wird, daß für jede einzelne Stelle drei Candidaten von einer Come 
milfton präfentirt werden, welde aus ſämmtlichen vorhandenen Mitgliedern des Magie 
ſtrats und aus einer gleichen Anzahl durd; die Stadtverordneten-Verſammlung zu bejtims 
mender Mitglieder der legtern gebildet wird ; in Kurheſſen endlich wird der Gemeinderath 
vom Gemeindeausichuffe, der Gemeindevorftand gemeinſchaftlich vom Gemeinderath und 
Gemeindeausſchuſſe gewählt ?). 

Der ſtädtiſche Gemeindevorſtand bietet eine Combination von Ehrenamt und Berufs— 
amt. Wenn ſchon im Landrecht die Verpflichtung der Bürger zu ſtädtiſchen Ehrenämtern 
geltend gemacht war, ſo daß die Städteordnung von 1808 dieſe allgemeinen Sätze nur 
wörtlich wiederholen konnte, ſo iſt doch dieſe Verpflichtung ſeit der Städteordnung von 
1808 in allen alten Provinzen unter hohe Strafbeſtimmungen geſetzt, die in Entzie— 
hung des ſtädtiſchen Stimmrechts und einer ſtärleren Heranziehung zu den Gemeindelaſten 
beſteht ?). 

— ſtädtiſche Berufsamt ſteht dem ſtaatlichen Berufsamt in ſofern gleich, als einer— 
ſeits eine feſte Beſoldung damit verbunden iſt, und andererſeits die Inhaber deſſelben 
verpflichtet ſind, „ihre Zeit der Amtsführung ganz zu widmen“, unterſcheidet ſich aber 
von dem ſtaatlichen Berufsamt insbeſondere dadurch, daß regelmäßig der formelle Nach— 
weis einer beſtimmten Vorbildung nicht verlangt wird, und daß die Amtsdauer, außer in 
Hannover, feine lebenslängliche, ſondern eine zwölffährige iſt 8. 

Wenn nun aber auch „die ganze Geſchäftsführung in allen das Gemeinweſen be— 
treffenden Angelegenheiten zur Begründung der Einheit in dem Magiſtrat concentrirt und 
von demſelben geleitet werden ſoll“, auch „Diejenigen ſpeciellen Geſchäftszweige, wobei es 
hauptſächlich auf Geſetzes- und Verfaffungsfunde anfommt” vom Magiſtrat zu erledigen 
find, jo ſoll doch zugleich „der Bürgerichaft zur Beförderung einer lebendigen Theilnahme 
an dieſen Angelegenheiten Die Fräftigfte Mitwirkung dabei zugeftanden werden“, und es 
jollen dengemäß „alle Angelegenheiten, womit Aominiftration verbunden, oder die wenige 
ftend anhaltender Aufficht und Gontrole oder Mitwirtung an Ort und Stelle bedürfen, 
durch Deputationen und Commiſſionen beforgt werden, welche aus einzelnen oder wenigen 
Magiftratsimitgliedern, dagegen größtentheild aus Stadtverordneten und Bürgern beſtehen, 
die von der Stadtverorbnetenverfammlung gewählt und vom Magiftrat beftätigt werden“, 
wie ſolche insbefondere für das Armen», Baus, Servisweſen und für viele andere Zweige 


') Allgemeines Landrecht II, 8. 8. 120 ff ; Hannoverſche rewidirte Städteorbnung vom 24. 
Juni 1858, $. 53; Schleswig- Holfteinifhe Städteordnung vom 14. April 1869, $. 31; Kurheſ— 
fiihe Gemeindeorbnung vom 23. October 1534, $. 39. 40. 

*) Allgemeines Landrecht IT, 8, $. 29 fi.; Städteorbnung von 1808 8. 191 ff, $. 201 ff.; 
Städteorbnung für die ſechs öftlichen Provinzen vom 30. Mai 1853, 8. 74; Weftphälifche Städte- 
ordnung vom 19. Mai 1856, 8. 74; Rheiniſche Stäbteorbnung vom 15. Mai 1856, 8. 79; 
Hannoverfche Stäbteorbnung vom 24. Juni 1859, $. 11 (enthält nur das Princip); Schleswig- 
Holſteiniſche Städteordnung vom 14. April 1869, $. 9. 10 (enthält fefte Strafbeftimmungen). 

’, Städteorduung von 1808, $. 141; Hannoverſche revidirte Städteorbnung vom 24. Jumi 
1858, $. 43; vgl. au ESchleswig- Holfteiniiche EStädteordnung vom 14. April 1869, 8. 30. 
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ver ftädtifchen Adminiſtration ins Leben getreten find; es follen ferner „als Unterbehör= 
ven des Magiftrats zur Beforgung der fleineren Angelegenheiten und der Controle“ Bes 
zirlsvorſteher für die einzelnen Stadtbezirke eingefegt werden, denen namentlich „Die Auf 
ficht auf Straßen, Brüden, Brummen, Wafferleitungen, Erleuchtung, Reinigung‘ über: 
haupt aber die Sorge „für alle Angelegenheiten des Gemeinweſens in feinem Bezirke‘ 
obliegt "). 


b) Die Commmunalverbände höherer Ordnung. 


Als Communalverbände höherer Ordnung erſcheinen zunächht die ſ. g Sammt- 
gemeinden, die in den öftlichen ‘Provinzen beim Mangel einer entiprechenden admini— 


ſtrativen Eintheilung nur ganz vereinzelt, und nur für gewilje Gegenftände, nie Deich 


weien, Schulwelen, in den weftlichen Provinzen Dagegen und in einigen neuen Landesthei— 
len in Anfchlug an abminiftratiwe Eintbeilungen mit einem allgemeinen Wirkungstreife 
vorkommen. Während jedoch ſolche Sammtgemeinden in den beiden weſtlichen Provin— 
zen in den Fällen, wo das Amt beziehungsmeife die Vürgermeifterei nur aus einer Ges 
meinde befteht, gar nicht möglich, und in Weftphalen in allen Fällen facultatio find, To 
find fie dagegen in der Provinz Hannover und im Negierungsbezirt Wiesbaden aus der 
früheren Zeit‘ obligatorifch geblieben. In allen Fällen erſcheint als Organ diejes Ber: 
bandes eine won den dazu gehörigen Gemeinden und Gütern bejtellte Berfammlung, die 
in der Rheinprovinz Bürgermeifterei, m Weftphalen Amtsverfammlung, in Hannover 
Amtövertretung, in Wiesbaden Bezirfsrath heit, und deren Gejchäfte der entiprechende 
ftaatlihe Verwaltungsbeamte leitet 2). 

Als Commmmalverbände höherer Ordnung kommen ferner die über den ganzen Staat 
ſich ausdehnenden ftreng mit der abminiftrativen Eintheilung zufammenfallenden Kreis: 
verbände, denen eine Anzahl der größeren Städte gleichgeftellt ift, ſodann die in 
einzelnen alten und neuen Provinzen fich vorfindenden Gommunalverbände im en— 
geren Siume, die aus früheren hiſtoriſchen Entwidelungen hervorgegangen, entweder wie 
die Communalverbände der Altmark, Kurmark, Nenmark, der Ober- und Niederlaufig, 
wie die Gommunalverbände von Altpommern, Neuvorpommern und Rügen, wie die han— 
noverichen Yandichaften, innerhalb des höheren Organismus, oder wie die Communalver— 
bände der Regierungsbezirke Kaſſel und Wiesbaden an Stelle deſſelben fich befinden, end- 
lich die über den ganzen Staat mit Ausnahme von Heilen und Naſſau ſich erftvedenden, 
mit der adminiſtrativen Eintheilung feineswegs ſtreng zufammenfallenden Provinzial: 
verbände in Betracht. 

Was die Organifation dieſer Kreis-, Communal- und Provinzialverbände betrifft, 
jo beruht dieſelbe überall mit Ausnahme des Regierungsbezirks Wiesbaden auf der ſtän— 
diſchen Gliederung in großen Grundbeſitz, Städte und Landgemeinden. Während aber in 
den alten Provinzen einerſeits die Vertretung des großen Grundbeſitzes gegenüber der Ver— 
tretung der Städte und Landgemeinden auf allen Stufen unverhältnißmäßig überwiegt, und 
andererjeits der große Grundbeſitz als Nittergutsbefig beſonders qualificirt fein muß, 


Städteorduung vom 19. November 1808, $. 169. 174. 175. 179. 182; Stäbteorbnung 
für die öitlichen Brovinzen vom 30. Mai 1853, 8. 59. 60; Weſtphäliſche Städteorbnung vom 19. 
Mai 1956, 8. 59. 60; Rhbeinifche Städteordnung vom 15. Mat 1356, $. 54. 55; Schlegwig- 
Holſteiniſche Städteordnung vom 14. April 1569, $. 66-70, 

2) Rheinische Gemeindeordnung vom 23. Juli 1845, $. 7. 8. 108 fi; Weſtphäliſche Land— 
gemeindbeorbnung vom 19. März 1556, $. 4: 5. 75 fi; Hanuoverſches Geſetz, die Amtövertre- 
tung betr., vom 28 April 1959, $. 5. 12. 13. 27, 23; Verordnung vom 12. Sept. 1867, 3.4; 
Naſſauiſche Verordnung von 24. Juli 1954; Verordnung vom 26. Sept. 1967, $. 13. 
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fo daß weder der Domänenfiscus noch, mit Ausnahme der beiden weftlichen Provinzen 
andere größere Yandgüter an der Vertretung partteipiven, jo it im den neueren Provinzen 
einerſeits ein richtigeres Verhältniß der vertretenen Intereſſen herbeigeführt, indem auf 
den Streistagen der große Grundbeſitz in Hannover böchftens ein Drittel, in Schleswig— 
Holftein regelmäßig ein Drittel, ausnahmsweiſe die Hälfte, im Kaſſeler Bezirk die Hälfte, 
auf den Gommumallandtage des Kaſſeler Bezirls und auf den Provinziallandtagen von 
Hannover und Echleswig = Holftein ungefähr ein Drüttel der Gefammtvertretung betragen 
fol, und es ift andererjeits der Begriff des großen Grundbeſitzes im ganzen ohne Rückſicht 
auf den Begriff des Ritterguts feftgeftellt, indem man fi ın Hannover und in Schleswig— 
Holſtein am hiſtoriſche Thatſachen gehalten, dort an die Berechtigung zu Virilſtimmen in 
der Amtövertretung, bier an das Wahlreht nach den Gelegen vom 15. Februar und 
11. Juni 1854, im Kaſſeler Bezirk Dagegen einen Ghrumbditenerreinertrag von 1000 Tha— 
lern, reſp. 3500 Thalern als maßgebend angenommen bat, ohne indeſſen namentlich für 
den Provinzialverband in Schleswig = Holftein und in Kaſſel eine beſondere Berückſichtigung 
der Ritterfchaft als folcher ganz aufzugeben I. — Dagegen befteht im Regierungsbezirte 
Wiesbaden der Kreistag tbeils aus der Gefammtbeit der zu eimem Kreiſe gehörigen Be— 
zirksräthe, theils aus den Befigern derjenigen Güter, weldye mindeftens 500 Gulden 
Grundſteuer entrichten, der Commumallandtag aus vier Standesherren, zwei gewählten 
Vertretern des großen Grundbefiges, und je zwei Abgeordneten der einzelnen Kreistage ? 

Neben diefen communalen Bertretungstörpern beftehen dann auf allen Stufen auch 
erecutive Organe, für den Kreisverband der Yandrath, der Kreishauptinann, die Kreisaus— 
Ihüffe, für die GCommumnalverbände die altponmmerniche Yandftube, die neuvorpommernſchen 
Pandtagsbevollinächtigten, die ftändifchen Berwaltungsausichiiie in Hannover und Kaffel. 
Und wiederum concurrirt auch bier mit dem Ehrenamte das Berufsamt, insbefondere ift 
für die laufende Verwaltung des provinzialftindiichen Vermögens in Hannoper ein aus 
drei beioldeten Mitgliedern, einem Yandesdtrector und zwei Schugrätben bejtehendes Yanz 
desdirectorium, für die laufende Verwaltung des communalſtändiſchen Vermögens in Kaſ— 
jel ein beſoldeter Pandesdirecter eingefegt *. 

Die Functionen aller dieſer Verbände beftehen zunächſt wiederum in einer Unter— 
ftügung der allgemeinen Staatsverwaltung durch Dienſtleiſtungen und Geldbeiträge. Es 
iſt insbeſondere den Kreiſen eine Begutachtung der Claſſenſteuer-Reclamationen, eine 
Mitwirkung bei der Einſchätzung zur elaſſificirten Einkommenſteuer, bei dev Entſcheidung 
über die Milttärpflichtigkeit, bet der Regelung des niedern Communalweſens 9 13. 2. 
in Bezug auf Bezirföveränderungen, Schulzendotationen, Dorfſtatuten, außerdem bei ein= 


'Y Ueber das Bertretungsverbältniß der verfehiedenen Stände fiche Kaſſeler Kreiſordnung vom 

9. Sept. 1867, 8. 9; Hannoverſche Kreisordnung vom 12. September 1867, 8.10; Schleswig. 
Holfteinifche Kreisorbnung vom 22. September 1867, $. 17. — ferner Kafieler Kommunalord- 
nung vom 20. September 1867, 8 $ fi; Hannoverfae Provinzialordnung vom 22. Auanft 1867, 
8. 3.5: Schleswig - Holfteintjche Provinzialortuung vom 22. Septbr. 1867, 8. 3. — licher bie 
Theitnahme des Domänenfiscus am Stimmrecht: Kaſſeler Kreisordnung, $. 8: Hannoverſche Kreise 
ordnung, $. 15. 17; Schleswig - Holfteiniihe Kreisordnung, $. 13; Wiesbadener Mreisordinng 


vom 26. Zcepteinber Am 8. 8, — Ueber den Beariff des großen Grundbeſitzes: Kaſſeler 
Kreisordnung, $- 7. ; Hannoverfee Kreisordnung, 8. 14; Schleswig-Holſteiniſche Kreisord— 


nung, 85. 12. 
* Wiesbadener — vom 26. Sept. 1867, $. 7; Wiesbadener Communalordnung 
vom 26. Sept. 1867, 8. 3. 

Allerhöchſte Erlafle vom 1. November 1868, betr. die Genebinigung des Regulativs für 
die — des provinzialſtändiſchen Bermögens in der Frovinz Hannover, 8. 1.2.5.6; 
und vom 11. November 1868 für Kaſſel, $, 2. 5. 

Beſonders berent in der ——— für Echleswig +» Holftein, 8. 8; Kaffeler Kreisord- 
mung, & 4. Nr. 3; Wiesbadener Kreisordnnung. 8. 4. 


tretender Mobilmadung die Gewährung der eigentliben Pandlieferungen (die Berforgung 
der Magazine mit Brodmaterial, Hafer, He, Stroh und Fleiſch, ferner die Gefteflung 
von Pferden zu den Uebungen der Yandwehr = Gavallerie und endlich die Unterftügung ver 
bedürftigen Familien zum Dienfte einberufener Reſerve- und Landwehrmannſchaften, ſowie 
neuerdings der Erſatzreſerve übertragen . Es ift in gleicher Weife den Communal— 
verbänden und Provinzen eine Mitwirkung bei den Einfommenfteuer = Reclamatio- 
nen, bei der Revifion und Gontrole der Nentenbanten, bei der Regelung des nicberen 
Communalweſens 3. B. ob eine Stadt die Pandgemeindeverfaffung oder ein Dorf die 
Städteordnung erhalten fol), jowie die Armenlaft, fofern die Einzelgemeinden zur Tra— 
gung derielben entweder nicht werpflichtet oder nicht wermögend find, übertragen. 

Allen diefen Verbänden liegt dann außerdem die Förderung gemeinſamer Interefien 
durch gemeinnützige Anlagen und Einrichtungen ob, Die je nach den materiellen Kräften der 
Verbände, insbefondere je nachdem fie in alter oder neuer Zeit zu eigenem Vermögen gelangt 
find, einen Sehr verfchiedenen Umfang haben. Die Kreiſe haben ſich meift auf Wegebauten 
beichränft, die Communal- und PBrovinzialverbände haben Krant ten=, Irren-, Blinden-, 
Taubſtummen-Anſtalten, Feuerſocietäten, Hülfskaſſen, Meliorationsfonds gegründet; dem 
hannoverſchen Provinzial-Verbande find insbeſondere die Unterhaltung und Ergänzung 
ver Yandesbibliothek, Leiſtungen und Zuſchüſſe zu öffentlichen Sammlungen, welche der 
Kunft und Wiffenfchaft dienen, die Unterbaltung der verſchiedenſten Krantenanftalten, des 
jüdiſchen Schul- und Synagogenweſens, die Wegelaft in ziemlich weiten Umfange, enblid) 
die Bildung eines Fonds für Zuſchüſſe zu Yandesmeliorationen auferlegt *. 

Indeſſen ift die freie Bewegung der höhern Communalverbände auf dem Gebiete 
dieſer Intereffenverwaltinng Doch ſehr gehemmt. 

Zunächſt fteht den einzelnen Ständen, wenn fie ſich durch einen Kreis-, Communal— 
oder Provinziallandtags-Beſchluß in ihren Intereffen verlegt glauben, mittelft Einreichung 
eines Separatvotums die Anrufung der höheren Entjcheidung frei 9. Diefe Befugniß fehlt 
nur den Kreisverbänden und dem Commmmalverbande des Regierungsbezirks Wiesbaden, 
weil es dort überhaupt feine Stände gibt. 

Wenn es ſich Dan aber darım handelt, die Kreiseingefeffenen zu gemeinnützigen 
Zwecken mit Beiträgen zu belaflen, — ein Recht, welches den Kreisſtänden in den alten 
Provinzen erft lange nach ihrer Begrimdung durch bejondere Verordnungen beigelegt ift, 
und ihnen 1848 von der Nattonalverfammlung vorübergehend wieder genommten wurde, — 
jo ift zur Gültigkeit eines derartigen Beſchluſſes eine Mehrheit von zwei Dritteln erfor— 
derlih, es muß aber außerdem, ſobald zwei Drittel der anweſenden Mitglieder eines 
Standes es verlangen, eine Abſtimmung nach Ständen eintreten, und es gilt die Bewil— 
ligung als abgelehnt, wenn zwei Stände ſich Dagegen erfläven ; Die Abſtimmung im jedem 
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', Die näheren — in den einſchlagenden Specialgeſetzen; vgl. übrigens Nord— 
a Bundesgeſetze vom 7. November 1867 und 8. April 1868. 

2) Geſetz vom 7. März 186%, 8. 1. Achnlih ver Erlaß vom 16. September 1867, betr. 
die Ueberweiſung des vormals turbeififchen Staatsihages an den communalftändiichen Verband 
des Regierungsbezirts Kaflel; und Geiler, betreffend die Erweiterung der Verwendungszwecke des 
vormals furbeifiiden S Staarsichates vom 25. März 1969. Val. aud die Verordnung, betreffend 
die Provinziallandichaften im Gebiete des vormaligen Königreich® Hannover vom 22. September 
1867; Gneiſi, Die Eelbftverwaltung ber Vollksſchule. Vorſchläge zur Löſung des Schulſtreites 
durch die preußiſche Kreisordnung. Berlin 1869. S. 57 ff 

3, Rommerfche Kreisorbnung vom 17. Auguft 1925, $. 20; Pommerſche Provinzialordnung 
vom 1. Anti 1823, 5. 46; Kaſſeler Kreisorbnung. 8. 26; Kafieler Communalorbnung, $. 23; 
Hannoverſche Kreisordnung, & 8. 30: Hannoverſche Provinztalordnung, 8. 155 Schleswig » Holftei- 
nische Kreisordnung, $. 32; Sledein » Holfteinische Provinzialordnung, 5. 17 
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einzelnen Stande erfolgt im diefem Falle nad) einfacher Stimmenmehrheit. Die Zweis 
drittel- Mojorität gilt auch für Wiesbaden N). 

Denn demgemäß die communale Wirkfamteit jener höheren Verbände bisher nur ges 
ring gewefen ift, fo fteht doch denfelben, namentlich den reifen, für Die Zukunft eine er- 
höhte Bedeutung bevor. Alle auf dem Boden von Dorfgemeinden und Gutöbezirfen pro- 
jectirten Einrichtungen find, nad einer neueren Ausführung Gneiſts, unter dem Ein— 
fluß der Gemerbefreibeit und Freizügigkeit in dem Geſammtſyſtem der heutigen Erwerb: 
geſellſchaft praftifch unmöglich geworden. Die deutſche Philofophie der Selbitverwaltung 
jete voraus, dag auf dem platten Yande Gemeindeverbände ſchon vorhanden ſeien, welchen 
man nur die nöthigen Berechtigungen und die nöthige Selbftftändigfeit zu verleihen brauche, 
um eine Selbftwerwaltung nach bewährten Muftern in Gang zu bringen. Dieſe Voraus— 
ſetzungen möchten theilweife zutreffen für einige hundert ſehr große Yandgemeinden, welche, 
durch Fabrifanlagen und befondere Erwerböquellen zu großer Wohlhabenheit aufgewachſen, 
die Vorbedingungen einer Stadtverfafiung beſſer erfüllten, als viele hundert unferer 1. g. 
kleinen Stadtgemeinden, Für den Geſammtdurchſchnitt unferer Ländlichen Verhältniſſe 
ſeien aber jene VBorausfegungen nicht vorhanden. „Unter dem Nauren von Landgemeinden 
beftehen auf den Flurlkarten der acht Älteren Provinzen nach werfchiedenartiger Berechnung 
30,000— 45,000 Amts= und Bauerdirfer, herrſchaftliche Dirfer, jelbftitändige Guts— 
bezirfe, Vorwerke, Colonien, Gtabliffements, welde (einſchließlich der Städte) zu etwa 
9500 Pfarrſyſtemen, und zu etwa 22,000 ländlichen Schulgemeinden vereinigt find, mit 
denen ſich dann wieder die Bezirke der Ortspolizeiverwaltung durchkreuzen. Dieſe . g. 
Gemeinden find Splitter einer älteren Ordnung, in welcher einft das Feudalweſen Die 
ftaatlihen Functionen nad den Bedürfniſſen feiner Zeit erfüllte — Wir haben heute 
das Gefühl, daß das deutſche Kleinſtaatenthum ftetig dahin gewirkt bat, unfere Auſchauun— 
gen vom Staate Hein und engberzig zu machen. Es fehlt aber noch Das comfequente 
Weitergeben ; das Anerkenntniß, daß das Kleingemeindeweſen ums noch tiefer im den Glie— 
dern liegt, ald das Kleinſtaatenthum, und daß dieſes Das entſcheidende Hinderniß für jedes 
Fortſchreiten der inneren Verwaltung geworden iſt.“ Man wird gewiß die Richtigkeit 
dieſer Ausführungen, namentlich für die öſtlichen Provinzen einräumen müſſen, ohne frei— 
lich die ungeheueren Schwierigkeiten zu erkennen, die ſich einer derartigen Reorganiſation 
entgegenſtellen würden. 

In Baden ſind erſt neuerdings durch das Geſetz vom 5. October 1863 über die 
Organtfation der innern Verwaltung Communalverbände höherer Ordnung, Kreisverbände 
und Bezirksverbände gebildet worden. 

Die Vertretung der Kreisverbände erfolgt durch Kreisverſammlungen, die Verwal— 
tung der Kreisangelegenheiten durch Kreisausichüffe Die Kreisverſammlung wird gebil— 
det aus den von den Kreiswahlmännern gewählten Mitgliedern ; aus den in den 
Amtsbezirken gewählten Abgeordneten der Gemeinden; aus den Vertretern der grö— 
feren Städte von über 7000 Einwohnern; aus den Mitgliedern des Kreisaus— 
ſchuſſes, ſoweit fie nicht Schon der Kreisverſammlung angehören, aus den größten 
Srundbefigern im reife. Die Kreiswahlmänner werden nad allgemeinem Stimmrecht 
für je 250 Einwohner alle drei Jahre gemäblt ; ihnen treten jedoch als Wahlberechtigte 
die im Wahlbezirte wohnenden Grundeigenthümer, ſofern fie in dem Kreiſe an Liegen— 


', Nerorbnung über die Befugniß der Pommernſchen Kreisftände, Ausgaben zu beichließen 
und die Kreis-Eingeſeſſenen dadurch zu verpflichten, vom 25. März 1841, 5.1.3 5.6.7.8; 
Kafleler Kreisordnung, $. 25; Hannoverfche Kreisordnung, $. 29; Schleswig » Holfteinifche Kreis- 
orduung, $. 31; Wiesbadener Kreisorbnung, $. 20; Fahleler Communalordnung, $. 23; Wic#- 
babener Communalordnung, $. 12; Hanuoverfhe Provinzialorbnung, $. 14; Schleswig-Holitet- 
niſche Provinzialordnung, 8. 16. 
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Ichaften ein Grumdfteuercapital von mindeſtens 25,000 Gulden befigen, welches ſeit fümf 
Jahren von ihmen oder ihren Familienvorfahren verfteuert wird, und Diejenigen, welche 
unter derſelben Bedingung Gewerbecapitalien im Betrag von mindeftens 50,000 Gulden 
verfteuern, bei; der Fiscus und andere Körperichaften (die Actiengefellichaften inbegriffen, 
aber mit Ausſchluß der Gemeinden) nehmen, wenn fie mit Rüchſicht auf ihren Allein- 
bejig von Grundeigenthum oder Gewerbscapitalien, wahlberechtigt find, durch Stellvertreter 
an der Wahl theil. Die Wahl der von den Kreiswahlmännern zu wählenden Kreisab— 
geordneten geichieht Durch geheime Stimmgebung und relative Stimmenmehrheit nach den 
für die Wahlen in den Gemeinderath geltenden Vorſchriften. Die Abgeordneten der Gemein- 
den werben in jedem Amtöbezirt durch eine Berfammlung von Gemeindevertretern erwählt, 
welche in der Art gebildet wird, daß in jeder Gemeinde der Gemeimderath aus ferner 
Mitte die Wahlberechtigten — ein bis drei Mitglieder — aboronet ; die Gemeinde— 
Wahlverfammlung jedes Amtsbezirts wählt ein bis drei Abgeordnete zur Kreisverſamm— 
lung. Die Vertreter der größeren Städte werden von dem Gemeinderathe und dem Eleinen 
Bürgerausſchuſſe gewählt. Die größten Grumdbefiger endlih werden nicht mach einer 
feftbeftimmten, ſondern nach einer Verhältnißzahl zur Theilnahme berufen. Uebrigens ſoll 
die Zahl der von den Kreiswahlmännern gewählten Mitglieder doppelt jo groß fein, 
als die durch Ghemeindewahlen berufenen, und die Zahl der größern Grundbefiger ſoll 
ein Schötheil der gewählten Mitglieder betragen . Die Staatsregierung ift jederzeit 
befugt, die Kreisverfammlung aufzulöfen. 

Die Kreisverſammlung ift bevechtigt. im Intereſſe des Kreifes und feiner Bewohner 
gemeinnägige Anftalten zu gründen, und zur Förderung der gemeinfamen Cultur, Wirth: 
Ihaft und Wohlthätigkeit die Gemeinden zu unterftägen 2. Insbeſondere faht fie Be: 
Ichlüffe über die Anlegung, Richtung und Unterhaltung neuer Straßen oder Uebernahme 
bereits vorhandener Straßen auf Koften des Kreisverbandes ; ebenfo über Anlegung und 
Unterhaltung von Brüden und Canälen; über die Errichtung von Sparkaſſen, von Kreis— 
Ihulanftalten, von Werfhäufern, Waifenhäufern, Armenhäuſern, Krantenbäufern, Rettungs- 
anftalten ; über ſonſtige gemeinfchaftlihe Anoronungen zur Fürforge für Die Armen ; 
darüber, ob und welde bisherige Gemeindelaften in Zukunft ganz oder theilweife von 
dem Kreisverbande übernommen werden follen ; über die Aufnahme von Anlehen, auf 
Rechnung des Kreisverbandes ; endlich über die Kreisausgaben und Einnahmen, über die 
zur Dedung der Ausgaben auf die Gemeinden zu machenden Umlagen und über vie 
Borausbeitrige befonders betheiligter Gemeinden. Die Kreitverfammlung fest ferner die 
Statuten der von ihr gegründeten Kreisanftalten feit, ernennt und entläßt die Vorſtände 





') Diefe Beftimmungen, nach denen die Kreisverſammlung im wefentliden durch eine indi- 
recte Wahl der ganzen im Bezirke anfäffigen und mit Staatöbürgerreht ausgeftatteten Bevölle— 
rung gebildet wird, weichen von ber uriprünglichen Regierungsvorlage fer bedeutend ab. Nach 
diefer follte die Kreisverfammlung vorzugsweiſe gebildt werden aus Abgeordneten der Gemein- 
den, gewählt durch einen Wahllörper, der aus dem Gemeinderatb und Heinem Ausſchuſſe, Vertre- 
tern der jtaatsbürgerlicen Einwohner und Golonien, Beſitzern und Vertretern der abgefonderten 
Gemarlungen und Stamm- und Familiengütern, ſowie den größeren Grundbefigern zufam- 
mengefetst jein follte. Bol. Weigel, Das Badiſche Gejeg über die Organifation ber inneren 
Berwaltung, Karlsruhe 1964. ©. 140, 

2) Man bat alfo nicht, wie in Baiern durch Gefet vom 23. Mai 18416 dem Kreisverbande 
die Befriedigung und Beiörderung gewifler Interefien obligatorifh übertragen, und es wird des— 


halb, wie der Kommilfionsberiht der Erften Kammer fih ausdrüdt, „wobl manden Anftoß ber 


Gefetgebung umd der Staatsverwaltung bedürfen, bis fich ein bedeutender Gefchäftsbereich der - 
Kreife gebildet haben wird“ und die Kreißverfammlung in ber erften Zeit ihres Beftchens_ viel- 
leicht fein anderes Geſchäft baben, als die Liſte für die Bezirlsräthe aufzuftellen. Es bedarf 
noch der baldigen Erlaſſung mannicfaltiger und wichtiger Geſetze. Bul. Weitela. a. O. 
©. 139. 
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md BVerwaltungspfleger diefer Anftalten und erwählt die zur Beauffihtigung nötbigen 
Ausſchüſſe. Sie hat endlich das Recht, Anträge und Beſchwerden über jolde Angelegens 
heiten, welche in unmittelbarer Beziehung zu der Aufgabe Des Kreiswerbandes ftehen, an 
die Staatsregierung oder an die Ständeverfammlung zu richten. Die Situmgen der 
Kreisverfammlung find öffentlih und finden alljährlich ftatt, unter einem ſelbſtgewählten 
Vorſitzenden. 

Der Kreisausſchuß beſteht aus fünf Mitgliedern und zwei Erſatzmännern, die von 
der Kreisverſammlung für die Dauer von drei Jahren aus den am Sitze der Kreisver— 
waltung oder in der Nähe wohnenden zur Kreisverſammlung wählbaren oder in derſelben 
ſtimmberechtigten Perſonen gewählt werden. Der Kreisausſchuß hat für den Vollzug der 
Beſchlüſſe der Kreisverſammlung, für die Verwaltung des Kreisvermögens und der Kreis— 
anſtalten, ſoweit nicht Sonderausſchüſſe aufgeſtellt ſind, außerdem für die Vorbereitung 
der in der Kreisverſammlung zu berathenden Gegenſtände, endlich für die Wahrnehmung 
der Intereſſen des Kreiſes während der Zeit, in welcher die Kreisverſammlung nicht tagt, 
zu ſorgen. 

Das regelmäßige Organ der Staatsregierung, in Bezug auf die der Selbſtverwal— 
tung der Kreiſe überlaſſenen Angelegenheiten, iſt der Berwaltungsbeamte des Bezirks, in 
welchem die Verwaltung des Kreiſes ihren Sitz hat Kreishauptmann“. Derſelbe iſt ins— 
beſondere befugt, an den Sitzungen der Kreisverſammlungen und Kreisausſchüſſe theil— 
zunehmen. | 

Innerhalb des Kretöverbandes fünnen ſich zur Förderung gemeinfamer öffentlicher 
Intereſſen und Angelegenheiten, die ſich nur auf einzelne Gemeinden des Kreisverbandes 
ertredden, und nicht als Kreisangelegenbeiten behandelt werden, engere Verbände Bezirks— 
verbände) bilden, welche in einer bejonderen Berlammlung (Bezirfsverfammlung) ihre 
Vertretung finden. Diefer Berfammlung ſtehen binfichtlich des Bezirks diefelben Befugniſſe 
zu, wie der Kreisverſammlung binfichtlich Des Kreiſes. 


6. 
Das europäifde Pölkerredt. 


Bon 


Prof. Dr. F. v. Holtzendorff 


in Berlin. 
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I. Gegenftand, Geſchichte und Quellen des Völkerrechts. ei 


8. 1. Begriff und Inbalt des Völkerrechts. Zu dem bebeutendften Ergeb« 
niffen der menfchlichen Gulturentwidelung gehört unzweifelhaft die Thatjache, daß die Staats— 
völfer das Bewußtſein einer fie untereinander verbindenden Gemeinjchaft der fittlichen und- 
materiellen Intereſſen na langen Kämpfen und bitteren Feindfeligfeiten gewonnen haben. 
Ueber die Souveränetät der Staaten, die feiner irdifchen Autorität unterworfen, fich jelbft 
das höchſte Gejeg ibrer Handlungen vorzeihnen, erhebt ſich die erhabenfte Borftellung der . 
Menichheit als einer in ihrer firtlichen Weltbeftimmung zufammengehörigen, aber in eigen= 
tbümlich angelegten Bolfsförpern gegliederten Einheit. Der gegenwärtigen Zeitperiode ins— 
befondere ift es Mar geworden, daß das Berhältniß der perſönlich freien Individualität 
des Staatsbürgerd gegenüber der Staatögewalt im großartigen Mafftabe, gleihjam als 
coloffale Vergrößerung ſich darftellt in der Beziehung der frei fid) in der Gefchichte ent- 
widelnden Nationalität zur Menſchheit. In der Entfeflelung des Individuums von der 
ungerecht zwingenden Macht nationaler Ausichließlichfeit, in der Anerkennung der Gleich— 
heit aller Individuen auf dem Gebiete des Privatrechts findet die langſam erwachſende 
Idee der Menichbeit ihre grundlegende Vorbedingung. Und umgefehrt ift erft ver Ge 
danke der gemeinfamen Verpflichtung aller Staaten gegeneinander die leiste praftiiche Ga— 
rantie der Einzelrechte. Welche Beveutung hätte das Privatrecht auf der heutigen Ent— 
widelungsftufe des Weltverkehrs, wenn nad der UWeberjchreitung der Yandeögrenze der 
Staatöbürger feine Rechtsanfprüce von dem Belteben einer auswärtigen Regierung, einer 
auswärtigen Behörde abhängig machen müßte? Erft in dem Vorhandenſein beftimmter, 
über die Territorialität der für jeden einzelnen Staat ergangenen Geſetzgebung binausret= 
chender Garantien famı ſomit die Rechtsſphäre der einzelnen Menichen ihren Abſchluß 
und ihre volle Realifation erhalten. Hierin zeigt fih uns der Berührungspunft 
zwifchen dem Privatrecht, das nur die Beziehungen der Einzelnen unmittelbar ins Auge 
fat, umd dem Bölferrecht, deſſen wiſſenſchaftlicher und praktiſcher Inhalt gegeben ift am den 

Grundjägen und Normen, welde die Rechtspflichten in den Bezie— 
bungen unabhängiger Staaten zu einander beftimmen. 

Als gegeneinander berechtigte und verpflichtete Subjecte erfcheinen ſomit Diejenigen 
Etaaten, denen die Fähigfeit und das Necht eines nach außen ſelbſtſtändigen Handelns 
innewohnt. Gegenftand der völkerrechtlichen Verkehrsnormen und der wechfelfeitigen Ver— 
pflichtungen der Nationen find micht nur die als gemeinfam erfannten Angelegenheiten. 
der Verkehr pflegenden Etaaten als jolcher, jondern auch Die eigenen Selbfttändigfeits- 
rechte jedes einzelnen, wölferrechtlich anerfannten Staates für ſich. Wie die Rechtsordnung 
des Etaates überall dem doppelten Zmwede genügen muß, den einzelnen Staatsbürger zu 
ſchützen gegen die Gemwaltacte der ihm entgegenftehenden Gejellfchaftsinterefien und die Ge— 
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ſammtheit zu vertbeidigen gegen die Auflehnung des Einzelnen, ebenſo tft die Aufgabe 
des Völkerrechts: im feinen Satzungen eine Sicherheitsleiſtung zu bieten gegen die Vers 
letzungen der menſchlichen Idee durch Die Machtüberichreitungen des ftaatlichen Eigen- 
willend und andererſeits gegen die Unterdrüdung der aus dem Volkswillen hervorgegan— 
genen, mit felbitftändigem Yeben begabten Staatskörper. Die Grundidee des Völkerrechts 
ift ſomit die Verſchmelzung und Berföhnung der in den kosömopolitiſchen Vorſtellungen 
wurzelnden Anforderungen mit dem Gedanken der Nationalität, deren anfangs im der 
Geſchichte gegenlügliches Verhältniß mehr und mehr auszugleichen tft. 

$. 2. Der Entwidelungsprocen der Menſchheit im Altertbum. Je 
nach dem Entwickelungsſtande der auf das Äußere Yeben der Staaten und ihren Verkehr 
mit anderen Völkern bezüglichen Vorſtellungen lafjen fich gewiſſe Epochen des Völkerrechts 
unterfbeiden. Kein Staat bejtand oder beftebt in völliger Iſolirung von allen anderen ; 
denn gerade Die Thatſache, daß Völker neben- und gegeneinander naturgemäß ihr Dafein 
zu erhalten juchen, leitet zur Bildung der ftaatlichen Geſellſchafts- und Herrſchaftöformen, 
deren urfprünglihe Grundlage nicht Durch cin ethiſches Bedürfniß der Einzelnen, ſondern 
durch die Macht der äußeren völferichaftlihen Bedrohungen geboten wird. Unter der 
Nachwirkung dieſer Thatſache erbält ſich lange Zeit hindurch die Empfindung oder die 
Vorftellung, dar alle menſchlichen Yebensinterefjen, wie fie gerade geſchichtlich gegeben find: 
Sprade, Familie, Religion, Zitte, Erwerb und Necht durch nationale Abgeſchloſſenheit 
beberricht werden müſſen. In der Wirklichkeit wäre Dies aber nur zu erreichen, wenn Die 
Grenzen des Staated entweder Durch geograpbifche Configuration oder durd eine fünft- 
liche Veranſtaltung, wie mittelft der chinefifchen Mauer, völlig unzugänglich gemacht wer: 
den fünnten. Eine zweite Möglichkeit wäre gegeben in der Unterjochung aller nationalen 
Culturformen durch eine einzige zur Oberberricaft aelangende Nationalität. 

Die alte Welt und noch gegemwärtig mehrere orientalifche Staaten fallen das Ver— 
hältniß der Völker zu einander unter dieſen beiden Gefichtspuntten ausſchließlich auf, 
Sie unterſcheiden ſich in ihrer welthiftoriichen Ztellung weſentlich dadurch, daß fie ent- 
weder den Grundgedanken der nationalen Abjperrung dur Fernhaltung des Fremden— 
verkehrs oder den Grundgedanken der Unterjodbung aller durch die Weltberrichaft eines 
Boltes durchzuſetzen Juden. Unter dieſem Geſichtspunkte iſt abzuſchätzen, mas die einzelnen 
Culturvölker: Aeghpter, Inder, Chineſen, Juden, Berfer, Phönizier, Grieden und Römer, 
für die allmählige Fortentwidelung der Das moderne Bölferrecht vorbereitenden Elemente 
beigejteuert haben. Daß unter dev Borausfegung einer völligen Abjperrung jedes ein— 
zelnen Volkes gegen die anderen ein Geſammtentwickelungsproceß der Menſchheit nur Durch 
den Krieg eingeleitet werden kann, liegt auf der Hand, 

Kriegfübrung und Eroberung find deswegen für die antite Welt die nothwendigen 
Bermittelungen, Durch welche die Gultmrarbeit entweder Des Siegers oder des Beſiegten 
einem Aneignungsproceſſe außerhalb der nationalen Schranken eröffnet werden fann. 
Solche Völfer, weldie von den Streben nach Weltherrichaft getrieben, einer vermeintlichen 
oder wirklichen Barbarei mit Dem Schwert in der Hand entgegentraten, gehören daher, 
unter Voransiegung jener Neigung zu völliger Abiperrung der Bölfer, zu den hochberu— 
fenen Trägern der Geſittung; denn feines der menſchheitlichen Culturelemente fonnte bisber 
auf den Zchlachtfeldern vernichtet werden. Die Verkehrsformen, unter welchen Die Nas 
tionen der alten Welt in Beziehung zu einander treten, find daher: Krieg, Colont: 
ſation der erobernden Stämme im Gebiete dev Unterworfenen, Handel, welder lestere 
entweder bei verfebröfeindlichen Völkern als Tauſchhandel au der Grenze wie bis vor 
furzer Zeit zwiſchen Chineſen auf der einen Seite und den europäiſchen Nationen andevers 
Veit, geübt wird, oder aleihfalls von dent Zwecke einleitiger mercantiler Ausbeutung durch 
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Monopole, wie bei den Phöniziern, beſtimmt wird. Regelmäßige und gleichſam zuſtänd— 
liche Verkehrsbeziehung unter den Völkern der alten Welt blieb indeſſen der Krieg. 
Die kosmopolitiſch dauernden Endergebniſſe der alten Welt find wefentlich negativer Art, 
aber deswegen nicht von geringerer Beveutung: Zerftörung der alten Volksreligionen in 
Cüdofteuropa, Vorderafien und Nordafrifa dur die griechiiche Philoſophie, Abſchwächung 
der dem Austaufch der Ideen entgegenftehenden Hinderniffe durd die Einbürgerung der 
griechiſchen als einer Verlehrsſprache der Gebilveten im Zufammenbange mit griechiſcher 
Yıteratur und Kunſt, die Negation des abfoluten, chemal® unvermittelten Gegenſatzes 
zwischen nationalen Culturwahn und der Barbarei durch die römische Borftellung eines 
jus gentinm neben dem jus eivile, Abjchleifung der Schroffheiten eines das wirthichaft: 
liche Yeben hemmenden nationalen Verkehrsrechts durch den Entwidelungsgang der römi— 
ſchen Weltherrichaft und den Sieg des jus gentium über das alte Quiritenrecht. 
(Literatur: Das Hauptwerk ift, feit 1850 erfcheinend: Laurent, Etudes sur Fhistoire 
de l'humanite, von welchen gegemwärtig 14 Bände erfchienen find. Die erften Bände haben 
auch den zu engen Zitgl: Histoire du droit des gens et des relations internationales; 
Band. I handelt vom Orient, die beiden folgenden von Griechenland und Rom; Band IV von 
ben Anfängen des Chriftenthums. — Außerdem: Müller- Johmus, Geihichte des Bölter- 
recht® im Nitertbum, 1818. — Rob. Ward, Inquiry into the foundation and history of the 


law of nations in Europe from the time of the Greeks and Romans to the age of 
Grotius, London 1745.) 


8. 3. Das Mittelalter. Aus den Trümmern der römiſchen lacht erbob 
fih das Mittelalter anjcheinend in emem Nothbau. Sein Charakter wird in der Negel 
bezeichnet Durch Die Zufammenfaflung der am tiefften in Das Yeben der Völker eingreis 
fenden Mächte jener Periode: der chriſtlichen und germantichen. Als äußerlich abge— 
ſchloſſene Inftitutionen erſcheinen diefe Kräfte in der katholischen Kirche und im Lehns— 
weſen. 

Böllig verſchieden von den Volksreligionen der alten Welt offenbaren ſich die auf 
dem Ländergebiet der römiſchen Herrſchaft entſtehenden großen Weltreligionen mit 
der Verheißung oder dem Beruf der univerſellen Geltung, das Chriſtenthum und der 
Islam: Gegenſätze, durch welche der noch in der heutigen Zeit nicht völlig überwundene, 
Recht und Yebensfitte trennende Widerſpruch des Occidents und des Orients geſchaffen 
wird. Innerhalb dieſer einander bekämpfenden, durch religiöſe Beweggründe erregten 
Mächte beſteht auf beiden Seiten eine nebeneinander waltende Mehrheit der Staaten. 
Die Fortbildung des europäiſchen Völkerrechts ſchließt ſich nothwendig an an das 
ſchließlich im Kampfe gegen ven Islam behauptete oder wiedergewonnene Yändergebiet 
„der Chriſtenheit“. Die Keime einer poſitiv gemeinfamen Cultur der chriſtlichen 
Staatenwelt, aus welcher ſich ein gemeinſames fittliches Bewußtſein Der Bölfer entfalten 
fan, Tiegen in der gleichmäfigen Ausbildung eines veligiöfen Dogmas und einer alle 
Staaten durchdringenden Kirchengewalt. Aber aud die Mact des Wiverftrebens gegen 
die katholiſche Hierarchie ift gegeben im der über Weſt-, Mittel: und Südeuropa fich 
erjtredenden Zeriplitterung des Lehnsweſens. Den Staat zertbeilend und in der beredj- 
tigten Fehde wiederum eine Formel ewigen Bürgerkrieged aufftellend, wirft es ver: 
wüſtender als ver nationale Krieg der antifen Welt. Der vererbte Grundgedanke der 
römiſchen Univerfalherricaft ſondert Die gefammte Bölfermafje des Mittelalters in die 
Gegenſätze der geiftlichen umd weltlichen Oberherrſchaft, Papſtthum und Kaiſerthum, welche 
beide nad ver wölferrechtlichen Seite Das gemeinfam haben, daß im ihren Anſprüchen 
die nationale Selbftftändigkeit der Völker verleugnet wird. Die geiftigen wie die welt 
lichen Herrſchaftsanſtalten, Kirche und Lehnsweſen, treten überdies in grundfäglichen Wis 
deripruch gegen die wirtbichaftlihen Entwidelungsgelege des Volkslebens, vornehmlich den 
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Handel; jene durch Afcetit, Mönchsweſen, Weltfluht, Zinsverbete und Beſitzanhäufung 
zur tobten Hand, diefes, indem es die Früchte bürgerlichen Gewerbefleiges als Gegenftand 
eined erlaubten Naubes betrachtet oder den Handel feine Duldung erfaufen läßt. Kir— 
chenväter und Nitterbürtige begegnen ſich im der Verachtung oder doch Geringſchätzung 
des Handels. Dennoch werden im Mittelalter felbft trotz diefer gewaltigen Feindſchaften 
die Fundamente unfered modernen Handelsrechts gelegt, auf welden ſich nach und nach 
eine, feftere Rechtsordnung für den internationalen Güterverkehr aufbaut. Der Seehanvel 
erweitert, über das alte mittelländiſche Küftengebiet binausgehend, feine Grenzen im Nor— 
den und Norboften Europas, Wie die Kreuzzüge den nachhaltig wirkenden Anſtoß zur 
Gründung der genuefifchen und venezianiſchen Handelsemporien, zur Blüthe der italienie 
ſchen Stäbterepublifen, zur Gründung der Gonfulate, zur Belebung der großen Meß— 
und Handelspläte, zur Einrichtung des Wechſelverkehrs geboten, jo entfaltet fi auch in 
den nordiſchen Meeren die Friegerifche Macht der in der Hanfa verbündeten Seehandeld= 
intereſſen. Diefer Großhandel der Eeeftädte macht ſich felbft vitterbürtig. Er erzwingt ſich 
feine Strafen mit bewaffneter Hand, der Yandfehte wird die Kaperei und der Seekrieg 
nachgebilvet. Ritterlicher Kriegsgebrauch und feerechtlicher Verlehrsgebrauch entwideln 
ſich nebeneinander. Als wenn natürliche Bedürfniſſe des menſchlichen Lebens durch zeit— 
weilige Unterdrückung nur geſtärkt würden, erhebt ſich die Macht des europäiſchen Hans 
dels über alle ihm in den Weg gelegten Beſchränkungen, indem er ſich am Schluſſe des 
Mittelalters als eine junge Culturmacht neben der verfallenden Kirche und dem unter— 
gehenden Lehnsweſen in die nächitfolgende “Periode foripflanzt. Daf die chriftlich germa— 
niſche Epoche zur Ende gegangen, erweift die Teste nicht mehr abzumendende Eroberung 
des Islam in Gonftantinopel, durch welche die Barbarei ſich zwar der althellenifchen 
Eulturftätten bemächtigt, aber in der Vertreibung griechifcher Gelehrfamteit eine in der 
Heimath todte Sprachfunde gerade im Exil zur Wiederbelebung der claſſiſchen Gultur 
im Abenblande anregt. 

8.4. Das Reformationszeitalter. Die Ereigniffe, von denen die neuere 
Zeit ihren Anfangspunkt datirt, eröffnen auch nothwendigerweile den auf den Bölferwer- 
kehr gerichteten Rechtsanſchauungen eine neue Entwidelungsbahn. Alle Culturelemente 
der alten Welt, jomert fie überhaupt brauchbar fein konnten, breden gegen den Schluß 
des Mittelalter8 aus der fie anfangs überdedenden Schichtung der lehnsrechtlichen oder 
Kirchlichen Geſellſchaftsbildung hervor: Die Neception des römiſchen Privatrechts in der 
. romanischen, germantfchen und theilweiſe ſogar ſlaviſchen Volfergruppe, jo daß es auf 
einem gegen das Altertum erweiterten Gebiete Geltung gewinnt; die claffifhen Studien 
der griechiichen Welt in einer wunderbaren Gleichzettigfeit mit der Erfindung eines tech— 
niſchen Mittels, das die Ausdehnung der gelchrten Arbeiten, die Verbreitung des Huma— 
nismus und der willenfchaftlichen Forſchung, die obmedies durch den Gebrauch des Yatei- 
nifchen als einer Staats- und Kirchenfprache begünftigt war, ganz allgemein ermöglicht. 
Hieran ſchließt fich die Erneuerung des religiöfen Lebens durch die Reformation, die ein 
fir das moderne Völkerrecht grundlegendes Ereigniß Deswegen werden muſſte, weil jede 
Erweiterung der mdividuellen, in der Perſönlichkeit ruhenden Rechte, alſo auch die Ge— 
willensfreibeit, ein kosmopolitiſches Princip enthüllt und außerdem auch für die katholische 
Welt die Unabhängigkeit des Staates von der Kirche anbahnt. Mit der geiftigen Welt 
exweitert fich auch der geographiſche Geſichtskreis. Der Seeweg nad) Oftindien, das öft- 
liche Geſtade des atlantifchen Oceaus wird aufgefunden, der Seehandel zu weiteren Zielen 
und größeren Anftvengungen angereizt. In der Zufuhr der Erzeugniffe entlegener Welt: 
theile erwacht eine Reihe neuer Lebensbedürfniſſe, womit eine nicht zu unterſchätzende 
Gleichartigkeit in dem Gebrauch der Nahrungs: und Genufmittel begründet wird. In 
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diefer an gewaltigen Ereigniffen reihen Periode erfämpft fich der moderne, auf ſich ſelbſt 
ruhende Staat fein felbftftändiges Dafein gegenüber den kirchlich dogmatiſchen und ſtändiſch 
feudalen Anſchauungen. Mit dem Papftthume verfällt aud die an das Kaiſerthum im 
römiſchen Reiche gefnüpfte Vorſtellung der weltlichen Univerfalmonardie. Wie hinter 
einer langfaın falleriven Hülle ericheint in menumentaler Größe die neuere Zeit, nur daß 
ihr Sockel und ihre Fundamente noch verdedt bleiben. Unter jolchen Anregungen ge- 
ftalten fi auch neue Grundbegriffe vom Staate, in deſſen Zweden die Politik ein 
deutlicher erfennbare® Object gewinnt. In dieje Periode fallen die Anfänge einer auf 
veränderten Grundlagen aufgebauten Theorie der Bölferbeziehungen, welde unter dem 
Titel fürftlicher Rechtsanſprüche erörtert werden. Der Spanier Bictoria (1480 — 
1546) jchreibt feine Relectiones theologiene de Jure belli (zuerft gedrudt 1557), 
um die Prätenfionen auf den Beſitz der neuen Welt zu prüfen. Die Berechtigung zur 
Kriegführung wird imterfucht und den Vaſallen abgeſprochen, der grundlofe Krieg ver: 
worfen. Ein anderer Spanter Dominicus Sota (1494 — 1560) prüft in feiner Schrift: 
De Justitia et Jure die Rechtswirkungen des Krieges auf den Zuftand befiegter Völfer- 
ſchaften, um zu beftimmten Scluffolgerungen über die Zuläfjigkeit der neu entftandenen 
Negericlaverei zu gelangen. Mit demſelben Gegenftande befaßt fid) fein Landsmann 
Franciscus Suarez (1548 — 1617) in der Echrift: De Legibus ac Deo legisla- 
tore. Alle drei Schriftfteller, Theologen von Beruf, zeigen eine fir Die gegenwärtige 
Zeit wunderbare, für Spanien faft unbegreiflihe Unabhängigkeit des Urtheils. Ein 
Bierter, Balthafar Ayala (1548 — 1584), Großrichter der ſpaniſchen Armee in den 
Kiederlanden, knüpft in feiner Schrift: De Jure et officiis belli an das altrömifche 
Recht der Fecialen an. Das Recht der Eclaverei, als Folge der Kriegegefangenfchaft 
bei Ehriften verworfen, wird an heidniſchen oder ungläubigen Gefangenen aufrechterhalten ; 
gleichzeitig ein in der gefammten Staatspraris nichtig gewordener und fpäterhin vielfach 
beftrittener Unterſchied angenommen zwifchen äußeren Feinden und Infurgenten: ein 
Thema, weldes feinen nächſten und bedeutendſten Anlaf in dem Unabhängigfeitstampfe 
der Niederlande gefunden. Gegen dieſe Echriftfteller der katholiſch ſpaniſchen Monarchie 
erheben fidy andere, melde vom reformatoriichen Geifte erfüllt find, vor allem und zuerft 
Albericus Gentilis (1551 — 1611). Als Anhänger der proteftantiichen Lehre aus 
Italien flüchtig, behandelt er gleichfalls das Kriegsrecht (de jure belli, 1589) in einer 
dem Grafen Eifer gewidmeten Schrift und auferdem das Gefandtichaftöwejen (de lega- 
tionibus, 1583), worüber bereit® früher ein Deutfcher, Conrad Brunus, im Jahre 
1548 eine Schrift herausgegeben hatte. Aus der Erwähnung biefer Arbeiten und der 
näheren Betrachtung ihres Inhaltes ergibt fich: daß dieſe Literarifche Richtung durch große 
politiſche Ereigniffe beroorgerufen worden war und den praftiihen Staatsinterefjen, 
die weder durch fanonifches noch Durch römiſches echt beherricht werben konnten, zu dies 
nen beſtimmt war: die Entdeckung neuer Welttheile und das Recht ihrer Befignahme, die 
Kriegsbefugniß des Staates im Gegenfag zu dem Lehnsweſen, das Aufkommen der ftändigen 
Sefandrtichaften fett dem Ende des 15. Jahrhunderts. Schen fehen wir feiten Boden 
in der Uebereinſtimmung gemwiffer Grundüberzeugungen: Beſchränkung des Kriege: 
führungsrechtes auf die Inhaber der Staatsgewalt (und damit Wberfennung des mittel- 
alterliben Fehderechts, der Schu der ftändigen Gefandtichaften. 

vLiteratur. Leber die Literatur diefer Beriode: von Kaltenborn, Die Vorläufer des Grotius 
auf dem Gebiete des jus naturae et gentium, fowie der Bolitif im Reformationszeitalter, 1848. — 
Thiercelin, Les preeurseurs de Grotius in der Revue de Iögislation, 1859. — Rei- 
ger, Commentatio de Alberico Gentili ad condendam juris gentium disciplinam viam 


praeeunte, 1867. — H. Wheaton, Histoire des progres du droit des gens en Europe 
et Amerique, Bd. 1,S.32fj.— Cauchy, Le droit maritime international, Bd. II, ©. 11 8 


v. Koldendorff, Enchelopädie der Rechtäwiſſenſchaft. J. 48 


754 IV. Das öffentlihe Recht. 


8.5. Der weſtphäliſche Friede. Die Gegenfäge, melde die Reformation 
hervorgerufen hatte, fanden einen mwenigftens vorläufigen Abſchluß in dem Weftphäliichen 
Frieden, welder den dreifigjährigen Krieg beendete. Zum erftenmale wurde unter Theil- 
nahme der großen mitteleuropäifhen Mächte eine territoriale, auf gemeinſamer Anerfen- 
nung berußende Grundlage zur Neuordnung der Staatenbeziehungen geſchaffen. Waren 
die Elemente des Widerſpruchs und der Eiferfucht auch nicht getilgt, ſondern vielmehr 


lichen Verkehr der Staaten nicht hindern jolle. Mitten im Getinmmel des dreifigjährigen 
Krieges erſchien das erfte wiſſenſchaftliche Syftem des Völkerrechts, geſchaffen durch einen 
Zuriften des damals freieften Staatsweſens: ein Werk der Gefangenſchaft. Hugo Gro— 
tius, der Schöpfer des Natur und Völlerrechts, Tieß ſein Buch: De jure belli et 
pacis, von welchem etwa 200 vericiedene Ausgaben um Yaufe der Zeit veranftaltet 
worden find, 1625 ericheinen, nachdem er zuvor zwei, dem Gegenſtande nad) verwandte 
Schriften: „Mare. liberum“ und „De jure praedae“, verfaßt, von denen das legtere erjt 
neuerdings in Holland Herausgegeben worden ift. Auf allen Gebieten des hiſtoriſchen 
Wiſſens umd der politiihen Erfahrung zu Haufe, von religiöfen Intereflen erfüllt und 
mit den nationaliivnomifchen Problemen vertraut, einem Staate angehörig, der Damals 
die Grundfäge des freien Verkehrs verfocht und die Rechte der Fremden faſt ausſchließlich 
in Europa gelten Tieß, ftand Hugo Grotius auf jener erhabenften Höhe des Gedanteng, 
von weldem er, alle Bildimgselemente der alten und neueren Zeit in ſich vereinigend, 
ein Genoffenfhaftsreht der europäiſchen Staaten zu entwerfen vermochte. 
Er unterſchied und vereinigte je nach dem werde feiner Darftellung: ein allgemein ver: 
nünftiges Princip als die Grundlage des natürlichen (oder ſpäterhin „philofophifch‘‘ ges 
nannten) und die thatſächliche Uebereinftimmung der Nationen als die Grundlage eines 
pofitiv praftifhen Völkerrechts. Seine Darftellung ruht alfo auf jenem doppelten 
Pfeiler des hiſtoriſchen Wiſſens und der Speculation, gleich einem kühn gefpaunten, in 
feſtem Schluß gewölbten Brüdenbogen. Im der fehr nahe aneinander gerüdten Jahres: 
zahl, in weldem das Grotius'ſche Wert erſchien, und derjenigen des weftphäliichen Frie— 
dens offenbarte ſich wiederum die enge, literarhiſtoriſch ſtets feſtzuhaltende Zuſammenge— 
hörigkeit der völkerrechtlichen Gedankenthätigkeit und der großen Staatsactionen. 
(Literatur. Ueber ben weſtphäliſchen Frieden: J. N. Pütter, Geiſt des weſtphäliſchen 
riedens, 1795. — J. G. Meyern, Acta Pacis Westphalicae publiea oder weſtphäliſche 
riebensverbandlungen, 1734—36. — Ueber ®rotius, welder 1553 zu Delfft geboren war 
und 1645 im Roftod farb, f. Yuden, Hugo Grotius, mac jeinen Schidjalen und Schriften 
dargeftellt, 1806. — H. Marguardfen, in Sorte und Welder Staatslericon, 3. Aufl. Bd. 7.— 
Ahrens, im Bluntſchli und Brater Staatswörterbuh. — OÖ. van Rees, Üorsprong en 
Karakter der Nederlaudsche Nijverheidspolitiek der seventiende eeuw, Utrecht 1865, 


1.25 S. 304. — Die neuefte franzöfifche Ueberſezung feines Buches beforgte Pradier- 
Fodere, bie neuefte deutihe Kirdmann, 1869.) 


8.6. Die Bölterrehtsentwidelung bis zum Utredter Frieden. 
Yu der geſchichtlichen Entwidelung des Völlerrechts wird ein weiterer Abjchnitt durch den 
Utrechter Frieden gebilvet. Nachdem Frankreich an Stelle der habsburgiſch- fpanifchen. 
Monarchie die Uebermacht in Europa dur feine von Ricelien und Mazarin geleitete 
Politit gewonnen hatte, und zur leitenden Stellung emporgetiegen war, vereinigten jich 
die Intereſſen des europäiſchen Gleichgewichts in den Alliancen, deren diplomatifcher 
Mittelpunkt im Haag lag. Die Staatöintereffen viefer Periode find kaum andere, als 
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fürſtliche Erbfolgeftreitigkeiten und Erweiterungen des territorialen Beſitzes. Es verfchärft 
fi dazu der Gegenfag der Völker untereinander durch die Schroffheit des wirtbichaftlich 
zur Herrſchaft gelangenden Mercantilſyſtems, der in großen Handelsgeſellſchaften ſich ver- 
körpernden Monopole des überfeeifchen Handels und der mit einer eiferlüchtigen Handels: 
politif zufammenbängenden Beftrebungen, fih den Borrang zur See zu ſichern. Ausdrud 
deſſen ift die engliſche Navigationdacte und die franzöfiiche Ordonnance sur la marine, 
wohingegen die holländische Politif zur See ih zum Anwalt des mißgänftig behandelten 
Verkehrs der neutralen Staaten macht. Gegen dad mare liberum des Grotius hatte 
dreißig Jahre jpäter noch der Engländer Selden in feinem mare clausum Seeberr- 
Ihaftsanfprüche vertheidigt und die Praris auch feitgehalten. Die großen Streitfragen 
ver Blodade, der Contrebande, des Convoiirungsrechtes gewannen in dieſer Periode eine 
früher faum geabnte Bedeutung und lafjen mehr und mehr erkennen, daß mit der Me- 
thode des römiſchen Civilrechts die großen Staatöhändel nicht entfchieden werden können. 
Aus diefem Zwieſpalt zwiſchen den Anfichten über Secherrihaft und. der Berechtigung 
des neutralen Handels ergab ſich aber immer flarer die Ueberzeugung, daß gerade in der 
Unmöglichkeit der Localifirung der Wirkungen des Krieges innerhalb des Yandgebietes der 
friegführenden Staaten die rechtliche Zufammengebörigkeit der Cultuwölker trog jener ab: 
ſperrenden Politik der Cabinete dargethan war. Der Friede von Utrecht befeftigt von 
neuem die Grundgedanken eines gemeinfamen Widerftandes gegen den Verſuch, eine euro— 
päiſche Uebermacht zu bilden. Weder Dejterreich noch Frankreich erhalten die Tpanifche 
Krone. Zwar fällt diefelbe einem Bourbon zu; Die Trennung der beiden weſteuropäiſchen 
Continentalmonarchien wird indeſſen ftipulirt. Wie der weitphälifche Friede das Un— 
abhängigfeitrecht der Niederlande gegen Spanien anerkennt, jo drüdt der Utrechter Friede 
Dad Stegel auf die engliſche Revolution und das Scidfal der Stuarts. 

Gleichſam durch ein inneres Geſetz gegen die territortaliftiiche Politit der fürſtlichen Ca— 
binette rückwirklend, neigt die Literatur Diefer auf Grotius folgenden Periode dahın, Die 
naturrechtlich vernünftige, alfo fosmopolitiice Seite des Völkerrechts ftärker zu betonen, 
um das Band des Gemeinfamen vor Zeritörung zu wahren. Noch einmal ift am diefer 
Etelle Sammel von Pufendorff zu nennen, desgleichen Leibnitz; aber aud dem 
Staatenrecht fehlt es nicht an Vertheidigern, welche die Mißbräuche und Ausichreitungen auf 
Koften der Nachbarn Durch einjeitige Berufung auf die Sowveränetätsrechte zu vechtfertigen 
fuchen. Als ven amögezeichnetften Schriftfteller diefer zweiten Richtung darf man den 
Holländer Cornelius van Bonkersboef (geb. 1673, geft. 1743) betradıten. Sein 
Wert: De dominio maris erſchien 1703, dazu traten Die Arbeiten: De foro legatorum 
1721 und die Quaestiones juris publiei 1737. Auch Barbeyrac, der Kommentator 
des Grotius, gehört diefer Periode an (1674 — 1744). Seine erfte Arbeit ift eine 1706 
erſchienene franzöſiſche Weberfegung und Erflärung des Pufendorff'ſchen Naturrechts. Ob- 
gleich der‘ Utrechter Friedensſchluß noch in lateinifcher Sprache gefaßt ift und die gelchrte 
Literatur am der alten Tradition feithielt, zeigt dieſe Thatſache Doch den zunehmenden 
Einfluß der durch die Macht des franzöſiſchen Geiftes feit Yudwig XIV. fteigenden Ber- 
breitung der franzöfiichen Sprade, welche in der Mitte des 48. Jahrhunderts eine [in- 
quiftiiche Hegemonie gewinnt und den Gebraud der Lateiniichen mehr und mehr verdrängt. 

(Literatur. Ueber die Gefchichte des Völlerrechts in diefer Periode und die Folgezeit ſiehe: 
Bluntſchli, Geſchichte des allgemeinen Staatsrechts und der Politit, 1864. — van Hogen- 
dorp, Commentatio de juris gentium studio in patria nostra post Hugonem Grotium, 
Amstelodami 1856. — Wheaton, Histoire des el du droit des gens en Europe 
et en Amerique, 3. ed. Leipzig 1853). 

8.7. Das achtzehnte Jahrhundert. Zur Aufrechterhaltung des europäiſchen 
Gleichgewichts gefchloffen, bildet der Utrechter Friede bis zur franzöſiſchen Revolution die 
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mwichtigfte Grundlage der Staatenbeziehimgen. Dennoch ftellt ſich immer deutlicher her— 
and, daß die territoriale Ordnung Europas auf die Dauer nidt in vertragsmäßige 
Schranten gebannt werden kann. Die Subjecte des Völkerrechts bleiben in fortwährend 
ſich ändernder Umgeftaltung ihres räumlichen Körpers. Spanten und Schweden verlieren 
ihren Vorrang, die holländifchen Generalftaaten ihre ehemals leitende Diplomatie. Wäh— 
rend Frankreich und Defterreich ſich mehr als früher die Wagſchale halten, bilven ſich 
an den Oftmarfen der mittelenropäifchen Cultur, anfangs wenig beachtet, zwei Mächte 
erften Ranges: Preußen und Rußland. Die wichtigfte Veränderung diefer Epoche beiteht 
indeffen in der Aneignung der Seeherrichaft durch England, das ſich einen ungeheuren 
Golonialbefig theils durch Anfiedelung, theils durch Eroberung verſchafft und damit in 
einen Gegenfag tritt gegen alle anderen feefahrenden Nationen. Der Handel der Neu- 
tralen zu Kriegszeiten wird unter ftetiger Zunahme der transatlantifchen Berkehrsbeziehun- 
gen zum Hauptintereffe de8 allgemeinen Völkerrechts, damit zufammenhängend Die 
rechtliche Seftaltung der Verkehrsbeziehungen der Golonien zu dritten Staaten. Schon 
im Utrechter Frieden hatte England werthvolle Abtretungen von Frankreich und Spanten 
erhalten, durch den Affientovertrag fogar ein Monopol des Negerbandeld in den ſpaniſchen 
Colonien Amerika's erworben. 

Unter den Friedensſchlüſſen dieſer Periode ſind von europäiſcher Bedeutung: der 
Nyſtädter Frieden (10. September 1721), durch welchen der Nordiſche Krieg beendet 
ward, in deſſen Verlauf eine größere Zahl oſt- und nordeuropäiſcher Staaten verwidelt 
gemejen war; der Friede von Paris (10. Februar 1763) zwiſchen England, Frankreich 
und Spanien und Hubertusbutg (15. Februar 1763) zwiſchen Preußen, Oeſterreich 
und Sadfen; beide ihrem Grunde und Anlaf nach zulammenhängend Während für 
Preußen nur die Beibehaltung des dur den jchlefiihen Krieg erworbenen vänderzuwachſes 
feftgefetst ward, erhielt England zu Paris die Auslieferung der franzöſiſch- amerikanischen 
Colonien. Auch in den fiebenjährigen Krieg waren der Reihe nad die meiften europäiſchen 
Mächte verwidelt gemejen; außer den bei den beiden Friedensichlüffen bereits erwähnten 
Staaten auch Schweden und Rußland, die ſchon vorher mit Preußen ſich auseinander: 
gelegt hatten. Bald darauf verſchwand Das Königreich Polen von der Yandfarte, deſſen 
drei Theilungen (1772, 1793, 1795) einen Vorgang bilden, der zwar nicht ohne Bei- 
ipiel war, da auch Straßburg mitten im Frieden von Frankreich 1681 weggenommen 
worden war, aber dennoch die ſchwerſte Verleugnung des Völkerrechts darftellte und noch 
1846 im der vertragsmidrigen Wegnahme von Krakau Durch Oeſterreich ein Nachſpiel 
fand, endlich der Friede von Verſailles (1783) zwiſchen Frankreich, England, Spa: 
nien, Holland und den Bereinigten Staaten von Nordamerila, Durch deren Anerfennung 
als jelbftftändige Macht zweihimdert Yahre nach dem Unabhängigkeitsfampfe der Nieder: 
lande wiederum eine erfolgreiche, für die Folgezeit unberechenbare Staatöbildung conftatirt 
ward. Wenige Jahre Ipäter 1785) ward zwiſchen den Vereinigten Staaten und Preußen 
ein Vertrag geichloffen, der zwar feine unmittelbar praftiiche Bedeutung gewann, aber 
durch feine Beſtimmungen über Kriegführung zur Eee und die Wirkungen des Kriegs: 
ausbruces auf Die bandeltreibenden Unterthanen der beiden betbeiligten Staaten von 
hoher ideeller Bedeutung als Präcedenzfall geworden ift. Bon ähnlichen Beſtrebungen 
war die bewaffnete Neutralität erfüllt, welde 1780 unter dem Vorgange Ruflands 
gegen die Anmaßungen dev engliſchen Seeherrſchaft eine Bereinigung der Gontinentalmächte 
zu Stande brachte und die Intereſſen des neutralen Handels zu Kriegszeiten zu wahren 
ſuchte, woran fich im Jahre 1800 zu gleichem Zwecke die zweite bewaffnete Neu— 
tralität der das Oſtſeebecken umgebenden Staaten ſchloß. 
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Die theoretiihen Grundanfhauungen des Völkerrechts in der Literatur blieben un 
wefentlichen unverändert, Ginerfeits hielt man ſich mit Vorliebe an die naturrechtliche 
Beratung, deren Zufammenhang mit dem Bölferrecht Durch die Titel zahlreicher Schriften 
‚auch äußerlich dargelegt wurde. Andererfeits führte der unleugbare Widerſpruch zwiſchen den 
Bernumftforderungen des Naturrechts und der wirklich beftehenden Staatöpraris dahin, daß 
die Wirffamfeit der fittlichen Idee in der Bildung des Bölkerrechts oder gar das Bor: 
handenſein verpflichtender Rechtsnormen überhaupt verleugnet und alles auf das Hecht Des 
Stärteren begründet ward. Zur erfteren Richtung, die ſich an die Leibnitz-Wolffſche 
Philoſophie anlehnt, zählt das noch in der Gegenwart gebrauchte Werk des Schweizerd 
Battel: Le droit des gens, ou principes de la loi naturelle appliques & la 
conduite et aux affaires des nations et des souverains, 1758, wovon noch 1963 
«ine neue, von Pradier-Fodere beforgte Ausgabe in Paris erſchien. Auch darf 
daran erinnert werden, daß im Beginn Diefer Periode, gleich nach dem Utrechter Frieden 
der Abbe von Et. Pierre (Projet de paix perpetuelle) zuerjt den Gedanken des ewigen 
Bölterfrievens ausführlicher entwidelte, auf welchen Kant ſpäterhin einging. Zur zweiten 
Richtung zählt als hervorragendſter Vertreter, den man fogar als ihren Stifter betrachtet 
bat, T. 3. Mofer in femen Werten: Berfud des neueften europäiſchen Völ— 
ferrebts, 1778 — 1780, und Beiträge zu dem europäiſchen Völkerrechte 
in Friedenszeiten. Im Zufammenhang mit diefer der Staatöpraris zugewendeten, 
nur die Thatfachen des jeweiligen Augenblides oder das in Präcedenzfällen ausgedrüdte 
Herkommen beachtenden Auffafjung ftehen auch die Vertragsſammlungen, in denen Das 
urkundlide Material der europäifchen Diplomatie aufgefpeichert ward, und jedenfalld der 
Grund lag, weöwegen ſich die äußeren techniſchen Formen des gefandticaftlihen Verkehrs 
mehr umd mehr befefligten. 

 „(Miteratur, 1) Bertragsjammlungen: Leibnig batte feinen codex juris gentium 
diplomaticus ſchon 1693 herausgegeben. Hieran ſchloß ſich die lange Zeit hindurch berlihmte, 
von Dumont herausgegebene Sammlung: Corps universel et diplomatique du droit des 
“gens (Amfterdam und Haag 1739) und im Beginn bes Revolntionszeitalters F. A. W. Wend, 
Codex juris gentium recentissimi (Leipzig 1781 — 1788), welder, als eine Fortſetzung von 
Dumont, die Beriode von 1735— 1772 enthält; endlih, von 1761 beginnend, das in verſchie— 
denen Fortjegungen auf die neuefte Zeit reichende Wert von Martens: Recueil des prineipaux 
traites d’alliance de paix, de treve, de neutralite, de commerce, de limites, d’&changes ete,, 
Göttingen 1791, woraus ein furzer, fiebenbändiger Auszug, bis zum Jahre 1856 reichend, unter 
bem Titel: Recueil manuel et pratique de traites 'et conventions et autres actes diplo- 
matiques von Ch. de Martens et de Cussy in Leipzig für den Handgebraud publicirt warb. 
Der leute Band des größeren Werkes: „Nouveau Recueil de traites“, herausgegeben von G. 
Fr. de Martens und Ch. Sannoer, Göttingen 1869, fehließt mit dem daͤniſchen Frieden 
vom 30. October 1964. Durch diefe Erwähnung bervorgerufen, mag bier endlich die Bemer- 
kung ihren Platz finden, daß die zur Völkerrechtspraxis der Gegenwart dienenden Urkunden in 
zwei allgemeinen Sammlungen niedergelegt werben: in bem von Aegidi und Klauhold feit 
1861 berausgegebenen Staatsarchiv (einfacher Tert im brei Originaiſprachen) und in ben Ar- 
chives diplomatiques (nur in franzöfifber Sprade, aber mit eimleitenden Ueberſichten). — 
2) Ueber die feerebtlihen Streitigfeiten biefer Periode: Sirtema van Grove- 
stins, Histoire des luttes et rivalites politiques entre les puissances maritimes et la 


France, Paris 1851 — 1854. — Hautefeuille, Histoire des origines, des progres et 
des variations du droit maritime international, 2 ed. 1969.) 


$. 8. Die franzöfiihe Revolution. In der Ländergier der abſoluten Mo— 
narchie und ihrer mir auf Territorialerwerb bedachten Politik, im dem fteten durch die 
Intereſſen des Augenblides beftummten Wechſel der Alliancen war der Grundgedante, der 
in den Völlern die Subjecte des ftaatlichen Yebens erblidte, abhanden gefommen. So: 
bald daher in der franzöſiſchen Revolution die politifchen Rechte des Volkes und der per: 
fönlichen Freiheit zurückgefordert wurden und das Königthum der republikaniſchen Bewegung 
erlag, war eine Durch die Herrſchaft des franzöſiſchen Geiftes in ganz Europa vorbereitete 
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Bewegung und ald Rüdihlag eine gemeinfame Verbindung der europätichen Gabinette 
unvermeidlich. eben ihrer entfchiedenen Angrifföftellung gegen die Mifgeftalt des fran- 
zöftihen Feudalismus und der franzöſiſchen Staatöverwaltung war die franzöſiſche Re— 
volution anfangs von den höchſten kosmopolitiichen Ideen beftimmt: von der Würde der 
perfönlihen Freiheit im Staate, von der Unzuläffigfeit der Sclaverei, von der Unabhängige 
fett der Gewiſſen, melde damals in den freieften Staaten noch mannichfach beichränft und 
in Deutfchland nur den Reihöftänden in Beziehung auf beftimmt berechtigte Bekenntniſſe 
gewährleiftet war. Hierin liegt die völkerrechtliche Bedeutung der Franzöfiichen Revolution ; 
fie erweitert, indem ſie ftaatsbürgerlihe Gleichheit vor dem Gefeg verkündet, die indivi— 
duellen Rechte der Perlon aus dem Geſichtspunkt des allgemein Menſchlichen. Bon allen 
Seiten angegriffen, wird die franzöfiiche Nepublit von Sieg zu Sieg fortgeriffen, ihre 
eigenen Grundſätze gegen die Unabhängigkeit der Nachbarftaaten zu fehren, aus der kos— 
mopolitiſchen Freiheit den fosmopolitiichen Cäſarismus hervorgehen zu laſſen. An eine 
europäiſche Univerſalmonarchie nahe beranftreifend, vwerichenkt das franzöfiiche Kaiſerthum 
ehemals fonveräne Staaten mie Grundbefig und Dotationen. Das deutſche Reich geht 
völlig aus den bereitd zum Außerften geloderten Fugen; ein Federſtrich des Imperators 
fegt Yänder von der Karte. Die Maflofigkeiten einer alle Bölfer des Continentd 
ausplündernden Kriegführung gipfeln in dem Gegenſatze der. engliſchen Blodade und der 
Napoleoniihen CEontinentaliperre In ganz Europa anfangs triumphirend, verlieren 
Frankreich und die ihm verbündeten oder unterworfenen Staaten ihren Golonialbefiß an 
die Engländer; Begriff und Recht der Neutralität ſcheinen in diefem ungeheuer 
geipannten Gegenſatze unterzugeben, alle Fragen und Intereſſen im die doppelte Supre— 
matie einer Land- und einer fie befämpfenden Seemacht aufgelöft zu werden. Endlich 
wendet ſich Das Kriegsglüd. Zweimal ziehen die werbündeten Heere in Paris ein. Auf 
dem Wiener Congreß wird unter Theilnahme ſämmtlicher chriſtlicher Mächte das müh— 
ſame Wert der territorialen Reconftruction der europäiſchen Staatenwelt begomen, und 
in der Wiener Gongrefacte zum Abſchluß gebracht (9. Juni 1815). . 

Gegenüber der franzöſiſchen Revolution bedeutet die Wiener Congrekacte Reftauration 
der alten Grenzen von 1792 und der alten Domaftien unter gemeinfamer Achterklärung 
gegen die Familie Bonaparte. England bleibt mit der Mehrzabl Fremder überſeeiſcher Be- 
fisungen bereichert. Spanien erhält feine alten Grenzen. Im übrigen werden Yänder 
nad Willkür und Gunft, ohne jede Beachtung natürlicher Zulammengebörigfeit, vertbeilt. 
In Italien, Deutichland, Polen, Norwegen, in den Niederlanden werden Trennungen und 
Zufammenlegungen aus feinem anderen Grunde beliebt, als der Lanne Des Siegers. Am 
ichlechteften gebt Deutichland und insbefondere wiederum Preußen aus den Theilungsver- 
handlungen und dem bunten Spiele der Diplomatie hervor; ein Notbbebelf des dringenden 
Augenblids, entfteht Der Deutſche Bund, deſſen Verfaſſung gleichſam unter Die Vormund— 
haft der außerdeutſchen Congrekmächte geftellt wird. Nur in wenigen Punkten zeigen 
die Abmachungen des Wiener Congrefies die Nachwirkungen der franzöſiſchen Revolution : 
der Negerbandel wird verboten, und im ihm das Princip der Negerſelaverei vernrtheilt ; 
die Schiffahrt auf den Stromläufen der mebrere Staaten durchſchneidenden Flüſſe 
frei erflärt. Die ſchwächeren Staaten, mie Krakau und die Schweiz, erbalten eine Gas 
rantie ihrer Neutralität. 

(Literatur diefer Periode: Ueber die Napoleoniihe Periode: Kluit W. J. Santijn, 
(ieschiedeniss en invloed van het continental stelsell op den staatkundigen en maats- 
ehappelijken toestand van Europa, Amsterdam 1863. — Mare Dufraisse, Histoire da 
droit de guerre et de paix 1759 — 1815, Paris 1868 (2. ed.) — Klüber, Acten des Wie- 


ner Cougreſſes, 1819. — Koch, zum de l'histoire des traitdes de paix entre les puis- 
sances de l'’Europe depuis la paix de Westphalie. Augmente et continué jusqu'au con- 
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gr&s de Vienne et aux traitds de Paris 1817. — &yftem: Klüber, Droit des gens 
moderne de l’Europe 1819 (1851 deutſch herausgegeben von Morftabtı. ©. Schmals, 
Europäifhes Völkerrecht, 1817.) 


$. 9. Der Wiener Congreß und die Interventionen Die Stipula- 
tionen des Wiener Congrefies fanden ihre Stärfe an dem engeren Bündniſſe der Drei 
großen Gontinentalmächte, deſſen Spitze fidh gegen Franfreih und die etwa zu Gunften 
der Freiheit zu beiorgenden Bewegungen der europätichen Völker richtete. Unter dem 
Schutze der „heiligen Allianz“ umd der ihr anfangs befreundeten Politik Englands 
ftehend, ſchien der in der Wiener Congreßacte vereinbarte Zuftand der europäiſchen Staa- 
tengefellfchaft für längere Zeit Dauer zu verſprechen. Die wiffenichaftlihe Behandlung 
des Völkerrecht verblieb lange Zeit hindurch unter dem Eindruck, als ob das öffentliche 
Recht Europas mur durch abfolute Feitbaltung des 1815 getroffenen Abkommens ge- 
fihert werden könne. Faſt gewann es den Anfchen, als ob man an einen juriftiichen 
Abſchluß der Weltgeſchichte glaubte; alle Dinge follten ihren Mafftab an dem Wortlaut 
der Verträge finden, die fünf Großmächte als europäiſche Behörde, als Schiedsrichter 
über die etwaigen Störungen der Ruhe und des ſ. g. Gleichgewichts anerkannt werden. 
Eine jeder freieren Regung feindfelige Interventtonspolitit lehnte fich, unter Berufung auf 
den europätichen Frieden, an die dynaſtiſchen Imtereffen der ablolut regierenden Fürſten. 
Gerade darin aber zeigt fi im Grunde das Wachsthum der Völkergemeinihaft und des 
fie durchdringenden Bewußtſeins, daß die Verfaſſungsfragen und Regterungsprincivien Des 
einen Staates bereit8 allgemein als einwirkend auf den Lebensproceß der anderen Staa: 
ten empfunden und, gleicheiel ob gefürchtet oder gewünſcht, jedenfalls erkannt werden. Jener 
Interventionspolitik, welche die Völker Europas unter eine polizeiliche Aufjicht der Con— 
greife zu ftellen fuchte, entiprang nothmwendigerweile der troß aller anfänglichen Nieder: 
lagen ſich lebendiger entfaltende Sinn der Nationalität und das Nationalitäts- 
princtp, welches mit der natürlichen Zuſammengehörigkeit der den Staat bildenden 
Boltselemente die Unabhängigkeit des inneren Verfaſſungslebens und die Freiheit der ge- 
ichichtlichen Entwidelung der aus dem Bolföwillen bervorgegangenen Staatdinftitutionen 
verlangt: Ideen, welche anfangs nur eine ftandrechtliche oder eriminalpolizeiliche Wider: 
legung erhalten, umd von den Spftematifern der Bölferrehtöliteratur faum der Erwähs 
nung werth befunden werben. 

Schon in dem Tractat von Chanmont (1. Auguſt 1814) hatten übrigens Die vier 
gegen Frankreich werbündeten Hauptmäcte ſich für die Dauer von zwanzig Jahren zu 
dem Zwecke verbunden: „das Gleichgewicht in Europa aufrecht zu erhalten, die Ruhe und 
Unabhängigkeit der Mächte zu fihern und den willlürlichen Verletzungen fremder Rechte 
und Gebiete vorzubeugen, von welchen die Welt jo viele Jahre hindurch heimgefucht wor— 
den ift“, 

In diefer Richtung wirkten der Aachener Congreß (30. Sept. — 21. November 
1818) auf welchem Frankreich ſich der ablolutiftiichen Interventionspolitik anſchloß und 
wo auferdem eine noch heute verbindliche Abrede iiber die Rangftreitigfeiten der Gefandten 
getroffen ward; der Congreß von Troppan (1820) und Yaybad (1821), melde 
ſich trog des Widerſpruchs der engliſchen Regierung gegen die neapolitantichen und ſpaniſchen 
Verfaſſungsänderungen eimmifchten; endlich der Gongreß von Berona (1822), als deſſen 
Vollftreder Frankreich in Spanten gewaltſam einfchritt. Damit war indeſſen der Höhe 
punft der Interventionspolitit erreicht. Die Spanischen Colonien in Südamerika erringen 
ihre Unabhängigkeit und nehmen die vepublifaniihe Staatsform an. Griechenland tremmt 
fi von der Tinker, Belgien von Holland. Die Yulirevolution verjagt eine Dynaſtie, die 
die Wiener Congreßacte unterzeichnen ließ. Aber auch die Hüter und Wächter der Legiti— 
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mität verlegten das Vertragsrecht. Bon Rufland wird Polen der ihm zugefiderten Ver— 
faſſung beraubt. Krakau verliert feine balbftantlihe Eriftenz. Nach und nad zerbrödeln 
die Artitel der Wiener Congreßacte einer nad den andern umd die nahezu vierzigjährige 
Alliance der Oftmächte löſt ſich enplih im Orientalifchen Kriege auf, nachdem zum zwei— 
tenmale, den Wiener Berträgen zum Trog, ein Bonaparte das Kaiſerthum in Frankreich 
errichtet hatte. So zeigt ſich in dieſer Epoche, welde man ald die Zeit der Ruhe und 
Ermüdung, als eine Periode faft beifptellos langen Friedens anzuſehen pflegt, eine Neibe 
von Wechſelfällen, von denen faft fein Staat unberührt bleibt. Mit alleiniger Ausnahme 
Rußlands werden 1848 alle Staaten des Gontinertö, ſoweit nicht bereit$ die drin— 
gendften Anforderungen des Zeitbewußtieins befriedigt worden, von den Erſchütterungen 
der Februarrevolution 1848 erfaßt und insbeſondere die deutihen Bundesverhältniſſe trog 
eier 1851 erfolgenden Reformation zerrüttet. Obſchon politiich niedergehalten, entfalten 
während eines langen Friedens die Völker ihre wirtbichaftlicen Kräfte im Zuſammenhang 
mit einer unermeßlichen Entwidelung der Verkehrsmittel, Durch welche die räumlichen 
Entfernungen auf ein mindeftes Zeitmaß verkürzt, die handelspolitiſchen Intereffen der Na- 
tionen unlösbar mit einander verknüpft werden. Der durd das Mercantilſyſtem vor 
200 Jahren geichaffene Gegenfag verſchwindet zufehends in dem Bewußtſein, daß die In— 
duftrie der Großftaaten nichts anderes darftellt, als einen Zweig dev innerhalb der Cul— 
turwelt notbwendigen Arbeitötbeilung. Auf die alten Congreſſe der Diplomaten folgen 
nunmehr in fait regelmäßiger Wiederholung die internationalen Congreſſe der Friedens— 
freunde, welde die Sicherftellung des Friedens durch Berkündung des Nichtinterventiond- 
princips oder die Abſchaffung der ftehenden Heere fordern, der Wohlthätigleits- und Ge- 
fängnigreformfreunde, der großen wiſſenſchaftlichen Aſſociationen. In den foftipieligen 
Eifenbahnlinien der Continentalftaaten, in den induftriellen Anlagen der minder reichen 
Länder, in den Staatsanleihen verfnüpfen ſich Die Gapitalintereffen der europätichen Geld— 
mäfler, die Speculation der Börfe. Auf diefen Grundlagen erwächſt ein neuer kosmopo— 
litiſcher Factor der materiellen Gütergemeinſchaft unter den Bölkern, durch wel- 
en die Defonomie der Nationen ſich langſam zu einer Weltwirthichaft wingeftaltet. 
(Literatur: Ueber die Ausbildung des Nationalitätsprincipe: Pierantoni, Storia degli 
studj del diritto internazionale in Italia, Modena 1869. — Ueber die nenefte Entwickelung 
des Böllerrechts feit 1848: W. B. Lawrence, Commentaire sur les «elements du droit 


international et sur l'histoire des progres du droit des gens de Henry Wheaton, vol. 
1—2, 1565. — Geyer, Ueber die neuefte Geftaltung bes Völlerrechts 1806.) 


. 8.10. Die neueſte Zeit fert 1856. Schluß und Anfangspunft einer Böl 
ferrechtöcpoche wird durch den Barifer Frieden vom Jahre 1956 bezeichnet. Wenngleich 
außer den fünf Großmächten nur Italien als einer der friegführenden Staaten zu den 
Unterzeichnern gehörte und jogar Preußen und Oeſterreich an der Kriegfübrung ſelbſt nicht 
betheiligt geweien waren, fo find die in dem Völkerrechtszuſtande eintretenden Verände— 
rungen doch von grundſätzlich hoher Bedeutung. Die gleichfam ideale Trennung 
der riftliden und muhamedaniſchen Staatengeſellſchaft hört in rechtlicher Beziehung auf, 
indem die Tinker, deren Gebiet durd drei Gontinente der alten Welt ſich erftredt, in Die 
Rechtsgemeinſchaft der europäiſchen Völker ausdrüdlib aufgenommen wird. Eine neue, 
bi8 dahin vielfach unwegſam erhaltene Verkehrſtraße nad dem öftlihen Europa wird an 
der Donau eröffnet und unter gemeinfamen Schutz geftellt. England verzichtet auf Die 
juriftiichen Inſignien feiner maritimen Suprematie in dem Zugeſtändniß deſſen, wofür die 
Gontinentalftaaten Jahrhunderte hindurch vergebens gekämpft batten und erkennt an, daß 
Das Blockaderecht beſchränkt, das Recht des neutralen Handeld gegen die einfeitigen In— 
tereffen der Kriegführenden gefichert, die Kaperei abgeichafft werden muß. Den hierauf be 
züglıhen Erflärungen wird die Zuſtimmung faſt aller Eulturftaaten zu Theil, nur Die 
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nordamerikaniſche Union verweigert ihren Zutritt, weil nicht alle Forderungen einer noch 
weitergehenden Reform Befriedigung empfangen batten. Für Die Aufrechterhaltung Des 
Friedens werden neue Bürgichaften geſucht: Bor Beginn eines Krieges Tollen die Strei— 
tenden anheiſchig gemacht werden, die freundichaftliche Vermittelung dritter Staaten nach— 
zufuchen. Der in der Türkei drohenden Gefahr ſucht man im der Neutralifivung des 
Schwarzen Meeres zu begegnen. Es ıft unleugbar, daß die Praris des Völferrechts 
durch diefe Grundſätze auf höhere Ziele hingewieſen ift, daß der Friede unter den Nas 
tionen numnehr als der normale Rechtszuſtand, der Krieg als ein ausnahmsweiſe zuzu— 
laſſendes Uebel, nur als Mittel ver Friedensftiftung bei unbeilbar gemordener 
Störung der Völkerbeziehungen zu rechtfertigen fe. Damit hat ſich gleichlam eine cye— 
liche Entwidelung in der Bewegung der völferrechtlihen Ideen vollzogen: Im Alterthum 
die für die Cultur und die Ausgleihung der nationalen Gegenläge nothwendige Regel 
des Bölkerverkehrs, ift der Krieg munmehr Ausnahme geworden; er hat feine zuftänd= 
liche Macht mehr. Bon einem Völkerrecht im Zuftande des Krieges kann nicht mehr 
geiproden werden, Der Friede im Alterthum und Mittelalter eine beſonders vereinbarte 
oder nur geduldete Form des ftaatlihen Nachbarrechts je zweier Völker, wird als ein 
Recht der Menichheit angenommen, weil die Wirkungen der großen Kriege nicht mebr 
wirthſchaftlich volirt und auf vie Kämpfenden beſchränkt werben können. 

Nachdem dur den Verfall der heiligen Alliance und den Partler Frieden von 1856 
die legten Reſte der Wiener Vertragsartifel ihr Anſehn verloren hatten, mußte Die wider: 
natürliche Bertheilung der europätichen Ländermaſſen mehr und mehr begriffen werben. 
Das Nationalitätsprincip, als ſtaatsbildende Macht, findet Ermuthigung in den 
Staatsichriften einzelner Regierungen und im dem von England verfochtenen Grundlage 
der Nichtintervention in Die inmeren Berfaflungsangelegenbeiten fremder Staaten. Mit 
dem italtentichen Kriege wird die Entftehung eines 1861 bereits Telbitftändigen italieniſchen 
Königthums eingeleitet, mit den Siege won Köntggräg in Böhmen nahezu vollendet. Der 
Deutihe Bund hört auf. An feine Stelle tritt, nachdem Defterreih aus einem unnatür- 
lichen Länderverband mit den deutlichen Staaten verdrängt worden war, ein neues Ge— 
meinweſen in Nordventichland, beſtimmt, in Mitteleuropa die einzig mögliche Garantie 
eines dauernden Friedens durch Goncentration der deutichen Kräfte aufzurichten. Streits 
fragen von weltgeſchichtlicher Bedeutung, welche Durch die Disculfion und die Anftrengungen 
der Diplomatie nicht zu löfen gewelen fein wirden, und Europa im fortdauernder Aufre— 
gung und Spannung erbielten, werden ſomit durch Feldzüge in Stalten, in Dänemark, 
in Deutichland in wenigen Wochen oder Monaten entichieden. Endlich beweift der ame— 
ritantihe Bürgerkrieg Die iiber die Grenze Europad hinausgewachſene Verbindung ver 
Bölfer in der Mitleidenschaft der geſammten europätichen Induſtrie. Mit der vorange— 
gangenen Periode feit 1915 verglichen, zeigt die nur dreizehmjährige Zeitfriit ſeit 1956 
die großartigiten Ergebniſſe. Während nad der Julirevolution nur zwei Kleinftaaten in 
Belgien und Griechenland entjtanden waren, von Denen die letztere Durch die freiwillige 
Abtretung der ioniſchen Inſeln 1863 einen Zuwachs erhielt, befeftigen ſich ſeit 1856 
drei neue Großitantsbildungen in Dtalten, in Norddeutſchland und in Nordamerika, wel: 
ches erft nach Ueberwindung des durch die Sclawerei in ihm geichaffenen Widerftreites als 
eine Weltmacht ſich bemährt. Diefer an Kriegführungen verhältnißmäßig reihen Periode 
fehlt es indeſſen feineswegd an Errungenschaften von kosmopolitiſchem Wertbe: das Elend 
der Kriegführung wurde durch die Genfer Convention vom 22. Auguft 1564 fir Ver: 
wundete gemilvert, und 1868 ſogar der Verſuch gemacht, die Seefriegführung denfelben 
Grundiägen zu unterwerfen, die Agitation für Die Anerkennung der Unverletzlichkeit des 
Privateigenthums zur See, in Nordamerifa, im deutſchen Hanſeſtädten mit Nachdruck 
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geführt, empfängt ihre erfte Erfolg verbeifende Anerkennung in dem deutichen Kriege 
von 1866. Preußen, Italien und Defterreich bekennen fi zu einem Grundſatze, dem 
Ipäter auch der Norddeutſche Reichstag Teine Unterftügung zum Zwecke der Verallgemei— 
nerung leibt. Der Gebrauch erplofiver Gejchoffe aus den Handfeuermafjen wird vom 
Standpunkte der Humanttät gemifbilligt. (Petersburger Convention vom 11. December 
1868.) Endlich empfängt, durch den franzöſiſch-engliſchen Handelövertrag die Ausbildung 
der commerciellen Beziehungen eine m Mitteleuropa nadhaltig wirfende Anregung. 
Durd die neuen Handels-, Conſular- und Ediffahrtöverträge, durch internationale 
Poſt- und Münzverträge erfährt der Berfehr einen unberechenbaren Aufſchwung. Die 
Häfen Oftafiens, China und Japan eröffnen ſich in weiterem Umfange dem europätichen 
und amerikaniſchen Handelöverfehr. Obwohl aller imenfchlichen Berechnung nach nod) 
weit entfernt von dem Höhepunkt techniſcher Bernolltommnungen, erbliden wir dennoch 
ſchon jetzt das Herannahen einer Zeit, in welcher die Forderungen des modernen Welt— 
handel: Gleichheit der Münzen, der Mafe und Gewichte, die Annäherung der Tarife 
in dem Syſtem des Freihandels, ſogar Die Ausgleichung der Arbeitslöhne durch Auswan— 
derungen eine Fortichreitende Befriedigung empfangen werden. Damit vollendet ſich aber 
die von und an die Spitze geftellte Aufgabe des Völkerrechts: die höchſte und vollendetjte 
Ausbildung der menſchheitlichen Cultur und das perfönliche Kecht des Individuums zu 
fihern. Die unvergleichlich hohe Bedeutung der Völkerrechtsentwickelung in der gegemmär- 
tigen Epoche bewahrheitet ſich daran, daß ein gleichzeitiges Wachsthum und eine gleich— 
zeitige Steigerung der die Menſchheit dDurchbringenden Grundideen der Weltbürgerlichkeit 
des Menſchen und der nationalftaatlihen Sonderung der zu felbfiftändiger Eulturarbeit 
befähigten Völker unzweifelhaft nachweisbar ift. 

In der wiſſenſchaftlichen Behandlung des Bölferrechtes überwog bis vor kurzer Zeit 
noch die rein pofitive Schule, melde fi) an das gegebene Vertragsrecht anſchließt, ohne 
die Bedingungen zu erforfhen, von denen der Beſtand und die Dauerhaftigfeit des Ver: 
tragsrechtes Telbjt abhängt. Dennoch ſuchte man aber, nachdem einmal die Wiener Bers 
träge hinfällig geworden waren, die Uebereinftimmung der Völker auch außerhalb deö ver- 
tragsmägigen Verkehrs wiſſenſchaftlich zur Anerkennung zu bringen. Im großen und 
ganzen ſchließt fich jedoch die Mehrzahl der Schriftfteller in einer ſtark nationalen Fürs 
bung in der Behandlung der Streitfragen an Die Interefjen ihres eigenen Staatsweſens 
am. Am meiften tritt Dies vielleicht bei den Engländern und Dtalienern hervor, am 
wenigſten bei den Deutichen und Amerikanern. Die großen Erfchütterungen, welde Europa 
ſeit 1830 erlitten bat, find einer ftreng objectiven Syſtematik des Völkerrechts nicht gün— 
ftig geweſen. Sie unterftügten nur die Beweisführung derjenigen, melde die allmählig 
eingetretene Unhaltbarkeit Des durch den Wiener Congreß geichaffenen Zuftandes mit Ent— 
ſchiedenheit ausgeſprochen hatten. 

Literatur: Neuere Syſteme: I) Deutſche: Heffter, Das europäiſche Völlerrecht 
der Gegenwart auf dem bisherigen Grundlagen, 5. Ausgabe 1867. — Oppenheim: Syſtem 
des Böllerrechts, 2. Ausgabe 1566. — de Martens, Precis du droit des gens moderne 
de l’Europe, augmente des notes de Pinheiro - Ferreira, par Ch. Verge, Paris 1864. — 
Huhn, Völlerrecht; Boltstbümliche Darftellung, 18654. — Bulmerincg, Die Spftematif 
des Böllerrechts, 1. Th. Kritik der Ausführungen und Forſchungen zu Gunften der Syſtema— 
tifirung des pofitiwen Wölterrechts, Dorpat 1858. Derfelbe: de natura prineipiorum juris 
ver gentes positivi 1856. — Pözl, Grundriß zu Borlefungen über europäiſches Völlerrecht, 

ur 
= 2) Engländer: Oke Manning, Commmentaries on the law of nations, 1639. — 


Wildhaın, Institutes of International Law 1844. — Polson, Principles of the Law 
of nations, 1854, — R. Phillimore, Commentaries on International Law, vol, 
1—3, London 1854 — 57 (Band 4 enthält das internationale Privatrecht. — Travers 


Twiss, The Law of nations, considered as independent political communities, 
2. 2b. 1861. 


3) Amerilaner: ur Wheaton, Elements of International Law, 2 vol. 1836. 
2. ed. annotated ed. by W. B. Lawrence 1863. — 8. ed. by Dana, ‚Boston 1866. — H. 
W, Halleck, International Law, or rules — the intereourse of states in peace 
or war, San Francisco 1861. — Th. Woolsey, ntroduction to the Study of Inter- 
national Law, 2. ed., New-York 1867. — Kent’s Commentaries on international Law, _ 
revised, with notes and cases brought down to the present time by Abdy, Cambridge 
1866. 

4) Italiener: Romagnosi, Introduzione allo studio ed diritto pubblieo universale, 
1838. — Ludovico Casanova, Lezioni di diritto pubblico internazionale, 1860. A 
del Bon, Instituzioni di diritto pubblico internazionale, Padova 1868. — FerreroGola, 
corso di diritto internazionale pubblico, privato e marittimo, Parma 1866. — Cornazza 
Amari, Elementi di diritto ınternazionale. — Avio, saggio di una teorica giuridiea 
dei rapporti internazionali. 

5) Spanier: Pando, Elementos del derecho internacional, 1843. — Riquelme, 
Elementos de Derecho internacional espanol, 19849. — C. Calvo (Südamerifaner), 
Derecho internaeional teorico y pratico, 2. vol. 1868. 

6) Bortugiefen: Paiva, Elementos do Jdereito das gentes, 4. ed. 1857. — Pinh- 
eiro-Ferreira, Cours de droit public interne et externe, Paris 1830. 

Bibliographie: v. Ompteda, Yiteratur des gefammter, ſowohl natürlichen als pofitiven 
Völferrechts, 2. Thl. 1785. Ergänzt und fortgefegt von €. A. vom Kamptz, 1817. — R. v. 
Mohl, Geſchichte und Literatur der Staatswiſſenſchaften, S. 337. — Periodiſch in neuefter 
ya Revue de droit international et de legislation comparde (herausgegeben von Rolin 

aequemyns, Asser und Westlake) jeit 1569. — Zu ben folgenden Paragraphen werben, 
ahgelehen von einigen Ausnahmsfällen, nur bie ber neueften Zeit angehörigen Monographien 
citirt werben.) 

$. 11. Die Entwidebungögelege der Bölkerrechtsgeſchichte als 
Princip des Völkerrechts.“ Der von und kurz bingeworfene Abriß der Völker: 
rechtögefchichte hat zum Zwecke, darzuthun, daß die juriftiiche Behandlung Des und vorge: 
legten Rechtöftoffes unter feinen Umftänden ausgehen darf von der dogmatiſchen 
Grundlage irgend eines Vertragsinſtrumentes. Es wäre der größte Irrthum, in den 
Friedensichlüffen und Congreßaeten unabänderliche Geſetzbücher erbliden zu wollen. Die 
Unhaltbarkeit der großen Geſammtverträge und damit die Unficherheit des Völkerrechts 
bat gerade darin ihren Grund, daß man dauernde Vertragsformen, deren Abänderung 
ſtets von der gemeinlamen Zuſtimmung aller Contrahenten abhängig geweſen fein witrde, auf 
Intereffen und Verhältniſſe anwendete, welde nothwendigermeile dem geſchichtlichen Wech— 
fel unterworfen find. Die wiſſenſchaftliche Bafis des Völkerrechts und die Erkenntniß der 
ihm zu Grunde liegenden Thatſachen find nur fo zu gewinnen, daR man auf bem ges 
Ichichtlichen Wege die Entwidelungsgelege der Völker zu erkennen und demnächſt 
juriftiich ſicher zu ftellen Sucht; folglich vor allen Dingen auf die Vorſtellung Verzicht 
leiſtet, als könne die Jurisprudenz oder die Diplomatie die Bewegungen der großen Volks— 
körper eigenmächtig durch abftracte Rechtsregeln beftunmen. Aus der Völkerrechtögefchichte 
erfahren wir, daß die von allgemem menſchheitlichem Inhalt erfüllte Culturarbeit ſelbſt 
untergegangener Nationen niemals verloren geben kann, daß die Ergebniffe des griechiſchen 
und römischen Lebens, ſoweit fie einen allgemeinen, fir alle Völker verftändlichen Charak— 
ter an ſich tragen, nach vorübergehender Verdrängung ftet8 wieder zum Borichein gefoms 
men find. Unzerſtörbare und ewige Grundlagen des Völkerrechts find daher alle dieje— 
nigen Beitandtheile vergangener und gegenmwärtiger Gefittung, welche durch das Bewußt-— 
fein der höher entwidelten Völker entweder volltommen erfaßt find oder doch trog aller 
völferihaftlicher Verſchiedenheit bei fortichreitender Ausbildung überhaupt erfaßt werden 
fönnen, und deswegen als gemeinfamer Inhalt aller Staaten gewußt und gewollt 
werden: Gemeinſame durch die Philoſophie der Griechen und die monotheiſtiſchen Religionen 
vermittelte Grundbegriffe der Sittlichkeit, gemeinfame Anerkennung dev Rechtsfähigkeit auf 
privatrechtlichem Gebiet ohne Rückſicht auf den Aufenthalt oder die Yandeszugehörigkeit 
des Einzelnen, dad Hecht der Gewiſſensfreiheit und der religiöſen Weberzeugung, die 
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Freiheit der Seeihiffahrt auf offenem Meere und in den Seeſtraßen, die Gemeinnützlichkeit 
des friedlich wirtbichaftlichen Verkehrs, das Bedürfniß des Ideenaustauſches durch den in— 
ternattonalen Verkehr der Yiteraturen, welder durch Den Schuß der Autorrechte zu be 
fördern iſt und unendlich viele, kaum aufzuzäblende Momente erläutern auf den eriten 
Blid Die in der neuen Welt auf einem meiteften geograpbiichen Gebiete die Staaten 
Europas durchdringende Gulturgemeinichaft , unter deren gewaltigem Eindruck die Ueber: 
zeugung eingewunzelt ift, daß der heutige Staat ſich nicht mehr won anderen iſoliren 
fann, naturgeſetzlich auf den Verkehr mit anderen angewieſen ift und innerbalb dieſer, 
feiner Willkür entrüdten, ſowohl materiellen als geiftigen Yebensgemeinichaft mit anderen 
Völkern ein Geſellſchaftsrecht aller Staaten gegenüber dem Einzelftaat nothwendig aner: 
kannt werden muß. So haben wir als erjte die Geichichte bewegende Grundidee des 
Bölkerrechts die Einheit md Zulammengebörigfeit der Menſchheit gefunden. 

Hieran ſchließt fih aber jofort das damit nothwendig und unlöslih verbundene 
Princip der nur auf Gleichberechtigung der einzelnen Mitglieder friedlich zu begründenden 
Staatenmehrheit und Staatengefellihaft, ald eine zweite für die menſchheitliche Entwides 
lung weſentlich vorbedingende Thatiache. In Demfelben Maße, wie Die kosmopolitiſchen 
und unzerſtörbaren Ergebniſſe des allmählig Fortichreitenden Culturproceſſes Gemeingut 
der Völker wurden, wuchs auch die Grundvorſtellung, welde jede Art der Weltberricaft 
verwirft, Tei ſie nun geiftlich oder meltlich, ſei fie auf Yünderbefig oder Serfahrt bedadıt. 
Jede Nation bat in ihrer ftaatlihen Einrichtung die Aufgabe Telbftftändiger Cultur— 
arbeit und Das Recht, ihre natürlichen Anlagen und Bedürfniſſe zu geftalten. Die Uns 
terſchiede der Macht, wie bedeutend immer in politiicher Hinficht, müſſen daher rechtlich 
ebenſo jehr ausgeglichen werden, wie die Verichiedenbeiten Des Alters, der Körperſtärke, 
des ſocialen Ranges privatrechtlich ausgegliden worden find. In der noch mangelhaften 
hiſtoriſchen Entwidelung dieſer zweiten Seite des völkerſchaftlichen Lebens Liegt weſentlich 
die Unvolltommenbeit des heutigen Völkerrechts. Wenn auch dem Ziele der Alleinherr— 
ſchaft entiagend, haben die großen Mächte dennoch bisher immer verſucht, im Wege der 
Berbündung fi eine worberechtigte Stellung ihrer Intereflen zu jihern. Ganz mer: 
fennbar iſt in der territorialen Geſchichte Europas der ſeit Jahrhunderten berrichende Zug 
zur Ausbildung von Grokitaaten auf Koſten der fleineren Gemeinweſen. Trotz aller 
Berträge ift das Nleinftaatentbum mehr und mehr verihwunden. Allein, weit da= 
von entfernt, in dieſem Entwidelungögange eine der völlerrechtlichen Idee feindliche That: 
ſache zu erbliden, finden wir darın vielmehr die Befeftigung derjenigen Grundlagen, von 
denen die praftiihe Sicherung des Völkerrechts bedingt wird. Die neu gewordenen Groß— 
ftantöförper erfcheinen wor dem Auge des Beſchauers als große, räumlich geographiſche, 
ſprachliche und wirthſchaftspolitiſche Einbeiten, Die, weil fie den abiperrenden Eigenfinn 
und die Verkehrshinderniſſe innerhalb ihrer chemals kleinſtaatlichen Zerftüdelung überwun— 
ven haben, fi mehr und mehr ſelbſt genügen können und gerade deswegen den äußeren 
Gegenlag und Die feindliche Spannung der Kräfte milder werden lafien. Die durch Neu: 
tralitätserflärung der größeren Mächte gemeinfam zu fihernde Daſeinsberechtigung 
der fleineren Staaten liegt, vom Standpunkt der Gegenwart aus betrachtet, welentlich 
darin, dafs fie nach ihrer geograpbifchen Yage berufen fein können, als Zwiſchenglieder 
den Grenzneid größerer Staaten zu berubigen und auf den Knotenpunften der weltdurch— 
ziebenden Verkehrsſtraßen die Freiheit aller betheiligten Intereffenten zu wahren. Bon 
dieſem Geſichtspunkte aus betrachtet, ſchützt die Schweiz den freien Durdzug vom Norden 
nad dem Süden, Belgien den Verkehr zwiichen dem mittleren und nordweſtlichen Europa 
vor dem unmittelbaren Conflict der von politiſchen Beſtrebungen und Störungen abhän— 
gigen Tariffragen der Grofftaaten. Ste erichweren den Krieg, inden fie grundfätzlich 
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aufhören follen, ein Gegenftand der Yänderfpeculation zu fein, und außerdem in der Vers 
legung der geraden Operationslinie die Gegner im Kriege wenigſtens zu ftrategtichen 
Umgebungen nöthigen und dadurch die Yeidenichaften der Kriegführung hemmen können. 

8. 12. Die Quellen des pofitiven europäifhen Völkerrechts. Die 
mannichfaden Störungen, melde die Geltung des Völkerrechts bisher jo oft gehemmt 
haben und aus dieſem Grunde jogar einzelne Echriftfteller dahin führten, das Vorhan— 
denfein eines pofitiven Völkerrechts zu leugnen, Dürfen in ihrer Bedeutung nicht über: 
Ichätst werben. Die beiden, von uns nachgewieſenen Grundlagen eines pofitiwen allge 
meinen Völkerrechts: ein gewiſſes fir das Berfehrsbedinfnif der Staaten unerläßliches 
Map der kosmopolitiichen Cultur und' außerdem die gegenfeitige Anerkennung der durch 
das Bedürfniß verbundenen Volkskörper als gleichberechtigter Eriftenzen find überhaupt 
erft durch die verhältnißmäßig furze Periode ſeit der Reformation und dem weftphältichen 
Frieden in Verbindung mit einander gebracht worden. Zwiſchen der unverkennbar in ber 
bisherigen Vergangenheit bemerkbar gewordenen, ſich beichleunigenden Entfaltung des Böl- 
kerrechts und der uralten aus der Dämmerung hiſtoriſch entlegener Barbarei hervortre— 
tenden Ausbildung des Privat: und Strafrechts befteben in den einzelnen Staaten fehr 
bedeutende Analegien. Privat: und Strafrecht find urſprünglich gleichfalls auf Selbft- 
bülfe over auf genofſenſchaftliche Unterftügung angewielen, To lange die Staatsge— 
walt wefentlih den Zweck bat, der friegeriichen Bertheidigung nad außen zu dienen. 
Neben dieſer Unficherheit ihrer Verwirklichung gegen die überlegene Macht eines Rechte: 
brüchigen fteht meiftentheild als ein inftinctiv ergriffenes Sicherungsmittel die Einkleidung 
der Nechtögeichäfte oder Proceßformen im feierliche, ſymboliſch-myſtiſche, oder religiös 
empfundene Formeln. De mehr ſich Der Staat im Innern befeftigt, und ſobald die Re— 
gierung permanente Funetionen übernimmt, gewinnt das Recht am Sicherheit feiner 
Geltung, werliert es an äuferer Formalität. Der materielle Wille triumphirt über das 
blos ätıferlich feſſelnde Moment der Willensäußerungen. Ebenfo im Völkerrecht. Es 
fan don Haufe aus nicht anders geſchützt werden gegen Verſtöße als durch Selbfthülfe 
und die in den Alltancen geſuchte genoflenichaftliche Hilfe der im einzelnen Fall mits 
intereffirten Staaten. Da num eime höchfte über den Völkern ftehende und vegierende 
Weltmacht grundfäglich nicht möglich ift, jo wird die höchſte praktiſche Geltung des 
Völkerrechts überhaupt nur zu erreichen fein in der Ausbildung fefter Regeln des ma— 
teriellen Rechts und in der ihnen von allen Gultwftanten entweder durch unparteiiſches 
Schiedsgericht oder Durch aenoffenichaftliche Hilfe zu verſchaffenden Anwendung. 

Ties führt und zu einer Betrachtung der Quellen des pofitiven Völker— 
rechts. Bon der Form des Gefeges kann ſelbſtverſtändlich keine Rede fein, nachdem 
der Gedanke ver Weltherrſchaft durd die Gleichberechtigung der Staaten verdrängt wor: 
den ift. Der Urſprung der dem pofitiven Völkerrecht angehörigen Regeln kann daher nur 
in der freien wechſelſeitigen und gemeinſamen Selbſtbeſchränkung der in Gulturgemein- 
ſchaft ftehenden Nationen zu fuchen fein. Daher die Völkerrechtsquellen zur Erſcheinung 
foınmen entweder: 

1) Als Gewohnheit in der Verfehrspraris der Staaten. ine nur inſtinetive 
Mebung, wie die Rechtsgewohnheit im Privat: und Strafrecht ift nach der Natur der 
Völker: und Staatenbildung ausgeichlefien. Denn, wie wir gezeigt haben, ift der ur— 
ſprüngliche Inftinet der Völker auf gegemfeitige Negation in Geftalt der Abjperrung oder 
der Unterjohung gerichtet. Die völkerrechtlichen Gewohnheiten gehören daher einer höhe— 
ven Bildungsftufe an und enthalten, inden fie aus der Vorftellung des nothwendigen 
Rechtöverfehrs unter den Staaten entipringen, diejenigen Regeln, welde ſich auf dem Bes 
griff der Gegenſeitigkeit und Gleichberechtigung aufbauen. Diefelben wirken 
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entweder negativ ald Unterlaffung des gleichmäßig ald verderblib Erkaunten oder pofitiv 
als Uebungen einer als zuläffig oder nothwendig angenommenen Handlungsweiſe des einen 
Staates gegenüber dem anderen. Kriegs: und Seegebrauch find Beifpiele einer derartigen 
Bethätigung des Völkerwillens, bei denen vernünftige und bewußte Erkenntniß ibren bil- 
denden Einfluß gebt haben. In dem Gewohnheitsrecht der mit einander in Verkehr 
ftehenden Staaten befteht alfo gewifiermaßen ein umgekehrtes Verhältniß zu anderen 
Rechtöbeziehungen. Im den uralten Gewohnheiten des germaniichen Erb- oder Vertrags: 
rechts erfennen wir häufig, auf eulturgeſchichtliche Forſchungen geftüst, wie nicht der Zufall 
fondern eine von den dabingeichwundenen Generationen Telbft nicht erkannte Nothwendig- 
feit ihnen zu Grunde lag. Im Völkerrecht iſt die Gewohnheit und Praris meiftentbeils 
das ſpäte Anerkenntniß Ddeifen, was Iabrhunderte zuvor Die Stimme der weiſeſten und 
einfichtigften Nenner gelehrt umd anempfohlen hatte. Zu erflären iſt Dies einfach dadurch, 
daß im Anfang der Verkehr der Staaten miteinander nicht Durch die unbewußt und ge 
wohnbeitsmäßig agirenden Volksmaſſen, jondern durch Flug erwägende, vorfichtig überle— 
gende und alles berechnende Staatsmänner eingeleitet und beberricht wird, To daß von 
ihren Entichließungen die Bildung und confequente Beobachtung der als notwendig oder 
nützlich erkannten Berkehröregeln abbängig wird. Die formale Tedmif der modernen 
Diplomatie und die Grundregeln des Gelandtichaftörechtes beruben auf einer zur Gewohn— 
beit berangereiften Weberlieferung. 

2) Al8 Bertragsſchließung unter den Staaten. Urſprünglich nur im Ver: 
hältniß des einen Staates zum andern, zur Begründung eines Nechtögeichäftes zwiichen 
zwei Nationen beſtimmt, haben die Verträge nach umd nad Anwendung gefunden auf die 
gemeinfamen Angelegenheiten mehrerer thatſächlich in Beziehung zu einander geſetzter Na— 
tionen. Die älteften Gollectiwerträge unter einer Mehrheit von Staaten jind mzmeifel- 
haft die Begründung von Föderationen und Staatenvereinen. Die Entwidelung des 
inodernen Vertragsrechts datirt weientlich, wie wir gezeigt baben, ſeit dem Weſtphäliſchen 
Frieden und dem Aufkommen folder Streitfragen, welche eine europäiſche Bedeutung 
annahmen und deswegen eine gemeinſame Beilegung forderten. Ihrer juriſtiſchen Bedeu— 
tung nad find Die Berträge diefer höheren Art meiſtentheils Entſcheidungen der großen 
Belisftreitigkeiten und der im Verkehrsrecht hervorgetretenen Gontroverien. 

Zwiſchen Verträgen und Gewohnheit läßt fih eine Bermittelung ſchließlich in der 
Weile denken, daß Das unter gewiffen Staaten, insbelondere den Großmächten vereinbarte 
Vertragsrecht durch feine Autorität die Anertenmung und Zuſtimmung minder bedeuten: 
der Staaten nad und nad erlangt und ſomit gleichzeitig Gewohnheitsrecht wird. 

Berträge, welche von allen Staaten unterzeichnet, Gewohnheiten die ausnahmslos 
beobachtet wären, gibt es nicht. Bon einem allgemeinen pojitiven Völkerrecht aller 
Staaten kann Daher nicht Die Rede fein. Nur in derjenigen Staatengruppe, deren Be- 
ſtandtheile auf der Baſis eier fie ideell verbindenden Gulturgemeinichaft in dauernd 
friedlicher Berfehrsbeziehung zu einander fteben, Darf die Möglichkeit eines pofitiwen Ge— 
noflenschaftsrechted angenommen werden. Um Died Verhältniß anzudeuten, ſpricht man ge 
meinichaftlih vom eur opäiſchen Völkerrecht, als denjenigen Rechtsregeln, welde Die 
Staaten des europäiſchen Continentes und der von ihnen colonifirten und beberrichten 
Yänder anderer Welttheile verpflichten. Selbſt innerhalb vieles Gültigkeitögebietes, wel— 
bes nunmehr auch die afrikaniſchen und aſiatiſchen Befigungen der Bforte, ſowie die ame 
rifantichen Staaten und alle in fremden Gontinenten liegenden Befigungen europäiſcher 
Mächte umfaßt, wird man gewilfe engere und weitere Verbände vom Standpunfte der 
Culturgeſchichte unterſcheiden fünnen, je nachdem das völlkerrechtliche Bewußtſein in allen 
Devölferungsichichten bereitd eingewinzelt if, oder nur in den höchſten Regierungskreiſen 


gleichſam noch an der Oberfläche haftet. Zwiſchen Holland, Belgien, Deutichland, Frank: 
reich, England, der Schweiz und Italien beftebt auf Grundlage eines Jahrhunderte hin— 
durch gepflegten Verkehrs offenbar eine viel innigere Verbindung, als zwiſchen diefen Staa= 
ten einerſeits und der Türkei oder Rußland andererfeits. Einen juriſtiſchen Ausdrud 
findet dieſe Thatſache beiipielöweile darin, daß im der Türkei, obwohl in ganz Europa 
das Brincip der Territorialttät in der Anwendung der Gelee Durchgedrungen tft, die 
Fremden eine ausnahmsweile privilegirte Stellung in der Juſtizpflege einnehmen. 

Was die Beziehungen der europäiſchen Mächte zu den oftafiatiihen Staaten wie 
Siam, China, Japan u. a. anbelangt, fo find diefelben zwar keineswegs rein zufällige 
oder willkürliche, allen diefelben tragen doch noch nicht den Charakter der Alljeitig: 
keit, fondern exit demjenigen der Zweiſeitigkeit an ji, welche als ein Product 
überlegenen friegeriihen Zwanges oder bandelspolitiihen Nutzens dieſe Staaten nur ge 
genüber den vertragsichließenden Mächten zu genau verabredeten Handlungen oder Dul— 
dungen verpflichtet, dagegen vorläufig noch die Feindſchaft entgegengefegter Culturſyſteme 
im wejentlichen unvermittelt nebeneinander beftehen läßt. Dem tieferen Einblide in die 
Geſchichte des letzten Menichenalters kann freilich wicht verborgen bleiben, daß auch dort: 
bin an die Stelle eines fchmalen, den Abgrund überſpannenden umd noch auf ſchwanken— 
den Seilen rubenden Steged dem riefenhaft anwachſenden Verkehre ſehr bald eine breite, 
der Mafjenbewequng dienende Brücke eröffnet fein wird. Die 1868 bewirkte Herjtellung 
einer chinefiichen Gefandtichaft in der amerifantichen Union und am den enropätfchen 
Höfen, die chineſiſche Ueberſetzung Des Yehrbuces von Wheaton und deilen Annahme 
ald eines Autorität habenden Inſtitutionenwerkes dur Die chineſiſchen Behörden find 
nicht zu überjehene Fingerzeige in die Zukunft. Unter dem Gefichtspumfte der Zwechnä- 
ßigkeit und Vernünftigkeit bat ſchon gegenwärtig die geſchichtsphiloſophiſche Behandlungs— 
weiſe des Völlkerrechts dieſes gewaltige Vorſchreiten europäiſcher Verkehrsregeln in den 
Kreis ihrer Betrachtung und Darſtellung hineinzuziehen. Die Wiſſenſchaften orientaliſcher 
Sprachen und Gefchichte, ehemals nur berufen, Aufſchlüſſe zu gewähren über die räthfel- 
bafte Vergangenheit der menſchlichen Gultur, werden in Zukunft berufen fein auch eme 
Hilfe zu bieten für die praftiiche Förderung der europäiſch-aſiatiſchen Völkerrechtspflege. 
Jedenfalls wird man Jagen dürfen, das europätiche Völkerrecht ſei das feinen Grundfägen 
nad zwar nicht allgemein anerfannte, aber doch allgemein anwendbare Völkerrecht. 

8. 13. Gopdification der Bölkerrechtsquellen. ine Betrachtung der 
den BVölferrechtöquellen bis jest noch eigenthümlichen Geftalt legt die Frage nahe: ob 
eine Codification Derielben durch Die europäiſchen Gulturftaaten nicht eine höhere 
Sicherheit für die Völferrehtöpraris gewährleiften witrde und deswegen im Angriff zu 
nehmen ſei. Zu wiederholten Malen ift eine derartige Forderung von erleuchteten Staats: 
männern und Gelehrten geftellt worden. Auch fehlt es nicht an einzelnen Vorarbeiten. 
Schon Bentbam hatte die von ihm verfochtene Idee der Codification auf das Völkerrecht 
angewendet (vol. 8 feiner 1839 von Bowring herausgegebenen Werke). Katchenowsky, 
Profeffor des Völkerrechts in Charkow, jtellte an den ſocialwiſſenſchaftlichen Congreß, der 
den bervorragendften Yuriften Englands als Bereinigungspunft dient, den Antrag, fich 
der Vorbereitung eines jolchen Unternehmens zu unterziehen: Dudley Field, durd 
ſeine Theilnahme an den New-Yorker Gejepgebungsarbeiten hervorragend, gab demſelben 
Bereine eine erneute Anregung, un Folge deren eine Commiſſion eingeſetzt wurde, welcher 
auch der Berfafjer dieſes Abrifjes anzugehören die Ehre hat. Einige Materien des Völ— 
kerrechts find auf mehrere Commiſſionsmitglieder vertbeilt und zum Öegenftande der 
Bearbeitung gemacht worden. Im Deutichland bat Bluntſchli, jelbitftändig einer An: 
vegung des Dr. F. Yieber in New-York folgend, in feinem Buche: „Das moderne 
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Völkerrecht der civiliſirten Staaten als Rechtsbuch dargeftellt” Nördlingen 1868) einen 
werthvollen Beitrag zur Godificationsfrage geliehert. 

Richtig an dieſem Unternehmen tft, daß umter allen Umftänden eine Berftändigung 
über die ftreitigen Völkerrechtsfragen nur durch Zuſammenwirken der den meiftbe- 
tbeiligten Staaten angebörigen Fachkenner zu ſuchen tft, daß Die mit der Völkerrechts— 
praxis vertrauten Gelehrten dazu einen höheren Beruf haben, ald die Diplomaten, welche 
mit Vorliebe und Vorfibt nur den concreten Fall ind Auge faſſen und eine Scheu zei— 
gen, die maßgebenden Brincipien feftzuftellen. Auch würde der Mittelpuntt folder Be- 
ftrebungen am beften in einen derjenigen weſteuropäiſchen Staaten zu verlegen fein, welche 
zu einem gewiffen Abſchluß ihres inneren Verfafjungslebens gelangt find und gleichzeitig 
auf einer hoben Stufe der wirthſchaftspolitiſchen Entwidelung ftehen: England, Belgien, 
Holland oder die Schweiz. Allein die Schwierigkeiten der Godification find nicht gering 
zu veranichlagen. Unter diefem Ausprud wäre zu verftehen: die vertragsmäßige Verein: 
barıng der im Völlkerrechtsgemeinſchaft ftehenden Staaten über ſämmtliche Rechtöregeln 
des internationalen Verkehrs. Gegenwärtig ift ein Toldes Werk in fo großer Ausdeh— 
nung nicht nur unmöglich, ſondern fogar, wenn erreichbar, auch nachtbeilig. - Der Werth 
der Vertragsſchließung (ald der nothwendigen Form für eine 1. g. Codification wird 
meiſtentheils überſchätzt. Unſerer Anſicht nach find nämlich Verträge unter den Quellen 
des pofitiven Völkerrechts die untergeordnete, weſentlich für vorübergehende Inter- 
eſſen geeignete Art der Rechtserzengung, Gewohnheit die für die allgemeinen dauernden 
Nechtöintereffen der Nationen böber ftehende Garantie, im Verhältniß zu welcher der Ber: 
trag nur einen vorbereitenden Charakter an ſich trägt. Alles Völkerrecht Codificiven heißt: Die 
in der Entwidelung begriffenen, der biftoriihen Bewegung unterliegenden Verhältniſſe in 
eine Geftalt bringen, deren ſpätere Abänderung nur mit Uebereinftunmung Aller bewirkt 
werben könnte und bei Dem Widerſpruch irgend eines Einzelnen fchettern würde. Die erfte 
Aufgabe eines völkerrechtlichen Godificationswerfuches wäre daher: Belchränfung des Ver— 
tragsrechtes auf die naturgemäßen Objecte feiner Geltung. Für alle ihrem Gegenftand 
nach wechſelnden Rechtsinterefien dürfen nır Verträge auf Zeit abgeſchloſſen werden; 
für ſolche Rechtsintereſſen, welde nad) den vorhandenen Entwidelungsftufen der euro: 
päiſchen Staatenwelt ftreitig find, würde auch jede Ausficht Fehlen auf allſeitige Zu— 
ſtimmung. Praktiſch und erfolgreih Kann eine Godificatton der Völkerrechtsſätze nur dann 
fern, wenn fie fih auf folhe Materien beſchränkt, in Beziehung auf welche alle Staaten 
ein gleichmäßiges Berkebrsintereffe haben und die vorhandenen Meinungsverſchiedenheiten 
nur aus untergeordneten, auf mangelnder Gelegenheit zur Berftändigqung beruhenden 
Momenten entipringen. Derartige Materien wären beilpielsweile: das internationale 
Privatrecht, weil im feinen Grundzügen unabhängig von dem äußeren Staatsintereile, 
die internationale Polizei des Seeverkehrs zur Verhütung des Zuſammenſtoßes, Der 
Strandungen und des Betruges der Alfecuranzgelellihaften, des Sclawenbandels und 
Seeraubes, zur Regulirung des Fiſchfanges auf hoher See, mit einem Worte die Feſt— 
ftellung des freien und fiheren Seegebraudes und des Seeceremoniells, das Gelandt- 
ſchaftsrecht und Das Conſularweſen, die Negeln der Kriegführung wenigftens nach der nega= 
tiven Seite des abſolut Unzuläffigen und endlich die Rechte des Privateigentbums im 
Seekriege. Dagegen würde es unter ben obwaltenden Berbältniffen ausjichtslos fein, 
bindende und allgemein annehmbare oder dauernd geltende Regeln über den Proceß der 
Staatenbildung, die Geltung des Nationalttätsprincipe, Die Anerfennung neuer Staaten 
und das Interventionsrecht in einem Goder aufftellen zu wollen. 


(Literatur: Unter ben früheren Arbeiten fiehe Alphonse de Domin-Petrusheveez. Preeis 
d’un Code du droit international, — 1861, — Un a project for an international 
Code by David Dudley Field of New-York. Law Magazine p. 138. 1566.) 
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S. 14. Der Staat als völferrehtlihe Perjönlidfeit. Nur wenn 
ſtaatlich organifirt, find die Völter zu dauerndem Nechtöwerfehre befähigt. Erſt in dem 
feſten und geficherten Beftande einer die Einzelnen beherrichenden Staatsgewalt Liegt die 
Möglichkeit, den Gefammtwillen des Volkes zu einheitlichen Handeln zuſammenzufaſſen, 
Rechte zu erwerben und geltend zu machen, Pflichten zu erfüllen und das rechtswidrige 
Thun des Einzelnen, ſobald e8 ſich gegen andere Völter tehrt, wirkfam zu unterdrüden. 
Zwiſchen der ftaatsrechtlichen und der völferrechtlichen Betrachtungsweife eines zu politifcher 
Einheit perfonificirten Volles befteht nahe VBerwandtihaft, aber auch in einigen Stücken 
erhebliche Verſchiedenheit. Staat und Staatögewalt werden im Verfaſſungsrecht als 
dauernde zuftändfihe Bildungen des nationalen Volkswillens vorausgefegt und zu 
Grunde gelegt. Ihre Begründungsweife und ihr Ende kommen dabei nicht in Betracht. 
Keine Verfaſſung enthält eine Beſtimmung, der gemäß der Staat als Gefellichaftszuftand 
aufgehoben werden fünnte, Anders das Bölferreht. Die Gefchichte zeigt uns die Durch 
die Wilfenichaft des Völkerrechts und die Diplomatie nicht zu überfehende Thatſache: daß 
die Surbjecte des Völkerrechts wie menjchlice Individuen entftehen und vergehen, in be— 
ftändigem Wechſel befangen find, indem fie dem Gefege weltgeſchichtlicher Entwidelungen 
oder phyſiſcher Bergänglichteit unterliegen. Aus der Perfpective des Völlerrechts geſehen, 
ericheint alſo der Staat in feiner nationalen und hiſtoriſchen Erſcheinung als eine ver- 
gänglihe Species immerhalb des Lebens der Menjchheit. Seine Berfafjung und feine 
Macht, fein Gebiet und fein Recht, er ſelbſt entfteht und verichwindet. Bald Löft ſich ein 
großes Staatöganze, wie Das römiſche, byzantiniſche, arabifche oder deutſche Neich, in ein- 
zelne kleinere Staatötörper auf, bald ſchließen fih, wie am Ende des Mittelalters in 
Spanten und Frankreich oder in Italien und Deutichland neuerdings, fleinere Staaten 
in höherer Einheit zufammen. Faſt mit Nothwendigkeit empfängt man von der gefchichts 
hen Betrachtung den Einprud zweier mit einander abwechſelnder Perioden in der räum— 
lichen Erſcheinung der Staaten und der vorwiegenden Groß- oder Kleinftaatenbildung. 

Das Bölferredt hat die Entftebung und den Untergang der Staaten binzunehmen 
und aufzufaifen als Thatſachen, welche meiftentheild von der Willtür, Berechnung und 
Voransicht menichlichen Handelns unabhängig find. Nur im felteneren Fällen, wie bei 
der Anfievelung in unbewohnten Erdtheilen, bei der Gonföderation felbftftändiger Staaten 
oder bei dem Anſchluß des einen Staates an einen anderen Staat, enticheivet das 
Moment der Freiwilligkeit. Ohne äußerlihe Berlegung gewiſſer wirklicher oder behaup— 
teter Rechte, che Zwang gegen widerftrebende Kräfte, ohne Unterwerfung unter eine ſieg— 
reiche Nothwendigkeit iſt innerhalb einer bereit beftchenden Staatengejellihaft eine Neu— 
bildung niemald möglich. Das allgemeine Völkerrecht hat feinen Mafftab für die 
Rechtmäßigkeit oder Rechtäwidrigkeit in der Entjtehung oder dem Untergang der Staaten, 
. feine Toctrin, durch welde es Geburt und Tod der Staatöförper beherrſchen könnte. 
Damit der Staat als Subject völferrechtliher Beziehungen anerfannt werde, genügt 
1) die vollendete Thatſache feines Daſeins, 2) Die Unabhängigkeit feines Wollens in 
den Beziehungen zu anderen Staaten und 3) Die Bereitwilligfeit auf Grundlage der völ- 
ferrechtlichen Ordnung mit den bereits vorhandenen Staaten in Gemeinſchaft und Verkehr 
zu treten. Ob dieſe Momente vorhanden find, iſt Gegenftand thatſächlicher Prüfung. 

$. 15. Erſcheinungsform der felbftftändigen Staaten. Der Staatö- 
begriff ſelbſt ift bier nicht zu unterfuchen, jondern vorauszufegen, dagegen kommt in Bes 
tracht als erſtes Erforderniß für die Mitgliedſchaft in der Gemeinde der Staatsvölker: 

v. Holgenderff, Enchelepädie ber Rechtswiſſenſchaft. I, 43 
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Unabbängigfeit oder Souperänetät. Somverän im völferrechtlihen Sinne tft derjenige 
Staat, welcher fi frei und unabhängig von der Gewalt eines anderen Staates im 
äußeren Verkehr mit anderen Staaten beftimmt. Wer Die Keprüfentation des Volks— 
willens im äußeren Verkehr innehat, iſt fin das Völkerrecht gleichgültig. Nur das it 
weſentlich, daß die Staatögewalt ſich Lediglich nad dem Willen des Voltes beftimmt, als 
deſſen Ausdruck fie jelbft in der abfoluten Monarchie gilt. Die Geftaltung der völfer: 
rechtlich jouveränen Staaten fann eine ſehr verfchiedene fein: 

1) als centralifirter Einbeitsftaat, wie in Frankreich, oder 

2) ald Realunion, welde möglicherweile, wie ehemald das Königreich Polen 
dur die Wiener Congrefacte, eine vertragsmäßig gewährte vwölferrechtlihe Garantie er- 
halten kann, unter allen Umjtänden indeifen, glei dem Einheitöftante, nach aufen ver— 
treten wird durch den Willen einer Staatsgewalt, 

3) Die Berfonalunion, in welden Falle eine doppelftaatliche Vertretung des 
mehrfachen Herrihaftswillens zuläffig erjcheint, die Souveränetät alfo derartig wirfen 
kann, daß trog der Gemeinschaft des Herrſchers die perlonal verbundenen Staaten in 
bejonderen und eigenthümlichen Rechtöverbältwiffen zum Auslande verharren. 

4) Der Staatenbund Die Souveränetät der einzelnen Staatskörper iſt bier 
völferredhtlich beichränft durch den Gemeinſchaftszweck Aller. Da indeſſen die geineinfamen 
Zwede nur durch freie Zuftimmung oder freie Unterwerfung unter den Mehrheitswillen 
jeitend der einzelnen Mitglieder vealifirt werden, können die Staaten des Staatenbund«s 
nod im völferrechtlichen Sinne ald fouverän gelten. 

5) Als Bundesftaat, in welchem Falle nur eine einheitliche, auf den Vorhan— 
denfein einer inneren Staatögewalt beruhende Souveränetät im völkerrechtlichen Sinne 
anzunehmen ift. Weil einer zwingenden Bundeögewalt unterworfen, können die einzelnen 
Mitglieder des Bundesftaates auf völlerrechtliche Souveränetät feinen Anfprud machen 
und deöwegen niemals ald Subjecte im Staatenverkebre unmittelbar fungiren. Abwei— 
hend von Diefer Negel find, wie bereits oben bemerkt wurde, die Verhältniſſe bi jest tm 
Norddeutſchen Bunde geftaltet. 

6) Als halbſouveräner Staat. Die Abnormität einer ſolchen Bildung ift ber 
reits durch dieſe begriffswidrige Ausdrucksweiſe des Worte dargelegt. Unter Halb— 
fouveränetät verfteht man das Rechtsverhältniß, durch welches ein Staat der Schut- 
macht eined anderen (suzerainetd) für feine äuferen Beziehungen ımterftellt iſt, obne 
deswegen die Fähigkeit zu verlieren, ſich innerhalb gewiſſer Schranken ſelbſtſtändig gegen 
das Ausland zu verpflichten. Als Grundlage der Halbſouveränetät iſt meiſtentheils ein 
Vaſallenverhältniß des eimen mindermäctigen Fürften in Beziehung zu einem Sur 
zerain anzunehmen, doch würde die Belehnung als ſolche für ſich allein keineswegs den 
Schluß auf Halbſouveränetät im völlerrechtlichen Sinne zulaffen. Als Beiſpiel halbſou— 
peräner Staaten pflegen vegelmäfig in den völkerrechtlichen Spftemen angeführt zu wer— 
den: Das Fürftentbum Monaco, weldes 1815 unter dad Protectorat des Königreichs 
Sardinien geftellt ward; die Nepublit Andorra, auf Grund uralten Herfommens unter, 
dem Schutze eines ſpaniſchen Biſchofs und der franzöſiſchen Regierung; die Republif 
S.Marino unter päpftlihen Schuge. Bei anderen Staaten iſt es zweifelhaft, ob fie zu 
den balbiouveränen gerechnet werben dürfen, weil von verfchtedenen Seiten entweder eine 
über die Halbjouveränetät binausgebene Machtvollkommenheit derfelben oder eine voll: 
fommene Unterwerfung unter eine andere Macht behauptet wird. So: Aegypten, 
Serbien, Rumänien und Montenegro. Auch die anſäſſigen nordamerifaniichen 
Indianerſtämme werden im ihrem Berbältmiß zur Unionsvegierung von Wheaton und 
den Gerichtshöfen des Bundes nah Analogie der balbiouveränen Staaten beurtbeilt, ob- 
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wohl es ſchon bevenklih ift, den Staatsbegriff hier anzumenden. In einer Rang— 
folge, bei weldyer die Gemeinſchaft zwijchen dem fuzeränen Staat und dem halbfouveränen 
Staat alö eine Art der Staatenverbindung zu clafjifieiven wäre, würde die Halbfouves 
tänetät in der Mitte fteben zwiſchen Staatenbund und Bundesftaat; enger in der Vers 
bindung als jener, lockerer als dieler. 

Den Keim der Zerwürfniſſe ſtets in fi tragend, iſt Halbfouveränetät der Staaten 
als ein natumwidriger Zwitterzuftand in ber Gegenwart zu erachten. Der urſprünglich 
darin wirkende Grundgedanfe ift befjer durch eine den ſchwächeren Staaten zu leitende 
Nentralitätögarantte der europäiſchen Mächte zu erreichen, 

3. 16. Anerfennung neugebildeter Staaten. Die vollendete Thatfache 
einer ftaatlihen Neubildung, ihrer nach außen unabhängigen Willensbeftimmung (Souve- 
rändtät) vermittelit einer höchſten dauernd gebietenden Staatögemalt und der Bereitwillige 
feit des gegenfeitig verpflichtenden Völkerverlehrs wird durch Anerkennung jeitend der 
bereitö beftehenden Staatöförper feftgeftellt. Zu feinem Dafein oder zu feinem Werden 
bedarf der neu entftandene Staat Feiner Anerfennung, wohl aber zu feiner rechtlich geord- 
neten Mitglievichaft in Der Staatengejellichaft. Ob jene zur Erlangung der völterredt- 
lichen Perſönlichkeit vorausgefegten Thatſachen im hiſtoriſchen Sinne vollendet find oder 
nicht, kann ftreitig fen. Vornehmlich wird ein. durch Gebietötrennungen verletter Staat, 
in der Hoffnung auf Wievererlangung des Verlorenen, mit der Anerfenmung des Ge— 
fchehenen zögern. Dritte Mächte find indeſſen nicht verpflichtet, Die vorgängige Anerken— 
mung von Seiten eines verlegten Staate8 abzuwarten. Sie find beredtigt, auf Grund 
eigener Einficht zu prüfen und zu enticheiden, verantwortlicd; gegen die betbeiligten Staaten 
für die Folgen verfchulveter Uebereilung oder verfhuldeter Zögerung. Insbeſondere fällt 
jeder Grund der Borenthaltung der Anertennung fort, ſobald der durch Gebietstrennuugen 
felbft verlegte Staat die Anerleunung ausgeſprochen bat. Hinfichtlih der Form fann die 
Anerkennung entweder ausdrüdlic geſchehen oder ſtillſchweigend durch Vornahme 
folder Berfehröhandlungen, welche die Souveränetät der dabei betheiligten Staaten vor= 
ausfegen: Abichlug von Verträgen, Eröffnung eines geſandtſchaftlichen Verkehrs, Zulaffung 
von Gonfuln u. ſ. w. Einfache Geftattung des Handelöverfehrs unter den Unterthanen 
der in Frage kommenden Staaten kann ald Anerkennung nicht gedeutet werden. Bon bes 
fonderer Schwierigkeit ift das unmittelbare Nachbarſchaftsverhältniß gegen einen grund: 
fäglih im feinem territorialen Beſtande nicht amerfannten Staat. So gegenwärtig die 
Beziehungen des Papſtthums zu dem mit deſſen Befigungen bereicherten Königreich Ita— 
lien. Das pofitive Völkerrecht kennt feinen bezeidhnenden Ausdrud fir ſolche Beziehungen, 
welche weder als kriegeriiche, den Verkehr fperrende, noch aud) als friedliche, auf Grund 
wechjelfeitiger Anerkennung betrachtet werben können. 

(Literatur. Ueber Neubildung und Anerkennung ber Staaten: Spence, On the recog- 
nition of the Southern Confederation 3. edition 1862, — Gibbs, Recognition. 
Chapter from the history of the North American and South American states, 1363. — 
Ueber die Wirkungen und das Recht der Nationalitäten im Staatsbilbungsproceh: Mancini, 
Della nazionalita come fondamento del diritto delle genti, 1851. — Mamiani, Di un 
nuovo diritto pubblico europeo, 1859, ımb Pierantoni, Storia degli studi vel diritto 
internazionale, p. 180 ff.) 

$. 17. Sueceffion der Staaten. Die Bildung und Anerfennung neuer 
Staaten, welde eine gewaltfame Gebietstrennung oder eine freiwillige Bereinigung von 
Beitandtheilen älterer Staaten darftellen, läßt die wichtige Frage entftehen: ob zwilchen 
dem neugebilveten Staate und dem ehemaligen Staatszuftande ein Succeſſionsver— 
hältniß bezüglich der völkerrechtlichen Pflichten oder Befugniſſe gegen dritte Staaten 
ftattfinde ? 
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Bergrößert fih ein Staat durd Einverleibung fouveräner Staaten, jo gehen die 
aus Staatöverträgen entipringenden Rechte und Pflichten auch auf die neuhinzutretenden 
Unterthanen und Gebietöftüde über. Verringert ſich ein Staat durch Lostrenmungen, To 
dauern trogdem Nechte und Pflichten für das verbleibende Staatsgebiet. Eutſteht ein 
neuer Staat, jo fann diefer die Fortwirtung der alten Staatsverträge für ſich nicht 
anerfennen, nachdem er gewaltfam das Princip ihrer Wirkſamkeit und Entftehung m 
einer (auswärtig gewordenen) fremden Staatögewalt zerftört bat. Eine Theilbarfeit der auf 
Handlungen oder Unterlaffungen gerichteten Verpflichtungen wird ohnehin meiftentheil® unmög— 
lich fein; nur bei den ehemald gemeinfamen Staatsihulden, Deren Vortheile auch dem 
(oögetrennten und jelbftftändig gewordenen Staatöförper zu gute famen, läßt ſich ein 
felbftftändiger und fortwirfender VBerpflihtungsgrund auch für Den meugebildeten Staat 
annehmen. Wie indeffen die Theilung der Staatsihulden zu bewirken, ob mit Rüchſicht 
auf die Einwohnerzahl im Augenblide der Trennung (was jedenfalld Das Natürlichite er— 
Icheint) oder nah Mafgabe der Ouadratmeilen in dem losgetrennten Gebiete, oder nad) 
dem Bermögensftande der Bewohnerichaften — das find Fragen, auf welche die Theorie 
des allgemeinen Völkerrechts feine überall paffende Antwort bat, ſondern die befonderen 
Vereinbarungen im einzelnen Falle beftimmend einwirken müflen. 

(Literatur. Haas, Ueber das Nepartitionsprincip der Staatsſchulden bei Länderzer— 
ftidelungen, 1831.) 

8.18. Die Organe des äußeren Staatenverfebrs. Wenn die Staate= 
gewalt im Inneren zu ihrer Bethätigung einer Darftellung in perlönlichen Kräften be— 
darf und ohne ſolche überhaupt nicht gedacht werden fan, To find Diele Subjecte der 
höchſten Staatögewalt aud Die berufenen und anerkannten Organe des völferrechtlichen 
Verkehrs. Je nach der Verichiedenbeit der Staats- und NRegterungsformen find Died 
entweder die Monarchen oder in den Freiftaaten die höchſten ausführenden Regierungsbe- 
hörden in der Perion eines Präfidenten Nordamertfa) oder als eine collegialiich einge— 
richtete Behörde (Schweiz). Einheit des Willens und der Handlung find bier von bes 
fonderer Wichtigkeit, daher nur durch die höchſten Stellen der Staatögewalt der unmittel— 
bare Staatenverkehr rechtlich gehandhabt werben kann. Sonach bildet fich für jeden 
Staat im Verhältniß zu anderen Staaten eine Doppelte Beziehung: die Regierung, im 
Innern vielleicht unverantwortlich, ift nothwendigerweiſe nach außen verantwortlich für 
eigene Handlungen und für die etwa von ihren Untertbanen ausgehenden Verſtöße gegen 
die Rechtsordnung anderer Staaten, ſoweit nicht die verlegten Staaten fich Telbit zu 
ſchützen berechtigt und hefühigt find. Andererfeits muß auch das Bolt in feiner Ge— 
ſammtheit die Folgen tragen, wenn feine Regierung ſelbſt gegen die Grundſätze des Völ— 
kerrechts frevelt. Die Unterſcheidung zwiſchen Regierenden und Regierten bat für Das 
Bölterreht im diefer Beziehung keine Bedeutung. Recht und Pflicht find untheilbar an 
den Staat in feiner Totalität gebunden. 

Das in der höchſten Regierungsſtelle ruhende Recht der äußeren Staatövertretung. 
(jus repraesentationis omnimodae) fann ſtaatsrechtlich zwar nicht getbeilt, wohl aber 
beichräntt fein. Entweder durch ein weitgebendes Recht der Zuſtimmung, nicht nur zu 
Staatöverträgen, ſondern fogar zu den diplematiichen Ernennungen (wie bezüglich des 
Senates ın der nordamerikaniſchen Union). Oder durch das Recht der Kammern, gemiffe 
Bertragsabichlüffe zu genehmigen, wie insbefondere Zoll- und Handelöwerträge. Oder 
durch den Grundjag der Unabhängigfeit dev Rechtspflege, welcher den Souverän bindert, 
gewiſſe Rechtsanſprüche des Auslandes, werm fie ftrettig find und in Die Gompetenz der 
Yandesgerichte fallen, eigenmächtig aus höchſter Machtvollkommenheit zu enticheiden. Unter 
ſolchen Umſtänden kann ein Conflict entjtehen zwiſchen dem wölterrechtlichen Reprälentationg- 
recht der Staatsgewalt und deren ftaatsrechtlichen Befugniffen. So, wenn ein Monard, die 
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Grenzen ſeiner rechtlich bemeſſenen Gewalt überfchreitend, dem Auslande gegenüber Ver— 
pflichtungen übernimmt und beifpielöweile, während die Berfaffung zu Veränderung der 
Staatsgrenzen die Genehmigung der Kammern verlangt, ohne Vorbehalt an das Ausland 
in Friedenszeiten freiwillig Gebietöftüde abtritt. Ob das Ausland aus folden Macht 
exceſſen Rechte erwerbe, oder ob es die ſtaatsrechtlich geordnete und beichräntte Legitima— 
tion der höchſten Staatdorgane zu prüfen habe, che es in Verhandlungen eintritt, ift eine 
noch nicht gelöſte Streitfrage, welche insbefondere da von Bedeutung wird, wo das Ver— 
fafjungsrecht eines Staates ſelbſt ftreitig geworden ift. 

$. 19. Wechſel inden Subjecten der Staatsrepräfentation. Eine 
Prüfung derjenigen Umftände, and denen die Inmehabung der höchſten Staatögewalt her: 
geleitet wird, fteht jedenfalls Fremden Staaten nicht zu. Für das Völkerrecht gibt es 
kein dynaſtiſches Legitimitätsprincip. Ebenſo werig wie die Neubildung und der Untergang 
der Staaten einem allgemeinen Rechtögelege unterworfen werden kann, befteht eine überall 
anmendbare Norm für den Erwerb oder Verluft der höchſten Staatögewalt. Nicht nur 
die Staaten, ſondern auch die Staatöformen find dem Wechſel geichichtlich wirkender Kräfte 
unterthban. Ob eine Verfaffung zu Recht bejteht, oder nicht, ift eine ftaatsrechtliche Frage. 
Wenn eine Nepublit zur monarchiſchen, eine Monarchie zur republikaniſchen Staatsform 
übergeht, To erfcheint dieſe Thatſache im Bölferverfehr Lediglich unter dem Gefichtspunfte 
der Freiwilligkeit in Handlung oder Duldung ded dabei betheiligten Volkes. Sobald ſich 
eine neue Form der Staatögewalt im einer Veränderung ihrer Subjecte berausgebilvet 
bat, enticheidet wiederum nur die Thatlache ihres nach vernünftigem Ermeſſen wahrſchein— 
lichen Beſtandes. Lediglich im dieſem Sinne ift von einer Anerkennung einer 
neuen Regierung zu Ipreden, deren Gewährung oder Borenthaltung denjenigen Re— 
geln folgt, welde beveit® bei der Anerkennung neuer Staaten aufgeftellt worden find. 
Auch che an Stelle eines vertriebenen Herricherd ein neues Herrſchaftsverhältniß fich de 
finitiv feſtgeſetzt hat, kann übrigens ein äußerer Staatenverfehr mit ſ. g. provilortichen 
Regierungen oder Regentichaften, wie nach der ſpaniſchen Scptemberrevolution vom Jahre 
1868, eingeleitet werden, wobei die Enticheidung über die endgültige Herrſchaftsberech— 
tigung vorbehalten ericheint. Daß jede neue Regierung unbedingt in Rechten und Pflich- 
ten ihrer Vorgängerin dem Auslande gegenüber eintritt, iſt unbeftritten. 

Bollziebt fih der Wechſel in der Ausübung der Staatögewalt im regelmäßig vor- 
ausgefebenen Gange periodifcher Erwählungen ober einer monarchiſchen Thronfolge, To 
bedarf es keiner Anerkeunung. Die Thatfache des vor ſich gegangenen Perionen- 
wechſels wird einfach den auswärtigen Mächten notifieirt. Alle Rechte und Pflichten des 
Staatenverfehrö werben übrigens in den Subjecten der höchſten Staatögewalt perlonificitt ; 
diejelben erſcheinen, Telbft wo fie vom Willen des Volkes materiell abbängig find, als 
ſouverän; wenngleich nad der Praris des weſentlich monarchiſch geftalteten europätichen 
Staatenſyſtems bisher nur den Fürften die perlönlichen Ehrenrechte der Somveränetät viel- 
fach mit Umecht beigelegt wurden. Der Präfivdent der Vereinigten Staaten bat äußerlich 
diefelbe Reprälentatioftellung wie Der Kaiſer von Frankreich. 

$. 20. Die jubjectiven Grundredte der Staaten Schon aus dem 
rechtlich anerfannten Nebeneinanderbeftehen mehrerer Staaten ergeben fih, die Thatſache 

seines in der Bölfergemeinichaft notbwendigen Verkehres vorausgelegt, gewiſſe einfache 
Rechtsbeziehungen von ſelbſt. Da fie einer befonderen vertragsmäßigen Anerkennung zu 
ihrer Wirkſamkeit und Geltung nicht bebürfen, kann man fie pafjend die fubjectiven 
Grundrechte der Staaten nennen. Ste find Die ungeichriebene Verfaſſung der mit einan— 
der in weltgeſchichtlich zuſammenhängender Generation lebenden Culturvölker der Gegen: 
wart. Die Berlegung und Störung diefer Grundrechte it daher nicht nur ein verwerf- 
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licher Angriff auf den einzelnen davon betroffenen Staat, Tondern gleichzeitig em Ver— 
brechen gegen das Princip der Völkerrechtsgemeinſchaft überhaupt. Wie durch das 
Grimmalverbrehen in der Perfon eines verlegten Staatsbürger ideell die Geſammt— 
rechtsordnung Aller geftört wird, jo ericheint im der Verlegung der Tubjectiven Grundrechte 
die Idee der in den Völkern Tebenden Menichbeit in ihrem Zuſammenhange mit der 
Staatenwelt verlegt. Solche Tubjective Grundrechte find: Das Recht der Selbfterbal: 
tung, der Unabhängigkeit, des Verkehrs nah außen, der Achtung. 

8. 21. Das Recht der Selbfterbaltung eines anerkannten Staates und der 
in ihm wirfenden Staatsgemwalt ergibt fich beweislos von ſelbſt. Seine Schranfe tft 
natürlich das gleiche Recht aller anderen Staaten. Daher eine von Anarchie bedrohte 
oder in innerer Auflöſung begriffene Staatsgeſellſchaft fein Recht haben fan, etwa durch 
äußere Kriege oder Eroberungen den inneren Zerſtörungsproceß zu heilen. Auch Selbft- 
zerftörung iſt ein Recht der Staaten; fie haben den Frevel gegen fich felbft und die 
Menichbeit zu büßen. Ebenfo muß ihnen freiftehen, freiwillig auf ihre Selbſtſtändigkeit 
Verzicht Teiftend, fih mit anderen Staaten zu verichmelzen und zu wereinigen. Wie die 
italienischen, jo können auch die ſüddeutſchen Staaten ſich nad eigenem Ermeſſen mit ans 
deren Staaten zuſammenſchließen. 

Das Recht der Selbfterbaltung bezieht fich ſowohl auf die einem Staat von 
innen, etwa durch Aufruhr, drohenden Gefahren, wie auch auf die Stellung des Staates 
zum Auslande. Hieraus ergibt fich beiſpielsweiſe, daß jeder Staat berechtigt iſt, die auf 
feine innere Sicherheit bezüglichen Ansnahmegefege Verdächtigengefege), vielleicht auch zum 
Nachtbeil Fremder, zu erlaffen, Feftungen anzulegen an feinen Grenzen, Rüftungen und 
Truppenaufftellungen vorzunehmen, Tetsteres innerhalb der Grenzen eines dem Friedens— 
zuftande entfprechenden Maßſtabes. Unmotivirte, ungemöhnfice und übermäßige Truppen 
anbäufung an den Grenzen eines Fremden Staated würde ald Act der Bedrohung aufs 
zufaffen Ten. 

$. 22. Recht der Unabhängigkeit. Das Recht der Unabhängigkeit Sou— 
verämetät) bildet eine Vorausfegung der völferrehtlihen Perlönlichkeit, ihre Bewahrung 
iſt alſo nichts anderes, als ein Theil der Selbfterhaltung. Ob ſich die Unabhängigfeit 
eines Staates nah außen oder inmen bethätigt, macht dabei feinen Unterſchied. Selbſt— 
verſtändlich iſt allerdings, daß Die Unabhängigfeit jedes einzelnen Staates durd Den Ges 
meinſchaftszweck Aller beſchränkt fein muß. Aus dem Grundrechte der Unabhängigkeit ft 
abzuleiten, daß jeder Staat jene inneren Angelegenheiten frei ordnen und geftalten darf. 
Keine Regierung Tchuldet dem Auslande Rechenichaft megen ihres Verbaltens zu den 
eigenen Untertbanen; feine Nation iſt verantwortlich für Mißgriffe und Irrthümer in 
ihren inneren Angelegenbeiten. „Bon befenderer Wichtigfeit ift, dar, völkerrechtlich betrach— 
tet, jeder Staat befugt ift, feine Berfaffung auf geſetzlichem oder ungefeglihen Wege nady 
Gutdünken umzugeſtalten oder zu verändern, Schon daraus würde Dies folgen, daß jeder 
Staat Die nachtheiligen Folgen einer von feiner Regierung gegen das Ausland begangenen 
Nechtswidrigfeit zu tragen hat. Eine gegen den freien Völferwerfehr und die Anforderuns 
gen des Völferrehts frewelnde Regierung zu befeitigen, kaun daher als Verpflichtung des 
Staated gegen andere Staaten betrachtet werden. Dem Volle ſelbſt fteht hier nicht ein= 
mal mehr zu, ald was im Falle ungelühnter Rechtsverletzung der Sieger auf dem 
Schlachtfelde erzwingen dürfte. ALS unvereinbar mit dem Wölferfrieven ward 1814 und 
1815 vie Dynaſtie Bonaparte von dem franzöſiſchen Kaiſerthron entfernt. 

In der Unabhängigkeit Tiegt auch, daß jeder Staat fih freiwillig durch Ver— 
tragsihliehung anderen Mächten gegenüber binden fan. Und zwar fann dies Dis 
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zu der Grenze geſchehen, bis zu welcher ber Begriff der Somveränetät überhaupt bes 
ftehen kann. 

$. 23. Die Intervention in fremde Angelegenheiten. Das Recht 
der ftaatlichen Unabhängigkeit ift häufig verfannt und verleugnet worden. Am ftärfften 
tritt dies hervor in den |. g. Interventionen, vermöge welder ein Staat fid) ges 
waltſam in die Angelegenheiten anderer Staaten einmifcht und zwar entweder: 1) in 
deffen innere Berfaffung oder 2) in deſſen Beziehungen zu anderen Staaten. 

Jede Einmiſchung in die Berfaffung eines anderen Staates muß als völlig völfer 
rechtswidrig bezeichnet werden. Die Praxis ſeit 1815 iſt reich am Interventionen, und 
auch die ältere Theorie hat ſich angelegen fein laffen, ausnahmsweiſe ein ſ. g. Inter— 
ventionsreht zu rechtfertigen und als nothwendig darzuthun. Seit der franzöfiichen 
Revolution iſt die Nothmwendigkeit der Interventionen abwechjelnd unter dem Titel der 
j. g. Solidarität entweder des Yegitimitätöprincips oder der revolutionären Intereſſen ver 
fündet worden. Bon durchaus entgegengejegter Seite wurbe die Forderung erhoben, daß 
die Verfaffungen der Staaten in einer gewiſſen Uebereinſtimmung und mechlelfeitigen 
Rüdfihtnahme erhalten werden müßten, wenn ein friedliches Nebeneinanderbeftehen mög— 
lich fein folle: entweder abjolut monarchiſch oder demokratiſch republikaniſch oder in re 
präfentativer Beihräntung der oberften Gewalt. 

Richtig iſt zunächſt, daß jeder plötzliche Umſchwung oder Umfturz einer beftehenden 
Ordnung im Inneren eines Staates feine Wirkungen auch auf das Ausland zu eritreden 
pflegt. Die die Parteien bildenden und bewegenden Ideen ftehen in den verſchiedenen 
Staaten nahezu in ebenfo engem Zufammenhang, wie die Intereffen und Bedürfniſſe des 
materiell wirthichaftlichen Verkehrs. Der Bürgerkrieg im Inneren eines Staates kann 
trog deſſen geographiſcher Entlegenheit Störungen hervorrufen in dem ökonomiſchen Or— 
ganismus anderer Staaten. Allein dies wechjeljeitige Bedingtfein bildet ein Fundamen— 
talprincip des Völkerverkehrs und läßt ſich durch gewaltfames Eingreifen überhaupt nicht 
abichneiden. Es ift Sache jedes einzelnen Staates, fi gegen ſolche Rückwirkungen zu 
ſchützen. Unmöglich aber ift zu fordern, daß eine in ihrem Berfafjungsleben fortichreitende 
Nation ſich Durch das zurücgebliebene Gulturleben anderer gemaltfam hemmen laſſe oder 
daß ein verfallender Staat gewaltſam durch fremde Mächte aufrecht erhalten werde. In— 
tervention entipricht in feiner Weife den Grundprincipien des freien Völkerverkehrs und 
hebt das Unabhängigfeitsrecht auf zu Gunften der jeweilig überlegenen Macht. Indem 
man die Unvereinbarfeit der Interventionen mit dem Unabhängigfeitsrechte der Staaten 
begriff, Juchte man allerdings die Fälle ihrer Amwendbarfeit zu beichränfen und ald Aus- 
nahmen von der Regel binzuftellen. Es macht indeſſen für die Theorie keinen Unterichied, 
ob man die Fälle mehr oder weniger zahlreich hinſtellt. Weſentlich für den Begriff einer 
Intervention ift ein angriffsweifes und gewaltfames Eingreifen in die inneren 
Angelegenheiten eines anderen Staates zu dem Zwecke der Herftellung oder Aufrechterhal- 
tung einer beftunmten Negierungsform oder Herridaftsgewalt. Soll diefes ſ. g. Inter— 
ventionsrecht eine ſelbſtſtändige Bedeutung haben, fo muß ferner vorausgeſetzt werden, daß 
derjenige Staat, in deſſen Angelegenheiten eine Einmiſchung ftattfindet, nicht etwa feiner: 
ſeits einen gewaltjamen, zur Abwehr berechtigenven Angriff auf einen anderen Staat 
vorher unternommen babe, Daher ift es feine Intervention, wenn in Folge eines an 
ſich gerechtfertigten Krieges Hinterber der Sieger Bürgſchaften dafür verlangt, daß die 
Regierung des unterliegenden Staated dergeftalt eingerichtet werde, daß fie die ihr auf: 
erlegten Berbindlichkeiten überhaupt zu erfüllen vermag. Hält man daran feit, jo wird 
fich bei genauerer Prüfung der ſ. g. Interwentionsfülle ergeben, daß bei der Zulaffung 
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derjelben meiftentbeild ein Mißverſtändniß obwaltete, indem man einen an ſich ausreichen- 
den Kriegsgrund, in deſſen Verfolgung die Verfafjung eines Staates Einwirkungen des 
Siegers fih gefallen laſſen muß, binterher als eine beredtigte Intervention bezeichnete. 
Erſt im neuerer Zeit hat man mehr und mehr begriffen, daß Dur die Annahme eines 
jelbftftändigen Interventionsrecht®, welches ſich nur auf die „Intereſſen“ des interwes 
nivenden: Staates ftütt, das Unabbängigfeitörccht anderer Staaten hinfällig werben würde. 

Insbeſondere haben die engliihen, nordamerifantichen und italieniſchen Schriftiteller 
der neueren Zeit vorwiegend gegen das Interventionsrecht fich erflärt. Der Grundſatz 
der Nichtintervention bezieht ſich auch auf Die Verwickelungen zwiichen zwei Joıneränen 
Staaten. Keine Macht ıft berechtigt, friegführende Staaten gewaltiam 
zum Frieden zu zwingen Das Recht der Parteinahme durch Bündniſſe und 
Alliancen iſt Niemand zu vermehren, obgleih dadurch jehr leicht die Intervention eines 
mächtigeren Staates verhüllt werden kann. Allen es ift doch von Wichtigkeit, daß ber 
Grundſatz Mar hingeftellt wird: Auch die feindfeligen Beziehungen zweier Staaten berech- 
tigen feine dritte Macht, ihren eigenen Willen den ftreitenden Parteien aufzuerlegen. So— 
bald man dies anerfennt, wird man auch einjehen müflen, daß dann feine unzuläſſige 
Intervention ftattfindet, werm ein Staat der unbefugten Einmiſchung eines anderen bin- 
dernd entgegentritt. Denn der Grundſatz der Unabhängigkeit des Staates ift ein Princip 
des allgemeinen Völkerrechts, deſſen Verlegung von jedem Staate gehindert werben darf. 
Aehnlich verhält es ſich mit einem zweiten, herkömmlich eitirten Falle der Einmiſchung: 
wenn durch Eroberung das europäiſche Gleichgewicht bedroht ericheint. Tritt in Wahr: 
beit der Fall ein, daß gewaltſamer Pändererwerb eine bereits übermächtige Nation für 
die Nachbarftaaten bedrohlich und gefährlich machen würde, jo würde die Selbfterhaltung, 
die nicht blos auf angenblidlih vorliegende und abfichtlih werurfachte Gefährdungen, ſon— 
dern auch auf entferntere und wahrſcheinliche Bedrohungen wachſam zu achten hat, einen 
Grund -der Abwehr darbieten können. Auch bier bedarf es daher der Aufſtellung 
eines beionderen Interventionsgrundes micht. Unter den Mitteln der Einmiſchung pflegte 
die ältere Doetrin vier verichiedene Arten zu unterfceiden: 1) die Intervention im 
engeren Sinne, d. b. gewaltſames Dazwiſchentreten als Hauptpartei; 2) Cooper 
ration, d. b. gewaltſames Einjchreiten im Einverſtändniß mit der Regierung eines 
fremden Staates; 3) eventuelle Bedrohung durch Rüſtung („bewaffneter Friede”) 
und 4) freundfhaftlide Interceifion durd Rathſchläge oder Borftellung bei 
einer fremden Regierung. Der letste Fall wird indeffen mit Unrecht hierhergezählt. Cine 
Einmiſchung iſt ficherlich nicht vorhanden, wenn eine Regierung auf die ibren freund: 
Ihaftlichen Verkehrsbeziehungen nachtheiligen Folgen ibrer Handlungsweife vom Auslande 
aufmerkſam gemacht oder im voraus gewarnt wird, Was die Cooperation anbetrifft, 
jo iſt es zweifelhaft, ob fie eine Einmiſchung daritelle. Einige Schriftfteller leugnen «8, 
wofern die fremde Macht Durch eine rechtmäſtig beftehende und bereits früher anerfannte 
Kegierung zur Unterftügung berbeigerufen wird. Richtiger ift es, auch bier eine unzu— 
läſſige Einmiſchung anzunehmen, denn immer wird auf Diefem Wege ein Volt verbin- 
dert, von jenem Unabhängigkeitsrechte auch genen die eigene Regierung Gebrauch zu 
machen. Es wäre völlig unbaltbar, den geichebenen Zturz einer Regierung als Thatfache 
im Völferwerfehr anzuerfennen und gleichzeitig ein Recht zu behaupten, eine bedrohte Re— 
gierung gemaltfam aufrecht zu erhalten gegen deren Untertbanen. 


(Literatur. Berner in Bluntfchli's Staatswörterdbub, V, ©. 354. Dazu neuer» 
dings: Mill, A few words on intervention in feinen Dissertations and discussions po- 
litieal. philosophical and historical. — Vreede, Öratio de juris publiei et gentium 
praeceptis a liberis Europae eivitatibus adversus vim ac dolum fortiter tuendis, 1561. — 
Carnazza Amari, Sull’ equilibrio degli stati, Catania 1869. — Hautefeuille, Le 
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prineipe de non intervention et ses applieations, 1863. — Stapleton, Non interven- 
tion versus intervention or the foreign policy of great Britain, 1865.) 

$. 24. Das Recht auf äußeren Berfehr ift aus derſelben natürlichen Noth- 
wendigfeit abzuleiten, welche zur mechfelfeitigen Anerkennung des rechtlichen Beſtandes über: 
haupt antreibt. Unbedingt und unbeſchränkt ift dies Recht: bezüglich der allgemein zu= 
gänglichen Berfehrömwege, von denen feine Nation ausgefchloffen werden darf und bezüglich 
des Berfehrs folder Staaten unter fi, welde vermöge ihrer Souveränetät pactiren 
fünnen und deswegen das Widerfpruchrecht fremder Mächte ausſchließen. Dagegen vers 
ſteht es ſich won felbit, daß fein Staat von einem amberen irgend ein feinen eigenen 
Verlehrszwecken allein dienliches Zugeſtändniß erzwingen darf. Das Unabhängigteitsrecht 
jedes Staates bildet bier eine bereits anerfannte Schranke. Souveränen Staaten bleibt 
alfo unbenommen, in ihrer Gefeggebung zu bejtimmen, welche Gegenftände vom Handels- 
verfehre ausgefchloffen bleiben ſollen, unter welchen Förmlichkeiten und an welchen feiner 
Berfügungägewalt unterworfenen Orten der Verkehr zu geftatten iſt. Eine grundſätzliche 
Abweiſung alles Handels: oder Perfonenverkehrd würde indefjen mit den Grundlagen des 
europäiſchen Völkerrechts unvereinbar fein. Uebrigens bietet die Frage, wie weit aufer- 
halb eines etwa vereinbarten Vertragsrecht der Verkehr zwifchen zwei Staaten als recht 
mäßig zu erachten ſei, nur em höchſt untergeordnetes, ven abjtract doctrinäres Intereffe, 
feitvem die neuere Politit überall darauf Bedacht genommen bat, durd Handels -, Schiff: 
fahrts= und Conſularverträge den Verkehr zu erleichtern und zu befördern. Die oftafia- 
tiſchen Staaten find indeſſen mehrfach durch Krieg zum Handel mit dem Auslande ge— 
zwungen worden. 

$. 25. Das Recht auf Achtung geht weiter, als die bisher erörterten Grund— 
rechte ded Staatenverkehrs. Selbiterhaltung, Unabhängigkeit und äußerer Verkehr find 
die Grundlagen des Staatsbeftandes ſelbſt. Dagegen braucht eine tm einzelnen Falle bes 
zeigte oder hingenommene Mißachtung nod nicht Das materielle Beſtehen eines Staates 
in Frage zu ftellen. Wie aber der einzelne Menſch feiner gefanmten fittlihen Natur 
dadurch Anerkennung verihafft, daß er jeden Eingriff in die berechtigte Willensiphäre 
zurückweiſt und ftrafrechtlich im Staate wahrt, jo ıft auch der Staat Darauf angewielen, 
die Freiheit feines Willens in allen feiner Berfügung unterworfenen Stüden gegen Ein: 
griffe zu vertheidigen. Schwäche eines Staates gegen die Uebergriffe eines Nachbars 
beraubt ihn feiner fittlichen Geltung. Nicht nur ald phyſiſch Tebensfähige, ſondern auch 
als jittlich freie Körper erlennen ſich die Staaten in der Vülfergemeinde wechfelfeitig an. 
Hieraus ergibt fih, Daß jeder ſouveräne Staat Das Recht hat, die Unterlaffung alles 
deſſen von anderen Staaten zu verlangen, was als ein Eingriff in die Sphäre feiner 
Handlungsfreiheit oder feiner ihn eigenen Perfönlichkeit ericheinen muß. Die Verftöße 
und Zumiderhandlungen gegen Das Recht auf Achtung werden vielfach zulanımenfallen 
mit einer Berlekung der Unabhängigkeitsrechte. Dennoch it dies keineswegs im dem 
Maße der Fall, daß man das Necht auf Achtung für entbehrlich balten könnte zur Auf: 
rechterhaltung einer rechtlich geordneten Staatengejellichaft. 

Die Achtung, welche der Staat von anderen Staaten verlangen darf, und deren 
Berlegung ein völkerrechtliches Delict darftellen würde, beziebt fich: 

1) Auf die Infignien und Symbole der ftaatlihen Würde, auf feine Wappen 
Flaggen und Fahnen, ſoweit dieſelben etwa im Bereiche des Auslandes zu finden find. 
‚Jeder Staat hat das Recht, ſich in ſolchen äußeren Abzeichen ein ſinnlich wahrnehmbares 
Bild feiner Majeſtät worzufegen. ine Beihimpfung der Staatsinfignien wäre eine Bes 
leidigung des Staates in effigie, 

2) Auf die höchſten Staatsorgane felbit. 
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3) Auf Das Verhältniß der Staatögewalt zu den ihr untergebenen 
Staatsbürgern. Jede Aufreizung der legteren gegen die Behörden würde mit einem 
auf Achtung beruhenden Staatenverfehr unerträglich fein. Wie aber Das Recht auf 
wahrheitögemäße Aeußerung der Meinungen und Darftellung der Thatſachen nirgends 
durch allgemeine Rechtögrundfäge, jondern höchſtens ausnahmsweiſe durch Privilegien (mie 
gegenüber dem Staatsoberhaupt) ausgeichloffen oder beichräntt fein follte, ſo verfteht ſich 
von felbft, daß ein völkerrechtswidriges, die Menschlichkeit verlegendes Verhalten einer 
Regierung auch durch befreundete Staaten öffentlich gerügt werben darf, ohne daß bie 
Conſequenz eines bei den Unterthanen eyma erhöhten Mißvergnügens irgendwie ind Ge: 
wicht fiele. Bon beionderer Wichtigkeit ericheint inbeflen die Beziebung der Staatsgewalt 
zu ihren im Auslande ſelbſt lebenden Untertanen. Jede rechtswidrige Behandlung, jede 
willkürliche Verlegung Des Fremden verftößt gegen den Anſpruch auf Achtung. In der 
Perfon des einzelnen Staatöbürgers erſcheint der Staat ſelbſt verlegt. 

4) Auf Das Berhältnig der Staatsgewalt zum Staatögebiet. 

$. 26. Ehrenredhte der. höchſten Staatsgewalt, insbejondere der 
Monarchen. Die Träger der Staatsgewalt, welche die Repräſentanten des ftaatlichen 
Willens aud nad außen find, müſſen in ihrer Perfon auch Empfänger derjenigen Ach— 
tungöbezeigung fein, welche im Verkehr der Staaten pofitiver Ausoruf des freundichafts 
lichen Verlehrs find. Die europäiſche Staatöprarts hat daher ein dieſem Zwecke dien— 
liches Geremontalreht im Laufe der Jahrhunderte entwidelt. Daſſelbe iſt infofern Aus- 
druck einer älteren Zeit, als darin Unterſcheidungen nach Rang und Würde ſich abſpiegeln, 
welche nicht ganz in Uebereinſtimmung ſtehen mit dem Grundſatze der Rechtsgleichheit 
ſouveräner Staaten nebeneinander. Dieſe Abſtufungen treten hervor in den Titeln der 
Monarchen, in der Reihenfolge des Papſtes, der Könige und Kaiſer (zwiſchen welchen ein 
Vorrang nicht befteht), der Großherzöge und Herzöge. Die durch die bisherige Praxis 
als üblich feftgehaltenen Achtungszeihen und Begrüßungsformen pflegt man ald „könig— 
(ihe Ehren“ zu bezeichnen. Selbſtverſtändlich ift die Einräumung der herkömmlichen 
Titulaturen im Staatenverfehr, deren eigenmächtige Erhöhung ohne Zuſtimmung oder 
Anerkennung der anderen Staaten nad einem Protocolle des Aachener Congreſſes ausge— 
ſchloſſen wird. Der verwandtichaftliche Zufammenbang unter den europäiſchen Höfen hat 
bewirkt, Daß aud den Familien der Monarchen, insbefondere wiederum den Gemahlinnen 
und den Thronfolgern gewiffe Ceremonialrechte und Höflichkeitsanfprüche zuerfannt werben. 
Zu einer Pflege der guten Beziehungen unter monarchiſch regierten Staaten ericheint Dies 
auch feineswegs überflüſſig. Nur darf man nicht fagen, daß die Vernachläſſigung folder 
Höflichkeitsworichriften eine Verlegung des Völkerrechts Darftelle. Uebrigens haben auch 
die Vertreter republifaniicher Etaaten Anſpruch auf die Ermeifung „küniglider Ehren“. 

Daß zwifchen den Höflichkeitsgebräuchen gegen die Mitglieder der Herricherhäufer 
und den Rechtsaniprücen eines Souveräns gegen Das Ausland ein grundfäglich wichtiger 
Unterichied gemacht werben muß, zeigt fich beiſpielsweiſe in der Erterritortalität 
veifender Monarchen. Nur ihnen fteht diefe Befreiung zu, oder ſolchen Staatsorganen, 
welche von Souveränen abgeleitete Befugniffe im Auslande zu repräfentiven haben: Kriegs— 
ichiffen in fremden Häfen, Armeen auf dem Durchmarſch durch einen befreundeten Staat, 
und vor allen Dingen Gefandten, welde als ftändige Vertreter der Staaten oder 
Monarden im Auslande fungiren. Diefe ausnahmsweiſe Befreiung von der Gerichts: 
gemalt bedeutet, daß durch erzmungene Unterwerfung eines Repräſentanten auswärtiger 
Mächte das Unabhängigkeitsrecht derielben wentgftens ideell verletzt ſein würde. 

8.27. Die Rechte und Pflichten Der fremden. Bon großer und meit- 
reichender Bedeutung in der Gegenwart find die Rechtsverhältniſſe der Fremden. Wir 
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haben bereitS gefehen, daß willfürlihe und gefewwidrige Behandlung der Ausländer den 
Staat verantwortlih macht. Allein es fragt fich, nach melden Grundſätzen überhaupt 
rende zu behandeln find ? Gerade in dieſem Punkte zeigt ſich die Durchdringung ber 
nationalen und kosmopolitiichen Grundidee des Völferrechtd. Zunächſt haben wir als 
eins der größten culturgeichichtlichen Ergebniffe vor Augen: Der fremde ift nach euros 
päiſchem Völkerrecht nirgends mehr rechtlos; er ift privatrechtlich gleichgeftellt dem Einhei— 
mifchen, nicht nur zu feinen eigenen Bortheil hat der fremde Died Recht, fondern im 
Geſammtintereſſe Aller, deren wirtbichaftliches Yeben nicht mehr an die Grenzen des 
Staates geknüpft ift, jo wie Aller, welde überhaupt von ihrer Heimath aus mit dem 
Auslande verkehren. Auf der anderen Seite ſteht bis jest feſt, daß jede pofitive Rechts— 
ordnung überall nationale Färbung an fich trägt. Die Forderung des Völkerrechts fann 
daher in Anerkennung dieſer fosinopolitiichen und nationalen Elemente des Rechtslebens 
nur dieje fein: Daß der Fremde in Gemäßbeit der Geſetze des Yandes, in melchem er fich 
aufhält, ſeinerſeits fich benehme und hinwiederum nad den Geſetzen des Landes behandelt 
werde umd zwar in ber privatrechtlichen Gleichſtellung mit Einheimischen. 

Mit dieſem Grundſatze ift noch nicht entichieden : welche Rechtsnormen auf die Ver— 
hältniffe der Ausländer anzumenden find, die unter der Herrichaft verjchiedener Gefet- 
gebungen entftanden oder verwirklicht werden. Diefe Regeln der materiellen Entſcheidung 
gehören überhaupt nicht in das Völkerrecht. Bon Wichtigkeit ift indeifen die Anerten— 
nung der Territorialität in der Rechtspflege und Gefegesanmendung. Durch die territos 
riale Beziehung des Rechtes mird der Fremde befugt umd verpflichtet. Eine Ausnahme 
gilt nur für die Türkei und die orientaliichen außerhalb des europäiſchen Völkerrechts— 
gebiets ftehenden Staatsweſen. Im diefen ijt den Fremden d. h. den Unterthanen euros 
püticher Mächte vertragsmäßig Exterritorialität zugefichert. 

Im die territoriale Handhabung des Geſetzes kaun ſich feine auswärtige Macht ein= , 
mifchen. Erft wenn die Regierung eines Staates gegen einen Fremden dasjenige Recht 
verlegt, welches fie felbft als maßgebend und verpflichtend Hingeftellt Hat, entfteht das 
Recht Des auswärtigen Staates, dieſes feinen Angehörigen zugefügte Unrecht zu dem fei= 
nigen zu machen und Abhülfe zu verlangen. Denn neben dem territorialen Unterwer- 
fungsverbältnig zur fremden Rechtsordnung bindet den Ausländer auch ein perfonales Un: 
terwerfungsverhältmiß an feine eigene Staatsordnung und deren Organe. 

Der Entwidelung der Zukunft tft bier noch vieles vorbehalten. Zunächſt ift eine 
allgemeine Uebereinftimmung in den Grundfägen des |. g. internationalen Privatrechts, 
mindeftens in der Vorfrage: welches Geſetzrecht überhaupt bei collivirenden Gefeßgebungen 
anzımenden tft, tim höchſten Mate wünfchenswerth. Sodann ift auch daran zur erinnern, 
daß mit der Privatrechtögleihheit der Fremden dennoch mancherlei Umnficherheiten gepaart 
fein fünnen. Privatrecht und öffentliches Hecht, durch die Begriffsbeftimmungen der rö— 
mifchen Jurisprudenz und der neueren Philoſophie von einander geichteden, hängen bei 
vielen Völkern noch miteinander zulammen. Die Türkei und England betrachten den 
Erwerb von Grundbefis weſentlich als öffentlich vechtlihen Erwerb. An den großen 
Grundbeſitz können perfönliche Yeiftungen und politiſche Funetionen gefmüpft fein, zu welchen 
der Ausländer nicht befähigt if. Anderwärts kann Kauf und Berfauf von Immobilien 
lediglich aus dem Gefichtöpunfte des priwatrechtlichen Bermögensverkehrs betrachtet werben, 
Aehnliche Unficherheit herrſcht im Beziehung auf die Uebernahme gemiffer Yaften und 
Steuern durch Ausländer ; ſelbſt in den Punkten fehlt es an Uebereinftimmung : wie weit 
ein Staat für berechtigt gelten fan, die im Auslande vom Ausländer gegen ihn began- 
genen Verbrechen feiner Strafgerichtsgemalt hinterher zu unterwerfen ? Bis zu welchem 
Make er verpflichtet it, lagen der Ausländer gegen andere Ausländer vor ſeinen Eivil- 
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gerichten entfcheiden zu laffen? Schon die oberflächlichfte Beobachtung der neueren Ver: 
fehrsentwidelung zeigt, daß die Privatrechtszwecke der Einzelnen und die Aufgabe des 
ftrafrechtlihen Schutzes gegen Verbrechen der Auslinder und der eigenen Unterthanen 
niemald durch die Anftrengungen eines Staats allein erfüllt werden fünnen. Das Zus 
ſammenwirken aller wird jomit zur Notbmwendigfeit. Dennoch wird der Staat durch Die 
Unzulänglichfeit feiner Mittel niemals berechtigt, über die territorialen Grenzen jener 
Gompetenz hinaus eimen Act der Erecutive oder der Nechtöpflege zu vollftreden, Nur in 
dem Vertragsrechte und einer planmäßig vereinbarten Zufammenmwirfung in der Wahrung 
der Rechtsintereffen fan den vorhandenen Mängeln abgeholfen werben. 

(2iteratur: Story, Commentaries on the Confliet of Laws, foreign and domestic. 
1834. — Bär, Das internationale Privat- und Strafredt, 1862. — Masse, Le droit 
commereial dans ses rapports avec le droit des gens et le droit eivil, 1861. 4 Bode. — 
Bonfils, De la eomp6tence des tribunaux francais à l’ögard des Etrangers, 1865. — 
Th. Eyssel, De regtsmagt over vreemdelingen in Nederland, 1564. — J. Westlake, 
A treatise on private international law, or the confliet of laws, with prineipal reference 
to the practice in the English and other cognate systems of Jurisprudenee, 1858.) 

$. 28. Die nationale Qualität der Staatöbürger Von Haufe aus 
it eine Staatögewalt nur befugt, das ihren eigenen Unterthanen im Auslande widerfab- 
rene Unrecht, wenn gerichtliche Abbülfe im dem geordneten Inftanzenzug nicht zu erlangen 
ift, zur eigenen Angelegenbeit zu madyen und auf dem diplomatiihen Wege Abhülfe zu 
verlangen. Im Streitfalle ift deswegen ein zweifelhaft gewordenes oder angefochtenes Un— 
terthanenverhältniß zu Activlegitimation der reclamivenden Regierung nachzuweiſen. Die 
Gründe, aus denen das Staatöbürgerrecht erworben und verloren wird, find indejlen, 
wie bereitö früher bemerkt wurde, in den einzelnen Staaten verſchieden. Insbeſondere 
entftehen Gonflicte Dadurch : daß ein mehrfaches Unterthanenverhältniß einer und derielben 
Perjon vorkommen fann (sujet mixte,, Daß einzelne Staaten Natuvaltfation gewähren 
nur im Hinblid auf die Entlafjung aus dem früheren Staatöverbande, andere Dagegen 
nicht. Im Zufammenbange mit der grofartigen Entwidelung der überſeeiſchen Auswan— 
derung ftebt die Thatjache, daß vielfach ſolche Perſonen, welche ohne Erlaubniß oder in 
der Abjicht, fid) dem Wehrdienſte zu entziehen, auswandern vor Yölung ihres Untertha— 
nenverbältmifies ein Staatsbürgerredht erwerben. Zwiſchen der nordamerikaniſchen Union 
einerfeits und mehreren europäiſchen Staaten andererſeits find erhebliche Schwierigkeiten 
entftanden, wenn treg eined fpäter in der Union erlangten Bürgerrechts Rückkehrende zur 
Ableiftung des Heerdienftes herangezogen wurden. Die Völkerrechtspraxis hat ein großes 
Intereffe daran, daß Diefer durch eine Verſchiedenheit der Naturalifationsgefege verurfachte 
Conflict bejeitigt und die Unterthanenqualität zweifellos fejtgeftellt werde. Die einzig con= 
fequente Löſung der im der neueren Zeit ſich mehrenden Schwierigkeiten iſt darin zu 
ſinden: daß nur ein einfaches Unterthanenverhältniß anerkannt wird, daß die Qualität 
der Eltern {nicht der Ort der Geburt) für den unmittelbaren Erwerb entſcheidet und daß 
jede ſpätere Naturalifation das frühere ſtaatsbürgerliche Verhältniß ipso jure aufbebt, 
vorbehaltlich etwa der Strafen, welde dur den Bruch des früheren Unterthanenverban- 
des von Dienftpflichtigen werwirtt werben können. Vorläufig bat man fich Damit begnügt, 
die unmittelbaren Streitpunfte obne näheres Eingeben auf das Princip zu regeln. Im 
diefer Hinficht verdient Der Vertrag zwilchen dem Norddeutſchen Bunde und der nord: 
amerifantjchen Regierung (23. Februar 1865) als ein auch von den ſüddeutſchen Staa— 
ten in befonderen Bertragsichlüffen befolgter Präcedenzfall allgemeinere Beachtung. Zur 
Bermeidung völkerrechtlicher Gonflicte ericheint Überdies für Bundesftanten eime allge: 
meine gleichmäßige Naturalifationsgefeßgebung nothwendig. Da Die Bundesgewalt die 
Rechte der Staatsangebörigen im Auslande vertreten fol, kann fie nicht zugeben, daß die 
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particnlare Gejeggebung eines der verbündeten Staaten fi in Widerſpruch jege zu den 
allgemeinen Berfehröregeln. 

Uebrigens beginnt das Völkerrecht bereitd auch in diefer Lehre von höheren menich- 
lichen Zweckbeſtimmungen beeinflußt zu werden. Man erfennt an, daß gewiſſe Menfchen- 
rechte ohne Rückſicht auf die nationale Qualität der Perjonen gemeinfam gegen Ver— 
letzungen vertheidigt werden müſſen. Eipe ganze, an Zahl nicht unerhebliche Claſſe von 
Perfonen gehört wenigftens für eine beftimmte Zeit gar feinem ftaatöbürgerlichen Berbande 
an, Hierher find nämlich die Auswanderer zu zählen, welche aus ihrem früheren 
Staatöverband entlaffen find und noch fein neues Staatöbürgerrecht erworben haben. Der 
Schuß der Auswanderung gegen Aisbeutung und Mißhandlung muß als eine Aufgabe 
des neueren Völkerrechts anerkannt, werden. Staatenloſe Individuen follten gegen frevel- 
hafte Verlegung durch jeden völterredtlih anerkannten Staat geichütst werden dürfen. Im 
Prineip ift Dies zuerjt anerkannt, al8 man den Sclavenhandel zu verbieten und als 
Völkerrechtsverbrechen zu beftrafen begann. Kaum ift indeffen nad) der Aufhebung 
der Eclaverei in Nordamerika das Uebel des Negerhandels nahezu unterdrüdt, fo ke 
ginnt in der |. g. Anwerbung chinefifcher und indischer Handarbeiter Kulis) unter 
veränderter Ferm ein neuer mit ſchweren Mißbräuchen verbundener Menſcheuhandel fich 
an den Küften des ftillen Oeeans zu entfalten. Die Sicherung dieſer Hülflofen, die von 
ihrer eigenen Heimath aus einen Schuß gegen empörende Mißhandlungen nicht zu erlan= 
gen vermögen, iſt Sache des Völkerrechts. Selbft gegen die eigene Regierung dirfen in 
äußerſten Nothfällen deren ſchwer und unmenſchlich bedrückte Unterthanen wenigftens mit 
friedlichen Mitteln vertheidigt werden. Grotius und die älteren Völkerrechtslehrer gin— 
gen fogar foweit, in der unmenſchlichen Behandlung, namentlich” aud in der veligiöfen 
Verfolgung der Unterthanen einen Interoentionsgrund zu finden. Cine gewaltfame Ein— 
milchung würde indellen, abgejeben davon, daß fie nur zu leicht zu einem Vorwande für 
eigennügige Zwecke benutzt werden fünnte, mit dem Grundſatze der Unabhängigkeit nicht 
zu vereinbaren fein. Dagegen ift es durchaus zu billigen, daß gerade in neuefter Zeit 
die europätichen Mächte aus Anlaß der ehemals neapolitaniichen Gefängnifzuftinde, des 
im Kirchenſtaate unter Berufung auf kanoniſches Recht "vollzogenen Kinderraubes und der 
Audenverfolgungen in den Donaufürftenthümern ſich bewogen gefunden haben, in fried- 
licher Weife bei den beichuldigten Regierungen Borftellungen zu erheben, deren Mißachtung 
immerhin den Erfolg haben kann, das freundichaftliche Verhältnig der am Rechte freveln- 
den Regierung zu den Nachbarſtaaten zu trüben. Auch den Unterthanen der ottomanni= 
chen Pforte find durch die völferrechtlichen Berträge Bürgſchaften gegen eine nachtheilige 
Behandlung durch die Regterung wiederholentlicd gewahrt worden. Die Gefahr einer die 
Unabhängigkeit der Staaten bebrohlihen Intervention iſt eine völlig verfchwindende, wenn 
in ſolchen Fällen einer Die Menfchlichkeit verlegenden Handlungsweiſe nicht ein einzelner 
Nachbarſtaat, jondern die Geſammtheit der europäiſchen Gulturmächte dem Eigenfinn 
einer auf rohe Gewalt gegen die eigenen Unterthanen bedachten Regierung, gemeinfam ent— 
gegentritt. Auch in dem letten Aufitand der Kretenfer ift die ottomanifche Pforte mehr: 
mals zur Menjchlichkeit ermahnt worden. 


(Ziteratur: Nicot, Etude historique sur la naturalisation, 1868. — Westlake, 
De la naturalisation et de l’expatriation ou du changement de nationalit€E (Revue de 
droit international, 1865, p. 102. — Yeaman, Allegiance and eitizenship, An inquiry 
into the claim of European governments to exact military service of naturalized eiti- 
zens of the U. 8., 1867. — Ch. Munde, The Bancroft Naturalization treaties with the 
German states, 1868. — Maclean, De jure emigrandi, 1869. 
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II. Das Staatsgebiet und die internationalen Verkehrswege. 


$. 29. Das Staatdgebiet im Berhältniß zur Staatsgemwalt. In 
dem Grundrecht auf Achtung Tiegt der Anſpruch, Die befondere Rechtöverfügung ver 
Staatögewalt in Beziehung auf das Staatögebiet nicht zu beeinträchtigen. Die Bornahme 
von Herrichaftsacten in einem fremden Gebiete ift — wenn damit nicht eine Bedrohung 
der Unabhängigkeit verbunden war — unter allen Umftänden beleidigend. Ueberſchrei— 
tung der Staatögrenzen durd Beamte zum Zwecke der Vornahme von Amtshandlungen 
verpflichtet deöwegen gegen den fremden Staat zur Oenugthuung. Nur dur Berträge 
können im allgemeinen Berfehrsinterefie Ausnahmen ftatuirt werden. Andererfeitd unter: 
liegen vom Standpunkte des Auslandes alle in einem Staatsgebiete befindlichen Perſonen 
und Sachen regelmäßig der Verfügungsgewalt der Staatsregierung, ſoweit als nicht das 
Privat= oder Bölferreht eine Schranke gegen die Willkür gezogen haben. Insbeſondere 
gilt dies auch von der Benutzung der Verkehrswege im Innern des Staates, ſoweit jie 
diefem ausichlieglich angehören. Eine völlige Fernhaltung der Fremden vom Staatögebiete 
wäre, wie bemerkt, mit dem Princip des Völkerrechts umvereinber ; aber der Staat kann im 
Intereſſe feiner Sicherheit Erſchwerungen einführen. Er faın gegen anftedende Krankheiten 
Quarantäne in den Häfen anordnen, er kann eine forgfältige Revifion gegen den Schmuggel 
ing Peben rufen, er kann ſchwerfällige Papvorichriften in jeinem Gebiete oder an der Grenze 
handhaben, er kann aus polizeilihen Gründen Fremde ausweiſen aus den Stantsgebiete 
oder aus Grenzdiftricten entfernen. Wenn der Staat in Beziehung auf das räumlich 
ihm unmittelbar unterliegende Gebiet mit verbindlicher Kraft gegen das Ausland be 
ſchließen faun, fo gilt Dies aud für feine entlegenen Befigungen und für feine Cofonien. 
Die ungeheure Entwidelung der modernen Verkehrsanftalten hat indejien nad) und nad) 
den Gedanken gänzlich zurüdgedrängt, mie man Fremde innerhalb des Staatögebiets über: 
wache, oder jelbige gar fernbalte. Paßpladereien der Fremden im Staatögebiete gelten 
bereits als unanjtändig im völferrechtlichen Verkehr, während fie vor fünfzig Jahren nas 
türlich ſchienen. Die Geſchichte ehrt, daß mit der zumehmenden Sicherheit der Staats: 
grenzen gegen Kriegführungen oder väuberijche Ueberfälle, mit dem Webergange der Finanz: 
politit zu einem freihändlerifchen Syſtem, mit der Zunahme der Verkehrsſtraßen die Würs 
digung der Fremden einen Umſchwung erleiden muß. Anfangs ein Feind und Gegner, 
wird der Ausländer in dem Borftellungstreife der Nationen allmäblig zu einem Ver— 
Dächtigen und am Schlußpunfte der wirtbichaftlichen Gultur zum begehrten und gemor- 
benen Gaft. 

8. 30. Die Staatdgrenzen. Ausland und Inland jcheiden ſich in ſinnlich 
wahrnehmbarer Weife durch die Staatsgrenze, deren Beitimmtheit für den Völterfrieden 
von großer Bedeutung tft. Ihrer Art nach find die Grenzen entweder phyſiſche, d. b. 
von der Natur felbft gebildete Merkzeichen der Scheidung: Küſten- oder Steppenfaum, 
Höhenzüge, ein Stromlauf. Dper fie find conventionelle, d. h. von Menſchenhand 
errichtet als Symbole der Trennung: Grenziteine, Erdhaufen, Schlagbäume, Gräben. 

Häufig wird, wo die Grenze nicht unüberfteigliche Verlehrshinderniſſe, wie bei den 
böchften Gebirgsletten darbietet, beides zufammentreffen. Im Stromlaufe verfteht man 
als Grenze zwiſchen den Uferftaaten die ideelle Mittellinie, welche auch nach Veränderung 
des Flußbettes bleibt. 

Staatögrenzen können ftreitig werden, wie Die Grenzen unter Grundjtäden im Pri— 
vatverfehr. rüber häufig Beranlaffung zu Kriegen, werden Grenzftreitigteiten, da ſie 
fih bei dem urkundlichen Material der Staatsverträge in Europa immer nur auf 
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geringfügige Objecte beziehen können, metftentheild durch Schiedsſpruch oder Vergleich bei— 
gelegt. Oefters gebrauchte Mittel der Löſung in ſolchen Fällen, in denen die urſprünglich 
vorhanden gemwejene Begrenzung aus einer fpiter eingetretenen Verdunkelung nicht mehr 
vermittelt werden fann, find: Neutralitätserflärung des ftreitigen Gebietes oder Theilung. 
Für die Geſchichtsphiloſophie und die Politik ift das Thema der ftantlichen Begrenzung 
von hoher Wichtigkeit. Daß eine unpafiende Begrenzung, welche entweder die natürliche 
Birkfamteit des Staates in feiner ‚inneren Entwidelung hemmt, oder ihn zu übermäßigen 
Anftrengungen im Intereſſe feiner Vertheidigung gegen das Ausland zwingt, ein dem 
friedlichen Völkerverklehr feindliches Moment bilde, läßt fich nicht beftreiten. Im übrigen 
tennt das Völlkerrecht weder eine Theorie der natürlichen, noch auch der vein nationalen 
Begrenzung. 

8. 31. Beſchränkungen der Gebietöhoheit. Das Verhältnif der Staats- 
gewalt zum Staatögebiet bat man vielfah al8 internationales Eigenthum an— 
erfammnt, um damıt volle Berfügungsberehtigung auch gegenüber anderen Staaten, und 
noch viel mehr die Ausichhieflichkeit gegen fremde Mächte auszudrüden. Internationales 
Eigenthum wäre daher der Ausorud für dasjenige Machtverhältniß der Staatögemalt zu 
einem Theile der Erdoberfläche, welches auf der gemeiniamen Anerkennung der in Völ— 
ferrechtögemeinfchaft Lebenden Staaten beruht. Daß der Staat auch dem Auslande ge— 
genüber vermögensrechtliche Perfönlicykeit als Fiscus an fich trägt, ift ſelbſtverſtändlich und 
ohne irgend ein beſonderes Intereſſe unter gewöhnlichen Verhältniffen. Soweit er von 
anderen Staaten Objecte des Handel oder vermögensrechtlichen Austaufches enwirbt, gel- 
ten die gewöhnlichen Regeln des Civilrechts. Nur im Kriege kommen bezüglich des Er: 
werbs an gewiffen, dem Feinde gehörigen Gegenftänden bejondere Regeln zur Anwendung, 
die in einer umfaſſenden Lehre des internationalen Eigenthums darzuftellen fein würden. 
Wir beſchränken und bier auf den Erwerb an Staatsgebiet, welcher Gegenftand völker— 
rechtlicher Anerkennung fein kann. 

Zuvor ift indefjen mit Beziehung auf das Weſen des internationalen Eigenthums 
zu bemerken, daß deijen Inhalt in doppelter Weiſe beichränft fein kann: Erftens nämlich 
durch das Nachbarſchaftsverhältniß und den Gelellichaftszuftand der Staaten, der eine Die 
Coeriftenz der Nationen ausſchließende Gebrauchöfolgerung aus den Staatöeigenthum nicht 
ertragen könnte und ſodann durch den freien Willen des Staates felbft, welcher jich 
aus Nüglichkeitsrüdfichten gegen andere Staaten Beichräntungen auferlegt, oder in ber 
Abficht einer Rechtseinräumung an andere gefallen läft. 

Abgefehen von einer in neuerer Zeit mur felten vorgekommenen pfandmweifen Be- 
laftung des Staatögebiets, vermöge welcher ein auswärtiger Regent Pfandbefiger an 
einem Gebietöftüde fein könnte, abgejehen Ferner won dem ebenfalls unwichtig gewordenen 
Verhältniß der Belehnung, wodurd ein gewiſſes übrigens mit der Souveränetät verträg- 
liches Abhängigkeitsverhältniß der einen (monarchiſchen) Staatsgewalt von der anderen 
berbeigeführt werden könnte, find bier nur die Staatsfervituten von Wichtigkeit. 
Ein Staat erlangt die Berechtigung, zu gewiſſen in dem Gebiete eines anderen Staates 
vorzunehmenden Acten der Regierungsgewalt, fo daß man in diefem Sinne von dienen— 
den und berrichenden Staatögebieten \prechen könnte. Ihrem Inhalt nach können ſolche 
Dienftbarteiten in der Nichtvornahme an ſich zuläfjiger Herrichaftsacte gegenüber dem 
Auslande, oder in einer Duldung eine auswärtig verfügten Herrichaftsactes beſtehen. 
Die genauere Feftftellung der völferrechtlichen Servituten ift nicht ohne Wichtigkeit. Zu— 
nächſt ift nämlich daran zu erinnern, daß die Abgrenzung einer Servitutleiftung von einer 
ftaatöperfönlichen Präftation keineswegs auf derfelben Grundlage geſchehen kann, wie im 
Privatrecht etwa obligatoriihe Verhältniſſe ſich von Perſonalſervituten und letztere wie 
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derum von Kealferoituten unterfcheiden Laffen. Der Unterfchied Liegt bier nämlich darin, 
daß dies Staatögebiet ſelbſt untrennbar mit der völferrechtlic anerfannten Perſönlichteit 
des Staates zufammenbhängt, ſogar felbft ein Element dieſer Perfönlichkeit ausmacht. Da— 
her in der privatrechtlichen Sewitutenlehre der Unterichied zwiſchen Real- und Perfonal- 
ſervituten, welcher aus der Gegenüberftellung von Perſon und Sache hervorgeht, eine ganz 
andere, auf Staats- und Völkerrecht nicht übertragbare Grundlage hat. Dennoch ift es 
nicht ganz ohne Intereffe für die Theorie, ob man bei den vwölferrechtlichen Servituten die 
Analogie der realen oder perfonalen Privatdienftbarkeit feſthalten würde. Der Unterjchied 
würde fi nämlich zeigen in der Lehre von beim Untergang der Staaten. Das Gebiet 
eines Staated kann geographiich ſchwerlich untergehen, wohl aber endet die hiftorifche, 
individuell beftimmte Staatsperjönlidfeit, wobei die Frage aufgeworfen werben 
tönnte, ob die völkerrechtlichen Servituten (als dinglich gedacht) auf den neugebilveten Staat 
übergehen oder (als perſönlich aufgefakt) mit dem alten Staate enben. 

Viele Staatsſervituten werden übrigens im internationalen Verkehr zu dem Zwede 
conftituirt, daß nicht jowohl eine fremde Staatsgewalt unmittelbar daraus einen poli- 
tiichen Machtzuwachs erhalte (mie etwa bei der ftipulivten Nichtbefeftigung gewiſſer 
Grenzpläge oder den an gewiſſen Orten einer auswärtigen Macht eingeräumten Be- 
ſatzungsrechten) als vielmehr den Unterihanen einer fremden Macht wirtbicaftlice Vor— 
theile dauernd geficert werben follen. Wenn hier auch der berechtigte Staat fich ſelbſt 
eine Servitut einräumen läßt, jo find es doc feine Unterthanen, denen die Ausübung 
zufteht. ALS ein Beiſpiel darf man die internationalen Fiſchereigerechtſame der Amerifa- 
ner und Franzofen ın den Gewällern von Neufoundland anführen. 

8. 32. Driginärer Erwerb von Staatsgebiet. Die völferrechtlich 
anerfannten Erwerbsgründe find entweder originäve oder deriwative wie im Privatrecht, 
im friedlichen Verkehr anerfannte oder Durch den Krieg unter den ftreitenden Theilen zu— 
gelaffene. Unter den legteren bildet die Eroberung den wichtigften, in der neueren Lite— 
ratur indeſſen angefochtenen Fall. Gewaltfame Eroberung wird insbeſondere im Zuſam— 
menbang mit dem |. g. Nationalittätsprincip verworfen, mwofern fie nicht etwa als das 
durch allgemeine Abftimmung zu ergänzende Mittel der Befreiung einer bis dahin un- 
terdrüdten Nationalität angewendet wird. Unter den originären Exrwerbsarten von 
Staatögebiet bedeutet die etwa als unvordenklicher Beſitzſtand aufzufaſſende Acquiitiover- 
jährung To gut wie gar nichts. Auch die Acceffion hat feine irgendwie erhebliche 
Bedeutung. Doch gilt der Satz: daß Anfpitlungen von Land an der Küftengrenze " 
eines Staates oder an einer Stremmündung dem Staatögebiete zuwachſen. Auch 
auf Infelbildungen in einem Grenzftrome oder innerhalb der Küftengewäfjer eines 
Staates kann Acceſſion Anwendung finden. Bon großer und gewaltiger hiſtoriſcher Be— 
deutung in der Ausbildung des modernen Staateniyftems war indellen die Occupation an 
neuentdedten Landſtrichen. Die gefammte Staatenbildung der neuen Welt, in Amerika 
und Auftralien, beruht auf Occupation, welche auch vielfach unter der Bezeichnung als 
Entdedungsreht vorfommt Zu mißbilligen ift dies deswegen, weil aus der blo— 
fen Entverfung einer bis dahin unbefannten Weltgegend fein Befitrecht eines Staates 
berzuleiten ıft, und andererjeits, weil an der Befigergraifung eines bereits von Anderen 
entdeckten, aber nicht beſeſſenen Yandes fein Etaat gehindert ift. Das hifterifche Intereſſe 
an dieſem ſ. g. Entdeckungsrechte lag früher in der Behauptung, daft wer ein neues Yand 
aufgefunden, mit der Bejignahme eines Punktes auch als Ganzes ein unermegliches Land— 
gebiet ſich erworben habe. 

Da nady und nach das culturfähige Yand der Erdoberfläche, weldies von den Mee— 
restüften aus leicht zugänglich ift, in Das Eigenthum beftimmter Staaten übergegangen ift 
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und die noch zu machenden geographiichen Entdeckungen vorwiegend nur den Intereffen der 


Wiſſenſchaft dienen dürften, jo wird von der Occupation an neuen Gebietötheilen kaum 
noch ein irgendwie beveutender Gebrauch gemacht werben fünnen. Dennod darf man nicht 
jagen, daß die Decupation aufgehört habe, praktiich zu fein. Kleinere Dccupationen, 5. B. 
an der Inſel Perim, find auch in den legten Jahrzehnten vorgelommen. inzelne jett 
noch verlaffene und öde Punkte der Erdoberfläche können eine Bedeutung noch in der Zu— 
funft gewinnen, ohne daR mir jest ſchon berechnen, für melde Zwecke. Der Stiche 
fang auf hoher See, gegenwärtig faft nur gegen Wallfiiche gerichtet, farm für die Er— 
nährung der Menfchen eine ganz audere, viel höhere Wichtigkeit erhalten ; mancher Felſen 
als Station einen Werth befommen. Zahlreiche Infeln der Südfee, heute noch unbeachtet 
und unbegehrt, find in der Zukunft vielleicht für den Handel nicht ohne Nutzen. 

Die Occupation neuen Gebietes jegt voraus: 1) Staatenlofigfeit des Gebietes, wo— 
hingegen Unbewohntheit derjelben feineswegs erforderlich if. Eine Infel, welche von wil- 
ven Völkerſtämmen, wie Neu=Caledonien, oder von einzelnen, aus ihrem ftaatlichen Ver— 
bande herausgetretenen Europäern vorübergehend bewohnt wird (mie die Schildkröten— 
infeln) ift der Occupation damit in feiner Weiſe entzogen. 2) Eine Handlung der Befig- 
ergreifung und Bejigbehauptung. Die ſtaatliche Apprehenfion farm daher in einer dritte 
Mächte bindenden Weife nicht vollzogen gelten, wenn eine Schiffsmannjchaft an einer ent 
legenen Kiüfte landet und ſich nad Hinterlaflung einzelner Zeichen ihrer Anweſenheit mie 
derum einichifft. 3) Die Vornahme der Befigergreifung durch eine vom Staate tm 
voraus autorifirte Perfon oder durd eine ſolche Perſon, deren Handlung hinterher ges 
nehmigt wird. Die alte Yehre von der völferrechtlichen Occupation war reih an Streit- 
fragen, was um jo weniger überrafchen kann, als fogar Die privatrechtliche Beſitzlehre 
erft im neuerer Zeit feit der Entwidelung der hiſtoriſchen Juriſtenſchule auf ein feiteres 
Fundament geftellt wurde und jelbft heute noch des Zweifelhaften in der Theorie mans 
cherlei bildet. Der wichtigfte Streitpunft in der völferrechtlichen Oceupationslehre bezog 
fich auf die Frage: Wie viel Yandes mit der Wirkung der Ausſchließlichkeit gegen dritte 
Mächte occupirt werden fann, wenn an der Küſte eines größeren Landſtriches eine einzelne 
Anfiedelung oder Niederlaffung eingerichtet wird, ob die nächſte Nachbarichaft der Anfied- 
lung oder ſogar die weitefte und entlegenfte Form eines anderen noch umerforjchten 
Gebietes ? 

(Xiteratur: Ortolan, Des moyens d’acquerir le domaine international, 1851. — 
A. del Bon, Saggio sulla proprietä —* delle nazioni, 1867.) 

5. 32 Derivativer Erwerb von Staatsgebiet. Die Veräußerung von 
Staatögebiet pflegt in den neueren Staatögrundgefegen überall erſchwert zu fein, völlig 
ausgeihloffen iſt fie indeffen nirgends So lange das Staatögebiet in Monardyien wie 
fürftliche8 Grundeigenthum amgefehen wurde, hielt man dafür, daß die Uebertragung wie 
im Privatgüternerfehr von Staat zu Staat vermittelt werden könne. Auf den Willen der 
Bewohnerſchaft fam nichts an. In neuerer Zeit bezeichnet man den Uebergang von Ges 
bietsftücten des einen Staates an einen anderen unter dem gemeinſamen Ausdruck ber 
Abtretung Wie bei der Gefjion von Forderungsrechten fann der materielle 
Grund derfelben ein ehr werfchiedener fein: Kauf und Taufch, friegerijher Zwang in 
Friedensſchlüſſen, Schenkung, Erbſchaft (mo Theilung des Staatögebietes in Erbfällen 
möglich it). Je mehr der Gedanke Wurzel ſchlug, daß die Träger der Staatögewalt 
dem Volke gegenüber, wenn nicht juriſtiſch verantwortlich, jo Doch vechtlich verpflichtet ſeien, 
deſto näher lag die Frage: ob ohne Zuſtimmung der betheiligten Benölferungen eine Ab- 
tretung von Staatögebiet ftattfinden könne ? Abgefehen von der meiftentheils zur Verän— 
derung der Staatögrenzen erforderlichen Zuftimmung der Volksvertretung verlangen einige 
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Bubliciften noch die Urabftimmung der im abzutretenden Gebietstheil ſeßhaften Bevöl— 
ferung. In diefer Weiſe wurde mehrfach verfahren, jo bei der Abtretung von Sa— 
voyen und Nizza am Frankreich, bei der Vereinigung ehemals zum Kirchenſtaat gehöriger 
Beftandtbeile des Königreichs Italien, obwohl von Seiten der päpftlihen Regierung fei- 
nerlet Uebertragung von Rechten worangegangen war. Die im allgemeinen denkbaren 
Fälle des Gebietsüberganges find: 1) Mit dem Willen der betheiligten Staatsgewalten 
und der Bevölferungen ; 2) mit dem Willen einer abgefallenen Benölterung aber ohne 
Zuſtimmung der verlierenden Regierung ; 3) mit dem Willen der Staatsgewalten, aber 
obne oder gegen den Willen der von einer Regierung aufgegebenen Bevölkerung. Für 
jede diefer Uebertragungsformen gibt es Prücevenzfälle. Als entjcheidend in wölferredt- 
licher Beziehung kann indeffen nur der Wille der betheiligten Staatsgewalten angejehen 
werben ; doch fehrt bier die bereits einmal beſprochene Streitfrage wieder: ob die unter: 
laſſene oder verweigerte Genehmigung einer ftaatsgrundfäglich dazu berufenen Volks— 
vertretung Das Rechtsgeſchäft Hinterher ungültig machen würde? Keinenfalls kann 
vom Standpunkt dev heutigen Entwidelung aus behauptet werben, daß eine Zuftummung 
der Mehrheit einzelner Individuen in den abzutretenden Gebietöftüden erforderlich fei ; 
noch viel weniger, dap gegen den Willen der Staatögewalt eine Bereinigung abgefallener 
Provinzen mit fremden Mächten einfach zu dulden fen würde. 

Der Abtretung von der einen Seite, in welcher fich eine Staatögewalt der Regie— 
rungsrechte entſchlägt, entipricht von der anderen Seite Befigergreifung des gleich— 
ſam vacant gewordenen Staatögebieted oder wenn man will juris quasi possessio in Bes 
ziehung auf das Herrichaftsrecht. Eine einfache Uebertragung der privatrechtlichen Formel 
erfcheint auch bier nicht möglich, weil die Volföperfönlichkeit fich nicht wie der einzelne 
Menſch zu den Bermögensftüden, zu dem Gebiete des Staates verhalten kann. Daß Ab— 
tretungen möglicherweiſe ein Einfpruchsrecht dritter Staaten hervorrufen können, wenn deren 
äußere Sicherheit dadurch gefährdet fein würde, liegt auf der Hand. Bei der beabjichtigt 
gewejenen Uebertragung von Luremburg fiel diefe Rüdficht ind Gewicht. 

8. 34. Das offene Meer. Die Staaten, dur die Abgefchloffenheit ihres 
Gebietes individualiſirt, treten durch den Seeverfehr im dauernde Verbindung mit 
einander. Ehemals bei umvolllommener Nautik Das größte aller Verkehrshinder— 
niſſe, iſt das Weltmeer gegemwärtig die großartigfte Ueberbrüdung der nationalen Ge— 
genfüge. Im Altertum und Mittelalter bat ed nicht an Anfprüchen gefehlt, ver- 
möge welcher einzelne Theile des Weltmeerd von den nächſtliegenden Küftenftaaten als 
Eigenthum mit der Wirfung der Ausichlieglichkeit gegen Andere bezeichnet wurden : eine 
Rechtsanſchauung, die erflärlich wird, wenn man erwägt, daf es in gewiſſen Perioden 
ſchwer ıft, den Handel vom Seeraub zu untericheiden und die Ausdehnung der Herrichafts- 
anfprücde auf geawiffe, nahe liegende Mleereötheile durch das Bedürfniß der Bertheidigung 
gegen feeräuberifche Angriffe nothwendig erſcheinen fonnte. Seit den 17. Jahrhundert 
vollzog ſich indeflen ganz allgemem eine Umwälzung in den Anſchauungen der Nationen 
in entgegengefegter Richtung. Das Meer ward zur freien Verkehrsſtraße aller Nationen. 
Kein Voll darf von der Mitbenugung der Seewege ausgeichloffen werben. Allen zus 
gänglich und für alle ausreichend, mit den Mitteln politiicher Macht und nautiſcher Tech— 
nit in feiner Totalität niemals zu beherrichende Naturgewalt, kann auch das Meer nicht 
in willkürlich ausgeichiedenen Theilen durch beftunmte Völker angeeignet werden: Mare 
liberum! So ericheint das Weltmeer heutzutage als die geographiiche Offenbarung der 
fosinopolitiichen, menichheitlichen Idee der Völferwereinigung, wie die fefte Erde in ihrer 
mannichfaltigen Gliederung in territorialer Befonderheit ald die Grundlage der nationa— 
len Ztantsbildung in dev Geſchichte aufgefaßt werden fann, 
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Bei diefem Grundſatze, daß feine Nation von der Mitbenugung der hoben See aus: 
geſchloſſen werden könne, darf man indeſſen nicht ftehen bleiben. Er tft nur der Aus: 
‚gangöpunft, an welchem man zur pofitiwen Ordnung des freien Seegebrauchs fortichreiten 
muß. Somit ift Sorge zu tragen, Daß nicht unter dem Namen der Freiheit die Willkür 
der Einzelnen Störungen ſchaffe. Das nationale Princip des Völkerrechts muß jede 
Serichtöbarkeit der einen Nation über die auf hoher Eee befindlichen Fahrzeuge einer 
‚anderen als einen Eingriff im die Unabhängigkeit und Selbftitändigfeit der Staaten zu— 
rädwerfen. Das kosmopolitiſche Brincip fordert, daß dieſe Selbftverantwertlich- 
keit der Staaten nicht zum Deckmantel ſchuldhafter Befchädigungen und Beeinträchtigun- 
‚gen gemacht werde. Somit bleibt nichts anderes übrig, als daß der Staat, welder Schiffe 
auf hoher Ser, foweit fie feinen Unterthanen zugehören, gleihfam als wandernde Ge: 
bietötheile betrachtet, die völkerrechtliche VBerantwortlichfeit gegen den Mißbrauch der 
Berfehröfreibeit übernehme. Daher die wichtigen Grundfäge: Nur der Staat ift Nechte: 
fubject des freien Seeverfehrs, nicht Das einzelne menſchliche Individuum. Zugehörig— 
feit zu irgend einem Staate, dargethan durch eine won demfelben autorifirte Flagge, 
Die von allen Handelsfahrzeugen zu führen ift, bilvet daher die unerläkliche VBorbedingung 
‚für Die Aufrechterhaltung der Ordnung auf hoher See, für die Untervrüdung eines allen 
Kationen gleich gefährlichen Seeraubed. Desgleihen hat jeder Staat nothwendigermeiie 
Die Verpflichtung, in feinen eigenen Gefegen und Seerechtsordnungen diejenigen Vorſchrif— 
ten aufzuftellen oder zu handhaben, ohne welche ein friedlicher Verfehr zur See nicht dent: 
bar jein würde. Die Praris ver ferfahrenden Nationen hat im Laufe der Jahrhunderte 
gewiſſe Regeln entftehen laſſen, welde von der Gefeßgebung der Gulturftaaten meiften: 
theild angenommen worden find, oder doch als ftillichweigende Vorausfegung im friedlichen 
Staatenverfehr Geltung erlangt haben. Freilich darf man vom heutigen Völkerrechte 
lagen : Die Grundſätze über den Verkehr auf hoher See tragen noch viel zu fehr den Stem— 
pel der ihn ehemals völlig beberrichenden Eiferfucht der Nationalitäten. Es genügt für 
die heutigen Verhältniffe keineswegs, daß jeder Staat für ſich allein die Berantwortlichteit 
für die auf hoher See von feinen Angehörigen begangenen Zumiderbandlungen über: 
nehme, Die gemeinfame Vereinbarung allgemein verbindlicher Normen unter Zugrunde- 
legung bisher gemachter Erfahrung, und die Herftellung gemeinſchaftlicher Anftalten zur 
Sicherung der Seeſchiffahrt im den zumeift befahrenen Meerestheilen erfcheint bereits ges 
genwärtig als wünſchenswerth. Es wird darauf ankommen, genügende Garantien zu 
finden, gegen den Mißbrauch einer fremden Flagge, durch welchen die Verantwortlichfeit 
für Die auf hoher See begangenen Schadensftiftungen verdunfelt werden kann, das Durch— 
ſuchungsrecht in Friedenszeiten gegen Schiffe auf hoher See nicht blos auf den Fall des 
präfumirten Sclavenhandeld zu beſchränken. Einzelne dem Weltverfehr dienliche Anftalten 
jund noch ohne den motbwendigen Schug. Zu erwähnen find die ſubmarinen Telegraphen, 
welde unzweifelhaft Anfprud darauf haben, gegen willfürlide Zerftörung geſchützt zu 
werden und dennoch Durch Die Aufficht eines Uferſtaates nicht hinreichend geſchützt werden 
fönnen. 

(2iteratur: Th. Ortolan, Regles internationales et diplomatie de la mer, 2. ed. 
1553. — Jacobſon, Seerecht des Nrieges und des Friedens im Bezug auf die Kauf- 
fahrteifchiffahrt, 1815. — ©. Kaltenborn, Grundſätze des praltiſchen europäiichen See- 
rechts, beſonders im Privatverfehr, 1851. — R. G. Philipson, Over den vo kenregte- 
lijken regel: Schip is territoir, 1864. — 5. Bifchof, Grundriß eines pofitiven öffentlichen 


intertationalen Seerechts, 1363. — W. de Burgh, The elements of maritime internatio- 
nal Law,’ 1868.) 


8.35. Küſten und Küſtengewäſſer. Gefchlofiene Meere und Sees 
ſtraßen. Die Principien dev Freiheit des offenen Meeres auf der einen Seite und dev 
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nattonalen Geſchloſſenheit der Territorien auf feften Lande oder den Inſeln find 
gegenwärtig außer allem Zweifel. Aber zwifchen beiden gibt es Grenzftreitigfeiten, 
wo fie fi geographiich berühren. Zunächſt fteht feit, daß Die Küſten zum Eigen— 
thum des ang Meer grenzenden Staates gehören. Daffelbe gilt von den nächſt— 
liegenden Küftengewällern. Hierbei tft es indeſſen zweifelhaft: wie weit? Der Verfuche, 
eine Grenze zu finden, find ſehr viele gemacht worden. Schließlich hat man fich dafiir 
entjchieden, Kanonenſchußweite als das legte Herricaftsziel zu betrachten. Engliſche und 
amerifaniiche PBraktiter nehmen neben dieſer engeren Seegrenze der Staaten {glei drei 
Seemeilen) noch eine weitere Yinie an, inmerhalb welder fremde Waaren nur gegen Ent— 
richtung der Zölle werfchifft werden dürfen. Ob die ficherlic bedeutende Vervollkommnung 
der artilleriftiichen Waffen im der neueren Zeit eine Erweiterung der auf die unvollkom— 
menen Geſchütze der älteren Periode berechneten Seegrenze einen Einfluß baben wird, ift 
noch nicht zu entſcheiden. Bis jest ift Die Frage noch nicht aufgemorfen worden: ein 
Zeichen, daß fie gegenwärtig ein geringes Intereffe darbietet. In Kriegszeiten kann jelbft- 
verftändlich der Feind auch außerhalb der Seegrenze angegriffen werden, wie er felbft von 
der Küftengrenze ſich nirgends wird abhalten laſſen, we er mit überlegenen Streitkräften 
ericheint. In Friedenszeiten gibt es nur ein bedeutenderes Intereffe, welches jet noch für 
eine Ausdehnung der Seegrenzen ſprechen könnte: das Recht der Zeefifcherei in den ber 
Küfte zunächſt gelegenen Gewäſſern, von deſſen Mitgebrauh Angehörige fremder Staaten 
jelbitwerftändlich ausgeichleifen werden können. An PBrätenfionen auf eine Ausdehnung der 
Seegrenzen bat es aud im neueſter Zeit nicht gefehlt; eine der allerlegten war diejenige 
der Ruſſen auf das Eigenthum an denjenigen Meerestheilen, welche zwiſchen Kamtſchatka 
und den ehemals ruſſiſch-amerikaniſchen Befigungen in der Mitte Liegen. Aus alter Zeit 
werben häufig die britiichen Ansprüche auf die (über die Seegrenze binausliegenden) ans 
grenzenden Meevestheile erwähnt. Daß nad) den herkömmlichen Regeln auch Häfen und 
Buchten zum Eigenthum des Befigftandes gehören, ergibt fi von ſelbſt, ebwohl von 
einem Eigenthum an einem beftändig in Bewegung begriffenen Elemente wie der Waſſer— 
maſſe nur im ımeigentlichen Zinne geſprochen werden kann. Bei weitgeöfneten Baien 
entfteht indeiien wiederum Zweifel. Wenn nämlich die am weiteften vorfpringenden Punkte 
einer Küfte zu entfernt auseinanderlisgen, als daß die Mitte des Waſſers innerhalb der 
Seegrenze fiele, ftreitet man darüber, ob ſolche Baien zu offener See oder zu den Staais- 
gewäſſern gezählt werden ſollen. Insbeſondere find zwifchen England und Amerifa der— 
artige Seegrenzſtreitigleiten vielfach erörtert worden. 

Eine befondere Art von Zeebildungen find die geichlofienen over Eigenthums— 
meere, Man verfteht Darunter diejenigen, welche von dem Gebiet eines und deſſelben 
ihren Zugang beherrſchenden Staates völlig umſchloſſen find. Auf ſolchen Meerestheilen 
hat der umſchließende Staat Hoheitsrechte. Als allgemein anerfanntes Beifpiel pflegt Das 
Alom’iche Meer angeführt zu werden. Die Oſtſee iſt zumeilen als Eigenthumsmeer 
der umliegenden Küftenftaaten, jedoch vergebens, in Anjorucd genommen worden. Auch 
bei den Berengerumgen des Seeweges zwiſchen Theilen des Weltmeeres, den Seejtraßen, 
jind häufig Schwierigfeiten erhoben worden. Dieſelben Tiegen entweder zwiichen ſtaaten— 
loſen Küſtenſtrichen, in melden Fall eine ſpätere Occupation des angrenzenden Yandes 
der bereits beftehenden Freiheit des Seeverkehrs feinen Abbruch thun könnte (Mas 
gelbaens Straße. Oder fie liegen zwiſchen Ufern verichtedener Staaten, wie Der 
Zund, deſſen völlige ungewöhnliche Belaftung mit einem Holle jeit 1857 aufgehört bat, 
Oder fie werden von Küften eines und deſſelben Staates eingeſäumt. In dieſem Falle 
it anerfannt, daß eine Seeſtraße für Kriegsfabrzeuge geiperrt werden darf. Bon befon= 
derer Bedeutung im der europäiſchen Geſchichte waren von jeher die Darbanellen und der 
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Bosporus. Durch Gefammtverträge der europätfchen Mächte untereinander find Diefelben 
nunmehr den Kriegsfabrzengen der Mächte erichloiien, eine Regel, von welder mur in 
einigen feltenen Fällen aus Gründen der Höflichkeit Ausnahmen von der Pforte gemacht 
iverden. Die Nücjichten, welche zu diefen Feſtſetzungen geführt haben, find auch maßgebend 
geweien in der Nentralifirung des Schwarzen Meeres. Bon Seiten Ruflands und der 
Türkei erſcheint die Zuſtimmung zu den bezüglichen Feftiegungen des Parifer Vertrags als 
ein Verzicht auf einen Theil ihrer Souveränetätsrechte, vermöge welcher fie befugt fein 
würden in den Häfen des Schwarzen Meeres Kriegsflotten zu unterhalten. An der 
völferrechtlichen Zuläffigfeit ſolcher im allgemeinen Friedensintereffe gemachten Einräumun— 
gen ift gewiß nicht zu zweifeln. Dagegen ift öfters zur Sprache gefommen, ob eine Na— 
tion vehtögültig auf den friedlichen Mitgebrauch gewiſſer Meerestheile oder Seewege ver: 
zichten fünne? Indem man jeden Verzicht auf weſentliche Elemente der menfchlichen 
Freiheit wie eine freiwillige Hingabe der eigenen Perſon in Hörigfeit als unfittlich betrach— 
tete, hielt man dafür, daß auch die Nattonen durch ſchlechthin unfittliche Verzichtleiftungen 
auf den Gebrauch ihrer natürlichen Freiheit nicht vertragsmäßig gebumden werden könnten. 

8. 36. Tie Ströme und ſchiffbaren Flüffe Wenn man annimmt, daß 
Häfen und Buchten der offenen Zee der Gewalt des Küftenftaats unterliegen, jo veriteht 
es fich auch von ſelbſt, daß der Verkehr auf den Strömen an fich der Verfügung des— 
jenigen Staates unterliegt, deifen Gebiet fie durchichneiden. Iſt das Verhältniß dev Art, 
daß Flüſſe in dem Gebiet eines und deſſelben Staates entfpringen und münden, fo nimmt 
man allgemein an, daß fremde Nationen feine Anſprüche auf den Gebrauch einer derar- 
tigen Waſſerſtraße haben. Selbſt dann würde ein folches Necht nicht behauptet werden 
können, wenn etwa an den Häfen der Flußmündung der Handel auswärtigen Nationen 
geftattet wäre. In China tft Died Durch Eröffnung gewiſſer Häfen für den Weltverkehr 
gefchehen und daraus die Strätfrage heroorgegangen, wie weit die chineſiſchen Ströme 
ins Innere hinein von den Küften aus befahren werden dürfen. 

Für Europa bat diefe Erörterung wenig Intereffe. Dagegen war in früheren Jahr— 
bunderten ein lebhafter Streit geführt worden um die Frage: mie es zu halten fei, wenn 
ein Strom, z. B. der Rhein, mehrere Staaten durchſtröme? Ob der tiefer liegende Staat 
den höher Tiegenden von der Schiffahrt ſtromabwärts und umgekehrt abhalten könne? 
Wie immer, in den Controverien des Völkerrechts wird die Antwort verichteden Taten, je 
nachdem man einfeitig von dem Grundſatze nationaler Selbititindigfeit oder der höheren 
menjchheitlichen Vertehrsintereiien ausgeht. Die Theorie des allgemeinen Völkerrechts iſt 
unter der Vorausſetzung gewiſſer Intereffenconflicte unter den Staaten niemals im Stande, 
die Einzelheiten genan anzugeben, unter Denen eine Vereinbarung möglich ſein würde. 
Die verichiedenen Meinungen und Beweisführungen, welche ſich auf Das erclufivere Eigen- 
thum der Staaten an den ihnen zugehörigen Stromitreden oder gegentbeilig auf die Bes 
hauptung eines Miteigentbums und Mitgebrauchsrechts der betheiligten Staaten bezieben, 
haben feinen Anſpruch darauf, bier vorgeführt zu werden. Durch die Wiener Congrefacte 
vom Jahre 1815 it der Grundſatz der freien Stromſchiffahrt auf den mehrere Staaten 
Durchichneidenden Flußlinien und deren Nebenflühlen von dem Beginne der Schiffahrbarteit 
bis zur Mündung md Meer anerkannt. Für die Donau find diefe Beitimmungen 1856 
im Parifer Frieden angenommen worden. In ſpeciellen Gomventionen unter den bethei= 
ligten Uferftaaten find demnächſt die befonderen Einzelbetten der Ausführungsmeile vereins 
bart worden, jo daß neben dem allgemeinen Grundlage des europäiſchen Völkerrechts fich 
überall noch ein Specialrecht zur Handhabung auf den einzelnen Strömen findet. Auch 
in Amerifa haben ſich Diefelben Grundſätze nach und nad Bahn gebrochen. Ueberall be- 
ginnt man den alten Anſchauungen der Ausichlieplichteit nationaler Intereſſen zu entſa— 
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gen, weil man bie wirtbichaftlichen Nachtbeile eines derartigen Standpunktes begreift. 
Dennoch beftchen mancherlei Ungleichheiten. Während die brafiliantfche Regierung den 
Amazonenftrom und die argentintihe Conföderation den Ya Plata dem allgemeinen Ber: 
kehr feierlich übergeben haben, bezieht ſich die Freiheit des Verkehrs auf dem Et. Porenz- 
ftrem nur auf Die adjacenten Mächte, Dabei ift die Einräumung der freien Schiffahrt 
an Die nordamertfanifche Union nicht einmal eine definitive und umwiderruflide. Ein 
Ueberblid auf die jet beftehenden Zuſtände zeigt, daß mancherlei Unklarheiten auch bier 
noch zu überwinden find, und daß das angemefjene Ziel der weiteren Rechtsentwickelung 
zu finden ift in der Anerkenming der freien Stromſchiffahrt für alle Nationen auf allen. 
ſchiffbaren Strömen ohne Unterfchied, ob ſie das Gebiet eines oder mehrerer Staaten 
durchſchneiden, vorbehaltlih der militärifchen Sicherheit tm Kriege und der Zollintereffen 
im Frieden. 

Der Grundſatz der freien internationalen Stromſchiffahrt gehört ohne Trage zu 
den wichtigſten Principten des allgemeinen Völkerrechts. Demgemäß bat er nad und 
nach die weitefte Verbreitung bei allen Nationen gefunden. Sodann zeigt er das Wachs— 
thum der Borftellungen über Berfehröfreibeit, welche von der offnen See urſprünglich aus- 
gingen und nunmehr bereits .auf nationale Waſſerſtraßen Amwendung finden. Man ijt 
bier nicht den fchwerfälligen Ausweg gegangen, daß die an der Stromfchiffahrt zunächft 
betheiligten Nachbarſtaaten ſich etwa gegenfeitig eine Dienftbarfeit conftituirt hätten ; fon= 
dern die Verfügung der Staaten über nationale Waflerftraßen ift aus dem Gefichts- 
punkte einer allen Staaten gemeinfamen Berfehrsordnung beichränft worden. Davon ijt 
die wichtige Folge, daß auch durch den Krieg zweier einander benachbarter Staaten bie 
Schiffahrtörechte der Neutralen an den nationalen Waſſerſtraßen nicht gehemmt werden 
dürfen. Jedenfalls befteht aber zreifchen dem Berkehr auf hober See und der freien Stroms 
ſchifſahrt immer noch dev wohlbegründete Unterfchied, daß der Staat auf den ihm zugehörigen 
Etremftreden feine Gerichtögewalt umbedingt zur Geltung bringen darf und daher auch 
in Friedenszeiten bei begründetem Verdachte einer Zuwiderhandlung das Durchſuchungs— 
recht ungeichmälert behalten muß. Diefer Grundſatz ſchließt aber nicht aus, daß in ge— 
miſchten Gerichtsböfen, an deren Beſetzung ſich die Uferftaaten gemeinjam betheiligen, in 
zweddienlicher Weile für eine wirffame und gerechte Aufrechterhaltung der Ordnung ges 
ſorgt werde, 

(Xiteratur: Et. Caratheodory, Du droit international concernant ies grands 


eours d’enu, 1861. — Revidirte Rbeinfciffabrtsacte vom 17. October 1868. — Acte publie 
relatif A Ja navigation «es embouchures du Danube 23. Nov. 1868.) 


IV. Die Staatsverträge. 


$. 37, Weſen und Charafter der Staatsverträge. Nur fonweräne, 
und umerbalb gewiſſer engerer Grenzen, halbſouveräne Staaten fünnen fih dem Auslande 
gegenüber verpflichten. Ein Staatövertrag tm völferrechtlichen Sinne fordert alſo: Selbft- 
ftändigkeit der vertragsichliegenden Mächte, Berfügungsfreibeit und Handlungsfähigfeit der 
in Bertretung des Staates handelnden Perjonen, ein dem vwölferrechtlichen Verkehr unter= 
worfenes Object. Soweit die Regeln des Obligationenrechts auf der Freiheit Der menſch— 
lichen Berfon beruhen und die Uebereinftunmung des vernünftigen fittlihen Willens als 
die den Nechtöverfehr der einzelnen Menfchen bejtimmende Macht im Vertragsvechte ans 
erfennen, fann eine Uebertragumg der Grundſätze auf das Völkerrecht unbedenklich erſchei— 
nen. Ebenſo find aud die Negeln, welche fih auf die Auslegung der Rechtsgeſchäfte be— 
ziehen, auf Staatsverträge amwendbar. Wenn das Privatrecht erklärt, daß die ftantliche 
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Gefammtrechtsorbnung durch Rechtögeichäfte einzelner Perjonen nicht geändert werden fann 
und umfittliche Bedingungen oder Verpflichtungen nicht verbindlich find, jo gilt dieſelb 
Rückſicht auch im Bölferwerkehr. Nur ift bier das fittlihe Moment weſentlich in ber 
menſchheitlichen Idee zu ſuchen. Durch Vertragsſchluß einzelner Mächte kann niemals ab— 
geändert werden, was für das friedliche Nebeneinanderbeſtehen der ſtaatlich organiſirten 
Völker weſentlich erſcheint und deswegen als Grundſatz des allgemeinen Völkerrechts an— 
erfannt worden iſt. Andererſeits iſt gewiß, daß das Vertragsrecht nur die Paciſcenten 
ſelbſt binden und jedem Staate nur inſoweit eine Verpflichtung erwachſen kann, als 
er fie anerkennt. Was von einer Mehrheit von Nationen als rechtsverbindlich angenom— 
men wurde, bindet darum noch nicht alle. Hierin Liegt allerdings eine Schwäche des 
Völkerrechts. Kein Staat kann fih dem Gerichte anderer Staaten in denjenigen Dingen 
unterwerfen, die feine eigene innere Ordnung allein betreffen oder das Princip feines Fort- 
beſtehens angeben. Dagegen follte allerdings der Grundfag gelten, daß in Angelegen- 
heiten des allgemeinen Verkehrs der einzelne m Bölferrechtsgemeinfchaft mit andern 
ftehende Staat nicht eigenfinnig und willkürlich fich gegen die Gemeinfamteit der den Ber: 
kehr vegelnden Normen auflehne. Wenn 5. B. faft alle Staaten die Grundfäge über 
Neutralifation der der Pflege und Heilung der Berwundeten dienenden Anftalten anges 
nommen haben, jo jollte die Berfagung des Beitritts Durch einige wenige Staaten niemals 
von den anderen Staaten gleichgültig hingenommen, ſondern mindeftens [hen im gegen— 
wärtigen Gulturftande ald eine Rüdjichtslofigfeit oder ald ein Verſtoß gegen die freund— 
ſchaftlichen Verkehrsgrundſätze, melde man die Comitas gentium zu nennen pflegt, ernſt— 
baft gerügt werden. Andererſeits jollte, wenn die Zuftunmung mehrerer Mächte zu einem 
dem Völlerverkehr dienlichen Abkommen nicht erlangt werden kann, nicht gezögert werben, 
einen Fortfchritt wenigſtens unter denjenigen Staaten zu verwirklichen, die von jeiner Nüß- 
lichkeit überzeugt find. Faſt immer find e8 im Anfange Berträge unter einzelnen weni— 
gen Staaten geweſen, durch welche ein fpäterhin als wichtig erfannter Grundſatz zuerft in 
die Staatöpraris eingeführt wurde. 

Zwiſchen dem Privatvertragsrechte und dem Rechte der Staatsverträge beitehen 
übrigens einige erhebliche Unterfchiede. Zuvörderſt in Rückſicht des Gegenftandes, welder 
in der Staatenwelt nur ausnahmsweiſe einen beftummten vermögensrechtlichen Werth zu 
repräjentiven pflegt. Weitaus die meiſten Intereffen, um welche es fih beim Abſchluß 
von Staatöverträgen handelt, find unſchätzbar; ein Aequiwalent ift deswegen in Fällen 
der Verlegung ſchwer zu ermitteln. Auch in anderer Hinfiht muß man fich vor über: 
eilter Analogie des Privatrechtd hüten. Während Einſchüchterung und Zwang im bür- 
gerlichen Verkehr unter allen Umftänden unzuläffig find und der materiellen Uebereinſtim— 
mung der Willen binderlih in den Weg treten, beruhen gerade die für die Entwidelung 
des pofitiven Völferrechts wichtigften Vertragsichliefungen auf erzwungener Nachgiebigfeit 
des einen Theil. Es find dies die Friedensſchlüſſe. Gerechter Zwang im Kriege ift 
aljo eine gültige Urfache des Rechtserwerbes durch Vertrag. Nur im Frieden wäre Ge— 
mwaltthätigfeit gegen eine in Vertretung des Staates bandelnde Perſon ein den Vertrags— 
abſchluß infirmirender Umſtand. 

Uebrigens iſt die Grenze zwiſchen Privatverträgen und Staatsverträgen nicht To Leicht 
zu ziehen, wie es auf den erften Blick ſcheinen könnte, In der älteren Theorie des Völler— 
rechts findet ſich eine am die noch unklaren Berhältnifie der abjoluten Monarchie anfnüpfende 
Unterſcheidung zweiichen perfönlichen und fachlichen Staatöverträgen der Fürſten. Gegen— 
wärtig fann es feinem Zweifel umterliegen, daß die Privatangelegenheiten eines Fürften 
überhaupt fein Gegenftand für Etaatöverträige ſein fünnen. Dagegen kann es vorkommen, 
daß ein Fürft, welcher als Souverän einen Vertrag ſchloß, ſpäterhin feines Thrones ver- 
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luftig gebt und in das Privatleben zurüdtritt. Bei der Mevdiatifirung zahlreicher Reiche: 
ftände, die das Recht der Bertragsichliegung ehemals gehabt hatten, trat diefer Fall zu 
Anfang diejes Jahrhunderts ein. Ebenfo ift es in neueſter Zeit ftreitig geworben, ob 
der mit dem ehemaligen König von Hannover abgeſchloſſene Abfindungsvertrag als ein 
Staatövertrag oder als ein Privatabtoınmen aufzufafien je. Die regelmäßige Borans- 
ſetzung der Staatöverträge ift eim zwiſchen den Gontrahenten beftehender Friedenszuftand. 
Doch iſt der legteve keineswegs ſchlechthin unerläßlich. Auch während des Krieges können 
Verträge mit bindender Kraft unter den ftreitenden Theilen abgefchlojjien werden. Ebenſo 
it es möglich, Vereinbarungen zu treffen, welche gerade auf den Kriegsfall berechnet find, 

$. 38. Die Bertragsarten. Der Berfuch, Die einzelnen Arten von Berträ- 
gen nach gewiſſen Merkmalen zu claſſificiren, it ſchon im Privatrechte mit erheblichen 
Schwierigkeiten verbunden. Noch weniger ift gelungen, im Völkerrecht eine allgemein an: 
nehmbare Aufitellung durchgreifender Unterſcheidungsmerkmale zu begründen. Grotius 
unterſchied Verträge, welche in Gemäßheit des natürlichen und vernünftigen Völkerrechts 
etwas beſtimmen, und ſolche, welche dem natürlichen Völkerrecht Verbindlichkeiten hinzu— 
fügen. Pufendorf ſtellte außer dieſen beiden noch eine dritte Claſſe von Berträgen 
auf, nämlich ſolche, welche an ſich unbeſtimmte Grundſätze des Völkerrechts im einzelnen 
ausführen und ſpecialiſiren ſollen. Damit ſtimmt die auch von Neueren vorgeſchlagene 
Eintheilung in „regulatoriſche“, d. h. Verpflichtungen normirende und „conftitutiwe”, d. h. 
Verpflichtungen begründende Staatsverträge. Andere wollen bei der Sonderung gewiſſer 
Vertragsgattungen die zeitlichen Wirkungen berückſichtigt wiſſen und unterſcheiden: Ver— 
träge mit vorübergehender oder auf einen Einzelfall beſchränkter Wirkung (conventions), 
Verträge mit einer auf Dauer oder auf längere Zeit befchränften Wirkung (traites) und 
gemifchte Berträge (cartels). Ein ſicheres Kennzeichen tt damit gleichfalls nicht gewon— 
nen. Denn eine der wichtigiten Bertragsarten der neueren Zeit, die Handelöverträge, 
pflegt nur auf eine bejtimmte Zeitvauer won Jahren abgeichloflen zu werden. Daß auch 
die einfeitige oder zweifeitige Natur der Leiſtung in Betracht gezogen werden kann, 
verfteht fih von felbft. Am eviten wird man, wenn der Inhalt der Staatsverträge betrachtet 
werden ſoll, unterjcheiden können zwiſchen ſolchen Verträgen, die nur auf die befonderen An— 
gelegenheiten zweier Staaten Bezug nehmen, ohne daß eine Ausdehnung der Berechtigungen 
und Verpflichtungen auf andere Staaten beabjichtigt fein könnte : Grenzregulirungen, Bünd— 
niſſe und Alliancen; ferner ſolche Verträge, welche ein allgemeines Verfehrsprincip uud 
einen allgemeinen Grundfag entweder zuerft in pofitiver Vertragsform unter gewiſſen 
Staaten ordnen oder doch die Anwendung in der Etaatöpraris näher reguliven : Das 
bin zählen Auslieferungs: und Yurisdictionsverträge, internationaler Schuß Des geiftigen 
Eigentbums u. ſ. w. Hinfichtlich der Wirkung ftehen beide Gattungen von Verträgen 
einander gleich. Doc bleibt der Unterfchied, daß Die zweite Kategorie von Verträgen der 
Ausdehnung auf die Geſammtheit der Staaten in dem Summe fähig iſt, daß jeder Staat 
gleichzeitig allen andern verpflichtet wird und ſomit eine Verlegung des Vertragsverbält: 
niſſes keineswegs den unmittelbar Davon berührten Einzelſtaat allein, ſondern die Geſammt— 
beit aller übrigen gleichzeitig angehen würde. 

$. 39. Die Perfection der Staatsverträge bietet eine Beſonderheit in— 
jofern dar, als feit längerer Zeit geftritten wurde, ob auch in Ermangelung eines aus— 
drücklichen Vorbebaltes ein Staatövertrag, wenn ordnungsmäßig und ohne Ueberfchreitung 
der Inſtruction durd einen Geſandten abgeichloffen, der nachmaligen ausprüdlichen Ge: 
nehmigung des Zowveränd oder der Ratification binterber bedürfe Die ültere 
Praxis neigte dahin, die Perfeetion der Verträge von dem Augenblicke der Unterzeichnung 
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durch einen bevollmächtigten Minifter zu datiren. Einige Schriftiteller verwirrten die Frage 
durch eine ins Einzelne gebende Caſuiſtik, indem fie unterſchieden wilfen wollten, ob ein 
Devollmächtigter etwa gegen gebeime Inftructionen gehandelt habe, oder nicht. Damit 
wäre indeſſen für den andern Contrabenten nichtö gewonnen. Neuerdings bat Die ent= 
gegengefegte Praris die Oberband gewonnen, nad welder Staatsverträge exit mit der 
Katıfication wirffam werden, oder, wie man beſſer fagen follte, die Ratification ftets als 
vorbehalten gelten fol. Es entſpricht dieſe Auffaffung der befonderen Wichtigkeit Der 
Staatöverträge, deren forgfältige Prüfung und Sichtung ihrer Feftigfeit nur dienlich fein 
kann. Ausnahmen find allerdings denkbar, wenn es ſich 3. B. um Berträge handelt, bie 
jofort in Wirkfamteit treten follen und durch den Vorbehalt der Netification einen den Abs 
fihten der. Contrahenten binderlien Aufſchub erfahren würden. Hieher würden die unter 
Kriegfühvenden getroffenen, zur ummittelbaren Ausführung beſtimmten Abreden zu zählen 
ſein. In folchen Fällen würde mindeftens der Vorbehalt der Ratification durch den Sou— 
verän ausdrüdlich auszuſprechen fein. 

$. 40. Zicderungsmittel für die Erfüllung der Staatsverträge, 
se weniger eine Auftizgewalt “un Stande ift, den Privatverträgen Nachdruck zu verſchaffen, 
defto mehr pflegt das Bedürfniß der Selbſthülfe in der Verſtärkung vertragsmäßiger For: 
derungörechte hervorzutreten. Daher Pfand und Bürgichaften, oder was beim Beginn 
des internationalen Handels an der Grenze einander mißtrauiſch gegenüber ftehender Staa— 
ten zu gefchehen pflegt : die Erfüllung der Taufdwerträge Zug um Zug, der Taufchhan= 
del ohne Gredit. Den Staatöverträgen fehlt eine ihre Erfüllung fichernde Inſtanz völlig ; 
jede Nation bat um welentlicen nur das Zutrauen auf den guten Willen des andern 
Gontrabenten umd ihre eigene Kraft bei der voransfichtlich zu erwartenden Erfüllung der 
Verträge zu veranſchlagen. Noch wichtiger iſt indeſſen als Nüdbalt für Das Vertrags: 
recht Die Berſtärkung Der öffentlihden Moral im dem ZStaatenverfehr und die Rückſicht- 
nahme, melde beim Abſchluß der Staatöwerträge einer einfeitigen Uebervortheilung der 
Miicontrahenten entfagend, die Gegenfeitigfeit der Vortheile für alle Betheiligten im Auge 
behält. Wie weientlich dies tt, zeigt fih an der Hmfälligfeit derjenigen Sicherungsmtittel, 
welde man im alter Zeit zur Beltärfung der Staatöverträge anzumenden pflegte. Zus 
nächit der fererlichen Betheuerungen und Eidesleiſtungen, durch welche die Beobachtung der 
Verträge gelobt wurde. Schon im Mittelalter waren eidliche Verſprechungen bedenklich 
geworden, nachdem Das päpftliche Dispenfationsrecht den Eiden ihre Unerfchütterlichkeit ge: 
nommen hatte. Das Ginzige, was in der Gegemwart bei den Friedensſchlüſſen übrig 
geblieben, ıft eine feierliche Eingangsformel: Au nom de la tres-sainte et indivisible 
Trinite, oder wie tm Parifer Friedensinftrumente von 1856) au nom du tout puis- 
sant. in zweites Beltärkungsmittel, deffen man ſich in älterer Zeit bediente, waren Die 
Geißeln. Entweder nah Analogie der Pfändung weggenommen oder durch Vertrag 
bingegeben, jollten angefebene, dem verpflichteten Staatsweſen angehörige Perfonen bis zur 
Erfüllung eines Bertrags von den Forberungsberechtigten feftgebalten, im Nichterfüllungs- 
falle getödtet werden fünnen. Ihr Bermißtwerden und das ihnen drohende Schickſal wurde 
als Motiv gegen ſäumige oder widerwillige Pflichterfülung benutzt. Da die neuere Zeit 
die Tödtung der Geißeln unbedenklich verwerfen muß, iſt von dieſem Hülfsmittel wenig 
zu erwarten. Höchitens läßt es fich im Verkehr mit halbwilden und barbariichen Völkern 
verwertben, wenn deren Häuptlinge ſelbſt als Geißeln feitgehalten werden. 

Das in der Gegenwart gebräuchlichite Sicherungsmittel iſt — da auch Conventio— 
nalftvafe und Berpfändung den Verhältniſſen der Staaten zu einander wenig entiprechen, 
die Garantie, melde als eine Analogie der privatrechtlichen Bürgſchaft nur durch be— 
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jonderen Vertrag conftituirt werden fann. Der garantirende Staat übernimmt die Ver— 
pilichtung, mit jener Macht fir die Sicherheit der Rechte eines anderen Staateö ein: 
zutreten, 

entweder in Beziehung auf ein obligatorifches Verhältniß, wie bei der directen Auf— 

nahme einer Staatsanleihe unter zwei Staaten ; 

oder in Beziehung auf die Aufrechterhaltung eines territorialen Befigftandes gegen 

Eroberung oder äußere Gefährdung. 

In dieſem legtgedachten Objecte ver Garantie liegt eine in der Natur des Völ— 
kerrechts begründere Beſonderheit. Der Garant übernimmt bier nicht die Sicherung eines 
obligatorischen Verhältniſſes, fondern eines bereits anertannten Nechtszuftandes, vielleicht 
alfo des international gar nicht angezweifelten Eigenthums an Etaatögebiet. Seine Ver— 
pflichtung befteht in der Anwendung aller jeiner Hülfsmittel, um erforderlicenfalls den 
Bedrohten vor Berluften oder Nechtöftörungen zu bewahren. Dagegen erlangt er kein 
Recht, ſich ungerufen einzumiſchen in Veränderungen, die das garantirte Rechtsverhältniß 
etwa ohne fein Zuthun erleidet. Ebenſo wenig ift er befugt, fein Schiedsrichteramt auf: 
zubringen. Andererſeits kann er aud nicht in Anſpruch genommen werben, wenn durch 
verſpätetes Eingreifen gegen eine drohende Gefahr die Möglichkeit der Abhülfe durch den 
forderungsberechtigten Staat felbit verfäumt wird. In früheren Jahrhunderten waren 
die Garantieverträge ein beliebtes Mittel, um fib Einfluß auf die Politik ſchwächerer 
Staaten in erbeuchelter Uneigermügigfeit zu verſchaffen. Das Schutzverhältniß zur Ver— 
theidigung halbſouveräner Staaten beruht auf dem Grundgedanten der territorialen Ga— 
vantiebedürfniffe. Nicht zu verkennen ift, daß Garantieverträge vielfach bedenflich find, 
Der ſchwächere Staat kann möglicherweife einen gewiſſenhaften Garanten in einen Krieg 
verwideln. Oper der Garant macht in frittichen Zeiten doch feine Hülfsleftungen von 
den eigenen Staatöinterefien abhängig, ine befondere Form find die Eollectivga= 
vantien, welde die Neutralität gewiſſer Staaten und folglid deren Selbftftändigfeit 
nach außen geeährleiften. Die legte, diejem Gedanken gewordene Anwendung bezog fich 
auf das Großherzogthum Yıremburg und bat im engliſchen Parlament zu einer unent= 
ſchieden geblichenen Streitfrage Anlaß geboten: Ob jeder einzelne Staat für fid allein, 
oder nur in Gemeinſchaft mit allen anderen garantirenden Staaten zur Aufrechterhaftung 
des gewährleifteten Zuſtandes Durch riegeriiche Gewalt verpflichtet werde ? 

Als ein Sicherungsmittel für die Erfüllung der Berträge kann in gewiſſem Sinne 
auch die Vorjorge für eine unparteitiche Entſcheidung etwa entitehender Etreitfragen, na= 
mentlich auch der zweifelhaften Auslegung von Vertragsinſtrumenten angeſehen werben. 
Die im voraus geichehene Bereinbarumg einer ſchiedsrichterlichen Inftanz für Die Belegung 
von Zwiſtigleiten beruht auf Diefem Gefichtspunfte. Manche neueren Berträge enthalten 
eine ſ. g. Jchredsrichterliche Glaufel, in welder die aus dem Vertrage erwachlenden Dif— 
ferenzen zu ſchiedsrichterlicher Entſcheidung vermielen werden. In England insbefondere 
bat man häufig die Berallgemeinerung dieſer chredsrichterlichen Clauſel als ein Mittel 
anempfohlen, um die friedliche Entwidelung der Bölferbeziehungen zu Fräftigen. 

8. 41. Aufbebung der Verträge. Durd den freien Willen der Contrahen— 
ten geſchloſſen, können Staatöverträge ſelbſtverſtändlich auch durch freie Uebereintunft der 
Bethetligten aufgehoben werden. Bei den großen Gollectinwerträgen des europäiſchen Böl- 
lerrechts folgt daraus die Nothwendigkeit, daß ſämmtliche Gontrabenten fich megen 
einer Vereinbarung mit einander in Verbindung legen. Außerdem fommen bei Staats: 
verträgen Diejenigen Anfechtungsgründe in Betracht, welche and im Givilrechte ihre Geltung 
behaupten. Bon formalen Nichtigfeiten kann dabei eigentlich nicht Die Nede fein. Es 
gibt feine Gewalt, welche die Innehaltung gemiffer Formen bet dem Abſchluß der Vers 
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träge vorichreiben fünnte. Wenngleih aus natürlichen Gründen die felbftverftändlich herr- 
ſchende Kegel, ift nicht einmal Schriftlichkeit zum Abſchluß der Staatöverträge ers 
forderlich. 

Eine beiondere Erwähnung vom völferrechtlihen Standpunkte aus verdienen folgende 
Aufhebungsgründe : 

1) Die Aufhebung wegen veränderter Umſtände, oder die ſ. g. elausula rebus sie 
stantibus. Sie bot nämlich in früherer Zeit einen ſtets willlommenen Vorwand, um 
ſich der Erfüllung vertragsmäßiger Obliegenbeiten zu entziehen. Wenn den Verträgen 
irgend welche über die ſubjective Willfür der Contrahenten binausgehende Bedentung zus 
fommen ſoll, fo darf indeffen darunter nur zweierlei werftanden werden : entweder Fortfall 
einer von den Contrabenten ftillichwergend vorausgeſetzten Bedingung oder Eintritt einer 
Retolutiobedingung, welde, aud ohne ausdrüdlich verabredet zu fein, in denjenigen Fällen 
vorauszuſetzen ift, in Denen ein beim Bertragsabichluß vorhandener Staatszuftand, als 
angenonmmene Vorausfegung des Gontractes aufhört, zu eriftiven. Die Beziehungen zweier 
Staaten zu einander find nämlich, mit dem Privatrecht verglidhen, in viel höherem Maße 
abhängig von den thatſächlichen Ereigniſſen, die fi unabhängig von dem Willen ders 
jelben durch Zuthun Dritter vollziehen. Ein als feft vorausgefegter Zuftand kann hin— 
terher plöglich unbaltbar werden. Es it nicht nothwendig, daß die Eimwirfung foldyer 
unberchenbarer Ereignifle gerade in die Form einer Bedingung eingefleivet würde, um 
den Effect einer Bedingung berbeizuführen. 

2) Der Vertragsbruch von einer Seite entbindet auch den anderen Gontrabenten von 
der Verpflichtung, den Vertrag zu erfüllen. Im Civiltecht läßt ſich denken, daß man ber 
Nichterfüllung eines Vertrages nur die Folge einer Erfüllungsflage, der Weigerung der 
Pflihtigen nur das gerichtlihe Zwangsrecht auf Anrufen der Berechtigten gegenüberftelle. 
Im Völkerrecht ift es weſentlich, dem ſchwächeren Staate das Recht des Rücktrittes unter 
allen Umſtänden zu laſſen. Denn eben dies iſt die einzige Möglichkeit, die Gerechtigkeit 
gegen einen mächtigen Staat, der durch Krieg eines ſchwächeren Contrahenten nicht ge— 
zwungen werden könnte, aufrecht zu erhalten. Andernfalls würde das widerſinnige Er— 
gebniß eniſtehen, daß ein Großſtaat gegenüber dem Kleinſtaat ſeine Forderungen erzwingen 
dürfte, ohne ſeinerſeits zur Erfüllung feiner Obliegenheiten angehalten werden zu können. 
Auch in Gonföderationen, allermindeitens im Staatenbunde muß behauptet werden, daß 
ein Bruch der Bundesgrumdverträge die dadurd verlegten Mitglieder berechtigt, auszuſchei— 
ven, vorausgeſetzt, daß nicht eine Inſtanz zur friedlichen Ausgleihung dev Rechtöverleguns 
gen im voraus vereinbart wäre. Die bloße Bezeichnung, daß ein Bund ein dauernder 
oder ewiger fein folle, fteht dem Ausſcheiden eines in jeinen Grundrechten geſchädigten 
Staates nicht entgegen. Ob aud im Bundesftaate der Bruch der Verfaſſung einen da— 
von beſchädigten Einzelftant zum Austritt berechtigen Toll, iſt jedenfalls feine völferredht- 
liche Frage, wenn nicht etwa die einzelnen Staaten, wie gegenwärtig in Norddeutſchland, 
eine befondere völkerrechtliche Berfönlichfeit nach außen fich bemahrt haben. 

Ber der rechtlichen Wirkung des Bertragsbruches tt übrigens wiederum zu unter- 
icheiden zwifchen Specialverträgen eimelner Nationen und den völkerrechtlichen Ge— 
ſammtverträgen. Bei den erfteren wird ber Bruch einer einzelnen Beſtimmung den Erfolg 
haben, die andere Partei zur Aufhebung Des ganzen Vertrags zu berechtigen. Andernfalls 
wäre 08 jedem Gontrabenten hinterher in die Hand gegeben, ſich einfeitig den ihm läſtig 
gewordenen Beftimmungen zu entziehen und die ihm vortberlhaften zu conſerviren. Bei 
den Gefammtverträgen, melde ein völkerrechtliches Brincip, z. B. die Nichtammendung ges 
wiſſer Zerſtörungsmittel im Kriege, zur Anmendung bringen, wird die Zuwiderhandlung 
eines Gontrahenten niemals den Vertrag in deſſen Beftande berüßren, jondern nur zur 
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Ermiederung im Wege der Nepreffalten berechtigen. Auch werden ſolche Verträge, wenn 
einzelnen Beftimmungen zuwider thatſächliche Veränderungen vor fich geben, immer theil: 
weife fortbeftehen fünnen. So bat man immer angenommen, daß trot der feit 1530 
eingetretenen territorialen Neubildungen die Wiener Gongrefacte in Wirkſamkeit ges 
blieben ift. 

3) Der Ausbruch des Krieges kann ebenfalls nicht ohne tiefeingreifende Wirkung auf 
das Vertragsrecht der kriegführenden Etaaten bleiben. Unbedenklich beftehen nur Diejenigen 
Verträge fort, welche fich gerade auf das feindliche Verhältniß der Friegführenden Staaten 
zu einander im voraus beziehen und beiſpielsweiſe einen Verzicht auf gewiſſe am fich nicht 
völkerrechtswidrige Mittel der Kriegführung ausſprechen. Aufgehoben werden diejenigen 
Verträge, welde mit dein Kriegsgrunde in irgend einem rechtlichen Zuſammenhange fteben 
oder ſelbſt hinſichtlich ihres Inhalts oder ihrer Erfüllung den Krieg veranlaft haben. 
Alle anderen Staatsverträge, welche Leiſtung und Gegenleiſtung von Kriegführenden ſtipu— 
liren, fünnen während des Krieges nicht zur Ausführung fommen. Sie müſſen daher 
mindeftens fuspendirt werden. Ob fie aber geradezu durch den Ausbrud des Krieges 
ohne weiteres aufgehoben find und alfo im Falle eines Friedensichlufies ausdrüdlich wie 
verbergeftellt werden müſſen, oder ob die Kriegführenden nur berechtigt find, ihren Rück— 
tritt einfeitig zu erklären umd bei unterlaffener Erflävung Die Reftitution Des alten Ver— 
tragszuftandes bejonders ftipultet werden muß, find meiftentbeils noch offene ragen, bes 
züglich welder die Meinungen vielfach von einander abweichen. 

(Literatur. Tronei: Saggio filosofico giuridieo sulle convenzione internazionali, 1964. 


V. Die Magiftraturen des völkerrechtlichen Verkehrs. 


8.42. Das Geſandtſchaftsweſen der neneren Zeit. Die Achtung vor 
der Perſon der Gefandten iſt eme der früheften Manifeſtationen der Völkerrechtsidee. 
Anfangs auf unflarer Empfindung, meiftentheils religiöſer Scheu beruhend, wird die Het: 
lighaltung gefandtichaftliher Perſonen nach und nach als rechtliche Nothwendigkeit erfannt 
und zu dem Range einer für den Völkerverkehr unerläßlichen Bundamentalbeftimmung er: 
hoben. Die geſchichtliche Entwidelung des Geſandtſchaftsrechts läßt und zwei Entwides 
lungsſtufen erfennen, auf welche bereits bingemiefen wurde: das nicht ſtändige Geſandt— 
ſchaftsweſen der älteren Zeit und ſpäter das ſtändige Geſandtſchaftsweſen ſeit dem Ende des 
funfzehnten und dem Beginn des jechzehnten Jahrhunderts aufkommend, ſeit der zweiten 
Hälfte Des fiebzehnten Jahrhunderts allgemein berrichend. Allem Geſandtſchaftsweſen 
liegt als thatlächlih die Unmöglichkeit zu Grunde: daß Die unmittelbar berufenen 
Staatsorgane, Monarchen oder demokratiſche Voltsverfammlungen, Die auswärtigen 
Reichsangelegenbeiten, Die eine Ortsveränderung der verbandelnden Perſonen notb: 
wendig machen, ſelbſt wahrnehmen. Gntweder iſt die Gegenwart eines Herrichers 
im Inlande nothwendig, oder eine Volksverſammlung kann ſich überbaupt nicht 
anfer Landes beneben. Das jtändige Gefandtichaftswelen der Testen Jahrhunderte 
zeigt und aber außerdem das Wachsthum der ftaatlichen Beziehungen: Auf der einen 
Seite jo zahlreiche Geſchäfte, daß in Grofftaaten nicht einmal eine Perfon ausreicht, 
fondern zu Deren Belorgung ein beſonderes gelandtichaftliches Perjonal erfordert wird, 
andererfeits eine in geiebäftlicher Tradition berubende Sachverſtändigkeit in der Handhabung 
der Diplomatifchen Tednit der Verfehrsformen. Die Grundſätze, welde heute das Ge: 
jandtichaftsrecht ausmachen, find entweder Regeln des allgemeinen Völkerrechts oder 
Regeln Des Geremoniels, welche ſich in der Praris der monarchiſchen Höfe entwidelt ba= 
ben, weil fib das Geſandtſchaftsweſen und die Diplomatie im ftrengiten Anſchluß an die 
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fürftlichen Gabinete hielten, Einerſeits gelten die Gefandten als Vertreter ihrer abweien- 
den Souveräne, andererfeitd waren fie durch die Natur der ihnen obliegenden Geichäfte 
genöthigt, am fremden Hofe jelbft zu reſidiren. Das Geſetz der Arbeitstheilung läßt 
übrigens ſchon jetzt vorausſehen, dak das Geſandtſchaftsweſen in der Zukunft noch weis 
teren Veränderungen unterworfen werden wird. Neben den geſandtſchaftlichen Perſonen 
finden fich bereits andere, welche zur Wahrnehmung beionderer Angelegenheiten entfendet 
find, z. B. Militärbevollmächtigte. Innerhalb der Sefandtichaften ſelbſt gliedern fich die 
einzelnen Arbeitsleiftungen mehr und mehr in Einzelheiten. Hier und da finden fid) bereits 
vechtöverftändige Syndici und Gonfulenten, die mit dem Völkerrecht und der juriftiichen 
Praxis der einzelnen Länder vertraut find. Der Wirkungskreis der Gefandtichaften läßt 
fich gegemwärtig in folgende Hauptbeftandtheile zerlegen : Belorgung der Rechtsangelegen— 
heiten zwiſchen Staat und Ztaat, Vertretung der Rechtsangelegenheiten der im Auslande 
lebenden Staatsangehörigen, Pflege Des freundfchaftlihen Verlehrs unter den Regierun— 
gen durch Informationsvermittelung und Gefälligfeitsleiftung, Reprälentation der Wurde 
des vertretenen Staats im Auslande. 

(Literatur: Wicquefort, L’ambassadeur et ses fonetions (für die ältere Zeit), 
1679, 4. Ausgabe mit Ba rbeyrae' s Noten, 1730. — Mirus, Gelanbtichaftsrecdht, 1847. — 
F. de Cussy, Dietionnaire ou manuel lexique du diplomate et du consul, 1546. — 
Ueber das Tehniih- Formale: C. de Martens, Manuel diplomatique ou precis des 
droits et des fonetions des agents diplomatiques, 1822. — Derjelbe, Guide diploma- 
tique. Leipzig 1832. 5. éd. intierement refondue par M. F. H. Geffcken, 1866. — 
Gareia de Vega, Guide pratique des agens politiques du ministere des affaires 
Etrangeres, 1852. — Comte de Garden, Traite complet de diplomatie ou theorie ge- 
nerale des relations exterieures des puissances de l’Europe, 1833.) 

$. 43. Recht der Entjendung. und des Empfanges. Geſandte zu ent— 
ſenden (actived Gelandtichaftörecht) und zu empfangen (paljived Gejandtichaftsrecht) iſt 
ein Attribut der ſouveränen Gewalt, hergeleitet aus dem Anfpruche auf äußeren Berfehr, 
welder ohne Gefandtichaftöwelen nur in ſehr unvollkommener Weile von Statten gehen 
fünnte. Bon felbft verbietet fich ein doppelte Geſandtſchaftsweſen in der Art, daß etwa 
gleichzeitig bei einem thatſächlich herrichenden und einem rechtswidrig enthronten Monar— 
chen Geſandte unterhalten würden. Welche Berfonen ein Staat in gefandtfchaftlicher Eigen- 
ſchaft entienden will, ob Gelehrte, Frauen oder Soldaten, unterliegt lediglich feiner Prü— 
fung. Auch find die Vorſchriften über Ausbildung, Vorbereitung, Ernennung und Befä— 
bigung der gelandtichaftlichen Perſonen ein Theil des Staats= oder Verwaltungsrecht. 
Das Bölferrecht kennt feine Unfühigleitsgründe, durch welche irgend eine zurechnungsfähige 
Perſon von der Uebernahme gelandtichaftlicher Funetionen überhaupt ausgejchloffen wäre 
Doc kann ein Souverän nicht für verpflichtet erachtet werden, jede beliebige Perfon zu 
empfangen. Jene bereits aufgeführte Zweckbeſtimmung der Pflege freundfchaftlicher Ver— 
tehrsbeziehungen und der gelellichaftliben Nepräfentation bringt es mit fich, daß ein Sou— 
verän wenigſtens folde Perſonen zurückweiſen darf, Die ihm ungeeignet erfcheinen, in nä— 
herer perfönlicher Beziehung zu ihm zu Stehen. Bon jeher war man daher der Anficht, 
daß aus diefem Grunde die eigenen Unterthanen in der Eigenfchaft eines 3 Gectveers frem— 
der Mächte, nicht empfangen zu werden brauchen. Aus mehr ſtaatsrechtlichen Gründen 
dürfen auch ſolche Geſandte abgewieſen werden, welche, wie zuweilen die Nuntien der 
Päpite, befürchten liegen, daß ihre weitausgedehnten Vollmachten zu Conflicten mit der 
inneren Staatöleitung führen könnten. Unter allen Umftänden wird indejlen vom Stand— 
punkte des heutigen Volksweſens aus zu behaupten fein, daß ftändige Geſandtſchaften 
überhaupt nicht mehr willtürlich abgelehnt werden dürfen (was in der Mitte des fiebzehnten 
Jahrhunderts Grotius noch verfihern fonnte,, Daß man gegemwärtig ganz allgemein Das 
Borhandenfein ftändiger Geſandtſchaften als ein wejentliches Element eines friedlichen 
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Völkewerkehrs anfieht, ergibt fich gegentheilig aus der Auffaſſung, welde in dem Ab- 
bruch der diplomatischen Beziehungen das Merkmal einer ernfthaften Zwiltigfeit oftmals 
ſogar eines herannahenden Krieges erblidte. Die Gegenwart eimer ſtändigen Geſandt— 
ſchaft ſymboliſirt ſogar den weniger freundlich gefinuten Bölfern gegenüber die dem Aus— 
fande zu ermeifende Achtung ; fie gewöhnt außereuropäiſche Nationen langfam an einen 
freimdichaftlihen Verkehr mit den Fremden. Aus diefem Grunde war es nicht ohne 
Wichtigkeit, da die Weſtmächte in dem legten chineſiſchen Kriege das Recht einer ſtän— 
digen Gefandtichaft in Peking geradezu erzwangen. Entſendung und Empfang der Ge: 
fandten werden äußerlich vermittelt durch Beglaubigung, welde in vorftehender Weife ges 
ſchehen kann: entweder durch Ausftellung einer Vollmacht zur Wahrnehmung beſtimm-— 
ter darin näher bezeichneter Geſchäfte, z. B. der zum Abichluß eines Staatsvertraged 
nothwendigen Vorbereitungen und Borverhandlungen oder eigener ſ.g. Beglaubigungs- 
Schreiben der entjendenden an den empfangenden Souverän, Die zu perjönlicher Ueber: 
gabe durch den ernannten Geſandten beſtimmt find, oder endlich durch einfache Schreiben 
zwifchen den auswärtigen Miniſterien dev beteiligten Staaten. Diefe letztere, mehr form— 
(ofe Art der Beglaubigung pflegt in folchen Fällen gemählt zu werden, in denen man den 
rein gejchäftlichen Charakter der geſandtſchaftlichen Functionen ohne Nepräfentation der 
Staatswürde hervorzuheben wünjcht (Charges d’Affuires). 

8. 44. Das Privilegtium der Unverletzlichkeit. Unter allen dur das 
Völkerrecht geforderten Privilegien der gelandtichaftlicen Perſon ſteht Die Unverleglichfeit 
derielben in erfter Linie. Daſſelbe ift nothiwendig, wenn der geichäftliche Zweck der Ge: 
Tandtichaften gegen Beeinträchtigungen gewahrt werden joll, weil der Geſandte nach der 
Natur der Dinge im Auslande mit phyſiſchen Mitteln gegen ungerechte Angriffe ſich 
überhaupt nicht wehren fanıı. Tas Brivilegium folgt außerdem aus dem Grundgedan— 
fen der durch den Gefandten veprälentirten Unabhängigkeit und Würde eines Fremden 
Staates oder Monarchen. Die Unverletzlichkeit ſchützt den Geſandten gegen Angriffe Ein- 
zelmer in fremden Staaten, namentlich auch gegen Beeinträchtigungen durch die fremde 
Regierung Telbft. Verbrecheriſch, wenn von Einzelnen begangen, wäre jeder Angriff auf 
feine Perſon, der von der fremden Regierung ſelbſt verichuldet würde, ein Vergeben ge— 
gen das allgemeine Völkerrecht und ſomit ein Fall, der jeden Staat verlegt. Die Un- 
verleglichfeit der Gelandten bezieht fich auf Diejenigen tbn unmittelbar umgebenden Ge— 
genftände, in denen feiner Perſon möglicherweiſe Abbruch geichehen fünnte: der Geſandi— 
ſchaftswagen, das Geſandtſchaftshötel nebft den dazu gehörigen Mobilien, die Briefichaf: 
ten und Scripturen. 

$. 45. Exterritorialität. Mit dem Privilegium der Unverleglichkeit hängt 
der Grundfat der Erterritorialität gelandtichaftliher Berfonen zufammen. In fester Ju— 
jtanz würde jedes Gerichtsverfahren zu einem Zwange gegen die Perſon werden können. 
Ohne jede Frage wird daher von vornherein ein Strafverfahren gegen die Gelandten mit 
ihrer Stellung unvereinbar fein und deswegen vollſtändig ausgeichloffen werden müſſen. 
Noch zu Anfang des 17. Jahrhunderts bezweifelten die angelebenften engliſchen Juriſten 
die Exterritorialität der Geſandten gegenüber der Strafrechtöpflege und erft bundert Jahre 
ipäter erfannte eine Parlamentsacte dies Privilegium an, welches gegemwärtig von Nie 
mand beftritten wird. Etwas anders verhält es ſich mit der Giwilrechtspflege, deren Ne: 
fultat nicht nothwendigerweiſe in einem perlönlihen Zwang gegen die gelandtichaftliche 
Perſon beſtehen muß. Man bat Daher gezweifelt, ob don Die Klage gegen Gefandte 
oder nur die Execution durch den Grundſatz der Erterritorialität ausgeſchloſſen werde. 
Gegenwärtig ericbeint Die erſtere Anficht, welde auch von der Civilrechtspflege den Ge: 
fandten erimirt, als die herrſchende. Borbebaltlih allerdings zweier Ausnahmen, unter 
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denen aud ein fremder Souverän ſelbſt vor dem Gerichte eines fremden Staates Recht 
nehmen muß: 1) bei ſolchen Klagen die im Gerichtöjtand der belegenen Sache angebracht 
werden fünnen, da Grundbeſitz ald an einem phyſiſchen Theile‘ des Staatsgebiets mie 
mals extra territorium ſein farm! und 2) bei Wiederflagen, wenn der Geſandte ſelbſt 
die gerichtliche Hülfe bei einer ausländischen Behörde in Anipruch genommen hat. Auch 
follte nicht bezmeifelt werden, daß der Gefandte ſich freiwillig in bürgerlichen Streitfachen 
einem Schiedsgerichte unterordnnen Tann, ohne freilich gezwungen zu fein, deſſen Ausſpruch zu 
befolgen. Der Grundgedante muß nur überall feftgehalten werden: daß der Gelandte 
nicht zum Gehorſam gezwungen werden kann, und daß ibm auch in feinem Verfahren 
Ungeborfansfolgen auferlegt werden dürfen, Aus eben diefem Grunde darf auch von dem 
Zeugnißzwange gegen einen Gefandten fein Gebrauch gemacht werden, wohl aber die Auf: 
forderung und Einladung am ihn ergeben, überhaupt Zeugniß abzulegen. 

s. 46. Nebenrebte der Gefandten. Außer der Umverleglichleit und der Er: 
territortalität ftehen den Gefandten noch einige andere Rechte zu, welche vergleichungsweiſe 
wohl nebenfächliche genannt werden dürfen. Zuvörderſt Die Freiheit der Religions: 
übung, melde mm da eme praftiiche Bedeutung bat, wo es ſich wm einen an fich ver: 
botenen Gultus handelt, der entweder von der Staatögewalt verhindert oder gar mit 
Strafe belegt werden fünnte. Unter diefer Vorausſetzung erfcheint das Recht der freien 
Keligionsübung nur ald eine Confequenz der Unverleglichkett, die infofern allerdings ver: 
ftärft ift, ald die Uebertretung der Landesgeſetze bier ausnahmsweiſe dem Geſandten nicht 
zugerechnet werden ſoll, was bei anderen Geſetzwidrigkeiten der Fall fein würde, Außer 
dem genießen Geſandte herkömmlich gemiffe Immunitäten, die zur Wahrnehmung ihres 
Berufes keineswegs erforderlich find, Tondern als Zugeftänpniffe der Höflichkeit aufgefaßt 
werden müſſen und Daher ganz nad Belieben der betreffenden Staaten ausgedehnt oder 
beichränft werden dürfen: jo das Recht deö zollfreien Bezugs von Verbrauchsartikeln aus 
dem Auslande. Andere Abgaben fir die Benugung der dem öffentlichen Gebraud die 
nenden Anftalten des Auslandes bat er zu entrichten; ebenſo Die aus dem Grundbeſitz 
hervorgehenden Steuern. Ein längft erfaunter Irrthum ift es indeſſen, aus eigen Vor: 
fommniffen der früheren Jahrhunderte ein Recht des Gefandten abzuleiten, iiber die ‘Ber: 
ſonen feines Gefolges ſelbſt Juſtiz üben zu dürfen. Acte der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
und der Beglaubigung von Urkunden pflegen innerhalb der Competenz der Geſandtſchaften 
zu liegen; dagegen braucht kein Staat eine fremde Gerichtsgewalt neben ſich zu dulden, 
ſelbſt wenn es vorkommen ſollte, daß dem Geſandten durch den von ihm vertretenen 
Staat ſo ungewöhnliche Befugniſſe nach Art der Cabinetsjuſtiz eingeräumt wären. 

$. 47. Ausdehnung der geſandtſchaftlichen Privilegien. Nach 
einer gegenwärtig feitftebenden Praxis haben die an der Geſandtſchaft durch perlönliche 
nähere Beziehung zum Gefandten oder doch geichäftlich betheiligten Perlonen Antbeil an 
dem Priwvilegium der Exterritortalität. In erfterer Hinficht find zu erwähnen die im Ge— 
landtichaftshötel wohnhaften Familienmitglieder und das Gefinde, in lettever die ftändigen 
Beamten der Gelandtichaft, welchen Titel fie ummer führen mögen. Das Gleiche gilt 
von den Gourieren, den fir internationale Zwede betellten reiſenden Boten, die außerdem 
nach dem Herfommen von perlönliber Durchſuchung an der Grenze befveit bleiben und 
eines Anſpruchs auf vorzugswerfe ſchnelle Beförderung durch die ſtaatlichen Verkehrsau— 
ſtalten genießen. Ob auch äffentlih autoriſirte Agenten einer fremden Negierung oder 
Gonnniffare, ernannt zur felbftftändigen Wahrnehmung ftaatlicher Interefjen im Auslande, 
der gefandtichaftlichen Privilegien theilbaftig find, iſt bis jeet zweifelhaft. Auch darin 
war von jeher Meimungsverichiedenheit, ob Durchreifende Gelandte in dem Gebtete dritter 
Staaten ebenfo zu behandeln find, wie ftändige Gefandte in dem fie empfangenden Staate, 
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Wenn man amnunmt, daß alle cwilijirten Staaten an der Aufrechterhaltung der das 
Geſandtſchaftsweſen fichernden Normen gleichmäßig betbeiligt find, To Dürfen auch durch— 
reifenden Gefandten feinerlei Schwierigkeiten in den Weg gelegt werden, To lange als nicht 
etwa friegeriiche Operationen auf dem zu durchreifenden Gebiete Vorſichtsmaßregeln erfor- 
derlich machen und der Gefandte fih von den nach den Umſtänden gebotenen Reiferouten 
nicht entfernt. Unter diefen Borausfegungen nimmt man an, daß ihnen Unverleglichteit 
zuftche. Dem Verkehrsbedürfniſſe ft damit auch volltommen genügt, Da gegen Durdreis 
jende nur ein forum arresti begründet fein könnte, ſomit eine bejondere Zuſicherung der 
Exterritorialität überflüffig ft. Auch der Zeit nach find die gefandtfchaftlichen Privilegien 
in billiger Weife ausgedehnt. Schen vor der Uebergabe der Ereditive, mit dem Eintritt 
in das dem empfangenden Staate zugehörige Gebiet beginnen Diefelben wirkſam zu mer: 
den. Sie dauern auch nad der Beendigung der Geſandtſchaft fo lange fort, als ein ſchei— 
dender Gefandter zur Ordnung feiner perlönlihen Angelegenheiten vor der Abreiſe 
bedarf. 

$. 48. Borfehrungen gegen den Mifbraub der gelandtfchaft- 
lichen Brivilegien. Erterritorialität und Unverleglichkeit können nicht die Bedeutung 
haben, den Geſandten von der Beobachtung der im fremden Staate geltenden Gefege zu 
entbinden. Im Gegentheil ift ev verpflichtet, Diefelben zu achten und ſich überdies alles 
deſſen zu enthalten, was das gute Einvernehmen zwifchen den betheiligten Regierungen 
ftören könnte. Wenn auch beifpielsweife der Gebrauch geheimer Kundſchafter zur Ausfor- 
hung einer fremden Regierung noch nicht geradezu als rechtswidrig bezeichnet werden 
darf, fo ift Doch gewiß, daß er fi zur Erlangung einer ihm wichtig ericheinenden Infor 
matten feiner das Yandesgefeg verlegenden Mittel bedienen darf. Auch das gilt als 
fiber, Daß die Privilegien der Gefandten niemals willtürlih auf andere Perſonen über- 
tragen werden Dürfen. Die Umverleglichkeit des Geſandtſchaftshötels ſchützt keineswegs 
flüchtige Verbrecher. Ein Aſylrecht dieſer Art it niemal® anerkannt worden. Wird die 
Auslieferung verfagt, To darf Ergreifung in Ichonender Weife vorgenennnen werden. 
Jedenfalls ift fir den Fall, daß die nefandtichaftlichen Privilegien gemißbraudt werden, 
Abwehr oder Bertbeidigung ſoweit geftattet, als fie um gegebenen Fall nothwendig er— 
ſcheint, Die Rechtsordnung des angegriffenen Staates zu ſchützen. Der Vergleich mit 
der Nothwehr würde hier überall zutreffen. Eine jenfeit8 derjelben liegende Strafgewalt 
über die Verbrechen der Geſandten bleibt unbedingt ausgeſchloſſen. So lange das Ge— 
fandtichaftswefen vorzugsweiſe die Miſſion zu erfüllen hatte, eine mißtrauiſche Leber: 
wachung an fremden Höfen zu üben, batte man mancherlei Bedenfen, den Grundſatz der 
Straflofigfeit auch bei den ſchwerſten Staatöverbrechen anzuerkennen, Gegenwärtig ift Die 
Theorie vollkommen einig in der Auseinanderhaltung einer niemals zu geftattenden Repreſ— 
fion durch Strafe und einer vollkommen zuläffigen Prävention gegen drohende Angriffe. 
Die Beltrafung einer von Gefandten begangenen Nectäverlegung tft bei dem entienden> 
den Souverän zu betreiben. Als Mittel der Abwehr find zu geftatten: Vorſichtsmaß— 
regeln gegen einen zu beforgenden Uebergriff, Warnungen insbefondere dann, wenn der 
Sefandte über Die Rechtswidrigkeit feines Thuns in Zweifel fern könnte, ein Antrag auf 
Abberufung bei dem entfendenden Souverän oder mindeftens Beſchwerdeführung, Einftel- 
lung des amtlichen Verkehrs oder Zufertigung der Bälle als eine Art der Ausweifung ; 
in den denkbar Ichwerften Fällen eines hochverrätheriſchen Gomplotts gegen die fremde Re— 
gierung geitatten Prücedenzfülle aus früheren Jahrhunderten gewaltſame Entfernung oder 
gar Zicherheitshaft bis zu dem Augenblide, wo die Entfernung möglich fein wird. Das 
neueste Beiſpiel Diefer Art ereignete ſich un der Entfernung des amerikanischen Geſandten 
Waſhburne durch den Dietator Yopez in Paraguay. Selbſtverſtändlich it, daß Solche 
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äuferften Maßnahmen nicht willfürlich verhängt werden dürfen, fondern in jedem einzelnen 
Falle einer Rechtfertigung bedürfen. Nicht einmal beim Ausbruch eines Krieges unter 
den betheiligten Staaten Dürfen geiandtichaftlide Perſonen gewaltſam zurückgehalten 
werden. 

$. 49. Rangelaffen der Geſandten. Die früheren Jahrhunderte waren 
reich an Fleinlichen Streitigkeiten über die Präcedenzfrage unter den Gejandten fremder 
Mächte. Jeder Gefandte glaubte es der Würde feines Souveräns ſchuldig zu fein, bei 
öffentlichen Aufzügen und Feierlichkeiten die erſte Rolle zu ſpielen: ein Zeichen, dag man 
von einer Anerkennung der Gleichheit unter den Staaten nody weit entfernt war und Die 
Unterichtede der politiſchen Macht in Das Geſandtſchaftsweſen einzuführen trachtete. End— 
lich mußte man auf Austunftömittel Bedacht nehnien. Auf dem Wiener und Ipäter auf 
dem Aachener Congreß iſt dies geſchehen und damit der Etiquette an den Höfen eine in— 
ternationale Bedeutung gewährt worden. Man unterfcheidet nunmehr. vier Rangelaſſen. 
Die erfte begreift: Botibafter (ambassadeurs), Yegaten und Nuntien des 
Papftes. Sie genießt befonderer Auszeichnungen und Ehrenrechte, deren Grund darin 
gefucht wird, da man in den ihr zugehörigen Perſonen die perjünlichen Bertreter eines 
Souveräns vorzugsweiſe zu erbliden glaubte und danach Das Ceremoniell bemefjen wollte. 
Die zweite Claſſe enthält: Gefandte im engern Sinne und Minifter. Die dritte, 
welche auf dem Aachener Congreſſe geſchaffen wurde: Mintfterrefidenten. Endlich 
die vierte: Geſchäftsträger, welche wie bereits erwähnt iſt nur bei den Miniſterien 
der auswärtigen Angelegenheiten beglaubigt find, während alle vorangehenden Rangelaſſen 
beim Souverän perfönlidy acereditirt werden. Bezüglich der geſandtſchaftlichen Privilegien, 
machen dieſe Rangelaſſen nicht den mindeſten Unterfchted Ihr Werth Liegt nur in der 
Aufrechterhaltung äußerer Diftinetionen für Zwede des geſandtſchaftlichen Aufwandes und 
in der Möglichkeit, Die Streitfragen der Eitelfeit abzufchneiden. Welde Rangelaffen ein 
Geſandter einnehmen ſoll, hat der eutjendende Souverän zu beſtimmen, doch pflegt dabei 
eine Rüdfichtsnahme zu walten, indem die Neciprocität, ohnehin in allen äußeren Staats- 
verhandlungen eine Rolle Äpielend, innegehalten wird. Daher übliherweife Gleichheit des 
Ranges zwifchen Den unter zwei Höfen entjendeten und empfangenen Bertretern. Unter 
den Angebörigen derfelben Rangelaſſen entjceidet Die Anciennität, welde nad dem 
Datum des officiellen Empfanges berechnet wird. 

8. 50. Das Conjularwefen Während die Gefandten fremder Mächte Ins 
tereffen und Rechte des Staates vertreten, dürfen die Conſuln als handelspolitifche Ma— 
giſtraturen bezeichnet werden. Ihre Aufgabe ift ſomit enger begrenzt als diejenige ber 
Sefandten, ihr Wirkungskreis ein localer. An beitimmt bezeichneten Orten haben fie den 
Beruf, die Bedürfniſſe Des Handeld im Auslande zu unterftügen. Das Norbdeutiche 
Bundesconſulargeſetz fagt: „Die Bundesconfuln find berufen, das Intereffe des Bundes, 
namentlich in Bezug auf Handel, Verkehr und Schiffahrt thunlichſt zu ſchützen und zu 
fördern, die Beobachtung der Staatöverträge zu überwachen und den Angehörigen der 
Bundesjtaaten in ihren Angelegenheiten Rath und Beiftand zu gewähren”. Urſprünglich 
eine Anftalt der Selbjthülfe nud deshalb von den Interefjenten jelbft erwählt, find die 
Gonfulate nad) und nad) Staatsanftalten geworben. Die Rechte der Conſuln find erheb— 
(ih vor denjenigen der Gefandtichaften verichieden. Für die Zubilligung der Privilegien 
der Erterritorialitit und Unverletzlichkeit beftcht kein genigender Grund, es ſei denn, daß den 
Conſuln gleichzeitig diplomatische Functionen übertragen wären, was in einzelnen Fällen 
zu geicheben pflegt. Ueberhaupt gibt es feine allgemeinen Kegeln, nach denen die Rechte der 
Conſuln gegenüber einer freinden Regierung bemefjen werden könnten. Meiſtentheils wird 
auf die befonderen Verträge zurücdzugehen fein, durch welde die Einfegung von Conſuln 

v. Helgenborti, Enchclepädie ber Rechtbwiſſenſchaft. 1. sl 
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vereinbart wurde. ; Allgemein üblich tt die Befreiung von perlönlichen Dienften an die 
Commune oder den Staat, Die Umverleglichkeit des confularen Archivs gegenüber den Local: 
bebörden, Das Recht, Yegitimationspapiere der Yandedangehörigen zu ertbeilen, Urkunden 
mit öffentlichem Glauben auszuitellen, die Flagge und Das Wappen des von ihnen han— 
delspolitiich repräſentirten Staates zu führen. 

(Xiteratur: Alexander de Miltitz, Manuel des consuls, 1537—13. — Oppen: 
beim, Prattifhes Handbuch der Confulate aller Länder, 1854 — Neumann, Handbud des 
Sonfulatwefens, mit befonderer Berüdfihtigung des öfterreihifhen, Wien 1854. — Quehl, 


Das preußiſche und deutſche Conſulatweſen im Zufammenbange mit ber immeren und äuferen 
Politit, 165 — Moreuil, Manuel des agents consulaires frangais et dtrangers, 


$. 51. Arten der Eoniulate. Die Confulate find entweder Handelsconfulate 
oder Jurisdictionss und Handelsconfulate. Schon im früheren Meittelalter übten die Con— 
julate eine großentheild ſchiedsrichterliche Gerichtsbarkeit über ihre Pandesgenoffen. Spä— 
terhin mußte eine Derartige Gerihtöbarfeit an Wichtigkeit verlieren, nachdem der Grund— 
fag der Territerialität in der Anwendung der Gefege durchgedrungen war und überdies 
die ſtändigen Gefandtichaften gegen Nechtöverlegungen der Fremden ſchützend und abweh— 
vend eingriffen. Daher in Europa die Umgeftaltung der alten Jurisdictionsconſulate zu 
bloßen Handelsconfulaten. Als eine auf Nützlichkeitsgründen berubende Ausnahme Darf 
es betrachtet werden, daß Durch neue Verträge den Handelsconfulaten eine höchſt beichränfte 
Gompetenz eingeräumt wird zur Aburtheilung folder Streitfälle und Ordnungswidrigfeiten, 
welche ſich an Bord eines in fremden Häfen liegenden Schiffes unter der Schiffsmann— 
ſchaft eveignen. Das Vertehrsbedürfniß erfordert bier eine fchleunige Erledigung der 
minder wichtigen Sachen um jo mehr, als jeder Aufihub in Folge langwieriger proceſſua— 
liſcher Verhandlimgen der Rhederei empfindliche Nachtheile für Handeltreibende zur Folge 
haben würde. Dagegen find in orientalifchen Staaten vielfach neue Jurisdictionsconſu— 
Inte begründet worden. Durch Gapitulationen und Friedensſchlüſſe find Die Unterthanen 
chriſtlicher Staaten im Orient faux «chelles du Levant) der Gerichtsgewalt der Yan- 
desbehörden entzogen und mit den Privilegien der Erterritorialität ausgeftattet worden. 
In folgen Staaten, zu Denen bis jeßt auch die Türkei zählt, üben die Gonjulate eine in 
Givil- und Strafſachen competente Juſtiz. Bis zu welchen Grenzen fich dieſelbe erſtreckt, 
bäugt weientlih von den Yandesgefegen der dabei berheiligten europätichen Staaten ab. 
An ſich betrachtet, darf diefe Einrichtung als eim Uebelftand bezeichnet werden. Ste näbrt 
den Haß zwiſchen Einheimiſchen und Fremden, indem die nationale Zuſammengehörigkeit 
der Conſulate und der ihnen umterworfenen Berfonen meiftentbeils den Verdacht der Bar- 
teilichkert wachruft. Auf der anderen Seite ift zu erwägen, daß die Unterftellung euro: 
päiſcher Untertbanen unter die Gerichte ſolcher Staaten, deren Gefege von grumdläglicher 
Feindſchaft gegen alles Fremde erfüllt find, im der Praris nahezu gleichbedeutend fein 
wirde mit Preisgebung der höher entwidelten Nechtöintereffen. In dem einmal unver 
metdlichen Confliete, der durch Die Berührung völlig verfchiedener oder geradezu entgegen: 
gefegter Gulturitufen heworgerufen werden muß, ericheint es als Das geringere Uebel, 
den Ausländer durch Privilegien zu fügen, als ihn völlig ſchutzlos zu laſſen. Es iſt 
eine Frage der Zeit, zu prüfen, wann von folden Ausnahmsrechten Abftand genommen 
werden kann, Die Türken und ihre außereuropäiſchen Baſallen haben ſich gerade tu 
nenejter Zeit vielfach bemüht, eine Abſchaffung der alten Privilegien und Gapitulationen 
durchzuſetzen. Unter allen Umftinden wird zugegeben werden müſſen, daß bei einem ge: 
fteigerten Verkehr und einem Zufluſſe dev Fremden die Exterritorialität gleichſam einen 
Staat im Staare entiteben läßt und Reibungen unvermeidlich macht. 


6. Das europäiſche Böllerrecht. 803 


(2iteratur: Genevois, Histoire de la juridietion consulaire, 1866. — Lachaud, 
Juridietion des consuls à l’Etranger, 1865. — Jacobovits, Die Confulate als Gerichts- 
barkeiten in osmaniſchen Reiche, 1865). 


8.52. Ernennung der Confuln. Wenngleih die confularen Einrichtungen 
allgemein üblich geworden find, fteht die Gründung neuer Gonfulate doch keineswegs im 
Belieben ausländischer Regierungen. Ein Einverſtändniß derjenigen Staaten, in deren 
Gebiet eine confulare Behörde eingefegt werden ſoll, ift als nothwendig zu bezeichnen. 
Selbft zur Uebernahme der Amtöfunctionen eines für das Ausland defignirten Confuls 
ift Die Mitwirfung der Landesregierung nicht zu umgeben. Diejelbe hat ein Beftätigungs- 
recht an den vom Ausland vollzogenen Ernennungen und übt dafjelbe unter dem Titel 
des „Exequatur“, vor deſſen Ertheilung der Conful ſich jeder amtlichen Thätigfeit zu ent- 
balten hat. Auch kann das Erequatur, da der Gonful den Orts- und Landesgeſetzen 
unterworfen bleibt, aus erheblichen Grunden nachträglich widerrufen oder entzogen werden. 
Die Ernennung der Confuln ſelbſt erfolgt durch |. g. Provifionsbriefe (lettres de pro- 
vision), welde bei der auswärtigen Regierung zur Ertheilung des Erequatur eingereicht 
werden. Mit Nücficht auf die perfönlichen Eigenſchaften der ernannten Conſuln unterfchei- 
det man: Wahlconfuln (consules electi) und Berufsconfuln (consules missi) eine Termi- 
nologie, die nicht mehr paffend ift, ſeitdem auch die Wahlconfuln von den Regierungen 
ernannt werben. Die Verſchiedenheit zwifchen dieſen beiven Kategorien tritt darin ber- 
vor, daß Berufsconfuln Untertbanen des ernennenden Staates find, Wahlconfuln dagegen 
nicht zu fein brauchen, daß den legteven, die unbeſoldet find und wmeiftentheils Gebüh— 
ren für gewiffe dem Publicum geleiftete Dienfte empfangen, der Betrieb kaufmänniſcher 
Geſchäfte geftattet ift, da fie ohnehin meiftens aus der an einem überjeeifchen Handelsplatz 
anfäffigen Kaufmannſchaft entnommen zu werden pflegen, Berufsconfuln Hingegen der Ab— 
ſchluß kaufmännischer Geſchäfte, da fie beſoldet find, unterfagt ift. Auch werden faft überall 
nur Berufsconfuln, die nach dein Norddeutſchen Gonfulargeiege vom 8. November 1867 
eine bejondere Fachbildung nachgewieſen haben follen, zur Wahrnehmung der Jurtsdictiong: 
confulate verwendet. Bei den Berufsconfuln tritt der Charakter des Staatsbeamten in 
feiner Disciplinaren Unterordnung, bei den Wahlconfuln derjenige des unbejoldeten Ehren- 
amtes ſtärker hervor. Auch gegenüber dem das Exequatur ertheilenden Staate ift diefe 
Unterfcheidung nicht ohne Wirkung. Weil die Berufsconfuln Untertanen einer fremden 
Macht find, werden ihnen öfters größere Auszeichnungen zugeftanden, als den Wahlconfuln, 
die möglicherweife Unterthanen des das Erequatur ertheilenden Staates fein können. 

Auch in den Titulaturen der Confuln finden ſich Unterſcheidungen: Generalconfulate, 
Eonfulate und Biceconfulate. Die näheren Beitunmungen über dad Norddeutſche Con— 
fulatsweſen finden fi) in dem bereits erwähnten Bundesgefege vom 8. November 1868, 
deſſen Inhalt theils durch preußiſches Gefeg vom 29. Juni 1865 bezüglich der Gerichts- 
barfeit ergänzt wird, theild noch weiterer Ausführungsbeitimmungen im Wege der Geſetz— 
gebuug bedarf. Die Entwidelung des modernen Conſulatsweſens bezeugt gleichfalls Die 
Zunahme des internationalen Verkehrs. Urfprünglic auf Die wichtigften Sechandelspläge 
beichränft, find Gonfulate nad und nad, befonders in der neueften Zeit much an den be 
deutenderen Blägen Des binnenländiſchen Handeld eingerichtet worden, fogar im ſolchen 
Hauptſtädten, im denen fich Gefandtichaften finden. Eine genauere der fortfchreitenden 
Arbeitöthetlung entſprechende Abgrenzung der Competenz zwijchen den am einem und dem— 
jelben Orte fungirenden gefandtichaftlihen und confularen Berfonen fann daher in Zu- 
funft nothwendig werden. 
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Vl. Die völkerredhtlichen Streitigkeiten und der Krieg. 


$. 53. Die Bölferredhtsverlegungen und ihre Folgen. Zwiftigfeiten 
und Zemwürfniffe der Staaten entftehen aus verſchiedenen Urſachen. Wo fie vorkommen, 
find fie entweder hervorgegangen aus Berlegungen der internationalen Höflichkeit und be- 
jonderer aus einem engern Bündniß und Freundſchaftsverhältniſſe entipringenden Anfor- 
derungen der Gefälligkeit. Bon einem Zwangsrechte des einen Staates gegen den andes 
ven zur Wiederherftellung des alten Verhältniffes kann hier feine Rede fein. Innerhalb 
ber völferrechtlihen Schranken hat jeder Staat die freie Wahl, ob er andere Staaten 
ſich durch Einräumung eines Vorzugs verbinden will oder nicht, und auch innerhalb des 
pofitiven Vertragsrechtes ſpricht man aus diefem Grunde von Rechten der meiftbegünftig: 
ten Nationen. Oder Zerwürfniffe geben hervor aus einer Verlegung der Intereffen, d. h. 
der Stantövortheile, melde jede Macht für ſich felbftwerftändlich verfolgen darf, felbft auf 
die Gefahr, den collidirenden Intereffen anderer Staaten zu begegnen. Die erfolgreiche 
Anknüpfung von Handelsbeziehungen mit "einem Staate, deflen Hülfsquellen bisher won 
einem dritten Staate ausſchließlich ausgebeutet wurden, wäre ein Beiſpiel, woran fich die 
einfache Forderung ſchließt, daß fein Staat einen anderen hindern darf, im Wege der 
Concurrenz die eignen Intereffen jelbjt zum Nachtheil anderer zu verfolgen. Es iſt von 
befonderer Wichtigkeit die Verletzungen der ſ. g. Intereffen des berechtigten Eigennuges 
nicht zu verwechſeln mit Nechtöverlegungen. Denn nur die letsteren können zur Anwen: 
dung des Rechtszwanges im verjchiedenen Formen befugen. Die hauptſächlichſten und 
wichtigften Berlegungen des Völkerrechtes find: Nichterfüllung der in Staatsverträgen 
übernommenen Berpflichtungen, Zumiderhandlung gegen Staatöverträge und die ſubjectiven 
Grundrechte anderer Nationen, in der Kürze alfo: Vertragsverlegung oder Delict, 

Während bei Verlegungen des Vertragsrechts das von Forderungsberechtigten zu 
begehrende Object der Befriedigung wenigftens in allgemeinen Umriſſen gegeben ift, bietet 
die Lehre von den völfervechtlichen Deltcten zahlreiche Schwierigkeiten. Streitig iſt zus 
vörderft das Borhandenfein einer Bergehenshandlung in vielen Fällen: z. B. in Beziehung 
auf die Verweigerung einer in Ermangelung eines Auslieferungsvertrages begehrten Aus: 
lieferung eines flüchtigen Verbrechers, oder auf die Inmehaltung der Neutralitätspflichten, 
deren Umfang gerade jest aus Anlaß der ſ. g. Alabamafrage zwifchen England und 
Nordamerika ftreitig geworden iſt. Ber den von einer Staatsregierung anbefohlenen Hand- 
lungen, die eine fremde Macht verlegen, wird gerade fehr häufig ftreitig ſein: ob nur eine 
Störung an fich wertheoller Intereſſen oder eine Rechtsverletzung anzunehmen ift. Da: 
gegen wäre in einem derartigen Falle der Rechtsverletzung ohne jeden Zweifel der Staat 
durd; die Zumiderhandlung der Regierung zur Genugthuung oder zum Scadenserfag 
verpflichtet. Ebenfo wird der Staat durch die nicht befohlenen, ſondern ſelbſtſtändig vorge: 
nommenen Antshandlungen untergeorbneter Behörden, wenn echte Dadurch in ſchuldhaf— 
ter Weiſe verlegt werden, unmittelbar verpflichtet. Es ift nicht notbwendig, daß bei einer 
gegen den auswärtigen Staat Direct gerichteten Verlegung, der Weg der Civilllage von ihm be: 
Schritten werde. Vielmehr tft den zum Echadenserfat gegen das Ausland verpflichteten Staat 
zu überlafjen, ſeinerſeits Regreß zu nehmen gegen den Urheber einer ſchuldhaften That. 
Erhebliche Zweifel ergeben ſich imdefjen bereits bei den Fragen: Wie weit Die Staatöge 
walt ihrerfeits für die von ihren Untertbanen gegen eine fremde Macht begangenen Feind: 
feligkeiten unmittelbar verantwortlich gemacht werden fünne ? Entiprang div Schädigung 
einer fremden Macht aus einer durch die Gefege für firafbar erflärten Handlung (3. B. 
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Eintritt in eine fremde, Eriegführende Armee), fo ift mindeftens auf Untrag des be 
ſchädigten Staates und unter der im einzelnen Fall eintretenden Bedingung der Recipro— 
cität in der Geſetzgebung des Beſchwerde führenden Staates zu ſtrafen. Verweigerte Be- 
ftrafung wäre alsdann ein jelbftftändiged Delict. Allein e8 liegt auf der Hand, daß da: 
von: ob ein Staat gewiſſe, von feinen Unterthanen verlibte Angriffe gegen das Ausland 
für ftrafbar erflären will, oder nicht, das Necht des Auslandes felbft nicht abhängig ges 
macht werben kann. Unter allen Umſtänden ift jeder Staat verpflichtet, feine Unter: 
thanen daran zu hindern, daß fie nicht gegen befreundete Staatsregierungen feiudfelige 
und den Frieden gefährdende Acte begehen. Der Staat wird daher nicht nur dann 
verantwortlich, wenn er ſelbſt völferrechtäwidrige Unternehmungen feiner Unterthanen be 
günſtigt, ſondern ſogar, wenn er ed unterläßt, deren Angriffe zu hindern, oder rechtzeitig 
dagegen einzufchreiten. Gerade bier können fich ſchwere Gonflicte zwilchen der Staatsver- 
faffung und den vwölferrechtlichen Anforderungen ergeben. Jene kann der Regierung ver: 
bieten, in die Rechtsſphäre der perfönlichen Freiheit ihrer Unterthanen einzugreifen. Das 
Völkerrecht kann verlangen, daß jeve Staatsgewalt fich ſoviel Macht vorbehalte, als er: 
forderlich iſt, um ihre Untertbanen an Berlegungen der einem fremden Staate zuftehen- 
den echte zu verhindern. Die Ohnmacht einer Regierung, den Ausichreitungen ihrer 
Unterthanen zu wehren, iſt Selbitichuld des Staates gegen das Ausland; Schwäche feine 
genügende Entſchuldigung. » Die Schwierigkeit, welche in diefer ungemein wichtigen Wech— 
jelbeziehung zwiſchen Verfaſſungsrecht und Völkerrecht gelöft werden muß, läßt ſich auch 
in diefer Frage ansdrüden: Wie weit ift jeder Staat verpflichtet, fich felbft gegen An: 
griffe ausmwärtiger Unterthanen zu ſchützen? Jedenfalls ſoweit als fie in feinem eigenen 
Gebiete begangen werden, woraus beilpielsweife folgt, daß Die Yaft der Friedensbewahrung 
im Inneren nicht auf das Ausland abgewälzt werden kann. Wieweit ift andererfeits ein 
Staat berechtigt, Die Unterftügung des Auslandes zu verlangen zur Sicherung feiner 
eigenen Ordnung ? Jedenfalls nur infoweit, als er jelbft nicht im Stande ift, nach dem 
Grundſatze der Territorialität fich zu Ichligen und außerdem die in Anfprud) genommene 
Staatsregierung ihrerfeitS von einem rechtswidrigen Vorhaben gegen das Ausland unter- 
vichtet war und ſchuldhafterweiſe eine Unterlaffung beging. Die Grenzen der Ber- 
ſchuldung, zumal des Anlafjes, find indeſſen ſtets ftreitige gewefen. Soll ver frieoliche 
Zuftand umter den europäiſchen Nationen auf feiteren Grundlagen als bisher der Fall 
war, gefichert werden, fo darf behauptet werben, daß die wölferrechtlichen Delicte der 
Staaten einer genaueren Beftimmung durch Theorie und Staatöpraris im hoben Maße 
bedinftig find. Bis jegt lehrt die Erfahrung, daß im vielen, aus foldhen Verhältniſſen 
bervorgegangenen Streitfällen zwifchen einfeitigen Anſchuldigungen und ebenjo einfeitigen 
Ableugnungen kaum ein Bermittelungsweg zu finden iſt. 

5.54. Friedliche Mittel zur Ausgleihung völkerrechtlicher Strei— 
tigfeiten. Die Herftellung eines verlegten Rechtes kann in verfchiedener Weile bewirkt 
werden. Aeußerſtenfalls durch Krieg. IM friedlicher Weiſe fünnen Streitigkeiten ge— 
hoben werden, 1) durch unmittelbare Berftändigung unter den ftreitenden Parteien, 
2) durch gütliches Hinzutreten unbetheiligter dritter Staaten, 3) durch Unrechtserwiederung 
des Verletzten. 

Eine unmittelbare Verſtändigung unter den Betheiligten kann herangeführt werden 
durch gründliche und leidenſchaftöloſe Erörterung der ſtreitigen Punkte im Wege eigens zu 
dieſem Zwecke geführter diplomatifcher Verhandlungen, wofür der neuerdings beendigte 
belgiſch-franzöſiſche Eifenbahnftreit ein Beispiel Liefert, dur Bernehmung und Proteftation 
ſeitens Desjenigen, deſſen Abjichten verdächtigt oder als feindlich beichuldigt worden find, 
durch Theilung des Streitobjected oder durch die Enticheivung des Looſes, zu welchem man 
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ehemals öfters bei Rangftreitigkeiten feine Zuflucht nahm. Mitwirkung dritter Staaten 
findet ftatt im alle der gütlichen Vermittlung des Schiedögerichts, Eine vermittelnde 
Macht, welche entweder von den Streitenden angegangen wird oder ihre guten Dienfte ans 
trägt, Jucht durch annehınbare Vorſchläge einen Bergleih unter den Parteien durch bei- 
berjeitiges Entgegenkommen zu ftiften, wohingegen ein zwiſchen den Parteien vereinbarter 
Schiedsrichter, Souverän, Gerichtähof oder Privatperfon, die ftreitige Rechtöfrage, oder Die 
Höhe eines Schadenderfates ſelbſt entſcheidet, ohne übrigens das Recht zu erlangen, feinen 
Ausſpruch, der aus erheblichen Gründen, z. B. wegen offenbarer Zurüdiegung einer Par— 
tei durch verweigertes Gehör, angefochten werden könnte, gewaltfam durchzuſetzen. In den 
Barifer Friedensverhandlungen vom Jahre 1856 Haben fich die bei ihnen betheiligten 
Mächte verpflichtet, ehe fie beim Entſtehen eines Streitpunftes zu den Waffen greifen, die 
friedliche Vermittelung einer befreundeten Macht nachzufuchen. Auch die neuerdings öfters 
vereinbarten „Gonferenzen” 3. B. zur Beilegung der Iugemburger und der griechifch-türs 
liſchen Streitfrage) können als eine Art der Bermittelung angefehen werben, weil die ſtrei— 
tenden Theile, ohne fih einem Majoritätsbefchluffe unterwerfen zu müſſen, fich doch nicht 
entichlagen können, die Ratbichläge befreundeter Mächte entgegenzunchmen. In ähnlicher 
Weile hat man öfters die Aufgabe der Congreſſe aufgefaßt. Unrechtserwiederung kann in 
doppelter Weife angewendet werden, um emen Staat zur Rückgängigmachung einer von 
ihn ausgehenden Mafregel zu bewegen: entweder als Retorſion oder ald Repreſ— 
falie, jene beftimmt als Rückwirkung gegen eine von fremden Staaten ausgegangene 
Unbilligfeit, dieſe als Abwehr gegen Nechtöwerlegungen mitteljt beſchränkter Selbit- 
hülfe; die Retorſion befteht in der Anwendung deffelben unbiliigen Grundfages, ver zur 
Beichwerde Anlaß bietet, auf die Unterthanen der betheiligten fremden Macht und empfiehlt 
ſich zuweilen um Ungleihheiten aus dem Privatrechtöverfehr der Staaten zu befeitigen. 
Repreſſalien find Ermwiederung des Unrechtd im Wege einer gewaltfamen Einwirkung auf 
beſtimmt begrenzte, einer fremden Rechtsordnung zugehörige Objete. Sie unterſcheiden fich 
in der Beichräntung des Objects umd in der Abjicht, den Friedenszuſtand zu erhalten, 
von der friegerifchen Gewalt. Da ihre Anwendung indeffen im hohen Maße gefährlich 
ft und ſehr Häufig als Herausforderung zum Kriege empfunden wird, fo ift es nur zu 
billigen, daß man die Berechtigung zu Nepreffalten folcher Art nicht mur von dem Vor— 
handenfein eines Unrechts, jondern auch von der Bergeblichfeit anderer Ausgleichungsver— 
fuche abhängig macht. Die Art und Weife der Umvechtserwiederung kann ſehr verſchieden 
fein, entweder genaue Nachbildung der Rechtöverlegung und Beziehung auf Perfonen oder 
Sachen des delinquirenden Staates, oder Beſchlagnahme von Vermögensftüden mit endlich 
eintretender Folge der Aneignung, gewaltfame Feſtnahme von Perfonen (nad Art der 
Geißeln), Embargo, d. h. Verhinderung des Auslaufens der den rechtsverletzenden 
Staate zugehörigen Schiffe aus den Häfen oder territorialen Gewäſſern der embargivenden 
Macht und endlich auch Blodade einer Handelsftadt, deren Verkehr durch Abſperrung 
geichäbigt werben foll (ſ. g. bloeus paeifique), Das Embargo kommt übrigens nicht 
allein als Unrechtserwiederung vor, fondern auch als eine vorbereitende Maßregel, durch‘ 
welche der Staat bei dem befürchteten Ausbruch eines Krieges ſchon im voraus dem prä= 
fumtio feindlich werdenden Eigenthum zum Zwede fpäterer Gonfiscatton den Rückzug ab- 
ſchneidet. Die Ungerechtigkeit dieſer zu Friedengzeiten gegen den Handel ergrüffenen Ge— 
waltmaßregel wird neuerdings allgemein begriffen. 


(Ziteratur: Noble, Arbitration and Congress as a Substitute for War in the seit- 
lement of international disputes, 1862. — (Sanford), The law of special reprisals, 
1858, — (€. $. Wurm), elöfthüffe ber Staaten in Ariedenszeiten, 1858. — Mas-Latrie, 
du droit de marque et du droit des represailles, 1868. 
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8.55. Der Krieg und die Kriegführenden WIE legtes und äußerſtes 
Rechtsmittel geftattet Das Völkerrecht den Krieg. Er ift zn beftimmen: als gewaltſame 
Selbfthälfe der Staaten zur Aufrechthaltung folder Rechte, die in friedlicher Weiſe nicht 
geſchützt werden können. Im der Thatfache des Unrechts im Völferleben und in der Un— 
möglichkeit, bis jest im wöllig unparteiiſcher Weiſe eine gerechte Entfcheidung gegen 
einen im Vertrauen auf phyſiſche Macht begangenen Rechtsbruch durchzuſetzen liegt die fitt: 
liche Nothmendigkeit des Krieges. Dem Staate ift in legter Inftanz feine Wahl gelaffen 
als die: entweder jedes Unrecht gegen fid) geichehen zu laffen, und durch den ein für allemal 
ausgeſprochenen Verzicht auf den Krieg Das Unrecht im voraus zu ermutbigen, oder zu den 
Waffen zu greifen im Vertrauen auf eme in der Weltgefchichte waltende Gerechtigkeit, 
und die moraliche Unterftügung der im anderen Völkern lebendigen Rechtsüberzeugung. 
Im Vergleich zum Privatrecht und Strafrecht ift die Realtfation der völferrechtlichen Anz 
Iprüche unzweifelhaft eine weniger ſichere; Doch zeigt fi) in der Gegenwart unzweifelhaft 
gerade darin eine Fortbildung des Völkerrechts, daß Kriege zum Zwede der Eroberung 
und der eigenmügigen Webervortheilung eines ſchwächeren Staates vom Gewiſſen der Na- 
tionen verworfen werden und der Rechtscharakter Des Krieges in feiner bedingten Noth— 
wendigkeit ftetS deutlicher hervortritt. Nicht einmal jede Nechtöverlegung ohne Unterfchied 
vermag den Krieg politiſch und fittlich zu vechtfertigen, fonbern nur eine folde, welche im 
ihrer Bedentung und Größe die berechnende Erwägung zurüddrängt: daß jeder Kriegfüh— 
rende mehr auf das Spiel erst, als er zu gewinnen hoffen darf. 

Objectiw betrachtet kann unter den Kriegführenden wie unter den Procekparteien nur 
Einer im Rechte fein: der Fordernde oder der eine Forderung VBerweigernde, der Angreis 
fende oder der Angegriffene. Wer der Berechtigte in der Sache ift, läßt fich indeſſen im 
voraus bei dem Beginn eines Feldzuges ebenfo wenig in einer das Urtheil bindenden 
Weiſe Tagen, wie in einem Proceſſe vor dem Vorhandenſein einer vechtöträftigen Entſchei— 
dung. In den Kampfbeweiſe ſind alfo die ftreitenden Theile nach ihren gegenfeitigen 
Verbältniffe, wie nad ihren Anforderungen gegen die Neutralen vollkommen gleich bered: 
tigt. Jeder von den Nriegführenden hat ſeinem Gegner zu geftatten, was er fich jelbft 
erlaubt; felbft zu unterlaffen, was er am Gegner verwirft. 

Mit dem Ende des Mittelalters find nur neh Staaten Subjecte der Kriegführung 
oder im Bürgerkriege auch eine folde Partei, die zum erklärten Zwede der Yosreikung 
und jelbitftändigen Gonftitwirung eines Staatögebtetes zu den Waffen greift, wenn fie, der 
unterdrüdendet Macht des Strafgeſetzes entwachſen, ausreichend ſtark erjcheint, um die 
Regeln der Kriegführung zu beobachten und fi im Kampfe behaupten zu fünnen. Unter 
jolchen Borausiegungen fann einer aufftändiichen Partei von den Nentralen die Eigen- 
ſchaft einer friegführenden Macht gleihlam in Vorausnahme einer Staatsordnung zu— 
gebilligt werden. Dagegen iſt es feine Frage des Völkerrechts: ob eine rechtmäßig beſte— 
bende Regierung den gegen fie kämpfenden Infurgenten die Behandlung als viner kriege 
führenden Macht angedeihen laſſen joll, oder ob fie won einem ihr zuftehenden Straf: 
rechte Gebrauch machen will. Ob eine auswärtige Macht wegen zu früher Anerfennung 
einer hinterher unterliegenden aufftändiichen Bartet als friegführender im Bürgerkampf 
zur Rechenſchaft gezogen werden kann, bildet einen der Streitpunkte in der „Alaba— 
maſache“. 

Die Gegnerſchaft kriegführender Staaten kann durch Alliancen eine vervielfachte ſein. 
Man unterſcheidet daher Hauptparteien (verbündete und gegneriſche) und Neben— 
parteien. Eine Nebenpartei iſt vorhanden, wenn ein Staat nur zu beſtimmt bemeſ— 
ſenen Kriegsleiſtungen in Geld, Truppen oder anderen Zuwendungen einem Verbündeten 
verpflichtet iſt, während von einer Hauptpartei erwartet wird, Daß fie nach dem Maße 
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ihrer Kräfte bis zur äußerften Anftrengung aller Mittel erforderlichenfalls einzutreten bes 
reit iſt. In dem Verhältniß der Nebenparter iſt zu prüfen ihre Stellung zu ihren Ber: 
bündeten und zu dem gemeinfamen Gegner. Erftere ergibt ſich tbeils aus den beſonderen 
Berabredungen der Bindnifverträge theild aus dem ergänzenden Sage: daß die Neben— 
partei nicht zurückgeſetzt und preiögegeben werden darf. Wie eine gegnerifche Nebenpartei 
im Kriege zu behandeln, iſt weſentlich Sache der Politik. Ste kann geſchont, oder ebenjo 
thatkräftig befüämpft oder jogar, wenn jie fid zur Theilnahme am bevorftchenden Kampfe 
angeſchloſſen zeigt, vorzugämeile und zuerft angegriffen werden. 

(Literatur: Allgemeine Werke Über den Krieg: N. Villiaume, l’Esprit de la guerre. 
Prineipes nouveaux du droit des gens, de la science militaire et des guerres civiles, 3 ed., 
1864, — P. J. Proudhon, La Guerre et la Paix, J. vol., 1869. — Bom politifchen 
Stanbpuntte aus: P. Leroy-Beaulieu, Recherches @economiques, historiques et sta- 
tistiques sur les guerres contemporaines (1553 — 1866), 1869. — Larroque, De la 


guerre et des armdes permanentes, 1866. — Bemis, The Reognition of Rebel Belli- 
gereney 1865). 


$. 56. Kriegserflärung. Um jeden Zweifel über die Grenzicheide zwiſchen 
Krieg umd Frieden zu zerftören, bat man von jeher darauf Gewicht gelegt, daß die Ab- 
ficht der Kriegführung von Seiten des Angreifenden unzweideutig erflärt werde. Ein 
plöglicser und unvermutheter Ueberfall des Gegners, der die Fortdauer Des Friedens vor: 
ausfegt, iſt völkerrechtswidrig. Die Möglichkeit rechtzeitiger Gegenwehr gehört zum Be— 
griffe Des Krieges. Dagegen iſt wicht mehr erforderlich, daß zwiſchen Kriegserflärung und 
Kriegsbeginn ein längerer Zwiſchenraum verfließe oder die Kriegeerflärung in eimer feier: 
lichen Form, wie im den antiken oder mittelalterfichen Hevansforderungen abgegeben 
werde. Es genügt eine auch zur Kenntniß des Anzugreifenden gelangende Kundgebung an 
die Untertbanen der friegfübrenden Staaten zum Zwecke der Ankündigung des Kriegszu— 
ftandes, oder eine bedingte Erklärung, indem eine legte Friſt zur Erfüllung einer unab— 
weislicden Forderung geftellt wird (Ultimatum). Ohne vorangegangene Erklärung fann 
der Krieg beginnen, wenn einer auf ſpecielle Repreſſalien nerichteten militärifchen Map- 
regel, 3. B. der Blodade, thatſächlich gewaltfamer Wiverftand entgegengefegt wird. In 
ſolchen Fällen muß zur Befeitigung eines immerhin möglichen Zweifels wine Erklärung 
gefordert werden, daß der Kriegszuſtand eingetreten jei. Neutrale Staaten haben ein 
Kechtöinterefie, nicht in Ungewißheit über Krieg oder Frieden belaffen zu werben. Bon 
directen Nriegserflärungen an den Gegner pflegt ihnen obnedies nach der Praxis Kenntniß 
gegeben zu werben. 

$. 57. Mittel der Kriegfühbrung Der Endzweck eines ausgebrochenen 
Krieges tft nicht notbwendigerweile volltommen identifch mit ſeinem urſprünglichen Rechts— 
grunde. Der Krieg begründet neue Forderungsrechte unter den ftreitenden Parteien, vor 
allen Dingen der Anfpruc auf Erſatz alles Durch den „Krieg erwachlenden Aufwandes. 
Diefev Endzweck faun vollkommen nur dann erfüllt werden, wenn einer der Gegner durch 
überlegene Gewalt unfähig gemacht wird zum Widerftande, damit entweder die Erfüllung 
oder die definitive Abmwerfung der auf den Streitgegenitand gerichteten Forderungen er— 
reicht iſt. Beſteht Die ernitbafte Abficht, den Gegner im Kampfe zu übermwältigen, micht, 
jo ſpricht man von Scheinfriegen, im welden es Denfbarerweile vortbeilbaft fein Fönnte, 
aefchlagen zu werden. Alte Mittel, melde erfahrungsgemäß auf die Erreihung des End— 
zweckes von erheblichem Einfluß find, ericheinen als gerechte Mittel Des Krieges (ſ. g. 
Kriegsräſon). Und umgelehrt, Diejenigen Acte der Zerftörung, melde unweſentlich oder 
erfahrungsgemäß unwirkſam ericheinen für die Beendigung ded Krieges oder gegen Ber: 
ſonen gerichtet find, deren Verluſte ohne Einfluß find auf die Entfchliefung der Staaten, 
ericheinen unbedingt verwerflic. 
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Daraus ergibt ſich beiſpielsweiſe, daß Tödtungen von wehrloſen Privatperſonen, von 
Frauen und Kindern oder Zerſtörungen von Privateigenthum — weil ſie in der Noth 
des Krieges als zwingende Motive zum Frieden nicht empfunden werden, nicht nur von 
dem ſittlichen Standpunkt der Humanität aus zu verwerfen, ſondern kriegsrechtlich geradezu 
unzuläſſig ſind. Nur gegen die Kräfte des Staates iſt Krieg zu führen, bis ſie aufge— 
hört haben, wehrhaft zu ſein. Von ſelbſt verſteht ſich dabei, daß eine Verletzung der 
Regeln der Kriegführung auch den Gegner im Kriege zur Vergeltung berechtigt. 

Die Mittel der kriegeriſchen Action ſind entweder Mittel der Gewalt oder Mittel 
der Täuſchung. An der Erlaubtheit der Kriegsliſt im allgemeinen beſteht nicht der min— 
defte Zweifel: Untenntnig und Irrthümer entwerthen im Kriege jelbft eine materiell über: 
legene Gewalt. Verbreitung falſcher Nachrichten und Hinterhalte zählen daber zu den 
angemefienen Mitteln der Kriegführung. Das Recht, zu täuſchen und zu bintergeben, 
hört Feinden gegenüber erft da auf, wo Vertrauen erwartet werden darf, und die Mög: 
lichkeit des Widerſtandes ideell nicht beſteht. Auch gegen Feinde fann jchnöder Berratb 
geübt werden: Vergiftungen, abjichtliche Anſteckung durch Kranfheitsftoffe, Ermordung durch 
gedungene Banditen. Unter allen Mitteln der Täuſchung ift das aflgemeinfte der Ges 
brauch von Spionen oder Kriegskundſchaftern, welche unter Verheimlichung ihrer Abficht 
durch täufhende Beranftaltung oder in Berfleidung innerhalb der feindlichen Yinten Nach— 
richten für den Feind fammeln. Obwohl der Dienft eines bezahlten Spions für nicht 
ehrenhaft gilt, fo weiß jeder der Wriegführenden, daß der Gegner ſich der Spionage bes 
dient. Jeder bat alfo die Möglichkeit, ſich zu ſchützen, und fucht ſich zu vertheidigen, in— 
dem er das gleiche Recht übt und gegen die Spionage überdies die Motive der Abſchreckung 
durch eine uneigentlich ſ. g. Todesitrafe präventiv in Thätigfeit fett. 

Borwiegend trägt der Krieg den Stempel der Gewaltiamfeit gegen feindliche Sol— 
daten und feindlibes Eigenthum. Der Zerftörung it legteres überhaupt inſoweit 
ausgefett, ald dadurch weſentliche Vortheile für Operationen des Krieges zu erreichen 
find. Niederbrenmung von Gehöften, hinter denen der Feind ſich verbirgt, Sprengung 
von Brüden, Inundationen von Feldern und Wieſen, Zeritörung der Eifenbabnen, Tele: 
graphen und anderweitiger Communications- oder Transportmittel, Vernichtung von Bor: 
räthen, die dem Feinde zu gute fommen fünnten, find Maßnahmen, welche zur herkömm— 
lichen Borſorge der Feldherrn gehören. Die Grenzen gegen unerlaubte und barbarifche 
Zerftörungen find allerdings nicht Leicht zu ziehen. Dod würde anzunehmen fein, daß 
jede über das vworausfichtliche Bedürfniß der Transporwerhinderung hinausgehende Ser: 
ftörung koſtbarer Eifenbahnbauten, oder die Verwüſtung einer weit ausjtehenden Ernte 
auf den bereits beftellten Feldern in der Gegenwart Ichwerlich dev Mißbilligung entgehen 
dürfte. Geringfügigen und augenblidlicen Vortheilen des Krieges dürfen nicht werthvolle 
Anstalten des Friedens durch dauernde Zerſtörung bingeopfert werben. Es gilt bier 
der Grundſatz der PBroportionalttät in der Sphäre der Zweckmäßigkeiten. Die böchfte 
Stufe der friegeriichen Gewalt richtet fich gegen feindliche Perfonen und deren Yeben, 
Das Tödtungsrecht ift unzertremmlich vom Kriege. Aber auch hier ift wohl zu unterſchei— 
den zwiſchen den Niedermegelungen und planlofen Bernichtungen des menjchlichen Yebens 
auf der einen Seite und der Belettigung eines auf Tod und Leben entichlofienen bewaffneten 
Widerftandes. Die vollendete Art der Kriegführung beißt: entfcheidende Ueberwindung des 
Gegners mit geringiten Opfern auch auf Seiten des Beſiegten; völkerrechtswidrig ift jede 
Zerftörung, die um ihrer jelbit willen verübt ward, unſittlich ſelbſt das Motiv der 
Rache gegen den übermwundenen Feind im Kriege. 


(Literatur. Corsini, Las leyes de la guerra segun las tradiciones y los adelan- 
tos de la civilisacion, 1557. — Montague Bernard, Laws of war in den Oxford Es- 
says, 1556. — Graham, Military ends aud moral means, 1864.) 
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$. 58. Der active Kriegsitand. Die Regeln ordnungsmäßiger Kriegführung 
find nur dann mit einiger Sicherheit einzuhalten, wenn in jedem Falle eine ftrenge pers 
ſönliche Verantwortlichfeit für deren Ueberichreitung vorhanden tft. Eine ſolche kann aber 
nur gegeben fein in einem feft geordneten Obercommando und einer zum Gehorſam uns 
bedingt verpflichtenden, vegelmäfig disciplinivten Truppe. Ohne ftändigen verpflichtenden 
Dberbefehl und die firenge Zucht des kriegeriſchen Gehorſams keine Möglichkeit geordneter 
Kriegführung. Disciplin in den Armeen iſt ſomit nicht nur für die Sicherheit der 
Staaten, ſondern auch für die Ordnung des Völlerrechts von Wichtigkeit. Daher die 
Anforderung: daß die Acte der Kriegführung nur durch die der Verfügung des Ober: 
befehls unterliegenden Truppenkörper und Streitkräfte zu Lande und zur Zee, niemals 
durch Privatperfonen auf eigene Hand und jelbitjtändig vorgenommen werden dürfen, 
Nur die Truppen haben activen Kriegsftand, was als ein Jundamentalfag des neueren 
Völkerrechts anerkannt werden muß; denn nur To können die Wirkungen des Kriegszuſtan— 
des von Privatperfonen und Privatvermögen wenn nicht überall thatſächlich, jo doch 
grundfäglich fern gehalten werden. Die Staaten führen Krieg, nicht die Individuen wie 
in Zeiten der Barbarei. Zum activen Kriegsſtand find aud die Freicorps zu rechnen, 
welche, in regelmäßiger militäriſcher Organiſation fenntlich gemacht, nur die Bejonderheit 
haben, daß fie für gewiſſe Zwede, namentlich den ſ. g. Heinen Krieg, ſelbſtſtändig operiren 
können. Dagegen unterliegen Freiſchaaren, d. h. jolde Banden, welche fih auf eigene 
Hand bewaffnen und ohne jtehenden Dberbefehl nah Gelegenheit vereinigen, auflöfen und 
zerftreuen, mit Recht einer ungünftigeven Behandlungsmeile. Der Bandenkrieg ift Privat: 
krieg ohne völkerrechtlich anerlannten Anfprud auf Schug für Perfen und Eigenthum. 
Diefelben Gefichtöpuntte müffen and) bei der Würdigung der Kaperei im Seekriege 
gelten. Kaperei ift nämlich; eine durch ſchriftliche Vollmacht eines kriegführenden Staates 
I. g. Kaper- oder Marfebrief) autorifirte Seekriegführung durch Handelsfahrzeuge, welche 
fomit zur Wegnahme oder Zeritörung feindlichen Eigenthums zur See im Dienfte der 
Kriegführenden berechtigt werden. Kaperei iſt alſo Privatkrieg jur See, welcher id) 
deswegen längere Zeit in Gebrauch erhielt, weil die handelöpolitifchen Intereffen der Sees 
herrſchaft eine Vernichtung des vom Gegner betriebenen Seehandels zu fördern ſchie— 
nen und die Kräfte einer Kriegsmarine für diefen Zweck nicht ausreichend fein konnten. 
In den Pariſer Friedensverhandlungen wurde die Abſchaffung der Kaperei beichloffen ; doch 
find bis jetzt nicht alle Staaten den dahin gehenden Berabredungen beigetreten. 

8. 59. Paſſiver Kriegsftand. Nach der bereits gegebenen Begründung des 
activen Kriegäftandes kann es nicht zweifelbaft fein, daß die Armeen, wie fie die unmittel- 
bar handelnden Subjete, fo auch die unmittelbar leidenden Objerte der Kriegführung 
fein müfjen. Der abjichtlichen Tödtung und Berwundung unterliegen wur wehrhafte Com— 
battanten, dev Gefangennahme alle Angehörigen der Truppenförper. Eine der wichtigften 
Beſchränkungen des paſſiven Kriegöftandes ift die auf der Genfer Convention beſchloſſene 
Neutraliiation aller der Pflege der Verwundeten dienenden Anftalten und Perſonen. 
Urfprünglih nur auf den Yandfrieg (1564) berechnet, ift Diele Erklärung, welder ſich alle 
eiviliſirten Staaten Europa's angeichloffen haben, feitvem (1868) auch auf den Seekrieg 
ausgedehnt worden. Heilung und Pflege ſogar der vwerwundeten und erfrankten Feinde 
ift foweit als eine Sache der Menſchlichkeit und der Menjchenrechte anerkannt. In Die 
Mitleidenſchaft des Krieges werden aber trog der Beſchränkung des Tödtungsrechts und 
der Gefangennahme auf die unmittelbar wirkenden Streitkräfte des Feindes ſtets andere 
Kreife hineingezegen werden müſſen. Neben den nächften militäriſchen Aufgaben hat jeder 
Krieg aud eine damit eng verbundene politiiche Seite. Es kommt Darauf an: den feind— 
lichen Staat zu wrbindern, Die ibm auf dem Kampfplat zugefügten Berlufte zu erjegen, 
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feine Armee auszurüften, zu unterhalten und zu verpflegen und aus feinem Herrichafts- 
verhältniffe über feine Unterthanen Vortheil zu ziehen. Demgemäß ift in Betracht zu 
ziehen: die Eimwirfung des Krieges auf das Vermögen bes deindes und die Staatsein⸗ 
richtungen im feindlichen Yanbe. 

8. 60. Feindlihes Vermögen im Kriege Aus dem Rechtöcharakter des 
modernen Krieges folgt, daß das Privateigenthum, abgefehen von dem Falle einer für 
Ace der Kriegführung unmittelbar nöthigen Zerftörung oder Benugung, dauernd nicht 
weggenommen oder angeeignet werden darf. Ganz ausnahmslos follte dies gelten von 
ſolchem Privateigenthum, welches ſich tm Gebiet eines feindlichen Staates befindet und 
jomit dem Gegner thatfächlih noch gar nicht zugänglich ift. Wie in der neueften Zeit 
feindlichen Unterthanen der ruhige Verbleib im Yande auch nach Ausbruch des Krieges 
geftattet wird, jo muß auch deren Eigenthum gejchont werden; wenngleich nicht geleugnet 
werden fan, daß die alte Anſchauung won der Rechtlofigkeit des Fremden im Kriege 
noch einige Anhänger zählt, die alles auf den guten Willen und die milde Praxis ftellen 
wollen, oder gar noch Unterfcheidungen zwifchen beweglichen und unbeweglichen Gütern vecht= 
fertigen. Anders verhält es ſich mit feindlichen Eigentbum im beiegten Feindesland. 
Hier gibt 28 mehrere Untericheidungen. Zunächſt 1) Privateigenthun, weldes in vers 
zehrbaren und der Truppenverpflegung dienenden Naturalten befteht, darf zum Con— 
ſum weggenommen werden; unbedingt im Wege der bezahlten Zwangslieferung, welche 
als eine durch den Krieg nothwendige Erpropriation betrachtet werden kann. Bedenklich 
ift die Wegnahme ohne Zahlung oder BZahlungsveriprehen. Doch wird die ausnahms— 
weile Zuläffigfeit für den Nothfall nach der Natur des Krieges nicht zu beitreiten fein. 
2) Staatseigenthbum. Alle verzehrbaren Borräthe des feindlichen Staates dürfen 
nicht nur zerftört, fondern auch verbraucht werden. Daſſelbe gilt won Kriegskaſſen und 
baaren Staatsgeldern, die für Zwecke der Kriegführung benutzt werden könnten. Grund: 
eigenthum der feindlichen Staatögewalt darf mit Beichlag belegt werden. Decupation 
während des Krieges, und folglich Veräußerung iſt jedoch unftatthaft. 

8. 61. Beute und Brife Eine eigenthümliche Ausnahmeſtellung nimmt in der 
Kriegführung der heutigen Zeit die Occupation an feindlichen Gute ein; d. h. die Weg— 
nabme feindlicher Sachen in der Abjicht und mit dem Erfolge des Eigenthumserwerbes. 
Das bewegliche Eigenthum der feindlichen Staatsgewalt, welches für Zwede der Krieg— 
führung brauchbar ift, kann durch Friegführende Mächte unbedingt occupirt werben, 3. B. 
Waffen, Pferde, Geſchütze u. j. w. Über auch an gewiffen Gegenftinden des Privat- 
eigenthums findet immer noch Erbeutung ſtatt: an allen Werthobjecten, welche eine feind- 
liche Perfon im Gefechte bei ſich führt und (wie man annimmt) der Perfon des Siegers 
preisgibt. Unverfennbar bahnt ſich aber auch hier eine edlere Auffalfung bereits den Weg 
in die Dentweife der Armeen. Der gebildete und humane Soldat verſchmäht, was 
eine ſtrenge Theorie vertheidigt. Plünderung gefallener Soldaten durch Privatperfonen ift 
öfter als Dicbftahl beftraft worden. Als völlig unzuläffig in rechtlicher Beziehung muß 
ferner, jelbft wenn vom Feldherren der Belagerungstruppen vor dem Sturme geftattet, 
die Plünderung belagerter feindliher Pläge betrachtet werben. Die bedeitendfte Aus: 
nahme von dem Princip der Unverleglichkeit des Privateigenthums ift die ſ. g. Prife 
im Seekriege. Nach der alten nod gegenwärtig nicht aufgegebenen, aber durch Wiſſen— 
haft und Rechtögefühl gleich angefochtenen Praxis unterliegt alles feindliche Privateigen- 
thum zur See, Soweit es wicht eben durch Recht der Neutralen gededt wird, der Weg— 
nahıne zum Zwecke der Zerftörung oder Aneignung, welche lettere einer Beftätigung oder 
Anerkennung durch |. g. Prijengerichte des friegführenden Staates bedarf, um damit die 
Nationalität der „guten Priſe“ als feindlich zu conftatiren. Tiefe Schuglofigkeit des 
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feindlichen Brivateigentbums bildet im rechtlicher Hinficht den hauptfächtfen Untere 
zwilchen Land- und Seekrieg. * 

8. 62. Feindliche Staatseinrichtungen. Eine Invaſion fenlicher Se: 
bietötheile begründet uhzweifelhaft Die Rechte, feindlichen Untertbanen diejenigen Befehle 
zu ertheilen, welche mit dem Kriegszwede im Zuſammenhang ſtehen. Die gei —J 
Staatsregierung iſt zu hindern, aus ihrem Herrſchaftsverhältniſſe irgend welche vorhit 
zu ziehen, Steuern einzutreiben oder Truppenaushebungen vorzunehmen. Ebenſo iſt allel 
denjenigen Anordnungen Folge zu leiſten, welche ſich auf die Sicherheit der Beſatzungs— 
truppen oder dem Fortgang der friegerifchen Operation beziehen. Derartige Verfügungen 
haben feineswegs ihre Grundlage im einem blos phyſiſchen Gewaltverhältniß, fie beru— 
ben auf rechtlicher Anerfennung unter den Krtegführenden. Der Charafter aller folder 
Maßnahmen kann aber mur ein proviſoriſcher fein, und iſt überdies ein durch die That— 
ſache der Belegung bedingter. Der Feind kann und darf das Unterthanenverbältniß in 
den beſetzten Yandestheilen nicht aufheben oder gar auf ich felbft übertragen. Er hat 
keinen Anſpruch auf Heerdienftleiftungen oder perſönliche Unterſtützung, auf Austunfts- 
ertheilung oder Verrath von Staatsgeheinmiffen. Er kann kein Geſetz aufgeben oder än— 
dern, Tondern nur juöpendiren, ſoweit als es tm Intereſſe der Kriegführung oder ber 
eigenen Sicherheit geboten erſcheint. Kriegs- und Standrecht gegen feindliche Unterthanen 
zu üben, ift er nur ſoweit berechtigt, als Feindſeligkeit und Verbrechen gegen die Bes 
fagungstruppen zu unterdrüden und zu beftrafen find. Dagegen ift es den beitehenden 
Gerichten eines feindlichen Stanted zu überlaffen, inwieweit fie für den regelmäßigen 
Gang der Civil- und Strafrechtspflege Sorge tragen wollen, ohne daß der Feind irgend 
ein Necht hätte, für dieſen Zweck Stellen zu beſetzen oder zu vergeben. Schr bejtritten 
tft im der Gegenwart das Recht der Kriegscontributionen und Kriegöftenern im feindlichen 
Lande. Ein rechtlicher Grund, von feindlichen Unterthanen Gelder zwangsweiſe zu erheben, 
fönnte wohl nur in zwer Fällen anerfannt werben: wenn es fich um Repreſſalien handelt 
oder um eine wirkſame Unterdrüdung einer von feindlichen Berölferungen ausgehenden 
Feinpfeligkeit durch Androhung einer Gefammtverantwortlichfeit Aller, die in der Auf: 
legung einer Geldleiſtung (Contribution) zu erzwingen wäre. 

$. 63. Boftliminium und Kriegsgefangenſchaft. Mit dem Wegfall einer 
feinplichen Invaſion hören auch alle diejenigen Verfügungen auf wirkſam zu fein, welche 
leviglih ihren Grund in der feindlichen Gewalt hatten. Der alte Rechtözuftand tritt 
wiederum von jelbit in Wirkſamkeit, wenn ein belegt geweſener Landestheil unter die 
Verfügung der berechtigten, worübergebend aus der Herrichaft verbrängten, Staatögewalt 
zurückkehrt. Auch für Privatrechtöverhältniſſe gilt derſelbe Satz. Jede unzuläfjige Ans 
eiguung wird zu Gunſten der rechtmäßigen Eigenthümer als nicht geſchehen angefehen, 
jobald Die factiſche Verfügungsgewalt des Feindes in Wegfall kommt. Die Geſammtheit 
diefer Die Thatfache der feindlichen Gewalt negirenden Wirkungen bezeichnet man gegen— 
wärtig als jus postliminii. Der „Inhalt dieſer Nechtsfige muß ein um fo reicherer 
fein, je weiter fich der rechtliche Wirkungskreis eines Kriegs erftveden fan. Ber den 
Römern bedeutete Gefangenſchaft des Feindes deſſen Rechtlofigfeit in perlönlicher Hinficht. 
Es fand daher Das postliminium gerade in der menfchlichen Berfon feinen Ausgangspunft 
und jeine wichtigfte Anwendung. Befreiung oder Rückkehr aus der Gefangenſchaft ließ 
die inzwiſchen ımtergegangenen Rechte der Berfon unmittelbar wieder aufleben. Pol: 
liminium bedeutet daher: Wiedereintritt in einen Nechtögenuß, der nach worangegangener 
thatjächlicher Störung und Beeinträchtigung feiner rechtlichen Wiederberftellung, beim Fort— 
fall ver ftörenden Thatſache bedarf. 


—— 
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Das Recht der Kriegsgefangenſchaft hat fich gleichfalls im Yaufe der Jahrhunderte 
vollfommen umgeftaltet. Bon einer Sclaverei, Tödtung oder Rechtsverkümmerung, ſogar 
von einem Durch das Mittelalter hindurchgehenden und bis in die neueſte Zeit ſich er— 
ftredenden Loskauf der Gefangenen ift feine Nede mehr. Die Pflichten, welche der Staat 
gegen feine Kriegögefangenen zu üben hat, find gleichlam in den Vordergrund getreten 
vor den Rechten; er muß fie unterhalten, verpflegen und aufbewahren, bis das Ende des 
Kriegs auch völlig von ſelbſt das Ende der Kriegägefangenfchaft eintreten läßt. Somit ift 
das ehemals wichtigfte Object Des Poftliminium fortgefallen. Es bezieht fich daffelbe 
nur ned auf die Einwirkungen einer feindlichen Gewalt auf Staatdeinrichtungen und 
Privateigenthum. Soweit ald der Feind berechtigt ift, definitive Erwerbungen zu machen, . 
fann daher ein Poftlimintum nicht eintreten. Die inzwischen verfaufte oder veräuferte 
Beute, welde rechtmäßig gemacht wurde, verbleibt dem ſpäteren Erwerber, der einen gül- 
tigen Privatrechtötitel an der Beute gewinnt. Sehr zahlreiche und ſchwierige Streitfragen 
bezogen fih auf die Wiedererlangung der vom Feinde zur See gemachten Prifen oder 
die ſ. g. Reprifen. 

8. 64. Friedensſchluß. Der Krieg fann auf verfchiedene Art fein Ende fin— 
den: Entweder durch Einftelung der Feindfeligkeiten von beiden Seiten, wenn die Krieg: 
führenden ihre Kräfte volltommen erſchöpft haben, ohne den thatfächlid) notwendig ges 
wordenen Frieden fürmlich erklären zu wollen, oder durch vollkommene Niederwerfung des 
Gegners, von weldem man eine Friedenserflärung nicht begehrt oder nicht erlangen kann, 
weil er den Erfolg des Krieges, nämlich die inzwischen vollzogene Eroberung, nicht anerken— 
nen will. Oder endlich durch fürmlichen und feierlichen Vertrag: Friedensſchluß. 
Dem völterrechtlihen Intereffe entipricht die fürmliche Beendigung des Krieges ebenſo fehr, 
wie die fürmlidhe Eröffnung durch Kriegserklärung. Jene beiden zuerjt erwähnten Arten 
der Beendigung laſſen es mindeftens für eine gewiſſe Uebergangszeit zweifelhaft, ob das 
Aufhören der Feindfeligfeiten nur ein vorübergehendes oder dauerhaftes fein werde. 

Nur durch Friedensſchluß kann ein neues, feftes und bindendes Rechtsverhältniß mit 
beftimmten Anfangspunkten bergeftellt werden. In der Regel geht demfelben, da der 
förmliche Abſchluß Zeit erfordert, ein Waffenftillftandsvertrag voraus, mit welchem eine 
nur zeitweilige, ohne Abjicht des Friedensſchluſſes vereinbarte Einftellung der Feindfelig- 
keiten, |. g. Waffenruhe, nicht verwechjelt werden darf, obgleich dieſe Verfchiedenheit ver 
Zweckbeſtimmungen auf die juriftiiche Natur der gegenfeitigen Verpflichtungen keinen Ein— 
flug hat. Die Ariedensinftrumente haben neben einem bejonderen, aus der Natur des 
vorangegangenen Streitfalles hervorgehenden Inhalt nothwendigerweiſe gewiſſe wejentliche 
Wirkungen: Sofortige Einftellung der Feindieligkeiten vom Augenblide des Abjchluffes 
oder (für entfernte Truppenbefehlshaber) der erlangten Kunde, (mas übrigens auch für 
Raffenftilftandsverträge gilt); Freigabe der Kriegögefangenen, weldye ohne befondere Ab: 
rede als Geißeln nicht zurücdbehaften werden dürfen, definitive und gleichſam rechtskräf— 
tige Befeitigung des Kriegegrundes durch Das neue im Friedensſchluß verabredete Ver— 
tragsverhältniß, jo daß ein ſpäteres nochmaliges Zurüchgehen auf den alten Streitpunkt 
ausgeſchloſſen bleibt: eine Beſtimmung, ohne welche die Friedensſchlüſſe (was fie in der 
Praris der Staaten lange Zeit hindurch gewelen find) nur fünulirte Waffenftillftands- 
verträge jein würden; ferner Vergebung aller während des Krieges bemirkter Schadens: 
zufügungen, auch wenn dafür kein beionderer Schadenserfag geleiftet wurde (ſ. g. Am— 
neſtieclauſel). Friedensſchlüſſe find ftets unbedingt. Mifwerftändlich wurde eine Unterſchei— 
dung zwifchen einfachen, veinen Friedensichlüffen (paix pure et simple) und bedingten 
Friedensſchlüſſen gemacht. Unter jenen wollte man folche verftehen, welche ſich nur auf 
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Herjtellung des Friedenszuftandes allein beziehen, ohne Beſtimmung über Befigveränderun- 
gen oder Stipulationen anderer Art zu enthalten. Hierbei wird indeflen das Nichteintres 
ten einer Bedingung mit der Nichterfüllung aller im rieden verabredeten Leiftungen vers 
wechjelt. Wenn ein Theil feinen im Friedensichluffe übernommenen Berbindlichkeiten nicht 
genügt, jo könnte felbftwerftändfich wegen Bertragäbruches ein neuer Kriegsgrund entftehen. 
Neben ſolchen wefentlichen Inhaltsbeſtimmungen, die in feinem Friedensſchluſſe fehlen kön— 
nen, finden fich gewiſſe übliche Vereinbarungen, die in Ermangelung befonderer Erflärung 
präfumirt zu werden pflegen, jedenfalls aber der freien Vereinbarung durch die Parteien 
unterliegen. Welden Einfluß der Friedensſchluß auf das vor dem Kriege gemejene Vers 
tragsrecht der Staaten ausübt, ift eine hierher gehörige Frage, deren Beantwortung durch— 

aus derjenigen correipondirt : welden Einfluß der Ausbruch der Feindfeligfeiten auf das 
Vertragsrecht der kriegführenden Parteien ausübt. An allgemein anerkannten Präſumtio— 
nen gebricht es vorläufig. Man könnte höchſtens jagen, was Das an fi Wünſchenswerthe 
ſein würde. 

Sehr freitig ift auch Das Verhältniß einer fiegreihen Macht nach völliger Nieder: 
werfung und Wehrlosmachung des Gegners zu den von ihr eroberten Gebietötheilen. Es 
fragt fi), ob der Sieger an die Yandesverfaffung des eroberten Gebietes gebunden iſt, 
oder zu einer Einverleibung Tchreiten kann ? Wenn überhaupt eine gewaltfame Eroberung 
völferrechtlih anerkannt wird, jo muß auch zugegeben werden, daß der Sieger nicht durch 
das Geſetz des Befiegten in ftaatsrechtlicher Hinficht gebunden fein kann. Er hat viel: 
mehr frei zu eutſcheiden, ob ein altes Verfaſſungsrecht, welches ohnehin in feinem weſent— 
lihen auf die Herricaftsberechtigung bezüglichen Theile hinfällig geworden, mit dem neu 
nad) der Eroberung eintretenden Zuftande vereinbar erſcheint oder nicht. Keinenfalls 
fan indeflen ein erobernder Staat Untertbanenpflichten won denjenigen beanspruchen, 
welde vor oder bei Einverleibung eines ehemaligen Staates das Yand in der Abjicht 
dauernder oder bis zur Herftellung der alten Dynaſtie vertagter Auswanderung ver: 
lafien haben. 

(Ueber den Einfluß der Einverleibungen auf das lintertbanenverbältniß. Zwei Gutachten 


von Zachariä und Neumann. Wbgedrudt in der Allgemeinen deutſchen Strafrechtszeitung, 
1865. S. 304.) 


Vi. Die Rechte der Hentralen. 


8.65 Weſen und Charakter der Neutralität. Mit vollem Rechte ſagt 
Heffter: „Nichts ſei für den rechtlichen Beitand einer ſittlichen Staatengefellfchaft To 
wichtig, als ein feſtes und klares Verhältniß der Neutralität.” Man könnte hinzufügen: 
nichts bezeichne fo Mar den Fortichritt der völkerrechtlichen Entwidelung ald Die fortſchrei— 
tende Anerkennung der Neutvalttätsrechte Durch die Kriegführenden. Denn dieſe Anerken— 
nung beißt: Webergewicht der friedlichen Necdhtsinterefien über Die in der Kriegführung 
verfeindeter Staaten waltenden Intereſſen der Zerftörumg. Die Idee, daß der Krieg nicht 
das Maflofe und Willfürliche, ſondern felbft dem Gegner regelrechten Kampf bedeute, 
tann nur dam in der Wirklichkeit eintreten, wenn Die Streitenden zuvor ſich gewöhnt ha— 
ben, die Rechte unparteiticher Staaten zu achten. Denn Neutralität beift: Uns 
parteiiſche Theilnahmlofigkeit eines Staates gegenüber dem Kampfe kriegführender Staaten. 
Neutral zu bleiben, ift das Recht jedes ſouveräuen Staates ; ob auch halbſouveräne Staa: 
ten neutral bleiben können, wenn die Schugmacht in einen Krieg verwidelt wird, fünnte 
zweifelhaft ericheinen. Bezüglich ver Joniſchen Infeln ift im orientaltichen Kriege die 
frage bejabt worden. Neben Diefem gegenwärtig anerkannten Rechte, dem Kampfe anderer 
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Staaten fremd zu bleiben, ſprach man früher öfter von einer |. g. unvollfommenen Neu- 
tralität, welche auf bloßer Bergünftigung einer friegführenden Partei gegen den beruht, 
welchen diefelbe Das Recht hätte wegen feindfeliger Handlungen als eine Nebenpartei des 
Gegners zu befümpfen ; unvolltommene Neutralität follte auch vorhanden fein, wenn 
beiden friegführenden Parteien gleihe Vortheile, z. B. Werbungen zur Berfligung geftellt 
werden. Solche auf thatfächlicher Duldung beruhenden Verhältniſſe gehen indeſſen das 
Völkerrecht nichts an; höchſtens fünnen fie unter Umſtänden als Beftandtheile der bejon= 
deren Vertragsrechte einzelner Staaten betrachtet werden. Auch die Kriegführenden können 
fich wechlelfeitig verpflichten, gewiſſe Gebietötbeile ihres eigenen Territoriums als neutral 
zu veipectiven. Unvollkommene Neutralitat berubt alfo auf feinem anderen Grunde, als 
auf einen Eiwerſtändniß der Kriegführenden. 

Rechte und Pflichten der Neutralität fteben im engiten Zufammenhange md bedingen 
fich wechjelfeitig, dergeftalt, dar ein neutraler Staat, jo lange er feine Pflichten gegen 
die Krienführenden beobachtet, auch ſeinerſeits die Achtung feiner Neutralität beanfpruchen 
fan, und umgefehrt jede Verlegung derfelben auch das Recht in Frage ftelt. Will man 
an die Jubjectiven Grundrechte anknüpfen, jo ergibt fich, daß das Mecht eine neutrale 
Stellung anzunehmen, ſowohl aus der Selbiterhaltung und aus der Unabhängigkeit, wie 
auch aus dem Nechte auf Achtung abgeleitet werden fann. Die Schwierigkeiten der Neu- 
tralität Lienen für ſchwächere Staaten vorzugsweiſe darin, daß aud die Schwäche, welche 
die Neutralität gegen Willkür eines kriegführenden Staates nicht zu vertheidigen vermag, 
das Recht der Neutralität dem kriegführenden Gegner gegenüber hinfällig macht. In der 
Mitte zwiſchen mächtigen Gegnern kann der neutrale Staat fehr Leicht in Gefahr kommen, 
die ihm zugefügten Neutralttätsverlegungen büpen zu müſſen. Gerade auf dieſer Erwä— 
gung beruht die bereits erwähnte gewiſſen ſchwächeren Staaten gewährte Neutvalitäts- 
garantie der Mächte. Der neutrale Staat in feinem Verhältniß zu den Kriegführenden 
it innerhalb feiner Nechtöftellung gleihzeitig Subjet und Object ſolcher Verletzungen, 
welche man unter dem gemeinfamen Ausdruck der Nechtöverlegungen begreift. 

Aus denn Weſen und dem Begriffe ver Neutralität ergeben fih folgende Grundfäge : 
Der Neutrale ſchuldet Niemand Rechenſchaft über die Gründe feiner Neutralität ; er kann 
zu ihrer Aufrechterhaltung Rüftungen und Zruppenanfftellungen vornehmen, ev bewahrt 
feine Nechtsftellung zu beiden Kriegführenden in derjelben Weile, wie fie durch das allge 
meine Bölterrecht für den Friedenszuſtand vorgezeichnet find, Er braucht nicht zu dul— 
den, daß meutrales Eigenthum im Gebiete der friegführenden Staaten ſchuldhafterweiſe 
verlegt wird. Dies find feine Nechte. 

Andererjeitd ſchuldet er jeden Kriegführenden Berantwortlichkeit Dafür, daß; der Geg— 
ner weder Direct oder indivect von ihm begünftigt werde. Er darf nicht dulden, daß neu— 
trales Gebiet Durch feindliche Truppen betreten werde. Er bat ſich jever Störung der 
für die Kriegführung nothwendigen Maßnahmen zu enthalten. Dies find im wefentlichen 
jeine aus dem Begriff der Neutralität abzuleitenden Pflichten. 

Unverfennbar zeigt fich neben Der zunehmenden Achtung vor der Rechtsſtellung der 
Neutralen auch gleichzeitig Das Beſtreben, die Pflichten der Neutralen ftrenger zu beftim- 
men als ehemals. In vielen Strafgefegbüchern werden ſolche Handlungen, welde mit 
den Neutvalitätöpflichten der Staaten im Widerſprüch ftehen, als verbrecheriſch bezeichnet 
(3. B. Anwerbungen für den Dienft einer fremden Armee). Doch darf man hierin nicht 
zu weit gehen. Jedenfalls muß man bentzutage annehmen, daß Verforgung einer frieg- 
führenden Truppe mit Heilapparaten oder Arzneten für feine Verwundeten, Pflege feind- 
licher Soldaten in Erkranfungsfällen nicht als Neutvalititöverlegungen anzujehen find. 
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Ebenſo wenig kann blos moraliiche Parteinahme oder Bezeugung von Sympathien und 
Antipathien in Beziehung auf die kämpfenden Theile einem Staate zur Yaft fallen. 

8. 66. Der Handel der Neutralen. Wenngleich die Principien, welche das 
Berhältnig der Neutralen und der Kriegführenden beherrſchen, im großen und ganzen Mar 
feftgeftellt werden können, jo läßt fich doch nicht verfennen, daß die Thatſachen fich häufig 
gegen die Rechtsregel fträuben, welde den Krieg den Neutralen gegenüber für wirkungslos 
erklärt. Thatfächlih muß der Krieg auf den Zuftand auch neutraler Staaten Einfluß 
haben. Es ift unvermeidlich, daß Neutrale in Folge eines geftörten Credits oder einer 
unterbrochenen Production an den finanziellen Opfern und Koſten des Krieges wider ihren 
Willen theilnehmen. Die ſchwierigſte Frage in der Yehre von der Neutralität bezieht jich 
auf den Handelöverfehr. Der Handel ift nicht blos ölonomiſche Thätigkeit der Indivi— 
duen, ſondern auch finanzielle Hülfsquelle der Staaten. Daher tritt bier ein gewiſſer 
Segenfag zwiſchen den Intereſſen ver Krienführenden und der Neutralen hervor. ever 
der Nriegführenden bat das Bemühen, feinen Gegner von dem ausmärtigen Handel 
abzufchneiden, durch welchen Diefer feine eigenen Erzeugniffe verwerthen und feine Bedürf— 
nifje beziehen fann. Die Entziehung ganz allgemein gefühlter Lebensbedürfniſſe kann mög: 
lihermeife ein wirffames Motiv der Nachgiebigfeit im Kriege werden. Mit der Lähmung 
des auswärtigen Handels werden überdies ſtets die inneren Hülfsquellen eined höher ent— 
wielten Staates ind Stocken gerathen. Je Lebbafter die Induftrie und der Großhandel 
eines Staates fich zu berhätigen pflegen, deſto empfindlicher für den Staat ſelbſt jede 
Unterbredhung. Eben diefelben Gründe, welche einen Kriegführenden beftunmen, den Han— 
del des Gegners thunlichht zu ſchädigen, laſſen aber umgekehrt die Fortiegung der früher 
angefnüpften Handelöbeziehungen den neutralen Staaten wünſchenswerth erſcheinen. Cie 
haben das dringende Intereſſe, ihre Bezugsquellen und ihre Märkte im Auslande unver: 
ändert zu erhalten. Das Bölferrecht hat die Aufgabe, Die rechtliche Ausgleichung zu fin 
den. Es muß davon ausgeben: Der Feind ift nur mit den der Verfügung der Krieg— 
führenden thatſächlich und vechtlich unterkiegenden Mitteln, nicht Direct auf Koften der Neu: 
tralen zu bekämpfen. Echadenszufügungen können ‘zwar, von einer Partei im Kriege aus— 
gehend, auf neutrale Staaten in ihren Folgen fortwirfen, jollen aber niemals, Durd die 
neutralen Staaten vermittelt, auf den Feind im Kriege übergeleitet werden. Hieraus 
ergeben ic) naturgemäß folgende Negeln: Der Handel der Neutralen mit dem Feinde 
kann nicht verboten werden, aber er unterliegt thatſächlichen Störungen, für welde fein 
Schadenserfag verlangt werden kaun. Am allenwenigften kann der Handel neutraler 
Staaten unter einander irgend einer Verfügung der Kriegführenden unterworfen fein. 

Im binnenländiſchen Handel werden fih der Anwendung dieſer Grundſätze feine 
großen Schwierigkeiten in den Weg ftellen. Die Commumicationen find meiſtens gehemmt 
oder gefährdet, Die Bewegungen der Armeen ſo ausgedehnt, daß eine Annäherung an den 
Krugsihauplag erichtvert werden fan. Schon aus dem Grunde, weil der Handel zur 
Auskundſchaftung leicht benugt werden fünnte, wird er das Schickſal des Perſonenverkehrs 
theilen und ſtrengſter Ueberwachung unterworfen fen. Im Seekriege verhält es ſich an— 
ders. Eine dauernde Occupation der Seewege iſt nicht möglich. Die hohe See hat 
außerdem die doppelte Eigenſchaft: einmal zuläſſiger Schauplatz der Feindſeligkeiten für 
die Kriegführenden und gleichzeitig auch friedlicher Verkehrsweg für die neutralen Staaten 
ſein zu lönnen. Wenn man von den Beſchränkungen des neutralen Handels zu Kriegs— 
zeiten Ipricht, pflegt man überhaupt nur den neutralen Handel zur See zu meinen. 

Her zeigt fich mun Folgendes: Während der der Natur des Meeres als eines freien 
Verfehrsgebietes aller Nationen allein entiprediende Sag der fein würde: „Sriegführung 
ur See iſt nur foweit zu Dulden, als der Handel Der Neutralen darunter nicht Leider“ 
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bat die ältere mit den Seeberrichaftsgelüften vermobene Praxis meiſtens den Satz binges 
ſtellt, daß der Handel der-Neutralen zur See nur ſoweit unbeläftigt bleiben könne, als 
Die Zwecke der Kriegführung Dies geftatten. Das gegenwärtige Seekriegsrecht hat zwar 
namentlih 1856 Durch die beveitd erwähnte Abfchaffung der Kaperei und andere Berbef- 
ferungen bedeutende Fortichritte gemacht, doch wird der volle Abjchluf einer bisher vielfach 
verfünnnerten Völferredhtsentwidelung erſt dann erreicht fein, wenn einerjeis die Unverleg- 
lichleit des Privateigenthums zur See und andererfeits Das Hecht der Neutralen anerkannt 
fein wird, die hohe See überhaupt den Feindfeligkeiten der Kriegführenden zu verichließen 
oder mit anderen Worten fie dauernd für meutral zu erfläven, unter der Beſchränkung 
dieſes Begriffes, daß damit eine einfache Durchſchneidung der Seegewäſſer Durch Kriegs: 
ſchiffe nicht ausgeichloffen werben Toll. 

Bom Standpunkte der gegenwärtigen Völkerrechtspraxis aus kann der Seehandel der 
Neutralen überhaupt noch emer vierfachen Beſchränkung untenvorfen fein: durch Blodade, 
durch die Regeln über Kriegscontrebande, durch Verbindung mit feindlihen Eigenthum 
und durch Das Unterſuchungsrecht zur See. 

(Literatur: Die neueſten Arbeiten über den Handel der Neutralen find folgende: Sötbeer, 
Sammlung officieller Actenftüde in Bezug auf Schiffahrt und Handel in Kriegszeiten. Grund- 
sie des Seevölkerrechts der Gegenwart, 1355. Nachtrag dazu 1657 und 1859. Nene Samm— 
ung officieler Actenftüde, 1859—1862. - F. W. Russell, The new maritime Law. New- 
York 1556. — Hautefeuille, Histoire des — des progres et des variations du 
droit maritime international, 1855. — J. F. Macqueen, Chief points in the law of 
war and neutrality, search and blockade, 1862 — E. Cauchy, Le droit maritime in- 
ternational, eonsiderd dans ses origines et dans ses rapports avec les progres de la ci- 
vilisation, 2 tom. 1862. — Hautefeuille, Des droits et des devoirs des nations neu- 
tres en temps de guerre maritime. 2 ed. 1955. — L Gessner, Les droit des neutres 
sur mer, 1965.) 

8.67. Recht der Blodade Unter Blockade werfteht man die Abjperrung 
eines feindlichen Plages Durch eine denjelben belagernde Macht. Zu Yaude pflegt eine 
Belagerung meiftentbeiis in völliger Abſperrung von allem Verkehr zu befichen. Eine 
Seeblodade ift Dagegen ihrer ganzen Art nad unvollftändige Abſperrung eines Platzes für 
den Seeverkehr; wenn nicht etwa eime Belagerung zu Yande hinzutritt. Für den Haus 
del der Neutralen bat vornehmlich die Blodade größerer Seehandelsplätze und Häfen 
eine weitgreifende Bedeutung. Als eine Beranftaltung der Ktriegführenden wird bie 
Blockade zu beachten fein; aber mır dann iſt das zu fordern, wenn fie effectiv, d. h. 
wirkſam gehandhabt wird. Sie muß über folche Streitkräfte zur See verfügen, daß die 
Annäherung an den feindlichen Plag nur mit augenjcheunlicher Gefahr der Aufbringung 
bewerfftelligt werben fan Darin Liegt ausgedrüdt: daß allerdings eine Ummöglichkeit 
der Annäherung nicht zur Wirkfamfeit gefordert werden kann, wohl aber nad) dein ges 
möhnlihen Yauf der Dinge die Durchbrechung der Abiperrungslinie als Sache befon- 
derer Geſchicklichleit, beſonderen Glückes, bejonderer Schnelligkeit oder befonderer Unauf- 
merkfamtert eines blodivenden Geſchwaders anzujeben fein würde. Der Neutrale darf 
nicht beanfpruchen, daß Jeinetwegen die Anftalten der Kriegführung verftärkt werben; der 
Gedanke ift, daß ſolche Machtmittel, die dein Feinde gegenüber ausreichend find, um ihn 
vom Seeverkehr abzuichneiden, aud den Neutralen zur Achtung verpflichten. Welche Mit- 
tel nun ausreichend find, um eine Seeblodade berzuftellen, ift eine durchaus concrete That- 
frage, deren Beantwortung ſich nad der Dertlichfeit des blodirten Plage und der ums 
gebenvden Küſtengewäſſer und der nautiſchen Technit der blodivenden Schiffe in jedem ein= 
zelnen Falle richten wird. Inden die Pariſer Friedensverhandlungen vorichreiben, daß 
Die Vlodaden, um für neutrale Staaten verbindlich zu fein, effectiv fein müſſen, haben fie 
einen Grumdiat hingetellt, welcher der weiteren Ausführung bedarf. — entſpricht 

v. Helpenterff, Gnenelpätie ber Rechtswiſſenſchaft. J. 
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8 dem völferrechtlichen Intereſſe durchaus nicht, den zur See überlegenen kriegführenden 
Staat jeinerfeits nach Gutdünken entjcheiden zu laffen, was er zur wirkſamen Blodirung 
tbun will. Erfahrungsgemäß wird er ſich den Neutralen gegenüber mit einem Minimum 
begnügen. Er wird niemals zugeftehen, daß eine Blodade dem Erforderniß der Effectivie 
tät nicht entſprach. 

Zu ihrer Verbindlichkeit für Neutrale bedarf die Blockade auferdem der Notification 
an die Neutralen durch die zur Verhängung des Blodadezuftandes legitimirte Gewalt. 
An welcher Weiſe die Anzeige geſchieht, ift gleichgültig, jedenfalls muß, wenn fidy für 
Neutrale Nachtheile ergeben jollen, dieſelbe als rechtzeitige Warnung wirten können. Ord— 
nungsmäßige Blockade verpflichtet ſowohl die Regierung als die Unterthanen eines neu— 
trafen Staates zur Anerkennung und Beobachtung. Der Verſuch mit einem blodirten 
Plag zu verkehren oder einen blodirten Hafen zu verlaffen, iſt Zuwiderhandlung gegen 
das Recht der Kriegführenden. Mißlingt ein derartiger Verſuch, jo ift das Vergehen 
des Blodadebruhs vorhanden, melder im Wege der Zelbfthülfe geahndet werden 
darf und Wegnabme des Schiffes und feiner Ladung, auch Feithaltung feiner Mannihaft 
zur Folge haben kann. Gelingt der Blodadebrud, jo it das ein Beweis, daß fie in 
einem gegebenen conereten Fall nicht thatkräftig genug gehandhabt wird und der neutrale 
Staat kann ſeinerſeits nicht für dieſen Mißerfolg verantwortlid gemacht werden. Bon 
Wichtigkeit ift die Frage: Wann das Vergehen des Blodadebruchs joweit vorgejchritten 
if, daß eine Wegnahme als gerechifertigt zu erachten ? Auch hier zeigt fich wiederum ber 
alte Gegenfag der Interefjen, indem die Kriegführenden ſich vielfach im ihren Priſengerich⸗ 
ten mit unbeſtimmten Präſumtionen zum Nachtheil der Neutralen beholfen haben. Nach 
der ſtrengſten Anſicht der Neutralen wäre Ergreifung in flagranti nöthig, nach der ftreng- 
ſten Anſicht der Kriegführenden ſchon bloße Verſegelung eines Schiffes nach einem neu— 
tralen Hafen genügend, um die Wegnahme zu rechtfertigen. 

8. 68. Kriegscontrebande. Verſorgung Des Feindes mit Mitteln der Krieg— 
führung iſt, wenn von Unterthaneu begangen, verrätheriſch, wenn von Neutralen unter— 
nommen, neutralitätswidrig. Zuvörderſt iſt jede Regierung verpflichtet, die Zufuhr von 
Kriegsmaterial an einen der Kriegführenden zu hindern. Im Seehandel ſind indeſſen 
Controle und Ueberwachung äußerſt ſchwierig. Daher die ergänzenden Regeln der ſtriegs— 
contrebande oder die Zuläſſigkeit der Selbſthülfe gegen neutrale Unterthanen wegen neu— 
tralitätswidrigen Handels mit dem Feinde. Webertretung der aus den Neutralitätspflid- 
ten abzuleitenden Handelöverbote (contra bannum) hat mindeftens Gonfiscation ber 
Kriegicontrebande zur Folge. Zweifelhaft und bejtritten ift, ob ein Fahrzeug, welches 
Kriegscontrebande an Bord hat, gleichfall® weggenommen werden darf; ob Wiffenichaft 
des Gapitäns oder Befrachterd von der Eigenschaft der Fracht erforderlih oder nicht ? 
Die größte Schwierigkeit ergibt fidh aber wiederum bei der Intereffenfrage: was als 
Kriegkcontrebande nach allgememem Völkerrecht angeſehen werden darf? Seit Grotius 
hat man verfucht, mit Rückſicht auf die Neutralititöpflichten alle Handelsartifel unter 
einem dreifachen Gefichtöpuntte zu gruppiren: 1) ſolche Waaren und Materialien, welde 
niemals für Kriegszwede beſtimmt fein können (4. B. Bücher, Papier u. ſ. w.,, 2) foldye 
Gegenſtände, welche bet ihrer Anfertigung ftets für Zwede der Kriegführung beftimmt zu 
jein pflegen: Kriegs- und Transportſchiffe, Meilttäreffecten, Waffen, Kriegsmunition, 
3) ſolche Gegenftände, welche theils zu friegeriichen, theils zu friedlichen Zwecken verwen— 
det zu werden pflegen (ſ. g. res aneipitis usus. Dielen drei Claſſen werben im we— 
Ventlichen werfchtedene Nechtöregeln angepaßt werben müſſen. Die erjte darf niemals 
einem Handelsverbote unterworfen werden, Die zweite Claſſe von Gegenſtänden bedarf 
feines Berbotes, weil ihr Zweck ein ſolches von felbit nad allgemeinen Grundfägen in 
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ſich trägt. Streitig und zweifelbaft iſt die dritte Claſſe. Sie iſt überbied von größter 
bandelöpolitifcher Wichtigkeit, weil gerade diejenigen Handelsartikel, welche die größten 
Werthe vepräfentiren, für Krieg und Frieden gleich nothwendig und gleih braudybar 
find: Rohmaterialien, wie Eifen und Steintohle, Bauholz, Hanf, Schwefel, Salpeter, 
Lebensmittel, Getreide, edle Metalle, Geld, Dampfmaſchinen für Schiffe. Der Kriegfüh— 
rende betrachtet ſolche Gegenftände einfeitig mit Rüdjiht auf ihren Werth für feinen 
Gegner, der neutrale Staat vorwiegend von Standpunkt feines Handelsvortheiles. 
Will man den Kriegführenden geftatten, ein einfaches Verbot zu erlaffen, welches gewiſſe 
Gegenftände für Contrebande erklärt; jo überliefert man den neutralen Handel ihrer Will- 
für; folgt man lediglih der Meinung der Neutralen, jo wäre es denkbar, daß die 
Kriegführung erhebliche Beeinträchtigung erfahren fünnte. Ein Ausweg aus dieſen Schwie— 
rigfeiten fann nur vermittelt der pofitiven Bertragsichliegungen gefunden werben, durch 
welde entweder die Nationen gemeinfam von Zeit zu Zeit beitimmen, was außer dem 
eigentlichen Waffenhandel als Kriegscontrebande angejehen werben darf, was nicht. Das 
Weſen der Kriegscontrebande iſt eigentlich won thatſächlichen Berbältniffen abhängig ; die 
nur gelegentliche oder nebenfächliche Beſtimmung gewiffer Gegenftände zu friegerifchen 
SO perationen, oder die Qualität eined Rohſtoffes, der eine Beränderung und Umformung 
Durch induftrielle Arbeit verlangt, jollte niemals ein Verbot rechtfertigen. Jedenfalls kann 
fih ein Staat der Conſequenz der von ihm eigenmächtig erlaſſenen Handelsverbote nicht 
entziehen. Er wird, wenn er in ber Page der Neutralen fich befindet, unbedingt gegen 
ſich jelbit gelten laſſen müſſen, was er ald Kriegführender feinerjeitS von den Neutralen 
beanspruchte, und umgekehrt als Kriegfüihrender Berzicht leiſten auf Verbote, die er als 
Neutraler früher gegen fich felbft nicht anerfannte. Bis jett gibt es feine überall gang- 
baren Beftimmungen über den Begriff der Kriendcontrebande, doch ift es unzweifelhaft, 
daß die Handelöinterefien mehr und mehr die Ueberband gewinnen über Die militäriſchen. 

Der Thatbeftand des verbotenen Handels ift gegeben wicht etwa mit bloßem Kauf 
und Berkauf zwiſchen Unterthanen eines neutralen Stanted und andererfeits denjenigen 
einer Friegführenden Macht, ſondern, wie man meiftentheil® annimmt, mit der begonnenen 
Zufuhr, aljo mit beginnender Yeiftung an den friegführenden Staat als Empfänger. 
Unter diefem Gefichtöpunfte hat man aud einzelne perſönliche Dienftleiftungen für den 
Feind als Kriegscontrebande aufgefaßt, 3. B. Beförderung von Mannſchaften oder von 
Depeichen für eine feindliche Armee. 

(Literatur: Moseley, What is eontraband of war and what is not. Comprising 
all the american and English authorities on the subjeet, 1861. — Marquardien, Der 
— Zur Lehre von der Kriegscontrebande und dem Transportdienſt der Neutralen. 

$. 69. Beihlagnahme des neutralen Eigenthbums zur See. Wäh— 
rend das feindliche Eigenthum zur See der Wegnahme unterliegt, ift neutrales Eigen: 
thum — abgejehen von den Fällen der Kriegscontvebande und des Blodadebruchs an ſich 
unverleglih. Nun fünnen aber dieſe einfadyen Regeln auf Schwierigkeiten ftoßen, wenn 
neutrales und feindliches Eigenthum in äußerer Berbindung mit einander treten: Ent— 
weder neutrale Fracht auf feindlichen Seefchiffen, over feindliche Fracht auf neutralen 
Schiffen. Mit der Löſung des hier gejtellten Problems haben ſich die Tegten Jahrhun— 
derte in der Yiteratur und auf den Schlachtfelvern, in der Diplomatie und in Friedens 
ſchlüſſen beſchäftigt. Der Reihe nach find folgende Normen aufgeftellt und zeitweife 
beobachtet worden: 1) Entweder „frei Schiff: unfrei Gut, unfrei Schiff: frei Gut‘; 
d. b. die Separation der juriftifch nachweisbaren Eigenthumsftüde der Neutralen und des 
Feindes wird fir die Zwede der Wegnahme oder Freigabe vollzogen. Anfcheinend der 
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Theorie entſprechend, hat dieſes von den Engländern ehemals befolgte Syſtem den ſchwe— 
ren praftifchen Nachtheil, daß die Intereſſen der Neutralen nicht geſchont, ſondern im Ge— 
gentheil durch die Nachforſchungen nach der Eigenfchaft der an Bord neutraler Schiffe 
geladenen Waare in fortlaufenden Störungen des neutralen Seehandels verlegt werden. 
2); Schon die feindliche Eigenſchaft eines Beitandtheild im Verkehr ſei 8 des Schiffes, 
oder der Yadung bat den Berfall des neutralen Eigenthums an dem anderen Beftandtbeil 
zur Folge: ein Syſtem, welches als Repreſſalie gegen das erftere zeitweife von Frankreich 
gehandhabt wurde. 3) Der Grundfag: „Die Flagge dedt die Ladung“ oder: „frei Schiff : 
frei Gut; unfrei Schiff: unfrei Out; wobei juriftiich davon ausgegangen wird, daß Die 
Eigenfchaft Der Hauptſache (alfo des Schiffes), über Wegnahme oder Freigabe der Neben= 
ſache (alfo der Waare) entjcheiden ſolle. Dieſes dritte Syſtem wurde von den neutralen 
Staaten der englifchen Seerechtspraxis entgegengeftellt. 4) Die Vereinbarungen von 
Paris (1856) haben nicht nur das englifche Syſtem verworfen, fondern noch einen Schritt 
über die ehemals von den Neutralen geftellten Forderungen hinaus getban. Es gilt nun— 
mehr der Sag: frei Schiff, frei Gut — in foweit alfo die bisherige Rechtsauffaſſung 
der Continentalftaaten; außerdem aber auch: unfrei Schiff, frei Gut — infoweit aljo 
die alte Regel der Engländer. Neutrale Schiffe decken die feindliche Fracht; neutrales 
Eigenthum darf aud an Bord feindlicher Schiffe nicht weggenommen werben. Der ein= 
zige Nachtbeil, welcher ſich alſo gegenwärtig für den neutralen Handel in feiner Beziehung 
zur Nhederei eines friegführenden Staates ergeben kann, ift der: daß mit der Aufbringung 
eines feindlichen Schiffes die neutrale Waare feitgehalten, von ihrem Beftimmungsorte 
entfernt und durch Zeitwerluft oder Verſchlechterung entwerthet werden fann, 

Ss. 70. Frühere Jahrhunderte kannten aufer den bereits angeführten Hemmungen 
des neutralen Handels noch anderweitige Beſchränkungen, Deren rechtliche Zuläffigfeit in 
der neueften Zeit eine zweifelhafte geworden tft. Cie dürfen als Verlegungen der Neu— 
tralen betrachtet und deswegen als unerlaubt bezeidinet werden. Hierber gehört 1) das 
Berbot neutraler Küſtenſchiffahrt längſt eines feindlichen Yıtorald. Grund deſſelben war 
die Schwierigkeit weit ausgedehnter Blodade. 2) Tas Verbot des neutralen Handels 
mit den feindlichen bis zum Ausbruch des Krieges vom Mutterlande verichloffen gehaltenen 
Colonien, wobei man von dem Sage ausging, daß die Yage der Neutralen im Krieg nicht 
vortheilhafter werden dürfe, als fie bei fortbeftehendem Frieden geweſen fein würde. 
3) Das Vorfaufsrecht der Kriegführenden an ſolchen Handelsartifeln der Neutralen, welche 
dem Feinde zugeführt werben und ohne gerade Kriegdcontrebande zu fein, Doch Vortheile 
irgend welcher Art verichaffen fünnten. 4) Das Recht, neutrale Handelsichiffe zu den 
im Kriege notbwendigen Transportdienften gemaltfam gegen Entſchädigung zu gebranden. 


(Literatur: % 8. Aegidi und Klanbold, Frei Schiff unter Feindesflagge. Sammlung 
der Beftrebungen zur Kortbildung des Seerechts ſeit 1556, auf Veranlaſſung der Bremer Hans 


delslammer berausaegeben. — Vidari, del rispetto della proprieta privata fra gli stati 
in guerra, 1867. — Yeaman, Some observations upon international prize law and 


the abolition of marine captures. 1867), 

8. 71. Das Durchſuchungsrecht. Handelsſchiffe ciner fremden Macht dür— 
fen in Ermangelung eines ausdrüdlich geftattenden Vertrages auf hoher See in Friedens: 
zeiten nicht angehalten oder Durchlucht werden. Zu Kriegszeiten galten bisher andere Re— 
geln, indem ein Durchſuchungsrecht bisber geübt wurde zur Wahrnehmung der ben Krieg— 
führenden gegen den neutralen Seehandel zuftehenden Rechte. Gegenftand der Durchſu— 
hung find nur Handelsfahrzenge, niemals Nriegsichiffe, deren Verhalten durch öffentliche 
Autorität und Verantwortlichleit hinreichend gedeckt iſt. Jedenfalls it das Durchſuchungs- 
recht Des Kriegführenden, als eine bisher von den Neutralen geduldete Ausnahme auf 
das Allernorhwendigfte zu beſchränken. Zunächſt binfichtlih des Ortes. Unter keinen Um— 
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ftänden dürfen die Küftengemäfler eines neutralen Staates ſelbſt gemißbraucht werden; 
und auf hoher Eee kann eine Durchſuchung auch nur an ſolchen Schiffen zugeftanden wer— 
ten, weldhe von oder nach einem feindlichen Hafen fegeln oder zu ſegeln fcheinen. Schiffe, 
die offenbar auf der Fahrt zwiſchen zmei neutralen Häfen begriffen find, dürfen nicht ans 
gehalten werden. Unterfuchungsberechtigt find Truppenbefehlshaber oder Capttäne eines 
Kriegsichifies, Falls Kaperei befteht, auch Kaperſchiffe, ohne daß es irgend einer fpeciellen 
Vollmacht bedürfte. Aber diefe Berechtigung verfteht fich im einzelnen Fall doch nur uns 
ter der Vorausſetzung eines binveichenden Grundes, mindeftens alfo eines durch die Um— 
ftände gerechtfertigten oder entichuldbaren Verdachts, daß das unterfuchte Schiff gegen die 
Rechte der Kriegführenden verftoße, 3. B. wegen Befrachtung mit Kriegscontrebande oder 
wegen Führung einer neutralen Flagge ſeitens eines der Wegnahme unterliegenden finds 
lichen Fahrzeuges. "Ch fid der anfangs gebegte Verdacht hinterher beftätigt oder nicht, 
ändert an dem Berhältnig des neutralen Staates zu dem vorgenommenen Unteriuchungs- 


“acte ſelbſt nichts, erft ein gar nicht zu vechtfertigender Gebrauch des Durchſuchungsrechtes 


würde ben Kriegführenden vwerantwortlih machen. Mit Beziehung auf Das durchluchte 
Schiff kann das Ergebnig der Durchſuchung ein verfchiedenes fein: entweder Widerlegung 
des zur Durchſuchung beſtimmenden Verdachtes und ſolchenfalls fofortige Freigabe; oder 
Verdüchtigkeit, ſei es, daß fie nicht gehoben oder gar beftärft würde, und. joldenfalls Be— 
ſchlagnahme zum Zwede Definttiver gerichtlicher Aburtheilung vor einem Prifengerichte. 
Als verftärtte Gründe des Verdachtes behandelt die Praxis insbefondere: Widerſetzlichkeit 
gegen die durchſuchende Mannichaft oder Vernichtung der Legitimations⸗ und Schiffspapiere 
vor vollendeter Unterfuhung. Im Falle fich ein unterfuchungspflichtiges Schiff auf die 
Flucht begibt oder ernſthafter Wiverftand verfucht wird, kann nach worangegangener War: 
nung Gewalt bis zum äufßerften gebraucht und bis zur Zerftörung ausgedehnt werden. 
Die Art dev Durchſuchung ſelbſt kann je nach den Umftänden willkürlich ftrenger oder 
leichter gebandhabt werden. Mit Rüchkſicht auf ſolche äußere Modalitäten wollten einige 
Publiciften ein einfaches Beluchungsrecht (right of visit) beftehend in dem bloßen Beſtei— 
gen des Schifföförpers und ein ſtrengeres Durchſuchungsrecht, beftehend in der Erforſchung 
der inneren Schiffsräume unterichteden willen. Doch find dies Lediglich Untericheidungen 
quantitativer Art ohne juriftiichen Werth. 

(8iteratur: W. B. Lawrence, Visitation and search: or an historieal sketch of 
the British elaim, to exerceise a maritime police over the vessels of all nations in peace 
as well as in war, 18581, 

$. 72. GConvotirung. Unter allen Umſtänden ift auch bei mäßigem Gebrauch 
das Durchſuchungsrecht dem neutralen Handel binderlih und läftig. Dazu kommt, daß 
fich gegen Chicane wenig thun läßt. Um fich gegen den Mißbrauch zu fchügen, verfiel 
man auf das ſichere Geleit. Die Holländer beanfpruchten zuerft ein Geleitsrecht 
‘droit du convoi) in dem Sinne, Daß der neutrale Staat in der Uebernahme der Ver: 
antwortlichkeit für Neutralitätsverlegungen feiner Unterthanen deren Handelsichiife bis 
zu ihrem Beftimmungsorte von feinen Häfen aus durch Kriegöfahrzenge begleiten läßt. 
Tie Undurchjuchbarteit der Kriegsichiffe wird hier ausgedehnt auf ſolche Fahrzeuge, die 
fich ausdrücklich unter obrigkeitliche Autorität begeben und von Kriegsichtifen überwachen 
laflen. In der That Icheint es auch ganz natürlich, daß jeder neutrale Staat im In— 
terefje der Kriegfübrenden und feiner eigenen Unterthanen eine weitergehende Verantwort— 
lichkeit Für die Beobachtung der Neutralität im Seehandel übernehmen fann, daß er be 
anſpruchen darf, für feine ausdrücklichen und amtlichen Erklärungen über die nicht neu— 
tralttätswidrige Eigenichaft eines Seetransportes öffentlichen Glauben auch bei den Kriege 
führenden zu finden, Dielen Glauben kann ein Staat allerdings nur ſoweit fordern, als 
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er im Stande ift, ſich Einficht zu verſchaffen in die Natur der mit dem Geleitsrechte 
ausgeftatteren Sendungen. Soldye Handelsichiffe, die ſich jelbft auf hoher See einem 
Geleite anfchließen, hören darum nicht auf, Gegenitand der Durchfuchung zu fein; ebenjo 
kann regelmäßig kein Staat die Verantwortlichfeit übernehmen für Schiffe einer anderen 
neutralen Macht, follten diefelben aub aus feinen Häfen auslaufen. Für den Fall, daß 
nach worausgehender Zerſtreuung eines Schiffsgeſchwaders geleitsberechtigte Fahrzeuge fich 
mit anderen nicht berechtigten wermifchen, Darf überdies der Identitätsbeweis fiir Die zum 
Geleite gehörigen Schiffe von den Kriegführenden verlangt werden. Jedenfalls befteht nicht 
der mindefte Grund, das Geleitsrecht, wie von Seiten Englands geſchah, grundſätzlich zu 
beitreiten. 

8. 73. Priſengerichtsbarkeit. Ueber die Seebeute und die Wegnahme 
feindlichen Eigenthums zur See entfcheiven regelmäßig Behörden der Friegführenden Staa- 
ten unter dem Titel der Priſengerichte. Weggenommene Fahrzeuge oder Güter Des 
Feindes pflegen daher zum Zwecke ihrer Gondemnation als „gute Priſe“ vor ein Sees 
oder Admiralitätsgericht geftellt zu werden. Diefe Praris bat den doppelten Zinn, daß 
der friegführende Staat, der Prifengerichte einfegt, die Privatfriegführung durch Kaper 
feiner Autorität unterwirft und die Gewißheit erlangt, daß nicht neutrales Eigentbum in 
unberechtigter Weiſe gefchädigt werde. Die Verpflihtung jede Prife auch die unzweifel— 
baft feindliche einem Prifengericht. zu untenwerfen, ift Daher welentlich ftaatsvechtlicher 
Natur; oder fie bezieht fi doch ihrem Grunde nach nur auf das Verhältniß des Krieg— 
führenden zu neutralen Mächten. Kriegführende jelbit können ſich micht beſchweren, wenn 
ihr Eigenthum, welches der Aneignung unterliegt, ohne juriftiihen Proceß auf hoher 
See zerftärt wird. Denn nicht Die Adjndicatton, ſondern die gemaltiame Wegnabme iſt 
der Grund des Eigenthumsverluftes für den bisherigen Eigentbümer, Ob die neutralen 
Staaten es rügen können, wenn feindliches Eigenthum auf bober See jofort vor geſche— 
bener Gondemmation dur ein Prifengericht vwernichtet wird, iſt neuerdings ftreitig ges 
worden, 

Aber auch die Zumiderbandlungen des neutralen Seehandels gegen die Nechte der 
Kriegfübrenden werben den Prifengerichten unterworfen. Ihre Jurisdietion über die auf 
hoher See Begangenen Vergehen fremder Unterthanen tt alſo eine Abweichung von den 
gewöhnlichen Regeln, welche dem Durchſuchungsrecht durchaus correfpondirt und gleichham 
eine Ergänzung zu Ddemfelben bildet. Die Gompetenz der Prifengerichte, hergeleitet aus 
einem willtürlich fingirten forum arresti oder deprehensionis tit eine ſehr weit ausge: 
dehnte, weil fie auf eigenmächtiger Uebung der Seemächte beruht. Auch das Verfahren 
ift den Neutvalen im höchſten Maße ungünſtig. Man bezeichnet daſſelbe als einen 
Neclame:Procef, in welchem der Eigentbümer des weggenommenen Gutes als Bindic- 
ant oder Neclamant auftritt und den Ungrund der Wegnahme zu beweiſen hat. Ein 
derartiger negativer Beweis ift immer ſchwierig. Dazu fommt, daß Die Seerechtspraris 
den Unterthanen der neutralen Staaten vwielfah ungünftige Präſumtionen entgegenfegt. 
Insbefondere pflegt Dies dann zu geicheben, wenn das mweggenommene Schiff ehemals 
einem feindlichen Untertanen gehörte und nad) dem Ausbruch des Krieges in das Eigen— 
thum eined Nentralen überging. Für Die Kenntniß der materiellen Normen, nad denen 
die Prifengerichte verfahren, tft die Praxis der engliſchen Admiralitätsgerichte und dem: 
nächſt in zweiter Pinte der amerifanifchen und franzöſiſchen Seegerichte Die reichite Fund— 
grube. Bon einer gerechten Prifenjuftiz gegen Neutrale kann aus mehr als einem Grunde 
bis jest feine Rede fein. Denn einmal ftebt es in der Willkür des urtheilenden Staa— 
tes, welche Beweismittel er überbaupt den neutralen Unterthauen geftatten will. In den 
Fragen des materiellen Rechts waltet jener ſchwere Conflict zwiſchen den Intereffen der 
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Kriegführenden und der Neutralen, welchem ſich aud der Richter in feiner nationalen An— 
gehörigfeit zu einem Friegführenden Staate ſchwerlich wird entziehen fünnen. Die oberfte 
Bürgschaft aller Rechtspflege, Die Unparteilichteit der urtheilenden Perfonen fehlt in den 


meiſten Fällen. Wenn in diefer Hinficht irgend ein Fortſchritt gemacht werden ſoll, jo 


muß die Brifengerichtsbarfeit über Die Neutralen eine gänzlich veränderte Geftalt anneh— 
men. Entweder wird hier ein gemifchter Gerichtshof, zuſammengeſetzt aus Mitgliedern 
des friegführenden Staates und der neutralen Mächte eine zuverläfigere Inftanz darbie— 
ten, oder das Schiedsgericht eines dritten unbetbeiligten neutralen Staats angemeffen fein. 
Jede einfeitig geübte Juſtiz der Kriegführenden follten die Neutralen zurückweiſen, befon= 
ders wenn fie ſelbſt gewillt find, den Handel mit Kriegscontrebande ihren Unterthanen zu 
unterfagen. Die Verwickelungen und Schwierigkeiten der Prifenjuftiz werden übrigens 
ſehr erheblich ſchon dann vermieden, wenn man endlich fich entjchließen wollte, die Unver— 
letslichfeit des feindlichen Privateigenthums zur See anzuerfennen. Die materielle Com— 
petenz der Prifengerichte würde damit ihr bauptjächliches Object verlieren und von ben 
jegt wichtigen Fällen blieben alsdann nur nod die Kriegscontrebande und der Blockade— 
bruch übrig. Ob jene große Reform durchgeführt würde oder nicht, immer hätte 
Deutichland übrigens allen Anlaß, die völferrechtlice Seite des Seerechts ernfthaft zu 
pflegen. Bisher verhielt es ſich weſentlich pafjio gegenüber den fremden Nationen. Seit— 
dem es begonnen hat, feine Kräfte zur See zu entwideln und eine Kriegsmarine zu be 
gründen, ift e8 auch berufen, an einer unzweifelhaft nothwendigen Weiterentwidelung des 
Seerechts theilzunehmen. 

(Literatur: Deane, Effect of war upon the trade and property of neutrals and 
maritime capture and prize, 1652, — G. Eushinzton. A manual of naval prize law, 
1866. — Pritchard, a digest of the law and practice of the High Court of Admi- 
ralty of England, 2 ed., 1865.— Katchenowski, Prize law (aus dem Ruſſiſchen über- 
ſetzt von Pratt), 1866. — A. de Pistoye et C. Duverdy, Traite des prises maritimes 


dans lequel on a refondu, en partie le traite de Valin en l’appropriant ü la legislation 
nouvelle, 2 tms. 1855). 
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